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Vorwort 

Die  Empfindung  innerer  Befriedigung,  die  sonst  den  Ver- 
fasser beim  Abschlüsse  eines  umfangreichen  Werkes  belohnt, 
bleibt  in  diesem  Falle  theilweise  aus.  Vielerlei  Gründe  haben 
die  rasche  Durchführung  gehemmt  und  acht  Jahre  sind  seit  dem 
Erscheinen  des  ersten  Bandes  verstrichen.  Vermag  schon  dieser 
Umstand  zahlreiche  Ungleichheiten  in  der  Behandlung  des  Stoffes 
zu  erklären,  dessen  Verarbeitung  nicht  mehr  dem  ursprünglichen 
Plane  entspricht,  so  haben  daneben  die  Vorarbeiten  für  die  den 
Hauptzweck  bildende  Geschichte  des  deutschen  Immobiliar- 
eigentnms  wesentliche  Aendernngen  der  früheren  Disposition 
hervorgerufen;  diese  Aendernngen  betreffen  nicht  nur  den  Um- 
fang,') sondern  auch  den  Inhalt  des  Werkes. 

Es  ist  klar,  dass  ich  mich  nicht  mit  der  Aufzählung  und 
Besprechung  jener  Erscheinungen  begnügen  durfte,  für  welche 
directer  römischer  Einfiuss  mit  mehr  oder  weniger  Berechtigung 
angenommen  wird  ; ich  musste  vielmehr  versuchen,  die  Widerstands- 
kraft der  germanischen  Rcchtselemente  im  allgemeinen  zu 
prüfen;  dies  erklärt  die  Ausdehnung  und  den  Charakter  der  den 
Langobarden  und  Franken  gewidmeten  Kapitel.  Gleichzeitig 
erschien  andererseits  Einschränkung  erforderlich;  denn  diese 
Art  der  Behandlung  war  vom  Standpunkte  der  mir  vor- 
schwebenden Hauptaufgabe  (der  Geschichte  des  Immobiliar- 
eigentums) nicht  für  alle  Völker  geboten,  nämlich  nicht  für  jene, 
deren  ganze  weitere  Entwicklung  durch  die  fränkische  Ein- 
wirkung derart  bestimmt  wurde,  dass  ihr  gegenüber  alles  andere 
zurückzutreten  begann  und  die  etwa  vorhandenen  römischen 
Grundlagen  keinen  intensiven  Einfluss  mehr  ausüben  kennten.^) 
Es  musste  daher,  der  ursprünglichen  Disposition  entgegen,  die 
Absicht,  sämmtliche  germanische  Stämme  des  Festlandes  in 


')  Die  anf  etwa  40  Druckbogen  veranschlagte  Dntersuchnng  ist,  wie 
man  sieht,  weit  stärker  ausgefallen. 

’)  S.  nnten  S.  346  ff. 
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gleicher  Weise  zn  berücksichtigen,  anfgegeben  werden,  trotzdem 
dies  vom  descriptiven  Standpunkte  thunlich  und  nützlich  gewesen 
wäre,  überdies  durch  den  diesen  Untersuchungen  gegebenen  Titel 
förmlich  gefordert  wird. 

Die  beiden  in  Aussicht  genommenen  Excurse  sind  eben- 
falls weggeblieben.  Excui-s  I sollte  den  Zusammenhang  der 
Landuahme  einzelner  Völker  mit  dem  sog.  Einquartierungs- 
system behandeln;  nachdem  aber  die  Landnahme  hier  nur 
historisch  erwähnt  und  ihre  juristische  Bedeutung  kaum  gestreift 
wurde,  erschien  es  richtiger,  diese  Frage  der  Erörterung  des 
Immobilianechtes  zuzuweisen.  Excurs  II  sollte  der  Besprechung 
des  sog.  Personalitätsprincips  gewidmet  werden ; in  dem  Bahmen 
der  vorliegenden  Untersuchung  hätte  jedoch  nur  die  Frage  nach 
der  Analogie  der  im  römischen  Reiche  geübten  Schonung  fremder 
Rechte  und  der  einschlägigen  Erscheinungen  des  germanischen 
Rechtslebens  aufgeworfen  werden  können;  dagegen  bedarf  der 
wichtigste  Ausgangspunkt  dieses  Problems,  nämlich  der  Zu- 
sammenhang zwischen  Rechtsgenossenschaft  und  Territorium, 
einer  eingehenden  Prüfung,  die  hier  nicht  vorgenommen  werden 
konnte  und  richtigerweise  bei  der  Darstellung  der  öffentlich- 
rechtlichen  Wurzeln  des  Immobilianechtes  zu  erfolgen  hat. 

Ich  hoffte  ursprünglich,  sofort  nach  Abschluss  des  vor- 
liegenden Werkes,  mit  der  Geschichte  des  deutschen  Immobiliar- 
eigentums hervortreten  zu  können,  da,  wie  erwähnt,  die  Vor- 
arbeiten für  dieselbe  gleichzeitig  geführt  wurden  und  die 
Durchführung  dieser  Untersuchung  beeinflussten;  dies  war  mit 
ein  Grund  der  Verzögerung  des  Erscheinens  des  III.  Bandes, 
dessen  Druck  schon  1904  begonnen  hatte.  Da  sich  diese  Absicht 
dennoch  nicht  verwirklichen  liess,*)  durfte  das  Erscheinen  des 


£s  wurde  nämlich  inzwischen  die  Errichtung  einer  Lehrkanzel  für 
vergleichende  Rechtswissenschaft  in  Lemherg  in  Angriff  geuominen  und  da 
an  mich  der  ehrenvolle  Ruf  erging,  musste  ich  vor  allem  daran  denken, 
mich  für  diese,  jedem  Rechtshistoriker  naheliegende,  aber  doch  keinem  ganz 
heimische  Aufgabe  vorzubereiten.  Zur  selben  Zeit  wurde  ich  vom  weltlichen 
Orossgmndbesitze  in  den  Bukowincr  Landtag  gewählt,  in  dem  wichtige 
Oesetzesvorlagen  an  den  Juristen  Anforderungen  stellten,  denen  ein  Recbts- 
historiker  an  und  für  sich  nicht  gewachsen  ist.  Die  Übersiedlung  von 
Czernowitz  nach  Lemherg  und  die  neue  wissenschaftliche  Aufgabe,  die  mich 
jetzt  und  für  die  nächste  Zeit  ganz  in  Anspruch  nimmt,  haben  die  Fertig- 
stellnng  der  Oeschicbte  des  deutschen  Immuhiliareigentums  verzUgert. 


Digilized  by  Google 


- XI  - 


seit  drei  Jahren  im  Drucke  befindlichen  Bandes  nicht  weiter  ver- 
schoben werden. 

Der  Nachtheile  dieser  Sachlage  bin  ich  mir  natflriich  bewusst. 
Ein  Werk,  das  im  Hinblicke  auf  ein  anderes  verfasst  wird,  daher 
manches,  was  in  einem  selbständigen  Werke  nicht  fehlen  dQrfte, 
nicht  berührt,  ja  sogar  manche  zu  erörternde  Fragen,  mit  Rücksicht 
auf  das  Hauptunternehmen,  unbesprochen  lässt,  setzt  sich,  auch 
wenn  es  auf  einmal  erscheint,  grossen  Gefahren  aus;  desto  mehr, 
wenn  es  theilweise  und  in  grossen  Zwischenräumen  veröffentlicht 
w'ird,  oder  gar,  wenn  die  Drucklegung  eines  Theiles  so  lange 
aufgehalten  wird,  wie  dies  hinsichtlich  des  III.  Theiles  aus  deu 
obenerwähnten  Gründen  geschehen  ist.  Da  müssen  im  Zeitpunkte 
der  Veröffentlichung  des  Schlusses,  nicht  nur  die  früheren  Theile,') 


*)  So  ist  z.  B.  die  wichtige  Oeschichte  der  Vsndaleu  Ton  L.  Schmidt 
und  dessen  Uesch.  d.  dtsch.  Stämme  bis  z.  Ausg.  d.  Viilkerwand.  schon 
nach  Fubliciruiig  des  I.  Thoiles  dieses  Werkes  erschienen,  während  mir  die 
treflTliche  Arbeit  Tsmassia's  (in  Arch.  stör,  lombardo  XI),  die  ich  für  die 
Geschichte  des  Reiches  Odorakars  und  der  Ostgotben  hatte  verwenden 
können,  thatsächlich  entgangen  ist.  Ferner  konnten,  da  sie  nach  1890, 
bezw.  nach  1901,  erschienen,  nicht  benützt  werden:  Rappaport:  D.  Ein- 
fälle der  Gothen  in  das  röm.  Reich  bis  Constantin,  Sehmsdorf:  D.  Germ, 
in  den  Balkanländern,  Martroye:  L’occident  ä I'dpoquo  byzantine,  Kunze: 
D.  Germ.  In  d.  antiken  Lit.,  Bang:  D.  Germ,  im  röm.  Dienst,  C.  H. 
Baale's  Aufsatz  über  den  Defensor  civitatis,  P.  d.  Giudice:  Due  note  all' 
editto  di  Atalarico  (1899),  Conrat's  Arbeit  Uber  den  westgoth.  Gaius,  die 
neueste  Ausgabe  des  Cod.  Theod , zahlreiche  neuere  Aufsätze  über  die 
früheren  Beziehungen  zwischen  Germanen  und  Römern  (z.  B.  Dragendorff's 
Okkupation  Germaniens  durch  d.  Römer,  Haug's  Germ.  Einflüsse  in  d. 
röm.  Obergermanien,  Gundermann's  Germ.  Wörter  bei  Grieeh.  u.  Römern, 
Asbach:  Z.  Gesch.  u.  Kultur  d.  röm.  Rheinlande  u.  s.  w.),  ferner  L.  J ordan’s 
Stnd.  z.  fränk.  Sagengescbichte,  J.  Cramer’s  Verfassungsgescb.  d.  Germ, 
und  Kelten.  Ebenso  Rie  tschel's  wichtige  Untersuchung  Uber  die  germanische 
Tansendschaft,  die  für  Th.  I.  von  grosser  Bedentung  gewesen  wäre;  zwar  habeich 
der  Tausendschaft  keine  übermässige  Bedentung  beigelegt  (s.  Th.  I.  S.  79,  141), 
mich  auch  über  ihre  Herkunft  nicht  geäussert,  hätte  aber,  wie  Rietschel 
m.  R.  ansstellt,  auf  die  römischen  Analogien  eingehen  sollen.  — Alle  diese 
Schriften  sind  nach  Erscheinen  des  I.  bezw.  II.  Theiles  veröffentlicht  worden, 
so  dass  sie  jetzt  nur  noch  höchstens  in  den  Anmerkungen  der  Ergebnisse 
eine  von  jeder  Debatte  absehende  Erwähnung  hätten  Anden  können.  Die 
Resultate  der  neueren  Ortsnamenforschnng  werden  für  die  Darstellung 
des  Immobiliarrecbtes  venvendet  werden. 
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sondern  sogar  der  jetzt  erscheinende,')  literarische  und  sachliche 
Lttcken  bieten. 

So  fallt  es  auch  schwer,  auf  vielfache  Einwendungen,  die 
mir,  theils  in  Becensionen,  theils  privat,  gemacht  wurden,  ein- 
zugehen. Eigentflmlicherweise  ist  ein  Mangel,  den  ich  selbst 
am  meisten  empfinde,  bisher  nicht  hervorgehoben  worden;  nämlich 
die  Nichtberficksichtigung  der  späteren  mittelalterlichen  Ent- 
wicklung, deren  Verwendbarkeit  für  RQckscbIflsse  von  Ficker 
und  in  anderer  Weise  auch  von  E.  Mayer  dai-gethan  wurde. 
In  einer  Untersuchung,  die  fast  das  gesammte  Rechtsleben 

')  Die  1904  begonnene  and  dann,  wie  erwähnt,  unterbrochene  Dmok- 
legnng  des  UL  Tbeiles  erklärt  es,  dass  wichtige  Erscheinungen,  die  der 
VerSffentlichung  des  letalen  Bandes  voran  gegangen  sind,  dennoch  nicht 
ausgenütat  wurden.  So  a.  B.  die  neue  Ausgabe  des  Ood.  Theod.,  die 
Conrat’sche  Beleuchtung  des  westgoth.  Oains,  Seckel’s  Studien  au 
Bened.  Levita,  E.  Hayer's  Anfsata  Uber  L.  Rom.  Utin.  Die  betreffenden 
Bogen  waren  daanmal  schon  gedruckt.  Die  Ausführungen  M.  Krammer’s 
konnten  ans  demselben  Grunde  erst  S.  271.  A.  1.  Überhaupt  nur  kura  er- 
wähnt werden,  während  Uilliger's  aweite  Abhandlung  (Hist.  Vierteljahrschr. 
1906)  und  Rietschel’s  Aufsata  (Ztschr.  d.  Sav.  Stift.  XXVII)  überhaupt 
nicht  mehr  verwendet  werden  konnten.  Insbesondere  hätten  mich  Krammer’s 
und  Rietschel's  Aufsätae  aur  Stellungnahme  veranlasst,  namentlich  hätte  ich 
die  Frage  der  Entstehungsaeit  der  Lex  Salica  in  der  von  dem  aweitgenannton 
Forscher  angegebenen  Richtung  an  erSrtern  gehabt;  die  UnmUglicbkeit  dieser 
Erörterung  empfinde  ich  mit  Rücksicht  auf  dasjenige,  was  ich  S.  30.  A.  3 
anfllhrte;  aus  R.'s  Darstellung  (I.  c.  273.  A.  1.)  entnehme  ich,  dass  R.  geneigt 
ist,  den  Aussagen  der  Prologe  eine  ähnliche  Bedeutung  beianlegen,  wie  ich 
es  gethan  habe.  — Die  wichtigen  Werke  RUbel’s  und  Hensler's  er- 
schienen ebenfalls  erst  in  einem  Zeitpunkte,  der  bloss  ihre  Erwähnung  (s. 
hier  8.  119.  A.  2.,  131.  A.  1.,  243.  A.  1.),  aber  keine  Stellungnahme  mehr 
ermöglichte.  Die  neue  Auflage  von  Brunner's  Rechtsgesch.  konnte  eben- 
falls auf  das  vorliegende  Werk  keinen  Einfinss  mehr  üben.  Für  die  Be- 
handlung der  Privatherrschaften  und  der  Immunität  konnten  wohl  Seeliger's 
Studie,  aber  v.  Stengel’s  Aufsata  erst  während  des  Druckes  (S.  136.  A.  2.) 
berücksichtigt  werden  und  die  durch  Seeliger  hervorgerufene  Literatur  über- 
haupt nicht  mehr;  ebenso  Rostowaew's  Domänenpoliaei  (Philologus 
Bd.  64.).  Zn  spät  wurde  mir  die  Abhandlung  von  F.  Lot:  Fid61es  ou 
vassaux  (1904j  bekannt,  während'  die  Arbeit  Bolkonstein's  über  den 
römischen  Colonat  und  Fr.  Gntmann's  Soc.  Gliederung  der  Bayern  natürlich 
nicht  mehr  bentttat  werden  konnten.  Die  Untersuchung  von  Hans  Fehr 
über  Tit.  68  der  L.  Sal.  kam  ebenfalls  au  spät;  sie  hätte  mir  eine  überaus 
willkommene  Unterstütaung  geboten;  meine  1894  in  den  Grundlagen  d. 
dtach.  Immob.eigentums  vertretene  Auffassung  fand  hier  endlich  Zustimmung 
und  eine  lichtvolle  Weiterführung. 
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betrifil,  war  dies  natQrlich  unmöglich;  in  der  Darstellung  des 
Immobiliareigentums  darf  dieser  Mangel  nicht  eintreten,  da  er 
bei  Behandlung  einer  einzelnen  Institution  nicht  entschuldbar 
wäre.*)  Der  Grund  der  geringen  Berficksichtigung  der  Urkunden 
ist  schon  frtther^)  angegeben  worden;  es  mag  hier  nur  nochmals 
darauf  hingewiesen  werden,  welche  Gefahr  in  einer  nothwendiger- 
weise  unvollständigen  Ausnutzung  des  diplomatischen  Materials 
liegt;  es  ist  Überdies  anzunehmen,  dass  das  allgemeine  Bild  des 
gegenseitigen  Kräfteverhältnisses  germanischen  und  römischen 
Rechtes  darunter  wenig  leidet,  wenn  auch  selbstverständlich 
manches  Detail,  das  hier  nur  angedeutet  werden  konnte,  bei 
lückenloser  Urkundenbenütznng  gewiss  deutlicher  hervorgetreten 
wäre;  dies  gilt  namentlich  für  jene  eigenartige  Verquickung 
römischer  Form  und  germanischen  Inhaltes,  fUr  den  Kampf  von 
Form  und  Inhalt  überhaupt,  der  nicht  nur  im  Obligationenrechte, 
sondern  auch  im  Sachenrechte,  eine  grosse  Rolle  spielt,  und  bei 
Gelegenheit  der  Darstellung  des  Immobiliarrechtes  eine  eingehende 
Behandlung  erfahren  wird. 

Ausser  diesen  Mängeln,  die  sich  aus  der  Anlage  der  vor- 
liegenden Arbeit  ergeben,  darf  man  es  vom  Standpunkte  der 
Bearbeitung  entwicklungshistorischer  Probleme  als  Unzukömmlich- 
keit  empfinden,  wenn  durchwegs  moderne,  beziehungsweise 
römische,  Begriffskategorien  angewendet  werden,  ja  sogar  die 
übliche,  entwicklungshistorisch  unzutreffende,  Grenze  zwischen 
öffentlichem  und  privatem  Recht,  theilweise  beibehalten  wird. 
So  lange  aber  Rechtsgeschichte  und  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft noch  keine  eigene  Systematik  und  keine  ihren 
wissenschaftlichen  Bedürfnissen  angepasste  Terminologie  hervor- 
gebracht haben,  ist  es,  schon  wegen  der  Übersicht,  schwer,  an 
Aenderungen  zu  denken.  Neuerungen  dieser  Art  konnten  hier 
desto  weniger  versucht  werden,  als  die  vorliegende  Arbeit  nicht 
den  Zweck  hat,  eine  Dogmatik  des  römisch-germanischen  Rechtes 
zu  liefern,  sondern  das  gegenseitige  Verhältnis  beider  Rechts- 
ansebannngen,  sowie  die  Art  des  Einwirkens  des  römischen 
Rechtes  auf  das  germanische,  unter  Berücksichtigung  historisch- 

')  Dasselbe  gilt  für  das  angelsächsische  und  nordische  Recht,  deren 
Einbeiiebnog  hier  nicht  unmittelbar  geboteu  war,  für  die  Brgrtlndung  des 
Immobiliareigentnms  aber  unerlässlich  ist. 

S.  Vorwort  tu  Tb.  II.  ü.  XII;  s.  auch  hier  iS.  101.  A.  1. 
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cnltnreller  Umstände,  za  besprechen.  Diese  allgemeine  Aufgabe 
bringt  es  mit  sich,  dass  Specialforscher  manches  Detail  vermissen 
werden;  aber  sowohl  der  Zweck,  wie  auch  der  Umfang  des 
Werkes  schliessen  dib  Absicht  eingehender  Erörterung  aller 
Einzelthatsachen  aus;  man  wird  einsehen,  dass  es  in  diesem 
Rahmen  unmöglich  war,  jedes  Institut  monographisch  zu  be- 
handeln ; das  Individuelle  soll  hier  dazu  dienen,  das  Allgemeine 
hervortreten  zu  lassen;  was  dabei  fremden  Forschungen  zu 
danken  ist,  wurde  stets  genau  hervorgehoben,  selbst  auf  die 
Gefahr  hin,  dass  dem  Werke  compilatorischer  Charakter  oder 
ungenügende  Selbständigkeit  in  manchen  Detailfragen  vorgeworien 
werde.i)  — 

Der  Charakter  dieser  Untersuchungen  erforderte  ein  Ein- 
gehen auf  den  geschichtlichen  Causalnexus.  Wichtige  Fragen, 
wie  die  der  Entwicklung  des  Immobiliareigentums,  können  nur 
dann  einigermaassen  bewältigt  werden,  wenn  sie  eine  entsprechende 
Erweiterung  erfahren;  gewiss  aber  nicht  bei  isolirter  Betrachtung, 
die  für  psychische  Vorgänge  unzureichend  ist.  Kann  auch  im 
Verlaufe  der  Untersuchung  eines  rechtshistorischen  Problems 
die  erwünschte  breite  Grundlage  nicht  so  beibehalten  werden, 
wie  es  eigentlich,  wegen  des  Zusammenhanges  der  Rechts- 
entwicklnng  mit  dem  gesammten  Cnlturleben,  erforderlich  wäre, 
so  muss  man  doch  wenigstens  das  Bewusstsein  dieses  Zusammen- 
hanges wahren  und  allen  Culturumständen  nicht  nur  die  Bedeutung 
von  Nebenumständen  einräumen.  Jede  geistige  Production 
bietet  eine  verschiedenartig  nützliche  Handhabe  für  die  Be- 
nrtheilung  der  in  der  Rechtsentwicklung  wirkenden  Kräfte. 
Nichts  ist  unhaltbarer,  als  die  genügsame  und  verlockende  An- 
nahme einfacher  Ursachen,  durch  die  man  alles  leicht,  aber 
falsch,  erklärt.-)  Freilich  ist  es  unmöglich,  die  nöthige 


')  Han  wird  aber  dennoch  cugeben,  dass  schon  durch  die  anders  ge- 
artete Fragestellung  manchem  Problem  neue  Seiten  abgewonnen  wurden. 

Es  genügt,  anf  die  Art  binznweisen,  in  der  Fustel  alles  so  einfach 
interpretirt:  man  vergleiche  damit  dasjenige,  was  schon  Arnold  (Cultur 
nnd  Recbtsleben.  1866)  Uber  die  Wechselwirknng  zwischen  Sprache,  Kunst 
u.  s.  w.  einerseits  und  dem  Rechte  andererseits,  gesagt  hat.  Die  Recbts- 
gesohichte  darf  sich  nicht  damit  begnügen,  eine  chronologisirte  Rechts- 
dogmatik, d.  b.  eine  historische  Aufeinanderfolge  der  Formen  der  Rechts- 
inatitnte,  zu  bieten.  Denn  man  kann  das  juristische  Ereignis  nicht  von 
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wissenschaftliche  Competenz  za  gewinnen,  um  ttber  alle  in 
Betracht  kommenden  Umstände  selbständig  zu  nrtheilen;  ebenso 
unmöglich,  dem  Causalnexus  auf  den  tiefsten  Grund  zu  gehen, 
ihn  von  Ursache  zu  Ursache  zuräckzuvei-folgen.  Man  ftthlt  sich 
da  veranlasst,  zu  sagen,  dass  gerade  das  allerwichtigste  nicht 
analysirbar,  ja  nicht  einmal  wissenschaftlich  fassbar  ist;  die 
Kenntnis  des  Productes  reicht  nibht  hin,  um  die  Schaffens- 
tbätigkeit  zu  ergründen;  von  dem,  was  sich  in  den  Tiefen  des 
Geistes,  namentlich  unbewusst  und  in  vorhistorischer  Zeit,  ab- 
spielt, kommt  nur  ein  Theil  zum  Vorschein  und  auch  davon 
erhält  nur  ein  Theil  feste  Form.  Wir  müssen  uns  damit 
begnügen,  das  historisch  beleuchtete  zu  behandeln,  wenn  wir 
nicht  Gefahr  laufen  wollen,  incommensnrable  Grössen  zu  vor- 


der ToUlitttt  aller  einwirkenden  nnd  mitwirkenden  Kr&fte  loslägen;  man 
vermag  nicht  zu  sagen,  wo  die  Einwirkung  der  religiösen  nnd  sittlichen 
Elemente  aufhört  und  die  der  Kechtsidee  beginnt;  ebensowenig  die  Grenze 
zwischen  socialwirtschaftlichen  UedUrfnissen  und  denen  der  Rechtsempfindung 
in  den  Anfangsstadien  zu  bestimmen.  So  wie  die  Philologie,  im  höchsten 
Sinne  des  Wortes,  für  ihre  Zwecke  das  ganze  Gebiet  geistiger  Thätigkeit, 
die  ganze  Gedankenwelt,  der  betreffenden  Völker  heraiizieht,  so  darf  sich  auch 
der  Rechtshistoriker  nicht  auf  die  juristischen  Gebilde  allein  beschränken, 
ohne  auf  die  primären  Elemente  (namentlich  auf  die  ideellen)  und  auf  alle 
geistigen  nnd  historischen  Regleiterscheinungen  einzngeben.  Wohl  kann  das 
Recht,  trotzdem  es  eine  secundäre  Schöpfung  ist,  als  selbständiges  Ganze 
bezeichnet  werden;  denn  es  fasst  die  ihm  vorangegangenen  Elemente  (sie 
mögen  praktisch -greifbar  oder  imponderabler  Art  sein)  zu  einem  Gebilde 
zusammen,  das  an  und  für  sich  eines  primären  Charakters  nicht  entbehrt, 
das  überdies  auf  der  Stufenleiter  menschlicher  .Schöpfungen  höher  steht,  als 
jene  Einzelelemente  auf  denen  es  unbewusst  beruht;  als  unbewusste  und 
lebensvolle  Ausgleichung  und  Ausprägung  der  lebensfähigsten  Theile  aller 
ihm  vorangehenden  Elemente,  ist  das  Recht  eine  praktische  Synthese  der- 
selben. Dennoch  muss  der  Rechtsbistoriker  damit  rechnen,  dass  die  Imponde- 
rabilien zu  Erscheinungen  individueller  Art  führen,  die  sich  nicht  juristisch 
ergründen,  sondern  nur  ans  der  Gesammtlage  erklären  lassen,  daher  thnnlichste 
Einsicht  in  das  ganze  vorgeschichtliche  und  geschichtliche,  materielle  und 
geistige,  Leben  erfordern.  — Zu  weit  geht  freilich  v.  1 bering  (Ent- 
wicklgsgesch.  d.  röm.  R.),  wenn  er  die  Erforschung  des  Causalitätsgedankens 
als  den  Hauptzweck  bezeichnend,  den  äusseren  Impulsen  einen  ungebührlichen 
Vorrang  einräumt.  Weit  inaassvoller  geht  Brunner  vor,  dessen  Recbts- 
geschicbte  in  der  jetzt  vorliegenden  Neuauflage  einen  anzuerkennenden 
Fortschritt  in  der  Richtung  der  Gesamintbetracbtung  des  ganzen  Lebens 
bedeutet. 
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binden,  was  nicht  mehr  Aufgabe  rechtshistorischer  Untersnchnng 
wäre.*) 

Damit  ist  auch  gesagt,  dass  das  Gebiet  recbtsvergleichender 
ErOrternngen  in  diesem  Falle  nicht  direct  betreten  werden 
konnte  nnd  dass  ich  es  vorziehen  musste,  mich  anf  die  Hervor- 
hebung jener  Umstände  zu  beschränken,  die  einen  Ausblick  auf 
das  rechtsvergleichende  Gebiet  gewähren.  Bei  dem  allgemeinen 
Charakter,  der  den  „Ergebnissen“  gegeben  werden  musste,  war 
es  desto  dringender,  auf  Constructionen  zu  verzichten,  die  jedem, 
der  sich  mit  einem  Stoffe  längere  Zeit  beschäftigt,  naheliegen, 
aber  befürchten  lassen,  dass  man  zur  Unterstützung  der  Beweis- 
führung, die  sich  auf  die  früheren  Ausführungen  beruft,  Argumente 
heranziebt,  die  im  Verlaufe  der  Untersuchung  weder  erörtert, 
noch  angeführt  werden  konnten.  Ich  wäre  vielleicht  nicht  in 
der  Lage  gewesen,  diese  Entsagung  zu  üben,  wenn  ich  mir 
nicht  Vorbehalten  würde,  in  der  Darstellung  der  Geschichte  des 
Immobiliareigentums  rechtsvergleichende  Gesichtspunkte  zu  ver- 
treten nnd  dieselben  für  diese  specielle  Frage  besser  zu  begründen, 
als  es  hier  für  einen  so  grossen  Fragencomplex  möglich  wäre. 

Dass  trotz  der  erwähnten  Einschränkung  und  trotz  des 
Bestrebens,  kein  wichtiges  Detail,  sowie  keine  in  der  Literatur 
vertretene  Meinung  unbeachtet  zu  lassen,  das  Werk  einen  vor- 
wiegend allgemeinen  Charakter  zur  Schau  trägt,  entspricht  dem 
Gegenstände  desselben  nnd  der  hier  S.  XIV.  A.  1.  ausgesprochenen 
Ansicht.  Denn  obwohl  die  Arbeit  im  Hinblicke  auf  eine  andere 
Untersuchung  unternommen  wurde,  musste  doch  dem  Umstande 
Rechnung  getragen  werden,  dass  die  liier  besiirochenen  Vor- 
gänge, an  nnd  für  sich,  einen  grossen  welthistorischen  Process 
bedeuten.  Sie  beruhen  auf  dem  Eintreten  neuer  Völkermassen 
in  den  alten  Culturkreis,  also  anf  der  Überwindung  einer  welt- 

')  Die  Ton  Leist  und  t.  Ihering  nnternnmmenen,  gewiss  sehr  an- 
regenden Versuche,  beweisen,  dass  sich  eine  Gombination  Torhistorischer  und 
rechtshistorischer  Forschung  schwer  durchführen  lässt.  Man  könnte  freilich, 
da  man  es  mit  der  Aufeinanderfolge  tou  Völkergruppen  derselben  Kasse  zu 
thnn  hat,  leichter  als  in  anderen  Fällen,  die  allgemeine,  weltrechtiicbe 
Grundlage  betreten;  doch  wäre  diese  Ausdehnung  der  Untersuchung  nur 
dann  erfolgreich,  wenn  man  sie  sehr  ausgiebig  vornehmen  und  consequent 
durchführen  würde,  was  enorme  Weiterungen  veranlassen  müsste;  kurze 
Andeutungen  wären  ungenügend  nnd  könnten  als  willkürlich  bezeichnet 
werden,  ä.  unten  S.  866.  A.  1. 
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geschichtlichen  Stufe.  Durch  diese  eigenartige  Fortsetzung  der 
formell  abgeschlossenen  römischen  Zeit,  wird  das  Recht  Wandlungen 
ausgesetzt,  die  sonst  nur  in  weit  längeren  Zeitspannen  beobachtet 
werden;  das  Verhältnis  zwischen  Beständigkeit  und  Veränderlich- 
keit wird  mehr  als  sonst  erschüttert,  das  beiderseitige  Recht  den 
schwersten  Proben  ausgesetzt,  die  die  europäische  Rechtsgeschichte 
kennt;  oft  gewinnt  man  den  Eindruck,  als  ob  die  Veränderungen 
einen  übermässigen  Umfang  annehmen  würden,  umgekehrt  auch 
den,  dass  die  Veränderungen  nur  äusserliche  waren.  Durch  die 
innere  Alterirung  der  beiden  aufeinander  stossenden  Elemente 
wird  auch  das  Kampfobject  betroffen;  die  eigene  Rüstung  wird 
theilweise  verstärkt,  theilweise  geschwächt,  aber  beiderseits 
bleibt  Vieles  entwicklungsfähig,  um  sich  ohne  Rücksicht  auf  die 
Provenienz,  nach  und  nach,  für  den  späteren  Ausgleich,  zu 
entfalten.  Diese  allgemeine  Bedeutung  des  ganzen  Processes 
überragt  die  Details;  sie  werden  in  den  mächtigen  Wirbel 
hineingezogen,  und  müssen  deshalb  auch  in  der  Darstellung 
stellenweise  zurücktreten. 

Eine  mitunter  giössere  Bedeutung  als  die  Einzeluheiten  des 
schon  wogenden  vollen  Kampfes,  der  sich  aus  dem  Zusammeu- 
stosse  ergiebt,  haben  die  früheren  Complicationen,  die  dem  Zu- 
sammenstosse  vorangegangen  sind.  Daraus  ergab  sich  die  Not- 
wendigkeit auf  die  Vorgeschichte  der  Stämme  einzugehen;  denn 
diese  Vorgeschichte  erklärt  manche  spätere  Verschiedenheiten 
besser,  als  es  die  Betrachtung  der  unmittelbaren  historischen 
Geschehnisse  der  fränkischen  Zeit  zu  thun  vermag.  Mau  muss 
die  Gründe  der  Verschiedenheit  der  einzelnen  Völkergruppen 
sehr  weit  zurückverfolgen,')  allerdings  in  den  meisten  Fällen 
auf  die  Aufklärung  verzichten,  da  wir  über  das  Recht  der  alten 
Völker  zu  ungenau  informirt  sind  und  die  späteren  Stämme 
schon  eine  Cultnrniischung  aufweisen,  an  der  auch  insbesondere 
das  Keltentum  betheiligt  war,  dessen  Einfluss  jedoch  nicht  feststellbar 
ist.  Dabei  ist  auch  mit  der  grossen  Schwierigkeit  zu  rechnen,  die  sich 
aus  der  durch  die  Völkerpsychologie  und  die  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft beobachteten  Verwandtschaft  der  Gegensätze  ergiebt, 
nämlich  aus  dem  verborgenen  Zusammenhänge,  der  zwischen  gegen- 
sätzlichen Erscheinungen  besteht.  Dadurch  wird  es  unmöglich. 


')  S.  unten  S.  Sfdiff. 
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eine  sichere  Grenze,  sowohl  gegenüber  der  sog.  germanischen 
Zeit,  als  auch  gegenüber  dem  Römertum,  zu  finden;')  das 
Vülkerleben  war  schon  in  germanischer  Zeit  an  gewissen 
Fortschrittskeimen  reich,  ebenso  wie  die  spätrömische  Welt  an 
Zersetzungskeinien ; nach  beiden  Richtungen  bestand  später  An- 
knüpfung, die  berücksichtigt  werden  musste,  da  sie  das  Kräfte- 
verhältnis beleuchtet.  Die  Erörterung  des  Kräfteverhältnisses 
hat  auch  die  Hauptaufgabe  der  den  einzelnen  Stämmen  ge- 
widmeten Kapitel  gebildet.  Wenn  dabei  die  Langobarden  und 
Franken  eine  ausführlichere  Berücksichtigung  fanden,  so  bedarf 
das  wohl  keiner  Erklärung;  der  Kampf  zwischen  römischem  und 

germanischem  Recht  hat  da  die  wichtigsten  Früchte  gebracht. 

• « 

• 

Als  ich  im  J.  1899  den  I.  Theil  dieses  Werkes  dem  ehemaligen 
St.  Petersburger  Strafrechtslehrer  Wladimir  von  Spasowicz 
widmete,  musste  ich  mich  dem  Wunsche  eines  Mannes  lügen, 
der  alh  ihm  anlässlich  seines  siebzigsten  Geburtstages  zugedachten 
Ehrungen  bescheiden  zurückwies  und  konnte  meiner  Widmung 
kein  weiteres  Wort  hinzufügen.  Nun  hat  er  vor  wenigen  Monaten 
das  Zeitliche  gesegnet  und  da  darf  auch  hier  das  Schweigen 
gebrochen  und  der  Grund  der  Widmung  erklärt  werden. 

In  Wladimir  Spasowicz  erblicken  die  Juristen,  Rechts- 
historiker und  Literaturhistoriker  Polens  und  Russlands  nicht 
nur  einen  auf  allen  diesen  Gebieten  in  beiden  Sprachen  verdienst- 
voll thätigen  Forscher,  sondern  vor  allem  auch  den  feinen  Geist, 
der  sich  über  die  grössten  politischen  Hindernisse  hinwegsetzte, 
um  den  inneren  Fäden,  die  sich  von  Volk  zu  Volk  schlingen, 
nachzugehen  und  die  jedem  Volke,  aber  auch  der  gesammten 


*)  Das  Bedttrfuis  bestimmter  Begrenzung  muss  natUrlicb  sowobl  von 
dem  Uennanisten,  als  auch  von  dem  Homanisteu  empfunden  werden.  Von 
einem  hüheren  Standpunkte  wird  man  je<toch  diesen  Mangel  tlieilweise  ausser 
Acht  lassen  können.  Der  ganze  Process  gehört  in  gleichem  Maasse  der 
germanischen  und  der  römischen  Kechtsgesdnchte  an.  Es  wird  zwar  dem 
römischen  Kecbte,  das  verflacht  und  entkräftet  wird,  ein  Stück  seines 
Nimbus  benommen ; ebenso  dem  germanischen  Kechte  der  (von  der  Wissenschaft 
übrigens  längst  verworfene)  Schein  voller  Selbständigkeit  und  Urwüchsigkeit. 
Dafür  treten  beide  Rechtsgescbicbten  in  jene  Verbindung,  die  tbatsäcbliuh 
zwischen  den  beiden  Hechten  im  Leben  bestand,  jedoch  durch  die  gebotene 
Trennnng  der  Specialforscbung  verdrängt  wird;  (s.  v.  Möller:  Die  Trennung 
der  deutschen  und  der  röm.  Itechtsgescbichte  S.  l'i). 
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Menschheit,  wichtigsten  Ideen,  mit  wissenschaftlichem  Freimut 
zu  behandeln.  Seiner  Nation  treu  ergeben,  gleichzeitig  ein  auf- 
richtiger Freund  aller  slawischen  Völker,  hat  er  doch  nicht  nur 
den  Zusammenhang  zwischen  den  letzteren,  sondern  auch  die 
inneren  Beziehungen  der  slawischen  Welt  zum  Westen,  erfasst 
und  betont. 

Im  Kampfe  für  die  akademische  Freiheit  und  für  den  Fort- 
schritt der  russischen  Strafrechtspflege,  zu  deren  ersten  wissen- 
schaftlichen Vertretern  er  gehörte,  musste  er  in  jungen  Jahren 
seine  Lehrkanzel  einbüssen  und  es  über  sich  ergehen  lassen, 
dass  sein  Lehrbuch  des  Strafrechtes,  das  erste  dieser  Art,  dem 
Verkehre  entzogen  wurde.  Doch  fand  er  Gelegenheit  sein 
Juristisches,  rechtshistorisches  und  psychologisches  Wissen,  als 
Vertheidiger  und  später  als  Mitglied  der  Gesetzgebungs- 
kommission zu  verwerten,  sowie  den  Muth,  auf  Schritt  und  Tritt 
den  juristischen  Folgen  der  politischen  Reaction  entgegenzutreten. 
Gleichzeitig  bekämpfte  er  die  Feindschaft  der  zwei  grössten 
slawischen  Völker,  insoferne  dieselbe  auf  unrichtiger  Auffassung 
ihrer  Beziehungen  beruhte  und  durch  eine  wissenschaftlich  ver- 
tiefte Betrachtung  behoben  werden  könnte.  Scharf  trat  er  den 
selbstgefälligen  Vorurtheilen  jener  Panslawisten  entgegen,  die 
der  reactionären  Bekämpfung  der  liberalen  Reformen  Alexander's  II. 
publicistisch  Vorschub  leisteten,  indem  sie  den  westlichen  Ein- 
flüssen nur  böse  Folgen  zuschrieben  und  die  westliche  Cultur 
von  Russland  fernhalten  wollten.  An  seiner  Bahre  bemerkte 
ein  hervorragendes  Mitglied  der  ersten  Duma,  dass  Spasowicz  die 
Völkergemeinschaft  nicht  nur  als  Zukunftsideal,  sondern  als 
wissenschaftliche  Realität  betrachtete.  So  vertrat  er  denn  auch 
praktisch  die  Auffassung,  der  in  Th.  I.  S.  XVIII.  dieses  Werkes 
Ausdruck  gegeben  wurde,  dass  die  Völker  nicht  nur  für  sich 
arbeiten  und  einen  grossen  Theil  ihrer  Mission  dadurch  erfüllen, 
dass  sie  auf  andere  Völker  anregend  wirken. 

Dem  Evolutionsgedanken  treu,  erfasste  Spasowicz  den 
psychischen  Zusammenhang  zwi.schen  der  Entwicklung  des  Rechtes 
und  der  gesammten  geistigen  Cultur.  Diese  Einsicht  machte 
ihn  zu  einem  der  bedeutendsten  und  originellsten  Literatur- 
historiker Polens  und  Ru.sslands,  der  sein  socialgeschichtliches 
und  völkerpsychologisches  Wissen  einem  Gebiete  zuführte,  das 
sonst  von  Juristen  selten  betreten  wird.  Er  hat  es  leider  ver- 
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säumt  sich  theoretisch  in  umfassender  Weise  Uber  die  Stellung 
des  Rechtes  im  Bereiche  der  Geisteswissenschaften,  insbesondere 
aber  über  die  Wechselwirkung  zwischen  Rechts-  und  Gesellschafts- 
zuständen und  der  Kunst  und  Literatur  zu  äussern.  Aber  die 
Sicherheit,  mit  der  er  psychologische  und  sociologische  Gesichts- 
punkte, sowohl  in  seinen  juristischen,  als  auch  in  seinen  literar- 
historischen Arbeiten,  geltend  machte,  beweist,  dass  er  jedes 
geistige  Geschehen  auf  breitester  Grundlage  zu  erfassen  vermochte. 

Lag  auch  der  Gegenstand  dieser  Untersuchungen  seinem 
eigenen  Arbeitsfelde  ferne,  so  interessirte  ihn  doch  das  Zusammen- 
stossen  des  römischen  und  germanischen  Elementes,  wegen  der 
Analogien,  die  die  spätere  Berührung  der  romanisch-germanischen 
und  slawischen  Welt  bietet.  Wissenschaftlich,'  aber  auch  politisch, 
behandelte  er  öfters  die  Frage  cultureller  Fortentwicklung  trotz 
veränderter  staatlicher  Lage,  sowie  die  Frage  des  Fortbestandes 
von  Recht  und  Cultnr  unterworfener  Völker. 

So  waren  denn  nicht  nur  die  aus  dem  Familienverhältnisse 
sich  ergebenden  Bande,  sondern  auch  die  erwähnten  wissenschaft- 
lichen Berührungspunkte,  für  die  Widmung  bestimmend. 


Lemberg,  1.  Juni  1907 
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VII.  Das  Reich  der  Franken. 

(Fortsetzung.) 

IV. 

Wir  liaben  uns  mit  der  Frage  befasst,’)  inwiefern  die  Be- 
rührung der  Franken  mit  den  Römern  zu  einer  Beeinflussung 
des  fränkischen  Rechtes  Veranlassung  und  Gelegenheit  gegeben 
haben  konnte  und  dabei  den  Zustand  der  römischerseits  hiefür 
in  Betracht  kommenden  Factoren  untersucht. 

Günstig  war  die  Vorgeschichte  der  Franken  in  dieser 
Hinsicht  verlaufen,  in  Gebieten  die  nur  formell  römisch  waren. 
Die  Völker  rückten  langsam  vor,  so  dass  ihre  Eigenart  weder 
durch  die  verschiedenen  politischen  Bündnisse  mit  Rom  noch 
durch  die  unter  vorteilhaften  Umständen  eingeleitete  Reichs- 
grundung  in  Gallien  gefährdet  wurde.  Sie  kamen  nicht  in  die 
Lage,  sich  von  der  alten  Heimat  vollständig  zu  trennen;  un- 
vermeidlich war  eine  Entwurzelung  der  ins  Innere  Galliens 
vorgedrnngenen  Schaaren,  aber  es  blieb  eine  ansehnliche  Volks- 
Reserve  erhalten. 

Das  Schicksal  hat  den  Franken  freie  Ausdehnung  in  grossem 
Raume  gewährt,  dessen  geographische  Beschaffenheit  die  bequeme 
Entwicklung  eines  Grossstaates  förderte.  Siegreicher  werden 
selbst  schwere  Gegensätze  in  umfangreichen  Gebieten  über- 
wunden, als  da,  wo  gegnerische  Culturen  sich  eng  berühren 
und  um  jeden  Zollbreit  des  Bodens  kämpfen.  Wohl  reifen 
Cultur  und  Recht  in  engem  Raume,  wo  die  dichte  Bevölkenmg 
zu  ihrem  wirksamsten  Träger  wird,  früher,  doch  vollzieht  sich 
dann  die  Entwicklung  auf  Kosten  der  Eigenait  des  erliegenden 
geringeren  Elements.  Leicht  ist  es  den  Franken  geworden, 
das  angrenzende,  anfänglich  römische  doch  frühzeitig  von  den 
Römeni  verlassene  Land,  zu  erwerben  und  nach  der  Reichs- 
gründung in  den  Rheinlauden  und  in  den  anstossenden  Theilen 


*)  8.  II  Tlicil  8.  fl’,  u.  8.  ft'. 
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Galliens  geräumige  Ausdehnuiigsgebiete  zu  finden.  Mau  ver- 
gleiche damit  die  Lage  der  Ostgothen,  Burgunder,  Vandalen 
und  Langobarden,  ja  .sogar  der  Westgotheii. 

Hinzu  tritt  das  nuineriseh  günstige  Verhältnis.  Hervor- 
ragende Eigonschaflen  können  ein  Volk  trotz  geringer  Ku|)t- 
zahl  befähigen,  selbst  in  einem  bevölkerten  und  culturell  höher 
stehenden  Gebiete  Grossartiges  zu  leisten  und  diese  Jjeistungen 
eine  zeitlang  zu  behaupten.  In  fortwährendem  Kampfe  der  im 
kleinen  Kaume  heftig  auftretenden  Gegensätze,  namentlich  wo 
eine  an  Zahl  überlegene  Bevölkerung  ihre  Cultur  und  ihr  Recht 
vertritt,  ermattet  der  verwegenste  Eroberer;  seine  Eigenart, 
die  all  diese  Schwierigkeiten  unmöglich  auf  die  Dauer  meistern 
kann,  erliegt.  Den  Franken  kam  die  Erwerbung  grösserer 
Gebiete  mit  spärlicher  Bevölkerung,  der  die  neuen  Herren  an 
Zahl  überlegen  waren,  in  hohem  Grade  zustatten,  desto  mehr 
als  die  einheimische  gallisch-römische  Bevölkerung  keine  neue 
namhafte  Verstärkung  zu  erwarten  hatte,  mithin  bloss  auf  die 
natürliche  Vermehrung  angewiesen  war,  während  den  Franken 
Nachschübe  nicht  fehlen  konnten,  die  ihre  numerische  Ueber- 
legenheit  in  denjenigen  Theilen  Galliens,  in  denen  sie  festen 
Fuss  fassten,  für  alle  Zeiten  sicher  stellten.  Dem  Verhängnis, 
welches  das  kleine  Vandalen volk,  die  Ostgothen,  im  geringeren 
Grade  die  Burgunder,  Westgothen,  ja  selbst  die  tüchtigen 
Langobarden  ereilte,  waren  die  Franken  in  Nordgallien  ent- 
rückt. An  und  für  sich  hat  ihre  verhältnismässig  grosse  Zahl 
das  Selbstgefühl  gehoben  und  die  fortschreitende  Entfaltung 
gefördert.  Jede  rasche  Entwicklung  bedarf  grosser  Zahlen. 
Manches  kleine  Volk,  das  auf  niederer  Stufe  noch  hätte  gedeihen 
können,  hat,  da  es  plötzlich  vor  höhere  Aufgaben  gestellt  wurde, 
fiü-  deren  Bewältigung  die  kleine  Zahl  zu  schwach  war,  in  dem 
Fortschritt  seinen  Tod  gefunden. 

Günstig  war  auch  im  allgemeinen*)  der  Übergang  von  alten 
zu  neuen  Zuständen,  denn  er  vollzog  sich  langsamer  als  bei 
anderen  Völkern.  Es  handelte  sich  zunächst  um  Gebiete,  die 


')  Wir  mtisaen  dabei  von  der  verfassuugsreclitlichen  Enlwickluug  ab- 
sehen,  die  gerade  durch  den  Verlauf  der  Vorgeschiebte  eher  erschwert 
wurde ; s.  unten. 
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auch  vorher  national  gemischt  und  aus  denen  die  Römer  gewichen 
waren;  den  dortigen  Verhältnissen,  in  denen  man  aber  dennoch 
eine  wertvolle  Vorschule  für  bevorstehende  Aufgaben  fand, 
konnte  man  sich  leichter  anpassen.  In  diesen  Gebieten  erfolgte 
dichtere  Ansiedlung  und  die  Theilnehmer  derselben  hatten  Gelegen- 
heit an  der  Hand  der  materiellen  Spuren  der  verscheuchten 
höheren  Cultur  Fortschritte  zu  machen,  ohne  dabei  in  ihrer 
Eigenart  ernstlich  gefährdet  zu  werden.  Von  da  aus  und  mit 
iieni  hier  Erworbenen  ausgerüstet,  zogen  unternehmungslustige 
Scharen  weiter;  es  dauerte  noch  lange  bis  spätere  Eroberungen 
die  Franken  vor  schwerere  Aufgaben  stellten,  und  eigentlich 
war  dies  erst  nach  Verdrängung  der  Westgothen  der  Fall. 
So  konnten  die  Franken,  besser  als  andere  Völker,  eine  langsame 
Entwicklung  durchraachen,  Sitte  und  Recht  schrittweise  aus- 
gestalten, bevor  sie  auf  grössere  Mengen  römischer  Bevölkerung 
stiessen  und  in  complicierte  Verhältnisse  eintraten.  Wohl  darf 
man  dem  gegenüber  anftthren,  dass  andere  Völker  insofern  besser 
daran  waren,  als  sie  zur  Zeit  ihrer  Reichsgründungen  bereits 
den  Uebergang  vom  Heidentum  zum  Christentum  vollzogen,  auf 
Kriegsfahrteii  grosse  Theile  des  römischen  Reiches  kennen 
gelernt  und  vielfach  eine  innere  Consolidierung  erreicht  hatten. 
Dennoch  glauben  wir  bei  gerechter  Abwägung  aller  Momente, 
die  fränkische  Entwicklung  als  eine  für  die  allgemeine  Aus- 
gestaltung des  Rechtes  sowie  für  die  Wahrung  und  Festigung 
der  Eigenart  besonders  günstige  bezeichnen  zu  sollen.  Und 
auch  als  die  Franken  endlich  nach  allen  Zwischenstadien  mit 
dem  gallischen  Romanentum  in  nähere  Berührung  traten,  da 
waren  die  Aufgaben,  deren  Lösung  ihnen  zutiel,  unvergleichlich 
leichterer  Art  als  die  der  anderen  Völker.  War  doch  das 

Romanentum,  dem  man  im  Centrum  Galliens  begegnete,  bei 
weitem  schwächer  als  das  südgallische  und  spanische  zur  Zeit 
des  Eindringens  der  Westgothen  oder  das  afrikanische  zur 
Zeit  der  vandalischen  Herrschaft,  mit  dem  italischen  vollends 
nicht  zu  vergleichen.  Es  muss  selbstverständlich  trotz  der 
weiteren  Ausdehnung  der  fränkischen  Herrschaft  von  dem  Süden, 
der  als  Sitz  romanischer  Cultur  auch  besonders  für  die  Er- 
haltung römischer  Einrichtungen  und  römischen  Rechtes  in  Frage 
kommt,*)  abgesehen  werden.  Denn  es  steht  fest,  dass  sich  der 
')  s.  11  Tbeil  b.  240  u.  paasim. 

1' 
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Einfluss  des  süflgallisclien  Romanentums  in  den  übrigen  Tlieilen 
des  fränkischen  Reiches  wenig  äusserte:  sowohl  Innsichtlich  der 
Ciiltur  als  auch  hinsichtlich  des  Rechtes  blieb  das  Meiste  auf 
den  Süden  selbst  beschränkt,  dem  auch  die  wichtigsten  und  zahl- 
reichsten Rechtsquellen  angehören;*)  weder  der  Umstand,  dass 
das  römische  Recht  in  den  südlichen  Gebieten,  namentlich  in  der 
Provence,  so  verbreitet  war,  noch  der  Umstand,  dass  man  dort 
sogar  justinianisches  Recht  kannte,-)  haben  es  hindern  können, 
dass  in  den  andern  Theilen  Galliens  der  Verfall  des  römischen 
Rechtes  jene  Dimensionen  annahm,  die  wir  an  der  Hand  der 
Breviar-Literatur  nachweisen  konnten.^)  Die  Thatsache,  dass 
der  spätere  südfranzösiche  Aufschwung  des  römischen  Rechtes 
mit  der  eigentlichen  fränkischen  Entwicklung  gar  nicht  zusammen- 
hängt,^)  dass  überhaupt  bessere  römischrechtliche  Producte 
keine  Verbreitung  fanden,  beweist,  dass  das  südgallische  Romanen- 
tum keinen  nachhaltigen  Einfluss  auf  die  nördlichen  und  centralen 
Gebiete  ausübte. 

Das  nördliche  Gallien,  der  Schauplatz  der  fränkischen 
Berührung  mit  dem  Romanentum,  das  Land,  indem  die  königlichen 
Residenzen  lagen  und  von  wo  die  Rechtseutwicklung  ausgieng, 
hatte  von  dem  ohnehin  schwachen  römischen  Einschlag  viel 
eingebüsst.  Die  geringe  örtliche  Vermischung  von  Franken  und 
Römern,  die  eigentlich  nur  in  den  Städten  und  am  Königshofe, 
nach  der  Christianisierung  auch  im  kirchlichen  Leben  Platz 
greifen  konnte,  war  für  eine  wirksame  Beeinflussung  angesichts 
des  Uebergewichtes  des  fränkischen  Elementes  ungenügend;  der 
Umstand  aber,  dass  die  Franken  sich  nicht  der  arianischen, 
sondeiTi  der  katholischen  Kirche  zugewendet,  benahm  den  Resten 
des  Romanentums  den  dazumal  wichtigsten  Grund  abwehrender 
Isolierung  und  kräftigender  Üoncentration. 

Die  innere  Schwäche  des  römischen  Rechtes  in  diesen 
Gebieten  haben  wir  betont,'*)  auch  wurde  bemeikt,  dass  dasselbe 


»)  1.  C.  II.  342  f. 
’)  1.  C.  II.  32S  ff. 
*)  I.  c.  II.  347  f. 
1.  C.  II.  322  f. 
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in  keiner  Weise  auf  eine  Eroberuni?  im  Bereiche  des  fränkischen 
Hechtes  ausgfehen  konnte.')  Durch  den  Wegfall  römischer  Ein- 
richtungen, die  hier  eine  viel  geringere  Rolle  als  z.  B.  im 
westgothischen  oder  bnrgundi.schen  Reiche  spielten,  hat  das 
römische  Recht  jede  Activität  verloren.  Einen  bleibend  erfolg- 
reichen Einfluss  kann  ein  Recht  nur  dann  auf  ein  fremdes  Volk 
ausQben,  wenn  die  Kräfte,  die  dieses  Recht  hervorgebracht  haben, 
noch  irgendwie  in  rechtsbildender  oder  rechtserhaltender  Weise 
wirken.  An  derlei  Kräften  fehlte  es  gänzlich  und  es  konnte 
sich  in  der  Regel  nur  um  eine  Vertheidigung  des  römischen 
Rechtes  handeln,  insoferne  die  betreffenden  Bevölkerungskreise 
an  dessen  Erhaltung  interessiert  und  zu  derselben  befähigt 
waren.  Aber  auch  diese  Vertheidigung  wurde  weder  einheitlich 
noch  genügend  kräftig  geführt.  Die  schon  vor  dem  Eindringen 
der  Franken  eingetretene  wirtschaftliche  Rückbildung*)  muss 
nothwendigerweise  eine  Rückbildung  des  Rechtes  bewirkt  haben ; 
sind  wir  auch  nicht  in  der  Tjage  dieselbe  zu  verfolgen,  so  können 
wir  doch  im  allgemeinen  eine  weitgehende  Zemtzung  an- 
nehmen, sowie  eine  Vermischung  dieser  Trümmer  mit  den 
Kesten  des  in  den  Provinzen  neben  dem  römischen  Reichsrechte 
bestandenen  Volksrechtes;  in  Verbindung  mit  dem  Umstande, 
dass  von  den  ehemaligen  römischen  Bewohnern  vorwiegend  nur 
die  unteren  Schichten  zurückgeblieben  waren,  musste  dies  alles 
die  Stellung  des  römischen  Rechtes  schwächen.  Wenn  wir 
bedenken,  welche  Folgen  die  Desorganisation  des  Romanentums 
im  italienischen  Reiche  der  Langobarden  gehabt  hat,  wo  das 
durch  den  politischen  und  religiösen  Unterschied  ge.schützte 
Romanentum  überdies  an  und  für  sich  unvergleichlich  kräftiger 
lind  die  Zahl  der  Germanen  weit  geringer  war,  dann  können 
wir  leicht  ermessen,  welchen  Umfang  diese  Desorganisation  in 
den  fränkischen  Gebieten  annehmen  musste  und  wie  das 
Verhältnis  zwischen  dem  hier  schon  an  und  für  sich  schwächeren 
Romanentum  und  dem  numerisch  viel  zahlreicheren  Germanen- 
tum beschatten  war. 

Bot  doch  selbst  die  Kirche  in  die.sem  Reiche  dem  Römer- 
tum  geringeren  Schutz  als  anderwärts.  Aus  den  von  den  Franken 


>(  1.  <•.  ir,  ;n>-'  f. 
1.  «.  II.  241  f. 
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zunächst  in  Besitz  genommenen  Gebieten  war  sie  verdrängt 
worden  und  es  hat  lange  gedauert,  bis  sie  sich  neuerdings  auf- 
richten  konnte.  Aber  auch  dann  fehlte  ihr  die  innere  Kraft 
zur  Durchführung  der  Heidenbekehrung,  die  erst  durch  irisclie 
und  angelsächsische  Hilfe  gefördert  wurde.  IDer  Gesammtlage 
nach  war  die  fränkische  Kirche  zu  schwach  um  den  Romanismus 
zu  stützen;  da  sie  überdies  nicht  arianischen  Germanen  gegen- 
über stand,  fehlte  der  wichtigste  Ansporn  zur  Vertretung 
romanischer  Interessen,  die  anderwärts  mit  den  Interessen  des 
Katholicismus  identisch  waren.  Das  römische  Recht  hatte  in 
den  Augen  der  fränkischen  Kirche  nicht  jenen  Wert,  der  ihm 
anderwärts  als  dem  Rechte  der  Katholiken  beigelegt  wurde:  die 
Kirche  erwies  sich  germanischen  Rechtseintlüssen  zugänglich') 
und  ihre  Hierarchie  nahm  schon  frühzeitig  germanische  Elemente 
auf.  Diese  Stellung  der  Kirche  hat  die  Intensität  des  römischen 
Elementes  wesentlich  beeinträchtigt  und  ihm  das  wichtigste 
Bollwerk  benommen. 

Manche  Momente  — vor  allen  die  Gemeinsamkeit  des 
Glaubens  — haben  die  friedliche  Annäherung  von  Germanen 
und  Romanen  im  fränkischen  Reiche  erleichtert.*)  Wäre  das 
Romanentum  kräftiger  gewesen,  es  hätte  die  vielfachen  Berührungs- 
punkte zur  Ausübung  seines  Einflusses  ausnützen  können.  Kraft- 
mangel hat  dies  gehindert  und  friedliche  Annäherung,  sowie  das 
Fehlen  schroffer  Gegensätze,  die  Theilnahme  der  Römer  am 
Hof-  und  Staatsleben  bewirkten  vielmehr,  dass  man  über  die 
Unterschiede  leicht  hinweg  kam,  ohne  dem  schwachen  Romanen- 
tum wesentliche  Zugeständnisse  zu  machen.  Alles  spricht  in 
beredter  Weise  dafür,  dass  das  Kräfteverhältnis,  das  für  die 
Ausgestaltung  massgebend  war,  hier  unvergleichlich  günstiger 
lag,  als  bei  den  andern  germanischen  Völkern  in  römischen 
Provinzen.  Die  Sachlage  war  bedeutend  einfacher  und  die 
Entwicklung  konnte  viel  freier,  unbehindert  und  unbeirrt  durch 
römisch-rechtliche  Beeinflussung  vor  sich  gehen.  Allerdings 
mussten  sich  aus  demselben  Umstande  Schwierigkeiten  anderer 
Art  ergeben,  die  namentlich  für  die  Staatsverfassung  in 
Betracht  kommen. 

>)  I.  c.  II.  811  f. 

«)  I.  c.  II.  240  f. 
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Uuter  den  angedeuteten  Umständen  vollzieht  sich  der 
wichtigste  Theil  der  fränkischen  Rechtseutwicklung. 

Für  das  Verständnis  ihres  gescliichtlichen  Verlaufes  kommt 
grundlegend  die  Lex  Salica  in  Betracdit.  Will  man  ihrer 

Bedeutung  allseitig  gerecht  w'erden,  so  muss  man  der 
Brunner'schen  Anregung')  folgen  und  die  heillose  Verwirrung 
beseitigen,  die  durcli  die  Vermischung  dei  beiden  Hauptfragen, 
nämlich  der  Frage  nach  der  Entstehung  des  Rechtsbuches 
an  und  für  sich  und  der  zweiten  Frage  nach  der  Herkunft  der 
uns  bekannten  Texte,  entstanden  ist.  Diese  Verwirrung  ist 
noch  immer  nicht  überwunden,^)  wobei  allerdings  der  Umstand, 
dass  wir  keinen  officiellen  und  überhaupt  keinen  vollkommen 
verlässlichen  Text  besitzen,  erschwerend  initwirkt. 

Darüber,  dass  die  uns  bekannten  Texte  — selbst  Text  I 
unmöglich  als  ursprüngliche  Aufzeichnungen  zu  betrachten  sind, 
herrscht  volle  Uebereinstimmung.  Alle  Forscher  geben  zu,  dass 
es  in  sämmtlichen  Texten  Einschübe  giebt,  welche  die  Einheit^ 
lichkeit  des  Inhaltes  stören.“)  Somit  erscheinen  alle  Texte 
als  Ergebnis  von  Umarbeitungen,  die  von  älteren  Vorlagen  aus- 
gehend zu  verschiedenen  Endzielen  gelangten;  es  muss  infolge- 
dessen die  Existenz  älterer  Redactionen  angenommen  und 
behauptet  werden,  über  deren  Details  jedoch  nichts  bekannt 
ist.  Daraus  geht  hervor,  dass  die  vorhandenen  Texte  für  die 
Entscheidung  der  Frage  nach  den  Entstehungsumständen  der 
verlorenen  Vorlagen  schwer  herhalten  können.  Denn  es  ist  von 
vornherein  anzunehmen,  dass  alles,  was  die  bekannten  Texte 
an  Anhaltspunkten  für  diese  Frage  bieten,  nur  die  Entstehungs- 
geschichte dieser  Texte  selbst  betrifft,  daher  nur  unter  gewissen 
Voraussetzungen  für  die  Aufklärung  der  Entstehungsumstände 
der  verlorenen  Vorlagen  benützt  werden  darf.  So  ist  z.  B.  die 
Streitfrage,  ob  die  Lex  Sal.  einheitliches  Königtum  voraussetzt. 


')  R.  (}.  I.  297. 

*)  Dioä  trifft  (»benfalls  fUr  meine  frühere  Rehaudlung  dieser  Dinge  zu ; 
8.  meine:  Kntst.  d.  dt.seh,  Immobiliarcigent.  19S  f. 

’)  E.s  i8t  eine  der  stärksten  Leistungen  von  Fiistol  de  Ooulanges, 
wenn  die  Frage  der  Textverscliiedenlieiten  mit  den  Worten  abgetlian  wird: 
les  rariantes  portent  siir  les  expression.s.  non  pas  snr  le  fond  de  In  loi 
(s.  Munurebie  frauque  p.  16). 
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für  die  Entstehungsgeschichte  des  verlorenen  Textes  belanglos, 
desto  mehr,  da  man  nicht  einmal  sagen  kann,  welches  Geltungs- 
gebiet das  ursprüngliche  Rechtsbuch  hatte;  dasselbe  trifft  für 
die  meisten  übrigen  Streitfragen  zu.’)  Es  ist  klar,  dass  man 
bemüht  sein  muss,  iin  Sinne  der  Brunner’sclien  Anregung  vor- 
zugeheu,  daher  vor  allem  die  Entstehungsumstände  der  ältesten 
Vorlagen  ins  Auge  zu  fassen  hat.  Nachdem  dermalen  die  all- 
gemeine Meinung*)  die  Grundlage  der  vorhandenen  Lex  Sal. 
in  die  Zeit  Chlodovechs  versetzt,*)  müssen  wir,  wenn  von 
älteren  Vorlagen  die  Rede  ist,  den  Chlodovech’schen  Text 
von  eventuellen  noch  früheren  untei'scheiden,  so  dass  es  sich  iui 
Anschluss  an  diese  Frage  um  die  Art  der  Chlodovech'schen 
Thätigkeit  handelt. 

Ein  Chlodovech'scher  Grundtext  wird  allgemein  mit  Recht 
als  Ausgangspunkt  der  vorhandenen  Texte  angenommen.  Die 
Frage  dagegen,  ob  vor  diesem  König  eine  Aufzeichnung  ei  folgt 
war,  ist  bestritten,  oder  eigentlich  zu  wenig  behandelt.’) 

Für  die  Frage  betreffend  eine  vor  Chlodovech  ab- 
gefasste Aufzeichnung  kommen  zunächst  die  Angaben  der 
Prologe  in  Betracht.  Der  Theil  des  Prol.  I.  von  „dictaverunt“ 


')  .lucli  fiir  die  MUnzfrage;  so  hat  z.  B.  in  neuester  Zeit  Hilligor 
(D.  Suliilliiig  d.  V'olksr  in  Hist.  Viert.  .Jahrsebr  V'I.  2o:t)  dii.s  Mnnzsystein 
der  li.  .Sal.  in  die  Zeit  naeh  hli>  versetzt  und  .sodann  (I.  c.  4ri.'i)  die  Knt- 
stehuugszeit  der  Lex  seihst  <lemgeinäss  sehr  spilt  augesetzt. 

*)  wenn  inan  etwa  von  Fahl  heck  und  Uilliger  nhsieht. 

Bestritten  ist  hekanntlieh.  für  welche  Zeit  der  Kegieritng  dieses 
Kiinigs  inan  sich  auszusprechen  habe. 

*)  Brunner  1.  c.  I.  302  meint,  inan  scheine  hei  der  ('hlodovech’schon 
Kedactiou  .\ufzeichnuDgen  älterer  Weistümer  henUtzt,  z.  Th.  wohl  anch 
unverändert  übernommen  zu  haben.  .Seeliger  (Hist.  Vierteljahrsehr.  I.  17  fl  | 
spricht  sich  für  eine  tTesetzgebiing  vor  Chlodovech  aus;  mit  noch  grösserer 
Bestimmtheit  thut  dies  Dippe  (in  ders.  Zschr.  H.  170).  v.  .\inira  (hei 
Paul  III-  *>.'))  ist  geneigt,  die  Existenz  alter  Weistiimer  anzunehmen, 
bezweifelt  aber  ihre  schriftliche  Abfassung,  während  .Schröder  (H.  (i.*  2;t4) 
die  Möglichkeit  eines  ZurUckgehens  auf  ältere  Weistümer  ziigiebt,  sich  im 
übrigen  aber  über  diese  Frage  nicht  ausspricht.  (laudenzi:  Salica  legge 
(in  Dig.  italiauo)  13  spricht  sich  klipp  und  klar  gegen  frühere  Weistümer 
aus  und  will  nicht  annehmen,  dass  die  Franken  stückweise  Aufzeichnungen 
vargenommen  hätten.  Die  äussere  Veranlassung  der  Kechtsaufzeichnuug 
sucht  (taudenzi  in  dem  Beispiele  der  Westgothen  und  schliesst  auch  aus 
diesem  Urunde  eine  vorchlodovech'sche  Aufzeichnung  aus. 
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bis  „hoc  modo“  wird  mit  Recht  als  älterer  Kern  betrachtet, 
der  später  in  ein  poetisches  Kleid  gehüllt  wurde.*)  Die  all- 
gemeine Glaubwürdigkeit  seiner  Angaben  n'sulticrt  daraus,  dass 
es  dem  verhältnismässig  spät  schreibenden  Verfas.ser  vom 
epischen  Standpunkte  gewiss  näher  gelegen  gewe.sen  wäre,  das 
Werk  einer  hervorragenden  Persönlichkeit  zuzuschreiben;-) 
selbst  wenn  mehrere  Könige  das  Rechtsbuch  verfasst  hätten,“) 
wäre  es  dem  Verfasser  schwer  gefallen,  ihre  Namen  zn  ver- 
schweigen und  der  Entstehung  der  ältesten  Aufzeichnung  einen 
so  hervorragend  volkstümlichen  Charakter  aufzuprägen. *)  Da 
dies  allen  epischen  Gepflogenheiten  entgegen  geschieht,  darf 
man  dasin  den  Beweis  für  das  Vorhandensein  einer  alten  und 
veibürgten  Tradition  erblicken,  von  dei'  der  Verfasser  des 
Prologs  nicht  abgehen  konnte.  Die  alles  frühere  überschattende 
Pei-sönlichkeit  Chlodovcch’s  hätte  es  leichter  möglich  gemacht, 
ihn  direct  zum  Verfasser  zu  stempeln,  als  neben  oder  sogar  vor 
ihm  anderen  Faetoren  die  Hauptrolle  einzuräumen.  Der  Prolog 
giebt  den  4 viri  electi  nicht  nur  einen  zeitlichen,  sondern  auch 
einen  sachlichen  Vorrang  und  niemand  kann  sich  dem  Eindruck 
verschliessen,  dass  diese  4 Männer  als  Verfasser  genannt  werden, 
Chlodovech  aber  in  ganz  anderer  Eigenschaft  auftritt.  Die 
Nachricht  des  Prol,  IV.,  wonach  die  Lex  ursprünglich  bis  zum 
Titel  „de  niitio“  gereiidit  haben  soll,  welcher  Titel  bekanntlich 
dem  c.  1.  des  I Capitulars  entsitricht,  bietet  eine  weitere 
Stütze  für  die  Wahr.scheinlichkeit  der  Existenz  einer  älteren 
vor  Chlodovech  erfolgten  Aufzeichnung,  die  der  Thätigkeit 
dieses  Königs  und  der  zwei  anderen  in  Prol.  I.  eiwähnten 
Könige  zu  Grunde  lag. 


’)  Dipjie  I.  c.  15S. 

*)  Dips  piiip  riclitigp  UpmprVunK  Dipiie’s  1.  c.  17o. 

*)  wie  Scliröilpr  in  Moimt.M.<i’lir.  f <1.  (jpsc.li.  WestiltHchl.  VI.  47111'. 
aiinnhin;  8.  aupli  hpiiip  Ahliatiillunp;  in  Savi;^ny-Zsclir.  II.  :is. 

Denn  aelb.st  wenn  man  dem  Königtum  hiehei  jene  Rolle  zimprielit, 
di«  ihm  Sickel:  Frei.ttaat  17S  (Anm.  .Vbaatz  d.)  zuweist,  so  bescbriinkt 
sieb  dieselbe  dneb  nur  auf  die  liestimmung  der  Kei  btsknndigon. 

“)  Deiinocb  glaubt  tianden/.i  1.  e.  IH,  dass  die  4 Männer  zur  Zeit 
Cblodovech'a  gearbeitet  batten.  Kr  tritt  aber  klar  und  überzeugend,  mit 
tbeilweise  neuen  .Vrguinenten  (I.  c.  für  den  volksreebtlicben  Charakter 

der  Lex  ein. 
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Vergleicht  mau  den  Prolog  mit  den  Epilogen,  so  begegnet 
man  scheinbaren  Widersprüchen.  Während  nämlich  in  Prol.  I, 
nach  Erwähnung  der  ursprünglichen  Aufzeichnung,  drei  Könige 
anscheinend  in  gleicher  Linie  als  Verbesserer  des  Kechtsbnehes 
genannt  werden,  wird  die  Thätigkeit  des  „priinus  rex  Prancorum“ 
in  den  Epilogen  mit  „statuit“  bezeichnet,  von  der  Thätigkeit 
der  zwei  anderen  Könige  genau  unterschieden,  eine  frühere 
Aufzeichnung  aber  gar  nicht  erwähnt. ')  Allerdings  schenkt  schon 
der  Prolog  der  Thätigkeit  Chlodovech's  grössere  Beachtung,*) 
als  der  der  zwei  anderen  Könige,  aber  doch  nicht  in  der  Art, 
dass  dadurch  die  Ausdrucksweise  der  Epiloge  gerechtfertigt 
wäre.  Wir  stehen  .somit  vor  einem  Widerspruche,  dessen  Lösung 
Tür  beide  Hauptfragen,  nämlich  für  die  Frage  nach  der  Existenz 
einer  früheren  Aufzeichnung  und  für  die  Frage  der  Thätigkeit 
Chlodovech’s  in  gleichem  Maa.sse  wichtig  ist.  Es  kommt  hiebei 
Folgendes  in  Betracht: 

1.  die  Äusserung  des  Prol.  1.,  die  nach  spezieller  Hervor- 
hebung Chlodovechs,  den  begonnenen  Satz  ablenkend,  diesem 
Könige  — aber  auch  den  zwei  anderen  — ein  „lucidius 
emendatum“,  dessen  was  „minus  in  pactum  habebatur  idoneo“ 
zuschreibt; 

2.  die  Äusserung  des  Epil.  I.  „primns  rex  Fr.  statuit 
a primo  titnlo  usque  LXII  disposuit  iudicare.  Postmodo  autem 
tempus  cum  optimatis  suis  a LXIII  titulo  usque  ad  LXXVIII 
addedit“; 


’)  S c h r B (1  e r (Monatdchf.  f.  il.  Oe.scli.  WestdtscM.  VT.  47:4)  crliliikt  in iIpii 
Epilogen  eine  einfach«  Fortsetiung  der  Prologe  und  findet  darin  die 
Bestätigung  der  von  ihm  entschieden  vertretenen  Entstehung  der  E.  Sul. 
unter  Chlodovech.  Esinein:  Cuurs  eleni.  d’hist.  du  droit  fr.'*  105  versucht 
eine  andere  Wsung,  indem  er  u.  *w.  unter  Chlodovech  eine  Reduction 
und  sodann  eine  Revision,  also  /.wei  seitlich  und  sachlich  verschiedene 
Handlungen  annimmt.  Seeliger  1.  c.  17  versucht  den  Widersprucli  su 
lösen,  indem  er  die  Aeusserung  des  l’rologs  als  eine  kurzgefasste,  aber 
deunoch  die  beiden  in  den  Epilogen  geschiedenen  Thätigkeiten  Chlodovech's 
zusaminenfassende  Meldung  bezeichnet. 

’)  Chlodovech  wird  nämlich  zweimal  erwähnt,  liberdies  macht  der  .Satz 
,At  ubi  Deo  favente  rei  Fr.  i;hl.“  den  Eindruck,  als  ob  er  nicht  vollendet, 
sondern  unterbrochen  und  ahgelenkt  wäre;  er  geht  unvermittelt  auf  das 
.lucidius  emendatum“  ein. 
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3.  die  Äusserung  des  Epil.  II.  „Quem  veio  rex  Fr.  statnit 
et  postea  una  cum  Francis  pertractavit,  ut  et  a ties  titulos 
aliquid  amplius  adhesit  sicut  a primo  ita  usque  ad  LXXVIII 
perduxerit;“ 

4.  die  Meldung,  das.s  der  älteste  bekannte  Text  bis  zum 
Titel  de  mitio  (jetzt  Tit.  GB)  reicht: 

5.  die  Thatsache,  dass  Tit.  66  bis  7H  des  späteren  Textes 
sich  mit  Capitularien,  die  allerdings  nur  theil weise  diesem 
Könige  zugesprochen  werden  können,  decken. 

Quellenmässig  unanfechtbar  geht  daraus  zunächst  hervor, 
da.ss  Ohlodovech  ebenso  wie  die  zwei  andern  Könige  Zusätze 
gemacht  hat,  und  zwar  auch  .solche,  die  ausserhalb  des 
eigentlichen  Textes  gestellt  wurden.  Das  strittige  Territorium 
wird  in  zwei  Richtungen  begrenzt.  Erstens  handelt  es  sich 
darum,  ob  und  inwiefern  dieser  König  mehr  gethan  als  seine 
Nachfolger,  da  doch  Prol.  I.  ihn  coordiniert,  während  die 
Epiloge  ihm  überdies  durch  die  Worte  „.statuit“  und  „dispo.suit 
judicare“  offenbar  eine  ganz  andere  Rolle  zutheilen,  zweitens 
darum,  ob  die  beiden  andern  Könige  denen  die  Epiloge  nur 
Zusätze  (und  zwar  den  sog.  pactus  pro  tenore  pacis)  zuweisen, 
angesichts  ihrer  mit  Ohlodovech  im  Prologe  coordinierten 
Stellung  wirklich  nur  auf  diese  Rolle  zu  beschränken  sind. 
LIberdies  deuten  die  Epiloge  noch  eine  specielle  Geschichte 
dreier  Titel  an. 

Die  Aussage  des  Prol.  I.  über  Bord  zu  werfen  oder  zu 
Gunsten  der  Epiloge  zurückzustellen,’)  erscheint  unthunlich, 
weil  man  damit  dem  Prolog  den  allgemein  anerkannten  Wert 
absprechen  müsste,  was  aus  den  oben  erwähnten  Gründen 
ungerechtfertigt  wäre.  Es  muss  schon  ans  allgemeinen  Ei-- 
wägungen  eine  Meldung,  die  noch  in  der  Hälfte  des  VI.  Jh. 
trotz  der  Persönlichkeit  Chlodovech’s  an  der  Tradition  über 
frühere  Verfasser  festhielt,  gegenüber  einer  anderen,  die  der 
Persönlichkeit  des  mächtigen  Königs  alles  opfert,  sehr  gewichtig 
erscheinen.  Daher  muss  der  Versuch  unternommen  werden,  den 
Gegensatz  zwischen  dem  „lucidius  emendatum“  des  Prol.  I.  und 


*)  wie  e.f  .Sclirüdcr  in  der  oben  ,S.  10.  .\.  1.  aii^refiilirteii  Ablmndlimt; 
S.  473  versucht. 
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dem  „statiiit“  und  „disposuit  jiidicare“  der  Epiloge  durch  eine 
derartige  Interpretation  der  letzteren  Ausdrücke  zu  lösen,  dass 
dabei  weder  die  Bedeutung  der  ersteren  noch  die  der  zweiten 
Ausdrucksweise  vergewaltigt  werde. 

Man  darf  da  vor  allem  darauf  aufmerksam  machen,  dass 
Chlodovech's  Eingreifen,  nach  Allem,  was  die  reichen  Unter- 
suchungen erbracht  haben,  auf  die  Ereignisse  von  4Hö  und  ihre 
Folgen  zurückzufiihren  ist.  Die  Ausdehnung  des  Reiches  war 
für  das  salische  Recht  von  grosser  Tragweite;  ebenso  die  An- 
gliederung  von  Gebieten,  in  denen  die  Gallo-Rumanen  in  ganz 
anderem  Maasse  vertreten  waren,  als  in  den  bislier  besetzten 
Territorien. 

Hat  es  schon  früher  eine  Aufzeichnung  gegeben,  so  handelte 
es  sich  jetzt  darum,  dieselbe  in  ganz  neuen  Ländern  einzuführen ; 
ist  sie  früher  volksmä.ssig  zustande  gekommen,  so  musste  sie  in 
neuen  Gebieten,  die  an  ilirer  früheren  Abfassung  gar  nicht 
betheiligt  waren,  durcli  königlichen  Befehl  eingebürgert  w'crden. 
Da  war  es  also  der  König,  der  sie  den  neuen  Reichstheilen 
als  Gesetz  gab  und  die  Gerichte  aufforderte  darnach  zu  urtheilen. 

Da  war  das  „statuit“  richtig  angewendet  und  gegenübei- 
dieser  königlichen  Thätigkeit  durfte  offenbar  die  Thätigkeit 
früherer  Verfasser  als  eine  für  diese  Gebiete  belanglo.se  un- 
erwähnt bleiben.  Aber  die  Einfühlung  des  salischen  Rechtes 
in  neuen,  von  Gallo-Römern  bewohnten  Gebieten,  mu-sste  mit 
wesentlichen  Änderungen  des  alten  Rechtes  verbunden  sein  und 
den  eine  derartige  Ausdehnung  des  Reiches  überhaupt  begleitenden 
Umständen  musste  auch  Rechnung  getragen  werden;  da  erschien 
manches  „minus  idoneum“,  wie  Prol.  I.  .sagt,  und  musste  gewiss 
„lucidius  emendatum“  werden,  wodurch  wieder  die  Aussagen 
des  Prol.  I.  gerechtfertigt  erscheinen.') 

Somit  hat  Chlodovech  mehr  gethan,  als  die  ihm  im  Prologe 
coordinierten  Könige  und  deshalb  stellen  die  Ejiiloge  seim; 
Thätigkeit  anders  dar,  als  die  der  Nachfolger.  Der  Prolog 


')  Man  sieht,  dass  die.se  Auffassung  mit  der  Kameina  (a.  olien  S.  10. 
A.  1.)  verwandt  ist;  denn  auch  die.ser  (ielehrte  hat  in  der  erwähnten 
Bemerkung  riehtigerweiae  zwei  Handlungen  unterschieden;  allerdings  dai-hte 
er  an  Uedaction  uiiil  Kevisinn,  währeuil  u.  E.  Hevisiun  und  Ausdehnung 
des  (jeltnugagehietcs  in  Frage  koinmeu. 
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dagegen,  der  nicht  den  fränkischen  Staat,  sondern  bloss  das 
fränkische  Volk  und  sein  einheimisches  Recht  ins  Auge  fa.sst, 
interessieit  sich  nicht  für  dasjenige,  was  in  den  Epilogen  mit 
„statuit“  ausgcdrttckt  wird,  denn  an  dem  Wesen  der  Lex  wurde 
durch  Ausdehnung  ihres  Geltungsgebietes  nichts  geändert.  Für 
(len  Standpunkt,  den  offenbar  der  Prolog  einninimt,  kommen 
nur  die  von  Chlodovech  vollzogenen  Textesänderungen  in 
Betracht  und  zwar  begreiflicherweise  vor  allem  die  Bereicherung 
des  Textes;  in  dieser  Hinsicht  waren  auch  spätere  Könige  thätig, 
so  dass  sie  insoferne  mit  Chlodovech  in  einer  Linie  genannt 
zu  werden  verdienten.  Dass  er  aber  auch  in  dieser  Hinsicht 
mehr  gethan  hat  als  die  neben  ihm  genannten,  kommt  in  der 
ihn  besonders  auszeichnenden  Erwähnung  doch  eiuigermassen 
zum  Ausdruck. 

Bei  dieser  Lösung  haben  wir  keinen  Grund,  die  Nachricht 
Uber  eine  alte,  ohne  sichtbares  Zuthun  des  Königtums  zustande 
gekommene  Aufzeichnung  zu  verdächtigen.  Die  Annahme  der 
Existenz  einer  älteren  vor  Chlodovech  erfolgten  Aufzeichnung 
erklärt,  warum  der  uns  bekannte  Text  — selbst  der  beste  — 
nicht  homogen  ist,  sie  erklärt  auch  die  gesammte  Anlage  der 
Lex  Sal.  Wäre  dieselbe  unter  Chlodovech  als  ganz  neue  Auf- 
zeichnung abgefasst  worden,  sie  wäi’e  nicht  nur  viel  einheitlicher, 
sondern  auch  viel  reichhaltiger  ausgefallen.  Die  mangelnde 
Einheitlichkeit  ist  allerdings  nicht  zu  scharf  zu  betonen,  da  wir 
Ja  auch  den  Chlodovech’schen  Text  nicht  in  unveränderter 
Gestalt  besitzen,  mithin  dieser  Mangel  auch  dann  möglich 
gewesen  wäre,  wenn  die  Lex  wirklich  erst  zu  seiner  Zeit  zu- 
stande gekommen  wäre;  aber  die  eigenartige  Beschränkung  des 
Inhaltes  wäre  in  einem  zu  dieser  Zeit  neu  abgefassten  Rechts- 
buche unerklärlich  und  sie  findet  ihre  beste  Erklärung  eben 
darin,  dass  man  auf  Grund  einer  alten  Vorlage  arbeitete,  die 
man  den  neuen  Anforderungen  leidlich  anpasste. 

Die  durch  die  angeführten  Umstände  gerechtfertigte 
Annahme  einer  vor  Chlodovech  zustande  gekommenen  Rechts- 
aufzeiebnung  ermöglicht,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  das 
Eingehen  auf  die  zweite  Frage,  betreffend  die  von  diesem  Könige 
entwickelte  Thätigkeit.  Bevor  wir  aber  an  diese  Frage  heran- 
treteu,  müssen  wir  uns  mit  dem  Problem  der  Entstehuiigszeit 
der  vorchlodovech'schen  Aufzeichnung  befassen.  Die  Feststellung 
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dipser  Zeit  erscheint  unmös^lich.  Die  geistreiche  Combination 
Dippe’s')  ist  leider  nicht  überzeugend  gewesen.  Die  von  ihm 
betonten  drei  chronologisclien  Merkmale  werden  aus  dem 
luetischen  Inhalte  der  Prologe  abgeleitet  und  es  geht  kaum 
an,  diesen  Theil  der  (Quelle,  in  dom  gerade  die  präcisesten 
Angaben  einen  bloss  symbolischen  Charakter  haben,“)  in  einem 
Athem  wieder  zur  Grundlage  chronologischer  Schlüsse  machen 
zu  wollen  — abgesehen  davon,  dass  die  Prologe,  so  wie  sie 
vorliegen,  eine  verhältnismässig  späte  Überarbeitung  der 
Entstehungssage  enthalten,  die  keinen  geeigneten  Boden  für 
noch  so  scharfsinnige  Folgerungen  bietet.  Weder  der  terminus 
ante  quem  noch  der  ad  quem  lassen  sich  in  der  von  Dippe 
vereuchten  Weise  feststellen“). 


’)  I.  c.  1 70  ff. 

’)  liingicliMidi  der  4 Müiiiier  und  der  H f)rte. 

S«  legt  14ip|ie  I.  c.  Wertli  darauf,  dass  die  Prologe  keinen  alten 
Volksnainen  benützen  unil  sieh  der  allgemeinen  llezeiclinnng  .Pranken“ 
bedienen;  er  übersieht,  dass  diese  (Tesanimtbezeiclinung  für  die  Zeit,  in  der 
der  Prolog  verfasst  wurde,  |)as.st,  für  die  üestinimnng  des  Alters  der  im 
Prologe  angefnbrteii  Gesehelinisse  aber  nicht  verwendbar  ist.  — Der  Um- 
stand, dass  im  Prologe  das  Stammeskönigtum  keine  Kolle  spielt,  hat  eben- 
falls für  die  Zeitbestimmung  keine  wesentliche  liedeutnng;  denn  es  ist 
immerhin  denkbar,  dass  selbst  neben  dem  Königtum  andere  Kactoreii,  z.  II. 
Ifanfürsten  eine  ebenso  erhebliche  Rolle  spielten,  wie  die  langobardisclien 
Duces;  der  Ausdruck  .rectores“  ist  doch  sehr  vieldeutig.  Ueberdies  ist  es 
unbekannt,  für  wie  viele  Völker  jene  ursprüngliche  Aufzeichnung  bestimmt 
war;  schliesslich  wissen  wir  über  die  Intensität  der  Königsmaebt  Chlngios 
oder  Childerich’s  nichts.  Es  kann  niemand  sagen,  zu  welcher  Zeit  die 
fränkische  Königsgewalt  noch  zu  schwach  war,  um  eine  Reclitsaufzeichnung 
durchzufdhren,  ebenso  wenig  den  Zeitpunkt  ihrer  derartigen  Erstarkung 
anzugeben,  in  welchem  ihre  Ignorirung  durch  eine  Sage  schon  unmöglich 
geworden  wäre.  Man  kann  nur  behaupten,  dass  zur  Zeit  der  Entstehung 
jener  Aufzeichnung,  auf  die  sich  die  Aussage  des  Prol.  bezieht,  die  Künigs- 
gcwalt  — mag  sie  bestanden  haben  und  einheitlich  gewesen  sein  — noch  zu 
schwach  war,  um  die  Reclitsaufzeichnung  zu  vollziehen,  wann  dies  der 
Kall  war,  lässt  sich  chronologisch  nicht  bestimmen.  — Grösseres  Gewicht 
hat  das  dritte  von  Dippe  hervorgebobene  chronologische  Merkmal,  nämlich 
ilie  iSe.sshaftigkeit.  Für  die  Zeitbestimmung  ist  es  aber  ebenfalls  nicht  gut 
verwertbar,  da  niemand  anzugeben  vermag,  wann  diese  innere  Umbildung 
begonnen  und  -wie  lange  sie  gedauert  hat. 
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Aiii’li  (las  Kiiigdieiidstt! StiidiumderMalberK'schen Glosse’) 
siebt  keinen  Anhaltspunkt  tlir  die  Bestimmung  der  Entstehungs- 
zeit der  älteren  Aufzeichnung.  Selbst  wenn  man  der  Holtz- 
inann-Kern’schen  Ansicht  beitreten  und  die  Malbergsche 
Glosse  als  Ueberrest  einer  älteren  in  Iränkischer  Sprache  ab- 
gelässten  Kedaction  betrachten  wollte,  was  aber  aus  den  von 
Brunner-)  hervoi-gehobenen  und  durch  die  neueste,  im  übrigen 
sehr  belehrende  Untersuchung  V au  Hclten’s’)  durchaus  nicht 
entkräfteten  Gründen  kaum  anzunehmen  ist,  wäre  auch  damit 
für  die  Zeitbestimmung  nichts  gewonnen.  Man  könnte  aller- 
dings sagen,  dass,  wenn  die  Lex  Sal.  in  der  That  ursprünglich 
in  fränkischer  Sprache  abgefasst  war,  dies  auf  eine  Zeit  hin- 
weise,  wo  den  Franken  die  lateinische  Sprache  noch  fremd 
war.  Solche  Schlussfolgerung  wäre  aber  verfehlt.  Denn  die 
lateinische  Sprache  war  den  Franken  schon  sehr  früh  bekannt,’) 
anderei-seits  sind  ja  auch  die  späteren  Zusätze  zur  Lex,  die 
bestimmt  aus  dem  VI.  Jh.  stammen,  theilweise  mit  Malberg'scher 
Glosse  versehen.  Man  kann  also  ebensowenig  die  Zeit  voll- 
ständiger Unkenntnis  des  Lateins  als  auch  die  Zeit  des  Auf- 
gebens des  Gebrauches  der  fränkischen  Sprache  zu  Gunsten  des 
Lateins  genau  bestimmen ; die  Zeit  aber,  in  der  beide  Sprachen 
parallel  benützt  werden  konnten,  ist  eine  zu  lange,  als  dass 
auf  dieser  Basis  Schlüsse  gebaut  werden  könnten.  Es  ist  klar, 
dass  selbst,  wenn  man  eine  ursprüngliche  Abfassung  in  fränkischer 
Sprache  annimmt,  dieselbe  ebenso  gut  vor  Chlogio,  als  nach 
ihm.  Ja  selbst  noch  zur  Zeit  Chlodovech's  hätte  erfolgen  können. 
Besonders  wichtig  erscheint,  dass  Van  Helten,  der  in  ener- 
gischer Weise  für  die  Holtzmann  - Kenrsclie  Aulfassung 
eintritt,  dennoch  keinen  sprachlichen  Unterschied  zwischen  den 
älteren  und  neueren  Glossen  zu  finden  vermag'').  Damit  erscheint 

')  Die  Literatur  jetzt  bei  Scli rüder  K.  U.*  '.’Sö.  7. 

»)  R.  ü.  I.  2<JU.  A. 

8.  Vau  Uelten;  Zu  den  llalberg.  (rlosseii  (Zsebr.  f.  d.  Ueseb.  d. 
dtach.  Spr.  XX  S.  522  ff.) 

*)  LiudeBcbmidt:  Hdbueb.  d.  dtach.  Altertumskunde  102  ff.  weist 
alte  fränkische  .Siegelringe  mit  lateinischen  Inschriften  mich,  ebunsn  lateinisch 
geschriebene  altfränkische  Grabsteine  zwischen  Wurms  und  KSIn. 
s.  1.  c.  524. 
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jeder  Versuch,  die  Glossen  für  die  Geschichte  der  Lex  zu  ver- 
wenden, ausgeschlossen. 

Ob  das  Rechtsbuch  thatsächlich  je  in  fränkischer  Sprache 
oder  sofort  in  der  lateinischen  abgefasst  worden  ist,  entzieht 
sich  jeder  wissenschaftlichen  Erörterung;  nicht  als  ob  man 
fränkische  Abfassung  aus  allgemeinen  Gründen  auszuscbliessen 
hätte,  sondern  einfach  deshalb,  weil  man  nicht  in  der  Lage  ist 
auch  nur  eine  einzige  Stütze  für  eine  derartige  Behauptung 
anzuführen.')  Die  scheinbar  ansprechende  Vermuthung  Cal- 
mette's,'^)  der  in  den  Glossen  Citate  eines  früheren  fränkischen 
Rechtsbuches  vermuthet  und  die  Kern'sche  Hypothese  zu 
beweisen  versucht,  war  nur  dank  dem  Umstande  möglich,  dass 
der  Verfasser  sich  nicht  die  Mühe  nahm,  zu  prüfen,  ob  der  Text 
seine  Auffassung  rechtfertigt;  nur  so  ist  es  erklärlich,  dass  er 
am  Schlüsse  auffordert,  die  glossierten  Stellen  als  älteren 
Bestand  auszusondern  und  die  nicht  glossierten  als  neuere  Zusätze 
zu  betrachten;  er  hätte  doch  bemerken  müssen,  dass  sogar 
Bestimmungen,  denen  man  die  neuere  Entstehung  anmerkt, 
dennoch  glossiert  sind.“)  Die  gründliche  Untersuchung  Van 
Heltens  schliesst  trotzdem,  dass  der  Verfasser  der  K er n'schen 
Ansicht  gi-osse  Sympathicen  entgegen  bringt,  eigentlich  mit 
einem  non  liquet,  indem  nebst  der  von  Kern  vertretenen  Auf- 
fassung, auch  die  Ansicht,  dass  die  Glosse  auf  mündlicher 
Tradition  beruhe,  als  annehmbar  bezeichnet  und  sogar  die 
Möglichkeit,  dass  der  jedesmalige  Verfasser  des  Textes  auch 
Glossator  desselben  war,')  ausgesprochen  wird. 


')  Sehr  richtig  siiiil  ilie  gegen  eine  in  geniianischer  Simcho  abgefasste 
Ueilaction  von  Gaudenzi  (1.  c.  § iij  vurgebrachten  Au,sfiihrungen. 

-)  Observations  siir  les  glosse.s  malberghiues.  (Hibl.  de  l'Keule  des 
cliartes.  l$d.  60.  3U7  ff.) 

’J  Überhaupt  ist  es  wohl  nicht  mehr  zulässig,  über  die  L.  Sal.  so 
flüchtige  Arbeiten  zu  liefern.  Bei  der  zu  weitgehenden  .Schlüssen  verwen- 
deten Glosse  „leodardi“  hat  Calmette  überaehen,  dass  die.selbe  in  L.  S.  11.  1 . 
(Diebstahl),  15.  (Mord),  20.  l.  (Frauenbeleidigung)  steht,  was  seiner  (1.  c.  Iu6) 
aul'gestellten  Behauptung  Iiiulänglich  widerspricht. 

‘)  V.  Amira  (bei  Paul  ITI-  72)  erblickt  in  den  Glossen  eine  Privat- 
interpretation des  VI.  .Ih.,  während  Dippe  1.  c.  t73  zwar  vorsichtig,  aber 
doch,  an  die  Abstammung  der  Glossen  aus  einem  älteren  germanisch 
abgefassten  Texte  denkt. 
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Ist  es  also  unmöglich  die  Entstehungszeit  der  ersten 
Redaction  anzugeben  und  unmöglich  festzustellen,  welcher 
Sprache  man  sich  hiefUr  bedient  hat,  so  wird  man  sich  dennoch 
der  Eindrücke  der  Prologe  nicht  erwehren  und  bei  noch  so 
kritischer  Betrachtung  der  Ausfaiirungen  Dippe’s  die  erste 
Abfassung  vor  Chlodovech  setzen  dürfen.  Und  man  wird 
abgesehen  von  diesem  Eindrücke  sagen  müssen,  dass  wenn  die 
erste  Redaction  nicht  lange  vor  Chlodovech  erfolgt  wäre,  eine 
Revision  kaum  noth wendig  geworden  wäre;  es  hätte  sich  viel- 
mehr der  König  mit  der  Erlassung  jener  Bestimmungen,  die 
durch  die  Angliederung  neuer  Gebiete  und  durch  die  Rücksicht 
auf  römische  Einwohner  geboten  waren,  begnügen  können.  Da 
wir  aber  sehen  werden,*)  dass  die  Revision  Chlodovechs  eine 
sehr  eingehende  war,  so  spricht  dies  entschieden  dafür,  dass  er 
es  mit  einem  veralteten  Rechtsbuche  zu  thun  hatte,  welches  er 
mit  Rücksicht  auf  die  Tradition  nicht  abschaffen  konnte. 

Wir  werden  somit  vor  die  Frage  gestellt,  wieso  es  bei 
d«‘n  Franken  in  einer  relativ  so  frühen  Zeit  zu  einer  Rechts- 
aufzeichnung kommen  konnte;  die  Beantwortung  dieser  an  und 
für  sich  wichtigen  Frage  giebt  gleichzeitig  die  Möglichkeit, 
wenigstens  die  historische  Entwicklungsstufe,  auf  der  sie  erfolgt 
ist,  nachzuweisen. 

Brunner-)  stellt  das  allgemeine  Princip  auf,  dass  die 
Einwirkung  christlich-römischer  Cultur  den  Impuls  zur  Redaction 
der  Volksrechte  gegeben  habe.  In  einem  höheren  Sinne, 
namentlich  aber  mit  der  Ergänzung  Dahns,'*)  der  mit  Recht 
den  Eintritt  in  die  römischen  Wirtschaftsverhältnisse  als  einen 
hochwichtigen  Ansporn  hervorhebt,  mag  das  angenommen 
werden.  Nur  ist  auch  damit  keine  Erleichterung  der  Zeit- 
bestimmung geschaffen,  denn  wir  sehen  einerseits,  dass  die 
Völker  eine  verschieden  lange  Zeit  zwischen  dem  Eintreten  in 
römische  Provinzen  und  der  Aufzeichnung  ihrer  Rechte  ver- 
stieichen  Hessen,  und  andererseits  wissen  wir  nicht,  wann  den 
Franken  dieser  Impuls  fühlbar  wurde.  Die  Gebiete,  die  sie 
zunächst  besetzten,  gaben  zu  wenig  Gelegenheit  zu  einer  erheb- 


'J  8.  unten. 

‘)  RU.  I.  2H3, 

'J  VII.  II.  4*J. 

8r.  Halben.  Küm.  Hecht  in  Uen  germ.  Vülk38lnaien.  111.  '2 
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liehen  Einwirkung  rümisch-christlichcr  Cultur,  da  in  ihnen 
Christentum  und  überwiegend  Römertum  verdrängt  war,  und 
höchstens  kleine  Schaaren  in  Gegenden  gelangten,  in  denen 
eine  solche  Einwirkung  möglich  war.  Jedenfalls  war  dieser 
Impuls  selbst  in  den  südlichst  gelegenen  Theilen  des  vor- 
cblodovechschen  Staates  viel  geringer  als  im  westgothischen  oder 
langobardischen  Keiche,  wo  dennoch  ein  halbes  Jahrhundert 
verstrich,  bevor  es  zur  Aufzeichnung  kam.  Eher  kann  man  an 
den  Einfluss  des  Eintritts  in  römische  Wirtschaftsverhältnis.se 
denken,  weil  sich  derselbe  auch  in  den  Gebieten,  die  schon  von 
den  Römern  verlassen  waren,  ja  sogar  in  denen,  die  niemals 
wirklich  romanisiert  wurden,  äussern  konnte;  selbstverständlich 
aber  war  die  Einwirkung  Vorgefundener  römischer  Wirtschafts- 
Verhältnisse  in  solchen  liändern  weit  geringer  als  in  Südgallien 
oder  Italien,  wo  diese  Verhältnisse  durch  die  Anwesenheit 
römischer  Bevölkerung  belebt  wurden.  Nur  insofern  könnte 
man  dem  Eintritte  der  Franken  in  die  neuen  Verhältnisse  eine 
weiter  als  bei  anderen  Völkern  gehende  Bedeutung  beilegen, 
als  sie  die  einzigen  waren,  die  noch  als  Heiden  in  einer  römischen 
Provinz  ihr  Reich  gründeten.  Doch  verliert  auch  dieser  Umstand 
an  Wichtigkeit,  wenn  man  bemerkt,  dass  sie  zunächst  Gebiete 
bezogen,  in  denen  es  kein  Christentum  mehr  gab. 

Wir  stehen  vor  der  Thatsache,  dass  von  den  gewöhnlich  für 
die  Aufzeichnung  der  Volksrechte  angenommenen  Beweggründen, 
in  diesem  Falle  der  eine  Grund,  nämlich  der  unmittelbare  Ein- 
fluss christlich-römischer  Cultur  bis  Chlodovech  so  ziemlich  fehlte 
und  der  andere,  die  Einwirkung  der  römischen  Wirtschafts- 
Verhältnisse,  in  viel  geringerem  Grade  vorhanden  war,  als  bei 
den  übrigen  Völkern  — dass  aber  dennoch  die  Aufzeichnungen 
viel  früher  begannen  als  anderwärts.  Somit  haben  hier  nicht 
die  gewöhnlicji  ins  Treflen  geführten  Gründe  den  Ausschlag 
gegeben’)  und  man  könnte  eher  die  Vermutung  äussern,  dass 
vielleicht  gerade  der  Mangel  der  aus  einer  intensiven  Berührung 
mit  christlich-römischer  Kultur  sich  ergebenden  Complicationen 
die  ra.sche  Aufzeichnung  erleichtert  habe. 


')  Sclioii  V.  lie tli mann- Hol  1 weg  hat  I.  c.  IV'.  127  wahrgenoiunien, 
(lass  die  fränkisnlie  Kecbtsiiufzeichnung  hinsichtliidi  der  sie  kestimiueudeu 
Urüude  nicht  unter  ilas  gewöhnlich  augenoiuiiiene  .Schema  fällt. 
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Suchen  wir  nach  den  üi’sachen,  die  eine  relativ  so  frühe 
und  von  den  gewöhnlich  angeführten  Umständen  wenig  beein- 
flusste Aufzeichnung  hervorgerufen  haben  dürften,  so  ist  als 
einzig  zuverlässige  Richtschnur  der  Zweck  ins  Auge  zu  fassen, 
dem  die  Aufzeichnung  zu  dienen  hatte.  Alle  Aufzeichnungen 
dieser  Art  streben  entweder  die  Anpassung  oder  wenigstens 
doch  die  Erhaltung  des  Rechtes  in  den  neuen  Verhältnissen  an, 
und  wenn  wir  uns  nach  den  Gründen  nmsehen,  die  in  diesem 
Falle  eine  Änderung  der  Verhältnisse  hervorgerufen  haben 
konnten,  so  ist  angesichts  dessen,  dass  wir,  wie  erwähnt,  hier 
an  den  Einfluss  der  römisch-christlichen  Cultur  nicht  zu  denken 
haben,  nur  des  von  Fahlbeck')  und  Dippe’')  in  Betracht 
gezogenen  Umstandes  Erwähung  zu  thun  — nämlich  des  Zu- 
sammenschlusses mehrerer  bis  dahin  getrennten  Völkerschaften. 
Es  ist  klar,  dass,  so  lange  eine  Völkerschaft  ein  ganz  selbst- 
ständiges Rechts-  und  Verfassungsleben  führte,  sie  auch  mit  den 
altherkömmlichen  und  Allen  bekannten  Normen  auskommen 
konnte,  ohne  dieselben  schriftlich  zu  flxicren.  Erst  eine  enge 
und  staatsrechtliche  Verbindung  mehrerer  Völkerschaften  lässt 
das  Bedürfnis  schriftlicher  Aufzeichnung  aufkommmen  und  zwar 
musste  sich  dieses  Bedürfnis  in  sehr  verschiedenem  Grade 
Hussern,  jenachdem  ob  die  zusammengetretenen  Einheiten  mehr 
oder  weniger  homogen,  in  mehr  oder  weniger  gleichen  Ver- 
hältnissen aufgewachsen  und  zu  mehr  oder  weniger  gleichen 
Rechtsanschauungen  gelangt  waren.  Die  fränkische  Vorgeschichte 
spricht  daflir,  dass  die  einzelnen  Völkerschaften  selbständig  ent- 
wickelt und  von  einem  Particularismus  beseelt  waren,  wie  er 
sich  weder  bei  Gothen  noch  bei  Burgundern  oder  Langobarden 
in  diesem  Maasse  äusserte.  Denn  bei  diesen  Stämmen  ist  schon 
auf  früherer  Stufe  eine  Einigung  erfolgt,  durch  welche  sogar 
die  Namen  der  einzelnen  Völkerschaften  unterdrückt  wurden; 
bei  dem  Franken  lebt  der  völkerschaftliche  Particularismus  noch 
in  historischer  Zeit  fort,  so  dass  selbst  die  eng  und  staats- 
rechtlich  verbundenen  Völker  das  Bewusstsein  ihrer  Verschieden- 
heit bewalirt  hatten  und  diese  Verschiedenheit  nur  durch  eine 
Rechtseinigung  nberbriiekt  werden  konnte. 

•)  1.  c.  27i  f. 

’J  I.  c.  17ä. 
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Von  allen  denkbaren  Gründen  kann  wohl  mir  dieser  (Ür 
die  frühe  fränkische  Rechtsanfzeichnung  in  Betracht  kommen. 
Damit  ist  aber  natürlich  noch  immer  kein  Anhaltspunkt  für  die 
von  Falilbeck  und  Dippe  versuchte  Datierung  gefunden. 
Denn  niemand  kann  angeben,  wann  der  Zusammenschluss 
mehrerer  Völkerschaften  eine  das  Bedürfnis  schriftlicher  Auf- 
zeichnung begründende  Intensität  erlangt  habe;  möglich,  dass 
schon  der  Zusammenschluss  weniger  Völker  hiefür  genügte, 
ebenso  möglich,  dass  ei-st  die  Verbindung  einer  grösseren  An- 
zahl zur  Aufzeichnung  trieb;*)  es  ist  denkbar,  dass  eine  Auf- 
zeichnung sehr  schnell  nach  der  Einigung  nöthig  wurde*)  aber 
ebenso  möglich,  dass  die  geeinigten  Völker  noch  eine  geraume 
Zeit  lang  ohne  Aufzeichnung  lebten.  Wir  kennen  weder  die 
inneren  Zustände  dieser  Völker  noch  die  Kraft  des  sie  gemein- 
sam umschlingenden  Bandes,  wir  wissen  nichts  über  die  eventuellen 
Rechtsunterschiede  zur  Zeit  da  ihre  Einigung  begann  und  nichts 
über  die  Zeitdauer,  die  nothwendig  war,  um  den  ur.sprünglich 
gewiss  lockeren  Verband  zu  einem  solchen  umzugestalten,  der 
die  Noth Wendigkeit  gemeinsamen  Rechtes  wachgerufen  hätte. 
Es  kann  also,  wie  schon  vorausgeschickt  wurde,  auch  die  Ei- 
wägung  der  Gründe,  die  zui*  Aufzeichnung  geführt  haben  dürften, 
nur  zur  Feststellung  der  betreffenden  Entwicklungs-Stufe, 
aber  nicht  zu  chronologischen  Ergebnissen  führen.  Wir  können 
sagen,  die  Aufzeichnung  entspricht  am  besten  den  Bedürfnissen 
dieser  Stufe,  halten  aber  jede  Combination  darüber,  wann  und 
welche  salische  Völker  die  betreffende  Stufe  erreicht  haben,  für 
aussichtslos.  Doch  kann  Eines  daraus  geschlossen  werden;  nach- 
dem nämlich  eine  Zeit  in  Betracht  kommt,  in  der  die  Vereinigung 
mehrerer  Völker  so  weit  gediehen  war,  dass  eine  Rechtsau.s- 
gleichung  nothwendig  wurde,  in  den  bis  486  bevölkerten  Gebieten 


*)  Dabei  kommt  in  Betraclit,  dass  wir,  wie  sclion  erwSlmt,  über  das 
(ieltungsgebiet  der  ältesten  Aufzeichnung  iiiubts  wissen  können.  Tn  .\n- 
lelmnng  an  .Sickel  vertritt  Hnbrich  (Fr.  Wahl-  u.  Erbköuigtnni  .S.  1. 
Ä.  14)  die  Auffassung,  dass  die  D.  .S.  für  drei  verbundene  Völkerschaften 
bestimmt  war. 

'■*)  Dies  in  dem  Falle,  wenn  die  einzelnen  Völker  schon  vor  der  Kinignng 
zu  einer  gewissen  Krystallisierung  ihres  Rechtes  gelangt  sind,  weil  dann 
natürlich  erhebliche  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Hechten  vor- 
liegen konnten. 
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aber  der  römisch-christliche  Einfluss  zu  schwach  war,  um  eine 
Aufzeichnung  bestimmen  zu  können,  hat  offenbar  in  der  fraglichen 
Zeit  die  fränkische  Rechtsentwicklnng  die  hiezu  nöthige  Reife 
schon  selbständig  erreicht,  so  dass  ohne  ein  merkliches  Ein- 
greifen des  Königtums  und  ohne  Mithilfe  fremder  Elemente  eine 
in  diesem  Falle  wirklich  volkstümliche  Rechtsaufzeichnung') 
zustande  kommen  konnte. 

Nur  zu  streifen  wäre  da  noch  die  Frage,  ob  diese  ver- 
schollene älteste  Aufzeichnung  in  der  Zeit  zwischen  ihrem 
Entstehen  und  der  Chlodovech'schen  Revision  Umänderungen 
erfahren  habe.  Eine  Antwort  wird  darauf  wohl  nicht  zu  er- 
warten sein.  Aus  allem,  was  wir  über  das  Eingreifen  Chlodovechs 
ermitteln  können,  darf  höchstens  geschlossen  werden,  dass  dem 
Könige  blos  ein  Rechtsbuch  und  nicht  mehrere  Vorlagen;  ob 
aber  dasselbe  in  der  Zwischenzeit  Änderungen  und  Bereicherungen 
erfahren,  entzieht  sich  natürlich  jeder  Beurteilung.  — 

Wir  treten  nunmehr  an  die  zweite  Hauptfrage,  nämlich  an 
die  Frage  betreftend  das  Eingreifen  Chlodovechs,  heran. 

Dass  er  sich  nicht  darauf  beschränkt  hat  zur  Lex  Salica 
Zusätze  zu  erlassen,  sondern  dass  er,  ihr  Geltungsgebiet  aus- 
dehnend,  das  Rechtsbuch  auch  verändert  hat,  erscheint  nach  den 
bisherigen  Erörterungen  unzweifelhaft.  Auf  diesen  Theil  seiner 
Thätigkeit  bezieht  sich  das  „lucidius  emendatum“  des  Prologs, 
und  auch  die  oben  vorgeschlagene  Deutung  des  „statuit“  der 
Epiloge  steht  dem  nicht  entgegen. 

Die  allgemeine  Ansicht  geht  ja  dahin,  dass  die  L.  Sal.  der 
Zeit  dieses  Königs  am  besten  entspricht.  Nur  hat  man,  wie 
erwähnt,  die  beiden  Hauptfragen  nicht  genügend  unterschieden. 
Geht  man  aber  von  der  Annahme  des  Bestandes  einer  verlorenen 
älteren  Aufzeichnung  aus,  dann  darf  man  alles,  was  für  die 
vermeintliche  Entstehung  der  Lex  zur  Zeit  Chlodovecirs  ange- 
führt wird,  für  die  Umarbeitung  durch  diesen  König  gelten  la.s.sen. 
Bekanntlich  hat  schon  v.  Sybel  diese  Revision  behandelt*) 


')  Für  (len  vc^lkstüinlidien  Cliaracter  ist  u.  A.  üaudciizi  1.  c.  S -- 
•'iier^iscli  ein;;ptreteii.  Dass  selbst  die  .Sickerscli«  Interpretation  geiijen 
den  volksinässigeu  dbarakter  wenig  iii's  Uewicht  fallt,  ist  schon  oben  iS.  9, 
A.  4.  erwähnt  worden. 

*)  1.  c.  3ÜS  ff. 
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und  eine  ähnliche  Thätigkeit  des  Königs  nahmen  SeeligerV) 
und  Dippe’)  an,  während  die  meisten  übrigen  Forscher  Chlodo- 
vech's  Thätigkeit  ganz  überwiegend  in  den  Vordergrund  treten 
lassen,  indem  sie  ihm  nicht  eine  Revision  sondern  die  Abfassung 
des  Rechtsbuches  zusprechen.  Die  Gründe,  die  mit  Recht  für 
die  Versetzung  des  uns  bekannten  Textes  in  die  Zeit  Chlodovech’s 
geltend  gemacht  werden,  hier  einzeln  zu  besprechen,  würde 
Zweck  und  Rahmen  dieser  Untersuchung  überschreiten.  Doch 
wäre  zu  erwähnen,  dass  genau  dieselben  Gründe  für  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Umarbeitung  einer  eventuellen  älteren  Auf- 
zeichnung sprechen.  Die  Revision  bezweckte  offenbar  eine 
Anpassung  des  älteren  Rechtes  an  die  veränderten  Verhältnisse 
und  wenn  die  auf  diese  Weise  zustande  gekommene  Redaction 
(der  Grundtext),  die  aus  den  verschiedenen  vorhandenen  Texten 
theilweise  construiert  werden  kann,  dennoch  in  diesen  abgeleiteten 
Texten  so  vielfach  ein  merkliches  Gepräge  Chlodovech'scher  Zeiten 
verräth,  so  muss  geschlossen  werden,  dass  die  angestrebte 
Anpassung  erreicht  wurde.  Sie  ist  offenbar  so  gut  gelungen, 
dass  sie  trotz  aller  Änderungen,  denen  die  Texte  später  unter- 
worfen waren,  noch  immer  hervortritt. 

Im  übrigen  fällt  aber  manches  auf,  was  ohne  die  Annahme 
der  Benutzung  einer  älteren  Vorlage  kaum  erklärlich  wäre. 

Schon  der  Vergleich  zwischen  den  besten  Texten  und  den 
ältesten  Gapitularien  liefert  den  indirecten  Beweis  dafür,  dass 
es  sich  nicht  um  die  Schaffung  eines  neuen  Werkes  und  auch 
nicht  um  völlige  Beseitigung  älterer  Vorlagen  handelt.  C.  l. 
des  sog.  I.  Gapit.  befasst  sich  mit  einer  Polizeieinrichtung,  die 
dem  Recbtsbnche  unbekannt  ist;  wichtiger  erscheint,  dass  in 
dem  vielleicht  späteren,  aber  doch  traditionell  dem  ersten  Theile 
angefügten  zweiten  Theile  desselben  Gapit.  (cc.  5 — 8.)  das 
Königsrecht  stärker  hervortritt;  in  c.  5 wird  der  Umstand,  dass 
die  Lex  den  Thatbestand  einer  Ehe  freier  Frauen  mit  eigenen 
Sklaven  nicht  berücksichtigt  hat,  dazu  benützt,  die  Interessen 
des  königlichen  Fiscus  zu  fördern;  diese  Tendenz  ist  auch  in 
c.  6.  bemerkbar,  ebenso  in  c.  7.,  wo  sich  der  Fiscus  des  achasius 


')  I.  c.  n ff,  immeiitlich  Amu.  I. 
•-)  1.  c. 

*)  s.  obeu  S.  S.  A.  4. 
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bemächtigt,  überdies  tritt  liier  der  königliche  Graf  als  Richter 
auf,  was  der  in  der  Lex.  Sal.  gegebenen  Sachlage  nicht  ent- 
spricht; die  Änderung  aber  erscheint  an  dieser  Stelle  nicht 
mehr  als  Neuerung,  so  dass  man  die  betreffende  Wandlung  als 
eine  schon  früher  erfolgte  betrachten  muss.  Das  beweist,  dass 
man  bereits  in  den  ‘ältesten  Zusätzen,  die  zum  Theil  auf 
Cblodovech  selbst  zurückreichen,  wesentlich  weiter  ging,  als 
bei  der  Revision  der  Lex,  die  offenbar  vorwiegend  conservativ 
vorgenommen  wurde.  Man  hat  es  vorgezogen  weitergehende 
Änderungen  entweder  via  facti  oder  durch  separate  Normen  zu 
besorgen.'  Für  die  Beschränkung,  die  man  sich  in  dieser 
Hinsicht  auferlegte,  spricht  ferner  der  Umstand,  dass  man  viel- 
fach im  Absterben  begriffenes  Recht,  welches  kurz  darauf  seine 
(jeltung  einbüsstc,  aufnahm,  wie  aus  dem  Vergleich  mit  den 
Capitularien  und  der  Lex  Ribuaria  zu  entnehmen  ist. 

Wenn  man  also  behufs  genauer  Datierung  des  Chlodovech- 
schen  Werkes  immer  wieder  die  Äusserungen  der  Königsgewalt 
und  die  Stellung  der  Lex  Sal.  zu  Heidentum  und  Christentum  ins 
Treffen  führt  und  sodann,  je  nachdem  wie  die  Interpretation  aus- 
fällt, ein  früheres  oder  ein  späteres  Stadium  der  Regierung 
Chlodovech’s  als  Entstehungszeit  bezeichnet,  so  übersieht  man 
dabei  den  Charakter  der  rechtsbildeuden  Thätigkeit  des  Königs. 
Wir  sehen  davon  ab,  dass,  wie  schon  v.  SybeP)  bemerkt  hat, 
<lie  Aufnahme  eigener  Normen  hinsichtlich  der  Königsgewalt 
und  des  Christentums  ausserordentlich  inopportun  gewesen  wäre 
und  möchten  eher  betonen,  dass  man  auch  in  viel  späteren 
Rechtsbücliern  nicht  ausführlich  vorging  und  nur  selten  Dinge 
berührte,  die  mit  dem  Hauptinhalte  nicht  unmittelbar  znsammen- 
hingen.  Darf  man  sich  auf  den  Eindruck  der  Prologe  stützen, 
so  war  die  ursprüngliche  Lex  Sal.,  wie  alle  Volksrechte  im 
allgemeinen,  ein  Rechts-  und  Gerichtsbuch*)  und  zwar  im  Gegen- 
satz zu  manchen  anderen  Leges  nur  ein  Rechtsbuch  für  das 


>)  1.  c. 

•)  ibiii  kann  zwar  nicht  auf  jedes  Wort  der  Prologe  Gewicht  Icgeu; 
es  erscheint  aber  doch  zutreffend,  wenn  Prol.  II.  als  den  Hauptzweck  der 
Aufzeichnung  angiebt:  „pro  servando  inter  se  pacis  Studio  ....  rixaruin 
odia  resecare  deberent“;  Prol.  I.  spricht  von  cansae,  die  mit  den  jndicia 
Zusammenhängen.  (Vgl.  Esmeiu  1.  c.  106.  A.  3.) 
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Volksgericht')  Der  König  hätte  wählen  und  sich  entweder  auf 
eine  Revision  des  alten  Rechtes  beschränken  oder  davon  absehen, 
eventuell  daneben  eine  selbständige  Aufzeichnung  auf  breiterer 
Grundlage  vornehmen  müssen;  dann  hätte  er  staatsrechtliche 
Fragen  mitberücksichtigen  können.  Die  Schwierigkeit  einer 
Hereinziehung  staatsrechtlicher  Probleme-  ist  einleuchtend;  man 
muss  sofort  einsehen,  dass  dies  nicht  nur  inopportun,  sondern 
geradezu  unmöglich  gewesen  wäre.  Der  König  durfte  von 
seinem  Standpunkt  zufrieden  sein,  wenn  die  Lex  nichts  enthielt, 
was  die  Entwicklung  der  Königsgewalt  gehindert  hätte,  beziehungs- 
weise wenn  es  ihm  gelang  der  inzwischen  schon  erfolgten  Ent- 
faltung seiner  Autorität  Geltung  zu  verschaffen.  Dies  ist 
geschehen,  denn  es  ist  der  König  neben*)  die  Volksgewalt, 
thoilweise  sogar  an  ihre  Stelle  getreten,'*)  den  fiscalischen  Inter- 
essen des  Königs  wird  Rechnung  getragen,  ‘)  der  Königsbefelil  '*) 
und  der  Königsschutz“)  fordern  ihr  Recht,  ebenso  der  Königs- 
dienst.’) Anderweitige  Rechte  des  Königs  oder  Pflichten  der 
Unterthanen  sind  nicht  erwähnt,  weil  ja  auch  kein  Recht  des 
Volkes  und  keine  alten  volksrechtlichen  Pflichten  angeffllirt 
werden;  wäre  letzteres  der  Fall,  dann  hätte  man  diese 
Gelegenheit  vielleicht  benützen  können,  um  die  inzwischen  er- 
folgten Änderungen  zu  berücksichtigen;  so  aber  liegt  hiefür 
kein  Grund  vor.*)  Dasselbe  gilt  für  die  Berücksichtigung 


’)  Mit  Recht  betont  Gaudeuz i (t.  c.  ü dass  die  L.  .Sal.  nur  für 
das  Volksgericht  bestimmt  war;  es  fehlt  Strafe  Tür  Küuigsmord,  für  fjandes- 
verrat  u.  s.  w.  (S.  auch  Thonissen:  L’organis.  judiciairo  de  la  Loi  sal. 
Z9  n.  mein:  Immobiliareigent.  -ilU  f.).  Die  einzige  UITentliche  Strafe,  die 
in  der  L.  Sal.  vorkommt  (tit.  wird  nebenbei  erwähnt,  da  es  sich  uni  den 
Abschluss  des  volksgerichtlicben  Verfahrens  bandelt. 

*)  L.  S.  46  ante  rege  aut  in  mallo. 

•)  L.  S.  IS  lässt  Klagen  an  den  König  direct  zu;  26  Freilassung  vor  dom 
König;  56  Friedloslegung. 

“)  L.  S.  .56.  4 und  6.  lässt  den  Fredus  an  den  Grafen  zalileii ; 62.  -2 
lässt  den  Fiscus  erben;  56  (in  fine)  üonfiscation. 

L.  S.  1.  1;  14.  4;  45.  2;  5U.  3;  51.  1. 

•}  L.  S.  13.  6. 

■)  L.  S.  1.  4;  13.  7;  41.  3;  42.  1,  3 u.  5;  54.  1 u.  2;  63.  I ii.  '2. 

•)  Damit  finden  die  meisten  Erörterungen  hinsichtlich  des  Königtums 
in  der  L.  Sal.  ihre  Erledigung.  Es  ist  bekannt,  welche  Holle  die  Frage, 
ob  in  der  L.  S.  einheitliches  und  kräftiges  Königtum  vorkommt,  in  der 
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beziehiiD^sweiso  Niehtbcrflcksiclitignng  des  Christentums.  Auch 
diese  Frage  lag  offenbar  ganz  ausserhalb  des  Programms  der 
Lex  Sal.  Als  Rechts-  und  Gerichtsbuch  enthielt  sie  nichts, 
was  zur  Festigung  des  Heidentums  beigetrageu  hätte,  es  lag 
also  kern  Anlass  vor,  dem  Christentum  Geltung  zu  verschaffen, 
namentlich  da  die  Entwicklung  desselben  durch  keine  Bestimmung 
behindert  wurde.  Es  darf  somit  angesichts  des  eng  begrenzten 
Piogramms  unserer  Quelle  an  der  Nichtberücksichtigung  des 
Christentums  und  an  der  Beibehaltung  ganz  inoffensiver  Spuren 
des  Heidentums')  kein  Anstoss  genommen  werden.-)  Hin- 


Literatur  spielt.  Es  genügt  Fahlbeck  (1.  c.  272',  Schröder  (Sav.  Zschr. 
II.  3G  ff.),  Brunner  (RO.  I.  299),  Dippe  (1,  c.  172),  Dahn  (1.  c.  VII, 
n.  52.  Ä.  B.)  anzuführeii.  Man  übersieht,  dass  die  L,  S,  gar  nicht  die  Ab- 
sicht batte,  sich  mit  dem  Königtum  zu  befassen  und  dass  infolgedessen 
einzelne  Äusserungen  der  königlichen  tiewalt  uur  mittelbar  auftreten  konnten; 
wie  viel  davon  auf  Rechnung  der  Abschreiber  kommt,  lässt  sich  natürlich 
nicht  entscheiden. 

Materiell  könnte  mau  sich  für  einheitliches  Königtum  in  der  L.  S.  eher 
deshalb  anssprechen,  weil  die  jedenfalls  erhebliche  Rolle  desselben  wohl  nur 
durch  die  breitere  Urnndlage  eines  grösseren  Staatswesons  erklärt  werden 
kann.  Der  Umstand  aber,  dass  in  der  L.  S.  nur  ein  König  erwähnt  wird, 
beweist  au  und  für  sich  nichts,  da  mau  nicht  weiss,  ob  die  Lex  schon  ursprünglich 
für  alle  salischen  Völker  gegolten  bat.  Wenn  mau  da  also  behaupten  will,  die 
erste  Aufzeichnung  sei  z.  B.  unter  Chlogio  erfolgt,  weil  er  schon  über  mehrere 
Völker  regierte,  so  heisst  das  aus  zwei  Voraussetzungen,  von  denen  eine 
(einheitliches  Königtum)  zweifelhaft,  die  andere  aber  (Geltungsgebiet  der 
iliox)  ganz  unbekannt  ist,  eine  logische  Schlussfolgerung  ziehen  zu  wollen. 

’)  Spuren  des  Heidentums  erblicken  wir  mit  Dahn  1.  c.  VHI.  II.  52  ff. 
in  L S.  -Iti  (Haferbrei).  58  (Ritus  bei  der  (Jhrenecrudn),  60  (Erlenstabl, 
ebenso  im  Waffeneide.  Was  den  majalis  votivus  betrifft,  glauben  wir  trotz 
der  Ausführungen  Brunner' s I.  c.  I.  299  dennoch  an  seinen  beidnisohen 
Charakter.  Es  ist  allerdings  zweifellos,  dass  auch  das  Christentum  diesen 
Brauch  übte;  in  einem  Reohtsbuche  aber,  das  sonst  gar  keine  christlichen 
Züge  aufweist,  muss  man  wohl  eine  Sitte,  die  heidnisch  und  christlich  ist, 
doch  eher  auf  heidnische  Traditionen  zurückfiihren.  Zur  Zeit  der  Emendata 
hat  man  angesichts  des  Umstandes,  dass  diese  Sitte  auch  christlich  war.  an 
die  heidnische  Wurzel  vergessen  und  konnte  sie  ruhig  bei  behalten. 

’)  Deshalb  verstehen  wir  nicht,  warum  Gaudenzi  I.  c.  $ M eine 
Ausmerznng  der  heidnischen  Sätze  aus  der  L Sal.  .auniinmt.  Gerade  auf 
Grund  seiner  klaren  Ideen  über  das  Programm  der  L.  ,Sal.  muss  man  zur 
Ueberzeugnug  gelangen,  dass  es  hier  für  Religiunsfrageu  keinen  Raum  gab. 
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sichtlich  aller  Fragen  des  Staatsrechtes  hat  v.  Amira')  das 
Richtige  getroffen,  indem  er  der  Praxis  und  nicht  der  Ijex  die 
Erledigung  grosser  Principienfragen  zuwies. 

Inhalt  und  Anlage  des  Rechtsbuches  gaben  Gelegenheit, 
die  erfolgten  wirtschaftlichen  Fortschritte  zu  bei-ücksiditigen, 
insofern,  als  dadurch  neue  Angiiffs-  und  Schutzobjecte  entstanden 
und  eine  Reihe  neuer  Delictsthatbestände  den  alten  angeschlossen 
werden  mussten.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Art,  wie  sie  mit 
den  Römern  rechnet;  in  den  Gebieten,  die  der  König  nunmehr 
beherrschte,  kamen  zahlreiche  Römer  vor,  sie  konnten  angegriffen 
lind  mussten  durch  entsprechende  Strafsätze  geschützt  werden. 
Eine  passende  Gelegenheit  zur  eventuellen  Berücksichtigung  des 
schon  aufkommenden  neueren  Grossgrundbesitzes  hat  offenbar 
gefehlt;  er  wäre  vielleicht  ebenso  wie  manches  andere  irgendwie 
behandelt  worden,  wenn  man  ohne  ältere  Grundlage  ein  selb- 
ständiges neues  Rechtsbuch  verfasst  hätte. 

Nur  von  diesem  Standpunkte  kann  man  das  Eingreifen 
Chlodovech's  beurtheileii;  was  im  Rahmen  der  älteren  Vorlage 
geändert  werden  musste,  ist  geändert  worden,  sodass  die  Lex 
in  denjenigen  Fragen,  die  sie  behandelte,  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  möglichst  angepasst  wurde.  Gesamintnormierung 
der  Rechtszustände  des  fränkischen  Reiches  war  nicht  beabsiclitigt 
und  konnte  nicht  beabsichtigt  sein. 

Die  zuerst  von  Brunner  hervorgehobene  Verwandtschaft 
zwischen  salischem  und  westgothischem,  beziehungsweise  auch 
burgundischem  Recht,  kann  ebenfalls  in  diesem  ZusammenliHiige 
als  Unterstützung  unserer  Auffassung  herangezogen  werden. 
Man  mag  immerhin  darauf  hinweisen,  dass  auch  vor  jener 
Gebietserweiterung,  die  das  fränkische  Volk  zum  Nachbarn 
des  westgothischen  gemacht  hat,  westgothischc  Einflüsse  sich 
hätten  äussern  können;  wahrscheinlich  ist  dies  doch  nicht. 
Denn  es  muss  von  vornherein  annehmbar  erscheinen,  dass 
solchen  Einflüssen  erst  bei  einer  zielbewussten  Neuredaction 
der  Zutritt  gewährt  werden  konnte.  Und  gerade  die  Aufgabe, 
die  dem  fränkischen  König  nach  486  zufiel,  nämlich  die  Organi- 
sierung eines  Gebietes  mit  gallo-römischer  Bevölkerung,  kann 
es  ihm  nahe  gelegt  haben,  der  westgothischen  Gesetzgebung, 


')  Hei  Paul  UI.*  ü4. 
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die  sclioti  früher  und  in  höherem  Grade  vor  eine  solche  Aufgabe 
gestellt  worden  war,  näher  zu  treten  und  westgothische  Master 
in  Betracht  zu  ziehen.  Insoferne  darf  man  in  der  Verwandt- 
schaft ^des  salischen  nnd  lyestgothischen  Rechtes  auch  einen 
Behelf  für  das  Studium  der  Textgeschichte  der  L.  Sal.  erblicken; 
denn  es  ist  mehr  als  wahi'scheinlich,  dass  die  meisten  Stellen, 
die  eine  solche  Verwandtschaft  auf  weisen,  durch  die  Chlodo- 
vecli’sche  Revision  berührt  worden  sind.*)  Der  Umfang  dieser 
weiter  unten  zu  besprechenden  Verwandtschaft  bestätigt  mittelbar 
die  vorhin  geäusserte  Auffassung  hinsichtlich  des  Charakters 
und  des  Umfanges  der  Chlodovech'schen  Revision.  Schon  im 
ältesten  w'estgotbischen  Rechte  hätte  der  König  reichliches 
Material  für  einen  sehr  weitgehenden  Ausbau  des  Rechtes  Anden 
können,  namentlich  für  eine  Reihe  von  Verhältnissen,  die  auch 
später  in  der  L.  Sal.  noch  nicht  besprochen  wurden.  Und  doch 
hat  man  dieses  Material  nicht  benützt.  Die  Beschränkung,  die 
man  sich  da  auferlegte,  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  inopportune 
staatsrechtliche  Fragen,  sondern  auch  auf  processuale  und 
privatrechtliche  Verhältnisse,  so  dass  der  Grund  dieser  engen 
Grenzen,  in  denen  sich  die  Thätigkeit  Chlodovech's  bewegt,  nur 
in  dem  Festhalten  an  dem  Programm  der  älteren  Lex  gefunden 
werden  kann. 

Die  Gesammtheit  der  durch  den  König  bewirkten  Änderungen, 
wird  man  wohl  niemals  bestimmt  angeben  können.  Es  ist  zwar 
seit  Waitz  anerkannt,  dass  selbst  der  beste  Text  Einstreuungen 
aufweist  und  viele  dei-selben  sind  als  solche  festgestellt.  Aber 
der  Versuch  einen  gänzlich  einheitlichen  Text  herzustelleu,  ist 
bisher  nicht  gelungen  und  kann  mit  Rücksicht  darauf,  dass  in 
einem  durch  Umarbeitung  älterer  Vorlagen  entstandenen  Werke 
wahrscheinlich  von  Haus  aus  keine  Einheitlichkeit  vorhanden 
war,  kaum  gelingen.  Selbst,  wenn  dies  möglich  wäre  und  man 
die  früheren  Bestandtheile  von  den  durch  Chlodovech  verur- 
sachten Neuerungen  und  diese  wiederum  von  den  späteren 
Zusätzen  genau  zu  unterscheiden  vermöchte,  könnte  man  dennoch 
die  ganze  Tragweite  der  Umarbeitung  kaum  ermessen.  Denn, 


')  Dass  Uaudenzi  1.  c.  13  die  Verwuiidtsohaft  <ler  L.  Sal.  mit  dem 
westgothischen  Rechte  ebenfalls  für  die  Geschichte  der  L.  Sal.,  aber  in  ganz 
anderer  Weise  heranzieht , ist  schon  erwähnt  worden ; s.  oben  S.  8.  A.  4. 
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um  dieselbe  benrtheilen  zu  können,  müsste  man  zunächst  wissen, 
wie  die  von  Clilodovech  geänderten  Bestimmungen  vorher  gelautet 
haben,  was  eben  angesichts  des  Umstandes,  dass  wir  keinen 
Theil  der  urspi-ünglichen  Aufzeichnung  besitzen,  unmöglich  ist. 

IJber  die  Personen,  denen  der  König  etwa  die  Durch- 
führung der  Revision  übertragen  haben  mag,  ist  natürlich  nichts 
bekannt.  Pott')  hat  auf  die  zahlreichen  Romanismen  der  Lex 
Sal.  hingewiesen  und  in  sehr  überzeugender  Weise  ausgeftthrt, 
dass  auch  schon  die  ältesten  uns  nicht  erhaltenen  Handschriften 
ein  den  späteren  Schreibern  schwer  verständliches  Volkslatein 
mit  romanischen  Ansätzen  benützt  haben  dürften.-)  Daraus 
könnte  vielleicht  gefolgert  werden,  dass  nicht  Römer  und  jeden- 
falls nicht  Kleriker  zur  Redaction  herangezogen  wurden,  sondern 
eher  Franken,  die  sich  das  gallische  Volkslatein  angeeignet 
hatten.  Die  vielen  Germanismen  sind  ebenfalls  durch  fränkische 
Nationalität  der  Schreiber  zu  erklären  und  das  Studium  der 
Texte  lehrt,  dass  diese  Germanismen  keinesfalls  den  Abschreibern 
zur  Last  zu  legen  sind.  Die  Verketzerung  der  malbergschen 
Glosse  beweist  im  Gegentheil,  dass  die  späteren  Abschreiber 
vom  germanischen  Ausgangspunkt  weiter  entfernt  waren  als 
die  ältere  Redaction.  Man  wird  wohl  in  dieser  Hinsicht  niemals 
über  unsichere  Vermutungen  hinaus  kommen;  dem  Gesammtein- 
druckc  aber  entsprechen  dieselben  doch,  denn  Kleriker  oder  über- 
haupt irgendwie  gebildete  Romanen  hätten  unwillkürlich  das 
Inhaltsprogramm  der  Lex  erw'eitert  oder  wenigstens  zahlreiche 
technische  Rechtausdrücke  eingeflochten. 

Auch  die  Zeit,  in  welche  der  Eingiüff  Chlodovech's  fallen 
dürfte,  ist  nicht  mit  Sicherheit  festzustellen.  Das  meiste  kann 
für  die  Zeit  unmittelbar  nach  486,  also  für  jene  Epoche,  in  die 
Schröder  die  Entstehung  der  Lex  verlegt,  geltend  gemacht 
werden.  Die  Bedeutung,  die  wir  dem  „statuit“  und  „disposuit 
iudicarc“  der  Epiloge  beilegen,  spricht  dafür,  dass  die  Revision 


')  in  Höfei’s  Ztsciir.  f.  d.  Wiss.  d.  Sprache  lU  (IS51). 

•)  1.  c.  US.  Vorsichtiger  spricht  sich  Gaul;  Roman.  Eleiueutc  indem 
Latein  der  L.  Sal.  (Gie.sseii  ISSK)  aus.  Er  bezeichnet  die  1..  Sal.  als  ein 
Doenmont  der  Zeit,  in  der  die  lebende  lateinisclic  Sprache  so  ziemlich  auf 
der  tiefsten  Stufe  angelaugt  war,  hält  es  aber  dennoch  für  möglich,  dass 
der  Urtext  in  gutem  Latein  ahgefasst  war  und  durch  die  Abschreiber 
verändert  wurde.  (1.  c.  S f.j 
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anlässlich  der  Ausdehnung  des  Gebietes  erfolgt  war.  Ob  aber 
sofort  oder  erst  nach  mehreren  Jahren,  bleibt  unentschieden, 
ebenso  wie  die  Frage,  ob  die  Änderungen  auf  einmal  durch- 
gefUbrt  oder  vielleicht  später  noch  weiter  fortgesetzt  wurden. 
Allerdings  unterscheiden  die  Epiloge  die  erste  Thätigkeit  des 
Königs  von  Zusätzen,  die  sie  in  eine  spätere  Zeit  verweisen;') 
dies  ist  theilweise  deshalb  glaubwürdig,  weil  sonst  die  sach- 
lichen Unterschiede  zwischen  der  schon  niodificierten  Lex  und 
den  ältesten  capitularienmä.ssigcn  Zusätzen  schwer  verständlich 
wären.’)  Trotzdem  kann  man  über  einen  eventuellen  zeitlichen 
Abstand  zwischen  der  Hauptthätigkeit  und  den  ersten  Capi- 
tnlarien  keine  Klarheit  erreichen;  ebenso  wenig  vermag  man 
angesichts  des  Umstandes,  dass  uns  kein  officieller  Text  der 
TiCi  Sal.  vorliegt,  zu  sagen,  ob  nicht  seit  48(;  noch  weitere 
mehr  oder  weniger  eingehende  Revisionen  stattfanden.  Letzere 
Annahme  kann  nur  in  Form  einer  Hypothese  ausgesprochen 
werden;  wenn  man  aber  bedenkt,  dass  unter  den  in  der  Literatur 
hinreichend  discutierten  Gründen,  die  einen  für  die  früheren 
die  anderen  für  die  späteren  Regierungsjahre  (-'hlodovechs 
.sprechen,  sodass  ein  unanfechtbares  Resultat  kaum  möglich 
erscheint,  so  wird  man  vielleicht  die  textliLstorische  Grundlage 
dieser  Unsicherheit  in  der  Annahme  mehrmaliger  Revisionen 
suchen  dürfen;  denn  so  wäre  es  am  besten  zu  erklären,  warum 
in  einem  und  demselben  Texte  Argumente  für  eine  frühere  und 
fiii'  eine  spätere  Redaction  gefunden  werden  können. 

Der  auf  diese  Weise  zustande  gekommene  Text  liegt  nicht 
vor,  es  ist  auch  nicht  bekannt  ob  Chlodovech  eine  officielle 
Publication  vorgenommen  hat;  diese  Frage  wäre  eher  zu  ver- 
neinen.’) Dennoch  scheint  sich  dieser  Text  einer  grossen 
Autorität  erfreut  zu  haben.  Hartmann  hat  nachgewiesen,*) 
da.ss  Tit.  56.  des  Textes  I.,  welcher  als  der  dem  Chlodovecirschen 


')  Postmoiln  autem  toinpuü  (Epil.  I);  postea  (Epil.  II). 

*)  .Selbst  Wann  man  ilen  zweiten  Tlieil  des  (’apit.  I in  eine  spätere 
Zeit  verlegt,  ist  doch  der  inlialtliehe  Abstand  zwischen  einzelnen  Ijestiiu 
uiuugen  des  l.'apitulars  und  den  betrefTenden  Stellen  der  L.  Sal.  ein  zu 
grusser,  als  dass  mau  nicht  an  eine  grosse  ZeitdilTurenz  zu  denken  batte. 

’)  s.  (jaudenzi  1.  c.  ^ 23. 

*)  in  Forsch,  z.  dtseb.  Ueseh.  XVI.  017. 
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nächste  betrachtet  werden  kann,  schon  zu  Beginn  des  VI.  Jh. 
in  dem  uns  bekannten  Wortlaute  vorlag  und  theilweise  wahr- 
scheinlich gemacht,  dass  dieser  Text  überhaupt  zu  Beginn  des 
VI.  Jh.  diese  Form  hatte.  Sie  ist  aber  auch  durch  das  Erlassen 
der  ersten  Capitnlarien*)  nicht  geändert,  ja  sogar  durch  das 
Aufkommen  der  später  reichlich  vermehrten  Texte  nicht  ganz 
vei'drängt  worden;  gerade  diese  Textform  scheint  ja  bei  der 
Abfassung  der  Lex  Ribuaria  benützt  worden  zu  sein,*)  obwohl 
es  dazumal  an  anderen  Texten  nicht  fehlte.  Eine  so  hervor- 
ragende Bedeutung  geiade  dieses  Textes  hängt  ■wohl  mit  dei- 
Chlodovech’schen  Revision  zusammen.-^) 


>)  Es  ist  allgemein  anerkannt,  dass  das  sog.  Cnpit.  II  altortiimiichon 
I3iarakter  hat.  E.  Mayer:  Z.  Entst.  d.  Lei  Rib.  S.  87.  A.  setit  die  cc. 
4 — 10  dieses  Capitulars  chronologisch  vor  die  cc.  5 — 8 des  Capit.  I. 

^ Dies  ist  allerdings  von  E.  Mayer  bestritten  worden. 

’)  Es  bandelt  sich  schliesslich  in  diesem  Zusammenhänge  noch  um  jene 
a Titel,  deren  separate  Stellung  Epilog  II  andeutet. 

Während  Epil.  I offenbar  einen  Text  von  02  Titeln  meint,  der  durch 
Zusätze  Chlodovochs  auf  78  gestiegen  ist,  spricht  Epil.  II  in  leider  sehr 
verworrener  Weise  noch  von  3 Titeln  und  scheint  den  Drutidtoxt,  dessen 
Titelzahl  er  nicht  angiebt,  von  diesen  3 Titeln  zu  unterscheiden  und  die- 
selben ihrerseits  wieder  von  den  weiteren  Zusätzen  zu  trennen.  Die 
(iesammtsumme  (78)  ist  beiden  Epilogen  gemein. 

Die  Aussage  des  Prol.  IV,  wonach  die  Lex  ursprünglich  bis  zum  Tit. 
de  mitio  gereicht  hätte,  bedeutet,  wie  schon  erwähnt,  natürlich  nicht,  dass 
die  alte  Lex  C5  Titel  umfasst  hätte;  dies  hat  schon  Waitz  (D.  alte 
R.  21)  bemerkt.  Denn  wenn  sie  auch  bis  zu  dem  späteren  Tit.  (!(1  reichte, 
so  kann  doch  sehr  wohl  die  Anzahl  65  gerade  erst  durch  eine  sepa- 
rate Einfügung  von  3 Titeln  entstanden  sein.  Es  handelt  sich  also 
um  Zusätze,  die  aber  nicht  ausserhalb  der  Lex  blieben,  sondern  in  Form 
von  3 Titeln  in  das  Rechtsbuch  eingefügt  wurden.  Deshalb  ist  anzunebmoti. 
dass  diese  Einschiebsel  weder  bei  der  mit  „statuit*  bezeichneten  Textrevision, 
noch  bei  der  Erlassung  der  ausserhalb  der  I^ex  stehenden  Zusätze,  sondern 
bei  irgend  einer  andern  Gelegenheit  entstanden  sind.  Nimmt  man  dies  an, 
dann  könnte  dadurch  die  Vermutung,  dass  es  mehrere  Revisionen  gab,  eine 
Stütze  finden. 

Schröder  (Sav.  Zschr.  II.  39,  A.  2.)  wollte  diese  3 Titel  in  dem 
sog.  Capit.  III  finden.  Er  ging  dabei  von  der  Auffas.sung  aus,  das.s 
Epil.  II  dem  Könige  nur  3 Titel  zuschreiht.  Epil.  I dagegen  15.  Wirsehen 
aber,  dass  beide  Epiloge  die  Zusätze  bis  Tit.  78  demselben  Könige  zu- 
sebreibeu  und  der  Unterschied  nur  darin  be.steht,  dass  Epil.  1 eine  Anfangs- 
grenze (a  63  titulo)  angiebt.  Mit  Rücksicht  auf  ITol.  IV  ist  als  Anfang 
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Trotz  dieser  Autorität,  die  auch  durch  die  Epiloge  bestätigt 
wird,  ist  doch  eine  weitere  Bereicherung  und  Änderung  der 


der  Zusätze  Tit.  de  mitio  c.  1.  des  I.  Capit.  anzunehmen.  Diese  Zusätze 
sollen  dann  gemäss  Gpil.  I bis  Tit.  78  reichen.  Nach  Schröders  Kechnnng 
sollten  laut  God.  Par.  4404  auf  das  sog.  Capit.  I die  Tit.  66 — 76  und  auf 
das  sog.  Capit.  III  Tit.  77  entfallen;  bei  dieser  Berechnung  fehlen  aber,  da 
sie  nur  11  Titel  ergiebt,  noch  :i  Titel,  also  gerade  so  viel,  wie  viel  Epil.  II 
speciell  anfUhrt;  dabei  ist  es  doch  sehr  fraglich,  ob  man  dos  sog.  Capit.  IIT 
auf  Chlodoveoh  beziehen  darf;  als  Tit.  77  ist  es  nicht  Oberliefert  und 
Schröder  selbst  scheint  diese  Auffassung  jetzt  anfgegeben  zu  haben,  da 
er  (R.  G.  * 235  A.  U)  Uber  dieses  Ihtpitulare  keine  Vermutung  ausspricht. 
Also  selbst  wenn  wir  trotz  der  lirunuer'schen  Bedenken  (s.  Berl.  8itz.-Ber. 
1894  S.  569)  an  der  bisherigen  Reihenfolge  der  Zusätze  festhalten  wollten, 
müssen  wir  doch  die  3 fehlenden  Titel  nicht  ausserhalb,  sondern  innerhalb 
der  Dex  suchen. 

Zu  dieser  Ueberzengung  ist  auf  anderem  Wege  schon  Oaudenzi 
(I.  c.  § 14.  A.  2.)  gelangt,  der  für  diese  Frage  die  Tit.  63,  64  und  65  in 
Betracht  zog  und  die  Ansicht  ausspracb,  dass  diese  Titel  unpassend  einge- 
stellt sind,  daher  als  Zusätze  zu  bezeichnen  wären.  Die  Argumente  Uau- 
denzi's  erscheinen  wenig  überzeugend;  insbesondere  ist  die.  mebr  oder 
weniger  passende  Einstellung  eines  Titels  angesichts  der  mangelhaften  An- 
ordnung des  Stoffes  in  der  D.  Sah  nicht  geoUgend  gewichtig.  Will  man 
eine  Lösung  dieser  Frage  versuchen,  dann  muss  man  unter  denjenigen 
Titeln  Umschau  halten,  die  ganz  besonders  das  Gepräge  Chlodevoch'scber 
Revision  aufweisen  nnd  es  kämen  vor  allem  jene  in  Betracht,  die  nicht  nur 
als  revidiert,  sondern  eher  als  neu  geschaffen  bezeichnet  werden  dürften. 

Aber  auch  da  ist  die  Wahl  schwer.  So  z.  B.  scheinen  L.  S.  14.  2, 
3 u.  4,  sammt  dem  in  Cod.  2 eingeflochtenen  Zusatze  (dort  14.  2.)  auf  einem 
Gesetze  Chlodovech's  zu  beruhen,  dem  auch  16.  3 in  Cod.  2.  angehört  haben 
dürfte  (s.  Behrend  I.  c.  19);  aber  die  betreffenden  Titel  sind  nicht  ein- 
heitlich und  überdies  fallen  gerade  die  erwähnten  Bestimmungen  unter  den 
Gesichtspunkt  der  Anpassung  des  alten  Rechtes  an  die  nach  486  veränderten 
Verhältnisse,  gehörten  also  offenbar  zu  den  Ergebnissen  der  Textesmodi- 
fleation.  Naheliegend  wäre  es  Tit.  1 als  einen  der  gesuchten  3 Titel  zu 
betrachten,  da  ohnehin  manches  dafür  spricht,  dass  er  ein  Königsgesetz  ist 
(s.  Brunner;  R.-G.  I.  296  A.  18);  doch  ist  anzunchmen,  dass  derselbe  au 
die>  Stulle  einer  anderen,  älteren  Bestimmung  getreten  ist,  folglich  seine 
spätere  Textirung  auf  die  Gesammtzahl  der  Titel  keinen  Einfluss  übte. 
Die  Tit.  41  und  42  weisen  überwiegend  modernere  Züge  auf,  enthalten 
jedoch  daneben  Sätze,  die  dem  älteren  Rechte  augehört  haben  konnten. 

Einen  anderen  Eindruck  machen  folgende  Titel : Zunächst  39.  Er 
beht  sich,  wie  Hartmann  (Forsch,  z.  dtsch.  Ge.sch.  XVI.  614)  treffend 
bemerkte,  gegenüber  lU  und  32  ab;  wäre  er  gleichzeitig  mit  ihnen  entstanden, 
er  hätte  anders  lauten  müssen,  oder  er  wäre  überflüssig  geworden,  man  hätte 
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(’lilodovech'schen  Reilaction  nicht  ausgeschlossen  worden.  Zn 
den  vielen  Untei-schieden,  durch  welche  das  salische  Rechts- 
huch von  anderen  ähnlichen  Aufzeichnungen  absticht,  kommt 
als  besonders  wichtig  hinzu,  dass  es  durchaus  keine  exclusive 
(leltnug  anstrebt;  eine  Bestimmung,  wie  die  der  L.  Vis.  II. 
1.  11,  oder  der  L.  Burg.  pr.  const.  § 10  fehlt,  uud  nichts  spricht 
dafür,  dass  man  es  den  Gerichten  von  vornherein  zur  Pflicht 
gemacht  hätte,  die  in  dem  Rechtsbuche  nicht  entschiedenen 
Fälle  vor  den  König  zu  bringen.  Wenn  auch  durch  spätere 
(lapitulariuii  eingeschärft  wurde  nach  geschriebenem  Recht  zu 
urtheilen,')  so  ist  doch  für  zahlreiche  Fälle,  in  denen  das  ge- 


«infacli  ilas  Thema  (lure)i  Ergänzung  der  Titel  10  nnd  32  erle<ligen  kiinnen. 
Daher  ist  mit  Uartmann  auzunehmen,  dass  Tit.  39  später,  al.<<  man  die 
Lücke  bemerkte,  eingeschaltet  wurde,  Tit.  10  und  32  aber  trotzdem  stehen 
blieben.  Weiter  gehören  hierher  Tit.  18  und  34,  die  ohne  jegliche  Ver- 
quickung mit  andern  StofTen,  Dinge  behandeln,  die  mau  zweifellos  als 
relativ  neue  bezeichnen  darf;  speciell  Tit.  34  macht  nicht  den  Eindruck, 
dass  er  an  die  Stelle  älterer  Bestimmungen  getreten  wäre,  was  bei  Tit.  is 
vielleicht  doch  möglich  wäre.  Schliesslich  ist  in  diesem  Zusammenhänge 
anf  Tit.  44  hinzuweisen,  der  seit  Brunner’s  scharfsinniger  Untersuchung 
(Berlin.  Sitz.-Ber.  1894  S.  1295)  nicht  mehr  als  Bestandtheil  des  ältesten 
Rechtes  zu  betrachten  ist,  sondern  wegen  des  inneren  Zusammenhanges  mit 
den  Bestimmungen  über  den  aebasius  (Uapit.  I.  c.  7)  als  eine  specielle  Neuerung. 

Von  den  erwähnten  Titeln  (18,  39,  44  nnd  .'i4)  sind  39  und  54  mit 
ziemlicher  Sicherheit  als  solche  zu  nennen,  die  nicht  an  die  Stolle  früher 
vorhandener  Rechtssätze  traten,  sondern  einem  schon  fertigen  Rechtsbuche 
nachträglich  einverleibt  wurden.  Da  sie  in  allen  Texten  an  derselben  Stelle 
Vorkommen  und  zwar  Tit.  64  ohne  Varianten,  Tit.  39  zwar  in  Uodd.  2,  3 
und  4 mit  Vermehrungen,  die  aber  nach  Behrend's  Ansicht  (1.  c.  23) 
schon  zum  ältesten  Texte  dieses  Titels  gehört  haben  dürften,  so  kann  ihr 
Auftreten  mit  vollem  Recht  auf  die  im  Epilog  vermerkte  Einschaltung  dreier 
Titel  zurUckgefttbrt  werden.  Den  dritten  Titel  aber  zu  bestimmen,  fällt 
schwer.  Wir  hätten  die  Wahl  zwischen  18  und  44;  beide  machen  relativ 
moderneren  Eindruck,  aber  bei  beiden  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  sie 
an  die  Stelle  früherer  Bestimmungen  getreten  sind,  in  welchem  Falle  ‘sie 
für  die  Zählung  gegenstandslos  wären.  Wir  vermögen  uns  da  nicht  bestimmt 
zu  änssem,  wären  aber  eher  geneigt,  Tit.  44  als  einen  ganz  neuen  zu  be- 
zeichnen, namentlich  wegen  der  von  Brunner  (I.  c.)  nachgewiesenen 
inneren  Verwandtschaft  zwischen  diesem  Titel  und  cc.  5 — 8 des  I.  Uapi- 
tulars.  Somit  kämen  39,  44  und  54  als  jene  Titel  in  Betracht,  die  der 
Epilog  speciell  erwähnt. 

*}  Brunner;  R.-(i.  I.  291  A.  23. 
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scliiielieiie  Reclit  versasrl'*,  nicht  vor^esorgt  worden  und  unter 
solchen  Umständen  musste  die  Rechtsprechung  nothwendiger- 
weise  das  geschriebene  Recht  ergänzen.  Solche  Fälle  mochten 
oft  eintreten.  Daher  haben  die  westgothischen  und  lango- 
bardischen,  wahrscheinlich  auch  die  burgundischen  Könige  von 
Zeit  zu  Zeit  Nachträge  erlassen,  die  sich  an  das  frühere  Recht 
anschlossen  und  offenbar  den  Zweck  hatten,  die  wahrgenommenen 
Lücken  auszuitillen ; es  wurden  bei  den  Westgothen  die  un- 
biauchbar  gewordenen  Normen  umgearbeitet  oder  durch  neue 
ersetzt;  bei  den  Langobarden  war  der  äussere  Vorgang  ein- 
facher, man  erreichte  aber  praktisch  dasselbe  Resultat,  ohne 
das  alte  Recht  iri  Vergessenheit  geraten  zu  lassen.  Anders 
hei  den  Franken.  Sieht  man  von  der  Revision  Chlodovechs 
ab,  .so  geschah  nichts,  um  veraltete  Bestimmungen  der  Le.x 
Sal.  durch  neue  zu  ersetzen.  Die  ältesten  Capitularien  wurden 
zwar  mit  der  Lex  vereinigt,  aber  nicht  systematisch;')  es 
wurde  weder  die  westgothische  noch  die  langobardische  Methode 
angewendet  und  in  noch  höherem  Grade  gilt  dies  für  die  späterni 
Capitularien.  Materiell  sind  viele  Bestimmungen  des  Rechts- 
buches  durch  Königsgesetze  ersetzt  woiden , au.sge.sprochen 
wurde  dies  aber  nicht;  man  Hess  den  alten  Text  bestehen  und 
überliess  die  Aufgabe  beziehungsweise  Verwendung  sjiäterer 
Gesetzf!  privater  Thätigkeit.  Das  gab  den  Schreibein  die 
.Möglichkeit,  den  ursprünglichen  Text  zu  bereichern,  ohne  dass 
sie  hiezu  verpflichtet  gewesen  wären  und  ohne  dass  sich 
Jemand  darum  oificiell  gekümmert  hätte. 

Man  spricht  oft  von  privaten  Zusätzen.  Dies  erscheint 
unrichtig.  Auf  Privatthätigkeit  und  Schreiberwillküi-  kann  man 
stylistische  Änderungen  und  fehlerhafte  Wiedergabe  der  ^"or- 
lagen,  Um.stellungen,  allenfalls  auch  noch  das  Auslassen  evident 
überflüssiger  Sätze,  aber  niemals  neue  Normen  mit  Strafliestim- 
mungen  zurückfOhren.  Die  Autorität,  Strafen  zu  dietieren  hatte 
niemand,  ausser  den  rechtsbildenden  Gewalten,  und  hätte  sich 
ein  Abschreiber  diese  Autorität  willkürlich  beigelegt,  so  hätte 
sich  ihm  schwerlich  jemand  gefügt.  Die  Frage,  wem  die  vielen 
Zusätze  der  Lex  Sal.  zuzuschreiben  .sind,  ist  deshalb  schwer 


■)  s.  Uoretiiis;  Z üapitularieukritik  17. 

V,  llilbau.  Rum.  kechi  iii  Jen  gvrin.  \’ülk!?.‘i-MK*n  UI 
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zu  buautwortuii,  weil  man  trotz  der  eiiigeliemlen  UulersuchuiiKeii 
von  Waitz,^)  Behrend*)  und  Schröder'^  nicht  mit  der  er- 
wünschten Sicherheit  und  lange  nicht  in  allen  Fällen  zu  sagen 
vermag,  was  als  Zusatz  und  was  als  möglicherweise  von  den 
besten  Texten  weggelassener  echter  und  alter  Bestandtheil  der 
Chlodovech'schen  Redaction  in  Betracht  kommt.  Es  muss  in 
vielen  Fällen,  wie  ja  auch  Behrend  zugibt,  damit  gerechnet 
werden,  dass  manche  in  späteren  Texten  auftauchende  Stelle 
dennoch  schon  dem  älteren  Texte  angehört  hat,  *)  mithin  nicht 
als  Zusatz  zu  betrachten  ist.  Erst  wenn  es  möglich  wäie,  die 
späteren  Zusätze  reinlich  auszuscheiden,  könnte  die  Frage  der 
Provenienz  der  einzelnen  Stücke  aulgewoifen  werden.  So  abei 
ist  nnr  die  Muthmaassung  zulässig,  dass  Zusätze,  namentlich  in- 
sufeme  sie  Strafen  auferlegen,  auf  thatsächlichen  C itheilen  be- 
ruhen , ‘*1  die  wiederum  ihrerseits  auf  der  durch  die  Recht- 
sprechung durchgeführten  Verarbeitung  königlicher  Gesetze, 
eventuell  auf  den  Beispielen  der  Urtheile  des  Königsgerichtes 
fussen,  oder  aber  auf  gewohnheitsrechtliche  Entwicklung  oder 
schliesslich  auf  verschollene  Gesetze  zurUckgehen.  °)  Es  würde 
somit  nur  die  Einschaltung  dieser  Zusätze  privaten  Charakter 
haben,  ihr  Inhalt  aber  materiell  als  ein  von  den  competenten 
Antoritäten  ausgehender  zu  betrachten  .sein.  Wenn  nun  zwischen 


')  D.  alU  Recht,  S.  10,  22  f.,  171. 

’)  Ztschr.  f.  R.  G.  XIII. 

•)  Sa?.  ZUchr.  II.  36 ff.,  39.  A.  1.  s.  auch  E.  Mayer;  Z.  Entat.  il. 
L.  Rib.,  S.  81.  A.  11.  Nr.  S. 

*)  So  hat  z.  B.  Behrend  I.  c.  18  ff.  wahrscheinlich  gemacht,  da.ss 
die  in  Cod.  2 als  14.  2 n.  3,  16.  3.  41.  Zus.  3.  (Hessels  (kil.  263) 
aufgenommenen  S&tze  als  alte  Bestandtbeile  zu  betrachten  sind.  Oor  erste 
.Satz  von  69.  4 ist  nach  Behrend  I.  c.  21  als  Einschiebsel  zu  bezeichnen, 
während  er  n.  E.  znro  alten  Texte  zn  rechnen  wäre. 

*)  So  z.  B.  in  Codd.  2,  3,  4 u.  ff.  die  speciellen  Thatbestände  in 
6.  2 nnd  9.  8.  Hierher  gehört  auch  40.  10  in  Cod.  2.  Besonders  zahlreich 
sind  solche  Urtheile  in  Codd.  6 u.  5;  vgl.  Behrend  I.  c.  22  ff. 

*)  Auf  Königsgesetzen  scheinen  zu  beruhen  in  Codd.  2,  3 u.  4 folgende 
Zusätze:  10.  Zus.  4 (vgl.  Behrend  1.  c.  23c.),  14.  Zus.  4 (vgl.  Hessels 
14.  18;  9.  Behrend  I.  c.  23  d.),  24.  6 n.  6 (vgl.  Cap.  I.  c.  4.),  augen- 
scheinlich auch  39.  2 u.  3.  Hierher  gehören  ferner  55.  6 ii.  i in  Codd,  o 
u.  5.  — Vgl.  schliesslich  Brunner,  R.  G,  1.  :402  f,,  niuiienilich  Amu.  4M, 
sowie  iliier  Tit.  50.  R G.  II.  453  f.  A.  8. 
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den  HHiidsclirirteii  liiiisiclitlicli  der  iiieisleii  hIü  Zusätze  in  Be- 
tracht kommenden  >StelIen  so  grosse  Verschiedenheit  besteht, 
so  ist  dieselbe  — abgesehen  von  dem  Umstande,  dass  auch  be- 
züglich der  als  integrierende  betiachteten  Bestandteile  ebenfalls 
Verschiedenheit  besteht  — damit  zn  erklären,  dass  die  ver- 
schiedenen Schreiber  nicht  in  der  Lage  waren,  Vollständigkeit 
anzustreben  und  nur  die  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten,  etwa  die 
in  ihrer  Heimat  gefällten  oder  die  ihnen  wichtiger  erscheinen- 
den Gerichtssprüche,  ebenso  nur  die  ihnen  bekannten  und  wichtig 
scheinenden  Gesetze  berücksichtigten.  Kurz  aber  zutreffend  hat 
V.  Amira  ')  zn  dieser  Frage  Stellung  genommen  mit  der  Be- 
merkung, dass  die  geschriebenen  Gesetze  als  „Gesetzes  — aber 
nicht  als  gesetzliche  Texte“  gelten;  ebenso  wie  der  Compilator 
älteren  Gesetzen  neue  anreiht,  ebenso  hält  er  es  für  zulässig, 
alte  Gesetze  auf  Grund  neuerer  Anordnungen  oder  neuerer 
Gewohnheitsrechte  umzuarbeiten,*)  desgleichen  aber  auch  neue 
Gerichtssprüche  aufznnehmen.  Er  hält  sich  für  berechtigt, 

Königsgesetze  einmal  anhangsweise  als  Ganzes,  ein  andermal 
aufgetheilt  und  ohne  bestimmte  Bezeichnung  einzuflechten;  die 
betreffende  Technik  ist  eine  confuse  und  ganz  ungenügende. 

Dem  allen  hätten  nur  von  Zeit  zu  Zeit  wiederholte  obrig- 
keitliche Textesrevisionen  abhelfen  können,  an  denen  es  aber 
fehlte.  Es  ist  zwar  von  Dippe*)  die  Vermutung  geänssert 
worden,  dass  die  Erlassung  des  paetns  pro  tenore  pacis  zn  einer 
neuen  „Ausgabe“  der  Lex  geführt  habe,  diese  Vermutung  ist 
aber  durch  nichts  begründet.  Prol.  I.  nennt  allerdings  die 

beiden  Könige  neben  Chlodovecb  und  zwar  so,  dass  kein  merk- 
licher Unterschied  in  dieser  Hinsicht  besteht;  diese  rein  nega- 
tive Ähnlichkeit  genügt  jedoch  nicht , um  weitere,  von  anderen 
Königen  veranlasste  Revisionen  anzunehmen.  Umständlich  er- 
zählen die  Epiloge  das  Zustandekommen  des  paetns  pro  tenore 
pacis,  erwähnen  aber  mit  keiner  Sylbe  eine  anderweitige  Thätig- 


>)  Bei  Paul  III*  70. 

’)  Wir  können  sogar  auf  Grund  der  bekannten  Texte  ein  derartiges 
Einschieben  von  KUnigsgesetzen  in  die  Lex  beobachten;  s.  Brunner  in 
Festg.  f.  Beseler.  -22.  A.  1.  Aueb  das  sog,  Cap.  III  ist  tbeil weise  in  den 
Herold'schen  Text  aufgenonimen  worden. 

•)  1.  c 162, 

3* 
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keit  dieser  Könige;  für  die  Annaliine  späterer  Revisionen  fehlt 
vollends  jeder  Anhaltspunkt.  Es  hätte  aus  solchen  fortgesetzten 
Umarbeitungen  doch  endlich  ein  offlcieller  Text  hervorgelien 
müssen  und  man  hätte  dabei  die  Gegensätze  zwischen  einzelnen 
Stellen  der  Jiex  und  den  Capitularien  beseitigt.  Es  geschah 
weder  das  eine  noch  das  andere  — Beweis  genug  dafür,  dass 
man  sich  der  Mühe  neuerliche)'  Verbesserungen  nicht  unterzog. 
Dadiuch  wurde  die  voilier  erwähnte  Textentwicklung  und  Ver- 
schiedenheit ermöglicht,  die  sonst  ausgeschlossen  gewesen  wäre. 
Erst  die  Lex  Emendata  kommt  in  diese)'  Beziehung  in  Bet)acht, 
abe)'  in  einem  so  ungenügenden  Maasse,  dass  sie  nicht  einmal 
die  weitere  Textentwicklung  zum  Stillstände  brachte.  Diese 
schwankende  Gestaltung  des  Textes  hat  wohl  zu  der  geri))gen 
A))wend)ing  der  Lex  Salica  viel  beigetragen. 

Wi)'  glauben  auf  Grund  dieser  Erörterungen  mit  folgenden 
Thatsachen  )echnen  zu  sollen; 

1.  Dass  die  fränkische  Rechtsentwicklung  in  einer  Zeit, 
<lie  ))ia)i  chronologisch  nicht  feststellen  kann,  von  de)-  man  abo- 
sagen  muss,  dass  sie  einer  frühen  Entwicklu))gsstule  a)igehö]t, 
alst)  Jedenfalls  in  einem  relativ  frübe)e)i  Stadium  als  bei  ande)-en 
Völkern,  eine  Rechtsaufzeichnnng  he)'Vorgebracht  hat: 

2.  dass  diese  Rechtsaufzeichnung  volkstümlich  und  ohne 
jene  mächtige  königliche  Ingerenz  erfolgt  ist,  die  wir  bei  ande)  en 
\'ölke)u  wahrnehmen; 

3.  dass  sie  abseits  von  römisch-cliristlicher  Beeinllussu))g 
entsta)id,  dahei’  auch  muthmaasslich  rein  Zänkisches  Recht 
e))thalten  hat,  sich  aber  dennoch  eine)'  hohen  Autorität  e)f)'cute, 
so  dass  sie  selbst  bei  fortschreitender  E))twicklung  als  G)und- 
lage  der  Thätigkeit  Ohlodovechs  benützt  wurde; 

4.  dass  Chlodovech  eine  durchgreifende  Revision  u)id  E)- 
gä)izu)ig  des  Textes,  theilweisc  unter  Zuhilfenahme  fremde)) 
Rechtes  vollzogen , das  (ieltungsgebiet  des  Rechtsbuches  ei- 
weitert,  dabei  aber  de)i  allgoneinen  Rahmen  der  älte)-en  Anf- 
zeichniuig  nicht  überschritten,  es  vielmehi'  vorgezogen  hat, 
weitergehende  Neuerungoi  do'  F)axis  und  spätere)-  Ausgestal- 
tu))g  zu  übo'lassen; 

5.  dass  auch  späto-e  Könige  diesem  Beispiele  lölgle)i  und 
es  vorzogen , ih)e  Neuerungen  ausserhalb  des  Recht.sbuches  zu 
stellen,  ohne  aber  hiebei  den  Zusammenhang  mit  de)  Lex  ganz 
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ausser  Aclit  zu  lassen , dass  vielmelir  ein  Theil  der  neuen 
Nonnen  dem  Recbtsbuche  angeschlossen  und  förmlich  unter 
dessen  Namen  gestellt  wurde; 

fi.  dass  aber  gerade  durch  Unterlassung  officieller  Publi- 
<ation  und  jeweiliger  Verbesserungen  der  Lex,  Privat -Ände- 
rungen nicht  hintangehalten,  sondern  gerade  erleichtert  wurden, 
wodurch  das  Rechtsbuch  in  seiner  allgemeinen  Bedeutung  eine 
Erschütterung  erfahren  musste.  — 

So  wie  die  Lex  Salica  vorliegt , ist  dieselbe  trotz  der 
Wandlungen,  die  sie  seit  ihrer  Entstehung,  vor  Allem  zur  Zeit 
(Jhlodovechs , aber  auch  später  noch,  durchgemacht  hatte,  den- 
noch von  fremden  Einflüssen  so  wenig  berührt,  dass  sie 
unter  den  germanischen  Aufzeichnungen  mit  Recht  einen  Ehren- 
platz einnimmt. 

Dies  betrifft  zunächst  ihren  Gesammtinhalt.  Wir  dürfen 
mit  Rücksicht  auf  das  früher  Erwähnte  annehmen , dass  trotz 
aller  Aenderungon  und  Ergänzungen  der  Hauptinhalt  bestimmend 
blieb,  so  dass  ganz  neue  Materien  kaum  zur  Behandlung  ge- 
langten und  vielmehr  anderweitiger  Regelung  überlassen  blieben. 
Ein  Blick  genügt,  um  sich  zu  überzeugen,  dass  das  salische 
Reehtsbuch  inhaltlich  hinter  dem  westgothischen  und  burgun- 
dischen,  ebenso  hinter  dem  Edict  Rothars  zurückbleibt.  Es  ist 
das  denkbar  einfachste  Rechts-  und  Gerichtsbuch  aus.schliesslich 
für  die  Gerichtspraxis  bestimmt.  Dies  äussert  sieh  auch  im 
System  der  Lex.  Sie  geht  aus  von  der  Vorladung  und  be- 
handelt dann  nacheinander  alle  möglichen  Gegenstände,  die  in 
einer  Gerichtsversammlung  zur  Sprache  kommeti  können,  ent- 
weder weil  es  .sich  um  eine  Klage  und  ihre  Consequenzen 
handelt,  oder  weil  das  Rechtsgeschäft  so  wichtig  ist,  dass  «s 
nicht  auf  privatem  Wege  erledigt  werden  kann.')  Nur  Tit.  .'in 
erscheint  von  diesem  Standpunkte  befremdend,  obwohl  auch  ei 
— wenigstens  mittelbar  — in  den  von  der  Lex  festgehaltenen 
Zusammenhang  gehört.  Abgesehen  von  dieser  Richtschnur,  die 
der  Lex  Sal.  schon  in  ältester  Zeit  eigen  sein  konnte,  ist  keine 
Spur  .systematischer  Gruppierung  des  Stoffes  wahrzunchmen. 


’)  Kichti;{  beurtlieilt  (iiiudeiizi  I.  c.  § ‘26  das  Syaleni  der  L.  Sal,  als 
ein  durch  IdeenaaBociationen  hervorgebraclitea. 
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Sie  ist  eine  typische  Aufzeichnung  subjectiven  Rechtes,  insofern 
dasselbe  eines  allgemeinen  Schutzes  bedarf. 

Dieser  Systemmangel,  der  gegenüber  dem  westgothischeii 
ja  sogar  dem  langobardischen  Rechte  absticht,  sowie  die  aus 
der  ganzen  Anlage  hervorgehende  inhaltliche  Beschränkung 
sind  auch  später  nicht  behoben  worden.  Wir  werden  vielleicht 
nicht  fehlgehen,  wenn  wir  in  diesen  Eigenschaften  eine  der 
Schutzwehren  gegen  durchgreifende  Bethätigung  fremder  Ein- 
flüsse erblicken.  An  und  Tür  sich  hätten  natürlich  diese  Eigen- 
schaften nicht  genügt,  um  einen  solchen  Erfolg  herbeizuführen; 
aber  im  Zusammenhänge  mit  allen  Umständen , welche  die 
Wahrung  fränkischer  Eigenart  gefördert  haben,  trägt  auch 
dieser  Umstand  zum  Schutze  des  alten  fränkischen  Rechtes  vor 
weitgehender  Beeinflussung  durch  fremde  Rechte  bei.  Der 
Boden,  auf  dem  sich  solche  Einflüsse  hätten  festsetzen  können, 
war  hier  zu  sehr  beschränkt  und  die  zur  Behandlung  gelangen- 
den Rechtsfragen  boten  wenig  Anlass  zu  wesentlicher  Beein- 
flussung von  auswärts,  noch  weniger  zu  einer  die  weitere  Ent- 
wicklung bestimmenden  Befruchtung. 

Thatsächlich  ist  der  Einfluss  fremder  Elemente  hier  ge- 
riuger  als  anderwärts.  An  Nachwirkung  keltischen  Rechtes 
im  fränkischen  Reiche  ist  bekanntlich  kaum  zu  denken. ')  B(;- 
ziehungen  zwischen  fränkischem  und  friesischem  Rechte 
äussern  sich  eigentlich  erst  später,  -)  sind  daher  für  das  ältere 
Recht  der  Lex  Sal.  und  der  sie  ergänzenden  Capitularien 
gegenstandslos.  Es  ist  anerkannt  und  neuerdings  auch  durch 
die  Ficker'schen  Forschungen  wieder  bewiesen,'*)  dass  das 
fränkische  Recht  die  wenigsten  fremdrechtlichen  Spuren  auf- 
weist  und  der  Beinflussung  durch  ui-sprUnglicli  nicht  näher  ver- 
wendete Rechte  am  kräftigsten  widerstand,  was  gewiss  mit 
der  Vorgeschichte  der  Franken  eng  zusammenhängt. 

In  dem  neuen  Reiche  begegnen  die  Franken  dem  wostgotlii- 
schen,  dem  römischen  und  kirchlichen,  sowie  stellenweise  dem  bur- 
gundischen  Rechte.  Eine  Einwirkung  des  letzteren  Elementes  ist 


')  8.  Kickur  in  Krbeiit'nlf;«  IV.  4ini  f. 
*)  1.  c.  II.  10. 

>)  1,  c.  II.  I». 
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nicht  zu  coustatieren ; es  hat  die  spätere  EutwickJung  in  einzelnen 
Gebieten  wohl  beeinflusst,  ist  aber  dabei  nnr  mit  dem  west- 
g;othiBchen  und  im  Einzelnen  auch  mit  dem  römischen  Rechte') 
in  Collision  getreten,  hat  aber  seine  Wirksamkeit  auf  das  frän- 
kische Recht  nicht  ausgedehnt;'-^)  es  äussert  seine  Wirkung 
oben  nur  local,  indem  es  von  dem  eigentlich  burgundischeu 
Gebiete  auch  auf  das  ehemals  westgothische  Übergriff,  wo 
borgundische  Einwanderung,  wenn  auch  nicht  in  hohem  Maasse, 
nachweisbar  ist. 

Für  das  salische  Recht  kommt  bekanntlich  zunächst  der 
Einfluss  des  zeitweise  benachbarten  westgothischen  Rechtes 
in  Betracht.-')  Dasselbe  konnte  an  und  für  sich  durch  seine 
höhere  Entwicklung  dem  alten  fränkischen  Rechte  zu  wesent- 
lichen Fortschritten  verhelfen,  ihm  überdies,  da  es  bereits  vom 
römischen  atflciert  war,  römisch-rechtliche  Elemente  vermitteln. 
Für  die  Beurtheilung  dieses  Einflusses  ist  eine  Reihe  von  Stellen 
in's  Auge  zu  fassen; 

1j.  Sal.  n erinnert  an  L.  Burg  97;  der  Anklaug  ist  aber 
schwach;')  L.  Sal.  7.  1 und  ‘2  weist  eine  ebensolche  Ver- 
wandtschaft mit  L.  Burg.  98  auf;*)  überraschend  ist,  trotz  ge- 
ringer Aehnlichkeit,  der  U mstaud,  dass  in  beiden  Fällen  dieselbe 
Reihenfolge  begegnet,  die  überdies  in  der  L.  Baj.  wiederkehrt, 
woraus  zweifellos  auf  gemeinsame  Grundlage  zu  schliessen  ist. 
Die  Reihenfolge  ist  es  auch,  die  iiir  eine  Beeinflussung  von 
li.  Sal.  8 spricht;  diese  Stelle  kann  mit  L.  Vis.  VIII.  n.  3. 
nicht  unmittelbar  verglichen  werden,  weil  letztere  nicht  mehr 
in  ursprüuglicher  Fassung  vorliegt,  sondern  in  einer  auf  der 
Antiqua  beruhenden  Überarbeitung;  aber  L.  Baj.  22  belasst 


’)  8o  z.  K.  Iiinsichüivli  iler  Autfassuug  der  falcidischuu  i^uart;  s. 
Zetimor  in  .Sav.  Ztsebr.  IX.  20 ff.  Anderorseita  ist  wieder  die  L.  Rom. 
Burg,  durch  das  Breviar  verdrängt  worden;  s.  Conrat  I.  c.  I.  42.  Burgun- 
dische  Beeinffussung  des  riimischen  Rechtes  in  Büdgallien  erwähnt  Kicker 
1.  c.  rv.  !I4  f. 

8.  Ficker  I.  c.  .'>21  f.  Des  iillgemein  cultiirelli'U  Kinffusses  des 
hurgundisclien  Klemeiites  aut  die  Kranken  ist  oben  11.  240.  ,V.  1.  gedacht 
worden. 

s.  bcsoiiileis  Kicker  I.  c.  1.  iiil  ff. 

‘)  vgl.  l..  Baj.  20  und  L.  Alam.  7s. 

*J  vgl.  1..  Baj.  21. 
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sioli  iiii(  (iersell)eii  Frasre. ')  1j.  >Sal.  1 iiiid  2 eninicri 

einigenuaassen  au  L.  Vis.  VIII.  :i.  18  und  15;'^)  doch  ist  die 
Aehnlichkeit  zwischen  dieser  Stelle  des  wcstgothischeii  Rechtes 
und  li.  Burg.  23  wesentlich  grösser  und  überdies  weicht 
L.  Sal.  ii  auch  materiell  '^)  von  dem  westgothischen  Vorhilde 
ab.  In  höherem  Grade  lehnt  sich  L.  Sal.  9.  5 an  i^.  Vis. 
VIII.  3.  14;‘)  namentlich  tritt  die  Aehnlichkeit  in  der  Styli- 
sierung  von  Cod.  2 auf.  L.  Sal.  9.  8 (Cod.  2 '')  erinnert  ziem- 
lich stark  an  L.  Vis.  VIII.  3.  lü")  und  L.  B.  27.  4 und  5. 
Grosse  Selbständigkeit  trägt  dagegen  L.  Sal.  Iti  im  Vergleiche 
mit  L.  Vis.  VIII.  2.  1.  zur  Schau;')  allerdings  scheint  L.  Vis. 
VIII.  2.  1.  stark  modernisiert  zu  sein.  Selbständigen  Eindruck 
macht  auch  L.  Sal.  22  gegenüber  der  L.  Vis.  VIII.  2.  12  ’*) 
L.  Sal.  23  erinnert  an  L.  Vis.  VIII.  4.  1 “)  und  an  G.  Burg. 
4.  7.  Ebenso  L.  Sal.  27.  1 und  2 au  L.  Vis.  VII.  2.  11:") 
dennoch  fällt  hier  Verschiedenheit  der  Thatbestände  und  der 
Strafsätze  auf;  insbesondere  tritt  die  Ver.schiedenheit  hervor, 
wenn  man  diese  Stelle  der  L.  Sal.  mit  L.  Baj.  9.  II  *")  ver- 
gleicht. Die  zwei  folgenden  Xormen,  Ij.  Sal.  27.  3 und  4 
dagegen  sind  mit  der  gemeinsamen  Vorlage  von  L.  Vis.  VIII. 


Ks  eutstuht  also  eine  Heiboufolge : 

li.  Sal.  fi  — L.  Burg,  07  — L.  Baj.  20 

. . 7 — , ,08  — , . 21 

„ , s — B.  Via.  VIII.  i>.  .8  — „ , 22. 

-)  Hier  ruht  L.  Vis.  vielleicht  auf  Euriciaiiischer  ttnimllage;  s.  Zeuiupr 
(neue  Ausg.  325.  A.  1.) 

’)  s.  Brunner  in  K.  (4.  II.  532.  A.  3. 

*)  Die  vorliegende  Fas.sung,  zwar  als  A)itii|iia  bezeichnet,  .scheint  doch 
geändert  zu  sein;  8.  Zeumor  1.  c.  327.  A.  3. 

")  Diese  Stelle  fehlt  in  Cod.  1 ; derselbe  enthält  Aehnliche.s  in  27.  ö. 

Vielleicht  Eurioianisches  Recht;  s.  Zeuiner  I.  c.  325.  A.  I. 

’)  s.  Brunner  1.  c.  II.  ü55  und  Geffcken  in  der  Ausgabe  der  E.  .Sal. 
S.  12«  ff. 

’•)  i'bcr  die  Verwandtschaft  dieses  Tit.  mit  dem  weslgothi.schcn  Rechte 
3.  K o e h n e : D.  Recht  d.  Mühlen,  S.  35  ff.;  derselbe  macht  überdies  I,  e. 
2«  f.  auf  eine  wahrscheinlich  frühe  Aenderung  dieses  Tit.  aufmerksam 
”)  vgl.  Zenmer  I.  c.  331.  A.  2. 

•)  vgl.  L.  Burg.  4.  5 und  Ed.  Rotli.  280. 

'*)  In  Zeumer’s  Restitntion  8. 
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4.  1 und  L.  Burp.  4.  fi  offenbar  näher  verwandt, ')  wie  be- 
sonders der  Straffolge  in  L.  Sal.  27.  4 entnommen  werden 
kann.  Interessant  ist  •l*-’''  Vergleich  von  L.  Sal.  27.  5*)  mit 
li.  Vis.  VIII.  :f.  10,  welche  Stelle  wir  vorhin  für  den  Ver- 
gleich mit  L.  Sal.  9.  8 (Cod.  2)  herangezogen  haben;  die  Selb- 
ständigkeit des  salischen  Hechtes  ist  auch  hier  grössei-  als  die 
der  betreffenden  Bestimmungen  dei  1,.  Burg.  L.  Sal.  27.  i; 
ist  verwandt  mit  L.  Burg.  2.^.  1 , wogegen  die  Äehnlichkeit 
mit  L.  Vis.  VIII.  8.  2.  eine  äusserst  schwache  ist;“)  noch 
schwächer  der  Anklang  von  L.  Sal.  27.  12  an  L.  Bui-g.  27.  7 
und  108.  1.  L.  Sal.  29.  1 hält  Brnnner“)  fiir  einiger- 
maassen  verwandt  mit  L.  Vis.  VI.  4.  8;  da  aber  diese  Stelle 
durch  Chindaswind  offenbar  sehr  modernisiert  ist,  erscheint  die 
Durchtuhrung  eines  Vergleiches  schwer.  L.  Sal.  32.  1.  weist 
liinsiclillich  des  Thatbestandes  eine  Verwandtschaft  mit  L.  Burg. 
22  auf.  1j.  Sal.  38.  8 erinnert,  wenn  auch  schwach,  an  L.  Burg. 
73.  3 und  an  L.  Vis.  VIII.  4.  3;  in  demselben  Grade  L.  Sal. 
38.  12  (Cod.  2)  an  L.  Vis.  VIII.  4.  4.-’)  Es  kommen  schliess- 
lich noch  ilrei  Stellen  ")  der  L.  Sal.  in  Betracht,  nämlich  L.  Sal. 

'J  Auch  hier  lallt  wieder  die  Reihenfolge  auf: 

Ia  Sal.  27.  1 iinil  2 — L.  Burg.  4.  .V 
» „ 27.  3,4  , „ 4.  a. 

-j  .s.  oheii  Amn.  f>. 
vgl.  L.  Haj.  y.  12. 

•)  I.  c.  I.  2S:>.  A.  17. 

')  liier  ist  aneh  die  Reihenfolge  iiberraseheiid,  obwohl  durchaus  nicht 
nmassgebend;  demi  es  liegen  zwar  zwei  unmittelbar  aufeinander  folgende 
Stellen  der  L.  Vis.  vor,  aber  die  entsprechenden  Stellen  der  B.  Sal.  ge- 
hören veracbiedenen  Teitfomieu  an. 

"3  .\uascr  den  im  Texte  angeführten  und  den  drei  noch  zu  besprechen- 
den Stellen  i.st  Tit.  26  zu  erwähnen,  weil  T a in  a s s i a (Nozze  Polacco- 
Luzatto,  p.  16  ff.  hier  einen  Zusammenhang  mit  L.  Vis.  V.  7.  2 annehmen 
zu  sollen  glaubte.  Der  italienische  Gelehrte  unterschätzte  offenbar  bei  dem 
Vergleiche  zwischen  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IV.  !*.  1.  L.  Vis.  V.  72  und  L.  Sal.  26 
die  wichtigen  Unterschiede;  der  L.  Vis.  ist  mit  L.  R.  Vis.  die  Uugiltigkeit 
der  Freilassung  gemeinsam,  doch  fehlt  die  uianumissio  ante  principem ; 
1a  Sal.  gibt  im  Gegensätze  zu  ihrem  vermeintlichen  Verbilde  die  Giltigkeit 
der  Freilassung  zu  und  spricht  von  einer  Freilassung  ante  regem.  Der 
Unterschied  in  den  Rechtsfolgen  und  im  Thatbestande  scbliesst  wohl  die 
Annabme  einer  Bntlehunng  aus ; mau  darf  auch  die  in  westgothischeu 
Formeln  vorkommendeu  ä nnmmi  nicht  heranzieheu ; denn  dort  wird  das 
Geld  angenommen,  beim  Schntzwnrf  der  L ,Sal.  dagegen  abgewiesen. 
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39,  42.  5 und  44,  die  jedoch  wegen  ihrer  .speciellen  Bedeutung 
in  anderem  Zusammenhänge  gewürdigt  werden  müssen. 

Die  Durchfühning  eines  genauen  Vergleiches  zwischen  den 
in  Frage  kommenden  Stellen  der  Lex  Sal.  und  des  west- 
gothischen  Rechtes  muss  selbstverständlich  auf  Grund  der  vor- 
handenen Texte  als  unmöglich  bezeichnet  werden,  da  weder  das 
alte  wcstgothische  Recht,  noch  die  älteste  Form  des  salischen 
Rechtes  vorliegen,  während  für  einen  solchen  Vergleich  mit 
den  langobardischen  Edicten  wenigstens  die  letzteren  in  zuver- 
lässiger Weise  herangezogen  werden  können.  Diese  Schwierig- 
keit wird  theilweise  dadurch  vermindert,  dass  wir  bemerken 
können,  dass  die  überwiegende  Anzahl  der  westgothisch  beein- 
flussten Stellen  der  Lex  Salica  dem  1.  Text  derselben  angehört; 
cs  ist  kein  Grund  anzunehmen,  dass  diese  Stellen  durch  Ab- 
schreiber oder  auf  andere  Weise  eine  eingehende  Aenderung 
erfahren  hätten;  trotzdem  ist  die  Qnellenlage  in  diesem  Falle 
eine  wesentlich  unbequemere  als  für  den  Vergleich  des  lango- 
bardischen und  westgothischen  Rechtes. 

Dennoch  ist  selbst  aus  diesem  unter  so  erschwerenden 
Umständen  durchgeführten  Vergleiche  zu  entnehmen,  dass  der 
Beeinflussung  des  salischen  Rechtes  durch  das  westgothische 
vorwiegend  Euricianisches  Recht  zu  Grunde  liegt.  Im  Gauzen 
ist  aber  die  Beeinflussung  eine  viel  geringere  als  man  mit 
Rücksicht  auf  die  gesaminte  Situation  anzunehmen  geneigt  sein 
könnte.  Denn  es  ist  zu  bemerken,  dass  die  Nothwendigkeit 
oder  Nützlichkeit  der  Heranziehung  l'remder  Vorlagen  hier  an 
und  für  sich  in  höherem  Grade  vorlag  als  z.  B.  bei  den  Lango- 
barden, die  erst  lange  Zeit  nach  der  Eroberung  Italiens  zur 
Anfzeichnuug  schritten,  dennoch  aber  westgothisches  Recht  in 
zahlreicheren  Fällen  benutzten  als  die  Franken.  Hauptsächlich 
entlehnt  erscheint  dasjenige,  was  im  VIII.  Buche  der  L.  Vis. 
Aufnahme  fand,  was  mit  Rücksicht  auf  die  von  Zeumer')  be- 
leuchtete Stellung  dieses  Buches  hervorgehoben  werden  muss. 
Betrachtet  man  die  Materien,  für  welche  westgothische  Ein- 
flüsse in  Betracht  kommen,  so  findet  man,  dass  gerade  in  den 
wichtigsten  Fragen  die  Lex  Salica  selbständig  vorgeht  und  nur 


')  Neues  Arcli.  XXIII.  tuo. 
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für  weniger  wichtige  der  westgothischen  Vorlage  folgt.  Man 
.sieht  schliesslich,  dass  in  keinem  Falle  die  Beeinflussung  von 
inhaltlicher  Bedeutung  ist,  denn  man  findet  keine  Bestimmung, 
hei  der  man  sagen  müsste,  dass  die  Franken  sie  ohne  west- 
gothisches  Beispiel  nicht  hätten  fassen  können.  Es  liegt  tech- 
nische, aber  nicht  juristische  Anlehnung  vor  und  man 
findet  die  von  Brunner')  ausgesprochene  Ansicht  bestätigt, 
wonach  Eurich's  Gesetze  bei  dei'  Abfassung  — richtiger  gesagt 
bei  der  Chlodovech’schen  Revision  — der  L.  8al.  in  der  Weise 
benutzt  wurden,  dass  man  im  Anschlüsse  an  die  gothische  Vor- 
lage die  betrettende  fränkische  Kechtsansicht  niederschrieb. 
Schon  früher ist  erwähnt  worden,  dass  man  sich  dabei  eine 
sehr  auffallende  Beschränkung  auferlegte,  indem  man  wichtige, 
von  Euricli  behandelte  Fragen,  die  aber  offenbar  in  der  älteren 
Ijcx  Sal.  nicht  berührt  waren,  auch  jetzt  nicht  berücksichtigte. 
Man  kann  angesichts  dieser  Wahrnehmungen  sagen,  dass  das 
fränkische  Recht  in  dem  Augenblicke,  wo  es  mit  dem  west- 
gothischen zusammenstiess , bereits  zu  hoher  Reife  gediehen 
war  und  dass  es  eine  Resistenztähigkeit  zeigte,  die  sogar  übei' 
die  des  langobardischen  Rechtes  hiuausging.  Dies  ist  desto 
auffallender,  als  gerade  das  westgothische  Recht  in  Gallien  eine 
hervorragende  Stellung  einnahm  und  besonders  für  die  Kirche 
und  die  Römer  dieses  Landes  die  westgothischen  Rechtsquellen 
maassgebend  geblieben  waren.  Nicht  nur  das  Breviar,  sondern 
auch  das  westgothische  Recht  war  der  Kirche  geläufig,  denn 
es  erscheint  sogar  bei  Benedictus  Levita,  und  I’seudo- Isidor, 
benützt  ')  ebenso  für  die  fränkischen  Synoden  verwendbar*)  und 
noch  in  der  Praxis  des  VIH.  und  IX.  Jahrh.  concurriert  es  in 
Südgallien  erfolgreich  mit  dem  römischen  Recht.  '’)  Man  könnte 


')  1.  C.  I.  SOI. 

‘•‘j  s.  oben  S.  eu  ff. 

’J  8 Connit  1.  c.  .soo,  so«, 

•;  8.  Hänel  in  J,.  Rom.  V'is.  4(ii>  un<i  liiezu  Conrnl  1.  c.  I.  7.  A.  4 
und  20.  lieber  das  Coneil  von  Kauze  s.  in  diesem  Werke  II.  284.  A.  4. 
— I)a88  der  erhöhte  .Schutz  der  iTeistlichkeit  im  frSnkischen  Reiche  auf 
weatgotbiaclieu  Kiutlus»  zuriickzufiihreu  iat,  Iiat  1)  a h ii  I.  c.  VIII.  V.  2ä6 
Itemerkt.  — Auch  die  Epit.  fjugdun.  benutzte  westgothiaches  Recht;  vgl. 
oben  II.  Tbeil,  S.  :«5. 

a.  Brunner  1.  c.  1.  282.  A.  24. 
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also  auf  (rrund  dieser  Stellung  des  westgofliischen  Rechtes  einen 
viel  weiter  gehenden  Einfluss  desselben , namentlich  zur  Zeit 
Chlodovech’s  vermuthen  und  es  gewinnt  das  besprochene  Ergebnis 
von  diesem  Standpunkt  eine  desto  grössere  Bedeutung. 

Ebenso  wichtig  ist  der  Umstand,  dass  der  westgotbisclie 
Einfluss  zu  keiner  erheblichen  Romanisierung  des  fränkischen 
Rechtes  führte.  Während  das  westguthische  Recht  dem  lango- 
bardischcn  zweifellos  römische  Elemente  vermittelte,')  kommen 
in  dieser  Hinsicht  höchstens  drei  Stellen  der  Lex  Salica  in 
Betracht,  nämlich  Tit.  3!*,  4*2.  5 und  44,  also  diejenigen  drei 
Stellen,  die  wir  bei  Besprechung  der  Verwandtschaft  zwischen 
westgothischem  und  salischem  Rechte  zunächst  unberücksichtigt 
liessen. 

Am  wenigsten  fällt  L.  Sal.  42.  .i  ins  Gewicht.  Taniassia'-') 
hat  sich  hier  für  eine  Anlehnung  an  Ij.  R.  Vis.  Paul.  V.  3, 
§ 3 ausgesprochen;  man  könnte  überdies  an  eine  Verwandtschaft 
mit  eigentlichem  Westgothenrecht,  nämlich  mit  L.  Vis.  VIIT  I. 
3—6  denken;  aber  beide  Verwandtschaften  erscheinen  so  schwach, 
dass  man  sie  — selbst  wenn  man  sie  gelten  lässt  — als  ganz 
unwesentliche  bezeichnen  muss. 

Für  Tit.  39  hat  Hart  mann")  römischrechtliclie  Beein- 
flussung angenemmen  und  eine  Verwandtschaft  mit  Vis.  Vll. 
3.  2 und  3 abgelehnt.  iSo  sehr  wir  der  gesummten  Behandlung 
dieses  Titels  durch  den  genannten  Forscher  beipflichten,  müssen 
wir  doch  betonen,  dass  es  ihm  nicht  gelungen  ist,  eine  bestimmte 
römischrechtliche  Norm  namhaft  zu  machen,  aut  die  Tit.  39 
der  L.  Sal.  znrückgefübit  werden  könnte.  Es  muss  dagegen 
hervorgehoben  werden,  dass  L.  Vis.  VII.  3.  3,  trotz  der  durch 
Chindaswind  vollzogenen  Modificierung,  aullallende  Aehnlichkeil 
mit  L.  Sal.  39  aufweist;  auch  sie  wendet  das  Wort  „sollicitare“, 
allerdings  in  anderem  Sinne,  an  und  die  Strafe  ist  dieselbe  wie 
in  L.  Sal.  39.  2.  Somit  ist  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  anzn- 
nehmen,  dass  der  sich  hier  änssernde  römische  Einfluss  that- 
sächlich  auf  westgothische  Vermittlung  zurückgeht. 


*)  ».  oben  II.  10?).  A.  l. 

’)  Fonti  delf  Editto  44. 

’)  ln  For«cli.  z dcutacli.  Gesell.  XVI.  til4. 
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]j.  Sal.  44  beiiiht,  \vi«  Brunner ')  nachgewieseii  liat,  auf 
einem  (iedaukengaiige,  den  man  aucli  anderwärts  findet,  nämlich 
auf  der  Absicht,  die  Wiederverheiratung  der  Witwe  von  dem 
Bigennnt/e  derjenigen,  die  au  ihrem  Vermögen  interessiert 
wären,  unabhängig  za  maclien.  Die  Iiiefdr  gefundene  Lösung 
weicht  von  den  ähnlichen  Lösungen  germanischer  Rechte  ab 
und  lehnt  sich  an  C.  Th.  111.  7.  1 und  die  dazu  gehörige  Inter- 
pretation an.  Wir  hätten  es  also  mit  einer  durch  westgothlsche 
\'ermittlung  bewirkten  römischrechtlicheu  ßeeinfiussung  der 
L.  Sal.  zu  thun. 

Betrachten  wir  aber  die  Ausgestaltung  in  dem  einen  und 
in  dem  anderen  Falle , dann  können  wir  Unterschiede  wahr- 
iiehmen,  die  zweifellos  beweisen,  dass  das  salische  Recht,  selbst 
in  diesem  Falle , der  fremden  Führung  durchaus  nicht  blind 
folgt.  Während  das  römisch-westgothische  Vorbild  nur  minder- 
jährige Witwen  schützt,  fasst  L.  Sal.  44  alle  Witwen  ins  Auge; 
das  römische  Vorbild  weist  den  Richter  au.  den  Rath  der  nicht- 
erbenden  Verwandten  zu  höien  und  im  Notfälle  zu  entscheiden, 
L Sal.  44  dagegen  bestimmt  ganz  selbständig,  dass  der  Richter 
nicht  zu  entscheiden,  sondern  die  formelle  Ueberwachung  zu 
führen  hat;  und  auch  die  zum  Empfange  des  Reifgeldes  be- 
rechtigten Verwandten  haben  nicht  zu  rathen,  sondern  nur  das 
(leid  zu  empfangen. 

Es  ist  somit  festzustellen,  dass  — ebenso  wie  der  we.st- 
gothische  Einfluss  im  allgemeinen  — auch  der  durch  west- 
gothische  Vermittlung  eindringende  Einfluss  des  römischen 
Rechtes  die  Widerstandskrall  des  sali.schen  Rechtes  nicht  zu 
brechen  vermochte  und  zu  keiner  blinden  Unterwerfung,  sondern 
zu  selbständiger  Lösung  der  betrefl’cnden  Fragen  fiihrte.  ln 
anderem  Zusammenhänge  haben  wir  die  Vermuthung  au.sge- 
sprochen,  dass  Tit.  und  44  zu  <len  drei  von  Ohlodovech 
speciell  eingeschalteten  gehören.  Trifft  diese  Vermuthung  zu, 
daun  erscheint  der  fremdrechtliche  Einfluss  in  diesen  zwei 
Titeln  noch  weniger  auffällig;  aber  auch  ohne  diese  Erklärung 
vermag  er  an  dem  (Tesammteindrucke  der  Lex  Sal.  nichts  zu 
ändern. 


')  Herl.  Sitz.  Ber.  I8»4.  S ias4  ft 
9.  obeu  Aaui.  3 zu  8.  .so. 
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Selbstverständlidi  bringt  schon  die  Benützung  der  lalei- 
uischen  Sprache  äusserliche  Romanisiernn)^  des  fränkischen 
Rechtes  mit  sicli,  die  man  aber  natürlich  nicht  überschätzen 
darf,  da  es  sich  doch  vor  Allem  ledigli(di  um  die  Ausdrncks- 
weise  handelt.  So  hat  schon  Gierke')  betont,  dass  „Fiscus“ 
in  den  germanischen  Volksrechten  nicht  in  römischem  Sinne 
angewendet  wird , vielmehr  Königsgut  bedeutet.  Dagegen  hat 
Brunner -J  die  salische  Bezeichnung  „fides  facta“  auf  den  für 
die  römische  Stipulation  üblichen  Sprachgebrauch  zurückflihren 
zu  sollen  geglaubt  und  Tamassia-^)  hat  diese  Ansicht  in  ein- 
gehender Weise  unter  Heranziehung  reichen  Materials  weiter 
ausgeführt.  Dennoch  glauben  wir  mit  E s m e i n ■*)  auch  hiei- 
nur  eine  lateinische  Bezeichnung  des  dem  fränkischen  Rechte 
angehörenden  Begritfes  annehmen  zu  dürfen. 

Die  in  den  späteren  Texten  vorkommenden  Einsätze  weisen 
ebenfalls  eine  Reihe  von  Ausdrücken  auf,  die  von  römischrccht- 
licher  Beeinflussung  zeugen;  durchgieifender  Einfluss  ist  aber 
nirgends  zu  bemerken.  L'  Sal.  9.  7 u.  S-’’)  (Cod.  2 beziehungs- 
weise U und  7 in  Codd.  3 und  4)  spricht  von  damnum  estimatum 
und  Tardif  •)  denkt  hier  an  L.  R.  Vi.s.  Sent.  Pauli  I.  15.  § 1. 
Die  Aehnlichkeit  ist  sehr  geringfügig  ’)  und  sachlich  fehlt  jeder 
Grund,  an  römischrechtlichen  Einfluss  zu  denken.  Die  Be- 
stimmung L.  Sal.  13.  11  (in  den  Hss.  der  zweiten  Familie) 
beruht,  wie  v.  Savigny*)  und  Conrat®)  bemerkt  haben,  auf 
der  Interpretation  zur  Breviarstelle  C.  Th.  III.  12.  3.  Doch 
hat  Brissaud‘")  wahrscheinlich  gemacht,  dass  die  Ij.  Sal.  in 


’)  Uenosa.  R.  II.  -'iBb  ff. 

•)  R.  G.  ti.  Urk.  I.  22a.  A.  !i. 

.Ridern  facere“  in  .\rcli,  «linricl.  Filippo  .Sernfini.  ltd.  XI,  Heft  2 

( 1 »03 1. 

‘J  Nouv.  Rev.  hist,  de  dr.  fr.  et  etr.  VI.  3»  f. 

*)  Auf  die  allerdin^  schwache  Verwandtschaft  zwi.sthen  L.  .Sal.  ».  .s 
und  L.  Vis.  VTTT  3.  10  ist  oben  S.  3'.i  hingewiesen  worden. 

“)  1.  c.  IST. 

’)  Darauf  hat  schon  B r i s s a u d ; La  loi  salique  et  le  droit  romain 
Oleu.  de  l'Acad.  des  Sciences  de  Toulouse  IX  ser.  t.  ITl  213.)  hiugewiesen 
und  besonder»  die  inhaltliche  Verseliiedeiiheit  betont. 

»J  I.  c.  II. 

*)  1.  c.  1.  2. 

>“)  1.  c.  212. 
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diesem  Falle  ihren  römischen  Inlialt  kirclilieher  HeeinHussun^; 
vei-dankt  und  auf  die  Beschlüsse  des  II.  Concils  von  Tours 
(5B7)  verwiesen.')  In  L.  Sal.  40.  lo  (f’od.  2)  kommt  qua- 
druplum  vor,  auf  dessen  Bedeutung  Sohm'^l  aufmerksam  ge- 
macht hat;  wir  haben  erwähnt,'')  dass  in  diesem  Falle  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  ein  Urtheil  vorliegt , so  dass  wir  es 
mit  einer  Specialentscheidung  zu  thun  hätten.  *)  Die  Bestrafung 
der  (Trabschändung  und  des  Kirchenfrevels  in  L.  Sal.  (i 
und  7 (Hss.  der  zweiten  Familie)  beruht  zweifellos  auf  kirchlich- 
römischer Einwirkung.')  Im  Herold’schen  Text  5'.'.  5 erscheint 
ilie  Ausdrucks  weise  „non  per  stirpes,  sed  per  capita“  römisch: 
sie  ist  desto  überraschender,  weil  im  Decr.  Childeberti  IlC-öaS) 
c.  1 dieser  Begriff  noch  umschrieben  werden  musste.")  Das 
• ist  aber  auch  alles.  — Wenn  wir  nun  von  der  mehr  als  frag- 
lichen Beeinflussung  in  Tit.  o absehen,  bleiben  unter  den  spä- 
teren Zusätzen  im  Ganzen  vier  Stellen,  von  denen  zwei  eher 
unter  kirchlichem  als  römischem  Einflüsse  stehen, ')  eine  ofifenbai 
auf  einem  vielleicht  in  romanischer  Gegend  gefällten  Urtheile 
beruht  und  eine  nur  stylistische  Beeinflussung  aufweist.  Wenn 
wir  bedenken,  dass  eine  Anzahl  von  Handschriften  der  L.  Sal. 
in  romanischen  Gegenden  entstanden  ist  *)  und  dass  das  Rechts- 
bneh  auch  in  kirchlichen  Kreisen  benützt  wurde,  erscheint  dieser 
ganze  romanistische  Nachschub  so  geringfügig,  dass  er  gerechter- 
weise  gar  nicht  in  die  Wagschale  lallt.") 

')  vgl.  E.  Mayer:  Z.  Entst.  d.  Lex  Ril).  H'i.  Anni. 

*)  R.  u.  G.  Verf.  I.  226.  A.  86. 

’)  s.  oben  S.  ;14.  A.  2. 

E.  May  er  1.  c.  ö4  reraiiclit,  eine  andere  Lösung  zu  tindeu,  die 
aber  nicht  stichhaltig  ist;  man  kann  an  die  Regelung  der  Dilatura  liier 
schon  deshalb  nicht  denken,  weil  ohnehin  für  die  nilatnra  gesorgt  ist. 

•’’)  vgl.  Brunner:  R.  G.  l.  :too.  A.  40. 

•)  s.  Hartmann  1.  c.  612.  A.  2.  — Trotzdem  ist  aber  der  Inhalt 
der  Bestimmung  des  Herold'schen  Textes  germanisch;  Tit.  äo  gebt  hier, 
wie  Dult  zig  (D.  dtsche.  Grunderbreebt  74)  mit  Recht  bemerkt,  von  der 
Voraussetzung  der  germanischen  Gesammthand  aus. 

')  Tit.  13.  11  und  55.  6 und  7. 

')  s.  Kaufmann  1.  c.  XI.  61«,  Brunner  1.  c.  I.  29ij.  A 6. 

•)  Die  von  Tardif  1.  c.  157  fl',  bervorgehobenen  .Vnalogieen  zwischen 
altrömischein  Rechte  und  der  I,.  Sal.  gehören  in  den  Bereich  der  vergleichen- 
den Rechtswissenschaft  indoeuropäischer  Völker;  es  ist  geradezu  unglaublich, 
dass  der  genannte  Forscher  hier  einen  directen  Zusammenhang  annehmen  konnte. 
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Dem  Angeführten  ist  zu  eiitnelinien,  tiass  der  römiscdi-recht- 
licLe  Eintlnss,  der  überliaupt  und  sogai'  iu  den  späteren  Texten 
sehi‘  gering  ist,  da,  wo  er  einigerniaassen  eriieblicher  erscheint, 
auf  westgothisclier  oder  kirchlicher  Vermittlung  beruht.  Die 
letztere  kann  in  2 Fällen  ganz  bestimmt  behauptet,  in  einigen 
anderen  *)  mit  Wahrscheinlichkeit  angenommen  werden. 

Directer  römischer  Einfluss  fehlt:  er  könnte  höchstens  iu 
l’it.  39  constatiert  werden  und  sogar  in  den  späteren  Texten, 
.selbst  in  denjenigen , die  in  römischer  Umgebung  entstanden, 
ist  es  — etwa  mit  Ausnahme  des  Tit.  40  — eigentlich  nur 
zur  Beeinflussung  der  Ausdrucksweise  gekommen.  An  diesem 
Eindruck  festhaltend,  müssen  wir  aber  doch  sofort  darauf  hin- 
weiseu,  dass  auch  dieses  im  Vergleiche  mit  manchen  andern 
germanischen  Rechtsaufzeichnungen  überraschende  Ergebnis,  zum 
gros.sen  Theile  in  der  inhaltlichen  Beschränkung  der  li.  fSal. 
seine  Erklärung  findet.  Denn  wie  erwähnt,  bot  der  durch  die 
Lex  behandelte  Stoff  wenig  Gelegenheit  zu  fremder  Beein- 
flussung, von  welcheis  Seite  sie  auch  immer  stammen  mochte. 
Es  mag  die  geringe  Rolle,  die  die  fremden  Einflüsse  hier  spielten, 
aus  diesem  Grunde  an  und  für  sich  weniger  auffallend  erscheinen, 
doch  muss  man  andererseits  den  Umstand  hervorheben,  dass  es 
trotz  der  Berührung  mit  westgothischen  und  kirchlich-römischen 
Elementen  dennoch  zu  keiner  Au.sge.staltung  und  Bereicherung 
dieses  precären  Inhaltes  kam  und  muss  eben  darin  einen  voll- 
giltigen  Beweis  für  die  Resistenzfähigkeit  des  sali.schen  Rcchttts 
erblicken.  — 


Wir  gehen  zu  den  Gapitularien  über.  Kier  hatte  das 
Königtum  <loch  freiere  Hand.  V\’ai  es  unmöglich  oder  uiithun- 
lich,  anlässlich  der  (/’hlodovech'schen  Revi.sion  den  Inhalt  riet 
Lex  auszudehnen  und  fremden  Einflüssen  bedeutenden  >Spielraum 
zu  gehen,  .so  boten  ja  gerade  die  Gapitularien,  die  der  noth- 
wendigen  Rechtsentwickluug  Au.sdruck  verleihen  sollten,  den 
besten  Aidivss  flii  die  Verwendung  fremder  Vorlagen;  als  solche. 


*)  So  oanientlivli  für  Tit.  4 t,  weil  die  Kirche  sich  für  ilie  Freiheit  der 
KbeücblieesUQ^  iDtereseiereo  musste. 


Digitized  by  Google 


4!t 

abor  kauieii  iiatüilicli  wiwltji-  das  westgot bische  und  röiiiisclic 
Recht  in  Frage. 

Prüfen  wir  zunächst  die  Merowingischen  Capitularien, ') 
so  sind  folgende  Stellen  in  Betracht  zu  ziehen: 

Capit.  I.  c.  5*)  ist  mit  Tj.  Vis.  III.  22  (Ant.)  und  auch 
mit  L.  R.  V.  C.  Th.  IX.  fi  verwandt.  Eingehender  Vergleich 
lehrt,  da.ss  man  sich  eher  für  die  Verwandtschaft  der  fränki- 
schen Bestimmung  mit  der  westgothischen  als  mit  der  Breviar- 
stelle  auszHsprechen  hätte,  was  übrigens  insofern  nebensächlich 
erscheint,  als  auch  die  betreffende  Stelle  der  L.  Vis.  schon 
römischen  Einfluss  aufweist.  ’)  Capit.  I.  c.  6 lehnt  sich  an 
L.  Vis.  III.  3.  4 (Ant.)  an,  welche  Bestimmung  ebenfalls 
römischen  Einfluss  aufweist;  die  Selbständigkeit  der  fränkischen 
Auffa.ssung  i.st  jedoch  in  dem  Strafsatze  ersichtlich.  Die  beiden 
folgenden  cc.  7 und  8 beruhen  theilweise  auf  L.  Enr.  321, 
theil weise  auf  römischem  Vulgarrecht.  Die  fremde  Beeinflussung 
ist  in  die.sem  Palle  eine  sehr  beträchtliche,  doch  treten  auch 

i' 


')  Unter  diesen  Begriff  fallen  auch  die  Zusätze  zur  L.  .Sal.  Kin 
sicheres  Kriterium  ist  allerdings  nicht  zn  finden;  denn  es  sind  einerseits 
schon  in  der  Lex  Zusätze  verarbeitet,  die  späterer  königlicher  Gesetzgebung 
ilire  Entstehung  verdanken  und  andererseits  ist  es  nicht  ausgeschlossen, 
dass  unter  deu  ausserhalb  der  Lex  stehenden  Zusätzen  Normen  Vorkommen, 
die  nicht  auf  königlicher  Gesetzgebung,  sondern  auf  UrtheUen  beruhen.  — 
Die  Reihenfolge  dieser  Zusätze  steht  bekanntlich  auch  nicht  fest;  s. 
Schröder  in  Sav.  Ztschr.  II.  39  f.,  R.  G.*  235.  A.  9,  Uartmaun  1.  c. 
609,  Geffekeuin  Vorr.  zu  seiner  Ausg..  8.  X.  Insbesondere  hat  Bruuuer 
(Berl.  Sitz.-Ber.  1394,  S.  669)  die  cc.  5 — a des  sog.  Capit.  I von  dem  ersten 
und  dritten  Theile  desselben  getrennt,  so  dass  man  es  in  diesem  Falle  mit 
mehreren  verschiedenen  Gesetzen  zu  thun  hätte,  deren  ursprüngliche  Gestalt 
unbekannt  wäre.  Sehr  wahrscheinlich  hat  Brunner  I.  c.  gemacht,  dass 
diese  Capitel  einem  neustrischen  Gebiete  gegolten  und  zur  Regelung  der 
Ehen  der  dort  wohnenden  Salier  mit  Römerinnen  bestimmt  waren.  Ob  sie 
deshalb  erst  in  die  Zeit  nach  Chlodovech  zu  setzen  seien,  ist  aber  vielleicht 
doch  fraglich,  denn  schon  dieser  König  hat  mit  der  Existenz  der  Römer 
gerechnet  und  es  ist  ganz  gut  anznnehmen,  dass  er  auch  speciell  für  ge- 
mischte Ehen  Nonnen  orliess.  Die  ebenfalls  von  Brunner  (1.  c.  1294  ff.) 
beleuchtete  innere  Verwandtschaft  dieser  Capitel  mit  L.  Sal.  44  kommt 
auch  in  Betracht. 

*)  Wir  halten  trotz  der  Brunner 'scheu  Ausführungen  an  der  üblichen 
Bezeichnung  fest,  weil  sie  in  ilen  meisten  Ausgaben  verbreitet  ist. 

’)  s.  Brunner:  K.  G.  II  669.  A.  27. 

V.  Itatban,  küm.  Kecbi  in  den  ^erm.  Vulksi^iuaten.  Ui.  t 


Digitized  by  Google 


r>(i 


wesentliche  Unterschiede  hervor,  die  eine  selbständige  Uni- 
hildung  ersichtlich  machen.  Brunne  r ')  bemerkt  mit  Recht, 
ilass  c.  7 den  Zweck  verfolgt,  „die  salische  Herausgabe  des 
Federwat  mit  dem  römischen  Grundsätze  der  Halbtlieilung  da- 
durch in  Einklang  zu  bringen,  dass  die  der  Witwe  verbleibende 
Dos  um  den  durchschnittlichen  Wert  des  Federwat  vermehrt, 
der  Halbtheil  auf  */,,  der  Dos  erhöht  wurde.“  Eine  demselben 
(iedankengange  entsprechende  Umbildung  liegt  in  c.  8 vor. 
Man  sieht  ferner,  dass  die  hier  vorliegenden  Bestimmungen 
nicht  so  weit  gehen  wie  Ed.  Chilper.  c.  5,  in  welchem  erst  der 
Abschluss  dieser  Frage  erfolgt.  Uebeixlirs  schwächt  der  Um- 
stand. dass  dieses  Capitulare,  wie  erwähnt,-)  für  die  auf  roma- 
nischem Boden  lebenden  Salier  erlassen  war,  voi-  allem  aber 
die  Erwägung,  dass  es  nur  dispositives  Recht  enthielt,  welches 
durch  entsprechende  Verabredungen  jeweils  geändert  werden 
konnte , die  Bedeutung  der  hier  vorliegenden  Anlehnung  an 
römisches  Recht  ab.  Aus  den  von  Brunner-*)  angelührten 
Formeln  ist  die  häufig  abweichende  Praxis  zu  eisehen. 

Ed.  C h i 1 p e r i c i c.  5 führt  das  soeben  besprochene  zu 
Ende,  lehnt  sich  also  in  noch  höherem  Grade  an  das  römi.sche 
Vulgarrecht  an.  Es  findet  insbesondere  die  vnlgarrechtliche 
Ausdehnung  der  Grundsätze  über  die  Theilung  der  Dos  aut  die 
„donatio  ante  nuptias,  in  dotem  redacta“  sehr  schaifen  Aus- 
druck. Aber  auch  dieses  Capitulare  ist  für  Neustrien  erlassen 
und  enthält  ebenfalls  dispositives  Recht. 

Die  Decr.  Childeb.  II.  behandelt  in  c.  l das  Repräsen- 
tationsrecht  und  Tardif*)  denkt  an  Entlehnung  aus  L.  R.  Vis. 
Gai.  II.  8.  § 2,  was  aber  näherer  Betiachtung  nicht  Stand 
hält,  obwohl  man  aus  allgemeinen  Gründen  fremde  Einwirkung 
annehmbar  finden  darf.  C.  2 desselben  Capitnlai-s  steht  tliat- 
sächlich  unter  dem  Einfiusse  von  L.  R.  Vis.  C.  Th.  III.  12. 
2—4,  der  hier  kirchlichem  Interesse  entsprach.  Fremde  Be- 
einflussung lässt  auch  die  Unterscheidung  der  Tliatbestände,  die 
vor  oder  nach  Erlassung  des  Gesetzes  sich  «^eigneten,  an- 


’)  I.  c.  fiOi'i. 

-)  s.  ohPii  S.  l!l.  \ I, 
I.  f.  .^70. 

‘j  1.  <■.  I4.S. 
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iielmieii. ')  Die  Heliandlung  der  Verjährung  in  c,  mag  au 
L.  R.  Vis.  (J.  Th.  IV.  12.  1 und  2,  sowie  18,  leniei  an  li.  R. 
Vis.  Nov.  Valent.  VIII  .stark  erinnern,  was  uns  aber  nicht 
liindern  darf,  auch  die  Unterschiede  zu  Ijerficksichtigen.*) 

Praeccptio  Chlotharii  II  fordert  in  der  Einleitung 
zu  einem  Vergleiche  mit  L.  R.  Vis.  Nov.  Valent.  VIII  her- 
aus;“) c.  2 derselben  erinnert  an  L.  R.  Vis.  C.  Th.  I.  2.  1; 
in  beiden  Fällen  handelt  es  sich  natürlich  um  Stylistisches. 
C.  8 weist  einen  ganz  vagen  Auklang  an  L.  R.  Vis.  Paul.  V. 
5.  § n auf.  G.  4 erinnert  schon  besser  an  Praef.  ad  Giindob. 
c.  7.  Gc.  5 und  ;t  weisen  ebenfalls  eine  wesentliche  Aehnlich- 
keit  mit  L.  R.  Vis.  G.  Th.  I.  2.  4 auf.  G.  6 geht  auf  kirch- 
lichen Einfluss  zurück,  ohne  auf  einer  bestimmten  Stelle  zu 
lüssen;  kirchlichen  Gharacter  haben  auch  c.  7^)  und  c.  8,  ebenso 
cc.  10,  11  und  12.  Zweifellos  muss  man  in  c.  13  neben  römi- 
schem Einflüsse  au  kirchlichen  denken,  ja  sogar  den  letzteren 
in  den  Vordergrund  treten  lassen;^)  denn  ein  Vergleich  mit  L. 
R.  Vis.  G.  Th.  IV.  18.  1 und  Paul.  V.  24.  interpr.  lehrt,  da.ss 
das  Gapitulare  von  dem  römischen  Vorbilde  abweicht  und 
Uöning  hat  mit  Recht  hervorgehoben , •*)  dass  die  Kirche  an 
dieser  Aenderuug  interessiert  war.  — Die  Praeceptio  Ghlothars 
II  ist  ein  römisch-kirchliches  Gesetz,')  das,  kirchlichen  Inter- 
essen Rechnung  tragend,  gleichzeitig  den  Bestand  des  römischen 
Rechtes  wahrte.  Der  fremdrechtliche  Einfluss,  der  hier  auf 
Schritt  und  Tritt  begegnet,  darf  also  weder  überraschen,  noch 
verallgemeinert  werden.  Betrachten  wir  überdies  das  Ueber- 
gewicht  des  kirchlichen  Rechtes  über  das  römische,  so  gelangen 
wir  zur  Ueberzeugung,  dass  selbst  dieses  Gaidtular  der  Annahme 


')  9.  ADolter.  Gesell,  cl.  intertemporalen  Privatrechtes  I,  120. 

'•<)  8.  V.  Savigny  I.  c.  II.  9"  ff.  imil  Dalin  1.  c.  VIII.  III.  8.  A.  4. 
('.  I (lfS8.  Gapit.  soll  naili  Brunner  (s.  olien  S.  49.  A.  .1)  röniisclien  Ein- 
lliiss  anl'weisen. 

“I  9.  Ijilning  I.  c.  II.  287.  A.  3. 

*)  vgl.  nebst  L.  R.  Via.  C.  Tli.  III.  10.  1 auch  Conc.  Orleans  IV.  c.  22. 
*)  8.  V.  8 a V i g 11  y 1.  c.  11.97.  A.  c.;  Lüning  1.  c.  II.  2«7.  A.  .8; 
Dahn  1.  c.  VII.  HI.  290;  Boretius  in  iler  Gapitt.  Ausg.  I.  19.  A.  7. 

•)  1.  c.  29.Ü. 

’j  8.  Boretius:  Beitr.  z.  Gapitularienkritik  21  f.  Verf.  betont  mit 
Kcebt  auch  die  Bcniitzmig  der  Bezeichnnng  „praeceptio“. 
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starker  Beeinflussung  des  fränkischen  Rechtes  durch  das  römisdie 
keine  Basis  bietet. 

Dasselbe  gilt  und  zwar  in  noch  höherem  Grade  von  den 
späteren  Oapitularien,  die  bekanntlich  in  das  Schlepptau 
des  kirchlichen  Rechtes  genommen  werden,  so  dass  sie  förmlich 
als  wichtige  Quellen  desselben  zu  betrachten  sind.  Directe 
römische  Beeinflussung  bleibt  vollständig  aus,  man  merkt  viel- 
mehr den  offenbaren  Rückgang  derselben.')  Spimen  des  Vulgar- 
rechtes, denen  man  noch  in  merovingischen  Capitularien  be- 
gegnen konnte,  fehlen  in  den  karolingischen  Gesetzen  und  selbst 
die  Bedeutung,  die  Karl  d.  Gr.  dem  Breviar  beilegte,-’)  hat 
keine  diiecte  Benützung  desselben  hervorrufen  können.  '*)  Erst 
die  falsche  Capitulariensammlung  des  Benedictus  Levita  hat  in 
höherem  Maasse  römisches  Recht  herangezogen;  doch  liegt  ihre 
Bedeutung  bekanntlich  so  überwiegend  auf  kirchenrechtlichem 
Gebiete,  dass  ihre  romanistischen  Bestandtheile  für  unsere 
Untersuchungen  gegenstandslos  sind.') 

Man  muss  zugeben,  dass  dieser  Nachschub  fremder  Rechts- 
einflüssc  ein  überraschend  geringer  ist,  desto  mehr,  weil  man 
bei  Betrachtung  der  Art,  in  der  das  fremde  Recht  hiebei  auf- 
tritt,  zur  Ueberzeugung  gelangt,  dass  im  allgemeinen  das  Ueber- 
gewicht  dem  kirchlichen  Einflüsse  zukommt  und  dass  das 
römische  Recht  in  den  allermeisten  Fällen  nachweisbai'  durch 
kirchliche  Vermittlung,  in  denjenigen  Fällen  aber,  in  denen  dies 
nicht  nachweisbar  ist,  doch  wahrecheinlich  dank  derselben  Ver- 
mittlung Eingang  gefunden  hat.  Es  handelt  sieh  also  im  Grunde 


*)  Diese  Anffassnng  vertritt  auch  Dahn  1.  c.  VIII.  III.  7 f.,  indem 
er  mit  Keclit  erklärt,  dass  römisches  Recht  nur  durch  kiroliliche  Vermittlung 
Eingang  findet. 

'■*)  Co n rat  1.  c.  I.  44. 

Die  von  Hänel:  L.  Rom  Vis.  S.  404  znsammengestellten  Breviar- 
sätze , danmter  auch  solche , die  in  Capitularien  anfgenommen  wurden, 
kommen  nicht  alle  in  Betracht;  Hänel  hat  nämlich,  wie  aus  seiner  Zti- 
sammenstellung  ersichtlich  ist,  auch  unechte  t'apitularien  herucksichtigt, 
nämlich  diejenigen,  die  zu  seiner  Zeit  noch  als  echt  galten,  v.  Wretscliko 
giebt  neuerdings  in  der  der  Uommsen'schen  .Vusgabc  des  Kreviars  kei- 
gegebenen  Abhandlung  p.  CCCXXIV  eine  kritische  Zusammenstellung. 

*)  üeberdies  handelt  es  sich  um  literarische  Producte , deren  Eiufinss 
Uber  die  uns  interessierende  Zeit  hinausgeht. 
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(^enominen  nicht  um  Concessiouen  an  das  römische  Recht, 
sondern  um  Zugeständnisse  an  das  kirchliche  Interesse 
und  es  liegt  nicht  etwa  ein  siegreicher  Einzug  fremden  Rechtes, 
sondern  nur  Berücksichtigung  der  kirchlichen  Rechtslage  vor. 
Ihr  eigenes  Recht  schützend  und  festigend  wirkt  die  Kirche 
indirect  für  die  Aufnahme  derjenigen  römischen  Rechtssätze, 
auf  deren  Beibclialtung  und  Entwicklung  sie  dringen  musste. 
Nur  wenige  stellen  der  merowingischen  Capitularien  verrathen 
einen  römischen  Einfluss,  an  dem  die  Kii'che  nicht  unmittelbar 
betheiligt  gewesen  wäre;  sie  dürfte  aber  selbst  an  diesen  Neue- 
rungen wenigstens  interessiert,  daher  mittelbar  betheiligt  ge- 
wesen sein. 

Die  geringe  römischreclitliche  Beeinflussung  dei-  Capitu- 
larien ei-scheint  desto  wichtiger,  wenn  man  bedenkt,  dass  die- 
selben zum  grossen  Theile  bestimmt  waren,  Reichsrecht  zu 
schaffen  und  den  Gegensatz  zwischen  verschiedenen  Völkern, 
mithin  auch  den  Gegensatz  zwischen  Germanen  und  Romanen, 
zu  überbrücken.  In  dieser  Hinsicht  batten  sie  einen  ähnlichen 
Zweck  wie  die  spätere  westgothische  Gesetzgebung;  denn  wenn 
sie  auch  das  römische  Recht  nicht  ausschlossen , so  verfolgten 
sie  doch  immerhin  das  Ziel  einer  Rechtsansgleichung  auch 
gegenüber  der  Kirche  und  den  Römern.  Von  diesem  Stand- 
punkte muss  ihr  geringer  romanistischer  Einschlag  gewürdigt 
werden.  Man  sieht,  wieviel  kirchliches  Recht  sie  aufnahmen 
und  muss  sagen,  dass,  abgesehen  von  dem  kirchlichen  Rechte 
die  Rechtsausgleichung  hier  nicht  auf  Kosten  des  germa- 
nischen, sondern  auf  Kosten  des  römischen  Rechtes 
eiiblgte.  Jene  Capitularien , die  das  Stammesrecht  ausbauen 
sollten  und  dessen  Fortschritt  bezweckten,  haben  für  diese  Auf- 
gabe ebenfalls  sehr  wenig  römisches,  weit  mehr  kirchliches 
Recht  verwendet.  Der  kirchliche  Einfluss  weist  überhaupt  in 
den  Capitularien  eine  steigende  Tendenz  auf,  aber  wir  begegnen 
keiner  Erscheinung,  die  geeignet  wäre,  dasjenige,  was  wir  über 
die  Kirche  als  Stütze  des  Romantentums  iin  fränkischen  Reiche 
vorgebracht  haben,*)  zu  entkräften.  — Denn  auch  da.sjenige, 
was  in  den  Capitularien  des  IX.  .lahrh.  vorkomnit,-)  ist  zu 


')  ln  Tlieil  II. 

I*)  a.  Courat  1.  c.  i.  t.  Auiu.  3—5;  Tardif  1.  c.  153  ff. 
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geringfügig,  als  dass  man  daraufhin  eine  wirksame  und  dauer- 
hafte Beeinflussung  der  fränkischen  Gesetzgebung  durch  das 
römische  Recht  anzuuehmen  hätte. 

Somit  konnte  auf  Grund  des  bisher  Besproclienen  nur  der 
Einfluss  eines  fremden  Rechtes,  nämlich  des  kirchlichen,  als 
wichtig  zugegeben  werden,  also  jenes  Rechtes,  welches,  wie  wir 
an  anderer  Stelle*)  erwähnten,  vielfach  Gelegenheit  fand,  die 
fränkische  Rechtsentwicklung  zu  fördern  und  zu  bereichern; 
dass  es  andererseits  in  mancher  Hinsicht  wieder  vom  fränki- 
schen Rechte  beeinflusst  wurde,  so  dass  auch  hier  der  Ausgleich 
nicht  ganz  auf  Kosten  des  germanischen  Elementes  erfolgte, 
ist  ebenfalls  erwähnt  worden. 


Die  Lex  Ribuaria  bestätigt  diesen  Eindruck.  Wir 
wollen  auf  die  besondei's  durch  E.  Mayer*)  augeregten  Fragen 
hinsichtlich  ihrer  Entstehungszeit  nicht  eingehcn,  denn  dieser 
Fragencomplex  erscheint  für  unsere  Zwecke  nebensächlich. 
Wann  und  wo'*)  immer  die  Lex  Ribuaria  entstanden  sein  mag, 
für  uns  kommt  vor  Allem  der  unbestrittene  Umstand  in  Be- 
tracht, dass  sie  sich  in  wichtigen  Theilen  an  die  L.  Sal.  anlehnt 
und  sehr  häutig  eine  Fortbildung  derselben  bedeutet;  dass 
Königsgesetze  hiebei  eine  wesentliche  Rolle  spielten  und  dass 
sich  die  gesammte  Fortentwicklung  der  Verhältnisse  in  der  L. 
Rib.  äussert,  steht  ebenfalls  fest.  Diesen  Umständen  ist  nicht 
nur  ihr  vielfaches  Abweichen  von  der  L.  Sal.  zum  grossen 
Theile  zuzuschreiben,  sondern  auch  die  weitgehende  Behandlung 
staatsrechlicher  Verhältnisse.  Es  wäre  also  von  vornhei  ein  an- 
zunehmen, dass  der  erweiterte  Rahmen  auch  den  Bpielraum 


■)  Theil  II.  :w4,  ;in. 

*)  Z.  Entst.  (1.  L.  Kib.  V"l.  auch  Kriinnor  in  Krit.  Viertcljalirschr. 
N.  E.  X (1S87)  167  ff.  und  v.  Salis  in  Oött.  geh  Anz.  IH86,  .S.  076  fl. ; 
überdies  jetzt  noch  Billiger  iu  Hist,  Vierteljubrscbr,  VI.  der  au.s 
inünzhUtorischen  Oründen  den  I.  Theil  der  L.  Rib.  als  ileii  jüngsten  be- 
trachtet. 

“)  s.  hierüber  naineiillicb  b'icker  in  Enthd  zu  Mittb.  il.  Inst.  (.  ii.st 
Uesch.  V'.  r>2  ff. 
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fremdrechtlicher  Einflüsse  vergrösserte.  namentlich,  da  ini  ribua- 
rischen  Gebiete  die  römische  Bevölkerung  noch  immer  nicht 
unbedeutend  blieb. ')  Diese  Ei'waitung  triftt  aber  nicht  zn. 
Moderner  in  einzelnen  Fragen,  inhaltlicli  durch  die  Heranziehung 
<les  öflFeutlicheii  Rechte.s  reicher,  trägt  dennoch  das  Recht  der 
L.  Rib.  trotz  der  offenbar  inttmsiv  durcbgeführten  königsrecht- 
lichen Revision  des  Textes  und  trotz  des  jüngeren  Gesammt-» 
charaktei's  eine  auffallende  Widei'standskratt  zur  Schau;  es  ist 
überraschend,  dass  sogar  das  meiste  davon,  was  in  der  L.  Sal. 
auf  fremden  Einflüssen  beruht,  in  der  L.  Rib.  gänzlich  fehlt.') 
Es  ist  bennukt  worden,”)  dass  die  l^ex  Ribuaria  bei  Benutzung 
der  salischen  Vorlage  sowohl  die  veralteten,  als  auch  die  den 
Ribuai'ieni  fremden  Institute  unberücksichtigt  gelassen  hat. 
Bei  detailliertem  Vergleiche  findet  man  die  Richtigkeit  dieser 
Wahrnehmung  bestätigt  und  es  zeigt  sich,  dass  die  L.  Rib. 
nicht  nur  da,  wo  das  salische  Volksrecht  schon  überholt  war, 
von  demselben  abgeht,  sondern  überhaupt  ihre  eigene  Rechts- 
auffassung  auch  gegenüber  dem  noch  nicht  veralteten  Rechte 
wahrt.  Man  kann  dieses  Vorgehen  nnd  den  Grad  der  Anlehnung 
mit  demjenigen  vergleichen,  dem  mau  in  der  Beziehung  zwischen 
sali.schem  und  westgothischem  Rechte  begegnet.  Da  ferner 
»liese  Wahrung  eigener  Rechtsauttässung  nicht  nur  in  den  Fällen 
vorliegl.  wo  die  L.  Sal.  unter  fremden,  wenn  auch  wenig  inten- 
siven Einflüssen  stand,*)  sondern  selbst  da,  wo  sie  urwüchsig 
fränkisches  Recht  vertrat,*)  so  gewinnen  wir  dadurch  einen 
wichtigen  Maassstab  für  die  Beurtheilung  ihrer  Widerstands- 
kraft im  Allgemeinen  und  mittelbar  einen  werthvollen  Einblick 


')  Es  ist  bi'kumit,  ditss  gerade  die  L.  llib.  an  der  Anwendung  de» 
riiniiseben  Keclite»  für  Köux'r  feslbiilt;  s.  aber  doch  (it>.  i,  wo  iler  Römer 
dem  Beweise  mit  Eidesbelfern  imterwortcn  wird. 

So  z.  B.  Tit.  44  (de  reipu»\  Zu  vergleiidien  iiucb  I..  Sul.  :ty  niil 
I.,  Rib.  16.  — Von  allen  Stellen  der  E.  Sal.,  die  weatgotbisebo  Bueinflussung 
aufweUen,  sind  für  die  E.  Rib.  nur  Tit.  23  (L.  Rib.  4o),  Tit.  32  (E.  Rib. 
II)  und  Tit.  i»  E.  Rib.  S2)  berangezugon  worden.  — Das  ribnarisib« 
Reebtsbueb  wahrt  also  »eine  .Selbständigkeit  sehr  stark. 

Brunner  I.  c.  1.  :m'i. 

*)  s.  liier  A.  2. 

Es  genügt,  auf  die  Bebandluiig  des  Diebstabl» , vieler  processueller 
Kragen  n.  s.  «.  zu  verweisen. 


Digitized  by  Google 


56 


in  <li«  "Bsamnite  innere  Entwicklung  der  Franken.  Denn  nichts 
spricht  so  klar  für  die  Resistenzkraft  eines  Rechtes,  wie  dieses 
Verhalten  gegenQber  dem  Rechtsbnche  des  mächtigsten  Theiles 
des  eigenen  Stammes  und  es  könnte  kaum  eine  andere  That- 
sache  von  grösserer  Bedeutung  für  die  Rechtspsychologie  sein. 
Es  ist  klar,  dass  dies  mit  dem  Verlaufe  der  fränkischen  Vor- 
geschichte eng  zusammenhängt;  die  Wichtigkeit  des  betreffen- 
den Verlaufes')  wird  dadurch  in  hervorragender  Weise  bestätigt, 
denn  wir  sehen,  dass  die  Nachwirkungen  desselben  durch  nichts, 
nicht  einmal  durch  lange  staatliche  Gemeinschaft  vereitelt 
werden  konnten. 

So  muss  denn  angenommen  werden,  dass,  ebenso  wie  die 
Salier,  auch  die  Ribuarier  mit  ziemlich  ausgereiftem , daher 
schwer  zu  entwurzelndem  Rechte  in  den  fränkischen  Grossstaat 
eiugetreten  sind.  Und  da  dieses  festbegründete  Recht  nicht 

einmal  salischem  Einflüsse  leicht  nachgab , so  darf  es  noch 
weniger  auflfallen,  dass  es  dem  römischen  Rechte  gegenüber 
so  wenig  zugänglich  war. 

ln  der  That  kommt  anscheinend  römischer  Einfluss  nur 
liinsichtlich  des  Urkunden weseus  und  der  kirchlichen  Freilassung 
in  Betracht.  Ohne  hier  des  näheren  auf  die  Gestaltung  des 
fränkischen  Urkunden-  und  Ständewesens  eiuzugehen,  müssen 
wir  doch  bemerken,  dass  für  das  erstere  wohl  eine  Anlehnung 
an  die  spätere  römische  Praxis,  aber  doch  auch  eine  eigene 
Ausgestaltung  vorliegt*)  und  dass  specioll  die  Ansicht  Tardif’s“), 
der  in  U.  Rib.  37.  1 eine  Benützung  der  L.  R.  Vis.  C.  Th. 
III.  5.  2 vermutet,  ganz  unzutreflfend  erscheint;  im  Gegenthcil 
wird  L.  Rib.  37  der  altfränkischen  Auffassung  des  ehelichen 
Güterrcclites  zweifellos  besser  gerecht  als  die  unter  fremden 
Kiuflüssen  entstandenen  Stellen  des  sog.  I.  Capitulai-s.  ■•)  Die 
Betonung  der  Bedeutung  der  Schriftlichkeit  entspricht  wohl 


>)  s.  Tiieil  II.  -JIS. 

Das  üffentliulie  Sclireiüen  der  Ijrkundeii  in  I..  Kih.  .'iW.  1 liüngt  iiiif 
der  vulgarrecktlicheti  Uebereiguuug  durch  traditio  cartae  zu.iuiiimeii  vgl. 
Brunner:  K.  G.  d.  Urkd.  I.  llSff.  und  Forschgg.  «17.  Die  dupla  repeticio 
in  59.  3 erinnert  an  die  römischen  Strafclau.seln. 

=•)  1.  c.  10b. 

*)  vgl.  Brunner  in  Bert  Silz.-Ber.  isi'l,  S.  i>7o  II. 
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jen«r  llebei  schätzung  der  Schriftfurm,  die  wir  im  spätrömischen 
Rechte  flndei),  geht  aber  auf  keine  bestimmte  Quelle  zurück. 
Audi  hinsichtlich  der  Rechte,  die  der  Kirche  in  Bezug  auf 
ihre  Freigelassenen  zugestanden  werden,  ist  die  von  Savigny') 
behauptete  Anlehnung  der  L.  Rib.  58.  1 an  L.  R.  Vis.  C.  Th. 
IV.  7.  1 von  Conrat-)  mit  Rocht  in  Zweifel  gezogen  worden; 
dennoch  kann  hier  rümischrechtliche  Einwirknng  angenommen 
werden-')  und  Lüning^)  hat  überhaupt  auf  den  Zusammenhang, 
zwischen  L.  Rib.  58.  4 und  einer  Valentinianischen  Novelle 
aufmerksam  gemacht. 

Daraus  geht  aber  wieder  hervor,  dass,  wie  schon  bemerkt, 
nicht  der  römische,  sondeim  der  kirchliche  Einfluss  in  den 
Vordergrund  tritt,  wie  ja  überhaupt  eine  der  Hauptfragen,  die 
in  der  D.  Rib.  einer  vielfach  neuen  und  von  der  L.  Sal.  unab- 
hängigen Behandlung  unterzogen  wurden,  die  Rechtslage  der 
Kirchenlente  ist.  Die  ganze  Behandlung  dieser  Angelegenheit 
bedeutet  eine  Concession  an  die  Kirche,'')  und  man  hat  hierfür 
nicht  nur  einzelne,  von  der  Kirche  festgehaltene  romischrecht- 
liehe  Sätze,  sondern  in  noch  höherem  Grade  gallische  Concilien- 
beschlüsse  des  V.  und  VI.  Jahrh. , sowie  Königsrecht  ver- 
wendet.*) Unter  fremdem  Einflüsse  in  der  L.  Rib.  hat  man 
also  durchwegs  den  kirchlichen  zu  verstehen.  Dass  es  sich 
aber  dabei  nicht  so  sehr  um  eine  materielle  Beeinflussung  des 
ribnarischon  Rechtes  und  Umänderung  seines  Charakters,  als 
vielmehr  um  die  Sicherung  des  von  der  Kirche  Beanspruchten 
handelt,  ist  ziemlich  klar.’)  Man  wird  daher  das  Aufnehmen 

')  1.  c.  II.  ar>. 

'■*)  1.  c.  I.  2.  A.  I). 

•)  B.  jeilocli  brunner:  Korscligg.  Ii2s. 

* 1.  c.  II.  2S'J.  A.  4. 

'*)  Dies  ist  ilarnus  xu  eiitiiebmen , ilii.ss  hoiiio  ocule.siasticus  iluri-liwugs 
ileni  liuino  regius  gleidigustellt  wird. 

")  3.  .So lim  in  Ztschr.  f.  R.  G.  V.  4;4i5  f. 

')  Brunner  hat  (R.  (4.  I.  30t;.  A.  I3l  mit  Ritchr  bemurkt,  dass  die 
L.  Rib.  der  Kirche  griis.sere  Ziigestiiudni.s.sc  macht  als  Chlothar’s  II.  Gesetz 
vom  Jahre  öl 4.  Wie  erwähnt  (hier,  .-V.  .’>)  wurden  Kirchenleut«  den 
Köuigslciitcn  gleichgestellt.  I'chcr  diu  Gleichstellung  kirchlichur  Sachen 
den  königlichen  s.  Brunner  I.  c.  II.  i>4.  A.  30,  l.üning  I.  c.  II.  750, 
über  die  Vorrechte  der  Kirche  hinsichtlich  ihrer  Knechte  s.  Lüning  1.  c. 

• ■tsf.;  Uber  da.s  Wergeid  der  Kleriker  s.  Sohin  (in  cler  .Vusgalie),  Brunner 
1.  c.  I.  304.  2 und  Lüning  I.  c 207. 
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der  die  Kirche  betrelFendeii  Vorrechte  nur  vom  politischen 
■Standpunkte  und  nicht  vom  Standpunkte  der  inneren  Entwicklunc 
des  ribuarischen  Rechtes  zu  beurtheilen  haben;  dann  muss  man 
aber  zugeben,  dass  die  Art  und  Weise,  wie  sich  hier  dei-  kircli- 
liche  Einfluss  {reitend  machte,  keinaswegs  geeignet  ist,  das  Ur- 
ibeil  über  die  Widerstaudskralt  des  ribuarischen  Rechtes  zu 
beeinträchtigen:  dies  destomehr,  als  der  bedeutendste  Theil  jener 
kirchlichen  Einflüsse  sich  in  den  tlapiteln  äussert,  die  als  ein- 
geschobeues  Königsgesetz  angesehen  werden  und  überdies  die 
ganze  Lex  bekanntlich  nach  der  uns  vorliegenden  Textgestaltuug 
eine  starke  karolingische  Revision  verräth.  Man  könnte  sich 
eher  darüber  wundem,  dass  angesichts  all'  dieser  Umstände 
fremde  Einflüsse  nicht  mehr  überhand  genommen  haben. 

Westgothischer  oder  burgundischer  Einfluss  fehlt  gänzlich. 
Ist  auch  der  erstere  Mangel  wenig  auffallend,  so  dürfte  nament- 
lich mit  Rücksicht  auf  die  nach  Ficker's')  Ergebnissen  anzn- 
nehmenden  Beziehungen  zwischen  hbnarischen  Franken  und 
Bnigiindern  der  Mangel  jeder  Anlehnung  an  burgundisches 
Recht  einigermaassen  überraschen:*)  es  ist  dies  wieder  ein 
Beweis  grosser  Selbständigkeit ; das  ribuarische  Recht  hat  viele 
andere  beeinflns.st, ')  ist  aber  selbst  von  fremden  Einflüssen 
auffallend  frei. 

Auf  die  Ewa  t'haniavorum  einzugehen,  liegt  für  uns 
kein  Grund  vor  Sie  erscheint  in  diesem  Zusammenhänge  nui 


')  1.  e. 

*)  Die  von  Mriiiiner  1.  e.  It.  lU-J.  A.  U aiigefiiliite  Veiwamitaeliafl 
/.wiacheii  li.  Kib.  ss  und  L.  Kurg.  I wiistit.  $ l iinden  daran  nicht»;  lienn 
CK  handelt  »ich  um  ein  für  den  Charakter  der  L.  Rih.  uiiwe.tentiirlie»  Detail. 

^ 8.  Hrnntier  1.  c.  I.  S43.  S45,  30 1. 

•)  So  hm' 8 Ausführungen  in  der  Vorrede  zu  .seiner  .Vusgahe  diirlen 
al»  abschliessende  bezeichnet  tverden.  Ks  würe  alao  überflüssig,  auf  den 
diarakter  dieser  Keehtsquelle  einzugeheu,  wenn  nicht  ein  Schüler  hhistels 
de  (kmlauges.  Froiilevaiix  im  .fahre  ISill  es  für  dringenil  notwendig  er- 
achtet hätte,  seine  332  .Seiten  .starke  .Etnde  sur  la  l>ex  <licta  Franc. 
Dhamavoruin“  zu  veröffentlichen.  Der  Verl,  gibt  sich  den  Anschein,  al»  oh 
er  auf  diesem  Uebiete  enorm  Neues  zu  sagen  hätte.  Er  w'ill  (s.  Vorwort) 
die  Zahl  der  wichtigen  IrrtUmer  mindern;  er  findet  es  nötig,  dass  dieser 
von  deutselnm  (Tclehrten  studierte  Te.\t  auch  von  einem  Franzosen  be- 
sprochen werile  und  „tut  rametib  ä sa  juste  valeur“.  Dies  wäre  ja  »ehr 
löblich,  wenn  nicht  schon  So  hm  die  »juste  valeur“  gefunden  hätte!  In 
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ins-üfertie  wichtig,  als  wir  aus  iliiHii  EntstehnngsumstÄnden  und 
ihrem  Inhalte  entnehmen  müssen,  dass  die  mangelnde  Einheit- 
lichkeit des  Iränkischen  Rechtes  sicli  nicht  nur  in  der  Ver- 
schiedenheit des  salischeii  und  ribuarischen  äussert,  sondern 
überdies  zu  einer  dritten  Aufzeichnung  Anlass  gab:  wir  sehen, 
dass  noch  in  so  später  Zeit  die  mehrmals  erwähnten  Ergebnisse 
der  fränkischen  Vorge.schichte  kräftig  hervortreten.  Ist  auch 
ilie  Lex  Chaniavorum  weniger  bedeutend  und  weniger  verbreitet 
gewesen  als  die  zwei  anderen  fränkischen  Aufzeichnungen,  so 
giebt  sie  doch  einen  Begrift  von  dem  unüberwindlichen  Rechts- 
particularismus,  der  auf  ein  grosses  Beharrungsvermögen  bei 
den  einzelnen  Theilen  des  fränkischen  Stammes  schliessen  lässt. 


Diese  Eigenart  des  fränkischen  Rechtes  hat  natürlich  zu 
einer  literarischen  Verarbeitung')  desselben  keine  Ge- 
legenheit geboten.  Wenn  auch  die  Lex  ISalica  mehr  als  andere 


tu  (If»  ilifl'«l<!iite.s  tligurie»  siir  la  uature  de  la  L.  Cliaiii.,  p.  :i;>  ff.) 
linspricht  Fioid«vaiix  die  in  der  Literatur  vertretenen  Meimiugeu  von 
Haluxo.  Pert/.  und  Uaupp,  wobei  er  die  letzterwälinte  ad  lioc  übertreibt; 
lirunner  wird  nicht  erwülint,  Sohm  aber  auf  S.  20.  A.  2 miesveratüudlicli 
iingelülirt,  .So  wird  ein  künstlich  construirter  üegiier  geschaffen , ea  wird 
nne  nämlich  allen  Kmstea  erzählt,  dass  die  coninmnia  opinio  in  der  L.  C'liain 
ein  V^olkerecht  erblickt  I Nun  folgt  ein  energischer  Kampf  gegen  die  voin 
Wrf.  selbst  errichtete  Windmühle,  nämlich  gegen  die  langst  überwundene 
Ketrachlnng  der  L.  Chain,  als  Volksrecht.  Nach  mühevollem  Kampfe  ge- 
lingt es  dem  Verf.,  auf  8.  22ö  zu  der  Offenbarung  zn  kommen,  man  habe 
in  der  L.  Cham,  „le  resultat  d une  euquetu  faite  par  les  inissi  dann  le  pay.s 
d’Amor“  zu  erblicken;  in  eine  bescheidene  .\uinerkung  wird  das  Geständnis 
Verbannt,  dass  . . . auch  .So hm  dies  sage. 

Um  dies  längst  feststehende  und  im  ersten  Theile  der  .Schrift  (iS.  22) 
leichtfertig  ignorirte  Krgebnis  Solim's  zu  verkünden,  hätte  sich  Froidevaux 
wahrlich  nicht  zu  einem  Buche  von  2H2  Seiten  verleiten  lassen  sollen ; er 
hätte  sich  daun  auch  Defailfchler  erspart.  Die  ganze  Schrift,  vor  allem 
ihre  Anlage,  beweist,  dass  es  nicht  genügt,  ein  Schüler  Fnstels  de  (Joulanges 
zu  sein  und  die  gesammte,  namentlich  die  fremdsprachliche  Literatur  zu 
verachten,  besonders,  wenn  man  weder  das  Wissen,  noch  die  Uestaltungs- 
gabe  Fustols  besitzt.  Froidevaux  repräseutieri  alle  Fehler  der  Arbeitsweise 
F'nstels,  natürlich  ohne  die  Vorzüge  seines  hei  allen  Mängeln  eigenartig 
talentvollen  .Meisters, 

')  s.  darüber  Brnnncr:  K.  G.  1.  ;io.S,  v.  Amira  (bei  PniiPIII.  70f.) 
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Volksrechte  der  Privattliätigkeit  zugänglich  war,  so  äussert  sich 
doch  dieselbe  vorwiegend  in  der  schon  erwähnten  Einschaltung 
von  Zusätzen,  für  welche  verschiedenartiges  Material  verwendet 
wurde.  Irgend  ein  systematisches  Vorgehen  ist  dai'in  nicht  zu 
finden,  ebenso  wie  in  den  Glossen,')  die  ausschliesslich 
sprachlicher  Erklärung  dienen  konnten;  keine  derselben  zeigt 
ein  Streben  nach  juristischen  Fortschritten.*)  Ebenso  kann 
man  keiner  der  anderen  bekannten  Bearbeitungen  einen  juri- 
stischen Wert  beilegen.  Das  Kemissorium  Incipiunt  chunnas 
bietet  nur  eine  Tabelle  zur  Umrechnung  der  Bussen;  die 
Septem  cansas  stellten  lediglich  die  mit  gleicher  Busse  be- 
drohten Vergehen  übersichtlich  zusammen  und  demselben  Zwecke 
dienen  die  R e c a p i t u 1 a t i o n e s , die  mitunter  den  Eindruck 
blosser  Zahlenspielerei  machen.  Das  einzige  Stück,  das  einen 
selbständigen  und  das  Rechtsmaterial  beherrschenden  Eindruck 
macht,  ist  die  titellose,  gewöhnlich  als  Extravag.  6.  bezeichnete 
Arbeit,  die  in  12  Capiteln  vornehmlich  processuale  Fragen  be- 
handelt. Diese  Arbeit  ist  aber  italienischen  Ursprungs  und 
gehört  erst  der  Mitte  des  IX.  Jahrh.  an;  sie  sollte  den  Be- 
wohnern Italiens  die  praktisch  wichtigsten  Fragen  des  fränki- 
schen Rechtes  näher  bringen.*) 

Iro  IX.  Jahrh.  ist  zwar  auch  eine  weitergehende  Bewegung 
hinsichtlich  der  Behandlung  des  fränkischen  Rechtes  wahr- 
nehmbar; sie  beschränkt  sich  aber  auf  die  Capitularien.  Ansegis 
hat  dieselben  insofern  in  eine  gewisse  Ordnung  zu  bringen  ver- 
sucht, dass  er  die  einzelnen  Stöcke  nach  ihrem  kirchlichen  und 
weltlichen  Inhalte  schied;  abgesehen  davon  ist  seine  literarische 
Thätigkeit  höchstens  noch  in  der  Anfertigung  von  Uebei  schriften 
zu  erblicken:  eine  juristische,  interpretierende  oder  zusammen- 
fassende Behandlung  fehlt  und  Ansegis  hat  keinen  Versuch 
gemacht,  nach  sachlichen  Gesichtspunclon  vorzngehen  oder  gar 
das  Recht  der  Capitularien  mit  dem  übrigen  in  Zusammenhang 
zu  bringen.  Die  grosse  Fälscherbewegung  hat  sich  des  fränki- 
schen Rechtes  ebenfalls  bemächtigt  und  dasselbe  in  der  Samm- 
lung des  Benedictus  Levita  verwertet;  auch  in  diesem  Falle 


')  ».  hl  Merkel'!!  Aiingabe,  .S.  lOl — lOS. 

Uaaselbe  gilt  für  die  Glosse  zur  L.  Rib.  s.  M.  G.  11.  1<1j.  V.  277. 
s.  Bruuuer:  R.  G.  I.  30S.  A.  53. 
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hat  man  nur  Capitulai  ieiirecht  verarbeitet.  *)  Es  ist  überdies 
besonders  interessant,  dass  man  zu  Fälschungfszwecken  west- 
l^othischcs  und  bairisches,  aber  nicht  fränkisches  Volksrecht 
benützte.^)  Andere  literarische  Producte  dieser  Zeit  können 
nicht  zur  Literatur  des  fränkischen  Rechtes  (gezählt  werden, 
wenn  sie  auch,  wie  vor  allem  Hinkmar's  Schrift  „De  ordine 
palatii“  und  seine  rechtspolemischen  Schriften,  begreiflicher- 
weise dem  fränkischen  Rechte  Vieles  entlehnen  und  auf  fräu- 
kische  Verhältnisse  eingehen.  Dasselbe  gilt  von  Agobard.  — 
ln  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  Bearbeitung 
des  fränkischen  Rechtes  an  und  für  sich,  sondern  um  Beleuchtung 
der  kirchenpolitischen  Fragen,  also  nicht  um  eine  Fördeimiig 
und  Ausgestaltung  des  Rechtes,  sondern  um  etwas  wesentlich 
Verschiedenes.  Diese  Literatui-  brachte  weder  dem  eigentlichen 
fränkischen  Rechte,  noch  auch  seiner  Anpassung  an  die  zu 
derselben  Zeit  sich  vollziehenden  Umwälzungen  irgend  einen 
Vortheil. 

Vom  Standpuncte  der  allgemeinen  Recbtsgeschicbte  und 
ebenso  cnlturhistorisch  wichtig  ist  die  Wahrnehmung,  die  wir 
hier  machen  können ; das  fränkische  Recht  hat  keine  juristische 
Entwicklung  begründet,  wie  sie  uns  im  Gebiete  des  lango- 
bardischen  Rechtes  begegnet,  was  natürlich  nicht  nnr  der  Ver- 
schiedenheit der  politischen  Verhältnisse,  sondern  vor  Allem  der 
in  beiden  Fällen  gründlich  verschiedenen  Intensität  des  römi- 
schen Einflusses,  daneben  aber  zweifellos  den  verschiedenen 
Eigenschaften  beider  Rechte  und  dem  particularistischen  Zuge 
der  fränkischen  Rechtsentwicklung  zuzuschreiben  ist. 


’)  Allerdings  hat  mau  dasselbe  römischrechtlich  bereichert  Bekannt- 
lich haben  ältere  Capitularien -Ausgaben  manche  Theile  fUr  echt  gehalten 
und  so  kommt  es,  dass  Hänel:  L.  K.  Vis.  464  eine  Ancahl  von  Capitu- 
larienstellen  auf  römisches  Recht  zurückfUbrtc,  die  heute  nicht  mehr  in  Be- 
tracht kommen;  s.  in  Theil  II.  S2«.  A.  4 und  hier  oben  S.  52.  A.  3. 

'4)  s.  Conrat  1.  c.  HOO.  Die  in  N.  Arch.  XXIV.  6 angekUndigte 
I'ntersuchnng  Uber  die  Quellen  des  Bened.  Levita  von  Seckel  wird  darüber 
voraussichtlich  volle  Klarheit  bringen. 
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Die  Formeln  werden  theilweise  zur  liiteralur  gerechnet*) 
und  von  diesem  Standpuncte  hat  sie  auch  Fitting-)  in  den 
Kreis  seiner  Betrachtungen  gezogen.  Erscheint  diese  Auf- 
fassung wegen  dei’  stellenweise  hervortretenden  theoretischen 
Tendenz  bis  zu  einem  gewissen  Grade  begründet,  so  darf  man 
doeli  anderei-seits  nicht  verkennen,  dass  theoretische  Phrasen 
auch  in  Reclitsbüchern  und  Königsgesetzen  eine  Rolle  spielen 
und  muss  Ubei'dies  bei  der  Beui  theilnng  den  eminent  praktischen 
Zweck  der  Formelsammlungen  allen  anderen  Eiwägungen  vor- 
anstellen. Von  diesem  Standpuncte  wollen  wir  ihnen  näher 
treten,  um  den  Einfluss  der  römischen  Rechtsüberlieferung  auf 
diesen  Theil  der  fränkischen  Praxis  ins  Auge  zu  fassen  und  an 
der  Hand  der  Formelsammlungen  zu  prüfen,  in  wie  ferne  auf 
diesem  Wege  eine  Beeinflussung  des  fränkischen  Rechtes  durch 
ilas  römische  erfolgt  ist. 

Wir  müssen  betonen,  dass  es  sich  hier  um  jenen  Theil  des 
Rechtslebens  handelt,  für  welchen  die  Berührung  mit  dem  römi- 
schen Rechte  von  unvergleichlich  grösserer  Wichtigkeit  .sein 
musste  als  z.  B.  für  Rechtsaufzeichnung  oder  Rechtsprechung,  denn 
während  Rechtsaufzeichnung  und  Rechtsprechung  schliesslich 
keinem  Volke  ganz  fehlen  konnten,  ein  fremder  Einfluss  auf 
diesen  Gebieten  nur  Aenderungen  von  grösserer  oiler  geringerer 
Tragweite  hervorzurufen  vermochte,  ist  das  Urkundenwesen  ein 
dem  germanischen  Rechte  gänzlich  neues  Gebiet  und  überdies 
eiu  solches,  auf  dem  die  Form  vielfach  den  Inhalt  nicht  nur 
beeinflussen,  sondern  sogar  zu  bestimmen  vermag.  Die  Wider- 
standskraft des  eigenen  Rechtes  war  also  auf  keinem  Gebiete 
vor  eine  nur  annähernd  so  schwere  Aufgabe  gestellt  wie  in 
diesem  Falle,  wo  doch  durch  das  Aufkommen  dei'  Schriftform 
ein  directes  Bedürfnis  weitgehender  Anlehnung  an  fremde  Vor- 
lagen entstand.  Man  könnte  selbst  nach  den  .schon  besprochenen 
Proben  der  Resistenzkraft  der  fränkischen  Rechtsaufzeichnungen 
gegenüber  dem  römischen  Rechte,  dennoch  hier  auf  ein  Unter- 
liegen des  germanischen  Elementes  gefasst  sein.  Dies  umso- 
mehr, als  die  Gegenden,  ans  deneti  die  wichtig.sten  Formel- 


')  So  bei  Oourat  I.  c.  I.  ».  nucli  v.  Amira  ))pi  Paul  -III.  72  ft'. 
» meine  AnsfUbrun^eii  iu  Theil  II.  Sfio. 
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sHmuilnug:en  stHniiiieii.  nodi  starken  röniisoheit  Einselilasf  liatten. ') 
Es  kommt  tei-ner  in  Betracht,  dass  oft  städtische,  noch  hänfif^r 
kirchliche  Verhältnisse,  namentlich  Rechtsverhältnisse,  an  denen 
die  Kirche  sehr  interessiert  war  — kirchliche  Freilassungen, 
Testamente,  Vergabungen  an  die  Kirche.  Praecarium  in  den 
Formeln  berücksichtigt  werden , nnd  ferner  ist  zu  bemerken, 
dass  einzelne  Rechtsgeschäfte  — Mandat,  Testament,  Haftung 
für  Eviction  u.  s.  w.  — mit  denen  sicli  die  Formeln  befa.ssen,-) 
den  riermanen  von  Haus  aus  unbekannt  waren,  so  dass  die- 
selben ans  dem  fremden  Rechte  entlehnt  werden  mussten.  Die 
zum  Theil  planmässige  Anlage  vieler  hierher  gehörenden  Samm- 
lungen lässt  dieselben  als  eine  Alt  Wegweiser  für  die  Praxis 
der  betreffenden  Territorien  erscheinen  und  der  kirchliche  Ur- 
sprung, ‘)  sowie  die  in  einzelnen  Fällen  ersichtliche  Bestimmung 
liii-  kiichliche  Vermögenszw'ecke,  lassen  eine  starke  Anlehnung 
an  römisch-kirchliche  Tradition,^)  daher  ein  Hinausgehen  über 
das  Maa.ss  des  praktisch  nothwendigen  vermuthen. 

Betrachten  wir  aber  die  einzelnen  Sammlungen,  so  finden 
wir  diese  aprioristische  Annahme  wenig  bestätigt  und  eine 
Ueberschätzung  des  romanistischen  Charakters“)  dieses  Materials 
durchaus  nicht  gerechtfertigt.  Man  muss  vielmehr  jener  Aeusse- 
rung  Brunner's")  gedenken,  wonach  der  Mangel  von  Formel- 
büchern in  Italien  auf  die  dort  liestandene  Notariatstradition 
zurückzuführen  ist  nnd  analog  in  den  zahlreichen  fränkischen 


')  Angers,  Auvergne,  Meniix  (Markitlf),  Tours,  llourges,  .Sens,  Biir- 
gnnil  (Form.  Flaviniacen.ses). 

*)  s.  V.  Savigny  1.  c.  II.  l-2i  ff. 

“)  s.  Zeumer  in  Gott.  gel.  .\nr.  18S2,  S.  IS'JSf. 

‘)  Selbst  iliejenigeu  Formeln,  ilio  aller  Wabrsclieinliebkeit  nach  von 
I,aien  abgefasst  worden  sind,  wie  z.  B.  Form,  .\ndegavenses  nnd  Turonenses. 
sind  doch  auf  kircblicbe  Verhältnisse  eingegangeu.  Besondere  Bedeutung 
bat  in  die.«er  Hinsicht  Marknlf,  dessen  .Sammlung  filr  klösterliche  Schreiber- 
schulen,  niithiu  also  vor  allem  für  geistliche  I.vkundenschreiber,  hestiuiint 
war.  .Stouff;  De  formulis,  ,S.  21  betont,  dass  die  Kirche  sich  des  Formel- 
wesens besonders  annahm. 

‘)  Hiefür  namentlich  die  Citate  aus  der  heil.  Schrift  wichtig.  Inter- 
essant ist,  wenn  Form.  Bituric.  1.^  das  römische  Recht  als  Eingebung  des 
heil.  Geistes  bezeichnet. 

• ,S<j  hei  Tardif  I.  c,  171  ff. 

’)  R.  <1.  I.  2SÖ;  s.  bei  mir  II.  Tlieil,  .S.  :n>0 
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Fonnelsatnnilungoii  eher  den  Beweis  für  den  Rnckf^ang  des 
römischen  Urkunden wesens  in  Gallien  erblicken:  diese  schwin- 
dende Tradition  sollte  anf  diese  Weise  festgehalten  werden;*) 
es  genügt,  die  meisten  fränkischen  Formeln  mit  denen  Gassiodor's, 
ja  sogar  mit  den  westgothischen  zn  vergleichen,  nm  einen  Ver- 
fall bemerken  zu  können. 

Dass  trotzdem  die  römisch-rechtliche  Tradition  die  Grund- 
lage der  fränkischen  Formeln  und  zwar  auch  in  materieller 
Hinsicht  bildet,  ist  unzweifelhaft.  Ganz  unzweideutig  äussert 
sich  an  vielen  Stellen  die  Sucht,  dieser  Tradition  gerecht  zu 
werden,  ohne  dass  dabei  die  praktische  Anwendbarkeit  zur 
alleinigen  Richtschnur  gedient  hätte.  Der  mit  grösster  Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmende  Rückgang  der  römischen  Notariats- 
praxis genügt  nicht,  um  die  romanistische  Enttäuschung,  die 
uns  die  Formeln  bereiten,  zu  erklären;  denn  wir  finden  vieles, 
was  mit  der  Schwächung  der  römischen  Notariatstradition  nichts 
zu  thun  hat  und  was  mit  Rücksicht  auf  die  Entstehungs- 
umstände der  Sammlungen,  ihre  Tendenz  und.  die  zur  Behand- 
lung gelangenden  Rechtsgeschäfte  anffallen  muss.  Das  fränkische 
Recht  zieht  siegreich  durch  dieses  in  jeder  Hinsicht  romanische 
Rechtsgebiet  und  bereitet  dem  römischen  Rechte  in  dieser 
zweifellos  römischen  Domäne  bemerkenswerte  Niederlagen. 

Die  Formulae  Andegavenses -)  gehören  einem  Gebiete 
an,  in  dem  römische  Einrichtungen  nicht  ganz  fehlten^)  und  in 
dem  speciell  die  Kirche  weitgehenden  Einfluss  übte,  wie  er 
Iresonders  aus  ihrer  Gerichtsbarkeit,  die  übrigens  romanische 
Wurzel  haben  dürfte,*)  und  aus  ihren  Besitzverhältnissen,  die 
ebenfalls  auf  römische  Grundlagen  zurückgeken , ersichtlich  ist. 
Ihrer  Reichhaltigkeit  wegen  und  weil  sie  vermuthlich  wenig.stens 
zum  Theil  auf  älteres  Material  zurückgeht, erscheint  diese 
Sammlung  in  hohem  Grade  beachtenswert.  Ihr  Inhalt  ist  als 


*;  .So  Conrat  1.  c I.  201. 

IJeber  ihre  Entatelunig^tzeit  a.  Zeuiiier  in  N,  Areli.  XI.  ;il.^  ff. 

So  Damentlicli  die  städtische  Curie 
*)  s.  Brunner  in  Siw.  Ztschr.  V.  72  ff. 

*)  s.  Z e u ni  e r 1.  c.  223;  Schröder  in  Sav,  Ztsclir.  IV.  77  ist  he- 
sonders  tür  frülieren  rrsiining  eingctieteu. 
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gemischtrechtlich ’)  anerkannt;  es  ist  nicht  uninteressant,  diese 
Mischung  eingehender  zu  betrachten. 

Da  ist  vor  Allem  zu  bemerken,  dass  nur  in  vier  Fällen 
römisches  Recht  direct  erwähnt  wird und  eigentlich  kommen 
nur  drei  Fälle  in  Betracht;”)  sehen  wir  näher  zu,  so  wird  nicht 
nur  keine  bestimmte  Stelle  ins  Auge  gefasst,  sondern  überdies 
die  Berufung  auf  römisches  Recht  förmlich  entwertet.  *)  Wichtig 
ist,  dass  in  drei  von  diesen  vier  Fällen  die  betreffenden  Rechts- 
geschäfte Grundstücke  zum  Gegenstände  haben,  die  von  der 
Kirche  in  Erbpacht  gegeben  waren,”)  während  im  vierten  Fall*) 
eine  Schenkung  an  die  Kirche  vorliegt.  Es  handelt  sich  also 
in  sämmtlichen  Fällen,  in  denen  die  F.  Andeg.  römisches  Recht 
erwähnen,  um  kirchliche  Besitzverhältnisse.  Selbst  wenn  man 
diese  Berufungen  auf  römisches  Recht  überschätzen  wollte, 
muss  man  bemerken,  dass  in  f.  46  die  besondere  Betonung 
des  Erworbenen  ’)  germanischen  Eindruck  macht , ebenso  wie 
die  Strafclausei  „sociante  fisco“,*)  und  dass  überdies  diese 
Formel  einen  bedenklichen  Fehler  enthält.*)  Viele  Stücke  dieser 
Sammlung  beziehen  sich  auf  römische  Rechtsgeschäfte  und  Ver- 
hältnisse, verrathen  jedoch  daneben  germanischen  Einfluss.  So 
sehen  wir,  dass  in  der  römischen  Mandatstörmel  Ib  von  „alodis“ 


')  8.  Conrat  1.  c.  I.  294. 

>)  Ff.  40,  46,  54,  58. 

^ Ff.  46,  54,  68,  weil  in  f.  40  (las  rüniische  Recht  nicht  dem  Rechts- 
geschäfte zu  Gründe  liegt,  sondern  nur  der  Abschluss  einer  römischen  Ehe 
erwähnt  wird. 

*)  Dadurch,  dass  man  sich  neben  dem  römischen  Rechte  auch  noch 
auf  Anderes  stützt;  in  f.  46:  l^ex  Rom.  et  antiqua  consuetudo  oxposcit; 
in  f.  64:  Lex  felicitatis  adsatis  adsentit,  et  lex  Rom.  edocit,  et  consuetudo 
pagi  consentit,  et  priucipalis  potestas  non  prohibet ; ähnlich  in  f.  58.  Eine 
analoge  Ausdrucksweise:  lex  manet  et  consuetudo,  begeguet  in  f.  37,  wo 
kein  römisches  Recht  citiert  wird. 

*)  Ff.  40,  64,  68. 

“)  F.  46. 

Offenbar  im  Gegensätze  zu  ererbtem  Gute. 

*)  s.  darüber  unten;  dieselbe  Strafclausel  kehrt  in  Ff.  54  uud  58  wieder, 
„quia  malimus  te  . . . quam  reliquis  heredibus  nostris*,  ein  Satz, 
der  sonst  nur  für  Schenkungen  für  den  Todesfall  gebräuchlich  ist,  während 
hier  eine  Schenkung  ab  hac  die  vorliegt. 

V.  tfatban,  KOm.  Kocht  in  den  gorni.  V'olksstaalon.  Ui.  5 
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und  „admallare“  die  Rede  ist; ')  ebenso  in  der  für  die  städtische 
Actenführung  bestimmten  f.  1 a;  desgleichen  hat  die  Testaments- 
forrael  41,  die  viele  römische  Sätze  enthält  und  auf  die  städtischen 
Acten  Rücksicht  nimmt,  diu  Bezeichnung  „aludis“  aufgeuuinmen, 
das  Ererbte  vom  Erworbenen  unterschieden  und  Verträge  als 
Erwerbstitel  angeführt;  f.  30  behandelt  eine  „colonia  partiaria“, 
rechnet  jedoch  mit  Eideshelfern  und  f.  2‘2  betiüfft  eine  kirchlich- 
römische  Erbpacht,  lässt  aber  ein  Nutzuugspfand  au  ihr  zu; 
das  römische  Appennis -Verfahren  (ff.  31.  32.  33)  erscheint  be- 
kanntlich hier  in  einer  von  den  römischen  Gepflogenheiten  stark 
abweichenden  Art. ’)  Man  sieht,  dass  nicht  einmal  die  Formeln, 
die  mit  Rücksicht  auf  ihren  Gegenstand  römischen  üharakter 
haben  sollten,  von  germanischem  Einflüsse  frei  geblieben  sind. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  F.  Audeg.  in  processualer  Hin- 
sicht nicht  mehr  römisch  sind;^)  was  aber  am  meisten  aufl'ällt, 
ist,  dass  selbst  in  den  Formeln  für  die  auf  römischer  Grundlage 
beruhenden  Gerichte  der  Kirchenobern  fränkische  Ausdrücke 
und  Einrichtungen  Vorkommen.^)  Hinsichtlich  desStrafrechtes 
entsprechen  die  Formeln  bekannteimaassen  gänzlich  dem  fränki- 
schen Recht.®)  An  privatrechtlichem  Inhalt  verdanken 
diese  Formeln  dem  römischen  Rechte  die  Stellvertretungs- 
mandate mit  dem  bekannten  römischen  Satze;“)  auf  römischem 


Ebenso  in  4»,  51  und  52. 

*)  3.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  1.  IUI  11.  und  mein  Aulsntz;  Quelijiies 
muU  sur  la  refection  des  titi'es  perdiis  ehez  Ics  Francs  (Nouv.  Kev.  löst, 
de  dr.  fr.  et  etr.  XV,  S.  .S29  ff.i. 

*)  8.  Brunner;  R.  ü.  I.  403. 

‘)  Ff.  10a,  11a,  24,  30  konmien  Eidosbelfer,  2s  und  29  überdies  Ge- 
meindezeugen vor;  in  13,14,  16  und  53  kommt  .solsadire“,  in  13  und  14  über- 
dies ,souia“  vor;  in  47  begegnen  wir  den  ,boni  homines“  und  dom  .revestire“; 
über  die  in  11b  ersicbtlicbe  Anlehnung  au  aaliscbes  Hecht  s.  Zeumer  in 
der  Ausgabe,  S.  8.  A.  4 und  5;  über  .antericium"  in  47  vgl.  1.  c.  21.  A.  2. 

So  die  .securitas“  in  fif.  5,  6,  39  und  42;  in  24  ,t[uidquid  lex  de 
tale  causa  edocet,  emeudare  studiat“;  filuhme:  Die  lickräftigungsformeln 
im  Jahrb.  d.  gern.  Hechts  III.  214,  hat  hier  fälschlich  an  die  Lex  Aquilia 
gedacht;  ähnliche  Ausdrücke  in  50a  und  53;  in  28  satisfacere  debeat;  in 
29  per  lege  emendare  studiat;  44  erwähnt  ausdrücklich  den  Empfang  der 
compositio. 

*I  .quiquid  exiude  ad  vicem  no.stram  egeris,  feceris,  ge.sserisve,  etenim 
me  habitnruffi  esse  cognoscas  ratum“;  s.  ff.  Ib,  48,  51  und  52. 


Digitized  by  Google 


67 


Rechte  beruht  die  Ueberzeugung  von  der  Nothwendigkeit  der 
confectio  actorum  für  die  Eheschenknngen ; 0 nngermanisch  ist 
die  Verabredung  des  zu  zahlenden  Kaufpreises  in  f.  2 ebenso 
die  Nichterwähnung  des  Preises  in  f.  3;^)  römischem  Rechte 
entspricht  das  Praecarium  in  f.  7,  obwohl  dieses  Rechtsgeschäft 
in  jener  Zeit  schon  allgemein  üblich  war;  römisch  ist  in  f.  10a 
die  30  jährige  Verjährung,*)  ferner  die  colonia  partiaria  in  f.  30, 
der  Ausdruck  „aeqna  lance“  in  f.  37,  das  Testament  in  f.  41, 
sowie  die  mehrfach  auftretende  Erleichtemng  der  Vergabungs- 
freiheit. Dem  römischen  Rechte  gehören  auch  die  häufig  er- 
wähnten Erbpachtverbältnisse  an;  da  wir  aber  ihre  frühere 
Form  nicht  kennen,  kann  auch  nicht  gesagt  werden,  ob  die 
betreftenden  Formeln  diesen  Gegenstand  richtig  und  ohne 
Aenderung  behandeln. 

Diesem  durchaus  nicht  übermässig  reichen  Inhalte  römischer 
Provenienz,  der  übrigens,  wie  erwähnt,  stark  verketzert  ist, 
stehen  selbst  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  wichtige  Er- 
scheinungen germanischer  Art  gegenüber.  F.  11a  kennt  die 
germanische  Haftung  für  den  Sohn,*)  f.  22  das  Nutzungspfand, 
f.  26  wendet  „haeres“  in  dem  unrömischen  Sinne  von  Nach- 
kommenschaft (nicht  Erbe)  an;  ff.  45  und  59  sprechen  von  dem 
EiTungenscbaftsdrittel,  ff.  41  und  46^  unterscheiden,  wie  schon 
erwähnt,  das  Erworbene  vom  Ererbten,  f.  47  benützt  den  Aus- 
di’uck  „revestire“.  *)  Dass  die  zahlreichen  Selbstverknechtnngen, 
unter  denen  namentlich  die  hinsichtlich  der  Zeit  *)  und  des  Aus- 
maasses')  beschränkten  hervorragen,  dem  germanischen  Recht 
angeboren,  ist  bekannt.  An  den  Umwandlungen  des  ehelichen 
Güterrechtes,  unter  denen  die  dem  gennanischen  Begriffe  ent- 
sprechende Anwendung  des  Wortes  „dos“  zu  berücksichtigen 


')  F.  1;  vgl.  Epit.  Aeg.  III.  61. 

*)  Die  Selbstverknechtung  erfolgt  zur  Tilgung  einer  früher  contra- 
hierten  Schuld. 

3)  Aber  in  derselben  Formel  kommen  Eideshelfer  vor. 

*)  8.  Siegel:  Gesch.  d.  dtsuh.  Ger.-Verf.  I.  181.  A.  13. 

'*)  8.  Brunner;  R.  G.  d.  Urk.  I.  280. 

*)  F.  18;  inter  annis  tantus,  qualecunque  ei  servicium  injunxerit. 

F.  38;  in  loco  pignoris  emitto  vobis  statum  meum  medietatem,  ut 
in  unaquisque  septimana  ad  dies  tantis  . . , operem  . . . facere  debiamua. 

6* 
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ist,  hat  schon  das  spätrömische  Recht  seinen  Antheil  geliabt') 
und  es  ist  dadurch  zufällig  eine  Annäherung  erfolgt,  mit  der 
sich  das  germanische  Rechtsbewusstsein  zufrieden  stellen  konnte, 
so  dass  eine  darüber  hinausgehende  Aendernng  in  den  Formeln 
unterbleiben  durfte;  darin  findet  die  Erhaltung  römischen 
Brauches  in  den  betreffenden  Stücken  seine  natürliche  Erklärung. 

Was  die  rein  formalen  Bestandtheile  betrifft,  ist  begreif- 
licherweise römische  Urkundentradition  wahmehmbai-.  Zu  der 
schon  erwähnten  Mandatsformel  tritt  hinzu  die  Formel  für  die 
Genehmigung  des  Kaufpreises,^)  sodann  die  als  Einleitung  zu 
Testamenten  gebräuchliche  Formel“)  und  die  bei  Schenkungen 
für  den  Todesfall  übliche  Phrase,^)  obwohl  speciell  in  dieser 
Hinsicht  Unklarheit  herrscht;*)  auch  entspricht  die  Benützung 
des  Wortes  „manus“  römischer  Tradition,**)  andererseits  geht 
der  Verfall  der  städtischen  Actenführung  aus  dem  Schlüsse  der 
f.  52  hervor.  ’) 

Eine  besondere  Würdigung  verdienen  die  Strafe  lausein 
und  zwar  sowohl  in  materieller  als  auch  in  formeller  Hinsicht. 
Sie  sind  bekanntlich  aus  der  römischen  Conventionalstrafe  her- 
vorgegangen. *)  Es  darf  auch  als  feststehend  angenommen 
werden,  dass  die  bei  allen  germanischen  Völkern  begegnende 
Umbildung  der  römischen  Strafformeln  darauf  zurUckzuführen 
ist,  dass  man  das  Bedürfnis  empfand,  das  ungenügende  germa- 
nische Obligationenrecht  zu  eigänzen  und  namentlich  dem  Kauf- 
und Tauschgeschäfte,  die  lediglich  dingliche  Uebereignungs- 
geschäfte  waieii,  darüber  hinausgehende  obligatorische  Folgen 


')  8.  Brunner:  I).  fr.  roiuaii.  Dos.  (Berl.  Sitz.-Ber.  1»94,  S.  54s). 
in  ijuod  mihi  complacnit  (ff.  2,  4.  19,  21,  25,  27)  vgl.  Stouff  i.  c. 
;16.  A.  2. 

*)  .Sana  mente,  ,sano(iue  eousilio  (f,  41);  vgl.  Stouff  1.  c.  31.  A.  2. 

*)  Malit  te  ijuam  me,  tc  iinam  relicns  lieredibus  meis  (f.  41);  vgl. 
Zeumer  in  der  Ausg.  S.  19.  A.  1. 

*)  ln  f.  35  fehlt  dieser  Satz,  in  f.  tü  ist  er  unrichtig  angeweiidet. 

*)  Ff.  17,  18,  42,  45,  55;  vgl  Zeumer  1.  c.  S,  10.  A.  4. 

’)  8.  Brunner:  R.  6.  d.  Urk.  I.  144. 

s.  LQning:  Ueher  den  Ursprnug  und  rochtl.  Bod.  d.  altdtsch. 
Strafclauseln.  Sjögren:  Ueher  d.  röm.  Conventionalstrafe  u.  d.  Straf- 
clauseln  d.  fr.  Urk.  «9  ff.,  sowie  die  erwähnten  Schriften  von  Bluhme  nnd 
Stouff. 
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ZU  verleiben.')  Aber  während  diese  Umbildung,  an  der  auch 
die  spätrömische  Urkundenpraxis  betheiligt  war,  sich  doch  noch 
an  das  römische  Urkundenwesen  anlehnte  und  namentlich  in 
Italien  verbreitet  war,  ist  eine  weitergehende  Verbildung  da- 
durch gekennzeichnet,  dass  man  die  aus  der  Gonventionalstrafe 
hervorgegangene  Strafdrohung  sogar  gegen  dritte,  am  betreffen- 
den Rechtsgeschäfte  nicht  betheiligte  Personen  richtet,  wodurch 
der  Zusammenhang  mit  der  Gonventionalstrafe  abgebrochen 
und  der  Strafclausol  der  Gharakter  eines  objectiven  Rechtssatzes 
gegeben  wird ; an  dieser  im  Anfechtungsfalle  zu  zahlenden  Geld- 
strafe wird  überdies  auch  der  „Fiscus“  betheiligt.'*)  Es  ist  fest- 
gestellt worden,  dass  so  geartete  Strafclauseln,  die  materiell  von 
der  römischen  und  von  der  langobardischen  Gonventionalstrafe 
gänzlich  verschieden  sind,  germanisch  - rechtlichen  Gharakter 
haben  und  der  fränkischen  Urkundenpraxis  entstammen.") 

Die  F.  Andeg.  schliessen  sich  diesem  Brauche  an  und  ver- 
lassen in  dieser  Hinsicht  den  Boden  des  römischen  Rechtes 
ganz;  nur  ausnahmsweise  kommt  es  vor,  dass  sie  sich  der 
iömi.schen  Praxis  gemäss  auf  die  betheiligten  Personen*)  und 
ihre  Stellvertretei  beschränken;®)  in  der  Mehrzahl  aber  ist  die 
.Stial'drohung  gegen  jede  dritte  Person  gerichtet.  Der  fränki- 
schen Sitte  accomodieren  sich  die  F.  Andeg.  auch  hinsichtlich 


>)  Wir  schliessen  uns  in  dieser  Fra;re  den  Ansfährnngen  A.  .Schultze'a 
an;  s.  Sav.  Ztschr.  XVII.  178. 

Es  soll  damit,  wie  Blulime  1.  c.  221  lieinerkte,  der  germanischen 
Auffassung,  wonach  ein  Theil  der  Busse  dem  Kichter  zuiiel,  Rechnung  ge- 
tragen werden.  Man  hätte  also  unter  „Fiscus“  den  Richter  zu  verstehen; 
es  wird  auch  thatsächlich  in  f.  57  der  Richter,  in  ff.  21  und  58  der  Im- 
iiiunitiitsrichter  als  empfangsberechtigt  genannt.  Die  Analogie  mit  dem 
Friedensgelde  liegt  deshalb  nahe,  weil  vielfach  die  Thatbestände  (ff.  5,  42, 
4S,  44,  57}  solcher  .'Vrt  sind,  dass  sich  ein  zur  Auferlegung  von  Bussen 
führendes  Verfahren  daran  knüpfen  konnte.  Es  soll  überdies  durch  die 
Weckung  des  richterlichen  Interesses  eine  desto  grössere  Sicherheit  er- 
langt werden. 

’}  8.  darüber  und  über  die  Ursachen  dieser  Umbildung  Sjögren  1.  c. 
121  ff.,  143  ff. 

*)  Ff.  8,  55,  57. 

•')  Ff.  4,  li,  23,  34,  35,  3(1,  59;  .obposita  persona“  ; 5 und  43:  .aliijua 
persona  ail  vicem“ ; 4(1  nur  gegen  die  Erben.  Es  ist  übrigens  fraglich,  ob 
hier  die  „obposita  persona“  wirklich  im  römischen  Sinne  zu  verstehen  ist. 
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der  BetbeiligiiDg  des  Fiscus;‘)  sogar  bei  Rechtsgeschäften,  die 
kirchliche  Erbpacht  betreffen,  kommt  eine  solche  Theilnng  der 
Strafe,  allerdings  nicht  zu  Gunsten  des  Staates,  vor.^)  Die 
Stipulation  spielt  in  diesen  Formeln  eine  geringe  Rolle  und 

hat  die  Qbliche  falsche  Bedeutung,^)  desgleichen  die  „stipulatio 
Aqniliana“.^)  So  liegt  auch  in  dieser  Hinsicht  eine  Anpassung 
an  die  unrömische  fehlerhafte  Praxis  vor.  Die  Strafe  des 
Duplum")  aber,  namentlich  mit  dem  üblichen  römischen  Zu- 
sätze,’) erinnert  zweifellos  an  römisches  Recht;  hierher  gehört 
vielleicht  auch  die  „muleta  legis“  , obwohl  es  zweifelhaft  ist, 
ob  dabei  nicht  an  fränkische  Strafe  gedacht  wird.  Römischer 
Tradition  entspricht  ferner  dieStiafdrohung  „ad  pare  suo  amittat“  ®) 
und  einer  ganz  logischen  Umbildung  des  römischen  Rechtes 
durch  das  kirchliche  ist  die  Androhung  göttlicher  Strafen  in 


•)  Ff.  2,  6,  9,  19,  27,  37,  41,  42,  43,  44,  46,  54,  57. 

•)  Pf.  21,  58. 

Pf.  27,  56. 

Die  Bedeutung  der  Stipulation  in  den  fränkischen  Urkunden  ist 
nunniebr  durch  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  1.  220  ff.  klargestellt.  Zu  er- 
innern wäre  nur  im  Anschlüsse  an  Bluhme  I.  c.  204 f.,  dass  schon  die 
Interpretation  und  die  Epitomen  zu  L.  R.  Vis  Paul.  II.  3.  1 arge  Miss- 
verständnisse verratben;  eine  besondere  Verwirrung  anzurichten,  war  L.  R. 
Vis.  Pani.  II.  23.  2 geeignet;  Paul.  V.  8.  1 ist  weder  interpretiert  noch 
epitomiert.  Der  Brnnner'schen  Ansicht  treten  bei:  Seuffert  in  Bar. 
Ztschr.  II.  120,  Schräder  in  Hist.  Ztschr.  Bd.  48,  S.  507  nnd  Siiv.  Ztschr. 
IV.  104;  8.  auch  Stouff  1.  c.  39,  69,  82  f. 

•)  P.  37;  Vgl.  Bluhme  1.  c.  212.  Ä.  67;  v.  Savigny  1.  c.  II.  128. 
A.  f.  führt  hier  die  Lex  Aquilia  auf  L.  R.  Vis.  Paul.  I.  1.  3 zurück;  es 
wäre  eher  an  die  schon  vollzogene  Verkettung  aller  Missverständnisse  zu 
denken,  an  der  namentlich  die  Interpr.  zu  L.  R.  V.  Paul.  I.  19.  1 die 
Schuld  trägt. 

•)  Ff.  4,  21,  38,  40,  45,  60, 

’)  Quantum  res  eo  tempore  meliorata  valiierit;  s.  ff.  1 c,  25;  vgl.  über 
diesen  Zusatz  Stouff  I.  c.  38. 

•)  Ff.  8 nnd  20. 

•)  Ff.  8 und  66.  Der  Verlust  aller  Vortheile  aus  dem  Rechtsgeschäfte 
wird  gegen  den  Vertragsbrüchigen  Theil  in  L,  R.  Vis.  C.  Th.  II.  9.  1 aus- 
gesprochen; daneben  auch  Infamie  nnd  zwar  gilt  dies  für  Rechtsgeschäfte, 
die  unter  Anrufung  Gottes  geschlossen  wurden.  In  der  späteren  Praxis 
scheint  man  die  beiden  Straffolgen  zu  trennen  und  auch  an  der  Voraus- 
setzung der  Anrufung  Gottes  hält  mau  nicht  fest. 
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nianclien  Strafclausein')  zuzusclireiben. Die  Exactionsclausel, 
die  vereinzelt  der  Strafclausei  angehängt  wird,*)  oder  auch  ohne 
dieselbe  vorkommt*)  und  bestimmt  ist,  nöthigenfalls  die  dem 
fränkischen  Rechte  fremde  Processvertretung  zu  ermöglichen, 
entspricht  bekanntlich  einem  germanischen  Rechtsbedürfnisse.'') 
Sie  war  zwar  der  spätrömischen  Urknndensprache  bekannt,  hat 
aber  doch  erst  in  den  germanischen  Staaten  eine  neue,  von  dem 
römischen  Rechte  abweichende,  praktische  Bedeutung  gefunden.  *) 
Mit  Rücksicht  darauf  ist  sie  formell  römisch,  materiell  aber  ist 
ihr  Vorkommen  eher  dem  germanischen  Bedürfnisse  zuzn- 
schreiben,  ■)  was  allerdings  angesichts  des  Umstandes,  dass  die 
F.  Andeg.  die  Stellvertretung  kennen,  nicht  bestimmt  ent- 
schieden werden  kann. 

Vergleicht  man  die  verschiedenen  Elemente,  die  hier  auf- 
treten,  so  gelangt  man  zweifellos  zur  Ueberzengung,  dass  das 
römische  Recht  und  die  diesem  Rechte  entsprechende  ürkunden- 
praxis,  gegenüber  den  Anforderungen  des  fränkischen  Rechtes 
zurückgetreten  ist.  Das  fränkische  Straf-  und  Processrecht  ist 
durchwegs,  das  Privatrecht  zum  grossen  Theile  durchgedrungon, 
und  selbst  das  Formelle  ist  so  umgestaltet,  dass  es  einer  langen 
Kette  von  Missverständnissen  bedui  ft  hat,  um  von  der  römischen 
TJrkundenpraxis  aus  zu  dem  hier  vorliegenden  Resultate  zu  ge- 
langen; diese  Missverständnisse  aber  sind  ganz  offenbar  durch 
den  Einfluss  des  germanischen  Rechtes,  wenn  auch  nicht  direct 


')  Ff.  20,  23,  4Ö,  49,  58. 

*)  Es  liegt  offenbar  eine  ans  der  Umwandlung  der  rümisulien  Infamie 
liervorgegangene  Strafdrohung  vor;  die  kirchlich  beeinllus.ste  I.^bildiing  (s. 
Ulnhme  1.  c.  220.  A.  89)  hat  an  die  Infamie  anknUpfen  können,  die,  wie 
erwähnt,  in  L.  R.  Vis.  C.  Th.  II.  9.  1 vorgesehen  war. 

»)  Ff.  38  und  60. 

‘)  F.  22. 

8.  Brunner:  Forschgg.  600,  606. 

*)  Brnnner  1.  c.  607, 

’)  Besonders  überrascht,  dass  in  die.sen  Formeln  keine  absolute  (d.  h. 
gegen  dritte  Personen  gerichtete)  Strafclauseln  Vorkommen.  Daraus  hat 
.Sjögren  1.  c.  I:t2  richtig  geschlossen,  dass  hier  eine  germanisch-rechtliche 
Scheidung  der  Rechtsgeschäfte  zu  (jrunde  liegt.  Die  Brunner’sche  Ansicht 
Uber  den  germanischen  Charakter  der  Exactionsclausel  gewinnt  dadurch  au 
Bedeutung. 
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verursacht,  so  doch  gefördert  worden  und  sie  entsprachen  nicht 
dem  Charakter  des  römischen  Rechtes  und  auch  nicht  seiner 
natürlichen  Enwicklung,  sondern  im  Gegentheil  ausschliesslich 
den  Bedürfnissen  des  neuen  Rechtes.  — 

Die  Formulae  Arvernenses *)  machen,  wenngleich  es 
bei  ihrem  fragmentarischen  Charakter  unmöglich  ist,  zu  einem 
allgemeinen  Ergebnisse  zu  gelangen,  einen  ähnlichen  Eindruck. 
Dies  ist  desto  merkwürdiger,  als  ihre  Heimat  seit  jeher  eine 
gewisse  Selbständigkeit  hatte  und  auch  unter  fränkischer  Herr- 
schaft das  ganze  VI.  Jahrh.  hindurch  durch  Grafen  römischer 
Abkunft  verwaltet  wurde. ‘^) 

Man  beruft  sich  zwar  in  einem  Falle  auf  einen  bestimmten 
römisch  - rechtlichen  Text,'*)  jedoch  in  einer  Art,  da.ss  man 
directe  Benützung  keineswegs  annehmen  kann.^)  Die  übrigen 
Berufungen  auf  römisches  Recht  stehen  auf  derselben  Höhe 
wie  in  den  F.  Andeg.  ;^)  dagegen  steht  das  Appennisverfahren 
in  f.  1 dem  römischen  Rechte  zweifellos  näher  als  das  be- 
treffende Verfahren  in  der  vorherbesprochenen  Sammlung,  *)  wie 
überhaupt  die  Formel  den  altertümlichsten  Eindruck  unter 
allen  fränkischen  Formularen  macht.  Im  übrigen  aber  ist  niclit 
viel  Bemerkenswertes  zu  finden.  Das  Mandat  in  1'.  2 a ist 
römisch,  trotzdem  aber  unterscheidet  man  eiworbenes  Gut;  die 
Bezeichnung  „Alod“  kommt  in  dieser  Formel,  sowie  in  zwei 


')  8,  Zenmer  in  N.  Archiv  XI.  334  ff, 

■■')  ä.  Kurth:  Les  ducs  et  le.s  comte.<i  d’Auvergne  (Rev.  d'Anvergne 
1900,  S.  383  ff.).  Dass  in  dieser  Zeit  auch  die  Hevülkerung  der  Auvergne 
römisch  war,  hat  derselbe  Forscher  wahrscheinlich  gemacht  (s.  Mull,  de 
l'Acad.  de  Belg.  Classe  des  lettres  1900,  p.  237  ff.) 

ä)  F.  la;  8.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  I.  93  ff. 

*)  Ueber  die  missverständliche  Art  und  Weise,  wie  diese  verschnllene 
Kaiserconstitntion  hier  citiert  wird,  vgl.  Ooiirat  1.  c.  I.  H4.  A.  1.  Die 
Verunstaltung  der  Formel  beweist  auch,  dass  sie  inissveratanden  wurde; 
s.  Zeumer  in  N.  Arch.  XI.  337. 

'>)  Die  Einleitung  in  f.  2a  entstammt  keinem  bestimmten  Texte;  s, 
Conrat  I.  c.  I.  295  A.  4;  es  dürfte  hier  eine  Notarialsphrase  vorliegen. 
In  f.  3 ist  L.  R.  Vis.  Gai.  I gemeint,  aber  gewiss  nicht  unmittelbar  be- 
nützt. In  f.  C wird  zur  Begründung  der  Vergahungsfreiheit  „lex  heueficium“ 
angeführt,  ohne  Bezng  auf  eine  bestimmte  Norm. 

*)  8.  iu  meinem  Aufsätze. 
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anderen  vor.’)  ebenso  die  ^germanische  Bezeichnung  „leti- 
moninm“.2)  Es  fehlt  nicht  an  Beweisen  für  einen  starken 
Rückgang  der  römischen  Praxis,  und  zwar  selbst  in  Formeln, 
die  zum  Theile  kirchlichen  Charakter  aufweisen.  Strafdrohung 
liegt  nur  in  einem  Falle  vor,‘)  da  ist  sie  aber  auch  gegen 
dritte  Personen  gerichtet,  lässt  den  Fiscus  an  der  Strafe  theil- 
nehmen  und  ist  mit  einer  zwar  wortreicheren,  aber  in  üblicher 
Weise  missverständlichen  Stipulationsclausel '')  versehen;  die 
Dnplumstrafe  fehlt.  — 

Besondere  Bedeutung  wird  mit  Recht  den  F o r m u 1 a e 
Turonenses*)  beigelegt,  die  in  Verbindung  mit  der  L.  Rom. 
Vis.  und  der  L.  Sal.  in  99  Titeln  gewissermaassen  ein  Rechts- 
buch  für  das  Gebiet  von  Tours  bildeten’)  und,  wie  aus  der 
planmässigen  Anlage  sowie  den  Ergänzungen  geschlo.ssen  werden 
darf,  von  den  Zeitgenossen  sehr  geschätzt  wurden.  Der  Um- 
stand, dass  sie,  wie  es  scheint,  überwiegend  die  Bedürfnisse 
des  weltlichen  Urkundenwesens  ins  Auge  fassten  und  sodann 
für  kirchliche  Zwecke  vervollständigt  wurden,*)  sowie  die 
Wahi-scheinlichkeit , dass  der  gi’össere  Theil  der  Grafen  von 
Tours  im  VI.  Jahrh.  und  vielleicht  noch  später  Gallo-Römer 
waren,*)  erhöht  selbstverständlich  ihren  Wert.  Was  sie  ferner 
intere.ssant  macht,  ist  das  häufige  Oitieren  des  römischen  Rechtes; 
die  Be<leutung  dieser  Citate  ist  schon  von  Zeumer"’)  richtig 


>)  Ff.  4 nnd  6. 

2)  Pf.  .S  nnd  4. 

*)  F.  benützt  in  der  Einleitung  zur  Freilnssiiiig  die  spätröniiacbe 
Testament, seinleitungsfonnel  (vgl.  Zenmer  in  N.  Arch.  XI.  verbindet 

überdies  die  Freilassung  per  vindietam  mit  der  kirchlicbon  und  bezeichnet 
die  römischen  Arten  der  Freigelassenen  missverständlich. 

*)  F.  5;  in  ff.  .t  nnd  4 ist  sie  bloss  mit  .sane  siqnis“  angedentet,  in 
f.  0 fehlt  das  Finde. 

‘■•j  „spende  vel  snbter  firmavi“;  am  .Schluss:  .stibnlant  stipniatns  in 
Omnibus  siim“. 

*)  s.  Zeumer  in  N.  Arob.  VI.  50ff.,  in  der  Ausgabe  lasff.,  .Schröder 
in  der  Sav.  Ztscbr.  IV.  81  f 
3.  Zeumer  1.  c.  r>M. 

Zeumer  1.  c.  f. 

•)  s.  Kurth;  Bull,  de  TAead.  de  Belg,  ('lasse  des  lettres  1900, 

p.  882. 

ln  der  Ausgabe  S.  130. 


Digitized  by  Google 


74 


bourtheilt  worden;  Conrat')  scheint  in  der  Bewertung  zu 
weit  gegangen  zu  seiu  und  eine  Ueberprüfung  bestätigt  voll- 
kommen das  Zeumer'sche  Urtheil. 

Das  römische  Recht  wird  entweder  oline  genauere  Be- 
zeichnung^) oder  als  L.  Rom.-*)  oder  in  noch  bestimmterer 
Weise  angeführt^)  und  überdies  beginnen  manche  Formeln, 
ohne  es  hervorzuheben,  mit  Sätzen  des  römischen  Rechtes.-"’) 
Es  ist  schon  zum  grossen  Theile  nachgewiesen  worden,®)  dass 
viele  dieser  Berufungen  und  Entlehnungen  einfach  falsch  an- 
gewendet sind;  noch  wichtiger  erscheint,  dass  in  keinem  einzigen 
Falle  directe  Benützung  der  Quellen  vorkommt,  sondern  über- 
wiegend die  Interpretation,  in  drei  Fällen  sogar  bloss  die  Epi- 
tome Aegidii,')  in  zwei  Fällen  überhaupt  keine  nachweisbare 
Quelle  benützt  wurde;®)  es  kommt  auch  Uebereinstimmung  mit 
der  L.  Rom.  Cnriensis  vor,®)  was  offenbar  gemeinsamer  urkund- 
licher Qrundlage  zuzoschreiben  ist.  Ueberdies  kommen  im 
Texte  mancher  Formeln  römisch-rechtliche  Sätze  vor,  die  aber 
durchwegs  der  Interpretation  angehören.  Dieses  Prunken  mit 
vielfach  missverstandenen  Brocken  der  Interpretation,  die  viel- 
leicht überhaupt  nur  mittelbar  von  anderen  Vorlagen  übernommen 
wurden,  ist  wenig  geeignet,  diese  Formelsammlung  als  ein 


')  1.  c.  1.  99Ö  f. 

F.  4:  latores  legiim  sanxerunt;  f.  14:  lox  et  enneuetudo  oxpnscit; 
f.  30:  auctoritate  legis  praeceptnm  est;  App.  f.  2:  latoros  legis  edocenint 
et  antiqua  consuetndo  edocot. 

ä)  Ff.  16,  17,  20,  22.  24,  26,  29,  32,  App.  4. 

♦)  F.  11:  ex  corpore  Theodosiani  libri  V;  .\pp.  f.  2:  sient  in  Tlieodo- 
siano  codice. 

Ff.  16,  19,  21. 

*)  Zeumer  in  der  Ausg.  130. 

4)  Ff.  11,  16,  29. 

")  Die  Elinleitung  zn  f.  4,  die  nach  Zenmer  (Ausg.  137.  A.  1)  an 
die  Justinianischen  Institutionen  II.  7.  2 erinnert,  wäre  wohl  eher  auf  die 
irgendwie  mittelbar  erfolgte  BenUtzang  der  Interpr.  zu  L.  R.  V.  C.  Th.  IV.  18.  2 
znrückzu führen;  s.  Co  n r a t 1.  c.  I.  296.  A.  6.  In  App.  f.  2 kann  es  sich  nur 
um  jene  praktische  Auffassung  handeln,  die  sich  an  C.  Th.  III.  6.  6 knüpfte, 
aber  nicht  um  directe  Benützung;  der  betreffende  Satz:  ,lntores  legis  edo- 
ceruiit  . . . ut  prius  arrarnm  conjiigiae,  postmnduni  oseuluni  intercedentis“ ; 
s Zeumer  (Ausg.)  163.  A.  5. 

•)  s.  Conrat  1.  c.  I.  297.  A.  2. 
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auf  der  Höhe  des  römischen  Rechtes  stehendes  Product  ei- 
scheinen  zu  lassen. 

Ueberdies  hat  der  romanistische  Aufputz  im  allgemeinen 
den  Rechtsinhalt  der  einzelnen  Stücke  nicht  wesentlich  bestimmt 
und  das  Hervortreten  des  germanischen  Einflusses  nicht  ge- 
hindert. Dies  änssert  sich  schon  in  der  Ausdrncksweise  der 
auf  römisches  Recht  verweisenden  Formeln,  noch  mehr  aber 
darin,  dass  häufig  Oitierung  des  römischen  Rechtes  und  An- 
wendung des  germanischen  Hand  in  Hand  gehen;-)  auch  von 
formellen  Verstössen  gegen  die  römische  Urkundenpraxis  sind 
diese  Formeln  nicht  frei  geblieben.'’) 

In  vielen  Fällen  werden  Angelegenheiten  behandelt,  die 
materiell  zweifellos  dem  römischen  Rechte  angehören.  'Wenn 
da  auch  wirklich  mit  diesem  Rechte  gerechnet  wird,  so  ist 
doch  trotzdem  theils  "Verfall,^)  theils  directer  Einfluss  des  neuen 
Rechtes  wahrnehmbar,  °)  sodass  dem  römischen  Rechte  nur 


')  F.  14  unterscheidet  AJodis  und  Erworbenes;  s.  anch  f.  22  und  in 
App.  ff.  2 und  30. 

So  in  f.  IC  (vgl.  Zeumer  in  der  Ausgabe  8.  129),  wo  die  römische 
Strafe  in  eine  germanische  Busse  umgewandelt  wird;  ebenso  in  f.  32;  noch 
merkwürdiger  die  ff.  24  (vgl.  Zeumer  1.  c.  130,  148.  A.  .3  und  Conrat 
I.  c.  I.  297.  A.  4)  und  30  (vgl.  Zeumer  1.  c.  130). 

3)  F.  4 hat  für  Schenkung  (Cession)  die  Formel,  die  eigentlich  nur 
für  Donatio  mortis  cansa  passt;  ebenso  ff.  17  und  20;  dagegen  fehlt  in 
f.  22  die  übliche  römische  Testamentsformel. 

*)  In  f.  3 haben  .Gesta“  die  Bedeutung  von  Urkunde;  in  f.  7 be- 
gegnet die  irrtümliche  Auffassung,  als  ob  man  ein  Praecarium  alle  5 Jahre 
zn  emenem  hätte;  f.  16  spricht  von  .introductio  locorum  secundnm  legem 
Rom.“,  was  höchstens  einem  späteren  Gewohnheitsrechte  entspricht  (vgl. 
Stonff  1.  c.  76);  f.  17  interpretirt  falsch  die  betreffende  Stelle  des  Paulus, 
wo  von  scriptnra  keine  Rede  ist,  spricht  überdies  von  der  Quarta  in  sinn- 
widriger Bedeutung,  was  desto  auffallender  ist,  dass  diese  Formel  laut 
Ueberschrift  für  die  Gesta  bestimmt  war;  f.  19  verwendet  in  der  Einleitung 
eine  Stelle,  die  sich  auf  verschuldete  Ehescheidung  bezieht,  obwohl  es  sich 
im  vorliegenden  Falle  um  einverständliche  Scheidung  handelt;  ebenso  falsche 
Anwendung  des  römischen  Rechtes  in  f.  26  (vgl.  Zeumer  1.  c.  130)  und 
in  App.  f.  2 (vgl.  oben  S.  74.  A.  8),  wo  Cod.  Theodos.  ungerechtfertigt 
citiert  wird  (vgl.  Stonff  1.  c.  64)  und  osculum  in  der  üblichen  falschen 
Auffassung  vorkommt;  hierher  gehören  schliesslich  die  Eheschenkungeu. 

“)  So  besonders  f.  24,  wo  die  Vormnndschaftsbestellung  starke  germa- 
nische Einflüsse  anfweist  (vgl.  hiezu  oben  A.  2) ; in  f.  28  Appennis 
fränkischer  Art;  noch  mehr  Addit.  7. 
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weniges  entspricht.')  Strafrechtlich-^)  und  processnell'') 
gehören  die  F.  Turon.  gänzlich  dem  fränkischen  Rechte  an. 
Aber  auch  das  fränkische  Privat  recht  kommt  zur  Geltung, 
allerdings  vielfach  in  der  der  Kirche  geläufigen  Weise. ‘•)  Vei  - 
gleicht  man  das  Auftreten  der  beiden  Elemente  miteinander, 
so  gelangt  man  zur  vollen  Bestätigung  der  eingangs  erwähnten 
Zeumer'schen  Ansicht.  Es  liegt  hier  ebenso  w'enig  wie  in 
den  F.  Andeg.  ein  Sieg  des  römischen  Rechtes  über  das  frän- 
kische, sondern  viel  eher  das  Gegentheil  vor.  Auch  in  formeller 
Hinsicht  gewinnen  wir  den  Eindruck  grosser  Decadenz;  — zu 
dem  bei  Besprechung  der  F.  Andeg.  Gesagten  kommt  hinzu,  dass 
die  missverständlich  angewendete  Stipulation  •’’)  überdies  mit  den 
Unterschriften  der  „boni  homines“  verbunden  wird,")  die  hier 
überhaupt  häufig  genannt  werden.")  Die  Strafclauscln  weisen 


')  s.  in  f.  S Verknnf  eines  Erbpnclitgrundstiii-kes  „salvo  jure  Smirti“ ; 
ähnlich  in  f.  42;  in  f.  !'  Unrantie  fiir  Fehlerfreiheit  des  .Sklaven;  richtige 
Anwendung  des  rüniisehen  Rechtes  in  ff.  20  und  21,  theilweise  auch  (aller- 
dings mit  dem  S.  75.  A.  3 vermerkten  Mangel)  in  f.  22;  sodann  kommt  in 
Retraelit  f.  23  nnd  schliesslich  die  Stellvertretung  in  ff.  2,  20.  45  und 
-Addit.  4. 

'^)  In  f.  10  Umwandlung  der  römischen  Strafe  für  Raptus  in  eine  germa- 
nische; ähnlich  f.  32,  obwohl  am  Schlüsse  wieder  Anlehnung  an  römisches 
Recht;  f.  38  ist  ganz  germanisch. 

s.  f,  29  (trotz  äusserlicb  römischen  Charakters),  ebenso  f.  30;  die 
ff.  31,  33,  39,  40,  41  und  Äddit.  6 sind  ganz  germanisch;  der  dreissigjährige 
Besitz  in  f.  39  beruht  auf  dem  Cnpitularienrechfe. 

In  ff.  1 und  37  Schenkung  an  die  Kirche  »deducto  usufructn“;  in 
f.  6 Verkauf  an  die  Kirche,  ebenfalls  ded.  usufr.  und  zur  Bekräftigung  des 
Rechtsgeschäftes  Verpfändung  eines  zweiten  Gutes  unter  Vorbehalt  des 
Besitzes;  f 10  .Selbstverknechtnng;  f.  11  erinnert  an  F.  .Andeg.  49;  f.  12 
kirchliche  Freilassung;  zu  f.  13  s.  Brunner:  For.schgg.  520  f.;  f.  27  ent- 
hält das  fränk.  praeceptum  de  cartis  deperditis;  in  f.  43  Uuniniendation  in 
mundeburdium;  Addit.  1 kirchlich  stylisierte  Schenkung  an  die  Kirche; 
Addit.  3 kirchliches  Rechtsgeschäft  mit  tides  facta;  Addit.  0 erwähnt  die 
festuca. 

1)  Auch  die  Aquiliana  fehlt  nicht;  s.  f.  17;  vgl.  Bluhme  1.  c.  210. 

“)  Ff.  4,  12.  14,  17,  18,  38,  App.  2,  App.  3. 

')  Selbst  im  Mandat;  s.  ff.  3 nnd  24;  ebenso  in  der  mit  römischen 
(litaten  aufgepntzten  f.  24.  Allerdings  betrachtet  Hahn  I.  c.  VII.  1.  109  die 
„honi  homines“  als  vulgarröniisch ; dies  erscheint  jedoch  sehr  zweifelhaft ; 
s.  Sale  illos  in  Rev.  histor.,  Bd.  4o.  S.  292. 
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theil  weise  bessere  Züge  auf;  denn  trotz  des  auch  hier  vor- 
lierrschenden  Uebergewichtes  der  gegen  jede  dritte  Person  ge- 
richteten Strafdrohung  kommt  doch  auch  die  dem  römischen 
Rechte  entsprechende  Conventionalstrafe  zum  Vorschein;*)  in 
einem  Falle  erinnert  man  sich  der  Unanwendbarkeit  der  Con- 
ventionalstrafe bei  Schenkungen,'^)  und  die  germanische  Auf- 
theilung  der  Strafsnmme  zwischen  Partei  und  Fiscus  kommt 
nur  einmal**)  vor. 

Dies  ist  natürlich  nicht  genügend,  um  den  gesammten  Ein- 
druck zu  ändern,  ebenso  wenig,  wie  die  in  Appendix  ff.  2 und 
3 gegenüber  den  ff.  14  und  15  eingetretene  Verstärkung  des 
römischen  Rechtes;  sie  berührt  ja,  wie  Zeumer  bemerkt 
hat,'*)  nicht  den  Inhalt,  und  hat  nur  stylistische  Bedeutung.  — 

Unter  den  Formulae  Bituricenses  verdienen  bekanntlich 
die  sieben  ersten  besondere  Beachtung'’)  und  es  lässt  sich  nicht 
leugnen,  dass  ff.  1 — 3 und  7 schon  sprachlich  und  stylistisch 
günstig  wirken.*)  Die  Gesta  erscheinen  noch  sehr  actuell  und 
das  in  f.  7 behandelte  Appennisverfahren  weist  den  älteren 
Typus  auf.")  Dennoch  kommen  auch  hier  sowohl  wichtige  Be- 
weise der  Decadenz  wie  auch  fränkischer  Einfluss  zum  Vor- 
schein. Die  Stipulation  ist  durchwegs  falsch  aufgefasst,*)  es 
kommt  sogar  die  lex  Aquiliana  vor**)  und  natürlich  die  Theilung 
der  Strafsumme  zwischen  Partei  und  Fiscus. '")  Das  Schwinden 
römischer  Rechtskenntnisse  geht  daraus  hervor,  dass  man  auch 
die  irrige  Auffassung  findet,  eine  Praecaria  müsse  von  Zeit  zu 


*)  So  in  ff.  13,  15,  43;  in  Jen  ff.  aD  und  26  erstreckt  sich  die  Coii- 
reutionalstrafe  auf  die  Erben  der  Parteien. 

Addit.  1;  vgl.  Bluhme  1.  c.  212.  A.  67. 

3)  In  f.  38. 

*)  9.  N.  Arch.  VI.  66. 

3)  8.  Zeumer;  N.  Arch.  XI.  314 f.,  Brunner  1.  c.  1.  405 f.,  Courat 
1.  c.  I.  228. 

“J  In  f.  1 altriimische  Formel  (vgl.  Brunner  1.  c.  4U5.  A.  22);  ff.  2, 
3 und  4 bieten  sehr  gute  Texte,  in  f.  4 überdies  .sacratissimus  fiscus-, 

^ s.  in  meinem  citiorten  Aufsatze. 

"1  Mau  wendet  sie  sogar  in  f.  7 für  Apreunis  an. 

3)  In  f.  2;  allerdings  hat  man  doch  die  Empfindung,  dass  sie  von  der 
gewübulichen  Stipulation  unterschicilen  wird. 

1»)  In  f.  4. 
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Zeit  erneuert  werden.  ‘)  Fränkisch  sind  die  „boni  homines“ 
und  die  „ambastia“.'’)  Der  Umstand,  dass  die  vorliegende 
Sammlung  überwiegend  kirchlichen  Charakter  hat,^)  mag  das 
auffallende  Fortleben  mancher  romanistischen  Details  erklären; 
noch  mehr  trägt  hiezu  der  Umstand  bei,  dass  die  hier  be- 
handelten Materien  zu  weitergebenden  Aeussenmgen  des  fränki- 
schen Rechtes  sehr  wenig  Gelegenheit  boten.  Die  Ueber- 
liefemngsart  der  Formeln  spricht  gegen  die  Annahme  grosser 
Verbreitung  oder  erheblicher  praktischer  Benützung. 

Die  übrigen  Stücke  dieser  Saqimlung  gehören  bekanntlich 
späterer  Zeit  an  und  enthalten  theilweise  wertlose  kirchliche 
Briefmuster; -^)  aber  auch  sonst  sind  sie,  mit  einer  einzigen 
Ausnahme,^)  für  den  Rechtsverkehr  der  Kirche  bestimmt.  Die 
juristische  Ausbeute  ist  also  im  allgemeinen  gering,  aber  doch 
genügend,  um  darzuthun,  dass  auch  diese  Formeln  die  uns  be- 
kannte Höhe  nicht  überschreiten. 

Anführung  des  römischen  Rechtes  kommt  vor;')  einmal 


>)  lu  f.  2. 
ln  f.  1. 

3)  In  f.  2. 

‘)  In  f.  2 ist  von  Actores  die  Rede;  uffenbar  handelt  es  sich  uni  kirch- 
liche Actores;  das  Mandat  in  f.  3 ermächtigt  zu  Schenkungeu  au  Klöster; 
die  socuritas  in  f.  4 schützt  gegen  Anfechtungen  seitens  der  Erben,  „Tel 
Ecclesiae  nostrae  snccessoribus* ; f.  5 ist  so  speciell  kirchlich,  dass 
schon  mit  Rücksicht  darauf  die  ganze  Sammlung,  der  diese  Formeln  ent- 
stammen, als  eine  kirchliche  erscheinen  könnte;  in  f.  6 ist  wieder  die  Rede 
von  einer  Schenkung  an  die  Kirche;  in  f.  7 tritt  der  Clerus  S.  Stephani 
unter  den  Fnblicitätspersonen  auf:  weltlich  scheint  nur  f.  1 zu  sein. 

*)  Ff.  10—13,  16—18. 

«)  F.  16. 

’)  In  f.  9 „lex  Rom.  declarat“;  gemeint  ist  L.  R.  Vis.  Gai.  I.  Conrat 
1.  c.  298.  A.  3 meint,  dieses  C'itat  beruhe  nicht  auf  der  L.  R.  Vis.,  sondern 
auf  anderweitiger  römischer  Phraseologie;  jedenfalls  liegt  keine  directe 
Quellenbenutzung  vor.  ln  f.  15  „Spiritus  sanct.  per  sacrorum  imperatorum 
sensit  auctoritas“;  das  Citat  bezieht  sich  auf  den  Ood.  Theodos.  (vgl. 
Zeumer  in  der  Ausg.  174.  A.  7).  Das  Citat  ist  natürlich  unpassend; 
auffallend  ist  die  Verbindung  der  Erwähnung  von  Rechtssätzen,  die  sich 
gegen  inlicita  conjunctio  wenden,  mit  der  in  dieser  Formel  behandelten  Ehe- 
scheuknng.  Möglich,  dass  ein  Versehen  vorliegt;  nicht  ausgeschlossen  ist 
aber,  dass  hier  jene  Auffassung  begegnet,  die  man  in  .Seuon.  App  l a findet, 
wo  die  Kinder  aus  einer  ohne  libellum  dotis  geschlossenen  Ehe  als  naturales 
bezeichnet  werden,  wodurch  zweifellos  auf  eine  derartige  Verbindung  der 
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sogar  Berufnng  auf  ein  Gesetz  Constantin  d.  Gr.,*)  was  aber 
durchaus  nicht  den  Eindruck  directer  Benützung  macht,  Ver- 
stösse  nicht  hindert^)  und  fränkische  Beeinflussung  nicht  ab- 
wehrt.'*) Es  ist  bemerkenswert,  dass  gerade  die  Formel,  in  der 
Constantin  d.  Gr.  citiert  wird,  durch  stylistische  Verworrenheit 
auffällt,  während  die  andere  (15),  die  das  römische  Kaiserrecht 
auf  den  heiligen  Geist  zurückfuhrt,  das  „osculum“  in  falscher 
Auffassung  bringt.'*)  Gesta  erscheinen  auch  hier  actuell;  wir 
verdanken  dieser  Sammlung  die  viergliedrige  Formel,  die  uns 
das  ganze  Verfahren  der  Allegation  veranschaulicht;  man  kann 
aber  gerade  dabei  eine  interessante  Verwirrung  beobachten; 
sie  äussert  sich  in  der  überschwänglichen  Benützung  der  Stipu- 
lation, welche  nicht  nur  für  das  den  Gesta  anzuvertrauende 
Stück,  sondern  sogar  für  das  Mandat  des  fungierenden  Stell- 
vertreter ■'’)  und,  was  noch  abnormer  ist,  für  die  Anzeige  des 
Stellvertreters  an  den  Mandanten®)  benützt  wird.  Die  absolute 
Strafdausel  ist  schon  so  selbstverständlich  geworden,  dass  man 
sie  der  richtiger  abgefassten  noch  hinzufügte;  ^)  die  Theiluug 
der  Strafsumme  zwischen  die  Partei  und  den  Fisens  ist  eben- 
falls gebräuchlich.®)  Die  Verwünschungsformel*)  dagegen  ist 
jener  römischen  Umbildung  zuzuschreiben,  die  oben*®)  erwähnt 
wurde. 


Scliatten  des  Uncrlaubtcu  fällt.  Da  Seu.  App.  la,  trotzdem  dort  diese  un- 
rümiscbe  Auffassang  vertreten  wird , mit  römisch  - rechtlichem  Aufputze 
prunkt,  kann  angenommen  werden,  dass  auch  in  Bitur.  lö  derselbe  6e- 
daukengang  besteht. 

>)  In  f.  9;  vgl.  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IV.  7;  s.  Courat  1.  c.  I.  298.  A.  4. 

7)  »vindicta  liberare“  bei  kirchlicher  Freilassung  in  f.  9. 

>)  In  f.  1.5  Unterscheidung  von  Alod  und  Erworbenem. 

*)  Noch  dazu  als  „osculum  pacis“. 

*')  In  f.  15b;  oifeubar  deswegen  wird  daun  in  15  c dieses  Mandat  als 
.solleiuniter  roboratum*  bezeichnet. 

®)  In  f.  16  b und  15  d. 

^ In  f.  15a  heisst  es:  „äiquis  . . du  heredibus  . . vel  ulla  interposita 
persona“;  dann  aber  noch:  ,vel  quislibet . . . quis  fecerit“.  Augenscheinlich 
sind  zwei  Formeln  venneugt;  die  erstere  eutstammt  einer  besseren  Vorlage, 
schien  aber  dem  Schreiber  ungenügend. 

S)  Ff.  9 und  15  a. 

»)  In  f.  9. 

>•)  oben  S.  71.  A.  2. 
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Weisen  sehen  diese  Umstände  auf  denselben  Niedergang 
des  römischen  Rechtes  hin,  dem  wir  auch  sonst  begegnen,  so 
macht  speciell  f.  14  einen  ganz  fränkischen  Eindruck.  Es 
handelt  sich  um  den  Königsschntz  ihr  Klöster  und  die  Bitte 
geht  auf  Revestition.  Somit  stimmt  auch  diese  Sammlung  mit 
allem,  was  wir  Ober  den  Rückgang  des  römischen  und  das  Ein- 
dringen des  fränkischen  Rechtes  im  kirchlichen  Rechtsleben 
wissen.  — 

Der  älteste  Theil  der  Formulae  Senonenses  (nämlich 
der  Appendix*)  vermag  ebenfalls  keine  Aenderuug  des  bisher 
gewonnenen  Eindruckes  hervorzurufen.  Die  wichtigste  vier- 
gliedrige f.  1 erinnert  auffallend  an  die  besprochene  F.  Bitur. 
15,  steht  aber  hinter  derselben  zurück.  In  der  Berufung  auf 
die  lex  et  consuetudo  hat  Zeumer'^)  mit  Recht  eine  Anrufung 
des  römischen  Gewohnheitsrechtes  erblickt  und  die  Bezeichnung 
der  Kinder  ans  undotierter  Ehe  als  „filii  naturales“  entspricht 
trotz  der  Einwendung  Conrat's^)  doch  zweifellos  germanischer 
Auffassung;  mit  der  F.  Bitur.  15  hat  unsere  Formel  die  ver- 
schwenderische Benützung  der  Stipulationsclausei  und  die  germa- 
nische Unterscheidung  zwischen  ererbtem  und  erworbenem  Gut 
gemein.  In  f.  3 begegnet  wieder  die  Berufung  auf  römisches 
Recht  und  auf  Constantin  d.  Gr.,'*)  ja  sogar  die  römische 
Datierung,^)  was  aber  nicht  hindert,  dass  man  die  kirchliche 
Freilassung  mit  der  per  vindictam  vermischt.  Die  Selbstver- 
knechtnng  in  f.  t>  hat  germanischen  Charakter. 

Die  eigentlichen  Cartae  Senonicae  bieten  bekanntlich*’) 
eine  Reihe  wichtiger  Beweise  germanisch  - rechtlichen  Ein- 
flusses, ')  darunter  solche,  denen  man  in  den  bisher  besprochenen 
Formeln  nicht  begegnet  **)  und  wenn  dennoch  ab  und  zu  bessere 


•)  8.  Ausgabe  S.  183. 
a)  1.  c.  208.  A.  1. 

*)  I.  c.  I.  298.  A.  7;  8.  iusbusonclero  Koebne:  Die  UeBchlechtsTerbin- 
iluiigen  der  Unfreien  im  fränkischen  Recht  S.  6.  Aum.  18. 

*)  Es  handelt  sich  um  die  kirchliche  Freilassung. 

’•)  Nach  Indictiouen. 

*)  s.  Zeumer  in  der  Ausgabe  S.  186. 

’)  vgl.  ff.  7.  8,  10—12,  17-19.  22,  20—28,  30,  34—37,  42,  46,  48.  51. 
")  z.  B.  in  ff.  7,  17,  22,  28,  34.  46. 
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römische  Reminiscenzen  Vorkommen,')  so  kann  dies  doch  nicht 
viel  beweisen,  namentlich  da  solchen  Erscheinungen  wieder 
auch  arge  Verstösse'^)  gegenfiberstehen.  — 

Es  ist  natürlich  unmöglich,  auf  alle  Formelsammlungen 
einzngehen.'')  Beachtenswert  erscheint  aber,  dass  selbst  bnr- 
gnndische  Formeln,  die  in  der  Coli.  Flaviniacensis  vorliegen, 
in  den  Fällen,  in  denen  sie  Originelles  bieten,  hinsichtlich  des 
römischen  Rechtes  einen  kläglichen  Eindruck  machen;  sie  ent- 
halten weit  weniger  Spuren  des  römischen  Rechtes,  als  die 
bi.sher  besprochenen,  und  nicht  eine  einzige  der  interessanten 
Reminiscenzen.  — 

Es  ist  von  ganz  besonderer  Bedeutung,  dass  die  Formeln, 
die  nir  das  germanische  Rechtsleben  bestimmt  waren,  ein  ganz 
ähnliches  Bild  zeigen,  wie  diejenigen,  die  man  mit  Rücksicht 
auf  ihr  Entstehungsgebiet  und  mit  Rücksicht  auf  die  häufigen 
i'omanischen  Anklänge  als  Denkmäler  römischrechtlichen  Lebens 
hinzustellen  geneigt  wäre.  Es  hat  sich  eben  ziemlich  rasch 
eine  Gemeinsamkeit  ausgebildet,  die  den  Anforderungen  des 
fränkischen  Rechtes  vollauf  Rechnung  trug,  wobei  die  romanischen 
Formeln  mitgeschleppt  wurden,  weil  sie  stylistisch  brauchbar 
und  materiell  nicht  hinderlich  waren. 

Es  genügt,  die  salischen  Formeln  mit  den  bisher  be- 
sprochenen zu  vergleichen,  vor  allem  also  die  Formul ae 


')  So  in  f.  2,  wo  (Ins  Duplum  des  eTentuell  meliorierten  Wertlies  an- 
Kcdrolit  wird.  — l’elier  die  Quelle  der  in  Carl.  Sen.  App.  herausgegebeuen 
Formeln  s.  Conrat  in  Snv.  Ztsclir.  Rom.  Äbtli.  X.  140. 

^ Sn  in  f.  IS,  wo  die  Mnndatsformel  mit  der  Formel  für  Donatio 
mortis  causa  verbunden  ist,  ohne  dass  speciell  in  diesem  Falle  an  das  von 
Zenmer  (Ausg.  190.  A.  2)  augefiibrte  .maudatum  donationis  loco"  zu 
denken  wäre;  auch  das  Mandat  in  f.  bo  ist  absonderlicb  abgefasst.  I.«ut 
f.  ;12  soll  eine  Praecaria  alle  5 .Jabre  erneuert  werden.  Das  Apennis- 
verfabren  in  f.  HS  entfernt  sieb  von  dem  römischen  noch  mehr  als  in  andeni 
Sammlungen.  Vgl.  auch  f.  46. 

So  geben  wir  insbesondere  auch  auf  die  Form.  Extravagante.^ 
(Zeumer's  Ausg.  5HH  ff.)  nicht  ein.  Viele  von  ihnen  enthalten  Interessantes; 
es  kommen  sogar  proces.suale  römisebrechtliohe  Reminiscenzen  vor.  Doch 
erscheint  es  unmögticb,  aus  versprengten  und  vereinzelten  Formeln  Schlüsse 
zu  ziehen.  Selbst  wenn  man  einigen  von  ihnen  eine  besondere  Bedeutung 
beilegen  würde,  so  stehen  sie  doch,  mit  Rücksicht  auf  ihre  geringe  Ver- 
breitung. hinter  den  .Sammlungen  zurück. 

y.  Halban.  Röm.  Recht  in  den  eerm.  Vollesstsatcn.  111.  6 


Digitized  by  Coogic 


82 


SalicHe  LiiideiibiogiaiiHe.')  Es  kommen  aucli  da  jene 
osnellen  Sätze  ror,  denen  man  in  den  bisher  besprochenen 
Sammlungen  so  häufig  begegnet.  Die  wichtigste  Eigentümlich- 
keit besteht  darin,  dass  in  den  meisten  Fällen  nebst  den 
Urkunden  „fistuca“  und  „andelang“  erwähnt  werden,^)  die  Be- 
nennung „adfatimus“  vorkommt-'’)  und  dass  anstatt  der  mehr  oder 
weniger  unpassenden  Berufungen  auf  römisches  Recht  die  Lex 
Salica  angefllhrt  wird,^)  was  aber  nicht  hindeit,  dass  in  F.  20 
trotz  Berufung  auf  salisches  Recht  von  einer  römischen  Frei- 
lassung die  Rede  ist.^)  Auch  sonst  werden  neben  germanischen 
Rechtsausdrücken  in  einem  Falle  die  latores  legum  erwähnt,®) 
es  kommt  die  bekannte  römische  Formel  Ober  den  Empfang 
des  Kaufpreises  vor,')  ja  sogar  die  Formel  über  die  Fehler- 
freiheit des  Sklaven,®)  die  Stipulation  ist  sehr  gebräuchlich,  auch 
die  Drohung  mit  dem  Duplum,®)  sogar  mit  dem  gut  römischen 
Zusatz,'®)  allerdings  meist  in  falscher  Verbindung,")  fehlt  nicht; 
die  Drohung  mit  der  kirchlichen  Strafe  nebst  der  Geldstrafe  ist 
sehr  häufig;*'')  zn  erwähnen  wäre  schliesslich  auch  das  Vor- 
kommen der  irrigen  Auffassung  von  der  Nothwendigkeit  de)' 
Erneuerung  des  Praecariums.*’) 

Dasselbe  gilt  von  den  Form.  Salicae  Bignonianae.'^) 
Sie  bieten  trotz  überwiegend  germanischer  Ausdrucksweise 
dennoch  gut  römische  Bestandtheile;  so  z.  6.  die  Formel  für 
den  Empfang  des  Kaufpreises,'®)  die  Formel  betreffs  Fehler- 


')  s.  Zenmer  in  der  Au«g;.  S.  2fi5  f.,  .Scliriider  in  .Siiv,  Ztachr.  IV.  99 
und  Brunner:  R.  Q.  I.  409. 

»)  S.  ff.  1.  *,  6-8,  12,  16,  18. 

’)  In  f.  13;  io  f.  19  leudia. 

*)  Ff.  7,  20,  21. 

Freilasanng  zam  Ciria  Romnnua  kommt  aneb  in  f.  10  ror. 

•)  In  f.  6;  rgl.  F.  Turon.  4. 

’)  In  ff.  8 und  15. 

“)  F.  16. 

«)  F.  5. 

>*)  Quantum  res  meliorata  valnerit,  a.  f.  6. 

"J  Ff.  5,  12,  14,  16. 

•»)  Ff.  1,  2,  7.  10.  14. 

'•)  Ff.  3 und  4. 

“)  a.  Zeumer  in  der  Auag.  227  f.  und  N.  Arch.  VI.  85  ff. 

Ff.  3 und  4. 
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freiheit  des  Sklaven,*)  die  Stipulation,'^)  und  was  am  meisten 
Huffällt,  die  römische  Tradition  durch  Übergabe  der  Schlüssel.^) 
Hierher  gehören  dann  die  weniger  selbständigen  Form. 
Salicae  Merkelianae,'*)  deren  I.  und  II.  Theil  jedenfalls  fUr 
Gegenden  mit  starker  salischer  Bevölkerung  bestimmt  waren.**) 
Wir  begegnen  wieder  der  irrigen  Auffassung  von  der  Noth- 
wendigkeit  fünfjähriger  Erneuerung  des  Praecariums,**)  der 
römischen  Freilassung,')  der  römischen  Kaufpreisbestätigung,**) 
der  Dupiumdrohung,**)  einmal  sogar'  mit  der  Meliorationsclausel ; 
die  Strafclausein  sind  zum  grossen  Theil  nicht  ansgeführt, 
Stipulation  nur  einmal  ausgesprochen.'“) 

Rs  soll  selbstverständlich  nicht  geläugnet  werden,  dass 
dennoch  zwischen  den  drei  letzterwähnten  Formelsammlungen 
{die  beispielsweise  keine  Stellvertretungs-Mandate  enthalten)  und 
de.n  früher  besprochenen  Unterschiede  bc.stehen;  dennoch  sind 
dieselben  znin  grossen  Theile  quantitativer  und  nicht 
(jualitativer  Natur.  Es  fehlen  Berufungen  auf  römisches  Recht")  ' 
und  Anlehnungen  an  dasselbe;  an  ihre  Stelle  treten  Berufungen 
auf  die  Lex  Salica  und  Anlehnungen  an  das  Evangelium,  sowie 
überhaupt  eine  Steigerung  der  kirchlichen  Stylistik;  auch  kommen 
die  einzeln  angeführten  römischen  Bestandtheile  nicht  so  häufig 
vor;  andererseits  aber  sind  eben  deshalb  die  oft  wahrnehmbai-en 
Missgriffe,  die  wir  bei  Benützung  römisch-rechtlicher  Reminiscenzen 
sehen  konnten,  in  diesen  Sammlungen  fast  verschwunden.  Im 
allgemeinen  gewinnt  man  den  Eindruck,  dass  ein  Usus  communis 
vorliegt,  der  sich  durch  die  (Übernahme  der  römischen  Schriftform 
im  fränkischen  Rechtsleben  eingebürgert  hat;  die  einen  Formeln 
putzen  sich  mit  römischem  Rechte  mehr,  die  anderen  weniger 


Pf.  3 und  6. 

F.  1 ; viele  Strafclau.seln  sind  nur  angedeutet,  aber  nicht  ansgefUbrt. 
»)  F.  U. 

’*)  s.  Zeumer  in  der  Ausg.  33a,  N.  Arcli.  VI.  ai ; vgl.  aber  iJehriJder 
in  .Sav.  Ztschr.  IV.  93. 

’•)  s.  Brniiner;  1.  c.  I.  40S,  Schröder  I.  c. 

»)  F.  h. 

’)  Ff.  13.  b.  und  43. 

Ff.  9—12. 

'••)  Ff.  9 und  10. 

In  f.  9.  .stipulatione  iuserta.“ 

")  Mit  Aujnaliuie  von  F.  .Sal  Liudenbr.  B. 

tl 
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auf;  — 'aber  ebenso,  wie  der  römische  Aufputz  jener  Formeln, 
die  ganz  bestimmt  salische  Rechtsverhältnisse  ins  Auge  fassen, 
ihren  eigentlichen  Charakter  in  keiner  Weise  alteriert,  ebenso 
wenig  konnte  eine  etwas  reichlichere  Heranziehung  römischer 
Phrasen  das  fränkische  Rechtsleben  stark  beeinflussen.  Einen 
wichtigen  Beweis  für  die  Ausbildung  dieses  Usus  communis, 
also  auch  für  die  Ausgleichung  des  Rechtes,  erblicken  wir  in 
dem  Umstande,  dass  Formelsammlungen  verschiedener  Gebiete 
dennoch  manches  von  einander  entlehnen.  Am  aufFälligsten 
kann  da  die  Benützung  der  Form.  Turon.  in  den  Form.  Sal. 
Merkel,  erscheinen. 

Im  Mittelpunkte  dieser  Bewegung  steht  bekanntlich  Marknlf, 
dessen  Benützung  in  vielen  Sammlungen  auffällt.  We.stliche, 
nördliche  und  östliche  Formeln  enthalten  manches,  was  mit 
Markulf  verwandt  ist  und  seine  Brauchbarkeit  in  verschiedenen 
Gegenden  beweist.*)  Markulf's  Sammlung  gehört,  wie  man  als 
ganz  wahrscheinlich  annehmen  darf,  einem  romanischen  Gebiete 
an  und  fällt  in  das  Ende  des  VIT.  Jh.^)  Sie  hat  ebenso  wie 
andere  Sammlungen  privaten  Charakter,  zeichnet  sich  aber 
dadurch  aus,  dass  sie  sowohl  praktischen  Zwecken,  als  auch 
der  Bildung  von  Anfängern  dienen  sollte.  Es  Oberwog  wohl 
in  vielen  Fällen  die  Absicht,  stj’listische  Traditionen  vor  Ver- 
gessenheit zu  bewahren,  namentlich,  wenn  diese  Stylistik  den 
Anforderungen  des  Lebens  nicht  widersprach.  So  konnten  die 
Markulfschen  Formeln  verschiedenen  Bedürfnissen  genügen  und 
sowohl  von  den  Anhängen)  ron\anistischer  Überlieferungen,  wie 
auch  von  denen,  die  mehr  auf  das  unmittelbar  Praktische  bedacht 
waren,  benützt  werden. 

Betrachtet  man  diese  Sammlung  näher,  so  fällt  es  scliwei-, 
sich  darüber  auszusprechen,  ob  sie  mehr  auf  Gnindlage  des 
römischen  oder  des  fränkischen  Rechtes  beruht;-*)  doch  daif  man 

')  So  sieht,  man  schon  in  den  F.  Arvern.,  sehr  stark  aber  in  den 
F.  Turon.  Markulf  benützt;  ebenso  in  den  salischen. 

*)  s.  Zeumer  in  N.  Arch.  VF.  13  ff.,  XI.  3.3S  ff.,  Brunner  I.  c.  I.  404  f., 
.Schröder  in  Sav.  Ztichr.  IV.  7it. 

^ Brunner  I.  c.  sagt:  Den  Formeln  liegt  im  allgemeinen  sali.sches 
Kecht  zu  Oruude,  doch  wird  in  einzelnen  .Stücken  auf  die  lex  oder 
consuetudo  romana  Bedacht  genominou.  .\hnlich  äus.sert  sich  Courat 
I.  c.  I.  395.  Grosser  1 berschUtzung  der  romanistischeu  Elemente  macht 
sich  Tardif  I.  c.  172  ff.  schuldig. 
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nach  dem,  was  wir  an  den  andern  Sammlungen  bemerkten, 
diese  Frage  nicht  in  dieser  Art  stellen.  Es  kann  sich  vielmehr 
nur  danim  handeln,  ob  die  Markulf’schen  Formeln  zn  einem 
Festhalten  an  römischem  beziehungsweise  zu  einer  Romanisiorung 
des  fränkischen  Rechtes  Gelegenheit  boten. 

Das  1.  Buch  hat  von  diesem  Standpunkte  nur  geringe  Be- 
deutung. Es  war  Tardif‘)  Vorbehalten,  auch  hier  zahlreiche 
Spuren  römischen  Rechtes  zu  suchen  und  zu  finden,  was  ganz 
unzutreffend  ist.  Die  Königsurkunden,  denen  dieses  Buch  ge- 
widmet ist,  bieten  zwar  eine  reiche  vielfach  kirchliche  Phraseologie, 
aber,  soweit  wir  sehen,  keine  directe  Befolgung  römischer  Muster;'^) 
es  lagen  für  derlei  Angelegenheiten  keine  brauchbaren  römischen 
Muster  vor  und  es  hätte  höchstens  Cassiodor  mit  einigem  Erfolg 
benützt  werden  können,  was  aber  nicht  geschah.  Ganz  anders 
sehen  die  Urkunden^)  des  II.  Buches  aus.  Da  tritt  uns  die 
erwähnte  Vermischung  römischei'  Bestandtheile  mit  neueren 
Sätzen,  überhaupt  jener  Usus  communis  auf  Schritt  und  Tritt 
entgegen.  Wir  begegnen  einer  Berufung  auf  römisches  Recht,*) 
obwohl  die  betreffende  Foimel  auch  germanisches  Recht  kennt^) 
und  sogar  einem  Citate.")  Audi  anderweitige  Benützung  des 
römischen  Rechtes  fällt  auf;^)  das  Mandat  ist  römisch;^}  römische 


>)  1.  c.  173  ff.  Tardif  sucht  rüuiisclics  Ueclit  in  1.  ff.  IO,  11,  13, 
uhwuhl  gerade  da  lesewerpitio  vorkomnit. 

Iiu  Uegeutheil  ist  a.  B.  ilie  Eheacheukung  in  1.  f.  12  dem  Standpunkte 
der  L Kib.  48  angemessen;  die  Freilassung  in  1.  f.  22  erfolgt  vor  dem 
König  per  denariuro,  nach  salischem  Recht;  das  Mandat  in  1.  f.  21  ist  eine 
commendatio  cansae  und  ebenso  weicht  das  Mandat  in  1.  f.  36  von  den 
römischen  Mustern  für  private  Stellvertretungsmandate  ab. 

4)  Wir  sehen  natürlich  von  den  zahlreichen  Briefmustern  ab,  die 
juristisch  belanglos  sind. 

*)  II.  f.  17:  Rom.  legis  decrevit  auctoritas;  vgl.  L.  R.  Vis.  Paul.  IV.  6. 

Sie  unterscheidet  die  fräukische  Errungenschaft. 

‘)  Zur  Einleitung  zu  II.  f.  1*J  vgl.  Interpr.  zu  L.  R.  Vis.  Paul.  II.  18.  10. 

So  die  falsche  Anlehnung  an  die  Lex  Julia  in  II.  f.  Ui;  vgl.  dazu 
Zeumer  in  der  Ausgabe  S.  85.  A.  1.  In  II.  f.  16  erinnert  man  sich  der 
römischen  Todesstrafe  für  Entführung  (vgl.  Conrat  1.  c.  I.  295.  A.  9.), 
aber  dieselbe  Formel  spricht  auch  von  dem  fränkischen  contubernium  (vgl. 
L.  Sal.  13.). 

»)  U.  f.  31. 


Digilized  by  Google 


86 


Erinnerungen  kommen  vielfnch  vor;')  es  wird  die  römische 
Formel  für  den  Empfang  des  Kaufpreises  mehrmals  benützt,'^) 
ebenso  die  Formel  über  die  FehliTfreiheit  des  Sclaven'')  und 
die  römische  Testameiitseinleitung;'')  falsche  Auffassung  von 
der  Notwendigkeit  der  Erneuerung  des  Praecariums'’)  linden 
wir  ebenfalls.  Die  Haftung  für  Eviction")  ist  römisch,  auch 
die  einvei-ständliche  Ehescheidung")  macht  denselben  Eindruck, 
wälirend  das  Repräsentationsrecht’^)  ganz  wohl  auf  germanische 
Entwicklung  zurückgeführt  werden  kann,  ebenso,  wie  die  Um- 
stürzung der  erbrechtlichen  Benachtheiligung  der  Töchter.“) 
In  den  Schlussclauseln  kommt  die  Stipulation  fast  durchwegs 
vor;  wichtiger  ist  die  häufige  Anwendung  der  Duplumstrafc,'“) 
sogar  mit  der  Meliorationsclausel;")  auch  reine  Conventional- 
strafe  ohne  Ausdehnung  auf  dritte  Personen,  also  in  der  dem 
römischen  Rechte  entsprechenden  Weise,  kommt  vor.'“)  Gesta 
kennt  Maiknlf  ebenfalls.  Ist  auch  die  Erwähnung  in  II.  f.  3. 
sehr  problematisch,"*)  so  tritt  doch  die  Anwendbai’keit  der  Gesta 
in  II.  f.  17.  klar  hervor  und  überdies  sind  zwei  Formeln'^) 
diesem  Gegenstände  speciell  gewidmet.  Aus  der  Übei-schrift  „gesta 
juxta  consuetudinem  Romanorum“  (in  II.  f.  37)  ist  zu  entnehmen, 
dass  Markulf  die  städtischen  Akteubttcher  als  römische  Einrichtung 
betrachtete.  Wenn  er  sie  dennoch  berücksichtigte,  so  ist  daraus 
zu  schliessen,  dass  er  sein  Werk  nicht  nur  für  Frauken,  sondern 


')  S.  II.  f.  4.  (liceat  in  consionibus  etc),  II.  f.  7.  (vgl.  Gon  rat  1.  c.  ‘jy.'i. 
A,  9.);  viele  Stellen  in  II.  f.  17;  ilie  Einleitung  in  II.  f.  15.  d.,  in  II.  f.  20 
„iuiaginario  jure“  (vgl.  Tardif  I.  c.  I7S);  in  II.  f.  2ti  spondeu;  zu  11.  f.  29 
vgl.  Tardif  I.  c. 

“)  II.  ff.  19—22. 

’l  II.  f.  22. 

‘t  II.  f.  17. 

■')  II.  ff.  5,  9,  41. 

*)  II.  f.  19;  vgl.  Zeuiuor  iu  der  Ausg.  S.  89.  A.  4. 

’)  II.  f.  30;  vgl.  Tardif  1.  c.  17t>. 

»)  II.  f.  10. 

0)  II.  f.  12. 

'*)  11.  ff.  17—20,  25,  26. 

")  II.  ff.  19  und  20;  in  f.  22  iat  Melioraliousclausol  ebne  Oupluui. 
'*)  II.  ff.  14,  23,  24,  30. 

’*)  8.  Zeumer  in  der  Ausgabe  S.  75.  A 2. 

“)  Fl.  37  uud  38. 
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auch  fUr  Römer,  Oberhaupt  als  ein  allgemeines  Formelbuch 
abfasste,  welches  sowohl  für  die  königliche  Kanzlei,  als  auch 
für  Kirche  und  Laien  beider  Nationalitäten  aasreichen  sollte. 

Diese  Übersicht  der  Marknlfschen  Formeln  zeigt  am 
besten,  wie  gebräuchlich  das  Meiste  war  und  erklärt,  warum 
diese  Sammlung  so  grosse  Verbreitung  finden  konnte.  Aber 
gleichzeitig  sehen  wir  auch,  dass  man  den  römischen  Bestand- 
theilen  durchaus  keine  übermässige  Bedeutung  beilegen  darf; 
es  gebt  doch  nicht  an,  ein  und  dasselbe  in  dem  einen  Falle 
anders  zu  beurtbeilen,  als  in  einem  anderen;  Markulf's  Werk 
wird  man  unter  keiner  Bedingung  als  ein  romanisches  Product 
bezeichnen  wollen,  oder  als  einen  Beweis  für  das  kräftige 
Überleben  des  römischen  Rechtes  und  für  eine  starke  Be- 
einflussung des  fränkischen.  So  darf  man  auch  diejenigen 
Sammlungen,  in  denen  der  römische  Aufputz  stärker  vertreten 
ist,  nicht  anders  bewerthen.  Keine  einzige  Sammlung  fasst 
auf  römischem  Recht;  jede  fügt  sich  dem  Eindringen  des 
germanischen;  die  eine  mehr,  die  andere  weniger,  ebenso  wie 
sich  Jede  der  römischen  Stylistik  mit  mehr  oder  weniger 
Geschick  bedient.  — 

Die  Formeln  — und  dasselbe  gilt  auch  von  den  Urkunden') 
— sind  also  gemischten  Charakters.  Es  entspricht  dem  Kräfte- 
verhältnis auf  diesem  speciellon  Gebiete,  dass,  nachdem  die 
Urkundenpraxis  als  solche  bei  den  Germanen  römischen  Ursprungs 
ist,  formell  das  römische  Element  über  wiegt;  die  grössere  Lebens- 
kraft des  fränkischen  Rechtes  äussert  sich  aber  darin,  dass 
dennoch  materiell  von  dem  römischen  Rechte  wenig  zu  spüren 
ist.  Dies  fällt  desto  mehr  auf,  weil  in  den  Formeln  das  sog. 
Personalitätsprincip  keine  grosse  Rolle  spielt  und  nur  ausnahms- 
weise angegeben  wird,  es  sei  die  betreffende  Formel  speciell 
für  Römer  zu  benützen.  Man  hätte  die  Formeln  ganz  gut  in 
kirchliche  und  weltliche  scheiden  können,  denn  kirchliches  und 


>)  über  römisches  Keclit  in  fränkischen  Urkunden  s.  v.  bavigu; 
1.  c.  II.  106  ff.,  Tardif  1.  c.  I7S  ff,  Sohni  in  8av.  Ztschr.  I.  70  (behandelt 
besonders  die  Investitur).  Über  den  Verfall  der  gerichtlichen  Insinuation 
der  Schenkungen  s.  Löuing  1.  c.  II.  661.  Ä.  4.  Über  den  allgemeinen 
Rückgang  des  römischen  Rechtes  in  der  Praxis  s.  Stonff;  De  Formulis 
106  ff.,  besonders  aber  in  Nouv.  Kev.  hist,  de  dr.  fr,  et  etr.  1887.  S.  249  ff. 
S.  auch  Brunner,  R.  (x.  I.  2ö7  und  R,  (i.  d.  Urk.  (passim). 
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weltliches  ürknndeiiwescn  lAsst  sich  praktisch  anseinanderhalten ; 
aber  auch  das  geschah  nicht  genügend,  so  dass  selbst  kirchliches 
Urkunden  wesen  vor  fränkischer  Beeinflussung  nicht  bewahrt 
wurde,  was  wieder  beweist,  dass  das  kirchliche  Recht  auch  iu 
praktischer  Anwendung  die  römische  Grundlage  theilweise 
verliess,  so  dass  auch  von  dieser  Seite  her  die  Geringfügigkeit 
der  Stütze  beleuchtet  wird,  die  die  fränkische  Kirche  dem 
römischen  Rechte  geboten  bat.  Im  übrigen  ist  nicht  anzu- 
iiebmen,  dass  die  Partei  in  einzelnen  Fällen  die  nöthige  Formel 
wählte  oder  auf  die  Anwendung  gewisser  Sätze  Gewicht  legte. 
Die  Partei  überliess  das  dem  Schreiber,  und  es  war  ihr  gleich- 
gütig,  ob  dei-selbe  mehr  oder  weniger  römische  Phrasen  ver- 
wendete, wenn  nur  der  Zweck  erreicht  war.  Das  gedankenlose 
Abschreiben,  das  sogar  in  der  königlichen  Kanzlei  blühte,') 
kann  uns  einen  beiläufigen  Begrifi  davon  geben,  was  alles  bei 
Privaturkuuden  möglich  war.  Es  erscheint  also  unstatthaft, 
die  Formeln  und  Urkunden  wörtlich  zu  nehmen  und  ihren 
äusserlicben  Romanismus  zu  überschätzen. 

Wir  konnten  wahrnehmen,  dass  selbst  da,  wo  römisches 
Recht  ausdrücklich  angeführt  wird  — abgesehen  von  den  vielen 
missverständlichen  Citaten  — durchwegs  die  Benützung  der 
Interpretation  vorliegt,  wirkliche  Fühlung  mit  den  Quellen 
fehlt,  und  die  Lex  Roniana  vielfach  mit  der  consuetudo  zusammen- 
gestellt oder  überhaupt  als  eine  allgemeine  Motivierung  für  alles 
mögliche  angeführt  wird,  ohne  dass  man  sich  thatsächlich  in  dem 
betreffenden  Falle  an  eine  bestimmte  römische  Norm  gehalten 
hätte.  Und  selbst  wo  Anlehnung  an  bestimmte  Quellen  nach- 
weisbar ist,  erscheint  der  Quellenkreis  sehr  beschränkt.  Wir 
haben  gesehen,  dass  es  sich  durchwegs  nur  um  das  Breviar, 
beziehungsweise  um  seine  Interpretation  und  Epitomen  handelt, 
während  Justinianisches  Recht  niemals  herangezogen  wird.'^) 
Dasselbe  gilt  für  die  Urkunden.")  Eine  Ausnahme  scheint 


*)  S.  Sickel;  Acta  Karul.  1.  13U. 

V.  .Savigny  I.  c.  II.  ISO  f.  hat  EntlehnuDgeii  au»  dom  Justinianisdieii 
Rechte  uachznweisen  vernuuht,  wogegen  Stonff  1.  c.  56  ff.  und  Conrat 
I.  c.  1.  39.  A.  3.  mit  Recht  aul'getreteu  sind. 

*)  Die  von  Stell  ff  1.  c.  47.  A.  4.  erwähnten  Urkunden,  in  denen 
Theodosianisches  Keclit  vorkummi,  beruhen  ebenfalls  auf  dem  Breviar.  — 
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hloss  F.  Arvern.  I.  zu  bilden.  Man  muss  daher,  um  den 
Komanismus  der  Formeln  gerecht  zu  beurthoilen,  die  technische 
Disimsition  und  das  äussere  Kleid  von  dem  Inhalte  scharf 
trennen.  Die  Disposition  ist  natürlich  überwiegend  römisch; 
deshalb  sind,  und  zwar  gewiss  ohne  besondere  Absicht,  solche 
Sätze,  wie  der  über  den  Kaufpreis  oder  über  die  Fehler- 
freiheit n.  s.  w.,  als  herkömmliche  Bcstandtheile  eingeflochten 
worden.  Kommt  es  doch  bekanntermassen  noch  in  sehr 
später  Zeit  vor,  dass  man  z.  B.  in  Urkunden  von  den  Gesta 
spricht,  obwohl  es  keine  mehr  gab.')  Aebnlicbes  ist  schon  in 
den  Formeln  vorgekommen,  wie  z.  B.  die  Unterscheidung  des 
lateinischen  Rechtes  vom  römischen,  die  Vermischung  verschiedener 
Freilassungsarten,  und  ein  typisches  Beispiel  ist  die  falsche 
Anwendung  der  Stipulation,  ebenso  die  ganz  falsche  Auffassung 
von  der  Lex  Falcidia'-)  oder  von  der  Lex  Julia;*)  die  Anzahl 
solcher  Irrthümer  war  aber  zweifellos  noch  viel  grösser,  denn 
nicht  immer  ist  es  möglich,  sie  genau  wahrzuuehmen.^)  Dass 
einzelne  Formeln,  die  scheinbar  einen  materiell  wichtigen  Inhalt 
bieten,  dennoch  keinen  materiellen  Wert  haben,  darf  ohne 
weiteres  mit  Rücksicht  auf  den  vielfach  benützten  Satz  über 
die  donatio  mortis  causa  und  manches  andere  behauptet  werden.’’) 
Schliesslich  ist  noch  darauf  liinzuweisen,  dass,  wie  schon  an- 
gedeutet,  die  Formeln  und  mit  ihnen  viele  Urkunden  bestrebt 
sind,  das  Maximum  der  noch  vorhandenen  Erinnerungen  zu 
bringen.  Wir  haben  gesehen,  wie  dieses  Maximum  aussieht 
und  können  von  da  aus  auf  da.s  thatsächlich  Vorhandene 
und  Verstandene  schliessen. 


Nouordiugs  stellt  v.  Wretschku:  De  usu  brevitirii  Alariuiaui  (im  Anhänge 
zu  der  vun  Mummseii  vorbereiteten  Ausgabe  des  breviars)  p.  CC'L'XXIl 
alles  zusammen,  was  die  Formeln  dem  lireviar  outlebnt  haben. 

')  Die  vun  Stout'f  1.  c.  .'12.  A.  5.  angofUhrte  Urkunde  kennt  sogar 
noch  den  Unterschied  zwischen  jus  civile  und  prätorischem  Hecht. 

s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  IX.  21  fT.  Stoufl'  in  Nouv.  Kev.  bist, 
de  dr.  fr.  et  etr.  XI.  273  A.  2. 

“)  8.  Stouff:  De  Formulis  SS. 

•)  8.  darüber  Stouff  1.  c.  67,  71  und  passim. 

V.  Savigny  1.  c.  II.  127  ff.  stellt  alles  zu.sammeu,  was  seiner 
Ansicht  nach  in  den  Formeln  rUmischrcchtlich  ist;  vieles  ist  nur  von 
stylistischer  Bedeutung. 
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Wir  glauben  somit  uiiseir  AiitTussung  von  dem  Siegeszuge 
des  fränkischen  Rechtes  auf  diesem  Gebiete  gerechtfertigt  zu 
haben,  ebenso  die  Meinung,  dass  die  Formeln  zu  den  fränkischen 
und  nicht  zu  den  römischen  Kcditsquellen  zu  rechnen  sind, 
ln  wie  fern  sich  in  ihnen  und  überhaupt  im  ganzen  fränkischen 
Uechtslebeii  Änderungen  vollzogen  haben,  die  auf  gewisse  unter 
verschiedenen  Einflüssen  — also  theilweise  auch  unter  dem 
römisch  rechtlichen  — beruhende  Fortschritte  der  Entwicklung 
hiuweisen,  wird  bei  Besprechung  der  einzelnen  Theile  des 
Rechtslebens  zu  erwähnen  sein.  Das  an  der  Hand  der  Leges, 
Capitularien  und  Formeln  beobachtete,  stimmt  vollkommen  mit 
den  Ergebnissen  überein,  zu  denen  wir  bei  Behandlung  der 
römischen  Reclitsquellen  im  fränkischen  Reiche  gelangt  sind.') 
Wir  sprachen  von  einer  Defensivstellung  des  römischen  Rechtes 
und  haben  bemerkt,  dass  auch  die  Defensive  nicht  einheitlich 
geführt  werden  konnte.  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Quellen 
des  römischen  Rechtes  im  fränkischen  Reiche  misshandelt 
wurden,  die  Missverständnisse  und  Ungenauigkeiten  in  Glossen 
und  Epitomen  des  Breviars,'-)  jenes  Übergewicht  des  juristisch 
minderwertigen  Materials,  das  sich  in  der  Bevorzugung  der 
Epitomen  äussert,  die  sich  ihrerseits  wieder  mehr  an  die 
Interpretation  als  an  das  Breviar  selbst  halten,’')  das  alles 
kennzeichnet  in  unzweideutiger  Weise  eine  gewaltige  Decadenz 
des  römischen  Rechtes,  die  weder  durch  die  officielle  Geltung 
desselben  für  Romanen,  noch  auch  durch  die  Kirche  aufgehalten 
wurde.^)  Bei  dieser  Sachlage  war  eine  erhebliche  Beeinflussnng 
der  liänkischen  Reclitsquellen  nicht  zu  erwarten.  Wir  haben 
aber  gesehen,  dass  selbst  in  den  Formeln  die  Defensivstellung 
des  römischen  Rechtes  eine  schwache  war  und  ein  rasches 
Vordringen  des  fiänkischen  nicht  zu  hindern  vermochte.  — 


>)  s.  II.  Theil.  S.  363. 
aj  1.  c.  II.  32SI  ff.,  3M  ff. 

*)  Trntudeui,  dass  man  da.-i  Hrevi.ir  liiiiiti;;  aliscliriBb  und  .sogar  mit  den 
germaniijehen  Volksrcchteii  häutig  in  Verhindung  lirachte. 

*)  Kk  iat  daher  ziemlich  gegen8tandslo!i.  ob  wirklich  Karl  d.  Ur.  dem 
Breviar  offfcielle  Geltung  eiugeräumt  hat  oder  nicht;  s.  daräber  Jetzt  die 
Auaführungen,  die  v.  Wretschko  in  aeincr  der  neuen  Au.sgahe  des  Breviar» 
beigegebeneu  Abhandlung  B.  CCUXlIl.  ff.  bietet. 
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Ein  ähnliches  Vonliiii^^pii  ilcs  fränkischen  Rechtes  kann 
man  übrigens  an  den  früher  besprochenen  Producten  des 
römischen  Rechtes  beobachten.  Hand  in  Hand  mit  ihrer 
romanistischen  Schwäche  geht  das  Eindringen  des  fränkischen 
Rechtes  in  die  Bre viarliteratur.  Aehnlich  wie  in  Formeln 
und  Urkunden  ringen  auch  hier  beide  Elemente  miteinander, 
allerdings  nicht  mit  demselben  Erfolge.  Denn  während  die  für 
die  Praxis  bestimmten  Formeln  den  neuen  Bedürfnissen  und 
Verhältnissen  in  höherem  Grade  Rechnung  tragen  mussten, 
war  es  der  Breviarliteratur  leichter,  veraltetes  Recht,  soweit  es 
der  betreffende  Compilator  verstand,  mitzuführen,  event.  auch  ganz 
gedankenlos  beizubehalten,  ohne  die  praktische  Bedeutung  zur 
Richtschnur  zu  nehmen.  Zahlreiche  Missverständnisse  belehren 
uns  darüber,  was  wir  von  diesem  Aufnehmen  antiquirter  Stoffe 
zu  halten  haben.  Durch  das  unmittelbare  ZurUckgeheu  auf 
theilweise  gute  römische  Vorlagen  und  durch  den  Mangel 
vernünftiger  Anpassung  au  tliatsächliche  Verhältnisse  kenn- 
zeichnen sich  diese  literarischen  Producte  als  Literatur  römischen 
Rechtes  und  sie  sind  deshalb  schon  in  einem  anderen  Zusammen- 
hänge besprochen  worden. 

Es  erübrigt  nur  noch,  zu  fiixgen,  inwiefern  diese  Ijiteratur 
auf  die  fränkische  Kechtsentwicklung  Einfluss  üben  konnte, 
beziehungsweise  inwieferiie  sie  sich  selbst  dem  fränkischen 
Rechte  unterwarf.  Die  Beantwortung  der  ersten  Frage  geht 
aus  dem  friiher  Behandelten  hervor;  es  ist  klar,  dass  so  geartete 
literarische  Producte  auf  die  fränkische  Rechtsentwickelung  so 
gut  wie  gar  keinen  Einfluss  ansüben  konnten;  sie  beruhten  auf 
zu  schwachen  Grundlagen,  es  fehlte  ihnen  jede  innere  Kraft; 
selbst  in  den  Formeln  ist  die  Benützung  der  Epitomen  des 
Breviars  eine  derartige,  dass  von  einer  Gefahr  für  das  fränkische 
Recht  keine  Rede  sein  kann.  Desto  wichtiger  ist  die  Frage 
hinsichtlich  des  Einflusses  dos  fränkischen  Rechtes  in  der 
Breviarliteratm'. 

Da  kommt  zunächst  die  Glosse  in  Betracht,  die  sich 
grammatisch  und  sprachlich  an  den  Text  hielt,  in  dieser 
Beziehung  nicht  unbedeutend  war,*)  dennoch  aber  germanische 


')  8.  11.  Tbeil.  S.  331.  A.  3. 
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Einflüsse  nicht  abzuwehren  vermochte;')  die  Beeinflussung 
betrifl't  nicht  nur  Gerichtsverfassung  und  Process,'-')  sondern 
auch  Sachenrecht'')  und  sogar  Faniilienrecht.^)  Im  allgemeinen 
gab  das  Breviar  wenig  Gelegenheit  zur  Berücksichtigung 
fränkischer  Rechtsverhältnisse;  die  Glosse  konnte  daher 
fränkischen  Einfluss  nur  nebenbei  verrathen,  nämlich  bei  Ge- 
legenheit der  Erklärung  einzelner  Worte:  auf  genauere, 
namentlich  juristische,  Erklärung  des  Inhalts  geht  die  Glosse 
bekanntlich  nicht  ein.  Sie  hat  es  aber  doch  nüthig  gefunden, 
technische  Rechtsausdrücke  der  Quellen  durch  germanische  zu 
übersetzen,  obwohl  sich  die  beiden  Terminologieen  begrifflich 
durchaus  nicht  decken.  Dies  beweist,  dass  in  allen  diesen 
Fällen  nicht  nur  der  germanische  Ausdruck  an  die  Stelle  des 
römischen  trat,  sondern  auch  der  germanische  Begriff  den 
römischen  verdunkelte.  Man  muss  sich  allerdings  voreiliger 
Schlüsse  enthalten;  wissen  wir  doch,  dass  umgekehrt  auch  die 
Germanen  für  manches  Rechtsverhältnis  römische  Benennungen 
benützten,  obwohl  die  betreffende  germanische  Institution  von 
der  römischen,  deren  Benennung  man  entlehnte,  weit  entfernt 
war;  es  könnte  also  die  soeben  gemachte  Bemerkung  als  eine 
voreilige  gelten.  Da  müssen  wir  aber  auf  einen  wichtigen 
Unterschied  aufmerksam  machen;  während  nämlich  die  Germanen, 
wenn  sie  sich  der  lateinischen  Sprache  überhaupt  bedienen 
wollten,  die  lateinische  Terminologie  annehmen  mussten,^)  lag 
für  die  lateinische  Glosse  einer  römischen  Rechtsquelle  diese 
Notwendigkeit  nicht  vor;  thut  sie  es  trotzdem,  dann  liegt  darin 
der  Beweis,  dass  sie  den  zeitgenössischen  Romanen  ein  Ver- 
ständnis römischer  Rechtsausdrücke  nicht  mehr  zutraute  und 


')  Die  butreiTuuden  Stellen  bei  Cuiirnt  1.  o.  I.  -.US  uiiil  dai:.  A.  4. 
’)  Die  Glosse  kennt  den  Uallus,  den  Bann  u.  s.  w.  In  Gl.  za  C. 
Th.  II.  1.  7.  ist  das  gerichtliche  Auftreten  der  Frau  ganz  germanisch; 
Tgl.  Courat  I.  c. 

Häufig  kommt  die  Bezeichnung  .alodis“  vor;  die  \'orpfändung  wird 
als  iuguadiatio  bezeichnet;  auch  von  vestitura  ist  die  Rede. 

*)  Zu  L.  R.  V.  C.  Th.  III.  5.  6.  „si  vero  osculum  non  interveuorit“ 
sagt  Gl.:  .i.  e.  si  carta  huius  donatiouis  non  fuerit  facta*.  Allerdings 
kann  man  hier  an  Vulgarrecht  denken. 

’>)  ausser,  wenn  sie  es  dennoch  verzogen,  in  den  lateinischen  Text 
germanische  Brocken  aufzunehmen. 
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sich  gezwungen  sah,  Bezeichnungen  anznwenden,  die  nicht  nur 
einer  anderen  Sprache,  sondern  gleichzeitig  einer  fremden  Rechts- 
auffassung angeliörtcn.  Unter  solchen  Umständen  muss  man 
nicht  nur  einen  RQckgang  der  Sprachkenntnisse,  sondern  auch 
eine  Aenderung  des  Rechtes  unter  fränkischem  Einflüsse  annehmen. 

Die  Epitomen  gehen  in  dieser  Hinsicht  nicht  so  weit, 
was  leicht  erklärlich  ist.  Eine  Epitome  kürzt  den  ihr  vor- 
liegenden Text  und  es  liegt  ihr  nahe,  sich  dabei  der  Worte 
des  Textes  zu  bedienen;  sie  braucht  nicht  nach  Worten  zn 
suchen.  Der  Glossator  hingegen  muss  ein  Wort,  das  seines 
Erachtens  dem  Leser  unverständlich  sein  konnte,  erklären,  um 
das  Benützen  der  Quelle  zu  erleichtern;  diese  Erleichterung 
gewährt  er,  indem  er  römische  Worte  durch  modernere  ej-setzt, 
wenn  auch  auf  Kosten  der  Bedeutung.  Deshalb  findet  man 
in  den  Epitt.  wohl  sprachliche  Modernisierung,  aber  doch  ver- 
hältnismässig wenig  Anlehnung  an  fränkisches  Recht.') 

Nur  eine  Epitome  macht  hievon  eine  überraschende 
Ausnahme;  es  ist  die  Lex  Romana  Curiensis;-)  ihr  Vorgehen 
in  dieser  Beziehung  steht  mit  ihrer  Eigenartigkeit  *)  in  Zusammen- 
hang, beleuchtet  aber  gleichzeitig  die  Gründe  des  geringen 
fränkischen  Rechtseiuflusses  in  den  andern  Epitt. 

Die  L.  Rom.  Cur.  stimmt  mit  den  andern  Epitt.  in  ihrer 
Anlage  überein,  da  auch  sie  sich  an  das  Breviar  hält  und 
infolge  dessen  solche  Rechtsverhältnisse,  die  im  Breviar  nicht 


*)  Die  .Spuren  germftniaclien  Recliteeintlussei  in  den  Epitt.  bat  ünurat 
I.  c.  zn.sammengt>8tellt.  Epit.  Aeg.  .nclieint  den  SippenbegrifT  zu  kennen 
(vgl.  Conrnt  1.  c.  T.  22.S.  A.  10);  die  Epit.  (tuelpb.  benützt  lompnsitio  in 
gemaniacbem  .Sinne  (1.  c.  2;t2.  A.  1.);  Epit.  Paris,  apricbt  von  manus  vestita 
(1.  c.  2*9.  A.  7);  über  Epit  Uonacbi  a.  1.  c.  2;t9.  A.  8.  — Dass  die  Epitt. 
vieifacb  die  Dos  in  gemaniacbem  .Sinne  verstebeu,  während  da.s  Breviar  die 
römische  Anffasaang  vertritt,  bat  Brunner  nacbgewiesen  (s.  Berl.  Sitz, 
her.  189+  ,S.  5415);  es  genügt  auf  Epit  Aeg.  und  Epit.  Paris,  zu  C.  Tb. 
III.  5.  1.,  auf  Epit.  (TUelpb.  zu  C.  Tb.  III.  8.  t und  auf  Epit.  Lugd.  zu 
(!.  Tb.  XI.  S2.  ;t.  zu  verweisen. 

*)  Dahn:  Kge.  IX.  behandelt  die  1..  R.  tbir.  als  ein  Denkmal 
alamanuiscber  Rechtsentwickluiig.  tieograpbiscb  stimmt  dies  wohl,  ns'.bts. 
bistoriseh  aber  iiicbt.  Sowohl  ihre  Vorlage  (T,.  K.  Vis.)  als  auch  die  in 
ihr  sichtbare  germanische  Beeinflussung  rühren  aus  dem  fränkischen  (jebiete 
her;  zur  Zeit  ihrer  Abfassung  war  Rbätien  schon  fränkisch. 

>)  s.  11.  Theil.  S.  338  £1. 
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berücksielitigt  sind,  nicht  bespriclit,  andererseits  abt'r  durch 
das  Programm  des  Breviars  veranlasst  wird,  sich  auch  mit 
veralteten  Rechtsverliältnissen  zu  befassen.  Dennoch  ist  es 
klar,  dass  ihr  Verfasser  weit  mehr  als  andere  Epitomatoren’) 
an  die  praktische  Anwendbarkeit  dachte.  Diese  Epitome  ist 
gleichzeitig  Glosse,  stellenweise  sogar  Exegese  und  verräth 
deutlich  die  Absicht,  den  Text  verständlich  zu  machen,  wobei 
sie  — offenbar  aus  denselben  Gründen  wie  die  vorher  erwähnte 
Glosse  — Veranlassung  findet,  römische  Ausdrücke  durch 
germanische  zu  ersetzen  und  infolge  dessen  auf  Abwege  kommt. 
Ohne  die  Absicht  zu  haben,  ein  modernes  oder  gar  selb.ständiges 
Rechtsbuch  zu  liefern,'-)  hat  uns  der  Epitomator  unwillkürlich 
und  vielleicht  unbewusst,  wichtige  Aufschlüsse  über  die  inzwischen 
erfolgten  Umwandlungen  geliefert;  in  diesen  Umwandlungen 
äussert  sich  neben  dem  Verfalle  des  römischen  Rechtes  auch 
directer  Einfluss  des  fränkischen. 

Der  Rückgang  des  Verständnisses  des  römischen  Rechtes, 
der  an  anderer  Stelle  schon  erwähnt  wurde,’)  ist  natürlich  auch 
der  Einwirkung  der  neuen  Rechtsverhältnisse  zuzuschreiben.^) 
Für  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  sind  aber  die  Symptome 
des  Eindringens  des  l'ränkischen  Rechtes  von  besonderer  Be- 
deutung. 

Schon  im  I.  1.  liegt  ein  giober  Fehler  voi',  der  ein 
merkwürdiges  Missverständnis  des  römischen  intertemporalen 


')  Uiiisiclitlich  derseiben  bähen  wir  (Tb.  II.  S.  3:i7)  bemerkt,  ilnss  sie 
weder  zum  Verstäiidni.s  des  Textes,  uoeb  zur  Aiiinissuiu;  des  Httbte.s  an 
neue  Verbältnisae  genügend  beitrugen  konnten,  du  sie  keine  Rrlüntcrung, 
sondern  nur  eine  KUrzuog  an.strebten. 

't)  8.  in  Th.  II.  3Sa. 

3)  in  Tb.  II.  .S.  :i40. 

*)  So  kann  man  in  der  (iericbtsverfassnng  der  T,.  Rom.  Cnr.  trotz  der 
vielen  .spätrömischen  .Symptome  (s.  .Sali«  in  Sav.  Zfsclir.  VI.  ITiH)  doeb 
einen  Verfall  wahrnehmen,  der  nur  durch  ilen  Einfluss  der  genuaniseben 
Gerichtsverfassung  zu  erklären  ist;  s.  Stobbe:  De  lege  Rom.  Utiu.  40  ff. 
und  Sohin;  R.  u.  Qer.-Verf  I.  300  f.,  sowie  in  Sav.  Ztschr.  1.  17.  A.  Ifi. 
Dasselbe  gilt  fUr  die  socialen  Verhältnisse:  s.  Zanetti:  La  legge  romann 
retica  7a  ff.  und  Hesta  in  Riv.  ital.  per  le  .scienze  ginrid.  XXXl.  3 ff. 
i'ber  die  priucipes  s.  bei  mir  II.  Tb.  S.  340.  A.  3.,  über  die  curiules  daselbst. 
II  27Ö.  A.  l.;  vgl.  Zeunier  in  Sav  Ztsebr.  IX.  10.  A 4 
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Rechtes  bedeutet  und  germaniaclien  Einfluss  aufweist;')  I.  2.2. 
bietet,  wenn  auch  znzugeben  ist,  dass  es  sich  nicht  nui  Erb- 
lichkeit von  Lehen  handelt,-)  eine  interessante  Ueberarbeitnng 
der  Vorlage;  1.  3.  bezieht  die  niandata  principum  auf  königliche 
Ehebofehle;  I.  4.  1.  wendet  gar  die  Bestimmungen  über  re.sponsa 
prndentium  auf  den  Zeugenb^weis  an;  I.  !>.  2.  berücksichtigt 
das  Reclamationsrecht  der  königlichen  Schützlinge.  Ebenso 
rechnet  II.  1.  5.  mit  dem  Keclamationsrechte;  II.  1.  6 schliesst 
die  Competenz  des  höheren  Richters  gegenüber  der  des  niederen 
ab  nnd  schützt  die  letztere,  was  allerdings  römischen  Eindruck 
macht,  aber  doch  mit  Rücksicht  auf  das  Verhältnis  des  L.  R.  Cur. 
zu  ihrer  Vorlage  als  eine  fränkisch  beeinflusste  Umwandlung 
zu  bezeichnen  ist;'*)  aus  dem  actor  (Kläger)  wird  in  II.  1.  9. 
ein  Verwalter;  II.  IB  wandelt  die  venia  aetatis  in  Commendation 
uni;  in  II.  16.  2.  tritt  an  die  Stelle  des  principale  negotium 
das  fredum;^)  in  II.  17.  l.carta  an  die  Stelle  von  testamentnm;’) 
II.  21.  rechnet  mit  dem  Bifang;  II.  27.  rechnet  die  Knechte 
zu  Immobilieu.^)  III.  1.  6.  deutet  die  Miteigentümer  (consortes) 
als  Erben;  III.  h.  2.  und  3.  wandeln  die  donatio  sponsalicia  in 
dos  um;')  III.  10.  ersetzt  den  römischen  Begriff  gradus  durch 
genucnlum;  III.  19.  2.  interpretiert  die  Eniphyteuse  als  Königs- 
schenknng.^)  IV.  6.  l.  gebraucht  die  germanische  Bezeichnung 
„omungus“;*)  in  IV.  8.  1.  wird  muleta  in  fredum  umgewandelt; 
ebenso  in  IV.  13.  2.  sumptus  litis;  IV.  20.  benützt  revestire. 
In  VIII.  3.  1.  wird  Tradition  von  Immobilien  getrennt  behandelt 
nnd  für  dieselben  Schriftlichkeit  und  Öffentlichkeit  gefordert. 
TX.  8.  I.  bietet  eine  interessante  von  Horten'")  gut  beleuchtete 


*)  ».  Affolter:  Intertempor.  Privatr.  I.  139. 

^ ».  Zeumer  in  der  Ausgabe  S.  300.  A.  I.;  and.  Meinung  Besta  I.  c.  7. 

so  gegen  Salis  (1.  c.  157)  Zeumer  I.  c.  313.  A.  2. 

•)  ebenso  in  IX.  19.  1. 

ebenso  in  XXIII.  18.  i'berhaupt  ist  der  Begriff  des  röroiselien 
Testaments  stark  getrübt;  s.  Salis  I.  c.  143.  A.  2. 

*)  ebenso  VIII.  5.  I. 

’)  ebenso  III,  16.  1.  und  überhaupt  häufig;  s.  IX.  32.  3.,  XX1\'.  20. 
1.  nnd  2.,  XXVI.  1.  1. 

*)  auch  X.  5.  rechnet  mit  der  KiSnigsschenkung;  dass  hier  nicht  lieben 
vorliegt,  scheint  wohl  richtig  zn  sein;  s.  Zeumer  in  8av.  Ztsehr.  IX.  43. 
“)  s.  Brunner  in  Sav.  Ztsebr.  IV.  266. 

'")  Personalexecutiou  II.  168. 
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Verdrehung;  IX.  r.i.  i.  spricht  von  Composition;  IX.  :to.  2. 
rechnet  mit  ImmunitM.  X.  1.  1.  gebraucht  üscalis  causa  im 
Sinne  von  Königsgut;')  X.  lO.  behandelt  irrtümlich  Schatzgi-aben, 
während  es  sich  in  der  Vorlage  um  Bergbau  handelt.  XI.  1. 
scheint  (so  wie  II.  21.)  Bifang  ins  Auge  zu  fassen;^)  XI.  6.  ;i. 
passt  jedenfalls  eher  aufÜrteilschelte  als  auf  römische  Appellation;-') 
XI.  13.  entspricht  der  Inquisitio  per  testes;  XI.  14.  kennt  Be- 
eidigung der  carta.^)  XVII.  it.  ist  der  germanischen  Urkunden- 
praxis angepasst.’’)  XVIII.  1.  scheidet  streng  die  Verfügungen 
über  Mobilien  und  Immobilien  und  die  Rechtsfolgen  solcher  Ver- 
fügungen. XXII.  6.  setzt  an  die  Stelle  der  Emancipation  die 
Commendation  und  anerkennt  die  sog.  emancipatio  germanica;") 
in  XXII.  12.  wird  das  römische  Fideicommis  in  die  fränkische  Fide- 
jussio  nmgewandelt.  XXIII.  ö.  3.  und  4.  beruht  auf  gänzlichem 
Missverständnis  der  negotiorum  gestio;  XXIII.  r>.  l.  fügt  selbst- 
.ständigden  Eid  hinzu;')  XXIII.  7. 1.  gestaltet  die  negotiorum  gestio 
in  eine  Commendation  um;  XXIII. 9. 4.  und.’),  kennt  die  üdes  facta; 
XXIII.  21.  acceptirt  den  Ganerbenbegriff ; XXIII.  26.  wandelt 
die  Bürgenhaftnng  in  germanischem  Sinne  uni;  XXIII.  27.  be- 
rücksichtigt die  Gesammthaftung  der  Verwandten  des  Verstorbenen 
und  fügt  selbständig  den  Eid  des  Klägers  hinzu.  XXIV.  l.  l. 
kennt  Eideshel fer;")  XXIV.  2.  kennt  ein  SicherheiUsgelöbnis 
mit  festnea")  und  fasst  die  Stipulation  als  Exfestucation  auf; 
XXIV.  4.  lässt  an  die  Stelle  des  jus  distrahendi  pignoris  den 
germanischen  Pfandverfall  treten  und  auch  5.  accouiodiert  sich 
dem  germanischen  Pfandrechte;  XXIV.  1.5.  beschränkt  selbständig 


')  s.  Snhm:  K.  n.  Ger.  V.  420.  A.  94. 

■i)  mul.  Heiiiung  Zeuinor  in  der  Äiisg.  :is;i.  A.  1. 

2)  9.  llrunner:  K.  G.  11.  S5M.  A.  2ü, 

9.  Zeumer  I.  c.  :l8ij.  .\.  2.,  Urnnner  1.  c.  II.  424  f. 

’•)  a.  Brunner:  H.  G.  d.  Urk.  I.  S.  2S.  A.  1,  und  Hi. 

“)  elienao  wie  XXIII.  7.  1 und  2.  nnd  XXIV.  s.  1,  Was^ner  (.Sav. 
lÄtacdir.  IV’.  ßO  f.)  denkt  liier  an  byiantini.ai-lien  RinHua.a,  wa.s  woLl  mit 
Hecht  abgelelint  werden  darf;  s.  Salis  I.  c.  IßS.  und  Zeuiiier  das.  IX.  H.S; 
V({1.  Bttjuelin:  I^es  fondeinents  du  regime  feod.  dana  la  B.  K (’ur.  (Paria  1H93.) 
5H  ff.  und  Be  ata  I.  c.  (Kivista  ital.  per  te  scienze  gini  id.  XXXI  ) b ff 
ebenao  XXIII.  27. 

")  8.  Brunner;  K.  G.  II.  HSS.  A.  73. 

*)  8.  Brunner  1.  c.  444.  A 19. 
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die  Handlangsföhigkeit  des  Altersschwachen.  XXV.  9.  4.  bietet 
merkwürdige  Missverständnisse  des  römischen  Erbrechtes. 
XXVI.  9.  1.  ränmt  den  väterlichen  Verwandten  in  germanischer 
Weise  erbrechtliche  Vorrechte  ein;  XXVI.  9.  5.  lässt  das 
spätere  Testament  zu  Gunsten  des  früher  abgefassten  znrflck- 
treten.i)  In  XXVII.  1.  3.  tritt  Commendatio  an  die  Stelle 
von  Verknechtung;'^)  die  conventio  per  sigillum  in  XXVII.  9. 
ist  natürlich  germanisch  XXVII.  12.  behandelt  die  Prekarie 
missverständlich,  aber  doch  so,  dass  man  den  fränkischen 
Einfluss  merkt.^) 

Wir  haben  da  nur  das  juristisch  wichtigste  hervorgehoben 
und  uns  nicht  an  blosse  Worte  geklammert,^)  überhaupt  nur 
jene  Fälle  berücksichtigt,  in  denen  das  Abgehen  von  der  Vorlage 
zweifellos  germanischen  Einflüssen  zuzuschreiben  ist*’)  und 
nicht  etwa  auf  Lesefehlern  oder  einem  anderweitigen  Miss- 
verständnisse der  Vorlage  beruht;^)  man  könnte  sonst  leicht 
die  Anzahl  der  dieser  Epitome  eigentümlichen  Erscheinungen 
sehr  bedeutend  vermehren.  Aber  auch  das,  was  wir  anführten, 
genügt  zur  Beurtheilung  des  Umfanges  und  der  Intensität  des 
fränkischen  Einflusses  in  der  L.  Rom.  Cur.,  wobei  man  bedenken 
muss,  dass  Churrätien  dank  seiner  Lage  und  seiner  besonderen 
Verfassung  dem  Romanentum  eine  bessere  Bewegungsfreiheit 
ermöglichte,^)  überdies  aber  das  rätiscbe  Rechtsbucb,  das  in  Be- 
handlung kirchlicher  Fragen  sogar  über  die  Vorlage  hinausgeht,^) 

')  Stobbe:  L.  Rom.  Utin.  77.  nimmt  m.  R.  nn,  dass  ea  sich  offenbar 
um  einen  Erbvertrag  bandelt. 

Vgl.  Form.  Turon.  43. 

8.  Brunner  1.  c.  II.  337. 

8.  Bruuner  1.  c.  I.  201.  A.  38. 

Zu  erwähnen  wäre  immerhin  das  häufige  admallare  ; 8.  II.  1.  2. 
II.  6.  4.,  IV.  16.  1,,  IV.  16.  1.,  IX.  1.  4.,  XIX.  1.  Tamasaia:  Nozze 
Polacco -Luzzatto  p.  14  führt  die  Worte  „ante  principem“  iu  IV.  9.  1.  auf 
L.  Sal  26  zurück. 

')  Die  eigenartige  Behandlung  der  Quarta  Falcidia  beruht  nicht  auf 
germanischem  Einflüsse;  s.  Zeumer  iu  Sav..  Ztschr.  IX.  20  ff. 

s.  darüber  Besta  1.  c.  319  f. 

>')  Dies  äussert  sich  stark  in  dem  rätischen  Urkundenwesen;  s.  Brunner 
R.  G.  d.  Urk.  I.  245  ff. 

’J  8.  Conrat  I.  c.  I.  288.  A.  6.;  Salis  1.  c.  147.  A.  2.  stellt  die 
Fälle  zusammen,  in  denen  L.  R.  Cur.,  ohne  dazu  durch  die  Vorlage  bestimmt 
gewesen  zu  sein,  kirchliche  Sachen  berührt. 

T.  Ualbao,  Röm.  Recht  in  den  germ.  Volksstaaten.  IIL  7 
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offenbar  Vertrautheit  mit  kirchenrechtlichen  Materien  anfweist; 
man  darf  daraus  einen  Schluss  auf  die  Beeinflussung  des 
römischen  Rechtes  in  andern  fränkischen  Gebieten  ^ ableiten. 
Die  einzige  praktisch  verwendbare  Epitome  des  Breviars  unter- 
liegt in  diesem  Daseinskämpfe  der  Wucht  des  fränkischen 
Rechtes  und  bestätigt  den  Eindruck,  den  das  Studium  der 
Formeln  macht.^) 

Selbständiger  treten  die  Capitnla  Remedii  auf;  sie 
lehnen  sich  nicht  direct  an  eine  römische  Vorlage  an.  Diese 
Compilation  verfolgt  vielmehr  in  bewusster  Weise  den  Zweck, 
das  römische  Strafrecht  abzuändern,  an  seine  Stelle  aber  nicht 
reines  germanisches  Strafrecht,  sondern  eine  neue  Combination 
beider  Rechte  zu  setzen.^  Der  Verfasser  der  Cap.  Rem.  tritt 
sowohl  dem  römischen,  als  dem  germanischen  Strafrechte 
selbständig  entgegen,  wendet  germanische  Strafen  an,  steht 
aber  dabei  vielfach  unter  römisch -kirchlichem  Einflüsse.  Auf 
diese  Weise  kommt  es  zu  einem  lehrreichen  Ausgleiche,  dem 
wir,  ebenso  wie  der  L.  Rom.  Cur.,  entnehmen  dürfen,  dass  man 
praktisch  mit  dem  römischen  Rechte  nicht  auskam,  das  ein- 
gedrungene germanische  Recht  römischerseits  nicht  ignoriren 
konnte  und  selbst  da,  wo  die  Möglichkeit  bestand,  freier  vor- 
zugehen,  von  dieser  Freiheit  nur  bescheidenen  Gebrauch  machte 
und  für  die  Anpassung  des  römischen  Rechtes  an  die  Bedürfnisse 
der  Praxis  germanisches  Recht  verwendete. 


So  stimmt  Alles  mit  dem  Eindrücke  überein,  den  wir  schon 
früher  bei  Behandlung  der  Ueberreste  römischer  Einrichtungen, 
bei  Besprechung  der  Stellung  der  Kirche,  sowie  bei  dem  Studium 
der  Quellen  und  Bearbeitungen  des  römischen  Rechtes  im 
fränkischen  Reiche  gewonnen  haben.  Die  Begegnung  zweier 


')  natürlich  mit  Ananahme  des  Südens. 

*)  Dass  die  socialen  Verhältnisse  in  der  L.  K.  C.  die  allgemeinen 
fränkischen  Wandlungen  durchgemacht  haben,  hat  auch  Besta  I.  c.  (Rir. 
ital.  XXI.  1 ff.)  nicht  läugnen  können. 

^ Sehr  zutreffende  Charakteristik  bei  Ze  umer  in  Sar.  Ztschr.  IX  48  f.; 
über  Einzelheiten  s.  Brunner:  R.  6.  11.  GOT.  A.  S7.,  630.  A.  30,  31., 

660.  A.  14. 
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Rechte,  von  denen  das  eine  bereits  zur  Zeit,  als  es  in  das  neue 
Reich  einzog,  auf  alten  und  festen  Grundlagen  beruhte,  das 
andere  aber  schon  vorher  zersetzt  war,  konnte  nicht  anders 
ausfallen,  namentlich  da  rlas  fränkische  Recht,  wie  wir  gesehen 
haben,  nebst  seinen  alten  Grundlagen  eine  seltene  Widerstands- 
kraft besass,  die  sich  nicht  nur  gegen  fremde,  sondern  sogar  gegen 
sehr  verwandte  Einflüsse  standhaft  erwies,  das  römische  dagegen 
jeder  Gemeinsamkeit  entbehrte;  war  doch  nicht  einmal  sicher, 
welches  römische  Recht  man  anwenden  sollte,  da  im  Gegensätze 
zu  dem  westgothischen  und  burgundischen  Staate  im  fränkischen 
keine  ofßcielle  Sammlung  des  römischen  Rechtes  bestand.  Hinzu 
tritt  der  Umstand,  dass  das  fränkische  Recht  von  grossen  Volks- 
mengen getragen  und  durch  den  staatlichen  Apparat  geschützt 
wurde,  während  das  römische  weder  durch  innere  Kraft,  noch 
durch  ein  organisirtes  Volk,  ja  nicht  einmal  durch  eigene  Ge- 
richte*) vor  dem  schon  früher  begonnenen  Rückgänge  gewahrt 
wurde. 

An  diesem  Kräfteverhältnisse  konnten  politische  Umstände 
nichts  ändern.  Die  Römer  mochten  in  ihren  Besitzverhältnissen, 
in  Freiheit  und  Vermögen  unbeeinträchtigt  bleiben,  zu  Staats- 
ämtern, zur  Theilnahme  an  der  Gefolgschaft,  an  Heer  und 
Gericht,  zugelassen  werden.  Für  die  Wahrung  des  römischen 
Rechts  bedeutete  dies  gar  nichts;  sie  mögen,  namentlich  anfangs, 
die  germanischen  Eindringlinge  und  ihr  Recht  geringschätzend 
betrachtet  haben; 2)  ilirem  Rechte  vermochten  sie  dadurch  zu 
einem  Siege  nicht  zu  verhelfen.  In  der  kirchlichen  und  staat- 
lichen Gemeinsamkeit  der  Römer  mit  den  Germaiten  musste  es 
zu  einem  Ausgleiche  des  beiderseitigen  Rechtes  kommen,  aber 
angesichLs  des  erwähnten  Kräfteverhältnisses  und  der  Wider- 
standskraft des  fränkischen  Rechtes  musste  die  Ausgleichung 
zur  Verdrängung  des  römischen  Rechtes  führen. 

Allerdings  wehrte  man  den  Römern  nicht  die  Anwendung 
ihres  Rechtes  untereinander.  Haben  doch  sogar  fränkische 
Grafen  das  Strafverfahren  mit  inscriptio  vornehmen  lassen; 2) 

*)  mit  Ausnahme  des  Restes  der  städtischen  Gerichtsbarkeit  ansser 
Streitsachen  (s.  oben  II.  Theil  S.  2S0.)  und  etwa  noch  der  Schiedsgerichte, 
Tgl.  Fustel  de  Coulauges:  Monarchie  fr.  34S  ff. 

*)  s.  Brunner:  R.  G.  II.  9. 

S.  z.  B.  Form.  Extra v.  I.  6.;  vgl.  Zeumer  in  der  Ausg.  S.  63t>. 

7* 
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wo  grössere  Massen  römischer  Bevölkerung  vorhanden  waren, 
wurde  überhaupt  römische  Gerichtspraxis,  wenn  auch  nicht 
ohne  gewisse  germanische  Beeinflussung,  weiter  geübt.*)  In 
noch  höherem  Grade  gilt  dies  für  den  privatrechtlichen 
Verkehr,  aber  dennoch  haben  weder  Kirche^)  noch  Private^) 
ihr  römisches  Recht  von  fränkischen  Aenderungen  frei  erhalten. 
Die  grösste  Widerstandskraft  hat,  ans  naheliegenden  Gründefl, 
das  römische  Erbrecht,  namentlich  das  Testamentsformular  an 
den  Tag  gelegt,^)  daneben  das  Familienrecht,®)  während  im 
Vertragsrechte,  abgesehen  von  der  beharrlich  festgehaltenen 
Stellvertretung,  eine  starke  Umbildung  des  römischen  Rechtes 
eingetreten  ist.®)  Ein  genauer  Überblick  ist  bekanntlich  un- 
möglich, da  es  dem  gallischen  Römertum  in  allen  diesen  Be- 
ziehungen an  Einigkeit  fehlte.  Es  müsste  also  der  gesammte 
Urknndenvorrat  nach  Gebieten  geordnet  und  sodann  für  jede 


■)  8.  Kiener  1.  c.  71,  73  ff.;  vgl.  anch  oben  II.  Theil  S.  291.  Dass 
der  germanische  Process  ganz  überwiegend  auch  auf  Römer  angewendet 
wurde,  ist  bekannt;  s.  van  Wetter:  Le  droit  romain  et  le  dr.  germ.  15  f . ; 
zweifellos  gilt  dies  für  das  Beweisrecht,  namentlich  in  Mischfällen; 
B.  Brunnor:  R.  G.  I.  260.  Ä.  6.,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  9.  ff.  Die  Sitte 
hat  das  Übrige  gethan;  denn  wenn  Römer  sogar  Fehde  übten  (s.  Brunner 
1.  c.  220)  ferner  durch  Bassen  geschützt  wurden,  so  musste  das  auf  die 
strafrechtliche  Praxis  einwirken.  Die  Appendices,  namentlich  die  Ein- 
schaltung der  berühmten  Formel  .de  trina  conventione*  in  App.  II.  beweisen, 
dass  man  bemüht  war,  für  den  Process  römische  Grundsätze  zu  retten. 
Diese  wertvolle,  schon  an  anderer  Stelle  (II.  327)  erwähnte  Formel  ist  auf 
Grund  von  L.  R.  V.  Nov.  Valent.  III.  12.  Interpr.  selbständig  gearbeitet 
und  zeichnet  sich  durch  eine  ungewöhnliche  Beherrschung  des  Stoffes  ans; 
vgl.  V.  Bethmann-Hollweg  1.  c.  IV.  200  f.  und  Zeumer:  Formnlae  534  f. 
*)  s.  oben  II.  Theil  S.  312. 

’)  wie  aus  den  Formeln  zu  ersehen  ist. 

*)  8.  Brunner:  R.  G.  L 392.  A.  2.,  Löning  1.  c.  II.  671.  A.  3. 
Die  Appendices  (s.  bei  mir  II.  Theil  8.  327)  enthalten  auch  einige  erb- 
rechtliche Zusätze  aus  Paulus,  was  für  eine  relativ  grössere  Anwendbarkeit 
des  römischen  Erbrechtes  sprechen  könnte. 

®)  S.  über  Einzelnheiten  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  208  ff.  Es  ist  erwähnt 
worden,  dass  auch  die  Formeln  Vieles  enthalten,  was  dem  römischen  ehel. 
Güterrecht,  beziehungsweise  dessen  vulgarrechtlicher  Umbildung  entspricht. 

®)  Zu  dem,  was  wir  bei  Besprechung  der  Formeln  hervorheben  konnten, 
s.  noch  Stouff;  De  foimnlis  105  ff.  und  in  Nouv.  Rev.  hist,  de  dr.  fr.  et 
etr.  1887.  S.  249  ff.,  ferner  Sohm  in  Sav.  Ztschr.  I.  70. 
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Rechtsfrage  besonders  durchgeprfift  werden.')  So  lange  dies 
nicht  geschehen  ist,  muss  man  sich  eben  mit  einem  allgemeinen 
Eindrücke  begnttgen.  Derselbe  kann  jedoch  vorläufig  hinreichen, 
wenn  er  mit  den  übrigen  Ergebnissen  Qbereinstimmt,  was  eben 
in  unserem  Falle  zntrifift. 

Die  Betrachtung  des  gegenseitigen  Kräfteverhältnisses  lässt 
es  als  ganz  selbstverständlich  erscheinen,  dass  sich  die  ganze 
Entwicklung  und  der  Rechtsausgleich  in  verschiedenen  Gebieten 
verschieden  gestalten  musste.  Dies  wird  auch  durch  die  quellen- 
mässigen  Nachrichten  vollständig  bestätigt.  Denn  wir  haben 
wahruehmen  können,  dass  in  SUdgallien  das  römische  Recht 
eine  wesentlich  andere  Bedeutung  beibehalten  hat.-)  Da  hat 
der  Ausgleich  beider  Elemente  zu  einem  Übergewichte  des 
römischen  Rechtes  Uber  das  germanische  geführt''}  und  dieses 
Übergewicht  gipfelte  darin,  dass  im  IX.  Jh.  das  römische  Recht 
eine  energische  Offensive  ergreifen,  territorialen  Charakter  an- 
nehmen und  das  germanische  unterdrücken  konnte,  während  im 
Norden  der  Sieg  des  fränkischen  Rechtes  über  das  römische 
schon  im  VIII.  Jh.  so  vollkommen  war,  dass  der  sUdgallische 
Aufschwung  des  letzteren  localisiert  blieb  und  die  Domäne  des 


*)  Das  gewöhnlich  ühliche  Verwenden  von  verschiedenen  Urkunden, 
ohne  Rücksicht  auf  Zeit  und  Gebiet,  denen  sie  entstammen,  ist  zwar  mit- 
unter bequem,  da  es  die  Möglichkeit  bietet,  für  jedes  Problem  urkundliche 
Belege  zu  finden,  trägt  aber,  wie  man  zugestehen  muss,  eher  zur  Verwirrung, 
als  zur  Klärung  der  Sachkenntnis  bei.  Vor  allem  aber  führt  es  zu  Ver- 
allgemeinerungen, die  besonders  für  die  hier  behandelten  Fragen  gefährlich 
sind.  Man  darf  doch  daraus,  dass  in  irgend  einer  Urkunde  ein  Symptom 
des  römischen  Rechtes  vorkommt,  nicht  schliessen,  dass  die  diesem  Symptome 
zur  Basis  dienende  Rechtsauffassnng  wirklich  verbreitet  war.  Ks  hätten 
wohl  weder  Fitting  noch  Tardil  zu  ihren  weitgehenden  Ergebnissen 
gelangen  können,  wenn  sie  den  Unterschied  des  Sporadischen  von  dem 
Allgemeinen  beachtet  hätten.  Auch  Stouff  thnt  dies  nicht  genügend, 
während  Brnnner’s  R.  Gesch.  d.  Urk.  von  diesen  Mängeln  frei  ist.  — 
Diese  Frage  ist  schon  in  der  Vorrede  zum  II.  Theile  S.  XII  f.  gestreift 
worden. 

*)  8.  oben  II.  325,  342  ff. 

Es  kommt  auch  in  den  aus  dem  Süden  stammenden  Handschriften 
vor.  dass  häufig  römische  Bruchstücke  unter  germanische  Rechtsquellen 
gemischt  worden.  S.  die  Zusammenstellung  in  Hänel's  Vorr.  zur  L.  R. 
Vis.  Feiner  Conrat  1.  c.  I.  42.  A.  12.  und  265  f. 


Digitized  by  Google 


102 


fränkischen  Rechtes  nicht  berühren  konnte.')  Das  sog. 
Personalitätsprincip  hat  sich  in  dieser  Beziehung  praktisch 
nicht  bewährt;  es  vermochte  da,  wo  Germanen  in  starken 
Massen  wohnten,  das  römische  Recht  nicht  zu  retten,  ebenso- 
wenig das  germanische  in  den  durch  überwiegende  romanische 
Bevölkerung  besiedelten  Gebieten. 

Dass  dieser  Erfolg  nicht  früher,  sondern  erst  gegen  Ende 
der  fränkischen  Zeit  eintrat,  lässt  uns  ein  hartnäckiges  Ringen 
vermuten,  dessen  Verlauf  aber  aus  den  schon^)  erwähnten 
Gründen  nicht  genau  verfolgt  werden  kann,  für  die  Haupt- 
aufgabe dieser  Untersuchungen  überdies  nicht  direct  in  Betracht 
kommt. 

Wir  werden  für  die  Beurtheilung  der  einzelnen  fränkischen 
Rechtsinstitute  und  für  die  Frage,  inwiefern  in  ihnen  römisch- 
rechtlicher Einfluss  wahrnehmbar  ist,  mit  den  gewonnenen 
Resultaten  rechnen  müssen,  werden  aber  nicht  ausser  Acht 
lassen  dürfen,  dass  trotz  der  Kraftverschiodenheit  beider  Elemente 
zwischen  beiden  Rechten  wichtige  Beziehungen  bestanden,  die 
sich  schon  aus  der  Thatsache  ihrer  Begegnung  ergeben  mussten. 
Selbst  wenn  die  Trümmer  des  zersetzten  römischen  Rechtes  zu 
schwach  waren,  um  sich  in  den  fränkischen  Hauptgebieten  auf 
die  Dauer  zu  behaupten,  dem  fränkischen  Rechte  zu  wider- 
stehen oder  gar  dasselbe  zu  romanisieren,  — für  die  Entwicklung 
des  fränkischen  Rechtes  auf  neuem  Schauplatze  mussten  sie 
doch  in  die  Wagschale  fallen,  ln  mancher  Beziehung  bot  das 
verfallende  römische  Recht,  gerade  weil  es  von  seiner  Höhe 
herabgestiegen  und  von  seiner  Vollkommenheit  Vieles  eingebüsst, 
Anregungen  für  die  Förderung  des  fränkischen.  Das  absterbende 
römische  Recht  bringt  V ergröberungserscheinungen  hervor,  Rück- 
bildungen, die  uns  greisenhaft  anmuten,  weil  wir  eben  wissen, 
dass  es  Rückbildungen  sind,  — die  aber,  bei  äusserlicher  und 
von  der  Vergangenheit  absehender  Betrachtung,  ebensowohl 
als  Verjüngungen  betrachtet  werden  können  und  Anknüpfungs- 
punkte für  das  aufstrebende  germanische  Recht  bilden. 


’)  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  25,  29;  vgl.  van  Wetter  1.  c.  16.  A.  1. 
•J  8.  S.  101.  A.  l. 
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Die  Umstände,  die  dem  fränkischen  Rechte  schon  auf 
früher  Entwicklungsstufe  zu  grosser  Widerstandskraft  verholfen 
hatten,  waren  der  Entfaltung  des  fränkischen  Staatsrechtes  im 
neuen  Reiche  ungünstig.  Vielherrschaft  und  andere  Momente, 
die  die  Wahrung  des  fränkischen  Wesens  fremden  Einflüssen 
gegenüber  erleichterten,  haben  die  Lösung  staatlicher  Aufgaben 
unter  den  neu  gearteten  Verhältnissen  erschwert.  Und  fehlte 
es  auch  nicht  an  Berührungspunkten  zwischen  dem  mächtig 
aufstrebenden  Volke  und  demjenigen,  was  es  in  Gallien  nach 
und  nach  rorrückend,  vorfand,^  so  galt  dies  doch  vornehmlich 
für  actnelle,  wirtschaftliche,  folglich  auch  zum  grossen  Theile 
für  verkebrsrecbtliche  Fragen,  aber  nicht  für  die  Bildung  des 
neuen  Staatswesens. 

Da  ist  im  Gegentheil  eine  Kluft  bemerkbar.  Das  fränkische 
Reich  wächst  territorial  mächtiger  als  irgend  ein  anderes  und 
nimmt  in  der  Zeit,  die  kaum  genügt  hätte,  um  ein  germanisches 
Volks-  und  Staatswesen  in  einen  Stammesstaat  umzuwandeln, 
den  Umfang  eines  Weltreiches  an.  In  dem  Jahrhundert  zwischen 
Clilogio  und  den  Söhnen  Chlodovech's  sind  so  viele  und  so  ver- 
schiedene Territorien  der  ursprünglich  bescheidenen  saliVänkischen 
Herrschaft  unterworfen  worden,  dass  eine  folgerichtige  Ent- 
wicklung staatsrechtlicher  Art  diesem  Länderzuwachse  unmöglich 
Schritt  halten  konnte.  Die  weitausgreifenden  fränkischen 
Eroberungszüge  hingen  überdies  mit  keiner  Massenwandernng 
des  Volkes  zusammen;  die  Grenzen  des  geschlossenen  Vorrückens 
der  Franken  sind  im  Vergleiche  mit  den  Grenzen  ihrer  Herrschaft 
zurückgeblieben;  dies  bot  zwar  einen  wichtigen  Schutz  gegen 
die  Romanisierung  der  Hauptmasse  des  Volkes,  bereitete  aber 
zugleich  dem  staatsrechtlichen  Ausbau  verhängnisvolle  Schwierig- 
keiten. 

Der  Expansion  entsprach  selbstverständlich  ein  qualitatives 
und  quantitatives  Anwachsen  staatlicher  Aufgaben,  dem  die 
kleinstaatlichen  Verhältnisse  unmöglich  entsprechen  konnten. 
Sie  hätten  gänzlich  umgebildet  werden  müssen;  dazu  aber  hätte 
es  langer  Zeit  und  langsamer  Staatserweiterung,  sowie  geschlossenen 
Vorgehens  und  massenhaften  Einrückens  organisierter  Gruppen 
in  alle  neu  erworbenen  Länder  bedurft. 


’)  B.  in  Theil  H.  8.  240  und  hier  oben  8.  3 ff. 
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Was  nun  eine  Umbildung  kleinstaatlicher  Verhältnisse  und 
elastische  Anpassung  an  die  neuen  Anforderungen  betrifft,  so 
muss  besonders  der  Umstand  in  Betracht  kommen,  dass  den 
Franken  der  Übergang  vom  altgermanischen  Volksstaate 
zum  Stammesstaate  versagt  blieb.  Es  ist  bekannt,  dass  die 
Ausdehnung  des  salischen  Gebietes  durch  königliche  Eroberungen 
noch  vor  der  Einigung  aller  Salier  begonnen  hat.  Das  Heraus- 
treten ans  dem  engen  und  für  spätere  Verhältnisse  unzureichenden 
Rahmen  altgermanischer  Staatsverfassung  ist  erfolgt,  bevor  man 
an  eine  staatsrechtliche  Organisation  aller  salischen  Völker 
denken  konnte.')  Wir  begegnen  da  einem  unvermittelten  oder 
jedenfalls  ungenügend  vermittelten  Sprunge  vom  Eieinstaate 
zum  Grossstaate,  was  eben  zu  den  schwerwiegendsten  staats- 
rechtlichen Conseqnenzen  führen  musste;  denn  nirgends  ist  ein 
solcher  Sprung  ohne  ernste  Gefährdung  der  staatsrechtlichen 
Grundlagen  gemacht  worden,  deren  plötzliche  Ausdehnung 
einfach  unmöglich  ist.^)  Der  salische  Staat  bestand  schon  früh- 
zeitig aus  Gebieten,  die  noch  in  alter  Weise  volksrechtlich 
organisiert  waren  und  aus  eroberten  Gebieten,  auf  die  jene  alte 
Verfassung  nicht  angewendet  werden  konnte.  Es  kam  aber 
nicht  einmal  zu  einem  vollen  Bewusstsein  des  Gegensatzes,  dem 
nur  eine  Doppelverfassung-^)  entsprochen  hätte ; denn  auch  dazu 
war  die  Entwicklung  zu  rasch  und  überdies  haben  andere 
Umstände  eine  derartige  Sonderung  des  Stammlandes  und  der 
eroberten  Länder  verhindert ; eine  verfassungsrechtliche  Scheidung 
des  Stammlandes  von  den  eroberten  Gebieten,  mit  Aufrecht- 


‘)  Nimmt  man  mit  Hubrich  (Fr.  Wahl  n.  Erbkgtnm  S.  4.  A.  14) 
an,  dass  schon  die  Lex  Sal.  für  drei  verbündete  Völker  abgefasst  wurde 
und  berücksichtigt  man,  dass  noch  nur  Zeit  Chlodovechs  (s.  Qreg.  Tnr. 
II.  27.  41.)  auch  nur  ein  Bundesverbültnis  dreier  salischer  Königreiche 
bestand,  so  gelangt  man  xur  Überzeugung,  dass  die  fränkische  Stammes- 
entwicklung auf  der  Stufe  internationaler  Verbindung  stehen  blieb ; die 
weitere  Entwicklung  hatte  nicht  mehr  organischen  Charakter;  der  Bund  hat 
nicht  von  selbst  staatsrechtliche  Bedeutung  angenommen;  er  hat  sie  ge- 
waltsam erhalten. 

*)  Wir  sehen  beispielsweise,  dass  Rom  Übergangsstufen  durchmachte; 
eine  solche  Übergangsstufe  war  z.  B.  der  latinische  Bund. 

’)  etwa  wie  im  römischen  Reiche  für  Italien  und  die  Provinzen,  beziehungs- 
weise Senatsprovinzen  und  Kaiserprovinzen. 
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erhaltung  der  alten  Verfassung  f%r  das  Stammland  und  separater 
Regelung  der  Verhältnisse  in  den  neuen  Ländern,  hätte  an  und 
für  sich  nur  durch  einen  seiner  Aufgaben  im  vorhinein  bewussten 
Staat  vorgenommen  werden  können.  Abgesehen  davon  kommt 
noch  in  Betracht,  dass  gerade  die  neu  erworbenen  Gebiete  die 
wertvolleren  waren,  dass  somit  durch  das  Hinaustreten  aus 
dem  alten  Rahmen  gleichzeitig  der  Schwerpunkt  des  Staates 
verschoben  wurde;  das  Stammland  sank  immer  mehr  zu  einer 
Provinz  gegenüber  diesen  reicheren  und  ausgedehnteren  Er- 
werbungen herab.  Welche  Bedeutung  eine  solche  Verschiebung 
des  Schwerpunktes  gerade  für  das  Staatsrecht  hat,  bedarf  keiner 
näheren  Ausführung.*) 

Es  ist  ferner  zu  erwägen,  dass,  wenn  auch  die  ersten 
Eroberungszttge  eine  grosse  Menge  von  Franken  in  die  an  das 
Stammland  grenzenden  Gebiete  verpflanzten,  diese  Eroberungen 
dennoch  nicht  denselben  volksmässigen  Charakter  hatten,  wie 
anderwärts.  Fehlen  uns  auch  darüber  nähere  Nachrichten,  so 
müssen  wir  doch  — angesichts  des  Zurückbleibens  grosser 
Volkstheile  in  den  früheren  Sitzen  — annehmen,  dass  die  in 
die  neuen  Gebiete  eintretenden  Franken  überwiegend  Leute 
waren,  die  den  Zusammenhang  mit  ihren  ehemaligen  volks- 
mässigen Verbänden  aufgegeben  hatten,  um  an  dem  Zuge  theil- 
zunehmen  und  sich  ferne  von  der  Heimat  anzusiedeln.  Wenn 
sie  dann  auch  neuerdings  Gruppen  bildeten,  die  der  alten 
Tradition  entsprachen,  so  konnte  denselben  doch  nicht  mehr 
jene  Zähigkeit  innewohnen,  die  den  früheren  Gruppen  im  Stamm- 
lande eigen  war.  Man  hat  mit  Recht  die  auffallende  fränkische 
Verrohung  des  VI.  Jh.  auf  diese  Lockerung  der  ehemaligen 
Verbände  zurückgeführt,  namentlich,  da  die  solchermaassen 

*)  Es  ist  bekannt,  dass  z.  B.  die  römische  Republik  durch  das  Hinaus- 
treten des  Staates  aus  Italien  untergraben  wurde.  Die  Provinzen,  von 
denen  manche  zu  übergrosser  Bedeutung  gelangten,  konnten  nicht  mit  dem 
republikanischen  Rüstzeug  regiert  werden  und  je  mehr  Bedeutung  sie  für 
den  Oesammtstaat  erhielten,  desto  mehr  musste  dasjenige,  was  für  die 
Provinzen  passte,  zur  Regel  für  das  ganze  Reich  werden. 

Im  fränkischen  Reiche  aber  gelangten  die  neuen  Gebiete  zu  weit 
grösserem  Übergewichte,  als  die  Provinzen  im  römischen  Reiche.  Und  über- 
dies bot  die  römische  Verfassung  doch  ein  unvergleichlich  besseres  Werkzeug 
zur  Regierung  eines  Grossstaates,  als  die  altgermaniscbe,  weil  die  römische 
Verfassung  sich  stufenweise  entwickelt  batte. 
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entwurzelten  Kriegsschaaren  in  Gallien  keinen  geeigneten 
Stutzpunkt  fanden;')  sie  begegneten  vielmehr  einem  ebenfalls 
desorganisierten  Römertnm. 

Nun  kommt  noch  hinzu,  dass  man  diese  Römer  anders  als 
im  westgothischen,  burgundischeu  oder  langobardischen  Staate, 
in  den  Staatsverband  als  politisch  gleichberechtigte  Bürger 
aufnahm,  sich  von  ihnen  nicht  absonderte,  wodnrch  ein  streng 
germanisches  Gepräge  der  Verfassung  erschwert  wurde. 

Alle  diese  Umstände,  der  Mangel  einheitlicher  Stammes- 
verfassnng,  das  nicht  in  volksmässigen  Gruppen  erfolgende 
EinrQcken  in  die  neuen  Gebiete  und  das  Änfnehmen  von  Römern 
in  den  gemeinsamen  Reichsverband,  sowie  die  Verschiebung 
des  Schwei'pnnktes  des  Staates  ans  dem  Stammlande  in  die 
eroberten  Länder,  haben  eine  folgerichtige  Ausbildung  des  alten 
Staatsrechtes  unmöglich  gemacht;  eine  einfache  Fortsetzung 
der  alten  staatsrechtlichen  Zustände  im  neuen  Reiche  war  aber 
ausgeschlossen,  da  dieselben  sogar  für  einen  rein  germanischen 
Grossstaat  hätten  versagen  müssen,  für  die  in  Frage  kommenden 
Gebiete  mit  gemischter  Bevölkerung  daher  vollends  unzureichend 
und  unanwendbar  waren,  übrigens  nicht  einmal  durch  ent- 
sprechende fränkische  Verbände  vertreten  werden  konnten. 
Als  dann  später  die  Einigung  aller  salischen  Kleinstaaten  er- 
folgte und  Chlodovech  sämmtliche  Nebenkönige  beseitigt  hatte, 
wäre  es  wohl  möglich  gewesen,  an  den  Ausbau  einer,  den 
heimischen  Grundsätzen  entsprechenden  Verfassung  für  den 
ganzen  Stamm  zu  denken.  Da  war  es  aber  zu  spät.  Die 
mittlerweile  eingetretene  enorme  Ausdehnung  des  Reiches  liess 
die  Einigung  der  Salier,  im  Vergleiche  mit  den  andern  Erfolgen 
und  angesichts  des  Übergewichtes  der  nichtsalischen  Gebiete, 
als  ziemlich  nebensächlich  erscheinen.  An  eine  Reconstruction, 
an  einen  sinngemässen  Ausbau  der  alten  Volksverfassung  für 
den  fränkischen  Stamm  zu  gehen,  hat  Clodovech  keinen 
Anlass  mehr  gehabt.  Das  Streben  nach  Staats-  und  Gewalts- 
einheit, das  wir  an  dem  fränkischen  Königtum  beobachten 
können,  stand  der  Ausgestaltung  einer  specielleu  Stammes- 
verfassung entgegen  ;^)  eine  solche  hätte  die  königliche  Gewalt 


■J  «.  Tlicil  11.  S.  248. 

“)  s.  oben  S.  104.  A.  1. 
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bcschi-anken  müssen,  woran  natürlich  das  auf  dem  Gipfel  seiner 
Macht  stehende  Königtum  gewiss  kein  Interesse  hatte.  Es 
mag  trotzdem  im  Stammlande  die  alte  Verfassung  theilweise 
noch  fortbestanden  haben;  für  die  Gesamtentwicklnng  war  sie 
nebensächlich  geworden,  da  sie  auf  die  wichtigeren  und  grösseren 
Reichstheile  nicht  anwendbar  war.  Wir  gelangen  somit  zur 
Überzeugung,  dass  eine  Continuität  für  die  staatsrechtlichen 
Kragen  ausgeschlossen  war,  da  der  einzig  mögliche  Ausgangs- 
punkt, nämlich  eine  Stammesverfassnng,  fehlte. 

Von  diesen  Betrachtungen  ausgehend,  wollen  wir  die 
einzelnen  staatsrechtlichen  Institute  in's  Auge  fassen.  — 

Dass  der  Volks  verband,  die  Grundlage  germanischer 
Verfassungsznstände,  verkümmern  musste,  ist  klar.  Er  beruhte 
bekanntlich  auf  der  formellen  Gleichstellung  aller  Freien  in  • 
socialer  und  rechtlicher  Beziehung  und  änsserte  sich  in  der 
Identität  von  Volk,  Staat  und  Heer,  sowie  in  der  Rolle,  die 
einzelnen  Verbänden  zufiel.  So  einfach  er  war,  setzte  er  doch 
das  Gleichgewicht  aller  für  das  öffentliche  Leben  in  Betracht 
kommenden  Bestandtheile  voraus.  Nun  ist  zwar  dieses  Gleich- 
gewicht natürlich  bei  keinem  der  bisher  besprochenen  Völker 
ungestört  geblieben  nnd  überall  haben  Wanderung  und  Staats- 
gründung, vor  allem  aber  der  Übergang  vom  Kleinstaate  zum 
Stammesstaate,  eine  Lockerung  der  Sippen  verbände,  eine 
Änderung  der  Ansiedlungsverhältnisse,  ja  sogar  eine  Alterierung 
der  socialen  Schichtung,  hervorgerufen.  Da  aber  alle  andern 
Staatsgründungen  durch  organisierte  Stämme  vollzogen  wurden, 
konnte  doch  eine  gewisse  Geschlossenheit  erhalten  bleiben,  die 
sich  namentlich  im  Heerwesen  geltend  machte,  so  dass  die 
Tradition  volksmässiger  V'erbändc  nicht  ganz  in  Vergessenheit 
geriet,  wogegen  die  fränkischen  Eroberungszüge  — namentlich 
die  späteren,  theilweise  aber  gewiss  auch  die  früheren  — wie 
schon  erwähnt,  zahlreiche  Volksgenossen  aus  ihren  Verbänden 
gerissen  und  dadurch  nicht  nur  die  im  Stammlande  verbliebenen 
Verbände  geschwächt,  sondern  die  auf  solche  Art  ausgeschiedenen 
Individuen  ihrer  bisherigen  Basis  beraubt  haben,  ohne  ihnen 
eine  andere  staatsrechtlich  gleichwertige  zu  bieten.  Dieselben 
Eroberungszüge  haben  überdies  die  Bedeutung  des  Königsdienstes 
erhöht,  dem  Königtum  überhaupt  zu  einer  von  Erfolg  zu  Erfolg 
fortschreitenden  Machtfdlle  verhelfen,  die  in  neuen  Gebieten, 
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in  denen  es  keine  volksrechtlichen  Schranken  mehr  gab,  un- 
gehindert gefestigt  werden  konnte.  Sie  haben  ausserdem  eine 
intensive  Entwicklung  der  Grundherrschaft  angebahnt  und  dadurch 
die  sociale  Gruppierung  in  verhängnisvoller  Weise  beeinflusst. 
So  hat  das  Herausti'eten  aus  den  bisherigen  Verhältnissen  nicht 
nur  die  Ausbildung  einer  Stammesverfassung  gehindert,  sondern 
insbesondere  eine  grosse  Anzahl  von  Volksgenossen  ausserhalb 
des  Volksverbandes  gestellt.') 

Diese  Übergangslosigkeit,  die  im  Gegensätze  zu  andern, 
von  geeinigten  Stämmen  vollzogenen  ßeichsgründungen  die  Be- 
gründung des  fränkischen  Reiches  kennzeichnet,  hat  dem  Volks- 
verbande  die  Rolle  einer  staatsrechtlichen  Grundlage  für  das 
neue  Staatswesen  benommen.  Der  Umstand,  dass  die  fränkische 
• Reichsgründung  nicht  als  Werk  des  Volkes,  sondern  des  König- 
tums zu  betrachten  ist,  hätte  an  und  für  sich  noch  nicht  genügt, 
um  das  Staatsrecht  auf  eine  wesentlich  neue  Basis  zu  stellen;'^) 
denn  wäre  der  Reichsgründnng  eine  Stammesorganisation  voran- 
gegangen, dann  hätte  das  Königtum  trotz  aller  Erfolge  zu  dem 
Stammesverbaude  und  seinen  volksrechtlichen  Bestandtheilen 
Stellung  nehmen  müssen  und  es  hätten  die  Eroberungen  trotz 
königlicher  Initiative  die  volksrechtlichen  Grundlagen  nicht  in 
diesem  Maasse  zu  erschüttern  vermocht.  So  aber  konnte  das 
Königtum  weder  mit  dem  alten  kleinstaatlichen  Volksverbande, 
der  für  das  neue  Reich  gegenstandslos  war,  noch  mit  einem 
Stammesverbande,  der  bei  den  Franken  niemals  zu  staatsrecht- 
licher Bedeutung  gelangt  war,  rechnen')  und  es  vermochte 


')  überdies  war  das  fränkische  Keicb  nicht  in  dem  Maasse  bedroht, 
wie  z.  B.  das  langobardische;  es  fehlte  also  der  änssere  zwingende  Grund 
für  die  Aufrechterhaltung  der  volksmässigen  Heeresverfassung  und  der 
rolksmässigeu  Grundlagen  überhaupt.  Als  die  Araberkriege  dazu  Anlass 
boten,  war  es  natürlich  biefilr  zu  spät. 

Dieser  Umstand  wird  bekanntlich  als  der  Tür  die  Entwicklung  des 
fränkischen  Staatsrecbtes  maassgebende  betrachtet;  wir  glauben  die  erwähnte 
Übergangslosigkeit,  nämlich  den  Mangel  einer  Stammesrerfassung  als  einen 
mindestens  ebenbürtigen  Grund  anfnhren  zu  sollen. 

•)  Das  was  Sohin;  R.  u.  Ger.  Verf.  I.  10  über  die  Stellungnahme  des 
fränkischen  Königtums  zu  dem  Stammesverbande  vorbringt,  trifft  nur  für 
die  ausserfränkischen,  später  unterworfenen  Völker  zu. 
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in  dem  Volksverbande  kein  Hatenal  fDr  den  neuen  Bau  zu 
finden. 0 

Die  wichtigste  Betbätigung  des  Yolksverbandes  war  die 
VolksTersammlnng.  Sie  ist  mangels  entsprechender  Um- 
gestaltung für  den  Grossstaat  unmöglich  geworden,  was  ja  über- 
wiegend auch  tür  andere  germanische  Staaten  zutrifft.  Wenn 
man  aber  wahrnimmt,  dass  die  merovingische  Verfassung  nirgends 
mit  Versammlungen  rechnet,  dann  gelangt  man  mit  SickeF) 
zur  Überzeugung,  dass  die  fränkische  Volksyersammlung  nicht 
etwa  erst  dem  Grossstaate  zum  Opfer  gefallen,  sondern  schon 
früher'^)  überwunden  war.  Wir  glauben  ihr  ZurOckweichen  mit 
den  ersten  Eroberungen,  die  nicht  mehr  geschlossen  vorgenommen 
wurden  nnd  dem  salfränkischen  Staatswesen  Gebiete  brachten, 
die  ausserhalb  der  alten  Verfassung  standen,  in  Zusammenhang 
setzen  zu  sollen.  Die  Volksversammlungen  sind  weder  verboten, 
noch  die  Theilnahme  an  ihnen  beschränkt  worden;  sie  sind 
einfach  durch  die  erwähnten,  den  Gebietszuwachs  begleitenden 
Umstände  entwurzelt  worden.  Im  neuen  Reiche  hätten  sie 
frisch  eingeführt  werden  können;  aber  dazu  hätte  es  einer  Neu- 
ordnung bedurft;  man  hätte  sie  etwa  auf  territoriale  Basis 
stellen  und  dabei  die  Betheiligung  der  Römer,  sowie  das 
Verhältnis  zum  Königtum  regeln  müssen;  dies  ist  nicht  geschehen; 
eine  die  Versammlungen  belebende  Anpassung  an  neue  Ver- 
hältnisse ist  nicht  zu  entdecken.^) 


')  Auch  Sickel  (Weatdtsche  Ztscbr.  XV.  133),  der  geneigt  ist,  die 
Verkümmerung  der  Volksverfassung  deu  .Staatsmännern“  des  VI.  Jh.  zur 
Last  zu  legen,  muss  doch  zugeben,  dass  manche  Hindernisse  zu  überwinden 
gewesen  wären,  .um  das  Volk  im  Besitze  einer  zeitgemässen  Theilnahme 
an  Staatssachen  zu  belassen  oder  in  Besitz  zu  setzen“.  Er  betrachtet 
diese  Hindernisse  als  nicht  unüberwindlich;  gewiss  hätten  sie  überwunden 
werden  können,  wenn  man  eine  neue  Verfassung  ausgearbeitet  hätte;  dass 
man  daran  im  VI.  Jh.  nicht  denken  konnte,  ist  wohl  klar. 

Westdtsche  Ztschr.  IV.  316  f. 

^3  1.  c.  .Eine  so  lange  Wirksamkeit  ihr  zuzuschreiben,  hiesse  eine 
lebendige  und  doch  tote  Kraft,  einen  nicht  regierenden  Regenten  behaupten*. 

‘)  Eine  kritische  Sichtung  der  Literatur  über  diese  Frage  bietet 
Sickel:  D.  merov.  Volksrers.  (llitth.  f.  öst.  Oesch.  Erg.  bd.  II.  296  ff.) 
und  in  Gött.  gel.  Anz.  1890.  214—223.  Neuerdings  versuchte  Schücking 
1.  c.  110  die  Volksrersammlungeu  zu  vertheidigen. 
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Man  begegnet  dagegen  dem  Märzfeld.  Dasselbe  ist  eine 
Heerschau,  die  mit  einer  Volksversammlung  nichts  gemein  hat. 
Zum  Märzfeld  erscheinen  die  Volksgenossen  nicht  kraft  eigenen 
Rechtes,  sondern  über  königlichen  Befehl;  es  erscheinen 
diejenigen,  die  der  König  entbietet  und  die  Versammlung  bleibt 
so  lange  beisammen,  als  es  der  König  wünscht.  Das  Märzfeld 
fasst  keine  den  König  bindenden  Beschlüsse')  und  der  Umstand, 
dass  seit  Eintreten  der  Römer  in's  Heer  auch  sie  an  der 
Heerschau  theilnehmen,  musste  vollends  den  Charakter  derselben 
beeinträchtigen.^)  Es  kann  sich  also  nur  darum  handeln,  ob 
das  Märzfeld  nicht  dennoch  auf  die  germanische  Volksver- 
sammlung zurückzuführen  ist,  somit  als  eine,  wenn  auch  ver- 
kümmerte Umbildung  derselben  in  Betracht  käme.^)  Wir  glauben 
mit  SickeU)  diese  Frage  verneinen  zu  sollen.  Denn  es  i.st 
nichts  wahrzunehmen,  was  für  ein  directes  Hervorgehen  des 
Märzfeldes  aus  altgermanischen  Verfassungsznständen  sprechen 
würde.  Es  ist  natürlich  darauf  hingewiesen  worden,^)  dass  die 
alte  Volksversammlung  Heeresversammlung  gewesen  und  als 
Heerschau  gedient  hatte;  doch  war  diese  Fnnction  gewiss  eine 
nebensächliche;  für  die  rechtliche  Bedeutung  der  Volksver- 
sammlung waien  ganz  andere  Momente  maassgebend;  eine 
Heerschau  aber  als  selbständige  Einrichtung  für  die  alte  Zeit 
anznnehmen,  liegt  kein  Grund  vor.  Man  könnte  trotzdem  in 
dem  Märzfelde  eine  Abspaltung  der  ehemaligen  Volksversammlung 
erblicken,  wenn  man  nicht  bedenken  müsste,  dass  die  Volks- 


')  So  mit  Recht  Sickel  I.  c.  Brunner:  R.  G.  II.  12C  f.  meint,  da.^s 
der  König  für  ausserordentliche  Entschlüsse  die  Zustimmung  des  Heeres  zu 
gewinnen  sucht,  behandelt  aber  lu.  R.  die  Wünsche  oder  Beschlüsse  des 
Heeres  als  „populäre  Strömungen,  auf  die  das  Königtum  Rücksicht  nehmen 
muss* ; also  keine  Rechtsfrage,  nur  üpportunität.  — Selbst  wenn  man  die 
vielbesprochenen  Beutebeschlttsse.  die  aber  Sickel  I.  c.  auf  das  richtige 
Uaass  zurückfUhrte,  mit  Brunner  1.  c.  120.  Ä.  2.  als  HeeresbescblUsse 
behandeln  wollte,  so  wären  es  doch  nur  Beschlüsse  des  betreffenden  Heeres- 
aufgebotes und  nicht  des  gesammten  Volksbeeres.  — Vgl.  Schröder 
R.  Q.«  150,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  517  f. 

s.  Brunner  1.  c.,  Dahn  1.  c. 

Schröder  I.  c.  betont,  dass  das  Heer  nach  Gauen  und  Provinzen 
anfgestellt  wurde. 

1.  c.  340  f. 

<>)  Brunner  1.  c. 
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Tersammlung  nur  für  einzelne  Völkerschaften  bestand  und 
Stammesversammlungen  für  die  Franken  nicht  überliefert  sind, 
angesichts  des  Mangels  einer  Stammesverfassung  auch  nicht 
angenommen  werden  können;')  das  Märzfeld  aber  beschränkt 
sich  nicht  auf  Einzelvölker,  es  hätte  also,  wenn  man  durchaus 
an  einer  Ableitung  aus  früheren  Versammlungen  festhalten 
wollte,  nur  aus  Stammesversammlungen  hervorgehen  können, 
die  eben  nicht  existiert  haben.  Man  könnte  höchstens  sagen, 
dass  das  Märzfeld  eine  ganz  nebensächliche  Aufgabe  der  früheren 
Volksveisammlungen  (einzelner  Völker)  für  grössere  Gebiete 
übernommen,  diese  nebensächliche  Aufgabe  zur  Hauptaufgabe 
gemacht  und  alle  rechtlichen  Momente,  die  eine  Volksversammlung 
charakterisierten,  abgestreift  hat.  Man  sieht,  dass  da  von  einem 
Zusammenhänge  wenig  übrig  bleibt  und  die  wesentlichen  Unter- 
schiede derart  überwiegen,  dass  man  das  Märzfeld  als  eine 
selbständige  Einrichtung  bezeichnen  muss,  die  rechtlich  an 
nichts  früheres  anknüpfl,  ja  nicht  einmal  als  eine  verfassungs- 
mässige Einrichtung  überhaupt  betrachtet  werden  kann  ;^)  sie  diente 
den  Zwecken  der  Heeresverwaltung.-*)  Fragt  man  aber  nach  dem 
Grundgedanken,  auf  dem  das  Märzfeld  beruht,  so  ist  es  klar, 
dass  mau  denselben  nicht  in  den  gallo-römischen  Einrichtungen 
suchen  und  vielmehr,  trotz  der  soeben  begründeten  Ablehnung 
eines  genetischen  Zusammenhanges  mit  älteren  germanischen 
Verfassungseinrichtungen,  nur  in  germanischen  Ideen  finden 
kann.  Diesen  Ideen  entspricht  es,  dass  selbst  ein  erstarktes 
Königtum  mit  dem  Volke  Fühlung  sucht  und  diese  Fühlung 
wenigstens  für  den  wichtigsten  Dienst,  den  Heeresdienst  zu 


•)  Die  vielbeaprochene  ribuariaclie  Versammlung,  in  welcher  Clodovech 
zum  König  der  Ribuarier  gewählt  wurde,  mag  eher  eine  eiceptionelle  Ver- 
sammlung ad  hoc  gewesen  sein. 

Es  spricht  nämlich  nichts  dafür,  dass  der  König  verpflichtet  gewesen 
wäre,  die  Heerschau  abzuhalten;  es  ist  nicht  einzusehen,  welche  Rechts- 
folgen die  Unterlassung  der  Heerschau  gehabt  hätte. 

Deshalb  hat  mau  in  karolingischer  Zeit  die  mittlerweile  in  Neustrien 
ausser  Übung  gekommene  Heerschau  wieder  eingeführt,  natürlich  ohne  ihr 
eine  von  der  früheren  verschiedene  Stellung  einzuräumen,  was  auch  Brunner 
I.  e.  II.  128  zugiebt.  Die  Wesensgleichheit  der  üblichen  austrasischen 
Heerschau  und  der  durch  die  Karolinger  wieder  eingeführten  neustrischen, 
beleuchtet  Sickel  in  Oött.  gel.  Anz.  1890.  S.  218  ff. 
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erhalten  bestrebt  ist.  Deshalb  ist  auch  in  Nenstrien  und 
Burgund,  also  in  den  Oberwiegend  romanischen  Gebieten,  das 
Märzfeld  rasch  verfallen,  während  es  sich  in  Austrasien  traditionell 
erhielt.  Erst  die  Entwicklung  der  Senioratsheere  hat  die  Heeres- 
versammlungen gegenstandslos  gemacht. 

Dass  in  den  Hof-  und  Reichstagen  keine  Fortsetzung 
der  alten  Volksversammlungen  zu  erblicken  ist,  darf  als  communis 
opinio  bezeichnet  werden.')  Sie  haben  dem  König  Rathsdienste'') 
zu  leisten;  es  handelt  sich  also  juristisch  um  das  Gegentheil 
der  Thätigkeit  einer  germanischen  Volksversammlung;  es  liegt 
in  ihnen  der  Keim  des  späteren,  aber  keine  rechtliche  Fort- 
setzung des  froheren  Versammlungswesens.  Die  zunehmende 
Bedeutung  dieser  Rathsversammlungen  führte  selbstverständlich 
eine  factische  Schwächung  der  königlichen  Gewalt  herbei,  was 
in  einzelnen  Fällen  Resultate  hervorbrachte,  die  an  ältere 
Zustände  erinnern.  Dennoch  ist  an  eine  AnknOpiüng  an  die 
alte  Volksverfassnng  nicht  zu  denken,^)  denn  die  zu  einem 
Hoftage  versammelten  Grossen  erscheinen  nicht  auf  Grund 
ihres  Rechtes,  sondern  Ober  königlichen  Befehl,  sie  können  mit 
dem  Volke  nicht  identiflciert  werden,  sind  auch  nicht  als 
Vertreter  desselben  zu  betrachten  und  schliesslich  besteht  keine 
Spur  einer  Theiinng  der  Gewalt  zwischen  König  und  Hoftag,^) 
da  letzterem  Oberhaupt  keine  Rechtssphäre  zusteht.  Es  kann 
gerade  in  der  Stellung  der  Reichs-  und  Hoftage  im  fränkischen 
Reiche  ein  Oberzeugender  Beweis  für  die  Verdrängung  des 


8.  Brunner  1.  c.  II.  130  ff.,  Schräder  R.  6.*  161  f.,  besonders 
Sickel:  Z.  Qesch.  d.  dtsch.  Reichstags  (Hitth.  Jnst.  f.  Oster.  Gesch. 
Erg.  bd.  I.  220  ff.)  and  Dahn  1.  c.  VIL  III.  519  ff. 

>)  8.  Sickel  1.  c.  221. 

’)  Dies  gilt  auch  für  die  karolingischen  Versammlungen,  in  denen  an- 
scheinend der  Öffentlichen  Meinung  in  hohem  Grade  Rechnung  getragen 
wurde.  Rechtlich  ist  dies  irrelevant;  s.  Sickel  in  GOtt.  gel.  Ans.  1690 
S.  225,  Dahn  1.  c.  VIII.  VI.  126.  Der  von  Mayer  I.  c.  I.  360  ff.  betonte 
Unterschied  zwischen  dem  provinziellen  Märzfelde  nnd  dem  Reichstage  ist 
belanglos. 

*)  Bei  den  Westgotben  kann  man  schon  eher  von  einer  Auftheilung 
der  Gewalt  zwischen  EOnig  und  Grossen  sprechen  (s.  oben  I.  Theil  S.  207, 
212)  und  den  letzteren  eine  rechtliche  Bedeutung  beilegen,  nämlich  die  Be- 
deutung eines,  die  Künigsgewalt  verfassungsmässig  beschränkenden  Factors. 
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Rechtflinhaltes  der  alten  Verfassung  erblickt  werden;  nicht 
einmal  die  höchste  Schichte  des  Volkes  vermochte  staatsrecht- 
liche Befugnisse  auszuQben;')  der  Hof-  und  Reichstag  steht 
rechtlich  ebenso  belanglos  da,  wie  das  Märzfeld. 

Aber  ebenso  wie  das  Härzfeld  entspricht  der  Hof-  und 
Reichstag  doch  germanischen  Ideen;  in  beiden  Fällen  handelt 
es  sich  darum,  die  Fühlung  zwischen  König  und  Volk  herzu- 
stellen.  War  dies  auch  nicht  mehr  im  alten  staatsrechtlichen 
Sinne  möglich,  so  sollte  es  doch  wenigstens  factisch  geschehen;  bei 
der  Heeresschau  kamen  die  breiten  Massen,  beim  Hoftage  die 
Grossen  in  Betracht  .2)  Man  konnte  sogar  das  Wirken 
germanischer  Ideen  hinsichtlich  des  Hoftages  in  noch  höherem 
Grade  annehmen,  als  bezüglich  des  Märzfeldes.  Denn  selbst 
für  die  ältere  Zeit  ist  kaum  anzuuehiuen,  dass  etwa  jeder 
Genosse  in  der  Volksversammlung  die  gleiche  Bedeutung  gehabt 
hätte;  es  ist  vielmehr  wahrscheinlich,  dass  sich  frühzeitig,  nebst 
dem  bezeugten  Vorrechte  der  Gaufürsten,  ein  Übergewicht  der 
einflussreicheren  Personen  überhaupt  geltend  gemacht  hat.^) 
Eine  Tradition  dieses  Übergewichtes  mag  der  berathenden 
Thätigkeit  der  Grossen  im  neuen  Reiche  zu  Grunde  liegen.*) 
Nur  kann  man  trotz  dieser  Annahme  an  keinen  juristischen 
Zusammenhang  zwischen  alten  und  neuen  Zuständen  in  dieser 


*)  Was  bei  den  Westgothen  (s.  vorige  Anm.)  und  theilweise  bei  den 
Langobarden  doch  der  Fall  war;  für  die  letzteren  kommen  die  Duces  in 
Betracht,  deren  Stellung  auf  älterer  Basis  beruht  und  einen  bedeutsamen 
Überrest  der  Volksverfassung  bildet;  s.  II.  Theil  S,  137  f.  und  154  ff. 

')  Somit  gebt  beispielsweise  li'ahlbeck  1.  c.  83  f,  der  die  politische 
Bedeutung  der  fränkischen  Aristokratie  verneint,  gewiss  zu  weit. 

Brissaud:  Hist,  de  dr.  fr.  I.  483  vergleicht  den  germanischen 
FUrstenrath  mit  einem  Senat,  gebt  aber  bei  Besprechung  der  fränkischen 
Versammlungen  (S.  536)  auf  diese  Frage  nicht  mehr  ein. 

*)  Seeliger  (in  Hist.  Viertjahrschr.  I.  35  f.)  knüpft  deshalb  die 
Uoftage  an  die  germanische  Vorberatung  der  Fürsten  an ; an  die  Stelle  der 
Volksfttbrer,  die  z.  B.  in  den  langobardischen  Duces  fortlebten  (s.  hier 
A.  1.).  wären  somit  Künigsbeamte  nnd  andere  Grosse  getreten.  Nur  geht 
Seeliger  zu  weit,  wenn  er  (I.  c.  328)  in  dem  consensus  des  Hof- 
tages den  Ausdruck  eines  Rechtes  der  Theiluahme  an  der  Regierung 
erblickt ; er  überschätzt  die  zweifellos  grosse  factische  Bedeutung  dieser 
Versammlungen,  wenn  er  sie  (1.  c.  341)  als  selbständige  Vertretung  des 
Reiches  neben  dem  Künige  betrachten  will. 

T.  Halban,  Rom.  Hecbt  in  den  germ.  Volks.siaaten.  111.  8 
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Frage  denkeo,  weil  die  Rechtsstellung  einer  Volksversammlung 
von  der  eines  Hoflages  so  grundverschieden  ist,  dass  jede  juri- 
stische Anknüpfung  fehlt und  weil  auch  ffir  diese  Angelegenheit 
irgend  ein  Übergangsstadium  nicht  bezeugt  ist,“-^)  aus  allgemeinen 
Gründen  aber  eher  anszuschliessen  wäre.  Wir  müssen  also 
den  Hof-  und  Reichstag,  ebenso  wie  das  Märzfeld,  als  eine 
neue  Schöpfung  des  fränkischen  Reiches  betrachten,  für  die 
selbstredend  irgend  ein  römisches  Vorbild-*)  fehlte.  — 

So  viel  steht  jedenfalls  fest,  dass  die  Grundlage  der  alten 
Volksverfassung  für  den  fränkischen  Grossstaat  nicht  mehr  in 
die  Wagschale  fällt.  Denn  durch  das  Verschwinden  der  Volks- 
versammlung verlieren  auch  die  kleineren  V erbände  ihren  natür- 
lichen Halt,  ebenso  die  Individuen  ihre  staatsrechtliche  Basis. 
Es  ist  klar,  dass  die  übrigen  Verbände,  die,  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Entstehung,  bei  fortschreitender  staatlicher  Entwicklung 
schon  keine  unmittelbaie  politische  Bedeutung  geltend  machen 
konnten,^)  eine  solche  nicht  neu  zu  erlangen  vermochten,  da 
die  belebende  Kraft  des  Hauptorgans  der  Volksverfassung  weg- 
gefallen war.  Sie  konnten  sich  für  bestimmte  Aufgaben  erhalten, 
sie  konnten  sich  sogar  besser  consolidieren;  es  fehlte  aber  der 
politische  Kuppelbau,  der  sie  früher  zusammenfasste  und  ihnen 


>)  Man  darf  doch  die  Macht,  die  eg  dem  fränkischen  Optimatentum 
ermUgUchte,  neben  dem  KSnigtnm  zur  Geltung  zu  kommen,  nicht  als 
Kechtsprincip  anffassen. 

ä)  Ein  solches  Ühergangsstadium  sehen  wir  in  Rom,  wo  die  Comitien 
aufhiiren,  der  Senat  aber  weiter  bleibt. 

s)  Es  ist  bemerkt  worden  (s.  Brunner:  R.  G.  IT.  126),  dass  die 
Hoftage  zuerst  in  den  überwiegend  romanischen  Gebieten  verkommen.  Man 
kann  daraus  aber  natürlich  keine  weitgehenden  Schlüsse  ableiten.  Das 
raschere  Aufkommen  der  Hoftage  im  Westen  wäre  einfach  damit  zu  er- 
klären, dass  dort  der  Aufschwung  des  Adels  rascher  vor  sich  ging,  daher 
auch  die  für  einen  Hoftag  in  Frage  kommenden  Elemente  eher  zu  der  ent- 
sprechenden Bedeutung  gelangten. 

‘)  Es  ist  also  für  uns  gleichgiltig,  ob  das  von  Lamprecht  (1.  260 ff) 
vertretene  Zusammenfallen  volksrechtlicher  und  genossenschaftlicher  Verbands- 
bezirke für  Heer  und  Gericht  mit  denen  der  Wirtschaftsordnung  bei  den 
Franken  je  bestanden  habe.  Dieses  Zusammenfallen  mag  örtlicher  Natur 
gewesen  sein;  ob  es  sachlich  zutraf,  ist  wohl  mehr  als  zweifelhaft.  Aber 
auch  wenn  es  vorhanden  gewesen  wäre,  so  hätte  es  rasch  aufhören  müssen 
und  käme  für  die  hier  behandelte  Zeit  nicht  mehr  in  Betracht. 
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partielle  staatsrechtliche  Bedeutung  sicherte.’)  So  haben  mit 
dem  grundlegenden  Volksverbande  auch  die  andern  Verbände, 
die  principiell  ebenfalls  auf  der  persönlichen  Stellung  der  Genossen 
beruhten,  ihre  politische  Bedeutung  eingebüsst.^) 

Aber,  wie  erwähnt,  haben  infolge  dieser  Umwandlung  auch 
die  einzelnen  Volksgenossen  ihre  staatsrechtliche  Basis 
verloren.  Denn  sie  gründete  sich  auf  die  unmittelbare  Mit- 
gliedschaft im  Staate,  welche  doch  nur  in  dem  jetzt  ent- 
schwundenen Zusammenhänge  geltend  gemacht  werden  konnte. 
Der  Einzelne  verdankte  seine  staatsrechtliche  Bedeutung  dem 
Umstande,  dass  er  Mitglied  von  Verbänden  war,  die  durch  die 
Volksverfassung  zusammengehalten  wurden.  Jede  Lockerung 
dieser  Kette  musste  alle  Kettenglieder  in  ihrer  staatlichen 
Stellung  erschüttern;  die  Einzelnen  mochten,  nach  wie  vor, 
Mitglieder  der  zunächst  noch  erübrigenden  Verbände  bleiben; 
für  ihre  staatsrechtliche  Stellung  war  damit  nichts  gewonnen. 
Diese  Einbnsse  konnte  durch  nichts  ausgeglichen  werden;  denn 
die  Erlangung  einer  unmittelbaren  staatsrechtlichen  Stellung, 

')  Gegen  ProTinzialvergammlangen,  wie  sie  z.  1).  Boretiue  behauptete, 
ist  Seeliger;  Capitt.  d.  Karolinger  S.  4U  ff.  aufgetreten,  indem  er  mit 
Recht  geltend  machte,  dass  es  sich  bei  den  betreffenden  .Beschlüssen“  nur 
darum  bandelte,  das  Volk  auf  die  neuen  Bestimmungen  zu  verpflichten 
(vgl.  auch  seine  Ausführungen  in  Hist.  Vierteljahrscbr.  I.  327).  Ebenso  hat 
Opet:  Processeinl.  Form.  93  ff  die  Missverständnisse  hinsichtlich  verschiedener 
Versammlungen  bekämpft.  Tbatsäcblich  haben  weder  Grafschaften,  noch 
andere  Verbände  irgend  eine  politische  Autonomie  gehabt;  die  betreffenden 
fränkischen  Andeutungen  hat  £.  Mayer  1.  c.  I.  513  f,  534,  U.  401 
herflcksichtigt. 

*)  Wie  Gierke:  Genoss.  R.  II.  135  ausflihrt,  haben  nicht  die  Über- 
reste der  sich  anflüsenden  alten  persönlichen  Verbände,  sondern  die  späteren 
räumlich  - dinglichen  Genossenschaften,  die  Entwicklung  des  deutschen 
Genossenschaftsbegriffes  bewirkt.  Für  die  Alterierung  des  alten  germanischen 
Verhandswesens  kommt  in  Betracht,  dass  nicht  nur  seine  historischen  und 
staatsrechtlichen  Grundlagen  erschüttert  waren,  sondern  dass  die  neuen 
Verhältnisse  Complicationeu  veranlassten,  denen  der  alte  Verband  nicht 
gewachsen  war.  Die  wirtschaftlichen  Fortschritte  zersetzten  die  Einfachheit 
früheren  I/ebeos  und  es  kamen  Verbände  auf,  in  denen  das  obrigkeitliche 
Element  Uber  das  genossenschaftliche  siegte,  so  z.  B.  kirchliche  und  grund- 
herrliche  Verbände.  Ob  man  jene  freien  Verbindungen,  mit  denen  sich  die 
Capitularien  befassen,  als  spätere  Symptome  auflebender  Volksverfassungs- 
gedanken oder  als  neue,  unter  socialem  Drucke  entstandene  Vereinigungen 
zu  betrachten  hat,  ist  nicht  klar. 

8* 
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die  ja  beim  Zurücktreten  der  bisherigen  politischen  Bedeutung 
der  Verbände  an  und  für  sich  denkbar  gewesen  wäre,  war 
dazumal  ausgeschlossen;  es  fehlte  der  hiefür  nöthige  Übergang. 
Überganglos  war  natürlich  eine  derartige  Umwandlung  un- 
möglich und  dazu  gesellte  sich  in  diesem  Falle  noch  der  Umstand, 
dass  für  die  ihres  bisherigen  politischen  Bodens  beraubten  Volks- 
genossen noch  andere  Gefahren  entstanden,  die  ihre  staats- 
rechtliche Stellung  vollständig  verschieben  mussten,  während 
anderei-seits  nichts  geschah,  um  die  Folgen  der  Vernichtung 
der  Volksverfassung,  auch  insofern  es  sich  um  die  Individuen 
handelte,  aufzuhalten.*)  Es  ist  klar,  dass  dieses  wichtige 
Verlassen  alter  staatsrechtlicher  Grundlagen  nicht  unter  römischem 
Einflüsse,  sondern  nur  aus  den  oben  angedenteten  Gi’ünden 
erfolgt  ist.  Weder  der  Charakter  dieses  Vorganges,  noch  auch 
seine  unmittelbaren  Folgen  erinnern  in  irgend  welcher  Hinsicht 
an  römische  Verhältnisse.  Nicht  der  fränkische  König,  als 
Nachfolger  des  römischen  Imperators,  hat  die  Volks  Verfassung 
zerstört,  sondern  sie  selbst  ist  unhaltbar  geworden  und  an  der 
Übergangslosigkeit  von  den  klein  staatlichen  Verhältnissen  eines 
germanischen  Gaustaates  zu  den  complicierten  Verhältnissen 
eines  Grossstaates  zu  Grunde  gegangen.'^  — 

Der  dni'ch  die  Begründung  des  Grossstaates  geschaflfenen 
Situation  entsprechend  und  angesichts  der  erwähnten  Umwälzungen, 
musste  an  die  Stelle  der  früheren  Volksgliederung  eine  territoriale 
Theilung  treten;  sie  war  die  einzige,  die  füi-  eine  national 
gemischte,  politisch  nicht  genügend  geschiedene  Bevölkerung 
passte;  sie  bedeutet  eine  förmliche  Constatierung  der  Über- 
windung der  ehemaligen  Verfassung.  Man  mag  diese  Basis, 
an  und  für  sich,  als  eine  römische  bezeichnen,  da  sie  äusserlich 
dem  römischen  Principe  der  Amtssprengel  entspricht;  an  eine 
Nachahmung  römischer  Vorbilder  darf  man  dennoch  nicht  denken. 

>)  Wenn  schliesalich  der  .Staat  in  karolingischer  Zeit  die  bedrängten 
Individnen  dem  Sclintze  der  Bischüfe  empfahl,  so  gestand  er  damit  offen 
seine  Machtlosigkeit  ein  und  gab  den  Beweis,  dass  er  nicht  im  Stande  war, 
die  entzogene  alte  Basis  durch  eine  gleichwertige  neue  Grundlage  zu  ersetzen. 

Dass  auch  der  Sippenverband  unter  diesen  Verhältnissen  leiden 
musste,  ist  klar;  es  bat  auch  tbatsächlich  die  Sippe  ihre  volksrechtlich- 
staatliche Bedeutung  eiugebüsst;  sie  gebürt  daher  nicht  io  diesen  Zu- 
sammenbaug. 
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Denn  es  handelte  sich  nicht  nm  Beibehaltung')  der  in  vielen 
fränkischen  Gebieten  schon  gänzlich  zerstörten,  in  andern  stark 
zersetzten,  römischen  Staatsgliederung,  oder  nm  eine  beabsichtigte 
Wiederherstellung  derselben,  sondern  nm  die  angesichts  der  un- 
anwendbaren germanischen  und  verfallenen  römischen  Staats- 
einrichtnngen  einzig  mögliche  Lösung.  Deswegen  gewann  das 
territoriale  Moment  im  fränkischen  Reiche  grössere  Bedeutung, 
als  anderwärts,  wo  ihm  gewisse  Reste  der  germanischen  Stammes- 
verfassnng  und  eine  mehr  oder  weniger  ausreichende  Organisation 
der  Römer  conenrrierend  entgegentrat.  Sieht  man  näher  zu, 
dann  kann  man  überdies  wahrnehmen,  dass,  wie  Gierke'^) 
scharfsinnig  bemerkt  hat,  die  Territorialisierung  der  politischen 
Verbände  nicht  immer  dem  römischen  oder  modernen  Begriffe 
der  Territorialität  entspricht,  wenn  auch  die  Wirkungen  theil- 
weise  identisch  sind;  es  bleibt  manches,  was  zu  der  Terri- 
torialisierung im  Gegensätze  steht  und  als  Nachwirkung 
germanischer  Auffassung  erscheint.'^)  Schon  deshalb  darf  man 
in  der  fränkischen  Territorialisierung  keine  römische  Nachahmung 
erblicken,  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  durch  Vieles  durchkreuzt 
wird,  was  der  römischen  Staatstheilnng  fremd  war. 

Fassen  wir  die  grösseren  Sprengel  in’s  Auge,  so  ist  es 
bekannt,  dass  die  römische  Eintheilung  in  Provinzen  nicht  mehr 
als  actnell  zu  betrachten  ist;'')  nur  die  kirchliche  Eintheilung 
hat  an  der  römischen  Provinz  festgehalten,  vermochte  aber  dem 
antiquirten  Begriffe  nicht  mehr  zu  staatsrechtlicher  Bedeutung 
zu  verhelfen,®)  so  dass  manche  Provinznamen  nur  als  literarische 
Bezeichnungen  dienen.*)  Als  grösster  Sprengel  erscheint  der 

')  Dahn  1.  c.  VII.  II.  72  scheint  viel  zn  weit  zu  gehen,  wenn  er 
allgemein  — allerdings  unter  gewissen  Einschränkungen  — für  die  Bei- 
behaltung der  römischen  Eintheilung  des  Landes  ointritt. 

Genoss.  R.  I.  86  f. 

^ Es  hätte  sich  beispielsweise  ein  sog.  Fersonalitätsprincip  im  fränkischen 
Reiche  nie  entwickeln  können,  wenn  eine  Territorialisierung  in  römischem 
Sinne  durchgedrnngen  wäre. 

*)  s.  Theil  II.  8.  261.  Selbst  Fnstel  de  Coulanges:  Mon.  franque 
183  f.  giebt  dies  zu. 

8.  Longnon  1.  c.  190  if  und  Dahn  1.  c.  VII.  III.  224,  229  f. 

•)  Dies  giebt  auch  Dahn  1.  c.  VII.  I.  74  zu;  überdies  kemmt  Provincia 
auch  in  ganz  unrömischem  Sinne,  als  Grafschaft  u.  s.  w.  vor;  vgl.  Brunner 
I.  c.  II.  144.  A.  12. 
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Ducatus,  der  änsseriirh  die  Function  der  römischen  Provinz 
übernommen  bat,0  thatsächlich  aber  nicht  dieselbe  juristische 
Bedeutung  hat.  Denn  abgesehen  davon,  dass  die  Eintheilnng 
in  Ducate  nicht  im  ganzen  Reiche  durchgefilhrt  war, 2)  war 
auch  die  Stellung  dieses  Sprengels  je  nach  dem  in  Frage 
kommenden  Territorium  eine  verschiedene.  Die  häufige  Aenderung 
des  territorialen  Umfanges,  namentlich  wegen  militärischer  Er- 
eignisse, benimmt  dem  Ducatus  jene  Stabilität,  ohne  welche 
eine  ordentliche  Provinzialgliederung  auf  die  Dauer  schwer 
denkbar  ist.  Historisch  fällt  in  die  Wagschale,  dass  diese  Ein- 
theilung  erst  unter  Chlodovech's  Söhnen  und  zwar  ans  rein 
militärischen  Gründen  begann,  ursprünglich  auch  gar  nicht  den 
Charakter  einer  allgemeinen  Maassregel  hatte.  Diesen  mili- 
tärischen Charakter  behielt  das  Amtsherzogtum  bei,  während 
das  Stammesherzogtum  darüber  weit  hinausging.  Das  Amts- 
herzogtum kann  schon  wegen  seines  militärischen  Charakters 
nicht  mit  einer  römischen  Provinz  verglichen  werden,^)  da  es 
an  Bedeutung  hinter  der  römischen  Provinz  zurflcksteht;  und 
wenn  auch  manches  Amtsherzogtum  später  eine  erhöhte  Stellung 
erlangte,^)  so  geschah  das  auf  Kosten  der  Reichseinheit,  also 
wieder  in  einer,  über  die  wesentliche  Bedeutung  einer  römischen 
Provinz  hinausgehenden  Weise.^)  Aber  auch  mit  einem  spät- 
römischen militärischen  Ducatus  ist  das  fränkische  Amtsherzogtum 
nicht  zu  vergleichen,  da  der  römische  Militärducat  in  der  Regel 
nur  eine  vorübergehende  Bedeutung,  also  eine  noch  geringere 


’)  So  wird  in  Childeb.  Decretio  c.  3.  die  Bedeutung  der  Provinz 
für  die  Ersitzung  durch  Ducatus  ersetzt. 

s.  Brunner  I.  c.  11.  142  f.,  164  f.  Kurth  (Bullet,  de  la  classe 
des  lettres  Äcad.  de  Belg.  1900  S.  SSO)  constatiert  auf  Grund  der  Ver- 
hältnisse in  Tours,  dass  nicht  nnr  der  Umfang,  sondern  auch  der  Bestand 
des  Ducatus  schwankend  war. 

*)  Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Beurtheilung  eines  eventuellen 
Zusammenhanges  ist  der  von  Fnstel  1.  c.  21S  erwähnte  Umstand,  dass  die 
Herzogtümer  mit  den  ehemaligen  Provinzen  auch  geographisch  nicht 
znsammenfallen. 

so  z.  B.  Aquitanien. 

'')  Aus  dem  was  Perroud:  Origines  du  premier  duchd  d'Aqnitaine 
199  ff  and  La  chute  du  premier  ducb^  d’Aqnitaine  46  ff  (in  Revue  des 
Pyren6es  VI.  Heft  4 und  6)  sagt,  namentlich  aus  den  Streitpunkten  zwischen 
Pippin  und  Waifar,  ist  der  Grad  der  Selbständigkeit  zu  entnehmen. 
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Stabilität  als  das  fränkische  Amtsherzogtain  hatte  und  überdies 
konnte  im  römischen  Reiche  niemals  an  eine  Steigerung  der 
Selbständigkeit,  wie  wir  sie  bei  manchen  fränkischen  Amts- 
herzogtUmern  finden,  gedacht  werden.')  In  noch  höherem  Grade 
trifft  die  Unmöglichkeit  eines  Vergleiches  mit  römischen  Provinzen 
für  das  sog.  Stammesherzogtum  zu;  dasselbe  überragt  die 
Provinz  in  jeder  Beziehung,  so  sehr,  dass  man  es  überhaupt 
nicht  als  einen  eigentlichen  Sprengel  betrachten  kann.  Die 
Stellung  mancher  Herzogtümer  dieser  Art  ist  eine  derart 
selbständige,  dass  man  eher  von  halbsouveränen  Staatsgebilden 
mit  Sonderfrieden  und  eigener  Verfassung  sprechen  könnte. 
Diesen  eigenen  staatsrechtlichen  Inhalt,'^)  der  allerdings  kein 
gleichmässiger  ist,  verdankt  das  Stammesherzogtum  zweifellos 
seinen  germanischen  Grundlagen,  dem  Wirken  der  Stammesidee, 
die,  obwohl  in  der  fränkischen  Entwicklung  zurückgedrängt, 
bei  andern  Völkern  des  fränkischen  Reiches  mächtig  blieb  und 
trotz  der  Staatsverfassung,  die  den  salischen  Stammesverband 
an  der  Schaffung  eines  stammesstaatlichen  Bandes  gehindert 
hat,  dennoch  Lebenszeichen  gab  und  separatistisch  wirkte.  Die 
Zurückdrängung  dieses  Selbständigkeitsgefühls  führte  bekanntlich 
zum  Niedergange  der  Stammesherzogtümer,  die  sich  ebenso- 
wenig wie  die  Amtsherzogtümer,  als  eine  durchgreifende  und 
bleibende  Gebietstheilung  bewährt  haben. 

Es  muss  also  ein  rechtlicher  Zusammenhang  der  fränkischen 
Herzogtümer  mit  den  römischen  Provinzen,  die  als  principiell 
gleichmässig  organisierte  und  integrierende  Bestandtheile  des 
Staates  und  nicht  als  Sondertheile  eines  lockeren  Ganzen  er- 
scheinen, entschieden  abgelehnt  werden;  das  Amtsherzogtum 
entspricht  specicllen,  namentlich  militärischen  Bedürfnissen, 
deckt  sich  aber  weder  geographisch,  noch  juristisch,  mit  ähn- 
lichen römischen  Einrichtungen,  die  übrigens  zur  Zeit  der 
fränkischen  Staatsgründung  in  Gallien  längst  unbekannt  waren; 
das  Stammesherzogtum  weist  in  seiner,  allerdings  sehr  verschieden- 


Dahn  1.  c.  VII.  II.  154  ff  A.  1.  geht  also  entschieden  zu  weit, 
wenn  er  hier  an  eine  römische  Wurzel  denkt. 

^ Sickel:  D.  Wesen  d.  Volksherzogtums  (Hist.  Ztschr.  52.  8.  415) 
spricht  deshalb  von  einem  „Staat  im  Staate“ ; s.  auch  1.  c.  429  und  in 
Gotting,  geh  Anz.  1888  (Juniheft);  vgl.  ferner  Knhel:  D.  Franken  338  ff,  379  ff. 
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artigen  Entwicklung,  germanische  Ideen  auf;  es  stärkt  den 
zumeist  historisch  begründeten  Separatismus,  der  trotz 
karolingischer  Eindämmung  nicht  überwunden  werden  konnte 
und  später  erst  recht  hervortrat.  Während  die  römische  Provinzial- 
theilung  zur  Wahrung  der  Staatseinheit  diente,  haben  die 
Mnkischen  Hei-zogtümer  der  gegentheiligen  Tendenz  Vorschub 
geleistet,  denn  die  in  den  Stammeshorzogtümern  begreiflichen 
Sonderbestrebungen  haben  sich  sodann  auch  anderen  Gebieten 
mitgetheilt,  die  theilweise  AmtsherzogtOmer  waren,  theil  weise 
eine  andere  Sonderstellung  hatten.') 

Als  eine  von  Fall  zu  Fall  übliche  Einrichtung,  nicht  als 
ordentliche  Gebietssprengel,  kommen  die  Markgrafschaften  in 
Betracht;  sie  sind,  da  sie  Vertheidigungszwecken  dienen,  dem 
Amtsherzogtnm  einigermaassen  verwandt.  Würden  wir  für  die 
Geschichte  der  Markgrafschaften  Uber  älteres  Material  verfügen,'^) 
dann  könnte  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  dieselben  nicht 
etwa  mit  ähnlichen  römischen  Grenzeinrichtnngen  zu  vergleichen 
sind;  mangels  genügender  Nachrichten  muss  man  sich  mit  der 
Constatierung  eines  Parallelismns  begnügen.  — 

Es  hat  den  Anschein,  als  ob  der  wichtigste  Sprengel  des 
fränkischen  Staates,  die  Grafschaft,  eine  Anlehnung  an  die 
gallo-römische  Civitas  aufweisen  würde.  Thatsächlich  haben  sich 
die  meisten  Grafschaften  in  Neustrien  geographisch  mit  den 
früheren  Civitates  gedeckt,  wogegen  in  Austrasien,  wo  keine  römi- 
schen Stadtbezirke  existiert  haben,  entweder  ganze  Völkerschafts- 
gebiete oder  Gaue  die  Grundlage  der  Grafschaften  bildeten.^) 
Die  Bedeutung  der  Grafschaft  war  im  ganzen  Reiche  principiell 


*)  8.  Sohm;  R.  u.  Ger.-Verf.  I.  11.  Interessante  Beispiele  bieten  hiefUr 
Aquitanien  (s.  oben  S.  118.  A.  6),  Burgund,  die  Provence  (s.  Kiener 
I.  c.  24.  80),  ferner  Rätien,  aber  auch  Istrien  (s.  v.  Salis  in  Sav.  Ztsebr. 
VI.  164  f),  die  septimanische  Mark  (s.  Brunner  1.  c.  I.  364  f)  u.  s.  w. 

Die  Markgrafschaft  ist  überhaupt  zu  wenig  untersucht.  Li  pp: 
Das  frank.  Grenzsystem  unter  Karl  d.  Grossen  (Untersuch.  41)  Breslau  1892 
genügt  höchstens  für  die  karolingische  Zeit;  das  historische  Material  Uber 
die  Markgrafschaften  beginnt  erst  für  die  Hälfte  des  VIII.  Jh. 

ä)  8.  Brunner  1.  c.  II.  144  ff.  Über  die  römischen  Ausdrücke 
.Civitas"  und  „pagus"  im  fränkischen  Reiche  s.  meinen  II.  Theil  S.  262  f. 
Sohm:  R.  u.  Ger.-Verf.  I.  12.  geht  anerkanntermaassen  zu  weit,  wenn  er 
die  Grafschaft  durchwegs  mit  dem  Völkerschaftsgebiete  identificiert. 
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dieselbe, 0 ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  geographisch  einer 
ehemaligen  gallo-römischen  Civitas  oder  einer  germanischen 
Völkerschaft,  beziehungsweise  einem  Gau  entsprach.  Man  kann 
daher,  ohne  auf  die  Details  einzngehen,  schon  mit  Rücksicht 
auf  die  überall  gleiche  Bestimmung  der  Grafschaft,  ihre  An- 
lehnung an  römische,  ebenso  aber  auch  an  germanische  Vorbilder 
in  Zweifel  ziehen;  geht  man  nun  auf  die  rechtliche  Bedeutung 
der  Vorbilder  ein,  so  erweist  sich  der  Zweifel  als  begründet. 
Denn  die  gallo-römische  Civitas  hatte  eine  ganz  andere  gebiets- 
rechtliche Stellung,  sowohl  nach  oben  gegenüber  der  Provinz,  als  auch 
im  V erhältnisse  zu  den  einzelnen  Ortschaften  des  Stadtbezirkes ; wir 
finden  bei  der  Grafschaft  keine  stricte  Unterordnung  unter  einen 
höheren  Gebietsbegriff  im  Staate,^)  begegnen  aber  umgekehrt 
einer  relevanteren  Rechtsstellung  der  Unterabtheilungen  in  der 
Grafschaft.  Da  wo  die  Grafschaft  einem  früheren  Völkerschafts- 
bezirke entspricht,  kann  an  eine  rechtliche  Anlehnung  schon 
deshalb  nicht  gedacht  werden,  weil  ein  Sprengel  nicht  mit  einem 
selbständigen  Kleinstaate  zu  vergleichen  ist;  aber  selbst  da, 
wo  es  sich  um  das  seltenere  und  vielfach  geänderte  Zusammen- 
fällen von  Grafschaft  und  Gau^)  handelt,  ist  der  wesentliche 
Unterschied  ebenfalls  klar;  der  germanische  Gau  war  eine 
volksrechtliche  Unterabtheilung  der  Völkerschaft,  die  Grafschaft 
ist  einfach  staatlicher  Sprengel  und  sowohl  die  Aufgaben  desselben, 
als  auch  die  Stellung  des  betreffenden  Beamten  sind  von  denen 
des  germanischen  Gaues  und  des  Gaufttrsten  gründlich 
verschieden.^) 

Wir  haben  es  also  mit  einem,  beiden  Vorbildern  gegenüber 
selbständigen  Gebiete  zu  thun.  Damit  hängt  offenbar  auch  die 
confuse  Terminologie  zusammen,^)  die  namentlich  in  der  ver- 
schiedenen Anwendung  der  Bezeichnung  „pagus“  gipfelt.^) 

')  mit  Ausnahme  der  zu  Harkgrafschaften  vereinigten  Urafschaften. 
wieder  mit  Ausnahme  der  Harkgrafschaften. 

Longnon  1.  c.  33.,  Brunner  1.  c.  II.  146,  Dahn  1.  c.  VII.  I.  8‘J. 

*)  So  hat  schon  Guirard:  Essai  sur  le  syst,  des  divisions  territ. 
p.  63  gesagt:  „Ijes  comt6s  doivent  lenr  origine  k la  jnridiction  que  les 
comtes  exer^aient  dans  les  pagi“,  indem  er,  wenn  auch  mit  zu  grosser 
Sucht  nach  Prhcision,  den  amtlichen  Charakter  dem  historischen  roranstellte. 

»)  s.  oben  S.  120.  A.  3. 

‘)  8.  in  Theil  II.  S.  263,  überdies  Sohm  1.  c.  I.  201  f,  Rietschel: 
Die  Civitas  auf  dtsch.  Boden  21,  Hegel:  Eutst.  d.  dtach.  Stadtewesens  16  f. 
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Flach')  hat  in  geistreicher  Weise  eine  Lösung  versucht,  indem 
er  eine  Ummodelung  der  gallo-römischen  Civitas  in  einen  Pagus 
annahm;  versteht  man  darunter  das  Aufgehen  eines,  den  neuen 
staatsrechtlichen  Umständen  angepassten  alten  Begriffes  in  einer 
ihm  fremden  Form,  die  aber  inzwischen  ebenfalls  ganz  verändert 
wurde,  so  kann  man  auf  diese  Lösung  eingehen;  dann  liegt 
jedoch  erst  recht  ein  wesentlich  neues  Product  vor,  entstanden 
unter  Zuhilfenahme  zweier  schon  an  und  für  sich  veränderter 
Factoren.  Man  könnte  da  höchstens  sagen,  dass  die  römische 
Stadtbezirkseinrichtung,  jedoch  unter  Abstreifung  ihrer  eigent- 
lichen Merkmale,’')  von  den  Franken  zur  Schaffung  der  Gebiets- 
theilung  benutzt  wurde,  die  sich  ihrerseits  ebenso  von  den 
volksrechtlichen  Eintbeiinngsgesiclitspunkten  entfernte.  Dies 
entspricht  auch  unserer  Auffassung,  wonach  hier  weder  eine 
Copie  römischer  Einrichtungen,  noch  ein  Festhalten  an  alten 
Begriffen  vorliegen  würde.  Die  extreme  Ansicht  FusteUs’’) 
ist  jedenfalls  abzulehnen.  Durch  das  Zusammenfällen  der  west- 
fränkischen Grafschaften  mit  den  kirchlichen  Diöcesen  darf  man 
sich  dabei  auch  nicht  beirren  lassen,  weil  diese  Identität,  die 
im  ostfränkischen  Reiche  fehlte,  keine  allgemeine  war. 

Eine  fehlerfreie  Bilanz  ist  natürlich  unmöglich.  Denn 
wenn  wir  sowohl  die  Identificierung  mit  der  gallo-römischen 
Civitas,  als  auch  mit  dem  germanischen  Gau,  beziehungsweise 
der  Völkerschaft,  ablehnen,  so  dürfen  wir  dennoch  nicht  über- 
sehen, dass  gewisse  Erinnerungen  nach  beiden  Seiten,  vor  allem 
aber  nach  der  germanischen,  hin,  Vorkommen;  dieselben  wird 
man  erklärlich  finden,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  Grafschaft 
bei  allen  Unterschieden,  die  sie  allem,  was  vorausgegangen  ist, 
unähnlich  machten,  dennoch  eine  Gebiets-  und  Volksabtheilung 
bedeutet,  die  factisch  an  die  Stelle  früherer  trat. 


Origiaes  do  rancienne  France  II.  2‘6i. 

^ nämlich  der  straffen  Unterordnung  unter  die  Provinz  und  der  sich 
auf  den  ganzen  Stadtbezirk  ausdehnenden  Verfassung.  Han  könnte  dabei 
vielleicht  an  gewisse  schon  dem  römischen  Reiche  bekannte  Spielarten 
denken,  so  z.  B.  an  die  Struetnr  des  Decumatenlandcs,  in  dem  so  heterogene 
Bestandtheile,  wie  peregriues  Gangebiet  und  kaiserliches  Domanialland  zu 
einer  eigentümlichen  Einheit  gemacht  wurden;  s.  Schulten  in  Bonner 
Jahrb.  1898  S.  ;15  f. 

Uonarchie  franque  186  ff;  s.  auch  Fablbeck  1.  c.  80. 
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Ohne  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  die  Hundertschaft 
als  eine  allgemein  germanische  Einrichtung  zu  betrachten  ist,^ 
können  wir  sie  doch  für  das  fränkische  Reich  nicht  als  eine 
Neuerung  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  bezeichnen.  Denn 
es  ist  nicht  anznnehmen,  dass  man  im  Rahmen  der  neuen  Staats- 
ordnung auf  eine  Eintheilung  verfallen  wäre,  die  das  nnver- 
kennbare  Merkmal  eines  nur  alten  Personalverbänden  anhaftenden 
Zahlenbegriffes’^)  trägt.  Deshalb  erblicken  wir,  in  Anlehnung 
an  die  meisten  Forscher,’’)  in  der  fränkischen  Hundertschaft 
ein  germanisches  Verfassungselement,  was  selbstverständlich 
nicht  ausschliesst,  dass  sie  nunmehr  auch  tbeilweise  neue  Aufgaben 
erhält^)  und  dadurch,  so  wie  durch  die  straffe  Unterordnung 
unter  die  Grafschaft  und  durch  den  territorialen  Charakter, 
ihre  rechtliche  Stellung  ändert.  Bekanntlich  war  die  Hundertschaft 
nicht' die  einzige  Unterabtheilung  der  Grafschaft;  es  kommen, 
je  nach  der  Gegend,  condita,  vicaria  und  aicisvor,  offenbar 
frühere  gallo-römische  locale  Unterbezirke,  die  jetzt  die  Stellung 
einer  fränkischen  Hundertschaft  einnehmen;  sie  konnten  denselben 
Zwecken  angepasst  werden,  wobei  sie  selbstverständlich,  ebenso 
wie  die  Hundertschaft,  eine  Wcsensändemng  erfahren  mussten. 


')  Dahn  I.  c.  VII.  I.  84  ff.  bat  diese  Frage  neuerdings  aufgerollt, 
ohne  aber  — soweit  man  im  allgemeinen  sagen  kann  — viel  mehr  als  einen 
Hinweis  auf  ihre  Schwierigkeiten  geboten  zu  haben.  Dabei  wird  die  Polizei- 
trustis  TOD  der  Hundertschaft  als  solcher  nicht  genügend  unterschieden 
(8.  auch  1.  c.  VII.  III.  74);  vgl.  Schröder  in  Hist.  Ztscb.  Bd.  78.  8.  201. 
Eine  aparte  Ansicht  vertritt  (gegen  Sohm)  Lamprecht:  Dtsche  Gesch. 
I.  224  f,  worauf  wir  hier  nicht  eingeben  können;  s.  auch  bei  ihm  I.  c.  248. 
Vgl.  Meitzen  1.  c.  I.  467,  U.  681  und  Sickel  in  Ergbd.  HI.  626  ff. 
Rttbel  1.  c.  464,  476  ff,  602  betrachtet  die  Centene  als  fränkische  Neuerung 
und  leitet  sie  (1.  c.  409  f)  aus  den  römisch-bataviscben  Verhältnissen  ab. 
Da  seine  Ausführungen  mit  der  Erörterung  bodenrechtlicher  Fragen 
Zusammenhängen,  sind  wir  nicht  in  der  Lage,  uns  hier  darüber  zu  äussern 
und  müssen  uns  vorläufig  mit  der  Ablehnung  begnügen. 

*)  Hit  den  alten  zahlenmässigen  Verbänden  befasst  sich  gegen 
Delbrück  (Preuss.  Jahrb.  Bd.  81.  S.  471  ff.)  L.  Schmidt  in  Westdtsche 
Ztschr.  XX.  1 ff. 

’)  s.  Brunner  1.  c.  II.  146  f.,  Schröder:  R.  G.*  122  f.  Dass  Fnstel 
1.  c.  191  auch  hier  den  extrem  verneinenden  Standpunkt  vertritt,  darf  nicht 
auffallen. 

*)  s.  Schröder  1.  r,  und  Sickel  in  Hitth.  d.  Jnstit.  f.  österr.  Ge- 
schichtsforsch.  Ergänz.  Bd.  UI.  628. 
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Ja  man  kann  behaupten,  dass  sie  vorwiegend')  erst  in  fränkischer 
Zeit,  mitunter  sogar  recht  spät,  dank  dem  Gewichte,  das  der 
fränkische  Staat  den  Unterbezirken  beilegte,  eine  ausgesprochene 
Rechtsstellung  erhielten ; es  ist  bekannt,'^)  dass  die  durchgreifende 
Theilung  der  Grafschaften  in  Unterbezirke  langsame  Fortschritte 
machte  und  erst  in  karolingischer  Zeit  zur  Regel  wurde. 

Dass  die  einzelnen  Ortschaften,  Städte  und  Dörfer,  nicht 
als  rechtlich  geschiedene  Gebiete  in  Betracht  kommen,  darf  als 
allgemeine  Meinung  bezeichnet  werden.  Gestritten  wird  ja 
bekanntlich  nur  um  die  Stellung  der  aus  römischer  Zeit 
Qbemommenen  Städte,  deren  geringe  Selbständigkeit  und  spärliche 
Reste  früherer  Verfassung  wir  an  anderer  Stelle'')  besprochen 
haben.  Daraus,  dass  die  Hundertschaftsverfassung  auf  die 
Städte  nicht  angewendet  wurde,  darf  begreiflicherweise  eine 
rechtliche  Gebietsstellnng  der  Städte  nicht  gefolgert  werden;^) 
vielmehr  erklärt  sich  die  unmittelbare  Unterordnung  unter  die 
Grafschaft  daraus,  dass  dieselbe  in  der  Stadt  ihren  Sitz  hatte. 
Dass  dessen  ungeachtet  ein  factischer  Gegensatz  zwischen  Stadt 
und  Dorf  sich  geltend  machen  musste,^)  ist  natürlich,  da  doch 
schon  in  römischer  Zeit  der  rechtlich  geforderte  Zusammenhang 
zwischen  der  Stadt  und  allen  Tbeilen  ihres  Bezirkes  nach  vielen 
Richtungen  hin  durchbrochen  war.")  Die  fränkische  Theilung 
der  Grafschaften  in  Hundertschaften  hat  vollends  die  ehemals  an- 


')  Über  römische  Spaltungen  der  Stadtgebiete  a.  Sickel  1.  c.  644.  A.  3. 

8.  Brunner  1.  c.  II.  147. 

3)  Theil  II.  S.  271  ff. 

*)  Ueldmann  versucht  die  Stellung  Kölns  aus  der  römischen  Stadt- 
stellnng  abznleiten,  indem  er  annimmt,  dass  die  zu  römischer  Zeit  von  dem 
Ubierlande  ezimierte  Stadt  von  den  Franken  keinem  Uau  eingegliedert 
worden  sei.  Dies  wurde  von  Kornemann  (Korrespondenzblatt  d.  Westdtsch. 
Ztscbr.  1900.  No.  3)  nnd  von  Oppermann  (Wostdtscbe  Ztschr.  1900. 
S.  197  ff)  angefochten.  Die  richtige  Ansicht  vertritt  Rietschel:  Civitas 
87  ff.  Vgl.  auch  Schulten  1.  c.  27. 

3)  s.  speciell  für  die  Städte  des  ostfränkischeu  Reiches  Rietschel 
1.  c.  40  ff.  Hayer  1.  c.  I.  483  ff,  614  will  auf  Urund  von  Rückschlüssen 
die  Ortsgemeinde  schon  für  diese,  ja  sogar  für  die  germanische  Zeit  annehmen. 

3)  s.  mein  Immobiliareigen  tum  8.  113  ff.  Hinzu  tritt  die  sattsam 
bekannte  Zersetzung  der  Stadtverfassung.  Übrigens  ist  in  vielen  Oebieten 
die  römische  Stadtgebietseinricbtung  überhaupt  nicht  durchgedrungen;  für 
Belgien  und  Germanien  s.  Schulten  im  Rhein.  Museum  Bd.  60.  S.  489  t. 
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gestrebte  Einheit  des  Stadtbezirkes  zerstört.*)  Städte  and  Dörfer 
führten  ein  factisch  getrenntes  Dasein,**)  rechtlich  aber  kamen 
sie  gegen  die  staatliche  Gebietstheiinng  nicht  auf.'*)  Eine  Nach- 
abmnng  römischer  Znstände  ist  natürlich  darin  nicht  zu  erblicken ; 
man  hat  vielmehr  die  römische  Grundlage  vollkommen  verlassen. 
Die  Nichtbeachtung  des  factisch  sehr  wichtigen  Unterschiedes 
zwischen  Stadt  und  Dorf  ist  leicht  zu  erklären,  wenn  man 
bedenkt,  dass  man  weder  in  den  römischen,  noch  in  den 
germanischen  Traditionen  eine  Handhabe  fQr  eine  abschliessende 
Regelung  der  Stellung  der  einzelnen  Ortschaften  vorfand.  Denn 
die  Bauerngemeinde  war  auch  in  germanischer  Zeit  keine  staat- 
liche Gruppe;  man  hatte,  angesichts  der  überwiegenden 
Homogenität  der  Verhältnisse,  keinen  Grund,  darauf  einzugehen. 
älan  hätte  also,  um  dem  factischen  Unterschiede  von  Stadt  und 
Dorf  gebietsrechtliche  Folgen  zu  verleihen,  die  Stellung  der 
einzelnen  Ortschaften  gegenüber  der  Grafschaft,  beziehungsweise 
gegenüber  den  Unterabtheilungen  derselben,  in  einer  neuen 
Weise  regeln  müssen.  Eine  solche  Regelung  wäre  nicht  eine 
Rückkehr  zu  den  alten  Grundlagen,  vielmehr  eine  volle  Durch- 
setzung des  Princips  territorialer  Gebietstheiinng  gewesen  und 
es  ist  klar,  dass  man  dabei  dem  Staatsinteresse  ein  Übergewicht 


')  Auf  andere  in  fränkisclier  Zeit  eingetretene,  der  Stadtverfasgung 
abträgliche  Umstände,  haben  wir  in  Theil  II.  S.  272  bingewiesen ; die  Stadt 
bat  also  Uberhaapt  ihre  rechtliche  Stellung  gegenüber  den  andern  Ortgcbaften 
des  Qebieteg  eingebUgst. 

*)  Und  xwar  gewinnen  die  Dürfer  in  fränkischer  Zeit  begreiflicher- 
weise eine  grosse  Bedeutung.  Nebst  der  Schwächung  der  Stellung  der 
Städte  kommt  hiefUr  in  Betracht,  dass  die  DSrfer  für  die  Pfarreintheilung 
wichtig  wurden;  g.  Imbart  de  la  Tour:  lies  paroisses  rurales  de  rancienue 
France  (Rev.  bistor.  Bd.  60.  S.  268  IT.,  Bd.  61.  S.  14  f.)  Je  selbständiger 
die  Pfarren  wurden,  je  mehr  sie  als  dauernde  Einrichtungen  der  kirchlichen 
Verfassung  auftraten,  desto  mehr  trat  die  Stellung  des  Dorfes,  dag  ohnehin 
in  einem  germanischen  Staatswegen  eine  grSssere  Rolle  spielen  tnusste,  zum 
Vorschein.  Die  Häufigkeit  der  Dörfer  in  Gallien  (s.  Rietschel  1.  c.  20 
und  Flach  I.  c.  11.27)  musste  in  den  Augen  der  Franken,  die  keinen  Grund 
batten,  zur  Vormachtstellung  der  Städte  beizutragen,  den  Dörfern,  die  über- 
dies eine  grosse  wirtschaftliche  Bedeutung  batten,  zu  besserer  Stellung 
verhelfen. 

’)  Denn  aus  der  Trennung  von  Stadt  und  Dorf  folgt  noch  keine 
politische  Stellung.  Das  negative  Ergebnis  birgt  noch  keine  positive 
staatsrechtliche  Anerkennung  der  Stadt  und  des  Dorfes  für  die  Gebietstheiinng. 
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Über  die  römisch-städtischen  Traditionen  und  über  das  germanisch- 
genossenschaftliche Element  eingeräumt  hätte.')  Dazu  ist  es 
aber  nicht  gekommen;  der  staatliche  Arm  reichte  nicht  so  weit, 
um  die  letzten  Consequenzen  des  Zerfalles  der  römischen  Stadt- 
bezirksverfassnng  zu  ziehen;  man  begnügte  sich  damit,  dass 
man  den  Stadtbezirk  in  Unterabtheiinngen  theilte  und  das 
römische  Übergewicht  der  Stadt  über  die  andern  Ortschaften 
des  Stadtbezirkes  eingehen  Hess. 

Sowohl  die  Neuerungen,  wie  die  Veränderungen  im  Bereiche 
der  Gebietstheilungen,  zeigen,  dass  es  sich  weder  um  eine  Nach- 
ahmung römischer,  noch  um  eine  Beibehaltung  germanischer 
Einrichtungen  handelte,  sondern  um  eine  der  Sachlage  ent- 
sprechende Lösung.  Nichtsdestoweniger  haben  wir  wiederholt 
germanische  Ideen  an  der  Arbeit  gesehen,  ohne  dass  es  zur 
Wiederherstellung  früherer  Einrichtungen  gekommen  wäre;  so 
sehr  waren  dieselben  unpassend  geworden.  Die  Basierung  des 
Staates  auf  territorialen  Momenten  hat  sich  aber  nicht  voll- 
kommen bewährt.  Eine  Reihe  von  Umständen  stellte  sich 
ihrer  Festigung  entgegen,  verhinderte  ihr  Ausreifen  und  ihre 
Anpassung  an  die  einzelnen  Verschiedenheiten,  die  in  der 
Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  auftraten.  Es  kam  zu 
einer  Ablenkung,  die  das  im  Zuge  befindliche  Durchgreifen  des 
territorialen  Momentes  durchbrach.  — 

Es  ist  nämlich  klar,  dass  eine  haltbare  Basierung  des 
Staates  auf  territorialer  Grundlage  eine  Regelung  der  Rechts- 
stellung der  Bevölkerung  erfordert,  ebenso  eine  möglichst  directe 
Beziehung  aller  Staatsmitglieder  zum  Staate.  Diesen  An- 
forderungen entsprach  es,  dass  man  mit  keiner  speciellen 
Organisation  der  Römer,  im  Gegensätze  zu  der  für  Germanen 
bestimmten,  rechnete  und  beide  Elemente  politisch  verband. 
Eine  Schichtung  nach  rechtlich  unterschiedenen  Ständen  ist 
mit  den  erwähnten  Voraussetzungen  noch  immer  vereinbar, 
wenn  die  rechtlichen  Folgen  der  Standesunterschiede  im  ganzen 


')  Denn  wir  sehen,  dass  so  oft  der  Eiinig  in  das  Leben  einer  Banerscbaft 
eingreift  (z.  B.  Ansiedlungsmandat)  oder  den  Ortsfunetionäreu  Aufträge 
ertheilt  werden  (s.  Dahn  I.  c.  VII.  II.  8&  f.  und  III.  3S7),  immer  die 
Tendenz  besteht,  die  Selbständigkeit  solcher  Uruppen  zu  durchbrechen. 
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Staate,  beziehuni^weise  in  ganzen  Staatsgebieten,  dieselben 
sind;  denn  solche  Verschiedenheiten  nnterordnen  sich  dem 
territorialen  Momente  und  bedeuten  keine  Schädigung  desselben. 
Eine  Durchkreuzung  des  territorialen  Aufbaues 
tritt  aber  ein,  wenn  aus  irgend  welchen  Gründen  innerhalb  der 
Sprengel  Rechtsgebiete  entstehen,  deren  Begiündung  nicht 
staatlichen  Intentionen  dient,  vielmehr  den  Zwecken  der  staat- 
lichen Sprengel  zuwiderläuft.  Das  angestrebte  feste  Gefüge 
des  Territoriums  wird  gefährdet  und  unhaltbar,  wenn  bedeutende 
Theile  der  Sprengel,  mitsammt  ihrer  Einwohnerschaft,  den 
erwünschten  directen  Zusammenhang  mit  der  territorial  thätigeu 
Staatsgewalt  verlieren,  was  desto  wichtiger  erscheint,  als  ja 
diese  Staatsgewalt  an  die  Stelle  der  ehemaligen  Volksgewalt 
und  der  in  Angiiff  genommene  Verfassungsbau  an  die  Steile 
der  infolge  der  erwähnten  llbergangslosigkeit  unbrauchbar 
gewordenen  alten  Verfassung  zu  treten  hatten. 

Unter  den  dem  territorialen  Ausbaue  schädlichen  Er- 
scheinungen kommt  in  erster  Linie  jene  Entwicklung  der 
Grnndherrschaft  in  Betracht,  die  ihr  eine  dem  Staats- 
verbande  und  der  sozialen  Gruppierung  gefährdende  Be- 
deutung verliehen  hat.  Die  Grundherrschaft  hat  an  und 
für  sich  der  älteren  Zeit  nicht  gefehlt;*)  doch  hatte  sie 


•)  Die  Verlegung  d?r  GmiKllierrschaft  in  die  altgennanische  Zeit  ist 
bekanntlich  gerade  in  den  letzten  Jahren  Gegenstand  heftiger  wissenschaft- 
licher ESmpfe  gewesen.  Während  v.  Inania  (I.  c.  I.  112  ff)  sich  damit 
begnügte,  tür  die  alte  Zeit  ungieiche  Bodentheiinng  anzunehmeu  und 
Meitzen  (1.  c.  II.  535)  sehr  maassvoli  dafür  eintrat,  dass  schon  in  älterer 
Zeit  die  Grundherrschaft  nicht  ganz  gefehlt  haben  kann,  haben  Wittich 

D.  Gmndherrsch.  in  Norddtschi.)  und  Hildebrand  (R.  u.  Sitte  I)  gleichzeitig 
(1890)  den  yollfreien  Volksmann  schon  in  taciteischer  Zeit  als  Grundherrn 
mit  zahlreichen  abhängigen  Minderfreien  hingestellt,  was  Meitzen  (Dtsche 
Lit.  Ztg.  1897  No.  48)  bei  aller  Anerkennung  der  für  die  späteren  sächsischen 
Zeiten  zntreffenden  Wittich'schen  Resultate,  energisch  ablehnte.  Auch 

E.  Mayer,  der  doch  sonst  der  sog.  herrschenden  Lehre  vielfach  entgegen- 
tritt, hat  sich  (1.  c II.  38)  gegen  eine  „Ursprünglichkeit“  der  Grnndherrschaft 
ausgesprochen,  eben.so  Brunner  (Sav.  Ztschr.  XIX.  S.  104  ff).  Schreuer 
(das.  S.  171)  ebenso  wie  Verf.  (iii  Ztschr.  f.  Soc.  u.  Wirtsch.  gesch.  VI.  109), 
namentlich  aber  Rachfahl  (Jahrb.  f.  Nat.  ök.  u.  Statist.  III.  F.  Bd.  19 
S.  17,  20  u.  29)  bekämpften  die  These  Hildebrands,  während  Puntschart 
(Mittb.  d.  Instit.  f.  österr.  Geschichtsforsch.  XXIV.  S.  491  f)  die  Vermügens- 
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weder  die  Ausdehnung  noch  die  politischen  Eigenschaften, 
die  sie  nunmehr  auszeichnen;  auch  reclitlich  spielte  sie 


Verschiedenheit  in  germanischer  Zeit  hoch  veranschlagt,  die  Allgemeinheit 
bäuerlicher  Lebensweise  bezweifelt,  dennoch  aber  an  grosse  Vermögen  nicht 
glanbt.  Kötzschke  (Dtsche  Ztscbr.  f.  Uescb.  Wiss.  N.  F.  II.  S.  308  ff) 
nnterscheidet  Stammesgnippen  und  nimmt  insbesondere  für  die  Franken  ein 
Übergewicht  bäuerlicher  Lebensweise  an,  welcher  Auffassung  auch 
Schröder  (Sav.  Ztscbr.  XXIV  S.  378),  trotz  der  Einsprache  Wittich’s 
(das.  XXII.  S.  331  ff)  beitritt. 

Wittich  bat  sich  (das.  S.  245  ff)  gegen  Brnnner  in  die  Defensive 
begeben,  nachzuweisen  versucht,  dass  die  Nachrichten  Taciti  seiner  Theorie 
nicht  entgegenstehen  und  hat  für  seine  Auffassung  nur  die  Oleicbberecbtignng 
einer  Hypothese  gefordert  (1.  c.  S.  263  f),  weiters  aber  auch  zugegeben, 
dass  seine  gmndharrschaftlicbe  Theorie  aus  der  Betrachtung  der  sächsischen 
Verhältnisse  bervorgegangen  ist.  Das  wertvollste  Ergebnis  dieser  nmsichtigen 
und  loyalen  Arbeit  bildet  das  allerdings  beschränkte  Zugeständnis  der 
Möglichkeit  einer  Eigenwirtschaft  der  Nobiles  nnd  die  Erklärung,  dass  es 
zweifelhaft  ist,  «wie  der  Stand  der  freibäuerlichen  Eigentümer  entstanden 
ist,  ob  sein  zablenmässiges  Verhältnis  zur  grundherrlicb  lebenden  Haupt- 
masse der  Vollfreien  bei  allen  Stämmen  das  gleiche  war“  (S.  346  ff).  Dieser 
Zweifel  betrifft  den  Kern  der  Sache;  denn  wenn  das  zahlenmässige  Ver- 
hältnis der  froibäuerlicben  Eigentümer  zu  den  grundherrlicb  lebenden  Voll- 
&eien  begreiflicherweise  unklar  ist,  so  spricht  eben  nichts  dafür,  dass  die 
grundherrlicb  lebenden  Vollfreien  die  Hauptmasse  gebildet  hätten;  Wittich 
giebt  ohnehin,  wenn  auch  unter  Einschränkungen,  die  Möglichkeit  partieller 
Eigenwirtschaft  dieser  Qrundherren  zu  nnd  wenn  er  auch  Kötzscbke's 
Omppierung  ablehnt,  so  zweifelt  er  doch  selbst  an  der  Gleichheit  des 
zahlenmässigen  Verhältnisses  zwischen  Qrundherren  nnd  Bauern  bei  den 
einzelnen  Stämmen.  Dadurch  nähert  er  sich  den  Vertretern  der  bekämpften 
„herrschenden*  Lehre,  da  auch  Schröder  (I.  c.  377)  die  Wittich’sche 
Qmndherrschaft  bei  den  Sachsen  zugiebt.  Rietschel  (Gött.  gel.  Anz.  1902 
8.  106)  bemerkt  mit  Recht,  dass  durch  diese  zweite  Arbeit  Witticb’s  die 
gegen  ihn  gerichteten  Ausführungen  Heck‘s(D.  Gemeinfreib.  d.  karol.  Volksr. 
S.  292  ff)  zum  grossen  Theil  gegenstandslos  geworden  sind.  Gegen  die 
von  Heck  versuchte  Ablehnung  der  Beziehungen  zwischen  Gemeinfreiheit 
nnd  Grundbesitz  ist  S.  Adler  (Z.  R.  Gesell,  d.  adel.  Grundbesitzes  S.  7.  A.  1.) 
aufgetreten.  Rübel  bat  I.  c.  219  ff  für  die  fränkische  Regelung  der  Boden- 
nutzung tbeilweise  neue  Gesichtspunkte  eröffnet,  auf  die  wir  hier  nicht 
einzugeben  vermögen.  Zu  betonen  ist  nur,  dass  auch  er  die  Eigenheiten 
der  fränkischen  Entwicklung  mit  der  fränkischen  Vorgeschichte  in  Zusammen- 
hang bringt. 

Auf  diesen  Fragencomplez  werden  wir,  da  er  mit  der  Geschichte  des 
Immobiliareigentums  eng  verwachsen  ist,  an  anderer  Stelle  einzugebeu 
haben.  Hier  wäre  nur  noch  auf  W.  Schnitze;  Principat,  Uomitat, 
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nicht  jene  Rolle ; ')  das  ältere  ImmobiliaiTecht  kam  in- 
folgedessen in  keine  eigentliche  Collision  mit  der  Volks- 
herrschaft.^)  Die  rechtliche  Individualisierung  des  Grundbesitzes 
musste  mit  Rücksicht  auf  den  ausgestalteten  privat- 
rechtlichen  Inhalt'**)  dem  aufstrebenden  und  mit  vielerlei 
Schwierigkeiten  kämpfenden  Staatswesen  eine  beträchtliche 
Concurrenz  bieten ; angesichts  der  individualistischen  Tendenzen 
der  germanischen  Recbtsentwicklung  überhaupt,  lag  es  nahe, 
in  den  Kreis  privatrechtlicher  Hen-schaft  auch  die  Idee  weiter- 
gehender öffentlich  rechtlicher  Herrschaft  zu  ziehen.^)  Sowie 
in  früherer  Zeit  das  Immobiliarrecht  dem  Machtkreise  des 
öffentlichen  Rechtes  angehört  hat,  so  zeigt  cs  später  wiederum 
die  Neigung,  öffentlich  rechtliche  Ideen  in  den  Kreis  des  Privat- 


Nobilität  (Dtsclie  ZucUr.  f.  Ueachichtsw.  N.  F.  II.  1 ff)  zu  verweisen,  wo 
der  Adel  der  taciteisr.Iien  Zeit  als  sociale  Aristokratie  bezeichnet  wird, 
deren  Stellung  auf  wirtschaftlicher  Macht  beruhte.  Diese  Auffassung  wider- 
streitet ja  auch  nicht  der  herrschenden  Meinung,  die  doch  nicht  an  ein 
goldenes  Zeitalter  ausnahmsloser  wirtschaftlicher  Gleichheit  denkt.  Da  es 
sich  somit  um  sociale  und  wirtschaftliche  Imponderabilien  handelt,  die  je 
nach  Vorgeschichte,  Grösse  und  politischen  Verhältnissen  einzelner  Völker 
verschieden  waren,  so  kann  (wenn  überhaupt)  nur  der  von  Kötzschke 
eingescblageue  Weg  zu  einem  Resultate  führen;  die  Grundherrschaft  aber 
als  das  Typische  zu  betrachten,  liegt  durchaus  kein  Anlass  vor  und  die 
namentlich  von  Hildebrand  geltend  gemachten  allgemeinen  Gründe  sind 
mit  Recht  bekämpft  worden.  Mit  theilweise  neuen  und  guten  Argumenten 
ist  gegen  die  neue  Lehre  M.  Weber  (Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Statist.  III.  F. 

Bd.  43:1  ff)  aufgetroten;  vgl.  namentlich  S.  4.'>5  ff. 

Nebenbei  gesagt  scheinen  vielfache  Missverständnisse  hinsichtlich  des 
Begriffes  „Grundherrschaft“  in  dieser  Debatte  eine  grosso,  noch  nicht 
genügend  besprochene  Rolle  zu  spielen,  — worauf  man  jedoch  im  Rahmen 
die.ser  Untersuchungen  nicht  eingeheti  kann.  — Eine  Schematisierung  versucht 
Fuchs:  D.  Epochen  d. dtsch.Agrargesch.  (Beil.  z.  Allgem.  Ztg.  1898  No.  70, 71.) 

1)  weil  das  privatrechtliche  und  überhaupt  das  rein  rechtliche  Moment 
nicht  derart  hervortrat;  vgl.  mein  Immob.  eig.  S.  361. 

'*)  s.  Sohin;  Terra  salica  (in  Lpzg.  Ges.  d.  Wiss.  Bd.  48  S.  164  ff) 
macht  es  wahrscheinlich,  dass  erst  im  VI.  Jh.  rein  privater  Grundbesitz  auftritt. 

^)  Dies  muss  hier  unbesprochen  bleiben. 

*)  Giorke  hat  in  Genoss.  R.  I.  S.  121  die  richtige  Wahrnehmung 
gemacht,  dass  der  freie  Mann  sich  auf  seinem  Grund  und  Boden  nicht  mit 
der  Rolle  eines  privatrechtlichen  Eigentümers  in  unserem  Sinne  begnügte, 
sondern  die  Empfindung  der  Herrschaft  hatte. 

V.  llalbaii.  KOin.  Recht  in  ilen  germ.  Volk.s.stanten.  111.  9 
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rechtes  zu  ziehen.*)  Eine  strenge  Grenze  fehlte  und  war 
angesicht  der  noch  nicht  vollzogenen  Begriffsbestimnmng  und 
Begriflfstrennung  unmöglich.  Schon  dieser  Umstand  war  geeignet, 
die  staatlicherseits  benötigte  Territorialtheilung  zu  .stören.  Selbst- 
verständlich wäre  aber  diese  nicht  offen  und  in  keiner  rechtlichen 
Foi-m  sich  geltend  machende  Störung  ebenso  wie  anderwärts 
leicht  überwunden  worden,  wenn  nicht  specielle  Umstände  zu 
ihrer  Steigerung  beigetragen  hätten. 

Abgesehen  von  dem  raschen  Anwachsen des  Gross- 
grundbesitzes, der  in  der  Lage  war,  die  vorerwähnte 
Tendenz  in  besondei's  hohem  Grade  zu  äussern,  kommt 
nämlich  in  Betracht,  dass  gewisse  Besitzformen,-*)  die  schon 
in  römischer  Zeit  per  fas  et  nefas  dem  Grundeigentum 
eine  wenigstens  factisch  über  das  privatrechtliche  Maass 
hinansgehende  Stellung  verliehen  haben,'*)  beibehalten  wurden 
und  dass  dadurch  die  germanische  Auffa.ssung  der  Herrschatl 
über  die  Hausgenossen  eine  Ausdehnung  erhielt,  die  durch 
den  gleichzeitigen  Rückgang  der  volksmässigen  Verbände 
erleichtert,  durch  das  ungenügende  Dnrchgreifen  der  staat- 


’)  Infolgedeaaen  zeigte  der  Grogagruiidbesitz,  wie  schon  v.  Tnnma 
1.  c.  I.  160  f.  hervorhob,  mehr  die  Tendenz  dem  Kigentümer  politisclie  und 
sociale  Vortheile  zu  gewähren,  als  sein  Eigentum  zu  steigern. 

Dies  steht  wolil  fest.  Dass  schon  in  den  Formelsammlungen  der 
Grossgrundhesitz  eine  sehr  bedeutende  Kolle  spielt,  hat  u.  A.  Caro  (Uist. 
Vierteljahrschr.  VI.  S09)  bemerkt. 

’)  z.  B.  die  Praecarien;  s.  Brunner  R.  G.  I.  200  ff.  210.  Viele 
Weiler  und  Höfe  blieben  nach  wie  vor  in  römischem  Besitze  unter  der 
Üherherrschaft  der  Kirche  und  des  Staates  bis  in  die  karolingische  Zeit; 
s.  Meitzen  I.  c.  I.  449,  II.  662.  Die  Entwicklung  dos  Grossgrundbesitzes 
hat  also  in  Gallien  einen  gut  vorbereiteten  Boden  gefunden,  weil  hier  schon 
in  römischer  Zeit  weltlicher  und  kirchlicher  Grossgrundhesitz  stark  war 
und  namentlich  der  Domänenbesitz  grosse  Ausdehnung  erlangt  hatte.  Es 
erscheint  auch  thatsächlich  in  Neustrien  die  horrscliaftliche  Ordnung  des 
Grundhesitzes  sehr  früh  (s.  v.  Inama  1.  c.  I.  118  und  Meitzen  I.  c.  II. 
293,  301  ff)  und  von  da  ans  geht  sie  auf  andere  Gebiete  über,  von  denen 
manche,  wie  z.  B.  das  Ripuarierland  sich  dafür  geeignet  erwiesen;  s.  Meitzen 
1.  c.  I.  571. 

*)  Namentlich  gegenüber  den  Colonen  und  Kleinpächtern  (s.  .Sickol 
in  Westdtsche  Zeitsclir.  XVI.  49)  und  in  * kirchlichen  Gruiidherrschaften 
(s.  Brunner  1.  c.  II.  286).  Vgl.  Dahn  1.  c.  VII.  I.  214  ff. 
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liehen  Gewalt  aber  nicht  gehindert  wurde.’)  Die  Grund- 
herrschaft entwickelte  sich  zur  concurrierenden  Hen-schaft,  sie 
erschwerte  gewissen  Gruppen  von  I^euten  die  unmittelbare 
Stellung  in  den  staatlich  geschaffenen  Sprengeln  und  schob  sich 
als  Zwischeninstanz  territorialer  Art  zwischen  diese  Leute  und 
den  Staat.  Germanischen  Traditionen  gemäss  hätte  es  sich 
eigentlich'-)  nur  um  Halbfreie  handeln  können,  beziehungsweise 
um  andere  auf  Grund  der  Hausgenossenschaft  unter  Schutz- 
herrschaft und  in  Gefolgschaft'*)  stehende  Personen;  ebenso 
nach  römischem  Recht,  wo  es  der  förmlichen  Colonatseigenschaft 
bedurfte,  um  die  Unmittelbarkeit  der  staatsbürgerlichen  Stellung 
zu  schmälern.  Sowie  aber  schon  in  römischer  Zeit  neben 
Colonen  auch  Freie  der  Schutzgewalt  anheimfielen  und  es  den 
Bemühungen  der  abgeschwächton  Staatsgewalt  nicht  gelang, 
die  juristisch  nicht  anerkannte  Privatherrschaft  erfolgreich  zu 
bekämpfen,  ebensowenig  konnte  die  ungenügend  ausgebildete 
fränkische  Staatsgewalt  die  immer  grössere  Zahl  materiell  und 
politisch  haltlos  gewordener  Freien  vor  dem  Sinken  in  Ab- 
hängigkeit bewahren,  da  die  Begebung  in  Abhängigkeit  die 
nahezu  einzige  Möglichheit  bot,  das  materielle  Leben  zu  sichern. 

Es  haben  also  analoge  Gründe  im  römischen  Reiche  die 
staatlichen  Sprengel  beeinträchtigt,  im  fränkischen  die  Festigung 
derselben  verhindert  Analog  ist  in  beiden  Fällen  die  Ent- 
wurzelung der  Rechtsstellung  schwächerer  Individuen;  im 
römischen  Reiche  opferten  sie  factisch  ihre  directe  staatsrecht- 
liche Stellung  der  Schutzgewalt  der  Mächtigen;  im  fränkischen 
wurden  sie  durch  das  Aufkommen  der  Grundherrschaft  und  die 
Schutzgewalt  an  der  Erlangung  voller  staatsbürgerlicher  Stellung 
gehindert,  wdihrend  ihre  alte  auf  den  ehemaligen  Verbänden 


>)  Deshalb  nahm  diese  Entwicklung  im  fränki.sehen  Reiche  grösseren 
Umfang  nnd  rascheren  Verlauf  als  anderwärts  an.  Dies  zwingt  uns  dieser 
Frage,  die  fiir  die  verlier  behandelten  Stammesreiche  eine  weit  geringere 
Bedeutung  hat,  hier  besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  S.  Kübel  l.c  ISIIV. 

'•*)  abgesehen  von  den  Unfreien,  die  für  das  staatliche  Leben  gegen- 
standslos waren. 

3)  Auch  Seeliger;  Die  soc.  u.  polit.  Bedeutung  d.  Grnndherrsch.  im  früh. 
Mittelalter  (Ahh.  d.  phil.  hist.  CI.  d.  kgl.  Sachs.  Ges.  d.  Wiss.  XXII.  S.  G5.) 
vertritt  die  richtige  Auffassung,  dass  die  Gefolgschaft  ein  privates  Ab- 
hängigkeitsverhältuis  war. 

9‘ 
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beruhende  Stellung  hinfällig  geworden  war.  Analog  sind  ferner 
die  GrQnde;  in  dem  einen  Falle  die  geschwächte,  in  dem  anderen 
die  noch  nicht  erstarkte  Staatsgewalt;  analog  schliesslich  die 
Umstände;  in  dem  einen  Falle  die  unerträglichen  Steuern,  in 
dem  anderen  die  unerträglichen  Dienste,  die  in  Verbindung  mit 
anderen  Ursachen  eine  Massenvemichtnng  der  Freien  herbei- 
gefUhrt  haben.^)  Insgesammt  ist  es  eine  förmlich  widerrechtliche 
Entwicklung  auf  Kosten  des  Staates  gewesen,  die  in  dem  ersten 
Falle  durch  die  Staatsgewalt  nicht  mehr,  in  dem  zweiten  noch 
nicht  gehindert  werden  konnte.  In  beiden  Fällen  litten  die  in 
Frage  kommenden  Individuen  darunter,  dass  die  frühere  staats- 
rechtliche Grundlage  unbrauchbar  geworden,  eine  entsprechende 
neue  aber  nicht  vorhanden  war.  Vergleicht  man  jedoch  da.s 
Ergebnis,  nämlich  die  römische  und  die  fränkische  Grund- 
herrschaft, dann  muss  man  sowohl  im  Wesen,  wie  auch  in  den 
Folgeerscheinungen  bedeutsame  Unterschiede  wahmehmen.  Wenn 
man  auch  zugeben  wird,  dass  die  fränkische  Grundherrschaft, 
abgesehen  von  denjenigen  Elementen,  die  thatsächlich  eine  Fort- 
.setzung  römischer  Verhältnisse  bedeuten,'^)  auch  im  Übrigen 
römische  Spuren  aufweist,'^)  so  ist  sie  doch  keine  Nachahmung 


’)  Den  Ausführungen  v.  Inama's  (D.  Ausbildg.  d.  gr.  Odherrschft. 
8.  44  f),  die  sich  auf  die  wirtschaftlichen  Drttnde  beziehen,  welche  die 
Entwicklung  des  Qrossgrundbesitzes  im  fränkischen  Reiche  gefiirdert  haben, 
ist  überdies  zu  entnehmen,  dass  die  wirtschaftliche  Isolierung  dabei  von 
grosser  Bedeutung  war.  Es  geht  also  die  von  uns  betonte  politische  Isolierung 
des  Individuums  mit  der  wirtschaftlichen  Hand  in  Hand.  — Uber  die  Massen- 
vemichtung  der  Freien  s.  Brunner  I.  c.  I.  200.  besonders  aber  Bickel  in 
Westdtsch.  Ztschr.  XV.  151  ff.  Wittich:  D.  Frage  d.  Freibauern  8.  .334 
bekämpft  diese  Auffassung,  namentlich  die  Rolle,  die  die  Bussen  dabei 
gespielt  haben;  er  meint,  eine  derartige  Incongruenz  zwischen  der  materiellen 
Lage  der  Freien  und  den  Bussen  wäre  unhaltbar  gewesen;  das  war  sie 
und  daher  ihre  Folgen.  Wenn  Wittich  meint,  dass  man  angesichts  dieser 
Incongruenz  die  Bussen  erniedrigt  hätte,  so  berücksichtigt  er  weder  die 
Stabilität  der  Bussgelder  überhaupt,  noch  ihr  Wesen  und  den  Qeist  des 
Strafrechtes.  Wo  es  sich  um  rein  königliche  Interessen  handelte,  mögen 
Herabsetzungen,  etwa  wie  die  in  L.  Rib.  65.  2 n.  3 erhaltene,  stattgefundeu 
haben. 

»)  s.  oben  S.  130.  A.  3. 

Die  römischen  Elemente  der  fränkischen  Orundberrschaft  sind  vielfach 
besprochen  worden.  So  führte  Brunner  1.  c.  II.  285  f die  Privatjurisdiction, 
die  er  tbeilweise  mit  den  Ämtern  der  Defensores  und  Assertores  pacis  in 


Digilized  by  Google 


133 


des  römischen  Vorbildes;  sie  beruht  vielmehr  auf  der  germanischen 
Idee  der  Haftung  des  Herrn  für  seine  Angehörigen')  und  musste 
durch  die  Ausdehnung  des  Kreises  der  Angehörigen  an  Umfang 
entsprechend  znnehmen.^)  Erinnert  sie  äusserlich  in  manchem 


ZussmineDhang  brachte,  auf  rSmiacbe  ttrundlagen  zurttck,  wogegen  Sickel 
in  Mittb.  d.  Inst,  f bat.  Geech.  Ergbd.  III.  bS4  ff  Einsprache  erhoben 
nnd  sodann  1.  c.  644  f den  Versuch  gemacht  hat,  andere  Umwandlungen 
der  Hunicipaijnrisdiction  hiefUr  heranzuziehen.  Eine  reinliche  Scheidung 
zwischen  grundherrlichen  nnd  Immunitätsgerichten  vollzieht  Sickel  (das. 
Ergbd.  II.  ÜÜ3  ff;  vgl.  Schröder  R.  G.*  179  ff).  Viel  Detail  über  das 
fränkische  Frecarium  bietet  Dsbu  1.  c.  VH.  I.  214  ff.  (Rietschel's  wert- 
volle Arbeit  in  Sav.  Ztscbr.  XXII.  200  ff  bezieht  sich  nicht  auf  diese  Frage.) 
Auf  Einzelheiten  einzugehen,  erscheint  hier  unthunlich  nnd  Übrigens  liegt 
der  Schwerpunkt  der  Frage,  ob  in  der  fränkischen  Grnndberrschaft  römischen 
oder  germanischen  Elementen  das  Übergewicht  znkommt,  nicht  in  diesen 
Details,  sondern  in  den  im  Texte  betonten  Umständen.  Hat  ja  doch 
V.  Amira  (bei  l’anl  III.  § 60  S.  150)  hervorgehoben,  dass  die  vulgär- 
römische  Schutzberrschaft,  die  ganz  unterritorial  war,  erst  im  fränkischen 
Reiche  obrigkeitliche  Functionen  erhalten  hat.  Dass  die  innere  Gestaltung 
der  fränkischen  Qrundberrscbaft  viel  römische  Anklänge  anfweist,  ist  selbst- 
verständlich und  wird  neuerdings  von  Kowalewski  (D.  Ökonom.  Entw. 
Europas  I.  220  ff)  zugegeben,  der  bemüht  ist,  Fustel's  Ansichten  auf  das 
richtige  Uaass  zu  redncieren.  Fnstel  de  Coulanges  ist  natürlich  auch 
da  viel  zn  weit  gegangen;  da  er  in  Mon.  fr.  378  ff  die  staatszersetzende  Function 
der  Grundherrschaft  ignoriert  nnd  1.  c.  388  den  Privatherrschaften  jede 
staatliche  Bedeutung  abspricht,  so  konnte  er  allerdings  mit  scheinbarer 
Berechtigung  in  Urig,  du  syst.  föod.  248  ff  eine  volle  Identität  gallo- 
römischer  Clientei  und  fränkischer  Privatherrschaft  behaupten.  Säe  (Les 
classes  rurales  et  le  rögime  domanial  p.  12  f)  hat  diese  Ergebnisse  (nament- 
lich auch  die  des  Fnsterschen  Allen)  angenommen  und  den  spätrömischen 
Colonat  als  Grundlage  des  fränkischen  „rögime  domanial“  bezeichnet, 
dennoch  aber  S.  21  f.  zugegeben,  dass  erst  durch  die  Frivatherrscbaft 
(allerdings  fuhrt  er  da  nur  Lehenswesen  und  Seniorat  und  nicht  die  Grund- 
herrschaft an)  die  definitive  Kluft  zwischen  dem  Staate  und  den  abhängigen 
Leuten  entstand,  jene  Kluft,  die  doch  gerade  so  besonders  kennzeichnend 
ist  und  für  die  ein  vollgiltiges  römisches  Vorbild  fehlt. 

')  Darauf  legt  Brunner  I.  c.  II.  276  ff  mit  Recht  Gewicht;  s.  auch 
seinen  Aufsatz:  Mithio  und  sperantes  (Festgg.  f.  Beselor);  ebenso  Flach 
1.  c.  I.  87  ff,  Dahn  1.  c.  VU.  I.  244  ff,  Mayer  1.  c.  H.  3 ff. 

3Iit  der  Zunahme  der  Anzahl  und  des  Umfanges  solcher  Mundial- 
verhältnisse  in  merovingischer  Zeit  musste  zunächst  eine  gewisse  inhaltliche 
Abschwächnng  derselben  verbunden  sein.  Die  Ausdehnung  bezog  sich  nicht 
nur  auf  eine  grössere  Anzahl  von  Personen,  sondern  auch  auf  Grundstücke; 
s.  Seeliger  1.  c.  66. 
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an  die  römische  Privatherrschaft,  so  muss  hervoigehoben  werden, 
dass  sie  ganz  anders  als  in  römischer  Zeit  von  der  Staatsgewalt 
toleriert,’)  zu  einem  Verfassungsbestandtheile  wird  und  nicht 
als  Missbrauch  in  Betracht  kommt.'^)  Es  liegt  somit  eine 
quantitave  Zunahme  der  germanischen  Haftung  flir  die  Haus- 
genossen vor,  die  aber  dadurch,  dass  sie  maasslos  wurde  und 
sich  auf  grosse  Mengen  von  Freien  erstreckte,  qualitative  Änderungen 
erfahren  hat/’)  Sie  weist  ferner  einen  wichtigen  germanischen 
Zug  auf,  nämlich  die  Tendenz,  die  einer  Grundherrschaft  unter- 


t 

Sickel  hat  (Mittb.  d.  Instit.  Ergbd.  III.  54.S  fj  dargethan.  das? 
die  Privatberrschaft  in  rdmiseber  Zeit  lange  nicht  in  dem  Maasae,  wie  es 
vielfach  angenommen  wird,  toleriert  wurde.  Eine  Anerkennung,  wie  die  in 
Chlothars  II.  Edict  würde  man  im  römischen  Staate  vergeblich  suchen 
(s.  Esmein  1.  c.  148];  ihre  ersten  Spuren  findet  man  in  der  Interpr.  znr 
L.  R.  Vis.;  (s.  Sickel  in  Ergbd.  II.  206.  A.  4.);  denn  sogar  die  Vor- 
rechte der  kaiserlichen  Domänen  gingen  lange  nicht  so  weit,  als  von  Vielen 
angenommen  wird  (s.  His:  D.  Dom.  d.  röm.  Kaiserzeit  S.  106  ff).  Meyer 
(Sav.  Ztschr.  II.  107  ff]  negiert  zwar  die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit 
für  die  merovingische  Zeit,  während  Brunner  1.  c.  II.  286  von  einer 
Abnahme  spricht;  es  scheint  thatsächlich  auch  in  späterer  Zeit  eine  genaue 
Umschreibung  der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  schwer  und  dieselbe  nur  dann 
bestimmt  vorzuliegon,  wenn  die  betreffenden  Leute  ausser  gmudherrlichem  Leihe- 
land kein  freies  Eigen  besassen;  vgl.  Seeliger  1.  c.  76.  Wenn  nberSickel, 
trotzdem,  dass  gerade  er  für  die  Aufklärung  dieser  Fragen  so  viel  getlian  hat,  un- 
geachtet des  Umstandes,  dass  — wie  er  selbst  zugiebt  — Privatgüter  mit 
obrigkeitlichen  Rechten  im  römischen  Gallien  nicht  nachweisbar  sind,  dennoch 
zu  der  Hypothese  ihres  Bestandes  Zuflucht  nimmt  und  zwar  offenbar  nur 
deshalb,  weil  ihm  die  in  keiner  ehemals  römischen  Provinz  so  grosse  Menge 
fränkischer  Privatherrsoliaften  auffällt  (s.  in  Westdtsch.  Ztschr.  XV.  123  f), 
.so  übersieht  er  jene  zahlreichen,  speciell  der  fränkischen  Entwicklung  an- 
gehüreiiden  Gründe,  die  eben  in  keinem  andern  germanischen  Reiche  die 
Grundherrschaft  so  sehr  begünstigten. 

“)  Im  Gegentheil  muss  mau  mit  Brunner  1.  c.  I.  208  sagen,  dass 
das  sociale  Elend  des  römischen  Staates  deshalb  ausbliob,  weil  die  Bildung 
zahlreicher  Abbängigkeitsverhältnissc  mit  der  Ansammlung  grossen  Besitzes 
Hand  in  Hand  ging  und  auf  diese  AVeise  die  Bodennutzung  unter  Viele 
vertheilt  wurde. 

>)  v.  Amira  (bei  Paul  III.  § 61.  S.  151)  fasst  die  Grundherrsebaft 
als  den  Inbegriff  aller  Gewalten  auf.  die  durch  den  Besitz  begründet,  sich 
auf  Land  und  Leute  erstrecken.  Diese  Gewalten  können  auf  Leibherrschaft. 
Munt  oder  Immunität  beruhen.  Alle  diese  Grundlagen  aber  sind  eben  io 
fränkischer  Zeit  unrömisch;  hinsichtlich  der  Immunität  s.  unten. 
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stehenden  Leute  zu  einem  Verbände  zusammenzufassen,^)  wodurch 
sie  sich  wesentlich  von  ähnlichen  römischen  Erscheinungen  abhebt. 
Das  Bestreben,  Verbände  zu  bilden,  das  sich  infolge  der  früher 
erwähnten  Umwälzungen  nicht  mehr  auf  volksrechtlicher  Grund- 
lage bethätigen  konnte,  lebt  hier  wieder  auf  und  selbst  die 
Kirche  hat  in  ihren  Herrschaftsgebieten  dieses  genossenschaft- 
liche Prinzip  gefördert. Die  fränkische  Grundherrschaft  leistet 
also  etwas  Positives;  sie  verschafft  ihren  Angehörigen  eine  neue 
Rechtsstellung;  diese  Mehrleistung  ist  unrömisch  und  sie  gerade 
giebt  der  fränkischen  Grundherrschaft  ihren  eigenen  rechts- 
historischen Charakter.®)  Durch  die  Bildung  von  Verbänden 
auf  dieser  weder  altvolksrechtlichen  noch  staatsrechtlichen 
Basis  erhielten  die  Angehörigen  der  Grundherrschaft  eine  neue 
und  zwar  ausserstaatliche  Grundlage.®)  Je  zahlreicher  und  je 
grösser  solche  Herrschaften  wurden,  desto  mehr  wurde  die 
staatliche  Gebietstheilung  beeinträchtigt.  — 

Die  förmliche  Legalisierung  dieser  Entwicklung  wurde 
durch  die  Immunität  angebahnt,  die  den  territorialen  Aufbau 
von  Anfang  an  hinderte,  indem  sie  die  königlichen  Güter  von 


’)  s.  Gierke:  Genoss.  R.  I.  135  £f,  Dahn  1.  c.  Vll.  I,  201.  Dazu 
hat,  wie  Mayer  1.  c.  II.  55  f.  m K.  bemerkte,  die  Naturalwirtschaft  hei- 
getragen,  <In  sie  sowohl  die  Ausartung  der  Herrengewalt  hiutanhiolt,  als 
auch  die  Kntwicklung  des  bäuerlichen  Gemeinwesens  ermöglichte. 

s.  Gierke  1.  c.  I.  140.  Doniol;  .Serfs  et  vilains  an  moyen  ägo 
S.  1 10  unterscheidet  daher  in  den  Privatherrschaften,  neben  den  eigentlichen 
herrschaftlichen  Functionären,  solche,  die  von  den  Bauerscbaften  gewählt 
wurden;  er  glaubt  in  der  majorissa  der  L.  Sal.  eine  derartige  gewählte 
Genossenschaftsmeierin,  wie  sie  in  späteren  französischen  Urkunden  vorkommt, 
erblicken  zu  sollen,  was  allerdings  sehr  zweifelhaft  ist. 

4)  Mit  Recht  bezeichnet  daher  v.  Inama  (D.  Ausbildg.  d.  gr.  Gdherrschften 
S.  6,  109)  die  Grundberrschaft  als  ein  neues  organisatorisches  Princip 
der  Gesellschaftsgeschichte. 

1)  Im  Gegensätze  zu  den  an  Abgeschlossenhoit  leidenden  und  nicht 
entwicklungsfähigen  Markgenossenschaften,  die  neuen  Zuzug  nicht  gerne 
litten,  war  die  Grundherrschaft  mit  ihrem  uugerodeteu  Lande  und  ihrem 
Bedürfnis  nach  Ärboitskräften  ein  Refugium;  s.  Inama  I.  c.  53. 

Es  stellt  sich  nämlich  die  Grundherrschaft  dadurch,  dass  die  Ver- 
antwortung des  Grundherrn  das  Gebiet  umfasste,  auf  welchem  die  Schutz- 
leute wohnten,  (s.  Brunner  Mitbio  S.  25  f)  auf  einen  ausserstaatlicheu 
Standpunkt. 
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der  staatlichen  Eintheilnng  ausnahm.  Die  Immunität  mit  ihren 
Folgen  ist  von  der  Grundherrschaft  und  ihren  Folgen  wesentlich 
verschieden;')  wo  sie  zur  Grundherrschaft  hinzutrat,  bedeutete 
sie  eine  Verstärkung  derselben;^)  wo  sie  ohne  vorgängige  Grund- 
herrschaft auftrat,  rief  sie  Erscheinungen  hervor,  die  über  die 
Machtstellung  einer  Grundherrschaft  hinausgehend,  die  mit 
derselben  gewöhnlich  verbundenen  Wirkungen  im  allgemeinen 
involvierten. 

Dass  die  Immunität  an  und  für  sich  römischen  Ursprungs 
ist,  wird  allgemein  zugegeben.  Ebenso  aber  auch  der 
wichtige  Unterschied  zwischen  ihren  römischen  und  fränkischen 
Formen.  Die  fränkische  Immunität  befolgte  zwar  das  römische 
Beispiel  bezüglich  der  Freiheit  von  öffentlichen  Abgaben  und 
Diensten^)  und  in  beiden  Fällen  bildete  das  Domänengut  den 
Ausgangspunkt.  Aber  die  Gerichtsbarkeit  der  Immunitätsherren, 
die  richtigerweise  mit  der  fränkischen  Immunität  schon  von 
altersher  als  verbunden  betrachtet  wird,'*)  hat  der  römischen 
gefehlt.’’)  Man  mag  mit  Recht  diese  Gerichtsbarkeit  von  den 
Rechten  der  römischen  Domänenverwaltung  ableiten,*)  da  auch 
die  Königsgüter  nicht  nur  Landgüter,  sondern  obrigkeitliche 


')  s.  Sickel  Id  Mitth.  d.  Inst.  Ergbd.  n.  214. 

Viollet  1.  c.  401,  436  bemerkt,  dass  die  Immunitätsgerichtsbarkeit 
die  autonome  Gerichtsbarkeit  der  Privilegierten  in  sich  aufgenomroeu  hat; 
vgl.  Brunner  1.  c.  II.  286.  A.  50.  Es  ist  ein  feiner  Gedanke  Sickel's 
(1.  c.  233  {),  dass  die  Verknüpfung  Qffentlicher  Rechte  mit  der  Privat- 
berrschaft  nicht  als  eine  inhaltliche  Erweiterung  derselben  in  Betracht 
kommt;  es  kam  vielmehr  zur  Privatberrscbaft  eine  zweite,  wesentlich  andere 
Gewalt  hinzu.  Dies  lässt  sich  mit  den  Seeliger' sehen  Ergebnissen  recht 
wohl  vereinen;  s.  anch  Stengel  (in  Sav.  Ztschr.  XXV.  286  if,  namentlich 
S.  295  ff);  auf  Details  können  wir  hier  natürlich  nicht  eingehen. 

s.  Brunner  1.  c.  II.  289,  Sickel  in  Gott.  gel.  Anz.  1890  S.  584  f, 
Dahn  1.  c.  VII.  III.  541  f,  554,  559,  567.  Dem  römischen  Beispiele 
gemäss  behielt  sie  auch  die  Brücken-  und  Wegebaulasten  bei;  vgl.  Brunner 
1.  c.  II.  294.  A.  41,  42. 

‘)  s.  Flach  1.  c.  I.  91  ff,  Brunner  1.  c.  II.  298.  A.  55. 

®)  8.  Sickel  in  Westdtsche  Ztschr.  XV.  119  A.  24.  123.  A.  32, 
128.  A.  86. 

®)  s.  V.  Sy  bei;  Eönigtbum^  S.  474  ff,  Sickel  in  QötL  gel.  Anz. 
1886.  S.  565. 
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Yerwaltangsstellen  waren;')  mau  muss  aber  hervorheben,  dass 
in  römischer  Zeit,  trotzdem  es  sich  am  die  Immunität  der 
kaiserlichen  Domänen  handelte,  die  Gesetzgebung  dennoch  hin- 
sichtlich der  Beziehungen  der  Domänenverwaltung  zur  ordent- 
lichen Provinzialverwaltung  schwankte.^)  Man  muss  sagen, 
dass  die  fränkische  Immunität  betreffs  der  gerichtlichen  Sonder- 
stellung der  freien  Hintersassen  nicht  nur  weiter  ging  als  die 
römische,  sondern  dass  sie  diese  gerichtliche  Sonderstellung 
eigentlich  erst  sichergestellt  hat.^)  Mit  Recht  bezeichnet 
SickeD)  die  früheren  Privatherrschaften  als  Gewaltherrschaften, 
die  in  fränkischer  Zeit  zu  rechtmässigen  Herrschaften  wurden. 
Die  fränkische  Immunität  ging  also  sowohl  hinsichtlich  der 
Güter,  mit  denen  sie  verbunden  wurde,  als  auch  hinsichtlich 
der  thatsächlichen  staatlichen  Folgen  weit  über  die  römische 
hinaus.^)  Sehen  wir  von  dem  römischen  Ausgangspunkte,  den 
man  natürlich  nicht  unterschätzen  darf,  ab,  so  ist  die  Durch- 
bildung‘der  Immunität  eine  vollständig  unrömische.  Es  wurde 
nicht  irgend  eine  specielle  Gattung  von  Gütern  aus  besonderen 
Gründen  mit  Immunität  ausgestattet,  wie  es  im  römischen  Reiche 
der  Fall  war,  sondern  es  wurde  kirchliches  und  weltliches  Gut  so 


B.  Sickel  in  Hitth.  d.  lest.  Ergbd.  IL  216  ff,  in  Oött.  gel.  Ans. 
ISSO.  S.  683  und  in  Westdtsche  Ztschr.  XV.  119.  A.  33.  Hegel  hat  in 
Entat.  d.  dtseb.  St&dtewesena  S.  46  diese  Freiung  der  königlichen  OUter 
bestritten. 

’)  8.  Brunner  I.  c.  II.  288.  Sickel  giebt  in  Mitth.  d.  Inst.  Ergbd. 
II.  216  zu,  dass  selbst  die  kaiserlichen  Domänen  keine  volle  Gerichts- 
barkeit besHsaen  and  dieser  Ansicht  stimmt  auch  Dahn  1.  c.  VII.  III.  641 
zu,  obwohl  er  sonst  fiir  die  enge  Verwandtschaft  der  fränkischen  Immunität 
mit  der  römischen  eintritt.  S.  besonders  His  1.  c.  113  ff. 

s.  Brunner  1.  c.  II.  289,  299.  Sickel  in  Gött,  gel.  Anz.  189ü 
S.  686.  Seeliger  1.  c.  78  f.  leitet  mit  Hecht  die  Immunitätsgerichtsbarkeit 
aus  dem  Verbot  des  Introitus  und  nicht  aus  finanziellen  Gesichtspunkten 
ab.  Auch  W.  Schnitze  (D.  fränk.  Gaue  Badens  S.  34)  legt  (ebenso  wie 
Sobm  und  Prost)  den  Nachdruck  auf  die  Freiung  von  der  öffentlichen 
Gewalt  und  nicht  auf  die  Freiheit  von  Abgaben.  Er  erblickt  darin  den 
Unterschied  zwischen  fränkischer  und  römischer  Immunität. 

*)  Westdtsche  Ztschr.  XV.  126. 

Nämlich  über  die  Steuerfreiheit  hinaus.  Letztere  hätte  im  fränkischen 
Reiche,  angesichts  des  allgemeinen  Rückganges  der  Steuerverfassung  keine 
den  Staat  gefährdende  Bedeutung  gehabt. 
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häufig  mit  Immunität  bedacht,  dass  dieselbe  zur  Zeit  Chlothar's  II. 
als  wichtige  und  allgemeine  Staatseinrichtung  erschien.  Die 
Freiheit  von  den  Fiscal pfiichten  wurde  extensiv  gedeutet  und 
der  Immunitätsherr  gelangte  zu  weitgehender  Freiheit  gegenüber 
der  ordentlichen  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung,  so  dass 
er  zum  rechtlichen  Staatsorgan  gegenüber  den  Einwohnern  des 
betreffenden  Territoriums  wurde,  nebst  finanziellen  Vortheilen 
also  eine  staatlich  anerkannte  Stellung  erhielt,  die  der  römischen 
Verfassung  unbekannt  war.  Es  erfolgte  eine  Vereinigung 
öffentlichrechtlicher  Befugnisse  mit  dem  Privateigentume. 
Dieses  Resultat  ist  nicht  nur  unrömisch,  sondern  eher  indirect 
germanisch;  denn  diese  Verbindung  zwischen  öffentlich-rechtlichen 
und  privatrechtlichen  Bestandtheilen  im  Bodenrecht  entspricht 
der  germanischen  Entwicklung,  die  in  der  älteren  Zeit  allerdings 
in  umgekehrtem  Verhältnisse  diese  Verquickung  kannte.  Durch 
ihre  Häufigkeit  erscheint  die  Immunität  praktisch  als  eine 
Rückkehr  zu  der  germanischen  Idee  directer  Unterstellung  des 
in  jeder  Hinsicht  freien  Individuums  unter  den  Staat;  nur  dass 
dies  gemäss  der  Gesammtgestaltung  der  Dinge  nicht  mehr  für 
jeden,  sondern  nur  noch  für  höher  stehende  Individuen  zutrifft. 
Wenn  zwischen  dem  König  und  den  Immunitätsherren  einei-seits, 
zwischen  den  Immunitätsherren  und  Immunitätsleuten  andererseits 
ein  persönliches  Band  hergestellt  wurde,  so  ist  dies  ein  Aufbau, 
der  zweifellos  germanischen,  aber  nicht  römischen  Vorbildern 
entspricht.’)  Die  selbständig  durchgcbildete’^)  fränkische  Immunität 
befreite  von  der  Grundsteuer;  dem  Grafen  entzog  sie  zunächst 
jene  Gerichtsbarkeit,  die  sonst  dem  Stellvertreter  des  Grafen 
delegiert  werden  konnte;”)  sie  schloss  die  gesammte  Polizei- 
und  Verwaltungsgcwalt  staatlicher  Organe,  praktisch  sogar  die 


')  Fustol  de  Coulanpos  (Rev.  histor.  XXIII.  S.  it)  verkennt  voll- 
ständig; die  unromiseUeu  Tendenzen,  denen  die  fränkische  Immunität  diente. 

An  der  Durclibildniig  war  besonders  die  Kirche  betheiligt;  es  ist 
bekannt,  dass  sie  dabei  weit  Uber  das  römische  Vorbild  hinausging.  Des- 
gleichen über  die  anfängliche  fränkische  Auffassung;  denn  da  sich  die 
Immunität  nur  gegen  die  Reamtengewalt  kehrte,  war  ein  höherer  Sonder- 
frieden in  ihr  nicht  begründet;  dennoch  hat  er  sich  für  kirchliche  Iinmunitäten 
entwickelt;  s.  Brunner  1.  c.  II.  296  f. 
s)  8.  Brunner  1.  c.  II.  300  f. 
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Heeresbefugnisse  aus.*)  Durch  das  Edict  Chlotbar's  II.  hat 
der  Staat  eine  Grenze  zwischen  seiner  Competenz  und  der  der 
Immnnitätsherrcn  gezogen  und  eine  Summe  von  Rechten  an- 
erkannt, die  den  Immunitäten  nicht  mehr  entrissen  wurden.^) 
Die  derart  ausgebildete  Immunität  wurde  als  ein  mit  dem  Gute 
verbundenes  Realrecht  betrachtet  und  dadurch  zu  einer  dauernden 
Ausschaltung  der  ordentlichen  Gewalt,  was  übrigens  auch  in 
dem  Interesse,  das  der  Staat  für  die  Bestellung  von  Immunitäts- 
bcamten  zeigte,*)  hervortrat.^)  Jedes  Immuiiitätsprivileg  wai' 


')  Die  Immunitftuprivilegien  sagen  zwar,  mir  Ausnahme  der  zwei  von 
Fustel  (I.  c.  S.  2'.'.  Ä.  4)  angeführten,  nichts  Uber  die  Befreiung  vom 
Heerbann.  Da  jedoch  die  Zwangsgewalt  des  üifentlichen  Beamten  fehlte, 
so  war  die  (Teltendmachung  des  Heerbanns  praktisch  erschwert.  S.  Sickel 
in  Hittb.  d.  Inst.  Ergbd.  II.  225  und  in  OStt  gel.  Anz.  1890.  S.  585, 
namentlitb  aber  Roloff:  D.  Umwandl.  d.  fr.  Heeres  (X.  Jahrbb.  f.  dass. 
Alt.  Qesch.  u.  dtsche  Lit.  IX.  395). 

Sickel  bemerkt  mit  Recht  in  Wesldtsche  Ztscbr.  XV.  130,  dass 
von  nun  an  diese  Rechte  gemehrt,  aber  nicht  gemindert  werden  konnten. 

Dies  allerdings  erst  in  karolingischer  Zeit;  über  die  Vügte  s.  die 
Literatur  bei  Brunner  1.  c.  II.  302  ff,  Meitzen  1.  c.  II.  630,  Schröder* 
199  ff.  Über  die  kirchlichen  Vögte  und  ihre  römischen  Wurzeln  s.  Siickel 
in  U.  g.  A.  1904  S.  788  ff,  anlässlich  der  Besprechung  von  F.  Senn: 
L'instit.  des  avoiieries  ecclesiast.  Die  viel  besprochenen  römischen  W urzeln 
der  Iiumunitstsäiiiter  sind  insofern  theilweise  gegenstandslos,  als  diese 
Functionäre  erst  durch  die  fränkische  Entwicklung  öffentliche  Bedeutung 
erlangten. 

*j  Seeliger  1.  c.  95  betrachtet  das  Immunitätsgericbt  als  „ein  Gericht 
innerhalb  der  Grafschaft“  und  das  Iminunitätsgebiet  nicht  als  ein  selbständiges, 
den  Grafschaften  ebenbürtiges  Glied  der  staatlichen  Provinzialordnung. 
Dennoch  giebt  er  (S  96)  zu,  dass  es  von  anderem  Lande  unterschieden 
wurde.  Es  ist  gewiss  dieses  Streben  nach  präciserer  Formulierung  anzu- 
erkennen; sie  ist  aber  unerreichbar  und  konnte  auch  von  Seeliger  nicht 
vorgeschlagen  werden.  Entscheidend  ist,  was  Seeliger  selbst  zugiebt,  dass 
das  immune  Land  von  anderem  unterschieden  wurde.  Es  ist  u.  W.  niemals 
behauptet  worden,  dass  die  Immunitäten  den  Grafschaften  staatsrechtlich 
ebenbürtig  gewesen  wären,  dass  sie  aber  neben  der  ordentlichen  staatlichen 
Gebietstheilung  als  gowissermaassen  ausserordentliche  Sprengel  bestanden, 
ist  wohl  unbestreitbar  und  dass  sie  die  ordentliche  Gebietstheilung  schädigten, 
ist  sicher.  Daran  vermag  auch  die  von  E.  Mayer  vertretene  und  von 
Stutz  (Sav.  Ztschr.  XXI.  124)  acceptierte  Ansicht,  wonach  trotz  der  Ver- 
qnickuiig  Öffentlicher  und  herrschaftlicher  Gewalt  der  Gegensatz  beider 
empfunden  worden  sei,  nichts  zu  ändern.  Man  wird  vielmehr  dann  sagen 
müssen,  dass,  wenn  trotz  des  Bewusstwerdens  dieses  Gegensatzes,  dennoch 
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ein  königlicher  Staatsakt,  bestimmt,  die  Verfassung  zu  durch- 
brechen. Es  hatte  zwar  ebenfalls  teiritoriale  Folgen,  da  es 
eigene  Sprengel  schuf,  die  dem  Könige  direct  unterstellt  wurden, 
für  die  Verfassung  aber  bedeutete  dies  eine  Schwächung  staat- 
licher Sprengel  und  angesichts  der  praktischen  Schwierigkeit 
erfolgreicher  königlicher  Überwachung  die  Entziehung  grosser 
Massen  der  Bevölkerung  der  staatlichen  Ingerenz.  Auch  wenn 
die  königliche  Überwachung  praktisch  möglich  gewesen  wäre, 
müsste  man  dennoch  von  staatlicher  Einbusse  sprechen,  da 
durch  die  Immunität  die  Vertretung  öffentlicher  Gerechtsame 
an  Private  abgegeben,  die  Handhabung  der  öffentlichen  Gewalt 
mit  dem  Grundbesitze  verbunden  wurde,  mithin  aus  der  Hand 
des  Erstprivilegierten  an  Leute  kommen  konnte,  die  dem  Staate 
nicht  die  mindesten  Garantien  boten. 

Man  muss  fragen,  warum  die  fränkischen  Könige  zu  so 
ausgedehnter  Veräusserung  staatlicher  Rechte  hinneigten, 
durch  die  sie  ihr  eigenes  Werk,  den  territorialen  Aufbau 
des  Staates,  schädigten.')  Die  Sachlage  ist  ziemlich  klar. 


(jrundherrschaft  and  Imn]unit6t  immer  mehr  um  sich  griffen,  ihnen  offenbar 
eine  ungewöhnliche  Kraft  innewohnte,  die  es  ihnen  ermöglichte,  der  staat- 
lichen Gebietsordnung  zu  trotzen;  darin  liegt  zugleich  ein  Beweis  der 
Schwäche  der  staatlichen  Sprengel. 

')  Arnold  (Ansiedlungen  und  Wanderungen  S.  253  f;  meinte,  die 
Immunität  hätte  im  fränkischen  Reiche  niemals  diese  Verbreitung  finden 
können,  wenn  sie  nicht  auf  einer  germanischen  Grundlage  beruht  hätte. 
Er  vertrat  die  Immunität  des  germanischen  FUrstenlandes  und  nahm  an, 
dass  die  von  Grundherren  begründeten  Ansiedlurigen  den  übrigen  freien 
Gemeinden  gegenüber  eine  Sonderstellung  eingenommen  hätten.  Fustel  de 
Coulanges  (Rev,  hist.  XXII.  260  ff)  betonte  das  gewaltthätige  Vorgehen 
der  königlichen  Beamten  und  erblickte  in  dem  Misstrauen  des  Königs  die 
Ursache  häufiger  Immunitäten.  Sickel  (Westdtsche  Ztschr.  XV.  126) 
glaubt,  dass  die  aus  römischer  Zeit  stammenden  Frivatherrschaften  deshalb 
toleriert  wurden,  weil  der  König  in  den  Inhabern  dieser  Gewalten  eine 
mächtige  Partei  erblickte,  überdies  aber  in  der  Nichtausübung  von  Rechten, 
die  er  auch  früher  nicht  besessen,  keine  Einbusse  sah.  Die  Zunahme  der 
Immunitäten  erklärt  er  aus  dem  allgemeinen  Charakter  des  Königtums, 
welches  als  Privatmonarchie  eine  Abspaltung  der  Gewalt  zuliess  und  die 
Begehrlichkeit  Privater  steigerte.  — Mit  Ausnahme  dieses  letzterwähnten 
Argumentes,  das  aber  auch  nicht  ganz  ausreicht,  sind  die  übrigen  wohl 
vollkommen  ungenügend.  Gegenüber  .\rnold  wäre  zu  bemerken,  dass  auch, 
wenn  seine  Annahme  bewiesen  werden  könnte,  es  doch  auffällig  ist,  dass 
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Zu  den  von  Siekel’)  hervorgehobenen  Gründen  tritt 
hinzu,  dass  die  alte  Volksverfassung  nicht  angewendet 
werden  konnte,  da  sie  für  einen  Grossstaat  nicht  passte, 
eine  für  ein  grösseres  Staatswesen  anwendbare  Stammes- 
verfassnng  aber  nicht  zustande  gekommen  ist;  man  hat  zu  dem 
territorialen  Aufbau  Zuflucht  genommen,  konnte  aber  damit 
nicht  durchdringen,  da  der  alte  Individualismus  zu  stark,  die 
Staatsgewalt  aber  unzureichend  war,  um  ihn  zu  besiegen;  ihre 
Organe  standen  überdies  nicht  auf  der  nötigen  Höhe,  um  einer 
so  schweren  Aufgabe  zu  genügen  und  die  beabsichtigte  Gleich- 
niässigkeit  dnrchzuführen.  Da  sich  die  Aufgabe  als  zu  schwer 
erwies,  musste  es  zu  einem  staatsrechtlichen  Rückzüge  ans 
einem  Theile  der  nicht  zu  behauptenden  Positionen  kommen.-) 
So  wie  einerseits  die  entfernteren  Theile  des  Reiches  mit  Erfolg 
nach  Selbständigkeit  strebten  und  die  extensive  Macht  des 
Staates  schwächten,  so  schädigten  andererseits  Grundherrschaft, 
Immunität  und  Lehenswesen  die  Intensität  des  staatlichen  Auf- 
baues. Nun  war  es  natürlich  unmöglich,  an  die  Wiederbelebung 
alter  staatsrechtlicher  Grundsätze,  an  die  Erneuerung  der  alten 
Verbände  und  der  durch  sie  vermittelten  directen  Theilnahme 
jedes  Volksgenossen  am  Staatsleben  zu  denken.  Die  grosse 
Masse  wurde  und  blieb  zurtickgedrängt,  der  Individualismus  der 
Mächtigeren  aber  feierte  einen  grossen  Sieg.^)  Es  kamen 
wenigstens,  wie  schon  erwähnt,  die  Immunitätsherren  zu  direct 
staatlicher  Stellung,  eine  grosse  Menge  von  Leuten  wurde  ihnen 


in  den  andern  germanisclien  Staaten  die  Immunität  niclit  jene  Rolle  spielte, 
wie  im  fränkischen;  gegen  Fnstel  ist  die  Frage  zulässig,  ob  dcnu  der  König 
der  Gewaltthätigkeit  seiner  Beamten  niclit  auf  andere  Weise  begegnen 
konnte.  Auch  Sickel’s  Ausführungen  erklären  wohl  zum  Theile  den  Fort- 
bestand der  früheren  Immunitäten,  aber  schwerlich  die  extensive  Interpretation 
derselben,  namentlich,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Immunität  bis  in's 
IX.  Jh.  hinein  theoretisch  als  Ausnahme  und  der  durch  sie  durchbrochene 
territoriale  Aufbau  als  Kegel  betrachtet  wurde ; denn  dies  beweist,  dass 
man  dennoch  die  Idee  der  staatlichen  Sprengel  nicht  fallen  lassen  wollte, 
wenn  auch  das  Princip  praktisch  versagte. 

')  s.  vorige  Anm. 

^ Dazu  gesellten  sich  die  von  Sickei  1.  c.  angeführten  Grunde. 

*)  Desto  mehr,  als  ja  die  Geschichte  der  fränkischen  Reichsgrfindung 
ohnehin  den  Ansprüchen  der  ganzen  Volksmasse  keine  Basis  bot,  eine  umso 
grössere  aber  den  Persönlichkeiten,  die  sich  um  den  König  geschaart  hatten. 
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untergeordnet,  so  dass  der  Staat  einen  Theil  seiner  Aufgaben 
auf  die  Immunitäten  Qberwälzte  und  ihnen  staatliche  Einkünfte 
gewährte.  Man  findet  also  aucli  von  diesem  Standpunkte,  dass 
die  Immunität  trotz  ihrer  römischen  Wurzel  unrömischen  Ideen 
diente  und  germanischen  Tendenzen')  zu  einem  allerdings  anders 
gearteten  Durchbruche  verhalf  auf  Kosten  des  staatlichen 
Territorialprincipes,  welches  wir  zwar  im  fränkischen  Reiche 
nicht  als  eine  Nachahmung  römischer  Vorbilder  betrachten 
dürfen,  welches  aber  doch  keine  germanische  Staatsgrundlage 
war.  Die  staatlicherseits  beabsichtigte  Territorialität  wurde  in 
Grundherrschaft  und  Immunität  in  au.sserstaatlicher  Weise  diircli- 
gesetzt. 

Auch  nach  unten  arbeitete  die  Immunität  in  germanischem 
Sinne;  denn  sie  schuf  mit  der  Grundherrschaft  neue  Verbände 
und  bot  ihren  Angehörigen  einen  allerdings  minderwertigen 
Ersatz  der  alten  Verbände,  einen  Ersatz,  der  aber  immerhin 
noch  im  Vergleiche  mit  dem  mangelhaften  Schutze  der  öffent- 
lichen Beamten  und  angesichts  der  Gefahr  von  Bedrückungen 
sehr  wichtig  war.  Dies  erklärt  auch,  warum  sich  so  bald  die 
Tendenz  zeigte,  sich  einer  Immunität  anzuschliessen,  um  durch 
Auftragung  des  Gutes  an  einen  Herrn  oder  auf  andere  Weise 
jene  Sicherheit  zu  erlangen.  — 

Dieser  die  vom  Staate  angestrebte  Territoiialität  durch- 
kreuzende Aufbau  neuer  Verbände  herrschaftlicher  Art, 
an  deren  Spitze  Grundherren  und  Immunitätsherren  standen, 
die  ihrerseits  nicht  einen  abstracten  Staat,  sondern  einen 
König  als  ihren  Herrn  anerkannten,  fanden  in  dem  Lehens- 
wesen ein  specielles  Gebiet  neuer  Bethätigung,  durch  welche 
öffentliche  Rechte  auch  abgesehen  von  Immunitäten,  selbst  auf 
nicht  gefreiten  Gebieten,  an  Private  kamen. 

Es  ist  mit  Recht  vielfach  bemerkt  worden,  da.ss  das 
dem  Lehenswesen  zugrunde  liegende  Verhältnis  nur  eines 
der  vielen  Abhängigkeit.sverhältni.sse  des  fränkischen  Reiches 


*)  Wo  sie  Uber  die  den  Oermanen  nahe  liegende  Auffassung  hinaus- 
geht, wie  z.  B.  beim  höheren  Sondertrieden  der  kirchlichen  Iinmnnitiii 
(s.  oben  S.  138.  A.  2),  ist  nicht  römischer,  sondern  kirchlicher  Einfluss 
bemerkbar. 
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war;  seine  indirect  den  territorialen  Aufbau  des  Staates 
und  noch  weiter  darüber  hinaus  den  Staatsverband  überhaupt 
schädigende  Wirkung  wird  allgemein  anerkannt.  Zahl- 
reiche Untersuchungen  sind  der  Frage  gewidmet  worden, 
ob  Vassallität  und  Beneficiaiität  auf  römischer  Wurzel  beruhen 
und  man  darf  dieser  Frage  die  grösste  Bedeutung  beilegen. 
Tritt  man  ihr  aber  vorurtheilsfrei  entgegen,  so  muss  man  ein- 
sehen,  dass  bei  aller  Anerkennung  römischer  Analogien  weder 
das  Vassallitäts-  noch  das  Beneticialitätswcsen  des  fränkischen 
Reiches  mit  den  ähnlichen  römischen  Erscheinungen  unmittelbar 
Zusammenhängen.  Es  fehlt  die  Brücke.  Selbst  wenn  Brunner’s 
Ansicht,  wonach  eine  zweifellos  rechtshistorische  Verbindung 
zwischen  Vassallität  und  Gefolgschaft  vorliegt,')  als  eine  zu 
weit  gehende  betrachtet  werden  sollte,  muss  dennoch  eine  Reihe 
von  wichtigen  Umständen  anffallen;  so  vor  allem  der,  dass  zur 
Zeit,  wo  sich  jene  Vassallität  entwickelte,  die  in  Verbindung 
mit  der  Beneficiaiität  das  Lehenswesen  hervorbrachte,  von  einer 
Nachahmung  römischer  Vorbilder  schon  aus  chronologischen 
Gründen  keine  Rede  sein  konnte,  ganz  abgesehen  davon,  dass, 
wie  Dahn^)  betont,  die  verschiedenen  römischen  Vorbilder 
Institute  waren,  die  in  grösserem  Umfange  nicht  auf  römische 
Staatsangehörige,  sondern  auf  Fremde  Anwendung  fanden.-') 


>)  1.  c.  II.  2DS  ff;  a.  auch  in  .Snv,  Ztschr.  IX.  210  f. 
ä)  1.  c.  VII.  I.  230. 

Öuilliiermo*  versucht  in  seinem  UberwieKenil  trefflich  gearbeiteten 
„Essai  sur  l’origine  de  lanohlesse“  die  germanischen  Elemente  der  Vassalität 
aniufechten.  Er  verfallt  dabei  in  den  vom  rechtsvergleichenden  Gesichts- 
punkte zu  rügenden  Fehler,  dass  er  die  Taciteischo  Gefolgschaft  mit  dem 
spatrömischen  Privatsoldatentum  vergleicht,  um  sodann  (S.  33  f)  aus  dem 
Umstande,  dass  die  alte  germanische  Gefolgschaft  einen  höheren  Charakter 
hatte  als  das  römische  Privatsoldatentum,  den  .Schluss  abzuleiten,  da.ss 
sowohl  die  westgothischen  Buccellarii  (S.  44  fj,  wie  auch  die  fränkischen 
Antrustionen  und  Vassallen  (S.  70  ff),  die  er  .als  inferiore  Diener  betrachtet, 
nicht  mit  der  germanischen  Gefolgschaft,  sondern  mit  dem  römischen  Privat- 
soldatentum Zusammenhängen.  Nebenbei  wird  die  Inferiorität  der  römischen 
Privatsoldateu  übertrieben,  da  bekanntlich  ans  ihren  Reihen  häufig  höhere 
Functionärc  hervorgingon  (s.  Seeck  in  .Sav.  Ztschr.  XVII.  112);  ebenso 
übertreibt  Verf.  die  Inferiorität  der  Antrustionen,  denen  er  erst  seit  dem 
VII.  Jh.  eineu  Aufschwung  zugesteht  (,S.  97);  auch  die  Annahme  eines 
durchwegs  höheren  Charakters  der  altgermauiscben  Gefolgschaft  erscheint 
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Sickel')  fühl  t die  Commendation  auf  römische  Wurzeln  zurück;'-) 
doch  wird  man  nicht  übersehen,  dass  die  römische  Commendation 
keine  staatsrechtliche  Bedeutung  hatte,  vielmehr,  wenn  sie  auf 
staatsrechtliches  Gebiet  mittelbar  Übergriff,  durch  die  Gesetz- 
gebung bekämpft  wurde,'*)  so  dass  ein  Wesensunterschied^) 
vorliegt,  der  jedem  Versuche  eines  eingehenden  Vergleiches 
trotzt.  Die  abnorm  gesteigerten  Unterachiede  zwischen 


nicht  gerechtfertigt,  denn  man  darf  mit  Rücksicht  auf  den  von  Tacitus  an- 
gedeuteten Einfluss  des  Königtums  auf  die  Stellung  der  niederen  Volks- 
elemente annehmen,  das.s  die  Uefolgschaft  verschiedene  Abstufungen  zuliess. 
Die  weiteren  Schicksale  der  Gefolgschaft,  bis  in's  V.  und  VI.  Jb.,  sind  zu 
wenig  bekannt;  eine  Umbildung  ist  mit  Rücksicht  auf  die  zunehmende 
königliche  Gewalt  und  die  immer  grössere  Entwurzelung  der  Gefolgsleute 
ans  ihren  Sippen,  sehr  wahrscheinlich;  es  darf  angenommen  werden,  dass 
der  intensivere  Anschluss  an  den  Gefolgsherm  seine  schon  in  alter  Zeit 
grosse  Gewalt  noch  mehr  steigerte  und  dass  praktische  Rücksichten  den 
Gefolgsherrn  immer  mehr  veranlassen  mochten,  bei  der  Anfnahme  auf 
Brauchbarkeit  und  nicht  auf  Herkunft  zu  sehen.  Haben  doch  auch  die 
germanischen  Elemente  des  römischen  Privatsoldatentnms  (s.  Details  bei 
.Seeck  I.  c.;  Guilhiermoz  bestreitet  die  Seeck’schen  Ergebnisse  nicht)  eine 
wesentliche  Umbildung  durchgemacht  Für  einen  Stillstand  in  der  Entwicklung 
der  altgermnnischen  Gefolgschaft,  die  G.  als  Vergleichsobject  zum  Ausgangs- 
punkte seiner  Hypothese  nimmt,  spricht  also  nichts;  eher  alles  dagegen. 
Wollte  man  auf  diese  Theorie  eingehen.  so  müsste  man  fragen,  was  aus 
der  germanischen  Gefolgschaft  geworden  ist;  ist  sie  etwa  restlos  ver- 
schwunden? Für  eine  solche  Auffassung  (die  übrigens  G.  nicht  vertritt) 
kann  die  Benützung  des  ungermauischen  Wortes  .vassus',  auf  die  er 
(S.  55.  A.  21)  grosses  Gewicht  legt  nicht  sprechen,  da  die  Germanen  nur 
zu  oft  die  Vorgefundene  fremde  Terminologie  benützen.  (Vgl.  Calmette: 
Le  comitatus  germanique  et  la  vassalitd  in  Xonv.  Rev.  hist,  de  dr.  fr.  et 
etr.  1904  S.  501  ff)  Auch  der  von  Brunner  (1.  c.  II’  262)  zugegebene 
Umstand,  dass  die  Vassallität  sich  zuerst  in  Neustrien  ausgobildet  hat,  kann 
nicht  in  diesem  Zusammenhänge  in's  Gewicht  fallen;  denn  viele  Institute 
der  frühfränkischen  Entwicklungsperiode  haben  in  Neustrien  ihre  Aus- 
gestaltung erfahren.  Die  Annahme  einer  niedrigen  Stellung  der  Antrustionen 
ist  durch  nichts  gerechtfertigt  und  es  ist  G.  nicht  gelungen,  die  herrschende 
Heinung  zu  entkräften.  Damit  fällt  aber  auch  die  Unmöglichkeit  des  Ver- 
gleiches zwischen  Gefolgschaft  und  späteren  Verhältnissen  weg. 

’)  Westdtsche  Ztschr.  XVI.  49  f. 

’)  dieser  Auffassung  tritt  aber  Guilhiermoz  I.  c.  78  ff  nicht  bei. 

’)  s.  Beandouin;  Etndes  sur  les  orig,  du  reg.  feod.  (1889)  p.  81  ff. 

*)  Diesen  Unterschied  giebt  auch  Esmein  (Hist,  du  dr.  fr.  129)  zu, 
der  die  Vassallität  aus  römischen  Einrichtungen  ableitet. 
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germanischer  Gefolgschaft  und  fränkischer  Vassallität,  wie  sie 
Fustel  construiert  hat,  beruhen  auf  dem  ganz  unhistorischen 
Vergleiche  altgermanischer  Gefolgschaft  mit  der  lehensmässigen 
Vassallität  späterer  Zeit,  wobei  die  ganze  Umbildung  während 
mehrerer  Jahrhunderte  einfach  ignoriert  wird,  was  Flach*) 
nachgewiesen  und  znrfickgewiesen  hat.  Ansprechend  erecheint 
die  von  Schröder^)  vorgebrachte  Ansicht,  wonach  allerdings 
neben  der  Gefolgschaft  auch  die  ungermanischen  Wurzeln  der 
Vassallität  unterschieden  werden  und  das  rechtshistorisch  sehr 
begründete  Urtheil,  dass  die  Vassallität  trotz  dieser  zwei  Wurzeln 
doch  erst  durch  das  Vorbild  der  germanischen  Gefolgschaft  zu 
ihrer  vollen  Entwicklung  gelangt  ist.'*)  Sowohl  Rechte  als 
Pflichten  der  Vassallität  sind  mit  denen  der  Gefolgschaft  verwandt; 
ebenso  das  in  beiden  Fällen  vorliegende  Schutzverhältnis,  das 
in  weiterer  Entwicklung  zu  einer  Gerichtsbarkeit  führte;^) 
selbst  die  Erschwerung  der  Kündbarkeit,  die  Brunner^)  auf 
das  Beispiel  gallo -römischer  Patronatsverhältnisse  znrückfUhrt, 
lässt  sich  ganz  wohl  durch  das  militärische  Interesse,  das  der 
Staat  an  der  Unkündbarkeit  hatte,  erklären.  Das  Beneficial- 
wesen  weist  eine  unleugbare  Verwandtschaft  mit  dem  kirchlichen 
Pfründen  wesen  auf;**)  der  kirchliche  Einfluss  auf  die  Durch- 
bildung dieses  Instituts  tritt  in  noch  höherem  Grade  als  bei 
der  Immunität  zum  Voischein.  Dennoch  darf  man  nicht  ver- 
kennen, da.ss  die  germanische  Idee  von  der  Verpflichtung  des 
Bisclienkten  zu  besonderer  Treue  gegenüber  dem  Schenker 


>)  1.  C.  II.  4'J‘J  ff. 

äj  R.  G.‘  159. 

*)  Es  ist  ein  Verdienst  Fl  ach ’s  (1.  c.  II.  445  ff),  dass  bei  Beurtbeilung 
des  Lebenswesens  da.“  persünliche  Moment  wieder  betont  wird.  Gegen  die 
von  ihm  herrorgebobene  Bedeutung  des  hausgenossenschaftlicben  Elementes 
bat  Esmein  (Nonv.  Rev.  bist,  de  droit  frang.  et  etr.  XVIII.  528ff)  Einsprache 
erhoben.  Wir  glauben  dennoch,  dass  Flach  eine  richtige  Idee  vertreten 
bat;  allerdings  ist  er  zu  weit  gegangen. 

4)  Heu 8 1er  1.  c.  I.  130  ff  scheint  die  staatsrechtliche  Bedeutung 
dieses  Schutzrerbältnisses  zu  gering  zu  veranschlagen. 

»)  1.  c.  II.  273. 

•)  8.  Stutz:  liehen  u.  Pfründe  (Sav.  Ztschr.  XX.  216  ff),  Guilhiermoz 
1,  c.  105  ff. 

V.  Halbai).  llOm.  Itechl  in  den  serm  Volksstnaien.  III.  10 
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hiebei  eine  grosse  Rolle  spielt,')  und  dass  gerade  diese  Idee 
bei  den  Vergabungen  Karl  Martells  in  den  Vordergrund  getreten 
ist.'^)  Ist  also  mit  Rücksicht  auf  diese  Umstände  ein  directer 
Zusammenhang  zwischen  den  Grundlagen  des  fränkischen  Lehens- 
wesens und  analogen  römischen  Erscheinungen  abzulehnen,")  so 
treten  bei  einer  Qesammtbetrachtung  die  Unterschiede  nocli 
mehr  hervor.  Niemals  hat  der  römische  Staat  seine  Pflicht  in 
dieser  Weise  abgeschüttelt  und  auf  Private  überwälzt.  Nur  in 
Grenzgebieten  wurden  zu  Vertheidigungsz wecken  Grundstücke 
mit  militärischen  Pflichten  belastet  und  fremden  Völkern  auf 
diese  Art  ein  Natnraltribut  anferlegt.'*)  Auch  die  kirchliche 
Entwicklung  ist  anders  ausgefallen;  das,  was  die  fränkische 
Entwicklung  kennzeichnet,  ist  die  offlzielle  Preisgabe  staatlicher 
Pflichten  und  die  Einbusse  staatlicher  Rechte,  eine  der  Immunität 
analoge  Auftheiinng  der  Gewalt  zwischen  Staat  und  Private. 
Der  Mann  geht  dem  Herrn  gegenüber  in  Dingen,  in  denen  er 
nur  dem  Staate  unterthan  sein  sollte,  Verpflichtungen  ein,  die 
ihn  unter  Umständen  in  Collision  mit  dem  Staate  bringen  und 
der  Staat  duldet  diesen  eigentümlichen  Vertrag,")  betrachtet 
sogar  denselben  als  anerkennenswert,  so  dass  er  seine  Abwehr 
darauf  beschränkt,  zu  erklären,  dass  die  Va.ssallität  eine  Steigerung 
der  Unterthanenpflichten  bedeutet.*)  Noch  mehr  als  Privat- 


>)  9.  Brunner  1.  c.  II.  245.  A.  9 — 11.  Der  von  Ouilliiermoz 
unteriiommene  Versuch,  das  Beneficium  mit  der  grundherrlichen  Vergabung 
förmlicli  zu  ideiitificieren  und  daraus  die  ,S.  122  vorgebrachten  Schlüsse  zu 
ziehen,  ist  einer  der  schwächsten  Punkte  seines  Bnches. 

ä)  Die  Verpflichtung  zu  besonderer  Treue  entspricht  dom  germanischen 
Reciprocitätsgedanken,  der  sich  in  Sitte  und  Recht  so  häufig  äussert.  Die 
besondere  Treue  aber  ermöglichte  die  Verknüpfung  de.s  Beneficiahvesens 
mit  staatlichen  Rechten  und  Pflichten  und  in  dieser  Aii.sdehnung  erst  liegt, 
wie  V.  Amira  (O.  g.  Anz.  1S96.  ,S.  ISI)  bemerkte,  die  Bedeutung  der 
Beneficialität,  so  dass  nicht  das  Beneficium  an  und  für  sich,  sondern  diese 
seine  uurömische  Umwandlung  für  das  I.iehenswe8en  wichtig  war, 

ä)  Dies  hat  .schon  in  sehr  nüchterner  Weise  G n^rard  (Polypt,  I.  505D 
gethan.  Damit  soll  natürlich  eine  Beeinflussung  im  Detail,  wie  sie  sich 
örtlich  äusserte,  nicht  geleugnet  werden;  s.  Kiener  I.  c.  112. 

Dass  aber  die  milites  castellani  nicht  hierher  gehören,  hat  schon 
V.  Amira  (G.  g.  Anz.  189C.  S.  191  f)  ausgeführt. 

Ksmein  1.  c.  182  spricht  mit  Recht  von  einem  „contrat  social." 
*)  Dies  betont  mit  Recht  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  115. 
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herrschaft  und  Immunität  hat  der  vassallitische  Schutzverband 
die  Tendenz  gezeigt,  seinen  Wirkungskreis  zu  erweitern,  aber 
auch  ohne  die  spätere  Erweiterung  hat  er  dem  Staate  den 
wichtigsten  Theil  der  Heeresgewalt  entwunden  und  somit  die 
in  der  Immunität  vorhandenen  Ansätze  zur  Handhabung  des 
Heerbannes')  nicht  nur  für  die  Immunitätsleute  gefördert,  sondern 
auch  auf  andere  Freie  ausgedehnt.  Ks  ist  ermöglicht  worden, 
dass  Freie,  ohne  ihre  Freiheit  einzubüssen  oder  zu  schmälern, 
oline  mit  ihren  LeihegUtern  dem  engeren  Gutsverbande  anzn- 
gehören,'-*)  dennoch  wenigstens  in  einer  bestimmten  Hinsicht 
ausser  Fühlung  mit  dem  Staate  traten.  Schon  unter  den  Nach- 
folgern Karls  des  Grossen  ist  durch  das  Lehonswesen  die  könig- 
liche Autorität  geschmälert  worden,  während  die  Immunität 
eigentlich  nur  die  Gewalt  der  öffentlichen  Beamten  einschränkte. 
Das  Lehenswesen  in  seiner  Durchbildung  und  diesen  staats- 
zersetzenden Folgen  i.st  also  entschieden  unröniisch  und  es 
erscheint  unrichtig,  die  zersetzenden  Kräfte  der  spätrömischen 
Staatsverfassung  hiefiir  verantwortlich  zu  machen.'')  Man  wird 
in  dem  Lehenswesen  nicht  in  dem  Grade,  wie  in  Privatherrschaft 
und  Immnnität  ein  Walten  germanischer  Ideen  wahrnehmen 
können,  man  wird  es  aber  doch  nicht  verkennen  dürfen.  Denn 
die  Idee  der  erweiterten  Schutzgewalt  über  Personen,  die  sich, 
ohne  Hausgenossen  zu  sein,  dieser  Gewalt  unterwerfen,  .schlägt 
durch  und  bildet  eines  der  wichtigsten  Merkmale  des  Lehens- 
wesens. In  allen  den  Verhältnissen,  die  wir  hier  nacheinander 
betrachten,  ist  es  immer  wieder  die  unzureichende  staatliche 
Gewalt,  die  solche  Privatgewalten  fordert  und  dem  Staate  zahl- 
reiche Mitglieder  tlieils  vollständig,  theils  in  einzelnen  Beziehungen 
entrückt.  In  allen  diesen  Fällen  kommt  es  zur  Bildung  von 
Spezialverbänden,  die  nur  durch  ihre  Spitzen  mit  dem  Staate 


')  ».  oben  S.  ISO.  A.  1. 

i")  Diese  Frage  beleuchtet  Seeliger  1.  c.  4:i,  r>4. 

>)  Es  ist  anffnilenil,  dass  gerade  Brunner,  der,  wie  erwübnt,  für 
die  Anknüpfung  der  fränkischen  V'assnilität  an  die  germanische  Gefolgschaft 
so  verdienstvoll  eingetreten  ist,  dennoch  die  schädigende  Bedeutung  des 
Lehenswesens  auf  riimiscbe  Grundlagen  zurückführen  will  (1.  c.  II,  6);  mit 
Recht  ist  v.  Ainira  (G.  g.  Anz.  1896  .S.  191)  dagegen  .aufgetreten,  indem 
er  vor  der  V^ermeugung  geschichtlicher  Analogien  mit  geschichtlichen  An- 
knüpfungen warnte. 

10* 
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zasammenhängen  nnd  diese  sich  stets  erneuernde  Yerbandsbildnng 
ist  unzweifelhaft  germanisch.  Die  durch  das  Königtum  an- 
gestreble  rein  territoriale  Gliederung  des  Staates  ist  also  nicht 
verwirklicht,  sondern  durch  diese  Verbände  durchkreuzt  worden. 
Sowie  die  altgermanische  Verfassung  durch  Sippen  und  andere 
volksmässige  Gruppen  verhindert  wurde,  vollen  Umfang  nnd 
vollen  Inhalt  einer  Staatsverfassung  anznnehmen,  ebenso  wurde 
das  Gelingen  einer  neuen  Verfassung  durch  Grundherrschaft, 
Immunität  nnd  die  Folgen  des  Lehenswesens  unmöglich  gemacht. 
Diese  Gebilde  haben  ihrerseits  nicht  vermocht,  gänzlich  an  die 
Stelle  der  staatlichen  Sprengel  zu  treten  und  dieselben  zu  er- 
setzen; wäre  dies  geschehen,  dann  wäre,  wenn  auch  in  anti- 
staatlichem Sinne,  ein  territorialer  Aufbau,  beziehungsweise 
eine  Auflösung  des  Reiches,  Oberhaupt  ein  Abschluss  erfolgt. 
Für  unsere  Untersuchung  ist  dabei  zu  bemerken,  dass  das 
Misslingen  territorialer  Staatsgliedernng  zur  Abschwächung  des 
römisch-rechtlichen  Einflusses  bei^etragen  hat.  In  festgefOgten 
wohlorganisierten  Sprengeln  hätte  sich  der  Einfluss  römisch- 
rechtlicher Traditionen  lebendiger  gestaltet,  er  hätte  ganze 
Gebiete  erfasst.')  Das  Schwanken  im  Bestände  der  staatlichen 
Bezirke  hat  eine  Belebung  der  ohnehin  schwachen  römisch- 
rechtlichen Elemente  gehindert.  — 

Mit  diesen  staatsrechtlichen  Ereignissen  hängt  natOrlich 
eine  weitgehende  Änderung  der  gesellschaftlichen  Schichtung 
zusammen,  da  dieselbe  ihre  frühere  öffentlich-rechtliche  Grundlage 
verloren  hat  nnd  allen  angedeuteten  Schwankungen  der  neuen 
Entwicklung  ausgesetzt  war.  Rechtliche  Unterschiede  socialer 
Gruppen  hätten  an  und  für  sich  den  territorialen  Aufbau  des 
Staates  nicht  gefährdet;  selbst  bei  grossen  Ständeunterschieden 
ist  Einheitlichkeit  nicht  unmöglich,  wenn  nämlich  jedem  Stande 
ein  bestimmter  Platz  im  Staate  eingeräumt  und  der  Grad  seiner 
Betheiligung  am  Staatsleben  bestimmt  wird.  Wenn  aber  diese 
Klarheit  fehlt,  so  dass  die  sociale  und  rechtliche  Stellung  des 


>)  Es  ist  schon  früher  (Th.  XL  8.  213)  darauf  hingowiesen  worden, 
dass  geeinigte  Ma.ssen  leichter  beeinflusst  werden,  als  separatistisch  ge- 
gliederte. Dieselbe  Rolle,  wie  in  früherer  Zeit  die  mangelnde  Einigung 
des  fränkischen  Stammes,  hat  in  fränkischer  Zeit  die  Hinderung  des  staat- 
lichen Aufbaues  gespielt. 
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Individuums  von  den  häufig  wechselnden  Machtverhältnissen 
abbängt,  wenn  die  Hauptgrttnde  der  Standesverschiebungen 
sowohl  im  allgemeinen  als  auch  speziell  in  rechtlicher  Hinsicht 
veränderlich  wirken,  dann  kommt  es  zu  einer  Zerrüttung  der 
früheren  Zustände,  zur  Entstehung  zahlreicher  Spielarten,  die 
gegeneinander  nicht  genügend  abgegrenzt  sind,  aber  nicht  zur 
Schaffung  fester  Grundlagen.  Diesen  Zuständen  begegnen  wir 
gerade  im  fränkischen  Reiche;  sie  sind  ein  Product  der  durch 
den  Wegfall  der  volksmässigen  Basis  begründeten  Schwankungen 
und  tragen  ihrerseits  zur  Verstärkung  dieser  Schwankungen 
mächtig  bei. 

Anlässlich  der  socialen  Verschiebungen  im  fränkischen 
Grossstaatc  kommt  für  unsere  Aufgabe  nur  in  Betracht,  ob  die 
betreffenden  Vorgänge  direct  unter  fremden  Einflüsse  stehen, 
ferner  im  Hinblick  auf  das  vorher  Besprochene  die  Erklärung 
dieser  Vorgänge,  insofern  sie  eine  Unterbrechung  der  Beziehungen 
der  Individuen  zum  Staate  veranlassen.^ 


')  Weniger  wichtig  erscheint  für  unsere  Zwecke  die  Frage,  ob  schon 
die  altgermanische  Zeit  jene  Differenzierung  gekannt  bat,  wie  sie  durch 
Heck  und  W i 1 1 i c h behauptet,  aber  überwiegend  bekämpft  wird.  Denn 
auch,  wenn  man  geneigt  wäre,  den  neuen  Auffassungen  beizupflichten,  so 
würde  wohl  die  wirtschaftliche  Stellung  der  Freien,  ihr  numerisches  Ver- 
hältnis und  ihre  Stellung  gegenüber  den  sog.  Minderfreien  in  ganz  anderem 
Liebte  erscheinen,  die  freien  Urundbesitzer  aber  müsste  man,  ohne  Rücksicht 
auf  Robilität  doch  als  gleichberechtigt  betrachten.  So  sagt  denn  richtiger- 
weise Winogradoff  (Sav.  Ztschr.  XXIII.  124),  dass  die  neue  Richtung 
sich  durch  eine  qualitative  Steigerung  des  Begriffes  der  Oemeinfreien 
and  eine  quantitative  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  dei  minderen 
Freiheit  auszeichnet.  Man  muss  (übrigens  beiderseits)  eine  gewisse 
Qeneraiisierungstendenz  bemängeln,  wie  es  schon  Rietschel  gethan,  indem 
er  (G.  g.  Anz.  1902  S.  100)  bemerkte,  dass  man  ohne  jeden  Grund  von 
der  Voraussetzung  aasgeht,  dass  die  Gemeinfreien  bei  allen  Stämmen 
dasselbe  Wergeid  gehabt  haben  müssen  (Seebobm's  interessante  Aus- 
führungen fallen  nicht  unter  diese  Kritik).  Dass  schon  in  germanischer 
Zeit  die  Lebensführung  aufsteigen  lassen  konnte  (So hm  in  Sav.  Ztschr. 
XXI.  20  ff)  ist  zuzugeben;  ebenso,  dass  niedere  Lebensweise  herabdrücken 
konnte  (s.  Puntschart  in  Mitth.  d.  Inst.  XXIV.  483).  Aber  nicht 
einmal  die  äussersten  Folgerungen  der  verschiedenen  neuen  Auffassungen 
würden  zu  der  Annahme  so  grosser  Differenzierung  führen,  wie  die  im 
fränkischen  Reiche  bemerkbare.  Über  die  von  Mayer  1.  c.  I.  11  ff  ver- 
tretene Auffassung  hat  sich  u.  A.  Stutz  (Sav.  Ztschr.  XXI.  125  ff)  geäussert; 
mit  Rücksicht  auf  die  weiteren  Ausführungen  Mayer’s  (1.  c.  I.  410  ff),  wo 
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Man  fllhlt  sich  versncht,  das  reiche  Bild  ständischer  Ent- 
wicklung im  fränkischen  Reiche  mit  den  in  Gallien  Vorgefundenen 
Verhältnissen  in  genetischen  Zusammenhang  zu  bringen.  Es 
lag  hier  zweifellos  ein  Kompromiss  zwischen  dem  staatsbürger- 
lichen Individualismus  des  römischen  Rechtes  und  den  die 
gesellschaftliche  Schichtung  beeinflussenden  Factoren  vor,  ein 
Ausgleich  zu  Gunsten  tbatsächlicher  Gewalt,  der  dem  römischen 
Rechte  nicht  mehr  entsprach,  dafür  aber  Ansätze  zu  neuer 
Ständegliederung  auf  wirtschaftlicher  und  den  neuen  Macht- 
verhältnissen entsprechender  Grundlage  bot.  Compliziert  war 
jedoch  die  Sachlage  durch  keltische  Traditionen  und  durch 
vielfaches  Eindringen  germanischer  Gruppen  verschiedener  Art; 
man  muss  annehmen,  dass  es  den  Franken  schwer,  ja  förmlich 
unmöglich  wurde,  sich  in  diesen  socialen  Zuständen  zurecht  zu 
finden,  geschweige  denn,  sie  als  feste  Grundlage  ihres  gesammten 
Ständeaufbaues  zu  verwenden.') 

Jedenfalls  hätte  das  Vorgefundene,  auch  wenn  wir  es  sehr 
hoch  veranschlagen  wollten,  nicht  genügt,  um  der  Entwicklung 
die  Richtung  zu  geben,  die  wir  im  fränkischen  Reiche  wahr- 
nehmen. Denn  nicht  in  allen  Theilen  des  fränkischen  Reiches 
darf  man  an  gallo-römischc  Vorbilder  denken,  am  allerwenigsten 
da,  wo  das  Zurückweichen  des  Römertuins  es  grösseren  Massen 
fränkischer  Ansiedler  ermöglichte,  miteinander  in  Fühlung  zu 
bleiben  und  die  socialen  Verhältnisse  zu  erhalten;  dieselben 
hätten  also  in  einem  grösseren  Theile  des  Reiches  unverändert 
bestehen  können,  jedenfalls  aber  weniger  Änderungen  erfahren 
müssen  als  bei  Gothen,  Burgundern  oder  Langobarden. 

Wenn  wir  dennoch  einem  so  verschiedenen  Bilde  begegnen, 
so  müssen  wir  annehmen,  dass  das  Wanken  der  volksrechtlichen 
Grundlage  den  alten  socialen  Verhältnissen  den  natürlichen 
Boden  benommen  hat.^)  Denn  an  Personalität  in  abstractem 


die  Stäiidefrage  in  einen  ganz  neuen  Zunauimeubang  mit  den  Besitz-  und 
ErbrecIitsTerhältnisseu  gebracht  wird,  müssen  wir  es  uns  an  dieser  Stelle 
versagen.  Stellung  zu  nehmen. 

*)  Gicbt  doch  sogar  Gudrard  (Polypt.  I.  2o0),  trotz  seiner  Antipathie 
gegen  die  Kranken,  zu,  dass  auch  die  socialen  Verhältnisse  Galliens  nichts 
Positives  boten. 

*)  lusoferno  kann  man  mit  Guirard  (1.  c.)  sagen,  dass  die  Kranken 
ebenfalls  nichts  Positives  in  socialer  Beziehung  mitbrachteu. 
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Sinne  ist  nicht  zu  denken  und  die  Rechtsstellung  der  Person 
fnsste  von  jeher  auf  den  Beziehungen  des  Einzelnen  zur  All- 
gemeinheit,so  dass  die  Unterbrechung  dieser  Beziehungen  die 
Stellung  der  Individuen  rechtlich  und  social  schädigte;  es  ist 
klar,  dass  man  nicht  ein  rechtliches  Gleichgewicht  der  Individuen 
annehmen  darf,  sondern  nur  jenes  Gleichgewicht,  das  sich  aus 
der  Einheitlichkeit  der  allgemeinen,  namentlich  der  politischen 
Verhältnisse  ergab,  sowie  aus  der  Einfachheit  des  wirtschaft- 
lichen Lebens;  selbst  wenn  die  wirtschaftlichen  und  socialen 
Unterschiede  in  der  germanischen  Zeit  grösser  gewesen  wären, 
als  sie  allgemein  angenommen  werden,  so  hätte  doch  die  Homo- 
genität und  Einfachheit  eine  mächtige  Kluft  zwischen  Reich 
und  Arm  in  späterem  Sinne  nicht  zugelassen  ;^)  gleichzeitig 
verhinderte  die  stramme  Volksverfassung  eine  rechtliche  Aus- 
gestaltung der  Folgen  eventueller  wirtschaftlicher  Ungleichheit. 
Jede  sociale  Veränderung  hängt  mit  den  Beziehungen  der 
Individuen  zur  Gemeinschaft  zusammen;  denn  jede  Abweichung 
von  den  allgemeinen  einfacheren  Verhältnissen  muss  sich 
zunächst  in  bestimmten  Individuen  änssem;  sie  kann  einen 
allgemeinen  und  rechtlich  präcisen  Charakter  erst  dann  annehmen, 
wenn  eine  weitgehende  Differenzierung  durch  den  staatlichen 
Fortschritt  gefordert  oder  durch  die  Lockerung  der  Beziehungen 
der  Individuen  zur  Gemeinschaft  begünstigt  wird.^)  Die  Ubergangs- 
losc  fränkische  Ausgestaltung  des  Staatswesens,  die  mehr  als 
jede  andere  die  Beziehung  des  Individuums  zur  Gemeinschaft 
gelockert  hat,  war  der  weitest  gehenden  socialen  Differenzierung 
günstig.  Das  Schwinden  der  alten  Verfassungselemente  musste 
die  aus  früherer  Zeit  stammenden  und  in  der  bewegten  Vor- 
geschichte der  Franken  ohnehin  gestärkten  Ungleichheitskeime 
kräftigen,  so  dass  sie  in  den  neuen  Verhältnissen  zu  rechtlicher 
Entwicklung  gelangten.  Hätte  das  Ständewesen  in  germanischer 


a.  Uierke  1.  c.  U.  30  ff. 

Ks  handelt  sich  alao  nicht  um  einen  Ulauben  an  ein  „güldenes'* 
Zeitalter,  wie  Witt  ich  (Sav.  Ztschr.  XXII.  264)  kritisierend  meinte, 
sondern  um  die  Folgen  einfacher  und  homogener  Verhältnisse. 

3)  Lampreebt:  Deutsches  Wirtschaftsleben  1.62  bemerkt  mit  Uecht, 
dass  die  Zersetzung  nicht  nur  auf  wirtschaftliche  Gründe,  sondern  auch  auf 
den  Übergang  der  social  einfach  gegliederten  Frauken  in  die  mannigfaltig 
ausgestaltete  Welt  (ialliens  zurückzufübren  ist. 
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Zeit  eine  Abrundung  erfahren,  wäre  es  nicht  durch  Königsdienst 
und  auf  andere  Weise  durchkreuzt  worden,  hätte  es  überdies 
an  den  eigenen  Yerfassungselementen  und  ihrer  stufenweisen 
Fortentwicklung  Rückhalt  gefunden,  so  wäre  es  niemals  zu  den 
Erscheinungen  der  fränkischen  Socialgeschichte  gekommen. 
Diesen  Umständen  ist  es  vornehmlich  zuzuschreiben,  dass  die 
Geschehnisse  hier  mehr  als  anderwärts  im  Einzelnen  an  gewisse 
Zersetzungserscheinungen  des  späteren  Rümertums  erinnern, 
obwohl  im  fränkischen  Reiche  die  römische  Ständegliedernng 
nicht  geschützt,  vielmehr  durch  den  Staat  ignoriert  wurde.*) 
Trotzdem  dass  die  Vorgefundenen  gallo-römischen  Zustände  keine 
Grundlage  der  fränkischen  Entwicklung  bilden  konnten,  boteu 
sie  doch  stellenweise  vorübergehende  Krystallisationspunkte, 
deren  das  Unfertige,  jetzt  überdies  haltlos  Gewordene,  bedurfte 
und  an  denen  sich  die  Keime  socialer  Differenzierung  ansetzten, 
um  sodann  zu  einer  festeren  Gruppierung  zu  gelangen,  die  aber 
durchaus  nicht  römisch  ansfiel.  Alle  socialen  Züge  der  fränkischen 
Zeit,  abgesehen  von  wenigen  Detailerecheinungen,  beruhen  auf 
den  — natürlich  durch  besondere  Umstände  alterierten  — 
germanischen  Keimen  und  finden  in  ihnen  ihre  Erklärung. 

Wir  bemerken  vor  allem  eine  stets  zunehmendeZurückdrängung 
der  kleineren  Freien  zu  Gunsten  mächtigerer  Elemente;**)  sie 
müsste  selbst  dann  anffallen,  wenn  man  geneigt  wäre,  den  neueren 
Theorien  Ober  das  altgermanische  Stäiidewesen  beizupfiichten ; 
thut  man  dies  nicht,  so  wird  diese  reich  abgestufte  Differenzierung 
noch  bedeutsamer  und  es  liegt  die  Versuchung  nahe,  an  römische 
Vorbilder  zu  denken,  destomehr,  als  ähnliche  Erscheinungen  bei 
Gothen  und  theil weise  bei  Burgundern  mit  grösster  Wahrschein- 
lichkeit römischem  Einfiusse  zuzuschreiben  sind.**)  Gegen  dieselbe 


»)  8.  Theil  n.  S.  317. 

Diese  ZurOckdrängung  geilt  schliesslich  weiter  als  die  bei  den 
Westgothen  eingetretene;  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  II,  57. 

3)  S.  Theil  I.  132,  207  f,  262,  280;  vgl.  Dahn  1.  c.  VI.  (1885) 
S.  88 ff;  Seebohm:  Tribal  cnstom  in  anglo-saxon  law  527  ist  dieser  Auf- 
fassung beigetreten.  Inzwischen  hat  Kötzschke  (Dtsche  Ztschr.  f.  öesch. 
Wiss.  N.  F.  U.  308  ff)  mit  Recht  bervorgehoben,  dass  Gothen  und  Burgunder 
trotz  der  auch  bei  ihnen  wahrnehmbaren  .Spuren  bäuerlichen  Lebens  der 
Freien,  doch  zur  Zeit  der  Niederlassung  auf  römischem  Gebiete  als  kleine 
Grundbesitzer  mit  Sklaven  zu  betrachten  sind,  so  dass  bei  ihnen  — im 
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Annahme  hinsiclitlich  der  fränkischen  Entwicklung  spricht  aber 
der  Umstand,  dass  die  römischen  Vorbilder  in  wichtigen  Theilen 
des  fränkischen  Galliens  unvergleichlich  weniger  brauchbar 
waren,  als  in  den  gothischen  und  burgundischen  Gebieten.  Auch 
sind  die  rechtlichen  Consequenzen  der  Vermögensunterschiede 
im  fränkischen  Reiche  anders  ausgefallen.*) 

Diese  Umstände  zwingen  nach  anderen  Gründen  für  diese 
Entwicklung  zu  suchen.  Man  wird  auch  hier  an  die  mit  der 
fränkischen  ReichsgrUndung  verbundene  allgemeine  Umwälzung 
zu  denken  haben.  Es  ist  zu  erwägen,  dass  der  Einzelne  im 
Grossstaato,  dem  Millionen  angehören,  einen  viel  kleineren  Theil 
des  Ganzen  repräsentierte,  als  in  der  alten  Völkerschaft,  daher 
viel  schwerer  zur  Geltung  zu  kommen  vermochte.  Verlor  er, 
wie  dies  im  fränkischen  Reiche  geschah,  durch  das  Absterben 
der  volksrechtlichen  Grundlagen  seinen  politischen  Halt,  so 
konnten  ihm  nur  anderweitige  Umstände,  etwa  die  materielle 
Macht  mit  ihren  Folgen,  zu  einer  Stellung  auf  neuer  Basis 
verhelfen.  Die  Geltendmachung  der  vollen  Freiheit  bedarf  unter 
allen  Umständen  fester  Grundlagen;  der  Wegfall  der  alten, 
durch  nichts  Entsprechendes  ei'setzten  Grundlage^)  schloss  die 


Crogensatie  zu  andern  Völkern  — ein  wesentlicher  Ansatz  zu  ständischer 
Ungleichheit  vorhanden  war.  (Dies  ist  mir,  wie  ich  rückbaltslos  zugebe, 
entgangen;  es  schwebte  mir  blos  für  die  Westgothen  (s.  Theil  I.  ‘J07)  die 
Annahme  einer  althergebrachten  Ungleichheit  vor,  während  sie  Kötzschke 
präcis  fasste.)  Dessen  ungeachtet  wird  man  die  Ausprägung  der  auf 
Vermögensunterschieden  beruhenden  Ständeunterschiede  bei  Gothen  und 
Burgundern,  selbst  hei  voller  Anerkennung  der  Ergebnisse  Kötzschke’s.  auf 
die  Einwirkung  römischer  Vorbilder  zurUckfiihreu  dürfen,  denn  l.  waren 
die  römischen  socialen  Verhältnisse  in  den  betreffenden  Gebieten  weit  besser 
erhalten,  als  in  Nordgallien  und  2.  ist  die  rechtliche  Normierung  der  Unter- 
schiede zwischen  Reich  und  Arm  bei  den  Gothen  (weniger  bei  den  Burgundern ; 
s.  Theil  I.  280)  derart  im  Sinne  der  römischen  Vorbilder  ausgefallen,  dass 
man  schwerlich  an  eigene  Schöpfungen  denken  kann. 

')  Die  Wergeider  für  Freie  sind  ohne  Unterschied  von  Reich  und  Arm 
die  gleichen.  Die  Scheidung  von  meliores  und  minoflidi  hat  nicht  dun 
Charakter  einer  Ständescheidung  im  Rechtssinne  (s.  Brunner  1.  c.  I.  249.) 
Erst  die  Capitt.  des  IX.  Jh.  lassen  eine  Präcisierung  wahrnehmen,  indem 
z.  B.  im  Capit.  v.  J.  809.  c.  9.  die  Geisselung  der  zahlungsunfähigen  Freien 
angeordnet,  im  Capit.  Worm.  v.  J.  829.  c.  (5.  die  processuale  Stellung  der 
Uinderfreien  beschränkt  wird. 

^)  denn  der  Untertauenverband  ersetzte  nicht  den  alten  Volksverband. 
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staatsrechtliche  Bethätigung  der  Freien  zunächst  aus  und  er- 
schütterte die  socialen  Folgen  der  Freiheit.  Die  letzteren 
bedurften  somit  einer  neuen  Fundierung,  wie  sie  ausser  einem 
hervorragenden  Amte  nur  der  Besitz  bieten  konnte,  der  gegen 
die  Anfechtungen  und  Widerwärtigkeiten  schützte.  Diejenigen, 
denen  es  gelang,  eine  derartig  feste  Basis  zu  gewinnen  und  zu  be- 
wahren, konnten  von  da  aus  zu  staatsrechtlicher  Bedeutung  ge- 
langen, die,  wenn  auch  nicht  so  begründet  wie  die  frühere  Stellung 
der  Freien,  factisch  eine  mitunter  erheblichere  war  und  weit  über 
dasjenige  hinausging,  was  in  früherer  Zeit  auf  volksrechtlicbcr 
Grundlage  erreichbar  gewesen.*)  In  demselben  Verhältnisse 
wurde  die  praktische  Bethätigung  der  Freiheit  jener,  denen  es 
nicht  gelang,  diese  neue  Basis  zu  gewinnen,  erschwert;  sie 
wurden  declassiert;  der  Gegensatz  zwischen  Freiheit  und  der 
Unmöglichkeit  ihrer  Behauptung  in  den  breiten  Schichten,  wurde 
praktisch  zu  Ungunsten  derselben  gelöst,  da  es  an  allem  fehlte, 
wodurch  das  Dominieren  der  materiellen  Umstände  hätte  ein- 
gedämmt werden  können.  Dass  aber  gerade  der  Grossgrund- 
besitz als  materieller  Ausgangspunkt  der  gesellschaftlichen 
Schichtung  im  fränkischen  Reiche  so  wichtig  erscheint,  hat 
wohl  die  betreffende  sociale  Entwicklung  beschleunigt,  hat  sie 
gefestigt,'^)  ihr  nach  oben  und  nach  unten  die  Bahn  gewiesen 
und  dabei  merkwürdige  Analogien*)  mit  den  gallo-römischen 
Verhältnissen  hervorgebracht,  man  wird  aber  trotzdem  aus  den 
angeführten  Gründen  weder  die  ganze  Entwicklung  als  ein 


U An  Keimen  dieser  Art  hat  es  iiatuilich  nicht  gefehlt.  Wir  haben 
erwähnt,  dass  die  Wurzeln  der  (jrundhorrschaft  weit  zuriickreichcn  und 
auch  der  Küuigsdienst  hat  sehen  nach  Taciti  Meldung  sogar  Ilinderfreie 
hoch  aufsteigeu  lassen.  Die  volksrechtlichen  Urundlageu  des  Staatsrechtes 
aber  haben  ein  Überwuchern  thatsächlicher  Ungleichheiten  verhindert  und 
die  Einfachheit  der  Verhältnisse  erschwerte  ohnehin  eine  rechtliche  Ver- 
wirklichung der  Ungleichheiten.  Der  Wegfall  dieser  Schranken  machte  die 
Bahn  frei. 

Denn  die  Festigung  der  Unterschiede  zwischen  Reich  und  Arm 
greift  am  besten  durch,  wenn  Urundhesitzerwerb  die  einzige  Art  der  Ver- 
mügonsschaffuug  ist;  nun  stand  der  Urossgrundbesitz  in  diesen  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  so  gut  wie  concurrenzios  da. 

Hinsichtlich  der  Form  und  der  Ausgestaltung  des  Grossgrundbesitzes; 
die  Idee  des  grossen  Besitzes  bedurfte  natürlich  keines  römischen  Vorbildes; 
sie  ergab  sich  von  selbst  aus  der  Entwicklung  des  Agrarwesens. 
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Ergebnis  gallo- römisdier  Einflüsse,  noch  anch  die  einzelnen 
analogen  Erscheinungen  als  Nachahmung  Vorgefundener  Beispiele 
bezeichnen  dürfen.') 

Neben  dem  Gegensätze  zwischen  Arm  und  Reich  wurde 
ferner  eine  Scheidung  wichtig,  die  man  als  eine  den  ger- 
manischen Begriffen  entsprechende  bezeichnen  darf,  nämlich 
die  Scheidung  von  Kriegern  und  Leuten,  die  es  nicht  waren. 
Wenn  auch  nur  mittelbar  und  auf  Umwegen  kam  es  doch  dazu, 
dass  der  Kleinfreie  nicht  mehr  so  selbständig  wie  früher  und 
nicht  in  demselben  Ausmaasse  Kriegsdienste  leistete  und  das 
Übergewicht  der  kriegerischen  Thätigkeit  praktisch  namentlich 
seit  Entstehung  des  Lehenswesens  auf  die  seniores  überging, 
wobei  bekanntlich  nicht  einmal  der  Unterschied  zwischen  Freien 
und  Unfreien  voll  in  die  Wagschale  fiel.  Ist  auch  die  letztere 
Erscheinung  ungermanisch,  so  ist  doch  der  Hauptzug  dieser 
Entwicklung  sicherlich  unrömisch  ;^)  das  Ansehen  desjenigen, 
der  dem  Kriegsdienste  gar  nicht  oder  doch  nur  mit  Schwierig- 
keiten und  in  geringerer  Weise  obliegen  konnte,  wurde  erschüttert, 
während  der  politische  Wert  des  Kriegertums  die  Stellung  der 


')  Dies  scheint  auch  Brunner's  Ansicht  zu  sein  (K.  ä.  I.  ‘230.) 
£r  meint  aber,  dass  .die  allgemeine  Richtung  und  die  tieferen  Grundlagen 
der  socialen  Entwicklung  nicht  frei  sind  von  rämischen  Analogien“;  gleich- 
zeitig bemerkt  er.  dass  es  nicht  der  Geist  der  römischen  Kaiserzeit,  sondern 
ein  höherer,  aber  doch  verwandter  Geist  war,  der  im  fränkischen  Reiche 
an  der  Umwandlung  der  Gesellschaft  gearbeitet  hat.  Nun  ist  wohl  zuzu- 
geben, dass  die  allgemeine  Richtung  der  Entwicklung  römische  Analogien 
aufweist;  für  die  tieferen  Grundlagen  gilt  dies  aber  nicht.  .Sehr  zutreffend 
unterscheidet  Brunner  den  Geist,  der  an  der  Umwandlung  der  fränkischen 
Gesellschaft  gearbeitet  hat.  von  dem  Geiste  der  römischen  Kaiserzeit;  die 
Verwandtschaft  aber,  die  er  zwischen  den  beiden  socialen  Ideen  annimmt, 
kann  höchstens  jene  sein,  die  überhaupt  zwischen  Prodneten  der  Zersetzung 
und  denen  der  gährenden  Entwicklung  besteht. 

ä)  Brunner  (R.  G.  I.  ‘230j  erblickt  zwar  in  der  späteren  (mittel- 
alterlichen) Trennung  kriegerischer  und  bäuerlicher  Beschäftigung  und  in 
dem  darauf  beruhenden  Erblichwerden  der  Berufsstände,  eine  Analogie 
mit  spätrömischen  Verhältnissen.  Für  die  fränkische  Zeit  ist  an  diese 
Analogie  noch  nicht  zu  denken.  Da  giebt  es  noch  keine  Rechtsvortheilo 
der  Krieger  gegenüber  den  Nichtkriegern  und  keine  Erblichkeit  des  Gegen- 
satzes, der  überdies  weder  ganz  durchgefübrt  ist,  noch  mit  Besitzverhältnis.sen 
zusammenhängt. 
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in  dieser  Hinsicht  hervorragenden  Individuen  festigte.*)  Die 
durch  den  Gegensatz  materieller  Lage  angebahnte  Social- 
differenzierung, die  aber  trotzdem,  wie  wir  nachzuweisen  bemüht 
waren,  nichts  principiell  ungermanisches  bietet,  hat  unter  anderem 
ein  Ergebnis  gebracht,  das,  wenn  auch  der  germanischen  Zeit 
in  dieser  Form  fremd,  dennoch  ‘als  ein  der  germanischen  Auf- 
fassung entsprechendes  bezeichnet  werden  rnuss.'^)  Der  Umstand, 
dass  die  Lage  der  verarmten  Freien  im  fränkischen  Beiche 
äusserlich  an  analoge  Erscheinungen  der  spätrömischen  Gesellschaft 
erinnert,  kann  daran  nichts  ändern,  solange  wir  sehen,  dass  der 
Grundzug  der  Entwicklung  unverkennbar  der  Fortentwicklung 
germanischer  Ideen  entspricht. 

Dasselbe  gilt  von  den  social  - politischen  Functionen 
der  einzelnen  Gesellschaftsschichten;  sie  dienen  trotz  neuer 
Formen  germanischen  und  nicht  römischen  Ideen.  Der 
fränkische  Optimatenstand,^)  durch  Grossgrundbesitz 


*)  Weil  diejenigen,  die  nebst  dem  Ackerbau  auch  militärische  Interessen 
vertraten,  ihren  Platz  im  Staate  besser  ausfUllten  und  wahrten,  als  diejenigen, 
die  sich  dem  WafTenhandwerke  — dem  edelsten  nach  germanischer  Auf- 
fassung — entfremdeten. 

*)  Abgesehen  von  den  neuen  Auffassungen,  die  schon  für  die  ältere 
Zeit  einen  Gegensatz  zwischen  Ackerbau  und  Kriegertum  annehmen,  (in 
welchem  Falle  die  fränkischen  Erscheinungen  desto  mehr  als  Fortsetzung 
alter  Ansätze,  al.so  nicht  als  Ergebnis  römischer  Einflüsse  zu  betrachten 
wären),  darf  man  betonen,  dass  auch  bei  Annahme  eines  Gleichgewichtes 
zwischen  Ackerbau  und  Kriegertum,  das  letztere  für  die  Stellung  des  Freien 
von  grösserer  Bedeutung  sein  musste,  weil  die  persönliche  Betbeiligung  am 
Volksheore  eine  Theilnabme  an  der  Staatsgewalt  bedeutete. 

’)  Dass  derselbe  nicht  mit  dem  altgermanisclien  Adel  zusammenhängt, 
darf  als  feststehend  angenommen  werden,  (selbst  dann,  wenn  man  mit 
V.  Uoeller  (Mittb.  d.  Inst.  f.  österr.  Gesch.  f XXIII.  227)  den  Francus 
als  Adeligen  betrachtet).  Der  alte  Adel  hat  gerade  bei  den  Stämmen,  die 
eine  bewegte  Vorgeschichte  durchmachten,  sehr  gelitten,  so  da.ss  man  für 
seine  Geschichte  in  fränkischer  Zeit  auf  die  gerade  in  den  letzten  Jahren 
geäusserten  Ansichten  kaum  einzugehen  braucht.  Von  eigenartiger  Wichtigkeit 
wäre  da  nur  die  sehr  originelle  Ansicht  Jlayer’s  (1.  c.  I,  421  ff),  die  den 
fränkischen  Adel  aus  dom  altgermanisclien  ableitet  und  nur  eine  Vermehrung 
sowie  Umwandlung  desselben  zugiebt.  Die  Grundpfeiler  dieser  Ansicht  er- 
scheinen unbewiesen  und  unbeweisbar;  das  nähere  Eingehen  auf  Mayer’s 
Theorie  würde  bodenrechtliche  Untersuchungen  erfordern,  von  denen  wir 
hier  absehen  müssen.  Man  wird  vorläufig  an  der,  zuletzt  von  W.  Schnitze 
(s.  üben  S.  127.  A.  1.)  vertretenen  Ansicht  festballen  müssen,  wonach  der 
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und  staatliche  Würden  begründet,  durch  Grundherrschaft, 
Immunität  und  Seniorat  zu  höherer,  aber  dennoch  nicht  ab- 
geschlossener Stellung  gelangt,  war  bestrebt,  das  Königtum  zu 
beschränken  und  wie  ehemals  das  Volk,  wenn  auch  in  anderer 
Weise,  an  der  Regierung  theilzunehmen;  was  dabei  an  staats- 
rechtlichen Garantien  fehlte,  wurde  durch  thatsächlichc  Macht 
ersetzt;  kam  es  auch  nicht  zu  ausgesprochener  Abgrenzung 
zwischen  König  und  dem  Stande,  der  jetzt  als  Volk  fungierte, 
so  ist  doch  eine  römisch  absolutistische  Ausartung  der  Königs- 
gewalt verhütet  worden.  Der  fränkische  Adel  entwickelte, 
obwohl  er  sogar  römische  Elemente  aufgenommen  und  theilweise 
römische  Bezeichnungen  beibehalten  hat,’)  ein  politisches  Standes- 
interesse, das  der  ehemaligen  Stellung  der  Freien  in  der 
germanischen  Völkerschaft  entsprach.^)  Die  von  dem  Adel  nach 


altgermanisclie  Adel  nur  factische  Vortheile  genossen  hätte  und  andererseita 
den  Unteraebieden  zuatimmen,  die  Guilbiermoz  I.  c.  :t  zwischen  rßmiscbein, 
altgermaniscbem  und  fränkischem  Adel  findet.  Die  VerbiudnngsbrUcke 
wird  man  dann  darin  zu  erblicken  haben,  dass  der  fränkische  Adel  keinen 
abgeschlossenen  Stand  bildete,  vielmehr  alle  bedeutenderen  Elemente,  gleichviel 
ob  romanischer  oder  germanischer  Abkunft,  aufnahm.  Die  gallo  • rUmisebe 
Aristokratie,  die,  wie  Pahlbeck  (I.  c.  191)  richtig  bemerkte,  eine  factische 
Stellung  beibehalten  hat  (s. auch  Brunner  I.  c.  I.  230);  die  Bezeichnungen 
sind  ebenfalls  zum  guten  Theil  römisch  geblieben;  s.  Waitz  II.  I.  363, 
Brunner  I.  205.  A.  9;  Dahn  VII.  I.  170,  178,  allerdings  nicht  mehr  in 
karolingischer  Zeit)  ist  theils  im  fränkischen  Besitzadel,  theils  im  Amtsadel 
aufgegangen.  Dem  ersteren  mag  sie  wohl  als  Vorbild  gedient  haben,  dem 
zweiten  aber  nicht;  ihn  aber  wird  man  gerade  als  deu  wiebtigeren  bezeichnen 
müssen,  namentlich  wegen  seines  directen  Zusammenhanges  mit  dem  König- 
tum; diesem  Zusammenhänge  verdankte  er  die  staatliche  Bedentung,  die 
es  ihm  ermöglichte,  an  der  Regierung  theilzunehmen  und  politisch  festen 
Fuss  zu  fasseu  (s.  Oierke  1.  c.  I.  118).  Häufige  Verwandtschaften 
(s.  Fonpardin:  Lea  grandes  familles  comtales  in  Rev.  hist.  Bd.  72  S.  72ff) 
festigten  das  GemeinsamkeitsgefUhl  des  Adels  in  seinem  Vorgehen  nach 
Aussen.  Da  ist  es  nicht  ohne  Interesse,  dass,  wie  erwähnt,  auch  römische 
Elemente  in  dem  fränkischen  Adel  aufgegangen  waren  und  an  seiner 
politischen  Thätigkeit,  die  — wie  im  Text  ausgefUhrt  wird  — von  germanischen 
Ideen  getragen  war,  mitwirkten. 

*)  s.  vorige  Anm. 

Sickel  (Westdtseh.  Ztschr.  XV.  134)  meint,  dass  den  Reichen  ein 
Staatsgedanke  fehlte,  dass  sie  nicht  Volksrechte  verthoidigten,  da  ihre 
politische  Thätigkeit  nur  eigenen  Interessen  gewidmet  war.  Dies  ist  richtig,  • 
erscheint  aber  nicht  geeignet,  unsere  Ansicht  Uber  die  politische  Rolle  des 
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oben  und  nach  unten  bethätigten  Bestrebungen  boten  germanischen 
Entwicklungsprinzipien,  die  jetzt  nicht  mehr  auf  alle  freigeborenen 
Leute  anwendbar  waren,  eine  Znflnchtstätte;')  sie  war  kümmer* 
lieh,  lässt  aber  den  durchgreifenden  Unterschied  gegenüber 
römischen  Vorbildern  und  eine  wenn  auch  gebrochene  Continnität 
germanischer  Entwicklung  erscheinen.*^)  Dem  römischen  Opti- 
matentnm  lag  derlei  fern;  es  ist  höchstens  gegen  die  Provinzial- 


fränkischen AileU  zu  erschüttern  Sickel's  politische  Einsicht,  die  alle 
seine  Ansfiilirnngen  anszeiebnet,  müsste  vielmehr  zuKehen,  dass  zu  allen 
Zeiten  (und  je  weiter  zurück,  desto  mehr)  die  herrschenden  (Hassen  ihr 
Interesse  mit  dem  der  (icsammtheit  identiücierten;  nur  dass  diese  Ideutiti- 
cieruiiK  je  nach  dem,  ob  die  herrschende  Olasse  zahlreicher  oder  weniger 
zahlreich  war,  einen  verschiedenen  Grad  der  Gefährlichkeit  annahm;  war 
nämlich  die  herrschende  (Hasse  zahlreich,  dann  kam  die  Wahrung  der 
Classeninteressen  vielen  Individuen  zu  gute.  Über  das  .Spiel  der  Interessen- 
gegensätze in  nitgermanischer  Zeit  sind  wir  zu  wenig  informiert;  mit 
Hilcksicht  auf  die  geringere  Hedeutung  damaliger  Gegensätzo  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Volksvcrfassung,  dürfen  wir  annehmen,  dass  es  nur  selten 
zu  einem  schroffen  CIn.ssenegoismus  kommen  konnte,  werden  dies  aber  keines- 
wegs einem  besseren  Staatsgedanken  zuschreiben;  auch  in  germanischer  Zeit 
wurden  nicht  ahstracte  Volksrechte,  sondern  die  eigenen  Interessen  der  am 
Staatslebon  hetheiligten  Kreise  vertreten  und  ilie  mächtigeren  Elemente 
werden  auch  damals  einen  besonderen  Schutz  ihrer  Interessen  nach  Tbunlicli- 
keit  augeslreht  haben.  Der  Unterschied  ist  also  nur  quantitativer  Art. 
Die  percentuell  grössere  Anzahl  der  im  Staate  mitwirkenden  Volksgenossen 
der  älteren  Zeit  erschwerte  das  Durchsetzen  der  Interessen  einer  Gruppe 
gegen  die  andern;  in  fränkischer  Zeit  war  dies  möglich.  Sagt  doch  auch 
Sickel  (I.  c.  1S4\  dass  das  Verhältnis  zwischen  König  und  Gesellschaft 
an  die  Stelle  der  früheren  RechMordnung  zwischen  König  und  Volk  getreten 
war;  es  ist  also  an  die  Stelle  des  Volkes  die  Gesellschaft  getreten,  nämlich 
jener  Theil  der  Gesellschaft,  di^r  sich  auf  der  Oberfläche  erhalten  bat.  he- 
zichungswei.se  auf  die  Oberfläche  gelangt  ist.  Nur,  dass  — wie  Sickel 
gut  ausrIrUckt  — das  Verhältnis  zwischen  König  und  Volk  eine  Rechts- 
ordnung war.  was  oben  für  das  factischo  Machtverhältnis  zwi.schen  König 
und  Gesellschaft  in  fränkischer  Zeit  nicht  zutrifft;  wir  vermögen  der 
Seeliger’sclien  Ansicht  (Hist.  Viertjahrschr.  I.  35)  von  der  rechtlich 
selbständigen  Macht  des  Optimatenlum  nicht  znzustimmen. 

')  Wir  haben  erwähnt,  dass  unter  dem  Schutze  (oder  wenn  man  will, 
unter  dem  Drucke)  der  Griinilherr.schaft  die  germani.scben  genossensch.aft- 
liehen  Elemente  anflebten. 

“)  Dass  sich  der  .Staat  diese  gesunden  Tendenzen  entgehen  Hess,  ohne 
sie  für  seine  Zwecke  zu  verwenden,  um  die  Heamtenwillkiir  und  den  Egoismus 
* der  Grossen  einzudämmen,  war  gewiss  von  Übel  — aber  nicht  die  .Schuld 
der  Grossen  selbst. 
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behörde  aufgetreten  und  war  bemüht,  die  ärmeren  Schichten  in 
Abhängigkeit  zu  bringen,  an  eine  staatliche  Ingerenz  hat  es 
nicht  gedacht  und  auch  niemals  an  die  Traditionen  der  römischen 
Volksautorität  angeknUpft.  Selbst  wenn  man  nicht  geneigt  ist, 
auf  die  Bedeutung  des  Wegfalls  volksrechtlicher  Verfassungs- 
elemente,  den  wir  als  die  wichtigste  Grundlage  vieler  Um- 
wälzungen der  fränkischen  Zeit  betrachten,  einzugehen,  wenn 
man  also  von  diesem  Umstande  absehend,  die  gallo-römischen 
Gesellschafts-  und  Besitzverhältnisse  als  den  Impuls  dieser 
Ereignisse  betrachten  will,  so  wird  man  doch  zugeben  müssen, 
dass  die  Ergebnisse  nicht  in  römischem,  sondern  in  germanischem 
Sinne  ausgefallen  sind. 

Gehen  wir  nun  auf  die  Kehrseite  ein  und  betrachten 
wir  die  d e c 1 a s s i e r t e n Freien,')  die  in  so  scharfem 
Gegensätze  zu  ihren  durch  Amt  und  Besitz  empor- 
gestiegenen ehemaligen  Standesgenossen  stehen,  so  fällt  trotz 
allem  die  Erhaltung  ilner  Berufsstellung  auf;  sie  gehen  sogar 
Abhängigkeitsverhältnisse'^)  ein,  um  nur  ihre  gewohnte  Lebens- 
weise beizubehalten.  Dieser  Umstand  ermöglichte  das  Aufleben 
von  traditionellen  Verbänden  unter  der  Grundherrschaft,  be- 
wahrte den  Staat  vor  der  Bildung  eines  gesellschaftsgefahrlichen 
Proletarierstandes  und  schützte  die  Fortentwicklung  des  alten 
Rechtes.  Als  Grundlage  der  Abhängigkeitsverhältnisse  der 
verarmten  Freien  ist  die  vertragsmässige  Schutzgewalt •')  zu 


•)  Guörard  (Polypt.  I.  212  IT)  Imt  e.s  versnclit,  die  Freien  in  drei 
Kategorien  zu  theilen,  nämlieli  in  freie  Eigentümer  mit  Jurisdiction,  freie 
Eigentümer  ohne  die.«elbe  und  schliesslich  Freie  ohne  Eigen  und  Jurisdiction; 
die  dritte  Art  bildet  wegen  der  Unterstellung  unter  die  Grundherrschaft 
und  wegen  der  wiitschnftlichen  Abhängigkeit  einen  in  jeder  Beziehung 
minderfreien  Stand. 

3)  Nämlich  die  von  Dahn  I.  c.  VII.  I.  212  IT  znsammengefassten 
Rechtsverhältnisse.  Wenn  aber  hoi  dem  Streben  nach  Übersichtlichkeit  ein 
Gegen.satz  zwi.schen  ,reiii  persönlicher  Abhängigkeit“  und  „Abhängigkeit 
auf  Grund  von  Landleihe“  constrnirt  winl,  so  geht  dies  offenbar  zu  weit, 
weil  den  Äbhängigkeits formen  ein  Wesensunterschied  beigemessen  wird. 
Das  Lohenswesen  beweist,  da.ss  iii.m  ohne  die  Freiheit  einzubUssen,  dennoch 
theilweise  ausser  Füliinng  mit  dem  Staate  kommen  konnte. 

3)  8.  Sickol  (Westdtsche  Ztachr.  XVI.  fiö.)  und  Heusler  1.  c.  I.  IBS. 
And.  Ans.  Dahn  1.  c.  VII.  I.  208,  der  die  rönii.schen  Vorbilder  zu  stark 
heranzieht.  die  Formen  der  Abhäugigkeitsvcrhältnisse  in  den  Vordergrund 
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heztiichnen,  bei  der  das  Bestreben  vorlag,  Recht  und  Pflicht  im 
Gleichgewichte  zu  halten ; dieser  Grnndzug  germanischer  Schutz- 
verhältnisse verband  sich  mit  der  ebenfalls  germanischen  Haftungs- 
pflicht,') so  dass  nach  aussen,  aber  auch  nach  innen,  ein  herrschaft- 
licher Menschenkreis  entstand,  dessen  Ausbildung  somit  bei  den 
Franken  auf  theilwcise  anderen  Voraussetzungen  beruhte,  als 
in  analogen  gallo-römischen  Verhältnissen;-')  das  Moment  der 
Pflicht  des  Schutzhorrn  trat  weit  mehr  hervor,  als  in  nimischen 
Abhängigkeitsverhältnissen  und  darauf  ist  cs  zurückzuflihren,  dass 
die  Vertretung  des  Schützlings  durch  den  Herrn  nach  aussen  an 
und  für  sich  noch  keine  Rechtsminderung  bedeutete,-^)  obwohl 
sie  praktisch  zu  einer  solchen  flihrte  und  in  der  Ausbildung 
specieller  Rechtsordnungen  innerhalb  der  einzelnen  Schutz-  und 
Herrschaftskreise,  insbesondere  in  der  Unterordnung  dei-  An- 
gehörigen der  Herrschaftskreise  unter  diese  Rechtsordnungen, 
ihren  Ausdruck  fand.  Die  fränkischen  Schutz-  und  Herrschafts- 
kreiso  wurden  dadurch,  dass  sich  der  Staat  ihrer  bediente  und 
ihnen  staatliche  Aufgaben  auferlegte,  förmlich  dazu  gedrängt, 
Rechtsordnungen  zu  sehaflten  und  Staatsaufgaben  zu  vertreten, 
daher  auch  gegen  ihre  Angehörigen  zwingend  vorzugehen. 
Darin  liegt  der  politische  Unterschied  gegenüber  analogen  gallo- 
römischen  Verhältnissen;  die  Initiative  oder  doch  wenig.stens 
die  Hauptschuld  ist  hier  dem  fränkischen  Staate  zuzuschreiben, 
während  in  römischer  Zeit  ein  ähnlicher  staatlicher  Impuls 
fehlte  und  die  Initiative  zu  den  llbergiiffen,  als  welche  die 


rückt,  den  germanischen  Grnndzug  aber  Ubersiolit.  Dass  die  Abhängigkeit, 
namentlich  im  Westen  grosse  Fortschritte  machte,  ist  daraus  zu  erklären, 
dass  es  dort  wenig  Neuland,  daher  wenig  Rodungsgelegenheit  gab. 

')  deren  Bedeutung  für  die  Ausbildung  der  Grnndherrschaft  oben 
S.  1.S3.  hervorgehoben  wurde. 

“)  s.  Sickel  1.  c.  68  ff;  daran  hindert  der  Umstand,  dass  dieComiuen- 
dation  gewisse  römische  Analogien  aufweist  (vgl.  .Sickel  I.  c.  49 ff)  nichts. 
Es  ist  übrigens  interessant,  dass  die  nordfranziisischen  Quellen  der  naeli- 
fränkischen  Zeit  den  Mündling  immerhin  noch  als  Freien  betrachten,  während 
die  südfranzüsischen  in  ihm  einen  Unfreien  erblicken  (s.  Hayer  I.  c.  11.  35); 
darin  äussert  sich  die  social  günstigere  germanische  Auffassung,  die  sich 
im  Norden  erhalten  hat  ; es  wird  aber  dadurch  auch  die  Analogie  gallo- 
römischer  und  fränkischer  Abhäugigkeitsverhältnisse  als  eine  blos  a ns s er- 
liche gekennzeichnet. 

ä)  s.  Sickel  I.  c.  63. 
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römischen  Abhängig^keitsverbältnisse  za  betrachten  sind,  der 
Gewaltsucht  der  Interessierten  zur  Last  fällt,  den  Staat  aber 
nur  die  Schuld  trifft,  diesen  Gelüsten  nicht  gehörig  entgegen- 
gearbeitet zu  haben;  deshalb  haben  die  fränkischen  Abhängigkeits- 
verhältnisse eine  so  wesentlich  grössere  Intensität  und  eine 
umsoviel  grössere  Ausdehnung  angenommen.  War  auch  das 
fränkische  Ergebnis  in  einzelnen  Erscheinungsformen  analog, 
im  allgemeinen  sogar  weitergehend  als  das  gallo-römiscbe,  so 
genügen  doch  die  angeführten  Momente,  um  die  principiellen 
Unterschiede  ersichtlich  zu  machen  und  die  fränkischen  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse als  von  germanischen  Ideen  durchdrungene 
Neubildungen  erscheinen  zu  lassen. 

Zwischen  der  rechtlichen  und  factischen  Lage  der  abhängig 
gewordenen  Freien  entwickelte  sich  ein  Gegensatz,  auf  den 
die  Gesetzgebung  nicht  einging.  Es  geschah  nichts  zur  Linderung 
der  schweren  Lage,  der  Staat  stellte  vielmehr  Anforderungen, 
die  praktisch  eine  Massenvemichtung  der  Freien  hervorriefen 
und  rechnete  starrsinnig  mit  einem  Idealbegriff,  ohne  die  täglich 
sich  vollziehende  Veränderung  zu  berücksichtigen.  Auch  darin 
können  wir  einen  Unterschied  zwischen  römischer  und  fränkischer 
Entwicklung  wahrnehmen.  Ist  es  auch  dem  römischen  Staate 
nicht  gelangen,  dem  kleinen  Manne  zu  helfen,  so  hat  es  wenigstens 
an  Versuchen  nicht  gefehlt,  die  beweisen,  dass  die  römische 
Politik  die  thatsächlichen  Veränderungen  wahrnahm.  Der 
fränkische  Staat  zögerte  mit  der  Berücksichtigung  der  veränderten 
Lage  und  zog  aus  ihr  nicht  die  nötigen  Consequenzen,  indem 
er  weder  für  den  Schutz  der  Freien  eintrat,')  noch  eine  Regelung 
der  neuartigen  Verhältnisse  vollzog.  Man  hielt  vielmehr  an 
dem  alten  Begriffe  von  der  Stellung  der  Freien  im  Staate  fest, 
worin  sich  deutlich  die  Nachwirkung  germanischer  Anschauungen 
offenbart.  Nicht  nur  die  merovingische  Verfassung  erblickte 
in  den  Freien  den  Kern  des  Staatsvolkes;^)  auch  später  noch 
pflanzt  sich  diese  Auffassung  fort.-')  Die  Abhängigkeitsverhältnisse 


Es  worden  ja  im  Gegentheil  die  Verbrtldemngen  und  Oilden  der 
Freien  in  karolingischer  Zeit  bekämpft;  s.  v.  Inama  I.  c.  I.  262. 

2)  And.  Ans.  Heck:  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Stände  1.  63. 

’)  So  noch  im  karolingischen  Strafrechte  (s.  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  67); 
dieser  Auffassung  entsprach  es,  dass  der  arme  Freie,  der  die  Busse  nicht 
Y.  Halban,  Rflra.  Recht  in  den  serm.  Volks.staBten.  III.  11 
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der  Freien  entwickeln  sich  zu  einer  reich  abgestuften  Scala, 
indem  sie  die  in  Frage  kommenden  Personen  entweder  nur 
theilweise  oder  allseitig  erfassen.  Sie  beruhen  aber  alle  auf 
der  Zerrüttung  der  alten  Grundlagen  des  Individuums  und  auf 
der  Schwierigkeit  der  Herstellung  einer  neuen  staatsrechtlich 
festen  Grundlage  für  die  wirtschaftlich  schwächeren  Elemente, 
also  auf  den  Grundübeln  der  fränkischen  Staatsentwicklung. 

Enger  schliesst  sich  die  Stellung  der  halbfreien  Elemente 
an  gallo-römische  Vorbilder  an,  was  offenbar  damit  zusamnien- 
bängt,  dass  die  Verhältnisse  der  unteren  Schichten  der  gallo- 
römischen  Bevölkerung  weniger  Veränderung  erfahren  haben. 
Doch  muss  man  sich  auch  hier  gegen  eine  Überschätzung  ver- 
wahren. Dass  der  Colonat')  beibehalten  wurde,  darf  als 
feststehend  bezeichnet  werden;  er  erscheint  trotz  gewisser 
Änderungen^)  auch  im  fränkischen  Reiche  in  seinem  römischen 
Gewande.'O  Er  bildete  zweifellos  ein  brauchbares  Krystallisations- 


zahlen  konnte,  getStet  wurde  und  erst  langsam  kam  man  auf  das  Ersatz- 
mittel der  Oeisselung.  Das  Capit.  ex  SOI — 814  c.  1.  (Boretius  I.  146) 
ignoriert  noch  die  socialen  Zwischenstufen  (non  est  amplius  nisi  über  et 
servns).  Man  könnte  wohl  sagen,  dass  auch  das  römische  Rocht  die  socialen 
Zwischenstufen  zu  wenig  berücksichtigte.  Es  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass 
es  jene  Neubildungen  abwehrend,  sich  der  Hoffnung  hingeben  mochte,  sie 
beseitigen  zu  können,  während  das  fränkische  Recht,  das  durch  Anerkennung 
den  Neubildungen  Vorschub  leistete,  in  höherem  Grade  an  eine  Normierung 
hätte  denken  müssen.  Deshalb  darf  man  in  der  Unterlassung  eine  Nach- 
wirkung alter  Ideen  erblicken. 

>)  s.  oben  Theil  II.  319;  Gu6rard  1.  c.  I.  232  ff  nimmt  eine  Ver- 
schlimmerung der  Lage  der  Colonen  in  fränkischer  Zeit  an,  welche  aber 
durch  die  wirtschaftliche  Besserung  eine  Abschwächung  erfuhr;  vgl.  Brunner 
I.  c.  I.  240 f,  Hegel;  Entst.  d.  dtscb.  Städtewesens  11  A.  4.  (s.  r.  Savigny 

I.  c.  I.  311),  Dahn  1.  c.  VII.  I.  253  ff,  Schröder  RG*  221. 

2)  Als  solche  kommen  in  Betracht  die  von  Brunner  1.  c.  I.  241 
betonte  Umänderung  der  öffentlich-rechtlichen  Beschränkungen  des  Colonats 
in  priratrechtliche  und  die  Regelung  des  Wergeides.  Die  darin  wahrnehmbare 
Annäherung  an  germanische  Ideen  änsserte  sich  auch  darin,  dass  das  Auf- 
steigen der  Colonen  zur  Freiheit  durch  jene  Zähigkeit,  mit  welcher  die 
Germanen  an  den  halbfreien  Ständen  festhielten,  erschwert  wurde. 

>)  s.  Sickel  in  G.  g.  Anz.  1896.  S.  274  ff.  Noch  in  karolingischer 
Zeit  bUeb  der  Colonat  im  Süden  erhalten  (s.  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  206) 
obwohl  ein  Theil  der  Colonen  Freizügigkeit  erlangt  haben  mag  (1.  c.  149). 
Strafrechtliche  Verschiedenheiten  blieben  noch  im  IX.  Jb.  erhalten;  s.  Capitt. 

II.  272.  317  f. 
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centrum  für  die  rechtliche  Ausprägung  des  Litenstandes,  mit 
dem  er  social  und  wirtschaftlich  verwandt  war.  Es  besteht 
somit  hier  ein  Parallelismus  und  wenn  man  auch  Colonen  und 
Liten  mit  Recht  unterscheidet,  so  muss  doch  der  Thatsachc, 
dass  von  der  gesummten  römischen  Ständeschichtung  gerade  der 
Colonat  am  besten  erhalten  blieb,*)  Rechnung  getragen  werden. 

Die  Liten  gehören  bekanntlich  schon  der  altgermanischen 
Gesellschaftsordnung  an;-)  ihre  Entstehung  ist  also  nicht  auf 
eine  Nachahmung  des  römischen  Colonats  zurückzufQhren.'*) 


>)  Die  Ausführungen  Mayer's  1.  c.  II.  53  erleichtern  das  Verständnis 
der  Erhaltung  des  Colonates. 

s.  Waitz  I.  c.  I.  155,  Qu6rard  I.  c.  I.  25üff,  Brunner  I.  c.  I. 
101  ff,  238  ff,  Schröder  I.  c.  48  ff,  221  f. 

’)  Vielfach  ist  römischer  Ursprung  des  Litenwesens  behauptet  worden ; 
s.  z.  B.  Lacomblet  in  Arch.  f.  d.  Gosch,  d.  Niederrheins  I.  16G;  auch 
Dahn  1.  c.  VII.  I.  107  f bringt  die  ripuarischen  Liten  mit  der  Röiner- 
herrschaft  in  Zusammenhang;  für  diesen  Zusammenhang  (s.  noch  Brunner 
1.  c.  I.  35,  Schröder  1.  c.  49)  spricht  wohl  am  meisten  der  Umstand,  dass 
Liten  gerade  da  Vorkommen,  wo  eine  Berührung  mit  dem  Kömertnm  und 
mit  dom  Keltentum  stattgefunden  hatte,  bei  den  Ostgermanen  aber  feblcn. 
Brunner  (Sav.  Ztsebr.  V.  81.  6)  hat  überdies  auf  den  Zusammenhang 

zwischen  C.  Th.  VII.  20,  12  und  L.  Rom.  Burg.  4G  hingewiesen;  man  kann 
daraus  entnehmen,  dass  der  römische  Laetus  und  der  germanische  Litus  als 
gleichbedeutend  betrachtet  wurden.  Mit  Rücksicht  auf  die  sächsischen 
Liten  und  die  langobardischen  Aldien,  für  die  ein  römisches  Vorbild 
schwerlich  angenommen  werden  kann,  wird  man  dennoch  der  eingangs  er- 
wähnten Ansicht  entgegentreten  müssen.  Da  erscheint  nun  die  von  Brunner 
(I.  c.  I.  34)  versuchte  Zurückführung  des  römischen  Colonats  auf  germanische 
Wurzeln  sehr  fruchtbar.  Doniol  (Serfs  et  vilains  au  moyen  äge.  Paris  19001 
verfolgt  (S.  74)  diese  Idee  und  gelangt  ebenfalls  zur  Überzeugung,  dass 
der  Colonat  eine  Eigentümlichkeit  keltischer  und  germanischer  Völker  war, 
die  sich  im  allgemeinen  gegen  den  Begriff  der  Sklaverei  in  griechisch- 
römischem  Sinne  sträubten.  (Dies  wäre  namentlich  für  kriegerische  Unter- 
werfungen annehmbar;  und  gerade  darauf  werden  zahlreiche  gleichförmige 
Abhängigkeitsverhältnisse  zurückgeführt.  S.  Meitzen  in  Deutsche  Liter.-Ztg. 
1897,  No.  48,  Wittich  in  Sav.  Ztschr.  XXII.  314).  Dabei  schliesst  Doniol 
richtigerweiso  die  Möglichkeit  einer  wichtigen  Beeinflussung  des  keltischen 
Colonats  durch  das  römische  Sklaven  recht  nicht  aus.  Man  hätte  es  also 
möglicherweise  mit  folgender  Entwicklung  zu  thun:  Die  Römer  verwendeten 
unterworfene  Barbaren  auf  eine  bei  keltischen  und  germanischen  Völkern 
übliche  Art  und  prägten  das  Colonatsverhältnis  aus,  dessen  Gebundenheit 
und  Erblichkeit  vom  römischen  Standpunkte  immerhin  auffallend  ist;  handelte 
US  sich  aber  um  geschlossene  barbarische  Gruppen,  dann  wurden  dieselben 

11  * 
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Über  die  Einzelnheiten  der  rechtlichen  Stellung  der  Liteii  in 
älteren  Zeiten  sind  wir  nicht  informiert  und  können  nur  an- 
nehmen, dass  sie  im  allgemeinen  von  der  in  fränkischer  Zeit 
bekannten  nicht  principiell  verschieden  war,  wobei  aberinatürlich 
mit  der  Wahrscheinlichkeit  specieller  Fortbildung  bei  einzelnen 
Stämmen  sehr  zu  rechnen  ist’)  und  noch  mehr  mit  der  Noth- 
wendigkeit  juristischer  Ausgestaltung.^)  Es  muss  daher  die 


corporativ  als  Lasten  behandelt,  nnter  Beibehaltung  heimischen  Rechtes  und 
des  germanisch  anklingenden  Kamens.  (So  hat  z.  B.  Koitzen  1.  c.  I. 
3i>5 f gerade  hinsichtlich  der  ripnarischen  Liteu,  die  Dahn  mit  dem  Rüraer- 
tum  in  Zusammenhang  brachte,  die  Auffassung  vertreten,  dass  sie  ihre 
germanische  Wirtschaftsweise  beibehalten  und  unter  römischer  Beeinflussung 
wenig  gelitten  haben).  Somit  wäre  der  römische  üolonat  eine  specielle 
Anwendung  (und  entsprechende  juristische  Ausgestaltung)  desjenigen  Begriffes, 
der  dem  germanischen  Litenwesen  zu  Grunde  lag,  das  römische  Laetenwesen 
aber  eine  staatsrechtliche  Anwendung  desselben  Begriffes  auf  Völker  oder 
Völkertheile.  Dies  würde  zugleich  erklären,  warum  die  römische  Gesetz- 
gebung Colonen,  Laoten,  Gentiles  (u.  A.)  unterscheidet;  die  Verarbeitung 
des  Begrifl'es  war  eben  in  allen  Fällen  eine  privatrechtlich  und  staatsrechtlich 
verschiedene.  Durch  die  rechtliche  Ausgestaltung  im  Colonato  erhielt  der 
ursprünglich  unrömische  Begriff  einen  Charakter,  der  ihn  vom  Litentuui 
unterschied  und  da  letzteres  wegen  der  Beibehaltung  des  eigenen  Rechtes 
in  den  lätischen  Gruppen  keine  durchgreifende  juristische  Ansbildung  erfuhr, 
so  ragte  der  Colonat  juristisch  hervor.  Das  römische  Laetentum  konnte 
sich  mit  dem  bei  den  freien  Germanen  bestehenden  Litenwesen  vereinigen, 
der  Colonat  dagegen  blieb  geschieden.  Aus  demselben  Grunde  aber  konnte 
der  Colonat  auch  nach  dem  Sturze  des  römischen  Reiclies  für  die  juristische 
Ausgestaltung  des  Litentums  wichtig  werden,  desto  melir,  als  ja  durch  den 
Wegfall  des  politischen  Unterschiedes  zwischen  Colonat  und  Laetentum 
eine  Beeinflussung  erst  recht  möglich  wurde.  Man  kann  also  eine  Beein- 
flussung des  fränkischen  Litentums  durch  den  römischen  Colonat  annehmen, 
ohne  deshalb  an  dem  germanischen  Charakter  des  Litentums  zu  zweifeln 
oder  in  demselben  eine  Nachahmung  des  römischen  Colonats  zu  erblicken. 

')  Es  genügt,  auf  die  in  nacbrömischer  Zeit  vorhandenen  Unterschiede 
hinzuweisen,  die  am  wahrscheinlichsten  durch  die  verschiedene  Fortbildung 
bei  einzelnen  Stämmen,  allerdings  auch  durch  die  mögliclierweise  heterogene 
Wurzel  des  Litentums  bei  den  einzelnen  Stämmen  zu  erklären  ist. 

’)  Denn  kein  Stand  ist  in  germanischer  Zeit  zu  einem  juristischen 
Abschlnsse  gelangt  und  für  Zwischenstände  gilt  dies  noch  mehr;  da  hatte 
die  Entwicklung  bei  jedem  Stamme  einen  grossen  Spielraum.  Über  die 
privatrechtlicbe  Beschränkung  der  Liten  s.  Sickel  in  Westdtseb.  Ztschr. 
XVI.  69.  A.  23,  über  ihre  gerichtliche  Stellung  s.  Meyer  in  Sav.  Ztschr. 
II.  109  f,  111.  102  ff. 
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Frage  aufgeworfen  werden,  ob  und  inwieferne  das  Beispiel  des 
römischen  Colonats  auf  die  Entwicklung  der  rechtlichen  Ver- 
hältnisse des  Litenstandes')  oder  umgekehrt  der  Litenstand  auf 
die  fränkischen  Änderungen  des  Colonats^)  eingewirkt  haben. 
Eine  Lösung  dieser  Frage  erscheint  unmöglich,  denn  jeder 
Versuch  müsste  an  der  ungenügenden  Kenntnis  litischer  Ver- 
hältnisse der  vorfräukischen  Zeit  scheitern.  Ans  allgemeinen 
Gründen  könnte  man  eher  eine  Einwirkung  des  Colonats  auf 
den  Litenstand  annehmeu,  obwohl  wichtige  Umstände,  nämlich 
die  erwähnten  Änderungen  des  Colonats  und  namentlich  die 
fortdauernde  Unterscheidung  von  Colonen  und  Liten  in  fränkischer 
Zeit  dagegen  sprechen.’^)  Man  muss  berücksichtigen,  dass  gerade 
in  den  unteren  Schichten  das  grösste  Festhalten  an  alten 
Traditionen  bemerkbar  ist,  so  dass  trotz  äusserer  Ähnlichkeit 
und  mnthmasslichcr  Detaileinflüsse  die  herkömmliche  Sonderung 
dieser  beiden  sonst  sehr  verwandten  Gruppen  fortdauerte,  wobei 
aber  dem  Litenstande  insoferne  ein  Vorrang  gebührt,  als  ja 
nicht  der  Colonat,  sondern  das  Litenwesen  die  Grundlage  der 
Regelung  der  zur  späteren  Hörigkeit  führenden  Verhältnisse 
bildete. 

Zu  derselben  Kategorie  gehören  die  Freigelassenen, 
die  im  fränkischen  Reiche  je  nach  den  bei  der  Freilassung 
auferlegten  Bedingungen  eine  praktisch  verschiedene  Stellung, 
im  allgemeinen  aber  trotz  vieler  Abstufungen  einen  eigenen 
und  zwar  dauernden  Stand  bildeten.  Hinsichtlich  ihrer  Rechts- 
stellung ist  ein  Parallelismus  kirchlicher  und  grundherrlicher 
Bestrebungen  bemerkbar.  Denn  Kirche  und  Grundhen-schaft 
waren  bemüht,  die  Freigelassenen  unter  fortwährender,  erblicher 
Schutzherrschaft  zu  erhalten,'*)  was  den  römischen  Vorbildern 


‘)  namentlich  nach  der  jaristiechen  Richtung  hin. 

*)  8.  oben  S.  1C3  A.  3. 

3)  Wäre  der  römische  Einfluss  durebgedrungen,  so  hätte  es  zu  einem 
Aufgehen  des  einen  Standes  in  dem  anderen  kommen  müssen.  L)a  dies 
nicht  geschah,  so  ist  zu  schliessen,  dass  trotz  der  in  diesem  Falle  hervor- 
tretenden Analogie  und  trotz  der  nicht  abzulelincndcn  Möglichkeit  römischen 
Einflusses,  der  fränkische  Litenstand  ofi'enbar  eiuen  altgermanischen  Kern 
beibebalten  hat,  der  ihn  vor  der  Vermischung  mit  dem  Colonenstand  bewahrte. 

*)  Diese  Schutzherrschaft  kam  einer  theilweisen  Unfreiheit  gleich,  weil 
wichtige  Bestandtheile  der  Freiheit  dauernd  und  erblich  fehlten,  was  dem  Begriffe 
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nicht  entspricht,  wolil  aber  an  germanische  Traditionen  anklingt') 
und  andererseits  durch  die  allgemein  politischen  nnd  socialen 
Vorgänge  im  fränkischen  Reiche  erklärlich  erscheint.^)  Es  darf 
als  feststehend  angenommen  werden,  dass  die  praktische  Aus- 
bildung der  Rechtsstellung  der  Freigelassenen  im  fränkischen 
Reiche  überwiegend  ein  Werk  der  Kirche,  des  mächtigsten 
und  seiner  Zwecke  am  meisten  bewussten  Grossgrundbesitzers 
war,  so  dass,  wenn  von  einer  fremdrechtlichen  Entwicklung  auf 
diesem  Gebiete  die  Rede  ist,  nicht  an  das  Römertum,  sondern 
an  die  Kirche  gedacht  werden  muss,  die  sich  überdies  in  der 
Gestaltung  der  betreffenden  Verhältnisse  von  der  römischen 
Basis  entfernt  und  vielmehr  eine  quantitativ  und  vielleicht  auch 
qualitativ  bedeutsame  Fortbildung  germanischer  Traditionen 
bewirkt  hat.  Hinsichtlich  der  Freilassungsformen-')  fallt 


der  römischen  Freilassung  wider^<pric)lt.  Fournier:  Lcs  affranchissements 
(Itev.  hist.  Bd.  -21)  hebt  (S.  22  ffj  hervor,  dass  die  Kirche  hinsichtlich 
der  Freilassungen  vielfach  von  dem  römischen  Rechte  ahwich. 

')  Dieselben  haben  durch  Sohm's  geistreiche  Abhandlung  (^D.  liberti 
in  altgcrm.  Zeit;  Sav.  Ztschr.  XXI.  20  ff)  eine  neue  Beleuchtung  erfahren, 
auf  die  wir  jedoch  hier  nicht  einzugehen  vermögen.  Der  Auffassung, 
wonach  die  Taciteischeu  liberti  ausschliesslich  im  Herrendicuste  Verwendung 
fanden  und  überhaupt  nicht  rechtlich  Freigelassene  waren,  wird  man  schwerlich 
in  dieser  allgememen  Fassung  zustiinmeu.  Aber  davon  absehend,  kann 
man  es  wohl  nicht  als  Zufall  bezeichnen,  dass  nur  der  Denarialis  und  der 
zum  Römer  Freigelassene  volle  Freiheit  erwirbt;"  daraus  folgt  vielmehr, 
dass  die  den  übrigen  Freigelassenen  anhaftenden  Beschränkungen  alter  Sitte 
entsprechen, 

Fournier  1.  c.  52  meint  m.  R.,  dass  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse die  Erhaltung  der  Freigelassenen  unter  gewisser  Botmässigkeit 
förderten.  Mit  diesen  Vorgängen  und  Zuständen  hängt  wohl  auch  die 
spätere  Abschwächung  des  Unterschiedes  zwischen  Freien  und  Freigelassenen 
zu.sammen  (s.  Dahn  1.  c.  VIII.  II.  208),  sowie  überhaupt  das  Ausarten  der 
verschiedenen  .Spielarten  der  Zwischeustäude;  dieses  Ausarten  nahm  ja  einen 
Umfang  an,  der  bei  Nachahmung  römischer  Vorbilder  schwer  erklärlich 
gewesen  wäre.  Es  leuchtet  ein,  dass  mit  dem  Bestreben,  politisch  nnd 
materiell  geschwächte  IVeie  in  Abhängigkeit  zu  bringen,  das  Bestreben, 
die  Freigelassenen  nicht  unabhängig  werden  zu  lassen,  Hand  in  Hand  ging. 

Dieselben  sind  genügend  behandelt  worden;  s.  Fournier  1.  c.  und 
Essai  sur  les  formes  et  les  effets  de  faffranch.  daus  le  dr.  gallo-franc 
(Bibi,  de  I’Ec.  des  hautes  et.  fase.  GO),  Loeniiig:  Dtsch.  Kirch.  R.  II.  228, 
Brunner:  D.  Freilass,  dch  Bchatzwurf  (in  Hist.  Aufs.  f.  Waitz)  und  R.Q. 
I.  242  ff,  sowie  Schröder  R.(i.<  v24  ff.  Übersichtlich  behandelt  diese 
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allerdings  ein  mächtiger  römischer  Einschlag  auf;  sieht  man 
der  Sache  auf  den  Grund,  so  ist  es  wieder  die  Kirche,  auf 
deren  Bechnung  er  zu  setzen  ist,  wobei  auch  die  wichtigen 
Umbildungen  der  römischen  Freilassnngsformen  in  kirchlicher 
Praxis  zu  beachten  sind.  Die  germanischen  Formen  sind  nicht 
ganz  ausser  Gebrauch  getreten;  denn  die  Freilassung  durch 
Schatz  Wurf,  sowie  die  per  hantradam,  tragen  unverkennbar 
germanische  Merkmale.  0 Im  übrigen  ist  das  Zurücktreten 


Fragen  Dahn  J.  c.  VII.  I.  267  ff,  VIII.  II.  207  ff  n.  IV.  175  f.  Zu  den 
von  Hänel  (L.  R.  Via.)  erwähnten  Stellen  konunt  hinzu  c.  7.  des  Conc. 
von  Orleans  ex  549  (vgl.  L.  R.  Via.  C.  Th.  IV.  7 und  IV.  10.  1.) 

>)  Tamaaaia  (Nozze  Folacco-Luzzatto  1902)  bat  den  Verauch  unter- 
nommen, diese  Freilaaaungaart  ala  eine  rämiache  hinzuatellen,  indem  er  auf 
L.  R.  Vis,  G.  Th.  IV.  9.  1.  und  auf  die  dadurch  beeinflusste  Stelle  der 
weatgoth.  Antiqua  (L.  Vis.  V.  7.  2.)  hingewiesen  hat,  mit  denen  L.  Sal. 
XXVI.  Zusammenhängen  soll.  (Über  diesen  Zusammenhang  haben  wir  uns 
schon  oben  S.  41.  A.  6.  ausgesprochen).  Der  genannte  Forscher  versuchte 
aber  auch  durch  anderweitige  Gründe  seine  Ansicht  zu  unterstützen,  nament- 
lich durch  den  Hinweis  auf  die  westgoth.  Emancipationsformel  (Form.  Vis.  34) 
in  der  .nummua  diatractioi>.a  atque  emancipationis“  vorkommt;  er  möchte 
(1.  c.  27  f)  mit  Rücksicht  auf  die  Verwandtschaft  zwischen  Emancipatioii 
und  Freilassung,  in  dem  Angebot  des  Geldes  beim  fränkischen  Schatzwurf, 
einen  Anklang  an  die  Emancipationsform  finden;  nur  wird  dabei  übersehen, 
dass  bei  der  Emaucipation  das  Geld  angenommen,  beim  Schatzwurf  aber  — 
u.  zw.  mit  unverkennbarer  Absicht  — abgelehnt  wird.  Die  vom  Verf. 
(1.  c.  29)  nachdrücklich  bervorgehobene  Stelle  Gregors  v.  Tours,  namentlich 
die  Worte;  „qui  uno  ictu,  nuoque  momento,  sine  numismato  auri  corpus 
a dobilitate  et  conditiono  absolvit*,  sind  durchaus  nicht  überzengend,  da 
ihnen  der  Gegensatz:  „qnis  umquam  de  mille  talentis  sic  redimet“  folgt;  es 
soll  somit  gesagt  werden,  dass  ohne  einen  Groschen  ein  Erfolg  erzielt  wurde, 
der  für  keine  Summe  erreichbar  gewesen  wäre.  Die  ganze  Verwandtschaft 
zwischen  der  fränkischen  Schatzwurfform  und  der  von  T.  herangezogenen 
römischen  Form,  besteht  darin,  dass  auch  das  römische  Recht  eine  Freilassung 
vor  dem  Kaiser  kannte,  die  aber  nicht  jene  Folgen  hatte,  wie  die  fränkische, 
da  letztere  sogar  gegen  den  Willen  des  Herrn  des  Knechtes  wirksam  blieb. 
Die  Erklämng  der  Symbolik  des  Sebatzwurfes  bat  Brunner  (Hist.  Aufs, 
f.  Waitz  65  f)  gegeben  und  sie  ist  dem  Geiste  des  germanischen  Rechtes 
conform.  M.  R.  betont  T.,  dass  nur  im  fränkischen  und  langobardischen 
Rechte  diese  königliche  Intervention  vorkommt.  Deswegen  braucht  mau 
aber  noch  nicht  an  römische  Vorbilder  zu  denken;  es  genügt,  der  herrschenden 
Meinung  gemäss,  die  Bedeutung  voller  Freilassung  für  Volk  und  Staat  im 
Auge  zu  behalten.  Wenn  hei  andern  germanischen  Völkern  die  königliche 
Intervention  fehlt,  so  hängt  dies  eben  mit  ihrer  rechtshistoriseben  Ent- 
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germanischer  Formen  gut  erklärt  worden,  ebenso  die  praktischen 
Vortheile  der  Anwendung  der  umgebildeten  römischen  Formen,') 
die  dank  ihrer  Vereinfachung  in  dem  Ausgleiche,  der  auf  diesem 
Gebiete  stattfand,  thatsächlich  ein  Übergewicht  erlangten. 
Dennoch  tieten  wichtige  rechtliche  Unterschiede  hervor .2)  Man 


Wicklung  zusammen ; dieselbe  war  bei  den  Gothen  schon  soweit  Torgeschritten, 
dass  die  Erinnerung  an  die  volksrechtlichen  Ideen  verblasste  und  es  neben- 
sächlich erscheinen  mochte,  ob  der  Freigelassene  als  Volksgenosse  im  alten 
Sinne  zu  betrachten  sei  oder  nicht;  übrigens  hat  das  Übergewicht  der 
kirchlichen  Freilassung  — wie  T.  1.  c.  17  selbst  bemerkt  — die  künigliche 
(staatliehe)  Intervention  zurUckgedrängt.  Bei  Franken  und  Langobarden 
ist  wegen  dee  länger  andauernden  Heidentums  (bezhgsw.  des  Arianismus), 
die  kirchliche  Freilassungsfonn  erst  verhältnismässig  später  eingedmngen 
und  die  Erinnerung  an  die  alte  volksrechtliche  Tradition  der  Freilassung 
zu  vollem  Rechte  konnte  sich  länger  erhalten.  Praktisch  ist  sie  allerdings 
auch  bei  den  Franken  insofeme  gegenstandslos  geworden,  als  der  Begriff 
der  Volksmitgliedschaft  auch  bei  ihnen  wegftel;  daher  ist  mit  Brunner 
(1.  c.  66)  anzunehmen,  dass  diese  Form  ursprünglich  nur  zur  vollen  Frei- 
lassung der  schon  Halbfreien  gedient  haben  dürfte  (ebenso  wie  die  Frei- 
lassung durch  das  Volk  in  germanischer  Zeit)  und  sich  erst  später  (also 
als  sie  ihren  ursprünglichen  Wert  verloren  hatte)  auch  auf  einfache  Unfreie 
ansdehnte.  Damit  wäre  vielleicht  auch  die  Strafeudifferenz  der  beiden 
Thatbestände  des  Tit.  XXVI.  L.  Sal.  in  Zusammenhang  zu  bringen;  es 
muss  nämlich  auffallen,  dass  die  wider  den  Willen  des  Herrn  erfolgende 
Denariation  des  Halbfreien  härter  gestraft  wird,  als  die  des  Knechtes,  die 
doch  eine  grössere  Einbnsse  für  den  Herrn  bedeutet;  man  dürfte  annehmen, 
dass  der  erste  Thatbestand  ans  einer  Zeit  stammt,  in  der  das  Eintreten  in 
das  Volk  noch  von  Bedeutung  war,  so  dass  dieser  Thatbestand  ein  wichtiges 
Delict  betraf,  während  der  zweite  Thatbestand  späteren  Ursprungs  wäre. 
Aber  auch  abgesehen  davon,  sind  wir,  ans  den  vorerwähnten  Gründen,  nicht 
in  der  Lage,  den  an  und  für  sich  sehr  anregenden  Ausführungen  Tamassias 
zuznsdmmen. 

Die  Freilassung  per  hantradam  hat  Havet  in  Nonv.  Rev.  hist,  de 
dr.  fr.  et  etr.  1877  S.  667  ff  kurz  aber  gut  behandelt,  ihre  Ähnlichkeit  mit 
der  manumissio  per  vindictam,  ebenso  aber  auch  die  wichtigen  Unterschiede 
hervorgeboben.  Die  gerichtliche  Procedur  hat  hier  die  Wirkung,  dass  der 
Freigelassene  vollfrei  wird. 

')  8.  Fournier:  Essai  92  ff. 

3)  Eine  ipso  facto  eintretende  Freiheit  des  Knechtes,  wie  sie  im 
römischen,  westgothischen  und  ostgothischen  Rechte  (auch  bei  Liutpr.  VI.  87) 
bekannt  war,  fehlt  im  fränkischen  Rechte  und  kommt  nur  bei  Ansegis 
vor.  Auch  die  von  der  Kirche  geforderte  Befreiung  von  Knechten,  die  bei 
Juden  dienten  (gegen  den  Willen  des  Herrn,  jedoch  gegen  Ersatz),  scheint 
trotz  der  ConcilienbeschlUsse  (Uäcon  a.  581.  c.  16,  Meaux  c.  73,  III  n.  IV 
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wird  somit  im  allgemeinen  die  Ansicht  vertreten  dürfen,  dass 
die  Stellung  der  halbfreien  Elemente  trotz  aller  römischen 
Analogien  und  mancher  römischen  Antecedentien  überwiegend 
germanischen  Charakter  hat.*) 

Dass  die  Unfreiheit  in  fränkischer  Zeit,  wie  in 
allen  germanischen  Staaten,  an  Umfang  znnahrn,  hängt 
nicht  nur  mit  dem  Antreffen  zahlreicher  Knechte  im 
römischen  Gallien, 2)  sondern  auch  mit  den  Fortschritten  der 
Besitzverhältnisse  und  mit  den  socialen  Wandlungen  der  Franken 
selbst  znsammen.  Für  die  Frage,  ob  die  Ausgestaltung  des  die 
Knechte  betreffenden  Rechtes  im  fränkischen  Reiche  nach  gallo- 
römischen  Vorbildern  erfolgt  ist,  wäre  vor  allem  zu  betonen, 
dass  die  altgermanische  Zeit  mnthmasslich  kein  festes  Sklaven- 
recht hatte,  vielmehr  die  schon  von  Tacitus  erwähnte  schwankende 
Praxis  eine  sehr  verschiedene  Behandlung  der  Knechte  ohne 
Rücksicht  auf  die  principiell  harte  Rechtsauffassung  annehmen 
lässt.  Dem  gegenüber  war  die  Lage  der  Unfreien  römisch- 
rechtlich geregelt  und  es  war  in  der  spätrömischen  Gesetzgebung 
eine  Schntztendenz  sichtbar,  deren  factisches  Durchdringen  aber 
in  einer  Zeit,  in  der  man  nicht  einmal  die  Freien  gegenüber 
der  Präpotenz  der  Mächtigen  wirksam  zu  schützen  vermochte, 
fraglich  erscheinen  muss.'*)  Es  kommt  also  hier  für  die  fränkische 


Orltens  c.  13  n.  c.  16)  nicht  durchgedrungen  zu  sein.  Auf  Schwierigkeiten 
stiess  ebenfalls  die  römische  Erwerbung  der  Freiheit  durch  Zeitablauf. 
(Fonrnier:  Essai  11.  A.  2.  versuchte  biefUr  L.  Sal.  XLV.  heranzuziehen.) 
Andererseits  ist  die  Beschränkung  der  Zahl  der  &eizulassenden  Knechte 
dem  fränkischen  Rechte  fremd.  (Das  Capit.  ex  8U6  c.  11  bezieht  sich  auf 
königliche  Knechte;  Fonrnier  hat  1.  c.  22.  A.  4.  das  Capit.  de  mon. 
S.  Crucis  Fictav.  ex  822  — 824  c.  7.  fälschlich  auf  diese  Frage  bezogen.) 
Dass  die  Beerbung  der  Freigelassenen  durch  den  Fiscus  nicht  römisch, 
sondern  salisch  ist,  hat  Zenmer  (Forschgg.  z.  dtsch.  Qescb.  XXIII.  197) 
bemerkt. 

*)  s.  Glasson  1.  c.  II.  642. 

^)  s.  Dahn  1.  c.  VII.  I.  258,  274. 

^)  Deswegen  möchten  wir  den  von  Sickel  (G.  g.  Anz.  1896  S.  278  ff) 
znsammengestellten  Symptomen  der  Fortschritte  im  römischen  Sklavenrechte 
keine  so  grosse  Bedeutung  für  das  fränkische  Recht  beimessen.  Noch 
energischer  tritt  für  die  fortschrittlichen  Elemente  des  römischen  Sklaven- 
rechtes Van  Wetter  (Le  droit  rom.  et  le  droit  germ.  dans  la  mon.  fr. 
I.  23  If)  ein,  der  aber  übersieht,  dass  es  sich  vielfach  um  Justinianische 
Maassregeln  handelt,  die  für  die  gallo-römiscben  Zustände  nicht  in  Betracht 
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Eiitwii'klung  zweierlei  Recht  und  zweierlei  Sitte  in  Betracht; 
die  röniischrechtlichen  in  Gallien  mehr  oder  weniger  durch- 
gedrungenen Schutznormen,  die  im  Rechte  der  Kirche  ihre 
weitere  Ausbildung  fanden  und  die  strenge  altgermanische  Auf- 
fassung, die  man  eine  rein  sachenrechtliche  nennen  könnte; 
umgekehrt  aber  die  praktisch  günstigere  germanische  Sitte,  wie 
sie  schon  durch  Tacitus  erwähnt  wird,  und  die  trotz  aller  Schutz- 
normen ungünstigere  römische  Sitte,  die  sich  aus  dem  städtischen 
industriellen  Leben,  aus  der  capitalistischen  Ausbeutung  und 
aus  der  Latifundienwirtschafl  der  römischen  Grossen  ergehen 
musste.  Die  Notwendigkeit  juristischer  Normen  auf  allen 
Gebieten  führte  zur  Ausprägung  von  Rechtssätzen  über  die 
Unfreien;  sie  ist,  wie  allgemein  zugegeben  wird,  zunächst  in 
rein  sachenrechtlichem  Sinne,  also  härter  als  die  römische  aus- 
gefallen.') Spricht  dies  einerseits  für  weitgehende  Selbständigkeit 
gegenüber  römischen  Vorbildeni,  so  darf  uns  andererseits  diese 
Härte  nicht  überraschen,  weil  es  sich  in  den  betreffenden  Normen 
entweder  nur  um  den  Schutz  des  Herrn  handelte,  dem  ein 
Vermögensbestandtheil  abhanden  kam,  wobei  also  die  eventuell 


kummeii  (so  ä.  B.  in  ilnui  S.  Sl.  A.  S.  behauJelten  Falle).  \'an  Wetter’s 
Vorteilen  erscheint  vom  reclitsverg'leicliemleu  Standpunkte  falsch,  weil  alt- 
germauisclie  Verhältnisse  mit  spätrömischen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Abstand 
der  Entwicklungsstufen,  verglichen  werden  und  überdies  die  Sitten,  die 
gerade  in  diesem  Falle  wichtig  sind,  ausser  Betracht  bleiben;  man  weiss 
eigentlich  nicht,  was  durch  diese  Gegenüberstellung  bewiesen  werden  soll. 
.Sickcl's  Ausführungen  sind  der  Bekämpfung  der  Dahn’schen  Ansicht  von 
der  Besserung  der  Sklavenlage  durch  das  germanische  Recht  gewidmet  und 
heben  sehr  zutreffend  jene  F'ällc  hervor,  in  denen  schon  das  vorjustinianische 
Recht  der  Persönlichkeit  des  Sklaven  Reclmung  zu  tragen  begann.  Ob 
darin  schon  der  Anfang  der  Aufhebung  der  Sklaverei  zu  orblicken  ist,  (su 
Sickel  I.  c.  27s)  wäre  doch  fraglich;  dass  die  primitivere  Sklaverei  der 
Germanen  eine  Hemmung  des  durch  das  römische  Recht  angebahnten  Fort- 
schrittes bedeutete,  lässt  sich  auch  nicht  beweisen.  Man  mag  die  römischeu 
Sklavenschulznormen  noch  so  hoch  veranschlagen,  für  die  wirtschaftliche 
Lage  derselben  geschah  doch  so  gut  wie  nichts,  gerade  die  wirtschaftliche 
Lage  aber  ist  factisch  in  fränkischer  Zeit  gebessert  worden. 

t)  8.  Jastrow:  Z.  strafr.  Steil,  d.  Sklaven  S.  13  ff,  E.  Mayer  in  Sav. 
Ztschr.  II.  8.^  ff.  Letourneau:  L’evolution  de  l’escl.  46B  räumt  dem 
römischen  Einflüsse  eine  zu  grosse  Rolle  ein,  da  er  die  sachenrechtliche 
Auffassung  der  Volksrechte  auf  römische  Beispiele  zuiückführt.  Dieser 
Beispiele  bedurfte  es  nicht. 
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personenrochtliche  Eigenschaft  des  Knechtes  ausser  Frage  blieb, 
oder  um  die  Verantwortung  von  Sklavendelicten,  für  deren 
Auffassung  der  altgermanische  und  noch  lange  nicht  überwundene 
Muntbegriff  bestimmend  und  hemmend  wirkte.  Aber  nicht  nur 
die  ältesten  Normen,  auch  die  späteren  sind  von  römischer 
Beeinflussung  ganz  überwiegend  frei.  Das  dem  späteren  fränkischen 
Rechte  eigene  Hervortreten  des  persönlichen  Momentes,  nament- 
lich in  der  Beurtheilung  des  Delictes')  und  in  der  Entwicklung 
des  Sklavenwergeldes,2)  geht  über  das  römische  hinaus,^)  giebt 
dem  Knechte  wenigstens  dritten  gegenüber'*)  die  Stellung  einer 
Person  minderen  Rechtes  und  verleiht  den  Unfreien  die  Eigen- 
schaft eines  Standes  im  wahren  Sinne  des  Wortes.  Wurde  also 
der  Knecht  im  altfränkischen  Rechte  tiefer  als  im  spätrömischen 
gestellt,  so  wurde  er  durch  das  spätere  fränkische  Recht  nach 
aussen  entschieden  besser  behandelt.^)  Wie  sehr  aber  das 
fränkische  Sklavenrecht  trotzdem  noch  immer  an  dem  alther- 
gebrachten vermögensrechtlichen  Charakter  der  Knechte  festhielt, 


■)  Üffontliclie  Strafen  an  Sklaven  kennt  schon  L.  Sal.  XL.  5,  kleinere 
Leibesstrafeu  XII.  1 u.  2,  XL.  1.,  doch  kann  in  den  meisten  Fällen  die 
Strafe  durch  Busszahlung  ersetzt  werden.  Erst  die  C'-apitt.  streben  die 
Verantwortung  des  Sklaven  an  (8.  Meyer  1.  c.  95)  und  gehen  dabei  weiter 
als  die  von  Sickel  (G.  g.  Anz.  1896.  S.  279  A.  4 n.  S.  2.80  A.  1.)  er- 
wähnten römischen  Normen  (s.  auch  Meyer  1.  c.  100).  Auch  die  noxae 
datio  bat  im  fränkischen  Rechte,  nebst  der  Minderung  der  Verantwortung 
des  Herrn,  den  Sklaven  der  Bestrafung  (der  privaten)  zuzutühren.  Vgl.  auch 
Mayer:  Z.  Entst.  d.  L.  Rib.  120  und  Leseur:  Des  cousequeuces  du  delit 
de  l’escl.  (Nouv.  Rev.  hist,  du  dr.  fr.  et  etr.  XII.  057  ff,  063.) 

»)  8.  Jastrow:  1.  c.  20,  26,  Brunner  R.  G.  I.  231  f.  Am  stärksten 
im  chamavischen  Recht,  das  ein  förmliches  Sklavonwergeld  kennt. 

3)  namentlich  durch  Zuerkennung  des  Wergeides  (s.  vorige  Anm.) 
Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Entstehung  des  Ilofrechtes,  in  dem  der 
Knecht  eine  gewisse  Rechtsstellung  erlangte;  die  Wurzeln  derselben  wird 
man  schon  in  die  fränkische  Zeit  verlegen  dürfen.  M.  R.  hebt  Dahn 
1.  c.  Vm.  II.  224  f die  Bedeutung  dos  Umstandes  hervor,  dass  Unfreie 
sogar  in  die  Vassallität  traten. 

t)  Für  den  Schutz  gegen  den  Herrn  ist  natürlich  nichts  geschehen; 
daran  hat  nur  die  Kirche  gedacht;  s.  Mayer  1.  c.  87  f.  Dahn  1.  c.  VII. 
I.  294  f.  Nun  ist  aber  für  den  Schutz  des  Minderfreien  auch  nichts  geschehen. 

Allerdings  geschah  dies  im  Interesse  des  Herrn,  der  sich  dadurch 
gegen  die  alte  Praesuinption  von  der  Verantwortung  für  Sklavendelicte 
schützte. 
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ergiebt  sich  daraus,  dass  das  privatrechtliche  Eigentum  des 
Herrn  durch  alle  die  Fortschritte  nicht  berührt  wurde')  und 
dass  die  Frage,  ob  der  Knecht  rechtlich  Vermögen  haben  kann, 
die  im  langobardischen  Rechte  eine  Entscheidung  erfahren  hat, 
im  fränkischen  offen  blieb  und  höchstens  in  der  Sitte  eine 
praktische  Lösung  fand.^)  Ein  weiteres  Symptom  des  Festhaltens 
an  dem  vermögensrechtlichen  Charakter  ist  die  verschiedene 
Rechtsstellung  der  Knechte  je  nach  ihrer  Verwendung;^)  die 
yerschiedenheit  der  Verwendung  beruht  zum  guten  Theile  gewiss 
auf  römischem  Beispiele;^)  die  juristische  Verwertung  dieser 
Unterschiede  aber  dürfte  wohl  auf  Rechnung  des  germanischen 
Rechtes  zu  schreiben  sein,  ünrömisch  ist  ferner  die  soweit- 
gehende Berücksichtigung  der  verschiedenen  Knechte  je  nach 
Stellung  der  Herren;*)  fand  sich  auch  in  den  römischen  servi 
publici  ein  Ansatz  vor,  so  ist  doch  weit  mehr  an  den  schon 
von  Tacitus  erwähnten  Einfluss  des  Königtums  auf  die  Stellung 
der  minderfreien  Elemente  zu  denken,  also  an  ein  germanisches, 
von  der  Kirche  in  ihrem  Sinne  ebenfalls  betontes  Moment. 
Germanisch  ist  zweifellos  die  theilweise  Verknechtung.®) 

Für  die  Stellung  der  Sklaven  kommt  ferner  gegenüber  den 
römischen  Vorbildern  der  Umstand  in  Betracht,  dass  ihre 
Geschlechtsverbindungen  schon  in  merovingischer  Zeit  weit  mehr 
eherechtlichen  Charakter  hatten,  als  im  römischen  Reiche.  Die 


')  8.  Jantrow  in  Forsebgg.  z.  dtsch.  Gesch.  XIX.  629. 

8.  Gnirard  1.  c.  I.  302  f,  .S04f,  309  ff,  366;  Jastrow  I.  c.  6.30, 
632.  Han  scheint  doch  in  einzelnen  Fällen  daran  gedacht  zu  haben,  dass 
der  Sklave  sich  selbst  von  der  Strafe  lösen  konnte  (s.  Jastrow:  Z.  strafr. 
Stell,  d.  Ski.  lö.  A.  16),  woraus  sich  allerdings  eine,  wenn  auch  schwer 
definierbare  Vermögensrähigkeit  ergeben  würde. 

S)  3.  Dahn  1.  c.  VH.  1.  278  ff. 

*)  Namentlich  gilt  dies  für  die  gewerblich  qualificierten  Knechte. 
Koehne:  D.  K.  d.  Mühlen  .S.  43  bemerkt,  dass  die  bei  den  Körnern  übliche 
Eintheilung  der  Unfreien  grosser  Güter  in  Bernfsgenossenschaften,  sich  im 
fränkischen  Reiche  für  die  Müller  erhalten  hat. 

*’)  s.  Brunner  R G.  I.  234ff,  Schröder  R.  G.*  218,  Dahn  1.  c. 
VII.  I.  281  f,  VIII.  II.  328  ff.  Das  ribuarische  Recht  lässt  königliche  und 
kirchliche  Knechte  sogar  schwören  (vgl.  Brunner  1.  c.  II.  390.  A.  87). 

*)  s.  Gierke  1.  c.  II.  29,  36,  Dahn  1.  c.  VII.  I.  278;  sie  spielt  be- 
kfinutlich  in  den  Formeln  eine  grosse  Rolle 
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Unzacht  mit  der  Unfreien,  die  nach  römischem  Rechte  bloss 
einen  Eingriff  in  fremdes  Eigentum  bildete,  hat  schon  die 
L.  Sal.  zu  einem  eigenen  Delicte  gestempelt.*)  Muss  man  da 
natürlich  in  allerei-ster  Linie  an  kirchlichen  Einfluss  denken,^) 
so  verdient  es  doch  auch  Beachtung,  dass  es  in  dieser  Frage 
zu  günstigeren  Ergebnissen  kam,  als  selbst  im  westgothischen 
Reiche, in  dem  sich  doch  der  Einfluss  der  Kirche  vielfach 
weit  mächtiger  erwies. 

Sieht  man  von  diesen  Rechtsnormen  ab,  so  zeigt  sich 
wirtschaftlich  und  social  der  Einfluss  des  germanischen  Elementes 
womöglich  noch  stärker.  Es  hat  zwar  schon  das  römische  Recht 
den  servus  casatus  gekannt;  zu  einer  normalen  und  häufigen 
Erscheinung  wurde  er  aber  doch  erst  im  fränkischen  Reiche^) 
und  die  immobiliarrechtliche  Eigenschaft  ist  ihm  erst  durch  das 
fränkische  Recht  gegeben  worden.®)  Die  in  der  Grundherrschaft 
eintretende  Vermischung  freier,  minderfreier  und  unfreier 
Individuen,  die  den  Freien  so  abträglich  wurde,  hat  natürlich 
zur  Besserung  der  Lage  der  Unfreien  und  zu  ihrer  factischen 
Vennögensfähigkeit  beigetragen.  Man  wird  also  im  allgemeinen 
sagen  dürfen,  dass  der  Ausgleich  gallo-römischer  und  germanischer 
Einflüsse  auch  auf  diesem  Gebiete  einen  Überschuss  des  ger- 
manischen Elements  aufweist.  Das  römische  Recht  mag  den 
Ansporn  zur  Fassung  von  präcisen  Normen  gegeben  haben; 
materiell  hat  es  diese  Normen  nicht  beeinflusst  und  auch  die 
Praxis  des  Lebens  hat  andere  Bahnen  eingeschlagen. 

So  muss  man  zur  Überzeugung  gelangen,  dass  die  sociale 
Entwicklung  im  fränkischen  Reiche  trotz  manchen  äusseren  Scheines 
nicht  unter  römischem  Einflüsse  steht,  sondern  vielmehr  ein,  wenn 
auch  vielfach  in  wichtigen  Beziehungen  verändertes  Walten 
germanischer  Traditionen  verrät.  Zu  einem  Abschlüsse  ist  es 
nicht  gekommen,  wohl  aber  zur  Ausbildung  einer  allerdings 
schwankenden  Stufenfolge,  an  deren  oberster  Spitze  der  König 
steht.  Die  ganze  sociale  Entwicklung  des  fränkischen  Reiches 


*)  S.  Koohne:  Geschlechtsverbind,  d.  Unfreien  S.  7,  14  f. 
*)  8.  Koehne  1.  c.  20. 

3)  3.  Dahn  1.  c.  VlU.  II.  221. 

*)  s.  Schröder  RG.<  219. 

8.  Brunner  1.  c.  I.  233. 
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bietet  das  Bild  eines  social-ökonomischen  Kampfes,  ohne  eigent- 
liche juristische  Ruhepunkte.  Die  römischen  Normen  waren 
schon  vorher  zersetzt  und  spricht  man  von  einem  römischen 
Einflüsse,  so  darf  man  höchstens  an  den  Einfluss  der  sich  zum 
Theile  auf  gallo-römischer  Basis  entwickelnden  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  denken,  aber  nicht  an  den  Einfluss  römischen 
Rechtes.  Unter  der  Einwirkung  der  die  Reichsgründung  be- 
gleitenden Umstände  trat  eine  Zersetzung  der  altfränkischen 
Ständeverhältnisse  ein,  wobei  die  alten  Elemente  aus  ihrem 
früheren  Zusammenhänge  losgelöst,  aber  nicht  vernichtet  w'urden, 
vielmehr  zui  Schaffung  neuer  Gebilde,  die  ihrerseits  nicht  völlig 
ansgebaut  werden  konnten,  verwendbar  waren.  Für  unsere 
Untei*suchung  kommt  in  Betracht,  dass  durch  die  maasslose 
Steigerung  alter  Ungleichheitskeime  Culturunterschiede  unter 
den  einzelnen  Classen  entstanden,  die  eine  einheitliche  Rechts- 
entwickluug  aller  Schichten  ausschlossen,  die  zwar  die  Empfäng- 
lichkeit der  höheren  Schichten  für  fortschrittliche  Gedanken 
steigerten,  andererseits  aber  den  fremden  Einfluss  nicht  in  die 
Tiefe  dringen  lies.sen.  Angehörige  der  höheren  Schichten  mochten 
sich  durch  die  Nachklänge  römischer  Ideen  leiten  lassen;  die 
Massen  vertraten  das  Altherkömmliche.  So  wurde  den  in  Ab- 
hängigkeit geratenen  Freien  trotz  des  Verlustes  volksrechtlicher 
Verfassungsgrundlagen  das  heimische  Recht  bewahrt,  welches 
später  im  mittelalterlichen  Hofrechte  reiche  Früchte  brachte 
und  auch  die  römischen  Colonen  und  Sklaven,  überhaupt  die 
Reste  gallo-römischer  Bevölkerung,  die  ihre  romanische  Sprache 
und  ihre  alten  Wirtschaftsformen  beibehielten,  traten')  ausser 
Fühlung  mit  dem  nur  noch  den  höheren  romanischen  Schichten 
erinnerlichen  römischen  Rechte,  sie  traten  überhaupt  ganz  ausser 
Fühlung  mit  dem  städtisch  kaufmännischen  Elemente,  so  dass 
die  schon  in  vorfiänkischer  Zeit  angebahnte  juristische  Rück- 
bildung und  Rückkehr  zur  Naturalwirtschaft  in  diesen  Schichten 
beschleunigt  wurde.-)  Trotz  der  mehrmals  besprochenen  Schwäche 
des  römischen  Rechtseinflusses  im  fränkischen  Reiche,  hätte 


')  mit  Ausiiiilime  des  Südens,  wo  sie  dichter  wolinten. 

!*)  nie  Plebejer  des  liod.  Tlieod.  IX.  21.  1.  ersetzt  die  Ol.  pnris  durch 
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sich  doch  derselbe  mächti)?er  i^eltend  gemacht,  wenn  ilnn  grössere 
homogene  Schichten  ausgesetzt  worden  wären;  die  sociale  Zer- 
setzung') hat  also  zur  Minderung  des  römisches  Rechtseinflusses 
das  ihrige  beigetragen  und  das  Übergewicht  des  germanischen 
Rechtes  erhalten,  bis  später  die  im  fränkischen  Reiche  noch 
wahrnehmbare  römische  Übertünchung  wegflel.*)  — 

Aus  den  die  Reichsgriindnng  begleitenden  Umständen  ist 
von  vornherein  zu  schliessen,  dass  auch  der  Charakter  des 
fränkischen  Staatswesens  weder  unverändert  bleiben,  noch 
eine  ruhige,  folgerichtige  Entwicklung  auf  alter  Grundlage  erfahren 
konnte.  Allgemein  anerkannt  ist  die  Bedeutung  der  Umwälzungen 
im  fränkischen  Grossstaate  und  es  kann  sich  nur  um  die  Frage 
handeln,  inwiefern  römische,  beziehungsweise  germanische 
Elemente  an  diesen  Umwälzungen  betheiligt  waren. 

Mehr  als  für  alle  hier  behandelte  Fragen  kommt  für  diese 
Wandlungen  der  schon  mehrfach  erwähnte  Umstand  in  Betracht, 
dass  die  Pranken  zur  Zeit  ihrer  wichtigsten  politischen  Erfolge 
nicht  als  geeinter  Stamm  auftraten,  dass  somit  dem  durch  könig- 
liche Initiative  begründeten  politischen  Werke  die  Grundlage 
einer  entsprechenden  Stamracsverfassung  fehlte.  Ein  Volksstaat 
konnte  das  fränkische  Reich  nicht  werden;  das  Königtum, 
welches  hier  den  bleibenden  Pol  bildete,  trat  in  den  Vorder- 
grund; musste  es  auch  den  Elementen,  deren  Emporsteigen  es 
nicht  gehindert  hat,  nach  und  nach  immer  mehr  abgeben,  .so 
schädigte  es  dadurch  den  gesamten  Staatscharakter,  ohne  aber 
der  Idee  eines  Stammesstaates  oder  auch  nur  einer  abstracten 
Staatsidee  überhaupt  zum  Durchbruche  zu  verhelfen. 


>)  ebenso  wie  die  schwankende  (iestnltung  der  staatlichen  Sprengel. 

Nur  nebenbei  wollen  wir  auch  bemerken,  dass  dieses  eigentümliche 
sociale  Kräftespiel  wichtige  politische  Folgen  hatte.  Nach  Wegfall  der 
alten  Grundlagen  hätte  es  leicht  zu  einer  Entwicklung  kommen  künnen, 
durch  welche  i^im  Gegensätze  zur  alten  Zeit,  wo  die  Gesellschaft  den  Staut 
absorbierte)  der  .Staat  die  Gesellschaft  absorbiert  hätte;  dies  batte  dann 
vielleicht  zu  Ergebnissen  geführt,  die  den  römischen  Vorbildern  entsprochen 
hätten.  Durch  die  besprochenen  socialen  Erscheinungen  ist  dies  verhindert 
worden;  somit  führt  auch  diese  Erwägung  zu  indirecter  Bestätigung  der  iiii 
Texte  vertretenen  Auffassnng  hinsichtlich  des  Charakters  der  fränkischen 
Gesellschaftsordnung  und  lässt  dieselbe  als  eine  unrömische  erscheinen. 
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Das  fränkische  Königtum  ist  alten  Ursprungs,*)  wenn  auch 
seine  Entwicklung  durch  häufige  Übergänge  getrübt  wurde  ;2) 
misst  man  diesen  die  Erstarkung  des  Königtums  hindernden 
Übergängen  eine  noch  so  grosse  Bedeutung  bei,  so  wird  man 
trotzdem  den  zu  Beginn  des  V.  Jh.  sichtbaren  Abschluss^)  nicht 
unterschätzen  dürfen.  Dieser  Abschluss  zeichnet  sich  durch  die 
eigentümliche  Yielherrschaft^)  ans,  bei  der  die  Entwicklung 
zunächst  stehen  blieb,  bis  es  durch  Gewalt  und  List  unter 
Chlodovech  gelang,  diese  Stufe  zu  überwinden,  dann  ein  König- 
tum zu  schaffen,  das  sich  nicht  auf  die  Salier  allein  beschränkte, 
sondern  auf  andere  fränkische  und  nichtfränkische  Völker  er- 
streckte. Die  volksmässige  Entwicklung  hat  den  Franken  somit 
nur  ein  Kleinkönigtum  gebracht;^)  die  Stufe  des  Stammes- 
königtums ist  nie  erreicht,  sondern  übersprungen  worden;  das 
Königtum  Chlodovechs,  eines  mächtigen  Theilkönigs,  führte 
übergangslos  zur  Grossherrschaft  über  Franken  und  andere 
Völker;  es  entfaltete  sich  nicht  mit  dem  Wachstum  des  Stammes- 
verbandes,®)  schöpfte  also  nicht  in  ihm  die  Kraft  zur  Zunahme 


')  über  Könige  bei  Braktererii  und  ChamaTin  in  sehr  alter  Zeit 
s.  Müllenhoff  1.  c.  IV.  185;  vgl  Dabn  1.  c.  VII.  I.  28 ff.  Überhaupt  ist 
häufig  die  Wabrnehmuug  gemacht  worden,  dass  die  fränkischen  Völker  zu 
denjenigen  gehören,  hei  denen  man  die  Entwioklung  des  Königtums  insofeme 
beobachten  kann,  um  mit  gutem  Grunde  behaupten  zu  können,  dass  dasselhe 
auch  hei  Westgermanen  heimisch  war;  dagegen  vermag  W,  Hoffmeister 
(D.  Kgtnm  im  altgerm.  Staatsleben  1887),  der  v.  Sybel’s  Ansichten  mit 
z.  Tb.  richtigen  Bemerkniigen.  aber  mit  unrichtigen  Schlüssen  zu  stützen 
suchte,  nicht  aufzukommen. 

ä)  Gute  Übersicht  bei  Walther  Scbultze;  Dtsche  Oesch.  II.  48  f. 
Vgl.  die  allgemein  gehaltenen  Ausführungen  SiokoTs  in  Uitth.  d.  Instit. 
Krgbd.  I.  23  ff. 

Gemeint  ist  das  von  Gregor  be.schriebene  Gaukönigtum. 

*)  Die  Bedeutung  derselben  für  die  Resistenzfähigkeit  des  Franken- 
tums  gegenüber  dem  Römertum  ist  in  Th.  II.  S.  213  betont  worden. 

Dies  bängt  mit  der  in  Th.  II.  212  u.  214  besprochenen  Zerfahrenheit 
der  fHinkischen  Stammbildung  zusammen. 

«3  Schröder:  R.G.*  S.  106  versucht  diese  Kluft  zu  Uberbrücken, 
indem  er  die  Erfolge  Chlodovechs  gegen  die  andern  Theilkönige  durch  die 
Annahme  erklärt,  die  Bevölkerung  selbst  habe  in  der  Vereinigung  eine 
Förderung  ihrer  Interessen  erblickt.  Es  soll  damit  eine  Analogie  zwischen 
der  fränkischen  Entwicklung  und  der  gothiseben,  langobardischen  u.  s.  w. 
hergestellt  werden.  Nun  lässt  sich  aber  gegen  das  nicht  bewiesene  fränkische 
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an  Umfang  nnd  Intensität,  die  durch  das  Kleinkünigtum  nicht 
geboten  werden  konnte ; es  verdankte  diese  Zunahme  politischen 
Erfolgen,  für  die  ihm  nur  ein  Theil  des  Stammes  Gefolgschaft 
geleistet  hatte,  erobernder  Thätigkeit,  durch  die  es  sich  ver- 
wandter und  fremder  Völker  bemächtigte;  es  schöpfte  insbesondere 
die  Zunahme  seiner  Intensität  nicht  aus  dem  Stammesboden, 
sondern  aus  den  auch  gegen  grosse  Theile  des  eigenen  Stammes 
erbrachten  politischen  Erfolgen,  an  denen  nur  der  dem  Klein- 
könige unterstehende  Stammestheil  direct  betheiligt  war.*) 
während  die  übrigen  Stammestheile  erst  später  und  zwar  als 
Unterworfene  für  den  Ausbau  der  ohne  ihr  Zuthun,  beziehungs- 
weise gegen  sie,  errichteten  Macht  Verwendung  fanden.**)  Diese 
Entwicklung  des  Königtums,  das  aufgebört  hatte,  ein  völker- 
schaftliches  zu  sein,  ohne  Stammeskönigtum  zu  werden  und  auf 
die  Abstreifung  seines  völkerschaftlichen  Charakters  unvermittelt 
die  Annahme  eines  ganz  heterogenen  Charakters  folgen  lassen 
musste,  war  für  die  Zukunft  bestimmend;  sie  allein  erklärt  alle 
Eigenheiten  des  fränkischen  Monarchenrechtes,  ohne  dass  man 
auf  die  übrigens  genügend  bekämpfte  Annahme  fremder  Ein- 
wirkung einzugehen  braucht;  sie  erklärt  auch  die  eigenartige 
Incommensuiabilität  zwischen  König  und  Staatsvolk,  die  das 
ganze  fränkische  Staatsrecht  kennzeichnet  und  die  durch  die 
erwähnte  Annahme  fremden  Einflusses  niemals  vollständig  erklärt 
werden  könnte. 


Einigungsbedürfnis  manche  Einwendung  erheben  (s.  bei  mir  Th.  II.  S.  212  ff), 
so  dass  man  wohl  rilckhaltslos  mit  der  Thatsache  rechnen  muss,  dass  es 
anderwärts  zu  Stammesverbänden  kam,  die  staatliclies  Gewand  annahmen, 
bei  den  Franken  aber  nicht. 

')  Wir  glauben  — nicht  im  Gegensätze  zu  So  hm;  R.  u.  G.  Verf.  I.  35, 
aber  doch  ergänzend  — den  zweifellosen  Äntheil  des  der  Leitung  Cblodorechs 
unterstehenden  Stammestheiles  hervorheben  zu  sollen. 

*)  Der  Umstand,  dass  an  diesen  Erfolgen  ein  Theil  des  fränkischen 
Stammes  mitgewirkt  hatte,  konnte  die  Gesammteutwicklung  nicht  be- 
einflussen; denn  der  mitwirkende  Theil  war  im  Verhältnis  zum  Ganzen  zu 
klein.  Die  Angehörigen  dieses  Theiles  wurden  dadurch  entlohnt,  dass  aus 
ihnen  die  Umgebung  des  Königs,  seine  Vertrauensmänner  und  Reamteu 
genommen  wurden,  durch  Grundschenkungen  u.  s.  w.  Die  Ausgestaltung 
des  Staatsrecbtes  vermochten  sic  nicht  zu  bestimmen ; sie  batteu  auch,  da 
sie  persönlich  nicht  zu  kurz  kamen,  kein  besonderes  Interesse  daran.  Damit 
erklärt  sieb  theilweise  das  anffallende  Preisgebeu  staatlicher  Rechte  an 
mächtige  Elemente. 

V.  Haibau,  Rüm.  Hecbl  iii  dun  germ.  Volks.'.taatcn.  111.  12 
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Zweifellos  hängt  das  fränkische  Thronrecht  mit 
dieser  Entwicklung  zusammen;  denn  schon  für  die  vor- 
chlodovech’sche  Zeit  ist  eine  grossere  Kraft  des  erbrechtlichen 
Momentes  als  bei  anderen  Völkern  anznnehmen;')  seit  Ohlodovecli 
siegte  dieses  Moment  ganz^)  und  entsprach  der  subjectiven 
Machtstellung*)  des  fränkischen  Königtums.  Die  iin  VII.  Jh. 
wahrnehmbaren  Vorgänge  politischer  Natur^)  änderten  wohl 
den  thatsächlichen  Zustand,  aber  nicht  die  juristische  Grundlage.'’) 
Die  nicht  zn  leugnende  Theilnahme  der  Grossen  an  den  späteren 
Thronbesteigungen*)  findet  ihre  Erklärung  in  der  Art  der 
karolingischen  Thronerhebnng,  der  die  erblichen  Grundlagen 
maugelten  und  die  nur  durch  die  Anlehnung  an  jene  politischen 
Mächte,  die  .schon  im  VII.  Jh.  das  Erbrecht  der  Merowinger 
untergruben,  ersetzt  wurde.  Bekanntlich  machte  sich  der 
concurrierende  Einfluss  des  AVahlrechtes  während  der  ganzen 
karolingischen  Zeit  geltend,  so  dass  er  nicht  einmal  durch  das 
Kaisertum  und  die  iin  Jahre  813  eintretende  Anlehnung  an 
byzantinische  Vorbilder überwunden  werden  konnte.  Die 
Erscheinungen  dieses  letzten  Stadiums  der  fränkischen  Thron- 


•)  So  mit  Recht,  gegen  die  wieder  von  Hu  brich  vertretene  Meinung, 
Sickel  in  Gott.  gel.  Anz,  1889.  S.  945  ff;  vgl.  v.  Amira  das.  1896  S.  198  und 
Dahn  1.  c.  VII.  III.  418  ff. 

■1)  Hiefilr  maassgebend,  dass  weder  Minderjährigkeit  noch  Gebrechen 
an  der  Erbfolge  hinderten  (s.  .Sickel  1.  c.  9G5).  Mit  Recht  bemerkt 
Waitz  1.  c.  III.  I.  282  f,  dass  die  Betonung  der  Würdigkeit  u.  s.  w. 
geistlich  und  ohne  praktische  Bedeutung  ist;  eine  Grundlage  für  Ansübnng 
des  Wahlrechtes  liegt  da  nicht  vor.  Ohne  zweifelloses  Erbrecht  wäre  das 
Festhalten  an  einem  unfähigen  Kbnigshanse  unmöglich  gewesen. 

8.  Sickel  in  Westdtsch.  Ztachr.  IV.  .s.s;i.  Deshalb  trat  (s.  Dahn 
1.  c.  VII.  III.  458,  460)  ein  Wahlrecht  nur  da  in  den  Vordergrund,  wo  das 
snbjective  Recht  des  Prätendenten  zn  schwach  war. 

*)  Nämlich  der  Antheil  der  Grossen;  v.  Amira  (G.  g.  A.  1896.  S.  198) 
will  nur  einen  negativen  Einfluss,  d.  i.  Verhinderung  des  Regierungsantrittes 
eines  missliebigen  Königs,  annehmen. 

“)  s.  Sickel  G.  g.  A.  1889  .S.  980,  Dahn  VII.  III.  462  ff. 

“)  Gegen  die  gut  begründete  Ansicht  Brunn  er'. s (I.  c.  II.  29  f) 
V.  Amira  1.  c.  199.  Über  die  Bedeutung  des Wabiraomentes  in  knrolingischnr 
Zeit  s.  jetzt  Sickel:  Z.  Karol.  Thronrecht  (Lpzg.  1909);  vgl.  Dahn 
1.  c.  VIII.  VI.  59.  Dieses  Wahlrecht  gilt  nur  innerhalb  des  Hauses; 
s.  Fusteli  Transformations  .S.  288. 

■)  a.  Brunner  1.  c.  II.  28  f. 
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rechtsgeschichte  beweisen,  dass  nicht  in  äusseren  Umständen, 
sondern  in  dem  Wesen  des  Königtums  die  Erklärung  für  das 
Übergewicht  des  erblichen  Momentes  zu  suchen  ist;  selbst  das 
ini  VII.  Jh.  geschwächte  merowingische  Königtum  entbehrte 
nicht  dieses  Momentes,  weil  ihm  dasselbe  seit  seiner  Begründung 
innewohnte;  umgekehrt  konnte  das  weit  kräftigere  kaiolingische 
Königtum  sich  nicht  in  dem  Maasse  auf  die  erbliche  Grund- 
lage stützen,  weil  seine  Entstehung  nicht  darnach  war. 

Dennoch  fehlte  eine  feste  Thronfolgeordnung;  man 
vermag  nur  zu  sagen,  dass  der  Mannesstamm  und  zwar  auch 
der  uneheliche,  berechtigt  war,  dass  Söhne  in  der  Regel  vor 
den  Brüdern  und  die  Letzteren  wieder  vor  den  Neffen  zum 
Erbe  gelangten;')  aber  es  bestand  nicht  nur  keine  stabile  Reihen- 
folge für  weitere  Anverwandte,  sondern  überdies  die  Vergabungs- 
möglichkeit seitens  des  letztregierenden  Königs  selbst  und  bei 
Theilungen  nicht  Übergang  des  Theilreiches  auf  den  nächsten 
Erben  des  Theilkönigs,  sondern  Accreszenz  an  die  Brüder.'^) 
Mit  Recht  sagt  Dahn,’’)  dass  jeder  Merowinger  die  Thronfolge- 
lähigkeit  in  abstracto  hatte,  dass  aber  die  Thronfolgeordnung  in 
concreto  unbestimmt  war.  Wenn  aber  — offenbar  aus  der  bei 
Theilungen  oftmals  vorkommenden  Gleichheit  der  Theile  — 
geschlossen  wird,  dass  die  Thronfolge  einfach  als  private  Erb- 
folge in  das  Grunderbe  zu  betrachten  ist,^)  so  kann  dieser 
Auffa.ssung  keineswegs  in  der  Form  zugestimmt  werden;  man 
muss  vielmehr  die  von  Sickel'’)  scharfsinnig  und  klar  hervor- 
gehobenen Unterschiede  zwischen  privatem  Erbrecht  und  der 
Thronfolgeordnung  acceptieren;  mit  Recht  bemerkt  Sickel,®) 
dass  auch  die  Theilungen  keine  genügende  Parallele  zu  den 


')  Sickel  ((t.  g.  A.  1889  S.  956 f.)  scheint  im  allgemeinen  in  der 
Annahme  fester  Ordnung  zn  weit  zu  gehen. 

Über  die  Rolle,  die  die  Adoption  dabei  spielte,  s.  Dahn  1.  c. 
VII.  III.  428. 

s)  1.  c.  VII.  III.  427.  Ganz  ungerechtfertigterweise  führt  Schückiug 
1.  c.  111  den  Anspruch  aller  Mitglieder  des  Königshauses  auf  das  Wahl- 
künigtum  zurUck. 

*)  s.  Hub  rieh  1.  c.  29,  Viel  1 et  1.  c.  1.  218,  Schiicking  1.  c.  115  ff; 
vgl.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  429. 

G.  g.  A.  1889  S.  952  ff. 

*)  I.  C.  960  f. 

12 
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analogen  Institutionen  des  Privatrechtes  bieten.  Trotzdem 
könnten  wir  das  Hausrecht  des  Königtums  als  staatliche  Ordnung') 
nur  in  dem  Sinne  anerkennen,  wenn  mau  dabei  an  staatlich  im 
Gegensätze  zu  privatrechtlich,  aber  nicht  an  eine  staatsrechtliche 
Ordnung  in  eigentlicher  Bedeutung  denken  sollte;  das  von 
Sickel  Betonte  genügt  wohl,  um  den  Unterschied  zwischen 
der  gleichzeitigen  privatrechtlichen  Erbfolge  und  den  Thronfolge- 
verhältnissen zu  beweisen,  genügt  jedoch  nicht,  um  die  letzteren 
in  staatsrechtlichem  Lichte  erscheinen  zu  lassen,  da  überhaupt 
von  einer  Rechtsordnung  wenig  zu  spüren  ist.'^)  Für  die  uns 
beschäftigende  Frage  genügen  die  in  der  einschlägigen  Literatur 
besprochenen  thatsächlichen  Vorgänge,  um  jede  Anlehnung  an 
römische  Beispiele  auszuschliessen  und  im  Gegentheil  auf  Grund 
der  hier  besonders  auffallenden  Stellung  Unehelicher^)  das 
Nachwirken  altgermanischcr  Traditionen  anzunehmen,  die  wir 
übrigens  in  der  Gesammtheit  der  betreffenden  Vorgänge  lebendig 
sehen.^)  Das  Thronrecht  hat  sich  von  dem  privaten  Erbrecht 


>)  wie  Sickel  1.  c.  95S  will. 

''')  Dies  gilt  auch  fUr  die  karolingische  Zeit, 
ä)  8.  Brauner  in  Sav.  Ztschr.  XVJI.  2 ff. 

*)  Aus  den  thatsächlichen  Vorgängen  geht  nämlich  ein  eigenartiges 
Gesauuntrecht  des  Königshanses  hervor,  dessen  Wurzeln  weit  zurUckreichen 
und  welches,  weil  es  offenbar  schon  antiqnirt  war,  in  einer  anscheinend 
regellosen  Successionsordnong  — namentlich  betreffs  der  Seitenverwandten 
— sowie  in  Theilungen,  in  Einräumung  von  Theiigebieten  zu  Lebzeiten  des 
Herrschers  n.  s.  w.  Ausdruck  findet.  Prof.  Dr.  O.  Balzer  hat  in  seiner 
recbtshistorischen  Studie  Uber  die  Thronfolgeordnung  der  Plasten  (Ahh. 
d.  Krakauer  Akad.  d.  Wiss.,  Hist,  pbilos.  Ahth.  Bd.  .S6.  S.  289  ff)  das 
alte  Fürstenrecht  unter  Trennung  des  Vermögenserhrechtcs  von  der  Ver- 
erbung der  Sippenvorstandschaft  als  Behelf  für  das  Verständnis  der  alten 
Sippenverfassung  behandelt.  Volle  Zustimmung  nnd  Ausnützung  aiicli  für 
andere  Völker  verdient  dasjenige,  was  Prof.  B.  über  die  Überwindung  der 
Sippengemeinschaft  im  Herrscborgeschlechte.  Uber  die  Natur  der  Antheils- 
ansprUcbe  der  Mitglieder  und  insbesondere  Uber  die  Bestimmung  der  Autlieile 
durch  den  jeweiligen  Herrscher  ausführte.  Die  Bestimmung  des  Thronfolge- 
rechtes  der  Seitenverwaudten  durch  den  Herrscher  hing  jedenfalls  mit  der 
Zersetzung  der  Sippe  zusammen,  nämlich  mit  der  geänderten  Ausübung 
ehemaliger  Rechte  des  Sippenältesteu. 

Bei  dieser  Auffassung  findet  man  die  vorerwähnte  Ansicht  Dahn ’s 
(s.  oben  S.  179  A.  3)  bestätigt  nnd  der  altertümliche  Charakter  des  fränkischen 
Thronrechtes  erscheint  zweifellos;  insoforne  ist  gewiss  mit  Schröder  R.G.* 
IOC  die  Annahme  eines  Verfassungsbruches  abzulehueu.  Eine  Verfassungs- 
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entfernt,  es  hat  theilweise  mit  dem  Zwecke  staatlicher  Herrschaft 
gerechnet,  hat  sich  aber  nicht  zu  einer  staatsrechtlichen  Auf- 
fassung durchgerungen  und  ist  weder  von  dem  Königshause 
selbst,  noch  von  anderen  Factoren  juristisch  abschliessend  ent- 
wickelt worden. 


Änderung  kSnnte  höchstens  hinsichtlich  desjenigen  Stammestlieiles  voraus- 
gesetzt werden,  den  Chlodovech  beherrschte,  bevor  er  sein  Reich  ausgedehnt 
hatte;  die  übrigen  Völker  haben  das  Königtum  weder  begründet,  noch  seine 
Fortentwicklung  beeinflusst;  da  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Qesammtlage 
das  Wahlrecht  eines  Stamroestheiles,  namentlich  angesichts  des  bei  diesem 
Theile  schon  in  vorcblodovech'scber  Zeit  starken  erbrechtlichen  Momentes, 
nicht  anfblühen  konnte,  so  musste  in  der  weiteren  Entwicklung  auch  der 
Rest  des  Wahlelementus  zurücktreten  und  dem  Übergewichte  des  Erbrechtes 
l’latz  machen.  Wie  sich  nun  die  innere  Entwicklung  dieses  Erbrechtes  im 
llcrrscherhanse  selbst  gestaltete,  war  zunächst  Sache  dieses  Hauses;  denn, 
wie  schon  erwähnt  (oben  S.  180),  ist  das  Hansrecht  keine  staatliche  Ordnung 
im  eigentlichen  Sinne;  die  von  Sickel  hervorgebobenen  Unterschiede 
zwischen  dem  zeitgenössischen  privaten  Familien-  und  Erbrechte  und  dem 
des  Königshauses  sind  gewiss  anzuerkeunen,  können  aber  auf  der  langsameren 
und  anders  gearteten  Entwicklung  des  Uausreebtes  beruhen,  in  dem  trotz 
Überwindung  der  alten  Sippenverfassung  das  hervorragende  Recht  des 
Sippenältesten  mutatis  mntandis  nachwirken  mochte;  (so  z.  B.  darin,  dass 
der  König  zur  Verfügung  über  sein  Vermögen  keiner  Theilnahme  der  Erben 
bedarf;  s.  Ueusicr  1.  c.  I.  309  f,  Brunner  1.  c.  II.  68).  Muss  man  also 
(mit  Sickel)  eine  Parallelisierung  des  privaten  Erbrechtes  mit  dem  könig- 
lichen ablebneu,  so  ist  damit  noch  immer  nicht  gesagt,  dass  nicht  beide  aus 
gemeinsamer  alter  Wurzel  stammen,  nur  hat  sich  im  allgemeinen  Rechte 
der  publicistische  Charakter  des  Eigentums-  und  Erbrechtes  verflüchtigt, 
während  er  im  königlichen  Hausrechtc  eine  weitere  Entwicklung  erfuhr. 
Wir  müssen  natürlich  die  Ausführung  dieser  Fragen  der  Darstellung  des 
Immobiliarrechtes  überlassen  und  uns  hier  auf  diese  Andeutung  beschränken, 
konnten  dieselbe  aber  nicht  vermeiden,  weil  sie  zur  Charakterisierung  des 
fränkischen  Tbronrechtes  nöthig  schien. 

Auch  die  Karolinger  hielten  an  dem  Uesammtrechte  des  Hauses  fest 
(s.  oben  8.  178.  A.  6).  Fasst  man  dies  in's  Auge  und  berücksichtigt  man 
das  zu  ihrer  Zeit  stärker  hervortretendo  Wahlrecht,  so  gelangt  man  zur 
Überzeugung,  dass  auch  die  karolingische  Entwicklung  germanische  Züge 
aufweist;  sie  eutfenit  sich  von  der  germanischen  Grundlage  nur  durch  die 
Einschränkung  der  Unehelichen,  (s.  jetzt  Sickel  in  Sav.  Ztschr.  XXIV. 
110  ff),  wobei  aber  das  Hausrecht  wieder  hinter  der  privatrechtlichen  Ent- 
wicklung zurückbleibt.  — Diese  Thatsachen  genügen,  um  das  im  Texte 
vertretene  Urtheil  betreffs  des  germanischen  Charakters  des  Thron-  und 
Hausrechtes  zu  rechtfertigen;  es  ist  von  besonderer  Bedeutuug,  dass  auch 
das  Kaisertum  daran  so  wenig  änderte. 
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Ein  wichtiges  Symptom  des  liausrechtlichen  Charakters 
des  fränkischen  Thronrechtes  bilden  die  Reichstheilungen. 
Es  ist  für  uns  von  dem  oben ')  vertretenen  Standpunkte  gegenstands- 
los, ob  die  Thoiluiigen  zu  gleichen  oder  ungleichen  Antheilen  er- 
folgten.2)  Wichtig  dagegen,  dass  die  ihnen  zugrundeliegende 
Idee  sich  so  lauge  erhielt  und  wohl  politisch,  aber  nicht  rechtlich 
bekämpft  wurde  auch  die  Frage  nach  dem  rechtlichen  Charakter 
der  Theile  im  Verhältnisse  zum  Ganzen  fällt  nicht  bestimmend 
ins  Gewicht,  da  man  selbt  in  dem  Falle,  wenn  man  — was 
kaum  angeht  ■*)  — annehnien  würde,  dass  durch  die  Theilungen 


>)  S.  180.  A.  4. 

“)  Branner  1.  c.  II.  25 f nimmt  gleiche,  eigentlich  gleichwertige 
Theile  an;  ähnlich  Dahn  1.  c.  VII.  III.  447  ff,  VIII.  VI.  77,  was 
W.  Schnitze  (Dtsche  Gesch.  U.  114.  A.  l.J  nicht  mit  Unrecht  bekämpft; 
der  Umstand,  dass  der  König  die  Art  der  Theilung  anordnen  konnte,  spricht 
eher  für  die  Zulässigkeit  der  Ungleicblieit;  vgl.  Longnon  1.  c.  90.  Dem  Volke 
fehlte  jedenfalls  alle  lugerenz.  In  karolingischer  Zeit  herrschte  Ungleichheit. 

Sick  ei  (ü.  g.  Änz.  1889.  S.  960)  stellt  fest,  dass  die  Theilnngen 
durch  keinen  Kechtssatz  verhindert  wurden.  Die  Idee  war  überhaupt  so 
stark,  dass  sie  sich  sogar  in  der  Theilung  des  Hausmeieramtes  und  in  der 
Fortsetzung  der  Theilungen  trotz  des  Kaisertums  änsserte.  Ihre  Bekämpfung 
durch  die  Grossen  hat  lediglich  politischen  Charakter  und  man  muss  Dahn 
beipflichten,  wenn  er  (1.  c.  VII.  III.  470)  betont,  dass  nicht  der  Gedanke 
der  Staatseinheit,  sondern  die  ,Staatskunst  der  Hansmeier  der  alten  Erb- 
theilung  abträglich  war.  Es  waren  auch  nur  politische  Gründe,  die  es 
bewirkten,  dass  bei  den  Theilnngen  bestimmte  Territorien  zu  einander  ge- 
schlagen wurden  (s.  Fahlbeck  1.  c.  77). 

4)  Brunner  vertritt  bekanntlich  die  Auffassung,  dass  es  sich  nur 
um  die  Theilung  der  Verwaltung  handelte  und  dass  die  Reichseinheit  nicht 
aufgehoben  wurde:  ebenso  Dahn  1.  c.  VII.  III.  47.Sff;  W.  Schnitze 
definirt  (1.  c.  II.  115)  das  Verhältnis  als  .ideale  Einheit  mit  realer  Sonderheit, 
analog  dem  Charakter  des  Grund  uud  Bodens  der  Dorfscbaft  in  der  Urzeit“. 
Sickel  (G.  g.  Anz.  1889.  S.  961)  glaubt  hingegen  die  Einheit  nur  in  der 
Gegenseitigkeit  des  Erbrechtes  erblicken  zu  sollen,  eines  Erbrechtes,  das 
durch  keine  Verfügung  zu  Gunsten  eines  Fremden  eutziehbar  war;  that- 
sächlich  gab  es  keine  gemeinsame  Obergewalt  über  die  Theilreiche  utid 
ausser  dem  gegenseitigen  Erbrechte  kein  anderes  rechtliches  Band.  Die 
Meinungsverschiedenheit  ist  jedoch  keine  so  grosse;  denn  auch  Bruuuer 
spricht  doch  rfur  von  einer  theoretischen  Gesammtherrschaft  und  von 
einem  Gedanken  der  Reichseinheit,  ohne  directe  Folgen  zu  behaupten; 
dies  wäre  mit  der  Sickel'schen  Ansicht  wohl  vereinbar;  vgl.  überdies  Sickel 
in  G.  g.  Anz.  1896.  S.  296.  Deshalb  scheint  v.  Amira  (G.  g.  Anz.  1896. 
S.  199)  in  der  Bekämpfung  Brunners  zu  weit  zu  gehen.  Mau  wird  auf 


Digitized  by  Google 


183 


separate  Staatswescii  entstanden,  immer  noch  (oder  vielleicht 
erst  recht)  den  erwähnten  hansrechtlichen  Charakter  des 
fränkischen  Thronrechtes  wahrnehmen  müsste.')  Somit  sind  die 
Theilungen  nicht  nur  unrömisch,  sondern  überdies  eine  Folge- 
erscheinung jener  germanischen  Traditionen,  deren  Wirken  im 
t ränkischen  Thronrechte  überhaupt  mit  grösster  Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen  ist;  sie  führten  allerdings  zu  Resultaten,  die  sich 
staatsrechtlich  ungermanisch  gestalteten,  ohne  deshalb  fremd- 
lechtliche  Einflüsse  aufzu weisen.  ^) 

Es  ist  nur  logisch,  dass  die  Behandlung  der  Unmündig- 
keits-  und  Regentschaftsfrage  dieselben  Züge  aufweist; 
trennte  man  auch  praktisch  das  Thronfolgerecht  von  der  Über- 
nahme der  Regierung,  so  stand  doch  die  Successionstähigkeit 
der  Unmündigen  fest  und  Rechtsnormen  über  Regentschaft 
fehlten,'')  da  dieselbe  einen  sippemässigen,  also  gesammtvormund- 


iiiodcrii-rechtlicliR  t’räuisieruu^  vorzichtuii  iiiUuseii  (s.  Doch  Sickel  in  Ci.  g. 
All«.  litOH.  S.  SOO)  und  die  UecliUfahi^'keit  der  KeKenscitigen  Untoithaneii 
nicht  80  geringHchät2cn  dürfen,  wie  es  rntch  inodernein  Stnatsrechtc  geschehen 
könnte.  Audi  spilter,  wo  die  Theilungen  schon  politisch  intensiver  auftreten 
(s.  Dahn  1.  c.  V^III.  V.  357),  fehlt  es  doch  nicht  an  Spuren  des  Oemeinscliafts- 
gefOlils,  (vgl.  J.  Doiz6:  Le  gouvern.  confraternel  de  Louis  le  Pieux  et 
l'unile  de  rtliupire)  wobei  man  die  Kräftigung  der  Kinheit  durch  das  Kaiser- 
tum nur  für  das  Kaisertum  .selbst,  aber  nicht  für  die  Theilreiche  aunchmen  kann. 

')  Das  hansrechtliche  Baud  hat  den  Zerfall,  zu  dem  sonst  die  Theilungen 
liättcn  führen  müssen,  hiutangehalten. 

^ tvermanisch  ist  nämlich  ;s.  oben  8.  ISO.  A.  4.)  die  Urundlage  des 
Thronfolgerechtes,  die  sich  möglicherweise  aus  dem  alten  Privatrechte  her- 
leitet,  aber  der  späteren  privatrechtlicheu  Entwicklung  nicht  mehr  gefolgt 
ist,  somit  nicht  den  Charakter  zeitgenössischer  privatrechtlichcr  Ordnung 
hatte.  Ebensowenig  hat  es  sich  den  Stammesinteressen  untergeordnet,  weil 
der  fränkische  Stamm  keine  staatsrechtliche  Stufe  erreicht  hat,  so  dass  das 
Kronrecht  keine  Oclegenbeit  hatte,  mit  einem  Stammesstaatsrechtc  zu  rechnen. 
So  ist  das  staatsrechtliche  Resultat  dieser  Entwicklung  trotz  germanischer 
Grundlage  ein  ungermanisches,  weil  kein  germanisches  Staatswesen  an  einer 
derartigen  Incommensurabilität  zwischen  Staat  und  Königtum  zu  leiden 
hatte  und  in  keinem  das  Königtum  so  sehr  von  dem  Staate  unabliängig 
war.  Der  politischen  Zusammenfassung  des  Stammes  entspricht  Einheit 
des  Königtums  (vgl.  Theil  II.  S.  144);  wo  erstere  fehlt,  fehlt  auch  die 
demgemässe  Ordnung  des  Thronrechtes. 

^)  Dahn  (1.  c.  VII.  III.  440)  vertritt  die  Auffassung,  dass  die  privat- 
rechtliche  Vormundschaft  über  den  unmündigen  König  von  der  Reichs- 
rogentschaft  zu  trennen  ist;  bewiesen  wird  dies  nicht,  v.  Amira  (Uött.  gel. 
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schaftlichen  Zug  hatte*)  und  dieser  Zug  nur  politische,  aber 
nicht  staatsrechtliche  Änderungen  erfuhr.^)  Die  betreffenden 
Thatsachen  stehen  mit  dem  Charakter  des  Thronrechtes  in 
engstem  Zusammenhänge,  so  dass  auch  hier  an  keinen  römischen 
Einfluss  zu  denken  ist.**) 

Hierher  gehören  auch  die  Modalitäten  der  Thron- 
besteigung,'*) unter  denen  namentlich  die  Umfahrt'’)  mit 
Rücksicht  auf  die  privatrechtlichen  Analogien,®)  aber  auch  wegen 
ihrer  echten  germanischen  Anklänge"),  besonders  geeignet 
erscheint,  den  Gesammteindruck,  den  das  fränkische  Thronrecht 


Anz.  1896.  S.  196)  erblickt  in  der  Dahn'schen  Ansicht  eine  Folge  der 
Brunner’schen ; so  weit  wir  sehen,  mit  Unrecht,  da  Brnnner  (1.  c.  U.  31  ff) 
in  der  interimistischen  Verwaltung  kein  staatsrechtliches  Institut  erblickt. 

*)  Dies  hebt  gerade  Brunner  (1.  c.  II.  33)  hervor. 

ä)  Richtig  sagt  Sickel  (ti.  g.  Anz.  1889.  S.  973):  .Die  Lage  war 
eine  ansschliosslich  politische.  Ein  Recht,  wie  für  den  factiach 
handlungsunfähigen  ein  Ersatz  zu  beschaffen  war,  musste  erst  hervergebracht 
werden".  Nun  ist  ein  solches  Recht  nicht  geschaffen  worden  und  der  Antheil 
der  Dressen  beruhte  nur  auf  Kacht;  das  Recht  kannte  nur  den  unmündigen 
König,  in  dessen  Namen  alles  geschah. 

Dahn  (1.  c.  VII.  UI.  436)  will  in  der  Feststellung  eines  concreten 
MUndigkeitstermins,  römischen  Einfluss  erblicken,  rechnet  aber  (1.  c.  437) 
doch  auch  mit  germanischen  Nachklängen.  Wie  schwer  es  fällt,  über  diese 
Frage  klar  zu  werden,  hat  Sickel  (Gött.  gel.  Anz.  1889  S.  965  ff)  gezeigt, 
gleichzeitig  aber  mit  Recht  betont,  dass  ira  Rahmen  des  Gesammtcharakters 
des  fränkischen  Thronrechtes  diese  Frage  ziemlich  nebensächlich  erscheint. 
Die  Identität  privatrechtlicber  und  staatsrechtlicher  Mündigkeit  bei  den 
Karolingern  beweist,  dass  auch  bei  ihnen  noch  diese  Angelegenheit  dem 
Uausrechto  und  nicht  dem  Staatsrecbte  angehörte.  Den  Zusammenhang 
zwischen  dem  gesammten  Familieurechte  des  Königshauses  und  dem  alten 
germanischen  FamUienrechte  hat  schon  Schulze  (Ztschr.  f.  R.  Gesch. 
Vn.  361  ff)  behandelt. 

<)  S.  ausser  Waitz,  Brunner,  Schröder  uud  Dahn,  insbes.  Sickel 
(Gött.  gel.  Anz.  1889.  S.  949)  und  Scbücking:  Der  Regierungsantritt;  hiezu 
Dahnim  Arch.  f.  öff.  R.  XV.  287,  J.  Gierke  in  Sav.  Ztschr.  XXL  309  ff. 

®)  Aber  auch  die  Besteiguug  des  Throns  (Hochsitzes);  s.  Sickel 
1.  c.  963,  Dahn  1.  c.  VII.  UI.  490.  Die  Bedeutung  der  Umfuhrt  betont 
besonders  SchUcking  1.  c.  133. 

*)  s.  Brunner  1.  c.  II.  18;  Scbücking  geht  in  der  Hervorhebung 
des  privatrechtlichen  Momentes  zu  weit. 

^)  8.  was  Dahn  (in  Arch.  f.  öff.  R.)  darüber  gegen  SchUcking  sagt. 
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macht,  zu  bestätigen;')  daran  vermögen  auch  die  von  germanischen 
Traditionen  abweichenden  Ändemngen  der  Titulaturen  und 
Insignien,  die  sich  namentlich  in  karolingischer  Zeit  mehren, 
aber  theilweise  auch  schon  der  merovingischen  eigen  waren, 
nichts  zu  ändern,  so  dass  eine  Erörterung  derselben  entfallen  kann. 

Der  dem  Könige  geleistete  Unterthaneneid,  dessen 
Herkunft  in  allen  germanischen  Staaten  strittig  ist,^)  hat,  auch 
wenn  man  seine  römische  Provenienz  zugiebt,®)  bei  den  Franken 
eine  Umbildung  erfahren,  durch  die  er  sich  dem  Gefolgschafts- 
eide  näherte.^)  Diese  Umbildung  steht  in  gar  keinen  Beziehungen 


'}  Salbung  und  Krönung,  auf  angelsächsischem  und  kirchlichem,  letztere 
auch  auf  byzantinischem  Einfluss  beruhend,  treten  zn  spät  auf,  um  den 
Charakter  des  fränkischen  Thronrechtes  zn  ändern.  Es  ist  übrigens  allgemein 
anerkannt,  dass  weder  Salbung  noch  Krönung  von  rechtlichem  Belang  waren; 
8.  jetzt  Dahn  1.  c.  VIII.  VI.  92  ff. 

Gemeingennanisch  ist  der  Unterthaneneid  wohl  nicht;  s.  Sickel: 
Freistaat  S.  64  ff,  Scbücking  1.  c.  18.  Die  betreffenden  Ansichten  von 
Koth  und  Waitz  werden  mit  Recht  abgelehut. 

8.  Brunner  1.  c.  II.  61  f.  v.  Amira  in  Gött.  gel.  Anz,  1896.  S.  191, 
Sickel  das.  1890.  S.  213  (weniger  sicher  das.  1897.  S.  836).  Dahn  1.  c. 
VII.  III.  39511  bestreitet  den  römischen  Ursprung,  Puntsctiart  (Mitth.  d. 
Instit.  XKIV.  480  f)  schliesst  ihn  nicht  ans. 

*)  Auf  diese  Umbildung  gehen  Brunner  I.  c.  und  r.  Amira  1.  c.  ein; 
I’untschart  1.  c.  leitet  in  Anlehnung  an  Mayer  (1.  c.  1.  1.)  den  Eid  von 
dem  schon  io  germanischer  Zeit  wahrscheinlich  üblichen  Ueerschwur  ab 
und  möchte  auch  .das  Gepräge  des  Gefolgschaftseides“,  das  er  für  den 
späteren  Unterthaneneid  m.  K.  zugiebt,  aus  seiner  militärischen  Wurzel  er- 
klären. Sickel  in  G.  g.  Anz.  1897.  S.  836  macht  geltend,  dass  man  hier 
Form  und  Inhalt  trennen  dürfe  und  meint,  die  Franken  hätten  die  Pflicht, 
den  Dienstherrn  zn  schützen,  von  der  allgemeinen  Unterthaiientroue  gewiss 
unterschieden.  Wir  glauben  dennoch,  trotz  des  Unterschiedes,  eine  starke 
Annäherung  beider  Pflichtarten  annehmen  zu  sollen;  sie  ist  so  bedeutend, 
dass  viele  Forscher  (s.  Dahn  1,  c.  VII.  III.  396,  Schücking  I.  c.  140  ff, 
Mayer  I.  c.  I.  4 und  I.  195.  A.  24)  sich  veranlasst  sahen,  den  fränkischen 
Unterthaneneid  überhaupt  und  seit  jeher  (für  die  spätere  merovingischo 
Zeit  trifft  Schückings  Bemerkung  1.  c.  173  zu)  in  enge  Beziehung  zum 
Gefolgschaftseide  zu  bringen,  woraus  sich  ein  rein  gorTnanischer  Charakter 
dieser  Einrichtung  ergeben  würde.  Die  germanischen  Elemente  des  fränkischen 
Treugelöbnisses  und  des  Unterthauenvorbältnisses  bat  K.  W ei  mann  (D- 
sittl.  Begr.  in  Greg.  v.  Tours  Hist.  Fr.  15  ff)  hervorgehobeu  (vgl.  Dippe: 
Gefolgsch.  u.  Huldig.  27  ff).  In  karolingischer  Zeit  tritt  dies  noch  stärker 
hervor.  Es  ist  nämlich  mit  Bickel  (Gött.  gel.  Anz.  1890.  B.  213)  anzunehmen, 
dass  durch  den  Unterthaneneid  (bei  Römern  und  Franken)  nicht  neue  Pflichten 
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zu  dPi-  eventuellen  römischen  Provenienz  des  Unterthaneneides; 
sie  hat  vielmehr  der  Natur  des  fränkischen  Köni^ums  und 
seiner  eigenartigen  Stellung  zu  -dem  Staatsvolke  jeweils  volle 
Rechnung  getragen.') 

Dieser  Stellung  des  Königtums  entsprach  folgerichtig  die 
Concentriruiig  des  Friedens  in  der  Hand  des  Königs,  also 
eine  Snbstitnirung  des  Königs  für  das  Volk  in  einem  Maasse, 
wie  wir  sie  bei  anderen  Völkern  auf  dieser  Stufe  vergeblich 
suchen  würden.-)  An  römische  Einflüsse  wird  man  auch  da 
trotz  der  zweifellos  von  der  altgermanischen  Grundlage  ab- 
gehenden fränkischen  Entwicklung  nicht  denken;  sie  ergab  sich 
naturgeinäss  aus  dem  Verfall  der  Volksverfassung  und  führte 
einerseits  zur  Steigerung  des  schon  volksrechtlich  begründeten 
höheren  Sonderfriedens  der  königlichen  Person,  des  königlichen 
Gutes  u.  s.  w.,")  andererseits  aber  zur  Concentrirnng  jedweder 


begründet,  suiiderii  nur  die  Krrdlluug  bestehender  Ptlicbten  gewährleistet 
wurde;  ilemgcgeuüber  sehen  wir,  dass  durch  den  Eid.  den  Karl  d.  Gr.  nach 
iler  Kaiserkrüming  forderte,  neue  Pflichten  begründet  beziehungsweise  hcr- 
kiimniliche  Pflichten  auf  eine  neue  Grundlage  gestellt  wurden  (Waitz 
I.  c.  111.  I,  221,  223,  298.  Brunner  1.  o.  II.  03  f,  Pustel:  Les  traiisformations 
2f)2  ft'),  was  natürlich  ein  Abgehen  von  allen  früheren  Vorbildern  bedeutet. 

')  Durch  die  Verwandtschaft  mit  dem  üefolgschaftseide  trat  das 
persönliche  Jloment  des  .Schutz-  und  Treuverbandes  stark  hervor  (s.  Dahn 
I.  c.  VII.  III.  398).  Charakteristisch  ist  ferner  der  Mangel  eines  königlichen 
Eides;  allerdings  fehlt  er  auch  bei  den  Langobarden;  doch  festigte  bei  ihnen 
die  regere  Betbeiligung  des  Volkes  an  der  Thronbesteigung  das  staatliche 
Bewusstsein  und  es  ist  anzunehmen,  dass  der  laugobardische  Unterthaneneid 
(dessen  Iidialt  nicht  bekannt  ist)  nicht  über  das  Versprechen  der  staatlich 
begründeten  Treue  binuusging;  m.  R.  betont  Schücking  1.  c.  98,  dass  die 
Langobarden  den  Begriff  staatlicher  Unterthanenschaft  kannten.  Der 
fränkische  Unterthaneneid  geht  weiter  und  deshalb  ist  der  Mangel  eines 
königlichen  Gogeneides  bemerkenswert;  der  König  verspricht  nur  ini  all- 
gemeinen .Schutz,  was  auch  wieder  an  Gefolgschaftsverhältnisse  ankliugt. 

'•')  Diese  .Snbstituirung  erscheint  schon  in  der  Lei  .Sal.  Sohm  (Ber. 
d.  kgl.  sächs.  Ges,  d.  Wiss.  Bd.  53  (1901)  S.  1 ff)  tritt  energisch  für  die 
Identificierung  des  Künigsfriedens  mit  dem  Staatsfrieden  ein.  .Sermo  regis“ 
ist  das  Wort  des  Königs  als  Volksvertreters.  Das  königliche  Priedensgebot 
schafft  den  Frieden,  es  ist  der  Ausdruck  der  befehlenden  Gewalt  des  Königs. 
Vgl.  Brunner  1.  c.  II.  42  ff,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  404  ff,  VIII.  VI.  41  ff, 
Schröder*  117. 

^)  s.  Brunner  1.  c.  II.  44.  A.  13  und  11.  Es  fällt  auf.  dass  die 
fränkischen  Recbtsquelleu  keinen  besonderen  Frieden  der  Königspfalz  kennen; 


Digitized  by  Google 


187 


Friedenshandhabung  in  der  Hand  des  Königs')  und  überdies 
zur  Schaffung  besonderer  Friedens-  und  Schutzarten.  In  der 
strafrechtlichen  Qualificierung  und  Behandlung  kommt  hier 
allerdings  stellenweise  römischer  Einfluss  in  Betracht,'^)  docli 
nicht  stärker  als  bei  anderen  germanischen  Völkern. 

Eine  eigene  Ausgestaltung  hat  der  besondere  Königsschutz 
erfahren.  Derselbe  ist  weder  bei  den  Langobarden,’’)  noch  bei 
den  Franken  auf  die  spätrömische  Tuitio  zurückzuföhren,  die 
dem  ostgothischen  Königsschutze^)  als  Grundlage  gedient  hat.’’) 
Fehlt  schon  äusserlich  jede  Möglichkeit  einer  Anknüpfung  an 
spätrömische  Verhältnisse,  deren  Fortbestand  in  Gallien  mehr 
als  zweifelhaft  erscheint,  so  schloss  sich  überdies  der  fränkische 
Königsschutz  zu  eng  an  den  allgemeinen  aus  dem  Volksfrieden 
hervorgegangenen  Königsfrieden  an,*)  um  als  römischrechtliche 


Brunner  1.  c.  II.  46  setzt  ibii  dennoch  voraus,  was  Dahn  1.  c.  VII,  III.  .31 
ahlehnt;  es  ist  anzunehmeii,  dass  er  bestandeu,  aber  frühzeitig  iu  dem  all- 
gemeiuen  Königsfrieden  Aufnahme  gefunden  hat. 

’)  Dies  Hussert  sich  iu  der  bekannten  Auffassung  verscliiedeuer  Ver- 
brechen als  Infidelität,  namentlich  iu  karolingischer  Zeit. 

*)  Z.  B.  im  crimen  laesae  majestatis;  s.  Schröder'*  117  A.  63. 
Uichtig  bemeikt  Jedoch  Mayor  1.  c.  II.  103,  dass  die  Ausdehnung  dieses 
crimen  von  der  Person  des  Königs  auf  dessen  Wohnstätte  und  (iesinde  als 
Anknüpfung  an  den  germanischen  Hausfrieden  zu  betrachten  sei. 

•)  8.  Theil  II.  S.  153. 

*)  s.  Theil  I.  S.  139  f. 

Die  rein  formellen  Anklänge  berücksichtigt  Brunner  1.  c.  II.  49  f; 
s.  V.  Amira  Ö.  g.  Anz.  1896.  S.  191.  Schröder  113  nimmt  neben  der 
germanischen  Wurzel  gleichzeitig  eine  Körderung  durch  die  spätrömische  und 
ostgothische  Tuitio  an;  Dahn  1.  c.  VII.  III.  407  ff,  der  auch  die  ostgothisclie 
Tuitio  als  unrömisch  bezeichuot,  vertritt  natürlich  desto  mehr  den  germanischen 
Charakter  des  fränkischen  Königsscliutzes. 

*)  Nämlich  insoferne,  als  er  ja  eigentlich  eine  speeielle  FrieJensart 
ist,  eine  speeielle  Anwendung  des  königlichen  Friedensbauues  (s.  Schröder 
1.  c.)  Den  Übergang  macht  Brunner  1.  c.  II.  48  gut  ersichtlich,  indem 
er  auf  die  schon  in  der  Lex  Sal.  vorkommeiidcn  (Jonsequenzen  dos  allgemeinen 
Königsschutzes  aufmerksam  macht.  Dieselben  unterscheiden  sich  zwar 
formell  von  dem  späteren  Königsschutzo  dadurch,  dass  die  besondere  Schutz, 
ergebung  fehlt  und  deshalb  gehören  sie  zu  den  Äusserungen  des  allgemeinen 
Königsfriodens ; da  sie  sich  aber  auf  Fälle  beziehen,  in  denen  (in  Krmauglung 
des  Sippebandes)  specieller  Königsschutz  erforderlich  war,  können  sie 
materiell  als  Vorboteu  des  speciellen  Königsschutzes  betrachtet  werden; 
sie  hängen  mit  dem  allgemeinen  Königsfriedeu  noch  insoferne  zusammen, 
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Nachbildung  betrachtet  werden  zu  können.  Der  fränkische 
Königsschutz  entsprach  sowohl  in  seiner  Ausgestaltung,^)  als 
auch  in  seinen  Rechtsfolgen^)  jenem  Machtzuwachse,  der  die 
Gesammtentwicklung  des  fränkischen  Königtums  im  Verhältnisse 
zum  Volke  auszeichnete,*)  war  also,  trotzdem  dass  er  sehr  weit 
ging,  ein  Product  germanisch  und  nicht  römisch  beeinflusster 
Entwicklung. 

Trotz  der  in  karolingischer  Zeit  gebräuchlichen  römischen 
Bezeichnungen  für  Hof  und  Hofstaat  war  die  Hofhaltung  des 
fränkischen  Königs,  die  sich  durch  den  Mangel  fester  Residenzen 
auszeichnete,  ihren  Hauptzügen  nach  unrömisch ;^)  es  fehlte 
Compliciertheit  und  Centralisation  der  Geschäfte;  nur  wenige 
Personen  waren  mit  bestimmten  Staatsagenden  betraut,  die 
meisten  Hofieute  standen  dem  Könige  ohne  besondere  amtliche 
Bestimmung")  zur  Verfügung.  Trotz  aller  Veränderungen,  die 
das  germanische  Beamtenwesen  im  fränkischen  Grossstaate  er- 
fahren musste,  trotz  jener  Erstarkung  der  königlichen  Gewalt, 
dmch  die  der  Gegensatz  zwischen  Hof  und  Staat  theilweise 


als  sie  iliu  Ausfüllung  ein6r  staaUrechtlich  nicht  beseitigten  Lücke  durch 
den  König  bewirken.  Dies  ist  der  Ausgangspunkt  des  speciellen  Künigs- 
schntzo.s  gewesen,  der  ursprünglich  wohl  nur  darauf  berechnet  war,  den 
aus  bestimmten  Gründen  fehlenden  allgemeinen  Rechtsschutz  zu  ersetzen 
(s.  meinen  Aufsatz  in  Sav.  Zt.schr.  XVII.  67  fif).  Interessant  ist,  dass  Lex 
Sal.  XIII.  6.  in  spateren  Redd.  anstatt  fredus  forban  setzt;  s.  Ueusler 
I.  c.  I.  111. 

')  Insoferne  als  er  mit  der  Zeit  über  das  durch  staatsrechtliche  Lücken 
gebotene  Maass  hinausgeht  fs.  in  meinem  Aufsatz  I.  c.  71  ff)  und  ferner 
dadurch,  dass  er  einen  speciellen  Verband  gefolgscbaftlicher  — also  nicht 
staatsrechtlicher  — Natur  begründet,  durch  den  zahlreiche  Individuen  der 
allgemeinen  Rechtsordnung  entzogen  worden. 

Über  dieselben  s.  Brunner  1.  c.  II.  41»  ff.  Sie  gehen  über  das 
Maass  der  Folgen  volksrechtlichor  Sebutzverhältnisse  hinaus  (s.  Heusler 
I.  c.  I.  III)  und  bieten  den  Schützlingen  ein  Plus,  das  sowohl  für  sie,  als 
auch  für  den  Köllig  einen  Vortheil  bedeutet. 

’)  Durch  die  Scheidung  zwischen  allgomeinein  Königsfrieden  und 
iSonderschutz  entfernt  sich  der  König  von  den  ausserhalb  des  Sonderschutzes 
stehenden  Leuten  und  nähert  sich  seinen  Schützlingen,  zum  Nachtheile  der 
staatlichen  Gesammtlage;  s.  Flach  1.  c.  I.  81. 

*)  8.  Sickel  in  Westdtsche  Ztschr.  IV.  344.  Der  Hofdienst  gründete  sich 
auf  ein  allgemeines  Dienstverhältnis;  s.  Sickel  in  Gött.  geh  Anz.  1890.  S.  229. 

■')  also  eventuell  für  verschiedenartige  Verwendung;  dies  gilt  sogar 
vom  Referendar. 
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verwischt  wurde,  traten  doch  die  alten  germanischen  Uausämter 
klar  hervor;  die  Änderungen,  die  sie  aufweisen,  genügen  nicht, 
um  ihren  germanischen  Charakter  zu  unterdrücken.') 

Neben  den  Hansämtern  spielt  eine  wichtige  Rolle  das 
königliche  Gefolge,  dessen  germanische  Eigenait  trotz  aller 
spätrömischen  Analogien  behauptet  werden  muss.'^)  Die  Ent- 
wicklung des  Antrnstionats,  die  mit  der  ganzen  Geschichte  der 
Gefolgschaftsverhältnisse  dieser  Zeit,  insbesondere  aber  mit 
der  Steigerung  der  königlichen  Gewalt  zusammenhängt,  führt 
zu  einer  erhöhten  Stellung,  durch  die  sich  die  Antrustionen  vom 
Volke  abheben;  diese  Stellung  ermöglicht  auch  ihre  Benützung 
zu  staatlichen  Diensten,  Gesandtschaften  u.  s.  w.")  Die 


>)  Der  Seneschalk  (vielleicht  mit  dem  TruchHesseiiamt  betraut; 
8.  Brunner  1.  c.  II.  101)  ist  rein  germanisch;  vgl.  Dahn  1.  c.  VII.  II. 
33S,  Schröder  1.  c.  140.  Der  Harschall  ist  ebenfalls  germanisch;  erbat 
zwar  höhere  Bedeutung  erlangt  und  erinnert  an  den  römischen  Comes  stabuli, 
doch  lös.'it  sich  römische  Beeinflussung  nicht  nachweisen;  vgl.  Dahn  1.  c. 
VII.  II.  237.  Der  Hundschenk  ist  durch  seine  hohe  Stellung,  die  ihn 
von  dem  römischem  Pincerna  unterscheidet,  als  germanisch  gekennzeichnet. 
Der  germanische  K&mmerer  ist  im  Thesaurarius  erhalten  (s.  Brunner 
1.  c.  II.  101.  Dahn  1.  c.  VII.  II.  240;  and.  Hein.  Hermann  89  ff),  oh  er 
mit  dem  Cubicularius  identisch  war,  ist  zweifelhaft;  war  dies  der  Fall,  dann 
brauchen  wir  auch  für  den  Cubicularius  kein  römisches  Vorbild  zu  suchen; 
waren  aber  beide  Ämter  getrennt,  dann  liegt  römischer  Einfluss  vor.  Auch 
der  Spatharius  ist  trotz  des  römischen  Namens  germanisch;  s.  Brunner 
1.  0.  II.  102.  A.  46.  Dahn  1.  c.  VII.  II.  244. 

^ Wir  haben  uns  oben  S.  143.  A.  3 (gegen  Guilbiermoz)  mit  dieser 
Frage  befasst.  Auch  der  römische  Sprachgebrauch,  den  Brunner  I.  c.  II. 
98.  A.  16  erwähnt,  ändert  daran  nichts;  die  angeführte  V'ita  Aldeg.  stellt 
ausdrücklich  den  byzantinischen  Sprachgebrauch  dem  fränkischen  entgegen 
und  Fortunat  benützt  mit  Vorliebe  classische  Wendungen.  Fuer  kommt  im 
Sinne  von  Soldat,  Dienstmann  u.  s.  w.  wohl  in  römischen  Geschichtsquellen 
des  IV.  Jh.  vor,  aber  auch  in  der  Bibelübersetzung  (s.  Guilbiermoz  1.  c. 
62),  so  dass  auch  diese  Benennung  nichts  beweist.  Das  Eintreten  von 
Römern  in  die  Trnstis  kann  die  Benützung  theiiweise  römischer  Terminologie 
erklären,  olme  dass  man  an  eine  ungermanischo  Erscheinung  zu  denken 
brauchte;  über  die  betreffende  Terminologie  s.  Dahn  I.  c.  \'II.  II.  19<1. 

Sickel  bezeichnet  in  Oött.  gel.  Anz.  1890  S.  228  das  Gefolge,  dessen 
germanischen  Charakter  er  betont,  als  das  älteste  Hittel  der  vom  Palast 
ausgehenden  Regierung,  obwohl  der  Antrustionat  in  der  Centralregieruug 
zu  keiner  erheblichen  Vorherrschaft  gelangte.  Überhaupt  beleuchtet  Bickel 
I.  c.  sehr  zutreffend  die  Vereinigung  von  Haushaltung  und  Staatsbehörde 
am  Hofe. 
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Traditionen  der  Gefolgschaft  erwiesen  sich  so  kräftig,  dass  sie 
auch  auf  die  Römer  angewendet  wurden  und  zur  Schaffung  eines 
römischen  Gefolges  führten.  Die  Hofleute  hatten  somit  theil- 
weise  staatliche  Bedeutung,')  einzelne  Hofömter  erhielten  die 
ausgesprochene  Stellung  von  Staatsämtern.  In  diesen  Fällen 
haben  wir  es  allerdings  auch  mit  Functionären  zu  thun,  die 
nicht  der  Umgebung  des  altgermanischen  Königtums  augehören, 
ja  sogar  theilweise,  namentlich  in  ihrer  staatlichen  Thätigkeit, 
römische  Anklänge  aufweisen  und  eine  dem  altgermanischen 
Hofdienste  fremde  Bedeutung  erhalten. 

Man  mag  die  germanischen  Wurzeln  des  Majordomats 
noch  so  hoch  anschlagen,*)  so  wird  man  doch  sagen  müssen, 
dass  dieses  bei  den  Römern  schon  früher  gebräuchliche  Wort-') 
nicht  als  Übersetzung  einer  fränkischen  Bezeichnung  anzimehen 


’)  So  z.  B.  die  Consiliarii  nnd  die  Domestici.  Als  cousiliarii  er- 
scheinen manchmal  überhaupt  alle,  die  der  König  von  Fall  zu  Fall  befragt, 
daneben  aber  auch  stündige  Berater,  die  an  die  römi.schen  consiliarii  erinnern 
(v^l.  Brunner  1.  c.  II.  102  f,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  247.  VIII.  UI.  12ö, 
Mayer  1.  c.  II.  I50),  Die  domestici  kommen  weniger  in  Betracht,  da 
sie  wohl  im  allgemeinen  an  dem  königlichen  Haus-  und  Hofhalte  (Brunner 
1 c.  II.  US  A.  1.,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  176;  eingehend  befasst  sich  mit 
ihnen  Hermann:  D.  Hansmeieramt  103  ff)  theilnahmen  oder  aber  die 
Domänenverwaltnng  führten;  im  ersten  Falle  reihten  sie  sich  etwa  den 
Consiliarii  an,  im  zweiten  kamen  sie  als  spociello  Beamte  nicht  in  die  Lage, 
sich  mit  Staatsgeschäften  zu  befassen.  Aber  auch  von  den  Hausbeamten 
wurden  Seneschall  und  namentlich  Kämmerer  zur  Reichsverwaltung  heran- 
gezogen; s.  Sickel  1.  c.  231. 

Durch  diese  Vielseitigkeit  ihrer  V’erwendung  und  den  Mangel  ent 
sprechend  abgegrenzter  Hof-  und  Staatsverwaltung,  gelangen  die  am  Hofe 
wirkenden  Personen  zu  einem  dem  Königtnm  abträglichen  Einflüsse.  Der 
Hof  wird  zum  Mittelpunkte  aristokratischer  Bestrebungen,  die  die  königliche 
UewaltfUlle  eindämmen,  so  dass  der  herkömmliche  nnd  in  fränkischer  Zeit 
äusserlich  gesteigerte  Glanz  des  Hofes  den  Freiheitsbestrebungen  der 
Optimaten  dien.stbar  gemacht  wird,  was  natürlich  ganz  nnrömiscb  ist.  Erst 
unter  den  Karolingern  wird  der  Hof  neu  organisiert  und  dem  Königtum 
ganz  unterworfen.  Kann  somit  der  karolingische  Hof  eher  als  der  mero- 
vingische  mit  dem  römischen  Palatium  verglichen  werden,  so  kommt  doch 
andererseits  das  persönliche  Treuhand  als  Grundlage  des  Königsdienstes 
uugeschwächt  in  Betracht  und  gestattet  keine  Identificierung  mit  römischen 
Vorbildern. 

*)  s.  Brunner  1.  c.  II.  104,  namentl.  Hermann  1.  c.  33  ff. 
s.  Dahn  1.  C.  VII.  II.  192,  195. 
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ist,  sondern  eher  eine  den  Germanen  fehlende  Benennung  für 
den  Vorstand  des  Hausgesindes  ei-setzen  sollte.  Die  römischen 
Vorbilder  konnten  sich  jedoch  nur  auf  die  ursprünglich  hof- 
wirtschaftliche Bedeutung  dieser  Function,  aber  gewiss  nicht 
auf  die  politische  Bedeutung  beziehen ')  und  in  ihr  ist  doeh  das 
Kennzeichen  des  fränki.schen  Hausmeiertums  zu  sehen  ;^)  der 
Majordomus  als  staatlicher  Würdenträger  ist  ungermanisch,  aber 
ebenso  unrömLsch.  Für  das  Amt  des  Pfalzgrafen  fehlt  jede 
römische  Wurzel,'*)  obwohl  es  aus  germanischen  Verhältnissen 
nicht  abgeleitet  werden  kann;  es  ist,  wie  bekannt,  als  eine  dem 
fränkischen  Grossstaate  eigentümliche  Erscheinung  zu  bezeichnen, 
deren  Bedeutung  ebenfalls  in  dem  Hinauswachsen  von  Hofgesinde- 
leuten über  den  Rahmen  des  Hofes  und  in  dem  Eingreifen  in 
staatliche  Aufgaben  liegt. 

Einen  durchgreifenden  römischen  Einfluss  dürfen  wir  also 
auch  in  diesen  über  das  Altgermanische  hinausgehenden  Er- 
scheinungen nicht  erblicken;  die  einzelnen  Functionen  sind, 
soweit  sie  eine  Neuerung  bedeuten,  dennoch  nicht  Copien 
römischer  Vorbilder,  sondern  das  Ergebnis  der  politischen 
Wandlungen,  der  veränderten  Stellung  des  Hofes,  in  dem  sich 
nunmehr  das  Staatsleben  concentrirt.  Die  Analogie  zwischen 
der  staatlichen  Bedeutung  des  römischen  und  des  fränkischen 
Hofes,  die  Thatsache,  dass  in  beiden  Fällen  Hofbeamte,  weil 
sie  dem  Herrscher  nahestehen,  in  die  Staatsagenden  eingreifen, 
sowie  auch  der  Herrscher  keine  genaue  Grenze  zwischen  Hof- 
und  Staatsangelegenheiten  wahrt,  ist  wohl  theilweise  vorhanden;^) 
sie  beruht  aber  nicht  auf  der  Nachahmung  römischer  Verhältnisse, 
die  übrigens  in  diesem  Sinne  für  Gallien  nicht  in  Betracht 
kamen,  sondern  auf  der  staatsrechtlichen  Entwicklung,  die  dem 
fränkischen  Könige  nach  Wegfall  der  volksrechtlichen  Grundlagen 


')  Hermann  1.  c.  57  ff. 

s.  Schnitze:  Dtsche  Uesch.  II.  S81,  Brunner  1.  c.  II.  106  f; 
Sickel  G.  g.  Anz.  1890.  S.  232  f.  hebt  in.  R.  gegen  Ku.stel  hervor,  liass 
die  nene  Kraft  dieee.s  Amtes  nicht  am  Hofe,  .sondern  im  Lande  lag  und  ilas 
Hofamt  nur  den  Rechtslitel  bildete,  durch  den  der  Gewalthaber  seinen 
Kinflnss  legitimierte.  Der  hofmii.ssige  Wirkungskreis  des  Majordomu.s  ist 
für  uns  nebensächlich. 

*)  s.  Dahn  1.  c.  VII.  II.  228,  2;J0. 

*)  Doch  haben  wir  oben  S.  190.  A.  1 die  Unterschiede  hervorgehohen. 
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eine  persönliche  Machtsteigemng  schaffte.’)  Die  einzigen,  die 
an  römisclie  Vorbilder  in  hohem  Grade  erinnern,  die  Consiliarii 
und  Domestici,  kommen  weniger  in  Betracht  und  nicht  sie 
kennzeichnen  die  Bedeutung  des  Hofes,  sondern  neben  den 
germanischen  Hofbeamten  gerade  jene,  die  wir  als  neue,  aber 
als  unrömische  bezeichneten. 

Nur  die  Kanzlei  bildet  eine  Ausnahme;  sie  ist  römisch 
und  steht  unter  dem  Referendarius,’^)  der  ans  der  römischen 
Tradition  erhalten  blieb'Ound  sich  von  dem  römischen  Referendarius 
höchstens  dadurch  unterschied,  dass  er  nicht  nm*  zur  Beurkundung, 
sondern  auch  zu  anderen  Diensten,  Rathschlägen,  ja  sogar 
militärisch  verwendet  wurde  ;^)  der  Umstand,  dass  überwiegend 
Franken  in  dieser  Stellung  vorkamen,  hat  den  römischen  Charakter 
des  Amtes  nicht  beeinträchtigt  und  auch  die  übrigen  Kanzlei- 
beamten erhielten  römische  Titel,  obwohl  ihre  Tbätigkeit  nicht 
ganz  derjenigen  der  betreffenden  römischen  Beamten  entsprach.’’) 
Nach  Gründen  für  die  Befolgung  römischer  Vorbilder**)  in  dieser 
Hinsicht  braucht  man  nicht  erst  zu  suchen ; es  ist  nur  zu  leicht 
erklärlich,  dass  für  das  Kanzleiwesen,  dem  jedes  germanische 
Vorbild  fehlte,  das  römische  grundlegend  werden  musste.  Erst 
in  karolingischer  Zeit  traten  in  dieser  Hinsicht  Änderungen 
ein,  indem')  an  die  Stelle  der  schon  früher  verschwundenen 
Referendare  die  aus  der  Provinzialpraxis  herkömmlichen  Notare 


*)  s.  Schröder  R.G.*  138.  Mit  dieser  staatsrechtlichen  und  socialen 
Entwicklung  hängt  insbesondere  die  Stellung  des  Hausnieiers  zusammen, 
der  zum  Führer  des  Optimateutums  und  zum  Vertreter  desselben  am  Hofe 
wurde.  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Hofes  brachte  es  mit  sich,  dass 
deijenige  Theil  <les  Volkes,  der  politische  Ansprüche  erheben  konnte,  die- 
selben am  Hofe  geltend  machte. 

'1)  beziehungsweise  unter  mehreren  Referendaren;  s.  Bresslau: 
Ulkundenlehre  S.  20ü. 

S)  s.  Brunner  1.  c.  II.  113,  Dahn  I.  c.  VII.  II.  234.,  vgl.  Stumpf: 
D.  Reichskanzler  ,S.  38  u.  Chroust  1.  c.  53. 

‘J  s.  Sicke  1 in  Westdtsche  Ztschr.  IV.  344,  Bresslau  1.  c.  205. 

'■)  Genaue  Nachrichten  über  die  Unterbeamten  der  merovingischen 
Kanzlei  fehlen ; s.  B r e s s I a u 1.  c.  260  ff. 

°)  u.  zw.  auch  in  st^rlistischer  Hinsicht;  s.  Giry:  Diplomat.  707,  714. 
und  zwar  aus  den  von  Bresslau  1.  c.  275  ff,  280  augeführteu 
Gründen. 
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traten  und  übei-dies  geistliche  Kräfte  die  Kanzlei  beherrschten, 
was  aber  den  römischen  Charakter  der  Kanzleigeschäfte  wenig 
berührte.  — 

Eine  besondere  Bedeutung  hat  für  uns  die  Frage  nach  der 
(iventuellen  römi.schen  Beeinflussung  der  vom  Könige  geübten 
staatlichen  Gewalten.  — 

Es  hat  sich  zweifellos  hinsichtlich  der  für  die  Rechts- 
entwicklung so  besonders  in  Frage  kommenden  Gesetz- 
gebungsgewalt') ein  Umschwung  vollzogen;  legen  doch 
die  Berichte  über  das  Zustandekommen  der  Lex  salica 
noch  in  später  Zeit  Nachdruck  auf  die  Thätigkeit  des  Volkes, 
während  die  Nachrichten  über  die  folgenden  Satzungen  den  Königen 
die  Hauptrolle  zuweisen.  Darüber,  wie  weit  dieser  Umschwung 
reichte,  gehen  die  Ansichten  sehr  auseinander,'^)  denn  es  ist 
leichter,  die  Begrenztheit  der  königlichen  Gewalt,  als  die  Grenze 
selber  zu  erkennen'*)  und  es  tritt  hinzu,  dass  die  selbst  im 
modernen  Rechte  sehr  bestrittene  Unterscheidung  zwischen 
Gesetz  und  Verordnung  im  fränkischen  Rechtsleben  überdies 
durch  den  Gegensatz  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht, 
zwischen  Reichsrecht  und  Stammesrecht  und  schliesslich  durch 


')  Wir  behalten  der  Kürze  wegen  diese  Bezeichnung  bei,  obwohl  der 
KegrifT  der  Uesetzgebungsgewalt  den  thatsiicblichen  Verhältnissen  nicht  gnt 
entspricht. 

*)  V.  Sybel  1.  c.  3ül  ff  ist  für  die  unbeschrankte  königliche  Oesetz- 
gehuugsgewalt  eingetreten ; v.  Amira  hat  (gegen  Boretius  und  Brnnner) 
in  (lütt.  gel.  Anz.  ISSS.  S.  57  f.  diese  Auffassung  aufgenoinmen  und  die  von 
Brunner  in  die  .Sohm'sche  Theorie  geschlagene  Bresche  (nänil.  die  von 
Brunner  I.  c.  I.  279  zugegebene  Thatsache,  dass  Satzungen,  die  ins 
Gebiet  des  .Volksrechtes“  einschlageu,  vom  König  ohne  Zustimmung  des 
Volkes  erlassen  wurden)  ausgcuUtct.  Er  hat  sodann  mit  Berücksichtigung 
der  reichhaltigen  Sickel'schen  Bemerkungen  (G.  g.  A.  1890.  S.  234 ff) 
zu  der  Frage  Stellung  genommen,  um  (G.  g.  A.  1896.  S.  193  ff)  nochmals 
die  Belanglosigkeit  einer  Volkszu.stimmung  zu  vertreten  n.  zw.  theilweise 
in  f hereinstimmnng  mit  den  von  Sickel  (Mitth.  d.  Inst.,  Ergbd.ll.  321  ff, 
343  ff)  gewonnenen  Ergebnissen.  Es  soll  auf  diese  Weise  die  von  Brunner 
und  Schröder  (R.  G.*  S.  256  gegen  Seeliger)  eingenommene  Mittel- 
stellung bekämpft  werden,  ohne  aber  dass  Sickel  oder  v.  Amira  die  in 
ah.solutistischer  Richtung  zu  weit  gehenden  Annahmen  Fahlhocks  (I.  c.  167) 
oder  Fustels  (Mon.  fr.  99  ff)  billigen  würden.  Vgl.  auch  Mayer  1.  c.  I.  38üf. 
ä)  so  Sickel  in  G.  g.  A.  1890.  S.  240. 

V.  Hulban,  Köm.  Iterht  in  tion  perm.  VolkssUateii.  III.  13 
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die  von  den  thatsächlichen  Machtverhältnissen  al)hängende  Ein- 
wirkung des  Königs  und  der  Grossen  complicirt  wird.') 

Man  muss  gegenüber  allen  diesen  Schwierigkeiten  unter  Äb- 

')  Diese  Unterschiede,  bezw.  Uogensätze,  negiert  auch  der  Hnnptgegner 
der  Sohm’ sehen  Lehre,  Seel i ge r (Hist.  Vierteljahrschr.  1 n.  VII)  nicht 
(s.  insbes.  I.  c.  L 366  ff).  Er  giebt  sogar  zu,  dass  die  beiden  Gewalten, 
Kiinig  nnd  Volk  (d.  h.  Optiniateu),  die  für  die  Recbtsentwicklung  Zusammen- 
wirken sollten,  oftmals  gegeneinander  wirkten;  nnr  der  innere  Zusammenhang 
dieser  Gegensätze  wird  bestritten,  da  beide  Factoren  sowohl  für  Reichsrecht 
als  für  Stammesrecht  thätig  waren;  ebenso  wurden  sowohl  Gesetzes-  als 
Gewohnheitsrecht  von  beiden  Factoren  beeinflusst,  indem  auch  königliche 
Organe  flir  die  Entwicklung  des  letzteren  in  Betracht  kommen  (s.  Brie: 
Gewohnhr,  206.  A.  1&). 

Die  Lehren  von  Sohm  und  Boretius  erweisen  sich  als  unhaltbar. 
Der  von  Sohm  verwendete  Gegensatz  zwischen  jus  civile  nnd  jus  honorarinm 
ist  seither  durch  Wlassak  (Krit.  Studien)  und  namentlich  durch  Ehrlich 
(Beitr.  z.  Theor.  d.  R.  Q.  I.  136 f)  in  ein  neues  Licht  gerückt  worden; 
man  muss  an  den  engen  Zusammenhang  zwischen  Recht,  Rechtswissen, 
Verfahren  n.  s.  w.  auf  dieser  Stufe  denken,  also  anch  an  conenrrirende 
recbtsbildende  Gewalten,  ohne  ausgesprochene  (k>mpetenz8cheidiing;  fehlte 
doch  seihst  bei  den  Römern  (wie  Ehrlich  gezeigt  hat)  vor  den  Severem 
die  eigentliche  Grenze  zwischen  jus  civ.  und  honorarium;  so  darf  man  auch 
für  die  merowingische  Zeit  nicht  an  einen  Gegensatz  zwischen  aeqnitas  nnd 
strengem  Rechte  denken,  muss  vielmehr  das  Aufkommen  dieses  Gegensatzes 
mit  den  Ideen,  die  Karl  d.  Gr.  von  seinen  Aufgahen  hatte,  in  Znsammen- 
hang  hringen  (s.  RiihI  in  Sav.  Ztschr.  XX.  210).  Es  lässt  sich  thatsächlich 
weder  nach  der  Verschiedenheit  des  Zustandekommens  der  einzelnen  Nonnen 
(s.  Seeliger  1.  c.  I.  342).  noch  nach  der  Verschiedenheit  der  Materien 
(I.  c.  I.  27  f,  343)  eine  genügende  Trennung  der  beiden  recbtsbildenden 
Gewalten  feststellen;  vgl.  Zenmer  in  G.  g.  A.  1886.  S.  105.  v.  Amira 
(G.  g.  A.  1896.  8.  198  ff)  trat  theilweise  (näml.  hinsichtlich  der  Frage 
betreffs  der  Mitwirkung  des  Volkes)  der  Seeliger'schcn  Ansicht  bei  und 
der  Hübner'schen  (G.  g.  A.  1894.  8.  766  ff)  entgegen  und  wies  m.  R.  auf 
das  praeceptum  Childeberts  I.  gegen  das  Heidentum  hin,  indem  er  darin 
einen  Beweis  dafür  erblickte,  dass  auch  der  Merowinger  der  Volkszustimmung 
nicht  bedurfte.  Vom  8tandpunkt  der  praktischen  Möglichkeit  bat  Dahn 
1.  c.  VII.  II.  31  ff  die  Annahme  eines  Kampfes  zweier  Rechtssyateme  aii- 
gefochten;  vgl.  W.  8cbultze;  Dtsebe  Gesch.  II.  396,  397  n.  Gebhardt: 
Hdb.  d.  dtsch.  Gosch.  !.'•*  56.  A.  1.  Die  vom  Standpunkt  der  Möglichkeit 
eher  denkbaren  Auffassnngen  von  Brunner  (1.  c.  I.  286 ff,  374  ff)  und 
Schröder  (R.  G.*  228  ff,  264  ff),  die  entgegen  der  Sohm'schen  Ansicht  ein 
Zusammenwirken  von  König  und  Volk  für  einen  Theil  der  Recbtsbildung 
vertreten,  entsprechen  aber  anch  nicht  ganz  der  Quellenlage  (s.  Seeliger 
1.  c.  VII.  173  ff,  V.  Amira  1.  c.  195);  der  Gegensatz  zwischen  den  unter 
Theiluabme  des  Volkes  erlassenen  Gesetzen  und  denen,  bei  welchen  diese 
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lelniuiig  znweitgeliender  Begriffsbestimmung')  von  der  Betrachtung 
ausgehen,  dass  eine  Gesetzgebnugsgewalt  im  eigentlichen  Sinne 
der  germanischen  Zeit  fremd  war,^)  die  Sorge  für  die  Rechts- 
ordnung vielmehr  mit  der  allgemeinen  Fürsorge  für  das  Wohl 
von  Staat  und  Volk  verbunden  war  und  durch  König  und  Volk 
gemeinsam,  jedoch  ohne  Competenzscheidung,  gehandhabt  wurde. 
Sieht  man  nun,  dass  in  einer  Reihe  von  Fällen  die  Könige,  die 
doch  zweifellos  nach  Ausdehnung  ihrer  Gewalt  strebten,  dennoch 
die  Zustimmung  des  Volkes  erwähnen,  so  muss  mau  in  solchen 
Nachrichten,  die  vom  Standpunkte  der  wachsenden  Königsgewalt 
doch  lieber  unterblieben  wären,  den  Ausdruck  der  Überzeugung ') 
von  der  Nothwendigkeit  irgend  einer  Betheiligung  des  Volkes^) 
erblicken.  Diese  Überzeugung  weist  in  der  fränkischen  Gesetz- 
gebung zweifellos  germanische  Züge  auf.  Hat  auch  das  Volk 
den  Optimaten  weichen  müssen,  so  ist  doch  keine  absolute 

Theilualimn  fehlt,  ist  dadurch  nicht  erklärt.  Da  somit  alle  juristischen 
Kriterien  versagen  und  die  Verschiedenheit  legislatorischer  Behandlung 
auch  nicht  durch  den  Gegensatz  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht 
erklärt  wird,  hleibt  nur  noch  die  Seeliger’sche  Unterscheidung  (1.  c.  I.  .10  ff, 
.18,  VII.  182  ff),  der  gemäss  die  Wichtigkeit  der  betreffenden  Angelegenheiten 
(also  ein  unjnristisches  Kriterium)  für  die  Betheiligung,  hezw.  Nicht- 
betheiligung  des  Volkes  ausschlaggebend  gewesen  wäre,  was  auch  mit 
dem  Eindrücke,  den  die  Gesammtbeit  der  fränkischen  Verhältnisse  macht, 
iibereinstimmt.  Affolter  (Intertemp.  H.  143  ff)  hat  nachgewiesen,  dass 
das  langobardische  intertemporale  Recht  ein  wichtiges  Symptom  des  aus- 
geprägten Unterschiedes  zwischen  Kiinigsreebt  und  Volksrecht  bedeutete; 
der  Mangel  eines  intertemporalen  Rechtes  bei  den  Franken  fällt  zusammen 
mit  dem  weniger  ausgeprägten  Unterschiede  zwischen  Königsrecht  und 
Volksrecht. 

■)  also  auch  der  Bestimmung  des  Begriffes  der  Gesetzgebungsgewalt 
als  solcher. 

^)  So  richtig  Seeliger  I.  c.  I.  31;  es  gebt  also  v.  Ämira  1.  c.  zu 
weit,  wenn  er  ein  ausgesprochenes  königliches  Gesetzgebungsrecht  annimmt. 

’)  Es  frägt  sich  nur,  ob  es  sich  um  eine  Rechtsüberzeugung  oder  um 
Opportunität  handelte.  Man  muss  Seeliger  beipilichten,  wenn  er  den 
vielfach  betonten  Widerspruch  zwischen  rechtlicher  Überzeugung  und 
politischer  Opportunität,  namentlich  im  Gebiete  des  auf  Grund  politischer 
Tbatsachen  sich  entfaltenden  Staatsreebtes,  kritisiert.  Andererseits  muss  man 
damit  rechnen,  dass  aus  ursprünglich  opportunistischer  Übung  eine  Rechts- 
Überzeugung  entstehen  kann;  ebenso  umgekehrt. 

<)  d.  h.  der  Optimaten;  es  könnte  also  hier  die  zu  einer  opportunistischen 
Gepflogenheit  gewordene  frühere  Rechtsüberzeuguug  vorliegen. 

13* 
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römische  Gesetzgebnngsgewalt  entstanden,  es  wirkte  vielmehr 
die  Tradition  einer  volksmässigen  Betheiiigung,  obwohl  in 
zeitgemässer  Abschwächung  und  ohne  bestimmte  Grenze  nach; 
alle  Änderungen  anf  diesem  Gebiete  finden  in  der  Umwandlung 
des  Verfassungsgeistes  ihre  Erklärung.*)  Auch  die  .schwankende 
Terminologie’^)  genügt  nicht,  um  eine  Befolgung  ii'gendwelcher 
rümischen  Rechtsauffassung  hinsichtlich  der  legislatorischen 
Thätigkeit  anzunehinen;  sie  entspricht  übrigens  durchaus  nicht 
den  Gepflogenheiten  der  kaiserlichen  Juristen.  Man  wird 
vielmehr  sowohl  in  der  schwankenden  Terminologie  wie  noch 
mehr  in  dem  Umstande,  da.ss  die  Grenze  zwischen  Gesetz  und 
Verordnung,  ja  sogar  eine  unumstö.ssliche  Richtschnur  für  das 
Zusammenwirken  der  an  der  Gesetzgebung  betheiligten  Pactoren 
fehlte,  ’)  wie  überhaupt  in  der  juristisch  mangelhaften  Aus- 
gestaltung der  Gesetzgebungs-  und  Verordnnngsgewalt,  lauter 
Gründe  für  die  Ablehnung  eines  rOmischrcchtlichen  Einflusses 
auf  diesem  Gebiete  finden  müssen.  Diese  Zustände  der  fränkischen 
Gesetzgebnngsgewalt  bilden  eine  Fortsetzung  der  betreffenden 
germanischen  Verhältnisse.;*)  war  in  germanischer  Zeit  die  Frage 
gewiss  in  keiner  Weise  gelöst  und  eine  Abgrenzung  zwischen 
König  und  Volk  nicht  erfolgt,  so  fehlten  Lösung  und  Abgienznng 
auch  jetzt. 


')  Selbst  bei  Annahme  der  Sohm 'sehen  TiChre  kann  man  nicht  an 
Befolgung  römischer  Beispiele  denken,  weil  die  den  Franken  noch  zugäng- 
lichen römischen  Vorbilder  eine  Unterscheidung  zwi.schen  j.  civile  und 
honorarium  nicht  mehr  veranschaulichten.  Man  könnte  dann  höchstens  von 
einer  entwicklnngsgeschichtlichen  Analogie  sprechen. 

ä)  3.  Seeliger:  D.  ('apitt.  d.  Karolinger  S.  lOff,  Dahn  1,  c.  VII. 
II.  :)1,  III.  416.  .V22,  VIII.  III.  2.  Oaiidcnzi:  Capitolari  (Digesto  ital.) 
5 ;t  bemerkt,  dass,  während  die  Merowinger  die  Benennung  ihrer  Ge.sef/.o 
der  römischen  Sprache  entlehnten,  die  Karolinger  die  Bezeichnung  Uapitula 
ans  der  kirchlichen  Terminologie  übernahmen.  Seeliger  1.  c.  10  ff  macht 
auf  die  schwankende  Form  und  mangelhafte  Pracisiemng  der  Uapitt.  auf- 
merksam, was  natürlich  ganz  unrömisch  ist. 

*)  Denn  auch  die  S e e 1 i g e r'sche  Lösung,  die  den  Quellen  noch  am 
besten  entspricht,  ist  eine  juristisch  haltlose,  da  die  Frage,  was  als  wichtig 
und  was  als  weniger  wichtig  betrachtet  wurde,  offen  bleibt. 

*)  nameutlich  das  so  besonders  lebendig  erhaltene  Bewusstsein.  >lass 
der  König  nicht  einseitig  Vorgehen  dürfe  und  die  äussere  Unterscheidung 
von  Lex  und  Capitulare;  s.  B r n n n e r 1.  e.  I.  :178  ff. 
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Man  muss  das  in  fränkischer  Zeit  begegnende  Übergewicht 
des  Königs  ausschliesslich  auf  die  gesauunten  Aenderungen 
zurückführen.  An  die  Stelle  einer  allgemeinen  Yolksttberzeugung 
ti  at  eine  differenzierte  Überzeugung  aller  interessierten  Factoren, 
insofeme  sie  die  Macht  hatten,  ihre  Interessen  geltend  zu  machen.-) 
Gerechterweise  könnte  man  also  von  einem  Gegensätze  zwischen 
Volksrecht  und  Königsrecht  nur  dann  sprechen,  wenn  der  König, 
ohne  besonderen  Grund,  den  Traditionen  des  Volkes  entgegen, 
neue  Normen  geschaffen  hätte,  um  seine  Gewalt  oder  die  Stellung 
einer  ihm  genehmen  Classe  zu  stärken  und  dadurch  eine  Ent- 
fremdung zwischen  Recht  und  Volk  hervorgerufen  worden  wäre. 
Dafür  fehlen  aber  Beweise;  im  Gegentheil  drückte  das  Königsrecht 
gewiss  oft  materiell  eine  weit  verbreitete  Volksüberzeugung 
aus;  umgekehrt  konnte  das  Volksrecht  unter  Umständen  nicht 
im  Sinne  der  Volksüberzeuguug,  sondern  im  Sinne  gewisser 
Personen  oder  Kreise  ausfallen,  weil  eben  nicht  mehr 
das  ganze  Volk,  sondern  nui-  gewisse  Theile  desselben  ihre 
Rechtsüberzeugung  erfolgreich  geltend  machen  konnten.  Wir 
haben  also  überhaupt  keine  Garantie  dafür,  dass  dasjenige,  was 
man  als  Volksrecht  bezeichnen  will,  der  Volksüberzeuguug 
entsprach,^)  ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  allgemeine  Volks- 

')  Die  Differenzierung  der  Recbtsüberzeugung  bängt  mit  der  socialen 
Differenzierung  zusammen.  Es  können  und  müssen  sich  daher  innerlialb 
der  einzelnen  Schichten  verschiedene  KechtsUberzengungen  bilden,  deren 
Durchsetzung  von  dem  Kräfteverhältnis  abbäugt.  Die  mächtigeren  Schichten 
setzen  ihre  Auffassungen  auch  nach  aussen  durch,  aber  selbst  die  schwächeren 
Schichten  beeinflussen  die  Entwicklung,  die  sich  stets  auf  der  aus  dein 
gegenseitigen  Kräfteverhältnisse  resultierenden  Linie  bewegt. 

Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  eine  Volksüberzeugnng  festzu- 
stellen  und  in  kurzen  Sätzen  schriftlich  zu  formulieren,  kommt  die  redactionellu 
Willkür,  die  sich  oft  unbewusst  geltend  macht  und  auch  beute  der  Rechts- 
Ubersengung  falschen  Ausdruck  verleiht,  in  Betracht.  Der  nimmer  ruhenden 
Entwicklung  der  Volksüberzeuguug  vermag  das  einmal  aufgezeichnete  Volks- 
recht nicht  mehr  zu  folgen,  so  dass  es  nach  einigen  Decennion  der  ursprünglich 
vielleicht  gut  wiedergegebeneu  Volksüberzeuguug  nicht  mehr  entspricht. 
Da  mag  man  fragen,  ob  denn  nicht  vielleicht  das  sog.  Königsrecht  mitunter 
der  Volksüberzeugung  besser  entsprach,  als  das  veraltete  Volksrecht.  Es 
giebt  Haterien,  in  denen  sich  die  Volksüberzeugung  nur  nach  und  nach 
entwickeln  kann,  so  z.  B.  verwaltungs-  und  processrecbtliche;  aber  auch 
für  die  Entwicklung  der  materiellrecbtlichen  Überzeugung  ist  die  Praxis 
sehr  maassgebend;  die  Häufung  von  gewissen  Fällen  vermag  die  ursprüng- 
liche Überzeugung  zu  ändern. 
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Überzeugung  in  fränkischer  Zeit  jeder  Möglichkeit  entbehrte, 
sich  einheitlich  zu  entwickeln.')  Welche  Gefahr  schon  die 
Aufzeichnung  an  und  für  sich  brachte,  ist  klar;  wenn  das  Recht 
eines  Volkstheiles  zu  schriftlicher  Aufzeichnung  gelangte  und 
allen  anderen  Volkstheilen  gegenüber  als  Recht  galt,  dann  trat 
es  bei  diesen  anderen  Volkstheilen  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Überzeugung  als*  ein  durch  die  Machtverhältnisse  aufgedrängtes 
Recht  auf  und  kein  Volkstheil  hatte  ja  im  fränkischen  Reiche 
die  Möglichkeit,  die  Leges  in  dieser  Beziehung  zu  prüfen.'^ 
Wenn  also  eine  Entfremdung  zwischen  den  trotzdem  vollgeltenden 
Bestandtheilen  des  Gesammtrechtcs  beobachtet  wird,  so  beruhte 
sie  nicht  auf  dem  Gegensätze  zwischen  Volksüberzeugung  und 
königlicher  Willkür,  sondern  auf  der  gesteigerten  Complicierung 
der  Rechtsverhältnisse,  für  die  eine  gemeinsame  Volksüberzeugung 
nicht  erreichbar  war.^) 


>)  S.  oben  S.  197.  A.  1.  Nur  in  den  einfachen  Verhältuieseu  des  alt- 
germanischen  Staatswesens  konnte  sich  die  jeweilige  Volksüberzeugung  in 
der  Volksversammlnng  einheitlich  äussem;  schon  in  den  einzelnen  Uerichts- 
vorsammlnngen  war  sie  particularistiscb  gefährdet  und  der  Beeinflussung 
durch  die  mitunter  sehr  starke  Stellung  des  Uericbtsleiters  ausgesetzt.  — 
Es  ist  ferner  fiir  die  Entwicklung  und  schon  gar  für  die  einheitliche  Ent- 
wicklung der  Volksüberzeugung  in  so  neuen  Verhältnissen,  wie  es  die  des 
fränkischen  Grossstaates  waren,  nicht  gleichgiltig,  auf  welchen  Grundlagen 
die  einzelnen  Theile  der  Rechtsuberzeugung  beruhten.  Uralte,  rorcaltnrelle 
Ideen,  denen  der  Zusammenhang  mit  den  späteren  Lehensbedingungen  ab- 
handen gekommen,  sittliche  und  religiöse  Auffassungen,  die  sich  nunmehr 
umwandelten,  historische  Einwirkungen,  die  ihre  Tragweite  verloren  u.  s.  w. 
worden  ihres  Einflusses  auf  die  betreffenden  Theile  der  KechtsUberzengung 
in  verschiedenem  Grade  beraubt  und  durch  neue  Uomonte  in  ebenfalls  ver- 
schiedenem Grade  ersetzt.  Keine  noch  so  starke  Einheitlichkeit  der  Rechts- 
Überzeugung  kann  da  Stand  halten. 

>)  Somit  entsprachen  die  Aufzeichnungen  eigentlich  nur  einem  Theile 
der  Rechtsüberzeugnng  und  dasselbe  gilt  für  die  an  die  Aufzeichnungen 
sich  anlehnenden  Gewohnheitsrechte.  Wenn  mau  im  allgemeinen  sagt,  dass 
das  Gewohnheitsrecht  den  Regungen  der  Volksüberzeugung  entspringt,  das 
Gesetz  aber  dom  Willen  Einzelner,  so  sieht  man,  dass  unter  so  beschaffenen 
Umständen  die  Rolle  Einzelner  auch  für  die  Entwicklung  des  Gewohnheits- 
rechtes in  die  Wagschale  fällt. 

Es  handelt  sich  hier  natürlich  nicht  um  die  theoretische  Erschöpfung 
der  Frage,  ob  und  wann  eine  allgemeine  Volksüberzeugung  möglich  ist, 
sondern  nur  um  die  Erörterung  der  Volksüberzeugung  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Grundlage  des  Volksrechtes  und  zwar  im  Hinblick  auf  die  im  fränkischen 
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Auch  für  die  Benrtheilung  des  Bannes,  der  namentlich  als 
Verordnungs-  und  Verwaltnngsbann,  einigermaassen  aber  auch 
als  Friedensbann  die  Rechtsentwicklung  mächtig  beeinflusste, 
mQssen  wir  von  der  Betrachtung  altgermanischer  Zustände  aus- 
gehen und  zwar  von  der  gewiss  zweifellosen  Annahme,  dass, 
wenn  schon  die  Gesetzgebnngsgewalt  in  alter  Zeit  keine  Aus- 
gestaltung erfahren  haben  kann,  dies  für  obrigkeitliche  Ver- 
ordnungen und  Vorwaltungsmaassregeln  destoweniger  der  Fall 
war.  Mau  muss  sich  jeder  Yermuthung  darüber  enthalten,  ob 
oder  für  welche  Dienste  die  frühere  Zeit  eine  feste  Ordnung 
entwickelt  haben  mag  und  ebenso  jeder  Vermnthung  daiüber, 
ob  und  welche  Mittel  zur  Sicherstellung  der  Volkspflichten 
(allenfalls  neben  der  Friedlosigkeit)  in  der  früheren  Zeit 

Reiche  wahrnehmbare  Hezioliung  desselben  zum  sog.  Künigsrochte.  Dcslialh 
muss  betont  werden,  dass  das  Recbtsgeftibl  in  der  Regel  nur  auf  die 
einfachsten  Fragen  reagiert,  also  auf  die,  die  sich  ans  den  traditionell  aus- 
gebildeten ethischen  Rmpfindungon  einfach  beantworten  lassen;  auf  neue 
und  complicierte  Fragen  reagiert  das  Recbtsgofühl  eines  jeden  Individuums 
anders  und  solche  Fragen  worden  nicht  mehr  durch  eiue  allgemeine  Über- 
zeugung gelöst,  sondern  auf  Grund  der  im  Einzelnen  in  Betracht  kommenden 
politischen,  socialen  und  wirtschaftlichen  Momente,  die  der  Einheitlichkeit 
und  der  fibereinstimmuug  entbehren.  Die  erwähnten  Momente  hängen  ihrer- 
seits mit  verschiedenen  äusseren  Impulsen  und  zwar  auch  mit  positiven  Rechts- 
normen zusammen,  die  auf  diese  Weise  in  die  Lage  kommen,  die  Weiter- 
entwicklung der  Rechtsüberzenguug  zu  beeintlusseu  und  von  Stufe  zu  Stufe 
eiue  Übereinstimmung  zwischen  RechtsgefUhl  und  Recht  anznbabnen.  Selbst 
die  primitivsten  Regungen  des  RechtsgefUhls  müssen,  wenn  sie  zu  Rcchts- 
satzen  werden,  Einschränkungen  und  Erweiterungen  erfahren,  die  durch 
die  Gesammtlage  bedingt  werden  und  gegen  das  Rechtsgefühl  vieler 
Individuen  verstossen. 

Trennt  man  auf  diese  Weise  rechtshistorisch  Rechtsgofühl,  Rechts- 
Uberzeugung  und  Recht,  so  muss  mau  destomebr  au  der  Bedeutung  der 
äusseren  Einflüsse  für  die  Rechtsschaffung  fcsthalten,  sowie  an  der  Bedeutung 
der  äusseren  Vorgänge,  die  aber  gewiss  nicht  ausschliessliclies  Werk  der 
Gesetzgebung  und  auch  nicht  das  Werk  des  Machthabers  (in  diesem  Falle 
des  Königs)  sind.  Der  König  steht  in  den  meisten  Fällen  ebenso  unter 
änsseren  Einflüssen,  wie  das  Volk,  beziehungsweise  die  einzelnen  Schichten 
desselben;  nur  sind  natürlich  diese  Einflüsse  nicht  identisch;  aus  ihrem 
Zusammenwirken  und  aus  der  Gesammtlage  der  Verhältnisse  ergiebt  sich 
die  resultierende  Linie,  auf  der  natürlich  keine  gemeinsame  RechtsUberzeuguug 
und  folglich  kein  der  Rechtsüberzeugung  aller  entsprechendes  Recht,  wohl 
aber  ein  dem  gegenseitigen  Kräfteverhältnisse  sich  anpasseudes  Recht 
erreicht  wird. 
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bestanden.’)  Sind  wir  infolgedessen  nicht  in  der  Lage,  uns 
darüber  auszusprechen,  ob  und  welche  germanische  Vorbilder 
den  fränkischen  Bannnonnen  vorausgegangen  sind,*^)  so  werden 
wir  doch  sagen  müssen,  dass  die  Gewalt,  Gebote  und  Verbote 
zu  erlassen,  jeder  Obrigkeit  eigen  ist,”)  weil  ohne  dieselbe  keine 
obrigkeitliche  Function  denkbar’  wäre  und  weil  Friedlosigkeit 
gerade  wegen  ilu’er  Tragweite  unmöglich  als  einziges  Mittel 
ausreichen  konnte.  Angesichts  des  Mangels  genauer  Unter- 
scheidung zwischen  Gesetz  und  Verordnung,  sowie  der  nicht 
immer  feststehenden  Geltungsdauer  fränkischer  Normen,  musste 
das  obrigkeitliche  Recht,  Gebote  und  Verbote  zu  erlassen,  dessen 
Noth Wendigkeit  in  viel  höherem  Grade  eintrat,  als  in  den  klein- 
lichen Verhältnissen  der  altgermanischeii  Zeit,  dazu  führen, 
dass  solche  Anordnungen  auf  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  Über- 
griffen und  schliesslich  nicht  nur  Lücken  ausfüllten,  sondern 
sogar  contra  legem  wirkten.^)  Sie  traten  in  vielen  Fällen 
zweifellos  in  Gegensatz  zum  Recht,  und  wenn  die  Lösung  dieses 
Gegensatzes  in  dem  Sinne  versucht  wird,  dass  nur  ein  Gegensatz 
älteren  und  neueren  Rechtes  Zurückbleiben  würde,'”)  so  ist  doch 
verfassungsgeschichtlich  der  Umstand  von  Bedeutung,  dass  das 
Bannrecht  ohne  Mitwirkung  der  an  der  Gesetzgebung  häufig 
betheiligten  Optimaten  (der  Nachfolger  des  Volkes)  gehaudhabt 
und  älteres  Recht  durch  einfache  königliche  Verfügung  factisch 


’)  Sicke  1:  Z.  Qesch.  d.  Banues  S.  ‘2;  in  Mitth.  d.  luitit.  111.  639 
fuhrt  er  das  Bannrecht,  das  erst  in  fränkischer  Zeit  ein  rechtliches  Uepräge 
erhalten  hat,  ebenso  wie  das  Gnaderecht,  auf  altgermanische  Wurzel  zurück. 

nur  für  den  Friedensbaun  können  dirocte  alte  Vorbilder  angenommen 
werden;  s.  Brunner  1.  c.  II.  37. 

^ s.  Seeliger  1.  c.  I.  356;  also  nicht  nur  der  königlichen.  M.  K.  betont 
Verf.  1.  c.  365,  dass  der  erste  Bannfall  (in  der  Lex  Sal.)  sich  auf  den  Befehl 
dos  Thnnginus  bezog.  Für  die  germanische  u.  zw.  volksrechtliche  Begründung 
des  Bannes  spricht  sich  Dahn  1.  c.  VII.  III.  '26  u.  415  aus. 

*)  Uan  braucht  also  nicht  mit  v.  Amira  (G.  g.  A.  1896.  8.  196)  au 
eine  principielle  Schrankenlosigkeit  des  Verordnungsbannes  zu  denken; 
allerdings  kann  man  ebensowenig  eine  streng  juristische  Beschränkung  des- 
selben im  Sinne  der  L.  Kib.  65  mit  Brunner  (1.  c.  II.  10)  annehmeu  ; 
in  dem  .legibus“,  mag  es  auch  wirklich  „gesetzmässig*  bedeuten  (s.  Zeumer 
in  G.  g.  A.  1885.  S.  107),  liegt  wohl  nur  eine  allgemeine  Directive;  s.  noch 
Sickel  in  Westdtsche  Ztschr.  IV.  ‘258,  Dahn  1.  c.  VH.  III.  28,  416  f. 

®)  so  Seeliger  I c.  I.  355,  365,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  35,  87. 
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abgeändert  wurde;  neben  der  durch  König  und  Optiniaten  geübten 
Gesetzgebung  wai-  also  eine  zweite  gleichwertige,  wenn  auch 
wenig  umfassende,  durch  den  König  allein  vertreten.*) 

Darin  liegt,  äusserlich  betrachtet,  ein  Abgehen  von  den 
gei'uianischen  Grundsätzen  und  wenigstens  für  die  auf  diese 
Weise^)  geliaudhabte  Gesetzgebung  könnte  man  sich  veranlasst 
sehen,  eine  Befolgung  römischer  Vorbilder  anzunebmen.  Zieht 
man  aber  die  Entwicklung  des  Baunrechtes  in  Betracht  und 
namentlich  den  Umstand,  dass  die  Wurzel  desselben  in  der  von 
jedem  Romanismus  freien,  sachlichen  Nothwendigkeit  rein 
obrigkeitlicher  Befehle  liegt,  welche  Nothwendigkeit  sich  zu- 
sehends steigerte,  so  wird  mau,  angesichts  der  gleichzeitigen 
Fortschritte  des  Königtums,  die  allerlei  Eingriffe  ermöglichten, 
sowie  der  Thatsache,  dass  die  fränkischen  Volksrechte  keine 
exclusive  Geltung  forderten,  auch  diese  Vorgänge  aus  der 
Gesammtheit  der  fränkischen  Verfassungsentwicklung  und  ohne 
Annahme  romanistischer  Beeinflussung  erklären  können.  Wichtig 
erscheint,  dass  trotz  aller  Übergrifle  des  Bannrechtes  dennoch 
niemals  eine  persönliche  Gesetzgebungsgewalt  des  Königs  aus- 
gesprochen und  die  für  einen  grossen  Theil  derselben  angewendetc 
Mitvirkung  der  Optimaten  niemals  als  überflüssig  bezeichnet 
wurde;  man  Hess  die  königliche  Gewalt  gewähren,  sie  machte 
davon  Gebrauch,  brachte  es  aber  zu  keiner  Präcisiorung  und 
markierte  wenigstens  theilweise  durch  die  — allerdings  nicht 
consequent  eingehaltene  — Unterecheidung  der  Straffolgen,-*) 
die  Scheidung  zwischen  der  allgemeinen  und  bannrechtlichen 
Gesetzgebung,*)  freilich  auch  zum  Vortheile  des  Königtums.-') 

‘)  Modemreebtlich  sucht  diese  Krage  J.  G o I d s cli  lu  i d t:  Ü.  W>r- 
waltuugsslrafrecht  S.  I ff  zu  beleucbteii;  er  bebt  den  Ui’sicbtsimiikt  der 
guten  Urduuug  hervor;  reebtshistoriseb  genügt  dies  kaum. 

*)  namentlich  aber  iu  solchem  Umfange. 

“)  Dass  die  Banustrafen  durchaus  nicht  gleich  waren,  haben  .Sickel 
und  Sceliger  1.  c.  bemerkt.  JI.  R.  bebt  Schröder  (Uist.  Ztsebr. 
Bd.  7U.  8.  -37)  die  adiiiiuistratirc  Kiiitreibung  der  Baiiiibusseii,  im  Gegen- 
sätze zu  den  Ueriebtsbussen  hervor. 

*)  Man  sieht,  dass  trotz  Erlassung  von  Bamiverordnungen  die  Volks- 
rechte  weiter  aufgezeichiiet  wurden,  ohne  dass  man  die  Verordnungen  binein- 
gezogen  hätte. 

Deuu  die  Bauusacheu  bedurften  keiner  gorichtlicbeii  Behandlung. 
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Alles  weist  in  der  fränkischen  Entwicklung  auf  den  engsten 
Zusammenhang  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht  hin;') 
für  einen  ausgesprochenen  Gegensatz  zwischen  beiden  fehlt  je<le 
Handhabe;  die  Annahme  eines  solchen  Gegensatzes  scheitert 
an  dem  Ineinandergreifen  beider  Rechtsbildungsarteu ; es  lässt 
sich,  abgesehen  von  allen  Spielarten,  die  ein  unbestimmtes 
Zwischengebiet  schaffen,  nicht  einmal  sagen,  welche  Materien 
die  Domäne  der  einen  oder  anderen  Art  bildeten.  Zuverlässig 
darf  man  behaupten,  dass  die  fränkischen  Yolksrechte  noch 
weit  weniger  als  die  der  vorher  besprochenen  Völker  die  An- 
wendung eines  in  ihnen  nicht  enthaltenen  Gewohnheitsrechte^ 
ausschliessen,'')  diese  Anwendung  vielmehr  für  ihre  Fortbildung.- 
verwertheten;^)  die  Weiterbildung  ungeschriebener  gewohnheits-  '■ 
rechtlicher  Normen  des  ganzen  Volkes  und  kleinerer  Theile 
desselben  ist  allgemein  anerkannt  und  fand  in  den  Grafschafts- 
gerichten eine  entsprechende  Anwendungsgelegenbeit.  Haben  auch 
später  üapitularien  das  freie  Ermessen  des  Richters  einzuschränken 
gesucht,')  indem  sie  auf  geschriebene  Rechte  hinwiesen,  so  haben 
sie  doch  zu  allen  Zeiten  mit  dem  Gewohnheitsrechte  gerechnet, 
ja  sogar  mit  der  Möglichkeit  derogierender  Wirkung  gegenüber 
älterem  geschriebenem  Rechte.’’)  Es  bedarf  wohl  keiner  weiteren 
Erörterung,  dass  solche  Auffassungen  der  römischen  Idee  des 
Gewohnheitsrechtes  nicht  entsprachen.  Mit  dieser  grossen 
Bedeutung  desselben  hängt  die  verhältnismässig  geringe  Ver- 
breitung der  volksrechtlichen  Texte  und  die  noch  geringere  der 
Capitularien  zusammen;  ebenso  die  auffallend  ungenügenden 


')  S«lbgt  die  Tonoiuologie;  lex  und  cousuetudo  wordeu  Temiiscbt; 
8.  Brie:  üew.  R.  als  ff,  iianieutlich  Aiim.  14 — 2o. 

Brie  1.  c.  205.  A.  11.  wendet  sieb  gegen  mich  (I.  Theil  S.  2S2). 
indem  er  meine  der  L.  Burg,  geltenden  Bemerkungen  bekämpft  und  auf 
SaÜK  (Vorrede  6.  A.  2)  hinweiet;  das  Uiseverstnndnis  igt  ziemlich  klar. 

’)  8.  oben  8.  X'i  ff.  ilae  Uber  die  Zusätze  zur  Lex  Salica  gesagte, 
s.  Capit.  No.  3;i  ex  802  c.  20,  Capit.  No.  US  (Ital.)  ex  801. 

8.  1)  a b n 1,  c.  VIII.  III.  28  f,  IV.  10  f.  Brie  1.  c.  205.  A.  14, 
226.  A.  8.  Dag  Pippinische  Capifulare,  das  dem  geschriebenen  Rechte  un- 
bedingten Vorrang  einräumen  wollte,  war  auf  Italien  besebränkt,  stand 
offenbar  unter  römischem  Einflüsse,  bildete  aber  eine  Ausnahme,  die  den 
Uesammteindruck  uicht  beeinträchtigen  kauu. 
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Fortschritte  des  geschriebenen  Rechtes;*)  es  ist  aber  klar,  dass 
dieser  ungenügende  Fortschritt  durch  die  grosse  Autorität  des 
Gewohnheitsrechtes,  das  ein  geschriebenes  Recht  zum  grossen 
Theile  überflüssig  machte,  verursacht  wurde. 

Dei'  anerkannt  particularistische  Zug  der  fränkischen  Rechts- 
entwicklung hängt  natürlich  mit  der  Achtung  des  Gewohnheits- 
rechtes einigermaassen  zusammen.  Hätte  wirklich  die  königliche 
Gesetzgebuugsgewalt  in  jener  Fülle  bestanden,  wie  dies  von 
mancher  Seite  behauptet  wird,  sie  hätte  wohl  eine  Rechtseinheit 
angestrebt  und  dieselbe  wenigstens  theilweise  verwirklicht. 
Dies  ist  aber  nicht  einmal  für  das  fränkische  Recht  geschehen; 
es  kam  nicht  zur  Einigung  des  salischen  und  ribnarischen 
Rechtes,  man  zeichnete  .sogar  das  chamavische  noch  in  späterer 
Zeit  auf  und  fand  es  nützlich,  die  Lex  salica  zu  emendieren, 
obwohl  man  anderei-seits  nichts  that,  um  die  innere  Fortbildung 
der  einzelnen  Yolksrechte  zu  ermöglichen.  Es  ist  doch  auffallend, 
dass  man  den  Fortbestand  von  Haus  aus  unzureichender  und 
mangels  entsprechender  Fortbildung  destoweniger  genügenden 
Volksrechte  vorzog,  sogar  noch  in  karolingischer  Zeit,  die 
hinsichtlich  der  Staatsaufgaben  und  des  Gentralismus  im  übrigen 
nicht  gedankenlos  vorgiug.-)  Man  darf  wohl  die  politischen 
Gründe,  die  dabei  wirkten,  nicht  unterschätzen  und  muss  die 
Sonderstellung  mancher  Stämme  in  Betracht  ziehen;  man  darf 
aber  diese  Gründe  auch  nicht  übei'schätzen  und  gewiss  an  keine 
liberale  Anerkennung  der  Sonderstellung  denken,-*)  sondern  eher 
an  eine  nothwendige  Anerkennung  des  neben  den  knappen 
Volksrechten  geltenden  Gewohnheitsrechtes,  das  man  bestehen 


*)  Dies  bemerkte  schon  U e u s 1 e r 1.  c.  I.  7 f.  Es  K^uttgt,  die  Fort- 
schritte des  fränkiscbpii  geschriebenen  Keclites  mit  denen  des  westgothischen 
und  langobardischen  zu  vergleichen. 

Aus  dem  fränkischen  Rechte  drang  manches  in  die  andern  ein  und 
die  Staatsgewalt  leistete  dieser  Beeinflussung  Vorschub;  doch  darf  mau 
sagen,  dass  es  sich  dabei  nicht  um  die  Frankonisierung  des  Rechtes  handelte 
( wie  S 0 h m in  Bav.  Ztschr.  1.  U f meinte),  sondern  um  eine  praktische 
Hebung  der  Rechte,  die  den  höheren  Staatsaufgaben  zugänglich  gemacht 
werden  sollten.  Eine  Verdrängung  der  verschiedenen  Rechte  war  nicht 
beabsichtigt;  s.  Dahn  1.  c.  VIU.  III.  3U. 

ä)  8.  Ficker:  Unters,  z.  R.  u.  R,  ü.  It.  1.  XXXIV  f. 
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li«ss,  da  man  es  niclit  zu  überwinden  vermochte.')  Wir  f'elien 
da  nicht  auf  die  Licht-  und  Schattenseiten'^)  dieser  Geschehnisse 
ein,  wollen  nur  bemerken,  dass  in  all  dem  wieder  ganz  un- 
römische  Züge  sichtbar  sind. 

Dass  auch  die  Gestaltung  der  erlasseneu  Normen  keinen 
römischen  Einfluss  aufweist,  bedarf  keiner  näheren  Erörterung. 
Es  isthervorgelioben  worden,'^)  dass  mau  selbst  in  der  karolingischen 
Gesetzgebung  keine  Planmässigkeit  findet,  dass  insbesondere  die 
vielen  Lücken  und  Ungleichmässigkeiten  einer  solchen  Auffassung 
entgegenstehen.  Andererseits  entspricht  die  überwiegend  kurze 
Passung,  die  sich  mit  den  direkten  Befehlen  oder  "Verboten 
begnügt  und  der  Begi’iflFsbestimmung^)  ausweicht,  ferner  die  oft 
auffallende  Unbeholfenheit  der  Ausdrucksweise  ebenfalls  nicht 
den  römischen  Vorbildern  und  unterscheidet  sich  sichtlich  von 
etwaigen  germanischen  Nachahmungen  römischer  Muster.^)  Es 
hat  daher  die  fränkische  Gesetzgebung  für  eine  Jurisprudenz, 
wie  etwa  die  langobardische,  nicht  vorgearbeitet.  — 

In  hohem  Grade  wird,  bis  ins  Detail  hinein,  römische 
Beeinflussung  des  fränkischen  Finanzwesens  und  der  dem 
Könige  zustehenden  Fiiianzbelugnisse  angenommen.'')  Überprüft 
man  den  inneren  Werth  der  in  Betracht  kommenden  Thatsachen,'^) 


')  Allüidiiigs  tliat  mau  nichts  für  seiue  Belebung;  mau  verurtlieilie 
die  alten  Rechte  praktisch  zu  einem  Sieclitum;  doch  waren  sie  immer  noch 
stark  genug,  um  dem  Particularismus  zu  dienen. 

-)  Als  Lichtseite  kommt  die  erleichterte  Freihaltnug  der  Einzelrechte 
Tou  fremder  Beeinflussung  in  Betracht;  das  rUmische  Recht  hätte  auf  ein 
gemeinsammes  Keichsrecht  grösseren  Einfluss  ausüben  können.  Als  Schatten- 
seite kann  die  Erhaltung  des  übermässigen  Particularismus  bezeichnet  werden. 

ä)  s,  Dahn  1.  c.  Vill.  III.  31. 

♦)  u.  zw.  noch  mehr  als  bei  den  Langobarden. 

'’)  Es  genügt,  die  fränkischen  .Satzungen  mit  dem  späteren  Westgotlien- 
rccht  zu  vergleichen. 

“)  Mitunter  ziemlich  uneingeschränkt;  s.  Dahn:  Z.  merow.  Einauzr 
(in  Germ.  Abh.  f.  K.  v.  Maurer)  und  Könige  VII.  III.  79  £f;  v.  Sybel 
1.  c.  40S  will  cs  als  Regel  hinstellen,  dass  zwar  nicht  alle  römischen  Ein- 
richtungen übernommen  worden  sind,  dass  aber  beinahe  alle  Lasten,  welche 
das  .Volk  zu  tragen  hatte,  ilir  Dasein  oder  ihre  Ausbildung  der  Borührnng 
mit  Rom  verdankten;  S.  411  wird  dies  allerdings  sehr  abgeschwächt. 

7)  Das  Thatsachenmaterial  steht  ziemlich  fest,  so  dass  man  auf  die 
Eiuzeluheiten  nicht  eiuzugehen  braucht. 
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SO  bemerkt  man  trotz  des  unzweifelhaft  grundlegenden  römischen 
Einflusses  wichtige  Entwicklungsunterschiede,  die  eben  für  dieses 
(Gebiet,  auf  dem  der  weitest  reichende  römische  Einfluss  durchaus 
nicht  anffallen  würde,  besonders  ins  Gewicht  fallen. 

Dass  die  Bezeichnung  „FLscus“  nicht  streng  römisch  aufzu- 
fassen  ist,  hat  schon  Gierke  hervorgehoben.')  Die  Identificierung 
von  Königsgut  und  Staatsgut  hat  daher  innerlich  einen  anderen 
Gharakter,  als  in  der  spätrömischen  Zeit,  in  der  man  allerdings 
Kaisergut  und  Staatsgut  praktisch  nicht  genau  trennte.^)  Mag 
diese  Identificierung  noch  so  sehr  an  manche  spätrömische  Er- 
scheinungen erinnern,  sie  fallt  mit  ihnen  doch  nicht  zusammen'*) 
und  findet  ihre  selbständige  Erklärung  darin,  dass  der  persönliche 
Einfluss,  auf  dem  die  Machtstellung  des  germanischen  Königs 
beruhte,  seit  jeher  mit  seinem  Reichtum  zusaramenhing;'*)  er- 
forderte die  Steigerung  der  Macht  und  die  grössere  Goncentrierung 
staatlicher  Rechte  und  Pflichten  in  der  Hand  des  Königs  auch 
Mehrung  des  Reichtums,  so  gab  ihrerseits  wieder  diese  gesteigerte 


')  Gen.  R.  II.  .^G5f;  s.  oben  S.  4fi.  A.  1;  über  ilie  Hodeutniig,  die  man 
inmaniseheraeits  dieaem  .\usdruck  in  fränkiacber  Zeit  beilegte,  belehren  nna 
die  Bpitomen  xii  L.  R.  Vis.  (!.  Tb.  II.  li.  5,  III.  1.  2,  IV.  11,  IV.  IS, 
X.  1— S,  XI.  I — 7,  XII.  2,  Xni.  1.  2,  Nov.  Valent.  III.  7,  Nov.  Mart.  2. 

.*)  Dieser  ITnterachied  iat  zuletzt  von  H i s (D.  Domänen  d.  rüm. 
Kaiaerzeit  .S.  27  f)  behandelt,  worden;  er  trat  allerdinga  rechtlich  so  wenig 
hervor,  daaa  M o m m a e n {in  Oatg.  Stud.)  für  die  apäteate  Zeit  mit  Recht  sagen 
durfte,  die  Ämter  dea  Oom.  rei  privatae  und  dea  Com.  a.  patrinionii  aeien 
identiach  gewe.sen.  Dennoch  giebt  dna  Bestehen  beider  Ämter  zu  denken, 
ebenao  wie  die  noch  im  V.  .Ih.  übliche  Unterscheidung  zwischen  fnndi  rei 
privatae  und  f.  patrimoniales.  Deshalb  kann  die  bei  den  Uangobarden  vor- 
kommende Unterscheidung  zwischen  Künigsgut  und  Fiscns  (a.  II.  Theil 
,S.  15»),  trotzdem  dass  dieselbe  im  langobardischen  Reiche  auch  germanischen 
Grundlagen  entspricht,  auf  römisches  Vorbild  zurückgefUhrt  werden,  um- 
somehr, als  ja  bei  den  Langobarden,  ebenso  wie  im  apätrömischen  Reicln? 
hei  der  V'erfügung  über  beide  Arten  von  Gütern  kein  praktiacber  Unterschied 
wahrnehmbar  iat. 

3)  Dies  gegen  Dahn  1.  c.  VII.  III.  S3.  Die  fränkiache  Verquickung 
geht  weiter;  es  fehlt  auch  der  tbeoretiacbe  Unterschied,  den  noch  die  apiit- 
röniische  Verfassung  kannte. 

*)  u.  zw.  mit  keinem  persönlichen  Reichtum,  da  es  einen  .Staatsschatz 
im  eigentlichen  Sinne  nicht  gab. 
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Machtstelung  zur  Mehrung  des  Reichtums  Gelegenheit.')  Die 
politischen  Umstände,  unter  denen  die  Gründung  des  fränkischen 
Reiches  erfolgt  war,  Hessen  den  Mangel  eines  abstracten  Staats- 
begrififes  stärker  als  anderwärts  hervortreten  und  hinderten  die 
Überwindung  dieses  Mangels;  es  fehlte  nicht  nnr  ein  abstracter 
BegriflF,  der  sich  über  König  und  Volk  erheben  würde,  es  fehlte 
auch  eine  rechtlich  relevante  oder  gar  selbständige  Organisation, 
die  dem  Volke  neben  dem  Könige  eine  praktisch  gleichwerthige 
Stellung  gesichert  hätte.'^)  Die  Identificierung  von  König  und 
Staat  gerade  anf  diesem  so  hervorragend  praktischen  Gebiete 
bildete  somit  gewiss  keine  Nachahmung  römischer  Muster.  Sic 
bestand  aber  auch  nnr  thatsächlich;  wäre  nämlich  die  Identificierung 
eine  vollkommene  gewesen,  dann  wäre  Staatsgut  Privatgut  des 
Königs;  das  war  es  nicht.  Schon  Heusler")  hat  auf  den 
Unterschied  zwischen  privatem  Güterrecht  und  dem  des  Königs 
hingewiesen,  so  dass  die  thatsächliche  Vereinigung  betrefis  der 
gemeinsamen  Verwaltung  und  Verfügung  wohl  nnr  in  dem 
Umstande  ihre  Erklärung  findet,  dass  der  König  für  die  Staats- 
auslagen ebenso  wie  für  seine  privaten  zu  sorgen  hatte,  für 
seine  Hofhaltung  Staatsgut,  ebenso  aber  auch  für  den  Staat 
sein  Eigengut“*)  verwendete.^) 


')  Auf  die  daraoe  sich  ergebende  Elasticität  der  königlichen  Einnahmen 
macht  Viollet  I.  o.  I.  319  aufmerksam.  In  zu  sehr  privatrochtlichem 
Sinne  behandelt  Fahl  heck  1.  c.  157  diese  Fragen. 

''')  Daher  ist  bei  Langobarden  nnd  Westgotben  die  Sachlage  doch  eine 
andere;  für  die  letzteren  giebt  es  Dahn  1.  c.  VII.  III.  83  zu,  für  die 
ersteren  nicht,  obwohl  auch  bei  ihnen  trotz  der  freien  königlichen  Verfügung 
Uber  die  Domänen,  dennoch  eine  Scheidung  zwischen  Königsgut  und  Staats- 
gut bemerkbar  ist.  M.  R.  hat  Brunner  1.  c.  II.  68  auf  die  grosse  Be- 
deutung der  Vererblichkeit  des  Thrones  in  dieser  Hinsicht  hingewiesen;  es 
kommen  aber  zweifellos  auch  die  übrigen  politischen  und  staatsrechtlichen 
Unterschiede  in  Betracht. 

3)  1.  c.  I.  309  ff;  B.  auch  Brunner  1.  c.  II.  68.  Ferner  hat  Brunner 
1.  c.  II.  72  f.  m.  R.  betont,  dass  die  Behandlung  des  Königsgutes  mit  der 
Tendenz,  König  und  Staat  zu  identificieren,  nicht  Uhereinstimmt. 

*)  Letzteres  namentlich  in  der  Karolingerzeit  wahrnehmbar;  es  ist 
bekannt,  dass  die  Karolinger  grosso  Oüter  mitbrachten;  man  vermag  bei 
den  einzelnen  Schenkungen  nicht  zu  unterscheiden,  ob  Staatsdomänen  oder 
andere  Güter  weggegeben  werden. 

Uit  Rücksicht  auf  die  Entstehungsgeschichte  des  fränkischen  Reiches 
kamen  zu  dem  persönlichen  Reichtum  des  Königs  die  römische  Beute  und 
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Abgesehen  von  dieser  Frage  erscheinen  sowohl  die  bekannten 
Umwandlungen  des  römischen  Finanzwesens  im  fränkischen 
Reiche,  als  auch  der  germanische  Einschlag,  der  diese  Ent- 
wicklung begleitete,  zu  wichtig,  als  dass  man  von  einer  Bei- 
behaltung römischer  Vorbilder,  die  allerdings  den  Ausgangspunkt 
des  fränkischen  Finanzwesens  gebildet  haben,  sprechen  könnte. 
So  ist  schon  die  wichtigste  römische  Steuer,  die  Grundsteuer, 
durch  die  nunmehr  eingetretene  Unveränderlichkeit  der  Steuer- 
schnldigkeit  zu  einer  Abgabe  geworden,  die  wie  ein  fester 
Bodenzins  wirkte')  und  den  Steuercharakter  beeinträchtigte; 
dass  sie  in  vielen  Theilen  Galliens  ohnehin  in  Vergessenheit 
geriet,  wird  allgemein  zugegeben  und  hängt  damit  zusammen, 
dass  die  fränkischen  Könige  den  theilweise  unternommenen 
Versuch,  diese  Steuer  zu  beleben,  aufgeben  und  sich  damit 
begnügen  mussten,  sie  nur  da  und  in  jener  Höhe  zu  erheben, 
wie  es  dem  Herkommen  entsprach;  ans  dem  Edict  Chlothars  II. 
c.  8 darf  geschlossen  werden,  dass  auch  dieses  Herkommen 
stark  angefochten  und  jede  Gelegenheit  benützt  wurde,  die 
Grundstenerpflicht  abzuschütteln,'^)  wozu  die  Veraltung  der 
Steuerlisten  beitrug.  Ein  analoges  Schicksal  erlitt  trotz  theil- 
weise erfolgreicherer  Bemühungen  die  Köpfst  euer.-')  In 


andere  Einnabmeqnellen  hinzn ; es  fehlte  nämlich  in  der  fränkischen  Staats- 
entwicklung  jenes  Zwischenstadinm,  in  welchem  eine  Unterscheidung  des 
königlichen  vom  staatlichen  Vermögen  hätte  bervortreten  können.  Es 
offenbaren  sich  auch  hier  die  mehrmals  erwähnten  Folgen  staatsrechtlicher 
fjbergangslosigkeit  der  fränkischen  Entwicklung.  Im  römischen  Reiche 
haben  einige  Zeit  lang  beide  Vermögensmassen  nebeneinander  bestanden, 
bis  die  Übermacht  des  Kaisertums  die  Selbständigkeit  des  Staatsschatzes 
illusorisch  machte;  im  langobardischen  Reiche  rivalisierten  Volk  und  Herzoge 
mit  dem  Königtum;  im  fränkischen  Orossstaate  ist  von  diesen  Dingen  nichts 
zu  verspüren. 

>)  Dahn  1.  c.  VII.  III.  96.  A.  2.  tritt  der  Brunner'schen  Auffassung 
entgegen  und  meint,  es  werde  auf  diese  Weise  der  überkommenen  römischen 
Steuer  viel  zu  früh  der  Charakter  einer  privatrechtlichen  Last  beigelegt; 
dennoch  vergleicht  Dahn  selbst  1.  c.  109  die  Wirkungen  der  ehemaligen 
Grundsteuer  mit  denen  von  Real'asten  und  ilndenzinsen ; s.  S i c k e I in 
Westdtsche  Ztschr.  IV.  343. 

Dies  findet  auch  in  den  sich  stets  mehrenden  Steuerbefreiungen 
Ausdruck. 

s.  Brunner  1.  c.  I.  233.  A.  31.  II.  234  f,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  111  f. 
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beiden  Fällen  haben  sowohl  der  Verfall  römischer  Steuertechnik*) 
als  die  allgemein  germanische  Abneigung'^)  gegen  derartige 
Einrichtungen  gewirkt  und  man  wird  sagen  dürfen,  dass  diese 
Abneigung  zu  dem  Rückgänge  des  römischen  Steuerwesens,  allen 
königlichen  Bestrebungen  entgegen,  das  meiste  beigetragen  hat. 
Die  Karolingei-  beschränkten  sich  darauf,  etwa  noch  bestehende 
Steuerpflichten  aufrecht  zu  erhalten,'*)  ohne  eine  offenbar  erfolglo.se 
Wiederherstellung  oder  Ausdehnung  anzustreben.  ^)  •'■’) 

Die  neben  den  in  bedeutsamer  Rückbildung  beflndlichen 
Hanptstenern  vorkommenden  zahlreichen  Gebühren  und 
Dienste,  die  die  Erfüllung  der  öffentlichen  Aufgaben  er- 
leichterten, mögen  wohl  zum  grossen  Theile  römischen  Ursprungs 
sein;**)  sie  hängen  zum  guten  Theil  mit  dem  Zollwcsen  zusammen 
und  dieser  Umstand,  noch  mehr  aber  die  auf  dieser  Entwicklungs- 
stufe natüi'licbe  Vorliebe  für  specielle  Abgaben  und  insbe.sondert^ 
für  specielle  Dienste  der  Unterthanen  würde  ihre  Beibehaltung 
trotz  des  oft’ensichtliehen  Verfalles  der  übrigen  Abgaben  und 
Tiitsten  erklären.  Sie  schliessen  sich  nämlich  denjenigen  Leistungen, 

')  Uber  ilic  Gründe  dieses  Verfalles  .s.  auch  Kiener  1.  c.  7ß. 

Gegen  die  Amialime  dieser  Abneigung  ist  nur  Fustel  de  Cnulatiges 
fMon.  fr.  247)  aufgetreten,  der  Überraschenderweise  aus  der  Aegidius-I.,egendo 
den  .Schluss  ableitete,  dass  die  Franken  keinen  Widerwillen  gegen  die  Ke- 
steuernng  empfanden.  In  Transformations  SI  ff  giebt  er  dann  wohl  dun 
Widerwillen  zu,  führt  ihn  aber  (S.  ai!)  auf  eine  Agitation  des  Klerus  zurück. 

>)  Die.  betreffenden  Stellen  bat  Dahn  1.  c.  VIII.  V.  :!4.  A.  7. 
zusammengestellt. 

t)  So  sind  z.  li.  die  .Sachsen  keiner  derartigen  .Steuerplliclit  mehr 
unterworfen  worden. 

'■’)  Hei  dieser  Sachlage  ist  cs  für  uns  ziemlich  gcgenstandslo.s,  ob  dio 
Franken  ebenso  wie  die  gallo-rümiscben  Provincialen  .Steuern  znbllen  oder 
nicht;  an  und  für  sich  ist  die  Frage  u.  E.  zu  bejahen. 

“)  Ihre  Aufzählung  bei  Dahn  I.  c.  VII.  III.  125  ff,  VIII.  V.  51  ff. 
Eber  die  suffragia  s.  .Sickel  in  G.  g.  A.  1.S90.  ,S.  283.  Dass  die  öffent- 
lichen Frohnden  vielfach  auf  römischer  Hasis  beruhen,  i.st  mit  Sickel  (in 
Ergbd.  II.  22«),  Brunner  (1.  c.  II.  228  ff),  v.  Amira  (G.  g.  A.  1890. 
S.  191)  und  Dahn  (1.  c.  VII.  III.  153  ff)  znzugeben.  Es  muss  aber  mit 
Brunner  (1.  c.)  und  Mayer  (1.  c.  I.  59  f)  die  hier  hervortretende  Ver- 
mischung römischer  und  germanischer  Elemente  betont  werden;  insbe.sondere 
hinsichtlich  der  Herbergepilicht  (s.  Brunner  I.  c.  II.  229)  und  der  Natural- 
dienste für  Transport  und  Verpflegung  des  Heeres  (s.  Mayor  I.  c.  I.  Btl). 
Der  Polizeidienst  bängt  mit  der  Idee  der  germani.se, hon  llcerpflicht  zusammen 
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deren  germanischer  Charakter  kaum  bezweifelt  werden  kann,') 
an.^  Die  Zahl  der  germanischen  oder  auf  germanischen  Ideen 
beruhenden  Leistungen  war  namhaft  und  ihre  Ausgiebigkeit 
bedeutend,  so  dass  neben  ihnen  die  noch  beibehaltenen  römischen 
Steuern  praktisch  zurUcktraten.  Nur  das  Zollweseiv*)  ragte 

(s.  Sickel  in  Ergbd.  II.  ‘226,  Brunner  I.  c.  II.  226f).  Die  Grenzpolizei- 
maassregeln (s.  Greg.  Tur.  VI.  19,  VIII.  30,  IX.  1.  28.  32)  erinnern  nur 
ganz  äuBserlinb  an  die  alten  und  in  Gallien  längst  vergessenen  römischen 
Einrichtungen.  Die  fränkische  Regelung  des  Polizeiwesens,  insbesondere 
die  Uaftnng  der  Centene  ist  germanisch  (s.  Bickel  in  Ergbd.  III.  629ff;. 
Für  die  Strassenbaupolizei  ist  römische  Grundlage  anzunehmen,  aber  ger- 
manische Ausgestaltung,  da  wie  schon  Brunner  (I.  c,  U.  233)  m.R.  bemerkt 
hat,  der  AVegbau  zu  einer  Grundlast  der  Anrainer  wurde.  Ein  interessantes 
Beispiel  der  Vermischung  liegt  in  der  Marktfrage  vor;  der  Marktzoll  ist 
römisch,  der  Marktfrieden  germanisch  (s.  Schröder  R.G.*  191.  A.  21.). 

')  Hierher  gehören  die  freiwilligen,  wenn  auch  durch  Gewohnheit 
immer  fester  werdenden  Jahresgaben  au  den  König,  sowie  die  Gebühren, 
die  der  König  bei  gewissen  Anlässen  empfing  (Greg.  Tnr.  VI.  45),  namentlich 
von  Kirchen  (Capit.  I.  168.  Schreiben  an  den  Abt  von  St.  Quentin),  Erb- 
thoilungsgebühren  (Markulf  I.  20)  u.  g.  w.  Zu  erwähnen  ist  hier  auch 
Caducität  und  Confiscatioii,  wobei  letztere  von  dem  analogen  Strafmittel  zu 
unterscheiden  ist;  während  die  Strafcoufiscatiou  römischen  Charakter  hat, 
kann  dies  für  die  Einziehung  des  Vermögens  Friedloser,  ebenso  wie  für  die 
Einziehung  erblosen  Gutes  nicht  behauptet  werden.  Der  Umstand,  dass 
schon  die  Lex  Sal.  (60.  3,  62.  2)  derartige  Rechte  des  Königs  kannte  und 
dass  gegen  die  Ausübung  derselben  nicht  protestiert  wurde,  lässt  annehmen, 
dass  der  König  hinsichtlich  der  Friedlosen  und  Sippelosen  in  die  Rechte 
des  Volkes  eintrat.  Diese  Einnahmen  sind,  ebenso  wie  FreilassungsgebUhreu, 
ein  Ergebnis  der  staatsrechtlichen  Stellung  des  Königs  und  geben,  wie 
z.  B.  die  Jabresgeschenke,  direct  auf  germanische  Wurzel  zurück  oder 
scbliessen  sich,  wie  z.  B.  die  kirchlichen  Gaben,  an  die  volkstümlichen 
Jabresgeschenke  an.  Insgesamt  dienen  sie  der  Beschaffung  der  Einnahmen 
ausserhalb  des  Steuerwesens,  verrathen  also,  indem  sie  in  den  Vorder- 
grund treten,  einen  unrömischen  Charakter.  Der  alte  germanische  Staat 
war  ja  ausschliesslich  auf  derlei  Leistungen,  sowie  auf  persönliche  Dienste 
angewiesen,  die  in  seinem  Haushalte  selbstverständlich  eine  ganz  andere 
Rolle  spielten  als  in  dem  des  römischen  Staates,  der  über  andere  regel- 
mässige Quellen  verfügte. 

^)  Dieser  Anschluss,  auf  den  schon  Brunner  (s.  oben  S.  208.  A.  0.)  hin- 
gewiesen hat,  erklärt  auch  die  reiche  Ausgestaltung  gerade  dieser  Zweige 
öffentlicher  Leistungen  im  fränkischen  Staatswesen. 

’)  s.  Brunner  1.  c.  II.  238,  Kiouer  1.  c.  77,  Dahn  1.  c.  VII.  III. 
119  ff,  VIII.  V.  39  ff.  Albr.  Hoffmann:  Deutsches  Zollrocht  I.  2 be- 
zweifelt ohne  jeden  Grund  den  Zusammenhang  des  fränkischen  Zollwesens 
mit  dem  römischen. 

T.  Hulbaii.  Köm.  Uoetu  iu  den  sorm.  Vülks.-^laulon.  IIJ.  14 
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besonders  hervor  und  bildete  im  Verein  mit  dem  Münz  wesen’) 
ein  wichtiges  Erbe  der  römischen  Vergangenheit,  dessen  Be- 
deutung trotz  der  auch  hier  erfolgten  Umwandlungen’’)  nicht 
unterschätzt  werden  darf.  Im  übrigen  ist  die  Beibehaltung 
dieser  römischen  Einrichtungen  schon  wegen  ihrer  technündi 
leichteren  Handhabung  erklärlich;  sowohl  die  festen  Zollsätze, 
wie  auch  der  Schlagschatz  der  Münzprägungen  waren  leichtei- 
zu  behandeln  als  Steuern  und  sicherten  Einnahmen,  denen  das 
germanische  Gefühl  nicht  in  der  Weise  widei-strebte,  wie  den 
Stenern. 

Will  man  aber  die  thatsächliche  Wichtigkeit  des  römischen 
Finanzwesens  im  fränkischen  Reiche  allseitig  beurtheilen,  dann 
muss  man  der  besonderen  Stellung  des  Domänen wesens  ge- 
denken. An  und  für  sich  aus  dem  römischen  Fiscalgute”) 


>)  s.  S 0 e t.  b e « r in  Fnrachgg.  z.  iltach.  Qescli.  I.  205  IT,  54S  ff, 
II.  ‘293ff,  IV.  241  ff,  VI.  Iff  (vgl.  Falilbeck  1.  c.  2S.S  ff),  Ebeherg  in 
.Stants-  und  »ocialwi.ss.  Forschgg.  II.  Heft  0.  S.  Iff,  Brunner  1.  e.  II.  241. 
Dahn  I.  c.  VII.  III.  I:l5,  VIII.  V.  (>5,  Babeion  in  Journ.  des  savanta 
1901.  S.  121. 

‘2)  Die  Umwandlungen  sind  ziemlich  wesentlicher  Art.  Chloth.  II.  Ed. 
c.  9.  hat  eine  weitere  Ausdehnung  des  königlichen  /oll wesens  durch  die 
Beschränkung  auf  das  Herkommen  behindert  und  somit  den  /ölleii  (aualog 
der  Oriindsteuer)  die  Elasticität  benommen.  Die  Unterschiede  zwischen 
Zoll  und  Gebühr  wurden  verwischt  (s.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  121,  125, 
VIII.  V.  42.).  Die  von  Rietschel  (Stadt  u.  Harkt  20 ff)  vertretene  An- 
lehnung des  Zollrechtes  an  die  Orundherrsebaft  geht  zu  weit  (s.  Schröder 
K.G.*  191.  A.  19),  denn  der  hoheitliche  Charakter  des  Zollrechtes  ist  niemals 
ganz  verdrängt  und  das  Bannrecht  ist  auf  die  Zölle  angewendet 
wurden  (s.  .Sickel  in  Ztschr.  f.  d.  ges.  Strafr.  wiss.  VII.  504  ff);  allerdings 
machte  sich  die  Tendenz  geltend,  das  Zollwesen  in  den  Bannkreis  der 
Grnndherrschaft  zu  ziehen  und  sie  äusserte  sich  in  dem  häutigen  Weggehen 
der  Zollstätten  und  Zolleinnahmen.  Ähnliche  Umwandlungen  bemerkt  man 
im  HUiizwe.scn,  dessen  Kefnrmen  auch  einen  technischen  Rückgang  auf- 
weisen.  Ans  der  I»ckerung  der  Münzverhältnisse  leitet  v.  Liischin 
(Allg.  Münzkunde  7H)  den  Schluss  ab,  dass  die  Merovinger  weniger  als  die 
burgundischen  und  gothischen  Könige  auf  die  Münzhoheit  bedacht  waren. 
Erst  unter  den  Karolingern  wird  hier  das  .staatliche  Moment  mehr  betont 
(s.  Uuschin  1.  c.  197,  213  und  Soetbeer  I.  c.  IV.  2t>5  ff,  290ff),  es  muss 
aber  gerade  die  im  VIII.  .Ih.  erfolgte  Münzreform  als  eine  rückschrittliche 
bezeichnet  werden  (s.  Brunner  I.  c.  I.  214). 

*)  s.  Brunner  1.  c.  I.  203,  .Sickel  G.  g.  A.  IH90.  S.  584,  Dahn 
I.  c.  VII.  ill.  S9  IT.  .Schröder  R.O.*  187  1'. 
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liervorgegaiigeii,  sind  die  Domänen  schon  mit  Rücksiciit  auf  den 
natnralwirtscbaftlichen  Charakter  als  die  am  bequemsten  zu 
handhabende  Einkommensquelle  erschienen,  wozu  nicht  wenig 
der  Umstand  beitrug,  dass  das  fränkische  Königtum  nicht 
bemOssigt  war,  mit  anderen  Pactoren  zu  theilen,  daher  diese 
Einkommensquelle  für  sich  allein  in  Anspruch  nehmen  durfte. 
Ist  es  auch  nicht  bekannt,  ob  der  altgermanische  König  sich 
auf  Staatsgüter  stützte  und  deshalb  nicht  möglich,  einen  Vergleich 
zwischen  dem  Domänenwesen  der  alten  und  dem  der  fränkischen 
Zeit  zu  ziehen,  so  wird  man  doch  in  dem  Übergewichte  der 
Domänen  im  fränkischen  Staatshaushalte  zweifellos  ein  ger- 
manisches Element  erblicken  müssen.  Denn  selbst  wenn  diese 
Einnahmequelle  in  gar  keinem  Zusammenhänge  mit  älteren 
Einrichtungen  gestanden  und  wirklich  als  etwas  ganz  Neues 
von  den  Römern  übernommen  worden  wäre,  so  muss  doch  in 
dem  Umstande,  dass  gerade  dieser  naturalwirtschaftliche  Theil 
des  römischen  Finanzwesens  in  fränkischer  Zeit  nicht  nur 
erhalten,  sondern  sogar  entwickelt  wurde,  während  die  Steuer- 
verfassung zurückging,  ein  unverkennbarer  Einfluss  germanischer 
Ideen  erblickt  werden.  Und  je  weiter,  desto  mehr  tritt  dieses 
ilbergewicht  auf,  so  dass  schliesslich  der  Schwerpunkt  des 
Staatshaushaltes  in  die  Domänen  verlegt  wird  und  das  Krongut 
.sogar  als  Organ  des  Fiscus  auftritt.*)  Neben  diesen  Einnahmen 
und  den  Naturalleistungen  der  Unterthanen  trat  alles  andere 
praktisch  zurück.  Dasselbe  gilt  von  den  Staatsauslagen;  auch 
sic  wurden  ganz  übei  wiegend  durch  Naturalleistungen  bestritten 
und  neben  ihnen  waren  es  wieder  die  Domänen,  die 
theils  durch  Schenkungen  für  die  Belohnung  bezw.  Sicherung 
von  Diensten,  theils  durch  Einräumung  von  Nutzungsrechten 
für  die  Erhaltung  der  Beamten  und  für  die  Amtsauslagen  her- 
halten  mussten.  Somit  stellte  sich  der  Staatshaushalt  auf  die 
grundherrlicho  Basis,  wozu  übrigens  auch  das  gleichzeitig  sich 

>)  s.  Sickel  1.  c.  S.  SS.S,  Dahn  1.  c.  VIII.  V.  12,  Susta: 
J5.  Gesr-li.  ii.  Kritik  il.  Urbarialaufi.  (Wien.  .Siti.  Ber.  Bd.  1H8.  S.  20 ff) 
hat  tu.  U.  bemerkt,  das.s  die  Karolinger,  als  praktische  Regenten, 
eiiisahen,  da.ss  die  gesaramte  Kutwicklung  eine  dom  Steiierwesen  nachtheilige 
Richtung  genommen  hat  und  dass  die  t+nindhorrschaft  das  hoffnungsvollste 
Klemeut  hildete;  es  war  nur  logisch,  dass  sie  sich  die.ses  Element  dienstbar 
machten. 

14* 
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entwickelnde  Lehenewesen  beigetragen  hat.  Die  Tliatsaclie, 
dass  die  Vorrechte  der  Krongttter  römischen  Ursprungs  waren, 
Ikllt  all'  dem  gegenüber  schon  weniger  in  die  Wagschale,  ab- 
gesehen davon,  dass  sowohl  diese  Vorrechte')  als  auch  die 
Verwaltung  der  Domänen  wichtige  Veränderungen  aufweisen.") 
Wir  vermögen  hier  nicht  auf  die  Frage  des  Bodenregals  und 
der  aus  der  Verfügung  über  unbebautes  Land,  über  Wälder, 
Mineralien  und  Gewässer  sich  ergebenden  Einnahmen  einzugehen-*) 
und  müssen  uns  auf  die  Bemerkung  beschränken,  dass  diese 
Rechte  schon  mit  Rücksicht  auf  ihren  ganz  überwiegend  natural - 
wirtschaftlichen  Charakter,  sowie  wegen  ihres  Zusammenhanges 
mit  dem  gesummten  Bodenrechte  nur  in  sehr  geringem  Maasse 
an  die  gallorömischen  Verhältnisse  anknüpfen  konnten. 

Dem  Gesagten  ist  zu  entnehmen,  dass  sich  das  fränkische 
Staatsrecht  in  diesen  Dingen  wohl  zunächst  an  die  römischen 
Vorbilder  anlehnte,  aber  nicht  in  der  Lage  war,  dieselben  auf 
die  Dauer  zu  befolgen.  Die  germanische  Tradition  sträubte 

*)  Beibehalten  wurde  (s.  jedoch  v.  Amira  Gotting,  gel.  Anz.  IK'.h> 
S.  HM.)  die  riSmische  Einrichtung,  dass  Fiscalgiiter  unter  besonderen  Obrig- 
keiten standen  und  die  damit  zusammenhängende  Immunität;  ein  Vorrecht 
gerichtlicher  Unbelangbarkeit  bestand  jedoch,  wie  Brunner  (Zeugen  u. 
Inqnis.  bew.  S.  58  ff)  nachgewiesen  hat,  nicht.  Dass  überhaupt  die  Vor- 
rechte der  römischen  Fiscalgüter  erst  unter  den  Merovingern  verfassungs- 
geschichtliche Bedeutung  gewonnen  haben,  steht  fest;  s.  Sickel  GStting. 
gel.  Anz.  1890.  S.  584.  Vgl.  oben  S.  136f. 

3)  Ran  darf,  trotz  den  Einwendungen  Sickel 's  (Ergbd.  II.  -218  f u. 
III.  579)  anuebmen,  dass  für  diese  Verwaltung  insbesondere  die  Domestici 
in  Betracht  kommen;  (die  Studie  A.  Carlot's  über  den  fränkischen 
Domesticus  ist  mir  nicht  zugänglich  gewesen).  Mit  Rücksicht  auf  den 
römischen  Ursprung  des  Amtes  hat  Meitzen  (1.  c.  II.  628)  die  Domestici 
als  ein  römisches  Element  der  fränkischen  Domänenverwaltnng  bezeichnet; 
nun  sieht  man  aber,  dass  dieses  Amt  in  karolingischer  Zeit  fehlt;  nocli 
wichtiger  ist,  dass  seither  der  König  selbst  den  Mittelpunkt  der  Domäueu- 
verwaltung  bildet,  sich  also  als  Grundherr  geberdet  und  auf  eine  separate 
Verwaltung  verzichtet.  Insoferne  erscheint  das  lömische  Vorbild  über- 
wunden und  man  darf  angesichts  dieser  Thatsache  bezweifeln,  ob  sich  dieses 
römische  Vorbild  — trotz  Domesticat  — gut  brauchbar  erwies.  Dass  die 
innere  Behandlung  der  Domänen,  ihre  Ausnützung  durch  Weggeben  von 
Parcellen  u.  s.  w.  römischen  Traditionen  entsprach,  ist  oben  (II.  Theil 
,S.  259  f)  bemerkt  worden;  dies  ist  für  die  Entwicklung  des  Bodenrechtes 
wichtig,  hat  aber  keine  staatsrechtliche  Bedeutung. 

’)  Dies  hängt  mit  der  Entwicklung  des  Immobiliarrechtes  zusammen. 
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sich  römische  Steuerwesen,  das  weder  den  Staats- 

zwecken und  Staatsanslagen,  noch  der  Leistungsfähigkeit  der 
Unterthanen  angepasst  wurde;  von  allem  Anfang  an  fehlten  die 
Grundbedingungen  für  die  Einrührung  neuer  und  Ausgestaltung 
übernommener  Steuern,  so  dass  dieselben  zu  stabilen  Lasten 
wurden  und  angesichts  der  Freiheit  der  mit  Fiscalgütern 
Beschenkten  auch  die  moralische  Basis  verloren.  Allerdings 
befand  sich  die  römische  Finanzverfassung  in  Gallien  ohnehin 
schon  im  Rückgänge')  und  es  hätte  einer  bedeutenden  Auffrischung 
bedurft,  um  sie  lebensfähig  zu  erhalten ; diese  Auffrischung  hätte 
aber  nur  bei  einem  volkswirtschaftlich  richtigen  Verhältnisse 
zwischen  Einnahmen  und  Leistungen  des  Staates,  zwischen 
Pflichten  und  Rechten  der  Unterthanen,  erfolgen  können;  daran 
aber  hat  es  gerade  gefehlt  und  je  mehr  der  Kern  des  Volkes 
unter  den  unerschwinglichen  Lasten  litt,  desto  schwerer  wurde 
es,  an  eine  Regelung  des  Finanzwesens  zu  denken.  Dasselbe 
ist  angesichts  des  Übergewichtes  des  naturalwirtschaftlichen 
Momentes  und  des  geringen  haushälterischen  Sinnes  der  Könige 
zum  Werkzeuge  einer  Bedrückung^)  geworden,  der  sich  der 
Mächtige  leicht  entzog,  die  dem  Staate  keinen  Nutzen  brachte 
und  die  bei  fortschreitendem  Versagen  der  Geldquellen  immer 
mehr  das  natural  wirtschaftliche  Moment  in  den  Vordergrund 
treten  liess.  So  muss  man  denn  die  praktisch  so  geartete 
Gesammtanlage  des  Finanzwesens  trotz  der  zahlreichen  römischen 
Wurzeln  als  eine  unrömische  bezeichnen,")  jedenfalls  als  Über- 
windung der  römischen  Muster  zu  Gunsten  eines  der  germanischen 
Auffassung  näheren  Zustandes,  wodurch  es  immer  schwerer 
wurde,  die  im  grossen  Reiche  auftretenden  Staatszwecke  zu 
erfüllen,  so  dass  es  zu  jenem  Rückzuge  aus  verschiedenen 
Positionen  kommen  musste,  den  man  in  der  Grundherrschaft, 
in  der  Immunität  und  im  liehenswesen  wahrnehmen  kann. 


*)  naueutlicli  im  V'urgleich  zu  der  von  den  Ustgotlieii  iii  Italiuu  Vor- 
gefundenen; 8.  Tbibault  in  Nouv.  Rev.  bist,  de  dr.  fr.  et  etr.  XXV.  S.  727t. 

Sie  iiussert  sieb  insbesondere  darin,  dass  der  Herrseber  weder  über 
die  Höbe  der  IjCistungen,  noeb  Uber  die  Loistiingsptticbten  ein  Keebts- 
verfabren  führte,  sondern  seine  Ansprüche  durch  aussergerichtliches  Zwangs- 
verfahren durchsetzte;  s.  .Sobni  1.  c.  I.  92  f,  1 IB  f,  120,  Brunner  1.  e. 
II.  41,  457  f,  Sickel  in  Ergbd.  III.  497. 

“)  s.  V.  Amira,  Gotting,  gel.  Anz.  1896.  !S.  1S9. 
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Sieht  man  von  den  Zöllen,  der  Münze  und  einigen  römischen 
Dienstarten  ab,  so  gelangt  man  zur  Überzeugung,  dass  es  nicht 
gelungen  ist,  die  Sphäre  der  öffentlichen  Gewalt  in  einer  dem 
römischen  Vorbilde  auch  nur  halbwegs  entsprechenden  Weise 
anszndehnen.  Wohl  sind  die  Beschränkungen  des  Königtums 
praktisch  weggefallen  und  die  Lasten  vermehrt  worden,  aber 
die  Art  dieser  Vermehrung  hat  keinen  finanzrechtlichen  Charakter. 
Nur  die  Finanzmissbräuche,  gegen  die  das  Königtum  oft,  aber 
freilich  erfolglos  und  ohne  mit  eigenem  Beispiel  voranzugehen, 
auftrat,  haben  den  Verfall  der  römischen  Finanzverfassung  über- 
dauert; römischen  Traditionen  mag  man  es  zuschreiben,  dass 
in  den  fränkischen  Functionären  der  Sinn  für  erpresserische 
Ausbeutung  ihrer  Ämter  geweckt  wurde.  — 

Unter  den  persönlichen  Leistungen,  die  im  fränkischen 
Reiche  die  Hauptstütze  der  Staatsgewalt  bildeten,  ragt  besonders 
die  Heerespflicht  hervor,  die  ebenso  wie  in  früherer  Zeit 
im  Mittelpunkte  steht  und  sowohl  diese  Stellung  als  auch  ihre 
allgemeine  Bedeutung •)  in  ganz  unrömischer  Weise'^)  beibehalten 
hat.  Die  Wandlungen,  die  die  königliche  Gewalt  im  Heere, 
namentlich  aber  den  Charakter  des  Heerwesens  betreffen,  hängen 
in  keiner  AVeise  mit  dem  römischen  Einflüsse  zusammen;’*)  es 
ist  weder  zur  Ausbildung  eines  stabilen  Heeres  noch  zur  Be- 
stellung ständiger  Kommandanten  gekommen.  Die  Änderung 


')  über  dies«  allgomciue  Bedeutung  s.  Vielt  et  1.  c.  1.  437,  Brunner 
1.  c.  II.  202  ff,  Bickel  Gotting,  gel.  Anz.  1890.  S.  24t;,  5U0,  Dahn  1.  c. 
VII.  II.  252,  VIII.  III.  214  f,  SclirSder  R.G.*  l.'iSff.  Über  die  Ein- 
beziehung der  Römer  s.  Sickel  1.  c.  247  u.  18!tC.  S.  289  f,  Brunner  I.  c. 
I.  .302,  II.  202,  Fustel:  Mon.  fr.  293.  Dahn  1.  c.  VII.  II.  270,  .Schröder 

I.  c.  153.  Über  die  Ueerespflicht  der  Hintersassen  s.  Sickel  in  Ergbd. 

II.  224,  Fustel:  Mon.  fr.  294,  Transfonnations  519,  Mayer  1.  c.  I.  119. 

Die  germanischen  Grundideen  der  fränkischen  Heeresverfassung 
erkennen  auch  v.  Sy  bei  1.  c.  404  und  Fustel:  Mon.  fr.  288  an. 

*)  Die  unter  Chlodovech  vollzogene  Eingliederung  römischer  Ab- 
theilungen in  das  fränkische  Heer  ts  Theil  U.  S.  291)  war  vorübergehender 
Art  und  gewiss  nicht  geeignet,  das  fränkische  Heerwesen  zu  beeinflussen. 
Diez:  Gramm,  d.  rom.  Spr.  S.  67  bemerkt,  dass  unter  den  in  die  französische 
Sprache  eingedrungenen  germanischen  Wurzeln,  die  auf  Kriegswesen  sich 
beziehenden  den  Hauptbestandteil  bildeten;  vgl.  dazu  M.  Goldschmidt: 
Germ.  Kriegswesen  im  Spiegel  des  romanischen  liChnwortes  (in  Beitr.  z. 
rom.  u.  germ.  Philol.,  Festg.  f.  W.  Förster). 
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des  alten  Ciiarakters  des  fränkischen  Heerwesens  ist  vielmehr 
einerseits  auf  die  Entwicklung  der  Taktik  und  des  militärischen 
Bedürfnisses,  andererseits  auf  den  Wegfall  der  alten  volksrecht- 
liehen  Grundlagen, ‘)  die  gleichzeitig  eine  Basis  der  allgemeinen 
Heeresverfassung  bildeten,  zurttckznfOhren.  Der  Umstand,  dass 
zur  Gewinnung  der  jetzt  nothwendig  gewordenen  neuen  Grund- 
lagen gei-ade  das  Gefolgschaftswesen,  wenn  auch  unter  ent- 
sprechenden Aenderungen,  herangezogen  wurde,  spricht  für 
das  Festhalten  an  germanischen  Ideen,  ebenso  wie  die  Thatsache, 


')  Koloff:  D.  L'mwaudl.  d.  fr.  Heeres  (X.  Jnhrbb.  f.  dass.  Alt.  Oescb 
u.  dtsebe  Lit.  V.  Jabrg.  IX.  Bd.)  tritt  der  bekannten  Brunner'schen  Anf- 
fassung  entgegen  and  beatreitet  die  Stichhaltigkeit  der  in  der  Taktik 
gelegenen  Gründe,  die  Brauner  so  rerdienstvoll  berrorgehoben  hat.  Darin 
geht  er  zu  weit.  Richtig  und  mit  grossem  Verständnis  betont  er  aber, 
dass  mit  der  Ausbreitung  auf  römischem  Boden  die  Wurzeln  des  gennaniseben 
Wehrsystema  verdorrten;  die  Daseinsbedingungen  des  engen  Zusammenlebens 
der  Stainmesgenossen,  also  die  Voraussetzungen  der  alten  taktischen  Körper, 
waren  verändert;  auch  Delbrück  (Oesch.  d.  Kriegskunst  II.  I.  44)  bebt 
den  militäriseben  Wert  jener  natürlicben  Einheit,  auf  der  die  alte  Hundert- 
schaft beruhte,  hervor.  Die  liockerung  der  Verbände,  die  allmäblige  Kut- 
fremdutig  der  Genossen,  der  Eintritt  der  Romanen  ins  Heer  u.  s.  w.  haben 
die  innere  Einheit  der  Ablbeilungen  (auch  ihre  Schlagfäbigkeit;  s.  Eustel: 
Mou.  fr.  297)  beeinträchtigt  und  der  Rückgang  der  Gemeinfreibeit  bat  die 
Zahl  der  Deistungsfähigen  vermindert.  Parallell  verläuft  die  Entwicklung 
der  Privatberrsebaften  mit  ihren  nicht  nur  für  eigene  Zwecke,  sondern  auch 
für  den  König  verwendeten  bewaffneten  .Schaaren.  Hit  diesen  Wandlungen 
bringt  Roloff  die  Verstärkung  der  Kavallerie  in  Zusammenhang,  giebt  aber 
auch  zu,  dass  Karl  Hartell  die  Tendenz  zur  Vermehrung  der  Reiterei 
förderte;  dazu  müsste  man  aber  gerechterweise  hiuzufügen,  dass  er  diese 
Tendenz  eben  staatlicherseits  verstärkte;  darin  liegt  ja  die  Bedeutung  seines 
Eingriffes  an  und  für  sich,  sowie  die  Bedeutung  dieses  Eingriffes  für  die 
Entwickiung  des  l^ebenswesens,  was  Brunner  klargestellt  bat. 

Bomit  lassen  sich  die  beiden  Ansichten  gut  vereinigen.  Koloff  aber 
gebührt  das  Verdienst,  die  Umwandlung  der  Volks-  und  .Staatsverfassung 
und  den  Wegfall  der  alten  Grundlagen  für  diese  Frage  boraiigezogen  zu 
haben,  — ein  Vorgehen,  dem  wir  uns  rückhaltslos  anschliessen.  Es  kommt 
auch  in  Betracht,  dass  der  fränkische  Staat  bis  zu  den  Araberkriegen  nicht 
so  bedroht  war,  wie  z.  B.  der  langobardische.  Zu  dun  von  Roloff  besprochenen 
Schwierigkeiten,  die  alten  Grundlagen  zu  erhalten,  trat  somit  auch  iler 
Hangel  der  äusseren  Notwendigkeit  hinzu,  man  war  des  Zwanges  überboben, 
an  einen  energischen  Ansbau  des  Heerwesens  zu  denken  und  als  die  Araber- 
kriege diesen  Zwang  brachten,  musste  man  au  andere  Ritte!  denken.  V’’gl. 
dazu  noch  Uayer  l.c.ll.  160  und  Stutz  in  Ztschr.  der  Sav.  St.  XXI.  140. 
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dass  neben  dem  Lehenswesen  auch  die  alte  Grundlage  niemals 
aufgegeben,')  im  Gegentheil  oftmals  der  Versuch  gemacht  wurde, 
sie  zu  erhalten.2)  Und  weil  das  Heereswesen  nach  wie  vor  den 
Mittelpunkt  des  Staatswesens  bildete,  musste  auch  seine  Um- 
wandlung für  den  ganzen  Staat  maassgebend  werden  und  die 
auf  diesem  Gebiete  sich  vollziehende  Verschiebung  des  staatlichen 
Schwerpunktes  lähmend  wirken,  da  es  kein  Gebiet  gab,  auf 
dem  diese  Niederlage  hätte  wettgemacht  werden  können.  Das 
alles  sind  zweifellos  Thatsachen,  die  für  ein  durch  die  speciellen 
Umstände  bedingtes  Wirken  germanischer  Ideen  sprechen.  Es 
ist  allerdings  infolge  der  Entlastung  der  verarmten  Freien  und 
infolge  der  Entwicklung  des  Lehenswesens  zur  Entstehung  eines 
sich  durch  die  besondere  Heerespflicht  absondernden  Krieger- 
standes gekommen.  Aber  auch  diese  sociale  Erscheinung,  die 
schon  in  anderem  Zusammenhänge  besprochen  wurde,")  ist  in 
dieser  Form  eine  ganz  unrömische.'*)  Es  bedarf  schliesslich 
keiner  Erörterung,  dass  diese  mit  dem  fränkischen  Finanzwesen 
zusammenhängende  Umbildung  schon  wegen  ihres  natural- 
wirtschaftlichen Charakters  dem  germanischen  Gesichtskreise 
entsprach.  Auch  die  Zunahme  der  königlichen  Macht  im  Heer- 
wesen“) erklärt  sich  leicht,  ohne  dass  man  an  eine  Beeinflussung 


')  Der  Grundsatz  der  allgemeinen  Pfliclit  ist  nicht  in  Wegfall  ge- 
kommen, vielmehr  im  Capit.  t.  J.  SOü  ausdrücklich  ausgesprochen  worden. 
Es  bestanden  zwei  Systeme  nebeneinander. 

'*)  Wir  meinen  die  Versuche,  die  allgemeine  Heerespllicht  mit  der 
Vermögenslage  in  Einklang  zu  bringen.  Dem  allgemeinen  Grundsätze  wider- 
sprachen solche  Versuche  nicht,  da  sie  sich  stets  auf  bestimmte  Heerfahrten 
bezogei;  dieser  von  Boretius  vertretenen  Ansicht  ist  die  herrschende  Lehre 
beigetreten;  vgl.  für  das  Detail  jetzt  Dahn  1.  c.  VIII.  III.  223  ff  und 
Wittich  in  Sav.  Ztschr.  XXII.  318 f.  II.  K.  sagt  Baldamus:  D.  Heer- 
wesen unter  d.  spät.  Karol.  S.  11,  dass  der  Besitz  nie  Grund  der  Verpflichtung, 
sondern  nur  Bedingung  der  möglichen  Pflichterfüllung  gewesen  ist. 

")  s.  oben  S.  155. 

*)  Es  liegt  nämlich  blos  eine  factischo  Verschiebung,  aber^keine  dauernd 
begrenzte  Scheidung  in  Civil-  und  Militärbevölkerung  vor. 

Sie  äusserte  sich  in  der  unbedingten  Heerbaunbefugnis  und  in  dem 
Rechte  den  zum  Äusriiekeu  verpflichtenden  Census  zu  bestimmen.  H.  K. 
bemerkt  v.  Sybel  1.  c.  39G,  dass  die  ältere  Zeit  einen  Unterschied  zwischen 
Heerbefehl  und  Heerbann  kannte  und  Sobm  geht  I.  c.  I.  41  gewiss  zu 
weit,  wenn  er  noch  in  fränkischer  Zeit  dom  Heere  einen  volksmässigen 
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durcli  das  römische  Imperatorentum  zu  denken  hätte;')  der 
Wegfall  der  Volksverfassnng  gab  dem  Könige  die  grösste 
Bewegungsfreiheit;  wie  in  vielen  anderen  Dingen  accomodiert  sich 
auch  in  diesem  Falle  die  Entfaltung  der  betreffenden  königlichen 
Competenz  der  Gesammtentwicklung  der  königlichen  Macht.^)  — 

Ist  somit  eine  Steigerung  der  königlichen  Gewalt  sichtbar, 
die  ebenso  wie  die  Ausgestaltung  der  Gesetzgebung,  der  Staats- 
einnahmen, der  Dienste  und  namentlich  des  Heereswesens,  zumeist 
nur  in  Einzelheiten  an  römische  Vorbilder  anknüpft,  ohne  dass 
dabei  das  Übergewicht  germanischer  Ideen  zu  vermissen  wäre, 
so  gilt  dasselbe  für  die  Gerichtsbarkeit  des  Königs 
und  überhaupt  für  die  Ingerenz  des  Königs  im  gesammten 
Gerichtswesen. 

Das  Königsgericht  ist  ausschliesslich  königlich,  bedeutet 
also  eine  Machtsteigerung  und  bereichert  den  Staatsorganismus 
um  ein  wichtiges  Institut;  es  beruht  aber  nicht  auf 
einer  Nachahmung  etwaiger  römischen  Vorbilder,  sondern 
schöpft  seine  Kraft  aus  der  altgermanischen  Gerichtsbarkeit  der 
Volksversammlung,  die  nach  Wegfall  derselben  nothwendiger- 
weise  auf  den  einzigen  neben  der  Volksversammlung  in  Betracht 
kommenden  Vertreter  der  Volksautorität,  auf  den  König  über- 
geben musste,')  wenn  sie  nicht  ganz  aufhören  sollte.  Diese 


politischen  Einfluss  uiiiräuiut,  ebenso  wie  andererseits  Fahlbeck  I.  c.  IS'J 
einen  unrichtigen  Uegensatz  zwischen  Heer  und  Volk  unzuuebmen  scheint; 
das  Heer  ist  für  den  Staat  thätig,  nur  dass  nicht  mehr  das  Volk  über  das 
Heer  verfügt;  vgl.  Sickcl  in  Westdtsch.  Ztschr.  IV.  iü2,  Brunner 
I.  c.  II.  203,  2II,  Sclirüder  H.U,<  154. 

Dies  giebt  auch  Dahn  I.  c.  VII.  II.  254.  A.  I.  zu,  obwohl  S.  251 
gesagt  wird,  dass  der  Heerbefehl  über  die  Römer  eine  Erbschaft  des 
Imperators  ist,  was  eben  nicht  haltbar  erscheint,  weil  es  dieser  Erbschaft 
gar  nicht  bedurfte. 

Auch  in  negativer  Hinsicht;  so  hinsichtlich  der  Eiubusse  gegenüber 
den  Immunitäten  (s.  Sickel  in  Ergbd.  II.  225.  .V.  1.)  und  dem  Lehensweseu. 

•’)  Das  Königsgericht  spielt  schon  in  der  Lex  Bai.  eine  Rollo 
(s.  Barebewitz:  D.  Königsger.  d.  Mer.  u.  Kar.  S.  4ff);  doch  ist  hier, 
wie  Schröder  R.U.t  112  in.  R.  bemerkt,  noch  eine  bestimmte  Theilung 
der  Gerichtsbarkeit  zwischen  Volk  und  König  sichthar;  sie  währte  so  lauge, 
als  dem  König  in  der  Person  des  Thuugins  ein  Volksorgau  gegenüberstaud. 
Man  hat  den  Eindruck,  dass  der  König  da  nur  jene  Gerichtsbarkeit  übte, 
die  er  wegen  Wegfall  der  Volksversammlung  üben  musste;  in  L.  .Sal.  .5« 
handelt  es  sich  um  die  volksreclitliche  l'ngidiorsamstrale,  um  die  Acht,  die 
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Provenienz  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  ist  für  die  Aus- 
gestaltung derselben  entscheidend  gewesen.')  Es  kam  nicht 

ofTeiibar  nur  durch  die  hUchete  Uewalt  verhängt  werden  konnte;  auch  hat 
der  König  hier  nicht  willkürlich  vorzugehen,  sondern  die  Voraussetzmigen 
zu  prüfen  und  weuu  sie  zutreffen,  die  Acht  auszusprechen;  auch  in  den 
Fällen  der  Qorichtsbarkeit  ausser  Streitsachen  ist  die  dem  Könige  in  der 
L.  Sal.  eiugeräumte  Corapetenz  eine  selbstverständliche,  übrigens  nur  eine 
concurriorende;  das  alles  stimmt  mit  dem  Bilde,  das  man  sich  von  dem 
Kingreifen  Chlodovechs  (s.  oben  S.  21f)  machen  darf,  überein.  Wichtig  ist 
ferner,  dass  das  Verfahren  in  den  ältesten  Köuigsgericbtsßllen  rechtlich 
geregelt  war;  dies  gilt  auch  für  den  Fall  des  Kd.  Chilp.  c.  7.  'Doch  enthält 
schon  L.  Sal.  18  eine  wichtige  Andeutung;  zwar  ist  es  nicht  klar,  ob  es 
sich  hier  um  eine  regelrechte  Anklage,  oder  um  eine  Verleumdung  bandelt ; 
jedenfalls  geht  hervor,  dass  der  König  Klagen  entgegennebmen  konnte  und 
dass  sich  daraus  für  den  Angeschuldigtcn  harte  Folgen  ergeben  mochten; 
auch  wenn  es  — wie  Brunner  1.  c.  II.  677  meint  — nur  Infidelitätssachen 
gewesen  wären,  also  Augelegenheiten,  in  denen  der  König,  mangels  eines 
geeigneten  volksrochtlichen  Organs  richten  musste,  so  fehlt  doch  eine 
Kegeluug  des  Verfahrens  ; allerdings  fehlte  sie  gewiss  auch  für  die  richterliche 
Tbätigkeit  der  Volksversammlung.  — Barchowitz  ist  also  (1.  c.  19)  ini 
Unrecht,  wenn  er  meint,  dass  die  L.  Sal.  keine  königliche  Urtheilställung 
kennt;  L.  Sal.  18  rechnet  doch  mit  ihr.  Folglich  kann  mau  nicht  behaupten, 
dass  erst  Kd.  Ohilp.  eine  Änderung  brachte,  ebensowenig  aber  sagen,  da.ss 
vom  VI.  Jh.  an  eine  ungeregelte,  willkürliche  königliche  Gerichtsbarkeit 
bestand.  Dieselbe  entwickelte  sich  auf  Grundlage  der  richterlichen  Gewalt 
der  Volksversammlung;  s.  Schröder  1.  c.  175,  Brunner  1.  c.  II.  134. 
Dahn  1.  c,  VII,  III.  43;  die  Anfrechterhaltung  des  Hechtes  und  des  Friedens, 
eine  Hauptaufgabe  des  Volkes,  war  nunmehr  eine  der  Hauptaufgaben  des 
Königtums. 

’)  Ks  wird  bekanntlicb  darüber  gestritten,  ob  das  Königsgericht  ein 
wahres  Gericht  gewesen  sei.  So  hm  tl.  c.  I.  5,  179,  473)  lässt  die  könig- 
liche Gerichtsbarkeit  nicht  ans  der  Gericht.s-  sondern  aus  der  Slaatsverfassung 
bervorgehen  (nichtsdestoweniger  sollte  es  iti  dem  leider  nicht  erschienenen 
II.  Bande  behandelt  werden);  Sickel  (Götting.  gel.  Anz.  1886.  S.  ö61)  vertritt 
gegen  Beauchet  (Hist,  de  l'organis.  Jud.  48  f,  327  f)  die  Auffassung,  dass 
ein  Gericht,  das  nicht  an  bestimmte  Normen  gebunden  war,  ja  unter  Um- 
ständen sogar  ohne  vorgäugige  Untersuchung  urtheilen  konnte  (dies  aber 
doch  nur  ausnahmsweise;  s.  v.  Be  t hma  n n - Ho  1 1 weg  1.  c IV.  43», 
Brunner  1.  c.  II.  134,  Schröder  I.  c.  177,  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  .ö4), 
kein  wahres  Gericht  ist.  Viollet  1.  c.  I.  222  f betrachtet  zwar  ebenfalls 
die  königliche  Gerichtsbarkeit  als  einen  ÄusHuss  der  Hegieriingsgewalt, 
eigentlich  eher  als  einen  Bestandtheil  der  obersten  Gewalt  (,il  pos.“Me  la 
plenitude  des  droits  de  jiistice“;  darin  liegt  doch  eine  Uuterscheidung  der 
Justizhoheit  von  andern  Gewalten)  und  auch  .Sickel  hat  sich  bei  neuerlicher 
Besprechung  dieser  Frage  (Götting.  gel.  Anz.  I»9U.  S.  666)  nicht  mehr  so 
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zur  Ausbildung  einer  sogenannten  Cabinetsjustiz,*)  wenn  auch 
für  die  Besetzung  des  Gerichtes  keine  allgemein  verbindliche 
Norm  geschaffen  wurde  und  dem  Könige  nicht  die  Pflicht  oblag, 


scharf  geäussert,  wie  vorher  (s.  auch  seinen  Aufs,  in  Westdtsch.  Ztschr. 
I\^  252.).  Es  ist  zuzugeben,  ditfs  die  königliche  Gerichtsbarkeit  mit  der 
Fülle  der  übrigen  königlichen  Gewalt  zusammenhängt,  aber  doch  ebenso, 
wie  seinerzeit  die  Gerichtshoheit  der  Volksversammlung  in  der  Fülle  ihrer 
Gewalten  inbegriffen  w.ar  (s.  Sickel:  Freistaat  S.  147  ff);  Willkttrsakte 
vermögen  daran  nichts  zu  ändern,  sie  werden  auch  der  Rechtsprechung  der 
Volksversammlung  nicht  gefehlt  haben  und  waren  in  den  ordentlichen 
Gerichten,  die  sich  an  das  usuelle  Verfahren  hielten,  ebenfalls  nicht  aus- 
geschlossen. Daraus,  dass  ein  Gericht  gegen  Willkürsakte  nicht  geschützt 
war,  folgt  noch  nicht  die  Absprecbuug  des  Gericbtscharakters,  so  lange 
beim  Richten  das  Bewusstsein  besteht,  dass  es  sich  um  eine  Rechtssache 
handelt;  dies  ist  wohl  entscheidend;  das  Vorhandensein  dieses  Bewusstseins 
giebt  aber  Sickel  (Götting.  gel.  Anz.  1H90.  S.  566)  zu;  dasselbe  hängt 
mit  der  Entstehungsgeschichte  des  Königsgerichtes  zusammen;  L.  Sal.  46 
benützt  die  Worte  ,in  roallo  ante  regem“  und  56  „rex  ad  quem  maunitus 
est“.  Jedes  Symptom,  aus  welchem  mau  (vom  Standpunkte  der  Rechts- 
dogmatik) eine  Absprechuug  des  Gericbtscharakters  ableiteu  wollte,  kann 
durch  den  Ursprung  der  Königsjustiz  aus  der  Volksjustiz  erklärt  werden; 
denn  auch  sie  war  gewiss  nicht  an  feste  Formen  gebunden,  auch  sie  hatte 
unbeschränkte  Competenz  und  mochte  nach  Gutdünken  verurthoilen  oder 
begnadigen.  Uuss  man  in  diesen  Zeiten  in  allen  Rechtsverhältnissen  mit 
dem  persönlichen  Einschläge  rechnen,  so  gilt  dies  noch  mehr  für  ein  so 
vereinzeltes  Institut,  wie  das  Künigsgericht;  für  die  in  grosser  Anzahl  auf- 
tretenden Einrichtungen,  wie  z.  B.  die  ordentlichen  Gerichte,  konnte  sich 
viel  leichter  eine  allgemeine  Norm  entwickeln,  namentlich,  da  auch  die 
königliche  Gewalt  regulierend  eingriff;  für  das  Künigsgericht  war  dies 
schwer.  Ihm  aber  deswegen  den  Gerichtscharakter  abzusprechen,  geht  nicht 
an;  mau  darf  jedenfalls  nicht  übersehen,  dass  auch  hiev  die  Tendenz  zur 
Ausbildung  eines  Verfahrens  bestand;  sie  äusserte  sich  in  Ed.  (’hilp.  c.  7, 
in  Ed.  Chloth.  c.  22  und  führte  zur  Entwicklung  der  Gesanimtheit  jener 
Frincipien,  die  man  als  Grundsätze  des  königsgerichtlichen  Verfahrens  kennt. 

*)  s.  Brunner  1.  c.  II.  134.  A.  8;  Fahlbeck  1.  c.  174  neigt  zur 
xVunabme  einer  Cabinetsjustiz;  vgl.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  391,  VIII.  IV.  54. 
Barchewitz  1.  c.  16  unterschätzt  das  vorher  berührte  Ed.  Chilp. ; denn 
wenn  sich  auch  der  König  hier  „selbst  einführf,  so  erlässt  er  doch  eine 
Norm  u.  zw.  in  der  üblichen  Weise;  bestimmt  er  zwar  eigenmächtig  seine 
('ompetenz.  .so  ist  es  dennoch  eine  allgemeine  Bestimmung,  die  nicht  will- 
kürlich* sondern  in  allen  Fällen  anzuwenden  war.  Andererseits  wird  (1.  c. 
48  ff)  die  Bedeutung  der  zunehmenden  Theilnahme  der  Grossen  überschätzt, 
indem  daraufhin  ein  Gegensatz  zwischen  den  früheren  und  späteren  Zuständen 
im  Königsgerichte  angenommen  wird;  es  kann  sich  nur  um  graduelle  Unter- 
schiede, aber  gewiss  um  keinen  Gegensatz  handeln. 
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sich  an  die  Meinung  der  Beisitzer  zu  halten:')  die  von  den 
Karolingern  dem  Pfalzgrafen  eingeräumte  Stellung  führte  ebenfalls 
zu  keiner  Cabinetsjustiz;'^)  die  Unabhängigkeit  des  Königs  von 
den  Beisitzern  ist  eine  Folge  seiner  factischen  Gewaltfülle') 
und  in  keiner  Weise  auf  römischen  Einfluss  zurückzuführeii. 

Ebenso  wie  das  Königsgericht  entschieden  als  Gericht  zu 
betrachten  ist,  muss  auch  das  Verfahren  desselben  als  Rechts- 
verfahren  und  nicht  als  Verwaltungsverfahren  bezeichnet  werden, ‘‘) 
wenn  auch  seine  Formen  von  den  allgemein  üblichen  abweichen; 
sowohl  in  der  Möglichkeit,  von  den  üblichen  Formen  abzugehen, 
wie  noch  mehr  in  der  materiellrechtlichen  Selbständigkeit  äussert 
sich  die  Veränderung,  die  in  dem  Ausmaasse  der  königlichen 
Gewalt  eingetreten  war:  aber  in  beiden  Richtungen  würde  mau 
vergeblich  nach  passenden  fremden  Mustern  suchen;  ist  auch 

*)  M.  K.  bonierkt  Dahu  1.  c.  VII.  III.  4‘J,  «lass  (mangels  jedweder 
giisetzlichen  Regelung)  der  König  aus  den  jeweils  am  Hofe  anwesenden 
Leuten  seiu  (ieridit  bilden  konnte,  so  dass  Königsrat  und  Königsgericht 
ineinander  übergingen.  Dass  auch  königliche  Vassallen  später  als  Beisitzer 
fungierten,  musste  die  Garantien  der  Rechtsprechung  beeinträchtigen  und 
gleichzeitig  die  volle  Freiheit  des  Königs  hinsichtlicb  der  Beachtung  der 
Ansichten  der  Beisitzer  steigern.  Im  allgemeinen  sehen  wir  da  etwas 
ähnliches  wie  bei  der  Entwicklung  des  Gcsetzgebnngsrechtes  und  der  Hof- 
tage. Die  germanische  Tradition  bedingt  ein  Festhalten  an  der  Botheiligung 
des  Volkes;  doch  wird  den  an  die  Stelle  des  Volkes  getretenen  Grossen 
nicht  die  rechtliche  Rolle  des  Volkes  eingeräumt,  so  dass  es  zu  keinem 
juristisch  delinierbareu  Abschlüsse  kommt.  Die  Überzeugung  von  der  Un- 
erlässlichkcit  der  Beisitzer  ist  stärker  als  die  IJberzeuguug  von  der  Noth- 
wendigkeit  der  Theilnahme  der  Grossen  an  der  Gesetzgebung;  s.  Beauchet 
1.  c.  50.  339  f,  345  ff,  Schröder  1.  c.  176;  es  besteht  auch  die  Überzeugung 
von  der  Pflicht,  häufige,  wenn  auch  nicht  gerade  regelmässige  Tagungen 
abznbaltcn;  s.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  43  f.;  die  übliche  Zahl  der  Beisitzer  (7) 
ist  germanisch;  s.  Schröder  1.  c.  176. 

Eher  im  Gcgentheil;  denn  der  Hofrichter,  dessen  Stellung  auf  könig- 
licher Vollmacht  beruhte,  konnte  weniger  willkürlich  Vorgehen. 

s.  oben  A.  1.  Zu  dem,  was  schon  über  den  Unterschied 
zwischen  der  Stellung  der  Gro.ssou  und  der  früheren  des  Volkes  gegenüber 
«lern  König  gesagt  wurde,  kommt  hinzu,  dass  wir  nicht  wisseu,  wie  sich  — 
läctisch,  nicht  rechtlich  — «las  Verhältnis  zwischen  König  und  Volk  in  der 
richterlichen  Thätigkeit  der  Volksversammlung  gestaltet  hat,  ob  nicht  schon 
da  ein  grosses  l'bergewicht  lies  Königs  über  das  Volk,  namentlich  in  der 
.Strafjustiz,  bestaud,  so  dass  das  spätere  Königtum  an  dieses  l'bergewicht 
nnknUpfeu  konnte.  S.  v.  Aniira  bei  Paul  III.®  209. 

*)  s.  Brunner  1.  c.  II.  522;  vgl.  Beauchet  1.  c.  65  ff. 
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manche  Einrichtung  des  königsrechtlicheil  Verfahrens  fremdartig,’) 
so  ist  doch  das  Hauptgewicht  nicht  auf  diese  Einzelheiten, 
sondern  vielmehr  darauf  zu  legen,  dass  sich  das  Königsgericht 
überhaupt  dem  allgemeinen  Rechte  gegenüber  selbständig  stellte 
und  diese  Erscheinung  hängt  nicht  mit  gallorömischen  Institutionen, 
sondern  mit  der  gesammten  Entwicklung  des  fränkischen  Staats- 
wesens zusammen;  was  die  materiellrechtliche  Selbständigkeit 
anlangt,  wie  sie  sich  namentlich  in  der  Anwendung  der  Billigkeit 
äusserte,  so  liegt  allerdings  das  Vorbild  der  aequitas  im  römischen 
consistorium  principis  vor,^)  daneben  kommt  aber  auch  als 
germanische  Wurzel  das  an  und  für  sich  unbeschränkte  Recht 
der  Volksversammlung  in  Betracht.  Bedenkt  man,  dass  die 
aequitas  im  fränkischen  Königsgerichte  eigentlich  erst  in 
karolingischer  Zeit”)  grosse  Bedeutung  anuimmt  und  dass  sie 
da  ganz  überwiegend  unter  kirchlichem  Einflüsse  stellt,^)  so 
wird  man  sie  wohl  nicht  auf  römische,  sondern  auf  kirchliche 
Gründe  zurückführen,  dabei  aber  auch  sagen  dürfen,  dass  in 
diesem  Falle  die  kirchliche  Beeinflussung  an  die  germanische 
AulTaasung  von  der  Pflicht  des  Königs,  das  Recht  zu  schützen 
und  an  die  unbeschränkte  Hoheit  der  Volksversammlung  an- 
knüpfte. Es  ergab  sich  übrigens  mit  Rücksicht  auf  die  gesammte 
Lage  und  auf  die  die  Entwicklung  des  Gesetzgebungsrechtes 
begleitenden  Umstände  die  Nothwendigkeit  der  Ausfüllung  von 
Lücken,^)  welchem  Zw'ecke  nebst  gesetzlichen  Anordnungen  auch 
königsgerichtliche  ürtheile  zu  dienen  hatten.”)  War  einmal 

*)  8.  unten  bei  Verfahren. 

2)  9.  Brunner  1.  c.  II.  13(>. 

Brunner  1.  c.  II.  IS.S  nimmt  allerdings  Rulion  für  die  merovingischen 
Mundbriefe  Billigkeitsjustiz  an ; doch  ist  sie  da,  soweit  sie  überhaupt  in 
Betracht  kommt,  ein  indirectes  Krgebnis  dos  ächntzverhältnisses. 

‘)  Dies  darf  als  communis  opinio  bezeichnet  werden;  s.  Dahn  1.  c. 
Vm.  IV.  36  ff  und  Rühl  in  Sav.  Ztschr.  XX.  207  ff.  Wenn  auch  die  von 
Brunner  1.  c.  angeführte  Stelle  des  Cod.  Theod,  in  die  L.  Rom.  Vis.  Auf- 
nahme gefunden  hat,  so  ist  sie  doch  offenbar  erst  durch  kirchliche  Vermittlung 
zu  weltlicher  Bedeutung  gelaugt.  Man  darf  überhaupt  diese  aequitas  nicht 
überschätzen;  m.  R.  sagt  Bekker  fjahrb.  d.  internat.  Verein  f.  vgl.  Rechts- 
wiss,  I.  :t42 !.  dass  aequum  im  allgemeinen  nur  dasjenige  ist,  was  Anklaug  findet. 

’>)  Diese  Aufgabe  hatte  ja  sogar  das  laugobardische  Königsgericht, 

*)  Das  Königsgericht  war  daher  für  Fragen  competeiit,  die  durch  kein 
(.iesetz  normiert  waren;  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  3a.  Die  Reclamation  wäre 
vielleicht  auch  theilweise  vom  Gesichtspunkte  der  Lückenausfüllungzu  betrachten. 
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diese  Nothweiulipkeit  gegeben  und  der  König  aus  diesen  und 
den  vorher  erwähnten  Gründen  befugt,  ja  sogar  bemüssigt, 
niateriellrechtlich  selbständig  vorzugehen,  dann  war  dabei  auch 
die  Möglichkeit  von  Begnadigungen  vorlianden,*)  die  unter 
Umständen  geradezu  geboten  schienen,  allerdings  aber  andererseits 
auch  die  Möglichkeit  willkürlicher  Missbräuche,^)  die  vielfach 
an  römische  Vorgänge  erinnern. 

Mit  alldem  hängt  natürlich  die  grosse  Ausdehnung  der 
Oompetenz-')  des  Königsgerichtes  zusammen;  denn  das.selbe 
beschränkt  sich  nicht  auf  die  Angelegenheiten  der  Schutzbefohlenen 
und  auf  die  durch  kein  Gesetz  normierten  Fälle,  also  nicht  auf 
jenen  Bereich,  für  den  eine  eigene  Oompetenz  nothwendig  war 
und  auch  nicht  auf  jene  Angelegenheiten,  die  wahrscheinlich 
schon  in  älterer  Zeit  der  Rechtsprechung  des  Volkes  anheim- 
flelen;  es  geht  darüber  weit  hinaus  und  beeinträchtigt  dadurch, 
dass  es  concnrrierend,  ferner  als  höhere  Instanz  und  als  Special- 
gericht auftritt,  die  Thätigkeit  und  das  Ansehen  der  ordentlichen 
Gerichte.-*)  Insofcrne  weist  es  wohl  römische  Züge  auf  und 

')  Wie  schon  erwähnt  (s.  oben  S.  200.  A.  1.)  betrachtet  Sicke  I 
(Mitth.  il.  Instit.  III.  oag)  das  Gnadenrecht  als  eine  besondere  Anwemlungs- 
form  des  Bannrechtes. 

*)  s.  Viollet  1.  c.  I.  224  und  besonders  Gähn  1.  c.  VIII.  III.  .‘1H4  ff. 

*)  Sie  ist  grösser  als  in  anderen  gerinaniBchen  Reichen ; s.  Beauchet: 
I.  c 60  ff,  04  ff,  Brunner  1.  c.  II.  128  ff.  Schröder  1.  c.  177,  Pahn  1.  c. 
vn.  III.  42  ff,  6.2,  55,  VlU.  IV.  24  ff.  Für  die  Beurtheilung  der  Keclamatious- 
eompetenz  kommt  neben  dom  vorher  (oben  S.  221.  A.  6.)  erwähnten  Gesiehts- 
Iiunkte  auch  der  Umstand  in  Betracht,  dass  die  Ausübung  der  Tbätigkeit  des 
niederen  Functionärs  durch  den  höheren  germanischen  Auffassnngen 
entsprach;  s.  Sickel  in  Krgbd.  III.  480. 

<)  Das  Königsgericlit  erlangt  förmlich  eine  Univorsalcompetenz.  Es 
geschah  nichts,  um  den  Wirkungskreis  der  ordentlichen  Gerichte  zu  ver- 
grössern;  die  gegen  die  Überbürduug  des  Königsgerichtos  (s.  Brunner 
I.  c.  II.  141)  gerichteten  Anordnungen  genügten  nicht.  Angesichts  des 
Eintlus.ses  auf  die  ordentlichen  Gerichte  (s.  unten),  hätte  der  König  ohne 
Einbusse  seiner  Macbt  die  Competeuz  der  ordentlicben  Gerichte  vergrössern 
können.  Aber  so  wie  der  König  die  staatlichen  territorialen  Sprengel  nicht 
vor  der  Dnrchbrcclmug  durch  Immunitäten  bewahrte,  sondern  der  Störung 
der  Territorialeintheilung  Vorschub  leistete,  so  bat  er  auch  die  Autorität 
der  Gerichte  durch  die  Ausdehnung  seines  Gerichtes,  an  dem  er  die  Grossen 
theilnehmen  Hess,  geschädigt.  Mag  auch  ein  ständisch  privilegierter  Gerichts, 
stand  dem  fränkischen  Reiche  noch  fremd  gewesen  sein,  factisch  bestand  er 
doch  und  zwar  zum  guten  Theilc  für  dieselben  Kreise,  die  an  Immunität  und 
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uameiitlicli  ^ilt  dies  für  die  Entscheiduiifj  von  Appellationen;') 
nur  dass  auch  da  keine  Befolgung  eines  bestimmten  römischen 
Vorbildes  ersichtlich  ist;^)  man  kann  daher  diese  Ausdehnung 
der  Competenz  aus  der  machtvollen  Geltnngmachung  der  höchsten 
Gerichtsgowalt  erklären. 

Abgesehen  vom  Königsgerichte  hat  die  königliche  Gewalt 
noch  auf  andere  Weise  die  ordentliche  Gerichtsverfassung 
beeinflusst,'')  indem  einerseits  die  Stellung  des  Richters  — 


Onindherrschaft  interessiert  waren;  denn  anck  hinsiehtlicli  der  Gründe, 
die  eineraeits  für  die  liüufigen  ImmiinitütsTerleihungen  (s.  oben  S.  140.  A.  l.) 
andeieraeita  für  die  Ausdeliming  der  Competenz  des  Künigsgericbtes  maass- 
gebend waren,  bestellt  eine  Analogie.  Schon  aus  dem  Capit.  Pippins  (754— T6ö) 
c.  7 geht  hervor,  dass  der  Rechtszug  an  das  Königsgericbt  eigentlich  nur 
den  höheren  Ständen  praktisch  möglich  war;  nach  dem  Capit.  ex  811— SIS 
(Boretius  S.  176.  c.  2)  ist  das  Königsgericht  für  die  Potentiores  förmlich 
als  ordentliches  Gericht  zu  betrachten;  aber  schon  Marc.  I.  28  rechnet 
damit,  so  dass  man  im  allgemeinen  die  Thätigkeit  des  Königsgerichtes  sehr 
stark  vom  Standpunkte  des  Ständewesens  betrachten  muss.  Das  Vorbehalten 
der  Rechtssachen  gewisser  Personen  (s.  Brunner  1.  c.  II.  140)  bildet 
natürlich  eine  ganz  ungerechtfertigte  Einschränkung  der  ordentlichen  Gerichte 
und  erinnert  an  die  das  Immunitätswesen  begleitenden  Umstände. 

>)  Esmein:  Cours  öjem  S.  70  betrachtet  in  dieser  Hinsicht  das 
Königsgericbt  als  ,ä  la  fois  une  ceur  d'appel  et  nne  juridiction  privilegiäe", 
wobei  jedoch  ,1'appel  proprement  dit“  zuriickgedrängt  war  und  der  König 
vielmehr  vom  Standpunkte  der  Ungerechtigkeit  oder  der  Rechtsverweigeruug 
den  Fall  beurtheilte.  Er  macht  (I.  c.  71)  darauf  aufmerksam,  dass  der 
römische  Kaiser  und  der  römische  Praef.  praet.  nicht  nur  Appellations- 
sondern auch  Evocationsjustiz  übten. 

^)  Beauchet  hat  nämlich  I.  c.  67,  380  ff  nacbgewiesen,  da.ss  die 
fränkische  Appellation  sich  von  der  römischen  sehr  unterschied ; s.  Brunner 
I.  c.  II.  1.H8  f.  Die  Evocationsjustiz  lehnt  sich  zwar  durch  die  Anwendung 
des  indic.  commonitorius  an  die  spätrömische  Praxis  an  (s.  Dahn  I.  c.  VIII. 
IV.  52  f)  und  bekanntlich  haben  L.  R.  Via.  sowie  die  meisten  Epitt.  die 
auf  die  kaiserlichen  Rescripte  bezüglichen  Stellen  des  Uod.  Theod.  auf- 
geuommen  und  dieselben  auf  die  gerichtliche  Thätigkeit  des  Königs  bezogen. 
Nichtsdestoweniger  bemerkt  man,  dass  die  königliche  Gerichtsgewalt  selbst 
in  den  Reichen,  die  der  römischen  Beeinflussung  zugänglicher  waren,  als 
das  fränkische,  nicht  diesen  Umfang  angenommen  hat.  Man  wird  daher 
die  grosse  Competenz  des  fränkisi^hen  Königsgerichtes  auf  andere  Uinstände 
zurückführen  müssen. 

ä)  Wir  gehen  natürlich  auf  die  Ansicht  Knatel's  (Moii.  fr.  816, 
Transform.  494),  dieilein  V'olkselemente  jede  Bedeutung  iui  Gerichte  absprichl, 
nicht  ein. 
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und  zwar  luuniKdir  des  staatlichen  Beamten  — gesteigert,') 
andererseits  die  vormals  aussergerichtlichen  Theile  des  Verfahrens 
von  diesem  Beamten  beherrscht  wurden.  Aber  so  wichtig  diese 
Aenderungen  an  und  für  sich  waren  und  so  sehr  der  dadurch 
geschaffene  Zustand  sich  von  dem  altgermanischen  unterschied, 
.so  ist  er  doch  durchaus  nicht  römisch  geworden.  Die  Zwei- 
theilung der  Functionen,  der  Gegensatz  zwischen  Richter  und 
Rechtsfindern,  d.  h.  zwischen  Obrigkeit  und  Volksorganon ^),  ist 


')  Über  die  Beeinfluesung  des  Volksgorichtes  durch  das  Köuigtum 
8.  V.  liethmanu-Hollweg  1.  c.  IV.  423,  Brunner  1.  c.  II.  331,  Sickel 
in  Gott.  gel.  Auz.  1S90.  S.  578,  580,  v.  Auiira  das.  issß.  S.  201,  Fahlbeck 
1.  c.  125  ff,  Sobm  1.  c.  I.  150  ff.  Schon  die  li.  Rib.  weist  eine  bedeutende 
iSunahmc  des  obrigkeitlichen  Prinzips  in  der  Rechtspflege  auf.  Zu  welchen 
i'hergriffen  dieselbe  Gelegenheit  bot,  geht  u.  A.  daraus  hervor,  dass  Chlotb.  II. 
auordnen  musste,  dass  Missethäter  (mit  Ausnahme  der  auf  frischer  That 
ertappten  Diebe)  wenigstens  verhört  werden.  An  und  filr  .sich  bedeutete 
das  Rechtsgebot  des  Richters  (s.  Brunner  1.  c.  II.  225  f und  v.  Ainira  I.  c.) 
eine  wesentliche  Steigerung,  die  auch  Saleilles  (Rev.  hist.  Bd.  40.  S.  295ff) 
zugiebt  und  die  damit  zusammeubängt,  dass  der  öffentlichen  Gewalt 
gegenüber  nur  der  Graf  für  das  tirtheil  verantwortlich  ist;  s.  Sohm  l.c  227. 
Die  Reformen  Karls  d.  Gr.  haben  diese  Entwicklung  gefordert  und  c.  5. 
des  Capit.  ex  819  (Boretius  p.  290)  fasst  eine  noch  grössere  Festigung  der 
gerichtlichen  Stellung  des  Grafen  ins  Auge.'  Dahn  1.  c.  VII.  III.  50 
bespricht  die  Symptome  des  Abgehens  von  dom  „Genossengerichte“,  was 
mit  der  Ausdehnung  des  Reiches  auf  nichtfrankische  Gebiete  (s.  Sohin 
1.  c.  155  ff),  aber  ebenso  sehr  mit  der  übrigen  Entwicklung  zusammenhängt. 
Wird  mau  auch  mit  Sickel  (Ergbd.  III.  487  f),  der  sich  dabei  an  Brunner  s 
Ausführungen  Uber  Tbungin  und  Graf  anlehut.  die  gesammte  Umwandlung 
der  Gerichtsverfassung  als  eine  weniger  durchgreifende  betrachten,  als  dies 
vielfach  angenommen  wird,  so  hat  doch  die  Vereinigung  der  Function  des 
Thungins  mit  der  des  Grafen  den  Charakter  des  Gerichtes  alteriert;  dies 
trifft  auch  dann  zu,  wenn  man  mit  Sickel  (I.  c.  485)  die  sachliche  Theilung 
der  richterlichen  Geschäfte  in  höhere  und  geringere  schon  an  die  altfränkische 
Verfassung  anknüpfen  lässt;  Dahn  1.  c.  VII.  II.  1 12  denkt  hier  an  römische 
Vorbilder. 

*)  M.  R.  hat  V.  Sy  bei  I.  c.  387  auf  die  .\u.seinandersetzung  der 
beiden  hier  thätigen  Kräfte  hingowiesen.  Die  unhaltbare  Ansicht  Fustel’s 
(Mon.  fr.  310)  hat  Sickel'  (Oött.  gel.  Anz.  1886.  S.  557)  zurückgewiesen, 
indem  er  den  Unterschied  zwischen  dem  römischen  Assessor  und  dem 
fränkischen  Dingmann  beleuchtete.  Man  muss  hinzufügeu,  dass  auf  diesem 
Gebiete  die  fränkische  Tradition  die  römischen  Einrichtungen  besiegte,  da 
einerseits  die  Romanen  an  den  fränkischen  Gerichtsversammluugen  theil- 
nahmen  (s.  Sohm  1.  c.  I.  229)  und  andererseits  die  Unterscheidung  zwischen 
Richtern  und  Urtbeilern  sogar  bei  den  Romanen  — wenn  auch  langsam  — 
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niemals,  auch  nicht  durch  die  Reformen  Karl  d.  Gr.,  überwunden 
worden*)  und  es  sind  die  beiden  Elemente  niemals  in  einer 
einheitlichen  Gerichtsbehörde,  wie  cs  den  spätrömischen  Vorbildern 
entsprochen  hätte,  anfgegangcn.  So  muss  man  nicht  nur  an 
der  Ableitung  der  fränkischen  ordentlichen  Gerichtsverfassung 
aus  der  germanischen  festhalten,  sondern  überdies  sagen,  dass 
der  Ideengang,  in  dem  sich  die  durch  königliche  Eingriffe  voll- 
zogenen Aenderungen  bewegten,  dem  germanischen  Gesichts- 
kreise angehörte  und  wohl  eine  Kräftigung  der  königlichen 
Macht,  ein  Überhandnehmen  des  königlichen  Beamtentums,  ja 
sogar  eine  Abhängigkeit  der  Volksjustiz  von  dem  König  herbei- 
führte, ohne  aber  der  gesammteu  Gerichtsverfassung  eine 
fremde  Basis  zu  geben. 

Es  ist  gewiss  kein  Zufall,  dass  auf  diesem  Gebiete,  un- 
geachtet der  auch  hier  sehr  wichtigen  Zunahme  der  königlichen 
Gewalt,  dennoch  mehr  als  auf  jedem  anderen  der  germanische 


■lurchdrang  (s.  Wickel  in  .Sav.  Ztschr.  VI.  44,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  35,  61, 
Kien  er  1.  c.  .122).  Da.s.4  in  der  Thktigkeit  der  Urtheiler  kein  obrigkeitlichea. 
eoiidefn  ein  Tolkemässiges  Element  hervortritt,  haben  Siegel  (Oer.  Verf. 
I.  103  f)  und  Sickel  (.Sav.  Zteebr.  VI.  8 ff)  nachgewiesen;  daran  ändern 
die  Umwandlungen,  die  Fa  hl  heck  1.  c.  52  aus  allgemeinen  Gründen  für 
das  Gerichtswesen  annimint,  niclit  viel ; denn  trat  auch  eine  Machtsteigerung 
der  richterlichen  Beamten  ein,  so  ist  doch  die  Betheilignng  der  Ganleute 
geblieben,  mag  selbst  die  Grundlage  eine  andere  geworden  sein  (s.  Sickel 

l.  c.  41  ff).  Dass  in  einzelnen  Fällen,  vielleicht  überhaupt  in  manchen 
Gegenden,  trotz  der  Theilung  der  Urtheilsfunction,  der  Graf  factisch  so 
vorging,  wie  etwa  der  römische  Binzelrichtor  und  das  Volksclement  sich 
entweder  garnicht  oder  nur  schwer  durchsetzen  konnte  (s.  Dahn  1.  c.  VTI. 
III.  61.),  ändert  nichts  an  der  Sache;  es  konnte  eben  nur  missbräuchlich 
zu  römischen  Analogien  kommen.  \V.  Schnitze:  Dtsche  Gesch.  II.  458 
;'eht  zu  weit,  wenn  er  in  dem  Grafen  den  eigentlichen  Urtheiler  erblickt. 

')  Denn  auch  da  besteht  die  Zweitheilung  fort;  s.  Sickel  I.  c.  70 ff, 
Saleilles  I.  c.  286ff.  Brunner  (Mitth.  d.  Inst.  Vlfl.  184)  erblickt 

m.  R.  in  der  Ersetzutig  der  willkürlich  zu  wählenden  Beisitzer  durch 
ständige  eine  den  Richter  beschränkende  Neuerung.  Für  eine  Identificierung 
iler  Schöffen  mit  den  Rachinburgeu  tritt  Mayer  1.  c.  I.  405  f ein.  Für  die 
Klärung  der  Begriffe  hat  üermann:  I.'eb.  d.  Eutw.  d.  altdtsch.  Schöffeuger. 
in  vielen  Beziehungen,  vorgearbeitet.  Abzulehnen  ist  die  Meinung  Rieh. 
■Schmidt’s  (Allg.  Staatslehre  II.  I.  ;i8;if.);  richtig  ist  nur  die  Parallele 
zwischen  der  allgemeinen  Staatseutwicklung  und  derjenigen,  die  zum 
SiJiöffentuni  "cfUhrt  hat. 

V.  Halban,  KOm.  Kecht  in  den  germ.  Volksstaaien.  111.  15 
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Charakter  hervortrat')  und  dass  die  nicht  zu  unterschätzenden 
Aenderungen  dennoch  die  alten  Grundsätze  nicht  zu  erschüttern 
vermochten.  Dies  ist  damit  zu  erklären,  dass  der  altgermanische 
Staat  für  die  Rechtspflege  im  Gericht  soviel  gethan  hat,  wie 
für  keinen  anderen  Theil  seines  Wirkungskreises,  so  dass  an 
dem  in  früherer  Zeit  Entwickelten,  soweit  keine  äusseren  Gründe 
hinzntraten,  festgehalten  werden  konnte,  die  nothwendigcii 
Aenderungen  sich  also  nur  auf  jene  Angelegenheiten  ei'strecken 
mussten,  in  denen  der  natürliche  Fortschritt  des  Lebens,  sowie 
der  Rückschlag  der  allgemeinen  politischen  Umstände  dies  un- 
umgänglich forderten.-)  — 

Betrachtet  man  das  fränkische  Amtswesen,  so  muss 
man  von  der  Erwägung  ausgehen,  dass  zwar  schon  die  frühere 
Zeit  Einrichtungen  kannte,  die  zum  Theil  königliche,  zum  Theil 
Volksinteressen  vertraten,  dass  aber  sowohl  die  Ausdehnung  des 
Reiches,  wie  auch  die  Bildung  neuer  Sprengel  und  die  Fülle 
der  Aufgaben  eine  wesentliche  Bereicherung  des  Amtswesens 
hervorrufen  mussten,  was  natürlich  nicht  nur  der  königlichen 
Gewalt,  sondern  auch  fremdem  Einflüsse  Gelegenheit  zur  Be- 
thätigung  bot. 


')  Wir  meinen  die  reichliche  frnnnanigche  Symbolik  der  Ding- 
Versammlungen,  das  Festhalten  an  den  Uhlichen  Gerichtsstütten  ii.  s.  w. 
Die  Sparen  eines  Zusammenhanges  des  Kriegsgottes  mit  der  Rechtspflege 
behandelt  Dahn  1.  c.  VII.  III.  36. 

Uan  begreift  die  Möglichkeit  der  germanischen  Gerichte  nur, 
wenn  man  berücksichtigt,  dass  bei  solchen  Völkern  Sitte  und  Recht  den 
Charakter  inneren  Zwanges  haben.  Es  war  angesichts  der  Kraft  dieses 
inneren  Zwanges  zunächst  nicht  zu  befürchten,  dass  sich  Richter  oder 
Gerichtsgemeinde  gegen  ihn  auflehnten  und  ihr  praktisch  souveränes  Recht 
missbrauchten ; deshalb  bedurfte  es  zur  Sicherung  der  Gerechtigkeit  ursprüng- 
lich nicht  einmal  einer  höheren  Instanz.  Erst  als  sich  das  Rechtsbewusstsein 
infolge  der  Neuerungen  spaltete  und  eine  erhöhte  Möglichkeit  von  Missgriffen 
und  Missbräuchen  eintrat,  wurden  Maassregeln  erforderlich,  die  der  früheren 
Zeit  fehlten.  Dass  aber  die  Änderungen  mit  den  früheren  Geschehnissen 
zusammenhingeu,  ist  schon  hinsichtlich  der  Langobarden  erwähnt  worden 
(s.  Theil  II.  S.  ICl);  dass  sie  sich  im  Rahmen  des  Bedürfnisses  bewegten, 
beweist  u.  A.  der  Umstand,  dass  z.  B.  das  .Schöffentum  nur  dort  durchdrang, 
wo  die  socialen  Verhältnisse,  beziehungsweise  andere  Gründe  ihm  den  Boden 
vorbereitet  hatten,  also  vor  allem  bei  den  Frauken  selbst,  weit  weniger  bei 
den  rechtsrheinischen  Völkern  und  auch  nicht  bei  den  Friesen. 
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Wenn  auch  gewiss  nicht  alle  fränkischen  Beamten  aus  dem 
Gefolgswesen  hervorgingen,')  so  hat  sich  doch  die  Entwicklung 
der  königlichen  Amtshoheit  und  die  grundlegende  Auffassung 
des  Beamtentums  an  das  Gefolgswesen  angelehnt^)  und  dem 
Verhältnis  zwischen  König  und  Beamten  frühzeitig  den  persön- 
lichen Charakter  gegeben,^)  der,  mit  einer  abstracten  Staatsidee 
unverträglich,  die  Entfaltung  des  persönlichen  Regiments  förderte*) 
und  das  Beamtentum  an  der  Abnahme  der  Königsgewalt  in 
unrömischer  Weise  theilnehmen  liess.’’) 

Trotzdem  drang  viel  römisches  hier  ein,  deshalb,  weil 
namentlich  in  merovingischer  Zeit  viele  Gallo-Römer  verwendet 
wurden,*)  denen  gegenüber  die  römische  Amtshoheit  geübt  werden 


')  Diese  Einscbräokung  muss  man  gegenüber  Dabn  1.  c.  VII.  II.  6S 
macben. 

Dies  haben  mit  euten  Gründen  Sickel  in  Westdtsche  Ztscbr.  IV. 
.t45  und  Brunner  1.  c.  II.  78  dargetban;  die  Analogien  sind  zu  stark,  als 
dass  sie  anders  gedeutet  werden  könnten. 

s)  s.  Weimann:  Der  sittl.  Begr.  in  Greg.  v.  Tonrs  Hist  Fr.  S.  24 f. 

*)  Das  fränkische  Beamtentnm  geht  dadnrch  Uber  die  volksrechtliche 
Stufe  hinaus,  gewinnt  aber  keine  richtige  staatsrechtliche  Basis,  sondern 
die  des  persönlichen  Königsdienstes. 

Es  liess  sich  wohl  zu  Anfang  eine  königliche  Beamtenschaft  be- 
gründen; sie  konnte  aber  nicht  unverändert  forterhalteu  werden,  weil  die 
Einnahmen  dies  nicht  gestatteten.  Und  je  weiter,  desto  mehr  kamen  die 
Ämter  aus  der  straffen  Abhängigkeit.  Sogar  Fnstel  (Transform.  63  ff 
und  434)  anerkennt  die  Bedeutung  des  Mangels  staatlicher  Besoldung.  Die 
Bewidmung  der  Beamten  mit  Gütern  führte  zu  socialpolitischen  Folgen 
ganz  nnrömischer  Art  (s.  v.  Inama  1.  c.  I.  274  f)  und  zn  einer  Selbständigkeit, 
die  sich  schon  in  merovingischer  Zeit  in  der  Tendenz  zur  Vererbung  der 
Ämter  äussert.  Als  aber  — was  wohl  als  Remedur  gedacht  war  — die 
Beamten  Vassallen  wurden,  da  wurde  allerdings  der  frühere  Gesichtspunkt 
des  persönlichen  Königsdienstes  wieder  actuell,  aber  das  Hauptgewicht 
wurde  da  nicht  mehr  auf  die  Erfüllung  der  Amtspflichten,  sondern  auf  die 
Treue  gelegt,  so  dass  die  Beamten  hinsichtlich  ihres  Wirkungskreises  eine 
ganz  unstaatlicbe  und  desto  mehr  unrömiscbe  Stellung  erhielten  und  gemeinsam 
mit  dem  übrigen  Optimatentum  eher  den  König  beeinflussten,  als  von  ihm 
beeinflusst  wurden. 

“)  Dies  hat  sich  natürlich  nach  und  nach  verflüchtigt;  volles  Über- 
gewicht hat  aber  das  germanische  Element  erst  in  karolingischer  JSeit 
erhalten;  s.  Dahn  1.  c.  VUl.  II.  43. 

15* 
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konnte,')  und  die  wohl  als  Träger  römischer  Amtstraditionen  zn 
betrachten  sind.  Sie  haben  offenbar  dem  fränkischen  Reiche 
die  schriftliche  Anstellungsform,-)  die  Sitte  der  munera,-')  die 
Gepflogenheit  befristeter  Anstellung,^)  sowie  die  Terminologie'’) 
und  den  Ausschluss  gewisser  Personen")  Qberliefert,  also  Dinge, 
die  wohl  wichtig  waren,  die  aber  den  Gmndcharakter  des 
Beamtentums  wenig  berührten,')  der  neuen  Ordnung  leicht  an- 
gegliedert werden  konnten  und  überdies  zum  Theile  überwunden 
wurden.  Man  wird  somit  trotz  dieser  Erscheinungen  das  fränkische 
Amtswesen  nicht  mit  dem  römischen  identiflcieren  dürfen.  Denn 
abgesehen  von  der  erwähnten  gefolgschaftsmässigen  Basis  treten 
Unterschiede  hervor,  die  es  verbieten,  aus  den  formell  römischen 
Anzeichen  auf  einen  römischen  Inhalt  zu  schliessen.  Es  fällt 
die  regelmässige  Verbindung  der  Civil-  und  Militärgewalt  auf, 


>)  An  eine  Unterscheidung  riSmisclier  und  fränkischer  Amtshoheit  ist 
natürlich  nicht  zu  denken;  zn  bemerken  jedoch,  dass  (tl.  paris.  alles.-  wa.s 
sich  im  Breviar  auf  den  Kaiser  bezog,  anf  deu  König  anweudet. 

>)  s.  Brunner  I.  c.  IL  80.  A.  12.,  v.  Amira  in  (4ött.  gel.  Anz.  ISSG. 
S.  191,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  71. 

^ 8.  Sickel  in  Oött.  gel.  Anz.  1896.  8.  283. 

*)  H.  Brnnner  I.  c.  II.  81.  A.  20,  Dahn  I.  c.  VII.  II.  73. 

Uilitia,  honor,  munus  publicum,  actor,  agens,  procurator  u.  s.  w. 
Die  Benennung  Judex  bezeichnet  nicht  gerade  richterliche  Oompetenz;  sowohl 
dem  römischen  als  auch  dem  fränkischen  judex  konnten  richterliche  Befugnisse 
fehlen;  s.  8ohm  I.  c.  I.  148  f,  Sickel  in  GOtt.  gel.  Anz.  1890.  S.  283. 
Über  vir  inluster  s.  Zeumer  Gott.  gel.  Anz.  1887.  .S.  382  ff,  der  der 
Ansicht  Havet's  beitritt,  während  Pirenne  (in  Compte  rendu  de  la  comm. 
roy.  d.  hist.  II  Ser.  Bd.  XIII.  No.  2)  und  Bresslau  (N.  Arch.  XII.  353ff) 
gegen  Havet  Stellung  nahmen.  Römisch  i.st  es  auch,  dass  der  nbtretetide 
Beamte  Rang  und  Titel  beibehält;  s.  Brunner  I.  c.  II.  8U  f,  Dahn  I.  c. 
VII.  II.  72. 

“)  Der  Ausschluss  der  Juden  von  den  Ämtern  ist  römisch-rechtlich, 
aber  durch  kirchliche  Vermittlung  übernommen;  s.  Sickel  in  Krgbd.  III. 
463.  Über  den  Ausschluss  der  Kleriker  s.  I.  c.  484.  A.  4.,  Uber  den  der 
Kxcominunicierten  I.  c 404. 

7)  Han  könnte  als  wichtigen  Umstand  allerdings  die  Anlehnung  der 
Beamtenorganisation  an  die  städtischen  Centren  anfUhren  unil  das  fiber- 
gewicht, das  die  in  der  Stadt  angestellten  Beamten  Uber  die  andern  hatten; 
dass  dies  aber  nicht  mit  der  Annahme  römischer  Vorbilder  zusainmenhängt. 
geht  schon  aus  dem,  was  wir  oben  S.  121  Uber  das  Verhältnis  der  Civitas 
zur  Grafschaft  sagten,  hervor. 
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die  wohl  in  der  spätrömischen  Organisation  zum  Theile  vorkam,’) 
aber  doch  nur  ausnahmsweise,  während  sie  im  fränkischen  Reiche 
der  germanischen  Vereinigung  des  Heerfiihrertnms  mit  anderen 
Competonzen  entsprach;^  es  fehlt  die  scharfe  Trennung  zwischen 
Hof-  und  Staatsbeamten;  es  entwickelte  sich  andererseits  ein 
Übergang  vom  Privatbeamtentum  zum  öffentlichen  Beamtentum,'’) 
was  mit  der  zunehmenden  Bedeutung  der  Privatherrschaften 
zusammenhiiig;  überhaupt  trat  eine  Vereinfachung  des  gesummten 
Amtswesens  im  Vergleiche  mit  dem  römischen  ein,  was  sich  in 
der  Verquickung  der  bei  den  Römern  strenger  gesonderten 
Gompetenzen^)  und  in  der  Zurückdrängung  des  bui'eankratischen 
Elementes  ’’)  änsserte.  Die  grosse  Bedeutung  örtlicher  Verschieden- 
heiten gab  Gelegenheit  zu  Particulaiismen,  die  wohl  mancherorts 
der  Beibehaltung  römischer  Einrichtungen  forderlich  waren,*) 
ohne  ihnen  aber  allgemeine  Geltung  zu  verschaffen  oder  auch 
nur  die  Gesamtentwicklung  des  Amtswesens')  und  seinen  Über- 
gang zum  Lehenswesen,  überhaupt  die  nichtstaatlichen  Er- 
scheinungen, zu  behindern.*) 


')  9.  Sickel  in  (.intt.  gel.  Anz.  IS90.  S.  unJ  das.  isa;!.  S.  129; 
naiueutlicli  im  Ducatue. 

s.  Brunner  I.  c.  II.  3.,  v.  Ainira  Giitt  gcl.  Anz.  1S96.  S.  189, 
Dahn  I.  c.  VII.  U.  72.  Deshalb  bedurfte  es  für  diese  Vereinigung  keines 
rümischen  Vorbildes  und  es  ist  die  Frage,  ob  der  germanische  Föderaten- 
mbrer  nach  römischem  Beispiel  militärische  Uerichtsgewalt  übte  (s.  Bickel 
Gott.  gel.  Anz.  1892.  8.  129.  A.  2j,  gegenstandslos. 

^ In  dem  ass.  pacis  liegt  ein  solcher  Übergang  vor;  s.  darüber  Bickel 
in  Ergbd.  III.  541  ff,  Dahn  1.  c.  VU.  II.  136  ff. 

*)  Namentlich  gilt  dies  für  die  Jnrisdictio  vicaria  unil  mandata,  für 
die  ungenügende  Unterscheidung  der  staatsrechtlichen  und  privatrechtlichen 
Stellung  der  Vertreter  u.  s.  w.  8.  Dahn  1.  c.  VII.  II.  124. 

8.  V.  Bethmauu-Hollweg  1.  c.  V.  6. 

so  z.  B.  in  der  Provence;  s.  Kiener  1.  c.  49f. 

Man  darf  deshalb  die  Verschiedenheiten  nach  Landestbeilen  nicht 
überschätzen;  denn  sie  haben  (s.  Sickel  in  Ergbd.  III.  452)  die  Gmudzüge 
der  Urganisatiou  nicht  beeinffusst. 

Als  eine  mit  dem  Charakter  des  Staatsbeamtentums  nicht  gut  ver- 
trägliche Erscheinung  kommt  u.  A.  der  Umstand  in  Betracht,  dass  der 
Staat  für  die  Beamten  nicht  haftete,  dieselben  vielmehr  nach  allgemeinem 
Rechte  zu  belangen  waren;  s.  H.  O.  Lehmann:  D.  Rechtschutz  gegenüber 
Eiijgr.  V.  Staatsbe.  nach  altfr.  R.  17  ff.  Dies  ist  — wie  man  der  Gestaltung 
der  Urtheilsschelte  eutnehmeu  kann  — germanisch. 
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Dasselbe  gilt  für  die  einzelnen  Äemter.  Wir  haben  gesehen, 
dass  der  Dncatus  mit  der  ehemaligen  römischen  Provinz  nicht 
identisch  war  und  dass  selbst  zwischen  dem  spätrömischen 
militärischen  Ducatus  und  dem  fränkischen  Amtsherzugtum 
wichtige  Unterechiede  bestanden.  So  muss  man  sich  dann  auch 
gegen  die  Ableitung  dos  fränkischen  Herzogs  von  dem 
römischen  Dux  aussprechen,'^)  denn  obwohl  in  den  höheren 
Provinzialämtem  der  spätrömischen  Zeit  Civil  und  Militärmacht 
vereinigt  wurden,’’)  so  war  doch  die  Art  dieser  Vereinigung 
eine  ganz  andere.^)  Für  das  Stammesherzogtum  ist  vollends  au 
irgend  eine  Beziehung  zur  römischen  Vergangenheit  nicht  zu 
denken.  Aber  auch  das  Amt  des  Patricias  ist  nur  theil weise 
römisch;  insofern  es  mit  dem  Herzogsamt  indentificiert  werden 
kann,-'’)  vermag  es  mit  Rücksicht  anf  das  vorher  Gesagte  trotz 
der  römischen  Titulatur  nicht  als  römisches  Amt  zu  gelten. 
Das  südgallische  Patiiziat  war  zweifellos  aus  der  römischen 
Staatsordnung  übernommen,  aber  inhaltlich  dem  fränkischen 
Herzogtum  angepasst*’)  worden.  Hat  man  also  den  fränkischen 
Herzog  als  eine  voiuehmlich  militärischen  Zwecken  dienende 
Schöpfung  der  morovingischen  Zeit  zu  betrachten,  so  kommen 
für  seine  Entwicklung  neben  militärischen  Gesichtspunkten  auch 
die  Machtgelüste  der  Amtsträger  in  Betracht,^)  Bestrebungen, 


')  B.  oben  S.  IIS. 

**)  8.  Sickel  in  Uütt.  gel.  Anz.  1888.  S.  441  ff,  Brunner  1.  c.  II.  IS.*!, 
V.  Ämira  in  Oött.  gel.  Anz.  1696.  8.  1‘Jl. 

B.  Hommseu  in  HermeB  XXIV.  8.  *468. 

*)  s.  Sickel  in  Uött.  gel.  Auz.  1890.  8.  672.  Dies  scheint  Dahn 
1.  c.  VII.  II.  154.  A.  1.  zu  unterschätzen,  weun  er  für  den  fränkischen  Duz, 
ebenso  wie  für  den  westgothiseben,  rüiniscbe  Wurzel  anuimmt;  s.  auch 
I.  c.  165  und  VIU.  III.  115.  Zu  beachten  ist  die  sehr  ungenügende 
Conipetenztreonung  zwischen  Graf  und  Herzog  (s.  8obm  1.  c.  I.  456ff, 
Fahlbeck  1.  c.  148f),  sowie  die  unter  Umständen  dom  Königtnm  entgegen- 
tretende  Function  dieses  aristokratischen  Amtes;  vgl.  Fablbeck  1.  c.  200 
und  Sickel  in  Hist.  Ztsebr.  Bd,  52.  8.  4l3ff. 

®)  s.  Weyl  in  Sav.  Ztschr.  XVI.  94. 

•)  Weyl  1.  c.  97,  Eiener  1.  c.  5-2ff.  Für  den  Patricius  derProvouco 
erscheint  dies  nach  Kiener's  Forschungen  zweifellos;  was  den  Patricins 
von  Burgund  betrifft,  ist  dies  weniger  klar  (s.  Kiener  1.  c.  269f),  aber 
doch  auch  nicht  ausgeschlossen. 

’)  8.  Sickel  in  Oött.  gel.  Anz.  1888.  8.  443f. 
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denen  das  fränkische  Königtum  nicht  genügend  entgegenzntreten 
vermochte  und  die  dem  Amte  eine  ganz  unrömische  Bedeutung 
verliehen. 

Hinsichtlich  des  Grafen  ist  ein  enger  Zusammenhang 
mit  dem  römischen  Comes  civitatis  behauptet  worden,')  wobei 
mau  den  Umstand,  dass  das  letztgenannte  Amt  durchaus  kein 
regelmässiges  war,^)  zu  leicht  nahm  und  auch  dem  Unterschiede 
zwischen  den  älteren  und  späteren  fränkischen  Grafen'')  zu 
wenig  Beachtung  schenkte;  selbst  das  wohl  wichtigste  Argument, 
welches  ans  dem  Vorkommen  desselben  Titels  Ihr  analoge  Aemter 
verschiedener  germanischen  Staaten  auf  eine  gemeinsame  und 
zwar  römische  Wurzel  schliesst,'*)  kann  gegenüber  begründeten 
Zweifeln  nicht  ausschlaggebend  sein.*)  Die  Zweifel  gründen 

')  8.  naineiitliuli  Esineiii  in  Helauges  SS7,  iu  Cuurs  76,  Fustel: 
Hon.  fr.  196ff,  Dahu  1.  c.  VII.  II.  UI  ff,  Schultze  1.  c.  II.  383,  Ha;er 
1.  c.  I.  338  f. 

'^)  Fuatel  (Invasion  19)  will  den  Comes  uiv.  in  den  meisten  gallischen 
Civitates  linden,  wogegen  schon  .Sickel  (Uött.  gel.  An».  1899.  S.  I•.*5)  Ein- 
spruch erhoben  hat;  iu  Hon.  fr.  198  wird  abscbwäckend  gesagt  „que  cette 
institulion,  saus  etre  generale,  n’etait  pus  rare“.  Also  selbst,  wenn  (wie 
auch  Kiener  1.  c.  16f  annimmt)  der  Com.  civ.  Uerichtsbarkeit  geübt  hätte, 
käme  doch  die  Unregelmässigkeit  dieses  Amtes  iu  Betracht.  Mayer  I.  c. 
giebt  zu,  dass,  angesichts  der  gewöhnlichen  Trennung  der  Militär-  und 
Civilgewalt,  die  Anknüpfung  an  den  ohnehin  seltenen  Com.  civ.  nicht  gut 
annehmbar  ist,  greift  aber  zur  Hypothese,  dass  im  Reiche  des  Syagrius 
gewiss  beide  Cewalteu  vereinigt  waren  und  möchte  den  fränkischen  Orafen 
mit  dem  Com.  civ.  aus  dem  Reiche  dos  Syagrius  iu  Zusanimonhang  bringen; 
leider  reichen  die  Xacbrichteu  Uber  dieses  Reich  dazu  nicht  bin. 

8.  Brunner  1.  c.  II.  164. 

*)  s.  Schultze  1.  c.  und  Dahn  I.  c.  VII.  II.  96.  A.  '9. 

Das  Argument  erscheint  bestechend;  nur  muss  man,  wenn  man 
methodisch  vorgeht,  berücksichtigen,  dass  der  Graf  in  den  verschiedenen 
germanischen  Reichen  nicht  auf  einmal  anftritt.  Die  Ostgothen  haben  mit 
andern  Titnlaturen  auch  diese  dem  römischen  Reiche  unmittelbar  entlehnt 
und  da  kann  mau  mit  Tamassia  (Comes  Oothorum;  s.  auch  bei  mir  I.  Tb. 
S.  141)  annehmen,  dass  das  lebendige  römische  Vorbild  namentlich  die 
neuen  Aufgaben  des  Amtes  unmittelbar  beeinflusste.  Schon  für  Westgothen 
und  Burgunder  (s.  bei  mir  I.  Th.  915  f,  983)  liegt  die  Sache  anders;  für 
die  Franken  kommt  vollends  das  spätere  Zeitmoment  iu  Betracht.  Die 
Argumentation  wäre  überzeugend,  wenn  in  den  genannten  Reichen,  abgesehen 
von  der  zeitlichen  Verschiedenheit,  identische  Grafenämter  bestanden  hätten; 
dass  sie  analog  waren,  kann  mit  mehr  Recht  auf  die  bei  allen  Stämmen 


Digilized  by  Google 


sich  nämlich  auf  den  Inhalt  des  Amtes,  in  dem  der  Heeres- 
befehl') und  die  Gerichtsgewalt  wohl  weit  wichtiger  erscheinen, 
als  die  Verwaltnngs-  und  Finanzaufgaben.  Selbst  wenn  man  mit 
Dahn'^)  das  Amt  zerlegt,  indem  man  sagt,  dass  darin  die 
germanische  — nunmehr  auch  auf  die  Römer  angewendete  — 
Heeres-  und  Gerichtsgewalt  mit  der  römischen  — jetzt  auch 
auf  die  Germanen  ausgedehnten  — Verwaltungs-  und  Pinanz- 
hoheit  vereint  wnrde,  so  muss  man  dennoch  das  grosse  Über- 
gewicht der  germanischen  Aufgaben  über  die  römischen  einsehen, 
dazu  aber  noch  bemerken,  dass  von  den  germanischen  Competenzen 
die  erstere,  nämlich  die  Heeresgewalt,  bekanntlich  nicht  sofort 

vorhandenen  analogen  UutorfUhrer,  al»  anf  die  nicht  überall  vorhandenen 
Com.  oiv.  znrückgehen.  Die  Anwenilnng  derselben  Bezeichnung  hängt  eher 
mit  der  grossen  Verbreitung  des  Comestitels  zusammen,  der  bei  den  Körnern 
für  alles  mögliche  benützt  wurde,  verschiedenes  bezeichnen  konnte,  auch  bei 
den  Germanen  verschiedenes  bezeichnet  hat;  dass  der  Comestitel  als  Bestand- 
theil  von  Amtstiteln  bei  den  Germanen  römisch  ist,  giebt  anch  Brunner 
1.  c.  II.  162  zu.  Insbesondere  erschien  es  plausibel,  deu  L'nterführer,  dessen 
Stellung  nunmehr  eine  territoriale  geworden  war,  mit  dem  Namen  des 
örtlichen  römischen  Unterbefehlshabers  zu  benennen;  denn  die  militärische 
Function  des  germanischen  Führers  (dos  Tausendschafters  oder  eines  andern) 
war  der  des  römischen  örtlichen  Unterbefehlshabers  analog;  s.  Schröder 
1.  c.  IZb.  Mehr  als  dies,  vermögen  wir  aus  der  Gemeinsamkeit  des  Comes- 
titels nicht  zu  schlicsseii.  Wenn  ausserdem  Dahn  I.  c.  Vll.  II.  ui.  auf 
das  häufige  Vorkommen  von  Körnern  als  Grafeu  hinweist  (s.  auch  Kurth 
in  Kev.  d'Auvergne  1900  S.  a83f),  so  ist  dies  mit  KUcksicht  auf  die  Be- 
völkerungsverhältuisse  eines  Theiles  von  Gallien  ebensowenig  von  principieller 
Bedeutung,  wie  das  Vorkommen  von  Körnern  in  der  königlichen  Tmstis. 
Man  kann  deshalb  noch  nicht  sagen,  dass  der  Komano  den  gennanischen 
Heer-  und  Gerichtsbann  leicliter  üben  konnte,  als  ein  Germane,  römische 
Verwaltungs-  und  Finanzgewalt  (sie  wurden  eben  schlecht  geübt!)  mler  gar, 
dass  die  letzteren  Gewalten  im  fränkischen  Grafenamte  die  wichtigeren 
gewesen  wären. 

')  Die  Formel  Marc.  I.  8 erwähnt  ihn  nicht,  ist  also  nicht  besonders 
verlässlich;  denn  es  wird  nicht  bezweifelt,  dass  der  fränkische  Graf  militärische 
Gewalt  übte;  für  seinen  römischen  Amtsvorgänger  mag  sic,  so  lange  die 
Körner  nicht  clem  Heere  angehörten,  gegenstandslos  gewesen  sein.  So 
bringt  Kiener  1.  c.  50ff  die  Vereinigung  der  in  römischer  Zeit  getrennten 
Gewalten  mit  der  Heranziehung  der  Komanen  zum  Heerdienst  in  Zusammen- 
hang. Anch  Schnitze,  der  auf  die  römische  Wurzel  des  Grafeuamtes  so 
grosses  Gewicht  legt,  giebt  doch  zu,  dass  die  Vereinigung  allci'  Functionen 
den  Hauptunterschied  gegenüber  dem  Com.  civ.  bildete. 

“)  1.  c.  VII.  II.  91. 
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auf  riie  Rötncr  ausgedehnt  wurde  und  die  zweite,  die  Gerichts- 
gewalt Uber  Franken,  dem  Grafen  ei-st  nach  Verdrängung  des 
Thuuginus  zufiel,  so  dass  die  ursprüngliche  gräfliche  Gewalt 
dem  von  Dahn  angenommenen  Vereinigungszwecke  nicht  ent- 
sprochen hätte,  in  der  späteren  aber  die  inzwischen  hiiizu- 
getretene  gerichtliche  Competenz,  die  zweifellos  germanischen 
Charakter  hatte,’)  selbstverständlich  in  den  Vordergrund  trat, 
so  dass  daneben  die  Verwaltungs-  und  Finanzthätigkeit  nur 
eine  untergeordnete  Bedeutung  hatte,  während  die  militärische 
Competenz”)  eines  römischen  Vorbildes  überhaupt  nicht  bedurfte. 

So  kann  man  höchstens  zugeben,  dass  das  fränkische  Grafeu- 
amt  insofeni  mit  dem  des  Comes  civitatis  verwandt  ist,  als  es 
ebenso  wie  dieses  eine  Vereinigung  mehrerer  Competenzen 
darstellt,  von  denen  jedoch  die  zwei  wichtigeren  germanischer 
Herkunft  sind  und  die  nur  weniger  wichtigen  an  römische  Vor- 
bilder erinnern.  Da  überdies  die  letzteren  Competenzen  im 
fränkischen  Reiche  eine  w'eit  geringere  Bedeutung  hatten  als 
im  römischen,  kann  ihre  Vereinigung  mit  der  germanischen 
Militär-  und  Gerichtsgewalt  dadurch  erklärt  werden,  dass  es 
praktischer  erschien,  sie  mit  der  die  Executive  führenden  Gewalt 
zu  verbinden,  als  für  sic  eigene  Organe  einzusetzen.  Kann  man 
somit  die  Verwaltungs-  nnd  Finanzaufgabeu  des  Grafen  aus  der 
römischen  Verfassung  herleiten  und  schliesslich  noch  die  An- 
lehnung der  Amtssprengel  im  westfränkischen  Reiche  an  die 


Dass  die  gerichtliche  1'hätigkeit  des  Grafen  sich  nicht  au  die  des 
rümischcn  .Statthalters,  sondern  an  die  des  fränkischen  Tfaungins  anlehnte, 
hat  Sickel  (Krgbd.  III.  4S5)  dargethan.  Und  selbst  wenn  der  Graf  gegen- 
über dem  Gerichtsvulke  jene  Übermacht  gehabt  hätte,  die  Dahn  I.  c.  VII. 
III.  öüff  annimmt,  so  müsste  man  eher  au  das  Wirken  jener  Gründe  denken, 
<lie  bei  andern  Völkern  ilas  obrigkeitliche  Einzelrichtertum  herrorgerufen 
haben  (s.  bei  mir  II.  Theil  3.  ist.  A.  4)  als  an  das  römische  Vorbild. 
Druuner  l.  c.  II.  I(>4,  17s,  der  die  Gcrichtscompetenz  des  späteren  fränkischen 
Grafen  mit  der  des  Praeses  pror.  in  Zusammenhang  bringt,  denkt  offenbar 
nur  an  die  Competenz  an  und  für  sich,  nicht  au  die  Stellung  im  Gerichte; 
er  bemerkt  übrigens,  dass  die  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  auf  alle  Au- 
gelegenlieiten,  die  ein  echtes  Ding  erforderten,  eine  Zunahme  gegenüber  der 
Competenz  des  römischen  Statthalters  bedeutet  und  auf  die  Übernahme  der 
Thätigkeit  des  Thungins  zurUckzufUhren  ist. 

Über  ihren  Ursprung  s.  Schröder  1.  c.  izs.  . 
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pllorömischen  Civitates')  zngeben,  so  wird  man  damit  noch 
immer  keine  römischen  Wurzeln  des  Amtes  finden,  solidem  nur 
sagen  können,  dass  ein  Thcil  der  Tliätigkeit  römisclier  Herkunft 
ist,  dass  aber  dieser  Theil  einem  seinem  Wesen  nach  germanischen 
Beamten  und  zwar  für  einen  Sprengel,  der  ebenfalls  nicht  rein 
römischer  Art  war,  überdies  in  einer  die  germanische  Haupt- 
bedeutung des  Amtes  nicht  beeinträchtigenden  Weise  überwiesen 
wurde,  weil  er  kraft  seiner  militärischen  Gewalt  zur  Übernahme 
dieser  im  fränkischen  Reiche  sehr  eingeschränkten  Aufgaben 
besonders  geeiguct  wai\ 

Die  Unterschiede  zwischen  dem  fränkischen  Grafen  und 
seinem  vermeintlichen  römischen  Vorbilde  hinsichtlich  der  Amts- 
führung-*) und  der  weiteren  Entwicklung  der  Stellung  sowohl 
nach  übeif^  wie  nach  unten'*)  werden  im  allgemeinen  zugegeben. 
Sie  waren  so  beträchtlich,  dass,  selbst  wenn  man  hinsichtlich 
der  Ableitung  des  Amtes  entgegengesetzter  Ansicht  wäre,  man 
schon  in  diesen  Unterschieden  jedenfalls  den  Beweis  ganz  un- 
römischer Entwicklung  sehen  und  zugeben  müsste,  dass  das 
vermeintliche  römische  Vorbild  sich  zu  schwach  erwies,  um  die 
durch  das  fränkische  Slaatsleben  bedingte  Entfaltung  zu  hindern. 
Betrachtet  man  die  Ergebnisse,  so  entsprechen  dieselben  viel 
mehr  germanischen  als  l ömisehen  Ideen,  indem  die  zunehmende 
Selbständigkeit  der  Grafen  gegenüber  dom  Könige'’)  und  gegen- 

*)  s.  iu  Theil  II.  •JB2f  und  hier  X.  120  f. 

“)  Da»  gräfliche  Deamteniiersoiml  ist  nicht  mit  dem  Oflicium  des 
rümischen  Statthalters  zu  vergleicheu;  a.  Sickel  Krgbd.  III.  459;  dagegou 
scheint  der  Grafeiihanu  an  die  römische  Uulcta  zu  eriuneru;  vgl.  Sickel 
iu  Uött.  geh  Anz.  189B.  S.  2S3. 

3)  Sie  bildeu  eine  ueue  aristokratibchc  Schichte;  dies  giebt  sogar 
Fn stell  Transfonn.  66 ff  zu. 

U Man  muss  namentlich  an  die  in  ganz  unrümischer  Weise  weitgehende 
Delegationsbefugnis  des  fränkischen  Grafen  denken,  die  ihm  die  Schaffung 
von  Ämteru  ermöglichte;  s.  Sickel  iu  Ergbd.  III.  452.  A.  l.  und  455;  vgl. 
W.  Schnitze:  I).  fr.  Gaue  Badens  S.  67.  Der  römische  Überbeamte  hat 
lange  nicht  diese  Freiheit  in  der  Bestellung  seiner  Gehilfen  gehabt; 
s.  Mommsen:  Staatsr.  I.  183. 

Der  Graf  war  zwar  königlicher  Diener  u.  zw.  iu  so  hohem  Grade, 
dass  der  Herrscherwechsel  inanchmul  einen  Wechsel  io  der  Besetzung  der 
Grafschaften  nach  sich  zog  (s.  Kurth:  Bull,  de  la  cl.  des  lettres,  Acad. 
Belg.  1900.  S.  87511);  aber  schon  Ghlothar  II.  musste  sich  die  bekannte 
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Über  den  Unterbcamten  an  die  Stellung  volksmässiger  Häuptlinge 
anklingt.*) 

Durch  den  Wegfall  des  Thunginus  ist  für  die  Be- 
reicheiung  des  Inhaltes  der  gräflichen  Gewalt  und  für  ihre 
Entwicklung  gegenüber  den  Untererganen  freie  Bahn  geschaffen 
worden.  Der  Thungin  mit  seiner  auf  der  alten  Volksverfassung 
beruhenden  Stellung,'^)  die  im  neuen  Reiche  weder  haltbar  noch 
der  zunehmenden  Staatsautoritäl  entsprechend  war,-')  musste 


Kinsebränkuug  j^fallen  laüsun  nud  die  Auseivhen  des  Bestrebena,  aus  deui 
Amte  eine  ileiTscbaft  zu  macheu,  trateu  aohon  in  meroTingiacber  Zeit  auf. 
Das  Künigtum  vertbeidigte  sich  (ea  fällt  die  Austeilung  abhängiger  Elemente 
auf;  8.  L.  Hib.  bü,  vgl.  Brunner  1.  e.  II.  I7ü.  A.  64),  aber  doch  zu  schwadi; 
wenn  es  andererseits  gegen  die  Unbotmässigkeit  der  Urafeu  Behutz-  unil 
Immuuitätsbriefe  erthoilte,  so  schwächte  es  wohl  die  gräfliche  Ciewalt,  aber 
ohne  die  Abhängigkeit  der  ü-rafen  zu  festigen.  In  dem  von  Brunner  I.  c. 
II.  16S.  betonten  Umstände,  dass  bei  allen,  den  Umfang  der  Urafengewalt 
schmälernden  Eingriffen,  dennoch  auf  die  materiellen  Interessen  des  Grafen 
Rücksicht  geiiommou  wurde,  liegt  ein  Beweis  für  die  Anerkennung  des 
materiellen  Standpunktes,  der  in  der  später  durebgedraugouen  Erbliclikeit  ein 
Übergewicht  Uber  das  amtliche  Moment  erlangte. 

Die  Möglichkeit,  sich  nach  Belieben  in  der  Führung  des  Urafenamtes 
durch  den  Vieegrafen  vertreten  zu  lassen,  ohne  wegen  Amtsuufähigkeit  ab- 
gesetzt zu  werden,  widerspricht  wohl  dem  Amtsebarakter. 

*)  Natürlich  nur  in  demselben  Grade,  wie  z.  B.  die  Stellung  der  Grossen 
au  die  alte  Volksfreiheit.  Die  Zusammenfassung  aller  Gewalten  hat  hier 
jener  Gefahr,  der  die  Diocletiauische  Verfassung  answeichen  wollte,  Thür 
und  Thor  geöffnet  Wenn  die  mangelhafte  Staatsverfassung  der  alten  Zeit 
eine  Selbständigkeit  der  GaufUhrer  ermöglichte,  so  haben  Umfang  und 
Gesammtentwicklnug  des  fränkischen  Reiches  zu  ähnlichen  Ergebnissen 
geführt,  jedoch  mit  dem  wichtigen  Unterschiede,  dass  dieselben,  ans  nahe- 
liegenden Gründen,  nicht  mehr  dem  Volke,  sondern  den  Grafen  selbst  Vortheil 
brachten. 

Dieselbe  ist  durch  Brunner  1.  c.  U.  14Uff  (s.  auch  Schröder  in 
Uist.  Ztsebr.  Bd.  76.  S.  1<J9)  in  einer  zur  communis  opinio  gewordenen 
Weise  aufgeklärt  worden;  s.  aber  Dahn  1.  c.  VII.  II.  131,  I34ff  und 
v.  Amira  Gött.  geh  Anz.  1»96.  S.  aooff.  Der  erste,  der  den  Thungiu  vom 
Centenar  unterschieden,  ihn  aber  für  einen  Priester  gehalten  bat,  war 
E.  Hermann  1.  c.  137. 

’)  Wie  Sickel  Gött.  geh  Anz.  1690.  S.  679 f ausführt,  hatte  der 
Thungiu  nur  die  Ijcitung  des  Gerichtes,  ohue  maassgebeude  Betbciligung 
an  dem  Urtheih  Da  er  auch  keine  Executive  hatte,  so  war  der  königliche 
Vollzugsbeamte  Vollstrecker  des  Volkswillens,  dessen  Bildung  ohne  obrigkeit- 
liche Überwachung  erfolgte.  Dieser  Zustand  war  angesichts  der  ganz  ver- 
änderten Verhältnisse  zwischen  König  und  Volk  staatsrechtlich  nicht  haltbar. 
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nach  kurzer  Zeit  verscliwinden  und  dem  schon  früher  mit  der 
Executive  betrauten  Beamten  weichen,  der  nunmehr  auch  im 
Gerichte  eine  Rolle  übernahm,  die  der  factisch  verstärkten 
königlichen  Gewalt  und  der  veränderten  Staatsstructur  besser 
entsprach.  Weder  das  Verschwinden  des  Thunginus  noch  der 
Eintritt  des  Grafen  an  seine  Stelle  beruhte  auf  römischem 
Einflüsse;  denn  trotz  des  Eintretens  in  römische  Verhältnisse 
haben  ja  die  Franken  in  der  ersten  Zeit  dieses  Amt  beibelialton, 
bis  es  seinen  Halt  verlor;  auch  ist  es  nicht  einem  römischen 
Amte  oder  einer  römisch  gedachten  Competenz')  gewichen, 
sondern  der  durch  die  Entwicklung  bedingten  Umwandlung  des 
Grafenamtes.^ 

Selbstverständlich  musste  aber  das  Verschwinden  des 
Thunginus,  sowie  es  ein  Symptom  der  Verhältnisse  war,  den 
weiteren  Rückgang  der  volksmässigen  Ämter  fördern  und  dies 
betraf  zunächst  das  Amt  des  Centenars.  Obwohl  die 
Hundertschaft  in  fränkischer  Zeit  nicht  nur  bcibehalten,  sondern 
sogar  weiter  entwickelt  wurde,^)  hat  doch  der  germanische 
Centenar  seine  volksrechtliche  Basis  insofern  verloren,  als  er 
nicht  mehr  Unterorgan  eines  Volksbeamten  wai’,  sondern  Vertreter 
des  königlichen  Grafen  wurde,'*)  der  ebenso  wie  der  König  selbst 
auf  das  Amt  Einfluss  nahm.^)  Dennoch  ist  der  Centenar  nicht 

*)  8.  oben  S.  233.  A.  1. 

Unklar  bei  Fahlbeck  1.  c.  51  f,  der  hier  geneigt  ist,  au  rümische 
Beeinflussung  zu  denken.  Richtig  W.  Schultze:  1).  fr.  (ianc  Badens  S.  71. 

a.  oben  S.  123.  l’bor  die  Fntwicklung  der  Aufgaben  der  Hunderlscbaft 
Tgl.  uamentlicb  Sickel  Ergbd.  III.  525 ff.  530.  A.  I.  uud  Uber  ihren  Charakter 
E.  Heyck  io  Neue  Ueidelb.  Jabrhb.  III.  125. 

Er  leistet  dem  (irafen  in  jeder  Hinsicht  Beistand.  Über  seine 
.Schultheissenthätigkeit  s.  Weber:  D.  Centenar  S.  33.  M.  R.  sagt  alsu 
Sickel  (Gott.  gel.  Anz.  isau.  .S.  576).  dass  in  dieser  Hinsicht  ein  Bruch 
mit  der  Vergangeubeit  vorliegt;  als  gräflicher  Hilfsbeamte  ist  der  Centenar 
Träger  eines  zu  seiner  volksmässigen  Tbätigkeit  binzugctreteuen  zweiten 
Amtes.  Dass  er  aber  nicht  als  königlicher  Beamte  gelten  kann,  hat  schon 
Waitz  1.  c.  II.  II.  17  gesagt  und  Dahn  1.  c.  VII.  II.  128  versucht  das 
Amt  in  ein  königliches  uud  ein  Gemeindeamt  zu  zerlegen;  vgl.  auch  1.  c.  132. 
Fustel:  Jlon.  fr.  224  ff  leugnet  natürlich  auch  hier  jedes  germanische  Element. 

*)  Der  Graf  durch  die  Betheiligung  an  der  Besetzung  (s.  die  bei 
Brunner  1.  c.  II.  175.  A.  lü  angeführten  Stellen),  der  König  durch  die 
Möglichkeit  der  Absetzung;  vgl.  Mayer  1.  c.  I.  463. 
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ganz  ausser  Fühlung  mit  dem  Volke  gekommen.')  Man  kann 
darin  den  Beweis  dafür  erblicken,  dass,  wo  die  Volksgrundlagen 
einigermaassen  erhalten  blieben,  sie  auch  für  die  Fortentwicklung 
der  Verhältnisse  eine  Bedeutung  beibehielten,'^)  und  dass  die 
von  den  volksmässigen  Elementen  absehende  Staatsentwicklung 
nur  da  einsetzte,  wo  die  alten  Elemente  versagten.  Deshalb 
musste  in  jenen  Theilen  des  fränkischen  Reiches,  in  denen  es 
keine  volksmässigen  Hundertschaften  gab,  ein  praktisch  noth- 
wendiges  Unterorgan  geschaffen  werden.  Aber  die  Competenz 
des  Vicars')  ist  der  des  Centenars  nacbgebildet  worden,^)  so 
dass  ebenso  die  Umwandlung  des  Centenaramtes  wie  auch  die 
Schaffung  des  Vicaramtes  nicht  dem  römischen  Gesichtskreise 
angehürt.  Die  erwähnte  Ausdehnung  der  gräflichen  Gewalt 
hat  auch  den  Sacebaro  überflüssig  gemacht;'’)  wir  gehen  auf 
seine  umstrittene  Bedeutung  nicht  weiter  ein,  da  von  keiner 
Seite  römischer  Charakter  dieses  Amtes  behauptet  wurde.  Man 
muss  nur  bemerken,  dass  mit  ihm  ein  königliches  Executivorgan, 
also  ein  theilweise  mit  dem  Grafen  concurrierendes  Organ 
verschwand,  so  dass  durch  den  Wegfall  des  Thunginus  und  des 


')  Noch  in  später  Zeit  wird  die  Betheiligung  de«  Volkes  an  der  Be- 
stellung erwähnt;  a.  Brunner  I.  c.  II.  175.  A.  10,  Sickel  Grgbd.  III.  4ö7ff, 
Dahn  I.  c.  VIII.  III.  103,  Schröder  R.G.*  127.  Gegen  jede  Betheiligung 
des  Volkes  Fnstel:  Transfonn.  44411. 

“)  Daher  auch  die  besonders  feste  .Stellung  des  (lentenars  in  einigen 
Theilen  des  Reiches;  s.  Dahn  I.  c.  VIII.  III.  104,  Schröder  itk  Hist. 
Ztschr.  Bd.  7S  S.  20 1. 

ä)  Übet  die  HKcaria  s.  oben  S.  123. 

<)  Durch  die  Theiliing  der  Grafschaft  in  mehrere  Viearien  erfolgte 
eine  Ausgleichung  der  beiden  gräflichen  localen  Unterämter.  Die  Analogie 
besteht  darin,  dass  beide  Ämter  ihre  Thätigkeit  auf  Tbeile  des  Grafsehafts- 
territoriums  erstrecken.  Dadurch  unterscheidet  sich  der  fränkische  Vicar  von 
dem  römischen;  s.  Sobm  I.  c.  I.  221.  Sickel  Gütt.  gel.  Ana.  1890.  S.  570 
und  Ergbd.  III.  455,  f>2o,  Brunner  1.  c.  II.  170,  Schröder  R.G.*  131. 
Dahn,  der  1.  c.  \'II.  II.  122 ff  mit  theilweise  neuen  und  guten  Argumenten 
für  die  ordentliche  Stellvertretungsbefugnis  des  Vicars  eintritt.  scheint  hier 
die  fränkische  Gestaltung  des  Vicaramtes  nicht  genügend  au  würdigen. 
Dass  der  Vicar  auch  von  dem  römischen  praef.  pagi  zu  unterscheiden  ist. 
hat  Sickel  in  Gött.  gel.  Ana.  1890.  S.  570.  A.  1.  bemerkt.  Die  Vicaria 
betrachtet  er  (in  ilitth.  d.  Instit.  IV.  029)  als  Naclibilduug  der  Centene. 

1)  8.  Weber  1.  c.  46. 
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Sacebai'O,  sowie  durch  die  Umwandlung  des  Centenaramtes  und 
die  Ausbildung  des  Vicaramtes  jene  Fülle  von  Gewalt  entstand, 
die  dem  Grafen,  sowohl  nach  oben  als  nach  unten,  eine  der 
römischen  Verfassung  gänzlich  fremde  Stellung  sicherte. 

Das  Königtum  hat  es  versäumt,  die  Unterämter  in 
staatlich  erspriesslicher  Weise  zu  organisieren  und  der  Central- 
gewalt die  Früchte  zu  sichern,  die  sich  aus  dem  Wegfall  der 
Volksverfassung  und  ans  der  neuen  Construction  des  königlichen 
Grafenamtes  ergeben  konnten.  Was  da  zunächst  als  Zuwachs 
königlicher  Macht  erscheint,  geht  doch  wieder  durch  das  t^ber- 
wuchern  der  gräflichen  Stellung  dem  Könige  verloren.  AVie 
bei  vielen  anderen  Anlässen  sehen  wir  auch  hier  den  staats- 
hoheitlichen Anlauf  stocken  und  die  ungenügende  Kraft  zur 
consequenten  Ausnützung  der  neuen  Lage.  Für  die  Beurtheilung 
der  Unterbeamten  kommt  deshalb  nicht  so  sehr  die  Frage  in 
Betracht,  ob  einzelne  dieser  Aemter  römisches  Gepräge  hatten, 
.sondern  die  Frage,  ob  sie  für  den  Staat  in  römischer  Weise  thätig 
waren. 

Unmittelbare  Anknüpfung  an  vorfränkische  Verhältnisse 
liegt  nicht  vor,  war  auch  im  Norden  und  im  Centrum  Galliens 
wegen  der  Verdrängung  des  römischen  Elementes  nicht  möglich.’) 
Somit  galt  es,  der  Nothwendigkeit  gemäss,  für  neue  Unterorgane 
zu  sorgen,  insoweit  die  germanischen  unzureichend  waren. 
Konnte  man  den  Centenar  für  die  gerichtliche  und  militärische 
Aushilfe  benützen,  ihm  auch  gewisse  Polizeidienste  auferlegen, 
so  gab  es  daneben  noch  manches,  was  besorgt  werden  musste, 
und  es  lag  nahe,  eher  an  die  Einsetzung  neuer  Organe,  als  an 
die  Erweiterung  des  Wirkungskreises  des  volksmässigen  Centenars 
zu  denken.  Das  Königtum  hat  die  Lösung  dieser  Aufgaben  den 
Grafen,  denen  Gewalt  und  Verantwortung  übertragen  waren, 
überlassen.  Wo  es  keine  entgegenstehende  Ordnung  gab,‘‘^)  lie.ss 
der  Graf  seinem  praktisch  unbeschränkten  Rechte,  sich  beliebig 


*)  M.  R.  nehmen  daher  Brunner  1.  c.  IT.  3,  1S8,  sowie  Sickel  Ergrbd. 
UI.  451,  453  den  Verfall  der  römischen  Officia  an;  and.  Ans.  Dahn  I.  c. 
VII.  11.72.  ('her  die  Oericht.sschreiber  s.  Hresslau  in  Forschgg.  z.  dt.sch. 
Uesch.  XXVI.  S.  49  ff. 

Wie  z.  B.  Ceutenare. 
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vertreten  zu  lassen,  freien  Lauf;')  konnte  er  sogar  unbehindert 
einen  Alter  ego  scliaflFen,'')  so  konnte  er  destomehr  für  einzelne 
Functionen  Organe  bestellen,  die  zwar  die  Eigenschaft  könig- 
licher Diener  erhielten,  trotzdem  aber  in  keine  praktisch  er- 
hebliche'*) Berührung  mit  der  königlichen  Gewalt  traten,'*)  ebenso 
wie  die  Betheiligung  des  Volkes  an  ihrer  Anstellung  ihre  Unter- 
ordnung unter  den  Grafen  nicht  zu  stören  vermochte.  Niemals 
wurde  bestimmt,  welche  Agenden  der  Graf  persönlich  mit  Aus- 
schliessnng  jeder  Vertretung  zu  besorgen  hat,'"’)  niemals  der 
ordentliche  Wirkungskreis  der  Unterbeamten  bestimmt,  so  dass 
der  Graf  diesen  Wirkungskreis  erweitern  oder  einschränken 
konnte,  so  wie  er  auch  an  die  Besoldung  zu  denken  hatte. 

Mögen  also  manche  Unterämter  thatsächlich  römischer 
Provenienz  gewesen  sein,^)  so  muss  man  doch,  wie  erwähnt, 
bedenken,  dass  sie  nunmehr,  zur  Disposition  des  Grafen  gestellt, 
ihre  frühere  Rechtsstellung  gänzlich  geändert  haben  und  kann 
überdies  wahrnehmen,  dass  sie  durch  die  praktisch  nivellierende^) 
gräfliche  Gewalt  mit  der  Zeit  jede  relevante  Beziehung  zu 
ihren  römischen  Vorbildern  verloren.**)  Wenn  man  noch  sieht, 


*)  Auch  wurde  Vertretung  von  den  gewöhnlichen  Handlangerdiensten 
nicht  gehörig  unterschieden;  dies  gilt  von  den  sog.  pneri;  s.  Brunner  I. c. 
II.  ISS  und  Sichel  Ergbd.  III.  459. 

Nämlich  den  Vicecomes;  wir  treten  der  von  Sichel  1.  c.  401. 
A.  1.,  55SfT  vertretenen  Ansicht  vollinhaltlich  bei;  vgl.  andererseits  Snhui 
1.  c.  I.  520  and  Brunner  I.  c.  TI.  197. 

’)  nämlich  in  keine  den  Qrafen  beeinträchtigende  Berührung. 

*)  Die  von  Karl  d.  Gr.  versuchte  Vereidigung  der  Unterbeamten 
(s.  Sichel  1.  c.  472)  hat  sich  nicht  bewährt.  Dass  der  König  das  Recht 
batte,  die  Competenz  der  Unterämter  zn  bestimmen  (s.  Sichel  I.  c.  473. 
A.  2,  476.  A.  4.),  ist  selbstverständlich;  dies  geschah  aber  zu  selten;  vgl. 
Fustel:  Transform.  442,  449. 

*)  s.  Sichel  l.  c.  474.  A.  2;  Weber  I.  c.  liO  tritt  hier  mit  Unrecht 
der  Waitz'schen  Ansicht  entgegen. 

*)  Für  den  PraepoSitus  und  den  Assortor  pacis,  beziehungsweise  für 
den  Kinduss,  den  diese  Ämter  auf  analoge  fränhisclie  Ämter  ansgeUbt  haben 
dürften,  wird  dies  von  Sichel  1.  c.  .'■>33 ff  bestritten. 

*)  Die  wenig  zahlreichen  localen  Erscheinungen  anderer  Art  kommen 
nickt  in  Betracht,  da  sie  die  Grundziige  der  Organisation  nicht  änderten. 

“)  Dies  gilt  sogar  für  den  Tribun,  v.  Bethinanu-Holl  weg  1.  c.  IV. 
416,  Viollet  I.  c.  I.  137,  Brunner  1.  c.  II.  180.  denken  an  den  spät- 
römiseben  Anführer  des  Numerus;  Sichel  (der  in  Mittli.  d Instit.  IV.  625ff 
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dass  manche  dieser  Punctionäre  zu  Privatbeamten’)  geworden 
sind,  dann  wird  man  vollends  den  Gegensatz  zum  römischen 
Beamtentum'^)  zugeben  müssen. 

Den  Übeln,  die  sich  aus  der  grossen  Selbständigkeit  der 
Grafen  ergaben,  versuchte  das  Königtum  durch  die  Königsboten 
zu  begegnen,  die  bestimmt  waren,  die  Unmittelbarkeit  der  könig- 
lichen Gewalt  zu  vertreten,  die  durch  die  mangelhafte  Anits- 
organisation  gefährdete  Durchfühning  des  königlichen  Willens 
zu  sichern.  Wir  können  hier  davon  absehen,  dass  das  Mitttd 
ein  unzureichendes  war,  müssen  aber  bemerken,  dass  es  mit 
Rücksicht  auf  die  darin  hervortretende  Tendenz  der  Unmittel- 
barkeit^) an  die  alte  Unmittelbarkeit  der  Volksautorität 

lind  in  Gütt.  gel.  Auz.  1890.  S.  677  diese  Ansicht  bekämpfte)  giebt  zwar 
(Grgbd.  III.  491  ff)  zu,  dass  das  Amt  im  VI.  Jh.  angeseUeu  war  und  (I.  c. 
499  ff)  dass  es  der  rümisclien  Ordnung  und  zwar  wahrsnlieiiilich  dem  Praef. 
vigilum  (s.  Sclirüder  K.  G.*  131)  entstammte;  da  aber  später  der  Tribun 
zu  einem  Scbultheisseu  wird  und  im  Ansehen  sinkt,  kann  man  mit  Dahn 
1.  c.  VII.  II.  142ff,  Vni.  III.  109  betreffs  der  wenig  relevanten  Anklänge 
au  die  rtimischen  Vorbilder  dieses  Amtes  Ubereinstimmen. 

')  So  namentlich  der  Decanus.  Vgl.  Sohin  1.  c.  I.  72,  Brunner 
I.  c.  IT.  125,  Sickel  Ergbd.  III.  r>61ff,  Pustel;  Transform.  439,  Schnitze: 
D.  fr.  Gaue  68.  A.  1.,  Dahn  1.  c.  VII.  II.  136,  VIII.  III.  107. 

Den  grundsätzlichen  Unterschied  zwischen  römischem  und  fränkischem 
Subalternbeamtentum  hat  Brunner  I.  c.  II.  187 f.  sehr  zutreffend  besprochen. 
Es  hat  namentlich  das  niedere  Personal  den  amtlichen  Charakter  verloren; 
nur  der  Gerichtsschreiber,  der  zuerst  in  D.  Rib.  verkommt  und  all- 
gemeine Verbreitung  findet,  bildet  eine  Ausnahme,  .seine  Stellung  dürfte 
auf  das  römische  Vorbild  zurUckgehen;  s.  Bresslau  1.  c.  444ff,  .Sickel 
Ergbd.  III.  469.  A.  4 u.  5.  Kan  muss  jedoch  auch  hier  damit  rechnen,  dass 
die  römischen  Archiv-  und  Registereinrichtungeu  auf  gallischem  Boden  nur 
ein  sehr  bescheidenes  Dasein  führten;  s.  Steinacker  in  Ergbd.  VI.  l.'lf>. 
Hinsichtlich  des  übrigen  niederen  Personals  kann,  trotz  der  vorkommenden 
Bezeichnungen  (z.  B.  lictores  in  Greg.  Tur.  VI.  3.6)  nicht  an  Übernahme 
römischer  Einrichtungen  gedacht  werden.  Das  Amtsgesinde  bildete  ein 
persönlich  abhängiges  Dienstgefolge. 

“)  .S  0 h m 1.  c.  I.  480  spricht  von  der  Vertretung  der  persönlichen 
.Sorge  des  Königs,  Pustel:  Transfomi.  648.  nennt  sie  Agenten  des  könig- 
lichen Willens,  .Schröder  1.  c.  136,  Treuhänder  des  Königs;  diese  Tendenz 
äussert  sich  in  karoliugiscber  Zeit  noch  klarer.  K.  K.  hat  Krause  (Mittli. 
d.  Instit.  XI.  203)  betont,  dass  Karl  d.  Gr.  den  Boten  den  allgemeinen 
Auftrag  gab,  ilie  Regierungsrechte  (d.  i.  die  dem  Könige  zustidienden  Rechte) 
zu  wahren.  Indem  mau  bei  der  Entsendung  der  Kissi  von  den  .Stammes, 
unterschieden  absah.  versuchte  man  (offenbar  nach  kirchlichem  Muster)  alle 
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anklin^;')  die  Schäden,  die  sich  aus  der  germanisch  gearteten  und 
durch  die  ungenügende  germanische  StaatsaufTassung  beeinflussten 
Amtsorganisation  ergaben,  sollten  durch  ein  den  germanischen 
Ideen  entsprechendes  — und  allerdings  ebenfalls  ungenügendes 
— Mittel  beseitigt  werden.  Zn  spät  suchte  das  Königtum  die 
Wiederherstellung  der  Beziehungen  zum  Volke.'^)  Der  ver- 
•säumte  Ausbau  des  Staates  auf  volksmässiger  Grundlage  Hess 
sich,  seitdem  Grundherrschaft  und  Immunität,  sowie  die  socialen 
Wandlungen,  ihn  noch  mehr  erschwert  hatten,  nicht  nachholen 
und  die  für  die  missatische  Thätigkeit  zur  Verfügung  stehenden 
Pcr.sünlichkeiten  gehörten  ohnehin  jenen  Kreisen  an,  die  ganz 
andere  Interessen  vertraten.-') 

Die  angestrebte  königliche  Amtshoheit  geriet  in  die  Lage, 
die  sich  aus  der  gesummten  Staatsentwicklung  auf  allen  Gebieten 
ergab.  Für  das  uns  beschäftigende  Problem  kommt  insbe.sondere 


StaaUangebörigen  als  einheitlicbea  StaaUvolk  za  behandeln  nnd  die  Un- 
mittelbarkeit der  praktiacii  längst  aufgegebenen  Beiiehungen  des  Herrscberi 
zu  allen  Reicbsgenossen  auszndrückeu.  Fttr  die  Qericbtsbarkeit  vgl.  C'ap. 
miss,  ex  si9c.  24  und  Oommemoratio  ex  825c.  2. 

')  Allerdings  haben  auch  riimiscbe  Kaiser  Abgesandte  verwendet; 
s.  Cod.  Tbeod.  1.  10.  7;  diese  Stelle  fehlt  aber  im  Breviarium.  Viollet 

I.  c.  I.  304  nnd  Qiraud  1.  c.  651  denken  an  diese  Analogie,  die  aber  nicht 
zutrifft,  da  die  fränkischen  Missi  eine  umfassendere  und  unmittelbarere 
Thätigkeit  aiisUbten.  Richtiger  erscheint  Dahn's  Hinweis  (s.  I.  c.  VITI. 
III.  159)  auf  die  kirchlichen  Visitationen.  Die  unter  Karl  d.  Gr.  zu- 
nehmenden Staatsaufgaben,  denen  die  ordentlichen  Ämter  nicht  genügten, 
zwangen  den  König  durch  die  Missi  dasjenige  zu  versuchen,  was  er  durch 
die  ordentlichen  Beamten  nicht  erreichen  konnte.  Die  von  Brunner  (I.  c. 

II.  195)  hervorgehobene  Einheitlichkeit,  die  das  Institut  für  das  Reich 
nnstrebte,  entsprach  der  in  dem  alten  germanischen  Staate  vorhandenen 
Idee  gemeinsamer  Rechtsordnung,  als  deren  Hort  der  König  auftrat.  Trotz 
der  mit  Recht  von  Dahn  I.  c.  VIII.  III.  162f  hervorgehobenen  theokratischen 
Färbung  des  Instituts  ist  doch  der  Zweck,  nämlich  die  Ersetzung  der  persön- 
lichen Allgegenwärtigkeit  des  Königs,  kein  den  Germanen  fremder. 

’’)  In  den  Versammlungen,  die  von  den  Missi  im  IX.  Jh.  abgehalten 
wurden;  s.  Sobm  I.  c.  I.  485,  Waitz  1.  c.  III.  467,  Brunner  I.  c.  II.  193. 

’)  Es  ist  nur  natürlich,  dass  nach  dem  Tode  Karls  d.  Gr.  die  Hoftage 
auf  die  Bestellung  der  Missi  Einfluss  nahmen  und  durch  Entsendung  von 
Personen,  die  im  betreffenden  Kreise  wohnhaft  waren  (s.  Krause  1.  c.  226), 
den  Zweck  der  Einrichtung  ablenkten.  Thompson  (The  decline  of  tlie 
missi  doiuinici.  Chicago  1903)  behandelt  den  Einfluss,  den  das  Uptimaten- 
tum  auf  die  Zersetzung  des  Instituts  auaUhte. 

V.  Halban,  Rum.  Kecbt  in  den  gurm.  \-oiks.s lasten.  Hl.  16 
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in  Betracht,  dass  in  dieser  Lage  für  die  Entfaltung  der  an  und 
für  sich  spärlichen  Reste  römischer  Organisationsideen  kein 
Raum  war;  sie  wurden  unkenntlich  und  f&r  die  Ausübung  eines 
maassgebenden  Einflusses  untauglich.  — 

Es  ist  klar,  dass  unter  solchen  Umständen  auch  die 
Verwaltungsthätigkeit  keine  erheblichen  Erfolge  auf- 
weisen konnte,  obwohl  das  fränkische  Königtum  gerade  in 
dieser  Hinsicht  freiere  Hand  hatte.’)  Nicht  als  ob  man 
königlicherseits  die  Verwaltungsaufgaben  unterschätzt  hätte 
man  hat  vielmehr  gerade  auf  diesem  Gebiete  eine  Reihe  römischer 
Einrichtungen  beibehalten '*)  und  die  allgemeinen  culturellen  Be- 
strebungen der  Kirche^)  haben  zu  der  namentlich  in  karolingischer 
Zeit  so  reichen  — um  nicht  zu  sagen  überreichen  — Thätigkeit 
der  allgemeinen  Verwaltung^)  beigetragen  Aber  die  Organe, 
die  kaum  hinreichten,  um  die  auf  alte  Wurzeln  zurückgehenden 
gtaatsaufgaben  zu  besorgen,  mussten  für  diese,  der  germanischen 
Vergangenheit  zum  grössten  Tbeile  fremden  Aufgaben  versagen. 
Die  ganze  Entwicklung  des  fränkischen  Beamtentums,  namentlich 
seine  aristokratische  Färbung,®)  machten  dasselbe  für  Wohlfahrts- 

>)  Und  zwar  deshalb,  weil  diejenigen  Anfgaben,  mit  denen  sich  andere 
germanische  Könige  an  der  Spitze  ihrer  Völkerbünde  zn  befassen  liatten, 
(Oewinnung  von  Sitzen,  Ordnung  der  Ansiedlungsfragen  u.  s.  w.)  für  die 
fränkischen  Völker  schon  gelöst  waren;  dasjenige,  was  in  dieser  Hinsicht 
im  fränkischen  Orossstaate  zu  geschehen  hatte,  betraf  nicht  die  Frauken 
allein;  es  bandelte  sich  vielmehr  um  wesentlich  neue  Anfgaben.  um  die 
Gestaltung  der  politischen  Beziehungen  der  im  Staate  vereinigten  Völker. 

2)  Auch  nicht  in  merowingiseber  Zeit;  s.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  70Cf. 
Man  kann  schon  in  dieser  Zeit  die  grosse  Entwicklung  der  I..ei3tungeu  und 
des  Bannrechtes  wahrnebmen. 

>)  Dies  ist  zum  grossen  Theil  schon  oben  S.  208  f.  vom  Gesichtspunkt  des 
Finanzwesens  erwähnt  worden;  für  das  Handels-  und  Harktwesen  s.  Brunner 
1.  c.  U.  239,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  78. 

*)  Diese  Bestrebungen  äussem  sich  schon  in  merovingiseber  Zeit, 
namentlich  auf  dem  Gebiete  des  .\rmenwesens.  Dass  den  meisten  Zweigen 
der  Wohlfahrtspflege  kirchliche  Erwägungen  zu  Grunde  lagen,  kann  aus 
den  übersichtlichen  Zusammenstellungen  bei  F.  Platz  (D.  Gesetzgebung 
Earls  d.  Gr.  nach  d.  Gapitt.  Offenburg  1897,  1898)  und  Uoisel  (Essai  sur 
la  16gislat.  dcou.  des  Carolingiens.  Caeu  1904)  entnommen  werden. 

’*)  Über  die  einzelnen  Zweige  s.  die  Zusammenstellung  bei  Dahn 
1.  c.  VIII.  IV.  218 ff. 

‘)  Selir  gut  bat  v.  Inama  1.  c.  I.  233  diese  Wechselwirkung  zwischen 
Politik,  Wirtschaft  und  Verwaltung  beleuchtet. 
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pflege  und  höhere  Staatszwecke  ungeeignet;  dei-  Rückgang  der 
volksmässigen  Verfassungselemente  hat  der  von  den  Königen 
beabsichtigten  Verwaltungsthätigkeit  den  Boden,  auf  dem  sie 
hätte  fruchtbar  werden  können,  entzogen.')  Wenn  schon  das 
römische  Stenerwesen  verfiel,  so  mussten  die  cnlturellen  Ver- 
waltungseinrichtungen noch  mehr  zurückgehen.  Der  König 
konnte  zwar  seinen  Verwaltungsbann  geltend  machen;  wo  aber 
bei  der  Beamtenschaft  das  Verständnis  für  die  Interessen  des 
Volkes  fehlte,  konnte  mit  den  Bannstrafen  nicht  viel  erreicht 
werden.2)  Die  namentlich  von  Karl  d.  Gr.  vertretenen  Wohlfahrts- 
absichten beruhten  auf  persönlicher  königlicher  Initiative  und 
auf  der  Würdigung  der  von  Karl  d.  Gr.  betonten  cnlturellen 
Interessen ; sie  bilden  ein  schätzbares  culturhistorisches  Material, 
für  die  Beurtheilung  der  Ideen,  denen  die  höchsten  Kreise  des 
fränkischen  Reiches  huldigten;  sie  kommen  aber  rechtshistorisch 
nnr  als  meteorartige  Erscheinungen  in  Betracht. 

Das  römisch-kirchliche  Element  hat  sich  also  auf  diesem 
Gebiete  theoretisch  stark,  aber  praktisch  unzureichend  erwiesen, 
weil  es  an  genügenden  Anknüpfungspunkten  zwischen  germanischem 
und  römischen  Wesen  in  dieser  Hinsicht  fehlte  und  der  mangel- 
hafte fränkische  Staatsaufbau  diesen  römisch-kirchlichen  Ideen 
keine  dauernde  Verwirklichung  zu  sichern  vermochte.  — 

Nnr  in  einer  Richtung  konnte  das  Königtum,  durch  die 
vorher  erwähnten  Schwierigkeiten  weniger  behindert,  erfolg- 
reicher Vorgehen,  da  es  hiebei  auf  die  Vermittlung  seines 


*)  Die  gclion  erwähnte  Einschränkung  der  Oemeindethätigkeit  benalim 
der  BerSlkerung  die  Möglichkeit,  sich  an  der  königlichen  Vorwaltungspolitik 
zu  hetheiligen.  Die  volkswirtschaftlichen  Bestrebungen  Karls  d.  Gr.,  der 
die  gesellschaftliche  Desorganisation  eindämmen  wollte,  konnten  mangels 
entsprechender  socialer  Kräfte  nicht  mehr  dnrcbdringen.  Dies  gilt  auch 
von  den  zu  Gunsten  des  Handels  ergriffenen  Maassregeln  (s.  Ilwolf  in 
Ztscbr.  f.  d.  ges.  Staatswiss.  Bd.  41.  (tsyi)  und  Pigeouneau;  Hist,  du 
commerce  en  Fr.  I.);  denn  aucli  da  fehlte  die  Organisation.  Nnr  das 
Verkehrswesen,  das  der  Unterstützung  durch  das  Volk  weniger  bedurfte, 
konnte  sich  erfolgreicher  entwickeln,  während  der  Markthandel  immer  mehr 
in  die  Hand  des  Grossgrundbesitzes  überging;  s.  v.  Inama  1.  c.  I.  427ff. 

Im  Gegentheil;  die  Bevölkerung  lehnte  sich  gegen  die  centralistische 
Vielregiererei,  deren  höhere  Ziele  sie  nicht  verstand,  auf;  es  entstanden 
jene  Unterströinungen,  die  dann  zur  Zeit  Ludwigs  d.  Fr.  so  verhängnisvoll 
wurden. 

16* 
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Beamtentnins  nnd  auf  die  Mitwirkung  des  Volkes  in  geringerem 
Grade  angewiesen  war  und  umgekehrt  an  eine  vorhandene, 
trotz  aller  Schädigung  doch  sehr  lebensiähige  Organisation') 
anknQpfen  konnte;  wir  meinen  die  Kirch enhoheit.^) 

Aber  auch  auf  diesem  Gebiete  war  es  nicht  mSglich,  einfach 
das  römische  Vorbild  beizubebalten;^)  man  bemerkt  vielmehr 
eine  ganz  eigenartige  Entwicklung  nnd  muss  in  der  Gesammtheit 
der  einschlägigen  Vorgänge  die  Merkmale  jener  Entfaltung 
wahrnehmen,  die,  im  Vergleiche  mit  der  römischen,  dem  Königtum 
einerseits  eine  grössere  Fülle  von  Rechten,  andererseits  eine, 
geringere  und  anders  geartete  Intensität  der  Gewalt  sicherte.^) 
Hat  sich  die  gallische  Kirche  in  der  letzten  Zeit  des  west- 
römischen Reiches  von  den  Banden  der  kaiserlichen  Gewalt 
wesentlich  befreit,  so  musste  sie  doch,  da  sic  betreffs  der  Be- 
kämpfung des  Arianismus  und  der  Verbreitung  ihrer  Lehre  auf 


')  Namentlich  im  Oenfrum  nnd  im  Süden  ßalliens;  im  Norden  war  die 
kircliliciie  Verfaaaung  bekanntlich  achwach. 

Es  kann  sich  im  Rahmen  dieaer  Untersuchungen  natürlich  nicht  um 
das  Detail,  sondern  nur  um  jene  allgemeinen  Züge  handeln,  ans  denen 
die  von  der  römischen  Kirchenhoheit  abweichende  Gestaltung  des  fränkischen 
Staatskirchenrechtes  zu  entnehmen  ist. 

8.  Sickel  in  Westdtsch.  Ztschr.  IV.  349,  Weyl:  I).  fr.  .Staats- 
kirchenrecht  z.  Z.  d.  Uerov.  lif. 

*)  Zn  dem,  was  von  einem  andern  Gesichtspunkte  schon  in  Th.  TI. 
992—309  gesagt  wurde,  kommt  für  die  Verfassungageachichte  der  fränkischen 
Kirche  nnd  für  ihre  Beziehungen  zum  Königtum  die  bei  .Schröder*  143 
verzeichnete  Literatur  hinzu;  dazu  noch  Zorell:  D.  Entw.  d.  Parochialsyst. 
bis  z.  Ende  d Karolingerzeit  (Arch.  f.  kath.  K.  R.  Bd.  82.  S.  S.'iSff).  Für 
die  merowingische  Zeit  s.  speciell  Löning  I.  c.  II.,  Platz;  I).  Oapitt.  d. 
fr.  Kge.  I.  (Pforzheimer  Progr.  1881),  Weyl  1.  c.,  Salvioli  I.  c.  I.  S4ff, 
Dahn  1.  c.  VII.  III.  182ff.  Für  die  karolingische  Zeit:  Platz  in  Ztschr. 
f.  d. gesell. Unterr. I.  lOff,  20lff,  Weyl:  D.  Bezieh,  d.  Papsttums  z.  fr.  Staats 
und  K.  R.  unter  d.  Karol.,  Flach  1.  c.  I.  10r>ff,  Salvioli  I.  c.  I.  lOTflT, 
Ketterer:  Karl  d.  Gr.  u.  d.  Kirche  (hiezn  s.  .Sichel  in  Gött.  gel.  Anr. 
1900.  S.  lOf.ff),  Dahn  1.  c.  VIII.  V.  I43ff,  Loisel  1.  c.  12ff,  (i.Sff,  2l2tf. 
Ferner  Sichel  in  Dtsche  Ztachr.  f.  Gesch.  wiss.  XI.  301  ff,  XII.  Iff,  Ohr: 
D.  karol.  Gottesstaat  S.  26ff  und  Lilienfein:  D.  Anschauungen  v.  .Staat 
n.  K.  im  Reiche  d.  Karolinger.  Über  den  Gundlach'schen  Ood.  t'arol.  (H. 
G.  H.  Ep.  III.)  s.  Kehr  in  Gött.  gel.  Anz.  1893.  S.  871  ff  u.  in  Nachr.  d 
hgl.  Ges.  d.  Wiss.  in  Gött.  189t>.  .S.  I03ff.  Eine  gute  Zusammeiifaa.sung 
bietet  jetzt  Wermiughuff's  Gesch.  d.  Kirch.  Veit.  Deutschlands. 
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die  fränkischen  Könige  angewiesen  war,')  denselben  zniiächst 
einen  weitergehenden  Einfluss  einräuuion,  als  ihn  die  letzten 
rümischen  Kaiser  gehabt  haben  ;^)  sie  trat  dadurcli  in  su  enge 
Beziehungen  zum  Königtum,'')  dass  sie  ihr  Verhältnis  zu  Rom 
lockerte,'*)  staatliche  Beschränkungen  duldete'^)  und  hiefiir  nicht 
so  sehr  in  den  ihr  staatlicherseits  gewährten  Privilegien,^)  als 
vielmehr  in  der  factischen  und  wirtschaftlichen  Machtstellung 
Ersatz  fand;  der  patrimoniale  Charakter  des  fränkischen  König- 
tums hat  die  Entwicklung  in  beiden  Richtungen  beeinflusst. 

Diese  Machtstellung,  die  ihr  schon  unter  Chlothar  II.  jene 
hervorragende  Bethätignug  gegen  das  Königtum  ermöglichte 
und  eine  führende  Rolle  in  den  Reihen  des  fränkischen  Optimaten- 
tums  einräumte,  förderte  aber  nicht  die  Lösung  kirchlicher 
Aufgaben;  sie  führte  vielmelir  die  Kirche  einem  Verfalle  entgegen, 
aus  dem  die  günstige  materielle  Lage  keinen  Ausweg  ermöglichte. 
An  den  nützlichen  Reformen,  als  deren  wichtigster  Träger 
Bonifaz  und  als  deren  hervorragendstes  Ergebnis,  nebst  der 
Wiederherstellung  kirchlicher  Zucht,  die  straffere  Unterordnung 
unter  Rom  erscheint,  hat  die  weltliche  Macht  verdienstvoll  mit- 
gearbeitet; sie  hat  sich  den  Lohn  dieser  Mitwirkung  nickt 
nehmen  lassen;  er  bestand  in  der  durch  die  Unterordnung  unter 


')  ÄllerdiD^8  darf  man  diexe  Tliätigkeit  der  frdnkixchen  KSnige  uiubt 
überschätzen;  vgl.  Th.  II. 

*■)  8.  Löning  1.  c.  I.  158,  II.  4.  ‘256ff,  Dahn  1.  c.  VII.  III.  Z15f, 
Von  den  in  der  weatrömixchen  Kirchenliteratur  aufkommeudeu  Selbständig- 
keitsbestrebungen  ist  im  fränkischen  Keiche  nicht«  zu  apUren. 

’i)  Die  Biachöfe  vraren  dem  Könige  zu  Hof-  untl  Geaandtaebaftadienateu 
verpflichtet,  der  Eintritt  in  den  geiatlichen  Stand  von  der  ataatlicheu  Erlaubnis 
abhängig  u.  a.  w. 

8.  Th.  II.  auö. 

*)  Wir  meinen  die  veratärkte  königliche  Eiufluaanahme  auf  die  Be- 
aetzuug  der  BiatUmer,  die  über  daa  römische  Vorbild  hinausging,  das  ein- 
seitige königliche  Gesetzgebuugsrecht  in  Kircheusachen,  die  Beeinflussung 
der  kircblicheu  Gerichtsbarkeit  und  die  Schädigung  des  Metropolitanverbandes 
durch  den  Staat. 

*)  Bei  Beurtheilung  des  Umfanges  kirchlicher  Privilegien  fällt  in'» 
Gewicht  der  Umstand,  dass  der  merowingische  Staat  der  Kirche  kein 
Brachium  aaecnlare  bot.  Von  grosser  Bedeutung  ist  dagegen  die  kirchliche 
Unabhängigkeit  in  Olanbenssachen  und  auf  dem  Gebiete  der  Discipllnar- 
gewalt  (s.  Lölling  1.  c.  II.  30 ff),  weil  da  die  merowingische  Kircheuhoheit 
hinter  der  römischen  zurückbliub. 
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Rom  nicht  beeinträchtigten  Kirchenholieit,  die  namentlich  in  der 
Hand  Earls  d.  Gr.  zn  einer  Beherrschung  der  Kirche  durch 
den  König  führte')  und  die  trotzdem  zunehmenden  kirchlichen 
Machtmittel  den  in  höherem  Sinne  gemeinsamen  Aufgaben  des 
Königs  und  der  Kirche  dienstbar  machen  sollten. ^)  Die 
Privilegien  und  Reichliimer  einer  so  abhängigen  Kirche  waren 
dem  Königtum  ungefährlich ;^)  der  vielfach  auf  den  König  an- 
gewiesene Papst  dachte  an  keine  dem  Königtum  abträgliche 
Kirchenpolitik;  dies  desto  weniger,  als  ja  die  karolingische 
Regierung  durch  ihre  ethisch-theokratischen  Ziele  die  höheren 
Aufgaben  der  Kirche  förderte,  ihre  Verfassung  festigte,  ihren 
Einfluss  auf  das  weltliche  Rechtsleben  vermehrte  und  nur  dem 
Könige  selbst,  aber  nicht  den  Staatsorganen  als  solchen 
Ingerenz  einräumte.  In  diesem  letzten  Punkte  unterschied  sich 
die  karolingische  Kirchenhoheit  sehr  wesentlich  von  dem  römischen 
Cäsaropapismus,  den  sie  hinsichtlich  der  Einzelrechte  des  Königs 
fiberflflgelte,  ohne  jedoch  die  Kirche  an  und  für  sich  dem  Staate 
im  eigentlichen  Sinne  dienstbar  zu  machen.^) 


Dies  äassert  sich  in  der  Beberrsebung  der  Concilieii  (s.  Hinsebius 
I.  c.  III.  549),  in  der  Zunahme  des  absoluten  äesetzgebungsrechtes,  in  der 
Verstärkung  des  Emennnngsreebtes  und  der  Strafgewalt. 

Die  kirchlichen  Beamten  gelten  als  königliche  Organe,  der  staat- 
liche Arm  wird  ihnen  nicht  nur  gegen  Kleriker  sondern  auch  gegen  Weltliche 
geliehen,  Staatsagondeu  werden  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  überwiesen 
(8.  Brunner  1.  c.  II.  322.  Ä.  41—43);  Kirchenrecht  und  Reichsrecht  bilden 
ein  gemeinsam  einigendes  Band. 

Theils  wegen  der  weitgehenden  königlichen  Kontrolle,  theils  wegen 
der  dem  Könige  bequemen  Entwicklung  des  kirchlichen  Vermögensrechtes, 
das  ja  auch  zu  nnkirchlichen  Zwecken  benutzt  wurde. 

t)  Es  spricht  thatsächlich  nichts  für  ein  Aufgeben  der  Kirche  im 
Staate;  wenn  Hoftage  über  kirchliche  Fragen  entscheiden,  so  sind  doch  die 
Hoftage  juristisch  nicht  als  Staatsorgane,  sondern  als  königliche  Eaths- 
Tersammlungen  zu  betrachten.  Wenn  die  Kirche  weltliche  Agenden 
übernimmt  und  einen  nachhaltigen  Einfluss  auf  das  Hechtslehen  ansübt,  so 
kann  man  auch  nicht  sagen,  dass  sie  dem  Staate  als  solchem  dienstbar 
gemacht  wird;  sie  dient  da  allerdings  staatlichen  Zwecken,  aber  doch  nur, 
indem  sie  dieselben  zu  den  ihrigen  macht.  Die  zahlreichen  Beweise  könig- 
licher Ingerenz  im  Rechtsleben  der  Kirche  haben  mit  dem  .Staatsleben 
nichts  zu  thnn  und  beweisen  nur  das  persönliche  königliche  Hobeitsreebt. 
Ebenso  wie  der  König  als  oberster  Lehensherr,  oder  früher  als  Gefolgsherr, 
in  dieser  Eigenschaft  keine  staatliche  Autorität  ausübt,  ebenso  hat  seine 
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Unlialtbar,')  wie  dieses  System,  das  zu  seiner  staatsrecht- 
lichen Verwirklichung  einer  viel  strafferen  Staatsverfassung 
bedurft  hätte,'-)  war  auch  die  in  diesem  System  der  Kirche  zu- 
gewiesene  Rolle.  Als  die  exceptiouelle  Kraft  des  Trägers  dieses 
Systems  weggefallen  und  damit  für  die  Kirche  der  Hauptgrund 
der  Unterordnung  unter  das  Königtum  verschwunden  war,  sie 
vielmehr  ihre  Interessen  gegen  den  in  Zersetzung  begriffenen 
Staat  zu  wahren  hatte,  konnte  sie  ihre  Rechte  nur,  [durch  das 


Kircbenboheit  keinen  ätaatlicben.  sondern  nur  persöulicben  Charakter.  H.  K. 
sagt  Oierke  1 c.  1.  149.  dass  diese  höhere  Einheit  der  staatlichen  und 
kirchlichen  Cewalt  nur  der  gewaltigen  Persönlichkeit  des  Monarchen  entsprang 
und  Lilien  fein  I.  c.  S.  ö2if  geht  zu  weit,  wenn  er,  auf  Alcuin's  Anffassung 
gestutzt,  die  Einheit  von  Staat  und  Kirche  folgert,  während  es  sich  doch 
nur  um  den  König  handelte;  s.  Werminghoff  in  Hist.  Ztschr.  Bd.  92. 
S.  459f,  V.  Amira  in  Gött.  geh  Anz.  1896.  S.  192  und  Sickel  in  Dtsche 
Ztschr.  f.  Gesch.  wiss.  XII.  Iff.  Vgl.  auch  Ohr  in  Hist.  Vierteljahrschr. 
VIII.  63f  und  Krammer  in  Uitth.  d.  Instit.  XXVL  516f. 

*)  Das  System  war  unhaltbar,  weil  die  Kirche,  trotz  königlicher  Be- 
einflussung. eine  dem  zeitgenössischen  fränkischen  Leben  fremdartige  und 
überlegene  Organisation  war.  Wenn  sie  sich  auch  in  ihrem  Vermögens- 
rechte und  in  ihrem  äusseren  Auftreten  vielfach  dem  fränkischen  Recbts- 
leben  anpasste,  so  hat  sie  doch  den  Geist  ihrer  Verfassung  nicht  verloren. 
Sie  kam  zwar(s.  Th.  II.  S.  313)  nicht  mehr  als  vollgiltiger  Hort  des  Bomanismus 
in  Betracht;  doch  war  dasjenige,  was  ihr  — nebst  eigenen  Grundsätzen  — 
vom  Romanismus  noch  anhaftete,  wichtig  genug,  um  eine  innere  Incongmenz 
zwischen  ihr  und  dem  fränkischen  Staate  zu  begründen.  Es  war  ihr  anderer- 
seits nicht  besebieden,  jene  HachtfUlle,  wie  im  westgothischen  Staate,  zu 
erlangen  und  die  erwähnte  Incongruenz  in  einer  ihren  Grundsätzen  ent- 
sprechenden 'Weise  zu  überwinden.  Zu  den  Kirchenverhältnissen  nach  Karl 
d.  Gr.  8.  Lilieufein  I.  c.  46ff.  Werminghoff  in  Hist.  Ztschr.  Bd.  89. 
S.  213f  und  Flach:  La  royautä  et  l'dglise  en  France  du  IX — XI  s.  (Bev. 
d'hist.  eccles.  IV.  4 32  ff.) 

*)  Bei  kräftiger  Staatsverfassuug  hätte  nämlich  in  römischer  oder 
noch  mehr  in  byzantinischer  Weise  die  vorher  (vor.  Anm.)  angedeutete 
Incongmenz  beseitigt  werden  können.  Hier  warj  dies]  nicht  möglich.  Das 
Übertragen  einzelner  Agenden  des  Staates  an  die  Kirche,  so  namentlich  des 
Schutzes  der  Armen  und  Bedrängten,  konnte  den  Staat  theilweise  entlasten, 
aber  nicht  innerlich  kräftigen.  Ein  Staatswesen,  das  überhaupt  in  so  vielen 
Beziehnngon  seine  primitivsten  Aufgaben  an  andere  Factoren  abgab  (wie 
dies  in  der  Entwicklung  der  Immunitäten  und  des  Lebenswesens  zu  sehen 
ist),  konnte  unmöglich  einen  so  zielbewussten,  auf  so  starken  Grundlagen 
beruhenden  Organismus,  wie  die  Kirche,  in  sieh  aufnebmen,  oder  gar  zu 
einem  Organe  seines  Körpers  machen. 
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Anstreben  grösster  Selbständigkeit  retten.  Sie  war  dank  ihrer 
Organisation  zu  dieser  Selbständigkeit  befähigt  und  vermochte 
ihren  Ansprüchen  durch  die  Anlehnung  an  Rom  und  durch  die 
richtige  Ausnützung  ihrer  culturellen  Kräfte  Geltung  zu  ver- 
schaffen. Die  Gemeinsamkeit  der  Aufgaben  des  Königtums  und 
der  Kirche  horte  auf;  den  Rückgang  der  weltlichen  Macht  auf- 
zuhalten, war  die  Kirche  nicht  im  Stande;  aber  mit  diesem 
Rückgang  fiel  auch  der  Grund  der  Kirchenhoheit  weg.  Schon 
die  Thatsache,  dass  diese  Auseinandersetzung  erfolgen  musste, 
weil  das  Königtum  zu  schwach  war,  um  die  Gemeinsamkeit  der 
weltlichen  und  kirchlichen  Aufgaben  aufrecht  zu  erhalten,  ferner 
alle  Begleiterscheinungen  dieser  Auseinandersetzung  und 
schliesslich  der  Umstand,  dass  die  Kirche  aus  der  gelüsten 
Gemeinsamkeit  ungeschwächt  hervorging,  beweisen,  dass  die 
Kirchenhoheit  der  fränkischen  Könige  von  der  römischen 
wesentlich  verschieden  war.  Aus  der  römischen  Kirchenhoheit 
ist  die  byzantinische  hervorgegangen;  aus  der  fränkischen  die 
Freiheit  der  Kirche  und  ihr  Übergewicht  über  die  zu  schwach 
entwickelte  weltliche  Macht.  Trutz  äusserer  Aehnlicbkeit  hat 
sich  die  Verschiedenheit  der  Entwicklungsgrundlagen  auch  hier 
nicht  verleugnet  und  in  den  Ergebnissen  klar  offenbart.  — 

Die  Aeusserungeu  des  öffentlichen  Lebens  und  der  könig- 
lichen Gewalt  sind  in  ihrer  Unzulänglichkeit  für  den  Charakter 
der  fränkischen  Staatsentwicklung  bezeichnend;  sie  bieten 
in  ihrer  Gesammtheit  die  beste  Grundlage  für  die  Beantwoilnng 
der  Frage,  ob  das  fränkische  Staatsrecht  principielle  römische 
Einwirkungen  aufweist.') 

Der  König  bildete  den  persönlichen  Mittelpunkt  des  Reichs- 
lebens seine  Persönlichkeit  bestimmte  die  jeweilige  Aus- 
gestaltung der  Gewalt,  was  bei  dem  Mangel  abschliessender 
juristischer  Ausprägung  nicht  auffallend  ist,  zugleich  aber  au 


>)  Heasler’s  Deutsche  Verfass. -Uesch.  ist  mir  erst  während  des 
Druckes  sugekommen,  so  dass  es  nicht  mehr  möglich  war,  auf  seine  weit- 
gehende Betonung  dos  römischen  Dintlusses  auf  das  fränkische  Heer-  und 
Beamtenwesen  einzngehen. 

*)  Dahn  1.  c.  VII.  III.  374ff  bestreitet  dieses  Übergewicht  des  persön- 
lichen Momentes,  weil  er  sich  gegen  die  Annahme  privatrechtlicber  Auffassung 
wendet ; man  muss  bemerken,  dass  das  Eine  mit  dem  Andern  nicht  zusammen- 
bängt. 
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die  Zeiten  gemahnt,  in  denen  die  Machtetellung  der  Führer  * 
mit  ihrer  persönlichen  Antorit&t  zosammenhing,')  ohne  dass  man 
von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Macht  einen  staatsrechtlich 
genügenden  Begriff  gehabt  hätte.'^ 

Dieser  Bedeutung  des  persönlichen  Momentes  entspricht  die 
Rolle  der  an  die  Hauptpei-son  sich  anlehnenden  Verbände.  Hat 
schon  vorher  Künigsdienst  sogar  Minderfreien  zu  besonderer 
Stellung  verhelfen  und  die  Gefolgschaft  ausserhalb  der  gewöhn- 
lichen Sippen-  und  Volksverfassung  erhöhtes  Ansehen  genossen, 
so  haben  im  fränkischen  Reiche  die  den  König  umgebenden 
Elemente  an  Gewicht  zugenommen,  den  Aufbau  einer  Schutz- 
herrsebaft,  anstatt  staatsrechtlicher  Herrschaft  gefördert,  das 
Bewusstsein  staatlicher  Aufgaben  getrübt  und  durch  Privat- 
herrschaft, Immunität  und  Lehenswesen  den  Übergang  zu 
ausserstaatlichen  Herrschaftskreisen  bewirkt;  alles  politische 
Recht  wurde  an  sichtbare  Herren  oder  sichtbare  Verbände 
geknüpft, '’)  auf  die  sich  das  Königtum  stützte  und  die  im  König- 
tum ihre  Spitze  erblickten.  Dies  entspricht  insoferne  germanischen 
Traditionen,  als  ja  auch  die  alte  Verfassungsentwicklung  durch 
Verbände  behindert  wurde,  in  denen  persönliche  Momente  maass- 
gebend waren;  so  wie  diese  alten  Verbände  und  die  gleichzeitige 
Volks  Verfassung  durch  den  andersgearteten  Gefolgschaftsverband 
durchkreuzt  wurden,  so  durchkreuzten  auch  die  fränkischen 
Privatherrschaften,  die  Immunität  und  das  Lehenswesen,  den 
Rest  der  alten  Verfassung  und  den  neuen  territorialen  Aufbau. 
Man  mag  Königsfriede  und  Treueverbände  noch  so  abstract  auf- 


')  s.  was  V.  Amira  iu  Uött.  gel.  An*.  ISSS.  S.  4»  über  den  Zusammen- 
hang der  Stellung  vornehmer  FamUieu  mit  ihrer  Ableitung  von  den  Göttern 
sagt.  M.  K.  bemerkt  auch  Sickel  in  Westd.  Ztschr.  IV.  342ff,  dass  die 
hervorragende  Stellung  der  Hüuptlinge  und  des  Adels  auf  selbständiger 
Auterität  beruht. 

Daher  z.  Th.  eiuseitiges  Herrschaftsverbältnis,  iusoweit  die  persön- 
liche Autorität  reichte,  eine  uoch  in  fränkischer  Zeit  wahrnehmbare  Auffassung. 

so  Gierke  1.  c.  II.  44s,  oder  wie  Siokel  iu  Ergbd.  I.  9.  sagt: 
Das  subjective  Honarcbenrecht  ist  subjectiven  Berechtigungeu  Staats- 
angehöriger zugänglich.  Vgl.  UUhlbacber:  Die  Treupflicht  in  den  Urk. 
Karls  d.  Gr.  (Ergbd.  VI.  STlff).  Han  unterorduete  sich  leichter  deu  ver- 
schiedenen kleinen  Gruppen,  als  einem  abstractem  Gebilde,  dem  man  ver- 
stäuduislos  eatgegentrat. 
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fassen;  als  staatsrecliflicli  relevantes  Band,  als  organisatorisches 
Moment,  beruhten  sie  doch  auf  persönlichen  Grundlagen  und 
begründeten  nur  gewisse  Verbindlichkeiten,  aber  keine  allgemeinen 
staatsbürgerlichen  Pflichten. 

Die  persönliche  Bedeutung  des  Königs  tritt  womöglich  noch 
mehr  hervor,  wenn  es  sich  um  das  Verhältnis  der  einzelnen 
Völker  zu  einander  handelt.  Sie  wurden  durch  den  König 
zusammcngehalten  und  man  könnte  mit  gutem  Recht  die  Frage 
aufwerfen,  ob  die  im  Reiche  vereinigten  Stämme  (und  Gebiete) 
als  integrierende  Staatstheile  zu  betrachten  sind,  ob  man  es  mit 
einem  Einbeitsstaate,  einem  Bundesstaate  oder  gar  einem  Staaten- 
bunde zu  thnn  hat,  sowie  darüber  streiten,  ob  Personalunion 
oder  eine  andere  Foim  vorlag,  wenn  nicht  die  Einsicht  siegen 
müsste,  dass  alle  diese  Kategorien,  angesichts  des  Hervortretens 
des  persönlichen  Momentes  und  des  mangelhaften  Staatsbegrififes, 
unanwendbar  sind.')  Spricht  die  Wahning  des  Titels  „Rex 
Francorum“,  trotz  der  Beherrschung  anderer  Stämme,  für  die 
Intention  staatsrechtlicher  Einheit,  von  der  nur  gegenüber  dem 
italienischen  Reiche  eine  Ausnahme  gemacht  wurde,  lässt  sich 
die  Einheitsbestrebnng  auch  durch  manche  Maassregcln  beweisen, 
so  kann  man  doch  nicht  behaupten,  dass  das  fränkische  Reich 
das  Stammespriiicip  der  Theile  überwunden  hätte;'^)  man  ignorirte 
es,  da  man  selbst  bei  Theilungen  nicht  damit  rechnete,  aber 
man  liess  doch  die  einzelnen  Rechte  gelten  und  hat  die 


Die  AbliäiigigkeitsmoUalititleii  der  einzelnen  Völker  waren  sehr 
Terscliieden  (man  vergleiche  z.  B.  Ribnarien  und  Bayern,  oder  das  ehemals 
gothische  Uebiet,  mit  .Sachsen  u.  s.  w.)  und  wechselten  oft,  was  sich  in  der 
Stellung  einzelner  Herzogtümer  äusserte.  Dieses  Schwanken  des  Verhältnisses, 
je  nach  der  Persönlichkeit  des  Königs  und  der  Uerzöge,  erschwert  die 
Definition.  Die  Völker  traten  in  kein  Rechtsverhältnis  zu  den  Franken 
als  .‘'olchen,  sondern  nur  zu  ilem  Könige.  Es  fehlt  jede  Handhabe  für  die 
Behauptung  einer  Souveränetät  des  fränkischen  Staates  Uber  die  andern 
Stämme,  da  der  König  seine  Gewalt  Uber  die  neuen  Gebiete  nicht  namens 
des  fränkischen  Staates  ausUbte.  Nachdem  .auch  nichtsouveräne  Staaten 
als  Staaten  zu  betrachten  sind  fs.  Jellinok;  Die  Lehre  v.  d.  Staatenver- 
biudungeu  S.  &1  f.J,  so  kann  man  den  unterworfenen  Stämmen,  schon  mit 
Rücksicht  auf  die  Fortentwicklung  ihrer  Stamraesrechte,  nicht  jeglichen 
Staatscharakter  absprechen. 

'^)  wie  Sohin  1.  c.  I.  10  meint;  Uber  das^Verhältnis  des  Reiches  zu 
den  Völkern  s.  Sickel  in  Oött.  gel.  Anz.  18‘J0.  S.  242ff. 
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separatistischen  Tendenzen  nicht  beseitigt.  Die  theilweise 
Bevorzugung  der  Franken  hat  zwar  in  karolingischer  Zeit  auf- 
gehört, aber  auch  da  kann  man  nicht  sagen,  dass  die  Völker 
nur  ethnographische  Bedeutung  gehabt  hätten.^  Schon  der 
Umstand,  dass  in  diesem  Reiche  nicht  nur  die  allgemeine  Auf- 
gabe der  Beilegung  des  Gegensatzes  zwischen  römischem  und 
germanischem  Wesen,  sondern  gleichzeitig  die  zweite  der  Ebnung 
der  Gegensätze  zwischen  Franken  und  Nichtfranken  zu  lösen 
war,‘0  hat  mangels  einer  hiefilr  entsprechenden  Organisation  den 
König  zum  Vermittler  verschiedener  Völker  gemacht  und  nicht 
staatsrechtliche,  sondern  politische  Umstände  waren  für  diese 
vermittelnde  Thätigkeit  des  Königtums  maassgebend,  die  nur 
hinsichtlich  der  Römer  zu  einem,  die  eigene  römische  Organisation 
beseitigenden  Ergebnisse  führte. 

Ist  schon  daraus  zu  entnehmen,  dass  sich  das  fränkische 
Königtum  für  seine  Zwecke  unrömischer  Ideen  bediente,  die 
auf  germanische  Traditionen  zurQckgehen,  so  gilt  dasselbe  speciell 
auch  von  den  Gewaltmitteln.  Die  Ausgestaltung  des  Bannwesens, 
des  Königsschutzes,  der  Treueverhältnisse,  sowie  der  Abgaben 
und  Leistungen,  benahmen  dem  Königtum  trotz  aller  Steigerung 
seiner  Gewalt  nicht  den  germanischen  Charakter  einer  persön- 
lichen und  auf  eigenen  Reichtum  gestützten  Macht.  Die  Abgaben 
und  Dienste  beanspruchte  der  König  nicht  als  Vertreter  des 
abstracten  Staates;  er  beanspruchte  die  Einnahmen  für  sich  und 
das  Königshaus  konnte  durch  Theilungen  über  die  nutzbaren 
Rechte  verfügen;  den  Rechten  standen  keine  präcisen  Pflichten 
gegenüber,  ebensowenig  entsprachen  neu  auftretenden  Pflichten 
neue  Rechte.^) 


*)  Dies  lunimt  Fablbock  1.  c.  73ff  schon  für  die  Merowiugorzeit  au. 

“)  Ein  schwerwiegendes  Plus  gegenüber  andern  germanischen  Reichen. 

’)  Der  König  batte  wohl  allgemeine  Pflichten,  aber  die  Loistangen 
des  Volkes  hingen  damit  nicht  zusammen.  Man  konnte  selbst  dom  pfliclit'- 
vergessenen  Könige  die  IjCistungen  nicht  verweigern;  man  konnte  Fber- 
griffe  abwehren,  aber  den  König  nicht  zwingen,  die  Pflichten,  für  die  er 
Leistungen  beanspruchte,  zu  erfüllen.  (Dies  bebt  m.  R.  Sickel  in  üött. 
gel.  Anz.  1.S90.  S.  564  gegen  Viollot  hervor;  der  Begriff  der  Herrscher- 
pflichten  entstand  erst  iinlX.  Jb.;  vgl.  Heusler  1.  c.  I.  119j.  Andererseits 
konnte  der  König  selbst  für  dringende  Staatsaufgaben  keine  Mehrleistungen 
fordern. 
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Mhii  darf  jedoch  aus  diesem  staatsrechtlich  niizulftiiglicheii 
Verhältnisse  zwischen  Rechten  und  Pflichten  nicht  schliessen, 
der  König  habe  ein  Eigentumsrecht  am  Reiche  gehabt ‘)  und 
darf  den  privatrechtlichen  Standpunkt  nicht  einseitig  betonen.^) 
Wenn  auch  der  König  nicht  Mandatar  des  Volkes  ist,  so  muss 
doch  mit  Gierke'^)  gesagt  werden,  dass  hier  alle  Inhaber  herr- 
schaftlicher Gewalten  als  Träger  eines  persönlichen  Herreu- 
willens zu  betrachten  sind,  in  dem  sich  gemeinheitliche  und 
individuelle  Momente  vereinigen;  öffentliches  und  privates  Recht 
lassen  sich  da  nicht  scheiden;  war  das  öffentliche  Recht  nicht 
in  abstracter  Weise  vom  Individuum  losgelöst,  so  war  es  doch 
deswegen  nicht  Privatrecht.  ,Die  obwaltende  Verquickung^) 
rechtfertigt  keine  Identificierung ; denn  die  im  altgermanischen 
Königtum  vorhandenen  öffentlichrechtlichen  Elemente  sind  im 
fränkischen  Reiche  nicht  untergegangen,'’’)  obwohl  sich  durch 
den  Domänenreichtum  des  fränkischen  Königtums*’)  eine  Ab- 
lenkung nach  der  privatwirtschaftlichen,')  also  mittelbar  auch 
nach  der  privatrechtlichen  **)  Seite  hin  ergeben  hat,  die  erst 
dui'ch  die  karolingisch-kirchlichen  Staatsidueu  bekämpft,  aher 
mit  Rücksicht  auf  die  Gcsammtlage  nicht  überwunden  wurde. 

')  Zu  dieser  Ansicht  neigt  Kahl  heck  1.  c.  Sl,  obwohl  er  an  and. 
Stelle  (I.  c.  '227  f)  gegen  die  Auffassung,  dass  es  sich  um  ein  privatrecht- 
liebes  Verhältnis  handle,  Stellung  uiuimt;  s.  Zeumer  in  Giltt.  gel.  Anz. 
>S86.  8.  100  ff. 

*)  8.  oben  S.  '248.  A.  '2. 

*)  1.  c.  II.  475. 

‘)  s.  Gierkc  1.  c.  11.  567. 

»)  8.  Dahn  1.  c.  VII.  III  374  ff. 

*)  Dieser  Keichtnm  war  bei  keineui  Volke  so  gross;  auch  der  Sprung 
wohl  nirgends  so  nnverinittelt.  Der  König  eines  Volkes,  das  sich  des 
Boden  wertes  weniger  bewusst  war  als  andere,  (die  altfränkische  Auffassung 
des  Bodenreebtes  habe  ich  in  meinem  Immobiliareigentum  II.  erörtert; 
Kötzschke  hat  I.  c.  gezeigt,  dass  die  Kranken  in  den  Grnndbesitzfragen 
hinter  Gothen  und  Burgundern  zurUckstaudeu)  gelangte  zu  enormen  und 
gut  bewirtechafteten  Domänen,  die  er  weder  mit  Nehenhäuptlingen  (wie  bei 
den  Langobarden)  noch  mit  dem  Volke  zu  theilen  brauchte. 

')  Weil  dieser  Besitz,  der  die  Hauptstütze  des  Königtums  bildete, 
grosse  Aufgaben  auferlegte. 

”)  Nur  so  kann  mau  die  , Verdinglichung''  der  Krone  (e.  Gierke 
1.  c.  1.  l'27f)  auffassen. 
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Dass  diese,  die  öifentlichrechtliche  Entwicklung  schädigende, 
Ablenkung  ganz  unrömisch  war,')  ist  klar. 

Dieses  Übergewicht  des  persönlichen  Momentes  hat  den 
staatsrechtlichen  Ausbau  verhindert.  Er  war  auf  alter  Grund- 
lage unmöglich  geworden.  Das  alte  Staatsrecht,  welches,  trotz 
seiner  Unzulänglichkeit,  nicht  zu  unterschätzen  ist,  war  — wie 
wir  schon,  in  Anlehnung  an  Sickel  betont  haben  — für  das 
grosse  Reich,  das  die  Zwischenstufe  des  Stammesstaates 
übei-sprungen,  unanwendbar.  Schon  der  Mangel  besonderer 
Verfassungen  für  Römer  und  Germanen  hat  die  folgerichtige 
Entwicklung  der  germanischen  Organisation  erschwert;'')  die 
Änderung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  deren  allgemeine 
o<ler  gar  homogene  Neuordnung  unmöglich  war  und  mit  der  im 
tTegentheil  eine  zu  weit  gehende  sociale  Differenciernng  Hand 
in  Hand  ging,  die  Fälle  der  neuartigen,  mit  dem  abnormen 
Wachstum  verbundenen  Schwierigkeiten,  machten  es  unmöglich, 
ein  richtiges  Verhältnis  zwischen  Beharrungsvermögen  und 
Anpassungsnotwendigkeit  herzustellen.  Die  Bedingungen  für 
Action  und  Reaction,  die  Gewähr  fUr  eine  gesunde  Entwicklung, 
fehlten  und  konnten  nicht  beschaffen  werden. 

Auch  wenn  das  fränkische  Königtum  mit  der  Vergangenheit 
hätte  rechnen  wollen,  es  hätte  dies  nicht  zu  thun  vermocht. 
Es  fehlten  die  Kräfte,  die  in  alter  Weise  benutzbar  gewesen 
wären  und  aus  denen  eine  dem  Staate  förderliche  Beschränkung 
dei'  königlichen  Gewalt  hätte  hervorgehen  können.  Weder  der 
König  noch  seine  Beamten  schöpften  aus  der  hinschwindenden 
Volksverfassung  ihre  Kraft.  So  wie  die  Thätigkeit  des  Volkes, 
die  Verbindung  zwischen  den  Rechten  des  Königs  und  des 
Volkes  aufgehört  und  das  Volk  seine  staatliche  Begabung 
verloren  hatte,  so  konnte  auch  das  staatsrechtliche  Auftreten 
des  Königs  nur  ein  unzulängliches  sein.  Die  Au.s.schaltung  der 


')  KUmiscIi  wäre  die  Steigerung  der  rein  ilfTentliehrechtlichen  Kacht- 
elemonte  gewesen,  während  das  fränkische  Künigtum  sich  auf  die  Domänen 
stutzte  und  die  öffentlichrechtlichen  Tjeistungen  vernachläasigte.  .Schon 
Waitz  liat  I.  c.  III.  T.  ‘iStiff  bemerkt,  dass  nur  die  kirchlichen  Schriftsteller 
bemüht  waren,  in  theilweiser  Anlehnung  an  die  römischen  Ideen,  den 
öffentlichrechtlichen  ('harakter  des  Königtums  hervorzuheben. 

^ Durch  die  .Aufnahme  der  Römer,  ohne  besondere  Verfassung,  haben 
die  Begriffe  Volk  und  Staat  sieh  zu  decken  aufgehört. 
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Volksthätigkeit,  die  in  den  Hoftagen  ein  social  und  politisch 
nngenitgendes  Surrogat  fand,  sowie  die  gleichzeitige  Steigerung 
der  königlichen  Macht,  sind  kein  Ergebnis  römischer  Beeinflussung, 
sondern  der  angedeuteten  Entwicklung.  Soweit  es  Kräfte  gab, 
die  sich,  wie  z.  B.  der  Adel,  äussern  konnten,  sind  sie,  selbst 
ohne  rechtliche  Grundlage,  zur  Geltung  gelangt,  natürlich 
schwächer,  als  sie  es  bei  rechtlicher  Grundlage  vermocht  hätten. 
Das  Königtum  rechnete,  den  Verhältnissen  und  germanischer 
Tradition  entsprechend,  nur  mit  einer  homogen  auftretenden 
Schichte,  dem  Optimatentum;  dem  Volke  ist  durch  die 
wirtschaftlichen  und  socialen  Umstände  jene  Homogenität, 
die  vormals  seine  Kraft  schützte,  abhanden  gekommen. 
Muss  man  im  allgemeinen  sagen,  dass  das  Staatsrecht 
weniger  conservativ  ist,  als  Privat-  oder  Strafrecht,  so  kann 
man  auch  wahrnehmen,  dass  bei  wichtigen  Übergängen  gerade 
die  Verfassungsgarantien  zuerst  wanken,  so  dass  es  entweder 
zur  Stärkung  der  Hauptgewalt,  oder  zur  Gefährdung  der 
Gesammtheit  kommt.')  Die  Stärkung  des  Königtums  genügte 
aber  nicht  zur  Schaffung  einer  neuen  Verfa.ssung.  Es  blieben 
im  Gegentheil  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Fragen  ungelöst; 
der  Mangel  der  Lösung  betrifft  nicht  die  Lückenhaftigkeit  der 
Staatsanfgaben,'^)  sondern  die  Unznlänglichkeit  der  staatsrecht- 
lichen Begriffe.  Man  brachte  in  dieser  Hinsicht  zu  wenig 
Eigenes  mit;  der  der  germanischen  Zeit  anhaftende  Individualismus 
der  alten  Gruppen,  der  durch  die  Volksautorität  nicht  genügend 
überwunden  war,  konnte  auch  durch  das  neue  Reich  nicht  über- 
wunden werden.  Zwar  fasste  auch  die  germanische  Zeit  König 
und  Volk  als  ein  Ganzes  auf,  aber  doch  nur  in  dem  engen 
Rahmen  einer  Völkerschaft  und  nur  insoweit,  als  dies  mit  der 
Stellung  der  unteren  Verbände  vereinbar  war;  zum  abstracten 
Staatsbegiiff  war  man  nicht  gelangt,  ebensowenig  zu  einer  Auf- 

’)  Dieae  allgemeine  Regel  (a.  K.  Schmidt:  Staatslehre  I.  287)  wird 
leicht  bestätigt.  Die  Uiitorbreehimg  des  Köiiigtimis  bei  Frauken  uud 
Langobarden  hängt  (da  schon  Waitz  1.  c.  I.  ISß.  m.  K bemerkt  hat,  das.s 
eine  bewusste  demokratische  Opposition  gegen  erbliche  Herrschaft  gefehlt 
hat)  mit  den  sich  dazumal  vollziehenden  Umbildungen  zusammen.  Infolge 
der  Oefährdung  des  Staates  kehrte  man  daun  zum  Königtum  zurtlck. 

ä)  Sohm  hat  Recht,  wenn  er  (1.  c.  I.  S.  XIV.)  sagt,  dass  eine  einzige 
Staatsaufgabe  für  das  Wesen  einer  Staatsgewalt  genügt. 
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theiinng  der  Macht  zwischen  König  nnd  Volk.  So  konnte  das 
alte,  auf  gemeinsamer  und  unmittelbarer  Thätigkeit  der  Volks- 
genossen beruhende  Qemeinbewusstsein  durch  ein  abstractes, 
von  dieser  Thätigkeit  der  Individuen  absehendes  Staatsbewusstsein 
nicht  ersetzt  werden;  fttr  die  Neubildung  einer  solchen,  dem 
factischen  Wegfalle  der  Volksthätigkeit  entsprechenden  abstracten 
Auffassung  fehlte  jede  Handhabe.  So  hat  man  denn  trotz  aller 
Veränderungen  an  der  Orundauffassung  der  Volksfreiheit  als 
Rechtsbasis  festgehalten,  die  Veränderungen  staatsrechtlich 
ignoriert  und  den  inneren  Gegensatz  zwischen  der  Neigung  zur 
Vergesellschaftung  und  der  Neigung  zu  individueller  Selbständig- 
keit nicht  gelöst,  sondern  den  Dingen  freien  Lauf  gelassen.') 
Die  Gesammtheit  als  solche  ist  nicht  fQr  die  höheren  Zwecke 
und  nicht  mit  ihnen  gewachsen,  so  dass  das  Königtum  einen 
grossen  Theil  der  neuen  Aufgaben  übernehmen  und  sodann, 
mangels  der  nöthigen  Kräfte,  auf  Privatherrschaften  Uberwälzen 
musste.  Die  ganze  Sachlage  bestätigt  das  ürtheil  Gierke’s,2) 
dass  es  zu  keiner  Ausgestaltung  des  Staatsreclites  kam.") 

Selbst  die  Frage  der  königlichen  Souveränetät  beziehungs- 
weise der  Maclitgrenze  zwischen  König  und  Volk  ist  nicht 
gelöst  worden.  Praktisch  erscheinen  Königtum  und  Staats- 
autorität identisch;  ideell  aber  nicht.  So  wie  der  germanische 
König,  trotz  der  Autorität  der  Volksversammlung,  dennoch 
vielfach  in  wichtigen  Fällen  praktisch  eine  Stellung  einnahm, 
die  rechtlich  unbegründet  sein  mochte,  so  hat  umgekehrt  der 
fränkische  König,  dem  keine  relevante  Autorität  entgegenstand, 

')  Boi  der  Vwküimnerung  der  volkgreclitlichen  Verfaasnng  liätte  es 
zu  einer  neuen  Verfassung  kommen  miisaen  nnd  sollen,  für  die  mau  eventuell 
römische  Master  verwendet  hätte.  Es  kam  aber  nicht  dazu  und  es  entwickelte 
sich  jener  Zustand,  den  die  moderne  Theorie  als  staatsrechtlichen  Dualismus 
bezeichnet,  also  ein  i’bergangsstadinm,  das  in  tliesi  das  Alto  nicht  fallen 
Hess,  obwohl  es  praktisch  überwunden  war.  Wenn  Ficker  (Unters,  z.  R. 
II.  R.  G.  Ital.  I.  S,  XXXI;  bemerkt  dass  man  in  der  fränkischen  Verfassung 
nicht  „die  Norm  für  das  germanische  Staatswesen*  erblicken  kann,  so  ist 
das  ganz  richtig;  es  ist  eben  ein  Zustand,  der  sich  von  der  alten  Norm 
entfernt  und  zu  der  neuen  noch  nicht  durchgerungen  hat;  gegen  die  Ableitung 
dieses  Zustandes  aus  germanischen  Wurzeln  spricht  dies  aber  nicht. 

>)  1,  c.  II.  17. 

M.  R.  sagt  Dahn  1.  c.  VII.  III.  452,  dass  inan  die  staatsmännisclie 
Begabung  der  Frauken  übertrieben  hat. 
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doch  factisch  mit  den  Grossen  gerechnet  und  seiner  thatsächlich 
nnbeschränkten  Macht  nicht  den  vollen  Inhalt  der  Sonveränetät 
gegeben.  Es  wurde  dadurch  staatsrechtlichen  Neugebilden 
Raum  gelassen,  in  dem  sich  Hen'schafts-  und  Genossenschafts- 
princip  mischten;  es  drang  das  erstere  in  die  volksrechtliche 
genossenschaftliche  Stmctur  schädigend  ein;  es  bildeten  sich 
jedoch  nebst  dem  königlichen  andere  Gewaltkreise,  die  das 
genossenschaftliche  Princip  auf  unterer  Stufe,  allerdings  in  neuer 
Art,  wieder  verwendeten  und  dem  Königtum  Abbruch  thaten. 
Zahlreichen  Machtverschiebungen  • auf  allen  Stufen  ansgesetst, 
vermochte  dieser  Staat  die  mit  seinem  Wachstum  verbundenen 
Gebrechen  nicht  zu  saniren  und  brachte  es  auch  hinsichtlich 
der  Souveränetätsfrage  zu  keiner  juristischen  Klarheit.') 

Von  dieser  Gestaltung  der  Souveränetätsfrage  muss  man 
ansgehen,  um  den  vielfach  behaupteten  fränkischen  Ab8o]utisimi.s 
zu  beurtheilen.  Mag  man  auch  den  Mangel  einer  foi-mellen 
Schranke  als  Argument  für  die  Annahme  des  praktischen 


’)  Dies  liXngt  natürlich  mit  dem  vorher  (s.  S.  265.  A.  1.)  besprochenen 
Dnalisrnns  ausammen.  Nnn  meint  ja  Oierke  (1.  c.  II.  421.),  dass  es  neben 
den  Machtkreisen  der  Herrschaften  und  der  Genossenschaften  eine  dritte, 
gemeinsame  MachtsphKre  gab,  innerhalb  welcher  Herr  und  Oesammtheit  als 
eine  in  bestimmter  Weise  verbundene  Zweiheit  erschienen.  Dem  entspricht 
es.  dass  das  Hofreebt  Ämter  kannte,  die  gleichseitig  Rechte  des  Herrn 
und  der  Gesammtheit  ausUbten  und  beiden  Theilen  Treue  schuldeten.  Wendet 
man  jedoch  diesen  Qedankengang  auf  das  Staatsleben  an,  so  findet  man  wohl 
auch  Ämter,  die  Kiinigs-  und  Volksiuteressen  vertreten,  ebenso  z.  B.  im 
Gerichtswesen  einen  dem  KiSnige  und  dem  Volke  gemeinsamen  Macbtbereiidi, 
muss  aber  dennoch  finden,  dass  von  den  beiden  in  Frage  kommenden  Factoren 
der  eine,  nfimlich  das  Volk,  seinen  Antheil  an  dem  gemeinsamen  Macht- 
hereich  verkUmmem  lässt  und  dass  eine  noch  so  bescheidene  Feststellung 
des  Antlieiles  unterbleibt.  Für  eine  ideelle  (ionstruction  ist  dies  wohl  neben- 
sächlich; die  kilnnte  sich  damit  begnügen,  dass  es  überhaupt  einen  Macht- 
bereich gab,  für  den  König  und  Volk  als  eine  in  bestimmter  Weise  verbundene 
Zweiheit  in  Betracht  kamen.  Der  Rechtshistoriker  muss  aber,  im  Gegensatae 
anm  Dogmatiker,  vor  allem  mit  den  thatsächlichen  Vorgängen  rechnen ; thut 
er  dies,  dann  muss  er  sagen,  dass  allerdings  die  Vorstellung  dieser  Zweiheit 
bestand,  dass  aber  diese  Vorstellung,  die  zu  lebendig  war,  um  eine  aus- 
schliessliche königliche  Bouveränetät  aufkomnien  zu  lassen,  doch  zu  un- 
bestimmt war,  um  dem  Volke  eine  Theilnahme  an  der  .Sonveränetät  zu 
sichern  oder  auch  nur  dieselbe  zu  bestimmen.  Während  im  hofrccbtliclien 
N'erhäUnisse  dem  Herrn  doch  genossenschaftliche  Gruppen  gegeuUberstanden, 
fehlte  dem  Volke  die  analoge  Organisation. 
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Absolutimnus ')  gelten  lassen,  so  wird  man  sich  dennoch  grosser 
Zweifel  nicht  erwehren  können.  Schon  die  Lex  Salica  lässt 
die  königliche  Gewalt  steigen,  ohne  ihre  Grenze  zu  bestimmen 
aber  weder  dieses  Rechtsbnch,  noch  andere  Rechtsquellen  lassen 
aus  der  Zunahme  der  königlichen  Rechte  und  aus  der  Un- 
bestimmtheit der  Grenzen  auf  eine  absolutistische  Unbeschränktheit 
in  römischem  Sinne  schliessen.  Gegenüber  diesem  Mangel  einer 
Beschränkung,  der  vielfach  als  Beweis  des  Absolutismus  gedeutet 
wurde  und  praktisch  gewiss  erheblich  in's  Gewicht  föllt,  muss 
jedoch  nachdröcklichst  betont  werden,  dass  es  bekanntlich  zahl- 
reiche Beweise  dafür  giebt,  dass  absolutistische  Handlungen  als 
Willkür  empfunden  wurden  und  das  Rechtsgefühl  verletzten;^) 
die  Könige  selbst  haben  rechtmässige  und  rechtswidrige  Yer- 
fügungen  unterschieden.^)  Einzelne  absolutistische  Handlungen 
hatten  zweifellos  römischen  Charakter;-')  da  sie  aber  durchwegs 
als  Willkür  betrachtet  und  theilweise  von  den  Königen  selbst 
abgestellt  wurden,  so  können  sie  nicht  als  Beweis  eines  römisch 
gearteten  Absolutismus  gelten.  In  zahlreichen  Aeusserungen 
der  Capitularien  trat  immer  wieder  die  AufTassung  hervor,  dass 
die  Gewalt  des  Königs  nicht  Selbstzweck,  dass  sie  vielmehr 
durch  das  Recht  für  das  Volk  bestimmt  sei.^)  Dieselben  Ideen, 
die  die  Entwicklung  des  Staatsrechtes  hinderten,  vornehmlich 
die  Idee  des  gegenseitigen  Treueverhältnisses  zwischen  König 
und  Volk,  begründeten  eine,  wenn  auch  nicht  bestimmte,  Be- 
schränkung des  Absolutismus;  der  Kampf  zwischen  diesen  Auf- 
fa.ssungen  und  ihrer  praktisch  ungenügenden  Verwirklichung 
kennzeichnet  das  fränkische  Königtum.  Diese  ideelle  Be- 
schränkung ist  keine  rechtliche  Eindämmung  einer  an  und  fur 


>)  so  R.  Schmidt:  Staatslehre  II.  I.  37S. 

^ Dies  entspricht  ihrem  Charakter,  da  sie  keine  exclusive  Stellung 
einnimmt,  daher  die  Grenxen  der  Fortentwicklniig  nicht  heschränkt. 

’)  Dies  wendet  m.  R.  W.  Schnitze  (Hitth.  a.  d.  hist.  Lit.  I88i>.  8.  111) 
gegen  Fahl  heck  ein.  S.  Prou  in  Etudes  d’bist.  ded.  ü Mouod. 

*)  8.  Sickel  in  Qütt.  geh  Anz.  189U.  S.  3S9f.  gegen  Fnstel. 

'')  so  der  Ueirathszwang;  s.  Brunner  1.  c.  II.  Sti. 

*)  Sehr  richtig  bemerkt  Sickel:  Z.  karol.  Thronreebt  S.  5,  dass  auch 
die  Sparen  des  Wahlrechtes  mit  dieser  Äutfassung  Zusammenhängen.  Alles 
spricht  dafür,  dass  Königtum  und  Staat  nicht  Uber  dem  Rechte  stehen, 
sondern  im  Rechte  wurzeln. 

T.  Halbsn,  ROm.  Recht  in  den  germ.  Volkastsaten.  111.  17 
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sich  absoluten  Gewalt;  sie  entspricht  dem  germanischen  Ver- 
hältnisse zwischen  König  und  Volk,  das  stets  in  einen  Gegensatz 
ausarten  konnte  und  im  neuen  Reiche,  mangels  eines  Gleich- 
gewichtes zwischen  beiden  Pactoren,  dem  einzigen  thätigen 
Theile  zu  absolutistischem  Auftreten  verhalf.')  Den  veränderten 
Umständen  gemäss  war  es  da  nur  noch  das  Optimatentnm,  das 
die  Autokratie  beschränken  konnte,  obwohl  ihm  jene  Rechts- 
basis fehlte,  die  vormals  das  Volk  befähigte,  dem  Königtum 
Schranken  zu  ziehen.  In  dieser  Stellung  der  Grossen  muss 
man  das  Nachwirken  germanischer  Tradition  wahrnehmen,  die 
eine  unbeschränkte  Herrschaft  nicht  zuliess  und  die  durch  den 
Wegfall  der  Volksverfassung  gesteigerte  Königsmacht  zu  Gunsten 
der  einzigen  in  Betracht  kommenden  Schichte  eindämmte.-) 
Hätte  das  Optimatentum  die  nüthigen  staatsmännischen  Kräfte 
aufgebracht,  es  hätte  durch  die  ihm  innewohnende  und  vom 
Königtum  berücksichtigte  Macht,  die  Schaffung  einer  Grenze 
zwischen  König  und  Volk  erreicht.  Dazu  kam  es  aber  nicht,^) 
ebenso  wie  andererseits  das  Königtum  nicht  die  Kraft  fand, 
die  Privatherrschaften  zu  beseitigen  und  mit  dem  Staatsvolke 
in  unmittelbare  Verbindung  zu  treten. 

Nicht  nur  der  Staatsaufbau,  auch  die  Staatsthätigkeit  hatte 
unter  diesen  Umständen  zu  leiden.  Das  Königtum  versuchte 
staatlich  vorzugehen  und  namentlich  eine  einheitliche  Organisation 
herzustellen.  Insbesondere  haben  die  Karolinger  die  kirchliche 
Einigung  und  durch  Bekämpfung  der  Herzöge  auch  die  staat- 
liche gefördert.  Dies  Bestreben  war  wohl  ungermanisch  ,^)  es 
ist  aber  auch  erfolglos  geblieben;  es  gelang  zeitweise  den 
Particularismus  zurückzudrängen,  überwunden  wurde  er  aber 


')  Dass  es  zur  Eindämmung  des  Absolutismus  nicht  immer  einer 
scharfen  Competenzbestimmnng  bedarf,  lehrt  die  Geschichte  des  römischen 
Staatsrechtes.  Die  republikanischen  Magistrate  waren  förmlich  unbeschränkt, 
aber  das  ihnen  entgegenstehende  Recht  der  Bürger  bildete  einen  genügenden 
Schutzwall;  mit  dem  Augenblick,  wo  das  Hecht  der  Bürger  an  Intensität 
abnabm,  begann  die  Ausartung.  Ähnlich  liegt  die  .Sache  liier. 

Fahlheck  1.  c.  180 ff,  2I4lf  würdigt  die  Bedeutung  dieses  Umstandes 
zu  wenig. 

Alan  muss  mit  Heusler:  Deutsche  Verfass.-Gesch.  49  sagen,  dass 
die  Prärogative  dos  Königs  verfassungsrechtlich  nicht  bestimmt  waren. 
*)  so  nt.  K.  Ficker;  Unters,  z.  R.  u.  R.  G.  It.  I.  S.  XXXIV. 
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nicht.  Die  Centralisationsbestrebungen  scheiterten  an  der  Un- 
zulänglichkeit des  Staatswesens,  das  weder  über  eine  Steuer- 
macht, noch  über  ein  entsprechend  organisiertes  und  abhängiges 
Beamtentum  verrügte.  Gerade  in  karolingischer  Zeit  hat  die 
Entwicklung  des  Lehenswesens  die  Staatsthätigkeit  zu  beein- 
trächtigen begonnen  und  der  geschwächte  Staat  konnte  nur 
momentane  Erfolge  erreichen,  die  er  kraftvollen  Persönlichkeiten 
verdankte,  aber  die  sich  vorbereitende  Zersetzung  und  die 
Rückbildungen  nicht  verhüten.  Das  durch  Karl  d.  Gr.  zusammen- 
gehaltene Conglomerat  weist  theilweise  abgelebte,  theilweise 
nicht  eingelebte  Institutionen  auf,  die  den  Zerfall  und  den 
Versuch,  die  praktischen  Aufgaben  in  kleineren  Gebilden  zu 
lösen,  beschleunigten;  ein  grosser  Theil  der  Staatsthätigkeit 
überging  nach  und  nach  auf  diese  kleineren  Gebilde. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  und  inwieferne  das  Kaiser- 
tum eine  Aenderung  des  fränkischen  Staatsrechtes  hervorgerufen 
hat.  Man  mag  das  Kaisertum  beurtheilen,  wie  man  will;  mehr 
als  ein  blosser  Titel  war  es  doch;’)  es  war  daher  geeignet, 
dem  fränkischen  Staatsrechte  neue  Ideen  zuzuführen.^)  Gewiss 
wäre  auch  eine  Vervollkommnung  des  Staatsrechtes  eingetreten, 
wenn  die  passende  Grundlage,  nämlich  ein  fest  gefügtes  Staats- 
wesen vorhanden  gewesen  wäre.  Mangels  derselben  konnte 
weder  das  Kaiseilum  an  und  für  sich^)  eine  juristisch  klare 
Gestaltung  finden,^)  noch  das  fränkische  Staatsrecht  intensiv 
beeinflussen.^)  Haben  wir  doch  gesehen,  dass  es  nicht  einmal 

s.  in  Th.  II.  S.  232ff;  Ohr:  D.  Kaisert.  Karl  d.  Or.  geht  ent- 
schieden an  weit;  s.  noch  Ztaebr.  f.  Kirch.-Qeach.  XXVI.  S.  IHOIT. 

’)  Nämlich  eine  Neugestaltung  der  Künigsgewalt,  die  von  einer  neuen 
Basis  au.s  nicht  nur  zahlreichere,  sondern  auch  neu  fundirte  und  von  allen 
auf  frühere  Tradition  zuriiekgehenden  Schranken  absehende  Rechte  hätte 
geltend  machen  kSnnen. 

’)  D.  h.  als  eine  neue,  zu  dem  Königtum  hinzutretende  Gewalt. 

*)  M.  R.  meint  daher  Kleinclausz  (I/empire  carolingien  S.  21ff), 
dass  das  Kaisertnni  sich,  je  nach  der  Person  des  Trägers,  verschieden 
äussert«,  so  dass  für  das  Verständnis  desselben  gerade  die  Zeit  nach  Karl 
d.  Gr.  wichtig  ist;  denn  Karls  Persönlichkeit  überschattete  alles.  Auch 
Werminghoff  (Hist.  Ztschr.  U2.  B.  463ff)  billigt  es,  z.  Th.  aus  andern 
Gründen,  dass  Kleinclausz  im  Kaisertum  keine  scharf  umschriebenen  Be- 
fugnisse sucht;  mau  vermag  sie  nicht  zn  finden. 

°)  Brunner  1.  e.  II.  94  hebt  zwar  in.  R.  die  .Steigerung  des  theo- 
kratischen  Charakters  hervor  und  führt  insbesondere  das  wichtige  Capit. 

17* 
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für  die  Entwicklung  der  Kircbenhoheit  maassgebend  war  und  nur 
das  schon  vorher  vorhandene  Königspriestertum  ideell  steigerte.’) 
Auf  staatsrechtlichem  Gebiete  hat  die  Idee  der  Weltmonarchie 
weder  eine  erfolgreiche  Gentralisierung  des  fränkischen  Reiches, 
noch  die  Betretung  neuer  Bahnen  bewirkt;  auch  der  Gegensatz 
zwischen  der  universalen  Idee  des  Kaisertums  und  den  für 
die  Reichstheilungen  maassgebenden  germanischen  Ideen  des 
fränkischen  Thronrechtes,  ist  sehr  ungenügend  gelüst  worden, 
indem  man  sich  mit  der  Untheilbarkeit  der  KaiserwUrde  neben 
der  Theilbarkeit  des  Reiches  begnügte,^)  womit  aber  auch  das 
Kaisertum  zu  einem  über,  oder  ausserhalb,  des  Staates  stehenden 
Machtfactor  wurde.’’)  Das  über  die  unmittelbaren  staatlichen 

ex  802  an.  Dies  ist  aber,  wie  er  selbst  xugiebt,  ein  Regieningsprogramm, 
dessen  Verwirkliclmng  feblscblug;  auch  wenn  es  durchgefttbrt  worden  wäre, 
so  liacte  sich  daraus  wohl  eine  Zunahme  des  Umfanges  königlicher  Rechte 
und  Pflichten,  jedoch  keine  Wesensänderung  derselben  ergeben.  Dasselbe 
gilt  für  die  Ton  mancher  Seite  (s.  Krause  in  Hitth.  d.  Inst.  XI.  218  und 
Kleinclausz  I.  c.  244f)  behauptete  Einwirkung  des  Kaisertums  auf  die 
missatische  Einrichtung;  abgesehen  von  den  berechtigten  Einwendungen 
Uhr's  (D.  karol.  Dottesstaat  in  Theorie  u.  Praxis  S.  78ff),  muss  bemerkt 
werden,  dass  auch  in  dieser  behaupteten  Änderung  keine  Wesensänderung 
zu  erblicken  ist.  Die  von  Kleinclausz  I.  c.  240f  behauptete  Änderung 
der  Bedeutung  des  Treueides,  betrifft  nur  die  Betonung  des  religiösen 
Charakters  der  Regierung  des  Kaisers.  Die  in  der  kirchlichen  Literatur 
vertretenen  Ansichten  vom  Kaisertum  sind  Theorie  gebiiebeu.  Selbst  Pustel 
(Transform.  S.  319)  findet  keine  Veränderung  des  fränkischen  Staatsrechtes 
durch  das  Kaisertum. 

’)  8.  Werminghoff  in  Hist  Ztschr.  89.  S.  193ff. 

’O  Kleinclausz  1.  c.  247ff  erklärt  sehr  überzeugend,  warum  bei  der 
Theilnng  im  J.  806  vom  Kaisertum  keine  Rede  war  und  dass  dies  gewiss 
nicht  mit  einer  Unterschätzung  desselben  zusammenbing.  Wenn  die  Reichs- 
theilung  vom  J.  817  (Capit.  I.  272.  c.  13)  zur  Heirat  der  jüngeren  Söhne 
diu  Zustimmung  des  ältesten  fordert,  dem  ältesten  überdies  das  Heiraten 
auswärtiger  Fürstentöchter  erlaubt  so  soll  dadurch  der  Zusammenhang  des 
Königshauses  und  dessen  politisches  Interesse  gewahrt  werden;  für  die 
staatsrechtliche  Bedeutung  des  Kaisertums  liegt  darin  nichts. 

^)  Gut  sagt  Kleinclausz,  der  (1.  c.  2ö6ff)  die  .regna“  nicht  in  dem 
,imperinm“  anfgeheu  lässt:  ,Les  regna  soiit  les  6tats.  l'empire  n'est  pas  un 
6tat,  ä peine  nne  institution“.  Ähnlich  Dahn  1.  c.  VIII.  VI.  261.  Doch 
vertritt  er  weiter  (S.  262),  gegen  Brunner  polemisierend,  die  Verschiedenheit 
königlicher  und  kaiserlicher  Gewalt,  indem  er  Ubersiebt,  dass  dasjenige, 
was  er  der  kaiserlichen  Gewalt  zuschreibt,  für  das  fränkische  Reich  keine 
Bedeutung  hat. 
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Zwecke  hinansgehende  Ideal  des  Gottesreicbes  auf  Erden 
konnte  für  die  von  Karl  d.  Gr.  auch  schon  früher  vertretenen 
culturellen  Ideen  einen  festeren  ethischen  Hintergrund  abgeben; 
staatsrechtlich  hatte  es  keine  greifbare  Bedeutung  und  vermochte 
sie  unter  Karls  Nachfolgern  desto  weniger  zu  erlangen.  Die 
nach  Aussen  imposante  Macht  der  Monarchie  Karls  bat  die 
Verwirklichung  dieses  Postulats  der  religiösen  und  politischen 
Überzeugung  des  Westens  gegenüber  Byzanz  als  erwünscht  und 
möglich  ei-scheinen  lassen;  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
haben  jedoch  die  juristische  Ausnützung  des  grossen  äusseren 
Erfolges  verhindert;  das  fränkische  Staatsrecbt  ist  durch  das 
Kaisertum  dem  römischen  Staatsrechte  nicht  näher  gerückt.’) 
So  muss  man  zur  Überzeugung  gelangen,  dass  weder  das 
fränkische  Staatsrecht  in  seiner  Totalität,  noch  die  zahlreichen 
Aenderungen,  durch  die  es  sich  von  den  germanischen  Wurzeln 
entfernt  hatte,  auf  römische  Grundlagen  zurückzuführen  sind. 
Wir  haben  wahrgenommen,  dass  von  den  römischen  Einrichtungen 
sehr  wenige  actuell  geblieben  sind;  so^ar  die  zersetzenden  Einflüsse 
des  Römertums  haben  nicht  jene  Bedeutung  gehabt,  die  ihnen 
Brunner^)  beilegen  möchte.  Die  Steigerung  der  Königsmacht, 
die  schon  vor  der  Eroberung  des  gallischen  Gebietes  einsetzte 
und  in  den  die  Eroberung  begleitenden  Umständen  ihre  weitere 
Erklärung  findet,  führte  zu  keinem  an  den  römischen  Herrscher- 
begrift'  gemahnenden  Ergebnisse;'’)  das  Königtum  hat  trotz  aller 


Daran  ändern  natürlich  die  Titulaturen  und  andere  römiscb- 
byzantiniiche  Äuseerlichkeiten  nichts.  (Über  den  Titel  s.  Sickel  in  Gött. 
gel.  Anz.  1901.  S.  384ff,  Dahn  1.  c.  VIU.  VI.  257ff).  Es  ist  auch  für 
diese  Untersuchung  nebensächlich,  aus  welchen  speciellen  Gründen  das 
Kaisertum  gerade  im  J.  800  auftrat  (s.  8 a c k u r in  Hist.  Ztschr.  87. 
8.  385  ff),  ob  und  von  wem  die  Wahl  ausgiug  u.  s.  w.  Auch  die  Bedeutung 
des  Kaisertums  nach  Aussen,  sein  Verhältnis  zum  früheren  Fatriciat  und 
zum  Papsttum,  berühren  nicht  das  fränkische  Staatsrecht.  Über  die  Salbung 
s.  jetzt  Poupardin:  L’onction  impdriale  in  Moyen  ftge  N.  F.  IX.  S.  113ff. 
Eine  Analogie  mit  dem  spätrümischen  Kaisertum  lehnt  auch  v.  Amira 
(Gött.  gel.  Anz.  1896.  S.  192)  ab. 

*)  1.  c.  II.  4f.  Diese  zersetzenden  Einflüsse  hätten  überhaupt  keine 
Bedeutung  gehabt,  wenn  nicht  gleichzeitig  die  fränkische  Verfassung  zerrüttet 
gewesen  wäre.  Gegen  die  Überschätzung  dieser  Einflüsse  sprach  sich  m.  R. 
T.  Amira  (Gött.  gel.  Anz.  1896  S.  191)  aus. 

ä)  V.  Sybel  giebt  ja  (1.  c.  .320f)  selbst  zu,  dass  alle  Steigerung  der 
königlichen  Gewalt  unter  Chlodovech  sich  aus  der  Natur  der  veränderten 
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Aenderung  seiner  — übrigens  schwankenden  — Gewaltfülle, 
germanische  Züge  behalten;  die  Einzelbefugnisse  römischer  Art, 
die  ohnehin  vielfach  schnell  zurücktraten,  waren  nicht  geeignet, 
sein  Wesen  zu  beeinflussen.*)  Nicht  durch  römische  Machtmittel, 
sondern  durch  die  Entwicklung  des  persönlichen  Schutz-  und 
Uerrschaftskreises,  der  mit  der  römisch  staatlichen  Gewalt 
nicht  zu  vergleichen  ist,  hat  sich  das  fränkische  Königtum 
bemerkbar  gemacht;  anstatt  der  abstracten,  antiindividualistischen 
Staatseinheit  sehen  wir  die  persönliche  Herrschaft;  der  römische 
Cult  des  Staates  und  die  Abdication  des  Individuums  gegenüber 
dem  Staaate  ist  dem  fränkischen  Rechtsleben  fremd.^)  Dies 
gilt  noch  für  das  karolingische  Reich;-'*)  weder  die  zu  Beginn 
der  fränkischen  Zeit  in  Gallien  noch  denkbaren  römischen  Ein- 
flüsse, noch  auch  die  Universalität  des  Kaisertums,  mit  der  in 
ihr  enthaltenen  Steigerung  der  Reichsidee,  haben  es  vermocht, 
das  fränkische  Staatsrecht  in  römisch  abstractem  Sinne  zu 
beeinflussen  und  den  älteren  Ideenkreis  zu  überwinden. 

Muss  man  somit  das  'fränkische  Staatsrecht,  trotz  roma- 
nistischer  Eiuzelnheiten,  als  ein  unrömisches  bezeichnen,  so 


Verhättnisse  ergab  uud  dass  sieb  daraus  Consequeozen  entwickelten,  „welche, 
allerdings  nicht  aus  dem  römischen  Rechte  stammten,  immer  aber  zu  den 
früheren  Einrichtungen  der  demokratischen  Zeit  in  scharfem  Gegensätze 
standen“.  Es  erscheint  ganz  ungerechtfertigt,  wenn  Fablbeck  I.  c.  236ff 
eine  Verbindung  des  germanischen  Königsrechtes  mit  dem  römischen  öffent- 
lichen Rechte  annimmt,  obwohl  er  an  anderer  Stelle  (1.  c.  S.  VIII.)  gegen 
Sybel  auftritt;  oder  wenn  Dahn  1.  c.  VII.  I.  5S  der  dem  fränkischen  Könige 
über  die  Römer  zugefallenen  Macht  einen  so  grossen  Einfluss  einräumt; 
auch  Schultze  (Otsche  Gesch.  II.  362f)  übersiebt  das  Unzutreffende  der 
Annahme  einer  Doppelstellnng  des  fränkischen  Königs;  noch  weiter  geht 
Hensler  1.  c.  27,  38 f.;  gerade  bei  den  Langobarden,  wo  man  gegen  die 
Römer  ganz  schonungslos  vorgiug,  also  von  einer  Doppelstellnng  gewiss 
keine  Rede  sein  kann,  ist  die  Entfaltung  des  Königtums  schwächer  aus- 
gefallen als  bei  den  Franken. 

')  Wenn  man  sieht,  dass  das  deutsche  Königtum  mit  einer  grösseren 
MachtfUlle  als  das  französische  in  die  Geschichte  eintritt  (s.  Mayer  I.  c. 
II.  414),  so  muss  man  sagen,  dass  es  die  germanischen  Elemente  des 
fränkischen  Königtums  bewahrt  hat;  diese  germanischen  Elemente  sind  eben 
im  ostfränkischen  Reiche  haltbarer  gewesen.  Daraus  wird  man  aber  auch 
entnehmen  dürfen,  dass  das  fränkische  Königtum  der  gennanischen  Wurzel 
näher  stand  als  dem  römischen  Typus. 

’)  s.  Kurth:  Orig,  de  la  civilis,  moderne  I.  157. 
s.  Qierko  1.  c.  I.  14aff. 
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darf  mau  es  auch  trotz  einschneidender  Aenderungen  nicht  als 
eine  neue  Schöpfung  im  Sinne  Pahlbeck’s  ansehen,')  sondern 
mit  Waitz,  Brunner  und  Gierke-)  als  ein  germanisches 
Gebilde.  Sowohl  in  seinen  ausgebildoten  Institutionen,  als  auch 
in  den  juristisch  nicht  abgeschlossenen  Erscheinungen  tieten 
germanische  Ideen  hervor;  sowohl  die  positiven  als  auch  die 
zersetzenden  Kräfte  äussern  sich  in  einer,  den  germanischen 
Traditionen  entsprechenden  Weise,'’)  was  in  diesem  Falle,  wo 
man  — aus  den  mehrmals  erwähnten  Gründen  — an  die  frühere 
Verfassung  weniger  als  anderwärts  anknüpfen  konnte,  desto 
wichtiger  erscheint. 

Wäre  das  Römertum  innerlich  kräftiger  gewesen,  es  hätte 
bei  dem  Mangel  der  für  das  grosse  Reich  passenden  eigenen 
staatsrechtlichen  Grundlagen,  das  fränkische  Staatsrecht  mächtig 


')  Kahlbeck,  der  das  fränkische  Koich  als  eine  vüllig  neue  Schöpfung 
und  sowohl  die  germanischen  als  auch  die  römischen  Wurzeln  blos  als  Bau- 
materialien betrachtet,  verkennt  zunächst  den  Unterschied  zwischen  Bau- 
niatcrialieu  und  lebendigen  Keimen,  die  sich  unter  neuen  Umständen  rasch 
entwickeln  und  umgestalteu;  er  verkennt  ferner  den  Unterschied  zwischen 
den  germanischen  und  römischen  Uruudlageu;  denn  selbst  wenn  wir  diesen 
Begriff  von  Baumaterialien  annehmen  wollten,  müssten  wir  doch  sagen,  dass 
die  germanischen  Bausteine  in  unvergleichlich  grösserer  Menge  benützt 
wurden;  abgesehen  davon,  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  germanischen 
Keime  sich  entfalteten,  beziehungsweise  ausarteten,  die  wenigen  römischen 
dagegen  verkümmerten,  so  dass  sie  dem  Übergewichte  des  aus  germanischer 
Wurzel  Entsprossenen  unterlagen.  Niemand  wird  leugnen,  dass  z.  B.  das 
fränkische  Heer-  und  Gerichtswesen  .seinem  germanischen  Vorhilde  viel 
näher  stand,  als  das  fränkische  Steuerwesen  dem  römischen.  Die  römischen 
Baumaterialien  wurden  also  — wenn  man  an  dem  Vergleich  festhalteii 
darf  — erst  entsprechend  zugehauen,  bevor  sic  in  den  Bau  Aufnahme  fanden 
und  dienten  zur  Durchführung  der  dem  fiänkischen  Staatsbau  passenden 
Ideen.  .Sowie  man  sich  der  römiseben  Sprache  bediente,  um  eigene  Gedanken 
auszudrückeu,  ebenso  bediente  man  sich  im  Staatsrcchtu  mancher  römischen 
Trümmer,  um  sie  in  eigener  Weise  zu  verwenden. 

2)  S.  auch  V.  Amira  in  Gott.  gel.  Anz.  S.  IS'J.  Sickel  vertrat 
früher  (Westdtsche  Ztschr.  IV.)  dieselbe  Ansicht,  während  er  in  der  späteren 
Arbeit  über  die  Privatherrschaften  (das.  XV.  127)  die  fränkische  .Staats- 
Verfassung  als  eine  ans  der  Verbindung  der  Schwächen  des  fränkischen  und 
lies  römischen  Staates  hervorgegangeue  bezeichnet. 

■■*)  Man  muss  dabei  auch  an  Zersetzungserscheinuugen  germanischer 
Provenienz  denken,  während  Brunner  (s.  oben  S.  261.  A.  2)  die  Zersetzungs- 
erscheinungon  ausschliesslich  auf  römische  Rechnung  schreiben  möchte. 


Digitized  by  Coogle 


264 


beeinflnssen  können.  Die  Omnipotenz  des  Staates  hat  der 
römischen  Bevölkerung  das  staatsrechtliche  Gefühl  benommen, 
sie  eher  für  den  germanischen  Individualismus  empfänglich 
gemacht;  daher  wurde  ihre  Mitwirkung  fUr  die  Entwicklung 
des  fränkischen  Staatsrechtes  gegenstandslos.  Wenn  trotzdem 
fUr  manches  Detail  römische  Vorbilder  wichtig  wurden,  so 
geschah  dies  ohne  Zuthun  der  Römer  und  ohne  dass  dadurch 
der  allgemeine  Charakter  des  Staatswesens  wesentlich  römische 
Züge  empfangen  hätte.*)  Auch  der  Mangel  eigener  römischer 
Organisation  mit  selbständigen  und  zwar  naturgemäss  städtischen 
Centren  hat  zu  dem  besprochenen  Erfolge  beigetragen, ebenso 
wie  die  Gemeinsamkeit  des  staatlichen  Lebens  der  Römer  und 
Franken  zur  rascheren  Zerstörung  der  Volksverfassung.**)  Die 
Franken  haben  weder  ihre  eigenen  Traditionen  absichtlich  fallen 
lassen,  noch  die  römischen  Vorbilder  absichtlich  beseitigt;  man 
merkt  weder  in  der  einen,  noch  in  der  andern  Richtung  ein 
absichtliches  Vorgehen;  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis  der 
beiden  Elemente  hat  in  kampfloser  Weise,  im  Laufe  der  so 
überaus  complicierten  Entwicklung,  den  Ausschlag  gegeben. 

Das  Ergebnis  mag  den  Juristen  unbefriedigt  lassen.  Un- 
willkürlich muss  man  fragen,  welcher  Staatsbau  da  möglich 
gewesen  wäre,  wenn  das  numerisch  starke  Frankentum  zu  seinen 
kräftigen  Traditionen,  die  überall  im  Staatsleben  durchschlugen, 
die  nützlichen  Anregungen  des  römischen  Staatsrechtes  hinzu- 
gesellt hätte,  wenn  ein  Earl  d.  Gr.  auf  fester  staatsrechtlicher 


So  kommt  ea,  dass  aelbat  jene,  der  germanischen  Zeit  fremde  Er- 
scheinungen, die  der  fränkischen  Entwicklung  z.  B.  mit  der  ostgothischen 
gemeinsam  sind,  dennoch  wesentliche  Unterschiede  anfweisen.  Es  ist  nämlich 
zu  unterscheiden,  oh  etwas  direct  nach  fremdem  Muster  geschieht,  oder 
dank  der  Macht  der  Verhältnisse  sich  selbständig  entwickelt;  mag  auch 
das  Ergebnis  ähnlich  ansfallen. 

Es  fehlte  nämlich  infolgedessen  der  eventuelle  Einfluss  des  städtischen 
Bürgertums. 

’)  ln  andern  Staaten  hat  mau  entweder  einen  Ausgleich  zwischen 
römischen  und  germanischen  Einrichtungen  versucht,  indem  man  nebst 
separaten  Organisationen  für  Römer  und  Oermanen  auch  gemeinsame  Ein- 
richtungen schuf,  oder  man  hat  (so  bei  den  Langobarden)  den  Staat  nur 
für  die  Germanen  eingerichtet.  Jedenfalls  erleichterte  man  den  Übergang, 
der  bei  den  Franken  fehlte;  dieser  Mangel  hat  nebst  andern,  mehrfach  er- 
wähnten Gründen,  die  Zerstörung  der  Volksverfassung  beschleunigt. 
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Grundlage  seine  Thätigkeit  hätte  entwickeln  können.  Und 
nichtsdestoweniger  ~ oder  vielleicht  gerade  deshalb  — ist  es 
den  Franken  gelungen,  für  die  Erneuerung  des  Westens  mehr 
zu  leisten  als  den  Langobarden  — 


Die  Übergangslosigkeit  vom  Kleinstaate  zum  Weltreiche, 
die  der  Gestaltung  der  staatlichen,  wirtschaftlichen  und  socialen 
Verhältnisse  so  abträglich  war,  hat  das  Gebiet  des  Straf- 
rechtes’) weit  weniger  betroffen  und  das  Festhalten  an  den 
alten  Grundlagen  desselben  lange  nicht  in  diesem  Grade  erschwert. 
Sehen  wir  Überdies,  dass  selbst  die  Hindernisse,  mit  denen  die 
Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  zu  kämpfen  hatte,  trotz 
aller  dadurch  bedingten  Änderungen,  weder  eine  Romanisierung 
desselben,  noch  eine  Beseitigung  germanischer  Traditionen 
bewirkt  haben,  so  müssen  wir  eine  desto  grössere  Bedeutung 
der  germanischen  Grundlagen  für  ein  Rechtsgebiet  annehmen, 
das  nicht  nur  von  den  erwähnten  Schwierigkeiten  weit  weniger 
betroffen,  sondern  ausserdem  in  den  ältesten  Rechtsaufzeichnungen 
eingehend  behandelt  war.'^)  Der  Charakter  der  ältesten  fränkischen 
Aufzeichnungen  berechtigt  zur  Annahme,  dass  diese  Behandlung 
den  althergebrachten  Grundsätzen  entsprach,  der  Charakter  der 
gesammten  Entwicklung  aber  zur  weiteren  Annahme,  dass  man 
diesen  Grundsätzen  überwiegend  treu  bleiben  konnte. 

Die  Grundbegriffe  des  Strafrechtes  bestätigen  diese 
Annahme.  Mit  „Crimen“  bezeichnete  man  die  Acht-  und  Fehde- 
sachen, classificierte  also  die  Verbrechen  nach  der  Art  der 


')  S.  Littentur  bei  bebrüder  K.  U.*  S.  78,  339,  348.  A.  46.  Ks  ist. 
wnhl  auffallend,  daias  die  Löffler'sche  Lehre  keine  eingehende  Würdigung 
seitens  der  Oermanisten  gefunden  hat;  in  diesem  Rahmen  ist  es  natürlich 
unmöglich,  auf  dieselbe  einzngeben. 

Grosse  Beachtung  verdient  die  über  Uommsen's  Veranlassung  er-' 
sehienene  Sammelpublication : Zum  ültesten  Strafr.  d.  Kulturvölker.  1906. 

'^}  Diese,  im  Verhältnisse  zu  andern  Rechtsgebieten,  aosfiihrliche  Be- 
handlung, beweist,  dass  das  Strafrecht  schon  auf  älterer  Stufe  weit  gediehen 
war,  wie  denn  auch  thatsäcblich  die  herrschende  Lehre  mit  Recht  den  Mangel 
staatlichen  Strafrechtes  für  die  älteste  Zeit  ablehnt;  es  gab  schon  sehr  früh 
Verbrechen,  die  nicht  der  Privatrache,  sondern  der  Strafe  durch  das  Gemein- 
wesen anheimfielen. 
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Straffolge;')  für' die  Beurtheiliing  der  Thal  waren  der  objective 
Thatbestand  und  das  verursachte  Übel,^)  das  seinerseits  ebenfalls 
wenig  individualisiert  wurde,'’)  in  erster  Linie  wichtig.^)  Damit 


’)  Diese  anrömische  Boniitzuiig  des  Wortes  crimen  haben  Wiltla: 
Strafrecht  376  und  Brunner  R.  D.  II.  538  hervorgehoben.  Über  die 
römische  Bedeutung  des  crimen  s.  Mommson:  Ruin.  Strafr.  S.  9f. 

“)  Der  Thatbestand  wird  zuweilen  ganz  äusserlich  beurtheilt;  so  erklärt 
sich  die  ungenaue  Unterscheidung  von  Nothzucht  und  Frauenraub,  ja  sogar  — 
soferne  es  sich  um  minderfreie  Frauen  handelt  — von  Nothzucht  und  Unzucht 
(s.  Brunner  R.  G.  II.  601,  667.  A.  9.),  worin  das  fränkische  Recht  hinter 
dem  langobardischen  (vgl.  Ed.  Roth.  205—207)  zuriickbleibt.  Der  Gesichts- 
punkt des  verursachten  Übels  tritt  ganz  materialistisch  in  der  Zugrunde- 
legung des  pretium  puellae  bei  der  Busse  für  Frauenraub  (L.  Sal.  13.  4.; 
L.  Rib.  34.  1.  2.  vertritt  einen  andern  Standpunkt),  in  der  Bestimmung  der 
Busse  der  gebärfähigen  Frau  (L.  Sal.  24.  6,,  L.  Rib.  12.  1,  13,  14;  vgl. 
L.  Sal.  30.  3.),  in  der  Cumulirung  (L.  Sal.  24.  3,  vgl.  24.  4.  6.),  die  selbst 
in  den  Beschränkungen  und  eigenartigen  Abstufungen  diesen  Grundzug 
nicht  verleugnet,  auf;  dieselbe  Auffassung  wirkt  in  der  Tendenz,  die  Theil- 
nehmer  an  einem  und  demselben  Verbrechen  nicht  mit  voller  Härte  zu  be- 
strafen, also  für  ein  Übel  nicht  das  Volle  der  vielfachen  Bussen  aufzuerlegen, 
nach,  obwohl  da  ein  grosser  Fortschritt  wahrnehmbar  ist  (vgl.  Gaudeuzi: 
Salica  legge  § 31  S.  213,  Brunner  1.  c.  II.  570ff,  s.  Mommsen  1.  c 
S.  102.);  hierher  gehören  auch  jene  Fälle,  in  denen  nicht  das  Worgeld  des 
Thäters,  sondern  das  des  Verletzten  maassgebend  war  (v.  Moeller: 
D.  Wergeid  d.  Thäters  u.  d.  Verletzten  geht  zwar  zu  weit);  ferner  die 
Behandlung  der  Verbrechcusconcurrenz,’  der  man  trotz  aller  Entwicklung 
das  Vorherrschen  des  Geuugthuuugsprincips  und  die  Ueriicksichligung  des 
objectiven  Erfolges  anmerkt  (vgl.  Schreuer  1.  c.  2ff.  27  ff,  76ff.  80  f,  87 ff  ); 
der  Wert  des  gestohlenen  Gegenstandes  bestimmt  die  Grenze  zwischen 
grossem  und  kleinem  Diebstahl  u.  s.  w. 

®)  Der  Effect  wird  ganz  äusserlich  beurtheilt;  für  jedos  Übel  derselben 
Kategorie  dieselbe  Busse;  die  Fortschritte  bestehen  in  der  Mehrung  der 
Kategorien;  innerhalb  ilerselben  wird  nicht  individualisiert;  denn  es  wird 
wohl  z.  B.  ein  junges  Thier  anders  gebüsst,  als  ein  erwachsenes,  aber  alle 
jungen  Thiere  und  alle  ausgewachsenen  gleichniässig. 

*}  Es  ist  klar,  dass  alle  diese  Grundsätze  altem  Rechte  entsprechen. 
Das  alle  iStrafrccht  ist  seinem  Wesen  nach  kein  Züchtigungsrocht  im  eigent- 
lichen Sinne,  sondern  eine  die  Entsühnung  der  Gemeinschaft,  beziehungsweise 
die  subjective  Genugthuung  des  Verletzten,  anstrehende  Urdnung.  Die 
schwache  Staatsaiitorität  kouiite  überwiegend  nur  Ausgleich  zwischen  den 
feindlichen  Volksgenossen  bewirken;  zu  öff'eutlichrechtlichen  .Strafen  reichte 
sie  höchstens  da  aus,  wo  sie  sich  selbst  in  ihren  Interessen  geschädigt  sah. 
Daraus  ergab  sich  jenes  Übergewicht  des  privatrechtlichen  Momentes,  welches 
die  Zweitheilung  des  fränkischen  .Strafrechtes  kennzeichnet  und  von  der 
Zweitheilung  des  römischen  Btrufrechtes  ganz  verschieden  ist;  denn  letztere 
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hängt  die  Behandlung  des  Versuches  zusammen;  die  hier 
wahrnehmbare  Entwicklung  hat  doch  den  germanischen  Ausgangs- 
punkt nicht  verleugnet.')  Hinsichtlich  des  Anstiftnngsdelictes 
ist  das  salische  Recht  sogar  hinter  dem  langobardischen  zurück- 
geblieben und  auch  die  Behandlung  der  Beihilfe  sowie  der  Mit- 
thäterschaft  entsprach  alten  Grundsätzen.^) 

beruhte  nicht  auf  dem  Wesen,  suudern  betraf  überwiegend  die  gerichtliche 
Competeuz;  s.  Mommaeu  1.  c.  S.  4f,  '27,  34,  176,  524.  Den  Verletzteu  hätte 
die  öffeutliche  Strafe  kaum  befriedigt,  ausser  etwa  die  Acht.  Für  die  Be- 
friedigung des  Verletzten  war  der  äussere  Maasstah  der  beste;  die  ludiri- 
dualisierung  kann  verschieden  ansfallen  und  als  parteiisch  betrachtet 
werden ; der  Mangel  der  ludividualisiemng  bedeutet  gleiches  Recht,  beziehungs- 
weise gleiches  Unrecht  für  alle  analogen  Fälle;  fatalistisch  unterwirft  sich 
sowohl  der  Schädigende  als  auch  der  Verletzte  solcher  Auffassung. 

')  Die  grundsätzliche  Straflosigkeit  des  Versuches  ist  zweifellos  in 
der  Aufstellung  des  Versuchsdelictes  wahrnehmbar,  welches  als  casuistische 
Ausnahme  von  dem  alten  Grundsätze  zu  betrachten  ist.  Das  fränkische 
Hecht  weist  hier  bedeutsame  Fortschritte  auf;  der  Fehlschlag  (L.  Sal.  17.  I.) 
wird  für  den  ausdrücklich  hervorgehobeneu  Fall  der  Tütungsabsicbt  als 
specielles  Delict  aufgefasst  und  bildet  den  ersten  Fall  eines  strafbaren 
Versuches  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes;  interessant  ist  auch  die  Ver- 
allgemeinerung, die  L.  Sal.  41.  9.  in  der  Bmendata  erfahren,  nachdem  die 
Ausdehnung  der  Casuistik  sich  unzureichend  erwiesen.  Andererseits  bestehen 
noch  typische  Versuchsdelicte  fort,  so  dass  der  Fortschritt  offenbar  nicht 
durchgedrungen  ist. 

^ Das  Anstiftungsdelict  ist  dem  Versuchsdelicte  zur  Seite  zu  stellen, 
(s.  L.  Sal.  28.  I.  '2.);  das  langobardische  Recht  ist  in  der  Verallgemeinerung 
weiter  gegangen  (Ed.  Roth.  102.);  die  Haftung  für  die  Anstiftung  des 
Knechtes  (s.  D.  Sal.  lO.  2.)  gehürt  nicht  hierher;  der  Anstifter  des  Knechtes 
haftet  nämlich  als  Thäter. 

Ebenso  wie  Versuch  und  Anstiftung  nur  dann  strafbar  waren,  wenn 
sie  ausdrücklich  unter  Strafe  gestellt  erschienen,  ist  auch  die  Beihilfe  nicht 
principiell  strafbar,  sondern  nur  in  den  casuistisch  bezeichiieten  Fällen, 
namentlich  bei  dem  sog.  Bandenverbrochcn,  wobei  wieder  formalistische 
Abstufungen  bemerkbar  sind  (s.  Brunner  1.  c.  570ff).  Han  kann  sich  nur 
schwer  dazu  emporscliwiugeu  für  ein  Übel,  wenn  es  durch  Mehrere  ver- 
ursacht worden,  mehr  als  die  gewöhnliche  Busse  zahlen  zu  lassen  (s.  S.  266 
A.  2.),  da  aber  der  Hauptschuldige  sic  schon  zahlt,  begnügt  man  sich  hin- 
sichtlich der  andern,  die  man  doch  nicht  ganz  straflos  ausgehen  lassen 
will,  mit  kleineren  Bussen.  Ja  man  lässt  Mittbäter  (L.  8al.  43.  1.  2.)  sogar 
gemeinsam  die  Busse  leisten  und  nur,  wo  das  Verbrechen  nicht  durch  Busse, 
sondern  durch  Lebens-  oder  Leibesstrafen  sühubar  war,  verfallen  alle  Mil- 
thäter  der  Strafe  (L.  Sal.  71.  l.J;  trotz  vielfacher  Fortschritte  (L.  Rib.  18) 
ist  doch  die  Haltung  schwankend,  zur  Überwindung  des  alteu  Grundsatzes 
kommt  es  uicht. 


Digilized  by  Google 


268 


Betrachtet  man  die  weiteren,  fUr  die  Beurtheilung  eines 
Falles  in's  Gewicht  fallenden  Nebenumstände,  so  findet  man 
allerdings,  dass  das  Königtum  dem  Umstande,  ob  der  Geschädigte 
das  Verbrechen  hervorgerufen  hatte,  Bedeutung  beilegte,')  man 
darf  aber  gerade  liiefür  auf  eine  diesem  Fortschritte  durchaus 
nicht  widersprechende  alte  Auffassung  hinweisen;'')  dies  desto 
mehr,  als  man  in  der  formalistischen  Behandlung  der  Absicht 
und  Absichtslosigkeit  zweifellos  germanischen  Ideen  begegnet'') 

')  8o  unterschied  x.  B.  das  Königtum  die  Tötung  sine  causa  (s.  Cbildeb. 
decr.  c.  5)  oder  ex  levi  causa  (Cap.  legg.  add.  ex  S18/9  c.  1.  7.)  ron  der, 
die  se  defendendo  oder  necessitate  cogente  (Cap.  legg.  add.  ex  818'9  c. 
1. 13.)  verübt  wurde  und  strebte  die  härtere  Bestrafung  der  ohne  Veranlassung 
begangenen  That  an. 

£s  ist  zwar,  ohne  Rücksicht  auf  die  Veranlassung,  das  objective 
Übel,  der  Schaden  des  Verletzten  beziehungsweise  seiner  Sippe,  identisch; 
dennoch  darf  man  annehmen,  dass  das  KachegefUhl  nach  einer  durch  den 
üetöteten  selbst  irgendwie  provocierten  Blutthat  ein  geringeres  war,  als 
nach  einer  durch  nichts  provocierten.  dass  sich  also  die  geschädigte  Sippe 
in  einem  solchen  Falle  leichter  besänftigen  liess.  A.n  diese  natürliche 
Empfindung  konnte  die  Staatsgewalt  anknüpfen;  batte  sie  überhaupt  Urund 
genug,  um  eine  öffentliche  Regelung  der  Strafordnung  zu  fördern,  so  lag 
in  diesem  Falle  noch  ein  specieller  Anlass  vor;  wer  ohne  Grund  frevelte, 
verletzte  nicht  nur  seinen  Gegner,  sondern  auch  das  Friedensgehot  und  das 
Friedensinteresse  des  Staates;  an  seiner  Bestrafung  war  der  Staat  unmittelbar 
interessiert  und  er  konnte  diese  Geltendmachung  seines  Interesses,  die  einen 
Machtzuwachs  und  einen  Fortschritt  des  Strafrechtes  bedeutete,  durchsetzen, 
da  er  dadurch  das  Interesse  des  Verletzten  nicht  berührte.  Schwerer  war 
es  die  Straflosigkeit  der  Notwehr  und  überhaupt  die  gelindere  Behandlung 
der  durch  Verschulden  des  Verletzten  provocierten  That  durchznsetzen,  weil 
diesem  Gebot  der  Billigkeit  das  materielle  Interesse  der  geschädigten  Kreise 
entgegenstand;  dass  man  Uberhanpt  auch  in  dieser  Hinsicht  etwas  — ja 
sogar  viel  — thun  konnte,  ist  eben  nur  dem  vorher  erwähnten  geringeren 
Rachegefdhle  bei  veranlassten  Thaten  zuzuscbreiben.  Eine  volle  Ausprägung 
des  Gedankens  ist  aber  nicht  gelungen;  selbst  die  Notwehr  bat  keine  feste 
Bestimmung  erfahren;  (0.  v.  Alberti:  D.  Notwehr  heute  u.  in  d.  Tolksr. 
geht  im  allgemeinen  zu  sehr  dogmatisierend  vor)  vgl.  z.  B Form.  Turon.  30. 

^ Es  darf  als  feststehend  angenommen  werden,  dass  auch  das  ältere 
Recht  der  Empfindung,  dass  gewollte  Thaten  von  zufälligen  zu  unterscheiden 
sind,  nicht  verständnislos  entgegentrat;  sc  wie  einerseits  der  Verletzte  selbst 
ein  geringeres  RachegefOhl  hegen  mochte,  wenn  er  die  Überzeugung  hatte, 
dass  das  Übel  zufällig  entstand  und  für  ihn  vor  allem  die  Empfindung  der 
Beleidigung  wegfiel,  so  batte  auch  die  öffentliche  Gewalt  (insoferne  es  sich 
um  eine  in  ihre  Competenz  fallende  That  handelte)  desto  mehr  Anlass,  ihr 
Verhalten  darnach  einzurichten,  ob  der  Tbäter  absichtKch  den  Volksfriodeu 
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und  bemerken  kann,  dass  da,  wo  die  böse  Absicht  ein  constitutives 
Merkmal  des  Thatbestandes  bildete,  das  fränkische  Recht  mit 
den  andern  zeitgenössischen  Rechten  übereinstimmte. ')  Ebenso 

stürte  oder  nicht.  (S.  die  interesannten,  jedoch  zweifelloa  za  weit  gebenden 
Einscbr&ukuiigen  bei  M.  Frank:  Kasuelle  Tötung  S.  I2ff).  Schwer  war 
es  aber,  den  diesen  Erwägungen  entsprecbeudeii  Keclitsaatz  zu  finden;  da 
individualistische  Ueurtbeilung  ohnehin  dem  (ieiste  des  Strafrechts  jener 
Zeit  nicht  entsprach,  freie  Würdigung  des  Einzelfalles  vielmehr  der  process- 
rechtlichen  Auffassung  ganz  widersprach,  gab  es  nur  ein  Mittel,  casuistisch 
gewisse  Tbatbestände  zu  bezeichnen,  in  denen  Absichtslosigkeit,  d.  i.  Ohngefähr 
auzunehmen  sei;  darüber  hinaus  kounte  nur  der  König  geheu  (s.  Brunner 
in  Forschgg.  S.  4SU).  Dieser  „typische  Zuschnitt  der  Ungefährwerke“ 
(s.  Brnnner  1.  c.  600)  entspricht  den  germanischen  Grundsätzen  und  Uber 
diesen  Gesichtspunkt  ist  das  fränkische  Recht  nicht  binansgekommen ; sogar 
hinsichtlich  der  Urtlieilfinder  wird  kein  Unterschied  gemacht,  ob  sie  wissentlich 
oder  irrtümlich  ein  unrichtiges  Urtbeil  vorschlugen.  Dis  Entwicklung  äussert 
sich  wohl  in  der  Mehrung  der  Fälle,  für  die  man  Absichtslosigkeit  annahm, 
aber  nicht  in  der  Überwindung  des  Grundsatzes;  sie  verläuft  also  mit  der 
die  Unterscheidung  veraiilasster  uud  nicht  veranlasster  Tliaten  betreffenden 
Entwicklung  hinsichtlich  der  Tendenz  analog,  bleibt  aber  doch  hinter  ihr 
zurück.  Formalistisch  wird  z.  B.  aus  der  üeimlichkeit  auf  Mordabsicht 
geschlossen  (L.  Sal.  41.  2.  4;  lUS;  L.  Rib.  15.);  aus  der  Unmündigkeit  auf 
Absichtslosigkeit  (L.  Sal.  24.  5,  Gap.  L.  Sal.  add.  ex  819.  c.  6);  casuistisch 
wird  Absicht  beziehungsweise  Absichtslosigkeit  und  demnach  die  Buss- 
wUrdigkeit  bei  Übeln,  die  durch  Knechte  oder  Uaustbiere  zugefttgt  wurden, 
beurtheilt,  wobei  die  eigene  strafrechtliche  Verantwortung  des  Knechtes, 
der  Entwicklung  der  Ständeverhältnisse  (S.  oben  S.  171.  A.  1.)  gemäss  immer 
stärker  bervortritt,  ohne  jedoch  bis  zu  der  römischen  Auffassung  zu  gelangen 
(s.  Frank  1.  c.  39.  A.  7.);  die  Verantwortung  schwächt  sich  bis  zu  blosser 
Sachhaftung  ab  (interessant  ist  der  Vergleich  der  älteren  und  späteren 
Texte  L.  Sal.  36  und  36;  L.  Sal.  35.  5 ist  schon  weiter  vorgeschritten  als 
Ed.  Roth.  142 ; nach  späteren  Texten  und  Ed.  Cbilper.  c.  6.  kann  sogar  die 
halbe  Busse  des  Herrn  durch  Gefährdeeid  beseitigt  werden;  vgl.  auch  Cap. 
L.  Rib.  add.  ex  803.  c.  5;  s.  G.  Meyer  in  Sav.  Ztschr.  II.  97,  Brunner 
R.  G.  II.  552f,  Dahn  I.  c.  VII.  I.  290ff);  analog  ist  die  Entwicklung  der 
Verantwortung  für  Thierdelicte;  sehr  casuistisch,  namentlich  im  ribaarischeu 
Recht  (L.  Rib.  70;  vgl.  Frank  I.  c.  42)  wird  die  Haftung  für  leblose 
Gegenstände  geregelt.  Man  mag  Vieles  davon  mit  westgothischem  und 
mittelbar  mit  römischem  Recht  (so  namentlich  die  noxae  datio)  in  Zusammen- 
hang bringen;  die  Übereinstimmung  aller  germanischen  Hechte,  die  sich 
nur  durch  die  Anzahl  und  Art  der  aufgestellten  Typen  unterscheiden,  ist 
aber  gerade  hier  eine  so  grosse  (vgl.  Brunner  in  Forschgg.  boo),  dass 
man  zweifellos  an  alte  Grundsätze  denken  muss. 

*)  Als  constitutives  Merkmal  erscheint  die  Absicht  bei  Diebstahl,  Raub 
und  Unterschlagung,  die  ohne  das  Bewusstsein,  dass  man  fremdes  Eigentum 
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entsprach  die  Berücksichtigung  des  Thatortes')  und  der  Person 
des  Betroffenen  der  Entwicklung,  für  die  in  diesem  Falle 
theilweise  kirchliche  Einflüsse  wichtig  wurden,^)  während  die 
Geltendmachung  des  Rückfalles*)  zweifellos  rein  kirchlich  war 
und  thatsächlich  ein  fremdes  Element  darstellte*)  So  haben 
wir  es  allerdings  mit  einem  etwas  bunten  Bilde  strafrechtlicher 
Grundbegriffe  zu  thun,  in  dem  aber,  trotz  der  Eingriffe  des 
Königtums  und  der  Kirche,  germanische  Züge  überwiegen,  ja 
sogar  da,  wo  sie  getrübt  erscheinen,  die  Trübung  keine  Unter- 
drückung bedeutet;®)  rein  römische  Züge  fehlen  ganz.”) 


an  sich  zieht,  undenkbar  wären;  ferner  bei  vermessentlicber  TStung  und  bei 
der  Brandstiftung;  in  allen  diesen  Fällen  entspricht  das  fränkische  Recht 
germanischer  Auffassung. 

')  also  Hausfriedensbruch  bei  der  Heimsuchung  und  deshalb  hbhere 
Strafqnalification  (L.  Sal.  14.  C.  Codd.  6 n.  G.) 

ä)  z.  B.  Tötung  von  Verwandten  (L.  Rib.  69.  2).  was  sich  aber  dann 
unter  kirchlichem  Einflüsse  abschwächte  (s.  Brunner  K.  Q.  II.  G.33.  A.  6.S), 
so  dass  das  fränkische  Recht  hier  den  germanischen  Boden  verlassen  hat; 
germanisch  ist  dagegen  die  schwere  Qualiflcierung  der  Tötung  mit  Bruch 
der  Urfehde  (Cap.  Theod.  ei  805.  c.  5),  sowie  des  Raubes  an  Toten  (L.  Sal.  55.  l.) 

So  bei  Bestrafung  des  Kirchenbrandes,  ohne  Rücksicht  auf  Absicht 
(L.  Sal.  55.  7.  Her.),  bei  Feststellung  des  Klerikerwergeides  u.  s.  w. 

*)  Man  begegnet  der  Berücksichtigung  des  Rückfalles  nicht  nur  in 
den  Capitt.  Remedii  (c.  .1.  7.  8),  sondern  auch  in  den  Ca|)itularien  (Cap. 
Haristall.  c.  23,  Aqnisgr.  ex  801 — 813  c.  15);  über  den  kirchlichen  Einfluss 
8.  Brunner  1.  c.  II.  640f. 

Hierher  gehört  noch  die  Bedeutung  der  Handhaftigkeit;  s.  Schröder 
R.  O.*  .341.  A.  12;  Löffler  I.  c.  28  polemisiert  mit  gaten  (IrUnden  gegen 
die  herrschende  Heinnng,  indem  er  die  harte  Bestrafung  der  handhaften 
Tbat  als  eine  Concession  an  das  im  ersten  Augenblicke  besonders  lebhafte 
Rachegeruhl  bezeichnet;  s.  Horten  1.  c.  I.  136ff. 

“)  M.  R.  bemerkt  W.  Schnitze  (Dtsche  Gesch.  II.  42G),  dass  man 
diese  in  der  Durchführung  theilweise  sich  kreuzenden  Principien  nur  dann 
gut  versteht,  wenn  man  sie  historisch  und  nicht  systematisch  beurtheilt. 
Tbut  man  dies,  dann  findet  man  (wie  mehrfach  hervorgehoben),  da.ss  sogar 
die  Trübungen  die  alten  Grundsätze  verrathen. 

’)  Es  ist  jetzt,  nachdem  Hitzig  (in  der  von  Moinmsen  veranlassten 
und  oben  S.  205.  A.  1.  angeführten  Publication)  die  historisch,  und  gerade 
für  die  grundsätzliche  Beurtheilung,  wichtigsten  Züge  des  römischen  Straf- 
rechtes (parallel  mit  der  analogen  Behandlung  Rruuner's)  zusammengestellt 
bat,  leicht,  zu  der  im  Texte  vertretenen  Ansicht  zu  gelangen;  denn  schon 
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Was  die  Thatbestände  der  einzelnen  Verbrechen 
betrifft,  blieb  das  fränkische  Recht  zunächst  hinter  dem  west- 
gothischen  und  langobardischen  zurück;*)  das  Königtum  war 
bestrebt,  die  Lücken  auszufüllen,  indem  man  zahlreiche,  früher 
nicht  bestrafte  Thatbestände  zu  Delicten  stempelte  und  unter 
Baunstrafen  stellte;'*)  ausreichend  war  dies  natürlich  lange  nicht, 
denn  zu  einer  umfassenden  Ergänzung  ist  man  nie  gelaugt.**) 
Aber  gerade  bei  einer  so  gearteten  Entwicklung  vermochte 
das  fränkische  Recht  fremden  Einflüssen  besser  zu  widerstehen, 
beziehungsweise  die  schon  früher  erwähnte  Widerstandskraft 
beizubehalten,  namentlich,  da  das  alte  fränkische  Recht,  seiner 
ganzen  Anlage  gemäss,  vorwiegend  das  Privatdelict  im  Auge 
hatte.^) 


auf  älterer  Stufe  weist  das  rümiscbe  Recht  eine  im  Vergleiche  mit  dem 
germanischen  sehr  beschleunigte  Entwicklung  auf ; desto  weniger  konnte 
das  den  Franken  noch  zugängliche,  spätrilmische  Recht,  mit  dem  widerstands- 
kräftigen fränkischen  in  Einklang  gebracht  werden;  wir  fanden  übrigens 
Gelegenheit,  zu  bemerken,  dass  gerade  das  Strafrecht  der  Römer  (so  z.  B. 
in  den  Formeln)  dem  germanischen  Einflüsse  unterlag. 

')  Ungeachtet  der  wostgothischen  Beeinflussung  hat  das  Strafrecht 
der  liox  Salica  (und  dasselbe  gilt  noch  für  die  L.  Rib.)  einen  geringeren 
Umfang  nud  weist  eine  geringere  Anzahl  von  Thatbeständen  auf,  als  man 
angesichts  des  wostgothischen  Vorbildes  annehmen  könnte.  Selbst  wenn 
die  von  Krainmer  jetzt  aufgestellten  Behauptungen  (in  N.  Arch.  XXX. 
•272ff,  277(f,  290ff,  3l2ff)  zutreffen  würden  und  demnach  unsere  Liste  der 
wesigotbisch  beeinflussten  Stellen  eine  Vermehrung  zu  erfahren  hätte,  so 
hätte  man  es  doch  nur  mit  Thatbeständen  geringer  Bedeutung  zu  thun, 
aber  nicht  mit  einer  anders  gearteten  Beeinfiu.ssung,  als  die  vorher 
geschilderte. 

*)  Deshalb  wird  man  — ohne  Rücksicht  auf  anderweitige  und  gewiss 
nicht  zu  unterschätzende  (tnterschiede  — mit  Seeli  ger  (Hist.  Vierteljahrsehr. 
I.  ;i!i2ff)  die  Bannstrafen  dem  Strafen.system  einzugliedern  haben. 

Es  genügt  — worauf  schon  hingewiosen  wurde  — die  fränkische 
Kechtsentwicklung  mit  der  langobardischen,  westgothischen  u.  s.  w.  zu  ver- 
gleichen, die  mehrfache  obrigkeitliche  Ergänzungen  und  Umarbeitungen  auf- 
weisen. Die  Stellung  der  fränkischen  Üerir.bte  ermöglichte  Bestrafung 
ohne  Norm. 

<)  S.  oben  S.  24.  A.  I.,  wo  bemerkt  wurde,  dass  in  der  L.  Sal.  eigentlich 
nur  Tit.  50  eine  Ausnahme  vou  dieser  Regel  bildet.  (1j.  Sal.  50.  4.  und 
51.  2.  betrifft  säumige  Künigsheamte,  gehört  also  dem  Amtsstrafrecht  an.) 
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Die  Auffassung  der  meisten  Delicte  ist  germanisch  geblieben ; >) 
sie  entspricht  sogar  theilweise  der  älteren  Stufe  ;^)  dies  mitunter 
selbst  in  solchen  Fällen,  in  denen  die  Behandlung  des  betreffenden 
Delictes  fremdrechtliche  Beeinflussung  aufweist.^)  Der  fremde 
Einfluss  tritt  nur  in  geringem  Qrade  aul'  und  äussert  sich  vor- 
wiegend bei  jenen  Delicten,  die  in  den  alten  Aufzeichnungen 
keine  Berücksichtigung  gefunden,  für  das  öffentliche  Leben  aber 


‘)  Der  Mord  iet  darrh  Hinzatreten  der  Heimlichkeit  ftekennzeichnet. 
ebeuso  die  Verwundung  durch  formalistiecbe  Merkmale  (L.  Sal.  17.  5, 
L.  Rib.  2.);  es  fehlt  der  allgemeine  Begriff  der  Verstümmelung,  die  casniatisch 
behandelt  wird;  die  Auffassung  des  Raubes  entspricht,  sowohl  hinsichtlich 
der  geringeren  Bestrafung  (im  Vergleich  zum  Diebstahl),  als  auch  hinsicht- 
lich des  Umfanges  des  Raubbegriffes  (L.  Sal.  37.  2,  61.  3 (Codd.  2ff),  9.  6.) 
germanischen  Omndsätzen;  Unzucht  wird  (mit  Ausnahme  des  Falles  L.  Sal. 
70)  nicht  öffentlich  bestraft  u.  s.  w. 

Die  formalistische  Beurtheilnng  des  Mordes  bleibt  hinter  der  des 
langobardiscben  Rechtes  zurück  (vgl.  Brunner  1.  c.  II.  628);  die  Betonung 
der  Heimlichkeit  beim  Diebstahl  geht  so  weit,  dass  dieses  Merkmal  eine 
extensive  Anwendung  des  Diebatablbegriffes  ermöglicht,  indem  mitunter  das 
Vorhandensein  dieses  Momente.s  Uber  das  Fehlen  anderer  Thatbestandsmomente 
binweghilft  (s.  Haschke;  Cap.  24  u.  26  L.  Fr.  Cham.  S.  17f);  die  An- 
wendung fester  Diebstahlsbassen  (s.  Schreuer  I.  c.  27 ff),  die  sich  aus 
Gliederbassen  entwickelt  haben  dürften  (Brunner  I.  c.  II.  644f),  entspricht 
ebenfalls  altertümlicher  Auffassung;  der  Mangel  Öffentlicher  Strafe  für 
Unzucht  l&sst  die  alte  Preisgabe  an  die  verletzte  Sippe  annehmen  (vgl. 
L.  Rib.  77);  betreffs  der  Behandlung  der  Verleumdung  bat  das  frünkische 
Recht  den  den  ROmem  im  fränkischen  Reiche  bekannten  Talionsgedanken 
(s.  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IX.  1.  8.  Interpr.,  Form.  Tur.  29.  Form.  Extrav.  I.  6.) 
abgewehrt  und  gegenüber  dem  Vorbilde  der  L.  Vis.  VII.  I.  6 (Ant.)  den 
älteren  germanischen  Standpunkt  gewahrt. 

So  ist  die  Behandlung  des  Diebstahls  germanisch  geblieben,  trotzdem 
Ij.  Sal.  39  dem  römischen  Begriffe  des  Plagium  folgte,  während  nach  L.  Sal 
lU  in  solchen  Fällen  gewöhnlicher  Diebstahl  anzunehmen  gewesen  wäre 
(vgl.  Brunner  1.  c.  I.  296.  A.  17  und  bei  mir  oben  S.  44;  diese  Beeinflussung 
ist  übrigens  nicht  durchgedrungen,  da  Recap.  L.  Sal.  den  Diebstahlsbegriff 
wieder  herstellte);  der  Incest  hat  unter  kirchlichem  Einfluss  eine  Vermehrung 
der  strafbaren  Fälle  erfahren,  man  hat  aber  die  neuen,  leichteren  Fälle, 
entweder  gar  nicht  staatlich  bestraft  (s.  Ed.  Chloth.  II.  c.  10),  oder  mit 
geringeren  Strafen  belegt,  die  als  Abspaltungen  der  Acht  erscheinen  (vgl. 
Brunner  1.  c.  II.  664f);  man  hat  sich  hinsichtlich  des  Meineides  wohl  dem 
kirchlichen,  strengeren  Standpunkte  angeschlossen.  jedoch  nur,  so  weit  es 
sich  um  kirchliche  Eide  handelte  (vgl.  Capitt  ; Haristall.  ex  779  c.  10,  miss, 
gen.  ex  802  c.  36,  legi  add.  ex  816.  c.  1.). 
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wichtig  geworden  waren  und  aus  diesen  beiden  Gründen  eine 
grössere  Beeinflussungsiläche  boten.  Vomehmlicli  war  es  kirch- 
licher Einfluss,  den  wir  hier  wahrnehmen;')  weit  weniger  der 
römische,-)  der  entweder  überhaupt  nidit  durclidrang,^)  oder 
wo  es  geschali,  dem  politischen  Vortheile,  den  in  den  betreftenden 
Fällen  die  Befolgung  des  römischen  Beispiels  bot,  das  Durch- 
dringen  verdankte,^)  das  überdies  durch  die  Anknüpfung  an 
germanische  Wurzeln  erleichtert  wurde;-')  eine  wesentliche 
Veränderung  konnte  dadurch  nicht  hervorgerufen  werden. 

Ebenso  weist  das  Strafensystem  unverkennbar  germanische 
Züge  auf;  tlenn,  ungeachtet  der  durch  die  Entwicklung  bedingten 
Mannigfaltigkeit,  wird  das  ganze  Strafwesen  durch  die  alte 
Idee  der  Friedlosigkeit,®)  die  in  den  zahlreichen  Abspaltungen 


>)  So  hinsichtlicli  des  Khebrnches  des  Hannes  (Cap.  cum  It.  episc. 
delib.  ex  790 — 800,  c.  6.);  ferner  betreffs  des  Incestes  (vgl.  oben  S.  ‘272. 
A.  3.);  ebenso  ist  die  öffentliche  Verfolgung  der  Zauberei  (und  zwar  jeder, 
also  auch  der  unschädlichen)  auf  die  allgemeine  Bekämpfung  der  Zauberei 
durch  das  Christentum  zuriickzufiihren  (Cap.  Karlnmanni  ex  742  c.  6,  Car. 
M.  I.  c.  7,  Adnion.  gen.  ex  789.  c.  65);  über  kleineid  s.  oben  S.  272.  A.  3. 

In  sehr  interessanter  Weise  änsserte  sich  der  römische  strenge 
Standpunkt  betreffs  des  Frauenraubes  in  Childeb.  II.  decr.  c.  4.  (vgl.  L.  Sal. 
71;  8.  oben  S.  49). 

’)  Einen  bemerkenswerten  Rückgang  haben  wir  (s.  oben  S,  272.  A.  3) 
hinsichtlich  des  Plaginm  erwähnt. 

*)  8o  bei  der  Angliederung  des  Landesverrathes  an  das  crimen  majestatis, 
unter  welches  die  Inlidelität,  also  auch  das  Amtsverbrechen  (s.  H.  O. 
Lehmann:  D.  Rechtsschutz  gegen  Ringr.  d.  Staatsbeamten  S.  IOC)  fiel. 
Der  Hochyerrath  (vgl.  Greg.  Tur.  Hist.  V.  27,  Cap.  Ticin.  ex  801.  c.  3.) 
ist  ebenso  wie  bei  den  Langobarden  römisch  durchgebildet,  seiner  Aufnahme 
war  aber  der  Umstand,  dass  die  Staatsverbrechen  überhaupt  bei  den  Römern 
keine  abschliessende  Behandlung  erfahren  hatten  (vgl.  Moinmsen  I.  c.  &37ff) 
sehr  förderlich.  Per  politi.sche  Vortheil  des  Königtums  tritt  hier  klar  hervor. 

*)  Nachdem  der  König  jene  dem  fränkischen  Staatsrechte  eigene  .Stellung 
einnahm,  lag  es  nahe,  die  dem  germanischen  Rechte  geläufigen  Folgen  der 
Verletzung  der  Volksantorität  auf  den  König  zu  beziehen  und  die.selben  zu 
erweitern;  s.  oben  .S.  187.  A.  2. 

«)  Beziehungsweise  durch  die  Idee  der  Friedenssicherung  (s.  Dahn 
1.  c.  VIII.  I\L  173),  die  auch  die  Entwicklung  des  Verfahrens,  namentlich 
das  Amtsverfahreii  (s.  unten)  beeinflusste.  Jedoch  ist  in  der  Auffassung 
des  Strafzweckes,  wenn  auch  einheitliche  Ideen  fehlen,  kirchlicher  Einfluss 
wahrnehmbar;  vgl.  Dahn  1.  c.  und  v.  Bethmann-Ilollweg  1.  c.  V.  91f. 

V.  Ilalban,  Röm.  Recht  in  den  germ  Volksstaaten.  III.  18 
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nachwirkt,  sowie  dnrch  das  Bussensystem  beherrscht,  welch' 
letzteres  bekanntlich  nicht  nur  mit  dem  Fehdewesen,  sondern 
anch  mit  der  Lösbarkeit,  also  mit  der  Abschwächung  der 
Friedlosigkeit  zusammenhängt.O  Mag  auch  die  grosse  Aus- 
dehnung der  Compositio  auf  so  zahlreiche  Fälle  kirchlichen 
Bestrebungen  zuzuschreiben  sein,^)  so  muss  man  dennoch  be- 
merken, dass  sich  die  Kirche  zur  Förderung  ihres  Humanitäts- 
zweckes eines  der  germanischen  Auffassung  der  Lösbarkeit 
entsprechenden  Mittels  bediente;'’)  in  der  Feststellung  der 


')  Die  Idee  der  alten  Friedlosigkeit  tritt  noch  gans  klar  in  Decr. 
Ohildeb.  II.  c.  4.  zum  Vorschein,  ebenso  die  Pflicht  zur  Verfolgung  des 
Friedlosen;  als  sUbnbare  Friedlosigkeit  erscheint  die  Ungehorsamsstrafe  des 
fränkischen  Frocesses;  dass  ans  der  Friedlosigkeit  die  Todes-  und  Leibes- 
strafen,  sowie  eine  Reibe  anderer  Strafen,  insbesondere  auch  die  Otraf- 
knechtschaft,  herrorgegangen  sind,  ist  seit  Wilda,  dessen  Lehre  durch 
Brunner  (Forscligg.  444ff)  eine  dankenswerte  und  klare  Entwicklung  er- 
fahren hat,  unzweifelhaft. 

Anch  die  Beziehungen  zwischen  dem  Bnsswesen  nnd  der  Fehde  sowie 
der  Friedlosigkeit  sind  leicht  erkennbar;  es  erscheint  sicher,  dass  der 
Auftheiinng  der  empfangenen  Busse  unter  die  Sippegenossen,  die  analoge 
Pflicht  derselben  für  eine  Bnsszahlung  anfzukommen,  entsprach,  woraus  der 
Zusammenhang  mit  der  Sippefehde  erhellt.  Andererseits  besteht  ein  naher 
Zusammenhang  zwischen  der  Preisgebung  des  Verbrechers  an  die  Sippe, 
was  eben  eine  Abspaltung  der  Friedlosigkeit  war,  und  dem  Ersatz  der 
Rache  durch  die  Compositio.  Dasselbe  gilt  von  den  Gliederbussen  (vgl. 
Brunner  R.  O.  II.  604,  643ff,  Schreuer  I.  c.  17811;  s.  auch  Vf.  Sc  hultze 
I.  c.  II.  427  ff). 

Dass  das  fränkische  Recht  die  zahlreichsten  Anwendungsfälle  der 
Oeldbnsse  aufweist,  wird  allgemein  zugegeben;  das  Überbandnehmen  der 
Lösbarkeit  ist  dem  kirchlichen  Kampfe  gegen  Blutstrafen  znzuschreiben. 
der  erst  unter  den  Karolingern,  angesichts  des  engen  Bundes  zwischen 
Königtum  und  Kirche,  nachgelassen  hat  (vgl.  Capit.  Haristall.  c.  11.);  Uber 
den  Einfluss,  den  das  Asylrecht  auf  Umwandlung  peinlicher  Strafen  in  Geld- 
strafen austtbte  s.  Brunner  in  Forscbgg.  463,  Schröder  R.  G.*  340. 
Dennoch  scheint  die  Praxis  strenger  geblieben  zu  sein;  Gregor  v.  Tours 
berichtet  von  zahlreichen  Todesstrafen,  sogar  von  Steinigung  (III.  36,  IV.  40, 
X.  10)  und  von  Verbrennung  (VI.  36,  vgl.  L.  Sal.  70),  während  die  gewöhn- 
liche Hinrichtung  durch  den  Strang  geschah. 

Denn  bekanntlich  gab  es  auch  rein  pönale  Bussen,  die  weder  auf 
Fehde,  noch  auf  Lösung  zuriickgeheu,  nichtsdestoweniger  aber  als  alt- 
srermanisches  Strafmittel  erscheinen,  da  sie  schon  Tacitus  c.  12  erwähnt. 
Über  die  römische  Poena  s.  Mommsen  Strafr.  S.  14.  A.  1. 
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Basssätze,*)  sowie  in  der  Beibehaltung  des  Friedensgeldes  als 
Quote  der  Busse, kann  man  die  Zähigkeit  alter  Tradition 
wahrnehmen.  Das  Anwachsen  der  königlichen  Macht  und  die 
Unzulänglichkeit  des  Sti'afrechtes  gaben  Anlass  zur  fortschreitenden 
Berücksichtigung  vieler  neuen  Thatbestände,  die  durch  Bann- 
bussen oder  durch  die  der  alten  Auffassung  fremden  arbiträren 
Strafen'*)  bedroht  wurden,  ebenso  zur  Weiterentwicklung  der 
Vermögenseinziehung.^)  Je  grösser  der  Spielraum  der  obrigkeit- 
lichen Strafen  wurde,  desto  mehr  kamen  neue,  theilweise  auch 


')  Hierher  gehSren  die  Sparen  des  ftiteren  Dnodecimalsystems 
(s.  Brunner  in  Forachg.  486),  sowie  die  Bexiehangeu  vieler  Bneseu  zum 
Wergeide  (vgl.  L.  Kib.  86  mit  L.  Sei.  65;  namentlich  auch  die  Verwnndungs- 
und  sogar  einzelne  Diebstahlsbussen). 

’>)  Hit  guten  Gründen  vertritt  Brnnner  R.  G.  II.  6Ü1  die  Ansicht, 
dass  der  Frediis  als  t|aote  dem  ülteren  System  angehürt;  s.  Schröder  1.  c. 
344  und  die  A.  37  angeführte  Litt. 

*j  Dass  die  arbiträre  Strafe  mit  der  Ausdehnung  des  königlichen 
Bannrechtes  and  des  Infidelitätsbegriffes  zusammenbängt,  ist  klar.  Deshalb 
nahm  sie  im  fränkischen  Reiche  einen  so  grossen  Umfang  an;  s.  Schröder 
R.  G.*  34S.  Rs  war  nicht  möglich,  für  jede  Intidelität  die  höchste  Strafe 
anzudroben  and  da  die  Individnalisierung  dem  fränkischen  Strafrechte  fremd 
war,  konnte  man  nur  durch  das  Gnadenrecht  und  die  der  Gnadenwillkür 
entsprechende  unbestimmte  Strafe  Ober  diese  Schwierigkeit  hinanskommen. 
Wenn  auch  die  arbiträre  Strafe,  die  sich  namentlich  in  der  karolingischen 
Zeit  hänfl  (s.  Dahn  I.  c.  VIII.  IV.  1601T),  als  Neuerung  zu  betrachten  ist, 
so  entbehrt  sie  doch  nicht  jeder  germanischen  Analogie.  Wer  der  Privat- 
rache  verfallen  war,  konnte  durch  den,  an  den  er  ausgeliefert  war,  beliebig 
bestraft  oder  sogar  ganz  verschont  werden ; bei  Verletzung  königlicher 
Gebote  und  Oberhaupt  der  vom  König  auferlegten  Pflichten,  verfiel  man 
dem  König,  der  die  Strafe  arbiträr  bestimmte.  Auch  das  römische 
Recht  hat  Staatsverbrechen  sehr  verschieden  bestraft  (s.  Hommsen  I.  c. 
68811). 

*)  Die  Frage,  ob  die  Confiscation  bei  den  germanischen  Völkern  ausschliess- 
lich auf  römischem  Einflüsse  beruht,  wird  wohl  nicht  zu  entscheiden  sein.  Es  ist 
schon  frOher  (Tb.  II.  S.  169)  bemerkt  worden,  dass  sie  sich  bekanntlich 
auch  aus  der  Friedlosigkeit  ableiten  lässt;  es  ist  auch  (oben  S.  209.  A.  1.) 
der  Unterschied  zwischen  der  Einziehung  des  Vermögens  des  Friedlosen 
und  der  Confiscation  als  eigener  Strafe  (diese  wohl  römisch)  erwähnt;  so 
wie  es  Todesstrafe  ohne  Vermögenseinziehung  gab  (L.  Rib.  79),  so  trat 
andererseits  Confiscation  als  provisorische  oder  sogar  als  Hauptstrafe  ein 
(s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  164f,  vgl.  Cap.  Pipp.  I.  31.  c.  1.,  Cap. 
Haristall.  c.  6.) 
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ungermanische  StrafmitteP)  auf,  wodurch  aber  das  Übergewicht 
der  altherkömmlichen  nicht  beseitigt  wurde.'^} 

Ebenso  wie  im  Staatsrechte  kann  man  auch  im  Strafrechte 
Vieles  wahruehmen,  was  einen  unfertigen  und  übergangsmässigen 
Eindruck  macht;  eine  Entwurzelung  wird  man  nirgends  finden, 
auch  in  keiner  wesentlichen  Frage  der  unmittelbaren  Anknüpfung 
an  alte  Ideen  entbehren.  Findet  man  eine  genügende  Erklärung 
dieser  Continuität  in  dem  schon  erwähnten  Umstande,  dass  die 
die  Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  nachtheilig  beeinflussenden 
Modalitäten  das  Strafrechtsgebiet  weniger  berührten,  so  muss 
man  andererseits  in  der  Continuität  der  strafrechtlichen  Ent- 
wicklung einen  mittelbaren  Beweis  für  unsere  Auffassung  des 
fränkischen  Staatscharakters  finden.  Wäre  das  Königtum  und 
mit  ihm  der  Staat  unter  Benützung  römischer  Vorbilder  so 
erstarkt,  dass  der  Schein  Wahrheit  geworden  wäre,  dann  hätte 
auch  das  Strafrecht  andere  Züge  aufzu weisen.'*)  Die  Um- 


>)  Über  die  Anwendung  der  Verbannung  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  I\^  USf, 
über  die  Kerkerstrafe  1.  c.  146fT,  sowie  Sickel  in  Ergbd.  III.  r>Olf;  die 
Qeisaelnng  kam  gegen  Ende  der  fränkisclieti  Zeit  auch  für  Freie  auf;  jedoch 
nicht  in  der  Ansdehuung,  wie  bei  den  Westgothen.  Kann  man  diesen  Strafen 
noch  immerhin  gennanischen  Ursprung  beilegen  (Exil  und  Kerker  können 
als  Abspaltungen  der  Acht  betrachtet  werden.  Oeisselung  der  Freien  bängt 
mit  der  Herabdrücknng  der  Freiheit  zusammen),  so  erscheinen  Ehrenstrafen 
(s.  Dahn  1.  c.  155f)  als  neue  Einrichtung,  ebenso  die  grausame  Art  der 
Bestrafung  verbotener  Innniigen,  das  Einsperren  im  Kloster  u.  s.  w. 

In  diesen  Zusammenhang  gebürt  noch  die  Dilatura,  die  oft  behandelt 
wurde,  ohne  dass  eine  Einigung  erzielt  worden  wäre.  Trotz  des  neuerdings 
von  Tamassia  (Arch.  pnrid.  Hd.  68)  unternommenen  Versuches,  sie  wieder 
als  Anzeigerprämie  hinzustellen,  muss  man  eher  an  die  Litiscrescenz  (so 
Schröder  R.  G.*  347.  A.  42;  s.  auch  Gaudenzi  Legge salica  S.  223)  denken. 
Für  unsere  Untersuchung  ist  der  Charakter  der  Dilatura  nebensächlich. 

3)  Auf  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  dem  Strafrecht  (namentlich 
dem  Umfange  desselben)  nnd  dem  Staatswesen  hat  man  oft  hingewiesen ; 
so  zuletzt  Mommsen  im  Vorworte  zu  der  erw.  Sammelpnblication;  vgl.  auch 
Uerkel;  Accrescenz  und  Decrescenz  d.  Strafr.  (Ges.  Abh.  I.  2G9ff), 
Westermark:  D.  Ursprung  d.  Strafe  (Ztschr.  f.  Socialwiss.  III.  CS5ff. 
793ff),  Steinmetz:  Ethnolog.  Studien  z.  ersten  Entw.  d.  Strafe  II.  327 ff, 
Calker:  D.  Grenzen  d.  Strafr,  (B^il.  z.  .\llg.  Ztg.  1900  Xo.  293). 

Für  das  Strafrecht  kommt  insbesondere  die  Frage,  wer  den  Straf- 
vollzug besorgt,  in  Betracht.  Das  Recht,  oder  gar  die  Pflicht  des  Verletzten 
(beziehungsweise  der  Sippe),  die  Strafe  ohne  staatliche  Ingerenz  zu  voll- 
strecken,  ist  eiu  wichtiges  Merkmal  des  fränkischen  Strafrechtes,  gleich- 
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Wälzungen  im  Staatsrechte  beruhten  auf  Gründen,  die  für  das 
Strafrecht  weniger  in’s  Gewicht  fielen,  so  dass  es  diese  Um- 
wälzungen nicht  mitzumachen  hatte')  und  seine  germanischen 
Grundlagen  deutlicher  bewahren  konnte.^)  — 

Auch  der  Process  ist  von  den  staatsrechtlichen  Um- 
wälzungen nur  mittelbar  berührt  worden.  Die  auf  den  staatlichen 
Wandlungen  beruhende  und  mit  dem  Zurttektreten  der  Volks- 
verfassnng  zusammenhängende  Erstarkung  der  königlichen  Gewalt, 
äusserte  sich  in  dem  Bestreben,  die  Selbsthilfe  einzudämmen, 
die  Thätigkeit  der  Gerichte  zu  erweitern  und  dem  königlichen 
Elemente  in  denselben  eine  stärkere  Stellung  zu  sichern.  Aus 
dem  mangelhaften  Erfolge  des  ersterwähnten  Bestrebens,  aus 
der  Thatsache,  dass  die  Abschaffung  der  Fehde  nicht  gelang,'') 
ja  sogar  an  den  zu  ihrer  Bekämpfung  gewählten  Mitteln,^) 

zeitig  aber  ein  Symptom  des  mangelhaft  auagestalteten  Verhältnisses  der 
Staatsgewalt  zu  den  Staatsgenossen.  Das  Moment  der  Kache  und  die 
Nachwirkung  des  alten  Friedlosigkeitsbegriffes  begegneten  der  mangelhaften 
Staatsautorität,  die  auch  kirchlichem  Kinflusse  Raum  giebt  (s.  Horten 

I.  c.  I.  171  ff),  wodurch  eine  den  römischen  Verhältnissen  ganz  fremde,  dem 
fränkischen  Staatscharakter  aber  entsprechende  Situation  entstand. 

■)  Beigetragen  hat  dazu  natürlich  auch  der  Umstand,  dass  der  kirch- 
liche Einfluss  sich  hier,  gemäss  der  gesummten  Stellung  der  Kirche  und 
der  schwachen  Vertretung  des  Romanentums,  in  anderer  Weise  äusserte, 
als  z.  B.  bei  den  Westgotben. 

Namentlich  seinen  z.  Th.  privaten  Charakter. 

^ Sie  ist  bekanntlich  nur  eingeschränkt  worden;  s.  Brunner  1.  c. 

II.  528ff,  Dahn  I.  c.  VIII.  IV.  3f.  Gaudenzi  (Legge  salica  S.  212) 
geht,  indem  er  m.  R.  Thonissen’s  Auffassung  bekämpft,  andererseits  gewiss 
zu  weit,  wenn  er  allen  Fehdehandlnngen  nur  eine  fautische  Straflosigkeit 
zuerkennen  möchte. 

*)  Wäre  die  Staatsgewalt  kräftig  gewesen,  so  hätte  sie  die  Einführung 
hoher,  den  Rachedurst  befriedigender  Strafen  für  Fehdesachen  durchgosetzt, 
wie  es  Childebert  II.  c.  5 versucht  hat.  Das  allgemeine  Mittel  gegen  die 
Fehde  war  aber,  namentlich  in  karolingischer  Zeit,  ein  anderes,  nämlich 
der  königliche  Zwang  zur  Annahme  der  Geldsühne  (s.  die  von  Brnuner 
1.  c.  II.  530.  A.  14  angeführten  Stellen),  dem  ein  analoger  Zwang  zur 
Zahlung  der  Busse  entsprach;  wer  nicht  annahm,  verfiel  der  arbiträren 
Exilstrafe.  Man  griff  also  mit  ausserordentlichen  Mitteln  ein,  die  schön 
V.  Bethmann-Hollweg  1.  c.  V.  88  als  präventive  nnd  verwaltungs- 
rechtliche  bezeichnet  hat,  denn  es  gelang  nicht,  ein  allgemeines  Fehde- 
verbot der  Rechtsordnung  einzugliodern;  angesichts  der  Intensität,  mit  der 
man  diese  ausserordentlichen  Mittel  anwendete,  fallen  die  Spuren  der  Fehde- 
sitte noch  mehr  auf. 
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vermag  man  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis  der  durch  die 
Staatsordnung  noth wendig  gewordenen  Neuerungen  und  der 
alten  Ideen  zu  erkennen.  Wenn  Königtum  und  Kirche  ungeachtet 
aller  Kulturfortschritte,  an  denen  die  fränkische  Zeit  nicht  arm 
war,  diese  Schwierigkeit  nicht  zu  besiegen  vermochten,  so  kann 
man  schon  daraus  schliessen,  dass  auch  die  andern  Bemühungen 
keinen  vollen  Erfolg  brachten. 

Allerdings  wurde  dem  Gerichte  manches  eingeräumt,  was 
vormals  in  die  Competenz  der  Parteien  fiel')  und  es  gewann, 
der  ganzen  Entwicklung  gemäss,  die  Thätigkeit  des  Richters 
so  sehi'  an  Bedeutung,  dass  sie  sich  theilweise  neue  Bahnen 
öffnete;^)  das  Wesen  des  Verfahrens  wurde  jedoch  dadurch 

')  S.  Sohm:  Proc.  d.  L.  8al.  192ff,  R.  u.  Q.  V.  1.  v.  Amira 

(bei  Paul  lli.‘2l3f.)  So  tritt  bekanntlich  neben  die  Hannitio  die  Bannitio; 
es  trat  das  Tangano  praktisch  zurück  gegenüber  der  richterlichen  Auf- 
forderung zur  Antwort(Form.  Andeg.bO.a.  Carta  Senou.  30).  Cap.  legi  add.vom 
1.  November  816  c.  3 lässt  anuehmen,  dass  man  die  Beweisführung  nicht  nur 
als  eine  Pflicht  gegenüber  dem  Processgegner  betrachtete;  Eid  in  die  Hand 
des  Richters  kennt  Form.  Tor.  30;  das  ürtheil  lautete  mitunter  nicht  mehr 
auf  GrfUllnngsgelöbnis,  sondern  autoritativ  auf  Erfüllung,  beziehungsweise 
auf  Unschuldsbeweis  (s.  Brunner  1.  c.  II.  363.  A.  48).  Die  aussergericht- 
liche  Pfandnahme  war  schon  in  L.  Sal.  50.  2.  an  richterliche  Erlaubnis 
geknüpft  (vgl.  Qaudenzi:  L'antica  procedura  germ.  e le  legis  actiones 
romane  S.  43);  Ed.  Chilp.  c.  8.  bedeutet  einen  Fortschritt  des  richterlichen 
Pföndungsrechtes,  das  sich  überhaupt  in  fränkischer  Zeit  bekanntlich  stark 
entwickelte.  Im  allgemeinen  erfuhr  also  die  Competenz  des  Gerichtes  eine 
Ausdehnung  (man  spricht  von  districtio,  jus  distringendi),  die  zwar  theilweise 
weiter  geht  als  bei  den  Langobarden  (dem  Qericbtszeugnisse  wird  aber  die 
Autorität,  die  es  bei  den  Langobarden  hatte,  versagt),  jedoch  hinter  der 
westgothischen  und  burgundischen  zurückbleibt. 

^)  Je  grösser  nämlich  die  richterliche  Gewalt,  desto  mehr  erscheint 
der  Richter  nicht  nur  als  Processieiter,  sondern  auch  als  ein  Urtheilsfactor, 
der  nicht  blos  an  der  formellen  Correctheit  des  Spruches,  sondern  auch  an 
der  materiellen  Bedeutung  des  Beweises,  der  ja  auch  ihm  geliefert  wird, 
interessiert  ist.  Soll  er  strafen,  beziehungsweise  pfänden  und  frohnen,  so 
muss  er  angesichts  der  ihm  obliegenden  obrigkeitlicheu  Aufgaben,  die  weiter 
geben  als  der  eventuelle  Parteiantrag  (so  schon  iu  L.  Sal.  74  bei  Tödtnng 
durch  unbekannte  Thäter),  nach  Mitteln  suchen,  die  den  Thatbestand  anf- 
klären  und  kann  sich  dabei  weder  auf  die  von  der  Partei  benützten  alt- 
herkömmlichen Mittel  beschränken,  noch  auch  den  alten  Formalismus  einhalten. 
Während  im  allgemeinen  das  Beweisverfahren,  wie  v.  Amira  I.  c.  214  m. 
R.  bemerkt,  nicht  darauf  angelegt  war,  die  Wahrheit  oder  Unwahrheit  des 
Thatbestaudes  ans  Licht  zu  bringen,  sondern  denselben  ausser  Streit  zu 
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wenig  berührt.*)  Denn  dieses  Wesen  hing  mit  dem  Zwecke 
des  Verfahrens  zusammen,  der  darin  bestand,  das  Gericht  in 
der  dem  zeitgenössischen  Formalismus  entsprechenden  Weise 
für  den  Parteianspruch  zu  gewinnen.  Die  Herrschaft  des 
Formalismus^)  im  Straf-  und  Privatrechte,  bestimmte  und  be- 


Bt«IleD,  öffneten  sich  da,  wo  der  Rechtsfall  Uber  den  Farteizweck  hinaosging 
und  da,  wo  die  Stellung  des  Richters  die  alten  Schranken  überschritt,  dem 
Verfaliren  neue  Bahnen;  man  kann  dies  am  besten  an  der  Geschichte  des 
römischen  Strafprocesses  bestätigt  Anden,  ebenso  im  fränkischen  Vorgehen 
von  Amtswegen,  im  Verfahren  des  Königsgericbtes,  im  Rügererfahren  und 
in  einzelnen  Änderungen  des  EzccutionsTerfahrens. 

Die  Partei  konnte  sich  mit  dem  formellen  Verfahren  zufriedenstellen, 
denn  sie  konnte  gegebenenfalls  vom  Gegner  dasselbe  verlangen.  Der 
Obrigkeit  genügte  dies,  wenn  Ansprüche  des  Fiscns,  königlicher  Schützlinge 
oder  andere  vom  Könige  vertretene  Interessen  in  Frage  kamen,  nicht,  da 
die  Obrigkeit  sich  auf  jenes  Gegengewicht,  welches  der  formale  Beweis  im 
Zweikampf  und  im  Urdal  fand,  nicht  immer  einlassen  konnte.  Weiter  kommt 
in  Betracht,  dass  das  allgemeine  Verfahren  sich  historisch  für  Differenzen 
der  Volksgenossen  untereinander  entwickelte,  daher  nur  diesen  Bedürfnissen 
Rechnung  tragen  konnte;  für  Streitigkeiten  zwischen  König  und  Unterthan, 
zwischen  Volksgenossen  und  königlichen  Schützlingen  (die  durch  den  Schutz 
eine  neue  Rechtsgrundlage  erlangten)  oder  Fremden,  reichte  es  nicht  ans, 
so  dass  die  staatliche  Fürsorge  eingreifen  musste. 

’)  Insbesondere  wurde  die  Äus.sergerichtlicbkeit  vieler  Bestanditheile 
des  Verfahrens,  der  Charakter  des  Urtheils  sowie  der  Processverträgo  (das 
Streitgedinge  ist  sogar  im  Immobiliarverfabren  gebräuchlich  gewesen; 
s.  Hübner  1.  c.  19ff)  beibelialten.  Trotz  der  Steigerung  der  richterlichen 
Gewalt  und  der  damit  verbundenen  Entwicklung  konnten  die  charakteristischen 
Erscheinungen  des  indirecten  Zwanges  gegen  den  Ungehorsamen  nur  znm 
Tbeile  und  nur  auf  Umwegen  beseitigt  werden.  Ebenso  wie  gegen  die 
Fehde  (s.  oben  S.  :!77.  A.  4.)  konnte  gegen  die  Hinderung  des  Rechtsganges 
nur  mittelbar  eingeschritten  werden;  das  Acbtmittel  war,  obwohl  härter, 
doch  umständlicher  als  ein  Coutumazialurtheil.  Der  Empfindung  der  Zeit- 
genossen lag  es  dennoch  grundsätzlich  näher,  den  Säumigen,  der  nicht 
erschien  oder  das  UrtbeilserfUllungsgelöbnis  verweigerte,  zn  ächten,  als 
directen  Ersebeinungszwang  zu  üben,  beziehungsweise  gegen  ihn  ein  Unheil 
zu  fällen. 

Hinsichtlich  der  Herrschaft  des  Formalismus  besteht  wohl  kein 
Zweifel;  s.  Sobm  R.  u.  G.  V.  I.  566.  Die  Umwandlung  des  heidniseb- 
sacralen  Formalismus  in  weltlichen  (s.  Burchard:  Uegung  d.  dtsch.  Ger. 
S.  14  ff;  Waffeneid  trotz  der  Christianisierung  kennt  L.  Rib.  1.,  Form. 
Tur.  30  u.  A. ; über  Spuren  des  Eidringes  s.  Brunner  1.  c.  II.  420.)  oder 
kirchlich-sacralen  (so  z.  B.  Eid  auf  Reliquien,  oder  die  ribuarische  Aufsagung 
der  Klagworte  vor  dem  Altar,  L.  Rib.  56.  19.  und  manches  andere)  bat  an 
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schränkte  das  gesammte  Verfahren;  sowohl  im  sog.  ordentlichen 
Verfahren,  als  auch  in  den  sog.  besonderen  Verfahrensarten  ist 
derselbe  Zweck  sichtbar.  Daher  keine  eigentliche  Scheidung 
zwischen  Straf-  und  Civilprocess;')  daher  auch  der  organische 


dem  Wesen  des  Formalismus  nichts  geändert.  Die  (Triinde  des  Ausbleibens 
der  Partei  wurden  streng  geregelt  (L.  Sal.  06);  dem  Formalismus  entsprach 
es,  dass  zur  Vornabine  dos  Gewährzuges  die  Zurückstellung  der  Sache 
erforderlich  war;  formalistisch  ist  es.  dass  die  unterliegenden  Urtheilfinder 
ohne  Rücksicht  auf  die  .Sachlage,  stets  dieselbe  Busse  (die  der  Rechtsver- 
weigerung)  zahlen  mussten  u.  s.  w.  (Vgl.  Brunner:  Wort  u.  Form  im 
altfranz.  Proc.  in  Forschungen  >S.  260ff).  Die  Formlosigkeit  des  Verfahrens 
auf  handbafter  That  beruhte  auf  dem  Zusammenhänge  mit  der  Friedlosigkeit. 

')  Mau  kann  nicht  behaupten,  dass  dem  fränkischen  Verfahren  der 
Begriff  der  Civilsache  unbekannt  gewesen  wäre;  Brunner  I.  c.  II.  32'J 
giebt  dies  auch  zu  und  stellt  nur  fest,  dass  eine  eigentliche  Civilklage 
fehlte.  Daraus  wird  nun  gefolgert,  dass  das  fränkische  Verfahren  straf- 
processuellen  Charakter  hatte,  da  als  klagbar  .nur  Rechtsverletzungen 
pönalen  Charakters*  anerkannt  wurden  und  ein  Verfahren,  „welches  keine 
directe  Zwangsvollstreckung  kannte*  ,zur  Geltendmachung  von  Civilsachen 
ungeeignet  war*,  weicher  Auffassung  auch  Schröder:  R.  G.*  359  beitritt 
und  die  man  bekanntlich  als  die  herrschende  zu  betrachten  hat;  denn  auch 
Immerwabr  (D.  Kündigung  S.  22),  der  den  Zweck  des  Betreibungsverfahreus 
einen  wirtschaftlich  privatrechtlicheu  nennt,  bezeichnet  die  Form  als  eine 
strafrechtliche;  Behreud,  der  sich  (in  Festg.  f.  Heffter  S.  H9)  für  die  An- 
wendbarkeit der  drei  Fälle  des  exeeutivischen  Verfahrens  auf  alle  möglichen 
privatrechtlichen  Ansprüche  aussprach,  neigte  damit  wohl  zur  Anerkennung 
eines  Unterschiedes  zwischen  Straf-  und  Civilprocess,  übersah  aber,  dass 
sowohl  in  diesen  Fällen,  als  auch  im  Anefang-  und  Immobiliarverfahren  die 
Feststellung  eines  strafbaren  Unrechts  angestrebt  wird.  Dieser  Umstand 
darf  nicht  unterschätzt  werden  und  wenn  auch  eine  gewisse  Gabelung  je 
nach  der  Sachlage  im  Ungehorsamverfahren  (vgl.  Ed.  Chilp.  c.  6,  L.  Rib. 
;12.  3;  über  die  weitere  Entwicklung  der  strafrechtlichen  Personalezecution 
und  der  Civilexecution  s.  Horten  I.  c.  I.  lS6ff,  der  allerdings  zu  weit  geht) 
und  im  Anofangverfahren  insofern  eiutrat,  dass  man  die  vermögeusrcchtlicbe 
Befriedigung  von  der  Acht  unterschied,  beziehungsweise  bei  Anefang  unter 
gewissen  Voraussetzungen  Diebstahl  (also  Delict)  annahm,  unter  andern 
aber  nicht,  — so  kann  mau  doch,  abgesehen  von  dem  Einschreiten  ex  officio, 
eine  Scheidung  des  Civil-  und  Strafverfahrens  nicht  wahmohmen,  muss 
vielmehr  in  factischer  Hinsicht  der  herrschenden  Lehre  beitreten. 

Das  Verfahren  liess  also  (ebenso  wie  anderwärts;  vgl.  II.  Theil  S.  172) 
den  Unterschied  zwischen  strafrechtlichem  und  privatrechtlichem  Unrecht 
nicht  gehörig  hervortreten,  obwohl  der  Begriff  der  Civilsache  — wie  eingangs 
erwähnt  — nicht  fehlte.  Daraus  folgt  aber  u.  E noch  nicht,  dass  man 
diesem  gemeinsamen  Verfahren  einseitig  strafrechtlichen  Charakter  beilegen 
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Znsammenhanf^  zwischen  dem  ordentlichen  Verfahren  und  den 
besonderen  Verfahrensarten,  deren  Unterschiede  man  nicht  so 


dürfe.  8o  wie  die  Hesse  Strafe  und  EntscbädigUDg  war,  ohne  dass  man 
die  beiden  Fanetiuuen  gebörig  unterscbieden  batte,  so  diente  auch  das 
Verfahren  strafprocessuellen  und  cirilprocessuellen  Zwecken  gemeinsam. 
Vom  Standpunkte  der  subjectiven  Unrecbtsempfindung  febtte  sowohl  Urund- 
lage  als  Bedürfniss  reinlicher  Scheidung;  der  strafrechtliche  Begriff  der 
Zeit  erschöpfte  nicht  den  Umfang  des  Strafrechtes  und  schloss  andererseits 
das  Cirilunrecbt  nicht  ans.  (Uaudenzi:  Sal.  Legge  § 40  übersieht,  dass 
die  heftigen  Streitigkeiten,  für  deren  Beilegung  das  Gerichtsverfahren 
bestand,  auch  um  CiTilunrecht  ausbrechen  konnten.)  Nach  beiden  Seiten 
waren  Erweiterungen  unumgänglich;  das  gemeinsame  Verfahren  entsprach 
weder  deu  Bedürfnissen  des  Strafrechtes,  welches,  gemäss  seiner  Ausgestaltung, 
des  Vorgehens  von  Amtswegcu  bedurfte,  noch  den  BedUrfuissen  des  Brivat- 
rechtes,  welches  sich  ebenfalls  nicht  immer  executiviscb  behandeln  Hess  (vgl. 
die  Erweiterung  des  Immobiliarverfahrens  durch  Entwicklung  der  Feststellungs- 
klage; s.  Hübner  I.  c.  G&ff.).  Deswegen  kann  man  dieses  gemeinsame  und 
nach  beiden  Richtungen  ungenügende  Verfahren  nicht  ausschliesslich  als 
Strafprocess  bezeichnen. 

Es  ist  richtig,  dass  z.  B.  die  formelle  Uahnung  des  executivischou 
Verfahrens  zu  eiuuui  Busserkenutnisse  auf  Grund  eines  Delictes  führte; 
aber  das  hier  festgestollte  Delict,  nämlich  die  widerrechtliche  Weigerung 
während  aller  Fristen,  beruht  auf  dem  privatrechtlichen  Verhältnisse;  wäre 
die  Leistung  nicht  geschuldet,  dann  wäre  die  Verweigerung  kein  Delict. 
Um  Vorgehen  zu  können,  muss  der  Gläubiger  beweisbar  kündigen 
(s.  Immer  Wahr  I.  c.)  und  dadurch  den  zu  beurtheilenden  Thatbestand 
schaffen.  So  wie  es  für  die  Beurtheilung  eines  Delictes  principiell  (abgesehen 
von  den  Ausnahmen)  gleicbgiltig  war,  warum  es  begangen  wurde,  wenn 
nur  der  Thatbestand  klar  war,  so  erschien  auch  die  causa  debeudi  neben- 
sächlich und  der  veranschaulichte  Thatbestand  allein  wichtig.  Der  Formalismus 
lie.ss  eine  andere  Veranschaulichung  des  privatrechtlichen  Thatbestaudes 
nicht  zu,  als  die  öffentliche  Feststellung  der  widerrechtlichen  Weigerung. 
Da  überdies  diese  Veranschaulichung  aus  naheliegenden  Gründen  mündlich 
und  öffentlich,  unter  Wahrung  von  Formen,  die  eine  weitläufige  Erörterung 
ausschlosseii,  vorgenommen  w erden  musste,  so  batte  sie  sich  auf  Jene  äusseren 
Meikmale  zu  beschränken,  die  dem  Volksgorichte  zugänglich  und  genügend 
waren;  Formen,  Fristen  und  Solennitätszeugeu  boten  die  Garantie  bei  der 
Feststellung  des  Thatbestandes  widerrechtlicher  Säumnis;  die  aus  dem 
Verfahren  sich  ergebenden  Hussen  waren  Nebeufolgen,  denen  man  sich 
durch  Pflichterfüllung  entziehen  konnte.  Die  äusserlich  strafrechtliche  Form 
war  also  nur  ein  Mittel  zur  Feststellung  des  Thatbestandes,  der  übrigens, 
wie  wir  dem  Anefang-  und  Immobiliarverfahreu  entnehmen  können,  deshalb 
noch  nicht  strafrechtlich  benrtheilt  werden  musste. 

Es  dürfte  also  terminologisch  passender  erscheinen,  von  einem 
homogeueu  Verfahren  zu  sprechen,  anstatt  eine  Ausdehnung  des  Straf- 
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stark  hervorheben  sollte,  weil  die  Gemeinsamkeit  des  Zweckes 
und  der  leitenden  Gesichtspunkte  Uberwiegt')  und  selbst  jene 


processes  auf  CiTilrecbtafülle  anxunehmeD,  was  sieb  sacblicb  nicht  recht- 
fertigen  lässt.  So  wie  für  den  Straffall  die  Klage,  so  war  für  den  Civilfall 
die  Mahnung  erforderlich  und  beide  mussten  beweisbar  vorgenommen  werden, 
nm  dem  Gerichte  den  Thatbestand  der  Rechtsverletzung  formell  bekannt 
zu  geben.  Erst  im  Laufe  der  Entwicklung  äussert  sich  die  Unzulänglichkeit 
dieses  einheitlichen  Verfahrens  nnd  das  Bedürfnis  von  Ergänzungen  nach 
beiden  Richtungen.  Dabei  ist  allerdings  die  Tendenz,  den  Gegner  bussfällig 
zu  machen,  unverkennbar;  nur  ist  sie  nicht  ein  Ergebnis  des  strafprocessnellen 
Charakters  des  Verfahrens,  sondern  eine  Folgeerscheinung  der  altherkömm- 
lichen subjectiven  Unrechtsauffassnng,  die  das  Civilunrecht  als  einen  ebenso 
schmerzlicben  Eingriff  in  die  Recbtsspbäre  empfand,  wie  das  strafrechtliche 
Unrecht,  ebenso  eine  Folgeerscheinung  des  principiell  bomogeuen  Verfahrens, 
eventuell  ein  Nachklang  primitiver  Ideen. 

Sachlich  kommt  schliesslich  in  Betracht,  dass  die  GrundzUge  des 
Verfahrens  (abgesehen  vom  Einschreiten  ex  officio)  streng  genommen  eher 
dem  Civilprocesse  als  dem  Strafprocesse  entsprachen  {s.  Rieh.  Schmidt; 
D.  Herkunft  d.  luquis.  Processes  in  Freiburger  Festschrift  1902.  S.  7t.). 
Wollte  man  also  an  einem  einseitigen  Charakter  des  Verfahrens  festhalten, 
so  liesse  sich  von  einer  Ausdehnung  des  Civilprocesses  auf  Straffälle  sprechen, 
was  natürlich  unhistorisch  wäre.  Ancb  hinsichtlich  des  Gerichtsstandes  ist 
kein  Unterschied  wahrnehmbar.  Wenn  wir  den  speciellen  Gerichtsstand  der 
Immunitätsleute,  der  Kleriker,  der  dem  Königsgerichte  unterstehenden 
Personen  u.  s.  w.  anssebeiden,  so  kennt  das  fränkische  Recht  nur  den 
Gerichtsstand  des  Grundbesitzes  und  insbesondere  kein  Forum  delicti;  s. 
H.  O.  Lehmann;  Der  Rechtschutz  gegen  Eingriffe  der  Staatsbeamten 
S.  R8ff;  nur  für  handhafte  Tbat  bestand  eine  Ausnahme. 

')  Durch  Zweck  und  leitende  Gesichtspunkte  erscheinen  Ungehorsam - 
verfahren,  Betreibungsverfabren,  Anefang,  Imroobiliarverfahren  nnd 
das  Verfahren  um  handhafte  That  miteinander  als  Bestandttheile  des 
gesammten  Processes  verbunden. 

Betreibung  nnd  Anefang  haben  den  gemeinsamen  Zweck  der  Ver- 
anschaulichung des  Thatbestandes  behufs  Ermöglichung  des  Verfahrens. 
Beim  Anefang  liegt  zwar  ein  Theil  des  Thatbestandes  (nämlich  Verlust  der 
Sache)  vor,  doch  sind  Thäter  und  Art  des  Abhandenkommens  unbekannt 
weshalb  die  Feststellung  des  Anzuklagenden  und  die  Veranschaulichung  der 
Entwendungsart  dem  weiteren  Verfahren  voraugehen  müssen,  iusofeme  der 
Geschädigte  nicht  andere  Kenntnis  erlangen  kann  (s.  Zycha  in  Sav.  Ztsebr. 
XXII.  S.  176);  die  Spnrfolge  ist  also  Informations-  und  Feststellungsmittel. 
In  noch  höherem  Grade  gilt  dies  für  das  Betreibungsverfahren,  da  hier  der 
gesamrate,  schon  vorher  durch  die  Parteien  geschaffene  Thatbestand  dem 
Gerichte  verauscbanlicht  wird,  während  sonst  die  Schaffung  der  Leistungs- 
pflicht  erst  durch  den  Process  erfolgt.  Die  Voraussetzungen  des 
Verfahrens  um  baudhafte  Tbat  betreffen  ebenfalls  die  Einleitung  des 
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Verschiedenheiten,  die  nicht  mehr  als  technische  zn  betrachten 
sind,  sondern  juristisch  schwer  in's  Gewicht  fallen,  durch  die 
gemeinsamen  Entwicklungsgrundlagen  zu  erklären  sind.')  Die 


Processei,  der  durch  sie  erleichtert  wird,  weil  der  Ertappte  (an- 
gesichts des  hier  uffeusichtlichen  Zusammenhanges  mit  der  Friedlosigkeit, 
8.  Brunner  I.  c.  II.  483)  sein  Recht  auf  Fristen  und  Förmlichkeiten 
verwirkt  hatte  (s.  Sohm  Proc.  d.  L.  S.  134f)  und  eventuell  sofort  getötet 
werden  konnte  (L.  Uib.  77),  andererseits  aber  deotjenigen.  der  dieses  Ver- 
fahren grundlos  veranlasste,  hohe  Strafen  drohten  (L.  Sal.  33,  L.  Rib.  43.  1.). 
In  diesen  drei  FKlIen  bandelte  es  sich  um  die  Grundlage  des  Processes,  die 
bei  Anefaag  und  Betreibung  geschaffen  werden  musste,  bei  bandhafter  That 
aber  in  specieller  Weise  gegeben  war,  so  dass  die  processuelleu  Abweichungen 
gegenüber  dem  sog.  ordentlicbeu  Verfahren  sich  technisch  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  tbatsäcblichen  Lage  ergaben  und  nicht  aus  der  Verschiedenheit 
der  Grundsätse.  Das  Ungehorsamsverfahren  ist  eine  selbstverständliche  und 
den  xeitgenSssischen  Grundsätzen  conforme  Ergänzung  des  Uauptverfahrens. 
Das  Immobiliarverfahren  zeichnete  sich  auch  nur  durch  technische  Unter- 
schiede aus;  die  L.  Sal.  kannte  nur  partielle  Verletzungen  des  Rechtes  an 
Hans,  Hof  und  Land  (s.  v.  Betbmann-Hollweg  I.  c.  IV.  489);  durch 
die  Unrechtsauffassung  bängt  das  später  entwickelte  Immobiliarverfahren 
mit  dem  allgemeinen,  homogenen  Verfahren  zusammen,  da  es  sowohl  den 
strafrechtlichen  Landraub,  als  auch  das  Uivilunrecht  betraf;  in  letzterer 
Hinsicht  hängt  es  mit  dem  Betreibungs-  und  Anefangverfabren  zusammen, 
da  der  Vorwurf  rechtswidriger  Vorenthaltnng  mit  der  Klage  um  anvertrautes 
Gut  verwandt  ist  (s.  Brunner  I.  c.  II.  612.)  und  Auefang  auch  anf 
Immobilien  Anwendung  fand  (s.  Hübner  I.  c.  33.)  Daraus  ist  der  enge 
Zusammenhang  der  einzelnen  Verfahrensarten  zu  entnehmen;  denn  es  ist 
besonders  merkwürdig,  dass  das  später  ergänzend  ausgebildete  Immobiliar- 
verfahren sich  eines  so  altertümlichen  Uittels  wie  der  Anefang  bediente. 
Dasselbe  gilt  vom  Rechtsstreit  um  Freiheit;  man  könnte,  bei  üblicher  Be- 
tonung der  technischen  Unterschiede  wohl  von  einem  speciellen  Verfahren 
um  Freiheit  (ebenso  von  einem  Antmstionenprocesse  u.  s.  w.)  sprechen. 
Man  bedenke,  dass  der  römische  Accusationsprocess  zunächst  in  Form  von 
Specialordnungen  für  verschiedene  Qeschworenenhöfe  anftrat  (s.  Hommsen: 
Rom.  Strafr.  434)  und  später  auch  nur  theilweise  znsammengefasst  wurde; 
dennoch  ist  er  als  einheitliches  Gebilde  zu  betrachten. 

Demnach  können  nur  das  Vorgehen  von  Amtswegen  und  das  des 
Königsgerichtes  als  besondere  Verfabrensarten  bezeichnet  werden. 

')  Dies  gilt  für  das  Amtsverfahren  und  für  das  königsgerichtlicbe, 
deren  grundsätzliche  Verschiedenheit  gegenüber  dem  allgemeinen  Verfahren 
anznerkeonen  ist;  dennoch  fehlt  es  auch  da  nicht  an  einem  organischen 
Zusammenhangs. 

Wie  schon  angedeutet  (s.  oben  S.  378.  A.  1.),  ergab  sich  aus  der 
steigenden  Machtstellung  des  Richters  und  ans  den  staatlichen  Aufgaben, 


Digiiized  by  Google 


284 


bekannten  Wandlnngen  haben  es  bewirkt,  dass  einzelne  Ein- 
richtungen des  alten  Processes  dank  der  Zunahme  des  obrigkeit- 
lichen Princips  im  ordentlichen  Gerichte  auch  im  allgemeinen 
Verfahren  Änderungen  erfuhren;  doch  geschah  dies  ohne  Be- 
einträchtigung des  Gesammtcharakters  des  Verfahrens  und 
nirgends  ist  ein  jäher  Abbruch  bemerkbar. 

Die  Umwandlungen  der  Ladung  lassen  sich  nicht  ganz 
aufkläron;  denn  schon  die  Mannitio  der  L.  Sal.  hat  keinen 


sowie  aas  der  Unzuläuglichkoit  des  allgemeiueii  Verfahrens  für  alles,  was 
Dicht  Streit  zwischen  Volksgenossen  war.  das  Bedürfnis,  don  Sachverhalt 
selbst  ohne  Mitwirkung  der  Partei  (wenn  kein  Kläger  war)  beziehungsweise 
gegen  den  Willen  der  Partei  (wenn  z.  B.  der  (jeschädigte  nicht  klagen 
wollte)  aufzuklären  und  durch  die  Verfolgung  einer  nicht  angezeigten  That 
das  Interesse  des  Fiscus  am  Friedensgelde,  sowie  das  steigende  Interesse 
des  Staates  an  der  inneren  Ruhe  (vgl.  die  Eiurichtnng  der  Hundertschafts- 
pllichten)  zu  wahren.  Wie  sehr  der  fränkische  Staat  auf  seine  Betheiligung 
an  den  Processkosten  bedacht  war,  ist  u.  A.  aus  den  Strafclauseln  der 
Formeln  (s.  oben  S.  68  ff),  durch  die  man  den  Staat  für  die  betreffende 
Angelegenheit  gewinnen  wollte,  zu  ersehen.  Mit  diesem  Interesse  und  mit 
dem  steigenden  Bewusstsein  der  Fürsorgepflicht  für  den  Frieden,  hängt  die 
weitgehende  Ausdehnung  richterlicher  Thätigkeit  zusammen ; diese  Ausdehnung 
aber  hat,  in  Vorhindung  mit  der  Machtstellung  des  Königs,  beziehungsweise 
seines  Organs,  zweckentsprechende  Verfahronsänderuiigen  hervorgernfeii 
(analog  den  verwaltungsrechtlichen  Erweiterungen  des  römischen  Procossos 
in  der  Kaiserzeit;  s.  Pernice  in  Festg.  f.  Beseler  S.  56).  So  wie  das 
Künigsgericht  mit  der  allgemeinen  Staats-  und  Gerichtsverfassung  organisch 
zusammenhing  (s.  oben  S.  Z17ff)  und  seine  abweichende  Gestaltung,  sowie 
seine  Competenz  aus  der  Gesammtlage  erklärt  werden  können,  so  stand 
auch  sein  Verfahren  in  engem  Zusammenhänge  damit,  was  über  die  königliche 
Billigkeit  (s.  oben  S.  221)  und  über  die  Entwicklung  des  Strafrechtes 
(s.  oben  S.  268.  A.  2,  275.  A.  3.)  gesagt  wurde,  welch’  letzteres,  wie  all- 
gemein zugegeben  wird  fvgl.  oben  S.  276.  A.  3),  ebenso  wie  das  Vorfahren, 
durch  die  Entwicklung  des  Staatsrechtos  innerlich  beeinflusst  wurde. 

Man  kann  aber  noch  mehr  sagen.  Die  Verfolgung  der  Verbrechen 
gegen  das  Volk  war  weder  an  die  private  Anklage,  noch  au  bestimmte 
Formen  gebunden.  Es  ist  sehr  ansprechend,  wenn  Rieh.  Schmidt  (1.  c.  71  f) 
daran  anknüpft,  um  die  polizeiliche  V’erfulgung  und  in  Willkür  ausartende 
Abstrafung  öffentlich  berüchtigter  Verbrecher  in  merowingischer  Zeit  zu 
erklären.  Diese  ausserprocessualen,  verwaltungsrechtlichen  Maassregeln 
haben  in  karolingischer  Zeit  processuelle  Foimen  angenommen  und  mit  ihrem 
Ursprünge  hängt  es  zusammen,  dass  die  königliche  Gewalt  dabei  vor  allem 
die  Einleitung  des  Verfahrens  ohne  Privatankläger  und  die  Beschaffung  von 
Zeugen  in's  Auge  fasste.  < 
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ursprünglichen  Charakter')  und  mit  Recht  hat  Brunner^) 
ihre  Anwendbarkeit  auf  Römer  betont,  mithin  ihre  Gestalt  mit 
der  Ausdehnung  des  Reiclies  in  Zusammenhang  gebracht;  die 
den  Säumigen  treffenden  Folgen  widersprechen  jedoch  nicht  dein 
alten  Zwecke  der  Privatladung,  deren  Unterschied  von  der 
römischen  in  jus  vocatio  ersichtlich  ist.-')  So  konnte  sich  auch 
die  Bannitio  usuell  leicht  einbürgerii;^)  sie  war  einei-seits  für 
Richter  und  Partei  praktischer,"’)  andererseits  mit  der  Mannitio 
combinirbar;®)  sie  verstiess,  da  sie  dieselben  Fristen  und  Formen 
wahrte,  nicht  gegen  die  herkömmliche  Auffassung,  so  dass  die 
Terminologie  schwankend')  und  die  Mannitio  sogar  im  Immobiliar- 
verfahren anwendbar  blieb.**)  Als  ein  römisches  Product  kann 
man  die  Bannitio  jedenfalls  nicht  bezeichnen.'*) 

Auch  die  amtliche  Einleitung  des  Verfahrens  gegen  un- 
bekannte Thäter'")  durch  den  königlichen  Beamten,  die  sich  auf 
der  Grundlage  der  Polizeipflichten  der  Ortschaften  bewegte, 
entfenite  sich  nur  insoferne  von  den  allgemeinen  Ijadungsformen, 
als  es  angesichts  der  mangelnden  Anklage  und  der  Unkenntnis 
der  Person  des  Thätei-s  geboten  war.")  Das  Einschreiten  von 
Amtswegen,  das  im  Rügeverfahren  seine  Ausbildung  fand,  hatte 

')  s.  Brunner  1.  c.  I.  29(>.  A.  IS.  Mayer  (in  Gott.  gel.  Anz.  1S91. 
,S.  361  f.)  gebt  wollt  zu  weit,  wenn  er  im  Zuaammeniiange  mit  L.  .Sal.  I.  auf 
F.  Senon.  27,  oder  gar  auf  L.  K.  Cur.  C.  Th.  XI.  11.  2.  hinweiat. 

1.  c. 

3)  s.  üpet;  Processcinleitungsformen  8.  3 ff. 

*)  s.  Seeliger  in  Hiat.  Vierteljalirachr,  I.  346f. 

Sie  gab  dem  Richter  Gelegenheit  zur  Bannhuase  iiud  der  klagenden 
Partei  nbrigkeitlichen  Xachdruck.  Allerdinga  konnte  aie  auch  iniaahraucht 
werden;  a.  Opot  1.  c.  172f.  luaheaondere  war  die  richterliche  Ladung  für 
die  Fcstatellnng  dea  Ungehoraama  praktiach;  a.  Ficker:  Forschgg.  z.  R. 
11.  R.  G.  It.  I.  29  ff. 

«)  8 Carta  Senon  2(1. 

t)  8.  Ed.  Chilp.  c.  H,  Gl.  zur  L.  Rih.  32.  1.  (L.  L.  V.  277);  vgl.  .Sohm; 
R.  u.  G.  V.  I.  110. 

a)  8.  Brunner  1.  c.  II.  33S.  A.  34,  Schröder  R.  G.‘  382,  Hübner 
1.  c.  llf.  Sie  weicht  natürlich,  wenn  Inqniaitionaverfahren  atattfindet,  der 
richterlichen  Ladung. 

•)  8.  üpet  1.  c.  170. 

'«)  L.  Sal.  74. 

>')  t'herdies  kam  gerade  hier  ein  offenbar  sehr  altea  Reinigungarerfahren 
in  Anwendung.  — \’gl.  oben  S.  283.  Ä.  1.  zu  Ende. 
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denselben  Zweck,  ohne  jedoch  den  auf  die  Eruirung  des  Ver- 
brechers folgenden  Process  besonders  zu  beeinflussen.  So  wie 
das  in  L.  Sal.  74  behandelte  Einschreiten  ist  auch  die  Einleitung 
des  Rageverfahrens  vor  allem  als  verwaltungsrechtliche  Idaass- 
regel  zu  betrachten;  der  Rflgeeid,  dessen  Leistung  staatsrecht- 
liche Pflicht  war,')  wurde  auf  Grund  königlicher  Vollmacht 
abgenommen ^)  und  der  falsche  Rügeeid  als  Infidelitlt  betrachtet.^) 
Diesen  Charakter  hat  das  RQgeverfahren  beibehalten;  es  ist 
auch  zu  keiner  Ausgleichung  des  Gegensatzes  zwischen  dem 
allgemeinen  Gerichtsverfahren  und  dem  Rügeverfahren  gekommen, 
obwohl  mch  dasselbe,  abgesehen  von  der  eigenartigen  Process- 
einleitung,  vielfach  derselben  Beweismittel  wie  das  allgemeine 
Gerichtsverfahren  bediente.  Der  allgemeine  Process  hat  sich, 
wie  erwähnt,*)  für  die  Streitigkeiten  zwischen  Volksgenossen 
entwickelt;  da  er  im  übrigen  versagte,  mussten  die  Lücken, 
die  man  bei  steigender  Entwicklung  der  Friedensfürsorge  empfand, 
durch  die  obrigkeitliche  Processeinleitung  ausgefUllt  werden,  die 
mithin  auch  ohne  fremdrechtliches  Vorbild  erklärlich  erscheint. 
Demgegenüber  ist  die  künigsgerichtliche  Ladung,  schon  wegen 
der  Fassung'  des  indiculns  commonitorius,  als  Product  römischer 
Tradition  zu  bezeichnen;-^)  an  und  für  sich  begründete  wohl  die 
örtliche  Entfernung  das  Bedürfnis  schriftlicher  Ladung,  für 
deren  Stylisierung  natürlich  römische  Formulare  hehangezogen 
wurden. 

Mit  dem  Charakter  der  Ladung  hängt  es  zusammen,  dass 
— abgesehen  von  amtlichem  Einschreiten  — die  Partei  die 
Vorau.ssetzungen  der  Einleitung  des  Verfahrens  zu  schaffen 
hatte.  Sie  konnte  dies  weder  vom  Gerichte  noch  vom  Gegner 
verlangen,^)  musste  sich  vielmehr  damit  begnügen,  dass  die 


Cap.  de  missis  instniendU  v.  J.  S29  lässt  anstatt  des  RUgeeides  die 
Berufung  auf  den  Treueid  tu.  ^ 

Cap,  Pipp.  800 -Hio.  c.  3. 

>)  8.  Anni.  1.  — Eine  der  ältesten  Nachrichten  über  die  Anwendung 
des  RUgererfahrens  betrifft  das  eroberte  Italien  (s.  Cap.  Pipp.  782  — 786  c.  8). 
was  ihm  den  Anschein  einer  Pacificieruiigsmaassregel  giebt. 

*)  s.  oben  S.  S78.  A.  2.  cu  Ende  u.  S.  '283.  A.  1. 

8.  Brunner:  Schwurgerichte  S.  76ff. 

*)  Deshalb  nimmt  Brunner  1.  c.  II.  502  m.  R.  an,  dass  auch  im 
Anefangsverfabreu  der  im  Besitze  der  Sache  betretene  Mann  nrsprttngUcb 
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Rechtsordnnng  durch  allgemeine  Einrichtungen  die  Schaffung 
dieser  Voraussetzungen  ermöglichte,')  für  deren  Richtigkeit  die 
Partei  verantwortlich  war. 

Dem  Wesen  des  Verfahrens  entsprach  es,  dass  es,  trotz 
der  formell  richtig  erfolgten  Ladung,  gegen  den  Säumigen  nicht 
durchgefQhrt,  wohl  aber  gegen  dieses  neue  Unrecht  gerichtet 
werden  konnte;'^)  von  der  alten  Auffassung  ausgehend,  erlitt 
das  Verfahren  gegen  den  Ausgebliebenen  nur  jene  Änderungen, 
die  sich  ans  der  Ingerenz  des  Königsgerichtes  und  aus  der 
Stellung  des  Grafen  ergaben,^)  ohne  dass  ein  neues  Princip  das 
alte  verdrängt  hätte.^) 

Der  Auffassung  gemäss,  die  es  unthnnlich  erscheinen  Hess, 
von  den  am  Streite  unmittelbar  betheiligten  Personen  abzusehen, 
konnte  sich  die  Stellvertretung^)  nicht  durchsetzen,  obwohl 
der  Formalismus  des  Verfahrens  die  Beistandsleistung  eines 
Vorsprechers  aufkommen  Hess.  Den  Vorsprecher  kann  man 
bekanntlich  nicht  als  Vertreter  betrachten  und  ebenso  gehören 
die  Fälle  dauernder  Bevormundung  nicht  hierher.  Nur  durch 
königliches  Praeceptum,  dem  ein  schwerfälliges  und  zweifellos 

nur  verpflichtet  war,  den  Kläger  zum  Gewähren  zu  führen  und  dass  die 
fränkische  Pflicht,  den  Gewähren  vor  Gericht  zu  stellen  (L.  .Sal.  47, 
L.  Kib.  .H3)  einen  Fortschritt  bedeutet. 

t)  z.  B.  durch  die  harten  Folgen  der  Verwehrung  der  Haussuclmng 
(L.  Rib.  47.  2.),  durch  die  Folgen  der  Nichteinhaltung  des  Streitgedinges  n.  s.  w. 

Sehr  gut  sagt  Sohm  (Proc.  d.  L.  Sal.  166):  Das  Contumatial- 
verfabren  hat  nicht  die  Aufgabe,  eine  einzelne  Processhandlung  zu  erzwingen  ; 
es  hat  das  Ganze  des  regelmässigen  Rechtsganges  zu  ersetzen. 

Namentlich  aus  der  richterlichen  Vollstreckungsgewalt  (vgl.  Ed. 
('bilp.  c.  S,  L.  Rib.  32.).  Gaudenzi  I.  c.  § 40  (S.  226)  führt  die  „leges 
dominicae“  darauf  zurück,  dass  der  Erfolg  der  Ladung  unter  den  Schutz 
des  Kiinigsgerichtes  gestellt  wurde. 

*)  S.  Schräder  R.  6.*  374 f.  L.  Rib.  32.  3 lässt  gegen  den  Säumigen 
Vollstreckung  zu,  aber  ohne  Urtbeil;  man  zog  es  vor,  Friedlosigkeitsfolgen 
eintreten  zu  lassen,  anstatt  ein  Unheil  in  Abwesenheit  zu  fällen  (s.  oben 
S.  270.  A.  1).  Gegen  diese  ohne  Unheil  vorgenommene  Vollstreckung 
konnte  man  sich  durch  Verpflichtung  zum  Erscheinen  am  Känigsgericbte 
wehren  (L.  Rib.  32.  4.);  wenn  aber  der  Belangte  diese  Verpflichtung  nicht 
eingehen  wollte,  blieb  nichts  anderes  als  die  Acht.  Somit  ist  der  alte 
Grundsatz  wohl  umgangen,  aber  nicht  durch  ein  neues  Princip  ersetzt. 

3.  Lass:  D.  Anwaltschaft  im  Zeitalter  der  Volksrechte  u.  Capitt. 
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germanischrechtliches  Verfahren  voranging,*)  konnte  Stellver- 
tretung bewirkt  werden.  Eine  Ausnahme  bildete  das  königs- 
gerichtliche Verfahren,  während  das  Vertretungsprivileg  dei- 
königlichen  Schutzbefohlenen  chei-  vom  Standpunkte  ihrei-  eigen- 
tümlichen Rechtslage  zu  betrachten  wäre.**)  Die  Zähigkeit  des 
fränkischen  Rechtes  ist  in  diesem  Falle  desto  merkwürdiger,  als 
ja  bekanntlich  die  auf  romanistischer  Praxis  beruhenden  Formeln 
die  Vertretung  kannten-,  überdies  wäre  vom  Standpunkte  des 
zunehmenden  obrigkeitlichen  Princips  im  Gerichtswesen  die 
Einräumung  der  Stellvertretung  ohnehin  zulä.ssig  gewesen;^) 
ihre  Unzulässigkeit  entsprach  also  den  alten,  trotz  römischen 
Beispieles  und  trotz  der  Zunahme  des  amtlichen  Einflusses  ini 
Gerichte,  aufrechterhaltenen  Anschauungen,  die  nur  langsam 
zurückwichen.^) 

')  Xämlich  die  in  Mark.  I.  21  beschriebene  commendatio  cauaae;  es 
ist  EU  bemerken,  dass  das  kUniglicbe  Praeceptum  allein  nicht  genügte, 
ebeusuwenig  wie  die  commendatio  cansae  ohne  königliches  Praeceptum. 

‘r)  Sie  gelangten,  analog  wie  Vassallen,  Immunitätsleute  u.  s.  w.  auf 
eine  andere  Rechtsgrundlage.  Das  natürlichere  wäre  allerdings  gewesen 
dass  sie  der  König  durch  seine  Beamten  vertreten  hätte;  offenbar  schien 
dies  nngenUgeud,  weil  darin  kein  .Schntz  gegen  eventuelle  BeamtenwillkUr 
gelegen  wäre;  man  Hess  daher  die  .Schützlinge  des  Königs  an  dem  allgemeinen 
Vertretungsrechte  des  Königs  theilnehmen. 

3)  Weil  dem  Richter  an  dem  persönlichen  'Erscheinen  weit  weniger 
liegen  konnte,  als  der  Prncesspartei. 

*)  Capit.  leg.  add.  ex  H17  c.  3 lässt  die  Bestellung  von  Stellvertretern 
für  Witwen,  Waisen  und  Arme  durch  den  Grafen  zu,  geht  aber  von  der 
Voraussetzung  der  Rechtsuukundigkeit  aus;  wir  haben  es  also  eigentlich 
mit  einem  obrigkeitlichen  Schutzmittel  zu  thuu.  Durch  königliches  Privileg 
konnte  das  stare  loco  auctoris  (s.  Mark.  I.  3tJ)  eingeräumt  werden.  Tamass  ia: 
La  defensio  (Arch.  giur.  Fil.  Seraflni  1.  fase.  3.)  bemerkt  m.  R.,  dass  diese 
Formel  einen  Fall  betrifft,  wo  der  Auctor  (der  Schenker)  erblos  gestorben 
war,  so  dass  niemand  die  dem  Auctor  und  seinen  Erben  obliegende  Ver- 
tretung des  Recbtsgescliäftes  (s.  Mark.  II.  19,  (’arta  Seiion.  2,  Lindenbr. 
8,  19)  übernehmen  konnte,  ausser  dum  König;  dieser  aber  zog  es  vor,  den 
Erwerber  loco  auctoris  auftreteu  zn  lassen.  Wenn  auch  diese  Gestaltung 
zweifellos  germani.scb  ist  (was  Tamassia  zu  verkennen  scheint),  so  muss 
man  doch  zugeben,  dass  die  weiteren  Ausführungen  des  Verf.  und  der 
Umstand,  dass  in  andern  Fällen  der  Auctor  selbst  von  vorueberein  den  Er- 
werber zum  Auftreten  ermächtigen  konnte,  die  .\miabme  unbedingter  Un- 
zulässigkeit des  Stare  loco  auctoris,  wenigstens  nach  der  praktischen  Beite 
hin,  erschüttert. 
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Das  formelle  Verhalten  der  Parteien  vor  Gericht  hat 
durch  die  Entwicklnng  der  Einreden  eine  Ausgestaltung 
erfahren,  die  aber,  streng  genommen,  auch  dem  früheren 
Processe  nicht  ganz  mangeln  konnte.  Gab  doch  schon  L.  Sal.  45 
zu  Einreden  Anlass')  und  es  muss  die  Nichteinhaltung  der 
Ladungsformalitäten  (Fristen  n.  s.  w.)  zur  Verweigerung  der 
rechtsförmlichen  Antwort  berechtigt  haben.  Immerhin  hat  aber 
der  formelle  Tanganierungsakt  die  Einreden  erschwert,  so  dass 
das  ribnarische  Recht,  das  schon  eine  grössere  Bewegungsfreiheit 
der  Parteien  anstrebte,  diesen  Formalact  für  verschiedene 
Personenkategorien  und  für  den  Fall  der  Vorweisung  von 
Urkunden  ansschloss.'')  Richtigerweise  bringt  die  herrschende 
Meinung  die  Ausgestaltung  der  Einreden  mit  dem  Steigen  der 
richterlichen  Stellung  in  Zusammenhang,^)  ohne  dass  man  dabei 
an  eine  fremdrechtliche  Beeinflussung  zu  denken  hätte  ;^)  die 
Ausgestaltung  der  Einreden  beruht  auf  der  Gesammteutwicklung 
des  Gerichtswesens  und  des  Verfahrens.**) 

Hinsichtlich  des  Beweises  hielt  das  fränkische  Recht  im 
allgemeinen  an  der  germanischen  Beweisvertheilung  fest,')  wenn 

>)  Für  den  Fall,  wenn  die  Voraussetznngen  von  L.  Sal.  4&.  1.  nicht 
zutrafen,  oder  wenn  die  Voraussetzungen  von  L.  Sal.  14.  4.  oder  von  46.  3. 
Vorlagen. 

>)  Vgl.  L.  Rib.  30.  1. 

’)  L.  Rib.  58.  19,  59.  8;  vgl.  Sobm:  Proc.  d.  L.  S.  144ff. 

*)  Der  Partei  mochte  es  von  ihrem  subjectiven  Standpunkt  gleicbgiltig 
sein,  wamm  der  Gegner  den  Anspruch  bestreitet;  gegenüber  dem  richter- 
lichen Antwortbefebl  war  eine  motivirte  Erklärung  schon  viel  nothwendiger; 
8.  Sobm;  R u.  G.  V.  L I4lf. 

’•)  Man  kann  keine  Anlehnung  an  rümisebe  Normen,  insbesondere  auch 
nicht  an  die  im  Breviar  enthaltenen  wahmehmen. 

Die  Berufung  auf  einen  Gewährsmann  im  Immobiliarverfabren 
kommt  praktisch  einer  Einrede  gleich  und  das  Verfahren  wendet  sich  dann 
gegen  den  Auctor;  analog  dem  Anefangverfahren. 

^ Diesen  principiellen  Gesichtspunkt  hat,  im  Einklänge  mit  der 
herrschenden  Meinung,  (s.  auch  Patetta:  Le  ordalie  S.  29.)  zuletzt  Hübner 
1.  c.  ICO  gut  .behandelt,  während  Declareuil  in  Nonv.  Rev.  hist,  de  dr. 
fr.  et  etr.  XXII.  223fF  u.  267  mit  sehr  interessanten  Gründen  allgemein 
evolutionistischer  Art  den  Sachverhalt  zu  erklären  versucht,  ohne  seine  Auf- 
fassung beweisen  zu  kUnnen.  Jedenfalls  trägt  aber  dieser  neue  Erklärungs- 
versuch zu  sicherer  Feststellung  des  originell  germanischen  Gesichtspunktes 
bei,  verstärkt  also  mittelbar,  wenn  auch  mit  andern  Gründen,  das  Resultat, 
zu  dem  die  herrschende  Meinung  gelangt  ist. 

V.  Ilalb.'in,  U",m.  Recht  in  Sen  Renn.  Volks-Maaten.  III.  19 
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auch  der  mit  Helfern  geschworene  Voreid  dem  Belangten 
einen  erschwerten  Unschnldsbeweis  auferlegen  konnte.  Den 
formalistischen  Grundlagen  gemäss  betrachtete  man  den  Beweis 
als  eine  Waffe,  deren  Handhabung  nicht  von  dem  Ermessen 
des  Gerichtes  abhing  und  die  Beweisrolle  wurde  theils  durch 
die  Annahme  der  besseren  Kenntnis  des  Beklagten,  theils  durch 
die  in's  Treffen  geführte  Elagbestärkung  des  Angreifers  bestimmt.') 

Dies  gilt  namentlich  vom  Zengenbeweise,  wenn  der 
Kläger  in  der  Lage  war,  durch  Zeugenführung  sein  besseres 
Wissen  wahrscheinlich  zu  machen.'^)  Da  schon  die  L.  Sal.  dem 
Zeugenbeweise  eine  grössere  Ausdehnung  gab  als  andere  Rechte 
dieser  Stufe,'')  so  erlitt  das  allgemeine  Beweisvertheilungsprincip 
in  diesen  Fällen  eine  Ausnahme,  welche  mit  der  keimenden 
Auffassung,  dass  der  Beweis  nicht  nur  dem  Gegner,  sondern 


Die  irrige  Ansicht,  dass  das  fr&nklscbe  Recht  in  dieser  Beziehung  von 
dem  germanischen  Princip  abweicht,  hat  noch  Lüning  (Reinigungseid 
3.  99ff.)  vertreten,  der  Voreingenommenheit  Tardif’s  (Hist,  des  sonrces 
du  dr.  fr.  Orig.  rom.  3.  1C2)  aber  blieb  es  Vorbehalten,  hier  römische  Be- 
einflussung anzunehmen;  s.  Brissaud  1.  c.  219ff. 

Dass  die  Beweisführung  des  Klägers  bei  bandhafter  That  keine  grund- 
sätzliche Ausnahme  bedentet,  hat  Brunner  1.  c.  II.  372 f (gegen  Lüning) 
nacbgewiesen.  — Es  ist  zu  bemerken,  dass  selbst  beim  Zeugenbeweise,  trotz 
allgemeiner  Wahrscheinlichkeit  besserer  3acbkenntuis  des  Zeugenführers, 
die  Zeugen  des  Beklagten  denen  des  Klägers  vorgingen.  — Anf  die  An- 
nahme besserer  Sachkenntnis  beim  Beklagten,  namentlich  in  Strafrechtsfällen, 
geht  u.  A.  Beaudouin  (Remarques  sur  la  preuve  par  le  serment  du  d6fendenr 
in  Ann.  de  l’Univ,  de  Grenoble  VIII.  421)  ein. 

>)  s.  vor.  Anm.  — Eine  Ausnahme  bildete  die  amtliche  Beweisaufnahme 
im  Inquisitiousverfahren,  wo  die  Frage  der  Beweisrolle  selbstverständlich 
wegflel. 

>)  B.  Brunner  I.  c.  II.  395.  A.  19. 

3)  Qaudenzi  hat  (Sal.  legge  § 42  S.  231)  einen  u.  E.  guten  Versuch 
unternommen,  den  Zeugenbeweis  in  den  von  der  L.  Sal.  erwähnten  Fällen 
zu  erklären.  Der  herrschenden  Meinung,  die  durch  diese  Erklärung  gestutzt 
wird,  ist  Declareuil  1.  c.  XXII.  3.  401  (vgl.  Patetta  1.  c.  241.)  in  geist- 
reicher Weise  entgegengetreten,  indem  er  den  Zeugenbeweis  als  eines  der 
ältesten  Beweismittel  bezeichnete,  das  später  znrUcktrat;  demgemäss  be- 
trachtet er  den  Zeugenbeweis  der  L.  Sal.  nicht  als  Fortschritt,  sondern 
gerade  als  Symptom  des  alten  Zustandes.  .So  anregend  diese  Ausführung 
ist,  so  vermögen  wir  ihr  begreiflicherweise  nicht  zu  folgen;  dies  wUrde 
uns  weit  Uber  den  Rahmen  der  vorliegenden  Untersncbung  führen. 
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auch  dem  Gerichte  zu  geben  sei,  Zusammenhängen  dürfte,*) 
aber  auch  eine  fremdrechtliche  Beeinflussung  nicht  ausschliesst.^) 
Der  formale  Charakter  des  Zeugenbeweises  ist  jedoch  im  all- 
gemeinen nicht  beseitigt  worden'*)  und  auch  die  anzunehmende 
fremdrechtliche  Beeinflussung  war  so  wenig  nachhaltig,  dass 
sie  dem  Gerichtszeugnisse  keine  Bedeutung  zu  verschaffen  ver- 
mochte.^) Nur  der  Inquisitionsbeweis  war  von  diesem  formalen 
Charakter  frei,  da  die  Zeugen  nicht  von  der  Partei  geführt 
wurden  und  es  nicht  von  der  Partei  abbing,  wie  weit  ihre 
Aussagen  gehen  sollten.**)  Die  Zeugen  bandelten  im  Dienste 
des  Königs®)  und  dieser  Dienst  wurde  vor  allem  für  die  Processe 
des  Fiscus  in  Anspruch  genommen,  aber  auch  auf  andere  An- 
gelegenheiten im  Königsgerichte  ausgedehnt,  wenn  der  Gerichts- 
herr seinem  Urtheile  die  materielle  Wahrheit  zu  Grunde  legen 
wollte,  die  durch  die  Bemühungen  der  Partei  nicht  zu  erbringen 


’)  Diese  Auffassung  dringt  in  den  Capitularien  durch;  s.  Urnnner’s 
Bemerkungen  in:  Schwurgerichte  S.  66 f. 

Es  ist  nämlich  die  in  dieser  Hinsicht  interessanteste  Stelle  (L.  Sal.  9.) 
westgothisch  beeinflusst;  s.  oben  S.  40  und  46.  Allerdings,  wenn  man  die 
neue  Auffassung  Declareuil’s  annimmt,  daun  fällt  die  Hypothese  der 
fremdrechtlichen  Beeinflussung  weg. 

Dies  gilt  sogar  für  die  von  Karl  d.  Qr.  angeordnete  Einvernahme 
der  Zeugen.  Die  Discnssio  testinm  hatte  nämlich  (s.  Brunner:  Schwnrger. 
S.  67)  nur  den  Zweck,  festzustellen,  ob  der  Zeuge  etwas  wisse;  der  formale 
Charakter  des  Zeugenbeweises  blieb  trotzdem  erhalten.  Die  Maassregel 
Karls  hatte  den  Zweck,  dem  Meineide  und  dem  überflüssigen  Eide  vorzn- 
beugen;  sie  kann  also  auf  kirchlichen  Einfluss  zurückgefUhrl  werden. 
L.  K.  Vis.  war  in  dieser  Hinsicht  unzulänglich;  s.  D.  R.  Vis.  C.  Th.  XI.  14.2. 

*)  Dio  Erbringung  des  Beweises  war  Sache  der  Partei.  Der  Gegner 
konnte  im  allgemeinen  nicht  durch  den  Boweiserfolg  eines  andern  Frocesses 
gebunden  werden;  denn  er  hatte,  dem  Charakter  des  Beweisverfahreus 
gemäss,  das  Recht  zu  fordern,  dass  der  betreffende  Beweis  ihm  geliefert 
ntid  von  ihm  überprüft  werde.  Rur  das  Königsgeriebt  konnte  die  auch 
sonst  schon  keimende  Auffassung,  dass  der  Beweis  nicht  nur  der  Partei 
sondern  auch  dem  Richter  geliefert  wird,  zum  Princip  erheben,  wodurch 
erst  die  Autorität  des  Gerichtszeugnisses  begründet  wurde.  (Vgl.  Brunner: 
D.  Gerichtszeugnis  u.  d.  fr.  Künigsurk.  in  Festg.  f.  Heffter  S.  152  ff).  Das 
Wesen  der  fränkischen  gerichtlichen  Notitia  hat  ebenfalls  Brunner  (Z.  Gesch. 
d.  Urk.  I.  240  ff)  erörtert. 

*')  s.  Brunner:  Schwnrger.  S.  85. 

“)  8.  Brunner  I.  c.  luf  und  Zeugen  u.  luquis.  bew.  (Forsebgg. 
S.  155  f,  231  ff.) 

19‘ 
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war.')  Man  war  sich  des  exceptionellen  Charakters  dieses 
Zeugenbeweises  2)  so  sehr  bewusst,  dass  man  es  nur  in  be- 
schränktem Maasse  anwendete,  wenn  auch  die  Grenzen  durch 
den  Umfang  des  Königsschntzes  und  des  Privilegienwesens 
überhaupt  thatsächlich  erweitert  wurden.  Der  Umstand,  dass 
schon  das  römische  Recht  eine  Ausnahmsbehandlung  des  Fiscos 
kannte,^)  macht  es  angesichts  der  besprochenen  Beeinflussung 
des  fränkischen  Finanzwesens  durch  das  römische^)  wahrscheinlich, 
dass  man  einem  römischen  Beispiele  folgte.^)  Dieser  Wahrschein- 
lichkeit gegenüber  kommt  destomehr  die  Ausdehnung  dieses 
Ansnahmsverfahrens  auf  Privilegirte  in  Betracht,  denn  es  ist 
daraus  zu  entnehmen,  dass  die  Function  dieser  eventuell  fremd- 
rechtlichen Einrichtung  im  fränkischen  Reiche  eine  andere, 
eine  der  Gesammtlage  entsprechende,  geworden  war.^) 


>)  Sei  es,  weil  überhaupt  keine  Partei  auftrat,  das  Delict  aber  dock 
nicht  unbestraft  gelassen  werden  konnte,  oder  weil  der  Partei  (z.  B.  dem 
Fiscus,  den  Fremden  n.  s.  w.)  die  volksrechtlichen  Beweismittel  schwer 
zugänglich  waren  (z.  B.  zahlreiche  Eideshelfer). 

Ebenso  wie  des  Ersatzes  der  Ladung  durch  Rügoverfahren. 

s.  V.  Bethmann-Hollweg  1.  c.  III.  77f,  230f,  327;  vgl.  Pernice 
in  Festg.  f.  Beseler  S.  57.  Kau  hat  es  hier  mit  einem  verwaltungsrecht- 
lichen Einschläge  im  Verfahren  zu  thun,  aus  dem  sich  processrechtliche 
Privilegien  entwickelt  haben.  Es  kommt  weiter  in  Betracht,  dass  Diebstahl 
an  Staatsgut  von  Amtswegen  geahndet  wurde;  s.  Mommsen  Strafr.  S.  76H. 
Für  das  römische  Recht  in  Gallien  ist  L.  R.  Vis.  C.  Tb.  II.  1.  5.  zu  er- 
wähnen, wo  für  Fiscalprocesse  die  Anwesenheit  des  Rationalis  und  die 
aequitas  in  Aussicht  genommen  wird. 

*)  s.  oben  S.  210. 

Dafür  spricht  auch  der  promissorische  Zeugeneid  (s.  Brunner: 
Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis  in  Forschgg.  S.  245)  und  die  Delegation  der 
InquisitionsvoUmacht  an  Kissi  und  Grafen. 

s)  Han  kann  hier  überhaupt  eine  Analogie  mit  der  Entwicklung  des 
Immunitätswesens  (s.  oben  S.  140  f)  und  mit  manchen  anderen  für  das 
fränkische  Reich  charakteristischen  Vorgängen  finden.  Der  Inquisitions- 
beweis  ist  weder  auf  das  Rönigsgericht  beschränkt,  noch  allgemein  aus- 
gedehnt worden ; es  hat  also,  wie  auf  vielen  Gebieten,  auch  hier  der  Abschluss 
gefehlt.  Für  das  Inuere  dieser  Entwicklung  ist  der  Mangel  fester  Grundsätze 
des  Verfahrens  lehrreich;  weder  die  Fragestellung  an  die  Inqnisitionszeugen, 
noch  der  Ausspruch  derselben  waren  geregelt;  s.  Brunner:  Schwurgerichte 
S.  117  ff.  Dies  fällt  desto  mehr  auf,  als  ja  hier,  angesichts  der  Notbwendigkeit 
der  Ausfüllung  einer  Lücke  (wir  meinen  die  mehrmals  erwähnte  Unzulänglich- 
keit des  allgemeinen  Verfahrens  für  alles,  was  Uber  den  Rahmen  eines 
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Trotz  der  Ansdehnnng  des  Zeugenbeweises  bildete  der 
assertorische  Eid^)  ein  Hanptbeweismittel,  dessen  Anwendbarkeit 
für  die  Partei  und  ihre  Helfer,  sowie  für  Zeugen,  nicht  ab- 
genommen  hat;  wir  sehen  im  Gegentheil  eine  Zunahme,  da  die 
heidnische  Klagbethenerung  durch  den  Voreid  ersetzt  wnrde,'^) 
der,  insofern  als  er  den  ünschuldsbeweis  des  Gegners  erschweren 
konnte,®)  eine  Beweisfunction  hatte.  Hinsichtlich  der  Eideshilfe 
ging  zwar  das  fränkische  Recht  von  der  Heranziehung  der 
Sippegenossen  theilweise  ab,^)  ohne  jedoch  die  alte  Sitte,  deren 
Rückgang  hier  leicht  erklärlich  ist,®)  ganz  zu  verleugnen.*) 
Die  Combination  ernannter  und  gewählter  Eideshelfer  gehört 
jenem  Übergangsstadium  an,  das  anch  dem  langobardischen 
Rechte  bekannt  war.^  Dem  Übergangsstadium  entspricht  ferner 

Streites  zwischen  Volksgenossen  hinausging),  der  König  freie  Hand  hatte 
und  andererseits  gewiss  das  Bedürfnis  bestand,  das  neue,  aus  Terwaltnngs- 
rechtlichen  Sicherheitsmaassregeln  hervorgegangene  Verfahren,  in  feste 
Formen  zu  hringeu.  Gerade  der  Hangel  abschliessender  Ausgestaltung 
verrÄth  die  alten  Wurzeln  dieser  Einrichtung  (s.  oben  S.  283.  A.  1.  zu 
Ende);  hätten  wir  es  mit  einfacher  Nachbildung  römischer  Muster  zu  thun, 
dann  wäre  die  Entwicklung  anders  ausgefallen.  Den  alten  Anknüpfungs- 
punkten entsprechend,  theilte  auch  diese  Institution  das  Schicksal  sämtlicher 
Staatseinrichtnngen  und  hat  trotz  mancher  romanistischen  Anregung  keine 
volle  Sicherung  und  keine  Abrundung  erfahren. 

')  Im  Gegensätze  zum  promissorischen  der  römischen  Zeugen,  wie  ihn 
noch  L.  Rom.  Cur.  XI.  13.  kennt. 

2)  L.  Sal.  106,  Ed.  Chilp.  c.  10. 

’)  vgl.  noch  L.  Rib.  67.  5;  s.  Hübner  1.  c.  76ff. 

*)  Froximiores  werden  nämlich  ausdrücklich  nur  für  den  Freiheits- 
beweis gefordert  (L.  Cham.  c.  10,  Form.  Senon.  rec.  2,  6,  Lindenbrog.  21.) 
V.  Amira  bat  in  Germania  XX.  S.  53  ff  die  Eideshilfe  der  Verwandten  und 
ihre  Umwandlungen  im  fränkischen  Rechte  eingehend  behandelt. 

<^)  Er  hängt  nämlich  offenbar  mit  der  Zerrüttung  der  alten  Verbände 
durch  die  fränkischen  Reichsgründungsverhältnisse  zusammen;  s.  Declarenil 
1.  c.  XXm.  196  f. 

°)  Die  vorzugsweise  Heranziehung  der  vicini  zur  Eidesbilfe  (z.  B. 
F.  Andeg.  28,  50  a.)  ist  wohl  auf  die  alte  Tradition  sippemässiger  Nieder- 
lassungen zurückzuführen.  Die  drei  seniores  (L.  Sal.  102;  vgl.  L.  Sal.  48.  2.) 
gehen,  wie  Brunner  1.  c.  II.  386  annimmt,  auf  die  ältesten  Mitglieder 
bestimmter  Magschaftsgruppen  zurück. 

’)  Die  ältere  Auffassung  legte  auf  die  Mitverstrickung  der  Verwandten 
in  den  Eid  Gewicht;  demgegenüber  musste  später  das  Bedenken  auftauchen, 
dass  die  Heranziehung  der  Verwandten  eigentlich  eine  Beweiserleicbterung 
bilden  kann;  daher  die  Zwitterbildung. 


Digitized  by  Google 


294 


die  Stellung  der  Eideshelfer  im  Verfahren  um  handhafte  That; 
sie  waren  materiell  Zeugen,  formell  Eideshelfer.  Der  Eid  war 
wesentlicher  als  das  Wissen  demgemäss  bewegte  er  sich  in 
altherkömmlichen,  formellen  Bahnen  ;2)  eine  Ausnahme  bildete 
blos  der  Zeugeneid  im  Inquisitionsbeweise.^) 

So  wie  selbst  die  Erweiterung  des  Zengenbeweises  die 
formellen  Gesichtspunkte  nicht  zu  überwinden  vermochte,  so 
hat  sich  auch  die  Bedeutung  der  Gottesurthcile  erhalten, 
ja  sogar  gesteigert.'*)  Leichter  als  man  es  von  vornherein  an- 

’)  8.  Sohm:  R.  u.  G.  V.  I.  576. 

“)  S.  L.  Rib.  67;  vgl.  oben  S.  279.  A.  2.  Auf  eine  wichtige  Aenderung 
bat  Siegel  (Ger.  Verf.  S.  230)  aufmerksam  gemacht,  nämlich  auf  das 
individuelle  Schwören  der  Eideshelfcr  anstatt  des  früheren  Gesammteidcs; 
man  darf  hier  mit  Brunner  (1.  c.  II.  434)  kirchlichen  Einfluss  annebmen. 
Gandenzi  (1.  c.  § 42.  S.  230)  spricht  sich  für  einen  inneren  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Waffeneide  und  dem  Gottesurtheile  (gemeint  ist  der 
Zweikampf)  aus  und  betrachtet  den  Eideshelfer  als  Kampfgenossen;  nach- 
weisbar ist  dies  nicht,  wenn  auch  für  die  graue  Vorzeit  nicht  unwahrscheinlich. 
Trotz  der  inneren  Verwandtschaft  zwischen  Eid  und  Gottesnrtheil,  die  in 
der  Inanspruchnahme  der  Gottheit  besteht  (s.  Beaudouin  1.  c.  416),  darf 
doch  nicht  übersehen  werden,  dass  diese  Inanspruchnahme  in  beiden  Fällen 
eine  grundverschiedene  ist.  Jedenfalls  hat  sich  das  Recht  dieser  Zeit  von 
der  Auffassung  des  Eideshelfers  als  Kampfgenossen  im  Sinne  Gaudenzi's 
weit  entfernt,  da  es  nicht  nur  die  Wahl  eines  Theiles  der  Eideshelfer  dem 
Gegner  überliess,  sondern  sogar  Eideshelfer  für  promissorische  Eide  zuliess 
(s.  Sohm  1.  c.  I.  578ff). 

Immerhin  ist  der  formelle  Standpunkt,  von  dem  aus  Eid  und  Eidesbilfe 
behandelt  wurden,  unverkennbar ; abgesehen  von  dem  allgemeinen  Formalismus 
kommt  die  Bestrafung  der  bei  falschem  Eide  botbeiligten  Eideshelfer  in 
Betracht;  sie  erfolgte  (L.  Sal.  48.  2,  L.  Rib.  66.  1.)  nach  Analogie  des 
Bandenverbrecbens. 

’)  8.  Brunner:  Schwurgor.  S.  85. 

‘)  V.  Amira  hat  (Gött.  gel.  Anz.  1888.  S.  54f;  sowie  bei  Paul“ 
1.  c.  III.  217)  gerichtlichen  Zweikampf  und  Gottesurthoil  streng  geschieden, 
indem  er  hervorbob,  dass  das  Kampfordal  die  Tüdtungsbefugnis  involvirte, 
während  das  Gottesurteil  bloss  Beweis  bezweckte.  Die  wichtige  Rolle  des 
Zweikampfes  für  das  ältere  germanische  Recht  anerkennend,  wendet  sich 
V.  Amira  bekanntlich  gegen  die  Annahme  altgermanischer  Geltung  des 
Gottesurtheils  und  geht  dann  (Gött.  gel.  Anz.  1896.  S.  206ff.)  noch  weiter, 
indem  er  das  fränkische  Gottesnrtheil  auf  fremde  Vorbilder  zurUckfUhrt; 
der  gerichtliche  Zweikampf  sei  erst  in  fränkischer  Zeit  (soweit  er  nicht 
zurUckgedrängt  wurde),  zum  Gottesurtheil  umgestaltet  worden. 

Dieser  Auffassung  ist  — insofern  sie  den  gerichtlichen  Zweikampf 
betrifft  — boizutreten  (vgl.  Declarouil  1.  c.  XXIII.  330f,  s.  jedoch 
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nehmen  könnte,  verfiel  das  fränkische  Recht  in  die  Anwendung 
dieser  ultima  ratio,  zu  der  man  nicht  etwa  erst  nach  Erschöpfung 
oder  bei  gänzlichem  Mangel  anderer  Beweismittel,  sondern  oft 
mit  Umgangnahme  derselben,')  Znfincht  nahm.  Dieser  hart- 
näckige Rückfall  vom  Rechtsstreite  in  das  Suchen  der  Ent- 
scheidung durch  eigene  Kraft  und  das  Allwissen  der  Gottheit, 
beherrscht  förmlich  den  fränkischen  Frocess'^)  und  beleuchtet 
das  besonders  zähe  Festhalten  an  alten  Traditionen.  Viel  hat 
dazu  allerdings  die  Haltung  der  fränkischen  Kirche  beigetragen ; 

Patetta  1.  c.  16  u.  173f.  über  den  Zasammenhang  zwischen  Zweikampf 
und  üottesurtheil,  ferner  1.  c.  234  über  den  Grund  der  Nichterwähnung 
des  Zweikampfes  im  älteren  fränkischen  Rechte);  im  ührigen  jedoch 
müsste  der  Import  einer  so  auffiilligen  Institution  erst  nachgewiesen 
und  die  grosse  Verbreitung  einer  fremdrechtlichen  Einrichtung,  sowie  das 
Kätbsel  ihrer  Duldung  durch  die  Kirche  (die  bekanntlich  derartiges  nur 
dann  duldete  und  gedeihen  Hess,  wenn  sie  es  eingewurzelt  vorfand)  eingehender 
erörtert  werden,  als  es  V.  Amira  in  seinen  kurzen  Bemerkungen  thnn  konnte. 
\V.  Scbultze  (Deutsche  Oesch.  I.  330,  II.  447)  scheint  dennoch  jene 
Auffassung  als  bewiesen  anzunebmen,  während  Patetta  1.  c.  243  gerade 
den  Standpunkt  der  L.  Sal.  als  einen  der  älteren  Stufe  des  Ordalwescns 
entsprechenden  bezeichnet. 

Für  die  vorliegende  Untersuchung  müssen  wir  selbstverständlich  von 
einem  Versuche  der  Aufklärung  dieses  Problems  abseheii;  für  uns  genügt 
die  Thatsache,  dass  das  Gottesurtheil  jedenfalls  nnrömiscb,  mit  den  Ideen 
des  römischen  Processrecbtes  ganz  nnverträgUch  war  und  dass  durch  die 
Geltung  des  Gottesnrtheils  der  Einfluss  des  römischen  Beweisrecbtes  auf 
das  fränkische  gehindert,  vielmehr  das  letztere  in  unrömisohen  Bahnen  fest- 
gebalteu  wurde.  Gleichviel  ob  das  fränkische  Recht  das  Gottesurtheil  aus 
der  germanischen  Vergangenheit  übernommen,  oder  erst  auf  unbekannte 
Weise  recipiert  und  ausgestaltet  hat,  ist  es  für  seinen  Gedankengang 
bezeichnend,  dass  ihm  dieses  Beweismittel  näher  lag,  als  eine  Fortbildung 
des  Zengenbeweises,  oder  eine  weitgehende  Anwendung  des  Urkundenbeweises. 

')  So  wenn  der  Freie  von  vorneherein,  also  nicht  erst  mangels  anderer 
Beweismittel,  zum  Kesselfang  provociert  wurde  (L.  Sal.  82),  ferner  bei  der 
Zeugenschelte  (L.  Sal.  94);  allerdings  haben  schon  L.  Rib.  30.  I.  2,  31.  5 
und  Capitt.  dies  eingeschränkt. 

^)  Diese  Beherrschung  drückt  sich  in  der  aussergerichtlicben  Anwendung 
von  Ordalien  aus.  gegen  die  Cap.  miss.  v.  J.  803.  c.  11.  auftrat.  Selbst  das 
Gerichtszengnis  konnte  durch  Ordal  überprüft  werden  und  sogar  das  Königs- 
gericht Hess  den  Widerspruch  zweier  Urkunden  durch  Ordal  lösen;  s. 
3Iühlbacher  No.  187  u.  196  ex  775.  Bezeichnend  ist  das  bekannte  Gebot 
des  Glaubens  an  die  Gottesurtheile  (Cap.  Aquisgr.  ex  809.  c.  20),  namentlich 
im  Vergleiche  mit  Lintprand  118. 
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man  mag  fragen,  ob  die  Kirche  das  Ordal  im  Frankenreiclie 
deshalb  nachgiebiger  als  anderwärts  behandelte,  weil  sie  mit 
dem  Staate  und  seinen  Mängeln  von  Anfang  an  enger  verknüpft 
war,i)  oder  weil  die  Ordalsitte  hier  stärker  anftrat,  als  bei 
andern  Völkern,^)  — so  viel  steht  fest,  dass  sich  die  Kirche 
mit  der  Christianisierung  der  Ordalformen®)  begnügte  und  dass 
die  Geltung  des  Gottesurtheils  durch  die  weitere  Entwicklung- 
desselben^)  gefestigt  wurde,  so  dass  es  nur  im  Inqnisitionsbeweise 
zum  grössten  Theil  wegfiel. 

Unter  solchen  Umständen  konnte  sich  das  neue  Beweismittel, 
die  Urkunde,  nicht  leicht  durchsetzen,  obwohl  es  an  Urknnden- 
formnlarien,  die  eine  leichte  Handhabung  des  Urkundenwesens 
ermöglichten,  nicht  fehlte.  Dennoch  bedurfte  die  Urkunde,  um 
sich  als  Beweismittel  im  wahren  Sinne  des  Wortes  zu  behaupten, 
des  Aufgebotes  königlicher  Autorität;  denn  die  Bedeutung  der 
Königsurknnde  beruhte  nicht  auf  der  Anerkennung  des  schrift- 
lichen Beweismittels,  sondern  vielmehr  auf  der  besonderen 
Stellung  des  Königs,  dessen  Wort  nicht  angezweifelt  werden 
durfte;  ihre  Unanfechtbarkeit  gehörte  also  theilweise  dem  staats- 
rechtlichen Gebiete  an  und  ging  im  selben  Grade  über  das 


Eh  ist  in  Tb.  II.  S.  395  susgefUhrt  worden,  dass  die  fränkische  Kirche 
infolge  ihrer  Annäherung  an  das  ESnigtam  dem  weltlichen  Rechte  gegen- 
über schwächer  anftrat  und  nicht  nur  den  Romanismus  weniger  schätzte, 
sondern  sogar  ihr  eigenes  Recht  vielfach  dem  Einflüsse  des  weltlichen 
Rechtes  anheimfallen  liess;  s.  1.  c.  311. 

Es  gelang  z.  B.  der  Kirche  nicht,  den  ihr  widerwärtigen  Zweikampf 
zu  beseitigen  oder  ihn  durch  die  Ausdehnung  des  Kesselfanges  und  durch 
die  Kreuzprobe  zu  ersetzen;  im  Oegentbeile  trat  der  Zweikampf  sogar 
zuweilen  an  die  Stelle  des  Kesselfanges;  s.  Extrav.  B.  c.  4 zur  L.  Sal. 
Auch  betreffs  der  Art  des  Ordals  erwies  sich  die  Tradition  stark;  so  z.  B. 
hinsichtlich  der  alten  Zweikampfsform,  die  sich  bei  den  Saliern  erhalten 
und  auf  Ripuarier  ausgedehnt  wurde;  s.  Cap.  legi  Rib.  add.  ex  803  c.  4,  7. 

Sie  drang  übrigens  auch  da  nicht  ganz  durch;  so  scheint  sich,  trotz 
der  Christianisierung  des  Kesselfanges,  die  ältere  heidnische  Form  theilweise 
erhalten  zu  haben;  s.  Brunner  1.  c.  II.  407. 

*)  Namentlich  durch  die  kirchliche  Anerkennung;  so  z.  B.  wurde  die 
Eisenprobe  im  kirchlichen  Sendgericbte  angewendet  fvgl.  Cap.  Pipp.  ex 
800 — 810  c.  4.);  die  Wasserprobe  vertbeidigt  selbst  Uinkmar  (de  divortio 
Loth.  interr.  6.),  trotz  des  Verbotes  des  Cap.  miss.  Worm.  ex  829  c.  12. 
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processrechtHche  hinaus.')  In  der  Zulässigkeit  der  schlichten 
Scheltung^)  der  Privatnrkunde,  die  dann  durch  Eid  mit  12  Eides- 
helfern vertheidigt  werden  musste,  äusserte  sich  die  Schwäche 
des  ürkundenbeweises  und  besondere  hervorzuheben  ist  der 
Umstand,  dass  erst  die  L.  Rib.  (58)  den  Urknndenschreiber 
zum  Beweise  heranzog,  ja  sogar  Schriftvergleichung  kannte, ^) 
während  das  salische  Recht  dem  Urkundenproducenten  die 
Beweisführung  auferlegte,  ohne  auf  das  Wissen  des  Urkunden- 
schreibere  Gewicht  zu  legen.  Angesichts  des  im  Übrigen  weiteren 
Rahmens  des  Zeugenbeweises  im  salischen  Rechte  ist  die 
Ignorirung  des  wichtigsten  ürkundenzeugen,  nämlich  des 
Schreibers,  ein  Beweis  für  die  Unzulänglichkeit  des  römisch- 
rechtlichen Einflusses  im  Beweisrechte;  im  Zusammenhänge 
aber  mit  der  besprochenen  Bedeutung  des  Gottesurtheils  ein 
Beweis  für  das  Beharrungsvermögen^)  des  fränkischen  Rechtes 


')  Geistreich  führt  Bresslau  (in  Forschgg.  z.  dtsch.  Gesch.  XXVI. 
S.  8f.)  aus,  dass  bei  der  Schelte  (sogar  der  Künigsurkunde)  Echtheit  und 
Richtigkeit  des  Inhalts  formell  nicht  unterschieden  wurden;  die  Überprüfung 
der  Echtheit  der  Xönigsurkunde  sei  durch  Anrufung  des  Königs  erfolgt. 
Daraus  Hesse  sich  manches  schliessen;  s.  jedoch  dagegen  Seeliger  in 
Mitth.  d.  Instit.  XI.  398.  A.  1. 

Dass  der  ünterschied  zwischen  schlichter  und  förmlicher  Urkunden- 
schelte  nicht  mit  der  römischen  Unterscheidung  privatrechtlicher  und  straf- 
rechtlicher Urkundenanfechtung  zusammenbängt,  ist  klar;  sowohl  Begriff 
als  Rechtsfolgen  lassen  sich  nicht  vergleichen. 

’)  Dieser  Fortschritt  wird  allgemein  m.  R.  römisch-kircbUchem  Einflüsse 
zngeschrieben.  Die  Schriftvergleichung  ist  im  ribnarischen  Rechte  (59.  5) 
ebenso  wie  im  römischen  ein  subsidiäres  Auskunftsmittel,  dem  L.  20.  Cod. 
Just.  IV.  21  Misstrauen  entgegenbringt.  Trotz  römischen  Einflusses  gebt 
L.  Rib.  insofern  selbständig  vor,  als  sie  erst  für  den  Fall  des  Ablebens  des 
Urknndenschreibers  Scbriftvergleichung  zulässt. 

*)  Es  ist  nämlich  klar,  dass  die  Urkunde  kein  volles  Beweismittel 
bildete,  da  es  stets  einer  Anzahl  von  Zeugen,  beziehungsweise  sogar  eines 
Gottesurtheils  bedurfte,  um  sie  zu  vertreten.  Da  auch  das  Gerichtszeugnis 
keine  Autorität  hatte,  so  konnte  der  Besitzer  einer  Urkunde  in  verschiedenen 
Processen  immer  wieder  zu  neuerlicher  Vertretung  seiner  Urkunden  verhalten 
werden.  Der  Vortheil  der  Befreiung  von  dem  Formalismus  der  Antwort 
gehört  nicht  dem  Beweisrecbte  an;  nur  die  Bedrohung  der  als  grundlos  er- 
wiesenen Anfechtung  durch  Bussen  gewährte  einen  mittelbaren  Beweisvortheil, 
dt  der  Gegner  deswegen  vorsichtig  vergehen  musste.  Man  steigerte  diese 
Sicherung  durch  Vereinbarung  von  Aufechtungsbussen  bei  Abfassung  der 
Urkunden.  Ferner  kommt  in  Betracht,  dass,  wie  Brunner  (Commentationes 
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gerade  auf  diesem  Gebiete,  auf  dem,  schon  wegen  der  nn-  ^ 
germanischen  Herkunft  des  Urkundenbeweises,  eine  von  dem  ] 
römischen  Vorbilde  abweichende  Entwicklung  am  allerwenigsten  | 
zu  erwarten  wäre.’) 

Die  Folter  ist  jedenfalls  romanischen  Ursprungs,'^)  wurde 
jedoch  nur  für  Knechte  angewendet^)  und  hat  überdies,  trotz 
kirchlichen  Einflusses,  die  Benützung  des  Loosordals  für  dieselben 
Fälle  nicht  behindert.'*) 

Das  Urtheil  steht  auf  älterer  Stufe  als  bei  den  Lango- 
barden^) und  der  formelle  Fortschritt,  der  darin  liegt,  dass  man 
nicht  ausdrücklich  auf  Beweis  oder  Gelöbnis,  sondern  auf  Beweis 
oder  Leistung  erkannte,  hängt  mit  dem  Fortschritte  des  Execntions- 


iu  hon.  Mommseni  S.  &86f.)  gegen  Ficker  nachgewiesen  bat,  die  Zeugen 
der  fränkischen  Privaturknnde  nicht  Benrkandungs-  sondern  Handinngszeugen 
waren;  nur  insoferne  der  Abscblnss  des  Kechtsgeschäftes  durch  Begebung 
der  carta  erfolgte,  die  Zeugen  also  diese  Begebung  bestätigten,  waren  sie 
mittelbar  auch  Beurkundungszeugen.  Für  die  Schwäche  der  Urkunden' 
bedeutung  spricht  die  Behandlung  der  Collision  von  Königsurkunden  in 
L.  Rib.  60.  7,  die  allerdings  in  Praec.  Chloth.  II.  § 6 in  römischrechtlichom 
Sinne  geordnet  war.  — Über  diese  Mängel  des  Urknndenbeweises  s.  auch 
A.  S.  Schnitze  in  Ztscbr.  f.  d.  Privat-  n.  öff.  R.  d.  Gegenwart  XXII.  lOlf. 

')  Ueber  die  Wandlungen,  die  das  Verfahren  wegen  Ersatzes  verlorener 
Urkunden  durchgemacht  hat,  s.  meinen  Aufsatz  in  Nouv.  Revue  hist,  de 
droit  fran(;.  et  otr.  XV.  329ff. 

8.  V.  Bethmann-Hollweg  1.  c.  IV.  509.  Brunner  1.  c.  II.  41.S. 
A.  78  stellt  L.  Sal.  40  mit  dem  Westgotbenrecht  zusammen,  ohne  jedoch 
eine  formelle  Verwandtschaft  zu  behaupten,  die  auch  nicht  besteht.  Schröder 
R.  Q.*  S.  85  und  V.  Amira  (bei  PauP  III.  S.  218)  nehmen  die  Folterung 
von  Unfreien  schon  für  die  älteste  Zeit  als  wahrscheinlich  an.  Diese  Annahme 
ist  gewiss  zulässig;  nichtsdestoweniger  muss  man  mit  Brunner  (I.  c.  414) 
die  gesetzliche  Einführung  der  Folter  für  Knechte,  wie  überhaupt  die 
Regelung  des  Beweisverfahrens  für  Unfreie,  als  eine  Neuerung  gegenüber 
dem  früheren  Rechtszustande  betrachten,  Angesichts  der  Bedeutung,  die 
die  Folter  bei  den  Westgothen  erlangt  hatte,  kann  diese  Neuerung  auf 
fremdrechtliche  Beeinflussung  zurUckgeführt  worden,  welcher  Beeinflussung 
das  fränkische  Recht,  mit  Rücksicht  auf  die  schon  für  die  ältere  Zeit 
wahrscheinliche  Folterung  von  Unfreien,  leicht  zugänglich  sein  mochte. 

ä)  Darüber  hinaus  offenbar  nur  missbräuchlich;  s.  Greg.  Tur.  VII.  22, 
Form.  Imper.  30. 

*)  8.  Brunner  1.  c.  II.  414. 

'’)  Denn  es  ist,  mit  Ausnahme  des  Urtlioils  nach  durebgetührtem 
Iiiquisitionsbeweise,  zweizüngig. 
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Verfahrens  zusammen.’)  Die  Partei  hatte  einen  persönlichen 
Anspruch  auf  das  ürtheil;^)  dieser  Anspruch  konnte  sofort 
geltend  gemacht  werden  und  war  in  seinem  Wesen  von  den 
Folgen  der  Justiz  Verweigerung  nach  römischem  Rechte  ganz 
verschieden.®)  Hinsichtlich  der  Urtheilschelte  blieb  das  fränkische 
Recht,  da  es  auf  die  Absicht  der  Urtheilfinder  nicht  einging, 
alten  Ideen  treu.^)  Die  Möglichkeit,  das  Schelteverfahren  vor  das 
Königsgericht  zu  bringen,  bildete  den  Übergang  zur  Appellation; 
mochte  da  auch  nicht  sofort  meritorische  Entscheidung  statt- 
finden,®)  so  hatte  doch  das  Königsgericht  zu  entscheiden,  ob  die 
Schelte  begründet  war  und  dies  konnte  ohne  Prüfung  der  Rechts- 
lage nicht  geschehen.  Schon  in  merowingischer  Zeit  durfte  man 
gegen  die  execntorische  Pfändung  an  das  Königsgericht  gehen,*) 
also  gegen  den  vollstreckenden  Beamten  klagen.  Gegen  die 
Schöffen,  die  ja  theilweise  als  amtliche  Functionäre  betrachtet 
wurden, 0 musste,  bei  Zunahme  des  Amtsprincips  im  Gerichte 
und  angesichts  des  Charakters  der  königlichen  Gerichtsbarkeit,*) 
eine  desto  grössere  Möglichkeit,  das  Urtheil  im  Appellwege  zu 
überprüfen,  bestehen.*) 


')  s.  Franken:  Pfandrecht  23üff,  Hrunner  1.  c.  II.  363. 

^ Die  Säumigkeit  der  Urtheilfinder  kommt  eben  nicht  nur  vom  Stand- 
punkte der  allgemeinen  Rechtsorduuug,  aondorn  noch  mehr  vom  Standpunkte 
des  verletzten  Farteiinteressea  in  Betracht,  da  sie  als  ein  der  Partei  zu- 
gefügtes  Unrecht  anfgefasst  wurde.  Deshalb  wurde  auch  die  Gegenpartei 
verhalten,  entweder  das  Urtheil  zu  schulten  oder  es  anzunehmen  (s.  Cap. 
miss,  in  Theod.  villa  ex  805.  c.  8),  da  sonst  die  Sache  verschleppt  und  der 
Zweck  des  Urtheils  vereitelt  wurde. 

s.  Cohn:  Jnstizverweigerung  S.  99ff. 

*)  Es  war  also  auch  hier  die  subjectivo  Unrechtsempfinduug  der  Partei 
maassgebeiid;  vgl.  H.  0.  Uebmauu:  Der  Kechtschutz  gegen  Eingr.  d. 
Staatsbeamten  S.  20  ff,  55  ff. 

Daraus,  dass  eine  und  dieselbe  Angelegenheit  auf  Grund  dur  Schelte 
wiederholt  vor  das  Königsgericht  gelangen  konnte  (s.  Brunner  1.  c.  II.  361. 
A.  13.)  ist  zu  entnehmen,  dass  der  König  den  Rechtsstreit  zu  abermaliger 
Entscheidung  an  das  zuständige  Gericht  verweisen  konnte. 

*)  s.  Ed.  Chilp.  c.  8,  L'  Rib.  32.  4. 

’)  8.  oben  S.  225.  A.  1. 

“)  s.  oben  S.  222.  A.  4.  und  223.  A.  1. 

'’l  Und  zwar  vom  Standpunkt  des  der  Partei  zugofiigten  Unrechtes, 
was  deutlich  aus  der  Möglichkeit  eines  Processes  zwischen  dem  Appellanten 
uud  den  Rachinburgen  vor  dem  Köuigsgerichte  hervorgeht  (Cap.  Pipp.  ex 
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Wichtige  Fortschritte  sind  im  Vollstreckungs-  und 
Befriedigungsverfahren  zu  bemerken.  Schon  L.  Sal.  (50.  2.) 
verlangte  richterliche  Erlaubnis  für  die  aussergerichtliche 
Pßndungi)  und  so  konnte  sich  die  gerichtliche  Vollstreckbarkeit 
desto  leichter  entwickeln.  Nichtsdestoweniger  haften  ihr  Spuren 
der  Ableitung  aus  der  Acht  und  dem  üngehorsamsverfahren 
an, 2)  die  auch  in  der  Frohnung  wahrnehmbar  sind,-^  tiotzdem 
dass  dieselbe  aus  amtlicher  Thätigkeit  hervorgegangen  ist.^) 


754 — 765.  c.  7.)  M.  R.  hebt  Esmein  (N.  Rer.  hist,  de  dr.  fr.  et  etr.  XI.  653) 
hervor,  dass  das  Eitnigsgericht  nicht  verpflichtet  war,  jede  Berufung  ent- 
gegenzunehmen. Dieser  Umstand  lässt  die  Berufung  als  ein  ausserhalb  des 
Frocesses  im  eigentlichen  Sinne  liegendes  Rechtsmittel  erscheinen;  sie  gehörte 
theilweise  dem  Verwaltnngsrechte  an,  (s.  Fournier:  Essai  sur  l'bist.  du 
droit  d'appel  S.  92,  97,  104.)  insoferne  durch  sie  ein  widerrechtlicher 
Sprach  des  Richters  behoben  werden  konnte,  wenn  es  der  König  thnn  wollte. 
Deshalb  ist  schon  oben  (S.  223)  die  Annahme  eines  römischen  Vorbildes 
abgelehnt  worden;  die  eigentlich  processrechtlichen  Unterschiede  zwischen 
der  römischen  Appellation  und  der  nur  theilweise  analogen  fränkischen 
Einrichtung  hat  Esmein  1.  c.  549 f.  erörtert.  Han  kann  also  sowohl  ans 
historischen,  wie  auch  aus  processrechtlichen  Gründen  die  fränkische  Berufung 
an  das  Eönigsgericbt  von  den  betreffenden  römischen  Vorbildern  unterscheiden; 
Fournier  gelangt  (1.  c.  137f.)  zur  Überzeugung,  dass  das  Appelwesen  keine 
abschliessende  Gestaltung  gefunden  hat;  es  theilte  eben  das  Schicksal 
sämmtlicher  Verwaltnngseinrichtungen. 

*)  Schröder  R.  G.^  371  spricht  m.  R.  von  einer  Mittelstellung,  die 
das  saliscbe  Recht  in  dieser  Beziehung  einnabm. 

Scharfsinnig  bemerkt  Brunner  1.  c.  U.  454.  A.  10,  dass  die  Wer- 
geidbusse, die  denjenigen  bedrohte,  der  den  Grafen  ohne  gesetzliche  Voraus- 
setzung zur  Vornahme  der  Vollstreckung  veranlasste,  dadurch  zu  erklären 
ist,  dass  der  Gepföndete  dem  Friedlosen  analog  behandelt  wurde.  Den 
Zusammenhang  mit  dem  Ungehorsamverfahren,  nämlich  mit  dem  Grundsätze 
des  indirecten  Zwanges,  erweist  die  Bedeutung  des  UrtbeilerfUllungsgelöbnisses ; 
s.  Siegel  1.  c.  219ff,  Sohm:  Proc.  d.  L.  Sal.  163ff. 

^ Auf  die  Frohnung  näher  einzugehen,  müssen  wir  hier  unterlassen; 
sie  hängt  mit  der  gesummten  Entwicklung  des  Immobiliarrecbtes  zusammen. 
S.  Esmein:  Etüde  sur  les  contrats  S.  157. 

*)  8.  Schröder  1.  c.  372 f und  die  dort  angeführte  Literatur.  — Den 
Zwiespalt  zwischen  dem  Drang  der  Verhältnisse  nach  realer  Befriedigung 
durch  unmittelbare  Vollstreckung  und  dem  alten  Personalzwaug,  der  den 
Willen  mittelbar  beugte,  versucht  Horten  1.  c.  I.  143  auf  den  Freiheits- 
siiin  zuriiekzufübren.  Man  kann  die  Charakterisierung  dieses  Zwiespaltes 
gelten  lassen,  weniger  die  Erklärung  durch  den  Freiheitssinn;  g^rössere 
Bedeutung  als  dieser  Sinn  hatte  n.  E.  der  aussergerichtliche  und  nicht- 
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Als  Befiriedigungsgegenstand  spielte  auch  die  eigene  Person 
noch  immer  eine  grosse  Rolle,  obwohl  es  der  Kirche  gelang, 
die  Selbstverknechtnng  zur  Selbstverpfhndung  abzuschwächen;') 
für  den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  wurde  an  strengen  Folgen 
festgehalten.  Trotz  grosser  Fortschritte  merkt  man  allen,  die 
Vollstreckung  und  Befriedigung  betreffenden  Normen,  ihre  Ab- 
leitung aus  den  zwei  germanischen  Wurzeln  an,^)  die  für  die 
Durchführung  des  Urtheils  grundlegend  waren. 

Man  wird  daher  keine  wesentliche  Beeinträchtigung  des 
fränkischen  Processrechtes  durch  fremde  Beeinflussung  anzu- 
nehmen  haben,  vielmehr  hervorheben  müssen,  dass  die  Neuerungen 
und  Erweiterungen  mit  der  Gesammtentwicklung  Zusammen- 
hängen; ihr  entsprach  es,  dass  die  Neuerungen  keinen  ab- 
schliessenden Charakter  hatten  und  den  Ausgangspunkt  nicht 
verleugneten;  jene  einschneidenden  Neuerungen,  die  der  erstarkten 
königlichen  Gewalt  ihre  Entstehung  verdankten  und  die  Aus- 
dehnung des  Kreises  staatlicher  Aufgaben  begleiteten,  weisen 
ähnliche  Eigenschaften  auf,  wie  die  entsprechenden  Erscheinungen 
des  ganzen  staatlichen  Lebens;  sie  hängen  also  doch  theil weise 
mit  germanischen  Ideen  zusammen,  denen  sie  auch  in  der  Ent- 
wicklung zugänglich  waren.  Der  Unterschied  besteht  aber 
darin,  dass  die  Wandlungen  auf  staatlichem  Gebiete  nach  und 
nach  alle  Theile  des  öffentlichen  Lebens  ergriffen,  während  die 
weitgehenden  Neuerungen,  die  sich  aus  der  Entfaltung  der 
Königsgewalt  ergaben,  nur  zum  Theile  allgemeine  Anwendung 
fanden;  denn  aus  naheliegenden  und  mehrmals  erwähnten  Gründen 
war  die  Wideretandskraft  des  Staatsrechtes  eine  geringere.  — 

Haben  wir  derart  auf  Schritt  und  Tritt  einen  Zusammenhang 
zwischen  der  Entwicklung  der  Staats-  und  Gesellschaftsverhältnisse 

staatliche  Charakter  der  ProcessTerträgo  (s.  oben  S.  279.  Ä.  1),  die  allerdings 
trotz  der  Folgen  des  Ungehorsamverf'ahrens  hinter  der  unmittelbaren  Voll- 
streckung zuriiekstanden,  so  dass  die  Verhältnisse  zur  Ermöglichung  der 
Vollstreckung  drängten.  Bekanntlich  gelangte  man  zum  Ziele  nur  theilweise 
und  auf  Umwegen. 

')  s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XI.  97f,  141  und  R.  G.  II.  443. 

Nämlich  aus  dem  Urtheilserfullungsgelöbnis  und  aus  dem  Ungehorsam- 
verfahren. Seeliger  hat  (s.  Hist. Vierteljahrschr.  I.  347£f)  in  sehr  einsichts- 
voller Weise  den  von  Snhm  so  stark  betonten  Gegensatz  zwischen  volks- 
rechtiieher  und  königsrechtlicher  Vollstreckung  auf  das  richtige  Maass 
zurUckgefUhrt. 
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einerseits  nnd  des  Straf-  and  Processrechtes  andererseits,  sowie 
eine  in  beiden  Fällen  analoge,  wenn  auch  durchaus  nicht  überein- 
stimmende Rolle  der  fremdrechtlicben  Impulse  wahrgenommen, 
so  muss  man  doch  von  vornherein  für  die  Entwicklung  des 
fränkischen  Privatrechtes  nnd  für  die  Art,  in  der  sich  die 
fremden  Impulse  auf  diesem  Gebiete  geltend  machen  konnten, 
einen  anders  gearteten  Zusammenhang  annehmen.  An  der 
Ausdehnung  der  Strafgewalt  und  der  Verstärkung  des  obrigkeit- 
lichen Prinzips  im  Gerichtswesen  und  im  Verfahren  war  das 
Königtum,  angesichts  der  veränderten  Sachlage  unmittelbar 
interessiert,  während  für  das  Privatrecht  die  Unmittelbarkeit 
des  Interesses  fehlte  und  die  veränderte  Sachlage  nur  mittelbar 
einwirken  konnte. 

Was  aber  die  fremdrechtlichen  Impulse  betrifft,  so  ist  schon 
erwähnt  worden,  dass  einerseits  durch  die  rasche  Bekehrung 
der  Franken  zum  Katholicismus,  also  durch  den  Mangel  des  in 
den  arianischen  Reichen  bestandenen  Gegensatzes,  die  Annäherung 
zwischen  Romanen  und  Germanen  gefördert  wurde,')  während 
andererseits  die  bereits  in  römischer  Zeit  eingetretenc  Rück- 
bildung römischer  Rechts-  und  Wirtschaftsoi^anisation  der  Grenz- 
länder, namentlich  die  Überhandnahme  der  Naturalwirtschaft,-) 
sowie  die  Gestaltung  des  Vulgarrechtes,  eine  Rechtslage  ge- 
schaffen hatten,  die  den  Germanen  nicht  so  fremd  erscheinen 
mochte,  wie  die  Rechtslage  der  hoch  entwickelten  Provinzen. 
Der  Gegensatz  des  verflachten  römischen  Privatrechtes  in 
Gegenden,  ans  denen  das  römische  Element  nach  und 
nach  gewichen  und  die  frühzeitig  in  die  germanische 
Ansiedlungs-  und  Interessensphäre  gelangt  sind,  sowie  des 
germanischen  Privatrechtes,  das  sich  der  Einwirkung  der 
materiellen  Reste  römi.schen  Cultur-  und  Verkehrswesens, 
namentlich  in  Städten  und  Domänen,  nicht  verschliessen  konnte, 
war  nicht  unüberbrückbar.  Er  war  jedenfalls  nicht  zu  ver- 
gleichen mit  den  grossen  Unterschieden  zwischen  römischem 
und  germanischem  Straf-  und  Processrecht,  die  mit  den  beider- 
seitigen öffentlichrechtlichen  Einrichtungen  in  ganz  anderem 
Grade  zusammenhingen.  An  der  Hand  der  Formeln  und  anderer 
Quellen  können  wir  das  gegenseitige  Verhältnis  des  vergröberten 

1)  s.  Theil  II.  S.  241.  A.  3. 

ä)  1.  c.  241  f. 
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römischen  Rechtes  und  des  eindringenden  fränkischen  beobachten ; 
es  konnte  im  Privatrechte  eine  Bereicherung  eintreten,  ohne 
dass  dieselbe  zu  grundstürzenden  Änderungen  germanischer 
Rechtsideen  geführt  hätte.  Änderungen  mnssten  sich  ans  der 
Bereicherung  des  Recbtslebens  ergeben ; jedoch  selbstverständlich 
in  anderer  Weise  als  im  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens;  denn 
ihre  Nothwendigkeit  ergab  sich  nicht  ans  der  Ausdehnung  des 
Reiches  und  nicht  aus  der  Mehrung  königlicher  Gewalt,  auch 
nicht  unmittelbar  ans  der  Zersetzung  der  socialen  Verhältnisse; 
sie  ergab  sich  aus  der  vielseitigen  Entwicklung  und  Steigerung 
des  wirtschaftlichen  Lebens,  welche  allerdings,  aber  nur  mittel- 
bar, mit  den  allgemeinen  Wandlungen  zusammenbing.O 

Trotz  aller  Spärlichkeit  ihrer  Nachrichten  veranschaulicht 
die  L.  Sal.  nicht  nur  die  sippenmässigen  Grundlagen,  sondern 
anch  die  Berührungspunkte  des  alten  Privatrechtes-)  mit  andern 
Rechtsgebieten ; denn  nur  in  diesem  Umfange  war  die  Allgemeinheit 
an  dem  Privatrechte  interessiert.  Tit.  60, der  für  den  Austritt 
aus  der  Sippe  eine  öffentlich  vorzunehmende  Rechtshandlung 
anordnet,  klärt  gleichzeitig  die  äussere  Bedeutung  der  Sippe 
gegenüber  der  Allgemeinheit  auf;  die  Verzichtleistung  des  Ans- 
scheidenden bezieht  sich  auf  jene  Angelegenheiten,  durch  welche 
das  Sippeband  nach  Aussen  wichtig  war.  Diesen  Angelegenheiten 
wandte  denn  anch  die  L.  Sal.  ihre  Aufmerksamkeit  zu,^)  während  die 
übrigen  privatrechtlichen  Fragen,  insofern  sie  das  Volk  nicht  ander- 
weitig berührten,^)  keine  Berücksichtigung  fanden,  so  dass  nur  ein 
Theil  des  Privatrechtes  überhaupt  an  die  Oberfläche  gelangt  ist.^) 


Äas  dem  Zwecke  der  vorliegenden  Untersnclinng  orgiebt  sieb  die 
Unmöglichkeit  eingehender  Bebandinng;  dies  gilt  speciell  für  das  Frivatreebt, 
dessen  reiche,  wenn  anch  rechtshistoriscb  noch  immer  nicht  ausreichende 
Litteratur  naturgem&ss  nnr  sehr  theilweise  angeführt  werden  kann;  die 
beste  Zusammenstellung  giebt  Schröder. 

Nämlich  desjenigen  Stoffes,  der  nach  moderner  Systematik  dem 
Privatrechte  zugerechnet  wird. 

Qaudenzi:  Sal.  legge  § 49  wählt  diesen  Titel  mit  Recht  zum 
Ausgangspunkte  seiner  Erörterung  des  salfränkischeu  Privatrechtes. 

Ausser  der  Eidespflicht  findet  das  Erbrecht  (L.  S.  46,  69)  Erwähnung. 
Auf  .tota  ratio*  beziehen  sich  offenbar  44,  59,  O'Jt. 

0 So  durch  ihre  Beziehung  zum  Gerichtswesen ; L.  S.  47,  50,  53. 

<)  Und  zwar  ans  Anlass  eines,  gegen  das  betreffende  Kechtsgut  ge- 
richteten Vergehens. 
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Wenn  dies  auch,  wie  erwähnt,*)  der  Anlage  der  L.  Sal 
entsprach,  so  ist  doch  aus  dieser  Behandlung  des  Privatrechtes  auf 
seine  ursprüngliche  Stellung  innerhalb  des  Gesammtrechtes  zu 
schliessen;  der  Eindruck,  den  wir  da  gewinnen,  bestätigt  die  Er- 
gebnisse, zu  denen  die  Forschung  auf  anderem  Wege  gelangt  ist.-) 


j)  S.  oben  S.  23.  A.  2,  24.  A.  1. 

T.  Zallinger  hat  in  seinem  geistreichen  Vortrage  über  Wesen 
and  Ursprung  des  Formalismus  (Wien  1898)  auseinandergesetzt,  wie  nicht 
nur  Schuldverh&ltnisse,  sondern  auch  andere  Privatrechtsverh&ltnisse  „Iiinter 
der  äusseren  Welt  der  Gewaltverhältnisse“  zurttcktraten  und  hat  diese  Er- 
scheinung m.  R.  auf  das  Frincip  „des  typischen  Formalismus'  zurückgeführt. 
Die  Rechtsordnung  berücksichtigte  nur  ein  in  bestimmter  Erscheinung  sicht- 
bares Rechtsverhältnis;  sichtbar  konnte  aber  nicht  das  rechtliche  Kachthaben, 
sondern  nur  die  Thatsache  der  Innehabung  werden.  Da  sich  eine  Rechts- 
verletzung nicht  als  Angriff  gegen  das  Recht  in  abstracto,  sondern  gegen 
bestimmte,  typische  Erscheinnngsformen  dieses  Rechtes  äusserte,  berück- 
sichtigte die  L.  Sal.  privatrechtlicbe  Verhältnisse  nur,  wenn  sie  jene  typische 
Form  annahmen,  durch  die  sie  mit  der  allgemeinen  Rechtsordnung  in 
Berührung  traten  und  somit  actuell  wurden;  denn  in  solchen  Fällen  waren 
sie,  dank  ihrem  äusseren  Gepräge,  nicht  nur  schutzbedürftig,  sondern  auch 
zum  Schutze  geeignet,  ohne  dass  den  formalistischen  Gesichtspunkten  des 
Straf-  und  Erocessrechtes  Abbruch  geschehen  wäre.  (Die  Unerlässlichkeit 
der  Veranschaulichung  des  verletzten  Rechtes  ist  schon  oben  S.  200.  A.  1. 
betont  worden)  Gierke:  Deutsches  Privatr.  II.  189  vertritt  dieselbe  Auf- 
fassung, indem  er  betont,  dass  die  Gewere  nur  das  Kleid  des  Sachenrechtes 
gewesen,  das  materielle  Sachenrecht  aber  von  ihr  nicht  verschlungen  worden 
sei;  nach  Aussen  war  die  Gewere  die  allgemeine  Form,  in  der  das  Sachen- 
recht auftrat. 

Von  diesem  Standpunkte  weicht  L.  S.  hinsichtlich  des  Erbrechtes 
scheinbar  ab;  denn  L.  S.  59  behandelt  den  Erbanspruch,  ohne  dass  von 
Rechtsverletzung  die  Rede  wäre,  obwohl  dieser  Anspruch  nur  im  Falle  des 
Tit.  7G  zu  einer  Veranschaulichung  geeignet  war.  Aber  abgesehen  davon, 
dass  diese  Richtschnur  (eben  deshalb,  weil  der  Erbanspruch  vorkommenden- 
falls  keine  typisch  - formelle  Gestalt  annebmen  konnte)  unerlässlich  sein 
mochte,  ist  der  Berührungspunkt  mit  dem  übrigen  Rechtsleben  in  der  Uber 
das  Privatiuteresse  der  Sippe  hinausgehendeu  öffentlichrechtlicben  Bedeutung 
des  Immobiliarerbrechtes  gegeben.  Ebenso  lässt  es  sich  auch  erklären, 
warum  L.  Sal.  die  inneren  Sippeverbältnisse  nur  hinsichtlich  der  Auseinander- 
setzung berührte;  so  lange  ein  Rechtsverhältnis  dem  Sippekreise  angehürte, 
bedurfte  es  weder  formalistischer  Veranschaulichung,  noch  materiollrechtlicher 
Regelung;  erst  im  Falle  der  Auseinandersetzung  trat  die  Berührung  der 
Sippeordnung  mit  der  allgemeinen  Rechtsordnung  ein.  Die  Frage  der 
Gleichzeitigkeit,  beziehungsweise  der  Aufeinanderfolge  von  Uausverband, 
Sippe  und  Volk  bleibt  hier  natürlich  ausser  Betracht;  sie  waren  Organismen 
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Dieser  enge  Rahmen  musste  durchbrochen  werden.  Die  fort- 
schreitende Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens  schuf  neue 
RechtsgQter,  die  nicht  nur  entsprechender  Schutznormen  bedurften; 
denn  die  Vermehrung  der  RechtsgQter  steigerte  überdies  die 
individuelle  Werthschätzung  derselben  und  den  Verkehr.  Die 
individuellen  Interessen  begegneten  sich  hier  mit  jener  Zersetzung 
volksmässiger  Grundlagen,  die  sich  auch  im  Sippewesen  geltend 
machte,  so  da.ss  immer  zahlreichere  Rechtsverhältnisse  in  den 
Kreis  der  allgemeinen  Rechtsordnung  gelangten,  andererseits 
aber  auch  der  Umfang  des  Privatrechtes  zunahm.')  Dadurch 
erhob  sich  das  Privatrecht  zu  immer  grösserer  Bedeutung;  es 
gliederte  sich  der  allgemeinen  Rechtsordnung  als  wichtiges  Theil- 
gebiet  an,  ohne  jedoch  allen  Wandlungen,  die  auf  den  andern 
Gebieten  unausweichlich  waren,  zu  unterliegen.  Die  erwähnten 
Umstände,  nämlich  die  Ausgestaltung  des  Rechts-  und  Verkehrs- 
lebens in  Verbindung  mit  der  Individualisierung  desselben 
und  dem  Rückgänge  der  Sippe,  haben  die  Entwicklung  des 
fränkischen  Privatrechtes  bestimmt,  gleichzeitig  aber  auch  den 
Unterschied  zwischen  dieser  Entwicklung  und  jener  des  öffent- 
lichen Rechtes,  an  der  Königtum  und  Staatsorganismus  direct 
betheiligt  waren.'') 

verschiedener  Competenz;  die  Wortkargheit  der  L.  Sai.  ist  für  die  Er- 
kenntnis des  zeitgenüssischen  Privatrechtes  insofern  belehrend,  als  sie  die 
Urenzen  desselben  und  die  Grenzen  der  Competenz  der  verschiedenen  Rechts- 
ordnungen beleuchtet.  — v.  Zallingers  Ausführungen  sind  nur  hinsichtlich 
der  von  ihm  angenommenen  Epoche  selbstündiger  .Sippenverbände  bedenklich 
und  fordern  zu  Zweifeln  betreffs  der  Gesammtauffassnng  des  alten  Sippen- 
rechtes, sowie  seiner  Beziehungen  zum  Volksrechte  auf  — was  aber  für  die 
fränkische  Zeit  nicht  mehr  in  Betracht  kommt. 

')  Ebenso  seine  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Straf-  und  Process- 
recbte;  die  Beziehungen  des  Immobiliarrechtes  zum  öffentlichen  Rechte 
können  hier  nicht  behandelt  werden;  über  den  im  Processo  hervortretendeu 
Znsammenhang  zwischen  Privat-  u.  Strafrecht  s.  oben  .S.  280.  A.  1;  die 
scheinbare  Abhängigkeit  des  Privatrechtes  vom  Strafrechte  (so  jetzt  wieder 
Egger:  Vermögenshaftung  u.  Hypothek  S.  409)  beruht  eben  auf  dem 
Veraiiscbaulicbungsbedürfnisse,  dem  mun  am  besten  entsprach,  wenn  mau 
das  Civilunrecht  als  Delict  angriff. 

’t)  Zn  der  Eigenartigkeit  der  Wandlungen  des  Privatrechtes  hat 
natürlich  der  Umstand  boigetragen,  dass  das  Privatreclit  am  wenigsten 
fixiert  war,  da  es,  seiner  Entwicklungsgeschichte  gemäss,  weniger  als  das 
Straf-  und  Processrecht  von  der  Volksautorität  getragen  war,  vielmehr  in 
mancher  Hinsicht  in  den  alten  Gruppen  seinen  Sitz  hatte.  Da  auch  das 
V.  Halban,  OOm.  Rocht  in  den  germ.  V'oUcsstaalen.  Hl.  20 
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Der  nahe  Zusammenhang  zwischen  Individualisierung  und 
Bereicherung  des  Rechtslebens  einerseits  und  den  Wandlungen 
der  Sippen  Verfassung,  die  wieder  mit  der  Umbildung  der  Volks- 
Verfassung  verbunden  waren,  andererseits,  ist  klar.  Diese 
Individualisierung  bat  eigentlich  schon  in  der  Abschwächung 
der  Unbegrenztheit  der  Sippe,  also  in  alter  Zeit,  ihren  Anfang 
gefunden')  und  musste  nunmehr  im  fränkischen  Grossstaatc 
Fortschritte  machen.^)  Die  die  fränkische  ReichsgrUndung  be- 
gleitenden Umstände  haben  den  Bestand  der  Sippe  geschwächt; 
die  grosse  Ausdehnung  des  Qefolgschaftswesens  hat  ihr  zahl- 
reiche Elemente  entzogen-'')  und  ihre  Bedeutung  gegenüber  den 
neuen  politischen  Aufgaben  erschüttert;^)  es  ist  den  Sippen 
ferner  in  den  Ansiedlungsgenossenschailen,  insoweit  dieselben 
nicht  mehr  mit  den  Sippen  identisch  waren,  ^)  eine  starke 

Königtum  an  der  gleichmässigen  Entariuklung  des  Privatrechtes  nicht 
interessiert  war,  so  ergab  sich  eben  der  im  Texte  angedeutete  lockere 
Zusammenhang  xwischen  dem  Frivatrecbte  und  anderen  Bechtsgebieten,  der 
nur  da  enger  wurde,  wo  sich  das  Privatrecht,  der  Feststellung  und  des 
Schutzes  wegen,  mit  andern  Rechtsgebieten  unmittelbar  berührte,  was 
namentlich  für  das  Obligationenrecht  in  besonderer  Weise  xutrifft. 

■)  Vgl.  Theil  IL  S.  140.  A.  1.;  s.  Lamprecht  in  Festg.  f.  Haussen. 
Die  Orenzen  waren  freilich  von  Volk  zu  Volk  verschieden,  ja  sogar  je  nach 
dem  Zwecke,  dem  die  Sippez&hlung  gegebenenfalls  zu  dienen  hatte;  s.  Ficker: 
Erbenfolge  I.  472. 

s.  oben  S.  116.  A.  2. 

Die  HSglichkeit,  aus  der  Sippe  auszuscbeiden  (L.  Sal.  60)  konnte 
gewiss  sehr  häufige  Anwendung  finden;  auch  die  Staatsgewalt  war  in  der 
Ijage,  durch  Friedlosigkeit  der  Sippe  Uitglieder  zu  entziehen;  vgl.  Brunner: 
R.  O.  I.  93.  Über  das  freiwillige  Ausscheiden  s.  v.  Amira:  Erbenfolge 
20ff,  V.  Hoeller  in  Sav.  Ztschr.  XXI.  28ff,  Immerwabr:  Kündigung  65. 
Durch  Ordination  trat  man  aus  der  Sippe  nicht  aus;  s.  Dahn  I.  c.  VII.  III.  288. 

Die  Übergangslosigkeit,  die  die  fränkische  Entwicklung  kennzeichnet, 
hat  der  Sippenverfassung  die  Anpassung  an  die  neuen  Verhältnisse  noch 
mehr  erschwert,  als  bei  andern  Völkern.  Über  die  Beziehungen  des 
Ueschlechtsverbandes  zur  staatlichen  Ordnung  s.  Lamprecht:  Wirtschafts- 
leben I.  23  ff,  Op  et  in  Ergbd.  V.  198.  Selbst  für  die  Heeresverfassung 
erscheint  die  sippschaftliche  Oliedernng,  mit  Rücksicht  auf  die  Dienstpflicht 
der  Romanen,  zweifelhaft. 

'■')  Die  Erörterung  des  Zusammenhanges  der  Ansiedlungen  mit  den 
Sippen  muss  der  Behandlung  des  Immobiliareigentums  Vorbehalten  bleiben. 
Für  den  Beginn  ist  ein  solcher  Zusammenhang  zum  grossen  Theile  anzu- 
nehmen;  s.  Waitz  1.  c.  I.  83.  A.  3,  Brunner  I.  c.  I.  85,  A.  15.;  für  die 
weitere  Entwicklung  kommt  dann  die  Zersetzung  durch  das  grundherrschaft- 
liche Element  und  durch  die  sociale  Differenzierung  in  Betracht. 
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Nebenbuhlerschaft  entstanden,*)  der  nur  noch  das  engere  Familien- 
bewusstsein,  aber  nicht  mehr  der  gelockerte  sippschaftliche  V erband, 
Stand  halten  konnte;  die  gleichzeitige  Entwicklung  des  Strafrechtes 
hat  die  bisherige  Gewalt  der  Sippe  über  ihre  Mitglieder  geschmälert.^) 
Derart  erschüttert  und  neuer  Kraftelemente  entbehrend, 
musste  die  Sippe  auf  allen  Gebieten  Einbussen  erleiden.  Für 
die  Eideshilfe  kam  bei  den  Franken  nicht  mehr  das  Blutsband 
allein  in  Betracht;^)  die  Haftung  für  das  Wergeid  erfuhr  einen 
bemerkbaren  Rückgang,^)  der  sich  natürlich  auch  in  dem  Rechte 
auf  Empfang  des  Wergeides  äusserte.**)  Eine  Folge  der  allgemeinen 

Denn  selbst  da,  wo  die  Ansiedlung  nach  Sippen  erfolgte,  wurde 
nicht  der  Blutsverband,  sondern  die  aus  demselben  herrorgegangene  und 
vielfach  mit  hinzutretenden  fremden  jSlementen  durchsetzte  wirtschaftliche 
Gruppierung  für  die  Folgezeit  wichtig. 

*)  V.  Amira  (bei  Paul*  S.  159)  leitet  das  verwandtschaftliche 
Strafrecht  aus  der  Gemeinsamkeit  der  Ehre  ab.  Über  Strafrecht  der 
Verwandten  der  Frau  berichtet  Greg.  Tur.  VI.  36,  IX.  33;  vgl.  Brunner 
1.  c.  II.  469  ff,  660, 

s.  oben  S.  293. 

'*)  Sie  hat  sich  thatsSchlich  noch  im  VI.  Jh.  sehr  stark  geltend  gemacht, 
stärker  als  aus  den  Rechtssätzen  zu  entnehmen  ist  (so  m.  R.  Brunner  in 
Sav.  Ztschr.  III.  45  und  Seebohm:  Tribal  custom  in  Anglosaxon  law  139 ff.); 
die  Rechtsordnung  hatte  aber  kein  directes  Interesse  an  der  Wergeidhaftung 
der  Sippe  und  regelte  sie  nur  fär  den  Fall,  wenn  (wie  schon  Waitz: 
D.  alte  Recht  S.  177  annabm)  die  Gesippen  durch  Zahlungsversprechen  ein 
Schuldverhältnis  gegenüber  der  geschädigten  Sippe  eingegangen  sind;  in 
diesem  Falle  wurde  die  Regelung  allerdings  nach  zweifellos  altem  Her- 
kommen vorgenommen.  Lag  aber  kein  Zahlungsversprechen,  also  kein 
äusserer  Rechtsgrund  vor.  so  blieb  es  der  Sippe  frei,  den  Verbrecher  aus- 
zulüsen,  oder  es  nicht  zu  thun  (Pact.  de  tenore  pacis  c.  2;  decr.  Cbildeb. 
c.  5.),  woraus  zu  ersehen  ist,  dass  diese  Haftpflicht  der  Sippe  nicht  als  eine 
der  allgemeinen  Rechtsordnung  augehürende  Verpflichtung  betrachtet  wurde. 
Von  da  aus  erscheint  die  Annahme  Brunners  (1.  c.  44)  insofern  sehr  be- 
gründet, als  wir  alle  Ursache  haben,  anzunehmen,  dass  bereits  dem  Tit.  58 
die  Unterscheidung  der  Geschlechtsbusse  von  der  subsidiären  Haftung  für 
die  Erbenbusse  vorschwebte  (vgl.  Heusler  1.  c.  II.  542),  also  eine  Ent- 
wicklung, die  in  L.  Rib.  12.  2 (vgl.  Mayer:  L.  Rib.  89 ff,  96 ff,  Heck: 
Gemeinfreie  29,  .349,  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XXIII.  218f)  und  in  dem 
Absterben  der  Chrenecruda  ihre  Fortsetzung  fand  (allerdings  unbeschadet 
des  Fortlebens  der  Sitte  in  den  salischen  Tochterrechten).  Die  Rechtsordnung 
hatte  nicht  nur  kein  Interesse  an  der  Wergeidhaftung  der  Sippe,  sondern 
angesichts  der  Entwicklung  des  Strafrechtes  sogar  ein  gegentheiliges  Interesse. 

‘0  Dieses  Recht  ist  bekanntlich  nicht  mehr  Recht  der  ganzen  Sippe. 
Der  Anspruch  zerfällt  in  die  von  einander  getrennten  Ansprüche  der  Vater- 

20* 
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Lockerung  war  die  Abschwächnng  des  Bevormundungsrechtes, 
namentlicb  auf  dem  Gebiete  der  Geschlechtsvormundschaft,') 

and  Uuttermagscbaft,  ohne  gegenseitige  Accrescenz  und  mit  Einräumung 
eines  Fallrechtes  an  den  Fiscus.  Wir  haben  da  ein  klares  Beispiel  staat- 
licher Äusntttzung  der  Sippengrenze  nnd  gleichzeitig  des  Rückganges  der 
Sippe  zu  Gunsten  der  Familien.  Ein  späterer  Zusatz  (Hess.  412,  üod.  1. 
Tit.  101.)  zeigt  überdies,  dass  die  Äuftbeilung  keine  gleiche  war,  sondern 
dass  zuerst  der  Sohn  des  Erschlagenen,  dann  die  Witwe  (s.  Brunner  in 
Sav.  Ztschr.  HL  34)  und  dann  erst  die  beiderseitigen  proximiores  betheilt 
wurden,  so  dass  auch  hier  die  Familie  in  den  Vordergrund  trat.  Bei  der 
Oliederbnsse  von  62‘/,  sol.  ist  die  Magstthne  ganz  weggefallen.  Der  Zusammen- 
hang der  Wergeldbaftnng  und  des  Wergeidempfanges  ist  evident  und  hin- 
reichend besprochen;  s.  noch  Seebobm  1.  c.  131ff.  163ff.  Dass  man  daboi 
zur  Interpretation  von  L.  Sal.  38  ganz  unzntrefifenderweise  das  Immobiliar- 
reebt  heranzog,  habe  ich  (unter  Anlehnung  an  Lampreebt)  in  meiner 
Entst.  d.  Immobiliareig.  I.  S.  268  ff  nachznweisen  gesucht,  ohne  Widerspruch, 
allerdings  auch  ohne  Zustimmung  gefnnden  zu  haben. 

’)  Der  Rückgang  des  Bevormundungsrechtes  der  -Sippe  ist  evident; 
die  Zerrüttung  der  Sippe  machte  die  Bevormundung  unmiSglich  (s.  Brunner 

I.  c.  I.  222).  Daher  auch  der  fortschrittliche  Standpunkt  des  fränkischen 
Vormundschaftrechtes  (s.  v.  Amira;  Erbenfolge  207 f,  Heusler  1.  c.  II.  274, 
485),  der  sich  in  dem  Übergang  der  Vormundschaft  an  die  Familie  und  in 
der,  freilich  sehr  spärlichen,  Vormundschaft  des  Königs  äussert. 

Das  interessanteste  bildet  der  Umstand,  dass  die  Geschlechtsmunt 
thatsächlich  im  fränkischen  Rechte  nicht  nachweisbar  ist.  Da  dieselbe  ein 
Recht  der  Sippe,  also  einen  Tbeil  der  Sippenvormundschaft  nnd  nicht  der 
Familienvormnndsebaft  im  engeren  Sinne  bildete,  so  bedeutet  ihr  Mangel 
einen  Beweis  der  Schwäche  der  fränkischen  Sippe.  Wir  können  hier  auf 
das  Meritum  dieser  Frage,  die  zu  den  grundlegenden  Problemen  der  Sippen- 
ordnung gehört,  nicht  eingehen.  Sie  ist  durch  Ficker  und  Op  et  (letzterer 
trat  schon  in  seiner  Abhandlung  über  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber 
in  diesem  Sinne  auf)  neuerdings  in  den  Mittelpunkt  der  Debatte  gestellt 
worden  (s.  aber  anch  schon  Lefebvre:  lutrod.  ä l’hist.  du  dr.  matrini. 
franv.  330ff,  Meynial  in  Nouv.  Rev.  bist,  du  dr.  fran?.  et  etr.  XXII.  178ff; 
Brissand  I.  c.  1078.  A.  3.  und  Galy:  La  famille  ä l'öpoque  merov.  171  ver- 
treten eine  vermittelnde  Meinung;  ersterer  folgert  aus  dem  Hervortreten 
der  Geschlechtsmunt  im  Mittelalter,  dass  sie  auch  in  fränkischer  Zeit,  wenn 
auch  weniger  sichtbar,  bestanden  habe,  während  Galy  für  die  Frau  zwar 
einen  Mundwalt  gelten  lässt,  demselben  jedoch  eine  andere  Stellung  znweist, 
als  dem  Vormund  i.  e.  S.)  Für  eine  Lösung,  die,  wie  erwähnt,  hier  nicht 
versucht  werden  kann,  muss  man  wohl  von  der  Ansicht  Heuslers  (1.  c. 

II.  482  ff,  508  ff.)  ausgehen,  wonach  die  Sippeuvormundschaft  nicht  im  Interesse 
der  Mündel,  sondern  im  Sippeninteresse  ihre  Begründung  fand;  tritt  mau 
dieser  Auffassung  bei,  die  mittelbar  von  Brnnner  unterstützt  wird  (da  er 
I.  c.  I.  86,  222,  die  Sippe  als  Trägerin  der  Vormundschaft  und  den  Vormund 
als  V'ertreler  der  -Sippe  bezeichnet),  so  gelangt  man  zu  der  Überzeugung, 
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sowie  die  dem  Sippenintcresse  abträgliche  Entwicklung  des 
Erbrechtes.*) 

dass  der  Umfang  dieses  Sipperecliteg  mit  der  Sippenmacht  zusammenhing, 
daher  durchaus  nicht  Überall  derselbe  sein  musste  (s.  Ficker  1.  c.  I.  188; 
man  braucht  aber  deswegen  noch  nicht  die  principielle  Gleichberechtigung 
Ton  Männern  und  Weibern  anzunehmen).  In  historischer  Zeit  begegnen  wir 
überall  verschiedenartiger  Auseinandersetzung  zwischen  Sippe  und  Familie; 
die  einfachste  und  häufigste  ist  natürlich  jene  Auftheilung,  durch  welche 
gewisse  Functionen  der  Sippe  an  die  Familie  gelangen.  Manche  Bestand- 
tbeile  gehen  jedoch  der  Sippe  verloren,  ohne  an  die  Familie  zu  gelangen 
und  fallen  der  wirtschaftlichen  Gruppe,  dem  Staate,  oder  auch  ganz  un- 
bestimmten Factoren  zu;  letzteres  gilt  für  die  Eideshilfe.  Da  ist  nun  die 
Frage  berechtigt,  ob  nicht  irgend  etwas  einfach  in's  Leere  fallen  konnte, 
namentlich,  wenn  man  bedenkt,  dass  bei  den  Franken  der  mangelhafte 
Übergang,  die  rasche  Zerrüttung  der  Sippenverfassung,  ohne  entsprechend 
rasche  Consolidierung  der  Familienverfassung,  mauchem  Rechte,  für  dessen 
Ergreifung  die  Familie  noch  nicht  genügend  vorgebant  haben  mochte,  den 
Boden  entzog.  Von  diesem  Standpunkt  Hesse  sich  der  Mangel  der  Geschlechts- 
Vormundschaft  bei  den  Franken  vielleicht  ohne  Herranzichung  des  Mutter- 
rcchtos  (s.  Ficker  in  Ergbd.  II.  528)  erklären  und  man  könnte  dabei  jenen 
Schwierigkeiten,  die  Hübner  (Krit.  Vierteljahrschr.  X.  F.  XVI.  38ff.)  aus 
allgemeinen  Gründen  erhebt,  leichter  begegnen.  Der  auffallende  Mangel 
der  Geschlechtsvormundschaft  im  fränkische  Rechte  ist  jedenfalls  ohne  An- 
nahme einer  ganz  ungermaniseben  Entwicklung  zu  erklären.  Wir  werden 
uns  mit  dieser  Frage  bei  Besprechung  der  Entwicklung  des  Immobiliar- 
rechtes, das  ja  mit  der  Sippengescbichte  so  vielfach  zusammenhängt,  zu 
befassen  haben;  römischer  Einfiuss  auf  die  Wandlungen  der  fränkischen 
Geschlechtsvormnndscbaft  ist  von  keiner  Seite  bewiesen  worden. 

Die  Einwirkung  der  Sippe  auf  die  Ehe  Schliessung  hat  sich  allerdings 
erhalten  (man  kann  deswegen  noch  immer  nicht  von  dem  Bestände  eines 
eigentlichen  Familienrathes , wie  ihn  z.  B.  Falumbo:  II  consiglio  di 
famiglia  S.  3,  oder  Galy  I.  c.  141  ff.  annehmen,  sprechen).  Sie  hat  speciell 
für  die  Witweneho  eine  sehr  merkwürdige  Ausgestaltung  erfahren,  der  eine 
Verquickung  germanischen  und  römischen  Rechtes  zu  Grunde  liegt 
(s.  Brunner  in  Berl.  Sitz.  Ber.  1894  S.  563ff,  l289ff,  Wolff  in  Mitth.  d. 
Inst.  XVII.  377 ff.  u.  die  dort  cit.  Lit.,  ferner  Brissaud  1.  c.  1070);  dieser 
Combination  ist  jedoch  eine  weitgehende  Selbständigkeit  im  Vergleiche  mit 
dem  römischen  Vorbilde  nicht  abzusprochen  (s.  oben  S.  45  u.  50),  so  dass 
die  fränkische  Entwicklung  auch  hier  ihre  eigene  Bahn  eingoschlagen  hat. 
Abgesehen  davon,  dass  die  betreffende  Norm  nicht  durchgedrungen  ist  und 
im  IX.  Jh.  wieder  die  Zustimmung  der  Verwandten  gefordert  wurde,  ist  zu 
bemerken,  dass  diese  gewaltsame  Trennung  des  Erbrechtes  von  dem  An- 
sprüche auf  Reipus  den  allgemeinen  Zügen  der  erwähnten  Auseinandersetzung 
zwischen  Sippe  und  Familie  entsprach. 

')  Das  fränkische  Erbrecht  bängt  noch  mehr  als  das  der  Gothen, 
Burgunder  und  Langobarden  mit  dem  Iminobiliarrechte  zusammen,  da  wohl 
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Dennoch  hat  die  Sippe  nicht  alle  Bedeutung  zu  Gunsten  des 
Staates,  der  Familie  und  der  Ansiedlungsgenossenschaft  verloren ; 
der  Rest  ihrer  Competenz  geht  weit  über  den  Begriff  eines 
rechtshistorischen  Überlebsels  hinaus,  denn  er  bleibt  für  die 
weitere  Entwicklung  vielfach  mitbestimmend.  Dieser  Umstand, 
sowie  die  Gestaltung  der  einzelnen  Überreste  der  Sippenverfassung, 
bedeuten  einen  wichtigen  Unterschied  gegenüber  dem  römischen 
Rechte,  in  dem  das  Agnationsprincip  einen  vollen  Sieg  errungen 
hat,  während  im  fränkischen  Rechte  (ebenso  wie  in  andern 
germanischen)  manche  Consequenzen  des  Verwandtschaftsrechtes 
der  Cognation  belassen  blieben.^)  Selbst  da,  wo  römischer  Einfluss 
auf  die  Art  der  Abschwächung  der  Sippebedeutung  eingewirkt 
hatte, 2)  liegt  doch  selbständige  Entwicklung  vor,  die  insgesammt 
zu  einem  unrömischen  Gebilde  führte,  zu  einem  Resultate,  welches, 
trotz  der  im  fränkischen  Reiche  der  Sippenverfassung  sehr  ab- 
träglichen Umstände,  germanische  Eigenschaften  verräth,  daher 
auch  die  Kraft  des  fränkischen  Rechtes  gegenüber  dem  römischen 
erweist.^) 


nirgends  das  letztere  so  sehr  auf  die  Auseinandersetzung  zwischen  Sippe 
und  Familie  eingewirkt  hat,  wie  bei  den  Franken.  Der  Rückgang  des 
Sippenerbrechtes  zu  Ounsteu  des  Familienerbrochtes  und  das  ZurUckgreifeu 
desselben  wieder  auf  die  Sippe  lässt  sich  daher  n.  E.  nur  in  Anlehnung  an 
die  Geschichte  des  Immobiliarreclites  erläutern;  wir  beschränken  uns  hier 
nur  auf  die  Behauptung,  dass  es  der  stark  übertriebenen  Heranziehung  des 
Mutterrechtes  nicht  bedarf,  dass  aber  die  von  Ficker  1.  c.  I.  472  hervor- 
gehobene Verschiedenheit  der  Zählung  je  nach  dem  Zwecke,  sowie  die 
Folgen  dieser  Verschiedenheit,  eine  desto  grUssere  entwickungsgescbichtlicbe 
Bedeutung  haben.  — Aus  analogen  Gründen  müssen  wir  auch  auf  die  Be- 
sprechung des  Wartrocbtes  und  des  Kepräsentationsrechtes  verzichten,  was 
allerdings  für  die  vorliegende  Untersuchung  nicht  gleichgiltig  ist,  da  die 
Frage  der  eventuellen  rümiscben  Beeinflussung  des  Kepräsentationsrechtes, 
ebenso  wie  der  verschiedenartigen  Behandlung  von  Männern  und  Weibern, 
schon  hier  zu  beantworten  wäre  (s.  jetzt  Brunner  in  Festg.  f.  Dernburg 
und  Dultzig:  D.  deutsche  Grunderbrecht.) 

*)  s.  Heusler  1.  c.  II.  272,  274. 

s.  oben  S.  808.  A.  1.  hinsichtlich  der  Einwirkung  der  Sippe  anf  die 
Eheschliessung. 

Dies  ist  umso  interessanter,  als  die  ganze  Entwicklung  sich  bei 
den  Franken  zum  Theile  bereits  im  neuen  Rahmen  vollzog,  während  andere 
Stämme  Gelegenheit  hatten,  sie  nach  und  nach  durchzumachen.  So  hat 
sich  bei  den  Langobarden  die  Sippenverfassung  der  Stammes  Verfassung  einigcr- 
maassen  eingliedern  lassen  (s.  Tb.  II.  S.  132f.),  wenn  auch  unter  grossen 
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Besser  als  die  Sippe,  vermochte  die  Familie  diesen 
Wandlungen  zu  widerstehen  und  die  durch  den  Verfall  der 
Sippeverfassung  angebahnte  Individualisierung  des  Rechtes  auf- 
zuhalten, sowie  der  Bereicherung  des  Rechtslebcns  Rechnung 
zu  tragen.  Fiel  auch  das  heidnisch-religiöse  Band  weg,  so  trat 
doch  an  seine  Stelle  nicht  nur  die  christliche  Hochschätzung 
des  Familienlebens,  sondern  überdies  ein  neues  Kraflelement, 
das  der  Sippe  versagt  blieb,  nämlich  die  wirtschaftliche  Grund- 
lage, auf  der  sich  die  vielfachen  Mundialverhältnisse  entwickelten, 
die  der  Familiengewalt  verschiedenartige  Äusserungen  er- 
möglichten. Da  somit  die  Gefahren,  die  den  Volks-  und  Sippen- 
verband untergruben,  die  Familie  nicht  betrafen,  dieselbe  vielmehr 
in  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  neue  Kraftquellen  fand,  ist 
auf  dem  Gebiete  des  Familienrechtes  ein  reicher  Ausbau  zu  be- 
merken, der  sich  sowohl  auf  Kosten  der  Sippe,  als  auch  zum 
Nachtheil  der  staatlichen  Entwicklung,  sowie  insbesondere  zum 
Nachtheil  der  Unmittelbarkeit  der  Beziehungen  von  Staat  und 
Individuum  vollzog.  Man  darf  annehmen,  dass  die  so  geartete 
Bedeutung  der  Familie  in  den  Rechtsquellen  nur  theilweise  zum 
Vorschein  kommt;  sie  geben  Kunde  über  die  typischen  Institutionen 
des  Familienrechtes,  vermögen  aber  kaum  die  Kraft  der  Familien- 
cohäsion  zu  beleuchten,  oder  die  heterogenen  Erscheinungen  voll 
zu  erklären. 

Mehr  als  für  andere  Rechte  gilt  für  das  fränkische  die 
Ansicht,  dass  das  Eherecht  der  Volksrechte  sich  in  einem 
Gährungszustande  befindet,  was  eben  mit  den  Eigentümlichkeiten 
der  fränkischen  Entwicklung,  insbesondere  des  Sippewesens, 
zusammenhängt;')  das  fränkische  Eherecht  weist,  neben  den 

Einbussen;  es  konnte  auch  zu  einem  gewissen  Gleichgewichte  zwischen 
Sippe  und  Familie  kommen  (1.  c.  ISSf.),  weil  eben  die  Sippeuverfassuug 
nicht  plötzlich  entwurzelt  wurde,  sondern  die  allgemeinen  Wandlungen 
mitgemaebt  hat.  Analog,  wenn  auch  unter  römischem  Einflüsse  und  daher 
mit  entsprechenden  Unterschieden,  vollzog  sich  dieselbe  Umgestaltung  bei 
Westgothen  und  Burgundern.  Da  ist  gerade  der  Umstand,  dass  die  Sippe 
bei  den  Franken,  trotz  ungünstigerer  Entwicklungsmodalitäten,  einen  grossen 
Theil  ihrer  Bedeutung  beibehalten  hat  — vielfach  einen  grösseren  als  ander- 
wärts — sehr  bezeichnend.  Es  entspricht  der  Widerstandskraft  des  fränkischen 
Rechtes,  dass  dasjenige,  was  nicht  niedergerungen  wurde,  Tür  die  Folgezeit 
erhalten  blieb  und  sich  in  den  Tochterrechten  fortpflanzte. 

t)  s.  Uensler  1.  c.  II.  205.  Daher  auch  die  bedeutsame  Incongruenz 
zwischen  den  Erscheinungen  der  fränkischen  und  denen  der  nachfränkiseben 
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Spuren  von  Raub-  und  Kaufehe,  grosse  Fortschritte  der  Selbst- 
bestimmung der  Frau  bei  der  Eheschliessung  0 ^luf,  was  man 
wohl  damit  erklären  kann,  dass  es  der  Familie,  die  an  der 
Sippe  keinen  genügenden  Rückhalt  fand,  nicht  gelang,  eine 
germanischen  Auffassungen  und  alten  Traditionen  entsprechende, 
aber  auch  dem  spätrömischen  Rechte  genehme^)  Machtvollkommen- 
heit zu  erlangen.  Man  vertritt  oft  die  Ansicht,  dass  das  fränkische 
Eherecht  einer  jüngeren  Stufe  angehört,®)  was  insofern  richtig 
ist,  als  man  thatsächlich  den  Boden  der  allgemeinen  germanischen 
Entwicklung  zum  Theile  verlassen  hat,  ohne  den  der  römischen 
betreten  zu  haben.'*)  Staat  und  Kirche  haben  an  der  Regelung 

Zeit,  in  der  manches,  was  zeitweise  eingedämmt  war,  zum  Vorschein  kommt. 
Man  muss  dabei  nicht  nur  mit  dem  Unterschied  zwischen  dem  officioll 
geltenden  und  dem  zurückgedrängten,  überdies  durch  die  mangelhafte 
Auseinandersetzung  zwischen  Sippe  und  Familie  gestürten  Rechte  rechnen, 
sondern  auch  mit  der  Verschiedenheit  des  Verhältnisses  zwischen  Sitte  und 
Recht  in  den  einzelnen  Volksschichten. 

>)  s.  darüber  Op  et  in  seinen  beiden  Aufsätzen  und  die  dort  angeführte 
Litteratur. 

Es  ist  bekannt,  dass  das  spätrömischo  Recht  dem  Familieninteresse 
und  der  Familiengewalt  im  Gebiete  des.  Eberecbtes  zu  neuerlicher  Geltung 
verfaalf.  Damit  hing  auch  die  gesteigerte  Bedeutung  der  Verlobung 
zusammen,  deren  Entwicklung  durch  Meynial  (Nuuv.  Rev.  hist,  de  dr.  fr. 
et  etr. XX.  522 ff.)  geschildert  wurde;  man  vergleiche  L.  R.  Vis.  C.  Th.  III. 
10.  1.  Interpr.u.  Epitt.  Aeg.  und  Mon.  Ander  Verlobung  konnten  sich  die  beider- 
seitigen Familien  besser  betbätigen,  sie  gab  ihnen  mehr  Gelegenheit  dazu  als  die 
Ehescbliessnng  (vgl.  L.  R.  Vis.  C.  Th.  III.  6.  1.).  Durch  diese  Umbildung 
wurde  das  spätrümische  Recht  zu  jener  Annäherung  au  das  fränkische  reif, 
die  man  im  ehel.  Güterrechte  wabrnebmeu  kann  (s.  unten). 

^)  s.  darüber  die  Ausführungen  v.  Dargun's,  Heusler's  und 
Schröder's. 

*)  Letzteres  gilt  insbesondere  für  die  Stellung  des  Concubinates  neben 
der  Ehe  und  für  die  damit  zusammenhängende  Rechtslage  der  Unehelichen. 
Hat  auch  das  römische  Vulgarrecht  eine  dem  fränkischen  Rechte  praktisch 
nahe  Haltung  eingenommen  (s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XVII.  29  f, 
XXIII.  198ff.),  so  ist  doch  die  betreffende  fränkische  Ausgestaltung  durchaus 
unrömiseb.  Der  bekannte  Ausspruch  Gregors  v.  Tours  (V.  20)  stellt  die 
Gleichberechtigung  der  unehelichen  .Söhne  des  Königshauses  dem  römischen 
Rechte  entgegen  (so  m.  R.  Dahn  VII.  III.  432);  sie  gebt  thatsächlich 
weiter  als  im  römischen  Rechte  (s.  Brunner  1.  c.  4ff,  23ff.)  und  da  sie 
sich  im  Familienrechte  des  Königshauses  so  kräftig  äus.serte  (bis  zur  Ordin. 
V.  J.  817;  s.  Sicke  1 in  Sav.  Ztschr.  XXIV.  llOff),  so  ist  an  römische 
Entlehnung  gewiss  nicht  zu  denken.  Es  liegt  vielmehr  eine  Folgeerscheinung 
der  auf  diesem  ganzen  Gebiete  sichtbaren  Gährungszustände  vor;  das  fränkische 
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der  Ehe,  insbesondere  der  Ehehindernisse,  mitgewirkt.') 
Hinsichtlich  der  Ehescheidung  ist  der  kirchliche  Einfluss 
nicht  durchgedrungen; 2)  die  Einwirkung  des  römischen  Rechtes 
machte  sich  in  dieser  Beziehung  geltend,-'’)  wenn  auch  zweifellos 

Recht  wurde  dadurch  au  der  Schaffung  jener  festeren  Form,  wie  sie  bei  West- 
gothen  (allerdings  durch  vielfach  nnhaltbare  Unterdrückung  der  Sitte,  die 
später  aum  Vorschein  kam)  und  Langobarden  gefunden  wurde,  gehindert.  Aber 
trotz  aller  Qährungserscheinungen  äussert  sich  in  den  verschiedenen  Zweigen 
familienrechtlicher  Oewalt  der  enge  Zusammenhang  zwischen  Rechten  und 
Pflichten;  wir  begegnen  ihm  auch  im  Eberecbte,  nämlich  in  der  Institution 
des  Errungenscbaftsantheils.  — Die  Frage,  inwiefern  das  fränkische  Eberecht 
der  jüngeren  Entwicklungsstufe  angehürt,  kann  natürlich  hier  nicht  ab- 
gesondert behandelt  werden.  Die  Streitfrage:  Verlobung  und  Trauung  ist 
für  unsere  Untersuchung  gegenstandslos. 

Formell  war  das  Eherecht  bekanntermaassen  weltlich,  wenn  auch 
auf  den  Ausgleich  des  weltlichen  und  kirchlichen  Rechtes,  wie  ihn  die 
Gapitnlarien  versuchten,  die  Kirche  Einfluss  nahm  (s.  Esmein:  Le  mariage 

I.  11.).  Was  die  Ehehindernisse  betrifft,  so  galten  die  meisten  Bemühungen 
der  Regelung  des  Verwandtscbaftshindernisses  und  der  Entführung.  Über 
das  erstere  s.  Lüning  1.  c.  II.  546ff,  Esmein  1.  c.  I.  344ff,  vgl.  Decr. 
Cbildeb.  c.  2.;  wegen  Zählung  der  Grade  im  Eberecbte  s.  Ficker  1.  c.  I. 
401  ff,  514ff;  über  Cognatio  spiritualis  s.  Esmein  1.  c.  I.  365.  Die  Ent- 
führung (L.  Sal.  13,  L.  Rib.  34)  erfuhr  unter  kirchlichem  Einflüsse  strengere 
Behandlung  (s.  III.  Synode  v.  Paris  557  c.  6..  Decr.  Childeb.  c.  4,  Ed.  Chloth. 

II.  c.  18),  woran  auch  der  römische  Einfluss  betheiligt  war  (s.  Schröder 
R.  G.4  358,  Dahn  1.  c.  VIII.  I\'.  138,  Brunner  1.  c.  U.  669).  Impotenz, 
zunächst  nur  durch  die  Kirche  berücksichtigt  (s.  Galy  I.  c.  109f),  wird  dann 
auch  seit  757  durch  das  weltliche  Recht  als  Ehehindemis  anerkannt 
(s.  Esmein  1.  c.  I.  235).  Ehen  mit  Ketzern,  Juden  und  Heiden  werden 
durch  das  weltliche  Recht  geduldet  (s.  Löning  1.  c.  II.  567.  A.  3.) 

^ Die  Unauflöslichkeit  der  Ehe  hat  erst  in  den  Beschlüssen  von 
Compi6gne  und  Verberie  Fortschritte  gemacht  (s.  Esmein  1.  c.  II.  64ff), 
wenn  auch  schon  das  Uapit.  von  Soissons  c.  9.  die  strengere  kirchliche 
Richtung  vertrat;  selbst  die  Bussordnungeu  (s.  Hinschius:  D.  Ehescheidungs- 
recht nach  d.  angelsäcbs.  u.  fränk.  Bussorduung  in  Ztscbr.  f.  dtsch.  K.  XX.) 
haben  mit  der  weltlichen  Praxis  gerechnet,  so  dass  eigentlich  erst  die 
Admon.  gener.  ex  789  und  Capit.  miss,  ex  802.  c.  22  einen  kirchlichen 
Erfolg  bedeuten.  Die  Beschlüsse  der  Synode  von  Nantes  ex  658  sind  unecht 
(s.  Seckel  in  N.  Arch.  XXVI.  39 ff).  Man  kann  also  lür  die  frühere  Zeit 
höchstens  von  einer  Einschränkung  des  dem  Manne  zustehenden  Ehescheidungs- 
rechtes sprechen  (s.  Löning  1.  c.  II.  621,  Fahrner:  Uesch.  d.  Ehescheidung 
56f,  64.).  Auch  die  weltliche  Competenz  wurde  gewahrt  (s.  Sohm  in  Ztschr. 
f.  K.  R.  IX.  242 f,  Löning  1.  c.  II.  626,  Esmein  1.  c.  I.  12;  vgl.  F.  Andeg.  67.) 

4)  ,So  in  der  Ausgestaltung  der  einverständlichen  Scheidung;  dieselbe 
wird  im  Breviar  nicht  ausdrücklich  erwähnt  (s.  aber  Interpr.  zu  L.  K.  V. 
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altgermanische  Bestandtheile  trotz  ihrer  Zurückdrängung  bei- 
behalten wurden.') 

Die  Mehning  des  Besitzes  hat  die  Bedeutung  des  ehelichen 
Güterrochtes  erhöht  und  demselben  eine  Ausgestaltung  ge- 
sichert, die  den  beiden  vorher  erwähnten  Grundzügen  der  Ent- 
wicklung des  fränkischen  Privatrechtes  entsprach.  Von  dem 
Grundsätze  der  Verschiedenheit  der  beiden  Vermögensmassen 
ausgehend, 2)  hat  das  fränkische  eheliche  Güterrecht  die  praktische 
Lösung  der  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  der  Absonderung  der 
einzelnen  Vermögensbestandtheile  ergaben,^)  in  theilweiser  An- 
lehnung an  das  römische  Vulgarrecht  gesucht,^)  dem  analoge 


C.  Th  III.  16.  1.),  faud  aber  praktische  Anwendung  in  F.  Tur.  19,  Andeg. 
57,  Mark.  II.  30,  Senon.  47  (vgl.  Lüning  1.  c.  II.  613.  A.  2.).  Gegen  das 
einseitige  Scheidungsrecht  der  Frau  lehnte  sich  das  fränkische  Hecht, 
germanischer  Tradition  gemäss,  auf  (s.  Lüning  1.  c.  II.  623).  Das  ger- 
manische Selhstscheidungsrecht  wurde  beibehalten  (s.  Fahrn  er  1.  c.  6S), 
wenn  auch  Soleunitätszeugen  diesem  Rechte  eine  rümische  Form  gaben. 
Im  allgemeinen  machte  sich  der  rümische  Einfluss  in  der  Festlegung  der 
ScheidungsgrUnde,  sowie  in  der  schriftlichen  Form  bemerkbar  (s.  Sohm: 
Trauung  S.  6,  Lüning  1.  c.  II.  612ff,  Schrüder  H.  ö.*  305,  Dahn  1.  c. 
VIII.  IV.  209  f.). 

')  Ausser  der  Feindschaft  der  Verwandten  der  Frau,  der  sich  der 
Gatte  aussetzte,  kommt  insbesondere  die  zuerst  von  Grimm  (R.  altert.  443) 
angenommene,  von  Heusler  (1.  c.  II.  292)  bezweifelte  und  von  Brunner 
(Sav.  Ztschr.  XVI.  lOSfr.)  klargestellte  Bedeutung  der  Unfruchtbarkeit 
der  Ehefrau  in  Betracht.  Trotz  officieller  Verdrängung  hat  sich  dieser 
Scheidungsgrnnd  doch  erhalten  und  ist  von  Hinkmar  (bei  Brunner  1.  c.  106) 
ziemlich  ausdrücklich  als  ein  von  der  Kirche  verworfener,  von  dem  weltlichen 
Rechte  jedoch  geduldeter,  bezeichnet  worden.  Die  Erürterung  der  Rechts- 
stellung der  Frau  in  der  Ehe  muss  hier,  mit  Rücksicht  auf  den  Zusammen- 
hang dieser  Frage  mit  der  Gesammtverfassung  der  Familie  und  der  Sippe, 
unterhleiben. 

“)  S.  jetzt,  ausser  Schröder,  namentlich  Ficker  1.  c.  II.  553 ff, 
IV.  302  ff. 

’)  Diese  Absonderung  Hess  sich,  namentlich  wenn  die  einzelnen  Bestand- 
theile grösser  wurden,  daher  an  praktischer  Bedeutung  Zunahmen,  nicht  gut 
beibehalten  i man  sieht  dies  schon  am  rechtlichen  Schicksal  des  sog.  Federwat 
(vgl.  Brunner  in  Borl.  Sitz.  Berl.  1894.  S.  566,  Wolff  in  Mittb.  d.  Inst. 
XVII.  385ff);  noch  mehr  aber  an  dem  des  Wittums  bei  unbeerbter  Ehe; 
vgl.  (ausser  Schröder)  Ficker  1.  c.  III.  360ff. 

*)  S.  Heusler  1.  c.  II.  306,  Esmein;  M51.  d’hist.  du  dr.  37ff,  388ff. 
Viollet;  Pr6cis“420,  Brunner  in  Berl.  Sitz.  Her.  1894.  S.  563 ff,  Tamassia: 
11  testam.  del.  marito  69,  Brandileoue:  Donatio  propter  nuptias  33ff.  Aus 
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Schwierigkeiten  Vorlagen;')  durchgedrungen  ist  dies  aber  nicht 
und  jedenfalls  hat  sich  in  den  unteren  Schichten,  deren  Rechts- 
verkehr keine  genügenden  zeitgenössischen  Spuren  hinterlassen 
hat,  der  Keim  der  späteren  Frucht  erhalten,")  die  sich  von  der 
vorübergehenden  romanistischen  Beeinflussung  frei  machte.  Ist 
es  auch  zu  keinem  Abschlüsse  auf  diesem  Gebiete  gekommen,'*) 


dem  Umstande,  dass  das  Vulgarrecht  den  Unterschied  zwischen  Donatio  ante 
nuptias  und  Dos  verwischt  hat,  will  Tamassia  (La  Falcidia  S.  0.  A.  6) 
schliessen,  dass  die  fränkische  Behandlung  dieser  Frage,  da  sie  an  die  vulgär- 
rechtliche  anklingt,  ungermanisch  sei;  man  muss  dieser  Ansicht  gegenüber 
auf  die  Brunner'schen  Ergebnisse  hinweisen,  die  durch  Brandileone;  Studii 
preliminari  dei  rapp,  patrimon.  dei  coniugi  S.  18  ff.  sogar  noch  eingeschränkt 
werden.  Vgl.  ilitteis:  Reichsrecht  und  Volksrecht  266 ff. 

')  s.  Brunner  1.  c.  549ff.  556ff,  661  f;  vgl.  Kitteis  1.  c.  247 ff. 

s.  Brunner  1.  c.  670ff. 

Xamentlich  bezüglich  des  Antheils  der  Frau  an  der  Errungenschaft, 
in  Ermangelung  einer  Dos  conscripta. 

*)  Dem  Abschlüsse  stellten  sich  zweierlei  Schwierigkeiten  entgegen; 
die  eine  ergab  sich  aus  den  vermügensrechtlichen  Beziehungen  der  Ehegatten 
zu  einander  (ehel.  DUterrecht  im  engeren  Sinne),  die  zweite  beruhte  auf 
den  vermögensrechtlichen  Beziehungen  der  Ehegatten  zu  ihren  Familien 
(beziehungsweise  Sippen),  insoferne  die  Vermögensbestandtheile  von  den 
Familien  berrührten.  Alle  Schwankungen  des  Familien-  und  Erbrechtes 
tbeilteu  sich  dem  ehelichen  GUterrechte  mit,  dessen  innerer  Zusammenhang 
mit  den  Grundlagen  der  Sippen-  und  Familienverfassung,  sowie  mit  der 
VerfUgungsfreiheit  und  auch  mit  Handlungsfähigkeit  der  Frau,  evident  ist. 
Die  herrschende  Lehre  ist  m.  R.  zu  der  Überzeugung  gelangt,  dass  das 
Frauengut  nicht  durch  das  Gut  des  Hannes  aufgesaugt  wird,  dass  die  Frau 
überhaupt  in  dieser  Hinsicht  besser  gestellt  war  als  in  der  römischen  Ehe 
sub  manu.  Ebenso  kommt  aber  in  Betracht,  dass  das  Franengut  zum  grossen 
Theil  der  Sippe  der  Frau  entzogen  wurde,  da  die  Frau  sogar  Uber  die  Aus- 
steuer zu  Gunsten  des  Mannes  verfügen  konnte  (F.  Andeg.  41  (40),  Hark. 
11.  7,  17,  F.  Merk.  16,  Lindeubr.  13;  die  wechselseitigen  Verfügungen  der 
beiden  letztgenannten  Formeln  betrachtet  Demuth  (Wechselseitige  Ver- 
fügungen S.  4.)  mit  Unrecht  als  Verbindung  zweier  römischen  Testamente 
oder  zweier  römischen  Schenkungen);  die  Gerade  trat  zunächst  nicht  als 
Erbabfindnng  auf  (L.  Sal.  100  bei  Hessels)  und  erhielt  diesen  Charakter 
erst  in  karolingischer  Zeit  (s.  Schröder:  Ehel.  Güterr.  1.  120ff).  Das 
fränkische  Recht  kannte  weder  ein  gesetzliches  Ehegattenerbrecht,  noch  das 
langobardische  Erbrecht  des  Hannes  an  dem  Frauengute,  nahm  also  eine 
eigene  Stellung  ein.  Ob  aber  gerade  die  Tbeilung  des  Wittums  und  über- 
haupt die  Ansprüche  des  Hannes  an  dasselbe  auf  fremdrechtlichem  Einflüsse 
beruhen,  darf  mit  Ficker  1.  c.  HI.  364 ff.  bezweifelt  werden;  es  ist  gewiss 
auch  für  diese  Frage  der  sippen-  und  familienrechtliche  Einschlag  sehr  zu 
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SO  haben  wir  doch  Gelegenheit,  die  geringe  Intensität  der 
römischen  Einwirkung  im  ehelichen  Güterrechte  trotz  der  sich 
häufenden  Schwierigkeiten  und  trotz  mancher  Analogien,  die 
das  spätrömische  Recht  hier  bot,*)  zu  beobachten. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Familie  war  wohl  geeignet, 
die  Individualisierung  aufzuhalten  und  ihr  namentlich  durch 
die  väterliche  Gewalt^)  ein  wichtiges  Hindernis  zu  bereiten. 
Mehr  als  auf  andern  Gebieten  des  Familienrechtes  konnte  hier 
die  alte  Sippenstrenge  fortgesetzt,  oder  sogar  verstärkt  werden  .^) 
Wir  begegnen  auch  thatsächlich  Beweisen  grosser  Macht  und 
bedeutender  vermögensrechtlicher  Beschränkungen ; ^)  den  letzteren 
aber  entsprechen  schon  gegenseitige  Beschränkungen  des  Vaters 
zu  Gunsten  der  Kinder.®)  Aus  den  niedrigen  Mündigkeitsterminen 


berücksichtigen;  vgl.  ferner  Ficker  1.  c.  IV.  292 ff.  — Überhaupt  hat  die 
durch  Schröders  grundlegende  Untersuchung  angebahnte  Qesammtanffassung 
des  ehelichen  Güterrechtes  seit  Ficker  eine  noch  viel  zu  wenig  berücksichtigte 
Erweiterung  erfahren,  die  eine  allseitige  Neubearbeitung  des  ganzen  Problems 
nothwendig  macht. 

')  Insbesondere  ist  die  Analogie  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der 
Dotirung  der  Frau  vielleicht  doch  nicht  in  dem  Sinne  zwingend,  wie  sie 
Brunner  annahm;  s.  dagegen  Ficker  I.  c III.  35üf.  und  sehr  eingehend 
Brandileone:  Studii  preliminari  dei  rapp,  patrimon.  dei  coniugi  S.  IS  ff. 
Gegen  Lefebvre's  Uberschhtzung  des  kirchenrechtlichen  Einflusses,  m.  K. 
Meynial  in  Nouv.  Rev.  hist,  de  dr.  fr.  ct  etr.  XXV.  300 ff. 

^ Es  wäre  vielleicht  richtiger,  im  allgemeinen  von  elterlicher  Gewalt 
zu  sprechen;  s.  Ficker  in  Ergbd.  II.  503ff.  und  Erbenfolge  I.  lOOf,  Opet 
in  Ergbd.  III. 9f.  u.  V.  § 1;  and.  Ans.  Heusler  1.  c.  II.  432f. 

Denn  die  väterliche  Gewalt  wurde  durch  die  Sippe  jedenfalls  be- 
hindert; es  wirkte  wohl  auch  nach  Eurückdrängung  der  Sippe  die  alte 
Tradition  insoferno  nach,  als  doch  die  .Sippe  (selbst  die  der  Frau)  auf  die 
Hausfamilie  Einfluss  übte  (s.  Vanderkindere  in  Bull,  de  l'Acad.  Belg. 
1888  S.  858),  aber  dennoch  kann  man  von  einer  wirklichen  Anlehnung  des 
Hauskindes  an  die  Sippe  nicht  sprechen  und  die  directo  Beziehung  zur 
Staatsgewalt  ist  noch  nicht  vorhanden.  Deswegen  hätte,  wenn  nicht  andere 
Hindernisse  eingewirkt  hätten,  die  Farailiengewalt  in  diesem  Stadium  ein 
freies  Feld  gehabt. 

*)  s.  .Schröder  R.  G.*  321;  vgl.  Cap.  Extr.  Sal.  8,  L.  Rib.  <4,  Cap. 
legi  sal.  add.  ex  819.  c.  5;  s.  Du  l’lossis  de  Grenedan:  Hist,  de  I'autur. 
paternelle  201,  342;  vgl.  auch  L.  R.  V.  C.  Th.  III.  3.  1.  Interpr.,  L.  R. 
Cur.  XXIV.  8. 

Diese  Frage  ist  durch  Ficker's  Forschungen  auf  eine  neue  Grund- 
lage gestellt  worden,  die  hier  nicht  besprochen  werden  kann.  In  interessanter 
Weise  hat  Alex.  Gäl  (D.  Ausschluss  d.  Ascendenten  S.  8ff.)  die hausherrlichc 
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hat  Brissaud^)  mit  Recht  auf  grosse  Familiencohäsiun  und 
auf  Schlichtheit  des  V erkehres  geschlossen  .^)  Die  Vormundschaft 


Gewalt,  die  er  als  einen  abgesonderten  Gegenstand  des  erbrechtlichen  Über- 
ganges betrachtet,  von  den  inneren  Verhältnissen  des  Hanses  und  seiner 
Mitglieder  unterschieden.  (Für  diese  Auffassung  lässt  sich  die  Bestrafung 
eigenmächtiger  Httarschur  an  fremden  Kindern  in  L.  Sal.  69  verwerthen; 
denn  daraus  geht  hervor,  dass  die  Ausübung  väterlicher  Gewalt  als  eine 
sehr  reelle  Berechtigung  erschien.)  Mau  könnte  dann  sagen,  dass  ebenso 
wie  die  eheherrliche  Gewalt  doch  nicht  die  Entwickluug  eines  von  dem 
übrigen  Vermögensrechte  verschiedenen  ehelichen  Güterrecbtes  gebindert 
hat,  auch  die  väterliche  Gewalt  nicht  alle  Tbeile  des  Vermögensrechtes 
umfassen  musste,  so  dass  trotz  väterlicher  Gewalt  vermögensrechtliche 
Beziehung,  insbesondere  Vermögensgemeinschaft  zwischen  Vater  und  Kindern 
möglich  war,  woraus  sich  die  angedeuteten  Beschränkungen  ergeben  konnten. 

S.  Adler  (Ekel.  Qüterr.  n.  Absrhichtgsr.  S.  9 ff.  u.  98)  sagt  m.  R.,  dass 
zur  Zeit  des  Capit.  ex  818  (819)  die  Kinder  bei  allen  Stämmen  des  fränkischen 
Reiches  einen  Anspruch  auf  eine  Quote  des  Hausgutes  hatten,  — Über  den 
Einfluss  der  Kirche  auf  die  Schwächun  g der  väterlichen  Ge  walt  s.  G a 1 y 1.  c.  380  ff. 

')  1.  c.  1170. 

7)  Gierke:  Dtsch.  Privatr.  I.  381.  A.  3.  fasst  die  niedrigen  Termine 
nur  als  die  frühesten  (und  oft  hinansgeschobenen)  Grenzen  des  wirklichen 
Eintrittes  der  Mündigkeitsfolgen  auf.  Die  Termine  sind  auch  bekanntlich 
später  weiter  gesetzt  worden;  s.  Viollet:  Hist,  de  dr.  civ.  öioff.  Der 
römische  Einfluss  mag  für  die  Feststellung  einzelner  Alterstermine  an- 
genommen werden.  Dennoch  kommt  der  wesentliche  Umstand  in  Betracht, 
dass  bei  den  Franken  die  Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt  nicht  mit  der 
Erreichung  des  Alters  zusammenbängt;  s.  Schröder  R.  G.*  399.  A.  966; 

T.  Turon.  94  ist  trotz  römischen  Scheines  unrömisch;  s.  He  ns  1er  1.  c.  11. 
486.  Für  die  Frage  der  Alterstermine  kommt  noch  die  Haarscbur  in  Betracht. 
Fotkariski  hat  in  seinem  Aufsätze  Uber  die  Haarschur  bei  Slaven  u. 
Germanen  (Sitz.  Ber.  d.  Krakauer  Akad.  Hist.  phil.  Kl.  Bd.  39,  S.  309 ff.) 
m.  R.  behauptet,  dass  ein  Zusammenhang  zwischen  der  llaarschur  und  dem 
ersten  Müudigkeitstermin  aus  der  Fassung  der  U.  Sal.  94  in  Codd.  7—9  zu 
entnehmen  ist  (a.  M.  B r u n u e r:  R.  G.  1.  78);  denn  a contrario  ist  zu 
schliessen,  dass  für  den  Geschorenen  10 — 19 jährigen  Knaben  schon  das 
gewöhnliche  Wergeid  ointritt;  aus  L.  Sal.  94.  0.  geht  aber  überdies  seine 
volle  strafrechtliche  Verantwortung  hervor  und  da  dieselbe  ihn  busspflichtig 
machen  konnte,  der  Busspflicht  aber  auch  der  Anspruch  auf  Biissenempfang 
entsprach,  so  folgt  daraus  mittelbar  die  Vermögensfähigkeit,  die  übrigens 
in  L.  Sal.  100,  nämlich  in  der  Bestimmung,  wonach  die  Haarsehurgeschenke 
Eigentum  des  beschenkten  Knaben  werden,  ihre  Bestätigung  findet.  Die 
weitgehenden  Consequenzon  dieser  V'ermögensfähigkeit,  die  das  langobardisehe 
Recht  vermuthen  lässt  (Roth.  105),  fehlen  im  fränkischen  Recht,  das  auch 
hier  zu  keinem  Abschlüsse  gelangt  ist.  Mit  dem  zweiten  Mündigkeitstermine 
bringt  derselbe  Verf.  diu  Bartschur  in  hypothetischen  Zusauimenhaug. 
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erlitt  Abschwächungen,  die  naturgemäss  weitergingen  als  die  der 
väterlichen  Gewalt.')  Man  kann  darin  abermals  eine  Begleit- 
erscheinung der  erwähnten  Auseinandersetzung  zwischen  Sippe 
und  Familie,  ebenso  auch  einen  Fortschritt  der  individuellen 
Rechtsfreiheit  erblicken;  Verkehrsbedürfnisse  steigerten  die 
letztere,  so  dass  sich  ihr  das  Familienrecht  nur  nach  Maassgabe 
dringendster  Familieninteressen  widersetzen  konnte.  Mit  diesem  — 
bei  aller  innerer  Stärke  — nach  Aussen  hin  schwachen  Auftreten 
der  Familie,  hängt  wohl  auch  die  geringe  Bedeutung  der 
Adoption'^)  zusammen,  die  nur  in  der  Affatomie  für  Erb- 
zwecke'*)  eine  praktische  Verwerthung  erfuhr. 


')  Dies  äuasert  sich  schon  in  der  UOglichkeit,  trotz  Vormundschaft, 
einen  andern  gerichtlichen  Vertreter  zu  bestellen;  Uber  Einzelnes  s. 
Schröder  I.  c.  324. 

''t)  Ihre  Hanptanwendnng  dürfte  sie  doch  als  Scheinadoption  zu 
Emancipationszweckeu  gehabt  haben;  s.  h.  R.  Cur.  XXII.  G;  vgl.  Brunner 
in  Aufs.  z.  Andenken  an  Waitz  S.  61.  FUr  die  Aufnahme  von  Findelkindern 
ist  der  römische  Modus  beibebalten  worden;  s.  Dahn  I.  c.  VIII.  IV.  20S. 

’)  Die  Affatomie  (s.  Schröder  1.  c.  337.  A.  332)  veranschaulicht  in 
besonders  auffallender  Weise  den  Zusammenhang  zwischen  dem  engeren 
Familienrecbte  und  dem  Erbrechte.  Hat  auch  das  römische  Recht  ilie 
Adoption  nicht  einheitlich  ausgestaltet,  vielmehr  Unterarten  gekannt,  die 
noch  im  Justinianischen  Recht  nicht  ganz  überwunden  sind,  man  daher  nicht 
in  allen  Fällen  vom  Erwerbe  väterlicher  Gewalt  sprechen  kann  (s.  Hecker: 
D.  Adoption  S.  24).  so  ist  die  fränkische  Affatomie  ein  interessantes  Beispiel 
einer  adoptionsartigen,  aber  nur  einem  speciellen  Zwecke  dienenden  Rechts- 
einricbtung.  Mit  der  Adoption  bängt  sie  (s.  v.  Amira  Erbenfolge  60, 
Schröder  I.  c.  3381  formell  zusammen  (s.  Köhler  in  Ztscbr.  f.  vergl.  R. 
wiss.  V.  429 ; die  Rolle  des  Dritten  versuchte  neuerdings  Brissaud  1.  c.  1 682  zu 
deuten;vgl.  Schmidt:  Affatomie  S.  73ff,  A u ff roy : Evolut.  du  testament eu 
France  158,  Caillemer;  Urig,  et  developpeinent  de  l'execut.  testam.  41  ff ). 
Es  handelt  sich  offenbar  um  den  praktisch  wichtigsten  Zweck  der  Einführung 
eines  Fremden.  Sieht  man,  dass  die  germanische  Verwandtschaftszählung 
je  nach  dem  Zwecke,  um  den  es  sich  handelte,  eine  verschiedene  sein  konnte 
(s.  oben  S.  306.  A.  1.),  so  erscheint  es  durchaus  nicht  auffällig,  dass  die 
Möglichkeit  bestand,  für  den  Erbzwock  allein,  also  für  eine  der  vielen 
. Verwaudtschaftsfunctionen,  eine  specielle  Vorsorge  zu  treffen,  die  in  der 
L.  Sal.  einen  altertümlicheren  Charakter  aufweist,  als  bei  den  Langobarden. 
Der  Verkehr  hat  sich  der  Affatomie  bemächtigt  und  wie  aus  ihrer  ribuarischnn 
Form  zu  entnehmen  (s.  Heusler  I.  c.  II.  B26f.),  ist  sie  zum  branclibaren 
Werkzeug  von  Vergabungen,  sogar  unter  Ehegatten  geworden,  bei  der  man 
selbst  schriftliche  Form  anwandte  (s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XVI.  79 
Auffroy  I.  c.  204ff.)  Die  Bereicherung  des  Rechtslehens  bediente  sich  in 
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Denn  das  Erbrecht  hat,  in  noch  höherem  Grade  als  das 
eheliche  Güteirecht,  eine  grosse  Bereicherung  zu  verzeichnen. 
Sein  Schwerpunkt  ruhte  nicht  mehr  in  der  Sippe,  sondern  in 
der  Hausfamilie')  und  die  Bedeutung  des  Immobiliarbesitzes 
hat  die  älteren  Wurzeln  des  Erbrechtes  verdrängt.  Ist  schon 
diese  mächtige  Einwirkung  des  Immobiliarrechtes  auf  das 
Erbrecht  unrömisch,  so  kommt  noch  mehr  in  Betracht  die  Art, 
wie  sich  die  Verfügungsfreiheit“)  neben  dem  Erbrechte  des 


diesem  Falle  eines  Institutes,  das  einer  ganz  andern  Ideenkategorie  an- 
gehürte;  sollte  es  anfangs  den  Erbenmangel  u.  zwar  unter  äusserem  Fest- 
halten an  der  Verbindung  zwischen  Familien-  und  Erbrecht  (a.  F.  Turon.  2.S, 
Mark.  II.  IS,  Merk.  45,  Lindenbr.  18)  ersetzen,  so  ist  es  später  über  die 
Grenzen  des  Familienrechtes  hinausgekommen;  vgl.  meine  Entst.  d.  deutschen 
Immobiliareig.  I.  285  ff. 

')  s.  oben  S.  309.  A.  1. 

Diese  Tendenz  entspringt  dem  Bedürfnisse  des  reicheren  Rechtslebens 
und  dessen  Anforderungen,  die  theils  alten  religiüsen  Ursprungs  sind 
(s.  Brunner  in  Sav.  Ztscbr.  XIX.  120ff.  über  den  Totentheil),  theils  welt- 
lichen Rücksichten  entsprechen.  Praktisch  tritt  sie  jedoch  überwiegend  in 
der  Form  von  Verfügungen  unter  Lebenden  auf,  selbst  da,  wo  keine  familien- 
rechtlichen Hindernisse  bestanden  (s.  Auffroy  I.  c.  169;  inwiefeme  die 
Ficker'scbe  Ansicht  über  das  Alter  der  Verfügnngsfreiheit  zutrifft,  muss 
hier  aus  deu  mehrfach  erwähnten  Gründen  unerSrtert  bleiben.)  Neben  der 
Affatomie  finden  wir  die  Tfaätigkeit  der  königlichen  Gewalt  (sie  wird  ab- 
gewehrt in  Chloth.  II.  praec.  c.  2),  namentlich  aber  die  Schenkung  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  (eventuell  mit  königlicher  Bestätigung  und 
Garantie;  s.  Mark.  I.  13,  Caillemer  1.  c.  50 ff.),  sowie  die  Schenkung 
post  obitnm  (s.  Heusler  1.  c II.  118 ff,  Hübner:  Die  donatio  p.  obit.  IGff, 
76ff,  144,  Caillemer  1.  c.  50ff,  268ff.).  Den  Unterschied  zwischen  der 
betreffenden  Schenkung  nach  römischem  und  fränkischem  Rechte  hat  Hübner 
(I.  c.  17  n.  46  ff,  tbeilweise  gegen  Heusler,  vornehmlich  jedoch  gegen  die 
ältere  namentlich  von  Löning  1.  c II.  656  ff.  vertretene  Ansicht)  klar  gestellt; 
iinr  durch  die  Form,  d.  i.  durch  die  Traditio  cartae,  die  sich  aus  dem 
römischen  Vulgarrechte  herleitet,  kann  man  die  römische  und  fränkische 
Schenkung  für  den  Todesfall  in  Verbindung  setzen,  wobei  aber  die  Ver- 
schiedenheit der  Zwecke,  denen  in  beiden  Fällen  diese  Form  diente,  in's 
Gewicht  fallt.  Bei  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbraucbes  liegt 
freilich  eine  Verwandtschaft  mit  dem  constitutum  prossessorium  vor; 
s.  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  116ff;  Hübner  erklärt  dies  (1.  c.  88)  damit, 
dass  es  sich  in  der  Regel  um  kirchliche  Interessen  bandelte;  wir  sehen 
jedoch  überdies,  dass  mitunter  Schenkung  nnd  Vorbehalt  des  Niessbraucbes 
getrennt  werden;  dabei  treten  die  körperliche  Übergabe  an  den  neuen  Eigen- 
tümer und  die  separate  Einräumung  des  Niessbraucbes  an  den  bisherigen 
Eigentümer  schon  in  unrömischer  Weise  hervor,  während  bei  symboli.siher 
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engeren  Erbenkreises  und  der  Magschaft  sowie  dem  Wartrechte*) 
geltend  machte;  gegenüber  dem  Übergewichte  germanischer 


Übergabe  die  SalmanneD  als  Bürgen  für  die  künftige  Besitzeinweisung 
dienen  (s.  Hübner  1.  c.  107).  Ausserdem  bedeutet  die  Möglichkeit  der  Ver- 
mischung beider  VerfUgungsarten  (s.  Hübner  I.  c.  144ff.)  einen  Brucb  mit 
dem  rümischen  Constitutum  possessorium  und  beweist  selbständige  Ent- 
wicklung (s.  Levison  in  N.  Arch.  XXVII.  340f.),  die  deshalb,  angesichts 
der  Ausbildung  von  Rechtsgeschäften,  durch  welche  die  rümischen  Verfiigungs- 
arten  wirtschaftlich  ersetzt  wurden,  das  Testament  entbehren  konnte  (über 
die  Schwierigkeiten,  mit  denen  das  Testament  zu  kämpfen  batte,  s.  Qreg. 
Tur.  IV.  61,  V.  36,  46,  VI.  3,  45,  VII.  7.).  Es  ist  also  nicht  richtig,  wenn 
man  für  die  Fortschritte  des  fränkischen  Erbrechtes  in  erster  Linie  den 
christlichen  (so  Waitz  1.  c.  II.  II.  361)  oder  den  rUmischrechtlichen  (so  Dahn 
I.  c.  VII.  I.  180)  Einfluss  geltend  macht,  wenn  auch  zuzugeben  ist,  dass 
die  Kirche  die  Kraft  des  Erbenansprncbes  bekämpfte  (s.  Lüning  I.  c.U.  686). 

*)  Das  Erbrecht  der  Hausfamilie  tritt  natürlich  in  den  Vordergrund. 
Über  das  Erbrecht  der  Unehelichen  s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XVII.  29 f, 
XXIII.  198if.  Für  das  Weibererbrecbt  bat  Ficker  die  bekannten  neuen 
Gesichtspunkte  aufgestellt  (wegen  der  Zurücksetzung  der  Tüchter  in  der 
L.  Cham.  s.  Heasler  1.  c.  II.  677  u.  Ficker  I.  c.  IV.  68f.),  die  nicht  nur 
fUr  das  Erbrecht  allein  wichtig  sind;  s.  hiezu  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XXI. 
13ff,  Dahn  1.  c.  VIII.  11.239,  VIII.IV.212,  Schröder;  R.  G.*  330.  A.  307. 
Ob  in  diesem  Falle  (wie  vielfach  behauptet,  von  Ficker  aber  bestritten 
wird)  auch  für  das  fränkische  Recht,  ebenso  wie  für  andere  Rechte,  römischer 
Einfluss  anzunebmen  ist,  muss  dermalen  (ans  den  oben  S.  309.  A.  I.  an- 
gedeuteten Gründen),  ebenso  wie  die  Erörterung  des  Wartrechtes,  des 
Repräsentationsrechtes,  der  Einzelerbfolge,  des  Ascendentenanspruches  nnd 
der  Gesammtsuccession  (s.  über  die  letztere  Heusler  I.  c.  II.  637 ff.)  ausser 
Betracht  bleiben;  Uber  Erbtheilungen  s.  Mark.  I.  20,  II.  14,  F.  Sirmond.  26, 
Andeg.  54,  Bign.  18,  App.  Mark.  39,  Capit.  ex  811.  c.  7.  Das  wichtigste 
Problem  dieses  Gebietes  betrifft  natürlich  die  Auseinandersetzung  von  Sippe 
und  Familie,  so  dass  man  mit  dem  gegenseitigen  Verhältnisse  von  drei 
Factoren  zu  rechnen  hat,  d.  i.  mit  dem  Ansprüche  der  Magschaft,  der 
Familie  und  des  Individuums,  überdies  für  letzteres  mit  dom  Ansprüche  auf 
V'erfügungsfreiheit.  Es  sei  hier  nnr  bemerkt,  dass  dieses  Verhältnis  nicht 
einzig  .als  Kampf  von  einander  gegenüberstehenden  Ansprüchen  zu  betrachten 
ist,  so  dass  die  Ijüsung  nicht  blos  einen  Ausgleich  widerstreitender  privat- 
rechtlicher Ansprüche  zu  bedeuten  hätte  — sondern  dass  der  ganze  Process 
eine  tieferliegende  Grundlage  hatte  und  dass  sich  das  Suchen  nach  Au.skunfts- 
mittelu  (selbst  da,  wo  der  individuellen  Verfügung  keine  familienrechtlichen 
Hindernisse  entgegenstanden)  auf  dieser  gemeinsamen  Grundlage  entwickelt 
hat.  Man  muss  hier  an  das  öffentlich  rechtliche  Moment  denkon,  das  einer- 
seits beim  Aufsteigen  des  Immobiliarrechtes  zu  Gunsten  des  Privatrechtes 
(der  Familie  u.  s.  w.)  zurücktrat,  andererseits  aber  doch  die  volle  Herrschaft 
des  verwandtschaftlichen  Elementes,  sowie  die  Verhinderung  individueller 
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Elemente  ist  der  Einfluss  des  römischen  Rechtes  auf  die  Ver- 
fOgungsfreiheit  ein  auffallend  kleiner  zu  nennen.') 


BetbatiKaDgKinöglichkeit,  stSrte.  Der  König  bednrftc  zur  Verfügung  über 
sein  Vermögen  keiner  Theilnabme  der  Erben  (s.  Brunner  I.  c.  II.  68, 
Heusler  1.  c.  I.  809 f.);  ob  der  Erbeneinspruch  snsscbliesslicb  auf  altem 
Kecbte  beruht,  muss  in  anderem  Znsammenbange  besprofiben  werden.  Von 
seinem  Standpunkte  aus  bat  es  neneidings  Tamassia  (La  Falcidia  S.  27ff.) 
in  geistreicher  Weise  unternommen,  die  germanistische  und  speciell  die 
fränkische  Beschränkung  des  Erblassers  an  die  missverstandene  Falcidia 
anzulehnen. 

')  Man  muss  nämlich  berücksichtigen,  dass  die  fränkische  Verfügung 
für  den  Todesfall  überwiegend  eine  unwiderrufliche  war  (s.  (Ilasson  1.  c. 
III.  ISO,  Anffroy  1.  c.  216).  Bekanntlich  bedeutet  testamentum  in  der 
fränkiscben  Recbtssprache  eine  Urkunde  und  man  kann  auf  die  Zulässigkeit 
von  Testamenten  aus  dem  Capit.  legg.  add.  ex  803  c.  9.  nur  schliessen, 
wenn  man  nicht  an  Testamente  in  vollem  Sinne  denken  will;  die  unter  den 
Überlieferten  Urkunden  vorkommenden  Testamente  hat  Auffroy  1.  c.  227f. 
aufgezählt.  Derselbe  Forscher  bat  (1.  c.  231  ff.)  nacbgewiesen,  welchen 
KUckgang  das  römische  Testament  schon  in  den  Epitomeu  zeigt,  trotzdem 
das  Breviar  die  einschlägigen  Fragen  behandelt  bat.  Es  ist  bervorznbeben, 
wie  das  römische  Testament  nach  und  nach  die  Widerruflichkeit  einbüsste 
(1.  c.  266  f.),  wofür  namentlich  das  Fideicommissum  per  epistolam  ins  Gewicht 
fiel  (1.  c.  278 f.);  es  kam  in  der  Praxis  der  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  auf 
und  im  VIII.  Jb.  ist  das  eigentliche  römische  Testament  in  Gallien  ver- 
schwunden tl.  c.  286  f.);  die  Stellung  der  gesetzlichen  Erben  erfuhr  eine 
wichtige  Änderung,  weil  man  die  römische  Individualisierung  ihrer  Ansprüche 
fallen  Hess  und  dafür  von  gesetzlichen  Erben  insgesammt  sprach  (1.  c.  333 ff.); 
es  ist  ferner  bemerkenswert,  welchen  Wandlungen  die  Falcidia  unterzogen 
wurde  (s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  IX.  20ff,  Stouff  in  Nouv.  Rev.  hist, 
de  dr.  fr.  et  etr.  XI.  273.  A.  2.)  und  die  neueste  gründliche  Untersuchung 
Tamassia's  bat  (I.  c.  30)  zu  dem  Ergebnisse  geführt,  dass  nur  die  Be- 
zeichnung römisch  geblieben,  das  Institut  selbst  aber  unrömischen  Begriffen 
angegliedert  worden  ist.  Auch  die  Testamentsvollstreckung  erfuhr  eine 
unrömiscbe  Ausdehnung  (s.  Auf  froy  1.  c.  309ff.)  und  beruhte,  wie 
Caillemer  in  einleuchtender  Weise  dargethan  hat,  auch  bei  den  Franken 
(fiir  die  Langobarden  hat  es  A.  Schultze  dargelegt,  s.  Theil  II.  ,S.  197.) 
vorwiegend  auf  germanischer  Wurzel;  denn  die  betreffende  Rückbildung 
des  römischen  Rechtes  bat  angesichts  der  Fusionierung  der  Testaments- 
eröffnung mit  der  Schenkungsinsinuation  (s.  Caillemer  I.  c.  18ff.),  Bahnen 
eingescblagen,  die  zu  einer  Begegnung  mit  dem  germanischen  Rechte  führten. 
Mag  man  auch  den  Unterschied  zwischen  dem  Dritten  bei  der  Affatomie 
und  dem  späteren  Testamentsvollstrecker  noch  so  sehr  betonen,  so  giebt 
doch  selbst  CaiUemer  (I.  c.  4.'i)  zu,  dass  dieser  Mittelsmann,  in  viel  höherem 
Grade  als  alle  römischen  Vorbilder,  als  Vorläufer  des  fränkischen  Testaments- 
executors  anznseben  ist.  Man  muss  mit  Caillemer  (I.  c.  ill)  Gewicht  legen 
V.  Halban,  Köm.  Rucbt  in  den  germ.  VnlkssiaaUfn.  III. 
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So  sehen  wir  das  Individuum  trotz  Sippetradition  und 
Pamiliengewalt,  Dank  den  neuen  Rechtsbedürfnissen,  die  zu 
reichfaltig  waren,  um  im  Rahmen  der  bisherigen  Verbände  be- 
friedigt za  werden,  vielfach  selbständig.  Diese  Entwicklung 

auf  den  liietorischeu  Zusammenhang  zwischen  der  Seelgahe  und  dem 
Vollstreckungsorgan  (zu  weit  geht  Brissaud  I.  c.  Iös6,  der  das  kirchliche 
Element  in  den  Vordergrund  stellt),  weil  die  Vergabung  pro  aniiiia  in 
germanischem  Sinne  einer  Tradition  bedurfte,  für  die  das  römische  Testament 
unbrauchbar  war;  es  musste  also  ein  Ausweg  gefunden  werden,  der  sowohl 
die  Sicherheit  der  Vergabung  (also  auch  die  aus  der  wirklichen  Tradition 
hervorgehende  Unwiderruflichkeit),  als  den  lebenslänglichen  Niessbrauch, 
gewährleistete.  Da  das  gallorömische  Recht  ein  über  die  Lebensdauer 
hinausgehendes  Mandat  nicht  anerkannte  (s.  Epitt.  Mon.  und  Seid,  ad  L. 

R.  V.  Gai.  II.  9.  19.),  das  fränkische  Recht  aber  eine  solche  Stellvertretung 
noch  weniger  annehmen  konnte,  so  musste  der  Salmann  einen  anders 
gearteten  Auftrag  erhalten  (s.  z.  B.  F.  Senon.  5ü,  Imper.  38),  nämlich  eine 
gegen  jeden  Dritten  wirksame  Gewalt  (s.  Be  wer:  Sala,  traditio,  investitnra 

S.  71,  Brunner  in  Forschgg.  32,  Hübner:  Immobiliarprocess  S.  106 ff, 
Caillemer:  1.  c.  164 ff.),  welcher  Auffassungdas  Vulgarrecht  insofern  beitrat, 
als  der  Testamentsvollstrecker  dem  Fideicommissarius  analog  behandelt  werden 
konnte  (s.  Gl.  paris.  ad  L.  R.  V.  Gai.  II.  7.:  „fideicommissarins  est,  qui 
per  fideicommissnm  res  debet  ordinäre“;  vgl.  L.  R.  Cur.  XXVI.  1.  mit 
L.  R.  V.  Paul.  IV.  1.  6.).  Der  Auftrag  musste  auch  (wegen  der  Sicher- 
stellung der  Vergabung  und  der  Anwartschaft  des  Berechtigten;  s.  Ueusler 
1.  c.  II.  120  u.  Hübner  in  Donationes  46fT.)  unwiderruflich  sein.  Diese 
fränkische  Consequenz  (Caillemer  weist  1.  c.  283IT.  mit  Recht  auf  den 
betreffenden  praktischen  Unterschied  zwischen  der  fränkischen  und  lango- 
bardischen  Vergabung  hin,  sowie  auf  den  Versuch  die  fränkische  Praxis  in 
Italien  einzubUrgern)  widersprach  der  römischen  Auffassung;  es  hätte  ihr 
ebenso  die  Widerruflichkeit  wegen  früheren  Todes  des  Salmannes  (s.  Schröder: 
R.  G.<  280f.)  widersprochen  ; diese  die  Anwartschaft  des  Bedachten  gefährdende 
Consequenz  lässt  sich  nur  aus  dem  germanischen  immobiliarreebto  erklären, 
sowie  audererseits  der  Grund  des  weitgehenden,  geradezu  principiellcn 
Unterschiedes  zwischen  dom  römischen  Fiduciar  und  dem  germanischen 
Treuhänder  ebenfalls  auf  dem  Gebiete  des  germanischen  Sachenrechtes  zu 
finden  ist;  denn  m.  R.  bemerkt  A.  .Schnitze  (in  Ilierings  Jahrbüchern  f, 
Dogm.  Bd.  43.  .S.  13 ff.),  dass  nach  germanischem  Rechte  die  wirkliche 
dingliche  Rechtslage  gegenüber  Dritten  nur  insoweit  maassgebend  ist,  als 
sie  offenkundig  aultritt.  Die  Beschränkungen  des  Auftrages,  die  zugleich 
eine  dem  Willen  des  Gebers  entsprechende  Durchführung  sicherten,  ergaben 
sich  aus  den  die  Tradition  begleitenden  Verabredungen  (s.  Hübner  1.  c.  67 ff, 
12Gff.);  soweit  sie  das  Interesse  des  Bedachten  betrafen,  wurde  die  Einhaltung 
durch  die  .Stmfclauseln  der  Urkunden,  für  die  Kirche  überdies  durch  die 
Publicität  (s.  Hübner  1.  c.  40)  und  durch  die  Ingcrenz  der  öffentlichen 
Gewalt  (s.  Chloth.  II,  praec.  c.  10)  gewährleistet. 
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ermöglichte  auch  dem  Sippelosen  die  Tbeilnahme  am  Rechts- 
verkehre und  bahnte  sie  für  den  Fremden  an.  Zu  einem  nach 
irgend  einer  Richtung  bestimmten  Abschlüsse  ist  es  jedoch  nicht 
gekommen;  weder  zu  einem,  den  directen  Rechtsbeziehungen 
zwischen  Staat  und  Individuum  förderlichen,  noch  zu  einem 
solchen,  der  es  der  Familie  möglich  gemacht  hätte,  die  an  sie 
gelangten  sipperechtlichen  Befugnisse  voll  zu  wahren,  zu  festigen 
und  den  neuen  Bedürfnissen  anzupassen.  Aber  weder  der  Verfall 
der  alten,  noch  die  Anbahnung  der  neuen  Zustände  ist  in  römischem 
Sinne  vor  sich  gegangen.') 

Theilweise  anders  gestaltete  sich  die  Bereicherung  des 
Rechtslebens  auf  den  ausserhalb  des  Familienrechtes  liegenden 
Gebieten,  auf  denen  die  alte  Sippentradition  nur  mittelbar 
wirksam  sein  konnte  und  die  Steigerung  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  zu  grosser  Ausgestaltung  Anlass  gab,  andererseits 
auch  Erleichterung  und  Sicherung  des  Verkehres  erforderte, 
wofür  entsprechende  Garantien  entstehen  mussten. 

In  den  Mittelpunkt  des  Vermögensrechtes  trat  das  Immobiliar- 
recht, das  nicht  nur  das  gesammte  Sachenrecht  beherrschte, 
sondern,  wie  schon  erwähnt,  auch  das  Familien-  und  Erbrecht 
beeinflusste  und  überdies  sogar  für  das  Obligationenrecht  wichtig 
wnrde;  da  nämlich  nicht  nur  die  Beziehungen  zwischen  Immobilien 
und  Mobilien,  sondern  auch  die  Beziehungen  zwischen  Sachen 


')  Es  muss  nämlich  daran  erinnert  werden,  dass  die  Mehrzahl  der 
Individuen  der  Einschränkung  durch  neue  Verbände  (z.  B.  Grundherrschaft, 
8.  nhen  S.  131  ff.)  anheimfiel.  Somit  ist  also  uicht  nur  die  privatrechtliche 
Individualisierung  unvollkommen  gebliehen,  sondern  überdies  ihre  Entwicklung 
durch  äussere  Umstände  durchkreuzt  worden.  Das  aber  ist  unbedingt  un- 
römisch;  man  muss  vielmehr,  mit  Rücksicht  auf  die  (oben  S.  132iT.) 
besprochenen  germanischen  Elemente  der  Grundherrschaft  und  der  Immunität, 
diesen  neuen  Einschlag  als  einen  den  germanischen  Ideen  entsprechenden 
bezeichnen.  So  wie  das  Individuum  ehedem  durch  volksrechtlicbe  Verbände 
an  der  privatrechtlicben  Bewegungsfreiheit  gebindert  war.  so  wird  es  nunmehr 
durch  die  neuen  Verbände  gehindert;  beide  Arten  von  Verbänden  zeichnen 
sich  aber  durch  ein  gemeinsames  Merkmal  ans;  sie  reichen  beide  aus  dem 
Privatreebte  in  das  öffentliche  Recht  hinüber  und  tragen  dadurch  zur 
.Schaffung  jener  eigentümlichen  Beziehungen  zwischen  öffentlichem  und 
privatem  Recht  bei,  die  wiederum  ganz  unrömisch  erscheinen.  — Auf  das 
genossenschaftliche  Element  können  wir  hier  nicht  näher  eiugehen.  Onsselho 
erhält  durch  die  bodenrechtlichen  Verhältnisse  neue  Impulse. 
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und  Rechten  unter  den  PertinenzbegriflF  fielen,*)  gelangte  auf 
diesem  Wege  ein  Theil  des  Obligationenrechtes  in  den  Bannkreis 
des  Sachenrechtes  und  zwar  des  Rechtes  an  liegendem  Gut.-) 

Angesichts  dieses  Umfanges  des  Sachenrechtes  ist  der  von 
G i e r k e^)  für  das  ganze  ältere  deutsche  Sachenrecht  hervorgehobene, 
durch  die  fränkische  Entwicklung  bestätigte  Einfluss  der  Eigenheit 
der  Sachen  auf  die  Prägung  des  Sachenrechtes,**)  von  grosser 
Bedeutung;  es  ist  bekannt,  wie  sehr  sich  der  Einfluss  der 
Eigenheit  der  Sachen  insbesondere  in  der  Vertiefung  des  Unter- 
schiedes zwischen  Mobilien  und  Immobien  ausdräckte.^) 

Die  grosse  Entfaltung  des  Sachenrechtes  tritt  jedoch  nur 
tlieilweise  hervor;  dem  formalistischen  Geiste  des  Process-  und 

')  Allerdiuga  konnten  auch  Sachen  die  Pertineiiz  von  Rechten  bilden 
(s.  die  von  Brunner  1.  c.  II.  ICS.  A.  53  angeführte  „pertinentia  comitatns“); 
aber  abgesehen  von  der  Heusler’scheu  Construction  derartiger  Rechte  als 
Sachen  (1.  c.  I.  341  ff.),  wird  auch  sonst  niemand  behanptuu,  dass  in  solchen 
Fällen  du.s  betreffende  Rechtsverhältnis  personenrechtlichen  Charakter  an- 
genommen hätte;  die  Bedeutung  der  Immobilie  überragte  anch  in  diesen 
Fällen  alles  andere. 

*)  Mit  Recht  bemerkt  Uierke:  Priv.  R 11.50,  dass  Rechte  unter  den 
Begriff  einer  Uesammtsache  fallen  konnten,  wodurch  die  (Tronzen  des  .Sachen- 
rechtes eine  Erweiterung  erfuhren. 

3)  Priv.  R.  II.  S.  1. 

<)  Die  Sachen  erscheinen  nach  dieser  richtigen  Ansicht  als  selbständige 
Ausgangspunkte;  sie  erhielten  eine  auf  ihr  eigenes  Wesen  gegründete 
Rechtsstellung. 

t’)  Auf  die  neuerdings  von  Ohampeaux  wieder  behandelte  Frage, 
betr.  die  Entstehung  der  Unterscheidung  zwischen  beweglichen  und  un- 
beweglichen Sachen,  vermag  ich  hier  nicht  einzugehen;  ich  verweise  vorläufig 
auf  Stutz  (in  Sav.  Ztschr.  XX.  330ff.)  und  beschränke  mich  dsranf,  die 
Behauptung  Cbampeaux,  wonach  die  Unterscheidung  zwischen  Mobilien  und 
Immobilien  erst  dem  rümiscbcn  Recht  entlehnt  sei,  als  eine  rechtshistorisch 
unbewiesene  zu  bezeichnen.  )lan  muss  es  Stutz  danken,  dass  Michelsen’s 
Hypothese,  die  er  m.  R.  als  eine  verschollene  bezeichnet,  hervorgeholt 
wurde.  Die  Scheidung  zwischen  Mobilien  und  Immobilien  kann  wohl 
(jegenstand  neuer  Erörterung  werden,  aber  nicht  in  dem  Sinne,  wie  es 
Uhampeaui  meinte.  Wichtig  erscheint  die  Bemerkung  v.  Amira's  (in 
Recht  S.  176),  die  sich  gegen  die  Auffassung  kehrt,  als  sei  das  Mobiliar- 
recht in  unserem  Sinne  älter  als  das  Recht  an  Urnnd  und  Boden;  es  werden 
thatsächlich  die  Formen  des  Mobiliarrechtes  zu  wenig  unterschieden.  Die 
.Scheidung  zwischen  Mobiliar-  und  Immobiliarsachenrecht  hat  der  Handel 
besonders  ausgeniitzt  (s.  (joldschmidt:  Univ.  (iesch.  d.  H.  R 133)  und  zur 
definitiven  Ausgestaltung  wesentlich  beigetragen. 
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Privatrecbtes  entspricht  die  Scheidung  innerer  und  äusserer 
Eigenschaften  aller  Rechtsverhältnisse  und  die  besondere  Berück- 
sichtigung der  letzteren.  Muss  man  auch  sagen,')  dass  die 
Gewere  nur  das  Kleid  des  Sachenrechtes  gewesen  und  dass  das 
materielle  Sachenrecht  von  ihr  nie  verschlungen  worden  ist,  so 
muss  man  doch  in  ihrer  allgemeinen  Bedeutung  einen  Beweis 
für  die  Wichtigkeit  der  äusseren  Form  im  Sachenrechte  erblicken; 
an  diese  Form  knüpft  das  Bedürfnis  der  Veranschaulichung 
sachenrechtlicher  Verhältnisse  an,  so  dass  sowohl  jene  Form, 
als  auch  dieses  Bedürfnis,  nicht  nur  Erbstücke,  sondern  vielmehr 
lebensfähige  Entwicklungsmomente  bedeuten , durch  die  der 
principielle  Unterschied  zwischen  römischem  und  fränkischem 
Sachenrecht  festgelegt  wurde. 

Dies  äussert  sich  nicht  nur  in  dem  Schutz  dinglicher  Rechte,-') 
sondern  auch  in  der  Übertragungsart  derselben,  wofür  insbesondere 
auf  das  Immobiliarrecht  zu  verweisen  ist.  So  reichfaltig  auch 
dessen  Entwicklung  ausgefallen  ist  und  so  neu  diese 
Ausgestaltung  zum  grossen  Theile  war,'')  so  trat  doch  gerade 


')  Gierke:  Priv.  K.  II.  1S9;  vgl.  die  einschlägigen  Schriften  von 
U e u 8 1 e r und  Huber;  8.  dazu  Herbert  Meyer:  Eigentum  u.  Entwerung  S,  1 ff. 

Zutreffend  spricht  Hermann  (Orundelem.  d.  altgerm.  Mobiliar- 
rindication  S.  67  ff.)  von  dem  Bestreben,  die  Rechtssicherheit  auf  die 
Publicität  des  Rechtes  zu  gründen.  Für  das  Mobiliarrecht  ist  jetzt,  ausser 
der  früheren,  von  Hermann  1.  c.  verarbeiteten  Litteratur,  auf  Heusler 
1.  c.  I.  384ff,  II.  -JOStff,  Huber:  Gewere  S.  60ff„  ferner  auf  Herbert  Meyer 
1.  c.  (s.  dazu  J.  Gierke  in  Ztschr.  f.  H.  R.  52.  S.  612ff.,  v.  Wretscbko 
in  Hist.  Vierteljahrschr.  IX.  223 f,  Rehme  in  Gött.  gel.  Anz.  1905. 
S.  977.  und  Gierke:  Priv.  R.  II.  553ff.l,  sowie  auf  Brissaud  1.  c. 
1201  zu  »erweisen;  vgl.  Schröder  R.  G.‘  273.  (Von  der  früheren 
Litt,  wäre  insbesondere  Goldschmidt  in  Ztschr.  f.  Hand.  R.  VIII.  her- 
vorzuheben.) ühampeaux  ist  durch  Stutz  tSav.  Ztschr.  XX.  327ff.) 
richtig  gewürdigt  worden.  Man  kann  für  diese  Frage  schon  von  einer  fest- 
stehenden Meinung  sprechen  und  man  darf  die  im  Texte  ausgesprochene 
Behauptung  des  principiellen  Unterschiedes  zwischen  römischem  und  fränkischem 
Sachenrecht,  vom  Standpunkt  der  wohl  begründeten  herrschenden  Meinung 
vertreten.  Zu  berücksichtigen  ist  auch  die  von  Behrend  (Ancfang  u.  Erbon- 
gewere)  nachgewiesene  Brauchbarkeit  des  Anefangs  für  die  erbrechtliche 
Erwerbung  von  Sachen. 

^)  Die  betreffende  Erörterung  muss  der  Darstellung  der  Geschichte 
des  Immobiliarrechtes  Vorbehalten  bleiben.  Ohne  auf  die  Geschichte  der 
einschlägigen  Begriffe  einzugehen,  wäre  vorläufig  zu  bemerken,  dass  schon 
Viollet  (Hist,  du  dr.  privd^  S.  556)  erkannt  hat,  dass  man  im  alten  Rechte 
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hier  das  Strebeu  nach  Veranschaulichung  der  Rechtsver- 
hältnisse, sowohl  fflr  die  Übertragung,')  als  auch  für  den 

sowohl  gewissen  Wurzeln  individueller  Berechtigung,  als  auch  Gruppen- 
rechten  begegnet,  was  mit  dem  Nebeneinanderbestehen  der  beiden  Subjecte, 
des  Individuums  und  der  Gruppe,  znsammenbängt.  Andererseits  muss  mau 
bemerken,  dass  einzelne  bestimmte  Arten  von  Berechtigungen  entschieden 
fremdrecbtlicben  Ursprungs  waren ; so  das  Praecarium ; ebenso  der  Ususfrnctns ; 
3.  Glasson  1.  c.  III.  140. 

t)  S.  im  allgemeinen  Schröder:  R.  G.*  276f.  und  die  dort  citirte 
Litteratur.  Besondere  Beachtung  verdient  neben  der  gerichtlichen  Auflassung, 
die  bekanntlich  die  Kechtswirknngen  der  realen  Investitur  ei  langte  und  somit 
einen  Fortschritt  bedeutete,  vom  Standpunkte  dieser  Untersuchungen  die 
Function  der  Urkunde.  Es  ist  ein  hervorragendes  und  allgemein  anerkanntes 
Verdienst  Brunners,  die  Bedeutung  der  Urkundenbegebung,  also  die  Be- 
deutung der  Urkunde  für  die  symbolische  Tradition  nachgewiesen  und  den 
Zusammenhang  mit  dom  römischen  Vulgarrecht  festgestellt  zu  haben  (s.  K. 
G.  der  Urk.  I.  llSff.  n.  in  Forschungen  611  ff.);  auch  hat  derselbe  Gelehrte 
diese  formelle  Urkundenbegebung  au  der  Hand  der  L.  Rib.  als  ein  Zugeständnis 
an  das  Formalitäts-  und  Publicitätsbedttrfnis  zu  kennzeichnen  vermocht  (vgl. 
Forschungen  617ff;  s.  Zeumer  in  Sav.  Ztschr.  IV.  113ff;  Voltellini  hat 
sodann  in  Ergbd.  VI.  I68ff.  der  Kitth.  d.  Inst,  den  von  Brunner  besonders 
hervorgehobenen  rätischeu  Urkundeutypus  beleuchtet).  Noch  stärker  hat 
Val  de  Liövre  (Mitth.  d.  Instit.  II.  467)  die  Selbständigkeit  des  germanischen 
Elementes  auf  diesem  Gebiete  betont,  ja  sogar  die  Vermutung  nicht  unter- 
drücken können,  dass  an  der  vulgarrechtlichen  Umbildung  des  römischen 
Urkundenweseus  germanische  Ideen  mitbetbeiligt  gewesen  sein  mögen;  dass 
sie  für  Form,  Anwendung  und  Wesen  der  Traditio  cartae  (man  bedenke 
die  Benützung  der  unvollständigen  Carta  als  Traditionssymbol)  bestimmend 
waren,  ist  klar.  In  der  Rolle,  die  die  Carta  bei  Grundtraditionen  spielte, 
hat  die  Entwicklung  der  obligatorischen  Urkunde  zur  dinglichen  Symbol- 
nrknnde  ihren  Höhepunkt  erreicht  (s.  Stonff  in  Nouv.  Rev.  hist,  de  dr.  fr. 
et  etr.  XI.  278f.);  sehr  gut  sagt  Brissaud  1.  c.  1284,  dass  die  Germanen 
.virent  une  tradition  per  cartam,  lä  on  il  n’y  avait  pour  les  Romains  qu'uiie 
traditio  cartae";  die  römischen  Ansätze  der  traditio  per  cartam  behandelt 
vom  Standpunkte  ihrer  byzantinischen  Fortentwicklung  Brandileone:  La 
traditio  per  cartam  nel  dir.  biz.  (in  Stndi  in  onore  di  Vitt.  Scialoja).  Die 
gewonnenen  Ergebnisse  erscheinen  bei  Redlich  (Mitth.  d.  Instit.  Ergbd.  VI. 
57  f.)  in  einer  neuen  Fassung,  die  einen,  aber  unr  scheinbaren,  Widerspruch 
gegen  die  Brunner'sche  Ansicht  bedeutet.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  nicht 
der  Abfassung  sondern  der  Begebung  der  Carta  die  Hauptbedeutung  zukommt, 
die  Fertigung  aber  erst  nach  Vollzug  der  formalen  Handlung  erfolgt,  reiht 
Redlich  die  Carta  unter  die  andern  bei  der  Tradition  gebräuchlichen  Symbole 
ein.  Von  da  aus  gelangt  er  zur  Behauptung,  dass  rechtsdiplomatiscb  der 
Hauptuuterschied  zwischen  Carta  und  Notitia  in  der  subjectiven  und  wört- 
lichen Wiedergabe  der  l’arteierklärung  liegt,  weil  die  Carta  nur  so  wie 
andere  Symbole  und  nicht  speciell  dispositiv  wirkt,  also  auch  nur  beweist 
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Sclmtz’)  hervor;  iiiaii  kann  in  den  betrefl'cnden  Erscheinungen 

(es  hat  schon  Brunner  I.  c.  '^38  hervorgehoben,  dass  es  notitiae  gab,  die 
von  der  Partei  ausgestellt  wurden,  gegen  die  sich  der  Beweis  zu  kehreu 
hatte;  g.  auch  Stonff  1.  c.  270f.).  Dabei  wird  augenscheinlich  übersebeu, 
dass  die  Notitia  eben  niemals  als  Traditionssjmbol  auftritt,  ja  überhaupt 
nicht  unumgänglich  ist,  während  die  Carta,  wenn  sie  angewendet  wird,  ein 
essentielles  Traditionssymbol  ist,  das  vor  andern  Symbolen  den  klaren  Inhalt 
voraus  hat.  Richtig  ist  dagegen  Rediich's  Ansicht  (1.  c.  8),  dass  die  derart 
verwendete  Carta  wohl  die  Form,  aber  nicht  das  Wesen  der  römischen 
Dispositiv-Urkundo  heibehalten  hat;  dabei  wäre  zu  erinnern  an  die  vorher 
erwähnten  Ausführungen  Val  de  Liövre's;  da  die  römische  Dispositiv- 
Urkunde  sachenrechtlicbe  Anwendung  fand,  konnte  ihr  Wesen  nicht  unverändert 
hieibcu.  Darin  offeubart  sich  eben  das  von  Redlich  m.  R.  betonte  Übergewicht 
des  germanischen  Elementes  io  dieser  Frage.  Vgl.  ausserdem  Dahn  1.  c. 
VIII.  IV.  188.  Über  die  Verwendung  des  römischen  Constitutum  possessorium 
s.  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  1161f;  vgl.  jedoch  oben  S.  319.  A.  2.  Jedenfalls 
ist  die  Vermischung  römischer  und  germanischer  Elemente  in  der  Traditioos- 
form  geradezu  typisch  für  das  gegenseitige  Verhältnis  beider  Factoren. 

Nun  muss  wohl  daran  festgehalten  werden,  dass  diese  Übereignungs- 
formen vornehmlich  für  den  Privatvorkehr  galten;  ebenso,  wie  man  nicht 
annehmen  kann,  dass  die  vom  Volke  ausgehenden  Landanweisungen  an 
schwerfällige  Formen  gebunden  gewesen  wären,  hat  auch  die  Intervention 
der  öffentlichen  Gewalt  bei  der  Affatomie  die  Vornahme  der  Übereignung 
fern  vom  Grundstücke  ermöglicht;  dasselbe  gilt  für  die  bannmässige  Ver- 
fügung (s.  Bickel:  Z.  Gesch.  d.  Bannes  S.  22 ff.).  Eine  besondere  Bedeutung 
kommt  in  diesem  Zusammenhänge  dem  königlichen  Praeceptum  zu  (s.  Gierke: 
Priv.  R.  II.  207.  A.  3.);  wenngleich  Redlich  1.  c.  lOff.  auch  in  diesem 
Falle  das  Vorangehen  gewisser  Formalhandlungen  feststellt,  so  war  doch 
das  königliche  Praeceptum  auch  ohne  dieselben  wirksam.  Ohne  auf  diese 
Frage,  die  nur  im  Zusammenhänge  mit  der  Geschichte  des  Immobiliareigentnnis 
erörtert  werden  kann,  hier  einzugehen,  muss  man  doch  bemerken,  dass  die 
dispositive  Kraft  der  Köuigsurkunde,  die  nicht  als  Symbol  benützt  wurde, 
gewiss  nicht  au  die  römische  Dispositiv-Urkunde  anknüpfte,  sondern  an 
ganz  andere  Wurzeln.  Wodon  1.  c.  89 f.  will  einen  unmittelbaren  Zusammen- 
hang zwischen  der  in  der  L.  Sal.  behandelten  Übertragung  von  Uobilien 
und  der  späteren  Immobiliartradition  hersteilen. 

Auch  die  Function  des  Treuhänders,  die  ebenfalls  für  die  Tradition 
in  Betracht  kommt,  ist,  wie  schon  oben  (S.  321.  1.)  bemerkt  wurde,  eine 

unrömisebe.  In  Anlehnung  au  Heusler  1.  c.  I.  222,  hat  v.  Estreicher 
(Studya  nad  hist,  kupna  w epoce  frank.  S.  99  ff.)  den  Unterschied  zwischen 
dem  Hauptzwecke  der  Treuhänderschaft  (vom  Standpunkt  des  Sachenrechtes) 
und  dem  Verbürgungszwecke  schärfer  hervortreten  lassen. 

')  Es  genügt  auf  den  bekannten  Mangel  durchgreifender  Scheidung 
zwischen  Possessorium  und  Petitorium  hinzuweisen,  ferner  auf  den  Mangel 
eines  speciellen  Schutzes  der  Gutgläubigkeit;  s.  Herbert  Meyer  1.  c.  293 f. 
— Über  die  privatrechtlicho  Bedeutung  des  Köuigsbannes  s.  Sickel  1.  c.  25ff. 


Digitized  by  Google 


328 


des  Immobiliarrechtes  eine  gereifte  Fracht  der  im  Mobiliar- 
rechte keimenden  Ideen  wahrnehmen.^) 

Zu  den  Schutzmitteln  gehört  die  Verschweigung, 
die  thatsächlich  römischen  Einfluss  aufweist,-)  aber  doch 
die  germanische  Wurzel  nicht  verleugnet^)  und  in  ihren 
verschiedenen  Verzweigungen  processrechtlicher  und  materiell- 
rechtlicher Art  als  ein  eigenartig  combiniertes*)  Institut  er- 


’)  Dies  gilt  auch  für  die  Schenkung,  nämlich  sowohl  für  den  Charakter 
des  durch  die  Schenkung  erworbenen  Rechtes,  als  auch  für  den  schwächeren 
Schutz,  wie  er  namentlich  der  königlichen  Grundschenkung  eigen  war; 
vgl.  Schröder:  R.  G.*  284;  es  äussert  sich  darin  der  Mangel  des  abstracten 
Charakters  einer  Eigentumsvermehmng  nnd  die  der  Schenkung  innewohnende 
Eigenschaft  der  Zweckzuwendung,  die  durch  den  wahrnehmbaren  Zweck 
beherrscht  wurde. 

*)  Über  Decr.  Childeb.  c.  3.  s.  oben  S.  öl  nnd  die  dort  (A.  1.)  citirte 
Litterator.  Es  ist  nicht  unwichtig,  dass  die  fränkische  Norm  au  das 
Dritthandverfahren  anknnpfte,  während  L.  R.  Vis.  C.  Th.  IV.  12.  einen 
ganz  andern  Ansgangspnnkt  hatte;  namentlich  ist  das  Verhältnis  der 
fränkischen  zehnjährigen  Frist  zu  der  in  L.  R.  Vis.  C.  Tb.  IV.  12.  § 5. 
normierten  sehr  interessant;  vgl.  auch  Epit.  Hon.  Über  c.  13  des  Ed. 
Chloth.  II.  nnd  dessen  Rticksioht  auf  kirchliche  Interessen  s.  oben  II.  Tbeil 
S.  303  nnd  hier  S.  51. 

^ Au  die  germanische  Verschweigungsfrist  (L.  Sal.  45,  46)  knüpft, 
wie  soeben  erwähnt  wurde,  Decr.  Childeb.  an.  Die  Jahresfnst,  die  in  den 
Wirtschaftsverhältnisseu  ihre  Begründung  findet  (s.  Heusler  I.  c.  I.  57 f., 
Viollet  1.  c.  570.),  kommt  für  die  Frohnungsfolgen  in  Betracht.  (Vgl. 
die  von  Immerwahr:  D.  Verschweigung  8.  2.  angeführten  Normen,  wobei 
jedoch  Frohnung  und  Verschweigung  nicht  genügend  auseinandergehalten 
werden;  auf  L.  Sal.  45  nnd  46  gebt  Immerwahr  überhaupt  nicht  ein  und 
man  muss  Heymann’s  Urtheil  in  Sav.  Ztscbr.  XVII.  183.  beitreten).  Über 
die  thatsächliche  Dauer  der  Jahresfrist  s.  Fockema-Andreae  in  Sav. 
Ztschr.  XIV.  76  ff. 

*)  Immerwabr  verweist  1.  c.  11  auf  die  interessante  Combination  der 
germanischen  Verschweigungsfrist  mit  der  römischen  Verjährungsfrist  in 
einem  Placitum  Theoderichs  III.  v.  J.  67U.  Partsch  hat  (Die  longi  temporis 
praesciiptio)  die  weitgehende  Umbildung  im  römischen  Reichsrechte  geschildert 
und  dabei  mit  Recht  die  Übereinstimmung  der  Interpret,  zu  Paul.  V.  2.  3. 
hervorgehoben  (1.  c.  155).  Damit  hängt  es  zusammen,  dass  Chloth.  II.  c.  13 
für  die  dreissigjährige  praescriptio  nur  justum  initium,  aber  keine  bona  fides 
forderte  (vgl.  Dahn  1.  c.  VII.  III.  290,  313f.);  dieser  Umbildung  entsprang 
auch  die  kräftige  (Uber  das  eigentliche  römische  Recht  hinausgehende) 
Function  der  longi  terop.  praescr.  In  Childeb.  II.  c.  3.  tritt  die  inconcussa 
possessio  wohl  auf  Grund  der  Entlehnung  aus  dem  Vulgarrechte,  aber  doch 
(wie  Partsch  1.  c.  146  selbst  zugiebt)  dank  der  Anlehnung  au  die  germanische 
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scheint.')  Vom  Eigentum  hat  sich  frühzeitig  das  Pfandrecht 
als  ein  eigenes  dingliches  Recht  abgelOst.  Es  erscheint  schon  in 
der  L.  Sal.  als  ein  vom  Eigentum  verschiedenes,  dem  Sichemngs- 
zwecke  dienendes  Recht, '^)  im  Gegensätze,  beziehnngsweise  zur 
Ergänzung  nnd  zum  Ersätze  der  persönlichen  Haftnng.  Diese 
Trennung  des  Pfandrechtes  vom  Eigentum  dürfte  sich  wohl 
zuerst  im  MobiliaiTechte  vollzogen  haben,-'')  wobei  gerichtliche 
und  anssergerichtliche  Pfandnahme  zu  verschiedenem  Erfolge 
führten;  diese  Verschiedenheit  privatrechtlicher  Folgen  auf 
processrechtlicher  Grundlage  entspricht  der  Gesammtentwicklung.'*) 
Ohne  auf  die  ältere  Satzung  hier  eingehen  zu  können,®)  wollen 
wir  nur  mit  Egger")  bemerken,  dass  selbst  die  jüngere  Satzung 
als  anticipierte  Frohnung,  mithin  als  unmittelbare  Folgeerscheinung 
des  fränkischen  Königsbannes,  zu  betrachten  wäre;')  dies  erscheint 


VerschweiKDng  auf.  U.  R.  sagt  daher  Brissaud  I.  c.  1263,  dass  man  den 
römischen  Kinfluss  auf  diese  Entwicklung  nicht  ttberscbätsen  dUrfe,  da  dieselbe, 
nur  ,nn  effet  de  la  marche  generale  du  droit“  war.  Stobbe:  Dtsch. 
Prir.  R.  O 648f.  überschätzt  den  römischen  Einfluss;  vgl.  noch  Oierke; 
Priv.  R.  I.  311. 

')  Hierher  gehört  auch  das  sog.  intertemporale  Recht,  dessen  Normen 
bestimmt  erscheinen,  früher  begründete  Rechtsverhältnisse  zu  schützen  nnd 
den  Übergang  zu  neuem  Rechte  zu  erleichtern  ; es  genügt,  darauf  hinzuweisen, 
dass  Affolter  (1.  c.  123,  131)  die  ungenügende  Qestaltung  desselben  bei 
den  Franken  dargethan  und  westgothische  Ueeinflnssung  wahrscheinlich 
gemacht  hat. 

■■')  s.  Gierke:  Priv.  R.  II.  «0«;  er  nennt  es  (1.  c.  810.  A.  2—6.) 
Sacbhaftnugsrecht  und  trägt  dadurch  seiner  processrecbtlicben  Stellung 
Rechnung;  vgl.  Hensler  1.  c.  II.  139,  201,  v.  Amira  (bei  PauP  132). 

*)  Wir  verweisen  inzwischen  auf  Gierke  1.  c.  955  und  auf  die  sehr 
ansprechende  Annahme  (1.  c.  809),  das  Pfandrecht  sei  ursprünglich  ein  dem 
Sicberungszwecke  gemäss  „gebundenes*  Eigentum  gewesen,  wobei  wir 
selbstverständlich  vorläufig  von  dem  Begriffe  eines  gebundenen  Eigentums 
absehen  müssen. 

*)  S.  Brunner  1.  c.  II.  450f.,  455,  457,  v.  Schwind:  Wesen  und 
Inhalt  d.  Pfandr.  8.  11.  Es  apparirt  hier  der  ältere  enge  Zusammenhang 
zwischen  Privatrecht  und  Process. 

'’)  Dieselbe  hängt  unmittelbar  mit  dem  Immobiliarrecht  zusammen. 
S.  Brunner  in  Forscbgg.  624 ff.  (über  eine  interessante  Fortentwicklung), 
Franken:  Franz.  Pfandr.  170ff.,  Egger:  Vermögenshaftung  und 

Hypothek  315  ff. 

*)  1.  c.  136,  350;  vgl.  Meibom  1.  c.  76. 

')  Über  die  Vorläufer  der  jüngeren  Satzung  in  fränkischer  Zeit  s. 
Ueusler  1.  c.  II.  147 ff.  (and.  Ans.  v.  Schwind  1.  c.  169f.);  vgl.  Brunner 
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desto  bedeutsamer,  als  bekaiiutlich  im  übrigen  für  die  Anfänge 
der  jüngeren  Satzung  kein  dinglichrecbtlicher  Charakter  an- 
genommen werden  kann;*)  eine  romischrechtliche  Beeinflussung 
des  Pfandrechtes  erscheint  somit  nicht  annehmbar. 

Eine  grosse  Bereicherung  hat  auch  das  Obligationeu- 
re cht  erfahren,  dessen  Entwicklung  überhaupt  mancherlei 
Analogien  mit  der  des  Sachenrechtes  aufweist.''*)  Doch  ist  als 
wichtiger  Unterschied  zu  verzeichnen,  dass,  während  die  Fort- 
schritte des  Sachenrechtes  in  allen,  selbst  in  den  neuen  Er- 
scheinungsformen desselben,  zur  Verwirklichung  überwiegend 
germanischer  Grundideen  führten,  ^)  die  Entwicklung  des 
Obligationenrechtes  eine  thatsächliche  Erweiterung  des  Gesichts- 
kreises bedeutete,  eine  Entfaltung,  die  nicht  ausschliesslich  auf 
alte  Grundlagen  znrückgeführt  werden  kann. 

Allerdings  ging  man  von  diesen  alten  Grundlagen  aus;^) 

I.  c.  uud  in  üruudzUge  S.  196.  Sehr  wichtig  erscheint  der  Zusammenhang 
der  späteren  französischen  Immobiliarpfändnng  mit  der  fränkischen  niissio 
in  bannum;  s.  Kgger  I.  c.  619. 

')  8.  Franken  1.  c.  4ff.,  v.  Schwind  1.  c.  171,  Egger  1.  c.  137. 

‘‘3  Diese  Analogien  können  hier  allerdings  nur  angedeutet  werden. 
Es  ist  zu  bemerken,  dass  in  beiden  Fällen  ein  Zusammenhang  zwischen  dem 
Rückgänge  der  Sippe  und  der  Individualisierung  de.s  Rechtes  bemerkbar 
ist;  denn  ebenso  wie  die  Entwicklung  des  Sachenrechtes  (namentlich  des 
Rechtes  an  liegendem  Gut),  erfordert  auch  die  Entwicklung  des  Obligationeu- 
rechtes  die  Möglichkeit,  das  individuelle  Rechtsleben  über  die  Grenzen  des 
Verbandes  hinaus  erstrecken,  im  Verkehre  selbständig  Vorgehen  und  selbständig 
haften  zu  können.  Daher  die  grosse  Bedeutung  des  Handelsverkehres,  der 
diese  Freiheit  des  Individuums  voraussotzt.  Weiter  ist  zu  bemerken,  dass 
der  Formalismus  des  Ubligationenrechtes  ebeu.so  wie  der  des  Sachenrechtes 
auf  dem  gemeinsamen  ( tffentlichkeitsbedürfnisse,  als  einer  Voraussetzung 
des  Rechtsschutzes,  beruht;  dem  entspricht  es,  dass  die  auf  Erwerb  von 
Sachen  oder  Rechten  zielenden  Handlungen  in  beiden  Fällen  nur  den 
Anspruch  auf  Erwerb  begründeten,  nicht  aber  den  Erwerb  selbst.  Es  ist 
daher  ebenso  richtig  als  geistreich,  wenn  Köhler  (Substanzrecht  u.  Wertrecht 
in  Arch.  f.  civ.  Prax,  9t.  S.  176f.)  gegen  die  Annahme  einer  „Ohnmacht  des 
Schuldrechtes'*  auftritt;  denn  diese  „Ohnmacht“  ist  mir  eine  Äusserung 
allgemeiner  „Ohnmacht“  der  Rechtsordnung. 

’)  So  z.  B.  in  der  fränkischen  Entwicklung  des  römischen  Praecariunis; 
s.  L.  M.  Hartmann  in  Vierteljahrschr.  f.  Soc.  u.  Wirtsch.  Gesch.  1\'.  340 ff. 

Es  genügt,  auf  die  Grundformen  der  „Fides  facta“  und  der  „Res 
praestita“  zu  verweisen.  Zwar  bat  Thevenin  (Nouv.  Rev.  hist,  de  dr.  fr. 
et  otr.'lV.  455  If.)  gegen  ileu  Formalvertrag  Stellung  genommen  und  selbst 
für  die  Busszahlungspflicht  der  lides  facta  nur  die  Eigenschaft  der  Consequenz 
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es  wurde  aber  die  Lösung;  der  Verbindung  des  Vertrags-  und 
Processrechtes  und  eine  auch  änsserliche  Selbständigkeit  des 


einer  schon  bestehenden  Ubligation  belassen  wollen,  doch  darf  man  mit 
Esmein  (Etudes  sur  les  contrats  S.  6)  und  Anderen,  diese  Ansicht  als 
genügend  widerlegt  betrachten;  Sichel  (Vertragsbruch  S.  7f.)  betrachtet 
die  fides  facta  als  Begründung  verschiedenartiger  Pflichten,  die  durch 
entsprechende  Anffordernng  des  Oläuhigers  in  Erscheinung  treten;  Lüning 
(Vertragsbruch  S.  20ff.)  will  in  ihr  eine  zweite  Obligation  mit  selbständigem 
Inhalte  erblicken  und  meint  (I.  c.  6f.),  dass  sie  hauptsächlich  processrechtliche 
und  nicht  eigentlich  privatrechtlicbe  Anwendung  fand,  wogegen  Esmein 
(1.  c.  77.)  auf  Quellen  verweist,  die  eine  enge  Verbindung  der  fides  facta 
mit  der  festuca  beweisen,  wodurch  auch  Thävenin’s  Unterscheidung  (1.  c. 
70flr,  90)  hinfällig  wird  (vgl.  Esmein  1.  c.  70.  A.  2,  77,  79.  A.  2.,  Egger 
1.  c.  403,  414.).  Die  Bedeutung  der  festuca  vom  Standpunkt  der  AVert- 
morphologie  untersucht  v.  Kostanecki;  D.  wirtsch.  Wert  vom  Standpunkt 
d.  geseb.  Forschung  136if,  168  ff,  181.  Zn  weit  geht  jedoch  Egger,  wenn 
er  (I.  c.  4l4f.),  mit  Rücksicht  auf  die  Unzulänglichkeit  der  rein  privat- 
rechtlichen  Obligationsgmndlagen,  aunimmt,  die  fides  facta  habe  nur  ein 
Pfandungsrecht  des  Gläubigers  begründen  künnen,  während  Puntsehart 
(Treugelübnis  429.  A.  5.  und  439.  A.  3.)  wohl  die  Begründung  der  Obligation 
ablehnt,  aber  den  Zweck,  die  Person  haftbar  und  klagbar  zu  machen, 
anerkennt;  s.  jetzt  Puntsehart  in  Sav.  Ztschr.  XXVI.  164 ff.  Trotz  des 
von  Egger  m.  R.  hiefUr  betonten  Zusammenhanges  des  executivischen 
Verfahrens  mit  der  alten  Friedlosigkeit,  muss  mau  doch  auf  die  Worte  des 
Richters  in  L.  Sal.  50.  .voluntatem  tuam  solve  homini  isto*  Gewicht  legen; 
nur  bedurfte  eben  das  unterliegende  Rechtsverhältnis  jener  Veranschaulichung, 
die  es  in  der  zum  Debet  gestempelten  Säumnis  fand.  Das  strafrechtliche 
Moment  ist,  wie  auch  Egger  (1.  c.  413)  anerkennt,  ein  .Schutzmittel  der 
Obligation;  m.  R.  unterscheidet  er  (in  Aulehnung  an  Briuz,  dessen  Aus- 
führungen in  Güttiug.  gel.  Anz.  1885.  S.  525  f.  er  zu  neuen  Ehren  bringt) 
strafrechtliche  und  privatrechtliche  Haftung,  sowie  ihre  verschiedenen 
Entstehungsg;ründe;  nur  wäre  zu  betoneu,  dass  die  delictmässige  Bussfälligkeit 
zur  Feststellung  des  privatrechtliclien  Sachverhaltes  diente,  also  ein  3Iittel 
zur  Erreichung  des  privatrechtliclien  Zweckes  bildete.  In  diesem  Sinne 
kann  man  mit  v.  Amira  iNordgerm,  Oblig.  R.  I.  150)  sagen,  dass  die 
Civilobligation  durch  strafrechtliche  Steigerung  realisierbar  wird;  diese 
Steigerung  ist  aber  gleichzeitig  das  beste  3Iittel,  die  an  und  für  sich  schwer 
erkennbare  privatrechtlicbe  Verpflichtung  zu  veranschaulichen.  Über  die 
Franken 'sehe  Theorie  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Auffassungen  r.  Amira's 
und  Brinz,  s.  Egger  1.  c.  48ft'.  Wenn  Köhler  (I.  c.  177)  die  Trennung 
von  Schuld  und  Haftung  (im  Sinne  Siegel’s  und  Puntschart's)  bekämpft, 
so  sagt  er  doch  selbst,  dass  für  eine  gewisse  Stufe  eine  Pflicht,  vom  Leistung.s- 
versprechen  nicht  zurUckzutreten,  bestand;  wenn  er  daun  anniimnt,  es  sei 
der  Rücktritt  zunächst  eine  Thatsache  gewesen,  der  nicht  beizukommen 
war  uud  gegen  die  mau  sich  durch  Festsetzung  von  Strafen  wehrte,  bis  erst 
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Obligatioiienrechtes  angebahnt,')  freilich  ohne  Aufgebcii  des 
formalen  Charakters,  der  auch  anf  der  neuen  Basis  beibehaltcii 


später  der  Rücktritt  wirkungslos  wurde,  — so  kommt  er  der  bekämpften 
Theorie  in  einem  gewissen  Sinne  sehr  nahe.  Uan  muss  bei  allen,  Schuld 
und  Haftung  betreffenden  Auseinandersetzungen  nebst  den  schon  hinreichend 
herangezogenen  rechtsdogmatischen  Momenten  auch  das  cultnrgeschichtliche 
Moment  berücksichtigen;  von  diesem  Gesichtspunkte  findet  v.  Estreicher 
(Sitz.  Ber.  d.  Krakauer  Akad.  d.  Wiss.  Hist.  phil.  CI.  Bd.  41.  S.  248.),  dass 
die  Auseinanderhaltung  von  Haftung  und  Schuld  in  den  primitiveren  Ver- 
hältnissen volle  Erklärung  findet,  während  der  Fortschritt  von  Cultur,  Verkehr 
und  Recht  zu  engerem  Anschlüsse  zwischen  Haftung  und  Schuld  führt. 

Auch  für  res  praestita  ist  die  äussere  Erscheinung  maassgebend ; 
konnte  sie  einerseits  zweifellos  verschiedene  Verhältnisse  umfassen  (s.  E s m e i n 
1.  c.  9.,  Sickel  I.  c.  8.),  so  bedurfte  sie  andererseits  ebenfalls  der  Erkennbarkeit 
die  durch  Nichtbefolguug  der  Kündigung  gegeben  war;  über  die  betreffenden 
Ausführungen  Immerwahr' s s.  J.  Gierke  in  Sav.  Ztschr.  XX.  286.). 

Diese  Grundformen  werden  schon  durch  ihren  engen  Zusammenhang 
mit  Frocess  und  Strafrecht  und  durch  das  Übergewicht  der  äusseren  Momente 
als  Bestandtheile  der  alten  Rechtsordnung  gekennzeichnet.  Über  die  Annahme 
romanistischen  Charakters  der  fides  facta  s.  oben  S.  46;  über  die  sacralen 
Wurzeln  des  Gelbbnisses  und  deren  Fortentwicklung  in  der  Richtung  des 
Unterwerfens  des  Schuldners  unter  die  Macht  des  Gläubigers  s.  v.  Estreicbe  r 
1.  c.  3.S4ff,  349  ff,  365. 

’)  S.  was  Heusler  I.  c.  II.  237  über  die  aussergerichtliche  fides  facta 
sagt;  vgl.  1.  c.  242ff,  248f.  M.  R.  bemerkt  Schröder:  R.  G.*  293  (vgl. 
Heusler  I.  c.  245.),  dass  hier  der  Fortschritt  zu  dem  unmittelbaren  Schuld- 
vertrage früher  als  anderwärts  erfolgte,  während  doch  in  manchen  Tbeilen 
des  Frocessreebtes  die  fränkische  Entwicklung  zurttckblieb;  so  stand  z.  B. 
das  fränkische  Recht  hinsichtlich  der  Wadia  im  processualen  Vertrag  auf 
älterer  Stufe  (vgl.  Brunner  1.  c.  II.  367.  A.  10.)  Egger  (1.  c.  405ff  ) verfolgt 
näher  den  von  Brunner  bemerkten  Zusammenhang  zwischen  den  Abspaltungen 
der  Friedlosigkeit  und  dem  eiecutivischen  Verfahren,  sowie  die  Neuerungen, 
die  in  derWadiation  auf  processrechtlichem  und  materiellrechtlichem  Gebiete 
eintraten.  Der  Formalvertrag  lehnte  sich  an  die  Form  an,  in  der  Delicts- 
bussen  festgestellt  wurden  (s.  Huber:  Schweiz.  Friv.  R.  IV.  831.).  Han 
kann  aber  dennoch  schon  in  den  Leges  einen  Unterschied  zwischen  den 
Delictsobligationen  und  den  Obligationen  aus  Verträgen  bemerken,  obwohl 
Strafclanseln  und  andere  Sicherungsmittel  diesen  Unterschied  praktisch 
trübten;  man  kann  schon  Schadenersatz  von  der  Busse  scheiden  (s.  A.  B. 
Schmidt:  Grundsätze  Uber  d.  Schadenersatz  in  den  Volksr.  13  u.  16.), 
sowie  die  Entwicklung  des  Schadenersatzanspruches  von  der  altgermanischen 
Basis  aus  (s.  Heusler  1.  c.  I.  64.)  in  den  zunächst  noch  beschränkten 
Erscheinungsformen  verfolgen;  s.  Schmidt  1.  c.  41.  über  den  Standpunkt 
von  U.  Rib.  70,  1.  c.  58  ff.  über  den  Ersatz  des  gleichwertigen  Gegenstandes 
in  L.  Sah  9 und  L.  Rib.  70.  5,  1.  c.  59  über  die  Restitution  des  entwendeten 
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wurde.*)  An  dieser  Entwicklung  haben  jedenfalls  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  und  die  römischen  Impulse  mit- 
gewirkt; es  sind  neue  Obligationsverhältnisse  entstanden,'^) 


(iegeiistaudea  in  L.  Sal.  10.  2,  1.  c.  01  Uber  die  vom  rümigchen  Hechte  ab- 
weichende Noxae  datio  in  L.  Sal.  36,  L.  Rib.  46.  Der  einfache  Schaden- 
ersatz ist  (mit  Heusler  1.  c.)  gewiss  als  der  primitive  privatrechtliche 
Ersatz  zu  betrachten,  da  er  nnr  mit  dem  formellen  Werte  und  nicht  mit 
dem  speciellen  Schaden  (s.  jedoch  was  v.  Inama  1.  c.  I.  198  Überschätzung 
sagt)  rechnet;  er  bildet  aber,  da  er  ja  eventuelle  Nebenverabredungen  nicht 
ausschliesst,  eine  brauchbare  Urundlage  fUr  die  weitere  Steigerung.  Durch 
die  sühne  des  Rücktrittes  vom  Vertrage  (s.  Köhler  in  Ztschr.  f.  vgl.  R. 
wiss.  III.  16t.)  erhielt  das  Parteiinteresse  an  dem  Malten  und  Erfüllen  des 
Vertrages  einen  grossen  — und  zwar  rein  vermügeusrechtlichen  — Spielraum. 
So  konnte  sicli  denn  eine  Trennung  des  Obligationenrechtes  von  dem  Process- 
und  Strafrechte  bemerkbar  machen  (s.  Sickel  1.  c.  in  der  Einl.  n.  S.  16.). 
Als  einen  Portscliritt  in  iler  Richtung  zur  Selbständigkeit  der  Obligation 
kann  man  mit  Sickel  (1.  c.  8f.)  schon  L.  Rib.  62  betrachten,  wo  die  Verzugs- 
Strafen  sich  aus  der  mura,  ohne  besondere  Aufforderung,  ergeben,  so  dass 
die  Obligation  (im  Uegensatze  zur  L.  Sal.  de  re  praestita)  keiner  strafrecht- 
lichen Steigerung  mehr  bedarf. 

')  Es  ist  da  insbesondere  auf  das  — ebenso  wie  im  Sachenrechte  — 
stets  hervortretende  Bedürfnis,  das  Rechtsverhältnis  nach  Aussen  evident 
zu  machen,  hinznweisen.  So  wurde  z.  B.  durch  die  Kündigung  nicht  nur 
die  Vorenthaltung,  sondern  auch  das  unterliegende  Rechtsverhältnis  selbst 
evident  (s.  Immerwabr:  Kündigung  24,  vgl.  Köhler  in  Jabrb.  f.  Dogm.  24. 
S.  294f.);  der  neuerliche  Verkauf  einer  schon  verkauften,  aber  noch  nicht 
tradirten  Sache,  war  strafbar,  aber  gütig,  weil,  wie  schon  erwähnt,  der 
Vertrag  nnr  einen  Anspruch  auf  den  Rechtserwerh  begründete.  Dieser 
Formalismus  rechtfertigt  die  grosse  Bedeutung  der  Bestärkungsmittel, 
namentlich  der  Geschäfts-  und  Urkundszeugen,  sowie  die  der  gerichtlichen 
Wadiation  (ebenso  wie  der  Bussschuld),  trotz  aller  Fortschritte  des  Obligationeii- 
recbtes,  innewohnende  grüssere  Kraft.  Als  eine  wichtige  Äusserung  dieser 
grosseren  Kraft  erscheint  der  Umstand,  dass  für  Vertragsschuldon  ursprünglich 
weder  Verknechtung  noch  Preisgabe  bestand,  wenn  sie  nicht  verabredet  wai 
(s.  Brunner  in  Sav.  Ztschr.  XI.  98.).  Von  entscheidender  Bedeutung  ist 
aber  der  fortgesetzte  Mangel  des  Conseusnalvertrages  und  die  oben  (S.  326. 

1.)  erwähnte  Umwandlung  der  römischrechtlichen  Formen. 

^)  Gemeint  sind  jene,  die  der  Erleichterung  des  Rechtslebens  und  der 
Umgehung  formeller  Schwierigkeiten  dienen.  .So  das  Mandat  (vgl.  darüber 
auch  Caillemer  1.  c.  134 — 149,  424  — 430.),  welches  entweder  in  einer  an 
römische  Institutionen  sich  anlehnenden  Form  (sogar  unter  Erinnerung  an 
die  Gesta,  z.  B.  Form.  Arvern.  2.  Turon.  20.),  oder  in  germanischer  Form, 
durch  Übertragung  von  Rechten  (z.  B.  Mark.  I.  21,  F.  Senou.  50.)  geschaffen 
wurde.  Einen  noch  grösseren  Fortschritt  derselben  Gedankenreihe  bedeutet 
die  Ermöglichung  der  Stellvertretung  und  der  Cession  durch  die  Ordre- 
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alte  erweitert,')  oder  in  ihren  Folgen  kräftiger  gestaltet 


clausel  (s.  Brunner  in  Forschgg.  669IT.,  Heusler  1.  c.  I.  212ff,  Ooldschmid  t : 
Univ.  Gesch.  d.  H.  R.  l.S4f„  vgl.  Brandileone  in  Riv.  di  dir.  conim.  1903  und 
1905.),  die  rümifchem  Impulse  entsprang  (s.  unten  S.  336.  A.  1.).  Anzunehmen 
ist  der  von  Goldschmidt  (1.  c.  passim)  hervorgehobene  Einfluss  römischer 
Handelstraditionen  (Uber  deren  Vergröberung  s.  seinen  Aufsatz  in  Ztschr. 
f.  H.  R.  36.  S.  76  ff.),  wie  er  sich  namentlich  in  der  V^ielseitigkeit  der 
Commenda  Uussert  (Wodon  I.  c.  194  nimmt  directen  Zusammenhang  zwischen 
dem  Commodatnm  an  Mobilien  und  der  terra  commendata  an),  aber  auch  in 
andern  Fällen  nicht  fehlte;  nur  wird  man  wohl  sagen  dttrfen,  dass  diese 
zahlreichen  Handelsbräuche  zunächst  noch  neben  dem  allgemeinen  Rechte 
fortbestanden,  ohne  in  dasselbe  direct  einzudringen,  was  erst  im  Hittelalter 
geschah.  .Jedenfalls  war  ihrer  Erhaltung  der  tiefgehende  Unterschied 
zwischen  Immobiliar-  und  Mobiliarrecht  sehr  förderlich,  weil  sie  sich  im 
Gebiete  des  letzteren  behaupten  konnten,  ohne  durch  die  auf  das  Iminobiliar- 
recht  speciell  einwirkenden  Verhältnisse  behindert  zu  werden.  In  dem  alten 
Genossenschaftsgedanken,  der  sich  nicht  nur  in  Sippe  und  Familie,  sondern 
auch  in  der  Grundherrschaft  äusserte,  fand  die  Societät  eine  brauchbare 
Grundlage  (s.  Viollet  1.  c 749ff;  and.  Ans.  Goldschmidt:  Univ.  Gesch. 
286  ff.),  die  allerdings  in  dieser  Zeit  noch  wenig  actuell  wurde. 

')  Dies  betrifft  vor  allem  den  Kauf;  er  wird  (s.  Esmein  1.  c.  10) 
in  der  L.  Sal.  noch  Zug  um  Zug  vollzogen,  es  kommt  zu  keiner  gerichtlicheu 
Erörterung  der  Pflichten  des  Käufers  und  von  den  Pflichten  des  Verkäufers 
tritt  nur  die  Evictionspflicht  hervor;  deshalb  erwähnen  die  Kaufformeln  in 
der  Regel  (s.  jedoch  F.  Andeg.  2.  und  3.)  die  erfolgte  Zahlung  des  Preises. 
V.  Estreicher  hat  (Studya  nad  hist,  kupna  S.  3f.)  betont,  dass  als  „Preis* 
oft  eine  Sache  hingegeben  wird,  was  die  ungenügende  Scheidung  zwischen 
Tausch  und  Kauf  beweist,  wenn  auch  derartige  Tauschgeschäfte  national- 
ökonomisch als  Käufe  fungiren.  Die  Praxis  begann  die  verbürgte  Zahlungs- 
pflicht als  Zahlung  zu  betrachten,  was  aber  den  realen  Charakter  nicht 
beeinträchtigt  (s.  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  273;  vgl.  Mark.  II.  19.) 
ebensowenig  wie  die  Zulässigkeit  der  Theilzahlung  (s.  Esmein  1.  c.  15.). 
Einen  wichtigen  Schritt  bedeutet  die  Trennung  von  Sala  und  Investitur 
(U.  Rib.  60  kennt  diese  Trennung  noch  nicht);  aber  m.  R.  bemerkt 
v.  Estreicher  (1.  c.  61.),  dass  die  betreffende  Haltung  des  Capitularienrechtes 
(Cap.  leg.  add.  818 — 819.)  nicht  als  obrigkeitliche  Neuerung,  sondern  als 
Ergebnis  natürlicher  Entwicklung  zu  betrachten  ist.  Dem  Fublicitäts- 
erfordernisse,  das  auch  diesem  Realgeschäfte  eigen  ist,  dient  die  reiche 
Symbolik;  wenn  auch  die  Urkunde,  also  ein  römisches  Werkzeug,  so  häufig 
neben  oder  sogar  anstatt  germanischer  Symbole  trat,  so  ist  doch  erwähnt 
worden  (oben  S.  S26.  A.  1.),  dass  die  Verwendung  dieses  Werkzeuges 
germanischen  Ideen  entsprach. 

Eine  fortschreitende  Ausgestaltung  hat  auch  die  Bürgschaft  erfahren. 
Voll  der  Wettsatzung  ausgehend,  die  dem  Gläubiger  den  Bürgen  nach 
Analogie  der  Sachhaftung  zur  Verfügung  stellte,  hat  die  Entwicklung 
einerseits  die  eigenartige  Form  der  Selbstbürgschaft  hervorgebracht,  anderer- 
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worden.*)  Dennoch  bleibt  es  für  den  Charakter  dieses 

spits  die  Ansprüche  des  Bürgen  gegen  den  Schuldner  gesichert  (s.  £smein 
I.  c.  82,  Heusler  1.  c.  II.  251f,  Schröder:  R.  G.<  292.);  sowohl  die 
Möglichkeit  der  Selbstbürgschaft,  als  auch  die  Zulässigkeit  directer  Betreibung 
des  Schuldners  (Esmein  1.  c.  8ti;  vgl.  I.  Capit.  znr  L.  Sal.  c.  10,  L.  R. 
Cur.  XXII.  12.),  haben  den  alten  Charakter  der  Bürgschaft  alterirt  und  die 
Grundlage  für  die  spätere  Schaffung  der  Frincipalhaftung  des  Schuldners 
gegeben;  dass  aber  dabei  die  interessante  Vereinigung  zweier  Rollen  in  der 
Selbstbürgschaft  auftrat,  kennzeichnet  diese  Entwicklung,  die  gleichzeitig, 
trotz  aller  Fortschritte,  auch  der  Erweiterung  der  Wadiation  bedurfte  und 
<ladurch  diesem  alten  Institute  desto  grössere  Bedeutung  gab. 

Die  einfachen  Obligationsverbältnisse  erwiesen  sich  somit  entwicklungs- 
fähig; richtig  fasst  daher  Wodon  (1.  c.  211.)  das  Verhältnis  des  römischen 
Einflusses  zu  den  Grundlagen  fränkischen  Ubligationenrechtes  auf.  während 
Goldschmidt  (Univ.  Gesch.  125.)  den  directen  römischen  Einfluss  zu  über- 
schätzen scheint. 

')  Diese  Ausgestaltung  betrifft  namentlich  die  grössere  Wirksamkeit 
des  V'ertragsrechtes.  Uber  die  hierher  gehörende  allgemeine  Umbildung  und 
Kräftigung  des  Wettvertrages  s.  Schröder  1.  c.  295  (betreffs  der  bindenden 
Kraft  der  Wadia  s.  ausser  der  älteren  lütt.  Egger  1.  c.  896 f.,  der  sich 
S.  403ff.  gegen  Puntschart  polemisierend  an  Heusler  nnd  Franken 
anlehnt);  die  Unterstellung  des  Wettvertrages  unter  das  ordentliche  Beweis- 
recht hat  Heusler  (1.  c.  II.  244)  m.  R.  als  Fortschritt  bezeichnet. 

Specielle  Bedeutung  hat  die  Ausgestaltung  der  Rechtsfolgen  durch 
Conventionaistrafen  (s.  oben  S.  68ff;  hiezu  noch  Wodon  1.  c.  177, 
V.  Estreicher  in  der  cit.  Abhandlung  in  Sitz.  Ber.  d.  Krak.  Akad.  S.  819ff, 
828,  Schröder  1.  c.  295.  A.  128;  über  Sjögren  s.  H.  O.  Lehmann  in 
Grucbots  Beiträgen  41;  über  die  Einklagbarkeit  der  für  den  Anfecbtungsfall 
angedrobten  Mulcta  s.  Dahn  1.  c.  VIII.  IV.  204;  zu  weit  geht  Löning 
I.  c.  64,  wenn  er  meint,  das  fränkische  Recht  hätte  nur  das  Nichtleistenwollen 
in  Betracht  gezogen.).  Ihre  formell  römische  Herkunft  unterliegt  wohl  keinem 
Zweifel;  die  materielle  Grundlage  hat  v.  Estreicher  (1.  c.  302.  A.  l.)  rechts- 
vergleichend  besprochen.  Es  erscheint  wahrscheinlich,  dass  die  römische 
Conventionalstrafe  hier  einfach  einem  alten  Bedürfnisse  entsprach,  desto 
mehr,  als  ihre  (oben  S.  68  ff.  besprochene)  Umbildung  unrömiscb  war  und 
den  praktischen  Verhältnissen  angepasst  wurde.  Neben  dieser  unrömischen 
Umbildung  kommt  für  die  Beurtheilung  der  Function  der  Conventionalstrafe 
„die  Tendenz  des  Rechtes  zur  Schablone“  (Heusler  1.  c.  I.  64)  in  Betracht; 
denn  anstatt  besserer  Individualisierung  des  Schadens  zu  dienen,  ist  sie  zu 
einem  Mittel  der  Schabionisierung  von  vornherein  festgesetzter  Schadenersatz- 
ansprüche geworden.  Durch  die  Betheilignng  des  Fiscus  erhielt  die  erwähnte 
Umbildung  vollends  den  Charakter  objectiven  Rechtes,  der  auch  der  königlichen 
Bestätigung  von  Verträgen  (Mark.  I.  13)  anhaftete. 

Neben  der  Vertragsstrafe,  die  geeignet  war.  jede  Obligation  neuerer 
o<ler  älterer  Entwicklungsstufe  zu  festigen,  ist  die  Exac  t i on  sei  au  s el 
(s.  Brunner  Forschgg.  555 ff.)  zu  erwähnen,  da  sie  die  Einhebung  erleichterte. 
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Poitschrittes  bestimmend,  dass  sowohl  die  neuen  Formen,*) 

ferner  die  Executi vurkunde  (s.  nächstf.  Anm.)  und  die  Personalbaftung, 
als  Gegenstand  eigener  Verabredung  (s.  v.  Estreicher  1.  c.  318,  Egger 
I.  c.  422  ff.),  da  bekanntlich  der  Zugriff  auf  die  Person  ursprünglich  nur 
durch  Delictsschulden  begründet  werden  konnte  und  überhaupt  die  in  das 
Gebiet  des  Processrechtes  fallende  Entwicklnng  der  Vollstreckung,  die  dem 
Obligationenrechte  grössere  Kraft  lieh;  diese  Entwicklung  hat  (unabhängig 
von  Brunner' s Abspaltungen  der  Friedlosigkeit,  aber  doch  im  selben  Geiste) 
auf  recbtsvergleichender  Grundlage  v.  Estreicher  (1.  c Sllff.)  behandelt 
und  nachgewiesen,  wie  sich  ans  der,  die  Person  und  Habe  ergreifenden, 
Haftung  die  vermügensrecbtliche  Verantwortung  für  die  Leistung  herans- 
krystalisirt  hat. 

Als  wichtigste  neue  Form  erscheint  die  Urkunde,  da  sie  die  alten 
Vertragsformen  (ebenso  wie  die  alten  Traditionsformen;  s.  oben  S.  326.  A.  1.) 
vielfach  überschattete.  Schon  Esmein  (1.  c.  16)  hat  die  dingliche  Function 
der  Urkunde  (vinculum  cautionis)  betont,  indem  er  insbesondere  die  Worte 
der  L.  Rib.  50:  „per  scriptnrarnm  seriem  sen  per  traditionem“  hervorbob 
und  diese  Anffassung  auf  die  spätrömiscbe  Praxis  zurückfübrte.  M.  R.  hat 
Stouff  (Nouv.  Rev.  hist,  de  dr.  fr.  et  etr.  XI.  283)  behauptet,  dass  die  in 
fränkischer  Zeit  eingewurzelte  Überzeugung  von  einer  derartigen  Wirkung 
der  Urkunde  einen  tieferen  Grund  haben  musste,  den  er  allerdings  auch  nur 
in  der  spätrömischen  Bevorzugung  der  Schriftlichkeit  suchte;  demgegenüber 
ist,  uatUriich  neben  der  römischen  Tradition,  mit  Egger  (1.  c.  403,  in  An- 
lehnung an  Brunner;  s.  hier  unten)  noch  ein  anderer  Grund,  nämlich  der 
Zusammenhang  dieser  Function  der  Urkunde  mit  jener  der  Wadia  (über  den 
Zusammenhang  der  Urkunde  mit  der  Festuca  s.  v.  Kostanecki  1.  c.  181.) 
anzuuehmen,  so  dass  wir  zu  einer  doppelten  Grundlage  dieser  Erscheinung 
gelangen ; sie  erklärt  auch,  warum  die  vulgarrechtliche  Praxis  jene  wichtigen 
materiellrechtlichen  Folgen  haben  konnte,  obwohl  einerseits  die  fränkische 
Uarta  sich  formell  weniger  als  die  langobardische  an  die  römischen  Vorbilder 
anlehnte  (s.  Brunner:  R.  G.  d.  Urk.  I.  211  ff.)  und  andererseits  der  Zusammen- 
hang des  Formalvertrages  mit  der  Form  der  Feststellung  von  Delictsbussen 
uicbt  ganz  verwischt  war. 

Es  genügt  im  allgemeinen  auf  die  Brun  n er 'sehen  Ergebnisse 
(Forschgg.  525  ff.)  betreffs  der  Oantio  binzuweisen;  ist  schon  jede  Cantio, 
die  bei  der  Zahlung  zurückgegeben,  beziehungsweise  durch  eine  littera 
evacuatoria  ersetzt  werden  musste,  eine  Gegenleistung  von  formellem  Wertlie 
und  musste  sich  die  evacuatoria,  je  nachdem  die  Uautio  ein  Rectapapier  war 
oder  nicht,  dem  Sachverhalte  verschiedenartig  anpassen  (1.  c.  539.),  so  erscheint 
sie  vollends  in  dem  allerdings  seltenen  Falle  Mark.  II.  27,  als  Träger  eines 
unersetzbaren  Werthes  (1.  c.  540.),  was  insoferne  an  die  inneren  Eigenschaften 
der  Wettsatzung  gemahnt,  als  ja  (wie  ebenfalls  Brunner  1.  c.  628 f.  nach- 
gewiesen hat)  nicht  die  Urkunden  form,  sondern  die  Urkunden  begebung 
in's  Gewicht  lallt.  Gewiss  diente  die  Urkunde  häufig  nur  als  bekräftigendes 
Zeugnis  einer  ohnehin  durch  Wadia  oder  Bürgenstellnng  perfect  gewordenen 
Ubligation  (1.  c.  594),  so  dass  man  nicht  ohne  Weiteres  von  ihrer  constitutiven 
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als  auch  die  neuen  Vertragsverhältnisse')  von  den  alten 
formalen  Ideen  durchdrungen  wurden.  So  hat  sich  dieses 
alte  Moment  nicht  nur  widei-standsfähig,  sondern  sogar 
kräftig  genug  erwiesen , um  den  neuen  Erscheinungen 
seinen  Stempel  aufzudrücken;  es  ist  durch  den  Fortschritt  nicht 
hinweggefegt  worden  und  hat  seinen  Wirkungskreis  auf  die 
neuen  Producte  erstreckt.  Der  Aufschwung  des  Verkehrs  wurde 
dadurch  nicht  behindert;  es  stellte  sich  im  Gegentheil  in 


Wirkung  sprechen  kann  und  sie  jedenfalls  nickt  als  Mittel  eines  Litterul- 
vertrages  oder  einseitiger  Scripturobligation  betrachten  kann  (s.  Wodon 
I.  c.  235.);  dennoch  bringt  sie  dem  Recbtsleben  die  MSglichkeit  der  Cession, 
ragt  also  unter  allen  Vertragssymboleu  und  Vertragsformen,  vor  denen  sie 
überdies  den  Vortheil  der  Klarheit  voraus  hat,  besonders  hervor. 

Was  den  Zusammenhang  der  Vertragsurkunde  mit  dem  entsprechenden 
vnlgarrümischen  Vorbilde  anbelangt,  hat  bekanntlich  äoldschmidt,  der 
(in  Festg.  f.  Gneist  S.  70.)  schon  früher  zugab,  dass  selbt  das  classischn 
Recht  die  Vrkunde  al.s  „Repräsentantin  des  Rechtes*  zu  behandeln  geneigt 
war,  dann  (in  Sav.  Ztschr.  Rom.  Abtb.  X.  384fT.)  die  Altertümlichkeit  des 
Ordrepapiers  hervorgehuben  und  (in  Univ.  Gesell,  d.  H.  R.  80f.  A.  98,  387.) 
einen  directen  Zusammenimng  der  fränkischen  Vertragsnrkunde  mit  dem 
Vulgarrechte  behauptet.  Mau  muss  zugeben,  dass  die  Gautio  und  speciell 
auch  die  Cautio  exigenda,  dem  spätrUmisehen  Rechte  bekannt  war  (L.  R. 
Vis.  C.  Th.  II.  13.  1.  Interpr.  und  die  von  Brunner  1.  c.  534  angeführte 
.Stelle  Greg.  Tur.  VII.  23,  ferner  Ed.  Theodorici  c.  122.)  und  gewiss  zur 
rmgehung  der  Cessio  in  potentiorem  benützt  wurde  (s.  Brunner  1.  c.  607.), 
ehen.sn  wie  zum  Scheindarlehen  (vgl.  Mitteis  in  Grünhuts  Ztschr.  XVII. 
559  ff.);  es  ist  ferner  hervorzuheben,  dass  die  Exactionsclausei  auch  durch 
ihre  Einfügung  in  die  Strafclausel  ^namentlich  bei  poena  dupli)  römische 
Herkunft  annebmen  lässt.  Aber  selbst  dann  muss  man  mit  Brunner 
(1.  c.  606  f.)  sagen,  dass  erst  das  germanische  Recht  diesen  Ansätzen  neue 
Kraft  und  nene  praktische  Bedeutung  gab;  das  aber  ist  rechtshistorisch 
ausschlaggebend;  die  Benützung  dieses  fremden  Werkzeuges  fiel  selbständig 
aus  und  entsprach  germanischen  Bedürfnissen  und  germanischer  Auffassung 
der  Geschäftsform;  dadurch  ist  die  grosse  Entwicklung  dieses  in  Rom 
jedenfalls  noch  schwachen  Instituts  zu  erkläreu.  Es  ist  schliesslich  zu 
bemerken,  dass  während  bei  den  Langobarden  die  römische  Urkundenpraxis 
lebendig  blieb  (s.  oben  Theil  II.  S.  186.),  dies  im  fränkischen  Reiche  nicht 
mehr  der  Fall  war,  so  dass  hier,  wo  überhaupt  die  Urkundenpraxis  in  neue 
Bahnen  gerieth,  auch  die  allgemeinen  Gründe  für  eine  Selbständigkeit  dieser 
Entwicklung  sprechen. 

')  So  z.  B.  machen  sich  im  Mandat  auch  germanische  Ideen  geltend 
(s.  oben  S.  333.  A.  2.);  die  Fides  facta  findet  Anwendung  beim  Praecarinm.  die  au 
und  für  sich  neue  Cession  wird  auf  dem  Umwege  der  Urkundenclauseln  unter 
gleichzeitiger  Einreihung  der  Urkunde  unter  die  Symbole  erreicht  u.  s.  w. 

V.  Ilalbftn,  Rom.  Rcchl  in  den  germ.  Volks.-.lnaion.  III.  22 
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karolingischer  Zeit  sogar  die  Nothwendigkeit  beschränkender 
Regelung  ein.*)  — 

Überblickt  man  die  Gesammtentwicklung  des  fränkischen 
Privatrechtes  vom  Standpunkt  der  besprochenen  Indivi- 
dualisierung, Bereicherung  und  Sicherung  des  Rechtslebens, 
.so  überzeugt  man  sich  von  der  Wahrung  des  Grundcharakters, 
der  in  der  Verbindung  verschiedener  Institute  durch  gemeinsame 
äussere  Momente,  in  dem  Mangel  abstracter  Begriffe  des  Personen- 
und  Sachenrechtes,  in  dem  Übergewichte  des  dinglichen 
Momentes,  im  Formalismus  und  Symbolismus,  sowie  in  der  Art 
der  Individualisierung, 2)  hervortrat.  Die  römischen  Impulse 
wirkten  vor  allem  wirtschaftlich  und  culturell,  indem  sie  Be- 
dürfnisse steigerten  oder  schufen;  die  Befriedigung  dieser  Be- 
dürfnisse aber  erfolgte  in  überwiegend  selbständiger  Weise. 
Denn  neben  diesen  Impulsen  fremder  Cultur  wirkte  die  fränkische 
Staatsentwicklung  in  ihrer  für  das  Sippewesen  verhängnisvollen 
Übergangslosigkeit ; der  mangelhafte  Staatsbau  erschwerte  jede 
Scheidung  zwischen  öffentlichem  und  privatem  Recht;  die  socialen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gewannen  durch  die  Bedeutung 
des  Immobiliarrechtes  und  durch  die  Vermittlung  der  Grund- 
herrschaft desto  grössere  Macht  auf  privatrechtlichem  Gebiete. 
Zu  einem,  der  theoretischen  Betrachtung  genügenden  Abschlüsse 
ist  es  also  auch  hier  nicht  gekommen;  wohl  aber  kann  man 
den  in  jeder  Hinsicht  hervortretenden  Gegensatz  gegen  das 
abstracte  Nivellirungsbestreben  des  römischen  Rechtes  und  die 
individuelle  Stellung  der  einzelnen  Rechtsverhältnisse,-'*)  als  eine 
für  die  weitere  Zukunft  wichtige  und  natürlich  dem  germanischen 
Ideengange  entsprechende  Erscheinung  betrachten.  Die  sub- 
jective  Gewalt  des  Berechtigten,  allerdings  abgetönt  durch  den 
sittlichen  Reciprocitätsgedanken,  bildet  die  Grundlage  der 
systematischen  Keime,  die  somit  von  vorneherein  eine  von  der 
spätrömischen  verschiedene  Gestaltung  verheissen.  Wenn  trotzdem 
praktisch  römische  Werkzeuge  benützt  wurden,  so  musste,  eben 
wegen  der  grundsätzlichen  Verschiedenheit  der  Ausgangspunkte, 

■)  Zu  eriimerii  an  das  Verbot  von  Sclieinverkäufen  (s.  Dahn  1.  c. 
VIII.  IV.  196.),  ferner  an  die  karolingische  Wucliergesetzgebung (laopesoul - 
Hrekul:  D.  Wucher  I.  99f,  vgl.  Goldschmidt  in  Univ.  Gesch.  1‘25.) 

“)  S.  oben  S.  3-23.  A.  1. 

*)  8.  Goldschmidt;  Univ.  Gesch.  d.  Handelst.  I.  13-2. 
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das  Entlehnte  eine,  innere  Ausgestaltung  erfahren.  Die  An- 
ziehungskraft, die  ein  fertiges  Product  an  und  für  sich  ansQbt, 
wenn  man  der  betreffenden  Neuerung  bedarf,  hinderte  doch  nicht 
die  Selbständigkeit,  selbst  da  nicht,  wo  formelle  Anlehnung  an 
römische  Vorbilder  möglich  war,')  auch  nicht  die  Schaffung  neuer 
Verkehrsformen  neben  den  römischen,  selbst  wenn  die  römischen 
praktisch  hinreichend  gewesen  wären.'^)  Muss  man  dabei  an  die 
Krall  der  eigenen  Keime  denken,  die  es  nirgends  bei  einer 
blossen  Aufnahme  fremden  Rechtes  bewenden  Hessen,  sondern 
sogar  neben  brauchbaren  fremdrechtlichen  Einrichtungen  zur 
Geltung  kamen,  indem  sie  sich  auch  bei  ungenügender  Detail- 
entwicklung behaupteten,®)  so  darf  schon  deshalb  die  von  nam- 
haften Forschem  versuchte  ZurückfUhrung  vieler  Erscheinungen 
auf  römisches  Vulgarrecht,  namentlich  aber  eine  allgemeine 
Annahme  römischer  Herkunft  aller  jener  Rechtseinrichtungen,  die 
im  Vulgarrechte  analoge  Vorbilder  hatten,  unsicher  erscheinen. ‘‘) 


Trotz  der  mehrmals  betonten  Übergangslosigkeit,  die  eine 
directe  Anknüpfung  der  neuen  Entwicklung  an  das  alte  Recht 
und  eine  directe  Verwendung  der  alten  Grundlagen  in  den  neuen 
Verhältnissen  erschwerte,  zeichnet  sich  der  fränkische  Staats- 
und Rechtsbau  durch  eine  eigenartige  Selbständigkeit,  durch 
die  innere  Verbindung  seiner  Neuerungen  mit  den  alten,  praktisch 
nicht  mehr  gut  verwendbaren  Ideen,  aus.  Das  fränkische  Recht 


')  Lehrreich  ist  du  Verhältnis  des  königlichen  Fraeceptum  zur  C'arta; 
ersteres  wirkt  als  DispositiTurkunde,  obwohl  et  an  kein  directes  römisches 
Vorbild  anknüpft;  letztere  erfährt  trotz  römischer  Vorbilder  eine  weitgehende 
Umwandlung. 

Dies  gilt  z.  fi.  für  die  Schaffung  der  oben  S.  319.  A.  2.  erwähnten 
Verfügungsformen  von  Todeswegen,  die  eigentlich  neben  der  Anwendung 
der  römischen  überflüssig  waren;  .sie  bedeuten  daher  einen  wichtigen  ßewei.s 
einer  durch  die  Vorbilder  nicht  behinderten  Qestaltungsgabe. 

3}  Es  darf  auf  den  Vergleich  des  fränkischen  und  langobardischen 
Familienrechtes  hingewiesen  werden;  wenn  auch  letzteres  weit  mehr  Details 
enthält  und  deshalb  als  Hanptquelle  der  Kenntnis  germanischen  Familien- 
reebtes  erscheint,  so  ist  doch  nirgends  der  Aufbau  des  Familienrechtes  aus 
der  Sippe  heraus  so  gut  erhalten,  wie  in  der  Lex  Salica. 

*)  Wir  kommen  noch  darauf  zurück;  s.  Ergebnisse 

22* 
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hat  sich  neuen  Impulsen  und  Bedürfnissen  nicht  verschlossen; 
in  seinem  alten  Vorrathe,  der  bereits  eine  gewisse  Höhe  und 
eine  bedeutende  innere  Kraft  eneicht  hatte,  fand  es  nicht  die 
den  neuen  Anforderungen  entsprechenden  Mittel;  es  hat  sie  auch 
nicht  in  diesem  Vorrathe  gesucht;  aber  ebensowenig  in  dem 
römischen,  trotzdem  derselbe  schon  durch  die  Westgothen  und 
Burgunder  den  germanischen  Bedürfnissen  theil  weise  angepasst 
worden  war;  es  griff  auch  nicht  etwa  zu  vollständig  neuen 
Mitteln;  es  entnahm  vielmehr  dem  alten  Ideenschatze  das  Roh- 
material für  die  neuen  Einrichtungen.  Die  günstige  Vorgeschichte 
hat  dem  alten  eigenen  Rechte  Kraft  gegeben;  die  plötzlichen 
grossen  Wandlungen  haben  dennoch  weder  die  Beibehaltung, 
noch  eine  folgerichtige  Entfaltung  des  alten  Rechtes  für  seine 
neuen  Zwecke  zugelassen;  aber  die  ungebrochene  Widerstands- 
kraft der  den  alten  Institutionen  zugrunde  liegenden  Ideen,  hat 
denselben  bei  der  Schaffung  der  nothwendigen  Neuerungen  eine 
hochbedeutsame  Rolle  gesichert;  mussten  auch  einzelne  In- 
stitutionen fallen,  so  lebten  doch  ihre  Grundideen  fort  und  sie 
verhinderten  die  Verwendung  anderer  — sei  es  römischer,  sei 
es  völlig  neuer  — Grundlagen  für  den  nothwendigen  Bau.  So 
war  denn  das  Ganze  weder  altgermanisch  im  eigentlichen  Sinne, 
noch  ungermanisch;  und  zwar  weder  romanisch,  noch  von  der 
germanischen  Auffassung  losgelö.st;  der  Aufbau  mag  in  der 
Detaildurchführung  als  originell  und  neu  betrachtet  werden; 
man  muss  jedoch  gleichzeitig  seine  germanischen  Grundideen 
anerkennen;  sie  haben  nur  eine  neue  Form  erhalten  und  das 
römische  Material  wurde  dem  priucipiellen  Charakter  des  Baues 
in  veränderter  Gestalt  eingegliedert.')  Dadurch  unterscheidet 


’)  Dies  richtet  sich  gegen  die  Auffassung,  die  iin  fränkischen  Rechts- 
leben eine  direkte  germanische  Fortsetzung  erblicken  will,  ferner  gegen  jene, 
die  hier  eine  Verleugnung  des  germanischen  Elementes  sucht,  schliesslich 
aber  auch  gegen  die  Idee  Fahlbeck's,  der  eine  völlig  neue  Schöpfung  annimmt 
(s.  oben  S.  263.  A.  I.). 

Viele  Erscheinungen,  die  wir  hier  auf  germanische  Wurzeln  zurück- 
fiihren,  obwohl  sie  durchaus  nicht  altgermaniscb  sind,  könnten  einfach  als 
natürliches  Ergebnis  äusserer  Entwicklungsmodalitäten  angesehen  werden; 
so  der  Aufschwung  der  königlichen  Gewalt,  das  Lehenswesen  n.  s.  w. 
Gewiss  hatten  die  speciellen  Umstände  grossen  Autheil  au  dem  Hervortreten 
dieser  Erscheinungen;  namentlich  an  dem  Zeitpunkt  des  Hervortretens ; aber 
an  der  Art  haben  doch  die  alten  Ideen  ihren  Autheil.  Man  mag  mit  Fustels 
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sich  die  fränkische  Entwicklung  sowohl  von  der  gothischen  und 
burgundischen,  als  auch  von  der  langobardischen,  mit  der  sie 
übrigens  manche  Analogien  anfweist.') 

Diese  innere  Kraft  der  fränkischen  Rechtsginindlagen  hat 
zur  Überwindung  eines  so  gefährlichen  Stadiums,  wie  die  jähe 
Umwandlung  des  kleinstaatlichen  Lebens  in  das  eines  Weltreiches, 
beigetragen;  es  ist,  trotz  merklicher  Erschütterung,  keine  volle 
Umwerthung  eingetreten.  Mitgewirkt  hat  dabei  allerdings  die 
feste  und  unbehinderte  Einwurzelung,  die  freie  Entwicklung  im 
grossen  Raume,'^)  die  den  Ankömmlingen  sofort  ein  förmliches 
Heimatsgefühl  eingeben  mochte,^)  sie  auch  veranlasste,  sich, 
noch  bevor  sie  dem  Römertum  näher  traten,  so  gut  es  ging, 
einznrichten,  wodnrch  sie  den  später  verstärkten  römischen 
Impulsen'')  besser  widerstehen  konnten;  eines  Theiles  der  sonst 
schwierigen  Aufgaben  waren  die  Franken  ohnehin  überhoben 

Die  fränkische  Rechtsentwicklung  steht  durchwegs  im 
Zeichen  der  bedeutsamen  Scheidung  zwischen  Staats-  und  Volks- 
genossenschaft; durch  die  Aufnahme  der  Römer  in  die  Staats- 
genossenschaft, durch  die  Verhinderung  einer  eigenen  römischen 
Organisation,  ist  die  Identität  dieser  beiden  Begriffe  geschwunden. 


Aubängern  sagen,  dass  das  Lelieiisweseu  und  vieles  andere  durch  die  Um- 
stände bedingt  war;  die  meisten  Produkte  dieser  Art  sind  nicht  gerade  nur 
den  germanischen  Rechten  eigen;  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  hat 
sie  bei  vielen  Völkern  festgestellt.  Man  würde  aber  rochtshistorisch  unrichtig 
verfahren,  wenn  mau  nicht  untersuchen  wollte,  wie  viei  der  Rrscbeiuung 
eines  auch  anderwärts  vorkommenden,  daher  dem  menschlichen  Geiste  über- 
haupt nahe  liegenden,  Instituts,  in  diesem  Falle  germanisches  anliaftet. 
Sonst  wäre  eigentlich  jede  rechtshistorische  Untersuchung  überflüssig, 
ebenso  jede  rechtsvergleicheude. 

')  Auf  die  Unterschiede  in  den  Schwierigkeiten  der  Lage  und  ins- 
besondere auf  den  günstigen  Umstand,  dass  das  römische  Kraftelement  hier 
wesentlich  anders  als  in  Italien  geartet  war.  haben  wir  schon  oben  S.  1 ff. 
hingewiesen.  Dem  steht  auf  fränkischer  Seite  jene  Schwierigkeit  entgegen, 
die  sich  ans  der  Übergangslosigkeit  ergab. 

3.  oben  S.  If. 

Es  wurde  dadurch  der  Mangel  eines  langsamen  Überganges  vom 
Volksstaatc  zum  Grossstaate  gewiss  tbciiweise  wett  gemacht;  die  Waudiung 
war  eine  jähe,  man  hatte  aber  wenigstens  den  Eindruck  eines  definitiven 
Erfolges. 

*)  Nach  dem  Vordringen  in  das  Centruui  und  den  Süden  Galliens. 

'■)  s.  oben  S.  242.  A.  l. 
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Der  genossenschaftliche  Gedanke  war  aber  zu  lebensfähig,  um 
durch  eine  Staatsidee  unterdrückt  zu  werden.  Das  Königtum, 
das  aus  der  Staatsverfassung  Nutzen  zog,')  hat  andererseits 
auch  den  genossenschaftlichen  Gedanken,  natürlich  unter  Ab- 
änderung seiner  volksrechtlichen  Erscheinungsformen,  heran- 
gezogen^)  und  seine  neuen,  den  Staat  schädigenden  Bethätigungen 
geduldet,  ja  sogar  gefördert.^)  So  kamen  Grundideen  des  ger- 
manischen Bechtslebens  in  veränderter  Art  zu  neuer  Geltung; 
sie  brachten  die  markantesten  Erscheinungen  des  fränkischen 
Staatsrechtes  hervor, •*)  stellten  das  persönliche  Moment  in  den 
Vordergrund,^)  was  bei  dem  Umfange  der  nunmehrigen  Be- 
rechtigungen zu  abnormen  Resultaten  führte;  das  öffentliche 
Recht  konnte  seine  individualistischen  Momente,  die  zu  privat- 
rechtlicher und  privatwirtschaftlicher  Verdichtung  neigten,®) 
ebensowenig  abstreifen,  wie  das  Privatrecht  seinen  öffentlich- 
rechtlichen  Einschlag. 

Im  allgemeinen  konnte  natürlich  im  Staats-  und  Verwaltungs- 
rechte der  Anschluss  an  das  alte  Recht  schwerer  als  im  Straf-  und 
Processrechte,  in  diesen  aber  wieder  schwerer  als  im  Priratrechte 
durchgeführt  werden.  Denn  der  fränkische  Staat  ist  kein  Volks- 
staat mehr;  seine  Staatsgewalt  war  weder  in  der  Lage,  noch 
verpflichtet,  an  der  Continuität  festzuhalten;  namentlich  gegen- 
über den  nicht  volksmässig  gewonnenen  Gebieten  und  ihrer 
Bevölkerung.  Andererseits  waren  die  germanischen  Traditionen 
zu  stark,  um  einer  abstracten  Staatsidee  Raum  zu  geben ; diesen 
Traditionen  verdanken  die  interessantesten  Neubildungen  ihr 
Überwuchern,  obwohl  sie  selbstverständlich  nicht  direct  mit  den 
alten  Einrichtungen  Zusammenhängen.  Das  Ideal  des  Gottes- 
reiches sollte  im  kirchlichen  Sinne  einen  ebenso  unrömischeu 


’)  Es  benützte  nämlich  die  Mittel  der  alten  Volkaverfaasang  für  die 
auagedebnten  Staatszwecke  und  kam  dadurch  in  die  Lage,  die  herkdmmlichen 
Beschränkungen  abzustreifen;  dies  gilt  z.  B.  für  den  Bann  ('s.  oben  S.  199), 
für  den  Königsschutz  (s.  oben  S.  187)  u.  s.  w. 

Die  Gefolgschaft  durchkreuzt,  da  sie  den  Sippen  Mitglieder  entzieht, 
eine  volksrechtliche  Genossenschaft,  begründet  aber  einen  neuen  V'erband; 
desgleichen  das  Lehenswesen. 

^ In  Grundherrsebaft  und  Immunität. 

*)  s.  oben  S.  248 — 265. 

•’’)  Dazu  trugen  allerdings  auch  andere  Umstände  bei;  s.  oben  S.  252. 

^ Mit  den  Beschränkungen,  die  oben  S.  252  angeführt  wurden. 
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als  uugermanisclmn  Staatsbegriff  herstelleii  Mangels  ent- 
sprechender Vertretung  eines  andern  Staatsbegriffes  war  es  das 
einzige  höhere  staatsrechtliche  Programm;  eben  deshalb  blieb 
es  iinverwirklicht  und  nur  ideell  praktisch;  die  germanischen 
Ideen  hat  es  abgelenkt,  jedoch  nicht  entwui'zelt;  die  theokratisclie 
Ausschmückung  brachte  nur  eine  Vermehrung  der  Aufgaben  und 
eine  andere  Begründung  derselben,  wirkte  aber  auf  den  übrigen 
Gebieten  wenig  und  vollends  nicht  in  römischem  Sinne.  So  wie 
die  Beibehaltung  alter  öffentlich-rechtlicher  Einrichtungen  nicht 
immer  ein  Festhalten  an  der  Vergangenheit  bedeutet,  so  ist  das 
Aufkommen  neuer  Einrichtungen  durchaus  kein  Beweis  vollen 
Bruches  mit  den  Ideen  der  Vergangenheit.') 

Die  Betheiligung  des  Volkselementes  an  der  Rechtsprechung 
hat  das  Straf-  und  Processrecht  vor  so  weitgehenden  Wandlungen 
bewahrt.  Was  hier  dem  königlichen  Einflüsse  eingeräumt  werden 
musste,  ist  andererseits  theilweise  durch  den  Mangel  entsprechender 
Durchführungsgarantien  aufgehoben  worden.  Wohl  bildete  das 
spätere  Schöffentum  einen  Übergang  von  der  genossenschaftlichen 
Thätigkeit  der  aus  der  Geriebtsgemeinde  hervorgehenden  Racliin- 
burgen  zu  obrigkeitlichem  Wirken  von  Organen,  die  nicht  mehr 
die  Genossenschaft  vertraten:  aber  weder  die  Appellation,  noch 
die  Unterordnung  der  Gerichtsfunctionäre  unter  den  Grafen, 
dessen  Abhängigkeit  vom  Könige  abgeschwächt  war,  boten  volle 
Gewähr  für  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Neuerungen. 
Abgesehen  von  der  kirchlich -romanistischen  Einwirkung  auf 
einzelne  straf-  und  processrechtliche  Institutionen,  vornehmlich 
da,  wo  das  Königtum  daran  interessiert  war,  gaben  begreiflicher- 
weise diese  Gebiete  keine  Gelegenheit  zu  einer  über  das  Maass 
natürlicher  Entwicklung  hinausreichenden  Änderung;  dieselbe 
trug  einfach  den  thatsächlichen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
Rechnung. 

Noch  mehr  gilt  dies,  wie  wir  bemerken  konnten,  für  das 
Privatrecht,  das  von  den  auf  anderen  Gebieten  wirkenden 
politischen  und  staatsrechtlichen  Änderungen  weniger  beeinflusst 

’)  So  hat  mau  z,  B.  im  römischen  Kaiserreiche  die  rcpuhlikaiiiaclieu 
Ämter  beibehalten,  nach  wie  vor  von  Senat  nnd  Volk  gesprochen,  obwolil 
kein  Mensch  darüber  im  Zweifel  war,  dass  ein  vollständiger  Umsturz  der 
Verfassung  vorlag. 


Digitized  by  Google 


344 


wurde  und  blos  mittelbar  eine  Rückwirkung  der  allgemeinen 
Entwicklung  zu  empfinden  hatte,  in  jenen  Theilen,  die  mit  dem 
öffentlichen,  socialen  und  wirtschaftlichen  Leben  zusammenhingen. 
Alle  diese  Lebensäusserungen  wurden  für  die  Rechtsinteressen 
und  deren  Ordnung  wichtig;  neben  dem  natürlichen  Blutsbande 
der  nachbarliche  Verband,  sowie  die  Gemeinsamkeit  wiilschaft- 
licher  und  beruflicher  Bedürfnisse;  sie  alle  wieder  von  ver- 
schiedener Intensität,  je  nach  Dauer  und  Umfang,  sowie  je 
nach  den  moralischen  Momenten,  durch  welche  die  innere  Kraft 
des  einen  oder  des  anderen  Factors  vermehrt  oder  vermindert, 
die  Macht  des  betreffenden  socialen  Kreises  verstärkt  oder 
geschwächt  wurde.  Der  Umstand,  dass  das  Bürgertum  und 
dessen  verkehrsrechtliche  Interessen  dem  Grossgrundbesitz  und 
dem  Bauerntum  gegenüber  zurückblieben,  war  für  die  Entwicklung 
des  Privatrechtes  wichtig  und  ermöglichte  den  landwirtschaftlichen 
Massen  ein  stärkeres  Festhalten  an  alten  Ideen. 

Die  verschiedene  Entwicklungsart  einzelner  Rechtsgebiete, 
und  innerhalb  derselben  einzelner  Rechtsinstitnte,  hängt  nicht 
nur  damit  zusammen,  dass  die  allgemeinen  Verhältnisse  in 
einzelnen  Richtungen  verschieden  wirkten,  sondern  auch  mit 
dem  verschiedenen  Grade,  in  welchem  man  sich  des  eigenen 
Rechtes  bewusst  war. 

Legen  wir  somit  das  grösste  Gewicht  auf  die  Kraft  alter 
Ideen,  so  werden  wir  dennoch  den  gallo-römischen  Einfiuss  nicht 
unterschätzen  dürfen.  Anders  als  Gothen  und  Burgunder,  die 
dem  Römer  tum  eigene  Organisation  beliessen,  aber  auch  anders 
als  die  Langobarden,  die  es  förmlich  ignorirten,  haben  die 
Franken  dieses  Element  ihrem  Staate  eingefügt  und  dadurch 
jenen  gefährlichen  Gegensatz  vermieden,  der  anderwärts  zur 
politischen  Stärkung  des  Römertums  beitrug.  Ob  anerkannt 
oder  ignorirt,  bildeten  die  Römer  in  den  andern  Staaten  einen 
Fremdkörper;  hier  gingen  sie  im  Staatsverbande  auf;  sie  wurden 
weder  zu  Staatsfeinden,  noch  zu  einer  eigenen  Macht;  sie  sind 
ungefährlich  und  doch  nicht  unnütz  geworden.  Ihre  Des- 
organisation ')  machte  sie  ungefährlich ; dennoch  waren  sie  culturell 


')  Hierzu  kam  dag  durch  die  Legorgaiiisation  des  Römertums  geförderte 
Aiit'leben  der  neben  dem  römigchen  Heich-srechte  bestandenen  Volksrecbte; 
3.  oben  .S.  5. 
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und  ätaaUrecliUicli  wichtige  Untcrthaneu;')  das  zeitweise  auf- 
tretende Streben  nach  Erhaltung  der  Eigenart  wich  praktisch 
dem  Streben  nach  Angleicbnng,  namentlich  da,  wo  dieselbe,  mit 
KQcksicht  auf  das  numerische  Verhältnis,  den  Römern  Vortheile 
verhiess.'^) 

Durch  diese  Umstände-^)  ist  zugleich  die  Art  des  römischen 
Einflusses  bestimmt.  Das  fränkische  Element  hat  gesiegt;  es 
ist  aber  nur  formell  richtig,  wenn  z.  B.  Sohm^)  diesen  Sieg 
als  einen  ausnahmslosen  hinstellen  möchte.  Man  darf  nicht 
Ubersehen,  wie  viele  Waffen  das  siegende  fränkische  Recht  dem 
besiegten  römischen  abgenommen  hat,  um  sie  zu  benutzen, 
eventuell  gegen  die  römische  Auffassung.^)  Ist  es  auch  schwer, 
eine  restlose  Bilanz  aufznstellen,  weil  weder  alle  spätrömiseben, 
noch  die  meisten  altfränkischen  Erscheinungen  genau  bekannt 
sind,*)  so  wird  man  doch  selbst  da,  wo  in  den  Neuerungen 
zweifellos  germanische  Ideen  die  Oberhand  behielten,  die  Be- 
schleunigung der  Entwicklung  vielfach  dem  Umstande  zuzu- 
schreiben haben,  dass  die  Franken  in  der  Lage  w'aren,  fUr  ihren 
Ban  römische  Materialien  zu  verwenden.  Die  Schwäche  des 
Römertums  konnte  die  selbständige,  römischer  Auffassung  oft 
entgegengesetzte,  Verwendung  solcher  Bruchstücke  nicht  hindern. 
Zn  einem  eigentlichen  Ausgleiche  ist  es  nicht  gekommen;  aber 
mehr  als  bei  den  Langobarden  ist  doch  das  allermeiste,  wenn 
auch  nicht  ganz  ausgenützt,  so  doch  in  den  neuen  Kreislauf 
einbezogen  worden;  vieles  ist  dann  abgestossen,  vieles  erst  später 


')  Allerdings  bat  das  Königthmu  diesen  Wertb  nicht  genügend  aus- 
geuützt;  denn  es  bat  nicht  die  Reste  der  staatserhalteuden  römischen  Kräfte 
berangezogen,  sondern  im  Oegentbeil  die  zersetzenden  Auswüchse  (wie  z.  B. 
die  illegalen  Frivatberrschaften)  geduldet. 

^ Umgekehrt  konnte  der  Romanismus  dort,  wo  er  den  Vorzug  der 
Bodenständigkeit  hatte,  nicht  überwunden  werden. 

*)  Dazu  kommt  natürlich  dasjenige,  was  wir  über  das  gegenseitige 
Verhältnis  im  Einzelnen  wissen. 

*)  In  Sav.  Ztschr.  I. 

Wir  sehen  dies  fast  überall,  wo  Heranziehung  römischer  Vorbilder 
bemerkbar  ist  und  haben  auf  die  betreffenden  Vorgänge  bei  Besprechung 
der  Qrundherrschaft  und  Immunität,  des  Steuer-  und  Domänenwesens,  des 
Urknndenwesens  u.  s.  w.  aufmerksam  gemacht. 

“)  Dieses  Hindenüs,  das  kaum  zu  überwinden  sein  wird,  hat  schon 
Sickel  in  Westdeutsche  Ztschr.  IV.  337f.  hervorgehobeu. 
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verwerthet  wurden.  Das  Kaisertum  beleuchtet  in  auffallender 
Weise  die  fränkische  Art  der  Verwendung  römischer  Stoffe,  die 
Art,  römischen  Institutionen  neuen  Inhalt  zu  geben.  Ohne  der 
tropischen  Wärme  des  Bömertums  unterlegen  zu  sein  und  ihr 
Recht  romanisirt  zu  haben,  durften  doch  die  Franken  dieses 
höchste  Gut  an  sich  reissen  und  der  inneren  Umwandlung,  an 
der  die  römischen  Impulse  ihren  Antheil  gehabt,  einen  vorläufigen 
formellen  Abschluss  geben.') 


Das  alles  erscheint  desto  wichtiger,  als  es  sich  zum  grössten 
Theile  Uber  den  fränkischen  Stamm  hinaus  geltend  machte.  Der 
principielle  Charakter  des  Verhältnisses  zwischen  römischem  und 
germanischem  Rechte,  wie  es  sich  unter  fränkischer  Herrschaft 
gestaltet  hat,  wurde  für  das  Rechtsleben  der  anderen  Stämme 
dieses  Staates  vorbildlich. 

Zwar  fehlte  den  Franken  ein  für  den  Grossstaat  taugendes 
Recht  und  weder  das  salische  noch  das  ribnarische  haben  die 
zahlreichen  Particnlarismen  zu  überwinden  vermocht;  auch  dem 
Reichsrechte  ist  dies  nicht  gelungen;'')  die  kirchliche  Form, 
in  der  man,  unter  Umprägung  eines  staatsrechtlichen  Begriffes 
in  einen  politisch  - religiösen,  die  Einigung  sämtlicher  Völker- 
stämme des  Reiches  anstrebte,  hat  ebenfalls  der  Rechtseinheit 
wenig  gedient.  Das  Übergewicht  des  fränkischen  Rechtes  über  die 
Rechte  anderer  Stämme  reichte  hin,  um  einzelnen  fränkischen 
Institutionen  allgemeine  Verbreitung  zu  sichern,  aber  nicht,  um 
alle  Stammesrechte  bei  Seite  zu  schieben;-’')  ein  solches  Resultat 
war  bei  der  Urwüchsigkeit  mancher  dieser  Rechte  und  bei  der 
Unzulänglichkeit  der  fränkischen  Staatsidee  ausgeschlossen. 


')  s.  tiierke:  Genoss.  R.  II.  14fif. 

2)  8.  oben  S.  250  f. 

3)  Die  Reeinäussang  der  andern  germanischen  Hechte  des  fränkischen 
Reiches  ist  ganz  anders  geartet,  als  das  Verhältnis  zwischen  römischem 
und  fränkischem  Recht.  Vor  allem  fehlt  die  Tiefe  des  Gegensatzes.  Die 
freradrechtlichen  Bestandtheile  des  Frankenrechtes  waren  so  aufgesogeu,  dass 
sie  schon  dadurch  den  andern  Germanen  näher  gebracht  waren;  das  ger- 
manische Element  des  fränkischen  Rechtes  bildete  die  natürliche  Brücke  zu 
den  andern  Stammesrechten.  Deshalb  konnte  das  fränkische  Recht  auf  die 
andern  germanischen  Rechte  einen  grösseren  Einfluss  ausUben,  als  das 
römische  auf  das  fränkische. 
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Andererseits  war  das  Ergebnis  des  Entwicklungsganges  des 
fränkischen  Rechtes  so  beschaffen,  dass  es  sich  vorzQglich  dazu 
eignete,  durch  die  fränkische  Macht  weitergetragen  und  andern 
Stämmen  mitgetheilt  zu  werden.  Diese  Stämme  brauchten 
dann  nicht  mehr  den  ganzen  Ideengang  neuerdings  durchzumachen; 
sie  konnten  das  Ergebnis,  soweit  es  ihren  Bedürfnissen  entsprach, 
annehmen,  beziehungsweise  daran  manches  ändern,  es  aber 
doch  für  ihre  eventuellen  Änderungen  benützen.  Dies  gilt 
insbesondere  für  das  Verhältnis  zwischen  römischem  und  ger- 
manischem Recht.  Die  betreffenden  Probleme  sind  im  west- 
fränkischen Reiche  praktisch  gelöst  worden;  in  keinem  der 
neuen  Reichstheile  hatten  sie  eine  ähnlich  grosse  Bedeutung; 
so  musste,  bei  aller  Selbständigkeit  der  einzelnen  Stammesrechte, 
in  dieser  Frage  jene  Lösnng,  die  im  Bereiche  des  fränkischen 
Rechtes  erfolgt  ist,  für  jene  Stämme  vorbildlich  werden;')  einen 
grösseren  Spielraum  hat  keiner  dem  römischen  Elemente  ein- 
geränmt;  mit  Ausnahme  der  Alamannen  und  Baiern  überhaupt 
keines  einen  nennenswerthen.  So  können  wir  uns  denn  hier 
kurz  fassen  und  auf  wenige  Bemerkungen  beschränken.'^) 

Was  zunächst  die  Alamannen  betrifft,  so  war  die 
Romanisirung  ihres  Gebietes,  trotz  erheblicher  römischer  Be- 
siedlung des  Decnmatenlandes  und  anderer  Landstriche,-')  wenn 


’)  Han  darf  darauf  verweiseu,  wie  die  Franken  das  weatgotbisebe 
Recht  benützt  batten,  indem  aie  — wenn  auch  mit  der  besprochenen 
Selbständigkeit  — die  von  den  Westgothen  versuchte  Anpassung  des  ger- 
manischen Rechtes  an  die  nenen  Bedürfnisse,  znm  Ausgangspunkte  nahmen. 
Wenn  derartige  Anregungen  unter  fremden  Staaten  mBglich  waren  (bekannt- 
lich bat  das  Ootbenrecht  auch  in  der  Qeschicbte  des  laugobardischeu  und 
bairischen  Rechtes  eine  bedeutende  Rolle  gespielt),  so  mussten  Anregungen 
ans  dem  Bereiche  desselben  Staates,  getragen  von  der  Autorität  des 
herrschenden  Stammes,  eine  noch  grUssere  Wichtigkeit  erlangen. 

s.  Vorwort.  Insofern  die  Rechtsentwicklung  der  übrigen  Stämme 
des  Frankenreiches  für  das  Immobiliarreclit  und  die  daran  grenzenden  Gebiete 
in  Frage  kommt,  wird  sie  in  dem  betreffenden  Zusammenhänge  berücksichtigt 
werden;  für  den  unmittelbaren  Zweck  der  vorliegenden  Untersuchung  ist 
dies  aus  den  hier  und  im  Vorworte  erwähnten  Gründen  untbunlicb. 

’)  S.  in  Theil  I.  S.  32  ff ; vgl.  M e i t z e n 1.  c.  I.  35-2,  Schnitze: 
D.  fränk.  Gangrafschaften  Rheinbaiems  und  Württembergs.  S.  Kenne: 
Gallo-röm.  Cultnr  in  Lothringen  und  de:i  benacbb.  Gegenden  (Jahrb.  d.  Ges. 
f.  lothr.  Gesch.  IX.  155  ff.),  Wolfram:  D.  Landkreis  Hetz,  ein  Territ.  aus 
röm.  Zeit  (Beil.  z.  Allg.  Ztg.  1897  No.  118.) 
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auch  theilweise  stark,  doch  uogleichmässig;  dagegen  war  die 
Desorganisation  des  römischen  Elementes  eine  weit  grössere  als 
in  Gallien.  Es  sind  hier  in  fränkischer  Zeit  weit  geringere 
Reste  römischen  Stadtwesens  und  anderer  Einrichtungen  bemerk- 
bar als  in  Gallien ;‘)  die  ehemals  römischen  Ansiedler  sind  znrück- 
gewichen  die  numerische  Übermacht  des  germanischen  Elementes 
war  eine  unbestrittene.  Die  Alamannen  sind  weder  einer  Ver- 
wälschung  anheimgefallen,  noch  haben  sie  ein  romanisches  Idiom 
entwickelt.  Bedeutend  war  jedenfalls  der  Bestand  an  materieller 
Cultur  und  der  wirtschaftlich -sociale  Einfluss  derselben;’’)  ihr 
stand  aber  die  consequente  Entwicklung  des  alamannischen 
Elementes  entgegen,  das  nicht  mit  der  fränkischen  Übergangs- 
losigkeit  zu  kämpfen  hatte.  Durch  den  fränkischen  WaflFenerfolg 
von  496  ist  übrigens  entschieden  worden,  wem  die  Auseinander- 
setzung der  römischen  Erbschaft  in  Gallien  und  am  Rheine 
zuzufallen  hatte."*)  Die  Franken  übernahmen  die  Führung  und 


’)  Natürlich  mit  Ausuahme  iles  im  J.  536  gewoimeiieu  gothisch- 
roinanischeu  Gebietes;  doch  sind  auch  hier  wichtige  germanische  Einflüsse 
wahrzunehmen.  Ficker  hat  1.  c.  II.  12f,  27,  79  den  ostgermanischen  Einschlag 
im  rhätischen  Rechte  behandelt,  ebenso  I.  c.  II.  261  f,  dessen  Zusammenbang 
mit  dem  nordischen  Rechte;  ferner  I.  c.  II.  116,  159,  162  behauptet,  dass 
das  rhätische  Eintrittsrecht  mit  dem  friesischen  und  uordschwedischen  iiber- 
einstimmt;  vgl.  seine  Ausführungen  über  die  rhätische  Verwandtenzählung 
I.  c.  II.  79,  «6  und  über  das  rhätische  eheliche  Güterrecht  1 c.  IV.  333  ff., 
360ff..  470;  3.  auch  Carlo  Canetta:  I rapporti  della  L.  Rom.  IJtin.  con  la 
IjCx  Alam  und  hiezu  N.  Arch.  XV.  218;  ferner  Jos.  Egger:  D.  Harbaren- 
einfälle  in  die  Provinz  Rätien  (Arch.  f.  ilsterr.  Gesell.  Bd.  90.) 

■■*)  S.  Waitz  1.  c.  II.  I.  269,  Schulte:  Üb.  Reste  roman.  Bevölkerung 
in  der  Crtenau  (Ztschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins  N.  F.  IV.  300  ff.), 
Birliuger:  Rechtsrheinisches  Alamaniiien  (In  Forsch,  z.  dtsch.  Landes- 
und Volkskunde  IV.\  Dagegen  will  E.  Halter  (Beil.  z.  allgem.  Ztg. 
28,  Aug.  1902)  im  Eisass  Spuren  der  wahrscheinlich  nordischen  Haruder 
linden,  was  ein  wichtiges  Gegengewicht  gegen  die  Reste  romanischer  Be- 
völkerung bedeuten  würde. 

^)  Daraus,  dass  die  Colonen  in  Alumannien  dieselben  Lasten  tragen, 
wie  bei  den  Römern  (s.  Meitzen  l.c.  1.458)  und  dass  hier  die  Liten  fehlen 
(s.  Brunner  1.  c.  I.  102.  A.  40;  vgl.  aber  I.  c.  240)  ist  eine  starke  Nach- 
wirkung wirtschaftlich-socialer  Vorbilder  der  römischen  Zeit  zu  entnehmen. 

<)  S.  Dahn  1.  c.  IX.  I.  59;  vgl.  Pfister:  Le  duche  meroviugien  d’Alsace, 
V.  Laporte-Delaporte:  Urigiues  fr.  on  Alsace,  Witte:  Z.  Gesch.  d. 
Dtschtums  im  Eisass  (in  Kirchhoffs  Forschungen  X.  Bd..  4.  Heft;  hiezu  Heyck 
in  Beil,  z Allg.Ztg.  1898.  No.  203),  Wellers;  Die  Besiedlung  des  Alamauuen- 
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die  alamannische  Rechtsentwicklung,  mitsammt  ihren  römisch- 
culturellen  und  wirtschaftlichen  Impulsen,  ist  unter  fränkischen 
Einfluss  getreten,')  dem  sich  der  kirchliche'^)  zugesellte.  Die 
grosse  Selbständigkeit  des  alamannischen  Stammes  im  fränkischen 
Reiche  hat  sich  nicht  nur  staatsrechtlich  •')  geäussert;  sie  wirkte 
auch  in  den  Ansiedlungsverhältnissen'')  nach.  Sie  gab  insbesondere 
dem  alamannischen  Rechte  Entwicklungsfreiheit  auf  den  un- 
politischen Rechtsgebieten,  auf  denen  theilweise  gi’össere  Fort- 
schritte als  im  fränkischen  Rechte  wahrnehmbar  sind;'’)  diese 
Freiheit  wurde  aber  nicht  dazu  benützt,  um  directem  römischen 
Einflüsse  Raum  zu  geben.") 

landes  (in  Württemb.  Viorteljabrsliefte  1898,  liiezn  Hey  ck  in  Beil.  z.  Allg.  Ztg. 
1899.  No.  1H3).  Scbiber:  Uerman.  Siedinngen  in  Lotbr.  (in  .labrb.  d.  Ges. 
f.  lotlir.  Gcsch.  1900). 

’)  ilber  die  Ungenauigkeit  der  Grenzen  zwischen  Franken  und  Alamannen 

H.  Waitz  1.  c.  II.  I.  57ff;  über  den  Einfluss  des  fränkischen  Rechtes  auf  das 
ältere  alamannische  Recht  s.  Brunner  1.  c.  I.  809 f;  über  den  Uinfaug  des 
alamannischen  Rechtes  s.  Ficker  1.  c.  IV.  428,  46211;  über  den  ost- 
germanischen Einschlag  1.  c.  II.  lä.  19. 

“)  Es  ist  bekannt,  dass  die  Geistlichkeit  bei  der  Abfassung  des  I.  Theiles 
der  E.  Alaui.  mitwirkte  und  dass  die  alamannischen  Uerzüge  in  ihrer  Kanzlei 
Geistliche  beschäftigten.  Kirchensacben  waren  (L.  Alam.  7.)  privilegirt;  über 
den  höheren  Frieden  kirchlicher  Gebäude  s.  Brunner  1.  c.  II.  581.  Vgl. 
ferner  Lüning  1.  c.  II.  591ff.,  Hanck  1.  c.  I.  80IT.,  ;i02ff..  Sommerlad: 
IX  wirtsch.  Thiltigk.  d.  Kirche  I.  240  ff. 

’')  In  der  .Stellung  des  alamannischen  Herzogs,  im  herzoglichen  Sonder- 
frieden, in  der  Bestimmung  der  L.  Alam.  27,  die  dem  Herzog  die  Verhängung 
beliebiger  Strafen  gegen  einen  Attentäter  überlässt,  in  dem  Bestände  von 
.Stammesversammlungen  (s.  dazu  Seeliger  in  Hist.  Vierteljahrschr.  I.  22 f.), 
in  der  Beibehaltung  der  alten  Silherwäbrnng  (s.  Brunner  1.  c.  I.  213ff.)  u.  s.  w. 

4)  Bekanntlich  spricht  das  alamannische  Recht  noch  von  den  Sippen  des 
Heeres  und  die  Ortsbezeichnungen  weisen  ebenfalls  darauf  bin  (s.  Waitz 

I,  c.  I.  82.).  Die  alamannische  Ansiedlungsform  (s.  v.  Inama  1.  c.  I.  45), 
auf  die  wir,  unter  Verwerthnng  der  Meitzen’schen  Forschungen,  bei  Be- 
sprechung des  Immobiliarrechtes  eingehen  werden,  weist  Verschiedenheiten 
auf;  der  Grossgrundbesitz  spielte  hier  nicht  die  Rolle  wie  bei  Franken  oder 
Baiern  (s.  v.  Inama  1.  c.  I.  117.). 

*)  Pact.  Alam.  3,  16  schwächt  die  strenge  Bestrafung  des  UngePähr- 
delictes  ab,  ebenso  3,  17  die  Haftung  für  Tbierdelicte.  Zn  erwähnen  ist  die 
Fehdebeschränkung  in  L.  Alam.  44.,  die  dem  fränkischen  Rechte  gegenüber 
jüngere  Form  der  processuellen  Wadia  in  L.  Alam.  36.  2,  sowie  die  ebenfalls 
jüngere  Form  der  Urtheilschelte  (s.  Brunner  1.  c.  II.  360f.). 

*')  S.  V.  Sav  igny  1.  c.  II.  96  und  Conr  at  1.  c.  I.  2.  A.  8.  Man  kann  eigent- 
lich nur  Isidors  Einfluss  auf  den  Prolog  bervorheben  (s.  Conrat  1 c.  I.  316.  A. 5.) 
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In  der  Vorgeschichte  der  Baiern  ragt  das  Marbod'sche 
Reich  hervor,  das  bekanntlich  von  dem  germanischen  Typus 
wesentlich  abwich;  es  stellt  vom  entwicklungshistorischen 
Standpunkt  ein  zwar  rasch  beseitigtes,  wenn  auch  nicht  ganz 
gleichgiltiges  Element  dar.  Die  Ergebnisse  der  Vorgeschichte 
fanden  in  der,  so  kurz  nach  Besetzung  der  nenen  Heimat, 
erfolgten  Unterwerfung  unter  die  Oberherrschaft  der  Franken, 
ihren  Abschluss.  Dem  kelto -romanischen  Einflüsse  verdankten 
die  Baiern  wohl  zahlreiche  Anregungen  wirtschaftlicher  Art, 
die  man  trotz  der  theilweisen  Verdrängung  der  Romanen  0 nicht 
unterschätzen  darf.2)  Die  Schwäche  der  Kelto-Romanen  zur  Zeit 
der  bairischen  Einwanderung^)  hat  aber  im  allgemeinen  mit  der 
Kraft  des  fränkischen  Einflusses  nicht  wetteifern  können.  Be- 
kanntlich verdanken  die  Baiern  ihre  Bekehrung  nicht  den 
Romanen ; es  hat  sich  auch  hier  kein  romanisches  Idiom  gebildet. 

Dem  fränkischen  Einflüsse^)  hat  sich  machtvoll  der  kirch- 
liche'')  zur  Seite  gestellt.  Aehnlich  wie  die  Alamannen,  haben 
die  Baiern  ihre,  dem  Charakter  des  fränkischen  Grossstaates 
entsprechende  Selbständigkeit  beibehalten,*^)  die  auch  ihrem 
Rechte  innewohnt")  und  demselben,  mit  Rücksicht  auf  dessen 


')  Die  Hocliäcker  werden  als  römiscti  betrachtet ; s.  Dl  e i t z e n 1.  c. 
I,  358,  Stutz  in  (iött.  gel.  Anz.  1897.  S.  519;  vgl.  Weber  in  Korrespondenz- 
blatt d.  dtsch.  Ges.  f.  Antliropol.  XXVIII.  S.  6011. 

'‘‘)  Sie  wirken  in  der  Ordnung  der  Agrarverhältnisse,  des  Colonates 
(s.  Meitzen  1.  c.  I.  458),  ferner  in  der  Bedeutung  des  Orossgrnndbesitzes 
(s.  V.  Inama  1.  c.  I.  lief.,  S.  Adler:  Z.  K.  Qesch.  d.  adeligen  Grund- 
besitzes) und  des  herzoglichen  Domänenwesens  nach;  wir  werden  darauf 
im  Immobiliarrechte  eingehen. 

a)  s.  Dahn  I.  c.  IX.  II.  100. 

^)  Abgesehen  von  der  Theilnahme  der  Franken  an  der  Abfassung  der 
L.  Baj.,  die  aus  Tit.  III.  hervorgeht,  ist  auf  die  einleuchtenden  Ausführungen 
Brunne  r’s  in  Berl.  Sitz.  Ber.  1901.  Nr.  39  hinzuweisen,  ferner  auf  das 
Capit.  Karls  d.  Gr.  ex  801 — 813  über  die  Bannfälle  und  schliesslich  auf  das 
Capit.  Baiwaricum  von  810,  das  eine  missatische  Instruction  enthält. 

'*)  S.  Brunner  1.  c.  I.  316.  A.  13;  vgl.  Löning  1.  c.  U.  693ff.,  66öf., 
Hauck  1.  c.  I.  324ff,  45311,  486ff.,  II.  191,  374ff.,  Stutz  1.  c.  I.  196ff., 
Fastlinger:  D.  wirtsch.  Bedeutung  d.  hayr.  Klöster. 

•’)  Sie  äusserte  sich  in  analoger  Weise. 

7)  Diese  Selbständigkeit  findet  unter  Anderem  ihren  Ausdruck  in  der 
Wahrung  älterer,  im  salischen  Rechte  bereits  überwundener,  Auffassungen ; .so 
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verzweifi:te  Beziehungen  zu  vielen  andern  Rechten,*)  einen  eigen- 
artigen Charakter  aufprägt.  Directer  römischer  Einfluss  ist 
jedoch  nicht  wahrzunehmen  ;2)  das  bairische  Recht  verdankt 
seine  romanistischen  Bestandtheile  den  westgothischen  und 
fränkischen  Vorbildern.  Es  bildet  einen  lehrreichen  Beweis  für 
die  Art,  wie  die  bei  Westgothen  und  Franken  versuchte  Lösung 
des  germanisch-römischen  Rechtsproblems  durch  ein  anderes  Volk 
anfgenommen  wurde.  — 

In  noch  höherem  Grade  als  bei  Alamannen  und  Baiern,  die 
doch  in  ihren  Gebieten  Reste  römischen  Lebens  vorgefunden 
hatten,  äusserte  sich  dies  alles  bei  jenen  Stämmen,  die  weder 
durch  ihre  Vorgeschichte,  noch  durch  ihre  spätere  Ansiedlung, 
Gelegenheit  gehabt  haben,  mit  der  römischen  Welt  in  irgend 
eine  praktisch- bedeutsame  Berührung  zu  treten.  Für  sie  alle 
war  das  fränkische  Reich  der  Vermittler  zwischen  germanischem 


z.  B.  hinsichtlich  der  Bestrafang  absichtsloser  That  in  L.  Bai.  XIX.  5.  (vgl.  aber 
XIV.  1.),  ferner  betreffs  der  Haftung  für  den  Knecht  L.  Bai.  VIII.  2. 
(vgl.  L.  Sal.  .30.  S.);  interessant  ist  beispielsweise  die  an  das  nordische 
Recht  erinnernde  Combination  von  Zeugen  und  Eideshelfern;  s.  Brunner 
1.  c.  II.  398;  auch  in  der  Benützung  von  Ordalien  ist  der  fränkische  Einfluss 
nicht  dnrcbgedrungen,  da  die  Baiern  nur  das  Kampfordal  kannten. 

’)  Die  Verwandtschaft  mit  dem  alamanniscben  Rechte  führt  v.  Sch  wind 
(N.  Arch.  XXXI.  444 ff.)  auf  die  Benützung  einer  gemeinsamen  Quelle  zurück; 
den  traditionellen  Beziehungen  trägt  eine  Privatarbeit  (M.  O.  H.  L.  III.  172.) 
Rechnung,  indem  sie  die  Differenzen  beider  Rechte  zusammenstellt.  Auf 
ostgermanische  Spuren  hat  Ficker  I.  c.  II.  19  f.  aufmerksam  gemacht.  Die 
Verwandtschaft  des  bairischen  Rechtes  mit  dem  westgothischen  ist  (abge- 
sehen von  den  älteren  Schriften,  so  Merkel  in  Z.  f.  d.  R.  XII.  287, 
Anscbütz  in  Pertz.  Arch.  XI.  215,  Savigny  1.  c.  VII.  47,  Roth:  L.  Baj.  48, 
Gaupp:  German.  Abh.  46 ff.,  Dahn:  Westg.  Stnd.  298  u.  s.  w.)  eingehend 
behandelt  von  Ficker  1.  c.  I.  434f,  509,  sowie  von  Zeumer  in  N.  Arch.  XXIV. 
59f,76ff.,  109,  606,  614;  gegen  Ficker  das.  XXIII.  436.  Schon  Waitz  hat 
(1.  c.  II.  I.  19.)  gothische  Bestandtheile  im  bairischen  Stamme  vermuthet; 
vgl.  Raumer  in  Ztschr.  f.  dtsch.  Altert.  VI.  404;  s.  Kelle  I.  c.  I.  32  über 
die  gothische  Bibel  in  Baiern;  Dahn  I.  c.  IX.  II.  193  führt  die  Benützung 
des  Westgothenrechtes  auf  fränkischen  Einfluss  zurück.  Schliesslich  ist 
noch  die  Verwandtschaft  mit  dem  langobardischen  Rechte  zu  erwähneu; 
s.  Schupfer:  Manuale  I.  71..  Tamassia:  Fonti  del  Editto  (passim);  vgl. 
Martens:  Polit.  Gescb.  d.  Langobardenreichs  15ff.,  Hartmann  I.  c.  II. 
61,  81,  Losertb  in  Mitth.  d.  Instit.  II.  355ff. 

“)  Vgl.  V.  Savigny  I.  c.  II.  84ff.  Conrat  1.  c.  I.  3.  A.  7,  316.  A.  5. 
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und  romanischem  Wesen,')  es  theilte  ihnen  seine  selbsterrungeiien 
Fortschritte  mit,  wenn  auch  in  verdünnter  Lösung.  Mit  dem 
römischen  Rechte,  seiner  Bewältigung  und  eventuellen  Ver- 
arbeitung hatten  sich  diese  Stämme  nicht  mehr  unmittelbar  zu 
beschäftigen. 


')  Auf  die  Bedeutung,  welche  diese  Stämme  ihrerseits  für  die  Fort- 
entwicklung des  germnnischen  Elementes  im  fränkischen  Reiche  hatten, 
braucht  man  nicht  erst  hinzuweisen.  Sie  traten  vielfacli  und  in  verschiedenen 
Zeitpunkten  mit  den  Franken  in  Berührung  und  vermittelten  ihrerseits  die 
unausgesetzte  Fühlung  <les  Frankentums  mit  der  gesammten  germanischen 
Welt.  So  kann  man  z.  B.  im  thüringischen  Rechte  eine  erhebliche  ost- 
germanische  Beeinflussung  wahrnebmen  fs.  Ficker  I.  c.  I.  192f.  II.  17.), 
ja  sogar  einen  Zusammenhang  mit  dem  nordischen  (I.  c.  II.  35611.),  was  bei 
der  früheren  Ausdehnung  der  Thüringer  (s.  P 1 a t h in  Bonner  Jahrbh. 
Bd.  95.  S.  I70ff.  Vergl.  L.  Schmidt  in  Uistor.  Vierteljahrschr.  III. 
317  fr.)  von  desto  grösserer  Bedeutung  ist.  Ebenso  weist  das  friesische 
Recht  nordische  Erinnerungen  auf  (Picker  I.  c.  I.  170,  211.)  wobei 
aber  andererseits  keltische  Einflüsse  nicht  auszuschliessen  sind  (so  be- 
züglich des  Uausbaues,  s.  Meitzen  I.  c.  II.  652;  and.  Ans.  K.  H.  Me3'er 
in  Beil.  z.  Allg.  Ztg.  1896.  No.  133.).  Auch  das  sächsische  Recht,  das  sich 
mitnnter  dem  langobardischeu  nähert  (s.  Brunner  I.  c.  I.  374,  Ficker  in 
Ergbd.  II.  475,  Erbenfolge  I.  202fT;  Uber  die  Verwandtschaft  der  sächsischen 
und  langobardischen  Sage  s.  Kurth:  Hist.  poet.  des  M5rov.  S.  108.), 
erscheint  mit  dem  ostgermanischen  verwandt  (s.  Ficker  I.  c.  I.  201,  II. 
20  f.).  Ohne  hier  auf  diese  Fragen,  die  den  Gegenstand  der  vorliegenden 
Untersuchung  nicht  berühren,  einzugehen,  soll  nur  bemerkt  werden,  dass 
dadurch  das  germanische  Element  immer  wieder  belebt  und  die  Gestaltung 
der  Verbältnis.se  zwischen  germanischem  und  römischem  Rechte  beeinflusst 
wurde. 
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Hal(>an,  Köm.  Kecht  in  den  gcnn.  Vülk»tuaten.  111. 
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Wir  haben  — der  Anlage  dieser  Untersuchungen  gemäss  — 
die  Entwicklung  der  auf  ehemals  römischem  Boden  begründeten 
germanischen  Reiche  und  den  Einfluss  des  römischen  Rechtes 
in  jedem  derselben  einzeln  verfolgt,  um  nunmehr  auf  dieser  Grund- 
lage die  Frage  aufzuwerfen,  welche  Bedeutung  dem  römischen 
Rechte  in  diesen  Staatsgebilden  im  allgemeinen  zukommt,  in- 
wieferne  in  ihnen  die  germanischen  Rechtsgrundlagen  abgeändert, 
oder  durch  Aufnahme  römischer  Rechtsideen  ersetzt  worden  sind.') 

Es  ist  klar,  dass  diese  Frage  für  jedes  wichtigere  Problem 
der  mittelalterlichen  Rechtsgeschichte,  namentlich  für  ein  so 
grundlegendes  wie  das  der  Entwicklung  des  Immobiliarrechtes, 
aufgeworfen  werden  muss.  Ebenso  klar  ist  es  jedoch,  dass  eine 
mathematisch  genaue  Antwort  unmöglich  erscheint.  Kennt  selbst 
die  Naturwissenschaft  Phänomene,  deren  Vieldeutigkeit  jeder 
Analyse  widersteht,  weil  sie  auf  vielfache  und  verschlungene 
Wurzeln  zurückgehen,  so  gilt  dies  in  noch  höherem  Grade  für 
die  Rechtsgeschichte  und  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft. 
Die  Wurzeln  der  Rechtserscheinungen  sind  weit  mehr  verschlungen 
als  die  der  naturwissenschaftlichen  Phänomene.  Nur  selten  sind 
wir  in  der  Lage  ein  national  reines  Recht  zu  beobachten;  in 
den  allermeisten  Fällen  haben  wir  es  mit  Rechten  zu  thun,  die 
bereits  mehr  oder  weniger  definii'baren  Einflüssen  ausgesetzt  waren. 


*)  Die  in  Th.  I.  S.  XIV  gestellte  Frage,  ob  die  Änderungen,  die  man 
in  der  hier  behandelten  Zeit  an  vielen  Rechtseiiirichtungen  (im  Vergleiche 
mit  ihrer  früheren  Gestalt)  findet,  germanischen,  römischen,  oder  gemischten 
Ursprungs  sind  u.  welches  Element  Uberwiegt,  ist  bei  Besprechung  einzelner 
Institutionen  der  verschiedenen  Staaten  untersucht  worden,  allerdings  mit 
der  in  Th.  I.  S.  XV  angegebenen  Beschränkung;  detaillirte  oder  rechts- 
dogmatische Darstellung  aller  Institutionen  war  ausgeschlossen.  — Gier 
handelt  es  sich  jetzt  um  das  allgemeine  Urtheil  über  die  Bedingungen 
unter  denen  sich  dieser  Werdegang  vollzog  und  um  die  charakteristischen 
Symptome  desselben. 

2a* 
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Im  vorliegenden  Palle  begegnen  wir  doppelter  Schwierigkeit. 
Rein  germanisches  Recht  ans  einer  Zeit,  für  die  man  jedweden 
fremden  Einfluss  auszuschliessen  hätte,  ist  nicht  bekannt;  das 
spätrömische  Recht  in  seinen  provinziellen  Verzweigungen,  in 
allen  seinen  Combinationen  mit  dem  vorrömischen  Rechte  der 
betreffenden  Provinzen  und  mit  dem  eindringenden  germanischen 
Rechte,  ist  nicht  genügend  durchforscht.  Wird  auch  der  letzteren 
Schwierigkeit  die  Wissenschaft  mit  der  Zeit  entgegentreten*),  so 
bleibt  doch  die  erstere  unbesiegbar.  Um  einen  Rechtssatz  als 
urgermanisch  hinzustellen  und  jede  fremdrechtliche  Beeinflussung 
desselben  auszuschliessen,  müsste  man  die  Verwandtschafts- 
Verhältnisse  sämmtlicher  germanischen  Rechte  und  aller  ihrer 
Bestimmungen  genauer  kennen,  als  dies  heute  der  Pall  ist.  Die 
vorhandenen  Quellen  sind  von  dem  urgermanischeu  Rechte  bereits 
zu  sehr  entfernt,  verrathen  Wandlungen,  die  unter  wenig  be- 
kannten, theilweise  vorhistorischen  Umständen  und  Einflüssen 
erfolgt  sind;  sie  stammen  überdies  aus  Zeiten,  in  denen  die  Ver- 
schiedenheit der  einzelnen  Völkergruppen  weit  vorgeschritten  war. 


I. 

Haben  schon  Caesar  und  Tacitus  spezielle  Eigenschaften 
einzelner  Völker  wahrgenommen**),  so  wird  vollends  in  historischer 
Zeit  die  Einheitlichkeit  des  germanischen  Völkergedankens  zurück- 
gedrängt. Das  Entstehen  verschiedener  Gebilde  aus  augen- 
.scheinlich  gleichen  Wurzeln  und  unter  vielfach  ähnlichen  Ver- 
hältnissen, ist  ein  entwicklungshistorisches  Problem,  dessen 
Lösung  niemals  vollkommen  gelingen  kann,  weil  man  dabei, 
nebst  anderen  Imponderabilien,  die  Individualität  in  Rechnung 
.stellen  muss,  die  selbst  unter  den  nächstverwandten  Völkern  eine 
bedeutende  Rolle  spielt.  Es  ist  hier  versucht  worden,  das 

')  Das  rUmische  Recht  der  Provinzen  kann  durch  Vergleich  mit  dem 
reinen  lömischeu  Hechte  auf  seinen  fremdrechtlichen  Inhalt  geprüft  werden; 
freilich  wird  es  bei  der  Verscbiedenartigkeit  der  provinziellen  Rechtsqnellen 
nicht  gelingen,  gleichmä.ssige  Kenntnis  zu  erlangen.  Der  von  Uitteis  ge- 
wiesene Weg  wird  also  nicht  überall  gangbar  sein. 

H.  R.  rügt  V.  Amira  (G.  g.  A.  1S8S.  I.  47 f.),  dass  man  die  schon 
in  germanischer  Zeit  bestehenden  Unterschiede  der  Vülkereigenschaften  zu 
wenig  in  Betracht  zieht. 


Digitized  by  Coogle 


367 


verschiedenartige  Reagiren  der  einzelnen  Völkergruppen  auf 
römische  Einflüsse  dadurch  zu  erklären,  dass  nicht  nur  die  ver- 
schiedene Intensität  des  römischen  Elementes  in  den  betreffenden 
Gebieten,  sondern  auch  die  Verschiedenheit  der  Vorgeschichte 
der  einzelnen  Stämme  und  die  Art  ihrer  früheren  Berührung 
mit  den  Römern  erwogen  wurde.  Dennoch  findet  nicht  alles 
darin  volle  Erklärung;  ein  grosser  Theil  der  Erscheinungen  muss 
den  inponderablen  Eigenschaften  zugeschrieben  werden,  die  selbst 
innerhalb  der  Rasseneinheit  zur  Geltung  gelangen.  Die  augen- 
scheinlich gleichen  Wurzeln  erfahren  eine  Differenzirung,  die 
sich  unter  der  Wirkung  ähnlicher  und  doch  nicht  gleicher 
Entwicklnngsverhältnisse  fortsetzt,  steigert,  so  dass  schliesslich 
eine  verschiedenartige  Individualität  zu  Tage  tritt.  Je  mehr  man 
sich  vom  Nomadismus  und  einfachem  Ackerbau  entfernt,  deren 
Sittencomplex  eine  grosse  Beständigkeit  aufweist,  desto  grösser 
die  Verschiedenheit  hinsichtlich  der  Veranlagung  für  höhere 
Aufgaben,  hinsichtlich  der  Zeitdauer,  der  die  einzelnen  Völker- 
gruppen  zu  fortschrittlicher  Entwicklung  bedürfen  und  hinsichtlich 
der  Resistenzkraft,  mit  der  sie  fremden  Einwirkungen  begegnen. 
Auf  Grundlage  allgemeiner  Entwicklungsgesetze  schafft  sich  die 
Individualität  Raum;  sie  änssert  sich  schon  in  der  Art,  wie  man 
die  Erinnerung  an  Eindrücke  der  Vorgeschichte  festhält')-  Wir 
werden  auf  die  Schnlfrage,  ob  Individualität  oder  Umstände  die 
Entwicklungslinie  bestimmen,  begreiflicherweise  hier  nicht  ein- 
gehen;  müssen  jedoch  zugeben,  dass  neben  den  Ergebnissen  der 
Vorgeschichte  und  neben  den  durch  die  Verschiedenheit  der  Ge- 
biete bewirkten  Differenzen,  ein  Rest  zurückbleibt,  der  nur  durch 
Annahme  verschiedener  Individualität  erklärt  werden  kann. 
Sonst  hätte  unter  ähnlichen  Bedingungen  stets  ein  entsprechend 
ähnliches,  unter  verschiedenen  aber  ein  entsprechend  verschiedenes 
Recht  entstehen  müssen,  was  jedoch  höchstens  — und  zwar  nur 
theilweise  — für  rein  materielle  Fragen  zutriftt.  Die  übrigen 
Recbtsverschiedenheiten  sind  nicht  nur  darauf  zurückzuführen, 
dass  die  Bedingungen  des  Völkerlebens,  selbst  bei  äusserer 
Ähnlichkeit,  doch  verschiedene  waren,  sondern  auch  darauf,  dass 
das  Reagiren  auf  die  äusseren  Bedingungen  ein  individuell  ver- 

>)  S.  was  in  Tb.  II.  S.  4 u.  214  über  die  langobardisohe  und  fränkische 
Sage  angeführt  wurde;  das  Erinnorungsveruiögen,  also  aucli  die  Intensität 
der  Eindrücke,  war  sehr  verschieden. 
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schiedenes  war.  Die  Sprachgeschichte  kennt  Fälle,  wo  von  zwei 
synonymen  Worten  eines  zur  Alleinherrschaft  gelangt,  das  zweite 
aber  wegfällt,  oder  eine  andere  Bedeutung  annimmt').  Ähnlich 
muss  die  Rechtsgeschichte  mit  individueller  Ausprägung  des 
gemeinsamen  Stoffes  durch  noch  so  sehr  verwandte  Völker  rechnen. 

Die  Beobachtung  der  Vorgeschichte  der  einzelnen  Stämme 
lenkt  unser  Augenmerk  auf  wichtige  Erscheinungen.  Es  war 
gewiss  für  die  Resistenzkraft  des  Rechtes  von  grosser  Bedeutung, 
ob  Völker  in  einem  früheren  oder  erst  in  einem  späteren 
Stadium  dem  Römertum  begegneten,  ob  sie  ruhige  oder  bewegte 
Zeiten,  eine  folgerichtige  oder  sprunghafte  Entwicklung  hinter 
sich  hatten  und  in  welchem  Raume  sich  dies  alles  abgespielt 
hat.  Ebenso,  ob  sie  zur  Zeit  ihrer  neuen  Staatengründung 
Christen  waren  und  wem  sie  das  Christentum  verdankten. 
Schliesslich  die  Lage  der  Verhältnisse  des  neuen  Gebietes  und 
die  Umstände,  die  die  Staatsgründung  begleiteten.  Denn  je 
günstiger  die  Vorgeschichte,  desto  besser  konnte  das  eigene  Recht 
ausreifen;  je  günstiger  die  Raum  Verhältnisse,  desto  grösser  der 
Schutz  vor  Erstarrung,  oder  übermächtiger  Beeinflussung;  je 
kräftiger  die  innere  Consistenz  des  eigenen  Rechtes,  desto  sieg- 
reicher das  Verhältnis  zu  fremden  Elementen;  je  grösser  die 
eigenen  Fortschritte,  desto  leichter  die  Stellungnahme  zu  dem 
fremden  höheren  Rechte,  wofür  natürlich  auch  der  verschiedene 
Kraftgrad  des  fremden  Rechtes  und  die  Vermittlung  durch  eine 
bei  verwandten  Völkern  schon  erfolgte  Lösung  gewisser  Probleme, 
in  die  Wagschale  fiel.  Aber  selbst  die  genaueste  Erwägung 
dieser  Umstände  vermag  nicht  alles  aufzuklären.'^)  Denn  so 


')  So  z.  B.  haben  von  den  den  Romanen  in  gleicher  Weise  zugänglichen 
Worten  roulier  und  femina,  die  Franzosen  das  zweite,  Italiener  und  Spanier 
das  erste  übernommen,  das  andere  aber  wegfallen  lassen;  von  plus  und 
magis,  die  Spanier  das  zweite,  Italiener  und  Franzosen  das  erste.  Aus  dem 
lateinischen  qui,  cuins,  cui,  quem,  ist  der  Nominativ  in  alle  romanischen 
Sprachen,  der  Genitiv  nur  in  die  italienische,  der  Dativ  und  der  Accusatir 
in  die  spanische  Sprache  aufgenommen  werden. 

ä)  So  haben  wir  z.  B.  gesehen,  dass  die  Vandalen  nicht  in  der  Lage 
waren,  jene  Kraft  aufzubringen,  die  den  Gothen,  trotz  sehr  bewegter  Vor- 
geschichte, eigen  war.  Wir  haben  die  Schwierigkeit  der  langobardischen 
Aufgabe  mit  der  der  fränkischen  verglichen,  die  allerdings  durch  den  Mangel 
dos  Überganges  von  der  kleinstaatlichen  Existenz  zur  grossstaatlichen  be- 
denklich alterirt  war;  s.  II.  213ff,  III,  103,  lOH,  175,  177,  253,  30ü.  A.  4. 
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wie  man  an  den  Germanen  überhaupt  eine,  vielen  Rassen  fehlende, 
Anpassungsfähigkeit  wahrnehmen  kann,’)  die  sich  mit  Widerstands- 
kraft verbindet,  so  muss  man  auch  den  Grad  dieser  Fähigkeiten 
bei  den  einzelnen  Völkern  unterscheiden.  Es  ist  auffallend,  wie 
sehr  sich  die  Rechte,  die  Ficker  zu  den  ostgermanischen  zählt, 
durch  allgemeine  Widerstandskraft  selbst  unter  ungünstigen 
Verhältnissen  auszeichnen,  durch  eine,  im  Vergleiche  mit  den 
Rechten  des  ostfränkischen  Reiches,  hervortretende  Dauer- 
haftigkeit.^) Zur  Erklärung  derselben  reichen  die  äusseren 
Umstände  nicht  hin;  es  muss  ein  Unterschied  der  inneren  Ver- 
anlagung angenommen  werden.”) 

Auf  eine,  wenn  auch  nur  annähernd  genaue  Beantwortung 
der  Frage,  wie  viel  auf  Rechnung  der  Entwicklungsverhältnisse 
und  wie  viel  auf  die  Veranlagung  entfällt,  muss  man  jedoch 
verzichten.  Es  fehlt  die  Handhabe  für  die  Benrtheilnng  des 
individuellen  Energiegrades.  Wir  vermögen  nur  die  äusseren 
Impulse  beiläufig  abzuschätzen.  In  welchem  Grade  aber  ein 
Volk  den  äusseren  Impulsen  nachgiebt  oder  widersteht,  wie  es 
durch  seine  Veranlagung  das  Wirken  der  Impulse  erleichtert 
oder  erschwert,  lässt  sich  in  keine  Formel  kleiden,  ebenso  wenig 
wie  die  Art,  in  der  es  diese  äussere  Erweiterung  seines  Ideen- 
kreises zu  neuen,  selbstständigen,  Schöpfungen  ausnützt.  Man 
muss  sich  mit  der  blossen  Erkenntnis  begnügen,  dass  die 


')  8.  Th.  I.  S.  49. 

In  de  echweren  Lage  des  ostgothischen  Rechtes  hätte  sich  kaum  ein 
anderes  Recht  behauptet;  denn  sowohl  die  Umstände  der  Vorgeschichte,  als 
auch  die  der  StaatsgrUndung  haben  sich  (ebenso  wie  bei  den  Vandalen)  in 
diesem  kurzlebigen  Reiche  gegen  das  eigene  Recht  geltend  gemacht. 
Dagegen  hat  das  westgothische  Recht,  trotz  ungünstiger  Verhältnisse, 
in  der  Form  eines  klischrechtes,  zahlreiche  volkstümliche  Elemente  be- 
wahrt und  hat  dem  germanischen  Rechte  bedeutenden  Spielraum  gewährt. 
Das  burguudische  Recht  war  allerdings  erst  später,  dafür  aber  in  eine  desto 
schwierige  Lage  gelangt  und  hat  doch  einen  namhaften  Thoil  seines  ger- 
manischen Inhaltes  gerettet.  Vollends  das  langobardische,  in  der  für  die 
Ostgothen  verhängnisvoll  gewordenen  italienischen  Umgebung. 

^ Dass  aber  auch  unter  den  ostgermanischen  Völkern  in  dieser  Hinsicht 
Unterschiede  bestanden,  lehrt  der  Vergleich  der  Ostgothen  mit  den  Lango- 
barden; freilich  war  die  Vorgeschichte  der  letzteren  weit  günstiger  und  das 
Römertum  zu  ihrer  Zeit  schon  schwächer;  andererseits  fehlte  es  nicht  an 
erschwerenden  Umständen;  s.  Th.  II.  91 — 93. 
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Individualität  eine  grosse  Rolle  spielt  und  dass  die  Veranlagung 
selbst  nahe  verwandter  Völker  eine  ungleiche  ist. 

Was  insbesondere  die  Widerstandskraft  anbelangt,  so  könnte 
wohl  die  Frage  auftauchen,  inwiefeme  dieselbe  mit  dem  N ational- 
geftthl  der  einzelnen  Völker  zusammenhing.  Die  allgemeine 
Schwäche  desselben  ist  erwähnt  worden.')  Alles,  was  dagegen 
angeführt  werden  kann,^)  bedeutet  wenig  angesichts  des  Indi- 
vidualismus verschiedener  Gruppen  (Sippen  u.  s.  w.),  sowie  an- 
gesichts der  Schwäche  der  staatlichen  Empfindung,')  die  Ab- 
spaltungen von  Volkstheilen  und  deren  Verbindung  mit  andern 
Völkern'*)  ermöglichte.  Man  könnte  daher  die  Widerstandskraft 
des  Rechtes,  die  bekanntlich  bedeutender  war  als  die  der  Sprache, 
nur  auf  die  unbewusste  Macht  der  Sittentradition  zurückführeu, 
die  sich  selbst  da  als  kräftiges  Bollwerk  erwies,  wo  das  mangel- 
hafte Nationalgefflhl  bei  vielen  Völkern  nicht  nur  ein  Zusammen- 
gehen mit  Römern  gegen  Germanen,  sondern  sogar  Zerfall  und 
Bildung  neuer  Volksformationen  ermöglichte.  Direkter  Zusammen- 
hang zwischen  Nationalgefühl  und  Rechtsbeständigkeit  lässt  sich 


')  S.  Th.  1.  S.  7 ff. 

'•')  L.  Schmidt  hat  mir  (in  Uist.  Viorteljahrschr,  III.  US)  vorgebaltpii. 
dass  ich  die  (Jontinnität  des  germanischen  Selbstbewusstseins  unterschätzte ; 
ich  habe  sie  da,  wo  sie  zu  Tage  tritt,  wie  bei  den  Langobarden,  nicht  unter- 
schätzt (s.  Th.  II.  S.  4f.),  auch  die  Coutinuität  mancher  Ideen  hervorgehobeu ; 
aber  der  Fortbestand  von  Ideen,  oder  Entfaltung  von  Institutionen  ist  kein 
Beweis  eines  nationalen  Selbstbewusstseins.  Die  Zurückfdbrung  grosser 
Völkervereinigungen  auf  die  alte  üliederuug  der  Westgermanen  in  Ingväonen. 
Istväonen  und  Herminonen,  beruht  auf  einer  Überschätzung  dieser  Völker- 
genealogie, gegen  die  Heyck  (Hist.  Zeitschr.  85.  S.  70.)  m.  R.  aufgetreten  ist. 

^)  Heyck  1.  c.  sucht  in  der  politischen  Geschichte  die  Richtschnur  für 
die  Ausgestaltung  des  NatioualgefUbls,  das  er  ursprünglich  auf  das  Volk 
und  sodann  auf  den  Stamm  beschränkt  wissen  will.  Aber  auch  innerhalb  des 
Volkes  war  das  NationalgefUhl  mancher  Abstufung  fähig,  da  die  Liten, 
auch  wenn  sie  Germanen  waren,  nicht  zu  den  Volksgenossen  gezählt  wurden. 
Dieser  Zusammenhang  der  politischen  Entwicklung  mit  der  des  National- 
gefühls  spricht  für  die  — nur  zu  natürliche  — Schwäche  des  letzteren.  Weder 
Armin  noch  Marbod  ist  es  gelungen,  eine  grosse  Organisation  zu  schaffeu; 
die  betreffenden  Absichten  Theodorichs  d.  Gr.  wird  man  aber  kaum  dem 
germanischen  Empfinden  zuschreiben. 

*)  Diese  häufigen  Veränderungen  hat  neuerdings  L.  Schmidt  in  seiner 
Gesch.  d.  dtschen  Stämme  (Quellen  u.  Forschungen  z.  alten  Gesch.  Heft  7 u.  10) 
eingehend  besprochen. 
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iui  allgemeineu  nicht  nachweisen,  auch  bei  Langobarden  und 
Sachsen  höchstens  vermuthen. 


II. 

Der  Entwicklung  der  einzelnen  Völker  gemäss  musste 
die  Bedeutung  der  Berührnngspunkte  zwischen  dem  zer- 
setzten römischen  und  dem  fortschreitenden  germanischen  Rechte 
eine  verschiedene  sein,  ebenso  die  Bedeutung  der  Divergenzen 
und  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis. 

Im  allgemeinen  war  das  römische  Recht  den  Germanen  auf 
dieser  Stufe,  trotz  der  gemeinsamen  indoeuropäischen  Ausgangs- 
punkte, nicht  nur  zu  complicirt,  sondern  auch  geistig  fremd. 
Die  Eigenschaft,  mit  möglichst  festen  Begriffen  zu  arbeiten  und 
die  das  einzelne  Rechtsverhältnis  begleitenden  Lebenserscheinungen 
zu  verallgemeinern,  musste  Völker,  die  das  Individuelle  dem 
Allgemeinen  voranstellten,  befremden.  In  Bezug  auf  realistische 
Betrachtung  des  Rechtes  waren  die  Germanen  den  Römern 
überlegen;  ihrer  Begriffsconstruction  aber  waren  sie  nicht  ge- 
wachsen. Die  Verschiedenartigkeit  der  Entwicklung,  namentlich 
das  schnellere  Tempo,  in  dem  sich  bei  den  Römern  die  Trennung 
von  Religion  und  Recht,  sowie  die  Schaffung  eines,  ungeachtet 
der  Beibehaltung  religiös-ethischer  Grundlagen,  relativ  selbst- 
ständigen Rechtssystems  vollzogen  hatte,  Hess  das  begriffliche 
Moment  in  die  Hanptstellung  gelangen.  Die  Centralisirung  der 
Cultur  und  des  Rechtes  forderte,  freilich  oftmals  erfolglos,  eine 
Unterdrückung  des  individuellen  Momentes,  dem  dafür  wieder 
im  Privatrechte  ein  social  ungerechtfertigter  Spielraum  eingeräumt 
wurde,  wie  er  namentlich  den  Bedürfnissen  der  städtischen  Cultur 
entsprach. 

Es  ist  aber  schon  lange  vor  dem  Falle  des  Westreiches 
eine  Reihe  von  Wandlungen  und  Rückbildungen  wahrnehmbar. 
Den  entfernteren  und  später  eroberten  Provinzen  konnte  weder 
die  höhere  Anffassung  des  römischen  Rechtes,  noch  die  städtische 
Culturceutralisation,  mitgetheilt  werden.  Auch  das  einheimische 
vorrömische  Recht  konnte  man  nicht  gänzlich  ausrotten')  und 
namentlich  die  niederen  Bevölkerungsschichten  waren  für  das 


*)  Selbst  in  Spanien  un<l  (Tallien  waren  die  vorrömisclieti  Reste  nicht 
unerheblich;  s.  I.  42. 
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reine  römische  Recht  nicht  zu  gewinnen.’)  Darin  fanden  die 
Germanen  Unterstützung,  sowohl  gegen  den  römischen  Staat, 
als  auch  gegen  das  durch  die  höheren  Schichten  vertretene 
römische  Recht.  Namentlich,  wenn  in  der  betreffenden  Provinz 
schon  vorher  Germanen  gewohnt  hatten,  war  es  für  die  nach- 
folgenden germanischen  Völker  desto  leichter,  mit  der  Bevölkerung 
in  Fühlung  zu  treten.’’)  Zu  diesen,  eine  Annäherung  begünstigenden 
Umständen  gesellte  sich  der  ethische  Einschlag  des  Christentums, 
der  zwar  den  Verfall  der  classischen  Culturformen  nicht  auf- 
halten konnte,  aber  dem  Culturinhalte  neue  Krystallistations- 
punkte  bot,  die  auch  den  Christian isirten  Germanen  zugänglich 
waren  und  um  die  sich  die  neue  Mischcultur  lagern  konnte.^) 
Inmitten  dieses  Äuflösungsprocesses,  der  sich  auf  Sprache, 
Kunst,  wirtschaftliches  und  sociales  Leben,  überhaupt  auf  die 
ganze  Cultur  erstreckte,  wurden  die  Römer  auch  germanischen 
Einflüssen  zugänglich.  So  wie  das  Eintreten  von  Germanen  in 
den  römischen  Staat,  nicht  nur  Individuen,  sondern  ganze  Gruppen, 
der  Einwirkung  des  Römertums  aussetzte^)  und  das  Eindringen 
der  Römer  in  germanische  Gebiete  manche  römische  Einrichtung 
auf  die  Germanen  in  ihren  Landen  wirken  Hess,'*)  so  ist  auch 
eine  entsprechende  Einwirkung  der  Germanen  auf  die  Römer 
wahrnehmbar.'’)  Dem  Rückgänge,  der  sich  aus  diesen  V orgängen 


*)  über  die  Rückbildung  dorJProvinzen  s.  1.  25,  54,  wo  auch  die  grosse 
Änderung  des  Gesammtbildes  mancher  Gebiete  erwähnt  wurde;  natürlich  war 
das  Kömertum  dennoch  in  den  meisten  Provinzen  noch  sehr  bedeutend ; s.  1.  41. 

i*)  So  wie  einstens  die  Kelten  die  vermittelnde  Brücke  zwischen  Römern 
und  Germanen  abgegeben  haben  (s.  I.  14f.),  so  bildeten  ihrerseits  die  schon 
früher  mit  den  Römern  in  Berührung  getretenen  Germanen,  eine  Brücke  für 
die  nachfolgenden;  s.  I.  23 f.,  36ff. ; insbesondere  die  Ostgothen  für  die  Lango- 
barden (s.  II.  93)  und  verschiedene  Völker  für  die  Franken;  s.  II.  2 18 ff. 

3)Dies  bezeugt  die  zeitgenössische  lateinische  Dichtung  (z.  B.  Fortunatas), 
in  der  sich  römische  Form,  christlicher  Geist  und  germanisches  Gefühl  ver- 
einigten, ebenso  die  bildende  Kunst,  die  altchristliche,  römische  und  ger- 
manische Bestandtheile  verbindet. 

*)  S.  I.  19ff. 

6)  S.  I.  29  ff. 

")  S.  I.  52ff. ; vgl.  Jlommsen:  Köm.  Gesch.  V.  154.  Über  römische 
Privatsoldateii  s.  Seeck  in  Ztsebr.  d.  Sav.  Stift.  XVII,  Mommsen  in 
Hermes  XXIV',  Läcrivain  in  M61.  d'archeol.  et  d’hist.  de  l'Ecole  frang.  de 
Rome  X.  Germanische  EinHüsse  will  Val  de  Lievre  (Mitth.  d.  Instit.  II. 
4ti7)  im  Vulgarrechte  amiehmon. 
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ergab,  entsprang  schon  frühzeitig  das  sog.  Vulgarrecht,  das 
die  Gedankenhöhe  des  römischen  Rechtes  einbüsste,  ohne  eine 
frische  praktische  Auffassung  zu  gebären.  Es  zeichnet  sich 
insbesondere  durch  mechanische  Herabdrückung  complicirter  Be- 
griffe ans,  die  den  Ausserlichkeiten  geopfert  wurden.  Es  wurde 
dadurch  den  Germanen  zugänglicher,  da  es  stets  leichter  ist, 
fremde  Ausserlichkeiten  anzunehmen,  als  den  Ideen,  denen  diese 
Erscheinungen  entsprangen,  zu  folgen.*) 

Dennoch  muss  man,  selbst  wenn  man  mit  Val  de  Lievre 
für  einen  Theil  des  Vulgarrechtes  germanischen  Einfluss  an- 
nehmen wollte,'-)  die  Warnung  Brunners**)  vor  der  Über- 
schätzung des  Vulgarrechtes  beherzigen.  Dieser  Warnung  trat 
neuerdings  Tamassia  in  geistreicher  Weise  entgegen,  indem 
er,  unter  Heranziehung  der  von  M i 1 1 e i s gewonnenen  Ergebnisse, 
eine  neue  Auffassung  des  Vulgarrechtes  zu  begründen  versuchte.^) 
Es  ist  richtig,  dass  das  Recht  der  oströmischen  Gebiete  unter 
griechischem  Einflüsse  stand,  der  nicht  bis  in  den  Westen  reichte; 
richtig  auch,  dass  dem  Westen  die  im  Osten  entstandenen 


')  Es  ist  schon  Th.  I.  S.  XI  bemerkt  worden,  dass  die  wichtigsten 
Berührungspunkte  auf  dem  Gebiete  des  Thatsäcblicheu  liegen.  Nuu  Hess 
gerade  das  Vulgarrecht  die  rein  rechtlichen  Gesichtspunkte  verkümmern  und 
die  Auffassung  der  Praxis  auf  Kosten  des  begrifflichen  Elementes  herror- 
treten.  Speziell  ist  auch  erwähnt  worden,  dass  in  der  That  zwischen  manchen 
Einzelnheiten  des  Vulgarrechtes  und  des  germanischen  Rechtes  Berührungs- 
punkte bestanden;  s.  I.  236.  A.  2,  305,  307,  III.  302,  312.  A.  2 u.  4,  314. 
A.  4,  316.  A.  1,  316.  A.  1,  321.  A.  1. 

Seine  (hier  S.  362.  A.  6 erwähnte)  Hypothese  ist  ansprechend,  jedoch 
nicht  beweisbar.  Ansprechend  ist  die  Annahme,  dass  die  erneute  Zengungs- 
kraft  des  rSmiscben  Rechtes  und  die  Möglichkeit  der  Aneignung  fremder 
Institute  durch  die  Germanen,  hauptsächlich  diesem  Umstande  zuzuschreiben 
wäre,  dass  das  Vulgarrecht  germanische  Bestandtheile  enthielt.  Vielleicht 
müsste  man  sogar  zu  dieser  Hypothese  greifen,  wenn  man  nicht  zur  Über- 
zeugung gelangen  würde,  dass  diese  erneute  Zeugungskraft  ganz  eigentümlicher 
Art  war  (s.  unten  IV.)  und  dass  die  Aneignung  fremder  Institute  durch  die 
Germanen  gerade  auf  Gebieten  erfolgte,  auf  denen  eine  germanistische  Be- 
einflussung des  Vulgarrechtes  kaum  annehmbar  erscheint.  Die  Hypothese 
erklärt  auch  nicht,  warum  einzelne  Völker  dem  römischen  Einflüsse  in  so 
verschiedenem  Grade  widerstanden. 

®)  S.  Forschungen  S.  607.  A.  I. 

*)  Seine  in  dem  Aufsatze  „Ha  Falcidia“  S.  !tff.  vertretene  Hypothese 
bedeutet  das  gerade  Gegentlieil  der  Auffassung  Val  de  Lii'vres.  Das  ger- 
manische Privatreebt  wird  auf  das  Vulgarrecht  zurückgefübrt. 
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Compilationen  nicht  vollauf  entsprechen  konnten ; cs  musste  sich 
vielmehr,  nachdem  die  Autorität  des  officiellen  Reichsrechtes 
während  des  Auflösungsprocesses  nachliess,  das  Ortsrecht  in 
hohem  Grade  geltend  machen.')  Daraus  jedoch  zu  folgern,  dass 
Jeder  Parallelismus  des  Vulgarrechtes  und  des  germanischen 
Rechtes  eine  Entlehnung  der  betreffenden  germanischen  Ein- 
richtung aus  dem  Vulgarrechte  bedeute,  geht  wohl  nicht  an. 
Denn  ein  Parallelismus  kann  sich  auch  zufällig,  ans  dem  Rück- 
gänge auf  der  einen  und  dem  Fortschritte  auf  der  anderen 
Seite  ergeben,  also,  trotz  ähnlicher  Symptome,  auf  verschiedenen 
Wurzeln  beruhen.  Nur  da,  wo  eine  mit  dem  Vulgarrechte 
übereinstimmende  germanische  Rechtsanffassung  von  der  eigenen 
Entwicklnngslinie  abweicht,  namentlich  aber  eine  Neuerung  vor- 
liegt, kann  man  Entlehnung  annehmen.^)  ln  andern  Fällen 
muss  man  sich  damit  begnügen,  in  der  Uebereinstimmung  mancher 
Erscheinungen  des  Vulgarrechtes  und  des  germanischen  Rechtes 
eine  Förderung  der  Entwicklung  zu  sehen,  eine  Bestärkung 
des  germanischerseits  angebahnten  Fortschrittes,  dessen  juristische 
Ausprägung,  durch  das  Vorhandensein  einer  vulganechtlichen 
Analogie,  erleichtert  wurde.  Man  wird  natürlich  Tamassia 
darin  zustimmen,  dass  das  römische  Recht  im  J.  476  nicht 
untergegangeu  ist,  aber  auch  hinzufügen,  dass  das  germanische 
Recht  durch  das  Betreten  römischer  Gebiete  nicht  unterdrückt 
wurde,  sondern  unter  den  neuen  Verhältnissen  jene  Entwicklungs- 
aussichten fand,  die  sich  aus  dem  gegenseitigen  Kräfteverhältnisse 
beider  Elemente  ergaben.  Im  allgemeinen  führte  die  vulgär- 
rechtliche  Rückbildung  den  germanischen  Völkern  kein  gesundes 
Material  zu;  es  trug  zur  Entfremdung  des  eigenen  Rechtes  bei, 

>)  S.  Th.  I.  S.  53  f. 

Deshalb  erscheinen  ilie  familieu-  uml  erbrechtlichen  Analogien,  die 
Tamassia  (1.  c.  10.  A.  S,  13.  A.  1.)  tiir  seine  AufFassnng  ansnützen  möchte, 
nicht  stichhältig  und  die  grösste  Vorsicht  ist  hier  Gebot.  So  z.  6.  wissen 
wir.  dass  das  cousensuelle  Moment  im  Vulgarrechte  zu  Gunsten  des  realen 
znnicktrat;  werden  wir  deswegen  behaupteu  dürfen,  dass  das  germanische 
i’bergewicht  des  realen  Momentes  auf  vulgarrechtlichem  Einflüsse  beruhe? 
Gewiss  nicht.  Oder,  wenn  wir  sehen,  dass  Vermögenszuwendungen  an  den 
Kaiser  den  Zweck  hatten,  denselben  für  die  Giltigkeit  des  Testamentes  zu 
interessiren,  dürfen  wir  die  germanischen  Strafclausein  .sociante  fisco“  damit 
in  Zusammeuhaiig  bringen?  Das  dies  unsicher  wäre,  giebt  Tamassia 
(I.  c.  30)  selbst  zu. 
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WO  dasselbe  nicht  genügend  kräftig  war;  es  hätte  aber  zu  einem 
Aufbau  nicht  hingereicht,  wenn  die  ethischen  Ideen  des  Christen- 
tums und  der  Einfluss  der  materiellen  Reste  der  römischen 
wirtschaftlichen  üultur  gefehlt  und  die  Eigenschaften  der  Er- 
oberer versagt  hätten. 

Nur  in  diesem  Sinne  kann  das  Vulgarrecht,  trotz  der  ihm 
noch  immer  anhaftenden  Unterschiede  zwischen  römischen  und 
germanischen  Ideen,  als  einer  der  Berührungspunkte  betrachtet 
werden,  während  die  praktisch  wichtigeren  Berührungspunkte 
in  der  allgemeinen  Verflachung  der  römischen  Cultur,  in  dem 
Rückfälle  in  die  Naturalwirtschaft,  in  dem  socialen  Rückgänge,') 
sowie  in  der  Gemeinsamkeit  des  Christentums,  das  für  die  Über- 
brückung der  Gegensätze  thätig  war,  zu  finden  sind.  Die  Ver- 
flachung der  Cultur  ermöglichte  den  Germanen  das  Eintreten 
in  die  neuen  Lebenskreise;  der  Rückgang  der  Städte  und  der 
Kapitalwirtschaft  erleichterte  die  Anpassung  ihres  Rechtes,  das 
dem  Nomadismus  schon  entwachsen  war;  ebenso  der  sociale 
Rückgang,  der  die  abhängigen  Bevölkerungsschichten  den  Ger- 
manen näherte;  vollends  das  Christentum,  namentlich  nach  Be- 
seitigung des  Arianismus,  als  es  sich  nicht  mehr  mit  dem  katholischen 
Römertum  gegen  das  arianische  Germanentum  zu  identificiren 
brauchte  und  vom  römischen  Rechte  nur  dasjenige  vertrat,  was 
die  germanische  Entwicklung  nicht  behinderte.^) 

Ein  wichtiger  Umstand  muss  noch  vom  allgemeinen  Stand- 
punkt zur  Würdigung  der  Bedeutung  dieser  Berührungspunkte 
hervorgehoben  werden.  Die  Völker,  die  hier  mit  einander  in 
Fühlung  traten,  waren  derselben  Abstammung.  Die  Entwicklung 
des  germanischen  Rechtes  führte,  wenn  auch  in  anderem  Tempo, 
doch  theilweise  über  dieselben  Etappen,  die  seinerzeit  auch  die 
römische  Rechtsentwicklung,  allerdings  mit  vielfach  grund- 
verschiedenen Folgen,  berührt  hatte;  auf  naher  Linie  bewegte 
sich  die  Rückbildung  des  durch  provinzielle  Elemente  und  durch 
Krafteinbusse  zersetzten  römischen  Rechtes,  das  seine  begriiFlich 


1)  8.  Th.  I.  a 54. 

’*)  Für  die  Beurtheiluog  der  gegenseitigen  Annäherung  kommt  in  Betracht, 
dass  die  Unterschiede  vielfacli  auf  der  Oberfläche,  die  Übereinstimmungen 
aber  in  der  Tiefe  liegen,  weshalb  die  ersteren  häufig  überschätzt  werden 
künnen.  Dies  gilt  insbesondere  für  die  Annäherung  der  niederen  Schichten 
in  den  rümiscben  Provinzen. 
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höchsten  Positionen  nach  und  nach  räumen  musste.  Gewiss  ist 
die  Analogie  der  Erscheinungen,  die  Rücklauf  und  Fortschritt 
hervorbringen,  nur  eine  äussere.  Aber  es  darf  angenommen 
werden,  dass  sich  aus  der  Bassengemeinschaft,  die  für  die 
beiderseitige  Rechtsgeschichte  durchaus  nicht  irrelevant  geblieben 
wai',  eine  Verstärkung  der  Berührungspunkte  ergab,  die  bei 
einem  Zusammentreffen  von  Völkern  verechiedenen  Ureprungs 
gefehlt  hätte.') 

Handelt  es  sich  um  die  Benrtheilung  des  gegenseitigen 
Kräfteverhältnisses  beider  Elemente,  so  muss  vor  allem  bemerkt 
werden,  dass  durch  den  Pall  des  Westreiches  nicht  nur  der 
griechische  Einfluss  aufhörte,  der  für  die  Gestaltung  des  Reichs- 
rechtes so  wichtig  war,  sondern  auch  die  praktische  Unter- 
stützung des  römischen  Rechtes  durch  die  Staatsgewalt  wegfiel, 
während  gleichzeitig  die  bisher  niedergehaltenen  Ortsrechte  von 
den  gewaltigsten  Hindernissen  befreit  wurden.  Da  diese  Rechte 
nur  noch  in  den  niedersten  Schichten  fortlebten,^)  konnten  sie 
dem  Rechte  der  Eroberer  nicht  gefährlich  werden,  wohl  aber 
zur  Schwächung  des  römischen  beitragen,  indem  sie  seine  all- 
gemeine Geltung  für  die  Provinzialen  erschütterten. 

Allerdings  blieb  im  Westen,  namentlich  in  Italien  und 
Gallien  eine  grosse  Menge  römisch-rechtlichen  Materials  erhalten, 
so  dass  der  Fortbestand  des  römischen  Rechtes,  wenigstens  für 
die  Römer  selbst,  unbehindert  war.-')  Es  hat  sich  auch  dort, 
wo  es  über  innere  Kräfte  verfügte,  selbst  ohne  Anerkennung,"*) 

')  Wir  dürfen  diese  Frage  hier  natürlich  nur  streifen,  um  zu  bemerken, 
dass  die  entwicklungshistorischeu  Ähnlichkeiten,  die  die  altrümische  und  die 
germanische  Rechtsgeschichte  aufweist,  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft 
.sehr  wichtig  sind,  für  das  vorliegende  Problem  jedoch  keine  unmittelbare  Be- 
deutung haben;  denn  die  altrümische  Construction  war  längst  überwunden  und 
konnte  nicht  mehr  als  Vorbild  dienen,  was  eben  jene  Forscher,  die  (wie  z.  B. 
Tardif)  altrümische  Institutionen  mit  germanischen  in  Verbindung  bringen 
wollten,  nicht  gehörig  berücksichtigt  haben.  Deshalb  gehen  wir  auf  Gilson's: 
Dr.  rom.  compard  aux  autres  droits  de  rantinuitd,  nicht  ein. 

'•*)  Es  fehlt  leider  für  den  Westen  eine  Untersuchung,  wie  die  von 
Mitteis  Uber  Reichsrecht  und  Volksrecht.  Es  ist  daher  nicht  bekannt, 
über  welche  Kraft  die  aus  vorrömischer  Zeit  herrUhrenden  Volksrechte  in 
Gallien  und  Spanien  noch  verfügten. 

^ Namentlich  wo  es  den  Römern  nicht  an  Organen  fehlte,  wie  im  ost- 
gothischen,  westgothischen  und  hurgundischen  Reiche. 

*)  So  in  Italien  vor  Liutprand ; s.  II.  01  (f. 
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erhalten,  am  später,  als  das  germanische  Recht  nnzoreichend 
wurde,^)  zu  erneuter  Geltung  zu  gelangen.  Im  allgemeinen 
jedoch  hatte  es  eben  nicht  die  entsprechende  innere  Kraft.'-*) 
Die  römische  Regierung  hat  jedwede  Selbständigkeit  gestört 
und  der  Bevölkerung  die  Fähigkeit  benommen,  nach  dem  Falle 
des  Reiches  für  die  alten  Einrichtungen  und  das  alte  Recht 
thätig  zu  werden.^)  Die  die  Rückbildung  bewirkenden  Kräfte 
wurden  nicht  mehr  eingedämmt,  die  Zwangsorganisationen  ver- 
loren ihren  Halt  und  frei  wurde  die  Bahn  für  den  Individualismus, 
der  in  dieser  Entfesselung  nur  ungünstig  wirken  konnte.  So 
erklärt  es  sich,  dass  die  materielle  Cultnr  weitaus  actueller  blieb 
als  das  Recht;  die  erstere  war  auf  den  directen  Zusammenhang 
mit  dem  Staate  weniger  angewiesen,  während  das  Recht  einer  sehr 
bedeutenden  inneren  Kraft  bedurft  hätte,  um  ohne  staatlichen 
Arm  voll  wirken  zu  können,  einer  Kraft,  die  ihm  durch  den 
Zerstörungsprocess  benommen  war.  So  konnte  erst  der  spätere 
wissenschaftliche  Aufschwung  dem  römischen  Rechte  neue  Kraft 
leihen  und  zu  neuen  Erfolgen  verhelfen,  die  es,  so  lange  es  an 
eine  geschwächte  Nation  gekettet  blieb,  nicht  zu  finden  vermochte. 

Daneben  kommt  namentlich  der  Verfall  der  Städte  in  Betracht. 
Die  Fesseln  der  Zwangsorganisationen  wurden  leicht  und  gerne 
gesprengt;  es  hätte  einer  förmlichen  Erneuerung  derselben  bedurft, 
um  die  römische  Stadtverfassung  ungeschwächt  aufrecht  zu  er- 
halten ;•*)  die  Bevölkerung  hatte  darnach  keine  Sehnsucht.  Damit  fiel 
aber  ein  wichtiges  Bollwerk  des  römischen  Rechtes,  das  gerade 
in  dem  städtischen  Verkehrsleben  einen  grossen  Aufschwung 
erlangt  hatte.  Die  Landbevölkerung  war  nicht  in  der  Lage, 
das  römische  Recht  auf  die  Dauer  zu  vertreten,  die  Optimaten 
aber  mussten  sich  den  neuen  Verhältnissen  anpassen,  wenn  sie 


»)  S.  n.  85. 

2)  8.  II.  31  ff.,  83f.,  323ff.  III.  5,  90f.,  97. 

2)  Die  geringe  Anpassungsfähigkeit  der  Römer  wurde  (I.  48.)  erwähnt. 

*)  Man  muss  natürlich  die  frülier  (I.  31.)  hervorgehobenc  Tradition 
der  römischen  Stadtverfassung  von  den  stadtrechtlichen  Einrichtungen 
unterscheiden.  Die  Tradition  blieb  sehr  wichtig  und  hat  z.  B.  bei  den  West- 
gothen  die  Stadt  zum  Centrum  des  Römertums  gemacht  (s.  I.  173.),  im 
langobardischen  Reiche  die  militärische  Bedeutung  der  Städte  gewahrt 
(s.  n.  12.)  u.  s.  w.  Dennoch  ist  diese  allgemeine  Bedeutung  nicht  identisch 
mit  der  l.'bernahme  römischer  Stadt  Verfassung;  s.  II.  35  ff.,  40,  289. 
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Verfolgungen  vermeiden  und  in  diesen  Staaten  Fuss  fassen 
wollten.  Die  Beherrschten  streben  allerwärts  eine  Besserung 
ihrer  Lage  an;  sind  sie  ausser  Stande,  die  Sieger  zu  beseitigen, 
so  trachten  sie  ihnen  rechtlich  gleich  zu  werden,  namentlich, 
wenn  die  Erhaltung  des  eigenen  Rechtes  keine  besonderen 
praktischen  Vortheile  verheisst.  An  dem  Beispiele  der  west- 
gothischen  Entwicklung  kann  man  sehen,  dass  schliesslich  die 
den  Römern  eingeräumte  Wahrung  ihres  Rechtes  der  Angleichung 
wich  und  auch  in  den  andern  Staaten,  denen  eine  längere  Dauer 
beschieden  war,  blieb  das  Recht  der  Römer  hauptsächlich  im 
Familien-  und  Erbrechte  erhalten.  Für  die  Mischfälle  war  es 
ja  im  Vorhinein  sehr  eingeschränkt,  so  dass  sein  praktisches 
Anwendungsgebiet,  von  Beginn  an,  im  Vergleiche  mit  dem  An- 
wendungsgebiete des  germanischen  Rechtes  enger  war.') 

Die  einzige  Organisation,  die  die  Kraft  hatte,  auch  ohne 
den  Arm  des  römischen  Staates  zu  bestehen,  war  die  Kirche. 
Den  Schutz  des  Römertums  hatte  sie  sich  jedoch  nur  in  den 
arianischen  Staaten  zur  Pflicht  gemacht,  also  in  jenen,  in  denen 
das  Römertnm  an  und  für  sich  entweder  des  Schutzes  nicht  be- 
durfte, weil  ihm  seine  eigene  Organisation  zugebilligt  wurde, 
oder  so  ungünstig  gestellt  war,  dass  ihm  gegen  die  Ignorirung, 
beziehungsweise  Verfolgung  durch  den  Staat  die  Kirche  wenig 
helfen  konnte;  sie  vermochte  da  nur  das  schwere  Schicksal  der 
Römer  redlich  zu  theilen  und  mit  ihnen  zusammen  eine  dem 
Staate  feindliche,  moralische,  Macht  zu  bilden.  Wo  jedoch  der 
Arianismus  fehlte,  oder  später  wegfiel,  umfasste  die  Kirche  beide 
Nationen,  übte  auch  auf  das  germanische  Recht  einen  bedeutenden 
Einfluss  aus,  jedoch  nicht  allgemein  in  römischem  Sinne.^)  Sie 
trug  zur  Erhaltung  der  römischen  Cultur,  aber  weniger  zur  Er- 
haltung des  römischen  Rechtes  *)  bei  und  liess  sogar  in  ihr  eigenes 
Recht  germanische  Ideen  eindringen.^) 

Zu  diesen  für  den  Lebenskampf  des  römischen  Rechtes 
ungünstigen  Momenten  kam  hinzu,  dass  die  Germanen  über  manche 
Eigenschaften  verfügten,  die  die  Ausnützung  der  Schwächen  des 

')  S.  I.  77,  130,  183,  267,  II.  6»,  321  f. 

2)  S.  II.  302,  313  f. 

3)  S.  II.  47  ff.,  122  f.,  191,  313,  III.  53,  56 f.,  270,  272.  A.  3,  273,  273. 
A.  G.  274,  274.  A.  3,  290,  313. 

S.  II.  49.  311. 
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Gegners  ermöglichten.  Den  Römern  hatte  die  Omnipotenz  des 
Staates  die  Fähigkeit  zu  selbständiger  Initiative  benommen, 
während  die  Entfaltungsfähigkeit  der  Germanen  nicht  beengt 
war.  Sie  verfügten  über  einen  Individualismus,  der  zwar  ihren 
eigenen  Staatsbau  erschwerte,  aber  die  Reste  des  römischen 
staatlichen  Gefüges  desto  mehr  gefährdete  und  insoweit  er  dazu 
beitrug,  die  der  römischen  Bevölkerung  lästig  gewordenen  Fesseln 
zu  beseitigen,  keinen  Widerstand  zu  fürchten  hatte.  Man  kann 
es  vom  Standpunkt  der  Verfassungsentwicklung  dieser  Staaten 
bedauern,  dass  die  germanischen  Hen-scher  die  Reste  des  römischen 
Staatsgefdhls  nicht  ausnützten;  die  römische  Bevölkerung  trug 
es  ihnen  nicht  nach.  Der  durch  den  städtischen  Capitalismus 
unterdrückten  Landbevölkerung  brachte  die  germanische  Natural- 
wirtschaft wesentliche  Linderung,  namentlich  als  nach  Beilegung 
der,  vielfach  mit  der  Eroberung  verbundenen  Nachtheile,  das 
Aufhören  des  Steuerdruckes  dauernde  Erleichterung  bot.  Diese 
Umstände  mussten  daher,  im  Vereine  mit  den  vorher  erwähnten, 
das  gegenseitige  Kräfteverhältnis  zu  Gunsten  des  germanischen 
Elementes  verschieben. 

Selbstverständlich  gestaltete  sich  die  Wirkung  dieser  Um- 
stände je  nach  dem  Zahlenverhältni.sse  verschieden.')  Wo  die 
Germanen,  wie  z.  B.  die  Franken,  Alamannen,  oder  Bajuwaren, 
in  der  Mehrzahl  waren,  führten  die  vorerwähnten  Umstände  zur 
vollen  Niederlage  des  Röniertums.  Gelang  es  den  Germanen, 
selbst  wenn  sie,  absolut  gerechnet,  die  Minorität  bildeten,  dennoch 
in  den  wichtigsten  Berufen,  in  Kriegertum  und  Grundbesitz,  das 
Übergewicht  zu  erlangen  und  zu  bewahren,  dann  war  ebenfalls 
das  Resultat  ein  günstiges.'^)  Gelang  dies  aber  auf  die  Dauer 
nicht,  oder  war  dem  betrefienden  Processe  zu  kurze  Zeit  be- 
schieden,  um  die  Wirkung  des  Zahlenverhältnisses  abzuschwächen, 
dann  kam  es  zu  einem  ungünstigen  Resultate,  zu  einer  Rassen- 
mischung, der  die  Cultur-  und  Rechtsmischung  folgte,  wobei 
natürlich  die  I Überzahl  schliesslich  entschied.') 


')  S.  jetzt  L.  Sclimidt  in  Q.  u.  Forsch,  z.  alten  Gescli.  Heft  7.  S.  4t) f. 
^ So  im  langobardischen  Keich. 

Dies  gilt  für  die  kurzlebigen  Staaten  der  Vandalen  und  Ostgotber. ; 
in  geringerem  Grade  für  Wostgotben  und  Hurgunder,  sowie  lür  das  spätere 
Italien. 

V.  Kalbaa,  Hüm.  Hecht  in  den  zerm.  VoUts^lauteu.  111.  24 
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Im  allgemeinen  ist  jedoch  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis 
io  den  neuen  Staaten  ein  für  die  Germanen  günstigeres  als  in 
der  der  Staatengründung  vorangegangenen  Zeit.')  Denn  es  hat 
sich  seit  jener  Zeit  die  Lage  insofern  geändert,  als  nunmehr  die 
Resistenzkraft  nicht  nur  in  den  Sippen,'^)  sacralen  Verbänden, 
oder  in  vorübergehenden  Verbindungsformen,^)  die  zahlreichen 
Erschütterungen  ausgesetzt  waren,  wurzelte,  sondern  in  grösseren 
und  kräftigeren  Gebilden.'*)  Man  darf  die  Folgen  der  früheren 
Lage  nicht  unterschätzen.  Vor  und  während  der  Wandeningen 
hat  römischer  Einfluss  die  Germanen  förmlich  umgeben;  er  hat 
bis  in  das  Innere  Germaniens  gereicht.^)  Aber  die  Völker,  die 
trotzdem  nicht  romauisirt  und  durch  den  römischen  Staat  nicht 
aufgesogen  worden  sind,  sondern  diese  Zeit  überdauerten,  haben 
unter  diesem  Einflüsse  und  in  diesen  Gefahren  stählende  Fort- 
schritte gemacht,  die  es  ihnen  ermöglichten,  in  der  nunmehr 
veränderten  Situation,  weitere  Erfolge  zu  erreichen,  in  die 
Lebensverhältnisse  der  Provinzen  einzutreten  und  sich  ohne 
Vernichtung  ihrer  Eigenart  zu  entwickeln,  insofern  dies  nicht 
durch  neue  Schwierigkeiten  eingeschränkt  wurde.  Nur  jene 
Gruppen,  die  in  der,  der  Staatengründung  vorangegangenen 
Zeit  durch  die  Übermacht  der  römischen  Herrschaft,  oder  des 
römischen  Einflusses,  geradezu  entwurzelt  wurden,  konnten  auch 
später  ihr  Kräfteverhältnis  nicht  mehr  ausgleichen,  namentlich, 
wenn  sich  zu  dem  ungünstigen  Ergebnisse  der  Vorgeschichte 
noch  neue  Schwierigkeiten  hinzugesellten.®)  Für  das  Kräfte- 

*)  S.  Uber  dasselbe  Th.  I.  2—7. 

2)  S.  Th.  I.  6. 

»)  8.  Tb.  1,  7. 

*)  Wenn  auch  die  letzteren  oft  aus  heterogenen  Elementen  hervor- 
gegangen sind.  BO  haben  sich  doch  diese  ursprünglich  verschiedenen  Uestaud- 
theile  durch  gemeinsame  Schicksale  eiuander  angepasst  (s.  Th.  I.  10.),  gegen- 
seitig gekräftigt  und  ein  Jlomogenitätsgefühl  entwickelt,  aus  dem  eine  mehr 
oder  weniger  unhewus.ste  Abneigung  gegeu  fremde  Sitten,  also  auch  ein 
Selbständigkeitsgefühl  und  ein  Keharrungsvermögen  entsprossen  (s.  Th.  I.  12.); 
dieses  Empfinden  war  wohl  nicht  stark  genug,  um  den  ueuen  .Staaten  einheit- 
liches natiouales  Gepräge  zu  verleihen  (s.  Th.  I.  43.),  aber  doch  für  die 
Uesistenzkraft  wichtig. 

5)  S.  Th.  I.  13—45. 

“)  Für  die  Staateugrüudungen  kommen  solche  Völker  nur  mittelbar  in 
lletracht,  insoferne  sie  den  neuen  Staaten,  denen  sie  einverleiht  wurden, 
schwache  Kräfte  mitbrachteu. 
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Verhältnis  der  staatengründenden  Völker  zum  Römertum  der 
Provinzen  war  wohl  die  günstige  oder  ungünstige  Vorgeschichte, 
die  ein  stärkeres  oder  schwächeres  Ausreiten  der  eigenen 
Organisation  bewirkte,')  wichtig;  hiefür  fiel  der  frühere  römische 
Einfluss  mit  in  die  Wagschale;  maassgebende  Bedeutung  hatte 
er  jedoch  nur  dann,  wenn  er  in  dem  neuen  Staate  durch  ein 
kräftiges  Römertum  fortgesetzt  wurde ; w’ar  dies  nicht  der  Pall, 
dann  verblassten  die  Folgen  der  früheren  Berührung  mit  dem 
Römertum:  eventuell  bildete  sogar  die  durch  dieselbe  bewirkte 
Steigerung  der  Anpassungsfähigkeit  ein  günstiges  Moment.^) 
Gemäss  den  Ergebnissen  der  Vorgeschichte,  den  die  Staateu- 
gründungen  begleitenden  Umständen,  sowie  der  Individualität 
der  verschiedenen  Völker,  gestaltete  sich  das  gegenseitige  Kräfte- 
verhältnis beider  Elemente  und  der  Grad  der  gegenseitigen  Be- 
einflussung verschiedenartig,  was  an  den  einzelnen  Staaten  be- 
obachtet wurde.  Vandalen  und  Ostgothen  sind  dem  ungünstigen 
Krätteverhältnisse  erlegen;  Westgothen  und  Burgunder  haben 
ein  Mischrecht  hervorgebracht,  in  dem  jedoch  das  germanische 
Element  bedeutend  blieb  und  das  römische  überlebte;  Langobarden 
und  Franken  haben,  unter  grosser  Anspannung  eigener  Kräfte, 
ihre  Rechte  geschafifen,  in  denen  das  germanische  Element  ein 
entschiedenes  Übergewicht  bewahrte,  das  römische  aber  — theil- 
weise  durch  westgothische  Vermittlung  eingedrungen  — nur 
jene  Rolle  spielte,  die  wir  eingehend  besprochen  haben;  die 
ostrheinischen  Völker  endlich,  konnten  ihr  Recht  noch  freier 
entwickeln,  da  die  Activität  des  römischen  Elementes  selbst  im 
alamannischen  und  bajuwarischen  Gebiete,  wo  reiche  Spuren 
römischer  Cultur  vorhanden  waren,  immer  geringer  wurde  und 
für  die  weiteren  Völker  überhaupt  nicht  mehr  direct  in  Betracht 
kam.  Aber  selbst  in  Gebieten,  in  denen  anfangs  der  Romanismus 
den  ersten  germanischen  Ankömmlingen  gegenüber  siegreich 


')  Daher  ist  auf  die  Gefälmlnng  der  alten  Volksverfa.ssuugselemente 
grosses  Gewicht  zu  legen;  s.  I.  70,  97,  126,  154,  194,  207,  242,  258,  278. 
II.  213ff.  III.  103,  105,  108,  175,  177,  253.  :408.  4;  eheiiso  auf  das 

raschere  oder  langsamere  Eintreten  in  neue  Verhältnisse  (s.  II.  29,  240.), 
den  Zeitpunkt  der  Kechtsaufzeichnung  (s.  III.  8 ff.,  2(),  36.)  u.  s.  w. 

*)  Diese  Umstände  sind  für  die  einzelnen  Staaten  entsprechend  hervor- 
gehoben  worden;  s.  I.  6U,  94,  151,  193,  238.  276.  II.  If.,  14f.,  29,  91  f.,  123, 
213,  218,  221,  240,  243.  III  I ff.,  9Sff. 
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blieb,  bat  er  doch  später  zurückweichen  müssen,  wenn  auch 
nicht  immer  auf  die  Dauer.  So  folgten  den  Ostgotben  die 
Langobarden,  den  Vandalen  die  Mauren,  den  Burgundern  und 
Westgothen  in  Gallien  die  Franken,  stets  zum  Nachtheile  des 
römischen  Elementes,  das  auch  der  spanischen  Araberberrschaft 
in  höherem  Grade  erlag,  als  das  germanische.  Die  spätere  Be- 
lebung des  römischen  Elementes  in  Italien  und  Südfrankreicb 
war  durch  Umstände  hervorgernfen,  die  nicht  mehr  in  den 
Kreis  der  Betrachtung  des  hier  besprochenen  Processes  gehören.') 

Natürlich  ist  es  unmöglich,  eine  unbedingte  Formel  für  die 
Gründe  des  Kräfteverhältnisses  und  für  das  Kräfteverhältnis 
selbst  aufzustellen.  Denn  keine  Kraft  betbätigt  sich  an  und 
für  sich,  sondern  je  nach  dem  Objecte;  kein  Object  aber  ist  zu 
schwach,  um  der  einwirkenden  Kraft  nicht  auch  etwas  von 
seinen  Wesenseigenschaften  mitzutheilen^  selbst  wenn  diese  Kraft 
siegt;  umgekehrt  bleiben  sogar  an  dem  widerstandsfähigsten 
Objecte  Spuren  der  überwundenen  Kraft  haften,  selbst  wenn  es 
gelungen  ist,  diese  Kraft  thatsächlich  und  vollständig  zurück- 
zuweisen. Es  giebt  in  dieser  Hinsicht  weder  einen  Sieg,  noch 
eine  Niederlage,  an  denen  nicht  geistige  Spuren  des  Gegners 
wahrnehmbar  wären ; je  kräftiger  die  Individualität,  desto  merk- 
licher diese  Spuren;  je  complicirter  die  Voraussetzungen  dieses 
Processes,  desto  mannigfaltiger  das  gegenseitige  Kräfteverhältnis 
auf  einzelnen  Gebieten.  Daher  sind  die  hier  waltenden  Gesetze 
wegen  der  unbestimmbaren  Imponderabilien,  für  die  uns  das 
Maass  des  Naturforschers  fehlt,  nicht  in  feste  Formeln  zu  bannen.  — 


III. 

Trotz  dieses  Kräfteverhältnisses,  das  sich  je  später  de.sto 
ungünstiger  füi-  das  Römertum  gestaltete,  sind  jene  neuen 
Eindrücke  nicht  zu  unterschätzen,  denen  die  germanischen 
Völker,  je  nach  ihrer  Vorgeschichte,  unter  verschiedenen  Um- 
ständen, ausgesetzt  waren,  die  daher  auf  die  eigenen  Keime 
verschiedenartig  einwirkten.  Für  die  Intensität  dieser  Eindrücke 
war,  wie  für  alle  Ergebnisse  der  Vorgeschichte,  der  Umstand 
be.stimmend,  ob  sich  dieselben  in  den  neuen  Staaten  fortsetzten 

>)  s.  Th.  II.  SS  f.,  ;U4ff. 
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und  welche  Bedeutung  sie,  angesichts  des  gegenseitigen  Kräfte- 
vei'hältnisses  und  der  individuellen  Veranlagung  der  betreffenden 
Völker,  im  einzelnen  Falle  erlangen  konnten. 

Abgesehen  von  allgemein  culturellen  Eindrücken,*)  begegneten 
die  Germanen  bei  den  Römern  einer  ihnen  unbekannten  staat- 
lichen Organisation.  Der  unter  geringen  Berufs-,  Vermögens- 
und Bildnngsunterschieden  erträgliche  politische  Individualismus 
Hess  eine  nachhaltige  Einwirkung  staatlicher  Eindrücke  nicht 
ZU:  aber  diese  staatliche  Organisation  bildete  gleichzeitig  den 
Kuppelbau  socialer  und  wirtschaftlicher  Differenzirung,  der  sich 
die  Germanen  nieht  mehr  entziehen  konnten,  nachdem  durch 
neue  Bedürfnisse  und  andere  Umstände  die  Bahn  für  die  Ent- 
faltung der  nirgends  fehlenden  Ungleichheitskeime  geebnet  worden 
war.  Mag  diese  Bewegung  zunächst  nur  kleine  Kreise  ergriffen 
haben;  sie  genügte,  um  die  alte  Homogenität  zn  durchbrechen, 
neue  Interessen  zu  schaffen  und  die  betreffenden  Kreise  abzu- 
sondern,  sowie  das  Bedürfnis  nach  dem  Schutze  neuer  Rechts- 
güter und  neuer  wirtschaftlicher  Interessen  zu  wecken.  Hat 
also  auch  nicht  die  römische  staatliche  Organisation  direct  ge- 
wirkt, so  konnten  sich  doch  die  Germanen  dem  Eindrücke  der 
unter  römischer  Verfassung  bestehenden  socialen  und  wirtschaft- 
lichen Differenzirung  nicht  verschliessen,  wodurch  die  Störung 
ihrer  alten  Verfassungsznstände,  freilich  ohne  blinde  Nachahmung 
der  fremden,  gefördert  wurde. 

Die  Berührung  germanischer  Höfe  und  der  am  Hofe  weilenden 
Leute  mit  dem  römischen  Stadtleben  brachte  ebenfalls  neue  Ein- 
drücke. In  den  Städten,  die  die  Germanen  freilich  auch  früher, 
auf  Kriegszügen  oder  in  römischem  Dienste,  betraten.  Jedoch 
ohne  in  ihnen  heimisch  zu  werden,  lernten  sie  nunmehr  die  reiche 
Berufsgliederung  kennen,  die  ihnen  fremd  war.  Wohl  kannten 
sie  römische  Erzeugnisse,  die  ihnen  der  Handel  seit  langer  Zeit 
zuführte;  aber  der  Güteraustausch  im  grossen  Styl,  die  umfang- 
reiche Production,  namentlich  die  wirtschaftliche  Wechselwirkung 
zwischen  Stadt  und  flachem  Lande,  waren  ihnen  neu;  neu  auch 
ihre  eigene  Betheiligung  an  diesem  Güterumsätze.  Das  Leben 
in  den  Städten  und  an  den  Königshöfen  grosser  Staaten  hat, 

’)  S.  Th.  I.  Ififf.,  4yff;  vgl.  Fr.  Seiler;  D.  Kiitwickl.  d.  deutschen 
Kultur  im  Spiegel  des  deutschen  Lehnwortes. 
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noch  mehr  als  das  Gefolgschaftswesen,  zuni  Ausscheiden  aus 
den  alten  Verbänden,  zur  Durchbrechung  derselben,  sowie  zu 
neuen  Gmppirungen  beigetragen.  Ebenso  die  grosse  Entwicklung- 
des  Inmiobiliareigcntnms  und  die  damit  zusammenhände  Steigerung 
der  ßodenausnützung,  wofür  römische  Beispiele  Vorlagen.  Des- 
gleichen bot  das  römische  Verkehrsrecht  eine  Reihe  neuer 
Operationen,  die  auf  das  germanische  Mobiliarrecht  Einfluss 
üben  mussten. 

Zu  diesen  wirtschaftlich-socialen  und  für  das  Recht  wichtigen 
Eindrücken,  trat  die  rasche  Christianisirung  hinzu.  Durch  die- 
selbe wurde  das  sacrale  Entwicklungsstadium  abgekürzt.  Wohl 
sind,  an  Stelle  alter  religiöser  Ideen  und  Bräuche,  neue,  christliche, 
in  das  Rechtsleben  eingedrungen.  Doch  ist  dies  mit  dem  früheren 
Zustande  nicht  zu  vergleichen.  Im  sacralen  Stadium  löste  sich 
das  Recht  aus  der  Religion  heraus,  während  nunmehr  eine  Aii- 
gliederuug  fremder  religiöser  Ideen  an  das  schon  bestehende 
Recht  erfolgte.  Die  Religion  aber,  die  diese  Ideen  dem  Rechte 
brachte,  war  keine  nationale,  sondern  eine  universelle;  durch  das 
Eindringen  dieser  Ideen  mussten  die  Germanen  den  Eindruck 
gewinnen,  dass  Rechtssätze  Eingang  finden  können,  ohne  in  der 
Volkstradition  gewurzelt  zu  haben.  Diesen  Eindruck  konnte 
ihnen  das  lebendige  kirchliche  Recht  weit  besser  vermitteln  als 
das  zersetzte  römische,  in  dem  die  Autorität  des  Gesetzes  so 
bedenklich  gelitten  hatte. 

Damit  ist  aber  die  Reihe  der  neuen  Eindrücke  nicht  er- 
schöpft. Man  muss  in  diesem  Zusammenhänge  auch  der  neuen 
Sprache  gedenken.  Sie  war  den  Germanen  zum  Theile  schon 
früher  bekannt;’)  doch  galt  es  jetzt,  sich  dieser  Sprache  nicht 
nur  im  äusseren  Verkehre,  sondern  auch  im  eigenen  Rechtsleben 
zu  bedienen.  Stets  hat  die  Annahme  einer  fremden  Sprache  dem 
Geiste  eine  neue  Richtung  gegeben,  namentlich,  wenn  die  fremde 
Sprache  für  bestimmte  Thätigkoiten  zu  benützen  war.  Denn 
jede  Übersetzung  eigener  Gedanken  ist  mit  einer  Alterirung  der- 
selben verbunden,  mag  man  die  Grenzen  der  Übersetzungskunst 
noch  so  weit  stecken.  Im  vorliegenden  Falle  muss  man,  wie 
immer  auch  das  ürtheil  über  das  Verhältnis  sprachlicher  und 


’J  Über  (ÜB  Bedeutung  der  lateinischen  .Sprache  iu  früherer  Zeit 
s.  1.  5üf. 
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rechtlicher  Entwicklung  lauten  sollte,')  der  Gleichzeitigkeit 
wichtiger  allgemeiner  Veränderungen  und  der  Aufnahme  der 
fremden  Sprache,  grosse  Bedeutung  beilegen,  desto  mehr  als 
diese  Sprache  demselben  Volke  angehörte,  von  dem  die  vor- 
erwähnten wichtigen  Eindrücke  herrührten.") 

Schliesslich  kommt  die  ethnische  Verschiedenheit  der 
Henschenden  und  der  Beherrschten  in  Betracht,  ein  Umstand, 
der  überall  eines  der  bedeutendsten  Momente  der  Staaten- 
entwicklung gebildet  hat.  An  und  für  sich  war  dies  den 
Germanen  nicht  neu;  sie  haben  auch  früher  fremde  Völker  unter- 
worfen und  waren  selbst  in  Abhängigkeit  gewesen.  Aber  niemals 
kamen  sie  vorher  in  die  Lage,  eine  ihnen  culturell  so  überlegene 
Nation  zu  beherrschen,  eine  Nation,  der  sie  sich  während  langer 
Zeit  gefugt  hatten;  dieses  Verhältnis  war  also  ein  neues.  Im 
Verkehre  mit  den  höher  stehenden  Unterthanen  musste  die  alte 
Auffassung  von  der  Alleinberechtigung  des  eigenen  Rechtes  doch 
erschüttert  werden,  wenn  auch  dem  Nationalgefühle  daraus  nicht 
nur  kein  Schaden,  sondern  im  Gegentheile  Förderung-')  erwuchs.  — 

Dennoch  haben  diese  Eindrücke  weder  voll,  noch  in  rein 
römischem  Sinne  gewirkt.  Den  Cult  des  Staates  haben  die 
Germanen  nicht  übernommen;  selbst  da,  wo  der  Eindruck  der 
römischen  Organisation  sehr  stark  war,  hafteten  der  noch  so 
gesteigerten  staatlichen  Gewalt  Eigenschaften  an,  die  ihr  den 
abstracten  Charakter  des  römischen  Imperiums  benahmen.  Des- 
gleichen hat  die  erwähnte  Störung  der  Homogenität  und  der 
Fortschritt  social-wirtschaftlicher  Dififerenzirung,  keine  Nach- 
ahmung römischer  Zustände  hervorgerufen;  die  betreffende 
germanische  Entwicklung  ist,  ebenso  wie  die  des  Immobiliar- 
rechtes und  wie  die  Bereicherung  des  Verkehrsrechtes,  theil- 
weise  hinter  der  römischen  zurückgeblieben,  theilweise  auf  neue 


M Wir  köuiien  hier  natürlich  auf  dieses  V^erhältnis  nicht  eiugehen. 

Betrachten  wir  diese  Eindrücke  als  ideelle  Stoffe,  so  ist  die  Sprache 
deren  Werkzeug;  es  tritt  also  zu  der  Stoffaufnahme  noch  die  Übernahme 
des  Werkzeugs  hinzu. 

Es  ist  dies  eine  merkwürdige,  aber  eigentlich  leicht  erklärliche 
Gedankenverkettung.  Die  Erweiterung  des  Gesichtskreises,  die  Erkenntnis 
der  nationalen  Unterschiede,  trägt  zu  nationaler  Selbsterkenntnis  bei; 
natürlich  wenn  diese  Erkenntnis  nicht  durch  ungünstiges  Zahleuverhältnis 
und  durch  weitgehende  Rasseumischuug  unterdrückt  wird. 
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Bahnen  gerathen.  Auch  der  kirchliche  Einfluüis  ist  durch  das 
Eindringen  germanischer  Elemente  in  die  Kirche  abgeschwächt 
worden;  es  ist  der  Kirche  nicht  gelungen,  ihren  ganzen  Ideen- 
reichtum zur  Annahme  zu  bringen,  nicht  einmal  die  Familien- 
gewalt, für  die  die  Grundlage  des  altreligiösen  Bandes  wegfiel, 
zu  Gunsten  des  Individuums  und  der  Staatsgewalt,  ganz  zu 
überwinden. 

Denn  allen  diesen  neuen  Eindrücken  stellten  sich  — natürlich 
mit  einem  je  nach  Vorgeschichte  und  späterem  Kräfteverhältnis 
verschiedenen  Beharrungsvermögen  — die  alten  Keime  und 
Resultate  der  früheren  Entwicklung  entgegen.  So  der  genossen- 
schaftliche Gedanke,  der  immer  neue  Ausdrucksformen  fand, 
indem  er  sowohl  bei  der  Gestaltung  der  Staatsordnung  mitwirkte, 
als  auch  die  Folgen  der  social-wirtschaftlichen  Wandlungen  ab- 
zuschwächen half.  Durch  die  Vermittlung  dieses  Gedankens, 
der  eine  Anknüpfung  der  Neuerungen  an  alte  Traditionen  er- 
möglichte, ist  der  Boden  für  manches  geebnet  worden,  was 
entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  unter  gefährlichen  Krisen 
hätte  verwirklicht  werden  können.  Mag  auch  der  genossen- 
schaftliche Gedanke  die  Entfaltung  der  Staatsgewalt  gehindert 
und  zei’setzende  Momente  gefördert  haben,  so  hat  er  doch  gleich- 
zeitig die  gebotene  neue  Gruppirung  ermöglicht,  ohne  welche 
die  Staatsgewalt  entweder  in  einen,  den  Germanen  unzu- 
kömmlichen,  Despotismus  ausgeartet,  oder  überhau]>t  nicht  ent- 
wicklungsfähig gewesen  wäre.  In  ähnlicher  Weise  hat  sich  der 
Reciprocitätsgedanke,  der  Zusammenhang  zwischen  Recht  und 
Pflicht,  zwischen  Herrschaft  und  Schutz,  bewährt.  Er  liess 
keine  abstracte  Herrschaft  anfkommen,  aber  er  ermöglichte  die 
Steigerung  des  Herrschaftsbegriffes,  unter  Einschränkung  desselben 
durch  die  Bildung  von  Pflichtkreisen.  Dem  auch  in  den  neuen  Ver- 
hältnissen fortgesetzten  Übergewichte  des  kriegerischen  und 
landwirtschaftlichen  Berufes,  gegen  welches  die  im  Rückgänge 
befindlichen  städtischen  Elemente  nicht  erfolgreich  anfkommen 
konnten,  ist  es  zuzuschreiben,  dass,  trotz  des  auf  einzelnen  Ge- 
bieten durchdringenden  Einflusses  der  städtischen  Lebens-  und 
Rechtsverhältnisse,*)  dennoch  die  alten  Ansätze  für  die  sociale 
Schichtung  bestimmend  blieben  und  dass  namentlich  die  land- 


')  oben  31)7.  A.  4. 
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wirtschaftlicbeu  Interessen,  denen  das  Inimubiliareigentum  ver- 
stärkte Bedeutung  lieh,  dem  Rechte  charakteristische  Merkmale 
aufprägten.  Beigetragen  hat  dazu  der  Umstand,  dass  gerade 
in  jenen  Reichen,  in  denen  die  Stadtverfassung  und  die  römische 
(lesellschaftsordnnng  grössere  Lebenskraft  hatten,  das  Römertum 
abseits  stand,  einen  eigenen  Körper  bildete,')  so  dass  das  unmittel- 
bare Einwirken  auf  das  separat  organisirte  Germanentum  theil- 
weise  abgeschwächt  war. 

Neben  den  alten  Keimen  kommen,  wie  erwähnt,  die  Resultate 
der  früheren  Entwicklung  in  Betracht.  Denn  schon  in  ger- 
manischer, noch  mehr  in  der  Wanderungszeit,  sind  Änderungen 
eingetreten,  die  wohl  der  Einheit  des  alten  Rechtes  abträglich 
waren,  eventuell  durch  Störung  der  Einheitlichkeit  die  Resistenz- 
kraft des  alten  Rechtes  minderten,  dafür  aber  die  neue  Aus- 
gestaltung anbahnten.  So  ist  die  Gleichheit  der  Freien  zweifellos, 
schon  vor  der  Staatengründnng  aut  römischem  Gebiete,  erschüttert'-') 
worden  und  das  Beispiel  der  römischen  social-wirtschaftlichen 
Diiferenzirung  konnte  daran  anknüpfen ; aber  die  alte  Einheitlich- 
keit war  nicht  nur  negativ  erschüttert,  sondern  auch  schon 
durch  eine,  allerdings  noch  nicht  präcisirte,  Anbahnung  neuer 
Schichtung  ersetzt;  das  Beispiel  der  römischen  social-wirtschaft- 
lichen Difierenzirung  begegnete  also  schon  eigenen  Ansätzen, 
die  unter  dem  Eindrücke  der  neuen  Verhältnisse  eine  genauere 
Ausprägung  finden  konnten,  ohne  Nachahmung  des  römischen 
Vorbildes.  Je  nach  Lage  der  Verhältnisse  gestalteten  sich  die 
juristischen  Merkmale  einzelne)-  Stände  verschieden,  indem  sie 
sich  bei  Westgothen  und  Burgundern,  mehr  als  bei  Langobarden 
oder  Franken,  an  das  römische  Beispiel  anlehnten;  ganz  römisch 
wurden  sie  nicht.*) 


')  Sei  es,  weil  ihm,  wie  bei  Gothen  und  Hurguiidern,  eine  besondere 
Organisation  eingeränmt  wurde,  sei  es,  weil  der  germanische  .Staat  (so  die 
Langobarden)  das  Komertum  zeitweise  ignorirte  und  vom  Staatsleben  ferii- 
hielt.  Gerade  in  diesen  Reichen  aber  war  das  Kömertum  kräftiger  als 
anderwärts. 

»)  s.  1.  i:«.  A.  I,  ‘207.  A.  3.  II.  140.  A.  ‘2.  III.  149.  A.  1. 

3)  Aus  dem,  was  I.  -207 f.,  2S0f.,  angeführt  wurde,  ist  zu  entnehmen, 
dass  die  Ständeuutersehiede  selbst  bei  Westgothen  und  Burgundern  nicht 
ganz  römisch  ausfielen.  Die  juristische  Präcisiruug  passte  sich  allerdings 
häufig  dem  römischen  Beispiele  an;  so  sogar  im  langobardischen  Sklaven- 
recht; 8.  II.  142;  vgl.  für  das  fränkische  Recht  III.  152.  A.  3 u.  173ff. 
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Ebenso  ist  anzunehmen,  dass  schon  in  germanischer  Zeit  nicht 
alle  in  gleicher  Weise  an  der  Thätigkeit  der  Volksversammlung, 
an  der  Rechtsbildung  und  Rechtsprechung  theilnahmen;  der 
Mangel  betreffender  Normen  hat  gewiss  den  mächtigen  Elementen 
einen  Vorrang  eingeräumt,  der  das  Recht  der  Masse  abschwächte. 
Trotzdem,  dass  auf  dieser  Grundlage  ein  weiteres  Verkümmern 
allgemeiner  Volksrechte  eintreten  konnte  und  auch  thatsächlich 
eintrat,  hat  doch  das  römische  Beispiel  keine  volle  Vertilgung 
volksrechtlicher  Traditionen  bewirkt;  sie  haben  sich  in  der  Mit- 
wirkung, wenigstens  gewisser  Elemente,  freilich  in  beschränkter 
Weise  geäussert.')  So  sind  überhaupt  manche,  unter  dem  ersten 
Eindrücke  der  neuen  Verhältnisse  znrücktretende,  germanische 
Keime,  dennoch  wieder  anfgetaucht,  sogar  im  Staatsrechte,  das 
im  allgemeinen,  seitdem  Volksgenossenschaft  und  Staats- 
genossenschaft nicht  mehr  identisch  waren,  den  Erschütterungen 
mehr  ausgesetzt  war  als  das  Privatrecht.  Selbst  bei  voller 
Einschrumpfung  ganzer  Institutionen  des  alten  Rechtes,  blieb 
doch  ein  auf  Tradition  zurückgehender  keimartiger  Rest  und  die 
neuen  Staats-  und  Rechtsorgane  haben  sogar  da,  wo  ihnen  freie 
Bethätigung  geboten  war ,2)  das  alte  Recht  entwickelt;  es  kam 
für  die  Umbildungen  in  hohem  Grade  in  Verwendung. 

War  also  einei-seits,  angesichts  der  erwähnten  Berührungs- 
punkte, sowie  der  Resultate  der  früheren  Entwicklung,  der  Boden 
für  die  Wirkung  der  neuen  Eindrücke  vorbereitet,  so  haben  doch 
diese  Umstände,  die  eine  Angewöhnung  an  das  Neue  erleichterten, 
doch  weder  Nachahmung,  noch  auch  volles  Verständnis  hervor- 
gerufen.'’) Gegen  viele  Neuerungen  sammelten  sich  mit  der 
Zeit  Widerstandskräfte,  die  die  Entwicklung  vor  Einseitigkeit 
bewahrten.  Wo  diese  Kräfte  versagten,'*)  erfolgte  jäher  Stura; 


Nur  für  specielle  Berufsstände  konnte  das  römische  Vorbild  in  höherem 
Grade  io  Betracht  kommen.  Jedoch  auch  da  nur  insoferne,  als  es  sich  um 
eine  entsprechende  Einreihung  in  die  .sociale  Gliederung  bandelte  (s.  I.  52.) 
und  nicht  etwa  um  volle  Beibehaltung  der  römisch-rechtlichen  Stellung  des 
betreffenden  Berufes;  s.  III.  162f.,  172.  A.  4..  17S.  A.  4. 

■)  S.  I.  1H5.  A.  S.  211,  278.  A.  1,  II.  136,  III.  113,  195,  255  ff. 

“)  Wie  z.  B.  da,  wo  Einzelrichtertum  bestand. 

*)  Ein  lehrreiches  Beispiel  biotet  das  Urkundenwesen;  mau  gewöhnte 
sich  an  diese  Neuerung,  gab  ihr  aber  anderen  Inhalt  und  anderen  Charakter. 

4)  Nämlich  in  den  kurzlebigen  und  ungünstig  entstandenen  Staaten. 
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WO  sie  mit  zu  grosser  Macht  auftraten,')  beengten  sie  die 
Anpassungsfähigkeit  und  hinderten  das  Ausreifen  der  Frucht; 
das  günstigere  Verhältnis  zwischen  der  Anpassungsfähigkeit  an 
die  neuen  Eindrücke  und  dem  Beharrungsvermögen  der  alten 
Keime,  hat  theilwoise  dem  westgothischen  Mischrechte,  in  höherem 
Grade  aber  dem  fränkischen  Rechte,  die  bekannten  Erfolge  ge- 
sichert.") — 

Somit  haben  die  neuen  Eindrücke,  insoferne  sich  ihnen  nicht 
besondere  für  das  Germanentum  ungünstige  Umstände  hinzu- 
gesellten, im  allgemeinen  keine  jähe  Ablenkung  hervorgerufen, 
die  geeignet  gewesen  wäre,  die  bisherige  Entwicklung  abzu- 
brechen. Die  einzelnen  Völker  waren  durch  die  Resultate  ihrer 
Vorgeschichte  und  durch  die  früheren  Berührungen  mit  dem 
Römertnm  so  weit  fortgeschritten,  dass  sie  der  Macht  der  neuen 
Eindrücke  nur  unter  besonders  schweren  Verhältnissen  erliegen 
konnten;  im  übrigen  hat  alles  dazu  beigetragen,  dass  es,  wenigstens 
nicht  überall  und  nicht  auf  allen  Gebieten,  zu  Erscheinungen 
kommen  konnte,  wie  man  sie  sonst  bei  plötzlicher  Berührung 
niederer  und  höherer  Cultur  betrachten  kann.'*)  Im  Rechte  ist 
wohl  manches  alte  verkümmert,  an  dessen  Stelle  nicht  sofort 
Ersatz  gefunden  wurde, •')  in  der  Hast,  die  diese  Vorgänge  viel- 
fach kennzeichnet,  auch  nicht  so  rasch  gefunden  werden  konnte. 


')  So  bei  (len  Langobarden. 

*)  Für  die  Franken  kommt  in  Betracht,  das;«  ihre  Bcrübruug  mit  dem 
Kömertum  ungefährlicher  war  als  die  der  Vandalen,  Uuthen  und  Burgunder 
(a.  II.  221  ff.),  dass  ihre  Gebiete,  in  denen  ibneii  schon  früher  germanische 
Völker  vorangegangen  waren  (a.  II.  218ft'.),  weniger  romanisirt  waren  (9,  II_ 
243  f..  III.  3.),  dass  sie  im  römischen  Gebiete  langsam  vorrückten  (s.  II.  240) 
und  frühieitig  ihre  Uechtsuufzeichnung  vorgeuominen  haben  (s.  III.  8 ff.,  20, 
36.).  Dagegen  war  allerdings  ihre  Btaminestradition  mangelhaft  (s.  II.  214ff.), 
das  langsame  Vorrückeu  hat,  neben  den  erwähnten  Vortheilen,  für  Volks- 
und Sippenverband  üble  Folgen  gehabt  (s.  III.  105.)  und  der  Mangel  organischer 
Staromeseinigung  hat  wohl  die  Kesisteiizkraft  theilweise  vermehrt  (s.  II.  213.). 
aber  den  folgerichtigen  Ausbau  der  Verfassung  arg  geschädigt  (s.  III.  103, 
10«,  175,  177,  25.3,  306.  A.  4.). 

^)  Von  der  Zersetzung  der  Sitten,  die  erst  nach  und  nach  durch  das 
Christentum  behoben  wurde,  sehen  wir  ab;  sie  i.st  natürlich  nicht  zu  läugneu. 

*)  So  die  Bestandtheile  der  Volksverfassung,  die  vorläufig  durch 
Zwischenbildungen  vertreten  wurden  und  durch  das  schwankende  Verhältnis 
zwischen  König  und  V'olk,  sowie  zwischen  den  einzelnen  Schichten  des 
Volkes. 
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Aber  das  alles  führte,  insofern  es  Überstauden  wurde,  vorwiegend 
uur  zu  einer  Beschleunigung  der  Entwicklung. 

Diese  Beschleunigung  bedeutete  das  wichtigste  Resultat 
der  Einwirkung  neuer  Eindrücke  auf  die  alten  Keime.')  Der 
Zwang  der  neuen  Verhältnisse,  die  Fülle  der  neuen  Aufgaben, 
denen  man  sich  unter  diesen  Eindrücken  nicht  entziehen  konnte, 
bildete  für  die  Germanen  einen  mächtigen  Ansporn  zur  Aus- 
gestaltung ihres  Rechtes.  Durch  die  Auslese,  die  sich  aus 
Wanderungen  und  anderen  Vorgängen  ergab,  brachten  sie  die 
für  eine  solche  Entfaltung  notwendige  Kraft  auf.  Wo  der 
Gegensatz  zwischen  dem  eigenen  Rechtsbestande  und  den  neuen 
Aufgaben  zu  gross  war,  musste  das  germanische  Element  unter- 
liegen ; war  dies  nicht  der  Fall,  so  wurde  eine  Lösung  eingeleitet, 
wenn  auch  nicht  abschliessend  vollzogen.  Dass  man  dabei  nicht 
immer  die  richtigen  Impulse  befolgte  und  manche  nicht  zu  be- 
folgen verstand,  hat  eben  jene  schwankende  Entwicklung  ge- 
zeitigt, die  uns  so  häutig  rechtsdogmatische  Schwierigkeiten  be- 
reitet. Uber  manches  ist  man  doch  besser  hinweggekommen, 
als  es  ohne  das  Wirken  dieser  Eindrücke  möglich  gewesen 
w'äre.  Es  wurde  nicht  nur  das  sacrale  Stadium  leichter  über- 
wunden, sondern  auch  die  Zwischenzeit  vom  Heldentum  zum 
Staatsleben  abgekürzt.  Diese  Zeit,  die  bei  den  classischen 
Völkern  so  lange  gedauert  hat,  findet  auch  in  den  germanischen 
Sagen  Ausdruck,  in  denen  die  Empfindung  eines  Gegensatzes  der 
Heldenzeit  und  staatlicher  Zeit  wahrnehmbar  ist.'')  Aber  gerade 
die  Überlieferungsart-')  dieses  Gegensatzes  spricht  für  die  kurze 
Dauer  jener  Zwischenzeit,  die  hier  weit  schneller  überwunden 
wurde.  Dasselbe  betrifft  auch  andere  Rechtsgebiete.  Die 
Instinkte  und  Bedürfnisse,  die  die  Rechtsentwicklung  bestimmen, 
werden  durch  das  Aufkommen  neuer  Rechtsgüter  und  durch  die 
Aenderung  in  der  Wei-tschätzung  der  alten  Rechtsgüter  in  hohem 


')  Sie  war  natürliuli  vcrecbiedeuartii;.  je  nach  den  Verhiiltnieseu;  wu 
die  Begclileunigiing  zur  Überstürzung  wurde,  liatte  sie  verbäugnisvolle  Folgen. 

S.  Nitzsch:  Dtsche  Geseb.  1.  124, 

M.  K.  führt  liier  Nitzseh  die  Tbeodoricb.sage  iii’s  Treft'en.  Theodoricb, 
iii  dem  die  Dichtung  den  letzten  Helden  siebt,  der  von  Gott  (also  von  der 
neuen  Zeit)  verlassen,  in  den  Vesuv  einreitet  und  verschwindet,  war  ja  nicht 
nur  gernianischer  Held,  sondern  vor  allem  «Staatsgründor  u.  zw.  Gründer 
eines  sehr  romanisirten  Staates. 


Digilized  by  Google 


»81 

Grade  beeinflusst.  Der  Kampf  um's  Recht  nimmt  unter  solchen 
Umständen  einen  andern  Inhalt  an  und  bedarf  neuer  Waffen. 
Dass  aber  gerade  diese  culturellen  und  materiellen  Eindrücke 
eine  weitgehende  Umwertung  rascher  herbeiftthren  mussten,  als 
sie  sonst  eingetreten  wäre,  somit  also  zu  einer  rascheren  Be- 
nützung neuer  Waffen  zwangen,  geht  ans  dem  Obligationen- 
rechte, aus  der  Anwendung  des  Urkundenwesens,  aus  der  Ver- 
mehrung strafrechtlicher  Thatbestände  und  aus  den  Fortschritten 
des  Straf-  und  Processrechtes  hervor.  Möglicherweise  hätten 
.sich  die  Germanen,  unter  andern  Umständen,  durch  eigene 
Kraft,  zu  ganz  neuen,  beziehungsweise  volleren  Formen  durch- 
gerungen; die  geschichtsphilosophische  Frage,  betreffend  die 
entwicklungshistorischen  Nachtheile  dieser  Beschleunigung,  lassen 
wir  natürlich  unerörtert. 

Selbstverständlich  geschah  das  alles  nicht  einheitlich.  Die 
Unterschiede  sind  nicht  nur  unter  den  Völkern,  sondern  auch 
unter  den  einzelnen  Schichten  eines  Volkes,  gross,  je  nachdem 
wie  sich  in  jeder  einzelnen  Schichte  das  gegenseitige  Verhältnis 
der  römischen  und  der  germanischen  Elemente  äussert.  Die 
Rechtsqnellen  sind  in  dieser  Hinsicht  einseitig,  da  sie,  aus  nahe- 
liegenden Gründen,  über  die  höheren  Schichten  mehr  sagen, 
während  aus  der  späteren  mittelalterlichen  Entwicklung  manches 
zn  entnehmen  ist,  was  nur  dadurch  erklärt  wird,  dass  es  auch 
in  dieser  Zeit  bestand,  aber  in  den  Rechtsdenkmälern  unbe- 
rücksichtigt blieb.  Für  die  niederen  Volksclassen  trifft  also 
diese  Beschleunigung  in  weit  geringerem  Grade  zu.  — 


IV. 

Damit  ist  eigentlich  schon  gesagt,  dass  es  hier  nicht  zu 
einer  Reception  im  eigentlichen  Sinne  kommen  konnte.  Zwar 
schliesst  der  Begriff  einer  Reception  die  Gegenseitigkeit  der 
Beeinflussung  nicht  aus.  Selbst  die  erfolgreichste  Reception 
wird  von  einer  gewissen  Wandlung  des  recipiilen  Rechtes  be- 
gleitet, das,  bevor  es  in  dem  fremden  Volke  Wurzel  fasst,  von 
dem  noch  nicht  niedergerungenen  eigenen  Rechte  dieses  Volkes 
beeinträchtigt  wird  und  die  Spuren  dieser  Beeinträchtigung  auch 
nach  dem  Siege  beibehält.')  Es  ist  nicht  leicht,  Entlehnung 

>)  S.  oben  .S,  a72. 
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und  Aiilelinung,  ferner  die  verschiedenen  (5rade  des  Beeinflussungs- 
erfolges zu  untei'scheiden,  sowie  den  Charakter  einei-  ßeception 
auch  nur  annähernd  zu  bestimmen.’)  Und  auch  bei  sorgfältigster 

')  Wir  küniien  diese  Frage  natürlich  imr  streifen.  Vier  kan  dt 
(Naturvölker  und  Cultnrvölker  S.  99ff.)  unterscheidet  die  primäre  Schichte  ein- 
facher Kulturgüter,  die  sich  aus  der  Uleichartigkeit  des  menschlichen 
Bewusstseins  ergeben  (s.  Ratzel:  Authropogeogr.il.  093,  Schurtz:  Urgesch. 
d.  Kultur  47;  man  muss  da  an  Bastian’s  .Elementargedanken“  erinnern), 
von  der  secundäreu  Schichte,  für  welche  Entlehnungen  in  Betracht  kommen. 
Zu  dieser  Schichte  wären  jene  Erscheinungen  zu  rechnen,  die  durch  eine 
Kombination  der  elementaren  Bewusstseinsvorgäuge  hervorgerufen  werden, 
also  natürlich  auch  das  Recht.  (Auf  den  Zusammenhang  des  Bastian 'sehen 
„Vülkergedankens“  mit  anthropogeographischen  Thatsachen  können  wir  hier 
nicht  eingeheu.)  Mag  nun  für  die  höheren  Kulturgüter  die  von  vielen 
Kulturhistorikeru  vertretene  Entlehnung  mehr  oder  weniger  zutreffen,  so 
muss  doch  bemerkt  werden,  dass  sich  für  Entlehnung  am  besten  jene  QUter 
eignen,  die  an  der  Oberfläche  des  Volkslebens  entstehen;  weniger  jene,  die 
in  der  Volksseele  wurzeln;  da  wird  die  eigene  Ansicht  weit  schwerer  durch 
die  fremde  ersetzt;  einen  Beweis  bildet  auf  rechtlichem  Gebiete  die  allerwärts 
grössere  Widerstandskraft  des  Familienrechtes, 

Vom  Standpunkte  der  Kulturgeschichte  wäre  jedes  Rocbtselement  zu 
den  höheren  Kulturgütern  zu  zählen , denn  es  beruht  bereits  auf  einer 
Kombination  elementarer  Kulturvorgänge;  vom  Standpunkte  der  Rechts- 
geschichte ist  dagegen  dieses  culturbistorisch  höhere  Gut  bloss  ein  Elementar- 
gut,  nämlich  ein  Element  des  Rechtscomplexes;  die  Rechtssysteme  und 
Rechtscomplexe  unterscheiden  sich  untereinander  nicht  so  sehr  durch  Zahl 
und  Art  der  Elemente,  als  vielmehr  durch  die  Kombination  derselben;  die 
Anzahl  dieser  Kombinationen  ist  enorm,  da  sich  die  Elemente,  je  nach  ver- 
schiedenen Umständen  und  Kräftegraden,  verschiedenartig  mit  einander 
verbinden.  Es  ergeben  sich  daher  aus  gleichen  Elementen  durchaus  nicht 
immer  gleiche  Resultate  und  ebenso  aus  ungleichen  nicht  die  entsprechend 
ungleichen.  Wenn  nun  durch  fremden  Einfluss  Elemente  des  eigenen  Rechtes 
verdrängt  werden  und  an  ihre  Stelle  Elemente  des  fremden  Rechtes  treten, 
so  erhalten  dieselben  nicht  nothwendigerweise  jene  Stellung,  die  sie  im  Be- 
reiche ihres  eigenen  Rechtes  eingenommen  haben  und  führen  daher  nicht 
immer  zu  demselben  Resultate,  welches  sie  auf  dem  Boden  ihres  eigenen 
Rechtes  hervorbrachten.  Es  wird  zwar  die  bisherige  Gestalt  des  Rechtes, 
aus  dem  etliche  der  eigenen  Rechtselemente  verdrängt  wurden,  verändert; 
aber  die  Veränderung  vollzieht  sich  nicht  durchwegs  im  Sinne  der  einge- 
drungeuen  fremden  Elemente,  welche  auf  dem  neuen  Boden  eine  oft  sehr 
wesentliche  Altorirung  erfahren.  Es  entsteht  daher  eine  neue  Kombination, 
die,  je  nachdem,  ob  die  noch  bewahrten  eigenen  Elemente,  oder  die  einge- 
drungenen nenen  üherwiegen,  entweder  der  früheren  Kombination  ähnlich 
bleibt,  oder  sich  der  fremden,  der  man  die  neuen  Elemente  entnahm,  nähert. 
Für  die  Ausgestaltung  kommt  in  Betracht,  dass  ein  und  dasselbe  neue 
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Durchführung  solcher  Unterscheidung  erhält  man  nicht  immer 
den  richtigen  Maassstab,  denn  mitunter  ist  eine  weniger  durch- 
greifende Beeinflussung  entwicklungshistorisch  wichtiger  als  eine 
volle  Reception. 

Element,  dae  dem  fremden  Recbtecomplexe  entlehnt  wurde,  mit  der  Zeit 
Verstärkung  oder  Abschwächuug  erfahren  kann  nnd  demgemäss  seine 
Wirkung  ändert.  Aber  selbst,  wenn  alle  eigenen  Elemente  durch  fremde 
ersetzt  werden  sollten  — ein  Fall,  der  kaum  denkbar  ist  — so  wäre  doch 
die  Combination,  die  sich  in  neuer  Umgebung,  bei  einem  andern  Volke,  nus 
den  recipirten  Elementen  bilden  würde,  gewiss  nicht  identisch  mit  dem  eigenen 
Systeme  jenes  Rechtes,  aus  dem  die  fremden  Elemente  stammen.  Daher 
muss  gesagt  werden,  dass  selbst  die  Übernahme  zablreiclier  Elemente  eines 
fremden  Rechtes,  an  nnd  für  sich,  keine  Reception  bedingt  und  eine  andere 
Verarbeitung  des  entlehnten  Rechtes  auf  dem  neuen  Boden  nicht  ausschliesst, 
ja  sogar,  unter  Umständen,  eine  solche  Verarbeitung  erforderlich  macht. 

Nur  die  (.'bernahme  eines  ganzen  Recbtssystems,  d.  h.  der  fremden 
Hechtselemente,  unter  gleichzeitiger  Aufrechterhaltung  der  Begriffskategorien 
des  Hechtes,  dem  diese  Elemente  angehören,  bedeutet  Entfremdung,  Ver 
nichtung  des  eigenen  nnd  rolle  Annahme  des  fremden  Rechtes.  Wohl  wird 
auch  die  in  ihrer  Totalität  übernommene  fremde  Rechtscombination,  durch 
das  Eintreten  in  den  bisherigen  Ideenkreis  des  betreffenden  Volkes,  auf  dem 
Boden  der  diesem  Volke  eigenen  Üulturverbältnisse,  praktische  Änderungen 
erfahren  müssen;  aber  ein  Rechtssystem  überwindet  diese  Schwierigkeiten 
besser,  als  vereinzelte  Elemente;  denn,  während  die  letzteren  dnrch  das 
recipirende  Volk  zu  einer,  seinem  Geiste  entsprechenden  Ck>mbination  ver- 
arbeitet, sowie  unter  die  Begriffskategorien  dieses  Volkes  gebracht  werden 
können,  treten,  bei  Annahme  eines  fremden  Rechtssystems,  sogar  die  noch 
zurückbleibenden  eigenen  Bestandtheile  unter  die  fremden  Begriffskategorien. 

Wir  hätten  es  somit  mit  zwei  Möglichkeiten  zu  tbun,  nämlich  mit  der 
Entlehnung  fremder  Rechtselemente,  unter  Beseitigung  der  entsprechenden 
eigenen,  sodann  mit  der  Annahme  fertiger  Elementencombinatiouen  (Systeme), 
an  Stelle  der  eigenen.  Es  ist  jedoch  eine  dritte  Möglichkeit  denkbar.  Wir 
meinen  die  äussere  Angliederung  fremder  Recbtsbestandtheile  an  das  eigene 
Recht,  ohne  Ausschaltung  der  eigenen,  daher  ohne  wesentliche  Alterirung 
der  Rechtsgrundlagen,  so  zwar,  dass  die  neuen  Elemente  entweder  Annexe 
des  alten  Systems  bilden,  oder  den  entsprechenden  Elementen  des  eigenen 
Rechtes  angeschlossen  werden.  In  dieser  Weise  erfährt  das  bisherige  Recht 
eine,  für  einzelne  Rechtsgebiete  wichtige,  Bereicherung  dnrch  den  Hinzutritt 
neuer  Bestandtheile,  ohne  die  betreffenden  eigenen  auszuschalten.  Es  ist 
klar,  dass  dieser  Vorgang  ebenfalls  Änderungen  des  bisherigen  Rechtes 
hervorruft;  sogar  in  doppelter  Hinsicht;  denn  die  Bereicherung  derjenigen 
Rechtsgebiete,  auf  denen  jetzt  zu  den  alten  Elementen  neue  hinzutreten, 
führt  entweder  zu  einer  Spaltung  des  Rechtslebens  (indem  für  einen  Theil 
der  betreffenden  Fälle  das  eigene,  für  einen  andern  Theil  das  fremde  Recht 
benützt  wird),  oder  zu  Fortschritten,  die  sich  aus  dem  praktischen  Parallelisinus 


Digitized  by  Google 


384 


Voraussetzung  jeder  erfolgreichen  Reception  ist  die  Unter- 
stützung des  eindringenden  Rechtes  durch  die  Staatsgewalt. 
Sitte,  Religion,  Sprache,  Kunst,  ja  sogar  die  Formen  des 
wirtschaftlichen  Lebens,  sind  da  in  weit  besserer  Lage.')  Die 
staatliche  Unterstützung  wurde  dem  römischen  Rechte  doch  nur 
im  ostgotbischen  Reiche,  aber  auch  da  nicht  ohne  Einschränkungen, 
gewährt.  Sonst  blieb  es,  insofern  es  überhaupt  nicht  officiell 
ignorirt  wurde,  auf  sich  selbst  angewiesen.  Daraus,  sowie  aus 
dem  vorher  besprochenen  Kräfteverhältnisse  und  aus  der  In- 
tensität, mit  der  die  neuen  Eindrücke  auf  die  alten  Keime  ein- 
wirkten, ergab  sich  die  Rolle,  welche  die  fremden  Rechts- 
bestandtheiie  in  diesem  Falle  spielen  konnten  und  die  Entscheidung 


beider  Elemente  ergeben.  Allenfalls  gewinnt  ein  solches  Rechtsgebiet,  durch 
die  Vermehrung  seiner  Mittel,  grUssere  Bedeutung  im  Oesammtsystem, 
gegenüber  anderen  Rechtsgebieten,  denen  eine  solche  Bereicherung  abgeht; 
es  vermag  auch,  unter  günstigen  Verhältnissen,  die  Entwicklung  dieser 
anderen  Rechtsgebiete  indirect  zu  fördern.  Dennoch  ist  es  klar,  dass  diese 
beiden  Folgen,  d.  h.,  die  directe  Bereicherung  bestimmter  Rechtsgebiete  und 
die  indirecte  Förderung  der  anderen,  die  Rechtsgrundlagen  und  das  Recbts- 
system  lange  nicht  in  dem  Grade  berühren,  wie  die  vorher  erwähnten  zwei 
Möglichkeiten;  denn  es  wird  nichts  ausgeschaltet,  sondern  es  werden  die 
für  bestimmte  Bedürfnisse  vorhandenen  Mittel  vemebrt.  Auch  wenn  etwa, 
in  der  weiteren  Entwicklung,  das  fremde  Element  Übergewicht  erlangt,  ja 
sogar,  wenn  dadurch,  oder  aus  andern,  sei  es  gleichzeitig  oder  später  auf- 
tretenden  Gründen,  das  betreffende  eigene  Element  znrUckgedrängt  wird,  so 
geschieht  dies  nicht  des  fremden  Rechtes  wegen,  sondern  aus  praktischen 
Rücksichten  und  unter  Assimilirungserscheinungen,  die  den  fremden  Rechts- 
bestandtheilen  den  fremden  Cliarakter  benehmen.  Jedenfalls  tritt  das  fremde 
Material  unter  die  dem  entlehnenden  Rechte  eigenen  Begriffskategorien  und 
erfährt,  den  Bedürfnissen  gemäss,  jene  Vereinfachungen  oder  Erweiterungen, 
die  durch  den  Geist  des  Rechtes,  dem  das  fremde  Material  nunmehr  an- 
gehürt,  gefordert  werden. 

Vom  Standpunkt  der  Entwicklungsgeschichte  erscheint  diese  dritte 
Möglichkeit  besonders  wichtig.  Sie  ermöglicht  ein  Einwirken  fremden 
Rechtes,  ohne  Schädigung  der  eigenen  Grundlagen,  giebt  Gelegenheit, 
schwächere  Tlieile  des  eigenen  Rechtes  unter  dem  Eindrücke  der  inzwischen 
verarbeiteten  fremden  Beispiele  zn  kräftigen,  sowie  den  neuen  Bedürfnissen 
durch  Mittel,  die  gleichzeitig  dem  bisherigen  Ideenkreise  assimilirt  werden, 
entgegenzukommeu.  Nur  muss  gefragt  »'erden,  ob  man  das  noch  als  Ent- 
lehnung auffassen  darf,  ob  es  nicht  eher  als  Anlehnung,  unter  Aufgebot 
eigener  Geistesarbeit,  zu  bezeichnen  wäre. 

t)  S.  oben  S.  367. 
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darüber,  welche  Rechtsbestandtheile  überhaupt  zu  dieser  Rolle 
geeignet  waren. 

Diese  Plntscheidnng  erfolgte  unwillkürlich,  nach  dem  Be- 
dürfnisse und  innerer  Zweckmässigkeit,  also  nicht  im  Sinne 
eines  Systems.  Man  trat  dem  römischen  Rechte  nicht  mit  fach- 
männischem Auge  entgegen,  das  eine  juristisch  richtige  Auswahl 
ermöglicht  hätte.  Selbst  bei  den  Ostgothen  gab  es  keine  plan- 
mässige  Romanisirung  des  Rechtes,  ja  nicht  einmal  allgemeine 
Subsidiarität  des  römischen  Rechtes,  obwohl  die  Ostgothen  für 
die  ihnen  zugefallene  schwere  Aufgabe  ungenügend  vorbereitet 
waren.*)  Politische  Sympathien  waren  nicht  bestimmend,  jedenfalls 
nicht  ausschlaggebend.^)  Bezeichnend  ist,  dass  man  bei  diesem 
planlosen  Vorgehen  nicht  etwa  den  besten  Rechtsquellen  folgte, 
ja  nicht  einmal  die  wichtigeren  von  den  minder  wichtigen 
unterschied,  sondern  vielfach  Quellen  ohne  Autorität,  sogar  das 
Gewohnheitsrecht,  heranzog^)  und  der  Vermittlung  des  römischen 
Rechtes  durch  ein  anderes  germanisches  Recht  grosse  Be- 
deutung einräumte.^)  Sieht  man  überdies,  wie  selbständig 
einzelne  Völker  sogar  germanischen  Rechten  entgegentraten,^) 
so  findet  man  das  planlose  Vorgehen  gegenüber  dem  römischen 
Rechte  desto  weniger  auffallend. 

Man  ahmte  vielfach  das  Beispiel  der  römischen  Finanz- 
verfassnng  nach,  nicht  weil  sie  römisch  war,  sondern  weil  man 
keine  andere  kannte  und  doch  irgend  einer  Finanzorganisation 
bedurfte;  ebenso  das  römische  Domänenwesen,  ohne  welches  die 


')  S.  L ISOf.  Auch  da  waren  Bedürfnis  und  Zweckmässigkeit  maass- 
gebeud;  so  erklärt  sich  die  Durchbrechung  des  rämiscben  Satzes  „actor 
sequitnr  forum  rei*  (s.  I.  120.),  trotz  der  im  allgemeinen  so  grossen 
Romanisirung.  Das  römische  Recht  ist  durch  königliche  Edicte  theilweise 
an  Stelle  des  gothiscben  eingedrnngen  (s.  I.  124  ff.),  also  als  königliches 
Gebot,  das  durch  die  Lage  der  Dinge  begründet  war,  da  eine  den  Verhältnissen 
entsprechende  eigene  Entwicklung  nicht  so  rasch  vollzogen  werden  konnte. 

s)  So  z.  B.  war  das  römische  Recht  im  Vandalenreiche,  oder  im  Reiche 
Cdovakars,  theilweise  bedeutender  als  bei  den  Burgundern;  s.  I.  8G,  93, 
156,  312. 

8)  S.  I.  187,  196,  271.  286,  II.  124. 

*)  S.  n.  105.  A.  1.,  m.  44  f. 

S.  II.  104f.,  162,  in.  39ff.,  65ff.  Namentlich  gilt  dies  für  das 
spätere  Westgothenrecht,  das  den  Langobarden  schon  zu  fremd  erschien; 
s.  II.  101;  dasselbe  kann  für  die  Franken  gelten;  s.  111.  42. 

V.  lialbao,  Höm.  Kocht  in  den  germ.  Volksslaalcn.  IlL  25 
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Ansnützung  der  angefallenen  Ländereien  schwer  denkbar  war; 
man  acceptirte  die  römische  Immunität,  weil  sie  der  Lage  des 
Königsgntes  und  dem  Individualismus  der  Grossen  entsprach; 
man  entnahm  der  römischen  Rechtssprache  Bezeichnungen,  da 
eigene  fehlten;  man  bediente  sich  der  Urkunden,  weil  der  ge- 
steigerte Rechtsverkehr  derselben  bedurfte.  Aber  bei  vielen 
romanistischen  Bestandtheilen  der  neuen  Rechtsordnungen  kann 
man  sagen,  dass  sich  auch  ohne  römische  Beispiele,  freilich 
weit  später,  dieselben,  oder  doch  ähnliche  Erscheinungen  mit 
der  Zeit  eingestellt  hätten,*)  so,  dass  man  der  Bertthrnng  mit 
den  Römern  hauptsächlich  die  schon  vorher  erwähnte  Be- 
schleunigung der  Entwicklung  verdankte. 

Verstärkt  wird  diese  Annahme,  wenn  man  bedenkt,  welche 
Veränderungen  bei  Befolgung  römischer  Beispiele  vorgenommen 
wurden.  Schon  bei  den  Westgothen  haben  wir  es  mit  einer 
eigenartigen  Complicirung  der  römischen  Territorialeintheilung 
zu  thun,'^)  noch  mehr  bei  den  Burgundern,^)  während  bei  Lango- 
barden und  Franken  die  Idee  der  römischen  Gebietstheilnng 
durch  das  Wirken  germanischer  Traditionen  zurückgedrängt 
wurde.'*)  Wichtige  Wandlungen  haben  die  römische  Immunität,^) 
der  Unterthaneneid,«)  ja  sogar  Grundsteuer,  sowie  Zoll-  und 
Münzwesen')  durchgemacht,  also  Einrichtungen,  für  deren  Erfolg 
viele  Voraussetzungen  vorhanden  waren.  Noch  wesentlicher 
waren  die  Umwandlungen  auf  anderen  Rechtsgebieten.^) 

’)  Dios  18t  II.  118  betreffs  der  langobardischen  Entwicklung  bemerkt 
worden;  s.  auch  III.  318,  328  u.  s.  w. 

3)  S.  I.  215. 

3)  S.  I.  259  f. 

*)  S.  II.  154,  III.  116,  120. 

S.  II.  142,  III.  136  ff. 

«)  S.  I.  212.  A.  5,  III.  185f. 

3)  S.  III.  207,  210.  A.  2. 

3)  Wir  verweisen  auf  die  unrUmische  Ausgestaltung  des  Zeugenbeweises 
(s.  III.  291  f.,  292.  A.  6.),  auf  die  selbständige  Änderung  des  Urknnden- 
boweise.s  (III.  296  f.)  und  der  ribuariscben  Schriftvergleicbung  (III.  297. 
A.  3.)  üie  Verquickung  römischer  und  germanischer  Elemente  in  der  Frage 
der  Witwenehe  ist  sehr  selbständig  ausgefallen  (III.  45,  50,  308.  A.  I.), 
ebenso  die  Entwicklung  der  fränkischen  Adoption  (III.  318.  A.  3.)  und  die 
W'rmischung  römischer  und  germanischer  Elemente  in  der  Traditionsform 
(III.  326.  A.  1.)  Die  UenUtzung  der  römischen  Urkunde  für  die  Tradition 
erfolgte  unter  grossen  Zugeständnissen  an  das  Formalitäts-  and  Publicitäts- 


Digitized  by  Google 


387 


Es  werden  in  allen  diesen  Fällen  römische,  oder  den 
römischen  analoge,  Rechtsformen,  mit  neuem  Inhalt  gefüllt  und 
man  kann  dabei  die  Wahrnehmung  machen,  dass  insbesondere 
Äusserlichkeiten  Verwendung  fanden,*)  während  Impulse,  für 
die  ein  germanischer  Anknüpfungspunkt  fehlte,  ziemlich  erfolglos 
blieben,**)  weil  sie  auf  Grundlagen  beruhten,  die  dem  germanischen 
Gedankengange  fremd  waren.  Hervorragendes  Interesse  bieten 
jene  Fälle,  in  denen  sich  einer  germanischen  Einrichtung  eine 
analoge  römische  hinzugesellte,  die  natürlich  dem  germanischen 
Rechte  eingegliedert  wurde  und  einer  desto  besseren  Befriedigung 


bedärfnis  (III.  326.  A.  1.,  336.  A.  1.).  Erwähnt  wurde  ferner  (III.  330. 
A.  3.)  die  eigene  Entwicklung  des  fränkischen  Praecariums.  Interessant  ist 
die  langobardische  Wandlung  der  rdmisekeu  Usucapion  (II.  115.)  und  die 
Vermischung  beiderseitiger  Ideen  in  der  Verschweigung  (III.  328.).  Sehr 
wichtig  die  fränkische  Verwendung  der  Strafclauseln  (III.  68ff.)  und  die 
Art,  wie  die  Langobarden  mit  dem  römischen  Erbrechte,  das  sie  anf  sich 
wirken  liessen  (II.  113.),  umgingen  (II.  115,  194),  insbesondere  auch  der 
Zusammenhang  der  Vergabnng  für  den  Todesfall  mit  sachenrecbtlichen 
Wirkungen  (II.  197.)  und  die  Umwandlung  des  römischen  Repräsentatiuns- 
rechtes  (II.  119.  A. 2, 196.);  selbst  das  Erbrecht  derTüchter  beiLuitprand(l— 4.) 
beruht  nicht  auf  bewusster  Annahme,  sondern  auf  BilligkeitsgrUnden,  die 
allerdings  durch  römisches  Beispiel  verstärkt  wurden  (II.  119.)  Der  Unter- 
schied zwischen  germanischer  und  römischer  Schenkung  für  den  Todesfall 
ist  erwähnt  worden  (II.  194,  III.  319.  A.  2.,  321.  A.  1.),  ebenso  die  ger- 
manische Wurzel  der  TestamentSTollstrecknng,  trotz  römischer  Analogie 
(8.  II.  197,  III.  321.  A.  1.)  u.  8.  w. 

')  Auf  stilistische  Einflüsse  haben  wir  I.  284.  A.  7.,  II.  109.  A.  2., 
116,  118,  119,  123,  124,  III.  65,  68,  72 ff.,  84  u.  s.  w.  anfmerksam  gemacht; 
s.  auch  I.  195,  II.  111.  Mit  der  äusserlichen  Bedeutung  des  Urkunden- 
wesens hängt  dessen  allgemeine  Verbreitung  zusammen  (s.  II.  69,  186.), 
denn  technische  Mittel  eignen  sich  überhaupt  besser  als  Ideen  zu  derartiger 
Übernahme.  So  sind  ausser  der  Urknndenform  (unter  grosser  Änderung 
der  jnristiseben  Bedeutung  der  Urkunde),  der  indiculus  commonitorius  (s.  III. 
286),  gewisse  Fristen  (s.  II.  113f.)  und  eine  Reihe  technischer  Details  (s.  II. 
164.)  und  concreter  Äusserlichkeiten  (s.  III.  313.  A.  3.)  übernommen  worden. 

7)  Dies  gilt  z.  B.  für  die  Verwaltungsthätigkeit,  die,  trotz  römischer 
Vorbilder  und  der  kräftigen  kirchlichen  Nachhilfe,  schwach  ansficl  (s.  III. 
242 f.),  ebenso  für  die  Finanzverfassnng,  die,  trotz  äusserlicher  Anlehnung, 
einen  andern  Geist  anfweist,  ferner  für  die  Stellvertretnngsidee  u.  s.  w.  In 
solchen  Fällen  konnten  selbst  Äusserlichkeiten  nicht  unveränderte  Aufnahme 
finden,  während  da,  wo  brauchbare  Anknüpfungspunkte  vorhanden  waren, 
eine  der  römischen  formell  analoge  Präcisirnng  eintreten  konnte,  wie  z.  B. 
im  Sklavenrechte. 

25* 


Digitized  by  Google 


388 


desselben  Bedürfnisses  diente,  ohne  ihren  früheren  Charakter  zu 
verlieren,  aber  auch  ohne  den  Zweck  der  betreffenden  germanischen 
Einrichtung  zu  ändern ; ')  die  äusseren  Anknüpfungspunkte  waren 
da  entscheidend.'^)  Selbst  wenn  die  Kirche  römisches  Recht 
vertrat  und  demselben  Eingang  verschaffte,  geschah  dies  nicht 
aus  Vorliebe  für  den  Romanismus  und  in  seinem  Interesse, 
sondern  weil  die  Kirche  die  betreffenden  Ideen  für  praktisch 
hielt  und  sie  ihrem  Rechte  augliederte.  Man  kann  dabei  be- 
obachten, dass,  wenn  verschiedene  Einflüsse  — in  diesem  Falle 
römische  und  kirchliche  — gleichzeitig  in  ein  und  dasselbe 
Gebiet  eingreifen,  keiner  von  ihnen  voll  wirkt,  namentlich  wenn 
beide,  trotz  verschiedener  Grundlagen,  formelle  Ähnlichkeit  auf- 
weisen und  praktisch  analogen  Zwecken  dienen,  wie  dies  beim 
Auftreten  des  römisch-kirchlichen  Rechtes  im  kirchlichen  Interesse 
der  Fall  ist.  Es  entstehen  dadurch  zahlreiche  Combinationen 
und  Variationen,  die  den  Einfluss  abschwächen,  was  man 
namentlich  im  Eherechte,-^)  aber  auch  sonst, bemerken  kann. 

Für  die  Art  der  Verarbeitung  waren,  neben  dem  Bedürfnisse,'*) 
nach  Lage  des  Kräfteverhältnisses,  die  eigenen  Rechtsideen  be- 
stimmend, trotzdem  dass  sich  das  alles  in  der  Sprache  des 
römischen  Rechtes  vollzog,  die  Gleichzeitigkeit  der  inneren 
Wandlungen  und  der  Annahme  der  fremden  Sprache  also  den 
Eindruck  des  neuen  Rechtes  verstärken  konnte.®)  Sowohl  die 
Auswahl  als  auch  die  Verarbeitung  erfolgten  zum  allergrössten 


So  z.  B.  bosteheu  römische  und  germanisclio  Freilassungsarten  neben- 
einander (s.  II,  143,  III.  lC7f.);  ebenso  Colonat  und  Litentum  (s.  III. 
162f.);  oder  Folter  und  Losordal  für  Knechte  (III.  298),  römische  und  ger- 
manische Mandatsformen  (III.  333.  A.  3.);  neben  Testamenten  die  ver- 
schiedenen Formen  von  Schenkungen  für  den  Todesfall  u.  s.  w. 

2)  Denn  wo  es  sich  um  Dinge  von  meritorisch  verschiedener  Bedeutung 
handelte,  war  die  V’erträglichkeit  beider  Elemente  eine  weit  geringere;  so 
z.  B.  hinsichtlich  der  heterogenen  Bestandt.heile  im  Diehstahlsbogriffe  (s.  III. 
270.  A.  3.),  in  den  Ladungsformen  (III.  285)  u.  s.  w. 

3)  S.  II.  191.  III.  313. 

*)  S.  oben  S.  368.  A.  2 — 4. 

Das  Bedürfnis  ergab  sich  aus  dem  Grade,  in  dem  das  eigene  Recht 
für  die  neuen  Aufgaben  mehr  oder  weniger  geeignet  war,  sowie  je  nachdem, 
oh  das  Nöthige  aus  dem  eigenen  Ideenreichtum  geschöpft  werden  konnte. 

®)  S.  oben  S.  374. 
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Theile  unbewusst.')  Für  die  römischen  abstracten  Begriffe 
fehlte  das  Verständnis.  Die  vulgarrechtliche  Vei-flachung,  die 
sich  wohl  zu  mechanischer  Übernahme  mancher  Einrichtungen 
eignen  konnte,  bot  kein  hinreichend  gesundes  Material ; demselben 
musste  erst  neues  Leben  eingegeben  werden,  was  nur  durch 
eine  entsprechende  Verarbeitung  geschehen  konnte.  Wo  sie 
fehlte,  kam  es  zu  keinem  festgefügten  und  dauerhaften  Gebilde;") 


■)  Man  könnte,  so  gewagt  freilich  ein  derartiger  Vergleich  ist,  sagen, 
dass  es  sich  damit  ähnlich  verhält,  wie  mit  Anregungen  künstlerischer  Art. 
Der  Künstler  wird  vorwiegend  unbewusst  beeinflusst  und  schafft,  ohne  die 
Eindrücke  systematisch  zu  erwägen;  so  dass  man  wohl  die  Gruppe  von  Ein- 
drücken bestimmen  kann,  die  eine  gewisse  Kunstrichtung  beeinflusst  haben, 
aber  dennoch  die  einzelnen  Kunsterzeugnisse  kaum  auf  bestimmte  Einzel- 
eindrücke zurückfübren  darf. 

Wo  Verarbeitung  fehlte,  setzte  sich  die  Incongruenz  zwischen  ger- 
manischem und  römischem  Elemente  fort.  Das  nicht  assimilirte,  wenn  auch 
officiell  obsiegende  römische  Recht  vermochte  die  Entfaltung  des  gei  manischen 
zu  bindern,  wenn  das  allgemeine  Kräfteverhältnis  dies  zuliess;  so  in  den 
kurzlebigen  Staaten  der  Vandalen,  Odovakars  und  der  Ostgotheu  (s.  I.  14'.).). 
Aber  die  innere  Kraft  des  römischen  Rechtes  reichte  nicht  hin,  um  neues 
Leben  zu  schaffen,  die  Schädigung  des  germanischen  Elementes  hat  weder 
dem  Römertum  Vortheil  gebracht,  noch  eine  Lösung  der  betreffenden  Auf- 
gaben, denen  mit  derartiger  Reception  dieses  zersetzten  Materials  nicht  bei- 
zukommen war,  ermöglicht.  Auf  dieser  Stufe  der  Incongruenz,  die  eine 
gedeihliche  Augleichung  beider  Rechtskreise  ausschloss,  überdies  aber  zu 
kurz  währte,  um  den  kaum  begonnenen  Frocess  durchführen  zu  lassen,  sind 
Vandalen  und  Ostgothen  von  ihrem  Geschicke  ereilt  worden. 

Aus  andern  Gründen  und  in  anderer  Art  erwies  sich  die  Verarbeitung, 
die  bei  den  Langobarden  erfolgte,  unzureichend.  Indem  man  den  Römern 
weder  eine  eigene  Organisation  beliess,  noch  die  Aufnahme  in  den  Volks- 
verband gewährte,  hat  man  den  Gegensatz  nicht  überbrückt,  sondern  ignnrirt ; 
ein  Fehler,  den  auch  die  später  veränderte  Behandlung  des  Rumertums  nicht 
mehr  wett  machen  konnte,  da  inzwischen  diu  Entwicklung  des  langnbardischen 
Rechtes  zu  weit  fortgeschritten  war,  andererseits  aber  das  römische  Recht 
au  Einheitlichkeit  und  Halt  verloren  hat  (s.  II.  74 ff.);  so  waren  von  beiden 
Seiten  die  erschwerenden  Umstände  gesteigert.  Die  .Summe  der  langobardischoii 
Entwicklung  war  vom  germanischen  Standpunkt  eine  günstige  (s.  II.  190  ff; 
insbesondere  U.  164,  170f.,  179.).  Aber  gerade  die  Art,  wie  das  römische 
Urkundenwesen,  ohne  die  selbst  bei  Westgothen  wahrnehmbare  Verarbeitung 
(s.  I.  229  f.),  dem  langobardischen  Rechte  änsserlich  angegliedert  wurde 
(II.  186 f.),  ist  für  den  ganzen  Vorgang  bezeichnend;  gewiss  hat  dabei  die 
grössere  Kraft  des  Notariates  in  Italien  mitgewirkt  (II.  69);  zweifellos  aber 
auch  das  Beharrungsvermögen,  mit  dem  die  Langobarden  jedes  Eindringen 
fremden  Rechtes  abwehrten,  so  dass  sie  die  fremden  Elemente  entweder  be- 
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WO  sie  aber  durchgeführt  wurde,  hat  die  vorher  erwähnte  Ent- 
wicklung wohl  eine  Ablenkung  hervorgerufen,  die  die  betreffenden 
Völker  theil weise  daran  hinderte,  den  nöthigen  Fortschritt  aus- 
schliesslich durch  eigene  Kraft  zu  zeitigen,')  aber  keinen  Bruch 
mit  dem  eigenen  Rechte,  das  trotz  beschleunigter  Entwicklung, 
für  die  weitere  Ausgestaltung  bestimmend  blieb. 

Die  Verarbeitung  führte  entweder  zu  einem  Mischrechte, 
wie  wir  es  bei  Westgothen  und  Burgundern  fanden,  oder  zu 
jener  Entwicklung  des  eigenen  Rechtes,  die  das  fränkische  Gebilde 
kennzeichnet.  Bei  Westgothen  und  Burgundern  ist  auf  keinem 
Gebiete  volle  Reception  des  römischen  Rechtes  wahrzunehmen, 
aber  kein  Rechtsgebiet  ist  von  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechtes  frei  geblieben.  Das  stoffliche  Verhältnis  beider  Elemente 
ist  auf  verschiedenen  Gebieten  verschieden;  grundlegend  ist  jedoch 
nicht  das  Übergewicht  dieser  oder  jener  Stoffmassen,  sondern 
ihre  Gruppirung,  sowie  die  Übermacht  der  für  die  weitere  ge- 
meinsame Entwicklung  der  vereinigten  Rechtsbestandtheile  maass- 
gebenden Ideen.  Im  System  der  genannten  Rechte  verbinden 
sich  germanische  und  römische  Bestandt  heile,  ohne  einander 
gänzlich  zu  verdrängen.-)  Aber  die  Gruppirung  der  vereinigten 
Stoffe  ist  überwiegend  unrömisch  ausgefallen;^)  germanische 


herrschten  (wie  z.  B.  ans  der  Rolle,  die  der  Gairethinx  gegenüber  den 
römischen  Details  des  Obligationenrechtes  spielte,  zu  entnehmen  ist;  s.  II. 
184j,  oder  wo  Beherrschung  unmöglich  war,  bloss  änsserlich  angliederteii. 
In  diesem  .Sinne  ist  (II.  202)  gesagt  worden , dass  die  Langobarden  von 
dem  römischen  Geiste  zu  wenig  angenommen  hatten,  um  die  Erneuerung  des 
Westens  zu  vollbringen;  für  die  Vollziehung  dieser  Aufgase  von  Italien 
ans,  reichte  das  nicht  hin.  Aber  auch  dem  germanischen  Elemente  brachte 
diese,  für  italienische  Verhältnisse  mangelhafte,  Verarbeitung  keinen  dauer- 
haften Erfolg;  das  langobardische  Recht  musste  später  dem  römischen  Rechte 
zu  desto  grösseren  Triumphen  verhelfen,  — allerdings  nicht  mehr  dem 
lebenden  römischen  Rechte  der  italienischen  Römer. 

*)  S.  oben  S.  38G.  A.  1. 

So  ist  z.  B.  bei  Westgothen  die  Privatrache  abgeschwächt,  aber 
nicht  ganz  verschwunden  (I.  221),  das  Strafrecht  sehr  entwickelt  und  doch 
in  germanischer  Weise  casuistisch  (I.  222);  ebenso  im  burgundischen  Rechte 
tl.  292).  Über  germanische  Bestandtheile  s.  I.  223 ff,  292  ff,  226,  296 ff, 
226  ff,  299  ff. 

^)  Römische  Auffas.sung  ist  in  der  westgothischen  Scheidung  von  Civil-  und 
Strafprocess  (1.  236),  in  der  Art  Mohilien  und  Immobilien  auseinauderzuhalten 
(1.  228.  A.  9.),  durebgedrungen  und  bat  sich  in  manchen  Details  geäusaert. 
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Ideen  behielten  in  vielen  Fällen  die  Führung  Uber  beide  Elemente,*) 
was  allerdings  die  Entwicklung  zeitweise  ablenkte,  vielen  Insti* 
tntionen  nngermanische  Merkmale  verlieh,  aber  dennoch  ein  ganz 
anderes  Ergebnis  hervorbrachte  als  das  des  ostgothischen  Rechtes.'^) 
Zu  einem  idealen  Ausgleich  ist  es  natürlich  auch  in  diesen  Misch- 
rechten nicht  gekommen,  wohl  aber  zu  einer  factischen  Ver- 
bindung,^) die,  dank  dem  höherem  Reifegrade  des  westgothischen 
und  bnrgundischen  Rechtes,^)  sowie  der  entsprechend  grösseren 
Schwäche  des  römischen  Elementes,^)  die  beiden  Rechte  vor 
dem  Schicksale  des  ostgothischen  bewahrte,  dem  westgothischen 
überdies  seine  bekannte  Stellung  ermöglichte. 

Einen  andern  Charakter  hat  die  im  fränkischen  Rechte 
erfolgte  Verarbeitung  gehabt.  Die  Franken  haben,  wie  mehr- 
mals betont,  dem  Römertum  zwar  keine  eigene  Organisation 
belassen,  es  aber  auch  nicht  in  langobardischer  Weise  ignorirt; 
sie  haben  es  dem  Staatswesen  einverleibt  und  konnten  dies 


')  S.  oben  S.  390.  A.  1.  Über  die  Verflacbung  des  römiacheu  Rechtes  bei 
Westgothen  s.  I.  191,  über  die  Schwäche  desselben  bei  Burgundern  I.  272. 

^ Dabei  fiel  freilich  die  verschiedene  Existenzdauer  der  betreffenden 
Staaten  in  die  Wagschale.  Denn  damit  hängt  die  successive  Überhand- 
nahme  des  germanischen  Elementes  und  das  Znrückweiclien  des  riimischen 
Rechtes  bei  den  Westgothen  zusammen  (I.  200.  203  ff.),  was  den  Ostgotlien 
und  sogar  den  Burgundern  versagt  blieb  (I.  310f). 

’)  Namentlich  im  burgundischen  Rechte  fehlt  in  vielen  Fällen  ein  Aus- 
gleich beider  Elemente ; es  besteht  die  (I.  286  f.  erwähnte)  Zwittorhaftigkeit. 
Dennoch  bemerkt  man,  vielleicht  gerade  deshalb,  weil  man  noch  die  einzelnen 
Bestandtheile  (germanisches,  rbmisches,  sowie  neues  Recht)  in  Bewegung 
sieht,  die  Führung  germanischer  Ideen,  ungeachtet  zahlreicher  und  wichtiger 
römischer  Details.  Im  westgothischen  Rechte  ist  diese  Zwitterhaftigkeit 
geringer;  s.  I.  237. 

*)  S.  I.  196,  276.  Man  kann  im  allgemeinen,  ebenso  wie  von  Individuen, 
auch  von  Völkern  sagen,  dass  man,  bei  entsprechender  Reife,  viel  Fremdes 
aufnehmen  und  verarbeiten  kann,  ohne  seine  Eigenart  zu  schädigen.  Je 
grösser  die  innere  Kraft,  desto  grösser  die  Aufnabmsfäbigkeit,  namentlich, 
wenn  der  Assimilirung  die  nöthige  Zeit  gelassen  wird.  Lässt  sich  das 
Fremde  nicht  verdauen,  sei  es,  weil  Reife  und  Aufnahmsfähigkeit  es  nicht 
zulassen,  oder  weil  die  Zeit  zu  kurz  ist,  dann  leidet  der  Organismus  unter 
dem  Gegensätze  des  Eigenen  und  des  Fremden  Bcbaden  und  jedenfalls  bleibt 
der  Vortbeil,  der  aus  der  Berührung  beider  Elemente  herrorgehen  könnte, 
aus;  8.  S.  389.  A.  2. 

“)  S.  I.  191,  272. 


Digitized  by  Google 


392 


ohne  Gefahr  thun.*)  Daher  sind  die  germanischen  Ideen,  sowohl 
in  der  fränkischen  Verfassung,*)  als  auch  im  Straf-,  Process- 
und  Privatrechte, nicht  nur  nicht  entwurzelt  worden,  sondern 
sogar  überwiegend  und  entfaltungsfähig  geblieben;  sie  haben 
nicht  nur  ein  dem  langobardischen  analoges  Beharrungsvermögen 
an  den  Tag  gelegt,^)  sondern  auch  das  Feld  in  so  hohem  Grade 
beherrscht,  dass  römische  Bestandtheile  weder  in  so  grosser 
Zahl,  noch  mit  solcher  Kraft  eindrangen,  wie  bei  Gothen  und 
Burgundern.  Folglich  blieb  die  Entwicklung  eines  Mischrechtes 
aus.  Die  römischen  Impulse  haben,  ungeachtet  der  auch  hier 
wichtigen  Anknüpfungspunkte,’’)  nicht  die  B,olle  eines  den  ger- 
manischen Ideen  ebenbürtigen  Factors  gespielt;®)  aber  es  ist 
doch  das  Meiste,  was  sich  brauchen  liess,  in  den  Kreis  der  Ent- 
wicklung gezogen  worden,  so  dass  es,  mittelbar  oder  unmittelbar, 
wirken  konnte,  den  Gesichtskreis  erweiterte  und  wichtige  An- 
regungen brachte,  denen  sich  die  Franken  nicht  verschlossen, 
denen  sie  aber  nicht  unbeschränkt  Zutritt  gaben.')  Die  Ab- 


*)  Die  germaniücheD  Nachschübe,  das  gegenseitige  Zablenverh&ltnis 
und  die  Schwäche  des  römischen  Elementes  im  Norden  und  im  Centrum 
(ialliens,  schlossen  die  Gefahr  für  den  grössten  Theil  des  fränkischen 
Kelches  aus. 

Sie  äusserten  sich  in  dem  Bedürfnisse  der  Fühlungnahme  mit  dem 
Volke  (III.  113,  195f.),  in  der  Stellung  des  Stammesherzogtums  und  der 
Hundertschaft  (III.  119,  123),  in  Grundberrschaft,  Immunität  und  Lebens- 
wesen (LH.  132ff.,  137f.,  142,  146ff.),  im  Thronrecht  (III.  178£F.)  im  Finanz- 
und  Heerwesen  (III.  205,  209.  A.  1.  211,  214lf.),  sowie  in  dem  Gerichta- 
wesen  (UI.  217ff.,  225);  s.  auch  248ff.  und  263. 

3)  s.  lU.  276,  301,  324,  337. 

♦)  allerdings  unter  leichteren  Verhältnissen. 

*)  S.  oben  S.  363.  A.  1. 

")  Es  war  II.  238  von  einem  Gleichgewichte  beider  Elemente  im 
fränkischen  Reiche  und  von  einer  günstigen  Mischung  die  Rede.  Dies  ist 
von  einem  Mischrechte  zu  unterscheiden.  Es  kam  eben  jedem  Elemente  jene 
Rolle  zn,  die  es  durch  sein  inneres  Gewicht  behaupten  konnte.  Das  günstige 
Verhältnis  bestand  darin,  dass  weder  das  römische  Recht  znrückgedrängt 
oder  an  der  Einflussübung  gebindert,  noch  das  germanische  in  seiner  Ent- 
faltung aufgchalten  wurde.  Die  Mischung  war  also  durch  keine  äusseren 
Umstände  bestimmt  und  nur  durch  die  innere  Kraft  bedingt. 

’)  Darin  liegt  der  Unterschied  zwischen  der  fränkischen  Entwicklung 
und  der  jener  Völker,  denen  erst  das  fränkische  Reich  Anregungen  brachte 
(8.  II.  239  und  III.  346 ff),  während  eine  unmittelbare  Einwirkung  des 
römischen  Rechtes  auf  zu  grosse  Hindernisse  stiess. 
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lenknngen  der  fränkischen  Entwicklung  beruhten  daher,  ebenso 
wie  bei  den  Langobarden,  auf  inneren  Gründen  und  erfolgten 
nicht  direct  unter  römischem  Einflüsse;  sie  wurden  durch  eigenes 
Bedürfnis  hervorgerufen;  in  der  Ausgestaltung,  die  sich  aus  der 
entwicklungsgeschichtlich  bedingten  Ablenkung  ergab,  war  für 
eine  durch  eigene  Ideen  vollzogene  und  germanischen  Grundlagen 
entsprechende  Verarbeitung  römischer  Bestandtheile  Banm ; dem- 
gemäss ist  diese  Yerarbeitnng  anders,  nämlich  weit  mehr  ger- 
manisch, ausgefallen,  als  in  den  Mischrechten  der  Westgothen 
und  Burgunder.  Abschluss  musste  auch  hier  fehlen  ;0  denn 
dieser  Process,  in  dem  die  römischen  Bestandtheile  eine  um  so 
viel  schwächere  Position  einnahmen,  bedurfte  noch  längerer  Zeit, 
als  der  betreffende  Vorgang  bei  Westgothen  und  Burgundern; 
der  späteren  Zeit  blieb  es  Vorbehalten,  von  beiden  Elementen 
vieles  an  die  Oberfläche  zu  ziehen.^)  Aber  für  eine  von  Gallien 
aus  vorzunehmende  Lösung  der  neuen  Aufgaben  im  Westen  bat 
sich  diese  Gestaltung  geeigneter  erwiesen  als  die  der  Langobarden 
für  die  von  Italien  ans  zu  lösende  Anfgabe^)  und  deshalb  haben 
nicht  die  Langobarden  sondern  die  Franken  die  Führung  über- 
nommen, was  änsserlich  in  der  Kaiserkrönnng  Karls  d.  Gr. 
Ausdruck  fand. 

So  erklärt  es  sich,  dass  man  das  römische  Recht  in  mancher 
Hinsicht  auf  sich  wirken  Hess,  ohne  den  Zusammenhang  mit  dem 
Leben  zu  verlieren;  dass  man  sich  römischen  Vorbildern  änsserlich 
näherte  und  dabei  doch  von  andern  Ideen  ausging  ;^)  umgekehrt 
auch,  von  anderen  Ideen  ausgehend,  zu  analogen  Ergebnissen 
gelangte.^)  Die  technische  Anlehnung  an  römische  Formen,  die 
den  Vortheil  fertiger  Ausprägung  boten,  hat  wohl  das  Ebenmaass 
der  Entwicklung  gestört,  war  aber  sachlich  weniger  wichtig.®) 


')  Wir  haben  dies  bei  jeder  Institntion  wahrgenommen. 

2)  Natürlich  in  einem  anderen  Verbältnisae  in  FrankreichaleinDenUchland. 

^ S.  oben  S.  389.  A.  2. 

*)  Wir  haben  auf  Adoption  und  Affatomie,  sowie  auf  die  Umwandlungen 
des  Urkundenwesens  aufmerksam  gemacht;  ein  interessantes  Beispiel  ist  das 
königliche  Praeceptnm;  s.  oben  S.  339.  A.  1. 

Das  hat  eben  Tamassia  theilweise  übersehen;  s.  oben  S.  364. 

Wir  konnten  das  an  den  fränkischen  Formeln  nachweisen.  Nur  da, 
wo  sich  ein  theoretisirender  Zog  geltend  machte,  ist  es  — wenn  auch  später  — 
zu  grösserem  Einflüsse  des  römischen  Rechtes  gekommen;  so  bei  den  Westgothen 
(I.  199.),  noch  mehr  in  den  Froducten  der  nachlangobardischen  Zeit;  s.  II.  127  ff. 
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Im  Provinzialrechte  begegneten  die  Germanen,  wie  mehrmals 
erwähnt  wurde,  manchen  Erscheinungen,  denen  sie  näher  treten 
konnten,  weil  sie  ihren  eigenen  Entwicklungsansätzen  entsprachen ; 
sie  konnten  also  die  betreffenden  Formen  annehmen,  ohne  ihren 
Rechtsgrundlagen  untren  zu  werden,  oder  in  eine  ihren  eigenen 
Ideen  gefährliche  Nachahmung  zu  verfallen.')  — 

Wir  gelangen  daher  zur  Überzeugung,  dass  die  Germanen 
dem  römischen  Rechte,  nebst  der  Beschleunigung  der  Entwicklung,'') 
eine  Reihe  von  Impulsen  zur  Änderung  und  Anpassung  ihres 
Rechtes  an  die  neuen  Bedürfnisse,  sowie  manche  technische 
Mittel  verdankten,  dass  sie  aber,  abgesehen  von  den  Staaten, 
in  denen  sie  durch  ungünstige  Verhältnisse  daran  gehindert 
wurden,  sowohl  die  Auswahl  der  für  sie  brauchbaren  Bestand- 
theile,  als  auch  die  Verarbeitung  derselben,  nicht  im  Sinne  des 
römischen  Rechtes,  sondern  überwiegend  im  Geiste  des  eigenen 
Rechtsbedürfnisses  Vornahmen;  dasselbe  gilt  für  die  Benützung 
der  technischen  Mittel;  denn  auch  sie  dienten  nicht  der  Wahrung 
des  römischen  Rechtes,  sondern  der  Bereicherung  des  germanischen. 
Die  Neuerungen  haben  den  Zusammenhang  mit  dem  römischen 
Rechtsboden  verloren  und  eine  förmliche  Verkleidung  erhalten, 
in  der  sie  in  den  germanischen  Ideenkreis  eintraten,  dem  sie 
sich  entweder  anpassten,  oder,  wenn  dies  nicht  thunlich  war, 
äusserlich  angliederten ; in  beiden  Fällen  wurde  der  germanische 
Rechtsgeist  nicht  alterirt;^)  Alterirung  trat  nur  da  ein,  wo,  in- 
folge ungünstigen  Kräfteverhältnisses,  das  germanische  Element 
den  Aufgaben  nicht  gewachsen  war  und  sich  ihnen  nicht  so 

')  Man  muss  eben  die  Nacbalimung  der  Form,  ja  sogar  die  Ähnlicbkeit 
juristischer  Ausprägung  (z.  B.  im  Sklavenrechte)  von  einer  Übernahme  des 
Inhaltes  streng  unterscheiden;  nur  letztere  konnte  dauerhafte  'Wirkungen 
materieller  Art  hervorrnfen,  während  die  erstere  häufig  provisorische  Be- 
deutung hatte  und  in  der  späteren  Entwicklung  wegfiel,  oder  assimilirt  wnrde. 

2)  S.  oben  S.  380. 

S.  382.  A.  1.  wurden  drei  verschiedene  Möglichkeiten  erwogen,  nämlich 
der  Ersatz  einzelner  Elemente  des  eigenen  Rechtes  durch  entsprechende 
Elemente  des  fremden  Rechtes,  ferner  Übernahme  ganzer  Elementencombination 
(Rechtssystem),  schliesslich  Angliederung  fremder  Rechtsbestandtheile,  ohne 
Ausschaltung  der  entsprechenden  eigenen  Wir  können  wahrnehmen,  dass, 
in  dem  uns  hier  beschäftigenden  Vorgänge,  die  dritte  Eventualität  die 
grösste  Rolle  spielt;  die  zweite  fehlt  gänzlich,  da  sie  sogar  bei  den  Ost- 
gotben  nicht  durchwegs  rein  zu  finden  ist;  die  erste  kommt  theilweise  in 
den  Mischrechten  vor. 
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schnell  anpassen  konnte.  So  wie  man  beobachten  kann,  dass 
von  einer  fremden  Sprache  leichter  die  materiellen  Bestandtheile*) 
übernommen  werden,  als  die  Synthaxis,^)  so  eignen  sich  auch 
fremde  Rechtsbestandtheile  zur  Aufnahme  besser,  als  ihre 
systemathischen  Grundlagen,  fremde  Rechtsbezeichnungen  besser 
als  Institutionen. 3)  Vereinzelte,  wenn  auch  zahlreiche,  Worte 
und  Rechtsbestandtheile,  können  Lücken  ausfullen,  die  Ausdrucks- 
und Gestaltungsweise  erleichtern,  ohne  den  Sprach-  und  Rechts- 
geist nachhaltig  zu  beeinflussen;  vorausgesetzt,  dass  die  Kraft 
vorhanden  ist,  die  neuen  Worte  und  Elemente  dem  eigenen 
Rechte  anzugleichen;  in  diesem  Falle  kann,  bei  Unzulänglichkeit 
des  eigenen  Systems,  eine  Erweiterung  desselben  eintreten, 
ohne  dass  deswegen  die  Grundauffassung  preisgegeben  wird.  Die 
nothwendig  werdende  Erweiterung  lässt  vielfach  einen  Abschluss 
vermissen;  denn  die  Einfügung  neuer  Bestandtheile  lässt  sich 
bei  Wahrung  der  eigenen  Ideen  schwer  vollziehen.  So  hat  das 
germanische  Recht  in  dieser  Zeit  keine  abschliessende  und 
theoretisch  homogene  Ausgestaltung  erfahren,  sondern  in  den 
meisten  Fällen  Übergangserscheinungen  hervorgebracht,  die  sich 
nur  da  concreter  gestalteten,  wo  Berührungspunkte  den  Übergang 
praktisch  erleichterten.'*)  Deshalb  muss  aber  auch  gesagt  werden, 
dass  der  Verlauf  dieser  Entwicklung  nicht  so  sehr  durch  die 
Einwirkung  des  fremden  Rechtes,  als  vielmehr  durch  die  äusseren 
Erschütterungen,  durch  die  Unzulänglichkeit  der  alten  Verfassungs- 
und Rechtszustände,  also  durch  die  allgemeinen  Schwierigkeiten 
der  Lage,  gekennzeichnet  ist.^)  Wäre  zu  diesen  Schwierigkeiten 


')  Nämlich  einzelne  Worte;  s.  Wundt:  Völkerpsychologie  I.  Th.  I.  477 ff. 

*)  Dies  beweist  die  Geschichte  des  Lohnwortes  in  den  germanischen 
und  romanischen  Sprachen,  ira  Gegensätze  zur  Geschichte  der  Grammatik 
dieser  Sprachen. 

Dies  ist  aus  der  Verwendung  der  Bezeichnungen  Tostamentum, 
Adoptio,  Commodatum  (Comniendatum)  u.  s.  w.  zn  ersehen,  wobei  die 
Terminologie  falsche  Anwendung  erfährt. 

*)  S.  oben  S.  SSS.  A.  2. 

<>)  Denn  selbst  in  den  kurzlebigen  Staaten,  denen  die  stärkere  Ein- 
wirkung des  römischen  Elementes  so  gefährlich  wurde,  waren  sowohl  der 
mächtige  romanistische  Einfluss,  als  auch  da.s  geringere  Beharrungsvermögen 
des  germanischen  Hechtes  doch  durch  diu  allgemeine  Lage  bedingt,  freilich 
anch  durch  die  individuelle  Veranlagung  hinsichtlich  der  Anpassungs-  und 
V'erarbeitungsfäliigkeit. 
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thatsächlich  noch  eine  Reception  im  vollen  Sinne  des  Wortes 
hinzugetreten,  dann  wären  die  vorher  erwähnten  Erschütterungen 
so  gesteigert  worden,  dass  die  Völker  ihr  Gleichgewicht  gänzlich 
verloren  hätten.  Nur  dadurch,  dass  es  zu  keiner  Reception  in 
diesem  Sinne  gekommen  ist,')  blieben  jene  Folgen  aus,  die  eine 
Reception  selbst  in  weniger  complicirter  Lage  hätte  hervorrufen 
müssen.2)  — 

Es  ist  mithin  die  Frage,  nach  der  praktischen  Bedeutung 
des  römischrechtlichen  Einflusses  in  den  germanischen  Staaten 
des  frühen  Mittelalters,  von  der  Frage  nach  der  theoretischen 
Kenntnis  und  Pflege  des  römischen  Rechtes  in  dieser  Zeit,  zu 
trennen.  Erwähnt  wurde,^)  dass,  selbst  wenn  alle  Fitting’schen 
Annahmen  sich  als  zutreffend  erweisen  würden,  man  dennoch 
aus  dem  Vorkommen  bestimmter  Quellen  weder  auf  allgemeine 
Verbreitung,  noch  auf  Benützung  derselben,  schliessen  dürfte. 
Das  Vorkommen,  ja  sogar  die  Verbreitung,  sind  vor  allem  vom 
literarhistorischen  Standpunkt  wichtig,  verbürgen  aber  weder 
Benützung  noch  Verständnis.  Nur  wenn  neben  der  Verbreitung 
auch  eingehende  Bearbeitung  feststellbar  ist,  kann  man  auf  Be- 
nützung schliessen,  weil  namhafte  Verbreitung  und  Bearbeitung 
ohne  praktisches  Bedürfnis  kaum  denkbar  wären.  Ist  aber  die 
Verbreitung  so  schwach  und  zeigt  die  Bearbeitung  so  wenig 
Verständnis,  wie  wir  es  sehen  konnten,^)  dann  müssten  sehr 
schwerwiegende  andere  Gründe  hinzutreten,  um  die  Annahme 
einer  piaktisch  erheblichen  Benützung  dieser  Quellen  zu  recht- 
fertigen.  Solche  Gründe  sind  aber  nicht  nachweisbar.  Der 
Eindruck,  den  wir  aus  der  verhältnismässig  schwachen  Ver- 


1)  Es  ist  schon  I.  S.  XVII’.  bemerkt  worden,  dass  man  oft  geneigt  ist, 
Reception  anzunehmen,  wo  nur  ein  Ansporn  zu  einer  im  übrigen  selbständigen 
Entwicklung  vorliegt,  sowie,  dass  man  umgekehrt  der  Bedeutung  des  An- 
sporns nicht  gerecht  wird,  daher  die  Selbständigkeit  zu  scharf  betont.  — Der 
Hauptzweck  der  vorliegenden  Untersuchung  war  die  Feststellung  des  Grades 
und  der  Art  der  Beeinflussung. 

Es  genügt  die  Alterirung  des  deutschen  Rcchtsgeistes  durch  die 
spätere  Reception  des  römischen  Rechtes  mit  den  hier  besprochenen  Er- 
scheiunngen  zn  vergleichen.  Freilich  kann  man  sagen,  dass  der  hier  bemerk- 
bare Mangel  eines  befriedigenden  Abschlusses  für  die  Schaffung  der  Vor- 
bedingungen der  späteren  Reception  in  die  Wagschale  fiel, 
ä)  S.  II.  85  ff. 

*)  S.  I.  laof.,  270ff.  II.  68ff.,  323ff.,  355  ff. 
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breitnng,  namentlich  besserer  Quellen,  ferner  aus  dem  offen- 
sichtlichen Rückgänge  des  Verständnisses  i)  gewonnen  haben, 
entspricht  vollkommen  dem  Eindrücke,  den  die  Art  der  Ein- 
wirkung des  römischen  Rechtes  auf  das  germanische  macht. 
Beides  hängt  zusammen.  Die  Frage  Fitting’s,^)  wie  man  denn 
dazu  hätte  kommen  können,  von  allen  Wissenszweigen  des 
Altertums  gerade  die  Rechtslehre  preiszugeben,  wird  durch  die 
Desorganisation  des  Römertums,  durch  die  innere  Schwäche 
des  römischen  und  die  Widerstandskraft  des  germanischen 
Rechtes,  schliesslich  durch  die  Einengung  des  Anwendungs- 
gebietes des  römischen  Rechtes  beantwortet.  Ein  Wissenszweig, 
dessen  Früchte  unmittelbar  praktische  Bedeutung  haben,  ge- 
langt unter  Umständen  so  ungünstiger  Art,  von  selbst  in  eine 
weitaus  schlechtere  Stellung,  als  alle  anderen.  Noch  weniger 
als  Fitting’s  Auffassung  vermag  die  rein  deductive  Annahme 
Fustel's  de  Coulanges  unparteiischer  Kritik  Stand  zu  halten. 

Besondere  Erwähnung  erfordert  der  Weg,  den  die  italienische 
Schule  — namentlich  Giov.  Tamassia*)  — einschlägt.  Sie 
geht  zwar  auch  von  einer  allgemeinen  Voraussetzung^)  aus,  die 
mitunter  das  Urtheil  beeinflusst  und  beim  Begegnen  von  Ähnlich- 
keiten zwischen  römischem  und  frühmittelalterlichem  Rechte  zu 
oft  Entlehnungen  aus  dem  Vulgarrechte  annehmen  lässt.  Da- 
neben wird  aber  das  methodisch  richtige  Princip  vertreten,  dass 
vorerst  jedes  einzelne  Institut  des  frühmittelalterlichen  Rechtes, 
sowohl  unter  Berücksichtigung  der  vulgarrechtlichen  Form,  als 
auch  der  späteren  mittelalterlichen  Gestalt,  also  ohne  die 


‘)  Der  Rückgang  war  schon  in  der  Interpretation  zum  C'od.  Theod. 
evident;  leider  ermöglicht  erst  die  neue  Mommsen'ache  Ausgabe  des  Cod. 
Theod.  die  volle  Würdigung  dieses  Rückganges;  die  Ausgabe  konnte  für 
das  vorliegende  Werk  nicht  benützt  werden.  Als  weitere  Symptome  des 
Verfalles  sind  die  spärliche  Benützung  des  Justinianischen  Rechtes  im 
langobardiseben  Italien,  der  gänzliche  Mangel  desselben  im  fränkischen 
Reiche,  die  Stellung  der  Lex  Romana  Visig.,  sowie  das  (ibergewicht  der 
Epitomen,  erwähnt  worden. 

2)  S.  n.  87. 

S.  oben  S.  363  ff. 

*)  Nämlich  von  der  Voraussetzung,  dass  das  italienische  Recht,  ebenso 
wie  die  Sprache,  romanisch  sein  müsse;  man  scheidet  dabei  nicht  genügend 
die  Sprach-  und  Cultnrentwicklung  von  der  Rechtsentwicklnng,  die  doch  — 
namentlich  bei  den  Langobarden  — eigene  Bahnen  gewandelt  ist. 
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Mängel  Pustel’scher  Deduction,  untersucht  werden  müsse.  Nur 
muss  bemerkt  werden,  dass,  wenn  auch  die  spätrömische  Ent- 
wicklung zweifellos  als  hochwichtige  Vorstufe  der  mittelalter- 
lichen‘)  germanischen  zu  betrachten  ist,  ihr  doch  nicht  dieselbe 
Bedeutung  zukommt,  wie  der  Gestaltung  der  germanischen 
JRechtsideen  in  den  Tochterrechten.  Es  wird  durch  sorgfältige 
Heranziehung  des  spätrömischen  Rechtes  eine  nützliche  Grund- 
lage für  das  Verständnis  des  Mittelalters  in  den  Kreis  wissen- 
schaftlicher Forschung  einbezogen;  die  Gleichstellung  des  vulgär- 
rechtlichen  Elementes  mit  dem  germanischen  muss  aber  zu 
falschen  Schlüssen  verleiten.  Denn  es  handelt  sich  hier  nicht 
um  zwei  ebenbürtige  Grundlagen  des  mittelalterlichen  Rechtes; 
die  beiden  Elemente  traten  mit  jener  Verschiedenheit  auf,  wie 
sie,  nach  der  ganzen  Lage  der  Verhältnisse,  jeweils,  zwischen 
den  mitgebrachten,  mehr  oder  weniger  gereiften,  eigenen  Rechts- 
gedanken einerseits,  den  Vorgefundenen,  mehr  oder  weniger 
brauchbaren,  Producten  andererseits,  bestehen  musste.  Diese 
Verschiedenheit  war,  je  nach  der  Intensität  der  beiden  Elemente, 
zahlreicher  Abstufungen  fähig;  es  geht  also  nicht  an,  das  Ver- 
hältnis in  eine  stabile  Formel  zu  kleiden,  am  allerwenigsten 
aber,  durch  Annahme  gleicher  Bedeutung,  zu  vereinfachen.  Die 
Ähnlichkeit  gewisser  mittelalterlicher  und  vulgarrechtlicher  Ein- 
richtungen, enthebt  uns  nicht  der  Pflicht,  zu  untersuchen,  ob 
die  betreffenden  mittelalterlichen  Einrichtungen  nicht  dennoch 
selbständig  entstanden  sind,  ob  nicht  der  Einfluss  ähnlicher 
Umstände  in  dem  einen  Palle  das  verfallende,  in  dem  andern 
das  aufstrebende  Recht,  zu  analogen  Resultaten  geführt  hat. 
Man  muss  bei  jeder  derartigen  Ähnlichkeit  auch  fragen,  ob  das 
betreffende  vulgarrechtlicbe  Vorbild  kräftig  genug  war,  um  den 
Entwicklungsgang  zu  beeinflussen,  ob  es  überhaupt  den  Germanen 
hinlänglich  bekannt  war  und  ob  nicht  dennoch  selbständige 
Ausbildung  vorliegt.  Lässt  sich  aber  ein  Zusammenhang  der 
neuen  Institution  mit  alten  eigenen  Ideen,  oder  gar  mit  alten, 
wenn  auch  weniger  entwickelten,  Einrichtungen  feststellen,  so 
darf  schon  die  Benützung  des  fremden  Vorbildes  wenigstens 
zweifelhaft  erscheinen.  Je  besser  die  neue  Institution  in  das 


')  Freilich  mit  den  von  Brunner  angeregten  Einschränkungen;  s. 
oben  8.  hU3. 
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Gesamtbild  des  eigenen  Rechtes  hineinpasst,  je  deutlicher  die 
Spuren,  dass  die  eigene  Entfaltung  sich,  aus  äusseren  oder 
inneren  Gründen,  zur  Schaffung  einer  solchen  Institution  durch- 
ringen musste,  desto  begründeter  erscheint  der  vorerwähnte 
Zweifel.  Man  kann  dann  höchstens  an  eine  Anlehnung,  aber 
nicht  an  eine  Entlehnung  im  eigentlichen  Sinne  denken,  an  eine 
Beschleunigung  des  Entwicklungsresultates  und  seiner  Aus- 
prägung unter  Benützung  eines  vorhandenen  Vorbildes,  darf 
aber  den  Gang  der  Entwicklung  materiell  nicht  als  einen  von 
der  eigenen  Basis  abweichenden,  also  nicht  als  fremdrechtlichen 
bezeichnen.  Gewiss  ist  die  Feststellung  von  Erscheinungen,  die 
Anlehnung,  oder  Beschleunigung  des  Entwicklungsresultates  be- 
weisen, nicht  zu  unterschätzen  und  als  Bereicherung  rechts- 
historischer und  rechtsvergleichender  Erkenntnis  zu  betrachten. 
Nur  möge  man  diese  Fälle  nicht  überschätzen  und  bedenken, 
dass  die  Art  und  die  Ursache  der  Verwendung  fremder  Bruch- 
stücke wichtiger  ist,  als  die  blosse  Thatsache,  dass  sie  Ver- 
wendung fanden.')  — 

Damit  ist  aber  auch  der  grosse  Unterschied  zwischen  diesen 
Vorgängen  und  der  Reception  des  ausgehenden  Mittelalters  ge- 
kennzeichnet. Während  wir  es  hier  bloss  mit  einer  Beschleunigung 
der  Entwicklung  und  mit  der  besprochenen  Beeinflussnngsart  zu 
thun  haben,  brachte  die  spätere  Reception  dem  deutschen  Rechte 
ein  in  Form  und  Inhalt  fremdes  Rechtssystem,  in  dem  sogar 
jene  germanischen  Stoffe,  die  die  italienische  Doctrin  dem 
römischen  Rechte  zugeführt  hatte,  römischen  Grundbegriffen 
nnterordnet  wurden.  War  noch  die  Arbeit  der  Rechtsschule 
von  Pavia  eine  Leistung  germanischen  Rechtsgeistes,  so  hat  in 
der  Reception  die  Macht  des  geschriebenen  römischen  Wortes 
gesiegt;  das  Bedürfnis  nach  einheitlicher  Rechtsgestaltung  ist 
durch  die  romanistische  und  romanisirende  Wissenschaft,  der  die 
lebendige  Auffassung  des  eigenen  Rechtes  nicht  mit  Erfolg  ent- 
gegentreten konnte,  äusserlich  befriedigt  worden.  In  den  Zeiten, 


')  Ea  muss  daher,  wie  mehrmala  angedeutet  wurde,  in  jedem  Falle 
geprüft  werden,  unter  welchen  Umständen,  aus  welchen  (irUnden  nnd  unter 
welchen  Änderungen  der  fremde  Stoff  eindrang;  ferner,  ob  er  wirklich  neue 
Einrichtungen  schuf,  die  obue  ihn  nicht  entstanden  wären;  schliesslich,  ob 
er  sich  auf  die  Dauer  in  dieser  Umgebung  behauptet  hat  und  nicht  ver- 
drängt wurde. 
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die  wir  hier  behandelt  haben,  waren  der  Zusaminenhang  des 
Rechtes  mit  den  rechtsbildenden  Factoren,  sowie  die  Macht  der 
Tradition,  kräftig  genug,  der  Stand  der  römischrechtlichen 
Wissenschaft  im  Westen  aber  zu  schwach,  nm  eine  der  späteren 
ähnliche  Reception  hervorznrnfen.  Deshalb  kam  es  wohl  zu 
einer  Weckung  der  vorhandenen  Kräfte,  zu  einer  Bereicherung 
des  Rechtes,  überhaupt  zu  einer  grösseren,  wenn  auch  nicht 
abschliessenden  Entfaltung,  aber  zu  keiner  Entfremdung.’)  — 

V. 

Die  vorerwähnte  Beeinflussung  alter  Keime  und  vor- 
handener Kräfte  haben  wir  an  einzelnen  Institutionen  beobachten 
können.  Überblickt  man  die  gesammte  Bewegung,  die  in  dieser 
Hinsicht  stattgefunden  hat,  so  kann  man,  neben  dem  schon  be- 
rührten Mangel  entsprechenden  Abschlusses,  noch  andere  Merk- 
male wahrnehmen. 

Zunächst  den  unbewussten  Charakter  der  Entwicklung, 
der  diesem  Stadium  eigen  und  durch  innere  und  äussere  Um- 
stände begründet  ist.’^)  Damit  bängt  es  zusammen,  dass  das 


’)  An  dieser  Stelle  wären  zwei  der  älteren  Litterstur  angehSrende 
Werke  zu  erwähnen,  nämlich:  C.  A.  Schmidt:  D.  principielle  Unterschied 
zwisch.  d.  röm.  u.  germ.  R„  sowie  Fr.  v.  Hahn:  D.  materielle  Überein- 
Stimmung  d.  röm.  n.  germ.  Rechtsprincipien.  Es  ist  natürlich  schwer,  auf 
diese  Werke  einzugeben,  obwohl  dem  Hahn'schen  das  Verdienst  nicht  abge- 
sprocben  werden  kann,  dass  es  Sitte  und  Rechtssatz  trennt  und  die  sog. 
ethische  Behandlung  ansscheidet.  Inhaltlich  erscheint  es  aber  noch  mehr 
verfehlt  als  das  Schmidt'sche.  Denn  wenn  Schmidt,  bei  dem  damaligen 
Stande  der  Wissenschaft  die  principiellen  Unterschiede  nicht  richtig  anf- 
fassen  konnte,  so  bat  v.  Hahn  viele  germanische  Einrichtungen  unterschätzt, 
indem  er  sie  als  „Thatsachen“  oder  „Sittensätze“  falsch  benrtheilte,  dafür 
aber  die  scharfe  Präcisirung  rtSmischer  Rechtssätze  abscbwächte  nnd  derart 
die  materielle  Übereinstimmung  bersteilte.  Die  Reception  des  riSmiscben 
Rechtes  wurde  sodann  als  Aufsteigen  zu  einer  höheren  Stufe  des  materiell 
identischen  Rechtes  bezeichnet.  Nebenbei  ist  Rechtsprinzip  und  Rechts- 
bedUrfnis  nicht  auseinandergehalten  worden. 

Das  Recht  hat  zwar  anfgehört  sacral  zu  sein,  ist  aber  deshalb  noch 
nicht  zu  einem  durchwegs  bewussten  geworden.  In  der  Rechts-  und  Spracben- 
geschicbte  künnen  wir  sehr  verschiedene  Bewnsstseinszustände  unterscheiden ; 
selbst  wenn  man  z.  B.  mit  Steinthal  (D.  Urspr.  d Sprache  113f.)  Er- 
klärungsgründe  „wie  sie  sich  in  dem  gegenwärtigen  Bewusstsein  finden“ 
gelten  lässt,  so  wird  man  doch  den  Einfiuss  innerer  und  äusserer  Umstände 


by  Google 


401 


Rechtsleben  durch  die  unpräcise  Ausgestaltung  der  meisten 
Institutionen  weniger  behindert  wurde,  als  es  sonst  der  Fall 
gewesen  wäre')  und  dass  verschiedene  Keime,  deren  man 
sich  kaum  bewusst  war,  erst  unter  dem  Eindrücke  des  Be- 
dürfnisses zur  Geltung  gelangten.-)  Dem  entspricht  auch  das 
ilbergewicht  der  Rechtsanwendung  Uber  alle  anderen  Arten 

auf  ilie  jeweiligen  Kewuaetseinsgrade  nicht  nnterschätsen  und  das  Entstehen 
der  Ideenasaociationen  als  einen  unbewussten  Vorgang  betrachten.  Namentlich, 
wenn  zu  alten  Ideen  neue  Eindrücke  hinzutreten,  denen  man  im  Rahmen 
des  tbatsächlicben  Bedürfnisses,  also  nicht  aus  irgend  welchen  Erwägungen, 
Rechnung  tragen  muss,  weil  es  die  Ij&ge  erheischt.  Aus  Nothwendigkeit 
entstehen  da  unbewusste  Ideenassociationen.  Wenn  man  dabei  nicht  in  die 
frühere  sacrale  Combination  zuriickverfällt.  so  geschieht  das  roniehmlicb 
deshalb,  weil  man  einer  neuen  Religion  entgegentritt  aber  ein  inniger 
Oontact  zwischen  germanischem  Recht  und  der  Kirche  ist  doch  eingetreten, 
ein  innigerer  als  zwischen  germanischem  und  römischem  Recht. 

*)  War  Ja  doch  nicht  einmal  das  Verhältnis  zwischen  König  und  Volk, 
zwischen  Richter  und  Uerichtsgemeinde  u.  s.  w.  definirt.  Wäre  mau  sich 
dieser  Mängel  bewii.sst  gewesen,  dann  hätten  sich  die  Zustände  zuspitzen 
inUsseu,  man  hätte  nicht  mit  thatsäcblicheu  Verhältnissen  auskomiueu  und 
nicht  so  leicht  den  theoretisch  bedeutsamen  Uegensatz  zwischen  altem  und 
neuem  Rechte  überwinden  können;  nur  weil  der  (legensatz  zum  grössten 
Theile  ein  unbewusster  war,  erfuhr  das  Rechtsleben  nicht  so  grosse 
.Störungen;  als  unwillkürlicher,  gestaltete  sich  der  ganze  V'organg  leichter. 

''')  Han  darf  hier  mit  v.  Ihering  (Ueist  d.  röm.  R.  I.*  35)  sagen,  dass 
die  Kenntnis  der  Rechtssätze  nur  das  Abbild  des  Bewusstseins  der  Zeit 
von  ihrem  Rechte  giebt,  aber  kein  vollständiges  Bild  des  Rechtes  selbst. 
Das  Recht  ist  natürlich  umfang-  und  inhaltsreicher,  als  die  Rechtssätze. 
Die  Auschanung,  die  ein  Volk  von  seinem  Rechte  hat,  ist  nicht  identisch 
mit  dem  wirklichen  Bestände  (s.  Bierling:  Jurist.  Principienlehre  I.  7.); 
denn  es  ist  sich  mancher  Rechtsideen  gar  nicht  bewusst;  z.  B.  weil  noch 
keine  Gelegenheit  war,  diese  vorhandenen  Reebtsideen  zu  entfalten,  oder 
überhaupt  an  die  Oberfläche  treten  zu  lassen.  Kommt  non  eine  solche  Qe- 
legenheit,  z.  B.  eine  Umwälzung,  durch  die  aber  das  eigene  Recht  dennoch 
nicht  gebrochen  wird,  dann  tritt  aus  der  Vorrathskammer  manches  hervor, 
dessen  man  sich  nicht  bewusst  war.  Umgekehrt  kann  ein  V'olk  gewisse 
Rechtseiurichtungen  subjectiv  überschätzen  und  als  Lebensnerv  betrachten, 
obwohl  die  weitere  Entwicklung  beweist,  dass  die  Existenz  auch  ohne  diese 
Einrichtung  möglich  ist;  dies  gilt  z.  B.  für  die  germanische  Volksverfassung 
und  für  die  Volksversammlung,  deren  Rückgang  lange  nicht  so  verhängnis- 
voll war,  wie  man  es  bei  der  Popularität  dieser  Einrichtungen  hätte  au- 
nehmen  können.  Wir  haben  beobachtet,  dass  viele,  anscheinend  neue,  Producte 
bloss  als  neuartige  Entwicklung  alter  Ansätze  ersebeineu,  als  Entfaltung 
unbewusster  Keime. 

V.  Ilalban,  Rom.  Hecht  in  den  germ.  Vulk--Iaateii.  111.  ttö 
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der  Reditsbildung,')  insbesondere  die  geringe  Antorität  der 
ßechtsschöpfung  auf  gesetzgeberischem  Wege,  sowie  die 
Unzulänglichkeit  juristischer  Bearbeitung  und  juristischer  Auf- 
fassung. 

So  wie  die  Entstehung  der  Rechtsanfzcicbnungen  unbe- 
wussten Impulsen  entsprang, so  ist  auch  das  römische  Beispiel 
hier  nur  von  formeller  Bedeutung  gewesen.^)  Die  germanischen 
Aufzeichnungen  dienten,  wenn  man  von  manchen  Theileu  des 
westgothischen  Rechtes,  von  wenigen  Bestimmungen  des  lango- 
bardischen  Edictes,  vom  Edictum  Theodorici,  sowie  von  einzelnen 
karolingischen  Capitularien,  absieht,  weder  dem  Zwecke  plan- 
voller Codification , noch  auch  voller  Zusammenfassung  des 
Volksrechtes.  Deshalb  bieten  sie  keine  Übeisicht  daiüber,  was 
die  Volker  und  ihr  Rechtsgeist  zu  schaffen  fähig  waren,  sondern 
bloss  eine  Reihe  einfacher,  natürlicher  Bilder,  die  der  augen- 
blicklichen Stimmung,  den  herkömmlichen  Anforderungen  der 
Rechtsanwendung  und  dem  Stande  der  technischen  Mittel  ent- 

')  Die  Rolle  der  einielnen  Gesetzgeber  und  ihres  absichtlichen  Handelns 
ist  nicht  schwerwiegend,  jedenfalls  geringer  als  man  hei  dieser  Umwälzung 
erwarten  sollte,  wenn  die  Rochtsentwicklung  eine  voll  bewusste  gewesen 
wäre.  Neuerungen  greifen  nnr  dann  durch,  wenn  sie  dem  Bedürfnisse  ent- 
sprochen; sonst  vermhgen  sie  sich  nur  unter  weitgehenden  Änderungen  zu 
behaupten.  Daher  ist  die  Anwendung  wichtiger  als  die  Statuirung,  die, 
falls  sie  nicht  durchdringt,  als  Rcclitseipcriiuent  bezeichnet  werden  darf.  — 
Wenn  man  in  der  Reclitsgoschicbte  den  wirklichen  Geschehnissen  — richtiger- 
weise — grossere  (um  nicht  zu  sagen  einzige)  Bedeutung  beimessen  soll, 
so  muss  jener  Factor,  der  dem  Reclitsgedankeu  Reclitseigenscbaft  ver- 
leiht, in  den  Vordergrund  gerückt  werden;  dies  geschieht  aber,  in  den  hier 
behandelten  Fällen,  nicht  durch  .Sntzung,  sondern  durch  Anwendung  in  der 
Rechtssprechung;  sie  ist  entscheidend;  denn  häufiger  sind  die  Beispiele,  in 
denen  die  Satzung  vor  dem  Brauch,  als  der  Brauch  vor  der  Satzung  einhielt; 
weder  das  spätere  Westgothenrecht  noch  die  weitgehenden  karolingischen 
Neuerungen  sind  durebgedrungen ; das  Auf  leben  zurückgedrängter  Elemente 
im  spanischen  Rechte,  die  Überwindung  so  mancher  karolingischen  Reform 
durch  das  deutsche  und  französische  Recht,  sprechen  für  die  .Schwäche  der 
Anwendung  zu  weit  gehender  Neuerungen,  gegenüber  der  Kraft  des  alten, 
offenbar  durch  traditionelle  Anwendung,  besser  geschützten  Rechtes. 

ä)  S.  oben  S.  17  ff. 

’)  Es  vermochte,  angesichts  der  Schwächung  der  römischen  Gesetz- 
gebung, der  Gesetzgehungsideo  bei  den  Germanen  zu  keinem  entscheidenden 
.Siege  zu  verhelfen;  s.  oben  S.  374. 
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sprachen.')  Die  technischen  Mittel  selbst  waren  allerdings 
römisch;  aber  trotz  römischer  Travestie  blieb  das  Verhältnis 
zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht  nnrömisch.^)  In  praktischer 
Hinsicht  vermochte  übrigens  die  so  geartete  Gesetzgebung  ihre 
Aufgaben  verhältnismässig  besser  zu  erfüllen,  als  es  bei  materieller 
Befolgung  römischer  Vorbilder  geschehen  wäre.  Die  Anordnungen 
sind  klar  und  unzweideutig;'')  sie  enthalten  directe  Befehle,  be- 


')  Hievon  sind  freilich  organisatorische  Maassregeln,  die  die  Stellung 
der  RUmer,  ihr  Zusammenleben  mit  den  Oermanen  u.  s.  w.  betreffen,  ausza- 
nebmen;  da  ist  bewusster  Plan  vorhanden. 

Die  Einzelantersucbnng  (s.  oben  S.  193  ff.)  lehrt,  dass  die  Entwicklung 
des  Rechtes  und  das  Verhältnis  seiner  materiellen  Quellen  bei  jedem  Volke 
anders  ausfallt,  sowie  dass  der  von  der  rechtshistorischen  Schule  auf- 
gestellte  Gegensatz  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht,  der  natur- 
rechtlichen Befangenheit  und  einer  unhistorischen  Sucht  nach  festen  Kategorien 
entspricht,  daher  durch  die  neuere  Kritik  m.  R.  gerügt  wird. 

Es  ist  schon  oben  das  Übergewicht  der  Rechtsanwendung  Uber  die 
Rechtssatzung  erwähnt  worden.  Die  vielfachen  Einschärfungen  (z.  B.  Bann- 
bussen) beweisen,  wie  schwer  es  war  Oesetzesrecht  durchzufUhren ; der  ein- 
fache Gesetzesbefebl  reichte  nicht  hin.  Wohl  ist  bei  einzelnen  YiSlkem  eine 
Schwächung  des  Gewohnheitsrechtes  bemerkbar,  namentlich  da  die  Übung 
desselben  nicht  mehr  ganz  in  den  Händen  derjenigen  ruhte,  die  das 
Gewohnheitsrecht  ausgebildet  hatten,  sondern  in  den  Händen  von  Organen, 
die  dein  Königtum  näher  standen.  Aus  dieser  Schwächung  hat  aber  nicht 
das  Oesetzesrecht.  sondern  Autorität  und  Willkür  der  betreffenden  Organe 
Vortheil  gezogen.  Es  ist  zu  keinem  genau  präcisirten  Verhältnisse  zwischen 
Gesetz  und  Gewohnheitsrecht  gekommen,  wobei  auch  der  Umstand,  dass 
mehrere  Factoren  an  der  .Schwächung  des  alten  Gewohnheitsrechtes  interessiert 
waren,  in  die  Wagschale  6el.  Wo  es,  wie  bei  den  Westgothen,  zu  einer 
Einigung  zwischen  Staat  und  Kirche  kam,  die  an  der  Schwächung  des 
Gewohnheitsrechtes  interessirten  Factoren  also  zusammeiiwirkten,  hat  die 
Oesetzesidee  grössere  Fort.schritte  gemacht;  ähnliche  Tendenzen  weist  die 
Entwicklung  in  karolingischer  Zeit  auf.  aber  ohne  Erfolg,  da  die  der  Staats- 
idee  abträglichen  Kräfte  schon  zu  mächtig  waren  und  den  Sieg  der  Gesetz- 
gebung erschwerten.  — Für  die  theoretische  Behandlung  des  entwicklungs- 
histnrischen  Verhältnisses  zwischen  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht  s.  Wundt: 
Völkerpsychologie  I.  25  ff,,  sowie  Neukamp  in  Arch.  f.  bgl.  R.  XII.  92  ff., 
ferner  die  Werke  von  Bergbohm,  Bierling,  Neukamp  und  Brie. 
Rechtsdogmati.sch  bietet  das  Problem  in  unserem  Falle  grosse  Schwierigkeiten, 
weil  die  gleichzeitigen  Wandlungen,  die  Bereicherung  des  Rechtslebens, 
die  sociale  Differenzimng,  die  territorialen  Änderungen  u.  s.  w.  Veränderungen 
der  Ideenassociationen  bervorrufen  und  das  Verhältnis  der  Stabilitätsfactoren 
zu  den  Veränderungsfacloren  foriwährend  versohieben.  ' 

Wir  sehen  natürlich  von  redaktionellen  Zweideutigkeiten  ab. 

26" 
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ziehungsweise  Strafandrohungen.  Allerdings  wurde  dadurch, 
dass  den  meisten  Anordnungen  spezielle  Thatbestände  zu  Grunde 
lagen,  die  Anwendbarkeit  der  Anordnungen  eingeschränkt ; aber 
wenigstens  für  die  Fälle,  denen  die  Normen  galten,  also  für 
typische  Fälle,  war  zweifellose  Anwendung  möglich,  für  andere 
war  durch  eine  derartige  Gesetzaufzeichnung  die  Flasticität  der 
Entwicklung  weniger  behindert  als  durch  Normen  allgemeiner  Art. 

Neben  dieser  ganz  unrömischen  Unzulänglichkeit  der  Gesetz- 
gebung und  im  Zusammenhänge  mit  ihr,  haben  wir  das  ebenfalls 
unzulängliche  Rechtsverständnis  erwähnt.  Die  Rechtsauffassnng 
ist,  mit  Ausnahme  des  späteren  Westgothenrechtes,  eine  laien- 
hafte. Sie  hat  zwar  den  divinatorischen  Standpunkt  überwunden, 
ist  aber  eine  äusserliche  geblieben  und  reichte  für  eine  systematische 
Durchbildung  nicht  hin,  noch  weniger  für  die  Begründung  eigener 
Jurisprudenz.') 

Somit  besteht  der  Fortschritt  auf  diesem  Gebiete  wohl  in 
der  Anbahnung  der  Gesetzgebung  und  in  der  Erschüttening 
volksrechtlicher  Rechtsschaffung,  aber  der  der  Rechtsentwicklung 
noch  anhaltende  unbewusste  Charakter  hat  den  Sieg  dieser 
fortschrittlichen  Ansätze  verhindert.  — 

Es  haftet  ferner  dem  Rechte  ein  nur  wenig  überwundener 
Subjectivismus  an.  Die  snbjective  Empfindung  ist  die  primäre; 
erst  nach  und  nach  geht  man,  je  mehr  die  unbewusste  Basis 
verlassen  wird,  der  objectiven  Rechtsauffassung  entgegen,  indem 
man  den  Standpunkt  der  Gruppenordnung  und  der  durch  die- 
selben vertretenen  Interessen  höheren  Zwecken  unterordnet;'-) 


')  Für  (las  Verhältnis  zwischen  Recht  und  Jurisprudenz  kommt  in 
Hetracht,  dass  das  ,Torvolkliche  Recht“  (wir  bedienen  uns  da  der  Terminologie 
Lei  st 's;  s.  Altarisches  Jus  civ.  II.  1 ff.)  durch  die  .Staatsordnung  nicht 
beseitigt  wurde  und  einen  Stoff  bildete,  dem  die  römisch-kirchliche  Rechts- 
technik (und  eine  andere  gab  es  ja  nicht)  schwer  beikommeu  konnte.  Dieser 
Umstand  hat  natürlich  der  fremdrechtlichen  Beeinflussung  Hindernisse  bereitet. 

“)  Man  kann  im  Rechte,  ebenso  wie  in  der  .Sprache,  eine  eigenartige 
Verbindung  des  objectiven  und  snbjectiven  Elementes  beobachten,  die  in 
diesem  Falle  auf  dem  Zusammenhang  des  Denkens  mit  dem  Sprechen,  in 
jenem  Falle  auf  dem  Zusammenhang  des  Kechtsbedürfnisses  mit  der  Rechts- 
äusserung  (Rechtshandlung,  Rechtsprechung  und  Rechtssatzuug)  beruht.  Es 
giebt  also  eigentlich  kein  rein  subjectives  Recht,  wohl  aber  die  Möglichkeit 
eines  Übergewichtes  des  suhjcctiven  Elementes  über  das  objective.  Der 
Subjectivismus  der  Germanen  verträgt  sich  mit  der  Gruppenstructur,  so 
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doch  wird  dadurch  noch  immer  nicht  der  objective  Standpunkt 
erreicht,  wie  er  nur  einem  starken  Staatswesen  entsprechen 
würde;*)  denn  der  individualistische  Zug  erschwert  diese  Ent- 
wicklung.'-) — 

lange  das  indiTiduelle  Interesse  mit  dem  Qruppeuiuteresse  in  Einklang  ge- 
bracht werden  kann;  wo  dies  nicht  mehr  der  Fall  ist,  wird  das  Gmppenband 
gesprengt  und  das  IndiTidunm  freier,  woraus  aber  in  den  meisten  Fällen 
keine  Ausbildung  directer  Rechtsbeziehnngen  zwischen  Staat  und  Individuum 
bervorgeht;  s.  oben  8.  323.  Subjectivismns  und  Individualismus  hängen  hier  so 
zusammen,  dass  für  eine  sonst  gebotene  Scheidung  beider  Begriffe,  Schwierig- 
keiten bestehen.  Es  bedarf  natürlich  keiner  Erörterung,  dass  Subjectivismns 
und  Individualismus  dennoch  mit  einem  weitgehenden  Altruismus  verträglich  sind. 

’)  Im  römischen  Rechte  offenbarte  sich  der  Gegensatz  zwischen  sub- 
jectivem  und  objectivem  Rechte  vornehmlich  auf  privatrechtlichem  Gebiete, 
da  auf  öffentlicbrechtlichem  das  subjective  Element  sehr  schwach  vertreten 
war.  Den  Germanen  fehlt  der  allgemeine  Begriff  des  objectiven  Rechtes, 
daher  spielt  das  subjective  Element  auch  auf  öffentlichrechtlichem  Gebiete 
eine  bedeutendere  Rolle.  Wohl  bot  das  alte  sacrale  Recht  die  Grundlage 
für  die  Entwicklung  einer  über  den  Individuen  schwebenden,  objectiven, 
Rechtsordnung;  aber  dieser  Ansatz  ist  durch  die  Überwindung  des  heidnisch- 
sacralen  Rechtes  vernichtet  und  durch  das  Christentum  noch  nicht  voll  ersetzt 
worden.  Aufzeichnungen  und  Satzungen  haben  zwar  der  objectiven  Rechta- 
auffassung  eine  neue  Basis  gegeben ; aber  die  mangelnde  Ausbildung  der 
Gesetzgebungsgewalt  vermochte  dem  Rechte  in  den  meisten  Fällen  den 
Charakter  des  „pactum*,  d.  h.  einer  durch  den  Willen  der  Genossen  ge- 
tragenen Schöpfung,  nicht  zu  benehmen.  So  hat  also  die  schwache  Staats- 
idee den  Gegensatz  zwischen  objectivem  und  subjectivem  Rechte,  ferner  die 
Unterordnung  des  zweiten  unter  das  erstere,  nicht  hervortroten  lassen. 

*)  Es  ist  oben  (S.  404.  A.  2.)  erwähnt  worden,  dass  in  der  Gruppenstructur 
das  Individuum  weniger  hervortritt,  weil  die  homogenen  Verhältnisse  den 
Einklang  der  Gruppeninteressen  mit  den  individuellen  Bedürfnissen  und  Vor- 
theilen ermöglichen.  Erst  wenn  dieses  Gleichgewicht  erschüttert  ist,  tritt 
der  Individualismus  auch  der  Gruppe  gegenüber  auf,  hält  aber  dennoch  dem 
inzwischen  stärker  gewurdeneu  staatlichen  Gefüge  Stand.  Darin  eben 
äussert  sich  der  germanische  Individnalismus  und  Subjectivismns,  dass  die 
Schwächung  der  alten  Verbände  dem  Staate  noch  keinen  vollen  Vortheil 
bringt  und  dass  mau  den  Rückfall  in  das,  wenn  auch  andersgeartete,  Verbands- 
wesen (tirundhcrrschaft  u.  s.  w.)  dem  Fortschritte  der  Staatsidee  vorzieht. 
Jede  Stärkung  der  Staatsgewalt  wird,  namentlich  durch  die  mächtigeren 
Elemente,  behindert.  Während  z.  K.  der  römische  Patriziat  sich  mit  den, 
auch  gegen  ihn  gerichteten,  Fortschritten  des  Staates  abfand  und  denselben 
andere  Vortheile  abgewann,  hat  der  germanische  Adel  diese  Fortschritte 
durchkreuzt  und  seine  Vortbeile  durch  Zersetzung  der  .Staatsentwicklnng 
gesucht.  Die  subjective  Auffassung  war  so  stark,  dass  sie  selbst  einen 
eventuell  günstigen  Ausgleich  nicht  zuliess. 
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Ein  weiteres,  den  erwäliiiten  Eigenscliaften  entsprechendes 
Merkmal  dieser  Entwicklungsstufe  ist  die,  selbst  in  den  Auf- 
zeichnungen hervortretende,  formalistische  Auffassung  der 
einzelnen  Rechtsverhältnisse  und  die  noch  immer  schwache 
Abstractionsfähigkeit.  Leichter  als  einem  allgemeinen 
Principe,  fügen  sich  die  Germanen  formellen  Einzelnormen,  die 
sich  den  betreffenden  Rechtsverhältnissen  anpassen,  daher  auch 
der  subjeclivon  Empfindung,  die  nicht  in  der  Lage  ist  auf  einen 
inneren  Zusammenhang  formell  verschiedener  Rechtsfälle  einzu- 
gehen, besser  entsprechen,  als  eine  allgemeine  und  abstracto 
Regel.i) 

Wir  hatten  Gelegenheit  wahrzunehmen,  welche  Kraft  noch 
immer  dem  Formalismus  in  dieser  Zeit  eigen  war;  sie  änsserte 
sich  nicht  nur  in  dem  Festlialten  an  alten  Formen  und  Symbolen, 
sondern  noch  bedeutsamer  in  den  Fesseln,  welchen  selbst  die 
Ausgestaltung  des  Rechtes  verfiel.'^)  Formalismus  und  Symbolismus 


Denselben  Zug  sehen  wir  im  Strafrechte,  iiäiiilicli  in  dum  Übergewichte 
des  privatstrafrechtlichen  Gedankens,  in  der  materiellen  Buurtheilung  des 
Thatbestandes  vom  Standpunkte  des  Geschädigten,  in  der  Hartnäckigkeit 
der  Fehde  u.  s.  w.  Da  fand  freilich  eine  Keibe  von  Fortschritten  statt,  aber 
ebenfalls  kein  definitiver  Sieg. 

')  Es  ist  schon  (s.  oben  S.  402)  bemerkt  worden,  dass  die  germanischen 
Rechtsaufzeichnnngen,  abgesehen  von  den  erwähnten  Ausnahmen,  in  der 
Hegel  keine  planvolle  oder  erschöpfende  Znsammenfassuug  boten,  sowie,  dass 
den  meisten  Anordnungen  spezielle  Tbatbestände  vorschwebten  Dieses 
gesetzgeberisch  nugenügende  System,  das  dem  Übergewichte  der  Recht- 
sprechung und  Reebtsanwendung  (s.  oben  S.  402.  A.  1.)  entspricht,  beruht 
nicht  auf  jener  Individualisirungsfähigkeit,  die  man  als  höchste  Richter- 
eigenschaft zu  betrachten  hat.  sondern  auf  dom  schwachen  Abstraci  ions- 
vermögen und  auf  dem  vorbesprocheuen  Subjectivismus,  dem  die  Casuistik 
näher  liegt,  als  Jede  andere  Art.  Somit  besteht  zwischen  subjectiver  Auf- 
fassung und  casuistischer  Normirung  einerseits  und  der  mangelnden 
Abstractionskraft  andererseits  eine  innere  Beziehung. 

So  z.  B.  werden  strafrechtliche  Thatbustände  vermehrt;  aber  innerhalb 
der  neuen  Kategorien  wird  nicht  individualisirt,  sondern  formalistisch  an 
dem  Typus  festgehalten;  hierher  gehört  auch  die  Behandlung  der  Absicht 
und  des  Versuches,  wo  die  Casuistik  eine  Differenzirung  anbahnt,  die  aber 
formalistisch  erstarrt  (s.  III.  208.);  ebenso  die  formalistische  Bestimmung 
der  Deliote  (s.  III.  272.).  Auch  die  Fortschritte  dos  Zeugenbeweises  haben 
den  Formalismus  nicht  überwunden  (s.  III.  291.)  und  sogar  im  Privatrechte 
ist,  trotz  dessen  grosser  Boroichorung,  die  Bedeutung  der  typischen  Formen 
unverhiUtnismässig  wenig  geschmälert  worden  (s.  III.  304.  A.  2.  und  332  f.). 
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bezwecken  die  deutliche  Veranschaulichung  der  Theile,  aus  denen 
sich  die  Rechtshandlung,  oder  das  Rechtsverhältnis,  zusammen- 
setzt;  ■)  etwa  so,  wie  die  Geberdensprache  den  Satz  und  dessen 
Bestandtheile  veranschaulicht. 

Aber  ebenso,  wie  die  Geberdensprache  keine  logische  Syntax 
ermöglicht,  ebenso  erechweren  Forntalismus  und  Symbolismus 
die  Bildung  abgerundeter  Begriffe.  Die  Form  und  das  zu  ihrer 
Unterstützung  dienende  Symbol,  finden,  so  wie  die  Geberde, 
ihre  innere  Begründung  in  der,  wenigstens  für  die  typischen 
Fälle  zutretfenden,  Übereinstimmung  zwischen  dem  Gedanken 
lind  seiner  äusseren  Veranschaulichung.  Sie  werden  anerkannt 
als  Gewähr  deutlicher  Unterscheidung  der  Rechtsverhältnisse 
untereinander'^)  und  beherrschen  daher,  so  lange  sie  im  Vorder- 
gründe bleiben,  die  Entwicklung  in  der  Weise,  dass  die 
formelle  Unterscheidung,  beziehungsweise  Verbindung,  das 
Übergewicht  behält  und  der  begrifiliche  Zusammenhang  formell 
verschiedener  Rechtsverhältnisse,  nicht  hervortritt.  Wir  haben 


Ebenso,  wie  wir  in  der  vor.  Audi,  auf  die  innere  Beziehung  zwischen  Sub- 
jectivismus,  Casuistik  und  Schwäche  der  Abstractiou  hingewieseii  haben, 
ebenso  darf  man  hier  auf  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  Casuistik 
und  Formalismus  hinweiseu. 

’)  Der  Veranschaulichungszweck  ist  ein  formalistischer  Zweck  (s.  III. 
2S'J.  A.  I.)  und  da  ist  es  besomlers  interessant,  dass  selbst  das  später  ent- 
wickelte Imniobiliarverfahren  diesen  Charakter  beibehielt  (I.  c.).  Das 
Bedürfnis  der  Veranschaulichung  ist  aber  auch  im  Sachenrechte  (s.  III.  325 f.) 
und  sogar  im  Obligationenrechte  (s.  III.  33U.  A.  2 und  4,  333.  A.  1,  334. 
A.  1.)  sehr  stark. 

Es  ist  übrigens  sehr  natürlich,  dass  das  Eingreifen  der  Kechtshilfe 
an  die  Voraussetzung  der  deutlichen  Veranschaulichung  geknüpft  war. 
AVenn  wir  bedenken,  dass  man  es  auch  heute  noch  bei  manchen  Rechts- 
verhältnissen für  ungeeignet  hält,  dieselben  vor  ein  äusseres  Forum  zu  ziehen, 
erscheint  nns  die  formalistische  Erschwerung  der  äusseren  AVirksamkeit 
undeutlich  veranschaulichter  Rechtsverhältnisse  erklärlich,  namentlich  bei 
der  geringeren  Autorität  des  .Staates  und  des  Gerichtes,  lliuzu  tritt,  dass 
auch  heute  Rechtsverhältnisse  ohne  Rechtshilfe  dennoch  gut  bestehen.  Wir 
dürfen  also  annehmen,  dass  die  formalistische  ErschwemngäussererAA'irksamkeit 
vielleicht  praktisch  weniger  beengend  war,  als  man  annehnien  sollte.  Dies 
würde  erklären,  dass  eine  allgemeine  Bereicherung  des  Rechtslebcns  und 
namhafte  Fortbildung  eintreten  konnte,  trotz  des  Formalismus  und  ohne 
Überwindung  desselben. 

tt)  Von  Formalismus  und  herkömmlichen  Bräuchen  umgeben,  bewegt 
man  sich  sicher  in  allen  Lagen. 
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es  mit  zahlreichen  Symptomen  dieser  Auffassung  zu  thun;‘) 

Mao  mnai  natürlich  die  Vereinigang  verschiedener  concreter  Recbts- 
verhältnisge,  die,  sei  es  auf  subjectivistischer,  sei  es  auf  formalistischer 
Basis  erfolgt,  von  der  Erscheinung  einheitlicher,  abgeschlossener  Begriffe 
trennen.  So  %.  B.  wird  man  mit  Heusler  aiinehmen  dürfen,  dass  Uunt  und 
Oewere  änsserlicb  einheitlich  anftreten ; dennoch  sind  es  keine  Abstractionen, 
sondern  Vereinigongen  verschiedener  concreter  Kechtsverbältnisse,  für  welche 
die  subjective  Gewalt  des  Berechtigten  die  einigende  Grundlage  abgiebt; 
von  diesem  Standpunkte  werden  bffentlichrechtliche  und  privatrechtlicbo  Be- 
fugnisse verbunden;  die  begriffliche  Unzulänglichkeit  dieser  auf  einem 
äusseren  Komente  ruhenden  Vereinigung  geht  daraus  hervor,  dass  die  Ent- 
Wicklung  der  concreten  Uundialverbältnisse  sich  dnrch  Schmälerung  des 
Grundbegriffes  vollzieht;  s.  Heusler  1.  c.  I.  108.  Dasselbe  gilt  von  der 
scheinbaren  Abstraction  der  Gewere;  es  genügt  mit  Heusler  (I.  c.  I.  396) 
darauf  hinzuweisen,  dass  „die  Römer  hinter  die  blosse  Detentiou  kein 
dingliches  Recht  als  die  Abstraction  derselben  stellen“,  während  die  Germanen 
keine  eigentliche  Detentiou  unterscheiden,  „sondern  nur  eine  Gewere,  deren 
rechtliche  Abstraction  ein  dingliches  Recht  sein  muss*,  um  in  Verbindung 
damit,  was  derselbe  Forscher  an  anderer  Stelle  (1.  c.  II.  7.)  und  namentlich 
Gierke  (Priv.  R.  II.  Iff.;  vgl.  hier  III.  324)  sagen,  zur  Überzeugung  zu 
gelangen,  dass  auch  hier  keine  Abstraction  vorliegt;  daneben  kommt  die 
scharfe  Trennung  des  Sachenrechtes  an  Kobilien  und  Immobilien  in  Betracht, 
die  nur  im  westgothiscben  Rechte  einer  abstracten  Gestaltung  gewichen  ist. 
Wichtig  erscheint  die  Verbindung  sachenrochtlicher  und  obligationenrechtliclier 
Elemente  in  der  Rolle  des  Salmanns,  der  concrete  Charakter  der  Zweck- 
scbenknng  und  überhaupt  der  Hangol  eines  allgemeinen  Alienationbegriffes, 
sowie  die  Verschiedenheit  privatrecbtlicber  Folgen  im  Pfandrechte  je  nach 
den  processrechtlichen  Grundlagen  (s.  III.  329),  also  aus  formellen  Gründen. 
Ähnlich  im  Obligationenrechte.  Es  ist  für  die  Wadia  bezeichnend,  dass 
ihre  Anwendung  mit  mehreren  juristischen  Vorgängen  verkettet  wird,  welche 
an  und  für  sich  gar  nicht  zusammengehören  (s.  Val  de  Lievro:  Launegild 
188);  verschiedene  Rechtsgeschäfte  setzen  sich  um  die  Wadia  „wie  um  einen 
gemeinsamen  Rrystallisationspunkt“  an;  sowohl  Launegild  als  Wadia  treten 
nicht  nur  bei  verschiedenen  Rechtsgeschäften,  sondern  auch  in  verschiedener 
Function  auf  (als  essentiale  negotii,  als  Beweis,  als  Arrha  u.  s.  w.);  an  dur 
Hand  der  Ausführungen  Val  de  Liövro’s  wird  es  klar,  welche  Rolle  das 
rein  äusserliche  Moment  als  Biuilemittel  grundverschiedener  Institutionen 
spielte;  s.  auch  Schupfer  in  Arch.  giur.  XXXI.  6l3f.  Auch  im  Familien- 
rechte begegnen  wir  analogen  Erscheinuugen.  Im  Anschlüsse  daran,  was 
Uber  die  Munt  gesagt  wurde,  kommt  die  Anlehnung  der  Herrengewalt  Uber 
Knechte  an  die  Familienmunt  in  Betracht.  Es  fehlt  eine  einheitliche  Be- 
stimmung des  Begriffes  der  Verwandtschaft,  die  vielmehr,  je  nach  dem 
speciellen  Zwecke,  verschieden  berechnet  wurde  (s.  Ficker;  Erhenfolge  I. 
472.),  ferner  fehlt  ein  einheitliches  Repräsentationsrecht  (Ficker  1.  c.  II. 
106.).  Abstracto  Merkmale  weist  der  Treuobegriff  auf;  Sickel  in  Giitt. 
gel.  Anz.  1890.  8.  213. 
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sie  dehnt  sich  sogar  auf  einen  Theil  der  neuen  Entwicklung 
aus.  *) 

Je  lebendiger  der  Einzeleindruck  auftritt,  desto  schwerer 
gelangt  man  zur  Abstraction.  Ein  Recht,  das  im  allgemeinen 
an  den  äusserlich  wahrnehmbaren  Erscheinungen  festhält,  reagirt 
zwar  entsprechend  auf  kräftige  Anregungen , wie  sie  hier 
namentlich  von  den  neuen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  aus- 
gehen ; diese  Anregungen  fördern  die  Entwicklung  neuer  Rechts- 
verhältnisse, aber  vorläufig  noch  nicht  deren  Verallgemeinerung; 
die  Mehrung  des  Rechtsreichtums  hat  die  Möglichkeit,  aus  den 
immer  zahlreicheren  Einzelvorstellungen  Begriffe  zu  abstrahiren, 
vorläufig  eher  erschwert  als  beschleunigt.^)  An  den  langsamen 


Auch  im  Process-  und  Strafrechte  gilt  dasselbe.  Namentlich  ist  der 
Frocess  um  Liegenschaften  in  dieser  Beziehung  interessant;  man  sieht  da, 
wie  sich  die  Binzeltbeile  aneinander  reihen,  ohne  dass  eine  begriffliche 
Synthese  entsteht.  Die  rein  äussorliche  Bestimmung  strafrechtlicher  That- 
bestände  ist  schon  erwähnt  (s.  oben  S.  406.  A.  2.);  hierher  gehört  auch  die 
äusserlicbe  Combination  politischer  Verbrechen  (III.  273.  A.  4.)  und  die 
Entwicklung  des  Strafensystoms  aus  der  alten  einheitlichen  Grundlage  der 
Friedlosigkeit;  s.  III.  273. 

’)  Einzelnes  davon  ist  schon  in  der  vorigen  Anm.  erwähnt.  Hier  wäre 
noch  zu  verweisen  auf  die  separate  Entwicklung  des  Iminobiliarsachenrechtes 
und  deren  Einfluss  auf  das  Erbrecht;  es  giebt  weder  ein  einheitliches  Sachen- 
recht, noch  ein  einheitliches  Erbrecht;  in  diesem  Falle  war  daher  gerade  die 
fortschrittliche  Entfaltung  des  Rechtsicbons  der  Verallgemeineiung  der  Be- 
griffe abträglich,  weil  die  h'ähigkeit  abstracto  Begriffe  zu  bilden,  nicht  hin- 
reichte.  Es  ist  (II.  134)  erwähnt  worden,  dass  der  Gairethinx,  trotz  römischer 
Details  im  langobardischen  Obiigationenrechte.  die  Verallgeineinerung  der 
Begriffe  auf  diesem  Gebiete  störte  und  wir  haben  analoge  Erscheinungen  an 
der  Entwicklung  des  fränkischen  Obligationeurechtes  wahrgenoinmen  (III. 
332.).  Es  bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  dass  wir  es  hier  mit 
dem  engsten  Zusammenhänge  zwischen  Fonualisiuus  und  Abstractionsniaiigel 
(s.  oben  S.  4ii6.  A.  1.)  zu  thun  haben;  so  z.  H.  beruht  die,  für  Privat-  und 
Strafrecht  gleich  wichtige,  .Schablouisirung  des  Schadensersatzes,  sowohl  auf 
dem  Formalismus,  der  zur  Feststellung  typischer  Fälle  drängt,  als  auch  auf 
dem  Abstractionsiuangel,  der  eine  Vcrallgenioincrung  des  Schadensbegrift'es 
hindert.  Mau  findet  Gierke’s  Bemerkung  (Genoss.  R.  II.  462;  s.  auch 
475),  dass  das  Allgemeine  im  Kleide  dos  Besonderen  und  das  Besondere  mit 
dem  Ansprüche  auf  allgeimune  Giltigkeit  auftritt,  gerechtfertigt. 

Wir  haben  dies  an  der  (s.  vorige  Anm.)  erwähnten  Abzweigung 
der  beiden  Theile  des  Sachenrechtes  bemerkt.  Im  allgemeinen  erfolgte,  durch 
die  Vermehrung  von  Thatbeständen,  natörlich  eine  Erweiterung  des  Rechts- 
lobens  und  der  Rechtsprechung.  Dennoch  ist  es  fraglich,  ob  man  hier 
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Fortschritten  der  Systematisirnng  und  Abstractionsbildung  im 
römischen  Rechte,  kann  man  die  grossen  Schwierigkeiten,  die 
hier  vorherrschen,  ermessen,  sowie  die  Gefaliren  des  Rückfalles.’) 
Schwer  fällt  es,  die  Einzelerscheinungen  als  Symptome  eines 
gemeinsamen  Princips  aufzufassen.  So  wie  man  sprachlich,  selbst 
noch  heute,  eine  und  dieselbe  Sache,  je  nach  dem  Entwicklungs- 
Stadium,  in  dem  sie  sich  augenblicklich  befindet,  mit  verschiedenen 
Namen  bezeichnet  und  den  dem  Wesen  dieser  Sache  entsprechenden, 
allgemeinen  Namen  weit  seltener  anweudet,^)  ebenso  geschieht 
es  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes;  auch  da  wird  zunächst  die 
specielle  Form  eines  jeden  Rechtsverhältnisses  separat  erfasst, 
bevor  man  sich  der  inneren,  begrifflichen,  Gemeinsamkeit  formell 
verschiedener,  dennoch  auf  denselben  Grundideen  beruhender, 
Verhältnisse,  bewusst  wird. 

So  hängen  also  einerseits  der  unbewusste  Charakter  der 
Rechtsentwicklung,  Subjectivismus,  Formalismus  und  Abstractions- 
mangel  untereinander  innerlich  zusammen,  andererseits  stehen 
sie,  wie  mehrfach  erwähnt  wurde,  mit  der  Unzulänglichkeit  der 
Staatsidee,  die  ebenfalls  unter  dem  Abstractionsmangel  leidet, 
in  Verbindung;  den  äusseren  Ausdruck  dieses  Complexes  von 
Eigenschaften  bildet  die  Casuistik  formalistisch  festgestellter 
Typen,  deren  Ergänzung  nur  von  Fall  zu  Fall,  aber  nicht  auf 
Grund  allgemeiner  Principien,  möglich  ist. 

Dennoch  liegt  auch  hier  ein  Fortschritt  vor.  Das  Über- 
gewicht des  GewohnheiLsrechtes  und  der  Sitte,  mit  allen,  der 

Schaffung  von  Analogie  annehmen  darf.  Je  nach  dem  gegenseitigen  Kräfte- 
verhältnisse der  an  der  Rochlsanweniiung  hetheiligt.en  Factoron  üborwiegt 
entweder  die  Tendenz,  einen  neuen  Fall  unter  eine  neue  Norm  (beziehungs- 
weise kilnigliche  Kntscheidung)  zu  bringen,  oder  verwandte  Fälle  analog 
zu  behandeln.  Gcmä.ss  den  bisherigen  Ausführungen  wird  man  annehmen 
dürfen,  dass  für  die  Analogiebildung  formelle  Merkmale  wichtiger  waren, 
als  materielle;  über  die  Zwischenstadien  der  Analogiephänomone  s.  W.  Stern  ; 
Die  Analogie  im  volkstUml.  Denken  I4f.  Die  Anlehnung  neuer  Kechts- 
fornien  an  die  alte  Grundlage  ist,  an  und  für  sich,  noch  nicht  Analogie, 
jedenfalls  aber  keine  bowus.ste  Analogie. 

')  Bekanntlich  hat  erst  das  classische  römische  Recht  Personen  und 
Sachen  iu  abstracter  Weise  hingestcllt.  Die  Blüthe  der  römischen 
Systematisirung  liel  mit  der  Kräftigung  der  Staatsgewalt  zusammen.  Die 
Zersetzung  der  staatlichen  Verhältnisse  brachte  den  Verfall,  der  das  Vulgar- 
recht gerade  hinsichtlich  der  Begriffsschärfe  kennzeichnet. 

Z.  B.  Fühlen  und  Pferd. 
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germanischen  Entwicklung  dieser  Zeit  anhaftenden  Eigenheiten, 
bildet,  an  und  für  sich,  kein  Hindernis  der  Verallgemeinerung. 
Denn,  ungeachtet  des,  die  Abstraction  erschwerenden  Formalismus, 
vermag  auch  das  Gewohnheitsrecht  allgemeine  Merkmale  anzu- 
nehmen, aus  denen  manches  abgeleitet  wird,  ebenso  wie  aus 
abstracten  Begriffen.  Insoferuc  liegt  also  eigentlich  schon  in 
jedem  festgefügten  Complex  von  Sittensätzen  der  Keim  der 
Verallgemeinerung;  mit  der  Zeit  treten  gewisse,  besondere  auf- 
fallende, Eigenschaften  der  dem  Complexe  angehörenden  Theile 
in  den  Vordergrund  und  werden  für  das  Ganze  maassgebend.*) 
Die  culturellcn  Fortschritte,  die  den  neuen  Eindrücken  und  der 
neuen  Lage  entsprangen,  haben  die  erwähnte  Beschleunigung 
der  Entwicklung^)  hervorgerufen.  Dieser  Beschleunigung  aber 
musste,  angesichts  der  Bereicherung  des  Rcchtslebens  und  der 
Steigerung  des  Verkehres,  nach  und  nach  eine  Vereinfachung 
des  überflüssigen  Formalismus  entspringen.^)  War  es  auch,  bei 
dem  erwähnten  Complexe  von  Eigenschaften,  durch  die  sich 
diese  Entwicklung  amszeichnet,  unmöglich,  den  Formalismus 
fallen  zu  lassen,  so  konnte  er  doch  den  Bedürfnissen  angepasst 
werden  und  es  konnte,  von  der  formalistischen  Basis  aus,  eine, 
natürlich  nicht  abstracto,  Systematik  und  Verallgemeinerung 
angebahnt  werden,  die,  obwohl  von  einer  abstracten  Bogriffs- 
bildung  ganz  verschieden,  dennoch  einen  Fortschritt  bedeutet. 
Die  Gemeinsamkeit  formalistischer  Gesichtspunkte  ermöglichte 
die  Combination  verschiedener  Rechtshandlungen  und  Rechts- 
geschäfte.'*)  Ein  Sieg  des  begrifflichen  Momentes  über  das 
äusserliche,  formelle,  ist  in  dieser  Zeit  noch  nicht  erfolgt;  der 
von  den  Römern  und  der  Kirche  ausgehende  Impuls  zu  abstractem 


*)  S.  Wundt:  T.ogik  I.  4Sff.  Freilich  muss  mau  fragen,  was  jeweils, 
als  Haupteigenschaft,  in  den  Vordergrund  tritt,  ob  die  äusserlichen  Momente, 
oder  die  begrifflichen. 

*)  S.  oben  S.  SSO. 

*)  S.  Vierkandt  1.  c.  132,  Wundt  1.  c.  I.  1.  418ff. 

*)  Zunächst  die  Vereinigung  formell  verschiedener  Theile  eines  Rechts- 
gesebäftes,  gemäss  dem  VeranschanlichungsbedUrfnisse,  dem  die  äussere 
Einheitlichkeit  von  Alienation  und  Besitzuberlragung,  von  Obligation  und 
V'erbürgung  u.  s.  w gut  entsprach.  Diese  Concentrirungssucht  mochte  dazu 
beigetragen  haben,  dass  den  Uernianen  schon  in  dieser  Zeit  ein  so  complicirtes 
Institut,  wie  das  Ordrepapier,  mundgerecht  wurde. 
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Denken,  der  sich  culturell  geltend  machte,*)  hat  die  hier  er- 
wähnte Beschleunigung  beeinflusst,  aber  noch  keine  begriffliche 
Verallgemeinerung  auf  juristischem  Gebiete  zu  Tage  gefördert.^) 
Die  embryonale  Systematik, ist  nicht  zu  unterschätzen.  Bewegt 
sich  auch  das  juristische  Denken  noch  überwiegend  auf  alter 
Grundlage  und  im  Banne  herkömmlicher  Auffassungen,  so  hat 
man  doch  diesen  Ideen  theilweise  nur  formell  Rechnung  ge- 
tragen und  es  haben  sich  Umgehungen  eingebürgert,  die  einer 
inneren  Überwindung  desjenigen,  woran  man  äusserlich  festhielt, 
gleichkamen^)  und  die  praktischen  Folgen  des  Mangels  allge- 
meiner Begriffe  einschränkten,  ohne  den  Mangel  selbst  zu  be- 
seitigen und  die  fehlende  Abstraction  zu  ersetzen.  Wir  haben 
es  also  auch  hier,  wie  in  so  vielen  anderen  Fällen,  mit  eigener, 
wenn  auch  durch  den  fremden  Impuls  beschleunigter,  Entwicklung 
zu  thun.  — 

Als  Begleiterscheinung  der  vorbesprochenen  Eigenschaften 
ist  die  ungenügende  Abgrenzung  der  Rechtsgebiete 
untereinander  zu  erwähnen.  Allerdings  kann  man  wahrnehmen, 
dass  die  Entwicklung  einer  Harmonie  der  einzelnen  Theile  des 
Rechts-  und  Wirtschaftslebens  entgegengeht;  denn  den  Ver- 
änderungen auf  einem  Rechtsgebicte  entsprechen  in  der  Regel 
Veränderungen  auf  anderen  Gebieten;  der  Zusammenhang  der 
betreffenden  Umwandlungen  ist  in  den  meisten  Fällen  nach- 
weisbar. Aber  dieser  Zusammenhang  entspricht  natürlich  keiner 
planmässigen  Anlage  und  führt  auch  deshalb  zu  keiner  Scheidung 
des  öffentlichen  und  privaten  Rechtes,  ja  überhaupt  zu  keiner 
Scheidung  der  Rechtsgebieto.  Das  Individuum  ist  bestrebt, 
verschiedenartige  Befugnisse  in  seinen  Macht-  und  Rechtskreis 
zu  ziehen;  eine  Trennung  der  Individualintere.ssen  von  denen 
der  Gesammtheit  kann  nicht  vollzogen  werden,  da  man  sich  zu 
einem  dom  Individuum  übergeordneten  öffentlichen  Rechte  nicht 
durchringt;  dem  Rückgänge  öffentlichrechtlicher  Bedeutung  alter 
Verbände,  wie  der  Sippe,  steht  andererseits  die  privatrechtliche 


')  S.  Th.  I.  S.  50. 

.S.  Gicrke:  Oennss.  K.  II.  H1‘. 

•'*)  Ahgeseheii  von  dem  Westgotlienrechte,  ».  dasjenige,  wa.s  II.  127 
über  daH  langobardischo,  sowie  III.  37  über  das  aali.seho  Recht  gesagt  wurde. 

*)  So  das  Launegild  in  seiner  Fortbildung,  oder  die  Umgehung  der 
Stellvertretung,  .ScbeingeHchäfte  u.  s.  w. 
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Gestaltung  öffentlichrechtlicher  Befugnisse  entgegen.  Wohl 
ist,  unter  dem  Eindrücke  römisch -kirchlicher  Impulse,  eine 
Differenzirung  angebahnt  worden,  aber  die  Unzulänglichkeit  der 
Gesetzgebung  hat  ein  Ausreifen  verhindert;  die  Verwaltung 
versagte  und  ist  mit  einem  Tlieile  des  Gerichtswesens  durch 
Grundherrschaft  und  Immunität  der  Privatmacht  verfallen;  des- 
gleichen hat  das  Steuerwesen  vielfach  seine  öffentlichrechtliche 
Bedeutung  eingebüsst,  ebenso  wie  das  alte  Heerwesen,  mit  dem 
das  Lehenswesen  wetteiferte.  Die  aufkommende  Scheidung  des 
öffentlichen  und  privaten  Rechtes  ist  undurchführbar  geblieben, 
wenn  auch  die  Bereicherung  der  einzelnen  Rechtsgebiete  den 
inhaltlichen  Umfang  derselben  vermehrte.') 

Es  fehlte  eben  das  Bewusstsein  des  Unterschiedes  der  den 
einzelnen  Rechtsgebieten  zufallenden  Aufgaben  und  die  subjective 
Auffassung  Hess  dieses  Bewusstsein  schwer  ausreifen.'')  Wohl 
fehlt  keinem  Rechte  die  gewisse  Mittelschichte  zwischen'  den 
einzelnen  Rechtsgebieten;  ihr  Vorhandensein  begründet  aber 
nicht  den  Mangel  des  Bewusstseins  der  wesentlichen  Unterschiede, 
die  man  trotzdem  empfindet.  Hier  wurde  dagegen  durch  zahl- 
reiche Combinationen  dem  öffentlichen  Rechte  die  Kraft  benommen, 
wichtige  Theile  des  Recht.slebens  in  seinen  Bereich  einzubeziehon, 
während  andererseits  das  Privatrecht  nicht  die  Möglichkeit  er- 
langte, die  betrefi'enden  Verhältnisse  privatrechtlicli  zu  beherrschen. 


VI. 

Schwer  fällt  es  vom  Standpunkt  der  allgemeinen  Ent- 
wicklungsgeschichte den  Charakter  dieser  Entwicklung  zu 

M Es  genügt  auf  das  in  den  meisten  Fällen  ganz  unzureiebende  Ver- 
hältnis zwischen  Straf-  und  Oivilprocess  hinzuweisen,  auf  das  Verhältnis 
zwischen  Schadensersatz  und  Strafe;  oder  auf  die  schwankende  Ureuze 
zwischen  Verwaltungsrecht  und  Process  (s.  was  über  das  Appollwesen  gesagt 
wurde;  oben  S.  222.  A.  4,  223.  A.  1,  277.  A.  4,  299.  A.  9.),  sowie  zwischen 
Verwaltungsrecht  und  .Strafrecht  (s.  oben  .S.  271.  A.  2.)  u.  s.  w. 

Bonfante  hat  (Rev.  gen.  du  dr.,  de  la  legislat.  et  de  la  jurisprud. 
XXVI.  S.  297 f.)  die  Gründe  besprochen,  die  die  Trennung  zwischen  öffent- 
lichem und  privatem  Recht  in  Rom  hervorgerufen  haben.  Die  rümi.sche 
Scheidung  hätte  auf  die  Germanen  schon  deshalb  übergehen  können,  weil 
ihnen  doch  das  Privatrecht  der  Römer  mehr  Impulse  hot,  als  das  öffentliche. 
Dennoch  ist  diese  Scheidung  nicht  übernommen  worden,  weil  das  germanische 
Recht  seine  eigenen  öffentlichrechllicheu  Begriffe  beibehalten  und  eigene 
Combinationen  des  Sffentlicben  und  privaten  Rechtes  entwickelt  hat. 
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bestimmen.  Die  Einzel forschnbg  vermag  nur  den  thatsächlichen 
Gang  der  Ereignisse  und  das  Gesammtergebnis  fostzustellen ; sie 
vermag  aber  nicht  die  Einfügung  des  Resultates  in  das  allgemeine 
Bild  der  menschlichen  Geistesentwicklung  vorzunehmen;  noch 
weniger  ist  sie  in  der  Lage,  auf  Entwicklungsgesetze,  deren  Walten 
so  verschiedener  Auffassung  und  Erklärung  unterliegt,  zu  schliessen. 

Immer  wieder  kommt  das  alte  Problem  der  giiechischen 
Philosophie,  mit  allen  Zweifeln,  die  sich  seit  Heraklit  und 
Parmenides  daran  knüpften,  in  Betracht;  denn  das  Ding,  das  sich 
verändert,  ist  doch  nicht  nur  veränderlich.  Daher  die  Schwierigkeit, 
die  sich  für  die  Rechtsgeschichte  aus  dem  Bleibenden  und  dem  Ver- 
änderlichen am  Rechte  ergiebt,  ferner  aus  der  im  Laufe  der  Ent- 
wickl  ungnicht  leicht  durchzuführenden  Scheidung  des  Substantiellen 
vom  Accidentellen.  Man  läuft  Gefahr,  entweder  in  eine  ungerecht- 
fertigte Dogmatisirung  der  veränderlichen  Erscheinungen,  oder  in 
eine  Unterschätznngdes  Bleibenden  zu  verfallen;  daneben  die  Frage, 
ob  die  beobachteten  Änderungen  qualitativer  oder  quantitativer 
Art  sind.i) 

Angesichts  dieser  Schwierigkeiten  erscheint  die  Erfassung 
der  in  der  Entwicklung  wahrnehmbaren  leitenden  Ideen  ge- 
boten. Es  ist  rechtshistorisch  von  grösster  Bedeutung,  ob  in 
den  Entwicklungserscheinungen  die  alten  oder  die  ueuen  Ideen 
iiberwiegen.  Die  einzelne  Erscheinung  mag  rechtsdogmatisch 
sogar  als  qualitative  Aenderung  zu  betrachten  sein;  beruht  sie 
aber  auf  alten  Ideen,  so  bedeutet  sie  entwicklungshistorisch  doch 
nur  eine  unwesentliche  Aendei  ung;  beruht  sie  dagegeu  auf  einer 
neuen  Idee,  dann  mag  sie  rechtsdogmatisch  nur  als  quantitative 
Aenderung  zu  bezeichnen  sein,  sie  ist  doch  von  wesentlicherer 
Bedeutung  als  im  ersten  Falle.  Jedwede  Idee  kann,  je  nach 
der  Kraft,  mit  der  sie  den  Entwicklungsnmsfändcn  begegnet, 
dogmatisch  verschiedene  Ausprägungen  erfahren;  es  liegen  dann 
die  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  und  demnach  veräuderungs- 
fähigen  Verkleidungen  denselben  Grundidee  vor.  Umgekehrt  kann 
ein  Zusammentreffen  besonderer  Umstände,  aufGrund  verschiedener 

*)  Könnt«  man  lias  Recht  aU  einen  Stoff  von  bestimmter  Qualität  aiiffaasen, 
so  wären  alle  Veränderungen  als  quantitative  zu  liezeiclinen.  Das  Kcelit  ist  aber 
kein  Urstoffvoueinbeitlicli  bi'stiinniter  Qualität,  ebenso  wie  es  auch  nicht  qualitäts- 
losist; es  ist  qualitativ  vielseitig.  Daher  entstehen  durch  quantitative  Änderungen 
neue  Qualitäten,  die  ihrerseits  vielfachen  Umwertungen  unterliegen. 
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Ideen,  analoge  dogmatische  Formen  hervorbringen;  in  diesem  Falle 
bestehen,  trotz  augenblicklich  analoger  dogmatischer  Umhüllung, 
die  verschiedenen  Auffassungen  fort.  Auch  für  die  Auseinander- 
haltung des  Substantiellen  und  Accidentellen  bildet  die  Betrachtung 
der  leitenden  Ideen  die  einzig  verlässliche  Richtschnur. 

Es  ist  klar,  dass  man  die  historischen  Entwicklungsergebnisse 
nicht  nach  einem  theoretischen  Ideal  der  Continuität  benrtheilen 
kann.  Die  Rechtsgeschichte  bestreitet  gewiss  nicht  die  Gesetz- 
mässigkeit der  Rechtsentwicklnng;')  so  wie  in  der  Physik  die 
atomistischo  Auffassung  der  energedschen  weichen  musste,  so 
rechnet  auch  die  Rechtsgeschichte  mit  einer  Entwicklung,  die 
als  Ergebnis  der  Energie  der  Rechtsbegriffe  und  Institutionen, 
gegenüber  den  wechselnden  Entwicklungsmodalitäten,  erscheint. 
Aber  eben  deshalb  haben  wir,  neben  der  Evolution,  die  sich 
ihrerseits  entweder  auf  eigenen  Grundlagen,  oder  unter  fremden 
Einflüssen  vollzieht,  mit  der  Möglichkeit  der  Autogenese,  wenn 
auch  in  noch  so  beschränktem  Umfange,'-)  zu  rechnen.  Und  deshalb, 
weil  man  nicht  in  der  Lage  ist,  alle  Erscheinungen  genetisch  zu  er- 
klären und  jede  Autogenese  die  Entwicklung  ablenkt,  indem  sie  neue 
y oraussetzungen  schafft,  muss  man  darauf  verzichten,  heterogene  Er- 
scheinungen auf  einheitliche  Entwicklungsgesetze  zurückzuführen.^) 

■Wir  haben  dem  für  die  Entwicklung  so  wichtigen  Ver- 
hältnissez  wischen  dem  Beharrungsvermögen  und  den  Entwicklungs- 
impnlsen  Aufmerksamkeit  gewidmet.'*)  Die  Einzelforschung  zeigt, 
dass  sich  die  letzteren  entweder  allmälig,  wenn  auch  unausgesetzt, 
äussern,  oder  aber  eine  plötzliche  Verstärkung  erfahren,  sei  es 
durch  Erschütterungen,  oder  durch  den  Einfluss  fremder  Ideen, 
denen  gegenüber  das  Beharrungsvermögen  zu  schw'ach  ist,  um  eine 
Ablenkung  der  Entwicklung  zu  verhindern.  Jede  Berührung  mit 
fremden  Elementen  wirkt  ablenkend;  natürlich  verschieden  je  nach 
dem,  obman  mithöher  oder  tieferstehenden  Völkern  in  Fühlung  tritt. 
Hätten  die  Germanen  ihre  Staaten  in  inferiorer  U mgebung  begründet. 


’)  Znzugeben  ist  freilich,  dass  sie  ihr  zn  wenig  Beachtung  schenkt; 
s.  Neukamp:  Gntw.  Gesch.  d.  R.  1.  Bd.  Einl. 

2)  Es  ist  bekanntlich  in  der  Kogel  schwor  festzustellcn,  oh  nicht  trotz 
scheinbarer  Autogenesc,  dennoch  unbekannte  Einflüsse  thiitig  waren. 

^ M.  R.  unterscheidet  daher  z.  B.  Tardo  (Les  lois  de  la  transforniation 
S.  126.)  die  Gesetze  der  Verursachung  von  denen  der  Evolution. 

*)  S.  oben  S.  372 ff. 
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SO  hätte  dies,  bei  Vorhandensein  anderweitiger  günstiger  Umstände, 
eine  ruhigere  Fortentwicklung  des  Rechtes  auf  alter  Basis  zur  Folge 
gehabt.  Hier  aber  musste  die  Entwicklung  theilweise  jene  neuen 
Bahnen  einschlagen,  die  wir  zu  besprechen  Gelegenheit  hatten.  Eine 
solche  Ablenkung  und  desto  mehr  ein  Abbruch  der  früheren  Ent- 
wicklung, wie  wir  ihn,  freilich  nur  bei  wenigen  V ölkern  bemerken,  ent- 
scheidet über  den  Charakter  der  Oontinuität  und  des  Fortschrittes ; 
Continuität  und  Fortschritt  sind  eine,  durch  innere  und  äussere 
Kräfte  bestimmte  Fortbewegung. 

Je  einfacher  die  Verhältnisse,  desto  gleichmässiger  die 
Continuität.  Erst  die  zunehmende  Differenzirnng,  für  die  sowohl 
eigene  innere  Kräfte,  als  auch  äussere,  fremde  Einflüsse  thätig 
sind,  steigert  das  Veränderungsbedürfnis.  Doch  haben  wir  gesehen, 
dass  die  fremden  Einflüsse  nur  concrctc  und  nicht  abstracte 
Wirkung  übten,  da  für  neue  Abstractionen  der  Boden  fehlte  und 
der  fremde  Einfluss  nicht  so  weit  reichte,  um  die  alten  Grundideen 
durch  neue  zu  ersetzen.  Liegt  also  keine  lückenlose  Continuität 
vor,  so  finden  wir  doch  genügende  Gründe,  um  die  Lücken  und 
Ablenkungen  zu  erklären  und  den  historischen  Zusammenhang  fest- 
zustellen;*) derselbe  ist  auch  vom  evolutionistischen  Standpunkt 
befriedigend,**)  wenn  man  nicht  eine  theoretisch  unbe.gründete 
und  rechtshistorisch  haltlose  Forderung  nach  gleichmässiger 
Continuität  erhebt.  Das  Organische  der  Entwicklung  wird  auch 
dadurch  nicht  beeinträchtigt,  dass  sich  z.  B.  die  Mischrechte  in 
manchen  Theilen  neuer,  in  andern  aber  alter  Bestandtheile  be- 
dienen; denn  entscheidend  ist  nicht  die  Herkunft  der  Stoffe, 
sondern  ihre  Verarbeitung  und  Eingliederung.  Heterogene  Stoffe 
und  Eigenschaften  können  ohne  volle  Schädigung  der  Continuität 
vereinigt  werden.  So  lange  Beharrungsvermögen  und  Anpassungs- 
fähigkeit in  nöthigem  Maa.sse  vorhanden  sind,  so  lange  die  Ent- 
wicklung nur  die  Andersvertheilung  der  beweglichen  Stoffe 
herbeiführt  und  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  noch  möglich 


'I  Kreilicli  ilarf  man  sich  nicht  (larüh«i-  täuschen,  dass  das  subjective  Nach- 
eiuptiiidcn  des  Ziisaiiiiiiciihaiiges  dabei  eine  liolle  spielt.  Die  wirklichen  Ursachen 
des  psychischenU  eschchens  sind  niemals  so  best  iniint  erkennbar,  dass  man  nicht  die 
wissenschaftlich  tfcfähi  liehe  Wahl  zwischen  den  verschiedensten  Ursachen  hiitte. 

'*)  Wir  haben  ;jesehen,  dass  sehr  viele  Krscheiniingen  als  neue  Variationen 
alterffruudideen  auftreten;  man  braucht  also  nichteinmalzur  sog.Katastropheii- 
Iheorie  zu  greifen,  um  an  der  Entwicklungstheorie  Correcluren  vorzunehmeu. 
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ist,  so  lange  also  die  für  die  Continnität  erforderlichen  Bedingungen 
der  Action  und  Reaction  sich  in  demselben  Kölner  vereinigen, 
können  sich  die  treibenden  Kräfte  auf  gemeinsamen  Mittellinien 
begegnen;  es  sind  dies  natürlich  nicht  immer  gerade  Linien. 
Unbestimmbar  ist  die  Anzahl  und  veränderlich  die  Art  der 
Combinationen,  weil  der  Intensitätsgrad  der  treibenden  Kräfte 
im  allgemeinen  veränderlich  und  auf  jedem  Gebiete  verschieden 
ist.  So  haben  wir  denn  auch  gesehen,  dass  ein  Abschluss  häufig 
fehlt,  dass  Zwischenbildungen  überwiegen,  dass  die  Gruppirung 
zumeist  nach  äusseren  Merkmalen  erfolgt,  da  zwar  die  divinatorische 
Aulfassung  überwunden,  eine  auf  innerem  Zusammenhänge  be- 
ruhende jedoch  noch  nicht  erreicht  ist. 

Es  wurde  auch  bemerkt,  dass,  bei  aller  Anerkennung  der 
Continuität  und  Gausalität,  nicht  behauptet  werden  kann,  die 
germanische  Zeit  hätte  bereits  alle  concreten  Keime  der  späteren 
Entwicklung  entltalten,  obwohl  zahlreiche  Entwicklungsansätze 
vorhanden  waren,  die  unter  dem  Einfinsse  der  neuen  Umstände 
concrete  Gestalt  annehmen  konnten.')  Jede  derartige  Ausprägung 
bedeutet,  selbst  wenn  sie  im  weiteren  Verlaufe  Zereetzuugs- 
producte  hervorbringt,  einen  Fortschritt,  insoferne  die  Zersetzung 
ihrerseits  zu  neuen  Gestaltungen  führt.  Der  Ideenzusammenbang 
erscheint  wichtiger,  als  der  Charakter  der  Einzelerscheinung, 
die  an  und  für  sich  als  Rückschritt  oder  Zersetzung  bezeichnet 
werden  mag.'^)  Alles,  was  im  Mittelalter  zu  wesentlicher  Be- 
deutung gelangte,  hat  sich  hier  bereits  geäussert;  im  Hinblick 
darauf  kann  man  selbst  rückschrittliche  Erscheinungen  als  Be- 
standtheile  der  fortschreitenden  Entwicklung  auffassen,  deren  allge- 
meines Wesen  in  der  Entfaltungdes  Gegebenen  überhaupt,  nicht  bloss 

In  der  Kegel  lässt  sich  das  Auftreten  einer  neuen  Erscheinung  erst 
dann  feststellen,  wenn  sie  schon  walimehmbare  Folgen  hat.  Es  ist  also 
schwer  zu  sagen,  oh  die  neue  Erscheinung  wirklich  einer  neuen  Idee,  oder 
einer  (labelung  in  der  Entfaltung  alter  Ideen  entspringt. 

So  wird  z.  B.  die  Volksverfassung  rückläufig  und  verfällt  in  Zer- 
setzung, weil  sie  für  die  neuen  Verhältnisse  nicht  brauchbar  ist  und  der 
fortschreitenden  Entwicklung  nicht  entspricht.  Dennoch  kann  man  den 
Zusammenhang  der  Neubildungen,  die  ihrerseits  keinen  Abschluss  erfahren 
und  an  nnd  fUr  sich  als  KUckschritte  betrachtet  werden  könnten,  mit  den 
Grundideen  der  alten  Verfassungszustände  beobachten.  Die  Einzelerscheinung 
ist  also  eine  rückschrittliche,  während  doch  relativer  Fortschritt,  unter  Be- 
nützung alter  Ideen,  vorliegt. 

V.  IlttlbaD,  Küm.  Hecht  in  den  gemi.  Volksstauton.  III.  27 


Digitized  by  Google 


418 


Inder  an  andfür  sich  fortschrittlichen  Verbesserung  des  Vorhandenen 
besteht.')  Die  V erkümmernng  dos  römischen  Rechtes,  die  an  und  für 
sich  als  RQckschritt  zu  bezeichnen  wäre,  ist  unter  den  beobachteten 
Verhältnissen  ein  Product  des  organischen  Fortschrittes  gewesen. 

Trotz  mancher  entwicklungshistorischer  Analogien,  die  sich 
aus  dem  Zusammentreffen  von  Rechtsanschauungen  zweier  Völker 
derselben  Rasse  ergaben,  konnte  weder  die  durch  das  römische 
Recht  erreichte  Stufe  behauptet,  noch  auch  wieder  in  derselben 
Art  erreicht  werden.  Dazu  hat  selbst  die  kräftigste  Beeinflussung 
nicht  genügt;  sie  vermochte,  wo  sie  mit  grosser  Wucht  einsetzte, 
die  germanischen  Rechtsideen  abzuschwächen,  den  römischen  zu 
einem  äusserlichen  Siege  zu  verhelfen;  aber  eine  Herstellung 
lebensfähiger  Nachbildungen  war  unmöglich.  Betrachtet  man 
jeden  Rechtssatz  vom  Standpunkte  seiner  Bedeutung  als  Ent- 
scheidungsnorm und  vom  Standpunkte  der  Organisationsform,^) 
so  sieht  man,  dass  die  Entscheidungsnormen  leicht  veränderlich 
sind;  sie  sind  aber  nicht  ausschlaggebend,  wenn  ihnen  nicht 
gleichzeitig  die  nöthige  Aenderung  der  Organisationsformen  neue 
Wurzeln  giebt.  Der  Rückgang  der  römischen  Organisations- 
formen hat  die  Haltbarkeit  und  den  Einfluss  der  römischen 
Entscheidungsnormen  abgeschwächt;  ebenso  hat  die  Veränderung 
der  germanischen  Organisationsformen  auf  politischem,  socialem  und 
wirtschaftlichem  Gebiete,  eine  Veränderung  und  Bereicherung  der 
Entscheidungsnormen  hervorgerufen;  aber  selbst  da,  wo  die  römischen 
Entscheidungsnormen  ein  Übergewicht  erlangten,  war  dasselbe  nicht 
dauerhaft,  da  die  noch  so  sehr  untergrabene  germanische  Organi- 
sationsform nicht  durch  die  römische  ersetzt  werden  konnte.  — 

Sieht  man  also  von  theoretischen  Entwicklungsgesetzen  ab, 
auf  die  wir  hier  nicht  eingehen  können,  beurtheilt  man  Continuität 
und  Fortschritt  auf  Grund  des  vorliegenden  rechtshistorischen 
Werdeganges,  so  vermag  man  auch  den  Charakter  dieser  Ent- 
wicklung zu  erfassen.  Sie  erscheint  uns  als  ein  Kampf  der 


>)  Von  (lieacm  Standpunkt  ist  also  die  Komanisirung  des  ostgotbiseben 
Rechtes  kein  Fortsebritt,  weil  hier  wohl  ein  Krsatz  des  Vorhandenen  durch 
zweifellos  höheres  Material  stattfand,  aber  keine  Entfaltung  des  üegobenen 
zu  einem,  den  Verhältnissen  besser  angepassten  l.eben;  der  Abbruch  der 
früheren  Entwicklung  führte  hier  zu  keinem  Fortschritt,  sondern  zur  Vernichtung. 

■■*)  s.  Ehrlich:  Soeiologie  und  Jurisprudenz  (Sep.  Abdr.  aus  der  Osterr. 
Uichter-Zig.  t006.) 
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beiden  Elemente,  die  durch  verschiedenartige  Erschütterungen 
aus  dem  Gleichgewichte  gebracht  wurden  und  die  Erlangung 
eines  der  neuen  Lage  entsprechenden  Gleichgewichtes  anstreben. 
In  diesen  Kampf  tritt  das  römische  Element  mit  seinen  zahlreichen 
und  hochentwickelten  Rechtssätzen,  deren  Durchführung  jedoch 
unter  den  neuen  Voraussetzungen  und  Machtverhältnissen  er- 
schwert ist;  das  germanische  Element  betritt  den  Kampfplatz 
in  ungenügender  Ausrüstung  und  mit  einem  weit  geringeren 
Vorrath  an  Rechtssätzen,  was  aber  durch  die  Kraft  der  Grund- 
ideen, durch  die  Anpassungsfähigkeit  und  die  thatsächliche  Be- 
herrschung der  Lage,  wett  gemacht  wird. 

Der  Kampf  verlief  überwiegend  ohne  dogmatisch  feste 
Resultate,')  unter  Erzeugung  von  Neubildungen,  die  theilweise 
als  Aenderungen,  theilweise  als  Wandlungen'^)  des  anpassungs- 
fähigen Materials  erscheinen.")  Die  verschiedenen  Anpassungs- 
erfordernisse haben  zu  äusseren  und  inneren  Verschiedenheiten 
auf  einzelnen  Rechtsgebieten  geführt,  die  eine  ungleiche  Ent- 


')  Sie  erscheinen  namentlich  für  das  Staatsrecht  schwer  feststellbar,  so 
sehr  auch  die  Versuche  von  Sickel,  Heyck  u.  A.  aiizuerkennen  sind.  Han 
kUnnte  vielleicht  die  Anregungen  von  ü.  Jellinek  (Verf.  änderung  u. 
Verf.  Wandlung.)  für  die  rechtshistorische  Constrnction  auszunütxen,  theii- 
weise  auch  das  Werk  von  Jul.  Schwarcz  (Eiern,  d.  Politik.  Berlin  1895.), 
letzteres  freilich  etwas  kritisch. 

‘)  Die  Grenze  zwischen  Wandlang  und  Änderung  kann  nnr  dann  ge- 
funden werden,  wenn  man  nicht  nur  die  alten  Grundlagen,  sondern  auch  die 
mittelalterliche  Fortentwicklung  berücksichtigt.  Eine  Wandlung  kann  unter 
Umständen  einen  so  jähen  Charakter  annehmen,  dass  man  den  Eindruck 
wesentlicher  Änderung  gewinnt  und  erst  aus  der  späteren  mittelalterlichen 
Fortentwicklung  entnehmen  kann,  dass  die  alten  Grunillagen  dennoch  nicht 
ganz  verwischt  wurden.  So  macht  z.  B.  die  Unterbrecliung  des  Königtums 
bei  Franken  und  Langobarden  (Ägidiussage  und  italienisches  Interregnum) 
den  Eindruck  völligen  Umsturzes,  während  sie  nur  mit  der  Umbildung  der 
staatlichen  Aufgaben  zusammenhängt;  vergleicht  man  ihre  Folgen  mit  denen 
analoger  Vorgänge  bei  Griechen  und  Römern,  so  bemerkt  mau  sofort,  dass 
nur  eine  Wandlung  vorliegt.  In  diesem  Falle  bedarf  es  freilich  keines 
Uinübergreifens  in  das  spätere  Mittelalter;  für  andere  Fragen  wäre  dies 
Jedoch  vielfach  nothwendig,  so  dass  wir  hier  in  der  Darstellung  auf  die 
Unterscheidung  zwischen  Wandlung  und  Änderung  nicht  weiter  eingehen 
konnten;  angedeutet  musste  aber  dieser  Unterschied  werden,  da  er  für  die 
Geschichte  des  Immohiliarreohtes  wichtig  ist. 

^)  Es  genügt  auf  die  Lebensfälligkeit  des  genossenschaftliclien  Ge- 
dankens binzuweiseu,  der,  ans  einer  Position  verdrängt,  neue  findet,  indem 
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Wicklung  der  einzelnen  Theile  hervorriefen  und  sie  in  ungleicher 
Weise  von  den  alten  Grundlagen  entfernten;')  doch  hat  diese 
ungleiche  Entwicklung  und  die  ungleiche  Entfernung  von  den  alten 
Grundlagen  den  vorher  bespiochenen  Charakter  der  Continuität 
nicht  zu  vernichten  vermocht.  Mit  Ausnahme  jener  Fälle,  in 
denen  die  ungünstige  Gesammtlage  dem  germanischen  Elemente 
verhängnisvoll  wurde  und  dem  römischen  Rechte  zu  kurzlebigen  Er- 
folgen verhalf,  haben  alle  Ablenkungen  eine,  stellenweise unzukömm- 
liche,  Beschleunigung  der  Entwicklung  und  Bereicherung  derselben 
hervorgebracht,  sie  dadurch  auch  erschwert,  abernicht  abgebrochen. 

Es  bedeutet  also  keine  Geringschätzung  des  römischen 
Rechtes,  wenn  man  ihm  an  der  Hand  der  Ereignisse  die  Rolle 
einräumt,  die  es  thatsächlich  hier  gespielt  hat,  ohne  ihm  durch 
apiioristische  Rücksicht  auf  seine  frühere  und  spätere  Macht 
eine  andere  Rolle  zusprechen  zu  wollen.  Es  handelt  sich  nicht 
darum,  inwiefenie  das  römische  Recht  au  und  für  sich  über  dem 
germanischen  stand,  sondern  darum,  inwieferne  es  in  diese)'  neuen 
und  schweren  Lage  actuell  bleiben  und  activ  wei-den  konnte. 
Die  Antwoi't  auf  diese  Frage  geben  die  Ereignisse;  man  darf 
sie  nur  in  den  Eieignissen  selbst  suchen. 


er  die  Bedeutung,  die  er  in  der  Verfaseuug  verlor,  den  neuen  Verfassuiige- 
zuetänden  in  (irundberrscLaft  und  Tminunitätsverband  wieder  abgewinnt. 
Oder  die  mebnnals  bervorgebobene  l.iebeU8filbigkeit  des  volksrecbtlicbeu  Ge- 
dankens gegenüber  dem  Königtum,  der,  als  die  Volksversammlung  uiimügKcb 
wird,  im  U|>timatentum  eine  den  Verbältnissen  angepasste  neue  Kxistenzfonn 
findet,  ebne  in  die  vielleicbt  bessere,  aber  den  alten  Ideen  fremde  Form  einer 
repräsentativen  Verfassung  einzulenken.  Kbensn  etwa  die  Bedeutung  des 
persönliuben  Momentes  in  allen  Volksverfassungswandlungen  und  die  Ausnützung 
neuer  Macbtmittel  iii  altem  Sinne.  Die  Schwierigkeit  der  Bestimmung 
genauer  Grenzen  bängt  damit  zusammen,  dass  es,  ebenso  wie  in  alter  Zeit, 
zu  keitier  klaren  Auseinandersetzung  zwisuben  Obrigkeit  und  Volk  kam. 
Vielfachen  Anpassungen  sind  wir  sogar  im  IJrkundenwesen  begegnet,  ferner 
im  Erbrechte,  also  selbst  auf  Gebieten,  rlie  an  unil  für  sieb  zu  grossen 
Neuerungen  Anlass  boten. 

')  Wir  haben  gesehen,  dass  in  dieser  Beziehung  ein  grosser  Unter- 
sebied  zwischen  öfl'entlicbem  und  privatem  Hecht  besteht. 


l>rui'k  vou  Olli»  liillißtT,  Aliwüs'i-i. 
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Vorwort 


Die  vorliegende  Arbeit  i>it  liervorge^anfren  aii.s  der  gelegent- 
licli  angeDiiclisischer  Studien  sich  ergebenden  Notwendigkeit,  das 
Wesen  des  angelsäclisischon  liundred  z\i  untersuclion.  Schon  aus 
methodischen  (ininden  konnte  diese  rntersucliung  nur  im  Kähmen 
einer  Erörterung  des  Hundertscliaftsbegriffes  überliaui)t  erfolgen. 
.Andererseits  aber  sollte  die  Arbeit  lediglich  Vorarbeit  .sein  und  dieser 
Tmstand  wurde  bestimmend  für  die  .Auswahl  des  zu  verwendenden 
Materials.  Ich  bin  mir  vollkommen  dessen  bewulit,  daß  sich  in 
dem  großen  (iuellengebiete  der  germanischen  Bechtgeschichte  noch 
^ manche  Stellen  tinden,  die  da  und  dort  die  liew'eisgründe  hauten 
■>  könnten.  Das  (Jesaintergebnis  würde  durch  ihre  Heranziehung 
T nicht  verschoben  werden,  wohl  aber  in  .Mißverhältnis  zu  dem 
aufgewandten  Ajfparat  geraten.  Aus  gleichen  (iründen  habe  ich 
mich  da,  wo  brauchbare  ausreichende  Vorarbeiten  fehlten,  wie  bei 
•*  Besprechung  der  friesischen  und  skanilinavischen  Gerichtsverfassung, 
\ auf  die  Herv'orhebung  des  für  die  Hauptfrage  Wesentlichen  be- 
schrankt, an  anderen  Stellen  dagegen,  wie  bei  der  Erwähnung 
der  sächsischen  Goverfassung,  wo  die  hier  we.«entlichen  Punkte 
längst  unbestritten  feststehen,  auf  eine  Verweisung  auf  die 
Ergebnisse  früherer  Arbeiten. 

Herrn  Prof.  Dr.  Karl  v.  Amira  möchte  ich  auch  an  dieser 
Stelle  meinen  herzlichsten  Dank  aussprechen  für  die  rege  .Anteil- 
nahme, mit  der  er  den  Fortgang  dieser  Arbeit  verfolgt,  und  die 
wertvollen  Batschläge,  durch  die  er  sie  gefördert  hat. 

Müll  dien,  .luli  1907 
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Vorbemerkung 

Nacli  der  insbesondere  von  H.  Brunner  besrriindeten  und  zur- 
zeit heiT.s<dienden  lAdire  fzuti  es  ini  Lcermaniselien  Staate  neben 
der  riiumlichen  (tliederun;'  des  Staatsgebietes  (eivitas)  in  tiaue 
(|)a^i)  eine  (j)ie<lerun^'  des  Volkes  in  kleinere,  innerhalb  der  (iau- 
"emeinden  stehende,  persiinliehe  Verl)ände,  denen  die  AVissensehaft 
den  Namen  ,,Hundertsehaften“  sfejreben  hat.  Auf  der  (irund- 
lajre  dieser  persönliehen  Hundertsehattsverl)ände  sollen  sich  dann 
in  der  folsjenden  Periode  bei  einzelnen,  aber  keineswcfrs  allen, 
;rennanischen  Stammen  territoriale  Hundertsehaften,  Hundert- 
sehaftsbezirke.  als  Unterbezirke  des  Gaus  ausirebildet  haben. 

Daijefreii  "ird  durch  v.  .\mira  wie  schon  durch  Frfihere  die 
.\nsieht  vertreten,  daß  der  irermanisehe  Staat  riiumlieh  in  Hun- 
ilertseliaftsliezirke  und  nicht  in  fil)er  diesen  stehende  (iau- 
bezirke  zerfallen  ist,  sodal.!  die  Verfassung;  der  fol^'enilen  Peiiode 
sich  von  der  der  trennanisehen  nielit  durch  die  Kntstehun;;  der 
Hundertschaftsbezirke,  sondern  vielmehr  die  der  Gaube- 
zirke unterscheidet. 

Diese  Streitfram*  z»  htsen  ist  der  Zweck  der  Iblirendeii  Unter- 
suehun",  für  die  sieh  hieraus  die  Be^'renzun;;  der  .\ufi;abe  ereribt. 

Da.  wie  im  Fol;;enden  nocdi  näher  auszufüliren  sein  wird, 
der  Be;;ritf  der  Htindertsehaft  bislaiii;  entwickelt  wurde  an  Be- 
zirken der  fränkischen  Periode  und  wir  einen  Bezirk  frleichen 
Namens  in  der  Germanischen  Periode  nicht  iiachweisen  können, 
so  7nuU  der  ^'rundle};ende  Plan  der  lbly;enden  Untersuchung;  sein, 
zunächst  festzustellen,  ob  der  j;ermanisehe  Staat  Mittelbezirke  und 
Unterbezirke  oder  nur  eine  Gattuni;  von  Bezirken  kannte.  Sodann 
ist  zu  jirttfen,  ob  die  Bezirke  der  fränkischen  Periode,  welche 

V,  Schwerin,  allKcrm.  Iluuaertschatt  l 
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man  in  d«‘r  Wissenschaft  ihres  Namens  weiten  als  Hundert- 
schaften  an}jes])roclien  liat,  der  Sache  nach  einem  Hezirk  der 
ffermanischen  Periode  entsprechen.  Zeiijt  sich  hierbei  saeli- 
liehe  Übereinstinunun;'.  so  ist  bewiesen,  dali  auch  die  germanische 
Periode  ..Hundertscliaften“  gekannt  hat.  Gleicherweise  ist  zn 
untersuchen,  ol)  nicht  auch  bei  den  Stämmen,  deren  Verfassung 
dem  Namen  nach  auch  in  der  fränkischen  Zeit  keine  Hundert- 
schaften aufweist,  gleichwohl  der  Sache  nach  solche  vorhanden 
waren.  Umgekehrt  ist  zu  prüfen,  ob  alle  die  Bezirke,  die,  wegen 
ghdchen  Namens,  als  Hnndertscliaften  anges|)rochen  worden 
sind,  in  der  Tat  auch  der  Sache  nach  einander  gleichgestellt 
werden  können. 

\'on  hier  aus  ergibt  sich,  dal,l  die  Bezirke,  die  sich  in  der 
dritten  l’eriode  bei  gennanischeti  Völkern  linden,  in  der  Regel 
nicht  in  den  Kreis  der  Betraelitung  zu  ziehen  sind.  Zeigen  sich 
bei  einem  Volke  schon  in  der  zweiten  Periode  Bezirke,  die  den 
germanischen  Unterbezirken  sachlich  gleichen,  so  ist  es  für  unsere 
Krage  (dine  Btdang,  wie  und  (d>  sie  sich  in  der  dritten  Periode 
weiter  entwickelt  haben;  (hmiit  scheiden  aus  vor  allem  die  mittel- 
alterlichen Centen  und  ('entgerichte').  .\ndererseits  sind  hundert- 
schaftgleiche Bezirke  der  dritten  Periode  dann  nicht  von  lnteres.se, 
wenn  die  Bezirksverfassung  der  zweiten  Periode  den  Zusammen- 
hang mit  altgennanischen  B(‘zirken  unterbrochen  hat;  denn  nach 
Ansicht  aller  Autoren  hängen  die  „Hundertschaften“  mit  Kin- 
i'ichlungen  der  gennanischen  Zeit  zusammen. 

Der  Zweck  der  Untersuchung  be.stimmt  endlich,  inwieweit  im 
einzelnen  Fall  auf  die  piditischen,  wirtschaftlichen  und  gericht- 
lichen Fnnktionen  der  in  Frage  stehenden  Bezirke  einzugehen  ist. 
Fs  kann  insbesondere  nicht  Aufgabe  des  F(dgenden  sein,  die  Ge- 
richtsverfassung bei  den  einzelnen  Völkern  weiter  zu  verfolgen, 
als  dies  unmittelbar  gelmftm  ist. 

')  I»»niit  setze  ich  mich  in  der  Methode  in  (Jogensalz  zu  E.  Mayer, 
der  in  seiner  Verfassmursgeschichto  I S.  434  davon  ausgeht,  „dal!  gerade  die 
nachfrünkischen  tpiellen  ganz  überraschende  Hlickc  in  die  Struktur  der 
Hiindi'itschaft  tun  lassen“.  Es  ist  meines  Erachtens  methodisch  ungerecht- 
fertigt, in  Kmgen  der  deutschen  Verfa.ssiMigsgeschichte  die  Zustände  der 
iiaehfränkisehen  Zeit  zur  Krkläriiug  der  gimjianischeu  Periode  heranzuziehen, 
solange  frühere  ipiellen  ausreichen  und  nicht  vtdlige  tiewiUheit  bestellt,  datl 
die  dritte  Periode  ein  uuveränderti'S  lüld  der  germanischen  Zeit  darbietet. 
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I.  Die  Heerestheorie 

Dieser  niid  der  lolsjende  Abselinitt  sollen  als  Kinleitiini,'  und 
als  (imndla^ie  für  <lie  sjiüteren  Ansfiihrun;;en  eine  Übersieht  ülier 
die  versehiedeiien  Meinuiiiren  und  eine  Prüfung:  ihrer  Kiehtisrkeit 
brin.iren.  Dabei  sehe  ich  al>er  von  vornherein  v(dlkonimen  davon 
ab,  eine  Doürinen}>:osebiebte  zu  ^^eben  und  l)esebranke  niieli  darauf, 
soviel  über  die  bislicri};en  und  die  noeli  vertretenen  Ansiebten  zu 
berichten,  als  dem  Zwecke  der  Darstelluim,  der  Klarlc!,Min^  des 
Problems  und  dem  Verständnis  der  folm’uden  Ausfnbrnimen  nntzlieb 
ist.  Insbesondere  muU  ieb  darauf  verzieliten,  auch  nur  annähernd 
die  Autoren  zu  nennen,  die  seit  dem  DJ.  .labrliundert')  die  Hun- 
dertschatt oder  centena  für  eine  Vereini^iunc:  von  hundert  Personen 
oder  hundert  Höfen  o<ler  hundert  Familien  mit  y:roUer  Kinhelliv:- 
k(‘it  und  maiiirelnder  lle;frnndun,Lr  erklärt  haben'ü'. 

Schon  in  der  ersten  ISOS  erschienenen  Auihme  seiner  , Deut- 
schen Staats-  und  Kechtsj;eschichte"  hat  K.  F.  Fichhorn  die  Frajje 
aulgeworfen,  wie  die  „Hundertschaften“  entstanden  sein  mögen 
und  wie  sie  zu  diesem  Namen  gekommen  sind.  Nach  seiner  .Vn- 
schauung  teilten  sich  in  der  genannten  Zeit  die  Provinzen  d.  h. 
die  (Jebiete  der  einzelnen  Volksstämme  zunächst  in  (Jane,  „.leder 
«iau  war  in  mehrere  Deuten,  Hundreden  oder  Dentgrafschaften 
(centeiiae)  geteilt,  wtdche  vielleicht  von  Markgeiiossens(diaften  ur- 


')  Pie  Vi-nimtiing  über  das  We.scii  des  atigelsäclis.  Iiundred  enl- 

liält  der  Pialogus  de  .scaceari»  1,  17:  <iuid  Hida,  ijuid  <Viitiiriata.  fiuid  en- 
initatns,  seclindum  vulgarem  njiininiiem.  ,M.  Uiiricolae  melius  lioe  uoruiit: 
verum  siciit  ab  ipsis  aeeepimus.  Iiida  a primitiva  institutinue  ex  centum 
aeris  ennstat:  hundredus  vern  ex  hidarum  nlicpint  eeiiteiiariis,  sed  noii  de- 
teriuiiiatis;  quidam  enim  ex  ]iluribus,  ipüdam  i'X  |)nueinribus  liidis  coustat. 
(bei  W.  Stubbs  Select  obarters  and  ntber  illustrat inns  nf  l'.iiglisb  cniistitu- 
tional  Iiistorv  (I!K).'))  .S.  JOÜ.) 

“)  Gleich  an  dieser  Stelle  bemerke  ich,  dal5  ich  zwar  möglichste  Vidl- 
ständigkeit  der  l,iteraiurangab«'n  angestrebt  babe,  ilatl  es  aber  aiisgi'sehlnsseii 
ist,  jede  Stelle  anzufnhren  oder  auch  nur  ;oifzulinilen,  an  der  der  liegritT 
-Hundcrtscliaff  erwähnt  wird.  .\ueh  ist  mancher  Schriftsteller,  der  nur  vnn 
skandinavi.scheii  oder  angelsächsiseheu  Vi’iliältiiissen  haudelt,  nicht  schon  in 
diesem  allgeineim'n,  sondern  erst  in  dem  einschlägigen  spi'ziellen  .\bschiiitt 
zu  linden.  .tuUerdem  habe  ich  <lie  an  angeffdirter  Stelle  gi'gebene  Litera- 
tur in  der  Uegid  nii-ht  wieilerlodt  zitiert. 

!• 
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sprünplich  herriiliren  inocliten*),  deren  Genossen  sich  daher  auch 
nur  in  Sachen,  welche  nicht  den  Frieden  betrafen,  vor  einem 
Centp;rafen  zu  Reclit  standen,  und  deren  Namen  (Hundrede)  ur- 
sprüiif'Iich  deutscli  und  von  derKrietrsverfiissung  hergenommen  ist“ *i. 

So  unentschieden  sich  auch  Kichhorn  in  dieser  Stelle  über 
die  Kntstehung  der  Hundertschaft,  den  Kernpunkt  der  Frage, 
äutlert.  so  entschieden  ist  eine  Beziehung  der  Hundertschaft  zur 
Heeresverfassung  angenommen.  Und  das  ist  gerade  der  für  die 
Weiterentwicklung  der  Theorie  wesentlichste  Punkt.  Auf  der 
Verknü])fung  von  politischer  Verfassung  und  taktischer  Gliederung 
beruht,  wie  wir  unten  noch  sehen  werden  <lie  heute  herrschende 
Lehre  über  die  Hunilertschaft.  Allerdings  wird  sich  auch  zeigen, 
(laß  jetzt  nur  mehr  dieser  eine  Grundgedanke  einer  V'erknüpfung 
flberhaujit  vorhanden,  sie  selbst  aber  ganz  anders  gedacht  ist. 
Bei  Kichhorn  hat,  wie  besonders  zu  betonen  ist,  die  Hundertschaft 
nur  den  Namen  von  einei-  so  benannten  militärischen  Abteilung; 
sie  ist  nicht  etwa  das  Niederlassungsgebiet  einer  solchen.  Mit 
der  Heranziehung  der  Markgenossenschalt  hat  Kichhorn  ein  neues 
Problem  gestellt,  das  auf  sj)ätere  Autoren  nicht  ohne  Kintluß  ge- 
wesen ist. 

Gleich  der  zeitlich  nächste  Schriftsteller  .1.  Weiske  hat  sich 
seiner  bemächtigt  und  Kichhorn’s  Vermutung  durch  die  bestimmte 
Behaii])tung  ersetzt,  daß  die  Hundertschaft  mit  der  .Markgenossen- 
schaft. identisch  sei  und  zwar  insofern,  „als  Mark  der  Distrikt 
war.  den  ursprünglich  loit  freie  .Männer  in  Besitz  genommen 
hatten,  und  Centene,  die  durch  sie  für  diese  Mark  gebildete 
< iemeinde".")  Zu  dieser  Präzision  war  Kichhorn  auch  damals 

')  lli('r  kann  die  I>arstellung  von  Möser,  0.siiabrfiekische  (icscliichle 
(1780)  I,  .s.  1.3  f.,  381'.  von  Kintluß  gewesen  sein,  wie  dies  v.  Sjbel,  Knt- 
stebung  des  deutschen  Königtuin.s  (1844)  S.  2,  annimmt. 

^)  K.  K.  Kichhorn.  tleutsche  Staats-  und  Uechtsgeschichte  (1808), 
S.  203.  l»ie  Oarstellung  in  der  2.  .Vufl.,  S.  2211,  ist.  wenig  verSnderl. 

’)  .1.  Weiske,  Die  (iruudlagen  der  früheren  Verfassung  Teutschlands 
(I83li),  R.  34.  Ob  Weiske  der  Ansicht  Kichhoni's  auch  darin  beitrat, 
daß  er  die  Markgenossenschaft  für  das  ur.sprnngliche  hielt,  tritt  in  seiner 
DarsUdbing  nicht  klar  hervor,  ist  aber  aus  dem  Zusaniinenhalt  der  Äußerungen 

R.  4 und  ')  7.U  schließen;  vgl.  hierzu  M'ilda,  Strafrecht  der  (iennanen, 

S.  124  f.  Von  den  vor  M’eiske’s  Grundlagen  erschienenen  Werk(;n  ist  II. 
Zöpfl,  deutsche  Staats-  und  lieehtsoesehiehte  ' (1834),  auf  die  lliinderl- 
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norli  iliclit  gekoninit‘11.  F'r  luitte  im  ficgeiitoil  seine  Ansielit  sein- 
wesentlieh  modifiziert,  indem  er  die  Mark  mit  der  Zelmtsehaft  in 
Verbindung  braehtt*  und  das  Markgerieiit  für  eine  Naclibildung 
des  Centgeriehts  ansali').  Nicht  üt>ergegangen  ist  dagegen  in 
Weiske’s  Darstellung,  was  Eicliborn  über  den  militärischen  Ur- 
sprung der  Centene  wenigstens  andeutet.  Nur  dies  bemerkt 
Weiske,  „dali,  wenn  der  pagus  wenigstens  ursprünglich  aus 
hundert  Familienoberhaui)tern  bestand,  auch  diese  vor  Allen  der 
Kriegsjitlicht  untenvorfen  waren“.  DariTi  lieirt  geradezu  eine  Utn- 
kehrung  des  von  Eichhorn  angenommenen  Kausalverhältnisses. 

Sowohl  Eichhorn  wie  Weiske  geben  mehr  Andeutungen  als 
l>egrflndete  Resultate.  Um  so  interessanter  ist  es , dal,l  gleich- 
zeitig, aber  offensichtlich  ganz  unabhängig,  ein  schwedischer  (Je- 
lehrter, Strinnholm,  das  gleiche  Problem  in  einer  durchaus  klaren 
Darstellung  behandelt  hat.  Ist  auch  seine  .\rbeit  ohne  erkenn- 
baren Eintluli  auf  ilie  deutschen  (Jelehrten  geblieben,  so  ist  er 
•loch  <ler  erste,  iler  der  ganzen  Frage  in  Erkenntnis  des  Problems, 
das  mir  von  Eichhorn  und  Weiske  doch  nicht  so  ganz  erfallt 
scheint,  näher  getreten  ist.  Und  eben  deshalb  ist  es  angebracht, 
seine  Ausführung  in  extenso  hier  mitzuteilen.  Strinnholm  sagt 
Folgendes*): 

Romerska  skritfställare  hafva  antecknat  om  de  gamla  Ger- 
maniska  stammarna,  att  deras  krigs.skaror  voro  ordnade  etter 
slägtskaperna,  och  att  hvarje  härhop  utgjordes  af  etthundrade  strids- 
män.  emedan  ordningen  i krig  altid  fordrar  nägon  viss  indeling  af 
hären.  Det  var  naturligt,  att  de  i saimna  härhop  fJirenade,  genuin 
frändskap  fbrbnndna  krigare,  som  under  de  länga  kringvandringarna 

schäften  nicht  näher  eingegangen;  sie  sind  S.  13'2  lediglich  erwähnt. 
J.  (irinini,  deutsche  Ueehtsaltertnnier  ' (1828),  S.  .532  handelt  widd  von  d«T 
Hundertseliaft,  stellt  aber  eine  von  der  Kiehhorii’schon  gänzlich  versehiedene 
•Ansicht  auf,  die  unten  zur  Darstellung  gelangen  wird.  Verworren  sind  die  Ideen, 
die  C.  H.  Sachssc  in  seinem  .Iuris  jnibliei  roternm  gerinanornin  speeimen 
(1834),  S.  5 IT.  unter  dilettantischer  Heranziehung  verschiedener  gemianischer 
uml  sogar  auUerdeiitscher  Hechte  kurz  skizziert  und  in  einem  späteren 
Werk  (Historische  (jrundlagen  des  deutschen  Staats-  und  Hechtslebens) 
ausgeführt  hat. 

')  Zeitschrift  für  geschichtliche  Uechtswissensch.  I (181.5),  S.  143,  170. 

®)  Strinnholm,  Svenska  folkels  Historia  fnin  äldsta  tili  uärvarande 
tider.  (Stockholm  1834  ff.)  I,  S.  509  f. 
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nänna^t  ineil  livarandra  delat  alla  mödor  odi  faror  höllo  sip 
tillhopa  och  slrdo  sig  tili  hvarandra  afvcn  da,  nür  vid  ofrerffaiigon 
fraii  dct  kriiifrvandraiide,  osäkra  lefnadssättet  man  valde  sip 
stadifjvarande,  fasta  hostäder  i ilet  laiid,  hvari  man  satte  si>r  ned. 
Samma  ordningar  ellcr  iniUdninfiar,  som  undcr  folkstammcns 
l:in{(a  vandrinirstiiff  blifvit  iakttagna,  ötVeitlyttades  da  jai  dot  i 
bcsittning  tavma  landet,  och  hvad  sora  fönit  i faror  och  nöd  uiider 
ile  lani^a  vandrin};arna  varit  ett  kriüstorhund,  blef  nu  i det  varakti- 
^a  hemmet  under  fredli^m  .sysselsrittniiiffar  ett  tbrhund  tili  upj)rätt- 
hallande  af  enighet  och  tili  forsvar  af  land,  etrendom  o<di  rütt. 
llärifran  konnner  vaid  lanils  nrspningliga  indelning  i Hundaris 
eller  Hiirader.  Sa  kallade  man  nemligen  de  landomräden,  som 
vid  fülkstaniniens  invandring  de  sig  bosiittaTide  hiirhojtarne  hvar 
tbr  sig  intogo.  ty  sasom  dessa  IVan  början  omfattat  ett  Imndrade 
eller  en  viss  myckenhet,  genom  sliigt-och  krigskamratskap  tbre- 
nad<‘  lamiljlader,  och  hvarje  sadan  hoj)  sjelf  illVen  kallades  en 
här,  sa  tick  tili  trdjil  deraf  iifven  den  af  ett  sadant  krigare-oidi 
slagtsainfund  upprö<ljade,  hebyggda  och  befolkade  landstraeka 
namn  af  Harad  eller  Hundari.“ 

Was  hier  Strinnholni  so  anlterordentlich  deutlich  ausspricht, 
ist  der  Zusaninienhang  von  Hundertschaft  als  ]>olitischer  liemeinde 
und  als  politischer  Bezirk  mit  einer  iler  Zeit  der  Wanderung  an- 
gehörenden Einteilung  des  Heeres  in  Gruppen  von  hundeil 
Familienvätern.  Daß  er  von  einer  Besiedlung  durch  hundert  oder 
eine  .gewisse  Menire“  von  Familienvätern  s])richt,  beeinflußt  nicht 
die  Klarheit  seiner  Darstellung.  Hier  schwebte  ihm  wohl  der 
sehr  nahe  liegende  imd  spiiter  von  fast  allen  Autoren  gebrachte 
Gedanke  vor,  daß  die  Hundertzahl  iler  Natur  di-r  Sache  nach 
Verilnderungen  erleiilen  konnte  und  mußte.  Der  Grundgedanke 
ist  gleichwohl  <ler,  daß  eine  Heeivsabteilung  von  etwa  hundert 
■Mann  gemeinsam  ein  Gebiet  in  Besitz  und  Bebauung  nahm  und 
dailureh  sieh  zu  einer  iiolitischen  Hundertschattsgemeinde,  das 
eingenommene  Band  zu  einem  Hundertsehaftsgebiet  machte. 

BetritHt  die  Darstellung  Strinnholm's  nur  nordische,  insbeson- 
dere schwedische  VerhältTiissig  so  stellt  sieh  Wilda’)  von  skandi- 
navischen \'erhallnisseii  ausgidiend  auf  gemeingermanischen  Boden. 

'•  Wilila,  Stralicclit  itcr  <iennancii  (1SI2),  fs.  12.'j,  127. 
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Vielleiclit  trä^t  gerade  dies  die  Schuld  daran,  daß  seine  Aus- 
fiihninfren  zu  wenipr  klaren  und  harmonischen  Verhältnissen  führen. 
Ohne  die  Nachricht  des  Tacitus,  daß  die  Familiensenossen  die 
Heerhaul'en  hildeten,  zu  heinün^eln,  behaujjtet  Wilda,  es  habe  eine 
Kinteilutii:  des  Heeres  stattüefunden,  bei  der  „die  Zahl  hundert 
(I'JO)  die  Kinheit  bildete“.  Durch  diese  regelmäßige  Kinteilung 
sei  der  Familienzusammenhang,  das  familienweise  Wohnen  keines- 
wegs aufgehoben  worden;  die  Heeresgliederung  habe  lediglich 
versucht,  „der  Familien-  und  Starameseinteilung  eine  gewisse 
Oleichmäßigkeit  zu  geben“.  Mit  der  Zeit  habe  sie  sich  „mit  dem 
Boden  verfestet“,  dann  aber  habe  Hundertschaft  nui'  einen  Landes- 
bezirk bedeutet,  wie  auch  Gau  oder  Mark,  „indem  die  Zalil- 
bezeichnung  darin  verloren  gegangen  ist“.  Solche  Hundertschaften 
nimmt  Wilda  für  alle  germanischen  Stamme  an. 

Die  Heranziehung  der  taciteischen  Nachricht  über  die  Bildung 
der  turniae  und  cunei  aus  den  familiae  et  jiropiiniuitates  bedeutet 
gegenüber  Fichhorn  ebenso  einen  Fortschritt  in  der  Behandlung 
des  Hundertschaftsproblems  wie  ati  sich  der  Versuch,  sie  mit  der 
l)isher  angenommenen  Einteilung  nach  Hunderten  in  Verbindung 
zu  bringen.  Leider  aber  laßt  Wilda  über  den  selir  wesentlichen 
Punkt  im  Unklaren,  wie  <lie  Vereinigung  der  zahlenmäßigen  Ein- 
teilung unil  der  genokratischen,  wie  man  die  nach  Verwand- 
schaften <lurchgeführte  nennen  kann,  zu  denken  ist.  Wie  konnte 
die  Zahleneinteilung  der  familiemveisen  filiederung  eine  „gewisse 
Gleichmäßigkeit“  geben,  ohne  sie  glei<-hzeitig  aufzuheben  oder 
doch  stark  zu  beeinträchtigen?  Welches  Teilungsid'inzi])  war  im 
Konfliktsfall  das  stärkere?  Das  sind  Fragen,  die  auf  der  Haml 
liegen,  und  Wilda  hätte  wenigstens  den  Versuch  machen  müssen, 
sie  auch  zu  lösen.  Immerhin  bleibt  es  sein  Verdienst,  die  zwei 
verschiedenen  Prinziiden  für  die  Einteilung  von  Volk,  Heer  und 
Land  hervorgehohen  zu  haben.  Was  Wilda  iveiter  von  Eichhorn 
scheidet,  ist  seine  Stellungnahme  gegenüber  dessen  .Auffassung  von 
der  Ursprünglichkeit  der  Markgenossenschaften.  Diese  lehnt  er 
rundweg  ab,  mit  der  soziologischen  Motivierung,  daß  „die  auf 
Örtlichkeit  begründete  (Jemeinschaft  in  der  Geschichte  überhaui)t 
als  das  .Jüngere  angesehen  werden  muß“;')  ein  Gesetz,  das,  wenn 
man  von  kolonisatorischen  Ereignissen  absieht,  auch  zutritft. 

')  a.  a.  Ü,  S.  12-4  fl'. 
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Aiisflu'int'ml  iiiinliliänpip:  von  Wilda  ist  Kidilinni  in  der  fast 
"1  eieil  zeit  iu:  ersehienenen  Auflage  seines  Werkes.  Wir  tinden 
da  die  wesentlichsten  Züge  der  1.  .Autlage  wieder,  aber  iininer 
noch  nicht  geklärt.  „.Als  die  (Truiidlage  der  ältesten  Verfassungen, 
erscheint  in  <len  frühesten  Nachrichten  wie  in  den  sjiäteren 
Rechtsverhältnissen,  die  Vereinigung  von  M arkgenossenscha  ften, 
d.  i.  von  einzelnen  Gemeinden,  welche  durch  den  Anbau  und 
die  gemeine  Nutzung  des  Bodens  verbunden  waren,  in  größere 
Volksgemeinden.  Ein  einzelnes  Volk  wai*  eiiu'  solche  größere 
Gemeinde  oder  eine  Vereinigung  mehrerer  sohdier  (Jemeinden;  den 
Eandstrich  der  von  einer  solchen  bewohnt  wurde,  nennt  man  am 
passendsten  einen  Gau  (pagus)')“.  So  erklärt  Eichhorn  die  Land- 
einteilung in  Gebieten,  die  vor  tler  Besiedlung  durch  gennanische 
Stämme  nicht  in  römischem  Besitz  waren.  Daß  Eichhorn  hiennit 
zwischen  Stammesland  und  Eroherungsland  unterscheidet  ist  sehr 
bemerkenswert.  Hierin  liegt  ein  eminent  fortschrittliches  Moment, 
das  vielleicht  von  Eichhorn  seihst  nicht  voll  gewürdigt 
worden  ist.  .ledenfalls  haben  ihm  spätere  Schriftsteller  nicht  die 
Beachtung  zukommen  lassen,  die  es  venlient.  Wir  werden  im 
Laufe  der  Darstellung  sehen,  daß  gerade  die  Berücksichtigung 
der  vollkommen  verschiedenen  Verhältnisse  im  Stammesland  und 
im  Eroherungsland  für  die  Hundertschaftsfrage  von  großer  Be- 
deutung und  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  ihre  Lösung  ist. 
Wo  dann  Eichhorn  die  .Ansiedlung  gennanisclu*r  Volksstämme  in 
bis  dahin  römischen  Provinzen,  also  im  Eroberungsland  behandelt, 
meint  er.  daß  die  Bestimmung  der  den  Einzelnen  zugeteilten 
tJegenden.  „nach  den  militärischen  Abteilungen“  erfolgte  „in  welche 
das  A’olk  als  Heer  geordnet  war“  und  davon  scheint  ihm  „nament- 
lich bei  den  Franken  die  Einteilung  des  Landes  in  Centenen  und 
Dekanien  herzurühren,  die  in  der  s]>äteren  Zeit  vorkommt  *).“  Bei 
den  Franken.  Baiern  und  .Alamannen  sollen  eentenarius  und  decanus 
„Beamte  eines  Distrikts“  sein  „di'ssen  Fmfang.  wenn  man  jenen 
Frsprung  der  Benenniingen  für  wahr  hält  (!  !).  zuerst  durch  eine 
militärische  .Abteilung  bestimmt  worden  wäre,  welcher  er  bei  <ler 
Landesteilung  ang(‘wiescn  wurde.“  Doch  scheint  dieses  Ergebnis 
Eichhorn  selbst  nicht  voll  befriedigt  zu  haben.  Denn  er  bejuerkt 

')  5.  Aull.  1 S.  .’)G.  ;i.  ü.  n,  s.  lAI  f. 
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sofort.  (Viitciit'ii  und  Dckaiiitui  micli  in  (icirondon  vorkomnnui 
_\vo  nnin  sio  scliworlicii  von  (‘incr  liiindt'stcilunfjr  nach  niilititrisclien 
Volksalttcilunircn  al>lcih‘n  kann“  und  kommt  filier  diese  Tatsaclie 
mit  der  Annahme  himvey.  dal!  <lie  .Ausdrücke  (’entenarien  und 
Itecane.  nachdem  sie  einmal  Hezeichnun"  für  eine  hestimmte  .Art 
von  Ohriffkeit  ireworden  waren.'  üliertrai.'en  wurden  auf  „Reamte 
von  jileicher  oder  ähnlicher  liedeutun}.'  auch  in  Distrikten  .... 
deren  rmfaii';  sich  auf  andere  A’eranlassun^ren  jrründete’).“  Trotz 
einer  u:esenüher  der  ersten  .Aufla;re  ziemlich  erhehlichen  AWiter- 
hildiinj;  durclizieht  die  Darstelluiii;  Kiehhorns  doch  eine  fiewisse 
rn.sicherheit.  hervor^mrufen  durch  die  für  die  fol;;ende  Forschuiiir 
liedeutsame  Stelluiii;  von  Frairen  ohne  Heifüiruns  der  Lösunir.  Zu 
allem  (''herllul.l  hrinjrt  Kichhorn  auch  noch  das  Institut  der 
< JesamthürKschaften  mit  der  imlitischen  (iliederuiifr  des  A'olkes  in 
A’erhinduTi!'"'').  Wie  sich  Kichhorn  nunmehr  zu  der  irerade  von 
ihm  aiiijeschnittenen  Fra^'e  der  lieziehun;ren  zwischen  Hundertschaft 
und  Markirenossenschaft  verhalt,  tritt  nicht  deutlich  hervor.  Kine 
^'elefrentliche  Hemerkunir.  dal!  „iraiize  Hunilerten.  ja  wohl  die 
Gemeinden  frmizer  (taue  zur  ürleichen  Alarkiiciiossenschaft  trehflren 
konnten",  liil.lt  schlielhui.  dal.1  er  seine  Ansicht  in  diesem  Punkte 
;reändert  liat^). 

In  Waitz^)  ist  Kichhorn  ein  entschiedener  (Je^rner  entstanden. 
Ihm  ist  es  unwahrscheinlich  „dal!  hei  den  Kroheruniien  der 
Deutschen,  da  das  Land  ausireteilt  wurde,  einzelnen  .Abteiluiiiren 
des  Heeres  einzidne  Distrikte  anixewiesen  wurden  und  daher  die.se 
den  Namen  emiitinifen.  den  jene  führten.“  Kr  hehauptet.  die 
Kinteiluiif;  nach  Hundertschaften  und  Tausemlschaften  sei  eine 
Kinteilunu^  des  \'oIkes.  nicht  eine  solche  des  Heeres  ;rewesen.  Die 
Kinteilun;j  des  Heeres  in  numerisch  hestimmte  .Ahteilun^'en  setze 
.eine  u:leiche  des  Volkes  voraus,  die  desA’olks  mul!  mit  der  des  Landes 
identisch  sein.“  Dieser  Standfiunkt  ist  von  dem  Kiehhorns  insofern 
verschieden,  als  es  in  der  Tat  nicht  lileichirülti^  ist.  oh  das  A’olk 

')  cbd.  S.  152  Amii.  c. 

cbd.  S.  8.‘!  tf.  .Als  reine  linrcscbaftsveibiindo  sebeint  S hv i «ii y , (!c- 
»eliicbte  des  röin.  Hcelits  “ f,  S.  227  und  S.  277  die  anuelsäelisisclicn,  viel- 
leiebt  aneh  die  kontinentalen  Hiindeitsclial'lsverbände  atifzufassen. 

ä)  cbd.  S.  429. 

<)  0.  Wait  z,  deiitsebe  Verfa.ssnngsgosehiebte  (1844),  S.  :j2ir.  insbes.  3.) IT. 
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pingeteilt  wird  und  hierauf  die  Gliederunfr  des  Heeres  beruht, 
oder  ob  die.se  unabhängig  von  einer  etwaigen  Volksteilung  durch- 
gefOhrt  ist.  Waitz  stellt  aber  gleichzeitig  die  Behauptung  auf. 
daß  Volk  und  Heer  in  der  Zeit  der  Wanderung  vollständig 
dasselbe  sind  und  gibt  zu.  daß  die  Volkspinteilung  wenigstens 
, unmittelbar  mit  der  des  Heeres  gegeben  war.“  Damit  begibt 
er  sich  der  Möglichkeit,  aus  seiner  Tlieorie  irgend  weldie  von 
früheren  ahweicliende  Konsequenzen  zu  ziehen,  und  seine  Kontroverse 
mit  Eichhorn  läuft  auf  einen  bloßen  Worstreit  hinaus.  Beim 
Lichte  betraclitet  ist  das.  was  Waitz  vorträgt,  nichts  .\nderes  als 
die  Ansicht  Eiclihoms.  nur  in  einem  anderen  Gewand.  Wohl  in 
Erkenntnis  dieses  Umstandes  hat  auch  die  spätere  Literatur  seiner 
Unterscheidung  im  allgemeinen  keine  besondere  Beachtung  ange- 
deihen lassen  *). 

Keine  Förderung  der  Lehre  war  von  Saclis.se  zu  envarten  und 
er  hat  sie  auch  nicht  gebraclit.  Eine  ganz  ...mythisch“  anmutende 
Einteilung  des  Landes  in  vier  Teile  nach  den  vier  Himmels- 
richtungen hatte  er  schon  in  einer  kurzen  Vorarbeit  verireten  “). 
In  seinen  Grundlagen“)  wiederholte  er  sie  und  darauf  gestützt  hat 
er  dann,  vielleicht  angeregt  durcli  Velschow'j.  die  Hundertschaft 
als  ein  Gebiet  bezeichnet,  das  hundert  Krieger  stellte,  zugleich 
als  einen  Komplex  von  hundert  Teilen  Landes,  deren  jeder  einer 
Familie  (!)  zugewiesen  war“).  Oh  es  aber  denkbar  ist.  daß  in 
gennanischer  Zeit  jede  Familie  nur  einen  Krieger  stellte,  diese 
unabweisbare  Konsequenz  die.ser  Ansicht  kümmert  Sachsse  nicht. 
Üherhaujit  ist  seine  Darstellung  ein  Zerrbild  der  Eichhorn'schen 
und  Wilda'schen  Theorien,  das  durch  die  unverstandene  Heran- 
ziehung skandinavischen  Rechts  noch  verschlechtert  ist. 


')  In  ,<la«  alte  Reclit  der  »alisclien  Franken"  (184G)  bringt  Waitz 
nichts  Neues.  Bemerkenswert  ist  nur,  daß  er  S.  137  .\nni.  1 und  Text  ganz 
entschieden  die  Entstehung  der  Hundertschaften  aus  Pnrf-  oder  Markgenossen- 
schaften ablehnt. 

Oben  S.  4 Note  “)  erwähnt.  Man  vgl.  insbesondere  S.  8 f.  mit  den 
Anmerkungen. 

“)  C.  H.  Sachsse,  Historische  Urumllagen  des  deutschen  Staats-  und 
Ucchts-Lebens  0844)  S.  148  ff. 

‘)  .1.  M.  Vclschow,  Commeiitatio  de  institutis  militaribus  Danoruui 
(Hafniae  1831). 

“)  Vgl.  die  Note  2 erwähnte  Schrift  S.  10. 
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Soweit  war  <las  Hundertschal'tsjiroblem  in  beinahe  fünfzip- 
jilhriper  Korsehunp  auspebildet.  als  K.  Maurer  die  bestehenden 
Ansichten  zusannnenstellte  und  einer  kritischen  Würdipunp  unter- 
zop’).  Das  Hesultat  war.  wenn  wir  es  mit  dem  Kiclihorns  ver- 
pleichen,  teils  zustimmend.  teils  ablehnend.  Mit  einer  Entschiedenheit, 
die  bis  dahin  nur  Strinnlndm  erreicht  hatte,  stellt  Maurer  den 
Zusamenhanp  mit  militärischen  Einrichtunpen  lest.  & sieht 
in  der  Hundertschaft  den  Bezirk,  den  die  hundert  im  Heere 
zusammenstehenden  .Männer  pemeinsam  in  Besitz  nahmen.  Dapepen 
tritt  Maurer  als  (iepner  Eichhorns  auf  in  der  Frage  nach  dem 
Zusammenhanp  zwischen  Markpenossenschaft  und  Hundertschaft*). 
Die  schon  von  Strinnlndm  und  Wilda  l>ehandelte  Frape.  wie  man 
sich  die  rmwandlunp  des  urs)>rünplich  iiersrmlichen  Hwresverbandes 
in  einen  inditischen  und  territorialen  Bezirk  zu  denken  habe,  hat 
Maurer  deutlich  und  anschaulich  folpendennatlen  erörtert:  „Beim 
(’berpanp  nun  zu  fe.sten  Wohnsitzen  mußten  die  bisheripen 
pt'r.'iönlichen  .Vbteilunpen  des  Vidkes  der  territorialen  Einteilunp 
lies  Landes  zu  (Irunde  pelept  werden  . . . Ist  aber  einmal  die 
Iiersönliche  Abteilunp  zur  territorialen  geworden,  so  muß 
sehr  bald  das  Bestreiten,  für  die  Orpanisation  des  Staates 
eine  festere  und  minder  Wechsel  volle  (Jrimdlape  zu  gewinnen,  als 
welche  liei  deren  Bepründunp  auf  die  fortwährendem  Schwanken 
unterworfene  IVr.sonenzahl  erreicht  werden  kann,  zu  vfdlipem 
Verschwinden  der  alten  persönlichen  Bedeutung  der  Hundertschaft 
führen;  wie  in  Sachsen  und  Friesland  der  territoriale  Ausdruck 
(lau  die  iiersönliche  Bezeichminp  der  Hundertschaft  verdrängte,  so 
wird  im  Norden  umpekelirt  das  Wort  heradh  allmählich  zur  völlig 
untechni.schen  Bezeichnunp  eines  jeden  größeren  oder  kleineren 
Landesteils“*. 

Die  .Vusfühninpen  Maurers  bedeuten  in  der  Entwicklungs- 
geschichte des  Hundertschaftsproblems  einen  Markstein.  Maurers 
Stellungnahme  zu  den  beiden  Eichhorn’schen  Postulaten.  der 
Verbindung  von  Hundertschaft  und  Heeresverfassung  einerseits. 


')  KriU.scbc  Überscliaii  der  deiitseheii  liesctzgebiing  und  Itoehtswisscn- 
.fcbaft  I i'1853),  S.  73  ff.  bes.  77  ff.  ln  dioscm  Aufsatz  ist  eine  reiche  ilte re 
Literatur  zitiert^  auf  die  hiennit  verwiesen  sei. 

’)  a.  a.  O.  S.  G3. 
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Htmdt'rtsclial't  und  Markfiiuuisst'nsrliiift  anderi'r.spits  ist  für  die 
fnl'renden  P'orselier.  soweit  sie  niclit  ülierliaupt  friinzlieli  versrhiedene 
Wejre  eiiiffeschlafren  liabeii.  vorhihilich  geworden,  die  Eielihorn- 
Maurer'sche  Theorie  ^'ewami  die  Olierlianii  uiiil  wurde  von  Neueren 
zum  Teil  ohne  jede  Kritik  und  oline  rieliti^es  Verständnis  üher- 
nomtneii;  das  manirelnde  Verstitndnis  zeijrt  sich  vor  allem  in  der 
Veri|uickuner  mit  anileren.  heterogenen  Anschauungen,  Neue  Ge- 
danken wurden  dahei  kaum  je  ausgesprochen  und  dies  rechtfertigt 
es,  die  Literatur  der  nächsten  Jahrzehnte  nur  kurz  zu  berühren. 

Kine  etwas  ausführlichere  Darstellung  verdanken  wir  Landau '). 
der  insbesondere  <lem  Gninde  für  die  Kinteilung  des  Heeres  nach 
dem  Dezimalsystem  nai-hforscht.  Auch  Gemeiner*)  geht  auf  die 
dem  Problem  anhaftenden  Fragen  w'cnigstens  teilweise  ein  und 
Iteschäftigt  sich  eingehender  mit  der  Überleitung  der  persönlichen 
Verbände  in  Bezirke.  Vorzüglich  i.st  die  Darstellung  von  Munch’). 

Unter  den  außerordentlich  zahlreichen  Anhängern,  die  Maurer 
auUerdem  gefunden  hat.  nenne  ich  ferner  Thudichum*),  Larsen’). 
Köpke“).  Betlimann-Hollweg^).  Stemann*),  JSteenstru]) ’).  .\rnold '"). 
Stubbs").  Walter'*).  G.  L.  Maurer*’)  in  deren  Werken  noch  viele 
Andere  angeführt  sind.  Geklärt  haben  diese  Schriftsteller  Maurers 


')  G.  Landau,  die  Territorien  in  Bezug  auf  ihre  Hildung  und  ihre 
Kntwicklung  (18.04)  S.  191  ff.  jias«.  S.  22:5  f. 

. ’)  A.  Gemeiner,  die  Verfassung  der  Centonen  und  des  fränkisehen 
Königthums  (1855),  S.  52  f.,  96  ff.,  S.  lof. 

’)  P.  X.  Munch,  Del  norske  Folks  Historie  1 (1852),  S.  93  ff. 

*)  P.  Thudichuni,  die  Gau-  und  Markverfassung.  (1860),  S.  32  f. 

‘)  T.  Larsen,  Sainlede  Skrifter  1,  S.  256.  Auch  unter  dom  'l'itel  Fore- 
liosningcr  over  den  danske  Ketshislorie,  S.  19. 

*)  K.  KSpke,  Die  AnlTinge  des  Königtums  bei  den  Gothen  (1859), S.  35. 

*)  Uothniann-lloll  weg,  Gennani,sch- romanischer  ('iTil]iro7.eli  (1868) 
1,  8.  76f. : ders.  (jber  die  Germanen  vor  der  Vrdkorwanderuiig  (18.50), 

S.  25,  30  f. 

")  Stemann,  Den  danske  Iletshistorie  (1871),  S.  65  ff. 

®)  Steenstrup,  Studier  over  kong  Valdemars  .lordbog  (1873),  S.  18 

'“)  Arnold,  deutsche  Ge.schiehte  I (1879),  S.  312— 326:  II,  S.  186. 

")  Stubbs,  The  constitutional  History  of  Kngland  (1875)  I,  S.  96: 
eine  neuere  .\uflage  dieses  Werkes  war  mir  nicht  zugänglich. 

'*)  F.  Walter,  ileatsche  Hechtsgeschichte’  (1857),  S.  16. 

”)  G.  L.  Maurer,  Kinleitiing  zur  Geschichte  der  Mark,  Hof-,  Dorf- 
und  Stadt- Verfassung  (1851),  S.  59. 
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Ansiclit  nidit;  vielmehr  ist  allinillilicli  wiL'der  ein  buntes  Durch- 
eiiiiiiitler  verscliiedenai'tiyister  Variationen  einer  und  derselben 
(irundnieinun};  entstanden.  Die  Ansiehten  waren  ziemlicli  ver- 
sehwoniinen.  als  H.  Hrunner  ini  ersten  Kande  seiner  Recbtsf'esehichte 
die  Lösun!.'  des  Frol)lenis  wiederum  in  die  Hand  nahm  und.  wenn 
auch  kein  einwandfreies  Resultat,  so  doch  ein  klares  Rild  schuf. 
Ihm  verdankt,  wie  schon  R.  Schröder  hervorfrehoben  hat ')  die 
Wissenschaft  die  endH:iltifre  Festleirunfr  der  Erkenntnis,  daß  jeden- 
falls die  Hundertschaft  ursprüimlich  ein  persönlicher  Verband 
war  und  er.st  nach  der  ijennanischen  Zeit  landschaftliche  Bedeutuiifr 
erlaiifrte.  .\ber  der  Boden  auf  dem  Brunner  steht,  ist  kein  anderer 
als  der.  den  Eichhorn  und  Maurer  ^'cebnet  haben,  es  ist  die 
Heeresverfassun;;.  „Die  Hundertschaft,“  saj^  Brunner,  „ist  ursprüng- 
lich als  eine  .\bteilung  von  hundert  Heermannern  zu  denken. 
Solange  sie  ihre  i)fakti.sche  Bedeutung  behielt,  konnte  eine  Lokali- 
sierung, ein  Verwachsen  iler  Hundertschaft  mit  Grund  und  Boden 
nicht  eintreten,  weil  die  Einteilung  7iiit  Rücksicht  auf  ihre 
militärischen  Zwecke  von  Zeit  zu  Zeit  erneuert  werden  mußte. 
Man  wird  dabei  nicht  genau  hundert  oder  hundertzwanzig  .Mann 
(ein  Großhundert)  abgezählt  haben,  weil  es  bei  der  Bildung 
der  Heeresabteilungeu  darauf  ankam,  die  Geschlechtsverbände 
nicht  zu  zerreißen.  Da  Heer  und  Volk  im  germanischen  Staat 
begrifflich  zusammenfielen,  wurde  die  Gliederung  in  Hnndert- 
.schaften  auch  während  des  IViedeiis  beihehalten  und  als  (irundhigc 
für  die  Regelung  des  Gerichtsdienstes  verwertet  . . . die  Hundert- 
schaft ist  nach  alledem  für  die  Zeit  des  Tacitus  als  Heer-  und 
Dingverband  aufzufassen,  des.sen  Vorsteher  vielleicht  damals  schon 
bei  einigen  Stämmen  Hunno  hieß.  Als  Dingverband  bildete  die 
Hundertschaft  nicht  einen  räumlich  abgeschlos.senen  Gerichtsbezirk, 
sondern  nur  einen  (ler.sön liehen  Verband“®). 

Erst  in  der  fränkischen  Zeit  nimmt  Brunner  eine  rmwandlung 
der  l)is  dahin  rein  persönlichen  Verbände  in  Verwaltungsbezirke, 
also  landschaftliche  .\bteilungen,  an  uml  findet  .solche  bei  den 
Franken  und  .Vlamannen.  Dagegen  leugnet  er  sie.  wie  gleich  hier 

l{.  Sclirocrtcr,  R.-(!. S.  If)  .\mn.  13. 

»)  H.-G.  1',  S.  IlCir.,  bcs.  118. 
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hen’orgehoben  sein  Jiiag,  für  die  übrigen  Stämme,  die  Langobarden. 
Sachsen,  Friesen  und  Baiem’). 

Brunner  ist  mit  seiner  Ansiclit  so  wenig  allein  geblieben, 
wie  Eichhorn  und  Maurer.  Sofort  ist  seiner  .\nscliauung  R.  Schröder 
ausdrücklich  heigetreten*),  nachdem  er  sie  .schon  unabhängig 
von  Brunner  in  seiner  mit  dessen  Werk  gleichzeitig  erschienenen 
Rechtsgeschichte  ansgesi)n)chen  hatte.  Brunner  hat  seine  Autfassnng 
auch  in  der  neuen  Auflage  seiner  Rechtsgeschichte  beibehalten  ^). 
Von  den  Forschern  die  sich  ihm  im  Prinzip  wenigstens  ange- 
schlossen haben,  hebe  ich  heiror  Heusler*),  Schreuer*).  (Vamer“’'), 
Taranger').  Bugge").  Maurer’). 

Obwohl  auch  zurzeit  noch  andere  Theorien  vertreten  werden, 
auf  die  ich  im  Folgenden  noch  cingehen  werde,  so  ist  doch  die 
bisher  behandelte  die  herrschende  geworden.  Sie  ist  dies  ungeachtet 
einiger  .\bweichungen,  die  sich  bei  diesem  oder  jenem  ihrer  Vertreter 
linden,  so  sehr,  dali  sie  seit  langem  nicht  mehr  kritisch  beleuchtet 
worden  ist.  Eine  solche  kritische  Würdigung  soll  nunmehr  ver- 
sucht werden. 

Wie  aus  dem  (iesagten  genügend  ersichtlich  ist  und  nur 
einer  ge.schlo,s>(enen  Darstellung  zuliebe  hier  noch  einmal  hervor- 
gehoben wird,  geht  ilie  herrschende  Theorie  von  der  als  feststehend 
betrachteten  Tatsache  aus,  dali  das  germanische  Volk  auf  der 
Wanderung  in  der  vortaciteischen  Zeit  in  Hundertschaften  d.  h. 

')  vgl.  auch  II,  S.  140. 

’)  ln  seiner  lli's|iri‘cliiing  des  Hrumier'schen  Werke.s  in  der  Historisclnoi 
Zeitschrift  l!ö,  S.  3n.v. 

’)  K.-G.  1 ■■*,  S.  .»!>  ir.  Vgl.  auch  Grimdznge,  S.  Hin.  Ui. 

t)  Deutsche  Vcrlässungsgoschichtc  (l,‘)n.')),  S.  D2  f. 

rntcrsuchungcn  zur  Vcrfassungsgcschichtc  der  böhmischen  Sagen- 
zeit (1902),  S.  .04,  «9f. 

®)  Die  Geschichte  der  Alauiamien  al.«  Gaiige.schichtc  (in  Gierke’.s  Unter- 
suchungen Ud.  iil).  S.  34.  60(1'.  Vgl.  dazu  WeriningholV  in  Z.  It.G.  * XX, 
S.  283  f.  und  dagegen  <'ranier  ebd.  XXI,  S.  233.  Ferner  (’rainer,  die  Ver- 
l'iissungsgoschichte  der  <lerntanen  und  Kelten  (1906)  S.  ,Ö2. 

’)  Udsigt  ovor  den  nor.skc  Kets  Historie  II  (1!K)4)  S.  42. 

")  Vesterlandenens  Indllvdelse  paa  Nordboernes  og  s:erlig  Xoidnuen- 
deiies  ydre  Kultur,  I.evesiet  ug  Samfundsforhold  i Vikingetiden  190.'),  S.  15  l. 

•)  Vorle.sungen  I,  1 , S.  4t). 
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in  Abteiluntfen  von  ungefähr  hundert  Mann  gegliedert  war ').  Sie 
nimmt  also  ihren  Ausgangspunkt  von  der  Heeresverfassung  und 
man  kann  sie  daher  passend  als  „Heerestheorie“  bezeichnen. 

Aus  eben  diesem  kausalen  Verhältnis  zwischen  politischer 
und  militärischer  Hundertschaft  folgt  aber  mit  zwingender  Not- 
wendigkeit, dall  die  Heerestheorie  nur  dann  Anspruch  auf  Richtigkeit 
jiiachen  kann,  wenn  in  der  Tat  die  germanischen  Wandernngs- 
völker  in  die  vorausgesetzten  numerischen  Abteilungen  gegliedert 
waren.  Daü  sich  dies  so  verhält,  ist,  soviel  ich  sehe,  unbestritten  *) 
und  wird  von  den  Vertretern  der  Heerestheorie  durchweg  ange- 
genommen,  sodall  ein  Zweifel  daran  zunächst  wenig  berechtigt 
erscheint.  Er  ist  es  aber  doch  sehr,  wenn  man  bedenkt,  daß 
gerade  diese  wichtigste  Frage  noch  nie  einer  eingehenden  und 
sachentsprechenden  Prüfung  unterzogen,  sondern  von  jedem  .-kutor 
nur  von  seinen  Vorgängern  übernommen  wurde. 

Fragen  wir  Brunner,  der  in  seiner  Kechtsgeschichte  auch  die 
Heeresverfassung  der  Gennanen  liehandelt,  über  deren  Gestaltung, 
so  finden  wir  den  einen  Satz:  „Uralt,  vennutlich  auf  arischer 
Sitte  erwachsen  ist  die  Einteilung  des  Heeres  in  Tausend  schäften 
und  Hundertschaften“’).  Das  i.st  alles,  was  er  zu  dieser  Frage 
bemerkt,  unvordenkliche  Zeit  und  arisches  ErbteiD).  Andere 
Schriftsteller,  wie  Schröder’)  und  Lamjjrecht®),  begnügen  sich  da- 

*)  Ob  nur  für  die  Zeit  vor  der  Sellhnftiiiachung  oder  auch  die  Zeit, 
wahrend  deren  größere  Wanderungen  nicht  erfolgten,  von  den  einzelnen 
.Autoren  ein  in  Hundert.schaften  gegliedertes  Ileer  angenommen  wird,  kommt 
nur  selten  deutlich  zum  Au.sdruck.  Infolgedc-ssen  müssen  auch  bei  dieser 
Oar.stellung  die  beiden  Perioden  im  wesentlichen  als  eine  behandelt  werden. 

*)  .S  ickel,  Freistaat,  S.  87  hat  sich  idine  Krfolg  gegen  diese  AiilTassung 
gewendet.  I*as  mag  daher  rfdoen,  daß  seine  eigene  Meinung,  es  sei  eine 
Teilung  di:r  Bürgerschaft,  nicht  des  Heeres,  vorgenommen  werden,  nicht 
wesentlich  Besseres  bietet. 

’)  K.-(i.  I’,  S.  181.  Vgl.  K.  Mflllcnhoff,  Deutsche  Alterkumskundo 
IV,  S.  177, 

*)  .Auf  eine  vor  der  Scßliaftmachung  vorgenommene  Hcercsgliedcrung 
führt  auch  I,  andau  a.  a.  0.,  S.  2’i.')  die  Hundertschaften  zurück.  Kr  ver- 
mutet aber  nicht  arische  Kiniliisse,  sondern  führt  das  Uecimalsystem  darauf 
zurück,  daß  Zehn  die  Zahl  ist,  die  von  der  Natur  dem  Menschen  selbst  an  die 
Hand  gegeben  ist. 

K.-O.“  S.  38. 

®)  Deutsche  (ieschichte  1,  8.  133.  Ferner  Hollzmanu,  (iermaiiische 
.Altertümer,  S.  lOj. 
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mit.  die  E-xistenz  von  Hundertschaften  festzustellen,  ohne  nach 
ihrer  Herkunft  zu  fraj'cn.  Bei  nieder  anderen,  wie  z.  B.  Waitz'), 
kommt  der  Gedanke  zum  Ausdruck,  daü  ilie  Hundertschaften  eine 
Einrichtuiif'  der  jrennanischen  Zeit  seien  und  ^'era<le  in  der  frer- 
manischen  Zeit  liestanden  luitten.  "Wir  haben  es  somit  mit  zwei 
verschiedenen  Annahmen  über  die  Herkunft  der  zahlenmäßii'en 
Heeresfcliederunfr  zu  tun,  und  liieraus  eryribt  sich  der  Plan  für 
die  folgende  Entersuchuiif'.  Es  ist  zuniiclist  festzustellen,  ob  die 
Quellen  der  ;;ermanischen  Zeit  Aidialtspunkte  für  eine  Cente- 
simal^liederun;;'  oder  fiberhau])t  eine  zahlenmaliiire  (Hiederun«'  des 
Heeres  fiebeii.  Ist  dies  nicht  der  Eall,  so  muß  weiter  untersucht 
werden,  ol>  bei  den  Indofiermanen  eine  solche  Gliederun;:  so 
verbreitet  war,  daß  ihr  Vorhandensein  auch  bei  den  Gennanen. 
weniifstens  der_  vortaciteischen  Zeit,  anzunehmen  ist  oder  doch  an- 
;;ennmmen  werden  kann. 

Die  .Ansicht,  daß  die  (iermanen  ihre  Heere  in  Hundertschalten 
(/l’ausendschaften,  Zchntschaften)  teilten,  wird  nicht  nur  von  Hechts- 
historikern, sondern  auch  mit  ziemlicher  rbereinstiinmun;'  von 
den  Militiirhistorikern  vertreten.  Unter  diesen  steht  obenan 
v.  Peucker.  Nach  scdner  Meinun«:  sind  die  (taue  ])olitisch  unil 
militiirisch  in  besondere  Kreise  v'eteilt,  welche  nicht  an  die  zu- 
falli^'e  .Ausilehnunir  iremeinschaftlicher  .Ansied lun;jen  in  (liemeinden 
und  Markyrenossenschafren  yebunden  waren,  sondern  re;;elmaßi!^ 
soviel  Höfe  umfaßten,  daß  hundei’t  Kiieirer  davon  ins  Feld  yn*- 
stellt  werden  konnten,  und  welche  daher  „Hundertschaften**  (....) 
yenannt  wurdeiP)".  .An  anderer  Stelle  füyt  er  dann  hinzu:  „F.s 
yiny  aus  ilieser  yanz  im  Krieysinteresse  yetrolVenen  Einrichtuny. 
welche  eine  leichte  ('bersicht  di‘s  watVenfahiyen  Teiles  der  Be- 
völkeruny  yewahrte.  zuyleich  von  selbst  eine  rcyelmäßiye  (Jliederuny 
des  Heeres  in  Haufen  von  hundert  Krieyern  hervor**’).  Die 
zahlenmäßiye  Heeresyliederuny  wäre  demnach  eine  Einrichtuny 
der  yermanischen  Zeit,  der  Zeit  nach  der  .Ansiedluny  und  würde 
auf  einer  yerade  in  militiiri.schem  Interesse  voryenommeiU'n  hiin- 
teiluny  des  Eaniles  bendien.  Ohne  zunächst  auf  eine  Prüfuny 
dieser  .Ansicht  einziiyehen,  bemerke  ieh,  daß  v.  Peucker  damit  ein 

')  V.-tJ.  1’.  S.  407  mit  21  tT. 

■')  V.  l'eiH'ker,  ilas  cliailsclo’  Krii'yswcsc  ii  clio'  I rzcitrii  (tSiiO)  1.  S.SO 

i-h.i.  II.  s.  :v>. 
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neues  Riltsel  aufgibt.  Man  wird  mit  Reclit  fragen,  woher  denn 
der  Gedanke  gekommen  sei,  das  Heer  in  Hundertsehaften  zu 
teilen  und  danach  das  Land  einzurichten.  Für  entwickelter 
denkende  Völker  mag  das  nahe  liegen,  aber  bei  der  den  Germanen 
der  tirciteischen  Zeit  eigenen  Kulturstufe  ist  das  unwahrscheinlich. 
Man  darf  nicht  übersehen,  daß  es  sich  bei  v.  Peucker  nicht  nur 
um  eine  zahlenmäßige  Gliederung  bestehender  Truppen,  sondern 
um  ein  Aushebungs.system  handelt,  also  ein  ziemlich  weit  fortge- 
schrittenes Institut').  Übrigens  hatte  schon  Harthold  ähnliche 
-\nsichten  ausgesprochen*). 

V.  Peuckers  Anschauung  ist  auch  in  die  s))ätere  kriegs- 
wissenschaftliche Literatur  ohne  Kritik  übernommen  worden,  offen- 
bar in  Verkennung  des  darin  enthaltenen  Problems.  So  sagt  z.  H. 
.Jahns,  daß  sich  innerhalb  des  Keiles  „die  Mannschaft  nach 
Familien  und  Geschlochteni  ordnete  und  diese  zu  Hundert.schaften 
zusammengefaßt  worden  seien’l.“  Delbrück  geht  sogar  so  weit  zu 
sagen,  die  Geschlechter  würden  Hundertschaften  genannt,  weil 
man  etwa  hundert  Familien  oder  (!)  Krieger  in  ihnen  zählte*). 

Fragt  man  aber  nach  der  Hegründung  für  diese  verschiedenen 
Ansichten,  so  zeigt  sich  da  eine  ebensogroße,  wie  auffallende 
Lücke.  Harthold  beruft  sich  ganz  allgemein  aufTacitus,  v.  Peucker 
zieht  auch  Caesar  noch  mit  heran;  gelegentlich  wird  Maurikios 
benutzt.  Das  sind  nun  allerdings  die  Hauptiiuellen  für  die  Fr- 
kenntnis  germanischer  Kriegsverfassung.  Aber  es  frägt  sich,  ob 
bei  ihnen  .\nhalts|mnkte  für  die  Hichtigkeit  dessen  zu  linden  sind, 
was  sie  uns  nach  Meinung  der  genannten  Schriftsteller  beweisen 
■sfdlen, 

Caesar  berichtet  de  bell.  Gail.  I,  .äl  vom  Heere  des  Ariovist : 
„Tum  demum  necessario  Germani  suas  copias  castris  eduxerunt 


')  Man  bcnclite  den  wesentlichen  rntei-sehieil  zwiselieii  dieser  ninl  der 
.\nsicht  Hrunner’s.  Dort  eine  kiinsiliclie  l’.inteilmi;'.  nach  der  SeUliaft- 
inacbung  durch  tiemeiiideii  und  Markgenossen.scliat'ten  hindnreh  ent.stamlen, 
hier  Reste  alt  arischer  Kinriclitungen. 

•)  F.  \V.  Harthold,  Itesehiehte  der  Kriegsverfassung  und  des  Kriegs- 
wesens der  Deutschen  (18.'».'))  1,  S.  3U. 

*)  ,M.  .liiliiis,  Handbuch  einer  tieschichte  des  Kriegswesens  (1H80;  I, 
S 439  ff. 

*)  H.  Delbrück,  liescliichte  der  Kriegskunst  II,  ,S.  ^tl. 

V Schwerin,  altserni.  Hunüert:ichafr 
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generatimque  constitnenint  paribus  intervallis  Harudes  Marco- 
mannos,  Triboccos,  V’^angiones,  Nemetes,  Sedusios,  Suevos 
Diese  Stelle  besagt  mit  Deutlickeit  nur,  daß  zwischen  den  einzelnen 
V^ölkern  gleiche  Zwischenräume  waren  und  daß  die  Völker  selbst 
sich  zusammen  aufstellten,  sodaß  kein  Teil  der  Schlachtordnung 
aus  Angehörigen  verschiedener  Völker  bestanden  hat.  Es  ist.  wie 
Brunner^  zutreffend  bemerkt,  eine  „Gruppierung  des  Heeres  nach 
Völkerschaften“  durchgeftihrt.  Nur  eine  Hj'pothese  ist  es,  wenn 
V.  S.vbel*)  und  nach  ihm  Holtzmann‘)  annehmen,  daß  nun  auch 
innerhalb  der  Völkerschaften  gleich  große  Abteilungen  gebildet 
und  diese  in  gleichen  Abständen  aufgestellt  worden  seien,  „weil 
sonst  bei  gleichem  Zwischenraum  die  Heerhaufen  selbst  zu  un- 
gleich geworden  wären,  da  nicht  alle  Völker  in  gleich  großer 
Zahl  vertreten  waren“.  Diese  Begründung  mag  dann  am  Platze 
.sein,  wenn  zunächst  einmal  feststeht,  daß  die  germanische  Schlacht- 
ordnung ähnlich  der  römischen  aufgestellt  war,  sodaß  gleich 
große  Kolonnen  neben  einander  standen,  wenn,  mit  anderen 
Worten,  eine  Aufstellung  prorrecto  agmine  als  germanische  Übung 
feststeht.  In  diesem  Falle  würde  es  allerdings  überraschen,  wenn 
Kolonnen  verschiedener  Größe  in  einer  Linie  gestanden  hätten,  da 
nicht  nur  die  Durchschlagskraft  .sondern  auch  die  Widerstands- 
fähigkeit an  den  einzelnen  Punkten  der  acies  eine  verschiedene 
gewesen  wäre.  Da  es  sich  aber  überhaupt  erst  darum  handelt, 
wie  ilie  Germanen  ihre  Heere  aufstellten,  muß  ein  Argument, 
das  von  einer  bestimmten  Art  der  Aufstellung  ausgeht,  eine 
ju'titio  jirinciiiii  in  si(di  schließen  und  schon  aus  diesem  Grunde 
abgelehnt  werden.  Abgesehen  hieiTon  aber  dürfen  wir  schon  des- 
halb nicht  von  einer  acies  prorrecto  agmine  ausgehen,  weil  die 
Aufstellung  bei  den  Germanen  in  aller  Begel  gerade  nicht 
prorrecto  agmine  erfolgte.  Ausdrücklich  sagt  uns  Tacitus, 
Hist.  V,  1(1:  „Civilis  haud  prorrecto  agmine,  sed  ciineis  adstitit“^). 

')  Hrsg,  von  li.  Ktiblcr  (Tetibiu'r)  S.  3.ö. 

ä)  lf.-(i.  I’,  8.  182,  .\mn.  12. 

Kntslebimg  des  deiit.schon  Königstuins  ',  S.  IC. 

*)  Kiiltzinann,  <ieriiianisobc  Altcrlfimer,  lirsg.  v.  .A.  Holder,  S.  Iti.ö. 
Vgl.  auch  A.  llniinistark,  CrdeHtscbc  SlaatsaUortniner  zur  s<-bülzenileii 
Kilfmternng  der  tieriiiania  des  Tacitns  (1873),  S.  21^)  {. 

Hrsg.  V.  r.  Halm  'Teiibner)  II,  S.  212. 
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Bei  einer  solchen  Keilaufstellung  nun  läßt  sich  „generatiin“  mit 
^paria  inteiralla“  ganz  gut  vereinigen.  Daß  .sich  die  Trnjipen 
generatiin  aufstellten,  heißt  nichts  anderes,  als  daß  die  Geschlechter 
sich  zusammenstellten.  Dies  allein  mußte  dazu  ffihren,  daß  die 
Vrdker.schaften  als  solche  sieh  mit  einander  aufstellten,  und  nach- 
dem dies  geschehen  war,  wurden  diese  Völkerschaften  mit  gleichen 
Zwi.schenräumen  'angeordnet.  Sticht  man  dies  mit  der  Keilauf- 
stellung in  Einklang  zn  hringen.  so  kann  man  sich  die  Sache 
nur  so  denken,  daß  in  unserem  Falle  die  Harudes  die  Spitze 
bildeten,  dann  kam  ein  intenallum,  dann  folgten  die  Marco- 
manni  u.  s.  f.  unter  ständiger  Verbreiterung  der  Linie;  die  Suevi 
würden  dann  die  Basis  des  Keils  bilden.  Die  praktische  Kon- 
seipienz  beim  Angriff  wäre  dann  die,  daß  die  Völker  sich  auf- 
schließen müßten.  Das  ließe  sich  denken.  Nicht  aber  kann  man 
sich  die  intervalla  als  Gassen  in  der  Längsrichtung  des  Keils  vor- 
stelleu.  Denn  diese  Formation  hätte  beim  xVmrritf  eine  .sidbrtige 
Zers|ditteniug  des  Keils  und  das  Eindringen  tles  Feindes  in  diese 
Gassen  zur  Folge.  Mit  Baumstark  anzuuehmen,  daß  jede  Völker- 
schaft je  nach  ihrer  Größe  mehren“  Keile  gebildet  habe  und  dann 
noch  zwischen  den  einzelnen  Völkerschaften  ])aria  intervalla  ein- 
gehalten worden  seien,  halte  ich  für  unmöglich.  Eine  .so  zer- 
rissene Schlachtordnung  hätten  die  Germanen,  deren  Hauptkraft 
in  einem  wuchtigen  Angriff  lag,  nicht  brauchen  können.  Auch 
ist  eine  so  geteilte  Aufstellung  viel  zu  künstlich,  tbid  man  darf 
nie  üher.sehen,  daß  ilas  Heer.system  der  germanischen  Zeit  von 
einem  modernen,  aber  auch  vom  römischen  aus  allgemein  kulturellen 
Gründen  weit  entfernt  .sein  mußte  und  weder  mit  modernem  Maß- 
stab gemessen,  noch  in  eine  ihm  nicht  pass(‘nde  Schablone  ge- 
zwängt werden  darf.  Es  i.st  der  Grundlehler  aller  derer,  die  sich 
über  germani.sches  Kriegswesen  verbreitet  haben,  daß  sie  in  Ver- 
kennung der  Kulturstufen  immer  nur  künstliche  und  nie  natür- 
liche Verhältnisse  an.setzen  '). 

Mag  aber  auch  die  Aufstellung  des  Heeres  des  Ariovist  im 
Einzelnen  so  oder  so  gewesen  sein,  .so  läßt  sich  doch  mit  aller 
Bestimmtheit  behau]»ten,  «laß  wir  an  dieser  Stelle  nicht  die  Spur 
von  Hundertschaften  oder  überhaii]>t  einer  zahlenmäßigen  (iliederung 

■)  Eine  seltene  An.siodimo  ist  Kainnslark  a.  n.  O.,  S.  243  IT. 
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des  iieniiiinisclien  Heeres  erkennen  können.  Auch  bei  Tacitns 
finden  wir  immer  nur  den  Keil  und  das  irenokratisc.he  Prinzip 
erwähnt.  So  z.  Bsp.  in  folgenden  Stellen;  (Tenn.  eap.  (>:  aeies 
per  cuneos  componitur;  eap.  7:  . . . non  casus  nec  fortuita  conglo- 
batio  tunnani  aut  cuneum  faeit,  sed  familiae  et  propincpiitates ') . 
Hist.  IV,  1(>:  C!anninefates,  Frisios,  Batavos  propriis  euneis  componit 
und  Hist.  IV,  23;  Batavi  Transrhenanique,  quo  discreta  virtus 
manifestius  spectaretur,  sibi  quaeque  srens  consistunt.  Äulierst 
interessant  i.st  endlich  eine  Stelle  bei  dem  bekannten  Militär- 
schriftsteller Maurikios-)  XI,  4;  ^Toajovut  5s  iv  T»r«  — . ou 

(iSTpio  Tivl  <up3(isv(u  x»l  5 iv  [soipoi;  ^ iv  (lipestv  iXXi 

xiTol  xxl  xpi:  au^rsvEia  te  xjX.“  Hier  ersehen  wir 

es  aus  den  hervorgehobenen  Worten,  die  Möllenhoff  bei  seinem 
Citat^)  bezeichnenderweise  ausgelassen  hat,  ausdrücklich,  dali 
den  (Jemianen  eine  Aufstellung  in  bestimmt  abgezählten  (Jruppen 
vollkommen  frennl  war. 

Dem  entspricht  es  sehr  genau,  daü  nirgends  von  den  Ger- 
manen berichtet  wird,  sie  hätten  eine  zahlenmäßige  Heeresgliederung 
gehabt.  Anzunehmen,  daß  sie  trotzdein  bestanden  hat.  ist  aus- 
geschlossen. Gerade  Cäsar,  der  nicht  nur  von  seinem  Htwre  eine 
fein  differenzierte  taktische  Gliedening  gewohnt  war,  .sondern  auch 
als  Feldherr  alles  Interesse  daran  hatte,  die  Heeresverlässung  der 
Gennanen  auf  das  Genaueste  kennen  zu  lernen,  hätte  davon 
sieher  erfahren  und  dann  ain  h berichtet.  Diese  Frwägung  ver- 
möchte sogar  ein  reines  arg.  e.  silentio  zu  stützen.  In  der  Tat 
aber  haben  wir  es  nicht  einmal  mit  einem  solchen  zu  tun ; 
sondern  die  tiuellen  berichten  uns,  wie  die  oben  angeführten 
Stellen  zeigen,  ausdrücklich,  daß  die  Germanen  sich  nach  Ge- 
schlechtern ordneten*).  Diesen  j)ositiven  .Aufstellungen  gegenüber 
immer  wieder  zu  behaupten,  daß  sie  sich  nach  einem  numerischen 
Prinzip  ordneten,  ist  ein  unverständliches  Beginnen. 

‘)  Im  iTsteri  üanil  diT  angeffilirten  Ausgabe. 

NGjpixfo'j  0TpciTr,Tix5v  br.sg.  ven  .1.  Sclicllerii.s.  Upsala  UIC4,  S.  269. 
Vgl.  K . Kruiiibacher,  <ioschii:bto  der  Inzantiniscben  Literatur  ^ (1897),  S.  63.')  f. 

3)  I).  A.  IV,  S.  -202. 

')  Dafür,  dail  es  sowolil  gerinaiiisclic  als  gallisclie  I biing  war,  die 
Vidksstriimne  bei  der  Aufstelliuig  iler  Si  lilaeblnube  iiiebt  zu  '/.erreilSeii,  linden 
w ir  zablreiebe  yiielleiibelege.  Die  Stellen  sind  bei  llultzuiaun  a.  a.  O.,  S.  16b 
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Dies  mag  wohl  auch  Anderen  so  geschienen  haben  und  daher 
rühren  die  Versuclie  genokratisches  und  numerisclies  Einteilungs- 
prinzip zu  verbinden.  Aber  bei  genauerer  Betrachtung  kann  man 
sich  nicht  damit  helfen,  daß  man  wie  z.  B.  Brunner')  ,die  Ord- 
nung durch  die  Bande  der  Sippe“  erst  innerhalb  der  einzelnen 
(numerisch  bestimmten)  Heeresabteilungen  annimrat.  Damit  wären 
allerdings  beide  Prinzipien  untergebracht.  Aber  es  entsteht  oder 
bleibt  erst  recht  die  Frage,  ob  auch  nur  in  dieser  Weise  die 
beiden  Prinzipien  neben  einander  bestehen  können.  Sie  i.st  schon 
früher  wiederholt  gestellt,  aber  in  neuerer  Zeit,  so  auch  von 
Brunner,  wieder  übergangen  worden.  Auch  sie  bedarf  deshalb 
einer  näheren  Beleuchtung. 

Wenn  die  Annahme  einer  ('entesimalgliederung  überhaupt 
einen  Boden  haben  soll,  dann  muß  man  daran  festhalten,  daß 
irgend  einmal  das  gesamte  waftenfiihige  Volk  in  Abteilungen  von 
hundert  gegliedert  wurde.  Da  nun  nach  einem  allgemeinen  Ge- 
setz alle  Völker  von  Haus  aus  bis  zu  einer  gewaltsamen  Ändeiung 
na<di  gleichviel  wie  gestalteten  Verwandtschaften  und  Sippen  ge- 
gliedert sind,  so  muß  es  einmal  einen  Zeitpunkt  gegeben  haben, 
in  dem  eine  künstliche  numerische  (xliederung  die  natürliche  nach 
Familien  und  Stämmen  durchschnitt.  Wie  mußte  oder  konnte 
sich  nun  das  althergebrachte  Prinzip  gegenüber  der  Neuerung 
verhalten?  Diese  Frage  liegt  auf  der  Hand.  Ihrer  Natur  nach 
mußten  sich  die  beiden  Prinzi]>ien  widersprechen,  da,  wie  schon 
wiederholt  hervorgehohen,  nicht  jede,  vielleicht  keine  Sippe,  genau 
hundert  oder  auch  nur  ungefähr  hundert  Waffenfähige  enthielt. 
Daß  nun  etwa  das  genokratische  Prinzip  dem  numerischen  das 
Feld  räumte,  wäre  möglich  gewesen,  ist  aber  schon  um  deswillen 

angeführt.  Das  Prinzip  ist  ein  indogennanischos  und  lindct  sich  bezcicli- 
ncnderwoisc  mit  der  gleichen  Begründung,  die  Tacitns  (jerin.  c.  6 angibt 
s'ehon  Ilias  II,  362 

xplv  Mpn  tizi  -ti-A  9p/|Tpa;,  ’.\Y«pa|z«v, 

cu;  <pft|TpT,  ^py,TpT,tptv  dpifjYll.  tpöXa  OE  ^piXoi;. 

Vgl.  dazu  noch  Leist,  Altarisches  Jus  civile  II,  S.  194.  Schräder,  Koal- 
leiicou  der  indogcmiaiiischen  .Altertumskunde  (1901)  a.  v.  Heer,  wo  aber 
eine  Kombination  von  genokratischer  und  zahlenuiätliger  (jliederung  ange- 
nommen ist. 

•)  K.-G.  I S.  183. 
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nicht  anzunoliincTi,  «eil  wir  es  zu  aller  Zeit  in  Anwendung  ge- 
bracht sehen,  unil  es  ist  auch  noch  kein  Schriftsteller  darauf  ver- 
fallen, eine  solche  Kapitulation  des  natürlichen  Prinzii)s  zu  be- 
haupten. Somit  bleibt  nur  die  einzige  Möglichkeit,  daß  die 
beiden  Prinzipien  ein  Kompromiß  abgeschlos.sen  haben').  Nur 
•zeigt  sich  sofort,  daß  diese  theorethisch  anscheinend  vorhaudeiie 
Möglichkeit  nicht  auch  jiraktisch  durcligeführt  wurde.  Einige 
Schrirt-steller  haben  .sich  die  Sache  so  gedacht,  daß  „so  lange  als 
möglich“  die  Verwandtschaften  zusammengenommen  wurden.  Man 
hätte  also  einerseits  nicht  so  sehr  darauf  gesehen,  daß  gerade 
hundert  Krieger  sich  in  jeder  Abteilung  befanden,  es  mochten 
bald  etwas  mehr,  bald  etwas  weniger  sein;  man  hätte  andererseits 
(ieschlechter  auseinandergerissen,  wenn  sic  die  Hundertzahl  zu 
sehr  überschritten,  solche  zusammengefftgt,  deren  Hestand  «’cit 
unter  hundert  war®). 

Auf  diese  Weise  würden  nicht  genau  gleich  große  Abteilungen 
erzielt  worden  sein,  aber  es  wäre  immerhin  ein  gewisser  Ausgleich 
zustande  gekommen.  Die  Teilung  war  aber,  wenn  man  die  da- 
maligen Verhältnisse  ins  Auge  läßt,  durchaus  nicht  so  leicht 
durchzuführen.  Es  konnte  sich  in  dieser  Zeit  nicht  um  Ein- 
teilungen handeln,  die  nur  in  der  Schlacht  bestanden.  Wenn 
i'inmal  geteilt  wurde,  dann  galt  diese  Teilung  für  alle  Zeit  und 
für  alle  Lebensbedürfnisse.  Das  Heer  war  das  Volk,  und  die 
lleeresabteilung  war  die  Vidksabteilung.  Davon  müssen  wir  in 
die.ser  Zeit  ausgehen.  Eine  solche  durchgreifende  Teilung  aber 
stellt  einen  bedeutenden  Eingrilf  in  die  Rechte  der  Sippe  dar, 
den  nur  der  vornehmen  konnte,  der  über  alle  Macht  hatte.  Ob 
in  urgermanischer  Zeit  ein  solcher  Machthaber  vorhanden  war, 
erscheint  mir  sehr  zweifelhaft.  Und  selbst  angenommen  es  gab 
einen  Führer,  der  eine  solche  Teihing  hätte  durchsetzen  können, 
so  ist  damit  noch  lange  nicht  gesagt,  wie  er  sie  durchführeu 
sollte.  Es  ist  eine  notwendige  Voraussetzung  für  die  Richtigkeit 
der  von  Waitz  vertretenen  Anschauung,  daß  sich  die  Teilung  auch 

')  So  sHgt  z.  H.  Waitz,  S.  407):  ,I)i«  FHiiiilioii  iitol  Vor- 

naiiiltcci  .-.tamli.'ii  iin  llccrc  vcrbuinlcii.  Audi  ilio  KinWibiiig  iiadi  Humlcrtou 
liat  eine  wcscntlidic.  Unloutuii)'  für  ilassdbo*.  Aliiilicli  äuUert  sidi  I.ani- 
jirocbf,  Dcutsdic  licscliichtc  1,  S.  133. 

•)  So  inciiil  llcuslrr,  Vcriäs.siiiig.sj'csdiiolite,  S.  12. 
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in  einer  nacli  damaligen  Verliältnissen  walirsclieinlichen  Form 
durchführen  ließ,  ünd  an  dieser  Form  scheint  es  mir  zu  fehlen. 

Auch  vor  der  Einführung  der  numerischen  Gliederung  mußte 
eine  Ordnung  bestehen ').  Wir  wissen,  daß  sie  auf  verwandt- 
schaftlichen Prinzipien  berahte.  Alle  Mitglieder  einer  Truppe 
waren  durch  das  niimliche  Band  der  Verwandtschaft  verbunden 
und  da  entsteht  die  Frage,  wo  dieses  Band  hatte  durchschnitten 
werden  sollen.  Man  konnte  nicht  etwa  eine  Abschichtung  der 
entfernteren  Sippenglieder  vornehmen,  denn  für  diesen  relativen 
Begriff  fehlte  es  an  der  Ausgangsperson.  Man  durfte  aber  auch 
nicht  dazu  gelangen,  daß  man  einen  Stamm  von  dem  des 
Bruders  des  Stammvaters  trennte;  ein  Ergebnis,  das  bei  einem 
objektiven  Teilungsprinzip  sehr  leicht  hatte  eintreten  können. 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  Konsequenzen  einer  .solchen 
Teilung  an  hypothetischen  Beisjiielen  aufzuzeigen.  Die  kurz  an- 
gedeuteten Bedenken  lassen  sich  leicht  zu  solchen  ausbilden  und 
es  wird  dann  sehr  klar,  daß  ein  Kompromiß  zwischen  dem 
numerischen  und  dem  genokratischen  Teilungsprinzip  nur  theoretisch 
angenommen  werden  kann.  In  der  ju'aktischen  Durchfühning 
muß  es  scheitern. 

Damit  i.st  aber  noch  nicht  gesagt,  daß  nicht  von  Fall  zu 
Fall  zwischen  einzelnen  Abteilungen  ein  Ausgleich  stattfand. 
Wenn  einmal  in  einer  Schlacht  eine  kleine  Sippe  stark  bedrängt 
war  und  die  nebenstehende,  größere,  Luft  hatte,  dann  ist  natürlich 
diese  jener  zu  Hilfe  gekommen,  und  sind  vielleicht  auch  Teile 
der  einen  zur  anderen  ühergetreten.  Aber  solche  Teilungen  und 
Formationen  gab  dann  der  Augenblick,  die  Erkenntnis  des  im 
gegenwärtigen  Zeitpunkt  Notwendigen  oder  Nützlichen.  Für  die 
heutigen  .Anschauungen  entsjirechen  solche  momentane  .Anpassungen 
weniger,  als  die  vorbedachte,  künstliche  Einrichtung,  der  damaligen 
Zeit  aber  mehr  als  diese. 

Einen  eigenartigen  Versuch  die  Verbindung  von  numerischem 
und  genokratischem  Prinzi|i  auch  ]>raktiseh  verständlich  zu 
machen  hat  Cramer  unternommen  ^i.  Er  nimmt  in  der  Organi- 


')  Vgl.  .\riii)l(l,  lleiitsdic  (iosi-liicbtc  I,  S.  3I'i:  aber  auch  315  (!). 

*)  J.  dränier.  Die  Verfa.s.sungs"escliielite  der  Cierinaiien  und  Kellen 
(1906)  S.  28  ff. 
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sation  des  genniiiiiselien  Heeres  zwei  , Phasen“  an,  ,ilie  der 
Nornialzahl  und  die  der  angesiedelten  (ioschleehter“.  Vor  der 
Ansiedlung  soll  eine  auf  die  Tr/eit  zurückgellende  Einteilung 
nach  einem  Zahlensystem  tiestanden  haben.  Nach  der  Ansiedlung 
liege  der  taktischen  Gliederung  nicht  mehr  „die  starre  Zahl, 
sondern  die  Entwicklung  der  angesiedelten  (»eschlechter  im  „Heer- 
gau“ zugrunde“.  Bei  dieser  Argumentation  übersieht  aber  Cramer, 
daß  das  Zahlensystem  die  weitaus  entwickeltere,  die  verwandt- 
schattliehe  Gliederung  die  natürliche  ist.  Wir  müßten  annehmen, 
daß  vor  dem  Zahlensystem  eine  genokratische  Einteilung  Geltung 
gehabt  hat.  Unverstilndlich  bleibt  aber  für  alle  Fälle,  warum  die 
Genuanen.  nachilem  sie  einmal  an  eine  numerische  Heeresgliederung 
gewohnt  waren,  diese  jilötzlich  beseitigten  und  zu  dem  weniger 
entwickelten  Stailium  zurflekkehrten.  Cramer  scheint  dies  mit  der 
Ansiedlung  in  Verbindung  liringen  zu  wollen.  Aber  wenn  schon 
auf  der  Wanderung  eine  numerische  Gliederung  möglieh  war, 
dann  mußte  sie  ja  nach  der  Seßhaftmachung  um  so  leichter  sein. 
Und  daß  die  „Entwicklung  der  angesiedelten  Geschlechter“  einen 
Eintlnß  ausflbte,  kann  ich  mir  deshalb  nicht  vorstellen,  weil  ja 
doch  die  Gesehlechter  sieh  auch  vor  der  .Ansiedlung  entwickelten. 
Oller  meint  etwa  Cramer,  daß  nur  die  Entwicklung  nach  der  An- 
siedlung imstande  war,  das  Zalilenverhältnis  zu  zerstören? 

Unverständlich  in  der  Einrichtung  ist  die  Hiindertschafts- 
gliederung  unhaltbar  im  Laufe  der  Zeit.  .ledes  Jahr,  jeder  Monat, 
jeder  Tag  mußte  Veränderungen  im  Bestand  der  Sii>pe  bringen. 
Jeder  Kanijif  brachte  sie  in  großem  Maßstab.  Damit  aber  wäre 
zugleich  die  militärische  Gliederung  ins  Wanken  gekommen,  die 
heute  künstlich  geschalfene  Ordnung  wäri'  vielleicht  schon  am 
folgenden  Tag  eine  Unordnung  gewesen.  Das  ist  so  selb.stver- 
sländlicli,  daß  fast  alle  Schriftsteller  zugeben,  es  habe  sieh  die 
ursprüngliche  Ordnung  bald  wieder  verschoben.  Auch  Tacitus 
sage  ja:  iiuod  [irimo  numerus  fuit,  iam  nomen  et  honor  est'). 

Aber  dabei  ist  es  ganz  unverständlich,  wanmi  die  Germanen 
überhaujit  ihre  Heere  in  zahlenmäßige  Gruppen  gegliedert  haben, 
wenn  sie  doch  die  ganze  Einteilung  wieder  untergeben  ließen. 
Doch  nicht  nur  um  nach  Verfluß  einer  verhältnismäßig  kurzen 


')  (iiTin.  c.  (i. 


d:  i ' :edbv  Googh 


Zpit  wieder  heim  stahis  quo  ante,  der  •tliedeiun;'  nach  (Jeschlechtern, 
aiijrelanKt  zu  sein.  Und  wenn  man  annelimen  wollte,  die  Ger- 
manen hätten  die  numerische  Gliederung;  von  Zeit  zu  Zeit  wieder- 
holt, was  ja  an  sich  mißlich  wäre,  dann  hätten  sie  diese  Übunu 
l)ei  der  Seßhaftmachun"  nicht  autf;pf;eben,  sondern  auf  alle  Fälle 
für  die  Krieirsjiraxis  weiter  verwendet.  Auch  hier  wäre  zu  über- 
leben, daß  ein  Rückschritt,  wie  er  in  dem  plötzlichen  Aufbeben 
einer  bisher  beübten  zeitiveisen  N’euorbanisation  lilb**,  nur  bei 
zwiiibenden  tiründen  anbenoinmen  werden  kann. 

Es  erbibt  sich  soinit  aus  den  Quellen  kein  An- 
haltspunkt dafür,  daß  die  (Jermanen  eine  numerische 
Heeresbliederunb  b‘'kaiitG  haben,  dabcbi'i'  deutlich  der 
Nachweis,  daß  für  die  Formation  der  Heereskörper  ver- 
wandtschaftliche Gesichtspunkte  7uaßbebend  waren. 

Genule  die  Nachrichten  nun,  die  Tacitus  über  die  Geschlechts- 
verfassunb  brinbt,  haben  Baumstark  viel  zu  schafl'en  binnacht,  und 
weil  er  .sie  nicht  durch  den  Beweis  des  Gebenteils  widerh'ben 
kann,  breift  er  zu  <ler  Behauptmib,  daß  iler  Bericht  iles  Tacitus 
in  Gennania  c.  7.  „unmöblich  vollständib  wahr  seyn“  kann').  Dies 
zu  beweisen,  führt  er  sodann  drei  Gründe  an; 

a)  ,die  Nachricht  verträbt  sich  nicht  mit  dem  Umstande,  daß 
die  b'“nnanischen  Heere  sowohl  aus  Reiterei  als  aus  Fußvolk  be- 
standen ; 

b)  sie  widerspricht  auch  ilen  Woi-ten  ca|i.  (i;  qiios  ex  omni 
juventute  <lelectos  ante  aciem  locant. 

c)  Das  Staatsleben  der  Gcmianen  zu  Tacitus  Zeit,  obbleich 
immerhin  recht  unvollkommen,  zeigt  doch  nicht  mehr  ein  bloßes 
t'onglomerat  von  Familien  und  Geschlechtern,  und  auch  in  der 
Volksversammlung  erscheinen  die  Dingmänner  nach  keiner 
Nachricht  in  familiis  et  ])ropinquitatibus*).“ 

Auf  den  ersten  Blick  ist  zu  ersehen,  wie  es  um  diese  Begrün- 
tlung  bestellt  ist  und  nur  weil  sie  eine  eingehendere  Würdigung 
noch  nicht  gefunden  hat  möchte  ich  näher  darauf  eiugehen.  Der 

')  A.  lia  uiiistark , a.  a.  0.,  S.  270  ff. 

*)  Baumstark,  .Auslfdirliclic  ,Krläutcrung  öe.s  .\llgein.  Tlicilcs  der 
(jeruiauia  des  Tacitus  (1875),  8.  300  f.  Has  im  Teil  in  l’aranlbesu  .Aiige- 
Inlirtc  ist  der  hier  von  B.  selbst  gegebene  Au.s7.ug  seiner  Ausführungen  in 
dem  Anm.  I genannten  Buch. 
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Orunfl  unter  :i)  benilit  auf  einem  Mißverständnis  der  Worte  bei 
Tacitus.  Dort  heißt  es  wörtlich:  . . . non  oasus  nec  fortuita 
conglobatio  turmam  ant  cuneuin  facit  sed  familiae  et  propin()uitates. 
Diese  Stelle  darf  eben  nicht,  wie  Baumstark  stillschweigend  unter- 
schiebt, so  ausgelegt  werden,  daß  jede  turma  oder  jeder  cuueus 
gerade  eine  familia  oder  propinquitas  ausgemacht  habe,  daß  eine 
turma  oder  ein  cuneus  nur  aus  den  Gliedern  einer  und  derselben 
familia  oder  propinquitas  bestanden  habe,  daß  umgekehrt  sämtliche 
Glieder  einer  familia  oder  propinquitas  in  einer  turma  oder  in 
einem  cuneus  vereinigt  gewesen  seien.  Das  wäre  unverständlich. 
Denn  nicht  Jeder  ist  zum  Reiterdienst  gleich  tauglich  und  nicht 
Jeder  hatte,  was  damals  noch  besonders  in  Betracht  kam,  die 
hierzu  nötige  .\usrüstung.  Eine  abgeschlossene  Reiwrkaste  hat 
es  bei  den  Germanen  nie  gegeben  und  sie  paßt  auch  nicht  in 
germanische  Verhältnisse.  Ihr  Fehlen  muß  aber  das  genokratische 
rrinzi])  nicht  unterdrficken.  Wenn,  wie  es  meistens  der  Fall  war, 
von  einer  einzelnen  Sippe  Mehrere  Reiterdienste  taten,  so  konnten 
sehr  wohl  die  Glieder  derselben  vSippe  sich  in  der  turma  neben- 
einander aufstellen ; ja  es  konnte  sogar  dahin  kommen,  daß  eine 
turma  nur  aus  ,\ngehörigen  einer  und  derselben  Sippe  bestand. 
Damit  verträgt  sich  die  Nachricht  des  Tacitus  recht  gut,  die 
nichts  anderes  .sagen  will,  als  daß  das  verwandtschaftliche  Band 
für  die  Ordnung  in  den  tunnai'  und  cunei  maßgebend  war'). 

Die  Verbindung  der  delecti  zu  einer  besonderen  Elitetruppe 
hatte  allerdings  den  Erfolg,  daß  in  den  cunei  der  acics  nicht 
mehr  alle  Verwandten  beisammen  standen  und  andererseits  eine 
Abteilung,  eben  die  der  delecti,  nicht  nur  aus  mit  einander  ver- 
wandten Personen  bestand.  -Aber  auch  dies  steht  nicht  im  Wider- 
s|)ruch  mit  Tacitus,  wenn  man  seine  Worte  in  dem  angegebenen 
Sinn  autläßt.  Daß  aus  den  cunei  Einzelne  herausgenommen 
wurden,  hindert  ja  nicht,  daß  sich  die  übrigen  nach  Geschlechtern 
aufstellten. 

Damit  konnne  ich  zu  Baum.starks  dritten  Grund.  Was  er 
hier  über  die  Ding^'ersammlungen  sagt,  ruht  lediglich  auf  einem 
arg.  e.  silentio,  das  ja  als  solches  gewiß  noch  nicht  jeder  Beweis- 

')  Zweideutig  ist  die  Übersetzung  von  Hidtznmnn-Holdcr  a.  a.  0.,  S.  35: 
..  . . nicht  das  üngcfälir,  noch  zufällige  Rotten  bilden  Q die  (Je.schwader 
und  Sehlachtliaulcu,  sondern  Familien  und  SippschaftuD." 


Di'  ■ 'Xl  by  Google 


■27 


kraft  piitbehrt,  aller  doeli  dann,  wenn  das,  was  bewiesen  werden 
soll,  fiberliauiit  unwalirscheinlieh  ist.  Wir  erfahren  allerdings 
nielit  bestimmt,  daß  sieh  die  (iermanen  im  Ding  geschlechterweise 
aufstellten.  Aber  der  ganze  (Jang  des  germanischen  Prozesses, 
der  da  und  dort  auch  ein  räumliches  Beisammenstellen  der  Ver- 
wandten erforderte,  läßt  annehmen,  daß  eine  dementsprechende 
•Anordnung  im  (Iroßen  und  (Janzen  stattländ.  Ohne  isländische 
Verhältnisse  als  gemeingennanischen  Tyiius  aufstellen  zu  wullcu, 
wei.se  ich  darauf  hin.  daß  dort  wohl  schon  durch  die  .Anlage  der 
Dingbuden  ein  Zusammenhalten  der  A'erwandten  nahegelegt  war. 
Überhaupt  dürfte  nicht  zu  übersehen  sein,  daß,  zumal  bei  mehr- 
tägigen Dingen  die  ganze  Konstituierung  der  Dingversammlung 
von  dem  durch  die  zusammen  wohnenden  Verwandten  gemeinsam 
begonnen  ..Dingritt“  angefangen,  auf  eine  (Jrup])ierung  nach 
(ie.scfiloehtern  hinarbeitete.  Doch  mag  dem  sein  wie  immer,  ist 
Baumstarks  .Argument  nicht  kräftig.  Seihst  wenn  in  den  Ding- 
versammlungcn  die  Vemandten  sich  trennten,  so  läßt  sich  daraus 
mich  nicht  schließen,  daß  das  auch  im  Heere  der  Fall  war,  zumal 
wir  denn  auch  nicht  wissen,  ob  in  den  Dingversammlungen  jemals 
eine  solche  nunmehr  untergegangene  Ordnung  bestanden  hat'). 

Im  Übrigen  ist  allerdings  richtig,  daß  von  der  Seßhaft- 
machung  an  der  Familienverband  das  öflentliche  Leben  nicht 
mehr  „beherrscht“,  wie  Waitz  sich  ausdrückt.  Es  konnte  die 
•Ansiedlung  zu  einer  Verwischung  der  ursprünglich  gentilicischen 
Verhältnisse  in  der  .Agrargenossenschaft  führen.  Aber  diese  Ver- 
änderung brauchte  Zeit;  erst  im  Laufe  einer  langen  Entwicklung 
konnte  das  Herrschaftsmono)iol  der  Familie  gebrochen  werden. 
.Anznnehmen,  daß  das  schon  in  der  taeitcischen  Zeit  der  Fall 
war,  siinl  wir  nicht  veranlaßt.  Im  (Jegenteil!  Noch  in  merowin- 
gischer  Zeit  standen  der  .Änderung  der  gentilicischen  Dorfver- 
fassung noch  erhebliche  Schwierigkeiten  entgegen.  Die  Lex  Salica 
gibt  in  tit.  XLV  de  migrantibus  ein  sehr  anschauliches  Bild  von 


')  Schröder  I£.-(J.*  S.  23  nimmt,  gestützt  auf  I’aet.  Alam  11,45  (in  lieris 
gencrationis)  und  mit  liücksicht  darauf,  daß  die  Landsversainmiung  zugleich 
Heerversammliing  war,  an,  daß  die  Aufstellung  im  Landsding  nach  (lauen, 
Hundertschaften  und  (leschlechtern  erfulgte.  Da  auch  nach  der  hier 
vertretenen  AulTassung  die  (leschlechter  llecrcsabteilnngcn  bildeten,  kann 
ich  dem  insoweit  zustimmen. 
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einem  Zuzug  eines  Ausmilrkers  und  der  Leiclitigkeit.  mit  der  Jeder 
einzelne  vicinus  ihn  verhindeni  konnte.  Wenn  auch  in  der  Zeit 
der  Lex  Siilica  der  (Jrund  des  ganzen  Verfahrens  nicht  nielir  der 
ist.  eine  Strirung  des  gentilicischen  Verbandes  zu  verhindern,  so 
wirkt  cs  doch  sozusagen  als  Konservierungsmittel  der  urs])r(ing- 
liehen  Verwandtschaftsansiedlung.  Und  wenn  andererseits  auch 
Abschiehtungen  von  Haussiihnen  vorgekommen  sind,  so  haben  wir 
doch  keinen  ( trund  zu  der  Annahme,  datl  sich  diese  abgeschichteten 
Haussöhne  nicht  in  der  Nähe  ihrer  Verwandten  angesiedelt  haben. 
Auch  in  anderen  Fällen  zeigt  sich  der  starke  Eintlutl  der  Familie, 
so  z.  B.  in  dem  Strafrecht  der  Sippe  gegen  ihre  Mitglieder,  in 
dem  Fehderecht  der  Sippe  bei  Verletzung  eines  Sippenangehörigen, 
vor  allem  auch  bei  der  Vormundschaft  und  der  .\rmenpflege ‘). 

So  wenig  sich  im  Allgemeinen  gerade  über  diese  Vcrhältnis.se 
an  Einzelheiten  bestimmt  behaupten  und  quellenmätUg  beweisen 
latst,  so  können  wir  doch  aus  dem  (iesamthild  schlielien,  daß  die 
Einflüsse  der  Sippen  immer  noch  stark  genug  waren,  um  eine 
Heeresaufstellung  nach  (Teschlechtern  nicht  nur  wahrscheinlich  zu 
machen,  .sondern  geradezu  zu  fordern. 

Damit  erledigen  sich  die  .Angriffe,  die  Baumstark  gegen 
Tacitus  geführt  hat  und  wir  können  auf  die  obige  Zusammen- 
fassung der  bisherigen  Ergebnisse  zurückverweisen.  Wie  im 
Einzelnen  die  Aufstellung  der  (feschlechter  im  Keil  erfolgte,  ob 
einer  oder  mehrere  Keile  gebildet  wurden,  wie  groß  die  sich  etwa 
ergebenden  .Abstände  waren,  das  alles  sind  Fragen  rein  kriegs- 
wissenschartlichen  Interesses,  deren  Erörterung  nur  die  für  uns 
wesentlichen  Ergebnisse  in  den  Schatten  stellen  könnte.  Für  uns 
koinmt  es  nur  darauf  an,  festzustellen,  daß  in  germanischer  Zeit 
keine  Spur  einer  numerischen  Heeresgliederung  zu  linden  ist. 

(icradezu  ein  Zerrbild  einer  solchen  gibt,  wie  zum  Schlüsse 
bemerkt  sei,  die  Hccresschildcrung  in  der  Hen'ararsaga  c.  26. 

„VanV  nü  .svä  mikill  fjqldi  manna  pcirra.  at  püsundum 
mätti  telja,  en  ei  sin:erri  enn  püsundir  i fylkingar.  En 
liQfdingi  var  settr  ytir  püsund  hverja,  en  merki  jdir  hverja 
fylking,  en  fiinm  püsundir  i hverja  fylking,  peirra  en  prettän 

')  Vgl.  Hrunncr,  K.-G.  I*,  S.  117  ff.  v.  Aniira,  Cirundrili,  S.  lü(i  f. 
V.  Sybel,  Entstehung  des  deutschen  Königtums”,  S.  41  ff. 


Digitiz"''  , G 


•-»9 


Imndnit  varii  i hverri,  en  i hvert  hundrut  fernir  ^(jrutiii. 

|)t‘ssar  fylkingar  varu  prjar  ok  jirjatigi.“ 

Weder  können  diese  pusundir  mit  ihren  IS  Hunderten. 
Taiisendsehaften  sein,  noch  die  hundrut  mit  je  lf!0  Mann.  Hundert- 
schaften. Hatten  die  \ord>;ermanen  zahlenmäUige  Heeresabtei- 
lungen gekannt,  dann  wiire  es  dem  Schreiber  der  Sage  nicht  iti 
den  Sinn  gekommen,  so  unglückliche  Zahlenverhältnisse  aufzu- 
■stellen.  Das  ist  nur  so  zu  erklären.  daU  die  Nordgermanen 
Heeresabteilungen  als  hundrut.  vielleicht  auch  als  [lusundir  bezeich- 
neten,  die  nicht  gerade  hundert  oder  tausend  Krieger  zählten. 
Das  ist  durchaus  nicht  ausgeschlossen  und  an  Hand  der  im 
.\bschnitt  III  folgenden  „Worterklärung“  leicht  verständlich. 

Bei  richtiger  Auffassung  spricht  gerade  diese  Stelle  gegen, 
nicht  für  eine  zahlenmäßige  Heere.sgliederung.  und  man  braucht 
sie  nicht  wie  Rietschel durch  die  Bemerkung,  daß  es  sich 
da  um  das  Heer  der  Hunnen  handle,  außer  Diskussion  zu  stellen. 

Damit  ist  es  m.  K.  ausgeschlossen,  daß  in  noch  früherer  Zeit 
die  Gennanen  Centesimalgliederung  gekannt  haben.  Denn  der 
Übergang  vom  numerischen  zum  gentilicischen  System  erscheint  - 
nicht  annehmbar.  Uleichwohl  will  ich  gerade  deshalb,  weil  von 
anderer  Seite  auf  den  arischen  Ursprung  der  numerischen 
Heeresveriässung  Gewicht  gelegt  wird,  nicht  an  der  Frage  vorüber- 
gehen, ob  wir  Anhaltspunkte  dafür  haben,  daß  die  Ceutesimal- 
gliedening  bei  den  Indogermanen  eingebürgert  war  und  etwa  in 
gennaniseher  Zeit  sich  zurückgehildet  hat. 

Leist®)  hält  „die  Zusammen.schließung  der  Truppenkörper  nach 
dem  Dezimalsysftun  in  (Zehntschaften)  Hundertschaften  und  Tausend- 
schaften“  für  eine  „arische  Eigenart.“  Gegen  ihn  hat  sich 
neuerdings  Schräder®)  gewendet,  der  da,  wo  überhaupt  eine  Zahl- 
einteilung sich  findet,  eine  Bildung  aus  nachindogermanischer  Zeit 
annhnmt.  Wir  haben  es  also  mit  zwei  sich  diametral  gegenüber- 
stehenden Ansichten  zu  tun. 


>)  Z.-Kg.  ä X.XVII,  S.  240. 

*)  B.  W.  Leist,  .\ltari.sclica  .Ju.s  civile  II  S.  224,  Fbenso  Miilleii- 

lioff  I).  A.  IV,  S.  177. 

®)  O.  Schr-ailor,  lieallczikim  der  iiidogeniiatiisclien  .\ltertuinskunde 
(190P,  S.  .350.  Vgl.  auch  Sickel,  Zur  geriiiaiiischen  Verfassuiigsgeschielite 
(MJOO.  Krgaiizmigsbd.  I)  18. 
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Fragen  wir  nach  den  (irflnden.  die  Leist  für  seine  Ansicht 
beibringen  kann,  so  erfribt  sich  die  indoirermanische  (ieziinale 
Heeresgliedernng  durch  Itücksclilflsse  aus  späteren  Zuständen. 
Solche  Kücksclilüsse  lassen  sich  ziehen  aus  den  Verhältnissen  der 
Völker,  die  noch  in  späterer  Zeit  die  Hundertschaftsor^ranisation 
kennen  und  das  sind  nach  Leist  die  Inder,  Kölner,  Gennanen  und 
Russen,  nicht  auch  die  Griechen  *)  und  Südslaven.  Für  uns  hier 
müssen  die  gennanischen  Zustände  als  Heweisinittel  entfallen, 
weil  gerade  sie  erst  bewiesen  werden  sollen.  Charakteristisch  ist 
übrigens,  daß  sich  Leist  auf  Brunner  stützt,  um  mit  des.seu 
Worten  die  Dezimalverfassung  in  der  gennanischen  Zeit  zu  beweisen, 
die  Brunner  wiederum  auf  arische  Fänrichtnngen  basiert. 

Bei  den  Indern  ist  die  Dezimalverfassung  „nur  mehr“  als 
Ailministr.ativorganisation  nachzuweisen;  einen  .Anhaltspunkt  dafür, 
daß  sie  Jemals  Heeresverfassung  war,  können  wir  nicht  auftinden. 
Ob  etwa  die  Administrativorganisation  das  Überbleibsel  einer 
früheren  numerischen  Heeresgliederung  war,  i.st  fraglich  und  durch 
nichts  gestützt.  Mir  erscheint  aber  die  Frage  zu  verneinen.  Denn 
gerjvde  nach  dem,  was  Leist  selbst  anführt,  i.st  die  numerische 
Dorfverfiissung  in  einer  Zeit  entstanden,  die  wir  noch  (|uellen- 
mäßig  erkennen  können*).  Und  das  läßt  doch  nicht  darauf 
.schließen,  daß  sie  schon  einmal,  wenn  auch  zu  anderen  Zwecken, 
bestanden  hat.  Man  ist  eher  versucht  das  Gegenteil  anzunehmen. 

Über  die  russischen  Verhältnisse  kann  ich  mir  aus  den 
(Quellen  selbst  kein  Bild  verschatVen.  Leist  stützt  sich  hier  auf 
Kwers.  Und  aus  dessen  Bericht  läßt  sich  eine  numerisi'he  Heeres- 
gliedening  nur  für  eine  verhältnismäßig  späte  Zeit  entnehmen, 
für  die  Zeit  der  Regierung  Wladimir's  — lOl.äi.  Ob  in 
früherer  Zeit  die  V'erhältnisse  die  gleichen  waren,  erscheint  umso- 
mehr fraglich,  als  nach  den  allerdings  ziemlich  dürftigen  Ntudi- 
richten,  die  uns  zu  Gebote  stehen,  auch  in  Rußland  in  früherer 
Zeit  die  Geschlechtsverfassung  in  Blüte  war. 

Was  endlich  die  römischen  Zustände  betritft,  so  ist  hier  eine 
ilecimale  Heeresgliederung  nicht  zu  leugnen.  .Aber  man  muß 


')  ZastiminciKl  Müller,  Hnii(ihuc)i  ilcr  klassisclien  .\llortumsw isseii- 
schaft  IV  1,  2.  S.  303,  30G.  340  f. 

So  auch  Sirkcl  a.  a.  O. 
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wohl  heachtcn,  unter  welchen  Verhältnissen  sie  bestand.  Bei  den 
Römern  wunlen  nach  der  Vereinifruim  der  drei  Stämme  Ramnes, 
'nties  mul  Liiceres  ein  Heer  frebildet,  das  aus  le^iiones  zu  je 
tausend  Mann  bestand,  die  in  euriae  zu  hundert  und  decuriae  zu 
zehn  Mann  zerfielen.  Das  "eschah  zu  einer  Zeit  als  die  Römer 
läimst  selihal't  waren  und  fferade  darin  liegt  das  entscheidende 
Moment').  Mit  der  Selihal'tmachung  ist  die  ünindbedingung  ge- 
geben  für  eine  künstliche  Heeresgliederung  und  die  Aushebung. 
Und  eine  künstliche  (lliedening,  ein  Aushebnngssystem  haben  wir 
in  den  römischen  legiones,  euriae  und  decuriae  vor  uns.  Sie 
folgte  vielleicht  unmittelbar  auf  eine  bis  dahin  bestehende  genti- 
licische  Verfassung.  Denn  die  Stämme  sind  cs,  die  eine  legio 
stellen,  aus  den  gentes  werden  die  euriae  und  decuriae  ausgehoben.  Im 
Hintergründe  des  ganzen  Zahlens_vstems  steckt  noch  immer  der 
geiitilicische  Grundgedanke  und  gerade  dieser  Umstand  lälit  darauf 
schließen,  daü  auch  das  altrömische  Heer  nach  Geschhsrhtern 
gegliedert  und  aufgestellt  war  uml  nicht  nach  starren  Zahlen. 

Überblicken  wir  von  hier  aus  noch  einmal  <las  Material,  auf 
Grund  dessen  Leist  rückschlieüend  die  indogennanisehen  Völker 
ihre  Heere  nach  einem  Dezimals_v,stem  gliedern  lällt,  so  zeigt  sich, 
daLS  dieses  Material  für  diesen  SciiluU  keineswegs  a\isreichend  ist. 
Wir  können  nicht  umhin,  mit  Schräder  alle  sich  findenden  zahlen- 
mälligen  Gliederungen  als  spätere  Einrichtungen  anzu.sehen  und 
darin  kann  \ins  nur  be.stärken,  was  gerade  Leist  über  ilie  Ent- 
wicklung der  Völker  auf  der  gentiliciselum  (irundlage  sagt*). 

Erscheint  aber  <lie  Hundertschaftseinteilung  nicht  als  eine 
indogermanische  Institution,  so  kann  auch  davon  keine  Rede  sein, 
daU  sie  bei  den  Germanen  auf  arischer  Grundlage  entstanden  ist,  und 
als  zusammenfassendes  Ergebnis  der  bisherigen  l’ntersuchung 
können  wir  den  Satz  aufstellen,  dal.1  die  Glie<lerung  des  gennanischen 
Heeres  auf  gentilicischer,  nicht  auf  numerischer  Gnindlage  erfolgte. 

Ist  dem  so,  dann  ist  aber  der  weitere  Schlull  unaus- 
bleiblich, dali  die  germanischen  Hundertschaften  nicht 
auf  der  Heeresorganisation  beruhen  können  und  dati 
demnach  die  „ Heerestheorie“  verfehlt  ist. 

')  Vgl.  Marquardt.  Hiiinisclic  Staatsverwaltung  II  S.  321. 

Vgl.  hierzu  auch  das  Material  bei  v.  S v bei.  Kutstehung  des  deut- 
sclieii  Küiiigtuins''  .S.  5.>  IT. 
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II.  Die  Hufentheorie  und  verwandte  Theorien. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  hat  bereits  J.  (iriniin  eine  von 
der  Heerestheorie  abweichende  Ansiclit  vertreten.  In  der  ersten 
Auflajje  seiner  „Rechtsaltertüiner“  hat  er,  fiestützt  auf  Verelius') 
und  Ihre*),  das  schwedisclie  hundari  und  überhaupt  die  Hundert- 
schaft als  ein  (iebiet  aul)refaL!t,  auf  dem  Imndert  villae  oder 
praedia  sich  befanden,  also  als  ein  Gebiet,  das  aus  hundert 
Einzelansiedlunfien  bestand  ’).  Dabei  ist  er  aber  nicht  auch  der 
Fra^e  näher  >;etreten,  wie  diese  Gebietseinteilunfr  entstanden  ist. 
Diese  Lücke  sucht  Waitz  auszufüllen:  „So  viele  selbständi-je 
Volksf'enossen  in  einer  Abteilun«;  des  Volkes  oder  Heeres  zu- 
saininenstanden,  so  viel  sind  Hufen  ein;,'enoinmen  worden“^).  Der 
Vorgani;  wäre  also  der  ^rewesen,  daU  bei  der  Ansiedluns;  jeder 
Familienvater  eiiie  Hufe  in  Besitz  nahm  und  da  Waitz  Hufen 
von  10(t  Familienvätern  annimmt,  so  erfieben  sich  auf  diese  Weise 
auch  Gebietsteile  von  je  hundert  Hufen.  Nimmt  man  an,  daß 
jede  Familie  ein  praedium  inne  hatte,  so  kommt  man  zurück  auf 
die  UK)  praedia  bei  Grimm. 

Mit  dieser  Erkläruiif;  des  Entstehens  der  territorialen  Hundert- 
schaft kann  sich  die  „Hufentheorie“,  wie  ich  sie  nennen  möchte, 

')  Verelius,  Index  lin^uae  veteris  scvtlio-scanilioae.  (Upsala  1(!!)1), 
8.  12$a.  Das  /.itat  entnehme  ieli  Urimni  selbst,  da  mir  das  Werk  nicht 
r.UKänglich  war. 

Ihre,  (ilus.sarium  8uigothicum  (Upsala  I7t!9)  vertritt  s.  v.  hundari 
die,  gleiche  Ansicht  wie  Grimm.  Kr  stellt  aber  zur  Wahl,  dall  das  hundari 
auch  deshalb  so  licilhm  kenne,  (piia  centum  inilitos  tempore  belli  in  aciein 
niittcbat  und  führt  s.  v.  hierad  nur  diese.  Krklärung  an. 

,T.  (f  rimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer  I.  (1828)  S.  .034.  dass.  4.  Aiifl. 
(189‘J)  II  S.  .08.  Auch  Stiernhöök,  fte  jure  Sveimum  et  Gothoruui  vetustn 
(Holiniae  1682)  schreibt  8.  30:  „Centum  autem  nt  pliirimum  villas  vel  putius 
coinnos  cuntinuisse  videtur,  undo  Ijilandis  Sredis  Oissvlvanis  Hundari 
non  obsciira  ratione  dicta  fuit“.  .Vhnlich  Heinoccius,  Klementa  Juris 
Germanici  II*  (1T43)  8.  374  „ . . . Sed  ])rubuhilius  cst  non  tarn  praedia 
numerasse  Krancus  aliasque  gente.s,  quam  ipsuin  pagum  in  certus  tractus  vel 
ditiones  . . . divisissc“.  Vgl.  ferner  Olaf  Kudbcck,  atland  eller  Manheim 
(Upsala  1675)  8.  2651V. 

‘)  Vgl.  V-G.  P 8.  226. 
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nicht  (lit*  Stt'Iluiiii  einer  selbststündijicn  Theorie  aninalieii.  Sie 
fußt  vollkommen  auf  der  Heerestheorie,  oder  hat  docdi  mit  ihr 
eine  j;eineinsame  Urundhifre,  da  sie  auch  von  einer  Teilung  des 
Heeres  in  Grupj)en  von  Hundert  ausgeht;  daß  Waitz  gerade 
hundert  Familienväter  als  in  einer  Abteilung  vereinigt  annimmt, 
und  nicht  hundert  Waffenfähige  ändert  daran  nichts'). 

Damit  ist  aber  auch  nach  dem  im  vorausgehenden  Abschnitt 
Ausgeffihrten  fiher  die  „Hufentheorie“  das  Urteil  gesprochen.  Wir 
wissen  Jetzt,  daß  es  keine  Heere.sabteilungen  von  hundert  oder 
etwa  hundert  Mann  gab  und  damit  sind  alle  Erklärungen  der 
Hundertschaft  hinfällig  geworden,  die  mittelbar  oder  unmittelbar 
auf  deren  Vorhandensein  beruhen.  Gleichwohl  möchte  ich  mich 
nicht  damit  begnügen,  die  Hufentheorie  mit  diesem  Argumente 
allein  zu  bekämpfen,  sondern  vielmehr  versuchen,  auch  mit  anderen 
Gründen  ihre  Unhaltbarkeit  darzutun. 

Auch  wenn  sich  die  Hufentheoric  überlnnipt  nicht  auf  tlie 
bekannte  Heereseinteilung  stützte,  müßte  sie  Hedenken  erregen. 
Denn  auch  sie  trägt,  wenn  auch  nicht  in  gleichem  Maße  wie 
diese,  sozusagen  den  Keim  iles  Untergangs  in  sich.  Sobald  sich 
ein  bisher  in  einem  der  hundert  Haushalte  befindlicher  Sohn 
selbständig  machte,  einen  eigenen  Haushalt  gründete,  war  es 
mit  ilen  hundert  Hufen  der  „Hundertschaft“  aus.  Die  Neuordnung 
ilurchbrach  die  alte  Onlnung  und  daß,  stdange  Land  in  Überfluß 
vorhanden  war,  nicht  das  alte  Land  weiter  geteilt,  sondern  neues 
in  Anbau  genommen  wurde,  bedarf  keiner  weiteren  Degrümlung. 
Sidbst  wenn  wir  amiehmen,  daß  man  es  von  Anfang  an  mit  der 
Zahl  hundert  nicht  genau  genomimm  hat,  sodaß  dann  auch  ge- 
ringere Vermehrungen  der  ursprünglich  vorhandenen  juaiedia  das 
anfängliche  Gesamtbild  nicht  erheblich  veränderten,  so  war  gleich- 
wohl keine  sehr  große  Sjianne  Zeit  nötig,  um  die  ganze  Ordnung 
über  den  Haufen  zu  werfen.  Das  ist  so  einfach  und  selbstver- 

')  /ii  wi’itorcn  Verfrclcrn  ilicser  Theorie  gehören  Ziiiunerle,  Has 
lieiiLsehe  Klninniguls.sy.steni  (1837)  S.  lOf,  KHiirinHiin,  Philologn.s  XXXI 
S.  Vgl.  auch  Waitz,  I>as  alte  Keeht  der  salischeii  Kranken  S.  lätl. 

K.twas  abweichenit  trägt  Thnilichinn,  tian-  und  Miirkenverfassung  (IStin) 
S.  32  vor,  dali  die  llimdertsehaft  das  einer  .\hteilnng  von  KK)  znge- 
wiesene  (nie.lit  von  ilir  eingennm  mene)  fiebiet,  aber  niclil  = lOn  Hufen 
oder  villae  sei. 

V.  Schwerin,  ahscrni.  Huuclcrt^chwf! 
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stiliKllii'li,  (lat?  es  unsere  Vorl’aliren  vor  zwitausend  .laliren  nielit 
iiiinder  bemerken  muLUen.  Anel>  Waitz  erkennt  dies  an:  ^Alier 
allerdinijs  werden  bald  die  ursinnnirliehen  Hunderten  an  rinfang 
weit  über  die  Zahl,  welclie  den  Namen  ^ab,  hinausfrewaclisen  sein. 
Die  Ib'völkerunt'  mehrte  sieh,  neue  Hufen  wurden  ausiremessen. 
neue  Dörfer  anirele^.  In  nieht  jreringem  Malk'  muUte  schon  dies 
zu  Verilndernnuen  führen“.  Man  muli  überhaupt  bei  der  Frage 
der  mügliehen  Hestündigkeit  zwiselien  einer  Landeseinti'ilung  naeli 
Hunderten  von  Hufen  und  einer  Uliederung  des  Heeres  naeli 
Hunderten  einen  grollen  rnterschied  machen.  Hei  dieser  wären 
spätere  .Ausgleiche  zur  Heseitigung  der  im  Laufe  der  Zeit  ent- 
standenen Unregelmälligkeiten  viel  leichter  möglich  gewesen,  als 
bei  Jener.  Denn  Menschen  hätten  sich,  abgesehim  davon,  dali  es 
ganz  ungermanisch  gewt'sen  wäre,  leichter  verschieben  und  ,so  neu 
ordnen  lassen  können  als  festliegende  Hufen'). 

.Auch  in  der  ersten  Kinführung  bereitet  eine  Landteilung 
nach  Hufen,  wenn  man  sie  nicht  auf  eine  schon  gegebene  Heeres- 
gliederung stützt,  viel  mehr  Schwierigkeiten.  Angenommen  die 
(iermanen  hätten  nach  der  .Ansiedlung  ihr  Land  in  Abteilungen 
von  je  hundert  oder  etwa  hundert  Hufen  teilen  wollen,  so  hätte 
sich  gezeigt,  dal.l  das  ein  undurchführbarer  (Jedanke  ist.  Damals, 
in  der  Zeit  vor  der  zweiten  Völkerwanderung,  waren  die  Länder. 
iTi  denen  überhaupt  (iermanen  sich  niedergelassen  hatten,  keines- 
wegs dicht  besiedelt.  Ls  gab  weite  Strecken  öden  Landes  und 

')  Die  l'iil)('stän<li);li'it  i'imT  ,(iliiMli'inng  ilrs  < iriimlboaitzes  nach 
Zahli‘11“  liat,  .silinii  l.aii'l.ni  a.  a.  <>.  S.  223  licrviirgclioben  und  diese 
(iliederung  geradezu  als  .widernntüilieli“  bezeielmet.  Saebs.se  hat  sich 
dagegen  ((iruiidlageii  S.  243)  über  dh-seii  l'iiukt  liiuwegzulieiren  gewuÜt: 
.Itrspriinglich  hatte  jede  solche  Centeu  aus  hundert  freien  Kaiuilieiigütern 
. . . . be,staudeu,  iiiiil  durch  die  iinveräuderlielie  Zahl  dieser  Liegenschaften 
war  es  möglich  gewesen,  die  ganze  ('enten  selbst  und  ihre  Verfassung  in 
umernuderlcr  Form  zu  erhallen.  Hi'Uii  wenn  auch  bald  neue  Güter  durch 
Verbreitung  der  Kultur  entstanden,  so  räumte  man  doch  ihren  Itesitzern 
nicht  die  Vorrechte  der  hundert  freien  Grundbesitzer  in  der  Gemeinde  ein. 
Vielimdir  mußU'U  sie  durch  einen  von  diesen  in  der  Gemeinde  vertreten 
werdi'ii.  wie  die,  widche  gar  keinen  Grundbesitz  hatten,  unil  so  erliielt  sich 
ilie  Grundzahl  der  freien  Familien“.  .Ähnlich  scheint  lüetschel  seine 
Ilufeuthi'orie  halten  zu  wollen.  A’gl.  liericht  über  die  9.  Versammlung 
ileiitseher  Historiker  (1907)  S.  9.  .\ber  auf  Grund  welcher  •piellcni' 
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die  besiedelten  Stellen  waren  im  «rül.Uen  Teil  Deutschlands  als 
(lasen  über  das  Land  verstreut.  Wenn  eine  solche  (3ase  gerade 
hundert  Höfe  oder  Hufen  enthielt,  oder  ein  Vielfaches  von  Hundert, 
so  lieti  sich  die  Teilung  sehr  wohl  durchführen.  Wenn  aber  die 
.\nsiedlung  kleinere  Gru|)])en  ergeben  hatte  oder  wenn  die  Teilung 
gröLlerer  zu  ('berschflssen  führte,  die  zu  klein  waren  selbst  eine 
^Hundertschaft“  zu  bilden,  zu  groll  um  nicht  einer  anderen 
Hundertschaft  zuireführt  das  (}leichmal.l  zu  sehr  zu  stören,  wie 
s(dlte  dann  verfahren  werden y Ks  ist  dies  eine  schwer  zu  beant- 
wortende Frage,  namentlich  dann,  wenn  man  bedenkt,  dal.1  die 
Zuteilung  .solcher  kleineren  (iebiete  an  benachbarte  aber  grolle  um 
deswillen  nicht  anging,  weil  wohl  immer  eine  bedeutemle  Grenze 
dazwischen  lag. 

Ganz  allgemein  lallt  sich  sagen,  dall  eine  nicht  durch  V'olks- 
einteilungen  bestimmte 'reiliing  eines  Landes  in  abgegrenzte  ,\reale 
oder  nach  zahlenmallig  abgegrenzten  Gruppen  von  Höfen  nur  in 
einem  im  wesentlichen  geordneten  und  angebauten  und.  soweit  es 
sieh  um  Wald  handelt,  doch  in  Hesitz  genommem'n  Land  sich 
durchführen  lallt.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung  kann  man  sich 
Vorstellen,  dall  eiiu*  solche  Finteilung  Bestand  hat.  der  ihr  da 
versagt  sein  muH.  wo  infolge  des  Vorhandenseins  von  noch  imbe- 
rührtem  Land,  eine  ständige  Vermehrung  des  zu  teilenden  Boilens 
noch  möglich  ist.  Damit  hiingt  es  zu.sanimen.  dall  wir  solche 
Finteilungen  auch  nur  da  sicher  naehweisen  können,  wo  diese 
Vorausetzung  gegeben  ist.  und  sie  wiederum  tindet  sich  aus  leicht 
verständlichen  Gründen  nicht  hei  Völkern,  die  auf  einer  den 
taciteisehen  Germanen  gleichen  Kidturstufe  stidieii.  Man  kann  daher 
eine  solche  Finteilung.  wie  ich  schlielllich  noch  bemerken  möchte, 
unabhängig  von  einer  centesimalen  Heeresgliedenmg  überhauid 
nicht  verstehen,  wenn  man  die  germanischen  Verhältnisse  ver- 
standen hat. 

Hiilt  man  aber  an  einem  Zusammeidiang  zwischen  militärischer 
und  territorialer  Hundertschaft  fest,  dann  hat  man.  selbst  wenn 
man  militiirische  Hundertschaften  annehmen  wollte,  immer  noch  mit 
i'iner  nicht  zu  ülierwindenden  Schwierigkeit  zu  rechnen.  Bei  der 
in  der  Natur  der  militärischen  Hundertschaft  liegenden  und  all- 
gemein anerkannten  rnbeständigkeit  des  Zahlenverhältnisses,  darf 
man  nie  die  Frage  beiseitelassen,  oh  denn  in  dem  entscheidenden 

3* 
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Moment  das  Zahlenverhältnis  ein  seinem  Namen  entsprechendes 
gewesen  ist.  Und  da  wird  auch  der  entschiedenste  Vertreter  der 
Heerestheorie  zugeben  müssen,  daü  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
gerade  bei  der  Ansiedlung  die  Zahlenverhältnis.se  infolge  der 
vorausgehenden  Wanderungen  und  Kämpfe  am  wenigsten  den  ur- 
sprünglich gegebenen  entsprochen  haben.  Gerade  in  diesem  Zeit- 
punkt werden  die  „Hundertschaften“  am  wenigsten  „Hundert- 
schaften“ gewesen  sein.  Und  ' wenn  das  auch  nicht  verhindern 
konnte,  daß  das  von  einer  solchen  deformierten  Hundertschaft 
eingenommene  Gebiet  von  ihr  den  Namen  entlehnte  und  demzufolge 
auch  Hundertschaft  genannt  wurde,  so  konnte  doch  die.se  territoriale 
Hundertschaft  nicht  aus  hundert  Hufen  oder  Höfen  bestehen,  wo- 
fern jedem  Familienvater  oder  jedem  Waffenfähigen  eine  villa 
oder  eine  Hufe  zngebilligt  wurde. 

Fs  ist  charakteristisch  für  die  Vertreter  der  Hufentheorie, 
daß  nirgends  der  Augenblick  scharf  ins  Auge  gefaßt  wird,  in  dem 
sich  die  ])ersönliche  Heere.sgliederung  mit  dem  Boden  verhaftet 
haben  soll.  .Sobald  man  dies  tut,  zeigt  sich  g.anz  deutlich,  daß 
diese  „Verliegenschaftung“  einer  ohnedies  nur  gedachten  Volks- 
einteilung nicht  minder  wie  diese  selbst  in  das  Gebiet  der  wissen- 
schaftlichen Spekulation  fällt,  und  ebenso  unpraktisch  ist,  als  sie 
jiraktisch  sein  soll. 

In  den  Quellen  findet  die  Hufentheorie  nicht  den  mindesten 
.\nhaltsi»unkt  und  damit  hängt  es  wohl  auch  zusammen,  daß  sich 
keitier  ihrer  Vertreter  auf  .solche  berufen  hat. 

Eine  eingehendere  Widerlegung  der  Hufentheorie  verbietet 
sich  von  Seihst,  da  ihre  Vertreter  nicht  nur  von  der  Heranziehung 
ausdrücklicher  (iuellenbelege.  sondern  überhaupt  von  einer  ein- 
gehenderen Begründung  ,\bstand  genonnnen  haben.  Damit  ist 
.\ngrilVen  der  ,\ngrilfspunkt  entzogen.  Nur  auf  zwei  Argumente 
möchte  ich  hinweisen,  die  allenfalls  zu  Gunsten  einer  Hufentheorie 
verweiiilet  werden  könnten. 

Ohne  Bedeutung  für  die  Hundertsch.'iftsfrage  sind,  wie  unten 
noch  des  näheren  auszuführen  sein  wird,  die  Ergebnisse  iler 
eingehenden  Forschungen,  die  in  neuerer  Zeit  insbesondere  von 
.Maitland  über  das  Dmiiesday-Book  angestellt  wurden.  Denn  bei 
dem  Eandliuche  Wilhelm  des  Endjcrers  handelt  es  sich,  wie 
unten  bei  iler  Besprechung  des  angelsächsischen  hundred  noch 
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auszuführen  sein  wird,  überhaupt  nieht  um  alte  Hundertschaften, 
sondern  um  Neubildungen. 

Für  nicht  minder  bedeutungslos  erachte  ich  die  in  neuerer 
Zeit  vorgenommenen  Ausmessungen  von  Hundertschaften  auf  dem 
Kontinent  wie  in  Skandinavien,  deren  allerdings  interessante 
Resultate  teils  in  Tabellen,  teils  in  Karten  (Hundertschaftskarten, 
Uaukarten.  Heradskarten)  veröffentlicht  werden.  Denn  .soviel  Mühe 
auch  auf  die  Feststellung  der  Grenzen  dieser  Bezirke  und  die 
Berechnungen  von  Durchschnittsgrößen  venvendet  wurde,  so  besiigen 
doch  die  Ergebnisse  um  deswillen  wenig  für  die  Hundertschaftsfrage 
und  im  besonderen  die  Hufentheorie,  weil  sie  sich  nie  auf  alte  Hundert- 
schaften beziehen,  sondern  nur  auf  deren  mehr  oder  weniger 
veränderte  Nachkommenschaft.  Wir  sind  .aus  Mangel  an  aus- 
reichendem Quellenmaterial  nicht  in  der  Lage  eine  fränkische 
centena  der  Merowingerzeit,  oder  ein  alamannisches  huntari  zu 
lokalisieren,  sondern  müssen  uns  mit  Ccnten  und  Gauen  späterer 
Zeit  begnügen,  deren  Identität  mit  alten  Hundertschaften  zwar  als 
Ergebnis  einer  Untersuchung  festgestellt  werden  könnte,  aber  nicht 
ohne  weiteres  angenommen  werden  kann.  Und  selbst  wenn  eine 
solche  Identität  in  einem  konkreten  Falle  einmal  festgestellt  werden 
sollte,  so  ist  damit  nicht  viel  gewonnen.  Denn  ohne  zu  wissen, 
wie  groß  das  ungerodete  und  diis  gerodete  Land  war,  können  wir 
keine  Schlüsse  auf  die  Bevölkerungsdichtigkeit  dieser  Hundert- 
schaften ziehen.  Dies  insbesondere  gegen  Meitzen'). 

Mit  der  „Heerestheorie“  und  der  „Hufentheorie“  in  engem 
Zusammenhang  steht  eine  dritte  Anschauung,  die  u.  a.  Sachsse 
mit  den  Worten  vorträgt,  daß  die  Centenen  Bezirke  waren,  „davon 
Jeder  zu  dem  regelmäßig  aufzubietenden  Kriegsheere  hundert  Mann 
zu  Fuß  stellen  mußte“  *),  allerdings  ohne  anzugeben,  woraus  dies 
ersichtlich  sei.  Ähnlich  meint  Waitz*),  der  in  seiner  Darstellung 
alle  Theorien  verbindet,  daß  in  späterer  Zeit  wenigstens  bei  den 
nordischen  Völkern  nach  der  Zahl  der  Grundstücke,  nicht  nach  (lei- 
der waffenfähigen  Männer  Heerdienst  geleistet  wurde;  „so  viele  Hufen 
in  einem  Distrikt,  so  viele  Krieger  mußten  zum  Heer  gestellt  werden; 

*)  Siedlung  I und  Atlas  (vgl.  bes.  die  däniscbe  Heradskarte). 

’)  Grundlagen  S.  241). 

a.  a.  O.  Vgl.  hierzu  Waitz  das  alte  Recht  der  salisclien  Franken 

S.  138. 
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waren  es  Imndert,  so  mußten  elien  so  viele  Hufen  da  sein,  unil 
eben  ans  diesen  bestanden  die  hundari  des  Nordens.“  Hierbei  benift 
sicli/Waitz  auf  VelsiHiow'),  dessen  Arbeit  vennutlieli  aueh 
Saelisse  vor^relegen  hatte. 

Während  aber  Waitz  naidi  denn  .Viifteführten  sicdi  nicht  klar 
darüber  aus.spricht.  ob  nach  seiner  ,\nsicht  jed»>r  Bezirk  oder 
Distrikt  hundert  Hufen  liahen  mußte,  was  allein  von  seinem  Stand- 
punkt aus  die  Bezeichnung  hundari  recht fertiiren  würde,  anilerer- 
seits  aber  doch  nach  der  etanzen  Fas.sunjr  vennuten  läßt,  daß  er 
das  Besttdien  amdi  anderer  aus  mehr  oder  weni^'er  Hufen  heste- 
henden  Distrikte  annimmt,  spri(dit  sich  sein  liewährsmanii 
Velschüw  ;rerade  hituülier  etwas  deiitlicluw  aus.  Kr  sasft  aus- 
drücklich, daß  bei  der  ersten  Kandteilun^'  jede  centcna  hundert 
Hufen  oder  humlert  familias  rusticas  umfaßt  habe  und  daß  dieses 
Verhältnis  den  tJrund  dafür  ab^rab.  daß  ji'der  Distrikt  hundert 
Kriefrer  stellen  mußte”).  Erst  in  der  sjiäteren  Zeit  in  Dänemark 
unter  Waldemar  11..  also  .Vtifaiifi  des  13.  .lahrhunderts,  nimmt 
Velschow  eine  Veränderunir  die.ses  ursprünv'lichen  Zustandes  an. 

Wie  sich  hier  bei  Velschow  sehr  deutli(di  zeiirt  unil  auch  in 
der  eifrenartiiren  Ver<|uickuni;  biü  Waitz  zum  Vor.schein  kommt, 
ist  diese  ,Wehr|itlichttheorie“  im  (irnmle  nur  eine  „Hufentheoric“ 
und.  wenn  man  noch  weiter  yeht.  eine  rmbilduny  der  „Heeres- 
theorie.“  (!anz  amlers  zu  heiirteilen  wäre  diese  Ansicht  dann, 
wenn  sie  nicht  auch  eine  Landeseinteiluny  als  [»rimäre  Erscheinuny 
ansehen  würde.  .\ber  die  Wehrptlicht  kann  nicht  maß.yebend  sein 
für  die  Einteiluny  eines  Eandes,  sie  kann  nicht  das  primäre  sein. 
.\ushebunysbezirke  etwa,  deren  (iröße  dadurch  bestimmt  wird, 
daß  aus  ihnen  hundert  oder  hundertzwanziy  Krieger  ausyehoben 
werden,  erweisen  sieh,  sobald  man  die  prakti.stdie  (iestaltuny 
überdenkt,  als  unmöglich  ’). 

Der  letale  Fehler  der  Wchrptlichttheorie  besieht  darin,  daß 
si(>  mit  den  Verhiiltnissen  einer  Zeit  arheitet,  die  für  die  Frage 

')  .1.  M.  Velschow,  Comiiiciitiitio  do  institiitis  inilitarihus  l>anoriim 
llaliiiac  18.31.) 

a.  a.  O.  S.  .')t  f. 

^)  .\uf  die  Spitze  gefriebcii  ist  ilie  Wehiplliclittlieorie  von  .Selirador, 
licallexikon  s.  v.  lleor,  der  in  dein  paeus  eine  ( ieniein.seliafi  von  Dörfern 
sieht  .die  KJUO  (It’UO?)  Krieger  stelllon.“  Heinerkenswert  ist  aber,  dalt  er 
die  .Vullassiing  des  pagiis  als  Xieilerlassung  einer  TauseiiJsehaft  ablehnt. 
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der  Kiit-itehiinj,'  dor  niindert.scliaft  als  zu  juiif,'  iiicdit  molir  in 
Hetracht  kommen  können.  Wir  finden  allerdings  in  der  Zeit  der 
Merowinger  schon  Falle,  in  denen  bestimmte  Mengen  von  I(e- 
wallheten  gestellt  werden  und  dieses  .\ushebungssystem  ist  in  der 
Zeit  der  Karolinger  noch  mehr  ausgebildet  worden.  Hier  wie 
vor  allem  in  den  skandinavischen  Ländern  kommt  allmählich  der 
(iedanke  zum  Durchbruch,  <lali  es  für  die  Heerfolgeptlicht  nicht 
gleichgiltig  i.st,  ob  ein  .Vngrill'skrieg  oder  ein  Verteidigungskrieg 
in  Frage  steht.  So  konnte  nach  der  älteren  (iulathingsbok  ’i!)? 
'/;  der  watfenfähigen  Mannschaft  zu  einem  Angriffskrieg  aufgeboten 
werden.  Bei  einem  Verteidigungskrieg  dagegen  wurde  durch  die 
alte  Form  des  Herumsenden  eines  Pfeils  die  ganze  waffenfähigi! 
Mannschaft  aufgeboten ').  Und  dieses  allgemeine  Aufgebot,  dem 
.leder  zu  folgen  hatte,  ist  das  ältere  und  zugleicli  einzige  in  der 
liier  in  Frage  knntmenden  Zeit.  Damals,  als  es  alte  Hundert- 
schalten gab  und  als  sie  eingerichtet  wurden,  dachte  man  fiberhaupt 
nicht  daran,  dali  von  einem  bestimmten  Bezirk  oder  von  einer 
bestimmten  Volksabteilung  nur  eine  genau  abgegrenzte  Zahl  ins 
Feld  gestellt  werden  sollte.  Ein  solcher  (iedanke  wäre  nicht 
zeitgemäl.1  gewesen,  weil  es  selbstverständlich  erschien,  daß  niitzog, 
wer  Waffen  tragen  konnte.  Hält  man  sich  dies  vor  Augen,  so 
erscheint  es  ganz  undenkbar,  daß  die  Hundertschaft  ein  Bezirk 
war,  von  dem  hundert  Krieger  gestellt  werden  mußten.  Die 
^Wchrpflichttheorie“  steht  im  schärfsten  (icgensatz  zu  der  allge- 
meinen Welirpflicht. 

(ianz  in  Verkennung  des  Problems  spricht  Velschow  an 
anderer  Stelle  davon,  daß  eine  Hundertschaft  aus  hundert  Familien 
bestehe:  „centum  juitres  familias,  »piod  bene  observamlum  est,  non 
centum  liberi  tantum  hoinines-).“  Und  auch  Weiske  sjiricht  ein- 
mal davon,  daß  hundert  „Familienhäui>ter“  zu  einer  Hundertschaft 
gehörten  ’). 

Weiske  unil  Velschow  scheinen  nicht  zu  hemeiken,  wie 
sehr  sie  sich  damit  von  ilen  „Hundert"  der  Heerestheorie  entfernen. 
In  der  Tat  aber  sinil  hundert  Wehrptlichtige  und  hundert  Familien- 


‘)  Vgl.  Tarangcr  Udsigt.  II  S.  3(M. 
*)  a.  a.  0.  S.  .W  Amii.  1. 

^ (jrundlagon  S.  9. 
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Väter  ebvas  selir  Verschiedenes.  Wehrpflichtig  war  hei  den 
(Jermanen  so  ziemlich  jeder,  der  überhaupt  Waffen  tragen  konnte. 
Aber  keineswegs  war  jeder,  der  Waffen  trug,  aucli  Vorstand  eines 
Haushalts.  Gerade  in  der  frühgemianischen  Zeit  werden  die 
.\bschichtungen  der  Haussöhne  seltener  gewesen  sein,  umsomehr 
als  die  Zustande  auf  der  Wanderung  hierzu  wenig  Veranlassung 
boten.  Im  Gegenteil  werden  die  Söhne  möglichst  lang,  in  den 
meisten  Fällen  bis  zum  Tode  ihres  Vaters  mit  ihm  gemeinschatl- 
lichen  Haushalt  geführt  haben,  was  sogar  später  noch  nachzu- 
weisen ist').  Hundert  Familienväter  mit  ihren  waffenfähigen 
Hausuntertanen,  den  ihrer  Gewalt  unterworfenen  freien  Männern, 
haben  daher  jedenfalls  die  Zahl  hundert  weit  überschritten;  das 
können  zweihundert,  dreihundert  und  noch  viel  mehr  gewesen  sein. 
Wie  viele  es  waren,  das  lälit  sich,  wie  ja  leicht  verständlich,  ein 
für  allemal  nicht  schätzen  oder  erschließen.  Die  sich  ergebende 
Zahl  war  reines  Zufallsprndnkt  und  von  dem  Willen  der  beteiligten 
Fersonen  unabhängig.  Schon  wegen  dieser  Unhestimmharkeit  konnten 
Gnippen  von  hundert  Familienvätern  oder  hundert  Familien  nicht 
die  Grundlage  einer  Heeresorganisation  sein.  Sie  konnten  es  noch 
weniger,  weil  sie  durch  ihre  Haussöhne  oder  Familienglieder  ganz 
verschieden  vennehrt  wunlen,  so  daß  sich  ganz  venschieden  große 
Grujipen  gebihlet  hätten.  Hei  dieser  (iliederung  nach  Hunderten 
von  Familienvätern  würde  nicht  nur  wie  bei  den  Gli(‘derungen 
nach  Hunderten  überhaupt  hahl  eine  Unordnung  entstanden  sein, 
.somlern  sie  wäre  schon  von  .Anfang  an  vorhanden  gewesen. 

Dies  bemerke  ich  insbesondere  gegen  llietschel,  der  in 
alterjüngster  Zeit  die  ..Haushaltheorie“  wieder  in  den  Vordergrund 
gestellt  hat-),  zugleich  aber  auch  zugeben  muß.  daß  die  Zahl 
„hundert“  nicht  festgehalten  wurde.  Da  mir  die  Hegründung,  die 
Hietschel  gibt,  nicht  bekannt  geworden  ist.  kann  ich  ihm  nicht 
weiter  entgegenlreten.  Nur  möchte  ich  ihm,  wie  Allen  .Anderen 
die  Frage  vorlegeii:  wozu  wurde  eine  Kinteilung  in  „Hundert“ 
vorgenommen,  wenn  an  der  Zahl  dann  doch  nicht  festgchalfen 
wurde  ? 

')  Vgl.  llcnsler  InslitiiHmicn  I S.  22fl. 

Vcrliamlluiigcn  des  9.  dcutsclicii  Historikertags.  S.  8 f. 
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Ganz  ins  UnijeliPuerliche  entwickelt  wurde  eine  scheinbare 
^lleerestheorie“  durch  eine  von  Siegel  vertretene  (icstaltung '). 
Nach  ihm  gehören  nicht  nur  hundert  freie  Männer,  nicht  hundert 
Familienväter,  sondern  hundert  Geschlechter  zusammen.  .„Die 
ehemaligen  Scharen  von  je  hundert  Sippen,  in  welche  sich  die 
germanischen  Völker  zur  Zeit  ihrer  Wanderung  geteilt  hatten, 
waren  mit  der  Niederlassung  zu  Bezirksverhänden  geworden.“ 

Man  mag  hier  Sippe  als  ilen  agnatischen  Geschlechtsverhand 
mler  als  den  Kreis  der  Blutsverwandten  nehmen;  in  t)eiden  Fällen 
ist  die  Siegel' sehe  Ansicht  unmöglich.  Man  könnte  wohl  theo- 
retisch ein  Volk  in  die  (rrupjien  derer  teilen,  die  in  männlicher  Linie 
von  dem.selhen  Stammvater  ahstammen.  Bei  reicher  Tradition 
würde  so  das  ganze  Volk  unter  Umständen  in  sehr  wenige,  dafür 
aber  auch  sehr  grolle  Teile  zerfallen.  Und  eine  Weihe  von  ger- 
manischen Völkern  würde  es  nie  auf  hundert  solche  Teile,  also 
nie  auf  (dne  Hundertschaft  gebracht  haben.  Fine  Teihing  lUK-h 
Blutsverwandtschatten  ist  überhaujit  unmöglich;  dcTin  die  Kreise 
<ler  Blutsvenvandten  sind  nicht  neben  einander  stehende,  sondern 
ineinander  übergreifende  Kreise,  die  eben  deshalb  auch  nicht 
künstlich  getrennt  und  neben  einander  gt‘stellt  werden  können. 

In  der  Tat  hat  auch  Siegel  otVensichtlich  an  begrenzte  Teile 
von  Sippen  gedacht-).  .Aber  selbst  dann,  wenn  wir  die  engste 
Begrenzung  annehmen,  den  engeren  Verwamlt.schaftskreis.  sodall 
eine  Hundertschaft  etwa  aus  hundert  engeren  Verwandtschaftskreisen 
bestehen  würde,  lassen  sich  gegen  Siegels  Anschauung  doch  alle 
die  Gründe  geltend  machen,  <lie  ich  gegen  ilie  Hanshalthcorie  an- 
geführt habe.  Denn  der  engere  Verwamltschaftskreis  wird  sich  in 
der  Mehrzahl  der  Fälle  mit  einer  Hausgemeinschaft  decken.  Und 
da.  wo  er  sich  infolge  von  Ahschichtungen  nicht  mit  ihr  deckt, 
da  ist  er  in  seiner  Größe  ebenso  unbestimmt  wie  .sie  und  als 
Kinteilungslüß  eben.so  ungeeignet.  Dazu  kommt  noch  ein  Weiteres. 
Der  engere  Verwamltsehaftskreis  ist  so  wenig,  wie  irgend  eine 
Begrenzung  der  Sijipe  etwas  al>s(diites,  sondern  im  Gegenteil 
etwas  relatives.  Man  kann  ein  Ab>lk  oder  einen  Stamm  so  wenig 

')  Deutsche  Uechlsgeschiclite ® .'S.  lijg,  Kbeiis»  schon  IVfiher  v.  Sybcl 
Kntstehuiig  des  deutschen  Königtums-  S.  78.  Dagegen  Sickel  Freistaat 
S.  88  .Aniii.  5. 

ebda.  S.  385  f. 
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in  cni;ere  Vt>rwan(]tsflial'tskrei.s(!  teilen,  wie  in  Hlut.sverwamltseliarien, 
weil  iiui’h  die  enf^eren  Kreise  übergreit'en.  Der  engere  Kreis  ist 
s»  wenig  etwas  absolutes  wie  etwa  die  im  siebenten  (iliede  en- 
dende Sippe.  Nur  einer  bestimmten  Person  können  sechs  andere 
die  gesibbtesten  Hände  sein,  nur  von  einer  bestimmten  Person 
aus  kann  die  Sij)pe  im  siebenten  Uliede  enden,  das  bedarf  wohl 
keiner  näheren  Krläuterung.  Ks  sjiielt  hier  herein  der  Itegriff  der 
„wechselnden  Sippe 

Von  hier  aus  ergibt  sich  die  rnhaltbarkeit  der  Siegerschen 
Ansicht. 

Damit  erledigen  sich  die  mit  der  „Hauslialttheorie“  zusammen- 
hängenden, mittelbar  oder  unmittelbar  auf  .sie  zunickgehenden  und 
von  ihr  getragenen  .\nschauungen. 

Fast  7nehr  ein  Kuriosum  ist  eine  Theorie,  die  H.  Hethge*) 
anfgestellt  hat:  mit  Recht  wurde  sie  von  Hrunner  als  unhaltbar 
bezeichnet^).  Was  mich  veranlalit.  trotzdem  näher  darauf  einzu- 
gehen, ist  der  Fm.stand.  daß,  soviel  ich  sehe,  bis  jetzt  Niemand 
Itetlige  ausführlich  entgegnet  hat,  und  seine  .Ansicht,  wenn  auch 
dem  tJermanisten  auf  den  ersten  Hlick  als  falsch  erkennbar,  doch 
infolge  einer  anscheinenden  (tlätte  bei  der  germanischen  Zustände 
l'nkundigen  .Anklang  linden  und  Verwirrung  anrichten  könnte. 

Ohne  auf  die  Frage  des  Verhältnisses  zwischen  i)iincipes  und 
pägi  bei  Tacitus  näher  einzugehen,  schließt  Hethge  aus  der  be- 
kannten Stelle  Oenn.  cap  12:  centeni  singulis  ex  jilebe  comites 
Consilium  simul  et  auctoritas  adsunt  ohne  weiteres,  daß  die  Hundert- 
schaft (centeni)  ein  dem  Oaurichter  (princeps)  beigegebener  Ge- 
richtsrat  von  hundert  Mann  sei.  Die  ihm  wohl  bekannte  Hehauptung 
der  Hechtshistoriker  von  der  „Fn Vereinbarkeit  der  tacitei.schen 
Hundertschaft  7iiit  der  geimranischen  Gerichtsvc7fassung“  läßt  ihn 
„völlig  kalt“.  Er  sieht  in  .sei7ie7n  Gerichtsrat  ein  Überbleibsel 
IVühe7-er  V'erfassungszustä77de  77nd  777eint,  diese  Institi7tion  7nüsse 


')  J.  I’ickcr.  Uiiter.^uchuiigfn  zur  I'.rboiifulge  der  iistgemiauiscben 
.s>7äiiiine  I S.  237  f.  Vgl.  auch  v.  Sybcl.  Entstehung  des  deutschen  König- 
tums* S.  37. 

'■*)  K.  Hethge  die  attgermanischc  Huudertsehaft  in  der  Festgabe  für 
K.  Weitdudd  dargebr.  v.  d.  (jesellschaft  f.  d.  Philologie  in  Iterlin  189fi. 

Kg.  I’  S.  IGO  .Auui.  13. 
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„aus  (Umi  Hcdürfnisscn  i‘int'r  fnilioroii  KiitwidilungspcriiKlo  vcr- 
staiidon  vverdon 

Hoi  der  DurdilVirsolmii;;  diosor  fiülieren  I’oriudo  koimnt  or 
null  auf  die  XaoUriclit  boi  Caesar  de  tiell  gall.  VI, 

,,no(|uo  ((uis<iuam  aj;ri  modum  oortum  aut  tinos  liahot 
projirios,  s(-d  ina^'istratus  ac  prinripes  in  annos  sinorulos 
p-ntibus  fopiationibusquo  lioininuni,  «pii  una  cuienmt. 
i|iiantuin  et  tiim  loeo  visiiin  est  iurri,  attribuunt  at(|iie  annn 
pnst  alio  transire  copint.“ 

Dies  fjild  nun  Anlalf  zn  Iblpniden  Sclilnssen;  „Diese  I!e- 
liörde  — niairistratus  ae  ]uini'ip(‘s  — nnili.  da  die  Vekemnteilnnü: 
und  der  allpnneine  Cinzni;  nattirlieb  zatilreielie  Streitijrkeiten  mit 
sich  l)rachte,  die  nielit  erst  vor  dem  nncbsttm  unp-botenen  oder 
pdni(ein>n  Din;;  verliandelt  werden  konnten,  sondern  eine  sofortip- 
— wenii;stt‘us  vorlautip*  — Kriedipin;;  erbeisiditen,  notwendipM- 
weise  p'wisse  imlizeilielie  und  ricliterlielie  lieruynisse  pdial)t 
haben.  Ks  sclieint  uns  pinz  selbstver>tanillicli,  dal,S  sie  dem 
prineejis,  wenn  er  afs  fianricbter  lieriebtsta^re  abbielt  nml  Streiti;;- 
keiten  beile;;fe  ....  in  pman  derselben  AVeise  als  Consilium 
simni  et  anetoritas  beistand,  wie  dit“  centeni  des  Tacitus.  Kurz 
und  unt,  die  ricliterlielie  Hundertschaft  des  Taeitus  ist  nichts 
anderes  als  die  den  jahrliehen  Klurwechsel  leitende  „Hehörde“ 
(immistratns)  Casars^)  . . .“.  Aber  nicht  zufrieden  damit,  auf 
diese  Widse  lierichtsral  und  .Ackerverteilmm'sbehörde  identiliziert 
zu  haben,  kombiniert  l!eth;;e  noch  weiter:  „Dem  mit  polizeilich- 
richterlichen llefujrnissen  ausp-stellten  Hnndertausschnl.)  inuU,  das 
erfordert  die  l,o;;ik  di‘r  Tatsachen  nnabweislich,  ein  hervniTapmd 
militarisclier  Charakter  bei;;ewohnt  haben,  auf  dem  ihre  (!)  in 
friedlii  he  Verhältnisse  mitübernommene  polizeilich-richterliche  (»e- 
walt  beruhte  und  ans  dem  die  Sonderstellun;;  dei'  richterlichen 
Hundertschaft  p:ep‘uüber  der  t ierichtsverfassuim'  verständlich  wird. 
Von  diesem  rti'sichtspunkt  ans  erscheint  die  Identität  der  richter- 
liclieii  Hundertschaft  mit  der  militärischen  Hundertschaft  iler  ge- 
mischten Klitetrupjie  (Tae.  iJerm.  e.  (>  Caes.  H.  (!:  I,  ds)  unab- 
weisbar“. 


')  üctb-e,  ii.  ii.  O.  .S.  4f. 
a.  a.  O.  S.  5f. 
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Für  <lii‘  tacitOische  Zoit  nimmt  dann  Bethjiro  allordinps  an. 
diil.1  ,die  clu'drin  in  der  einen  HundertscliaCt  vereinifften  mili- 
tärischen und  riehterliclien  Funktionen  minniehr  unter  zwei  ver- 
schiedene Körpersehatten  verteilt  waren“. 

Was  zuniiehst  den  „(ierichtsrat“  anlan^rt,  .so  i.st  er  eine  vidl- 
koinnien  unniöi;li<'lie  Saclie.  Als  solche  mul,!  er  jedem  er.scheinen, 
der  die  jrermanisehen  Verhältnisse  kennt.  Ihn  aus  noch  früheren 
Zeiten  erklären,  hieth“  vollends  die  Dinare  auf  den  Kopf  stellen. 
Die  Iledenken.  die  der  Kei'ht.shi.storiker  «e^mn  den  ,(ierichtsrat“ 
aus  dem  Wesen  des  frennanischen  (ierichtsverfahrens  heraus  geltend 
machen  mul!,  sind  nicht,  wie  Hetligc  meint,  damit  beseitigt,  daU 
die  urteilende  Tätigktdt  des  Umstands  anerkannt  wird. 

Der  Hiindertschaftsausschul.!  ist  auch  dann  noch  vollkommen 
unverstitndlich,  wenn  er  auch  nur  den  ürteilsvorschlag  gemacht 
haben  s(dl.  (Jewit!  mußte  der  Ürteilsvorschlag  nicht  immer  von 
einem  an  der  Sache  Unbeteiligten,  a nuovis  ex  plebe,  oder  um- 
gekehrt gerade  vom  Klager  oder  üeklagten  au.sgehen.  So  sicher 
einerseits  bis  in  das  Mittelalter  herein  Jedem  beliebigen  Mitglied 
der  (ierichtsgemeinde  das  Hecht  zustand,  tön  Urteil  vorzuschlagen, 
eben.so  sicher  haben  wir  iti  den  fränkischen  rachineburgii,  «lern 
bairischen  esago.  dem  friesischen  asega  Personen  vor  uns,  deren 
Pflicht  es  war,  auf  Krsuchen  iler  Parteien  ein  Urteil  vorzu- 
schlagen. Fs  gab  also  im  Fntwicklung.sgang  des  germanischen 
Prozesses  immerhin  ,.\usschüsse“,  die  Urteilsvorschläge  machten. 
Aber  man  darf  auch  daliei  nicht  übersehen,  daß  diese  ptlicht- 
mäßigen  Urteilsleute  erst  einer  sjiäteren  Fntwicklungsperiode  an- 
gehören. ln  germanischer  oder,  wie  Hethge  haben  will,  in  ur- 
gernmnischer  Zeit  kann  davon  keine  Hede  sein;  da  sind  solche 
Vorschliiger  ausgeschlossen.  Dal.!  ein  Kollegium  von  hundert  Ur- 
teih'in  eine  unbew<>gliche  Masse  unil  s(;hon  deshalb  unbrauchbar 
ist,  erwähne  ich  nur  nebenbei'). 

beider  verschweigt  uns  liethge,  wie  dieser  Gerichtsrat  zu- 
stande gekommen  sein  sidl;  er  meint  nur,  daß  man  ihn  „irgend- 
wie (!)  kreirte“.  Daß  er  aber  der  Frage  dieser  Kreation  nicht 
weiter  nachgegangen  ist,  muß  entschieden  als  Fehler  erachtet 

')  .Xullällrnderweise.  lindet  sich  diese  ,l!atccntiiric“  auch  bei  Möllen- 
hoff (1>.  A.  IV.  -m). 
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werden.  Denn  falls  sieh  Detli^^e  den  Gehurt.sakt  seines  (ieriehts- 
rat.s  etwas  lebliafter  vorgestellt  hatte,  wären  ilim  vielleicht  auch 
Zweifel  an  seiner  Kxisteiiz  ^fkoininen.  Wenn  tausend  Leute  aus 
ihrer  Mitte  hundert  auswählen  sollen,  so  ist  das  noch  heut/.uta;re 
eine  ziemlich  umständliche  Sache.  Wenn  es  sich  aber  um  i;er- 
manische  Zeit  handelt,  dann  wird  .Jeder,  der  sich  in  die  Einfach- 
heit germanischer  Verhältnisse  liineindenken  kann  und  nicht 
immer  modenie  Hegritfe  darin  suchen  und  tinden  will,  einen  solchen 
Wahlakt  als  etwas  unharmonisches  und  gi'radezu  unmögliches 
emi)tinden. 

Auch  sonst  spricht  der  praktische  und  nnchterne  Sinn  der 
(iermanen  gegen  einen  solchen  Gerichtsrat.  Die  (iermanen  haben 
docli  sicher  nicht  auf  einem  zum  inindesten  für  die  damalige  Zeit 
äulierst  umständlichen  Wege  ein  Organ  geschatl'en,  dessen  Tätig- 
keit darin  bestanden  hätte,  eine  Funktion  auszuüben,  die  .Jeder 
der  Wählenden  ebensogut  selbst  erledigen  konnte.  Es  wäre 
dieser  Gerichtsrat  ein  durchaus  uniuitiges  Organ  gewesen,  was  Ja 
.schon  daraus  hoiTorgeht,  dali  er  sich  nicht  einmal  in  der  ger- 
manischen Gerichtsverfassung  findet.  Und  selbst  wenn  man,  um 
auch  diese  Möglichkeit  nicht  aulier  Aclit  zu  lassen,  annehmen 
wollte,  daß  dieses  Organ  schon  zu  anderen  Zwecken  vorhanden 
war  und  nur  für  den  Urteilsvor.schlag  adaptiert  wurde,  so  wird 
man  auch  da  noch  vergebens  nach  dem  vemüiiltigen  (irnnd,  in 
die.sem  Falle  der  Adaidion,  fragen. 

Aus  ähnlichen  (iründen  läßt  sich  behaupten,  daß  die  (Jer- 
manen  auch  zur  .\ckerverteilung  eines  JJnndcrtausschusses  nicht 
bedurften.  In  der  Wanderungszeit  war  ein  Ackerverteilungsorgan 
deshalb  unnötig,  weil  nur  bei  .\nsiedlungen  Acker  zu  verteilen 
sind.  Und  wenn  einmal  in  der  Wanderung  ein  .so  lange  dauernder 
Stillstand  eintrat,  daß  an  eine  l*’elderwirtschaft  gculacht  werden 
konnte,  dann  war  sicher  !nit  der  JJehörde,  die  sich  Dethge  vor- 
stellt, niclits  gedient;  sie  hätte  überhau]it  nicht  als  Hiimlertaus- 
schuß  in  Tätigkeit  treten  können.  Das  Niederlassungsgebiet  i'iner 
Tausendschaft,  die  wir,  um  überhaupt  diskutieren  zu  können,  zu- 
nächst als  vorliamhm  annehmen  müssen,  war  für  alle  Fälle*  viel 
zu  groß,  als  daß  der  Hundertausschuß  hätte  herumreisen  uml 
jedem  Familienvater  Land  zuteilen  könm-n.  Sohdie  Ack<‘rziileilungi*n 
sind  |iiaktisch  nur  dann  denkbar,  wenn  sie  in  kleinerem  Maßstab 


Digitized  by  Google 


4G 


<1.  h.  für  klfiinore  (lehiete,  für  einzelne  Teile  des  Taiisendschafts- 
iraues,  durch  verschiedene  Personen  gleichzeitig  .stattgefunden  haben. 
Dazu  liätte  .sich  aber  der  Hunderteraiisschiili  teilen  müssen  uinl 
die  Gennanen  uTiren  ebensoweit  gewesen,  wie  wenn  sie  ohne  den 
Ausschul.1  die  .Vcken'erteilung  durch  Alterinänner  oder  Dorf- 
vorsteher oder  Häu]dlinge  vornehmen  ließen.  Solche  Personen 
konnte  dann  auch  Caesar  ohne  der  Sprache  (Jewalt  anzufuii 
magistratus  heißen.  Wenn  Hethge  sich  umgesehen  hätte,  was 
bei  den  Riiineni  magistratus  hieß,  dann  hätte  ihm  niclit  erst 
Itriinner  sagen  müssen,  daß  Caesar  nie  und  nimmer  einem 
sideheu  Aus.schuß  für  Urteillindung  und  Ackerverteilung  ilie  He- 
nennung  magistratus  hätte  geben  können. 

Ist  somit  in  der  Hundertschaft  weder  ein  rrteilerk(dlegiuni 
noch  eine  Ackenerteilungsbehörde  zu  sehen,  .so  erübrigt  es  sich 
wtdil,  auch  auf  die  dritte  (ileichung  Itethge's,  die  Gleichsetzung 
iler  Hundertschaft  mit  der  Klitetrupjie  näher  einzugehen.  Denn 
es  könnte  ohnedies  nur  noch  die  Fi'age  zur  Erörterung  kommen, 
in  welchem  Verhältnis  die  Hundertschaft  zu  der  Klitetrup|it‘ 
stand,  und  diese  Frage  muß  im  Folgenden  no<di  in  anderem  Zu- 
sammenhang erledigt  werden.  Nur  darauf  möchte  ich  im  Vor- 
beigehen hinweisen,  daß  schon  von  Anfang  an,  nicht  erst  in  der 
Zeit,  die  Hethge  jtassend  erscheint,  für  die  .\uswahl  von  IJrteil- 
limlern  und  .\ckerverteilern  einerseits  und  Elitekämpfern  anderer- 
seits so  völlig  verschiedene  Gesiiditspunkte  hätten  maßgebend  sein 
infissen,  daß  <lie  Wahl  schwerlich  auf  die  nämlichen  Pi*rsonen 
hätte  fallen  können. 

Nicht  unerwähnt  bleiben  dürfen  die  Anschauungen,  die 
E.  .Mayer  in  seiner  deutsch-französischen  Verrassungsgeschichte 
ausgesprochen  hat’).  Mayer  nimmi  an,  „daß  es  ursprünglich  in 
der  Hundertschaft  hundert  an  der  Waldmark  herechtigte  Leute 
— man  darf  sagen  Familienhäupter  — gab  und  daß  diese  He- 
rechtigungen  mit  der  steigenden  Hevölkerung  sich  nicht  vermelirt 
haben,  sondern  begrenzt  geblieben  sind.“ 

Aber  man  wird  vergebens  nach  einer  .Vntwort  auf  die  Frage 
suchen,  woher  denn  bei  der  Waldverteilung  diese  Hundertzahl 
kommen  soll.  Angenommen  selbst,  daß  es  Heeresabteilungen  von 

K.  .Maver,  Dciilsclu- imil  riaiizö,<isclu' Vcrfa.i.smii;socs<  liiilili-  I.  S.  lälft. 
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huiulert  Mann  je  gegeben  hat,  sind  die  hundert  Waldbereehti?ungen 
ni(dit  zu  erklären.  Krsten.s  sind,  wie  wiederholt  hervorgehoben 
werden  nuili,  hundert  Wehr|dliehtige  und  hundert  „Familien- 
häu|tter“  nicht  dasselbe.  Wenn  sich  bei  der  Nieilerlassung  eine 
Abteilunir  von  hundert  Wehrpflichtigen  in  einer  sogenannten 
„Hundertschaft“  niedergelassen  hätte,  .so  würde  das  iininer  noch 
nicht  eine  Ansiedlung  von  hundert  Fainilienhäiijitern  oder  hundert 
Gehöften  gegeben  haben.  .Sodann  wurde  bei  den  germanischen 
Ansiedlungen  der  Wald  überhaupt  nicht  a\ifgeteilt.  Kr  war  und 
blieb  noch  lansre  Gesamteijrentum  mit  ungemessenem  Nutzungs- 
recht der  (ienossen.  Zu  einer  Zeit  aber,  in  der  eine  Teilung  iles 
Waldes  erfolgte,  sei  es  auch  nur  eine  Nutzunirsteilung,  kann  nach 
Mayer's  eigener,  richtiger  Anschauuns;  gar  nicht  mehr  an  gerade 
hundert  zu  berücksichtigende  Genossen  gedacht  werden.  Mayer 
sagt  ja  .selbst,  dat!  die  ursprüngliche  Kinteilung  des  Heeres  in 
.'Vbteilungen  von  Hundert  „für  ein  selihaftes  Volk  sehr  bald  den 
Sinn  verlieren  muU“.  Noch  in  der  fränkischen  Zeit  ist  Gesamt- 
eigentum am  Walde  die  Kegel,  Zuweisung  von  Wald  an  Kinzelne 
zur  .Sondermitzung  und  Heschränkung  des  Kodungsrechts  die  .\us- 
nahnu“.  Und  für  diese  Periode  geben  anch  ilie  entschiedensten 
Vertreter  zahlenmäl.liger  Volkseinteilungen  nn<l  Heen'seinteilungen 
zu,  daü  von  den  Zablenverhältnissen  aiitler  dom  Namen  nichts 
mehr  vorhanden  ist.  Wie  sollte  man  in  noch  späterer  Zeit  bei 
der  endlichen  .Aufteilung  der  gemeinen  Mark  auf  den  Gedanken 
verfallen,  ein  längst  obsrdet  gewordenes  Organisatiimsprinzip  her- 
vorzuholen und  mm  geraih*  hundert  Waldberechtigungen  zu 
schaffen,  weil  .labrhunderte  vorher  hundert  selbständige  Familien- 
häu]iter  oder  huiulert  Wehrptlichtige  allenfalls  im  Hesitz  dieser 
.Mmende  waren.  Und  wie  hätte  man  denn  mit  hundert  .Vnteilen 
die  damals  schon  weit  zaiilreieheren.  gleich  starken  .Vnsprücbe 
befriedigen  sollen?  In  den  viebui  .lahrhundi'rten  seit  der  ,\n- 
siedlimg  war  eine  Heihe  neuer  Gehöfte  von  Gliedern  altansässiger 
Familien  sowohl,  wie  von  Ausmärkern  gegründet  worden.  Diese 
alle  batten  Nutzungsrecht  an  der  gemeinen  Mark.  .Sollten  sie 
nun  bei  der  -Aufteilung  leer  ausgehen? 

Das  sind  Konsei|uenzen,  die  man  nur  anzudeuten  braucht, 
nm  zu  zeigen,  datl  Organisationen,  die  sie  im  Gefolge  haben, 
nicht  möglich  sind.  Davon  liidte  sich  auch  Mayer  überzeugt, 
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wenn  pr  nicht,  wie  ilie  Vertreter  iiller  ilieser  Tlieorien  durch  das 
Wort  ^Hundertschaft“  anf  einen  Zalilbe^ritf  hinjrewiesen  worden 
wiire  und  wenn  ihn  niclit  t‘ine  overj'sselsclie  Urkunde  ansclieinend 
dahei  unterstützt  hätte').  Deren  liier  ernschläiriire  Sätze  sind 
folirtuide: 

„noverit  tarn  successio  posteroram  jc.  JC.  «luod  e^ro  Rodul- 
fus  de  Steinvorth  ]iro  reinissione  peccatoruin  tneoruin  et 
animae  ineae  salute  (juicquid  haereditatis  liberae  habui  in 
Fulleiiho  videlieet  XXII  portiones  quas  Warseapli  voeant,  i‘t 
qiiieijuid  deinceps  ibidem  adqiiisiero  in  tirinam  et  stabilem 
possessionen  donaverini  ad  servicium  Dei  k.  jc.  Portionum 
auteni  .supradictaruin  (niclit  orum  wie  Mayer  druckt)  X jacent 
iuter  ('  portiones  illormn  de  OstcrKo  IIIl  vero  sunt  de 
allodio  de  Methre.  Item  IIII  inter  U illorum  de  Wye  item 
II  inter  C illorum  de  Suthejroe  I de  Lenethe  et  I de  .Jsle- 
muthen“).“ 

Hetrachtet  man  diese  Stelle  vorurteilsfrei,  so  zeifrt  sich,  dalJ 
die  von  Mayer  y;eoehene  .\uslei;unf'  nicht  auf  unbedingte  Richtig- 
keit .Anspruch  machen  kann.  Mayer  nimmt  an,  dalt  die  Graf- 
schaft Fullenho,  in  der  er  den  alten  ])agu.s  forestensis  oder 
i-omitatus  .Agridiocensis  sive  Umbalaha  wiedersieht,  in  Goe  zu  je 
100  warshaji  zt‘rfallen  sei,  die  in  dieser  Stelle  aullreten.  Vidleu- 
hove,  A'sselmuden  unti  AVvhe  seien  später  noch  Schulzenämter, 
Ostergo  und  Suthego  seien  spurlos  ver.schwunden,  Lenethe  eine  zum 
Schulzenamt  Dalflleii  gehörige  .Mark;  über  Methre  äutlert  sich 
Mayer  nicht  weiter.  Wenn  man  nun  damit  l'Carten  vergleicht, 
so  zeigt  sich,  dal.l  der  Hezirk  Fulnaho  im  0.  .lahrhundert "),  wie 
um  ilas  .lahr  lOOO'),  begrenzt  ist.  nördlich  vom  Waldago  oder 
Stidlingawerf;  östlicli  von  Trenthe,  südlich  \oin  Islegn,  westlich 
von  der  Ziiidersee.  l!ei  dieser  .Abgrenzung  fällt  kein  'l’eil  des 
Laufes  der  A'ssel  in  den  Hezirk  Fullenho,  und  die  in  deren 
nächster  Nähe  oder  an  ihr  gelegenen  Orte  Lenthe,  Wyhe  und 
Islemuthe  liegen  autierhalb  seiner.  Ganz  gleich  nun,  ob  und  wie 
sich  Fulnaho  in  späti'rer  Zeit  erweitert  hat,  auch  wtmn  es  im 

')  VkI.  liicrzii  Maver  a.  a.  O.  I.  S.  llä. 

.1.  W.  üaeer,  < ivirvssificlii'  ili'ili'iikstiikki'ii  II.  (ITSä)  S. 

V.  l’i  i'lil  Im  fi-n . riili'r.':iu  lonig<'i\  II..  I S.  l’.'.ö  und  Karh‘  in  11.  '2. 

')  Karle  hi‘i  l)io\scn;  Ocutstliland  um  il.’oi  .lalir  KKIU. 
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12.  Jahrhundert  diese  Orte  enthalten  hätte,  so  steht  doch  damit 
fe.st,  daß  in  einer  Zeit,  in  der  die  Hundei-tschaftsverfa.ssiinff  längst 
durchgefQhrt  sein  mußte,  die  Goe,  die  zur  Grafschaft  Fulnaho 
gehören  sollen,  in  eiilein  anderen  Bezirk,  nämlich  im  Islego, 
liegen.  Es  fehlt  also  an  dem  Konnex  der  späteren  Einteilung 
mit  der  früheren. 

Da  cs  außerdem  ganz  unzulässig  ist,  den  in  der  Urkunde 
genannten  Ostergo  und  Suthergo  nicht  auf  die  naheliegenden 
friesischen  Teile  die.ses  Namens  zu  beziehen  und  ohne  weiteres 
anzunehmen,  daß  es  später  „verschwundene  Gaue“  sind,  so  stößt 
die  Auslegung,  die  Mayer  dieser  Urkunde  gegeben  hat,  auf  er- 
hebliche topographische  Schwierigkeiten.  Diese  hat  Mayer  aller- 
dings nicht  bemerkt.  Sie  hätten  ihn  sonst  wohl  veranlaßt,  die 
Urkunde  anders  zu  interpretieren. 

Rudolf  von  Steinfurth  schenkt  der  Kirche  in  I^<'tthe  22  wars- 
caph,  die  er  „in  J'ullenho“  besitzt,  wobei  schon  auffallend  ist, 
daß  es  nicht  heißt  „in  comitatu  Fullenho“.  Von  diesen 
22  warscaph  sollen  lo  liegen  „inter  C portiones  i Horum  de 
O.stergo.“  Hier  fällt  auf.  daß  es  nicht  heißt  entweder  „in 
Ostergo“  oder  „X  habeo  in  Ostergo“.  Das  wäre  doch  die  natür- 
lichste Fassung,  wenn,  wie  Mayer  annimmt,  an.sgedrückt  werden 
soll,  daß  diese  Teile  im  Ostergo  liegen.  Es  ist  aber  in  Wahr- 
heit nicht  die  Fassung  auffallend,  somlern  die  Erklärung  von 
Mayer  paßt  nicht  zum  Inhalt  der  l^rkunde  und  infolgedessen 
auch  nicht  zu  ihrer  Fassung. 

Mayer  geht  davon  aus,  daß  Fulleidio  „zweifellos  identisch“ 
ist  „mit  dem  piigus  forestensis  oder  comitatus  Agridiocensis  sive 
Umbalaha  in  den  Urkunden  des  10.  und  11.  Jahrhunderts“.  .\us 
den  von  ihm  erwähnten  Belegstellen’)  geht  aber  nicht  sii-her  her- 
vor, daß  der  pagus  forestensis  sich  mit  dem  comitatus  .\gridio- 
censis  sive  Umbalaha  deckt,  wohl  aber  daß  der  pagus  forestensis 
i n einem  comitatus  liegt.  Ebensowenig  ist  dort  davon  die 
Rede,  daß  Fullenho,  wie  Mayer  annimmt,  eine  Grafschaft  ist. 
Dagegen  ist  deutlich  zu  ersehen,  aber  Mayer  anscheinend  ent- 

')  Itci  S.  .1.  Fokcmii- .■ViKircac,  Oc  stail  Yollciilinvc  cii  haar  recht  I. 

S.  2 f. 

V.  Seb«  erio,  all|$eriu  Hundertsebaft  ■! 
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f'an^ren,  daß  Fullenho  ein  Wald  ist.  Denn  in  einer  Urkunde  V(tii 
‘.•43  heißt  es  „in  Sylva,  quae  mincH|iatnr  Fnlnalio“'). 

Hieraus  ergibt  .sich  Folgende.s.  Der  Wald  Fulnaho  war  in 
warscaph*)  geteilt.  Wieviele  Teile  es  gab,  wissen  wir  nicht  und 
ist  auch  ohne  Belang.  Von  die.sen  Teilen  hatte  Rudolf  von  Stein- 
furth 'J'J;  deshalb  sagt  er  „quicquid  liberae  haeredidatis  habni 
in  Fullenho“.  Hundert  Teile  gehörten  den  Leuten  vom  Ostergo 
(„illi  de  Ostergo“),  hundert  denen  von  Wye  („ilii  de  Wye“) 
u.  s.  f. ; so  erklärt  sich  auch  diese  Fassung. 

Diese  Auslegung  ents])richt  Fassung  und  Inhalt  der  Urkunde, 
sowie  dem,  was  wir  sonst  über  Fulnaho’)  wissen.  Sie  zeigt  aber 
auch,  mit  wie  wenig  tirund  diese  Quelle  von  Mayer  zum  Beweise 
.seiner  Hundertschaftstheorie  herangezogen  wurde.  Fs  ist  voll- 
kommen ausge.sclilossen,  daraus  irgendwelche  Schlüsse  zu  ziehen 
über  das  Bestehen  oder  Nichtbestehen  von  Hundertschaften  oder 
ihr  Wesen.  Warum  der  Wald  Fulnaho  geteilt  wurde,  warum 
gerade  liie  (lenaimten  .\nteile  hatten,  warum  Finzelne  gerade 
hundert,  »las  sind  Fragen  für  sich,  die  hier  nicht  zu  erledigen 
sind,  deren  I/isung  auf  das  Gesagte  (dmo  Kinlluß  bleibt'). 

.\hnlich  gestaltet  ist  die  Theorie  von  Meitzen^),  der  unter 
ausdrücklicdier  Verweifuug  der  Heerestheorie  und  der  Hufentheorie 
den  Grund  der  nach  seiner  Ansicht  feststehenden  Zusammen- 
fassung der  freien  Vidksgenossen  in  Gruppen  von  Hundert  in  den 
Verhilltnissen  der  Nomadenzeit  sucht.  Fs  kommt  Meitzen,  wie 
ich  zur  Vermeidung  von  Mißverständnis  besonders  betone,  nicht 

')  ITkuncic  von  943,  iin  .\us7.iige  oboinla : Fokema  bemerkt  ganz 

riebtig:  „De  miaiii  Fulnalm  worilt  liier  (Ins  gegeven  aan  een  bosch“. 

Hezfiglich  \varsrlia|i  vgl.  Maurer,  (ieschichte  der  Markenverfas.sung 
in  Deiitacblund  8.  .<OIT.  DaU  es  mit  waterscapium  identiseh  ist.  bezweifle 
ieli.  .\ueh  verzeichnet  Ducange  sowohl  waterscapium  wie  warescapinm. 

’)  Vgl.  Fokcnis-.\nd  reae  a.  a.  (J.,  wo  ersichtlich  i.st,  daß  Fullenh« 
auch  Xamc  einer  am  Ostufer  der  Znideraee  mul  westlich  des  Waldes  ge- 
legenen befestigten  .8tadt  ist. 

')  Von  hier  aus  entfällt  auch  die  ISedentung  anderer  .Argumente,  die 
Mayer  zur  l'nterstiitzung  siuner  Theorie  herangezogen  hat,  wie  z.  H.  ilic 
lli'hauptung.  daß  der  süclisische  gogreve  von  den  Krfexen  gewählt  wird, 
.ledoch  werde  ich  bei  llespreehung  der  einzelnen  tiebiete  im  Fraukenreich 
auf  solche  .Argumente  zuriiekkoinmen. 

A.  Meitzen  Siedlung  I.  140  ff. 
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darauf  an,  zu  beweisen,  daß  eine  solche  Einteilung  bestand,  son- 
dern darauf,  zn  zeigen,  wie  sie  entstand.  Er  geht  davon  aus, 
daß  es  (Truppen  von  120  Familien  gab  und  stellt  dann  die  Frage, 
wie  sich  in  der  Nomadenzeit  diese  (iruppen  gebildet  haben  können. 
Bei  der  Beantwortung  berechnet  er  den  „Verbrauch  einer  deutschen 
Hirtenfamilie  an  NahrUngsstoffen“  „auf  den  Kopf  jährlich  etwa 
zu  200  kg.  FleLsch  2400  Liter  Milch  und  50  kg.  (ietreide.“  „Die 
Familie,  mit  ihren  Angehörigen  zu  acht  Köpfen,  Jung  und  alt, 
gerechnet,  vennag  deshalb  mit  dem  Ertrage  von  30  hinreichend 
gut  ernährten  Kühen  auskömmlich  zu  leben.  120  Familien  werden 
also  einen  Viehstand  besitzen  müssen,  welcher  3600  Kühen  gleich 
käme“.  Sodann  berechnet  er  die  Nahrungsbedürfnissc  der  3600 
Kühe  und  kommt  zu  dem  Schluß,  daß  zu  ihrer  Befriedigung  ein 
Weiderevier  von  durchschnittlich  3 (iuadratmeilen  erforderlich 
sei.  Ferner  stellt  dann  Meitzen  fest,  daß  die  dänischen  Herad 
ilurch.schnittlich  eine  (Iröße  von  5,3  (iuadratmeilen  haben  und  er 
endet  dann  seine  Untersuchung  mit  folgenden  Ausführungen : 
„Die  Verhältniszahlen  zeigen,  daß  auf  den  Gebieten  der  alten 
Harden  je  120  Hirtenfamilien  durchaus  nicht  überreichlich,  sondern 
auf  den  kleineren  nur  knapp,  ilen  Unterhalt  für  ihre  nötigen 
Herden,  und  damit  ihren  eigenen  zu  finden  vermochten.  Es  ist 
deshalb  auch  keine  Veranlassung,  nach  irgend  einem  besonderen 
(irunde  der  Hardenabgrenzung  zu  suchen.  Ungefähr  120  Familien 
sind  ganz  angemessen  als  die  zweckmäßige  und  übliche  Personen- 
zahl zu  betrachten,  durch  welche  diese  notwendig  gemeinsame 
Hirten  Wirtschaft  von  den  nach  dem  Weidegang  und  der  Jahres- 
zeit wechselnden  Lagerplätzen  aus  betrieben  wurde.“ 

Es  ist  klar,  daß  dieses  Gebäude  von  Hypothesen  nicht  auf- 
geführt  worden  wäre,  wenn  nicht  die  Rechtshistoriker  das  Bestehen 
zahlenmäßig  abgegrenzter  (iruppen  von  je  hundert  bestimmt  be- 
hauptet und  dabei  durch  Aufstellung  von,  wie  Meitzen  richtig 
erkannte,  haltlosen  hhitstehimgsgründen  für  diese  Gruppen,  zum 
Aufsuchen  anderer  Gründe  veranlaßt  hätten.  Aber  auch,  wenn 
man  davon  ausgeht,  daß  es  solche  Hunderte  gegeben  hat,  muß 
man  die  Erklärung,  die  Meitzen  gibt,  ablehnen.  Denn  mit 
ebensoviel  Wahrscheinlichkeit,  lassen  sich  110  oder  115  oderauch 
125  Hirtenfamilien  als  die  Bewohner  eines  Herad  berechnen. 

Es  ist  jedenfalls  ausgeschlossen  mit  Hilfe  der  Meitzen’. sehen 
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Hypothesen  die  Kxistenz  zahlenirtaLüger  Völksabteilnngen  zu 
beweisen,  mehr  nocli,  als  sie  zu  stützen.  In  der  Tat  ist  das  aueb 
noeli  nielit  versiiebt  worden  und  jeden  spateren  VT*rsucli  wird  die 
i'berffllle  von  Hypothesen  an  einem  Erfolg  liindeni. 

Zum  Schlüsse  sei  bemerkt,  dali  sich  die  Ausführungen  von 
Meitzen  nur  auf  die  Hundertschaft  als  Landeinteilungsprinzi]» 
beziehen.  Hei  den  Hundertschaften  in  der  (ierichtsverfassung  und 
im  Heere  handelt  es  sich  nach  seiner  Meinung  zweifellos  „um 
120  watVenfahige  Freie,  im  Wesentlichen  also  mn  120  Familien- 
vater.“ Für  eine  solche  Scheidung  besteht  jedoch  nicht  der 
geringste  i|uellenmatlige  (Inind.  Sie  ist  ollensichtlich  nur  eine  Hilfs- 
hypothese, um  die  „Weidetheorie“  mit  den  (Quellen  in  Einklang 
bringen  zu  können. 

Überblicken  wir  alles  bisher  (le.sagte,  so  zeigt  sich,  daß  zwar 
über  die  Entstehung  der  Hundertschaften  sehr  verschiedene  An- 
sichten vertreten  werden,  daß  aber  auch  keine  dieser  Theorien 
befriedigen  kann. 

Hierbei  habe  ich,  wie  hier  hervorgehoben  werden  muß,  die 
Dilferenzierungen  beiseite  gehi-s.sen,  die  sich  ergaben  durch  ab- 
weichende An.sichten  über  die  Stellung  der  Hundertschaft  im 
({esamtbild  der  geniianischen  Verfassung,  ihr  Verhältnis  zum  pagus 
und  ihre  Funktionen.  Die  Hereinziehung  aller  dieser  weiteren 
rnterschiede  hätte  nicht  nur  die  Sonderung  der  Theorien  über  die 
Entstehung  der  Hundertschaft  und  ihr  We.sen  unmöglich  gemacht, 
da  die  Stellungnahme  in  diesen  Einzelfragen  die  Vertreter  der 
verschiedenen  Theorien  nicht  selten  wieder  verbindet,  sondern  sie 
hätte  auch  die  folgende  Darstellung  sehr  erheblich  gestört  und 
zahlreiche  Wiederholungen  zur  Folge  gehabt.  Es  hätten  hier 
t^uelleninterpretationen  erfolgen  müssen,  die  notwendig  in  den 
spiiteren  Zusammenhang  geliören. 

Das  Ergebnis  der  bisherigen  Ausführungen  .soll  aber  kein 
negatives  sein,  indem  es  uns  zwingt,  die  bisherigen  .\nschauungeu 
ohne  genügenden  Ersatz  fallen  zu  lassen,  sondern  wir  können 
gerade  aus  der  Kritik  der  vertretenen  .\n.schauungen  den  Weg 
entnehmen,  auf  dem  die  Entwicklung  einer  neui'ii  Ansicht  möglich 
sein  wird. 

Die  erwälinten  Tlieorieu  scheitern,  wenn  man  ilie  Sache  genau 
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betraclitet,  alle  an  der  „Zalil').“  Sei  ea  min,  datl  die'zalileninäHiire 
(iliederunp  von  Anfang  an  unmöglicli,  sei  es  daß  die  Beständigkeit 
der  einmal  vorgenommenen  (iliedernng  ausgeschlossen  erscheint. 
Wir  werden  daher  mit  Recht  fragen,  oii  die  Hereinziehung  des 
Zahlbegritfes  in  die  ganze  Frage  überhaupt  lierechtigt  erscheint 
und  da  er  offensichtlich  durch  das  Wort  Hundertschaft  herein- 
gekommen ist,  erscheint  es  angezeigt,  zunächst  den  Begriff 
.Hundertschaft“  vom  sprachlichen  (resichtspunkt  aus  zu  erläutern. 


III.  Worterklärung. 

Die  S]iraclifonn  , Hundertschaft“  ist  sehr  ,iung  und  an- 
scheinend von  den  historischen  Wissenschaften  gejirägt  als  eine 
Übersetzung  des  lateinischen  .centena“.  .\ls  Zusammensetzung  der 
Zahl  .hundert“  mit  der  Ableitungssilbe  .-Schaft“  bedeutet  .Hundert- 
schaft“ ein  Verhältnis  von  hundert  Einheiten;  es  ist  ein  Kollektivuni 
von  hundert*).  Dies  genügt  es,  festgestellt  zu  haben;  denn  für 
die  weitere  Untersuchung  künnen  wir  nicht  von  einer  .Sprachlbrm 
ausgehen,  die  sich  Jahrhunderte  später  gebildet  bat,  als  die  letzten 
Spuren  gennanischer  Hundertschaften  verschwunden  waren.  Nur 
darauf  möchte  ich  binweisen,  <laß  von  dieser  modernen  Form 
ausgehend  die  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  behandelten 
Theorien  spraclilich  wenigstens  gerechtfertigt  wären;  denn  sie 
operieren  ja  mit  hundert  Einheiten. 

Man  könnte  dann  an  Ausdrücke  denken,  die  sich  im  Sjiät- 
mittelalter  und  am  Beginn  der  Neuzeit  tinden  und  sowohl  sprach- 
lich wie  inhaltlich  mit  Hundertschaft  in  enger  Beziehung  stehen. 
Ich  meine  nämlich  huntschaf’),  liontschaft  *),  hiindscbaft '’)  hont- 


')  Recht  deutlich  wird  die«  bei  Weiske,  die  <iruiidlagen  der  früheren 
Verfassung  Deutschlands.  S.  4.  .Betrachten  wir  nnserc  eigenen  Quellen  und 
gehen  wir  nauientlich  auf  Tacitus  zurück,  su  ist  es  niclit  zu  leugnen,  daß 
er  eine  durchgreifende  Einrichtung,  bei  der  hundert  Personen  in  irgend 
(!)  eineiii  Betracht  vorkonirnen,  vor  .tilgen  hatte." 

’)  Ygl.  Wilinanns  dcul.schc  tiraniniatik  ’ II  S.  olK). 

*)  Uri  nun  Weistüiner  II  7.rl>. 

‘)  ebda.  II  764.  II  692. 
ebda.  II  677. 
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schap ').  Aber  auch  da  haben  wir  es  mit  Formen  zu  tun,  die 
weit  jünger  sind,  als  die  letzten  Reste  germanischer  V'erfassung 
und  überdies  ist  es  sehr  zweifelhaft,  ob  gerade  diese  Ausdrücke 
liegriffe  wiedergeben,  die  den  germanischen  Hundertschaften  sachlicli 
entsprechen. 

Damit  ist  die  Reihe  Rildungen,  die  etymologisch  nach 
gleichem  Prinzip  gebildet  sind  wie  unser  .Hundertschaft“,  erschöpft, 
und  wenn  wir  uns  dem  Hundertschaffcsproblem  auf  sprachlichem 
Wege  nähern  wollen,  so  müssen  wir  gleich  auf  die  Worte  zurück- 
gehen, die  in  germanischer  und  fränkischer  Zeit  der  Wiedergabe 
des  Regrifl'es  dienten,  den  wir  jetzt  mit  Hundertschaft  bezeichneu. 

Dieser  Worte  sind  nicht  viele.  Die  Franken  sprachen  bekannte 
lieh  von  einer  centena.  Aber  dieses  Wort  scheidet  aus,  weil  es 
lateinisch,  möglicherweise  die  Wiedergabe  eines  mißverstandenen 
deutschen  Wortes,  nach  früheren  Ansichten  allerdings  sogar  ein 
latinisiertes  deutsches  Wort,  dann  aber  sehr  zweifelhafter  Natur  ist. 
So  bleiben  zunächst  das  altschwedische  hundari,  das  im  ala- 
mannischen,  also  oberdeutsch,  lautgesetzlich  entsprechend  al.s 
huntari  erscheint,  und  das  angelsächsische  hundred.  Von  ihnen 
möchte  ich  das  letztgenannte  Wort  aus  (lopi)eltem  (trunde  nicht 
zur  (trundlage  einer  Untersuchung  nehmen.  Erstens  ist  es  gerade 
beim  angelsächsischen  hundred  sehr  bestritten,  ob  es  überhaupt 
eine  germanische  Hundertschaft  und  nicht  vielmehr  eine  Neu- 
bildung ist,  und  zweitens  ist  Imndred  ursprünglich  nichts  anderes 
als  ein  Kardinalzahlwort,  woraus  den  selbstständigen  Rildungen 
hundari  und  huntari  ein  bedeutender  Vorzug  erwächst. 

Das  Wort  hundari.  und  was  von  diesem,  gilt  auch  von  huntari, 
ist  eine  Rildung  aus  dem  Simplex  hund  und  dem  ja-Suffi.x  -ari  ’). 
Welche  Funktion  gerade  bei  diesem  Worte  dem  Suffix  -ari  zukommt 
ist  dunkel;  jedenfalls  bildet  es  ein  sächliches  Konkretum  und  steht 
fast  vereinzelt  einer  großen  .\nzahl  von  Fällen  männlichen 
Geschlechts  gegenüber.  Inhaltlich  vertritt  hier  -ari  m.  E.  das 
spätere  -scaft.  Dies  legt  insbesondere  die  Form  hunaria  nahe; 
denn  hunaria  ist  gleich  hontschart  und  überhaupt  entspricht  dem  ger- 

')  ebiU.  II  Ö!*4 

'■’)  Vgl.  Willi) Hirns  a.  a.  ().  II  292.  K.  Klug«  Noiiiiiialc  Stamni- 
bilfluiigsleliri’  der  altgiTiiiani.sulicii  liiaU'kte  '^  J §9.  11.77. 
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manischen  -ari  (-aija)  das  lateinische  -arius  -a,  um').  Die  Lücke 
in  der  Erklärung  der  .sprachlichen  Bedeutung  kann  jedoch  ohne 
Bedenken  ofTengelassen  und  aus  der  sachlichen  Bedeutung  ergänzt 
werden.  Daß  hundari  ein  räumliches  (Jebiet  bezeichnet,  steht 
außer  Zweifel  und  das,  was  wir  zu  untersuchen  hatten,  ist  über- 
haupt nicht  das  Suffi.x,  sondern  die  erste  Hälfte  des  Wortes,  das 
Simplex  hund. 

Dieses  Siiu])lex  ist  bekannt  im  Gotischen  und  .■MtluK'hdeutschen, 
nicht  aber  in  den  übrigen  germanischen  Sprachen,  die  nur  Zu- 
sammensetzungen mit  hund  kennen.  Sowohl  hier  wie  dort  hat 
es  in  der  Kegel  die  Bedeutung  unseres  heutigen  hundert. 

Hund  ist  nach  der  neuesten  Forschung  zurflekzuführen  auf 
*kmb't-m,  das  schon  indo!renuani.sch  ein  Wort  zur  Bezeichnung 
von  hundert  Einheiten  gewesen  sein  .soll;  es  wäre  demnach  urver- 
wandt mit  lat.  centum,  griech.  exatöv,  altiml.  satä-m,  litauisch 
szimtas*).  Das  idg.  kmtb-m  ist  .seinerseits  nach  der  jetzt  herr- 
schenden Ansicht  von  Bugge  abgeleitet  aus  idg.  dekm  - zehn 
durch  das  betonte  .Abstraktsuffix  -to.  Die  Gnmdbedeutuiig  von 
kmtö-m  sollte  dann  ..Zelmheit  von  Dekaden  sein’).“ 

.An  dieser  Fitnnologie  fällt,  wenn  man  von  der  lautgesetzlichen 
Seite,  die  nicht  zu  beanstanden  ist.  absieht,  zweierlei  auf,  worauf 
bis  jetzt,  soviel  ich  sehe,  noch  nicht  hingewiesen  worden  ist. 

Es  erscheint  mir  vor  allem  fraglich,  ol>  die  Indogermanen 
bereits  bis  hunilert  gezählt  haben.  Daß  dem  so  war,  ist  bis  jetzt 
allgemein  angenommen  worden.  Und  in  der  'l'at  haben  wir,  anders 
als  bei  tausend,  in  fast  allen  indogm-manischen  Sprachen  für  den 
Begriff  , Hundert“  Bezeichnungen,  die  sich  auf  eine  gemeinsame 
indogermanische  AVurzel,  eben  das  vorgenanrih*  kmti'i-m  zurück- 
führen las.sen.  Damit  ist  aber  gleichwohl  nicht  bewiesen,  daß  die 
Indogennauen  bis  hundert  zählten,  sondern  im  günstigsten  Fall 
nur,  daß  ihre  Sprache  diese  Wurzel  enthielt. 

')  Vgl.  hierzu  J.  Grimm,  Grammatik  d.  deutschen  Sprache  II  (1893) 
S.  120  f.  127.  128.  Kluge  a.  a.  0.  §35.  Braune  AlÜiochdeutsclie  Grammatik 
§ 200.  Streitberg  l'rgonuauischc  Grammatik'.  S.  235. 

•)  A’gl.  Brugmaiiii.  Vergleicheiide  Gratiiuiatik  der  iuilegerm.  Sprachen 
(1904)  S.  3fi7 ; Gruiidriffder  Grammatik  der  indogerm.  Sprachen  lld.  11.  S.  .501 

’)  S.  Bugge  Etymologische  Beiträge  in  den  Beitr.  z.  Kunde  der  indo- 
geriii.  Sprachen  XIV.  S.  72.  F.  Kluge  in  Pauls  Grundriü  V S.  490. 
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Forscht  man  in  der  Reihe  der  indogermanischen  Sprachen 
weiter  nach  den  verschiedenen  Zahlwörtern  und  ihren  Bildungen, 
so  zeigt  sich  als  auffallende  Erscheinung,  datl  im  Germanischen 
und  im  Baltisch-Slavischen  die  Bildung  der  Zehner  von  •JO— CO 
hezw.  von  JO — 00  ganz  verschieden  ist  von  der  Bildung  dieser 
Zahlen  in  den  übrigen  indogermanischen  Sprachen ').  Während 
in  diesen  nach  der  herrschenden  Anschauung  die  Zahlen  gebildet 
werden  durch  „Komi)osita  mit*  -[d]  kmt-  *[d]  kom-t-,“  erfolgt  in 
jenen  beiden  Sprachen  die  Bildung  „mit  dem  Abstraktum  *dekmt-.  “ 
Zu  dieser  eigenartigen  Erscheinung  bemerkt  Brugmann  lediglich: 
„Im  Germ,  treten  an  die  Stelle  der  altüberkommenen  Ausdrücke 
für  JO — (iO  solche  mit  dem  Abstraktum  *dekmt-“  und  „Im  Balt- 

o 

Slav.  die  gleichartige  Neuerung  für  ‘20 — 00.“  Daß  hier  Neu- 
erungen vorliegen  und  die  jetzt  in  den  beiden  Sprachen  üblichen 
Fonnen  an  die  Stelle  solcher  getreten  sind,  welche  den  Bildungen 
in  den  übrigen  gennanischen  Sprachen  ents))rechen,  ist  aber  eine 
vollkommen  willkürliche  Hypothese.  Wir  haben  für  die  Tatsache 
einer  solchen  Neuerung  nicht  den  mindesten  Anhaltspunkt.  Was 
soll  die  germanischen  und  die  baltisch-slavischen  Völker  zu  einer 
plötzlichen  Änderung  veranlaßt  haben?  Es  handelt  sich  ja  nicht 
etwa  um  eine  Entlehnung;  denn  diese  Neuerungsformen  sind  mit 
indogeimanisi  lier  Wurzel  gebildet  und  die  anderen  Sprachstämmc, 
die  für  eine  Fhitlehnung  in  Betracht  kommen  könnten,  bilden  ihre 
Zehner  gerade  nicht  so. 

Sehr  auffallend  wird  diese  abweichende  Zehnerbildung  noch 
dadurch,  daß  die  gennanischen  und  slavisch-baltischen  Sprachen 
zusammen  den  nordeuroj)aischen  Zweig  des  indogermanischen 
Sprachstammes  ausmachen.  Es  bildet  also  der  nordeuroj>äische 
Zweig  seine  Zehner  anders  als  der  sttdeuropäische  und  dieser 
Umstand  s|)richt  dafür,  ilaß  die  Zehnerbildung  vor  der  Trennung 
der  beiden  Hauptgrupjien  der  indogennanischen  Spracbeii  überhaupt 
noch  nicht  erfolgt  war.  .ledenfalls  scheint  mir  diese  Annahme  die 
verschiedene  Zelmerbildung  besser  zu  erklären  als  die  einer  plötz- 
lichen, ilurch  nichts  veranlaßten  „Neuening.“ 

Der  andere  Punkt,  iler  mir  die  angeführte  Etymologie 
zweifelhaft  ers(dieinen  läßt,  ist  die  Erklärung  von  Hundert  als 

')  Vgl.  Hruginaiin  «.  a.  O.  S.  3Kti  f. 
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.Zehnhcit  von  Dekaden. “•  Denn  diese  Rrklärung  enthält  zwei 
Kätsel. 

Zunächst  ein  j)sychologisches.  Wie  alle  abstrakten  Begriffe 
ist  auch  der  der  Zelinheit  oder  Dekade  kein  .sehr  leicht  fallliclier  und 
bei  primitiven  Vfilkem  inuü  er  immerhin  überraschen.  Docli 
.scheint  er  nach  dem  schon  (gesagten  bestanden  zu  haben;  die 
Bildung  von  dekm-bj-m  deutet  darauf  hin  und  ich  möchte  dem 
nicl>t  mit  allgemeinen  (»ründen  entgegentreten.  Dagegen  ist  auf 
der  den  Indogermanen  eigenen  Kulturstufe  eine  so  abstrakte 
Bildung  wie  eine  Dekade  von  Dekaden  doch  etwas  ungeheuerlich. 
Ich  halte  es  für  vollkommen  ausgeschlossen,  daß  die  Indogennanen 
die  zweifellos  vorhanden  gewesene  Wurzel  mit  dieser  Bedeutung 
gebraucht  haben. 

Dazu  kommt  aber  noch  etwas  Anderes.  Kluge')  sagt  über 
die  Ktymolügie  von  Hundert:  „Das  indogermanische  Zahlwort 
*kmto  „hundert“  ist  augenscheinlich  d(e)kmtö  „Zelinheit“,  wobei 
„von  l>«kaden“  zu  ergänzen  ist.“  Nun  .soll  die  Hxistenz  des  .\lt- 
straktums  „Zelinheit“,  wie  oben  schon  hervorgelioben,  durchaus 
nicht  bestritten  werden.  Aber  vollkommen  unverständlich  ist  mir 
die  Art,  auf  die  dieses  Wort,  das  doch  ursprünglich  nach  der 
heiTschenden  Ansicht  einzig  und  allein  „Zelinheit“  bedeutete,  zu 
der  Bedeutung  Hundert  gelangt.  Woher  soll  denn  diese  Ergän- 
zung „von  Dekaden“  kommen,  für  die  wir  nicht  den  mindesten 
.Anhaltspunkt  besitzen?  Es  ist  ganz  unmöglich,  daß  in  einer 
Sprache  ein  und  dasselbe  Lautbild  Zelinheit  und  Hundertlieit 
bedeutet.  Das  laßt  sich  mir  dann  denken,  wenn  das  betreffende 
Volk  überhaupt  noch  nicht  zwischen  Zehn  und  Hundert  zu  unter- 
scheiden vermag,  also  erst  bis  Zehn  zu  zählen  versteht  oder  etwa 
sukzessiv  in  der  Weise,  daß  ein  Wort  zunächst  zur  Bezeichnung 
von  zehn  Einheiten  verwendet  wird,  später  unter  Aufgabe  dieser 
Bedeutung  zur  Bezeichnung  von  hundert  Einheiten  ').  Endlich 


')  in  Pauls  (trundriß  I S.  48!1. 

’)  So  scheint  es  bei  dem  altiml.  das«ti-s  7.n  sein:  daneben  gab  es  ein 
besondcre.s  Wort  für  biindert  nämlieb  safä-m.  Ob,  wie  Bruginann  (Jrnmlr. 
a.  a.  O.  S.  ,W1  meint,  gut.,  tai  bnnte-bmid  einem  griech.  öitriivn  öixi;  entspriebt, 
scheint  mir  sehr  fraglich. 

Dafür  daß  in  frnhe.ster  Zeit  hiind  soviel  wie  zehn  bedeutete  vgl. 
Wilmanns  a.  a.  O II  S.  597. 
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felilt  jede  Krklftning,  wie  das  Großhundeit,  ilas  doeli  keine  Dekade 
von  Dekaden  war,  die  Dezeiclmung  hund  haben  konnte. 

Diese  Rrwägungen  mftsseii  dazu  filhren,  die  bisherige  ety- 
niologische  Erklärung  von  liund  auf'zngeben  und  es  trügt  sieh 
nun,  was  an  ihre  Stelle  gesetzt  werden  soll. 

Im  .Anschluß  daran,  daß  Hrugmann  grieeh.  «ij  jtivrv;  mit 
altindiseh  va-yvant  vollständig,  ganz,  jeder,  in  Verbindung  bringt, 
hat  Falk  zu  dieser  (irujipe  noch  das  im  Altnordischen  als 
erstes  Kompositionsglied  vorkommende  -hund-  gestellt').  Noree n 
ist  ihm  hierin  beigetreten®).  Als  indogennani.sche  ttrundlonn  hatte 
Itrugmann  eine  Funn  kn-nt  angenommen,  also  eine  Fonn  mit 
labiovelarem  Anlaut.  Die.ser  konnte  sieh  ganz  gesetzmäßig  im 
Urieehischeii  zu  tt,  im  hateinisdien  zu  iju  (nuantus)  verwandeln, 
Im  (termanisdien  tritt  an  seine  Stelle  in  der  Regel  hw.  Vor  a 
aber  mußte  dieses  w nach  einem  urgermanischen  Gesetze  sdiwinden, 
und  so  erscheint  die  von  Falk  angenommene  Zusammenstellung 
lautgesetzlich  zulässig. 

Dieses  hund  nun  als  erste  Kompositionshülfte  entspricht  dem 
grieeh.  r.i;  nicht  nur  lautgesetzlidi,  sondern,  wie  Falk  an  Reispielen 
gezeigt  hat,  haben  beide  in  der  Wortbildung  die  gleiche  Funktion 
(Ibernommen.  Hund  hat,  wie  Fritzner")  ausführt,  in  Zusammen- 
setzungen mit  einem  folgenden  Adjektiv  eine  verstärkende  Bedeu- 
tung oder  drückt  aus,  daß  eine  Eigenschaft  in  einem  besonders 
hohen  (Jrade  verhanden  i.st.  Demzufolge  entsprechen  sich  nord. 
hunddjarfr,  und  gr.  TiavTaJifio;,  nord.  hund-foni  und  grieeh. 
hund-margr  und  grieeh.  nord.  hund-viss  und  grieeh. 

-a'v-309<>;.  In  diesen  Wörtern  bedeutet  hund  soviel  wie  „sehr“, 
(äb  dies  auch  bei  hund-heiiVinn  der  Fall  ist,  erscheint  fraglich 
und  ich  möchte  mich  mit  Falk  auf  den  verneinenden  Standpunkt 
stellen;  angesichts  des  Finstands,  daß  nicht  nur  altnord,  zu  lesen 
ist  heiüinn  sem  hundr  .sondern  auch  angels.  <Vone  hiwVenan  hund, 
scheint  mir  hier  die  Zusammensetzung  mit  hundr  = canis  wahr- 
scheinlicher. 


')  Falk  in  Akademiske  .trhumllingrr  til  I’rof.  I>r.  S.  linggc  (KriKtiania 
1880)  8.  lö. 

’)  Norceii,  rrgfiiiiaiiische  Lautlehre  S.  Ififi. 

•■*)  Fiil/.ner,  l)rdb"g  ovur  de.t  gaiiilc  iiorsko  Siirog.'-i  s.  v.  huiid. 
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Geht  man  von  dieser  Gleichung  aus,  so  liegt  es  nahe,  auch  in 
dem  Simplex  hund  nichts  anderes  zu  sehen  als  den  Ausdruck  für 
eine  „Vielheit“,  eine  „Menge“.  Ks  ist  mit  anderen  Worten  eine 
Kundzahl,  die  neben  einer  bestimmten  numerischen  Funktion  noch 
die  weitere  hat,  Mengen  zu  bezeichnen,  die  man  nicht  zählen 
will,  oder  nicht  zählen  kann. 

Kei  dieser  Annahme  läßt  es  sich  dann  leicht  erklären,  wie 
ein  Wort,  das  ursprünglich  nur  „zehn“  oder  .Dekade“  bedeutete 
im  I>aufe  der  Zeit  zu  der  Bedeutung  „hundert“  kam.  Der  Vor- 
gang war  folgender.  Die  Iiidogermanen  werden,  wie  alle  Völker 
auf  der  untersten  Stufe  der  Entwicklung,  anfangs  nicht  weit  gezählt 
haben.  Sie  blieben  bei  der  natürlichen  Zahl  „zehn“  stehen. 
Dieses  „zehn“  nun  konnte  namentlich  in  der  abstrakten  Form  zu 
einem  Mengenbegrilf  werden,  da  gerade  die  Schlußzahlen  der 
Keihe,  die  gezählt  wird,  dazu  hinneigen,  Rundzahlen  zu  bilden. 
Sehr  deutlich  zeigt  sich  dies  an  Schock  und  sescenti  die  unter  dem 
Einfluß  des  Sexagesimalsystems  zu  solchen  Kundzahlen  sich  aus- 
gebildet  haben,  ohne  dabei  ihre  Bedeutung  als  Bezeichnungen  für 
eine  bestimmte  Zahl  von  Einheiten  zu  verlieren.  Bei  „zelm“ 
(hund)  muß  die  Entwicklung  eine  etwas  verschiedene  gewesen  sein. 
Als  man  begann,  über  zehn  hinaus  zu  zählen,  konnte  zehn  nicht 
mehr  zur  Bezeichnung  von  alten  höheren  Zahlen  verwendet  werden; 
es  schieden  die  aus,  welche  man  zählte.  Dagegen  war  kein  Hin- 
dernis vorhanden,  daß  nicht  dieses  zehn  seine  Funktion  als  Men- 
genwort beibehielt.  Und  in  dieser  Funktion  mußte  es  .sehr  geeignet 
erscheinen  zur  Bezeichnung  der  sieh  nun  ergebenden  Endstufe  für 
das  Zählen  von  Einheiten,  zur  Bezeichnung  von  hundert  Einheiten, 
zugleich  aber  auch  aller  Summen,  die  größer  waren  als  hundert. 

Dafür  nun,  daß  Hundert  als  Mengenbezeichnung  in  den 
indogermanischen  und  insbesondere  in  den  germanischen  Sprachen 
verwendet  wurde,  ergibt  .sich  eine  Reihe  von  .Anhaltspunkten. 

Von  den  antiken  Völkern  waren  es  be.sonders  die  Griechen 
und  Römer,  die  exitöv  und  centum  dazu  benützten,  eine  Menge 
von  Einheiten  auszudrttcken,  die  man  nicht  weiter  zählen  wollte, 
von  der  man  sich  aber  auch  bewußt  war,  daß  sie  nicht  gerade 
aus  hundert  Einheiten  bestand.  Aus  dem  Griechischen  ist  wohl 
am  bekanntesten  die  ixirögSn),  die  keineswegs  immer  ein  Opfer 
von  hundert  Tieren,  sondern  nur  ein  sehr  großes  Opfer  bezeich- 
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netp,  die  ix7T0|i"<i>.'.;  xpijn),  Kreta  mit  den  , vielen“  Städten,  die 
ExxroputuXxi  0>i3xt,  das  Theben  mit  den  „zahlreichen*'  Thoren;  dazu 
wären  dann  noch  Wärter  wie  £xxTovT5t;pu).)ii>;,  ExaTovTapycio;,  exito-.- 
cxiTOf/tip,  EXJTÖvJu'i'o;  ZU  stellen ').  Im  Lateinischen  tinden 
sich  centieeps,  centifolius,  centiffranius,  centimannus,  centoculus. 

Auch  in  modernen  Sprachen  können  wir  diese  Venvendung 
von  hundert  finden.  So  nennt  Tommaseo  das  ital.  cento  ein 
numero  determinato  per  rindeterminato  unter  Anführung  von  Bei- 
spielen wie  disse  cento  propositi  oder  ci  son  riternato  le  cento 
volte*).  Ebenso  finden  wir  liundred  im  Englischen  gebraucht 
„indefinitely  or  hyperbolically  for  a large  number“’). 

Was  sodann  die  historischen  gennanischen  Sprachen  betriflt, 
so  möchte  ich  auch  hier  einige  Beispiele  anführen,  deren  uns 
sehr  schöne  die  Edda*)  bietet.  So  heißt  es  z.  B. 

Vafpnipnismpl  IK; 

Vigripr  heitir  vQllr  es  finnask  vigi  al 
Surtr  ok  en  svrjsu  gop; 

hundrap  rasta  liann's  ä hverjan  veg, 
sä’s  peim  vpllr  vitapr. 

Grimnisinöl  ‘J3; 

Fimm  hundrup  dura  ok  of  fjömm  tegum 
hykk  ä Valhollu  vesa; 

ätia  hundrup  einherja  ganga  ör  einum  durum, 
päs  peir  fara  vip  vitni  at  vega. 

•24.  Fimm  hundrup  golfa  ok  of  fjörum  tägum 
hykk  Bilskirni  mep  hugum*). 


')  Tlic.sauraii.f  (iraecao  Linguae  (H.  Slcphaniis,  l’aris  183.i)  s.  v.  txatov. 

S.  Tommaseo,  Dixionariu  della  Lingua  italiaua  ^Torino  186,0) 
,1.  V.  eento. 

’)  Murray,  .V  new  engli.sh  (iictionary  on  historical  principles  (1!KI1) 
s.  V.  hundred. 

*)  Die  Zitate  sind  nach  der  .\u.sgabe  von  H.  Dering  (l!>04). 

*)  Dali  hier  7.u  den  fnnfhundurt  noch  viermal  zehn  hinzugenommen 
sind,  macht  die  Summe  nicht  zu  einer  beslimmlen  Zahl  .Ö4U.  Vermutlich 
ist  auch  40  eine  Knndzahh  vgl.  hierüber  Hirzel  Über  Hundzahlen  (Berichte 
über  die  Vcrhandlg.  d.  k.  sächs.  (lesellschaft  d.  \Vis.senschaften  z.  Leipzig, 
l’hiloa.-hist.  KT.  1885,  S.  1 ff,  S.  6 ff.) 
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(lylf'a^inniiijj:  XXVIl. ') 

„Hann  pari'  niinna  Hvcl'n  t‘ii  t'iitrl,  liann  8i*r  jat'n  nott  sein 
(la>;  luitulrat  rasta  l'ia  S(’t,  hann  heyrir  ok  pat  i-r  gras 
vi'X  a jiinVii  . . . 

lind  (d)ila.  XXI. 

. i‘ii  liiill  lians  hoitir  Ililskiniir,  i pniin  im'ii  l'inini 
liiindniiV  gdll'a  ok  Ijdrir  tigir“*). 

In  allen  diesen  Fallen  ist  hiindrap  nielit  zur  Hezeieliniing 
von  genau  abgcziählten  liundert  Einheiten,  sondern  vielmehr  zur 
Hezeiehnung  einer  ganz  hesonders  groUen  Menge  gebraucht.  Es 
gehört  hierher  auch  die  bekannte  Stelle  aus  den  Kenningar:  herr 
er  huiidrai)',  die  uns  in  anderem  Zusanimenhang  noch  weiter  be- 
schäftigen wird. 

Aus  der  angelsächsischen  Literatur  erwähne  ich  einige  Stellen 
im  Heoviilf’). 

14!)(i.  Söna  pa-t  onl'iinde  se-d'e  flüda  begoiig 
heoro-gifre  beheold  hund  niissera, 
grim  ond  gränlig  , p:et  p:er  guinena  suni 
;el-wihta  eard  ufon  cunnode. 

17(il).  Swä  ic  Hring-Deiia  hund  missera 
weold  linder  wolcniim  . . . 

Swä  se  iVeod-sceaiVa  preo-hiind  wiiitra 
heold  on  hrüsan. 

Zahlreiche  Heisjiiele  lieLien  sich  aus  der  mittelhochdeutschen 
IJteratiir  anfrdiren;  ich  niuLl  mich  hier  auf  wenige  beschränken. 

Farzival  •J37,l 

der  tavelii  hundert  miinsten  s!n, 
die  man  dö  truoc  zer  tiir  dar  in; 

trojanische  Krieg  10ii7<>“) 

von  ir  gewiinnren  was  ein  krä 
diu  wol  liiiii  dert  j aric  schein: 

*)  ('itiert  imcli  ilcr  .Aiisüiibc  von  F.  Wilkeii  (licriiiioii.stisclic  Haiiil- 
liibliotlick,  I’ailcrbiirn.) 

’)  Vgl.  zu  fjörir  ligir  S.  I»()  .\niii.  .ö  iiiiil  jd.s  fcnicrc  l!cU|iii'lc  llviiiis- 
kviila  8.  Völiimlarkvipa  Uuiiiliiigsbaiin  II.  ZU. 

Ausgabe  von  Ho  liier. 

*)  Hrsg.  V.  I. ei tz III an  11  in  der  l'aursebeii  Textbibliotliek. 

Hr.sg.  V.  X.  V.  Keller  A8äS/. 


Digilized  by  Google 


(i-i 


Kudrun  138') 

Dü  er  begründe  iiälien  in  sines  vater  laut 
- die  vil  witen  bürfre  liet  er  6 bekant  — , 
einen  palas  hohen  kös  er  bi  dein  vluote; 
drin  hundert  tarne  sach  er  da  vil  veste  unde  ^uote. 

In  diesen  Hcispielen®)  sehen  wir  nicht  nur  das  Simplex 
hund,  sondern  auch  die  Ableitungen  hiindraj)  und  hundert  als 
Itundzahl  verwendet.  Dieses  hundra|)  oder  hundert  gibt  für  sich 
allein  noch  Veranlassung,  sich  näher  mit  ihm  zu  beschäftigen. 

Hundert  ist  nämlich  aus  hunda-rap  entstanden  und  dieses 
zusammengesetzt  aus  dem  wohlbekannten  Simplex  hund  und  einem 
Substantiv,  das  zu  dem  Verbum  rapjan  „zählen“  gehört.  Hundert 
heißt  demnach  wörtlich  die  „ Hundert zah  1 “ ").  Darin,  daß  die 
(iermanen  diese  Form  gebildet  haben,  sehe  ich  einen  weiteren 
Beweis  dafür,  daß  das  Simplex  hund  ursprünglich  Menge  bedeutete. 
Diese  Bildung  entspringt  dem  Bedürfnis,  der  Zweideutigkeit,  die 
sich  bei  Verwendung  von  hund  in  einer  doppelten  Funktion 
ergab,  ein  Ende  zu  bereiten.  Man  stellte  neben  das  bisherige  all- 
zu unbestimmte  Hundert  nunmehr  ein  gezähltes  Hundert. 

Damit  begann  aber  auch  für  das  Simplex  hund  der  Ver- 
schwindungsprozeß.  Wir  können  noch  verfolgen,  wie  allmählich 
hund  durch  hundert  verdrängt  wurde.  Im  (lotischen  linden  wir 
nur  das  Siinjilex  hund;  die  Bildung  mit  rapjan  ist  unbekannt. 
Ebenso  ist  es  im  .\lthoclideutsehen  und  erst  im  Mittelhochdeutschen 


')  Hrsg.  V.  It.  Sy  Ilions  in  der  Pa»rscIion  Texlbibliotliuk. 

’)  Wi'itoro  Hci.s|iii‘le  bei  (Jriinin,  Hentscbes  Wörlerbncli  s.  v.  Hundert  7. 
.Auch  diu  bunilert  (iOtzeiibilder  ini  Tempel  des  Thur  in  (1101111111  mögen 
bierher  gehören  (Schlyter,  Sainlede  afliandlingar  II  S.  40). 

*)  Wilmanns  a.  a.  O.  II.  .ÜÜ7.  Kine  andere  Krklirnng  gibt  Heyne 
im  (jrimm'selien  Wörtcrbucli  s.  v.  Hnmiert.  Er  gebt  ans  von  alts. 
Iinnderöd  und  ffilirt  dieses  Wort  auf  ein  Vi'ibnm  linnderiin  r.nrück,  das  in 
Hundert  gliedern  bedeuten  soll.  Kagegen  ist  erstens  einznwenden,  daß  die 
Form  bunderöd  gegenüber  sowohl  engl.  Imndred  wie  aschw.  hundrap  und 
an.  bundratV  isoliert  steht.  Es  ist  kein  (irnnd,  von  der  selteneren  Form 
anszngehen.  Ferner  kennt  kein  germanischer  Dialekt,  auch  das  sächsische 
selbst  nicht,  ein  Verbum  hitnderön  oder  eine  entsprechende  Form.  Endlich 
würde  das  Verbum,  von  hund  abgeleitet  wohl  hnndön  nicht  hunderün  heißen. 
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ist  hundert  im  Gebraucli.  Im  Angelsächsischen  bestehen  hund 
und  hundred  neben  einander;  aber  Imnd  wird  immer  seltener  t)is 
schließlich  nur  mehr  hundred  angewendet  wird.  Im  Fränkischen 
findet  sich  cliunna,  abgeleitet  von  chund. 

Mit  dieser  V'erdrängung  von  hund  ging  aber  Hand  in  Hand, 
daß  seine  Funktion  als  Mengenbezeichnung  auf  das  , Hundert* 
überging  und  so  entstand  der  dem  Wortsinn  ganz  widersprechende 
(iebrauch  von  Hundert,  den  wir  heute  noch  kennen,  .\llerdings 
ist  hundert  zui  Mengenbezeichnnng  in  Zusammensetzungen  .sehr 
selten.  Grimm')  kennt  nur  zwei  Heispiele:  hundertmalig  und 
hundertseliön.  Gerade  das  letztgenannte  Wort  ist  besonders  in- 
teressant. Denn  wir  sind  gewöhnt  von  tausendschön  zu  sprechen 
und  werden  nun  durch  dieses  hundertschön  darauf  hingewiesen, 
daß  allmählich,  als  hundert  Finheiten  für  das  allgemeine  Kmptinden 
nicht  mehr  als  eine  besonders  große  Menge,  erschienen,  die  Funktion 
des  .Mengeiibegrilfs  an  „'rausend“  übergegangen  ist.  Dieser  Fm- 
stand  erklärt  es,  daß  wir  jetzt  bei  dem  Worte  „Hundert“  viel 
eher  an  eine  Vereinigung  von  hundert  Finheiten  als  an  eine  un- 
bestimmte Menge  zu  denken  gewöhnt  sind,  wenn  nicht  der  ganze 
Zusammenhang  uns  anders  beeintlußt. 

Aus  dem  Gesagten  sehen  wir,  daß  die  erste  Hälfte  des  alt- 
schwedi.schen  hundari  keineswegs  als  Hezeichnung  von  hundert 
Finheiten  aufgefaßt  werden  muß,  sondern  eben.sogut  eine  ganz 
unil  gar  unbestimmte  Menge  bezeichnen  kann.  Das  .Suflix-ari  kann 
dann  liier  die  Bedeutung  einer  Zusammenfassung  haben,  sodaß 
hundari  nichts  anderes  wäre  als  die  Menge  in  ihrer  Gesamtheit. 
Damit  gewinnen  wir  wenigstens  sprachlich  die  Möglichkeit,  in  der 
Hundertschaft  etwas  anderes  zu  sehen  als  einen  Koinjilex  von 
irgendwelchen  hundert  Finheiten  und  kommen  damit  um  den 
Fehler  herum,  den  ich  oben  als  den  Hauptfehler  aller  bisherigen 
Hundertschaftstheorien  bezeichnet  habe.  Wir  brauchen  weder  an 
der  „Zahl“  zu  scheitern  noch  mit  der  Behau]dung  zu  o|)erieren, 
daß  sich  dies  ursprüngliche  'Zahlenverhältnis  bald  verwischt  habe. 
Vielmehr  können  wir  davon  au.sgehen,  daß  Hundertschaften  von 
Anfang  an  „Mengen“  waren. 


lli'Utschi's  Würli'ibiKli  miter  rbfii  ilie.seii  Wiiilirii. 
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Die  sich  hieraus  ergebende  „Mengentheorie“  oder  „Haufentheorie“ 
wie  man  sie  allenfalls  heißen  kann,  ist  schon  vor  längerer  Zeit 
wenigstens  angedeutet  worden  durch  Philipps').  Nach  seiner 
Meinung  wurde  von  <len  ßennanen  bei  der  Seßhattinachung  das 
Land  „an  die  einzelnen  größeren  Scharen  des  Heeres,  welche 
Hund  oder  Her  genannt  wurden,  und  innerhalb  dieser  an  deren 
kleinere  Bestandteile,  die  Sippen,  nach  germanischer  Sitte  verlost.“ 
Dabei  bezeichne  Hund  keine  bestimmte  Zahl,  sondern  einen 
Komplex  „ungezählter  Heerhaufen,  der  aus  mehreren  F’amilien 
bestehend  ein  (janzes  bildet.“  Dieselbe  Anschauung  hat  in  ein- 
gehenderer Darstellung  Gierke  vertreten*).  Unabhängig  von 
Beiden  hält  v.  Amira*)  die  Hundertschaft  für  eine  „als  Menge“ 
zu  denkende  Volksabteilung  und  in  allerneuester  Zeit  hat  sich 
Heyck*)  dieser  Anschauung  bemächtigt.  Jedoch  hat  sich  die 
„Haufentheorie“  bis  jetzt  keineswegs  Anerkennung  zu  verschaffen 
vermocht;  soviel  ich  sehe,  hat  nur  Schröder  kurz  von  ihr  Notiz 
genommen "). 

Im  Folgenden  soll  nun  gerade  diese  Theorie  an  Hand  der 
t)uellen  unteisncht  werden. 


IV.  Pagus 

Wie  bei  allen  rechtsge.schichtlichen  Fragen,  so  darf  auch  bei 
dieser  Erörterung  die  Trennung  der  Untersuchung  nach  Perioden 
nicht-  umgangen  werden.  Es  scheint  mir  die  Darstellung  der 
germanischen  Verfassung.sverhältnisse  im  allgemeinen  und  ins- 

')  lii'ulsclu!  liricli.s-  miil  Ki'chUgi'schiclite*  (18.ö!()  S.  108. 

’)  (ioiiossciiscli.aflsrec.lit  I S.  40IT.  iii.sbo.s.  S.  41.  Aiiiii.  7. 

>)  Recht  J S.  7->. 

*)  Doiitsclio  (ioscliiclite  I.  S.  128. 

Vgl.  noch  (inreis  llciiicrkiiiigcii  /.ii  Kaiser  Karl  ilos  (iroUoii  Cap.  de 
villis  in  (Icniian.  .Ahhdnlg.  f.  Maurer  S.  244.  .Die  Marsch  foriii  at  ion  eu 
die  der  landerohernde  Zug  aus  den  zahlreichen  (ienieinfreieli  des  Vedkes, 
aus  den  K.iuzelneu  oder  ihren  Sippen  gebildet  hatte,  näinlich  die  Hundert- 
schaften oder  ähnliche  Saiunieliuasseu,  waren  entweder  garnicht  in  den 
Kriedensstand  und  die  t.andverteiliiug  übergeffihrt  oder  für  diese  unzu- 
reiehend,"  und  ders.  EncyklopUdie  uml  Midhodologie  der  Rechtswi.sseu.sehaft 
S.  34  ff. 
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besondere  die  Behandlung  des  Hundertscliaftsproblems  vielfach 
ilarunter  gelitten  zu  haben,  daß  man  zwischen  der  germanischen 
und  der  fränkischen  Periode  nicht  gehörig  geschieden  hat  und 
infolgedessen  (Juellen,  die  nur  über  fränkische  Zustände  Aufschluß 
geben  können,  als  maßgebend  für  das  Hundertschaftsproblem 
überhaupt  ansah.  Es  wurde  übersehen,  daß  ein  und  dasselbe 
Wort,  in  verschiedenen  Perioden  gebraucht,  nicht  in  der  einen 
Periode  dasselbe  bedeuten  muß,  wie  in  der  anderen.  Des- 
halb soll  hier  zunächst  allein  die  germanische  Zeit  ins  Auge  ge- 
faßt werden. 

Wenn  wir  von  der  in  der  Wissenschaft  nicht  weiter  ver- 
tretenen Meinung  Sick el ’s  absehen,  der  in  der  früheren  Periode 
nur  Tausendschaften  und  ihnen  entsprechend  Gaue  finden  will'), 
so  begegnet  nirgends  auch  nur  das  leiseste  Bedenken  darüber, 
daß  es  schon  in  der  gennani.schen  Zeit  „Hundertschalten“  gegeben 
hat.  Über  ihre  E.xistenz  sind  sich  alle  maßgebenden  Autoren 
einig*).  Die  Zweifel,  die  sich  an  die  germanische  Hundertschaft 
knüpfen,  berühren  nur  die  Frage,  ob  diese  Hundertschaften  rein 
persönliche  Verbände  oder  ob  sie  auch  schon  territoriale  Ab- 
teilungen, Hundertschaftsbezirke,  waren  ’). 

Die  folgende  rntersuchung  hat  sich  dementsprechend  zunächst 
mit  der  Frage  zu  beschäftigen,  ob  es  in  der  gennani.schen  Zeit 
solche  Hundertschaftsbezirke  gegeben  hat.  Sodann,  falls  dies  zu 
bejahen  ist,  wird  weiter  die  Bedeutung  dieser  Bezirke  in  der  ger- 
manischen Verfassung  festzustellen  sein. 

Nach  Brunner')  sind  die  Bewohner  des  Gaues  „in  eine  An- 
zahl kleinerer  persönlicher  Verbände,  Hundertscharten,  Hunderte, 
eingeteilt,  welche  in  erster  Linie  den  Zwecken  des  Heerwesens,  in 
zweiter  den  Zwecken  der  Rechtspflege  zu  dienen  bestimmt  waren.“ 
Im  weiteren  Verlauf  seiner  Darstellung  lehnt  dann  Brunner  noch 
ausdrücklich  die  Autlässungen  ab,  daß  diese  Hundertschaften  schon 
in  der  germanischen  Periode  territoriale  Bezirke  waren  und 

')  W.  Sickcf,  Der  Freistaat  S.  80  II.  bes.  90  und  .\nin.  7 ebda. 

*)  rtninner,  f!g.“  I.  8.  l.iO.  .Seliröder,  l!g.^  S.  19.  v.  Ainira,  (Srundr.' 
S.  Ti.  rtriinnor,  (JnindriU’  S.  13.  Siegel,  lig.*  S.  IG8.  Waitz,  Vg.“  1. 
S.  2C2. 

*)  Vergl.  Brunner,  a.  a.  O. 

*,i  a.  a.  I ). 

V.  Schwefln,  altKerut.  lluuUerljtchafl  5 
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daß  sie  identisch  waren  mit  den  Bezirken,  die  Caesar  und  Taci- 
tus  „pagi“  nennen.  Ganz  ebenso  haben  sich  Schroeder')  Stutz“) 
und  Vanderkindere*)  ausgesprochen,  v.  Amira  ist  der  Ansiclit 
Brunners  nicht  beigetreten;  er  sicht  schon  in  der  gennanisclien 
Periode,  zur  Zeit  des  gennanischen  „Kleinstaats“,  in  der  Hundert- 
schaft einen  räumlichen  Begriff*)®). 

Wie  schon  die  Definition  Brunner’s  zeigt,  läßt  sich  die 
Hundertschaftsfrage  nicht  trennen  von  der  Frage,  wde  überhaupt 
die  Verfassung  des  gennanischen  Staates  ausgesehen  liat.  Und 
deshalb  ist  es  notwendig,  daß  wir  auch  hier  ein  Gesamtbild 
vom  Bau  des  germanischen  Staates  zu  gewinnen  versuchen. 

Gehen  wir  hierbei  wieder  von  der  Darstellung  Brunner's  aus. 
Nach  Br\inner*')  ist  die  eivitas,  „eine  einzelne  politisch  selbst- 
ständige und  abgeschlossene  Volksgemeinde,“  eingeteilt  in  Gaue, 
das  sind  abgeschlossene,  land.schaftliche  nicht  bloß  persönliche  Ver- 
bände. Diese  Gaue  sollen  sodann,  wie  schon  erwähnt,  in  ilie  rein 
persönlichen  V'erbände  der  Hundertschaften  zerfallen,  und  als  unterste 
Stufe  erscheint  der  vicus,  der  wiederum  ein  räumlich  abgegrenztes 
Gebiet  umfaßt').  Sehen  wir  von  dem  vicus  ganz  ab,  zumal  auch 
Brunner  auf  seine  Bedeutung  nicht  weiter  eingeht,  so  ergeben 
sich  nach  der  An.schaiiung  von  Brunner  Staat,  Gau  und  Hundert- 
schaft als  größter,  mittlerer  und  kleinster  persönlicher  Verband. 
.Mit  der  Prüfung  dieser  Zweiteilung  des  Volkes  soll  sich  das  un- 


')  Ug.®  S.  19,  .\imi.  13. 

’)  Zcitsclir.  f.  scliwoi*.  Hecht.  N.  K.  XIV.  S.  178  IT. 

®)  Intrixliietiiin  ilc  riiistnire  des  Institiitinns  de  la  Helgiquc  (1890.) 

S.  98. 

*)  (irundr.*  S.  72.  Irrig  dalior  da.s  Referat  über  seine  .\nsiclit  bei 
Schröder  Hg.®  S.  19  .Aimi.  13  und  bei  lirunner  Kg.  l.‘‘  S.  159,  Aiiin.  12. 

®)  .Auf  die  .Ausführungen  von  H.  Delbrück,  der  urgeniianischc  (ian 
und  Staat,  (prenß.  .Tahrbücher  87),  und  Geschichte  der  Kriegskunst  11,2 
sei  hierinit  ein  für  alle  Mal  verwiesen.  Ihre  Unwissenschaftlichkeit  ver- 
bietet eine  eingehendere  Iteschäftignng  mit  ihnen.  Vergl.  darüber  1,. 
Sellin  idt  in  Hist.  Viertcljahrsschrift  1904.  S.  Ilfi  IT.  inbes.  .S.  G7.  Itrnnncr 
Kg.  I»  S.  IGü  .Anni.  1.3. 

®)  a.  a.  O.  R.  1.57.  Gaue  als  germanische  Einrichtung  niniint  auch  an 
•Arnold  Deutsche  Geschichte  II,  S.  18G. 

’)  Vergl.  Waity.  A’g.  ®I,  S.  115.  .Anni.  3 und  S.  115  ff.  Schröder  Kg.® 
S.  17  f.  lind  unten  S.  IUI  .Amu.  2. 
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mittelbar  Folgende  beschäftigen.  Dabei  gehe  icli  aus  von  der 
Untersuchung  der  jiersönlichen  Gliederung  des  Volkes. 

Die  Ansicht  von  Brunner  hat  den  großen  Vontng,  daß  sie 
mit  den  (Quellen  am  besten  auszukommen  scheint  und  sich  weder 
zur  Nichtberücksichtigung  noch  zur  Korrektur  von  Quellenstellen 
veranlaßt  sieht.  Vom  Standpunkt  einer  konservativen  Quellenkritik 
aus,  ist  das  auch  keineswegs  zu  unterschätzen.  Hierdurch  ist 
Bninner  wohl  auch  veranlaßt  worden,  seine  Anschauung  trotz  der 
.\ngriffe  Rachfahrs*),  die  allerdings  etwas  eingehender  hätten  be- 
gründet werden  .sollen,  auch  in  der  zweiten  Auflage  fcstzuhalten. 
Gleichwohl  darf  uns  auch  diese  Glätte  nicht  hindern,  Brunnei ’s 
Ansicht  einmal  mit  andeni  Mitteln  zu  prüfen,  als  gerade  mit  den 
(Quellen,  denen  .sie  zu  entsprechen  scheint. 

Bei  der  verschiedenen  (iröße  der  gennanischen  civitates  hat 
es  gewiß  manche  civitates  gegeben,  die  zu  klein  waren,  um  in 
Mittelbezirke  oder  Unterbezirke  geteilt  zu  werden,  wo  das  Volk 
nicht  in  mittlere  oder  kleinere  Verbände  zerfallen  konnte*).  Solche 
konnten  sich  mit  einer  einmaligen  Gliederung  begnügen  und 
kommen  hier  nicht  weiter  in  Betracht.  Erst  recht  gilt  das  für 
civitates,  die  einer  weiteren  Teilung  überhaupt  entraten  konnten. 
Für  die  folgende  Untersuchung  handelt  es  sich  lediglich  um 
solche  Völker,  die  groß  genug  waren,  um  die  von  Brunner  an- 
genommene Zweiteilung  in  sich  aufzunehmen. 

ln  einem  solchen  Stiude  treten  nun,  wie  Brunner  annimmt, 
die  Mitglieder  der  civitas,  die  sämtlichen  wehrfähigen  Freien  des 
Staates,  im  concilium  des  Tacitus,  in  der  Landsgeineinde,  zusammen, 
die  Mitglieder  des  Gaues  (pagus)  bilden  die  Gauversammlung*), 
die  der  Hundertschaft  das  Hundertschaftsding.  Wir  haben  also 
drei  verschiedene  Versamndungen  vor  uns,  und  es  wird  sich  fragen, 
welche  Functionen  jeder  von  ihnen  oblagen. 

Die  Landsgemeinde  und  die  Hundertschaftsvers.ammlung  sind 
nach  der  herrschenden,  und  wie  ich  annehme,  richtigen  Ansicht 


')  .lahrbüGicr  für  N’ationaliikoiiomie  imd  Statistik  I!il.  74  (IBOO) 
S.  197  IT. 

*)  Vcrgl.  Waitz  Vg.*  1,  S.  102  v.  .tiiiira  (Irumir.*  S.  72. 

*)  riniiiiicr  lig.*  I,  S.  175  s:igt:  , Neben  dem  eoneiliiim  civitatis  dürfen 
aiicb  Vcrsanindnugen  der  (iane  voran.sgeset/.l  werden.“  Schräder  ltg.*  S.  21, 
.Anm.  21. 
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(Jerichtsversammlungen  ').  Über  die  Tätigkeit  der  Gauversainmlung 
äußert  sich  Brunner  selbst  nur  dahin,  daß  sie  „vielleicht“  ge- 
richtliche Funktionen  ausübte.  In  der  Tat  scheint  inir  diese  vor- 
siclitige  Ausdrucksweise  sehr  angebracht  zu  sein.  Ich  halte  es  für 
ausgeschlossen,  daß  im  germanischen  Staat  außer  <lem 
concilium  und  dem  Hundertschaftsgericht  eine  dritte 
Gerichtsversammlung  bestanden  hat. 

Auf  einer  beschränkten  Anzahl  von  Verbrechen  stand  nach 
gennanischem  Recht  die  Todesstrafe*).  Diese  Verbrechen  mußten 
eben  wegen  dieser  Strafe,  da  sie  ja  „Staatsopfer“  war,  in  der 
Staatsversammlung,  im  concilium  civitatis,  abgeurteilt  werden  *). 
Bei  allen  anderen  Verbrechen  gab  es  keinen  zwingenden  Grund, 
sie  gerade  dort  zu  richten,  und  es  wäre  unpraktisch  gewesen,  bis 
zur  Abhaltung  eines  Landsdings  zu  warten,  da  dies  nicht  allzu 
häufig,  vielleicht  nur  wenige  Male  im  Jahre  stattgelunden  hat*). 
Wir  können  also  mit  Rocht  schließen,  daß  für  nicht  todeswürdige 
Verhrechen  ein  anderes  (iericht,  nach  richtiger,  herrschender  An- 
sicht ilas  Hundertschaftsding  zuständig  war®).  Wenn  nun  auch 
die  Gauversammlung  (iericht  gewesen  wäre,  so  müßLm  wir  in 
ihr  für  alle  Fälle  eine  flberflü.ssige  Einrichtung  sehen  und  dies 
schon  spricht  dagegen,  daß  sie  bei  den  Germanen  vorhanden  war. 
Es  hätte  zwei  (ierichte  mit  konkurrierender  Zuständigkeit  gegeben 
und  zwar,  wie  widil  zu  beachten,  mit  sieh  deckender  Zuständigkeit; 
konkurrierend  war  vielleicht  auch  die  Zuständigkeit  des  Landsdings 

*)  Kin«  abwiilrlii'iide  An.sirlit  winl  nur  von  Sickol  .a.  ,a.  ().  vortroton. 
Vorgl.  .statt  .\Iler  Hruiinor  l!g.  S.  1.59  f.  177. 

Vcrgl.  Wilda,  Strafrecht  der  (imminen  S.  49.»:  Ilrunnor,  H>!.*  I 
S.  943  f. : sodann  zum  l’olgciiden  ISriinnor  ebda  S.  94.7  f.  v.  Amira  <!rundr.’ 
S.  147,  153.  Der».  Uber  Zweck  und  Mittel  der  xernianiscben  Ueclits- 
ijeschicbtu  S.  57  f. 

>)  rnverstäiullieb  i.st  mir,  warum  So  bin  Hii(7V.  S.  7 f.  dies  leugnet  iinil 
in  dem  concilium  trotz  Tacitu.s  (ierm.  c.  19  nur  eine  politische  Versammlung 
sehen  will.  Dagegen  Waitz,  V(r.  I.^  S.  340.  Schröder,  Hg.*  S.  4G 
.Anm.  30. 

*)  Schröder,  Hg.®  S.  23  nimmt  nur  eine  echte  (ungebotene)  Volksver- 
,'iainmlung  im  Kriihjahr  an.  Waitz  V(i.  l.^  S.  341  nimmt  eine  grolle  Zahl 
an,  aber  m.  K.  unter  fahscher  Au-slegung  der  Quellen.  Tacitus  sagt  nicht, 
«lall  bei  jeilein  Neumond  oder  Vollmond  concilium  gehalten  wurde. 

*)  llrunner.  Hg.'-'  1.  S.  909;  .Schröder,  Hg.®  S.  9.7. 
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mit  der  des  Hundt’rtsfhiiftsdinjj;s insofern  nls  jenes  uiieli  nicht 
todoswflrdige  Verbrechen  aburteilen  konnte,  — aber  nicht  auch  uin- 
{,'ekehrt!  Da  entsteht  denn  die  Frage,  was  in  dieser  Konkurrenz 
den  Ausschlag  gab.  Wenn  z,  B.  A den  B vor  das  Gauding  lud, 
und  B erklärte,  er  wolle  im  Hnndertschaftsding  erscheinen,  etwa 
weil  ihm  dessen  Malstätte  gelegener  war  oder  die  Zeit  bequemer, 
lag  dann  in  dieser  Antwort  eine  Rechts  Verweigerung?  Soll  etwa 
der  Kläger  in  der  Lage  gewesen  sein,  den  Beklagten,  den  er  im 
llundertschaftsding  antraf,  vor  das  nächste  (Jauding  zu  laden, 
auch  wenn  der  Beklagte  sofort  zur  Antwort  bereit  war?  Diese 
null  ähnliche  Fragen  lassen  sich,  abstrakt  gesehen,  ganz  gut  lösen; 
wenn  der  Beklagte  willens  war  dem  Kläger  zu  antworten,  wo  und 
wann  dieser  wollte,  entstanden  sie  überhaupt  nicht.  Aber  die  im 
Weigerungsfälle  des  Beklagten  nötigen  Bestimmungen  wären  sicher 
nicht  spurlos  verschwunden,  und  so  genau  wir  auch  den  germanischen 
Prozeß  kennen.  Zuständigkeitsstreite  zwischen  mittlerem  und  un- 
terstem Gericht,  und  ihre  Lösung  sind  ihm  unbekannt.  Das 
s])richt  dafür,  daß  die  Germanen  vom  Landsding  abgesehen,  nur 
ein  Gericht  gekannt  haben  und  das  war  eben  das  Hundert- 
schaftsgericht“). 

Doch  will  ich  mich  mit  diesem  argumentum  e silentio  nicht 
zufrieden  gehen  und  trete  der  Frage  naher,  ob  etwa  aus  anderen 
Gründen  ein  Bedürfnis  für  ein  (i, augericht  gegeben  war. 

In  späterer  Zeit  tritt  im  gennanischen  Prozeß  ein  mit  dem 
Namen  .\fterding  oder  Nachding  bezeichnetes  Gericht  auf“).  Es 
ist  dazu  bestimmt,  für  Prozesse,  die  in  einem  Gericht  nicht  er- 
ledigt werden  konnten.  Platz  zur  Fortführung  und  Erledigung  zu 
schafVen  und  hilft  einem  Bedürfnis  ab,  das  bei  einem  Mißverhältnis 
zwischen  der  Dauer  der  Dinge  und  der  Zahl  oder  der  Dauer  der 
zu  erledigenden  Rechtsstreite  entstehen  konnte.  Wir  sehen  aber 
zugleich,  wie  einem  solchen  Bedürfnis  abgeholfen  wurde.  Der 
(iraf  des  Sachsenspiegels  legt  ein  Ding  aus  am  gleichen  Ort,  mit 
derselben  Zuständigkeit,  in  der  Regel  wohl  unter  seinem  Vorsitz  *). 

*)  Vgl.  Sohin,  KuGV.  S.  5. 

*)  Schröder  erwähnt  eine  Giuiversaimnbing  als  Gericht  nberhaupt 

nicht. 

“)  Urunner,  Kg.“  I S.  202. 

*)  Vgl.  Planck,  das  dcutacho  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter  I,  S.  49  f. 
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Das  konnte  der  Hundertschaftsriehter  auch  tun.  wenn  sich  das 
gleiche  Bedürfnis  einmal  einstellte.  Ks  war  nicht  der  mindeste 
(irund  gegeben,  für  Prozesse,  die  im  Hundertschaftsgericlit  nicht 
erledigt  wurden,  ein  (tauding  einzurichten,  zumal  jene  Regelung 
durch  das  Nachding  die  natürliche  war;  denn  es  ist  das  nahe- 
liegendste das,  was  man  heute  nicht  erledigt,  morgen  zu  erledigen, 
und  wenn  dem  morgen  Formalien  entgegenstehen,  dann  möglichst 
bald,  nicht  aber  solche  unerledigte  Sachen  ahzuschieben  an  eine 
andere  Instanz.  Es  ist  mir  sogar  unwahrscheinlich,  dall  die  (Ger- 
manen das  Gauding  als  Nachding  benützt  hätten,  wenn  aus  anderen 
Grün<len  Gau  Versammlungen  stattgefunden  hätten.  Übrigens  war 
im  gennanischen  Prozeß  dafür  gesorgt,  daß  der  einzelne  Reihts- 
streit  nicht  zu  lange  dauerte,  sondern,  soweit  das  (Gericht  mitzu- 
wirken hatte,  in  dem  Ding  zu  Ende  geführt  werden  konnte,  in 
dem  er  begonnen  war.  .\uch  die  Zahl  der  Prozesse  ist  nicht  so 
groß  gewesen,  daß  sie  nicht  in  einem  dreitägigen  echten  Ding  er- 
ledigt werden  konnte.  Und  wenn  einmal  ein  Prozeß  länger  dauerte 
oder  der  Prozesse  zu  viele  waren,  so  gab  es  ja  für  besonders  eilige 
Fälle  (las  Mittel  des  gebotenen  Dings.  Daß  etwa  ein  in  einem 
Hundertschaftsgi'richt  begonnener  Prozeß  in  dem  Gericht  einer 
anderen  Hundertschaft  fortgesetzt  werden  konnte,  möidite  ich  da- 
gegen nicht  behauiiten.  Denn  dies  setzt  voraus,  daß  die  Dinge 
in  den  einzelnen  Hundertschaften  zu  verschiedenen  Zeiten  ahge- 
lialten  wurden  und  so  gewiß  die  Dingzeiten  sich  in  der  Zeit  er- 
gänzten. als  ein  Richter  in  verschiedenen  Gerichten  zu  (Gericht 
saß.  so  wenig  können  wir  annehmeu,  daß  das  auch  in  germanischer 
Zeit  schon  der  Fall  war.  Denn  die  Dingzeiten  waren  nicht  will- 
kürlich. sondern  nach  festen  Regeln  bestimmt,  die  unter  den  ein- 
zelnen Völkern  verschieden,  für  die  Hundertschaften  desselben 
Volkes  aber  vermutlich  gleich  wartm.  .\uch  wäre  wohl  zu  be- 
achten die  Frage,  ob  ülierhaujtt  in  gemianischer  Zeit  ein  Prozeß 
vor  einem  anderen  Umstand  fortgesetzt  werden  konnte,  als  vor 
dem,  vor  dem  er  begonnen  wurde. 

.Ausgeschlossen  ist  t'ndlich,  daß  das  Gaugericht  als  höhere 
Instanz,  als  Zuggericht  hätte  fungieren  können.  Denn  das  Urteil 
des  germanisidien  Hundertschaftsgerichts  war  eben  wegen  seiner 
Eigenschaft  als  Vidksnrteil  einer  Vertiesserung  durch  das  Volk 
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flberhiiupt  nicht  fllhig.  Es  konnte  in  dieser  Periode  keine  höhere 
Instanz  geben  •). 

Diis  entseheidende  Argument  sind  aber  nicht  diese  Flrwägungen, 
sondern  ergibt  sieh  aus  der  Betrachtung  der  folgenden  Perioden. 
Wenn  schon  in  der  germanisclien  Zeit  eine  richtende  Oauver- 
sammlung,  ein  Gaugericht,  Bedfirfnis  war  und  nur  als  eine  not- 
wendige Institution  lätlt  es  sich  in  dieser  Periode  überhaupt  be- 
greifen, dann  müßte  umsomehr  im  Mittelalter  dies  der  Fall  sein. 
Aber  weder  in  merowingischer  noch  in  karolingischer  Zeit  gibt  es 
ein  regelmilßiges  Orafschaftsgericht.  Wohl  ist  der  Graf  der 
ordentliche  Richter  in  der  karolingischen  Gerichtsverfassung,  aber 
er  ist  nur  insofern  Grafschaftsrichter,  als  er  alle  echten  Dinge  in 
der  Grafschaft  abzuhalten  hat;  er  hält  nicht  das  echte  Ding  der 
Grafschaft,  sondern  das  der  Hundertschaft  und  deshalb  ist  er 
Hundertschaftsriebter.  Es  gibt  in  der  Grafschaft,  die  ja  dem 
germanischen  Gau  entsprechen  soll,  nur  ein  Hundertschaftsgericht 
als  einziges  Gericht^. 

Angesichts  der  somit  nicht  zu  bestreitenden  Tatsache,  daß 
es  in  der  germanischen  Periode  nur  ein  Gericht  außer  der 
Lande.sversammlung  gegeben  hat,  laßt  sich  auch  nicht,  gestützt 
etwa  auf  spätere  friesische  VerhiUtnisse,  behaupten,  daß  dieses 
eine  Gericht  ein  Gaugericht  gewesen  sei.  Denn  das  Hundert- 
schaftsgericht steht  auch  für  die  germanische  Zeit  zu  fest,  als 
daß  man  es  ausscheiden  könnte.  Es  ist  daher  irrtümlich,  wenn 
Sicke  1 behauptet,  der  Gati  sei  „der  erste  deutsche  Gerichts- 
bezirk“  gewesen’);  allerdings  ist  dies  die  konsequente  Folge 
seiner  Anschauung,  tlaß  es  ursprünglich  nur  Tausendschaften  ge- 


')  Vgl.  V.  .\mira,  firundrill'''  S.  l.öS. 

’)  Has  Entscheidend«  in  dem  Wesen  des  fränkischen  comitatns 
liat,  .soviel  ich  sehe,  nur  v.  Aniira,  (irnndr.^  S.  73,  erkannt.  Was  Brunner 
Kg.  II*  S.  '2‘2‘i  und  Waitz,  VU.  IV’  S.  37.7,  .026  ff  für  die  Existenz  von 
(tauvcrsanunlungen  an  (Quellen  beibringen,  vermag  nicht  zn  beweisen,  datl 
solche  Versammlungen  Uegcl  waren.  DaB  sie  vereinzelt  verkamen  und  mit 
iter  Zeit  häufiger  wurden,  liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  und  wird  um  so 
verständlicher,  je  mehr  die  Selbständigkeit  der  tirafen  wächst.  Aber  als 
eine  aus  germanischer  Zeit  nberkommene  Einriehtnng  erweisen  sich  diese 
Versammlungen  nicht.  Das  liegenteil  ist  aus  ihrem  allmählichen  Umsich- 
greifen zu  schließen.  Vgl.  noch  Schröder,  Kg.’  S.  175. 

*)  Sickel,  Der  Freistaat,  S.  175. 
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ppben  liahe.  Daboi  mrichtc  ich  noch  darauf  liinwpisen,  daß  die 
Stelle  aus  Tacitus  (ienn.  c.  12  : iura  per  papns  vicosque  reddunt 
auch  dann  für  das  Hundertscliartsgericlit  spricht,  wenn  man  den 
papu.s  als  Gau  auffaßt;  denn  um  ein  <iaupericht,  eine  Gauver- 
sanimlunp,  abzuhalteri,  hiltte  der  princej)s  nicht  erst  herumreisen 
müssen.  AVenn  an  den  einzelnen  Malstättcn  nicht  alle  Gau- 
penossen  erschienen,  sondern  nur  die  in  der  Nähe  wohnenden,  dann 
war  das  Gericht  des  princeps  so  wenip  Gaupericht,  wie  das  Ge- 
richt des  Iränkischen  Grafen;  denn  nicht  das  ist  wesentlich,  wer 
Gericht  hält,  sondern  wer  zum  Gericht  erscheint  oder  zu  er- 
scheinen veritflichtet  ist.  Nimmt  man  aber  an,  daß  an 
den  einzelnen  Dinpstätten  jeweils  alle  Gaupeuossen  sich  einfanden, 
sodaß  in  der  Tat  Gauversammlunp  stattfand,  so  läßt  sich  nicht 
verstehen,  warum  der  Gaurichter  henimreiste  und  nicht  vielmehr 
das  Gericht  immer  an  demselben  Platz,  an  einer  (raudinpstätte, 
abpehalten  wurde.  Es  war  ja  allerdinps  pepenüber  den  weiter 
von  der  Gaudinpstätte  entfernt  Wohnenden,  modern  pedacht,  un- 
perecht, ihnen  immer  den  weiten  Wep  zuzumuten ; aber  wie 
wenip  die  permanische  Zeit  für  solche  Erwäpungen  zu  haben  war, 
ergibt  sich  daraus,  daß  nicht  einmal  auf  Island,  diis  für  die 
Dinpftihrt  die  unpiinstipsten  Verhältnisse  darbot,  im  Anfänge 
weuipstens  d;is  Frühlinpsding  und  das  Herbstdinp  au  verschiedenen 
Orten  gehalten  wurden'). 

Ich  wiederhole,  daß  in  germanischer  Zelt  ein  Gau- 
pericht nicht  bestanden  hat,  und  .stelle  der  Vermut\inp 
Hrunner's,  daß  die  Gauversammlunp  , vielleicht“  richtende 
Tätigkeit  ausübte,  die  Behauptung  gegenüber,  daß  sie  keine 
richterlichen  Funktionen  hatte. 

Damit  ist  aber  noch  nicht  bewiesen,  daß  es  eine  Gauver- 
sammlunp überhaupt  nicht  gab:  denn  theoretisch  wenigstens  wäre 
es  immerhin  möglich,  daß  sic  zu  anderen  Zwecken  als  zu  dem 
der  Kechtsi)rechuup  vorhanden  war,  wenngleich  es  den  germanischen 

’)  Pamit  soll  aber  aiicli  nicht  iin  cntfcrntcatcii  die  Meinuiip  vertreten 
werden,  daü  die  islämiischen  Zustande  unpennanisehc  sind,  wie  Hoden  die 
i.<Iiindischc  Ite^rierunps^iewalt  in  der  freistaatlichen  Zeit.  S.  2f,  behauptet, 
(legen  diesen  I lilettantisnms  mit  Hecht  v.  Atnira.  Historische  Yierteljahr.s- 
schrift  litOfi,  S.  Kbenso  falsch  wie  linden  auch  Philippi  (Ifl.A.  1!)07 

,.luliheft;. 
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Verhiiltnisscn  nicht  ucmäß  wäre,  wenn  eine  Ver.sHmmlunjr,  die  als 
solche  schon  materiell  ein  (Jericht  w'ar,  fonnell  der  llelufjnis  zu 
lichten,  entbehrt  hätte. 

In  der  Tat  nimmt  Schröder  an,  daß  sieh  die  Oauversamm- 
lungen  mit  af^rarischen  Angelegenheiten  zu  beschäftigen  hatten 
und  daß  ihnen  auch  die  Wahl  der  Hundertschaftsvorsteher  ohge- 
legen  haben  mag'). 

Wa.s  zunächst  die.se  Wahl  betrifft,  .so  muß  ich  hierin  Schröder 
widersprechen.  Es  wurden  die  Häu])tlinge  oder  Hundertschalts- 
vorsteher  allerdings  gewählt.  Aber  wenn  man  überhaupt  annimmt, 
daß  sie  ihre  Stellung  der  Wahl  durch  einen  größeren  Per.sonen- 
kreis  zu  verdanken  hatten,  als  dem,  für  den  sie  gewählt  wurden, 
also  anderen  Personen  als  den  Dingpflichtigen  ihrer  Hundertsehalt. 
daun  muß  mau  der  Nachricht  des  Tacitus  auch  darin  (ilaubeii 
schenken,  daß  sie  die  Wahl  der  jirinci]ie.s  dem  Landsding  zu- 
schreibt’). Das  ist  allerdings,  wie  ich  wohl  sehe,  eine  Interpre- 
tation, zu  der  Schröder  um  deswillen  nicht  gelangen  konnte, 
weil  er  im  jirinceps  den  (Jaufürsten  sieht-’),  nicht,  wie  ich,  den 
Hiindertschaftsvorsteher.  Von  .seinem  Standpunkt  aus  ist  die  He- 
hnuptung,  es  habe  die  Gauversammlung  die  Hiindertschaftsvor- 
.steher  gewählt,  nicht  ((uellenwidrig;  denn  von  dort  aus  berichtet 
weder  Tacitus  noch  Caesar  über  diese  Wahl,  und  damit  ist  für 
die  Hy])othese  freie  Hahn  geschatl'en.  Immerhin  läßt  sich  be- 
haupten, daß  nur  der  Wahl  der  Hundertschaftsvorsteher  zuliebe 
eine  (iauversammlung  nicht  zusammengetreten  ist,  und  so  kann 
diese  Hypothese  allein  auch  die  E.xistenz  einer  ( lau  Versammlung 
nicht  wahrscheinlich  machen. 

In  we  1 eben  agrarischen  .Angelegenheiten  die  (Jauversammlungcn 
„mitzusprechen“  hatten,  gibt  Schroeder  nicht  an.  .Auch  seiner 
Darstellung  der  germanischen  .Agrarverhältnisse  ist  hierüber  nichts 
zu  entuehmeu.  .Jedoch  ist  dieses  Schweigen  nicht  überraschend. 
Es  gibt  in  der  Tat  keine  agrarischen  .Angelegenheiten,  deren  Ent- 
scheidung der  damaligen  Zeit  entsprechend  einer  (Jauversammlung 
als  solcher  hätte  obliegen  können.  Man  mag  sich  unter  einem 

')  Schröder,  Ug.*  S.  21  .Aiiiii.  2t. 

’)  A rü  darüber  unten  S.  93  f.  inabc.s.  S.  94  Anni.  1. 

’)  Hg.®  S.  29.  Ebenso  Itrunner  I’  S.  170.  Richtig,  v.  .Vtiiira, 
(inindril!  ^ S.  73.  Vgl.  unten  S.  78  Aimi.  2. 
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Gau  die  Niederlassung  einer  Tausendschaft  verstellen  oder  sonst 
einer  größeren  Menge  von  Personen,  für  alle  Fälle  enthält  der 
(Jan  mehrere  Hundertschaften  und  daraus  ergibt  sich  in  den 
meisten  Fällen  ein  so  großes  Gebiet,  daß  es  ein  Gesamteigentum 
des  Gaus  an  Grund  und  Boden  nur  selten  wird  gegeben  haben. 
Ausgeschlossen  sind  natürlich  auch  sehr  große  Marken  nicht; 
aber  sie  werden  immerhin  so  selten  mit  dem  Gebiet  überein- 
gestimmt haben,  das  sich  die  herrschende  Meinung  unter  einem 
Gau  vorstellt,  daß  eine  (tauversammlung  als  agrarische  Versammlung 
jedenfalls  nicht  Regel  war.  Innerhalb  eines  Gans  fand  sich  eine 
ganze  Reihe  von  selbständigen  agrarischen  Gemeinschaften,  und 
damit  entfällt  die  Möglichkeit  der  Erledigung  agrarischer  Ange- 
legenheiten durch  die  Gauversammlung.  Alle  agrarischen  Ange- 
legenheiten, die  es  überhaupt  geben  konnte,  waren  Angelegen- 
heiten zwischen  den  Gesamteigentümem  der  Ackerflur.  Diese 
Gesamteigentümer  idu>r  waren  die  gentes  und  cognationes,  nicht 
die  Einwohner  des  und  es  konnte  den  Genossen  der  Mark  A 

ganz  gleich  sein,  wie  die  Genossen  der  Mark  B,  auch  wenn  diese 
benachbart  und  im  gleichen  Gau  lag,  ihre  agrarischen  Angelegen- 
heiten regelten.  Für  diese  hat  es  wohl  schon  in  germanischer 
Zeit  Märkerdinge  gegeben.  Wenn  einmal  eine  Markgenossenschaft 
so  groß  war,  daß  sie  das  Gebiet  eines  Gaus  im  Sinne  der 
herrschenden  Ansicht  einnahm,  dann  wäre  allerdings  eine  Märker- 
versammlung eine  Versammlung  aller  Gauleute  gewesen,  wenn  es 
Gaue  gegeben  hätte').  Aber  für  alle  Fälle,  auch,  wenn  es  Gaue 
gegeben  hat,  handelt  die  Gauversammlung  nicht  als  solche, 
sondern  als  Märken'ersammlung  von  agrarischen  Angelegenheiten. 
Es  ist  ein  Zufall,  wenn  Gau  und  Mark  räumlich  zusammenfallen  *i 
und  ihrem  innersten  We.sen  nach  bleiben  sie  doch  grundverschieden. 

Allerdings  sagt  Scliröder’):  „Caesar’s  Berichte  lassen  da- 
rüber keinen  Zweifel,  daß  zu  seiner  Zeit  die  Gaugenieinde  das 


')  Wobei  aber  iuiincr  noch  7.11  bedenken  wäre,  daß  in  der  (iauver- 
saniinlnng  alle  ](nlitiscli  Handlungsfäliigen  zusaiiinienkämcn,  diese  aber  nicht 
atieli  alle  niarkborccbtiet  sind.  Söhne  galten  als  Markgenosaen  erst,  wenn 
.sie  einen  eigenen  Hof  besaßen:  sie  konnten  aber  schon  längst  politisch 
.selbständig  sein.  Vgl.  Schröder.  Its.*  S.  ,ö!l. 

*)  Vgl.  unten  S.  1U2  Text  und  .Anin.  I. 

^ Uli.s  S.  58. 
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Subjekt  des  Wirtschaftshetriebs,  die  von  ihrem  Fürsten  als  Ober- 
miirker  geleitete  Markgenossenschaft  war“.  Jedoch  bei  Cae.sar 
de  bell.  gall.  heißt  es  nur 

VI,  2'2  „ . . . inaijistratus  ac  principes  in  annos  singulos 
gentibus  cognationibusque  hoininum,  qui  una  coierunt, 
*iuantum  et  (|uo  loco  visum  est  agri,  attribuunt  atque  anno 
])ost  alio  transire  cogunt“. 

Daraus  folgt  keineswegs  das,  was  Schröder  und  auch 
Brunner')  folgern.  Denn  der  princeps  ist  kein  (laufflrst,  sondern 
ein  Hundertschaftsvorsteher,  wie  wir  unten  noch  sehen  werden. 
Und  in  den  inagistnitus  sehe  icii  die  Markvorsteher sodaß  die 
.\ckerverteilung  durch  Markvorsteher  und  Hundertschaftsvorsteher 
vorgenoiuinen  wurde.  Wie  sollte  auch  der  Führer  einer  Tausend- 
schaft die  Möglichkeit  gehabt  liaben,  die  Ackerverteilung  in  dem 
zweifellos  nicht  kleinen  Niederlassungsgebiet  seiner  Trup])e  zu 
regeln  ? 

.\uch  die  sonstigen  Zwecke,  zu  denen  Versammlungen  damals 
dienen  konnten,  waren  durch  die  Hundertschatlsdinge  und  das 
Landsding  genügend  erfüllt.  So  reichten  insbesondere  diese 
beiden  Dinge  aus.  um  dem  Kult  zu  dienen,  soweit  sich  .seine 
Übung  überhaupt  außerhalb  des  Hauses  und  der  Familie  vollzog’). 

')  IHi.  P S.  84.  Verworrene  .\usfüliriiiij{en  bei  ItacLfahl  a,  a.  O. 
S.  170  Aiini.  1.  l’ber  clic  (ilaiibwnriligkcit  der  Stelle  im  .\llKemeinen  mid 
ihre  .Anwendbarkeit  auf  alle  (iermanen  vgl.  AVaitz  V(J.  I’  S.  lOOff. 

■•')  Alil  der  Wiedergabe  von  inagi.stratns  durch  da.s  farblose  „Obrigkeif* 
bei  Waitz  VG.  P S.  Dil  und  bei  Brunner  a.  a.  O.  i.st  niclit  geholfen. 
Bei  Caesar  liat  niagistratus  die  allgemeine  Bedeutung  von  Beamten:  inan 
vgl.  hierzu  die  in  bell.  gall.  VI  cap.  22  und  23  stehenden  Satze,  in  denen 
das  Wort  vorkommt.  Die  niagistratus  die,  nach  e.  22  mit  der  .\ckervor- 
teilung  betraut  sind,  innssen  doch  andere  sein,  als  diejenigen,  die  es  nach 
c.  23  während  des  Friedens  nicht  gibt.  Näher  kommt  dem  Bichtigen 
Crainer,  V(r.  .öl,  der  in  niagistratus  ,den  Vertreter  der  aus  mehreren 
Nachbargeschlechtern  bestehenden  Siedliingsgemeinschaft“  sehen  möchte. 
Ohne  jeden  Schein  eines  Grundes  sieht  llildebrand  Kecht  mul  Sitte  I. 
S.  77  in  magistratus  die  duces. 

^ Bethmann-Hol  1 weg,  German.-roman.-Civilprozcß  1 S.7fif  sieht  in 
der  „Gaugemcinde“  einen  Kultverband,  identiiiziert  aber  den  pagus  mit  dem 
nordischen  lieraiV  und  hält  Beide  für  verwandt  mit  der  fränkischen  centena. 
Der  Gau  ist  für  ihn  Mitglied  zwischen  pagus  und  viens  und  gleich  der 
Hundertschaft,  (ebd.  S.  102  f.) 
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Aus  All  (l('in  ergibt  sich,  flaß  eine  Versammlung, 
ilic  ihrem  Umfang  nach  zwischen  der  der  Hundertschalt 
und  der  des  ganzen  Volkes  lag,  überflüssig  war  und 
eben  deshalb  nicht  bestanden  haben  kann,  weil  cs  keine 
öffentlichen  Funktionen  gab,  die  ihr  überlassen  ge- 
blieben wären.  Darin  liegt  aber  nur  ein  Symptom  der  Tat- 
sache, daß  in  der  germanischen  Zeit  in  der  Regel  überhaupt  kein 
HedOrfnis  dafür  be.stand,  daß  sich  zwi.schen  das  Volk  um!  die 
Hundertschaft  persönliche  Verbände  einschobcn,  die  einer- 
seits mehrere  Hundertschaften  umfaßten,  deren  andererseits  mehrere 
das  Volk  ausmachten.  Mangels  eines  Bedürfnisses  aber,  sind 
solche  Verbände  auch  nicht  entstanden;  denn  nur  das  Bedürfnis 
hätte  den  (Jedanken,  sie  einzurichten,  erzeugt.  Umgekehrt  läßt 
sich  aus  dem  Fehlen  einer  (Tauversammlung  direkt  auf  das 
Fohlen  eines  (Jauverbandes  schließen.  Denn  politi.scher  Verband 
ohne  entsprechende  Versammlung  war  in  der  germanischen  Zeit 
undenkbar.  Damit  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  sich  unter  dem 
Kintlusse  veränderter  Verhältnisse,  etwa  an  den  Grenzen  mit 
Rücksicht  auf  römische  oder  slavische  F.infällc,  da  und  dort  ein 
solches  Bedürfnis  einsbdlte  und  daß  dann  mehrere  Hundertschaften 
zu  einem  Verband  zusammengetreten  sind.  Das  entscheidende 
bleibt  aueb  dann,  daß  solciie  Verbände  eine  zufitllige,  vielleicht 
auch  vorübergehende  Ersclieinung  und  der  Verfassung  des  ger- 
manischen Kleinstaates  nicht  wesentlich  sind. 

Hand  in  Hand  damit  geht,  daß  es  auch  territoriale  Be- 
zirke, die  einem  solchen  größeren  ]iersönlichen  Verband  ent- 
sprächen, nicht  gegeben  hat.  Denn,  ohne  wenigstens  in  einzelnen 
Angelegenheiten  auch  Selbstverwaltungskörjier  zu  sein,  wären  .sie 
rein  geographische  Einteilungen  gewesen,  und  das  Vorhanden.sein 
solcher  ist  in  der  germanischen  Zeit  so  wenig  anzunehmen, 
wie  jetzt. 

Das  Ergebnis  ist  also  dies,  daß  der  germanische  Staat 
keine  (Taue  im  üblichen  Sinn  gekannt  hat,  d.  h.  keine 
Bezirke,  die  das  Gebiet  mehrerer  Hundertschaftsverbände  umfaßten. 

Bestätigt  wird  dieses  Resultat,  wenn  wir  die  Bezirke  ansehen, 
die  in  fränkischer  Zeit  zwisclien  Hundertschaft  und  Staat  ein- 
geschoben  siiul.  Die  Iränkische  Grafschaft,  der  comitatus,  der  ja 
dem  gennanischen  (iau  entsprechen  soll,  ist  ein  reiner  .Amtsbezirk, 
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iler  allein  irereehtt'ertigt  ist  dureh  den  Bau  des  fränkischen  Staates'). 
Der  inerowiiifrische  (irotlkönig  fand  als  unterste  politische  Abteilung; 
die  Hundertschaft  mit  einem  Hiiiiptlini,'  an  der  Sjtitze.  Solcher 
Hänptlinj;e  gab  es  bei  der  UröUe  des  Heichs  eine  erhebliche 
Anzahl  uml  dem  Merowinger  konnte  es  so  wenig  wie  dem  Kandinger 
genügen,  so  und  so  vielen  Hundertschaftsvorstehern  zu  befehlen. 
Wenn  diese  Könige  über  ihr  Land  in  der  Tat  nicht  bloß  dem 
Namen  nach  herrschen  und  vor  allem,  wenn  sie  eine  stratfe  Herr- 
schaft ausüben  wollten,  dann  mußte  die  äußere  Venvaltung  all- 
mählich centralisiert,  mußte  ilie  oberste  Gewalt  allmählich 
decentralisiert  werden.  In  dem  allmählichen  Aufbau  des  He- 
amten.systems  zeigte  sich  die  entwickelte  staatliche  Organisation 
der  fränki.schen  Zeit.  Der  germanische  König,  der  seinen  Zweck 
im  Frieden  wenigstens  sclum  dann  erfüllte,  wenn  er  nur  überhaupt 
da  war,  hatte  keine  Herrschergewalt,  die  sich  hätte  dezentralisieren 
lassen.  In  der  Zeit  gab  es  keine  Herrscherinteressen,  sondern 
nur  Volksinteressen.  Herrscher  war  das  Volk  in  der  souveränen 
Landsgemeinde  und  alle  staatlichen  Funktionen,  die  das  Volk 
ülu'rhaupt  ausflben  widlte,  übte  es  in  der  Landsgemeinde  aus. 
Was  das  Hnmlertschaftsding  tat,  geschah  zufolge  seiner  auto- 
nomen Gewalt  nicht  kraft  Delegation.  Die  politischen  Momente, 
die  in  fränkischer  Zeit  den  Gau  rechtfertigen,  allerdings  auch  zu 
einem  Amtsbezirk  machen,  fehlen  in  der  germanischen  Periode. 

Die  germanischen  Gaue  wären  auch  wohl  von  den  deutschen 
Bechtshistorikern  nicht  so  beharrlich  festgehalten  worden,  wenn 
man  sie  nicht  einer  anderen  Hypothese  halber  nötig  gehallt  hätte. 
Der  Gau  ist  nämlich,  wie  Brunner  sagt,  „nicht  unwahrscheinlich“ 
das  Niederlassungsgebiet  einer  Tausendschaft-).  Folglich  hängt 
die  Annahme  von  Gauen  eng  zusammen  mit  der  Annahme  von 
Tausendschaften.  Und  in  der  Tat  wäre  nicht  unwahrscheinlich, 
daß  sich  die  Tausendschaften  zusammen  niedergelassen  haben, 
wenn  es  solche  gegeben  hätte.  Die  Frage  ist  mir  die,  ob 
Tausendschaften  bei  den  Germanen  je  vnrkamen. 

In  eingehender  Darstellung  hat  diese  Frage  Bietschel  ver- 
neint und  damit,  wie  zu  holten,  das  Phantom  der  Tausendschaft 

')  Schröder  Kg.  * S.  124  f.  v.  .Vniira  Ormidrilä'''  S.  73. 

Kg.  P S.  l.öS,  (irundzfigc^  S.  13.  Auch  Schröder  K.  (J.'’  S.  20  f. 
nimmt  diesen  Zu.s.nmnenhang  zwischen  Hau  und  Tausendscimft  au. 
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für  immer  aus  der  deutschen  Rechtsgeschichte  verbannt’).  Seinen 
Ausfflhmngen  ist  nur  mehr  wenig  hinzuzufügen. 

Abgesehen  davon,  daß  sicli  in  den  Quellen  bei  richtiger 
Auslegung  keine  .\nhaltspunkte  für  gennani.sche  Tausendschaften 
finden,  wofür  ich  auf  Rietschel  verweisen  kann,  ist  auch  au.s 
allgemeinen  Gründen  die  Tausendschaft  unwahrscheinlich.  Will 
man  in  ihr  eine  zahlenmilBige  Abteilung  sehen,  so  laßt  sich  ila- 
gegeii  All  das  anffihren,  was  oben  gegen  die  zahlenmäßige  Hundert- 
schaft ausgeführt  ist.  Die  s])rachlichen  -Argumente  treten  .sogar 
bedeutend  verstärkt  hervor.  Denn  Tausend  (das  „Krafthnndert") 
ist  naturgemäß  viel  sjiäter  zu  der  Bedtmtung  einer  Sunmie  von 
tausend  Kinheiten  gekommen;  es  war  viel  länger  Rundzahl  und 
hat  diese  Funktion  heute  noch  in  viel  .stärkerem  -Maße  bewahrt 
als  hundert.  Wollte  man  aber  etwa  gar  unter  Tausendschäften 
wie  unter  Hundertscdiaften  sclileclithin  Mengen  verstehen,  nur 
natürlich  weit  größer  als  die.se,  so  würden  auch  solchen  Tausend- 
schaften immerhin  noch  sehr  schwerwiegende  -Argumente  entgegen- 
zu.stellen  sein.  Während  .sich  kleinere  Grupiien,  die  man  allenfalls 
Hundertschaften  nennen  kann,  ganz  von  selbst  bilden,  wäre  eine 
Zusammenfassung  mehrerer  solcher  Hundertschaften  zu  einer 
Tausendschaft  ein  künstliches  Produkt")  \ind  zwar,  was  das  wesent- 
liche ist,  ohne  jeden  ersichtlichen  Zweck.  Man  kann  sogar 
behaupten,  daß  schon  aus  natürlichen  Grüinlen  (N'ahrungsrück- 
sichten)  Gruppen,  die  man  nicht  mehr  mit  dem  Mengenwort  „Hundert'* 
sondern  mit  „Tausend"  bezeichnet  hätte,  zu  groß  gewesen  wären, 

')  Z.  K.  (i.»  XXVII  S.  -234  ir. 

’)  K.s  i.st  ganz  ausgc.scliln.ssi'n,  in  ilcr  Tansonilsehnft  der  Iiorr.sclipmlcn 
Meinung  einen  vernamitseliai'tliclien  Verband  zu  »eben.  Kine  Menge,  die 
allein  tausend  WalTenf&liige,  also  doeh  viele  tatiacnde  von  Personen  ini  (lanzen 
enthält,  ist  zu  grob,  als  dali  .sieh  die  Kinzelnen  noeh  verwandt  fühlen  könnten : 
lind  auf  das  Hewubtsein  der  Kinzelnen  konnnt  es  an.  Verwandtsehaftliehe 
Verbände  ini  weitesten  Sinn  sind  vielleicht  aneh  die  grolieii  gemianisehcii 
Knltverbände;  aber  der  gemeinsame  Stammvater  ist  nur  noeh  (iegenstand 
des  gemeinsamen  Kults.  Von  hier  aus  muU  ich  aneh  die  Kichtigkeit 
der  Sehrödersehen  Ansfnhrungen  über  die  prineiiies  bestreiten.  Schröder  sagt 
Kg'’  S 29.  „In  vorgesehiehtlieher  Zeit  mag  der  HegrilV  des  liaurfirsten  mit 
dem  der  liesehleehtsälte.sten  znsanimeiigefallen  sein:  an  die  Stelle  des  gebo- 
renen Vorstehers  trat  dann  widil  zunächst  ein  gekorener  'l’ausendführer  und 
mit  der  t'uiwandlung  der  't’ausendschart  zum  lian  ein  von  der  l-andes- 
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um  zusammen  zu  wandern').  Umgekehrt  ist  es  unwahrscheinlich, 
daü  die  ganze  wandernde  Truppe  zuerst  in  Tausendschaften  geteilt 
werden  sein  sollte  und  diese  dann  in  Hundert-schaften,  wie  dies 
Sicke  1 annimmt '*,1. 

Wenn  nun  iler  germanische  Staat  (Jane  nicht  gekannt  hat,  so 
ergeben  sich  hieraus  sehr  schwerwiegende  Folgerungen,  sobald  wir 
dieses  Resultat  mit  den  Nachrichten  in  Verbindung  setzen,  die 
uns  die  (iuellen  über  die  gennanische  Verfassung  liefern. 

Wie  allgemein  anerkannt  ist,  auch  von  Brunner  keineswegs 
bestritten  wird,  kennt  Tacitus  nur  civitates  und  pagi.  Die  civitas 
i.st  das  (lebict  eines  ganzen  Volkes;  der  pagus  muU  die 
Hundertschaft  sein,  wenn  das  Wort  überhaupt  Bezeichnung 
für  ein  bestimmtes  Gebiet  und  nicht  vielmehr  ein  Ansdruck  all- 
gemeinen Sinnes  ist’).  Dies  ist  die  notwendige  Folge,  die  sich 
aus  der  Ablehnung  der  Gaue  ergild.  Sie  ist  nicht  neu,  vielmehr 
von  früheren  Schrirtstellern  wiederholt  gezogen*);  er.st  Brunn  ei- 
lst dazu  gelangt,  die  Gleichstellung  von  pagus  und  Hundert- 
schaft zu  bekämpfen  und  .seinen  Argumenten  ist  es  gelungen, 
namhafte  Anhänger  zu  gewinnen.  So  ist  es  denn  auch  jetzt 


gcmuimlc  gi-wäliltcr  Für  richtig  halW  ich,  daß  der  priiiccps  iir- 

.sprünglich  ein  (ie.schle<ht.sältcster  ist.  Aber  ein  tJeschlcchtsaltester  ist  mir 
da  als  Führer  denkbar,  wo  ein  (ieschlechtersinn  noch  möglich  ist,  und  diese 
Möglichkeit  bestreite  ich  eben  bei  (iriippen,  wie  sie  eine  Tansendschaft 
darstellt;  den  kleinen  .Anrüngen  einer  solchen  Tansendschaft  mag  allerdings 
ein  solcher  Geschlechtsältester  vorgestanden  haben.  Aber  diese  .Anfänge 
waren  noch  keine  Tansendschaft,  sondern  etwa,  um  bei  der  herrschenden 
Terminologie  zu  bleiben,  eine  Hnndertschaft.  Diese  kann  einen  Geschlechts- 
ältesten als  Führer  haben,  wobei  allerdings  in  vielen  Fällen  schon  der  Name 
nicht  mehr  ganz  zntrelfen  mag.  Daß  die  jirincipes  in  der  Kegel  aus  den 
Adelsgeschlcchtom  genommen  wurden  ist  eine  Sache  für  sich.  Vgl.  hierüber 
Müllcnhoff  D.  A.  IV  li>2  ff.  Irrig  Gramer,  \'.  G.  S.  13. 

')  Vgl.  hierzu  Meitzen,  Siedelung  I 140  If. 

Freistaat.  S.  !K)  f. 

’)  Uber  diese  Frage  soll  erst  im  nächsten  .Abschnitt  entschieden  werden. 

*)  So  z.  K.  Weiske,  Grundlagen  S.  6.  Glasson,  Histoire  du  droit  et 
des  institutions  de  la  France.  II  S.  16.  der  aber  dabei  den  vicus  falsch  versteht, 
ihn  als  Gruppe  von  10  Familien  aulTaßt  und  dem  angelsächsischen  teoü'nng 
an  die  Seite  stellt.  Auch  So  hm  1£.  n.  U.  V.  S.  i IT.  kennt  neben  der  Völker- 
schaft nur  die  Hnndertschaft,  die  er  — pagus  setzt.  Kbenso  Vanderkindere^ 
Notice  sur  l’origine  des  magistrats  coinmnnanx  et  snr  l'organisation  de  la 
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nocli  Brunner,  mit  dessen  Ansieht  die  eben  geäußerte  Meinung 
über  piigus  und  Hundertschaft  in  Widerspruch  steht').  Kr  stellt 
die  Siitze  auf:  „Wer  dagegen,  um  den  Hundertscliaftsbezirk  zu 
retten,  diesen  für  den  pagns  erklärt,  muB  die  Angaben  C.äsars, 
die  auf  einen  gröUeren  Umfang  der  germanisclien  ]>agi  liimleuten, 
als  unglaubwürdig  verwerfen*),  die  Nachrichten  des  Tacitus  über 
die  Hundertschaft  für  .Mißverständnisse  ausgeben  und  die  aus  dem 
keltischen  pagus  gezogene  Schlußfolgerung  fallen  lassen*).  Drei 
.Argumente  sind  es  also,  die  beseitigt  werden  mflss.sen,  wenn  sich 
die  Gleichstellung  von  jiagus  und  Hundertschaft  soll  halten  lassen. 

Der  Versuch,  dies  zu  tun,  wird  hier  nicht  zum  erstenmal 
unternommen.  Schon  früher  hat  Bachfahl ')  sich  gegen  Brunner 
erklärt  und  ist  dabei,  wie  Brunner  .sagt,  genau  naidi  dem  an- 
gegebenen „Rezept“  verfahren.  Der  Krfolg  seiner  Ausführungen 
war  auch  nicht  der,  daß  B ru  n n er  seine  Meinung  aufgegeben  hat. 

Was  zunächst  die  .Argumentation  mit  dem  kelti.schen  jtagus 
anlangt,  so  stellt  Brunner  darauf  ab,  daß  die  Römer  ihre  BegrilVe 
„an  den  keltischen  Verfassungszuständen  entwickelt  und  in  der 
hier  gewonnenen  technischen  .Ausbildung  auf  die  Gennanen  über- 
tragen haben.“  Ks  muß  also,  so  ist  die  Argumentation  wohl 
fortzuführen,  der  Bezirk,  den  die  Römer  bei  den  (»ermanen  jiagiis 
hießen,  der.selben  .Art  gewesen  sein,  wie  iler  keltische  Bezirk,  dem 
die  Römer  diesen  Namen  gegehen  hatten.  Dieser  Schlußfordening 
gegenüber  durfte  sich  Rachfahl  nicht  mit  der  Bemerkung  be- 
gnügen, daß  sie  „falls  <lie  anderen  Kinwendungen  BiMinners  sich 
als  unberechtigt  erwei.sen,  der  durchschlagenden  Beweiskraft“ 
enthehre.  .Aber  man  kann  ihr  auch  nicht  beitreten. 

Marko  'laus  iios  controos  au  iiioyoii  ägo.  (in  Itullotiiis  <lo  r.Voniloinic  Unyalo 
ilos  soionco.s  etc.,  ilo  Uolgii|ue  2.  Serie  Tuino  XX.WIII  1874  S.  2H(!  IT.)  S.  243. 
Vgl.  aucli  V.  Syliol,  Knt.sfehimg  lies  äeiit.selion  Künigtuiii.s*  S.  73.  f. 

In  nenosli‘r  Zeit  ist  dafür  Heil s I e r Verfa.ssnngsgeseli.  S.  13  eingetreten. 

')  Vgl.  hierzu  Schröder  Kg.'*  19  Amn.  13.  Hahn  l’rge.sehichte  I'S.  8.8 
niinnit  .sogar  an,  daU  nicht  die  civila.s,  sondern  der  Hau  (]iagu.s)  der  KinheiU- 
staat  sei.  Ders.  Könige  I S.  9 If. 

‘)  Sickcl  rreistaat  S.  91.  Amn.  hat  die.si-s  .Argument  ebenfalls  ver- 
wertet: bei  ihm  ist  auch  die  früheri'  l.ileratur  angeführt. 

»)  ltg.’  I S.  159. 

Vgl.  S.  t!7  .Anm.  1. 
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Bei  den  (lalliern  galt  es,  soriel  ims  bekannt  ist,  keine  Hundert- 
schaften').  Das  Land,  die  ei«tas,  hatte  als  einzigen  Unterbezirk 
den  pagus.  Diese  gallischen  pagi  sind  sehr  selbständige  Körper, 
die  auf  eigene  Faust  Krieg  führen  und  nur  in  einem  sehr  losen 
Zusaninienhang  stehen.  Dies  schon  seheidet  sie  m.  K.  von  den 
h_v|n)thetisehen  gennanischen  Gauen.  Ks  wird  ja  allerdings  von 
verschiedenen  Seiten  eine  autonome  iStellung  auch  für  die  germa- 
nischen Gaue  angenommen  und  dabei  immer  wieder  auf  die 
Zustände  bei  den  Cheruskern  zur  Zeit  von  Annin,  Segestes  und 
Inguioiner  liingewiesen  *).  Aber  beim  Lichte  betrachtet  ist  gerade 
dieser  Fall  der  Cherusker  sehr  wenig  beweiskräftig,  was  wohl 
auch  Brunner  nicht  entgangen  wäre,  wenn  er  sich  nicht  auf 
Dahn  verlassen  hätte.  liuellenmällig|  lallt  sich  allein  feststellen, 
(lall  dem  Germanikus  gegenüber  einzelne  hervorragende  Cherusker 
einen  verschiedenen  Stand]mnkt  einnahmen,  die  einen  erwiesen  sich 
den  Hörnern  feindlich,  die  andern  wohlgesinnt;  jeder  dieser  Männer 
hatte  auch  ersichtlich  eine  Menge  von  .\nhängern ").  Es  ist  aber 
schon  ganz  willkürlich,  wenn  Brunner  stillschweigend,  Cramer') 
sogar  ansdrücklich  annimmt,  dall  diese  einzelnen  Cherusker,  Segestes, 
Inguiomer,  Segimer  und  .\rmin  Gaufürsten  waren;  dafür  haben 
wir  ni<'lit  den  geringsten  Anhaltspunkt.  Und  selbst  wenn  sie 
Gaufürsten  waren,  und  wenn  die  verschiedenen  (Jane  der 
Cherusker  gegenüber  den  Böinern  nicht  einheitlich  vorgingen,  so 
ist  noch  nicht  gesagt,  dal.1  das  auch  den  allgemein  herrschemlen 

')  VkI.  Moioinscii  Uüiiiisclic  (icsihiclito  V.  S.  81  fl. 

C .So  auch  voll  Itriiiiiicr  !£■;.  1’  S.  I.W:  Iialiii  rrgcscliirhlc  ilor  (icr- 
iiiaiicii  I 8.  8t>. 

’)  Vj'l.  hierzu  Taritu»,  Annalus  I ö5.  Ö8.  oO. 

.1.  1,'riiiuor,  Hie  Verfassiingsgesehielite  ilcr  (iermanen  und  Kidteii 
S.  ()3.  Tacitus  iicuiit  allerdings  .\mi.  I Ö5  .\ruiinius,  Segestes  und  eeteri, 
zu  denen  vielleicht  Inguioiner  und  Seginier  gehören,  priiieipes.  .\ber  abge- 
sehen davon,  dalS  wir,  wie  schon  oben  S.  78  .Aiiin.  ’J  betont,  keine  Anhalts- 
jiuiikte  danir  haben,  in  den  principes  (ianfnrsten  zu  sehen,  wird  gerade  an 
dit'ser  Stelle  durch  den  Wechsel  von  proceres  und  principes  in  der  llezoieh- 
nnng  derselben  Personen  der  Zweifel  wachgernfeii,  ob  Tacitiis  hier  nberhanpl 
mit  bostinimten  'l'erniiiiologieii  reehnet;  denn  keinesfalls  waren  die  principes 
lind  proceres  die  Näinliclien,  wenn  auch  viele  principes  zugleich  proceres 
waren  und  nnigekchrt.  liii  nbrigoii  tritt  Segestes  mit  seinen  propinipii 
auf,  Ariiiinins  .\nii.  I .78  sogar  mit  .seiner  läctio,  woraus  doch  deutlich  her- 
vorgeht, daU  sich  hier  nicht  (laiie.  sondern  Parteien  gegeniibi'rsteheii. 

V,  Schwertii,  allKcrni.  Itmnlerfschaft  b 
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Ansohauunjren  entspnu^h.  Es  wäre  nicht  der  erste  Fall  irewesen, 
wenn  eiti  clieniskischer  Hau  sieh  von  den  andern  losjresast  hätte 
und  seine  eigenen  Wejre  jresranffen  wäre.  Wir  brauchen  aber 
nicht  zu  solchen  Hypothesen  unsere  Zuflucht  zu  nehmen.  Der 
Herjraii!'  war  keineswejfs  der,  dati  etwa  Anninius  mit  seinem  Hau 
ffefren  die  Römer  kämpfte,  Segestes  mit  seinem  Hau  sich  ihnen 
zusresellte.  Wir  wissen  im  (iegenttdl  durch  Tacitus.  dali  es 
sich  für  die  Römer  darum  handelte  die  sämtlichen  Cherusker 
(„hostem“),  die  damals  offensichtlich  nicht  in  den  Römern  erkenn- 
bare Abteilungen  zufielen,  in  zwei  feindliche  Parteien  z\i  spalten. 
Segestes  wurde  durch  den  Beschluß  des  Volkes  (consensu  gentis) 
in  den  Krieg  hineingerissen  und  stand  ganz  allein,  noch  dazu 
heimlich,  auf  römischer  Seite.  Nicht  lange  darauf  ist  Segestes 
gezwungen,  zu  den  RöineiTi  mn  Hilfe  zu  schicken,  weil  bei  seinem 
Volke  (apud  eos)  ,-Vnninius  an  Macht  gewann.  Die  ganzen  Ereig- 
nis.se  sind  nichts  anderes  als  eiTi  Kampf  zweier  Richtungen  inner- 
halb eines  und  desselben  Kreises.  Und  auch  Anninius  eilt,  als 
er  zum  .Vufstand  gegen  die  Römer  aufruft  nicht  etwa  durch  seinen 
pagus,  sondern  per  Cheruscos.  Dies  vertragt  sich  so  wenig  wie 
überhaupt  die  ganze  Schilderung  des  .Aufstandes  in  den  .Annalen 
mit  der  .Annahme,  es  lumdle  sich  da  uni  das  jiolitisch  selbständige 
A'orgehen  von  Hauen '). 

ln  dem  weiteren  von  Crainer  angeführten  Fall  jiolitlscher 
Selbständigkeit  (dnes  Hanes  muß  icii  schon  der  (djersetzung  wider- 
sprechen*). Wenn  liei  'l’acitus  Hist.  I\'.  'ifi  steht:  uti|ue  jiraeda 
ad  virtntem  acccnderetur,  in  pro.vimos  Cugernorum  pagos.  (|iii 
siicictatcm  Civilis  accepcrant,  ducfiis  a Vociila  e.xercitus.  so  muß 
das  doch  nicht  heißen,  daß  das  Heer  in  die  Zunächstgidegenen 
der  Haue  der  Kiigenicr  geführt  wurde,  und  nur  hei  dieser  Über- 
setzung ersclieint  ein  Teil  der  kiigernischen  (iaue  selbständig. 

')  In  gniiz  rdmliclicr  \\  i'isc  loit  schon  Schröilcr  l!g.^  S.  21  .\niii.  24 
gegen  Hi'nnners  .Vnllnssniig  iler  i'insehlägigen  'l'aeiMisstclIen  Kinsprucli 
erhoben,  iiber  ohne  jeilen  Krfolg.  Ini  übrigen  kann  ich  Schröder  nicht  zii- 
sliinincn.  wenn  er  ebda,  niiliirirische  Selbständigkeit  der  Iruuc  ans  dem  Kehde- 
ri'cht  der  .Sippen  folgert.  Heiin  der  lian  ist  mit  einer  Sippe  nie  zu  ver- 
gleicbeii.  Vgl.  oben  .s.  7S.  .\nni.  2). 

-)  IMes  zngli’ieh  gegen  .Schröder  a a.  O..  der  ebenso  übersetzt  wie 
I 'ramer. 
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Vielmehr  s.urt  die  Stelle  ledifflieli,  datl  Vocula  sein  Heer  in  die 
»iehiete  der  Ku^erner  führte,  die  seinem  damalim'n  Standquartiere 
von  allen  feindlichen  (Jehieten  zunächst  la^am.  Das  waren  nicht 
certi  ('uizemorum  pa^ü,  soiuh'ni  omnes  (’u^-ernonim  pairi,  die  zu 
Civilis  überfretrtden  waren;  womit  es  ühereinstimmt,  dal!  wir  im 
späteren  Verlauf  des  Aufstandes  <lie  Cusenii  ohne  Ausnahme 
auf  Seite  des  Hataver  finden.  Man  kann  aber  auch  davon  absehen, 
_(]ui“  auf  ])a;ri  zu  beziehen  und  es  zu  t'u.uenii  stellen.  Nichts 
.s))richt  diqrey:en  und  die  Fol^'e  ist  wiederum.  dal.l  eine  Selbstän- 
di;rkeit  einzelner  oder  einifrer  kuuernischer  (hiue  aus  der  Stelle 
nicht  zu  foluferu  i.st. 

Wir  kommen  zu  dem  Schlüsse,  dal.’  für  eine  ]iolitisehe  Selbst- 
ständigkeit der  ;rennanischen  Gaue  keinerlei  Beweis  zu  erbriu;ren 
ist,  und  da  andererseits  der  keltische  Gau  solche  Selbständiirkeit 
besitzt.  lie;rt  es  nahe,  diese  Gaue  nicht  für  "leicharti;re,  sondern 
für  verschiedenartig'  Hinrichtuimen  zu  halten. 

.\ber  auch  abiresehen  von  diesem  für  sich  allein  vielleicht 
nicht  ausreichenden  .■\r!zunient . kann  ich  Brunners  SchluLSfol- 
u:eruu,;'  aus  anderen  Gründen  nicht  beitreten.  Sie  setzt  nämlich 
voraus,  daU  pairus  bei  den  Hörnern  — von  den  späteren  lateinischen 
tiuellen  sehe  ich  ;r:inz  ab  — ein  fester,  eindeutiirer  'renninus  war. 
Denn  nur  unter  dieser  Voraiissetzunjr  lälJt  sich  sa;;en,  dal.l  alle 
Bezirke,  die  die  Hörner  ]>a;u'us  nannten,  einander  ;;leich  waren. 
.\ht-r  "erade  an  die.ser  Veraussetzun;r  fehlt  es,  wie  Brunni'r 
sell)st  zu;ribt.  I’a^zus  kann  „an  sich  jeden  Landbezirk  bezeichnen“ 
und  damit  fällt  die  Geschlossenheit  in  Brunners  .Ari'uinentation *). 

.ledoch  braucht  man  ih'shalb  nicht  anzunehmen,  dal.!  Caesar 
bewul.lt  zwei  völlie;  verschiedenen  verfassun;,'sre(ditlichen  Kinrich- 
tunajeTi  den  irleichen  Namen  pa;rus  ;;e;rehen  hat.  Denn  bei  aller 
Verschiedenheit  in  der  Grötie  und  im  Grad  der  politischen  Selb.stän- 
di^^keit  haben  der  m‘i’>nanische  und  der  keltische  pae:us  doch  das 

')  l>ic  vcrscliicili'iicn  Mciimn;'i'li  über  .pa;;iis"  sinil  i'rscliö|)(Viiil  zii- 
.sammcii){i-sti‘llt  uiiil  bcbimdi'lt  bei  Itaiiiiistiirk  rrdeiitselie  SlaatsaUertüiiH’r 
S.  ir.  (ierbev  l.exicDii  Taeilisim  S.  |04!)  ».  v.  pagiis  führt  sogar 
einen  Kall  an,  in  dem  pagiis  bei  Taeitiis  soviel  wie  I >orf  bedeutet,  librigiuis 
ist  7.11  beaebti'ii,  daü  einen  .\nbalts|innkt  für  clie  11  röUe  eines  pagics  überb.anpt 
mir  l'aesur  ib'  bell.  gall.  IV.  I gibt:  an  allen  anderen  Slidb-n  können  die  pagi 
von  beliebiger  (Irölie  sein. 

ü* 
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miteinander  "emeinsam,  dal.t  sie  der  unter  der  eivitas  stellende 
Bezirk  sind.  Dem  helvetiselien  Unterbezirk  hat  Caesar  den  Namen 
pa^rus  fregeben,  und  als  ihm  liei  den  (iennanen  ein  Unterbezirk 
entgegentrat,  bezeichnete  er  diesen  ebenfalls  als  pagus.  Insofern 
gebe  ich  Brunner  sogar  zu,  da  LI  Caesar  seine  Tenninologie  an 
keltischen  Verhiiltnissen  entwickelt  hat').  Aber  ein  tertium  com- 
parationis  ffihrt  noch  nicht  zur  Kongruenz. 

Brunner  mutlte  doch  auch  enviigen,  daß  Tacitus  den  Begriff 
jiagns  nicht  für  die  Kelten  geschatfen.  sondern  der  römischen  Ver- 
fassungsterminologie entnommen  hat.  Und  docli  ist  der  imgus  der 
Kelten  etwas  anderes  als  der  iles  römischen  Weltreichs. 

Übrigens  laßt  sich  zu  allem  Überfluß  aus  Caesar  selbst 
beweisen,  daß  der  Bezirk,  den  er  hei  den  Kelten  jiagus  hieß, 
größer  war,  wie  der  gennanische,  dem  er  diesen  Namen  gab. 

Nach  Caesar  de  hell.  g.  I,  Ui  war  das  ganze  fJehiet  der 
Helvetier  in  vier  pagi  geteilt.  Da  nach  I,  i!)  das  Cesamtvidk  der 
Helvetier  eine  Zahl  von  it;  300  erreichte  und  mindestens  ein 
Viertel  waffenfähig  war,  so  entfielen  auf  jeden  pagus  ß .äoo  Walfen- 
fähige.  Damit  stimmt  ungefähr  üherein  I,  i7: 

„Dum  ea  cmuiuiruntur  et  coiiferuntur,  nocte  intermissa 
circiter  hominum  inilia  se.x  eins  pagi,  <|ui  Verhigeiius  appel- 
latiir  . . . e castris  Helvetiorum  egressi  ad  Khenum  tinesque 
(iennanorum  contenderunt.“ 

Selbst  wenn  wir  amiehmen,  daß  alle  Leute  dieses  pagus  Ver- 
bigemis  wegzogen,  was  durch  den  Wortlaut  nicht  einmal  verlangt 
ist,  so  haben  wir  auch  hier  eine  sehr  erhebliche  .Menge  von 
Kriegern  als  in  eiiuun  (iau  befindlich  anzunehmen. 

Von  den  germanischen  tiauen  <ler  Sueben  (higegeii  berichtet 
uns  Caesar,  daß  jeder  nur  zweitau.senil  Krieger  enthielt.  Mögen 
nun  diese  sämtlichen  Angaben  falsch  oder  den  Tatsachen  ent- 
sprechend sein,  jedenfalls  war  für  Caesar  der  keltische  (iau  der 
(irößc  nach  etwas  anderes  als  der  germanische.  .\uf  Caesars 
■Meinung  aber  müßte  es  nach  Brunner  allein  ankommen. 

')  Im  l‘rinzi|)  jeii.ich  imiU  ich  Sickel  zu.stiminen,  der  Inst.  f.  öst.  <io- 
srhichtsf.  Krg.  Itd.  I .s.  l.j  .Vinn,  1 sajit,  os  .sei  ein  unrichtiger  SchliiU,  .daU 
wirilen  ficrinanenstaat  aus  dem  Keltenstaat  erläutern  köioiten,  weil  für  beide 
eivitas  und  pagus  gebrauehl  sind.  Ist  dneh  auch  der  kelti.sche  pagus 
nicht  gleich  dein  ilalisihen !~ 
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Ühcrhaujit  ist  für  dit>  franze  Frage  der  Spraihgebrauch  tte- 
züglieli  des  Wortes  pagus  entseheidend.  Gellt  man  davon  aus, 
dat!  pagns  überall  den  niimlielien  Sinn  hat,  in  allen  Quellenstellen 
denselben  Hezirk  bezeielmet,  so  läßt  sieh  die  Identitizierung  von 
jiagus  und  Hundertschaft  im  üblichen  Sinn  nur  unter  Venverfuiig 
von  tiuellenstellen  durchführen.  (Jeht  man  umgekehrt  davon  aus, 
daß  pagus  an  verschiedenen  Stellen  verschiedene  Bedeutung  hat, 
so  folgt  daraus,  daß  man  in  ilem  pagus  ohne  weiteres  weder  eine 
Hundertschaft  noch  einen  Gau  sehen,  sondern  höchstens  aus  dem 
ganzen  Zusammenhang  entnehmen  kann,  welcher  Bezirk  gemeint  ist '). 

Das  gilt  auch  für  Brunner’s  zweites  .\rgument,  die  viel 
umstrittene  Stelle  bei  Caesar.  De  b.  gall.  IV,  1; 

„Hi  centum  pagos  habere  dinmtur,  ex  quibus  quotannis 
singula  milia  armatorum  bellandi  causa  suis  ex  tinihus 
educunt.  Heliqui,  qui  doini  remanserunt,  se  atque  illos 
alunt;  hi  rursus  in  vicem  anno  post  in  annis  sunt,  illi 
domi  remanent.“ 

.Vuf  die  viel  angegrilfenen  „centum  pagi“  habe  ich  hier 
nicht  einzugehen.  Wenn  Caesar  in  dieser  Stelle  den  Suebi 
100  Gaue  zuschreibt,  an  anderer  Stelle  nur  einem  Teil  dieses 
Volkes  ebensoviele.  wenn  Tacitus  berichtet,  ilie  Semnones  hatten 
IfK)  (Saue  bewrdmt,  P 1 i n i \i  s den  Hillevioues  ein  (Jebiet  von 
.')00  pagi  anweist,  so  tblgt  aus  allen  diesen  .Vngaben  nicht  das 
mindeste  für  die  (Jröße  dieser  pagi.  Vielmehr  haben  wir  es  bei 
diesen  Zahlen,  wie  M ü 1 1 1*  n h o ff  ®)  tretfend  bemerkt,  mit  einem 
„sagenhaften  Anschlag“  zu  tun.  Diese  .Vngaben  sind  eine  Be- 
stätigung der  .Vusführungen  über  den  Gebrauch  des  Wortes 
„hundert“  oder  „centum“  oder  sie  gehen  möglichenveise  sogar 
darauf  zurück,  daß  die  Gewährsmänner  der  Böiner  von  „huntari“ 
sprachen 

*)  Ygl.  Hirschfclil  Oalli.sclic  Slmlicii  in  den  Sitzioighber.  d.  Wiener 
.\kadeinie.  pliil.-liist.  Klasse  lO.'J  8.  .'{04. 

O-.V.  IV  S.  4({|.  Kbensu  scliun  linckert,  llisturischcs  Ta.schen- 
bneb  18GI  S.  3.59. 

’)  Kbenso  unbestiinint  wie  pagus  sind  die  Ilegriire  baut  (Tnbante.s, 
Hrabant,  Testerbant),  eiba  (Welereiba,  Wingarteiba)  und  bar,  para  (Albu- 
nespara).  Sie  sind  deshalb  für  die  l'.rforsebung  der  gerinailischea  Ver- 
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Im  übrigen  beriehtet  hier  Caesar  dem  Worte  naeli 
vmi  pagi,  die  Krieger  entlialten  und,  wenn  eine  Hundeit- 

sehaft  eine  Vereinigung  von  etwa  Imndert  Miinnern  oder  ein 
Komplex  von  etwa  100  Hufen  ist,  so  können  diese  pagi  keine 
Hiindertsehaften  sein'i.  Diese  SeliluBfolgerung  ist  zwingend. 
Denn  icli  möelite  mieli  nieht  der  Gegenargumentation  bedienen, 
daU  sieh  die  ursprünglieh  hundert  Krieger  seit  <ier  Niederlassung 
so  sehr  veniiehrt  haben  könnten.  Nieht  nur  ist  ein  so  rasehes 
.Anwachsen  der  HevöIkeningszilTer  sehr  unwahrseheinlieh,  sondern 
es  würde  auch,  wenn  sieh  die  Hevölkening  so  sehr  veniiehrt 
hiitte,  eine  Verseliiebung  der  urs])rüngliehen  Wohnsitze  liaben 
statttinden  müssen:  das  ursprünglieli  von  hundert  Kriegem  in 
Mesitz  genommene  Land  liiitte  niemals  von  ‘JOIKI  bewohnt  sein 
können.  .Aber  auf  der  anderen  Seite  ist  wohl  zu  beaehten,  daU 
eine  Kinwohnersehaft  von  2000  Kriegern  auch  nieht  in  einem 
pagus  sieh  aufhalten  kann,  der  das  Nii'derlassungsgebiet  einer 
Taiisendseliaft  ist.  Denn  aueh  eine'  A’erdoppliing  der  Hevölkerurigs- 
zitfer  ist  bei  den  damaligen  A'erhältnissen,  den  fortwährenden 
A’erlusten  an  Mensehen  im  Kamjif,  innerhalb  der  Zeit  seit  der 
.Ansilssigmachung  und  den  Kriegen  mit  Caesar  nieht  anzunehmen. 
Konsequent  miiUte  Itrunner  annehnien,  dali  diese  pagi  der 


fiis.sutig  nicht  weiter  zu  vcrwertmi.  Ob  etwa  öie  Tiibantcs  da.s  Oebict 
zweier  Hiimlertaehafteii  bewohnt  haben,  öa.s  ist  eine  Krage,  die  nicht  gelöst 
werden  kann,  und  es  ist  niüssig,  sic  hvpothetiseh  zu  bejahen  oder  zu  ver- 
neinen. Vgl.  Schröiler  K.  tJ.*  ,''.21.  Waitz  V.  O.  P S.  207  Oriiniii 
Ileehtsaltertnnier*  II  8 f. 

Dahn,  Könige  VII,  1 S.  3 hält  die  UKl  (Jane  der  Sueben  aufrecht, 
weil  nach  .seiner  .Ansicht  jede  Völkerschaft  iin  riurchschnitt  4—6  tJaue 
zählte  und  die  Sueben  etwa  13—20  Völkerschaften  hatten.  Vgl.  die 
treffenden  Iteinerkungen  v.  .A.  Hugge  a.  a.  O.  S.  16  .Hinieligvis  har  han 
(l'linius)  hört  at  Ilillevionernc  bodile  i fein  .hundreder“  og  inisfurstaaet 
dette  soni  -fein  hundrede  landsbyer". 

')  Thiidichuin,  <ler  altdeutsche  Staat  S.  ;!4  will  diese  .Schwierigkeit 
dadnri'h  lösen,  dali  er  hundert  Kotten  zu  jo  10  Mann  anniinnit.  Dafür  gibt 
i’s  aber  keinen  Anhalt, s|mnkt;  die  angezogene  Stidle  aus  den  J.eges  Kdw. 
i'onf.  ist  bi‘i  dem  geringen  AVert  dieser  tjnelle  (dine  Iteweiskraft.  Vgl.  K. 
I,  i eh  er  ni  a n II.  I ber  di,'  Leges  Kdwardi  l'onfessoris  S.  74.  .Auch  Sickel 
Kreislaat  S.  10  meint,  datt  die  pagi  (Jane  sein  müssen,  weil  ihre  Orölle 
■lie  der  llumicitseharien  weil  nbertraf. 
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Sueben  weder  Hundert'<eliaiten  noeli  (Jaue  sind.  Und  das  erseheint 
mir  aueli  richtig.  Ks  sind  (iehiete  von  unbestimmter  tirnße,  aus 
denen  jalirlich  eine  ^'roße  Mellte  (natürlich  nicht  gerade  tausend) 
von  Bewaffneten  ins  Feld  zieht. 

Wenn  aber  auch,  wie  zugegel)en,  diese  pagi  der  Suebi  keine 
Hundertschaften  gewesen  sein  künnen,  folgt  dann  daraus,  daß 
]>agus  an  keiner  Stelle  Hundertschaft  bezeichnen  kann,  oder  etwa 
daß  es  einen  bestimmten  anileren  Bezirk  bezeichnen  muß?  Diese 
beiden  Fragen  sind  zu  verneinen. 

Zur  Rechtfertigung  verweise  ich  auf  die  schon  oben  erwähnte, 
unbestrittene.  Tatsache,  daß  pagus  einen  Landbezirk  schlechthin 
bedeutet,  ohne  daß  man  mit  diesem  Wort  die  V'orstellung  irgend 
einer  tJröße  zu  verbinden  hätte.  Eben  deshalb  kann  pagus  an 
der  einen  Stelle  zur  Bezeichnung  eines  tiebietes  verwendet  werden, 
von  dem  der  Schreiber  nicht  einmal  eine  Vjestimmte  Vorstellung 
hat,  an  der  anderen  zur  Bezeichnung  eines  ganzen  Volksgebietes, 
an  einer  dritten  zur  Bezeichnung  eines  genau  abgegrenzten  (ie- 
bietsteiles.  Das  erkennt  Brunner  an,  venvertet  es  aber  nicht. 
Hätte  er  es  verwertet,  so  wäre  er  zu  dem  Schlüsse  gekommen, 
daß  die  Stelle  aus  Caesar  weder  in  der  einen  noch  in  der 
anderen  Richtung  beweiskräftig  ist.  Sie  kann  uns  wegen  eben 
der  Vieldeutigkeit  des  Wortes  ]>agus  nii-ht  beweisen,  daß  niidit 
doch  an  anderer  Sbdle  pagus  einen  Hundertschaftsbezirk  bedeuten 
kann.  Sie  ist  aber,  wie  schon  bemerkt,  auch  nicht  im  Stande, 
die  Existenz  von  (Jamm  zu  beweisen.  Denn  auch  die  (taue 
können,  so  wie  sie  von  Brunner  und  seinen  Anhängern  gedacht 
sind,  nicht  'iUOO  wehrfähige  .Männer  enthalten;  das  würde  ja,  da 
sie  Tausendschaftsinederlassuugen  sein  sollen,  eine  Verdoppelung 
der  Bevölkerung  innerhalb  kurzer  Zeit  voraussetzen.  Ich  trage 
übrigens  kein  Bedenken,  gerade  bei  dieser  Stelle  nach  dem 
„Rezept“  Brunner’s  zu  verfahren  und  diese  Stelle,  wenn  auch 
nicht  völlig  als  unglaubwürdig  zu  veiwerfen.  s<i  doi-h  als  ein  Miß- 
verständnis anzuselum.  So  gut  man  in  <ien  „centum  pagi“  ein 
Mißverstämlnis  erblickt,  so  gut  kann  man  die  anderen  Zahlen- 
angaben dieser  Stidle  als  ein  s(dehes  auflassen  angesichts  der 
eilen  ausgeffihrten  'l'atsaclu“,  daß  sie  weder  zu  (lauen  noch  zu 
Hundertschaften  passen.  Es  wäre  sogar  möglich,  daß  auch  kein 
Mißverständnis  vorliegt,  sondern  daß  Caesar  falsch  unterrichtet 
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war.  Knnnti“  ilenii  niclit  ein  Interesse  daran  bestellen,  ilim  eine 
übertriebene,  wenn  auch  falsclie  Vorstellunfr  von  der  Urötie  des 
Suebenvolkes  beiziibrinsren? ‘)  Dnch  inair  all  ilem  sein,  wie 
ininu'r,  lest  steht,  dati  diese  pajri  weder  Hiindertschaftiui  noch 
Tausendschatten  enthalten  können. 

.\ls  letztes  .\rf;uinent  führt  Brunner  die  Nachrichten  des 
Tacitus  über  die  Hundertschaften  ins  Feld.  Hierher  frehört  zu- 
nächst (renn.  c.  (>: 

„in  Universum  aestinianti  plus  penes  peditem  ndioris; 
eoque  inixti  proeliantur,  ajita  et  consniente  ad  equestreni 
puErnain  velocitate  pedituin,  quos  e.v  omni  Juventute  delectos 
ante  aciem  locant.  detinitur  et  nuinerus:  centeni  ex  sinRulis 
papis  sunt,  idque  ijisum  inter  suos  vocantur,  et  quod  priino 
numerus  fuit,  iam  nonien  et  honor  est.“ 

Hierzu  liemerkt  Brunner;  „Da  nach  denn.  c.  (i  jeder  ein- 
zelne Gau  je  hundert  Mann  zu  der  aus  Reitern  und  FuBsünRern 
gemischten  Sondertrui)])e  stellte,  so  niuB  die  Zahl  der  sonstigen 
Heennanner  des  Gaues  so  erheblich  gewesen  sein,  daW  die  Be- 
zeichnung Hundeitschaft  für  den  Gau  schon  damals  schlechter- 
dings nicht  mehr  gepal.lt  hätte.“*). 

.\n  diese  Tacitusstelle  knüpft  sich  eine  langwierige  Kontro- 
verse, die  bis  heute  noch  keine  anerkannte  Lösung  gefunden  liat  *). 
.\uch  die  üdgenden  .Ausführungen  lieansprucheii  nicht,  eine  er- 
schöjifende  Lösung  zu  bringen:  denn  es  können  ülierhau](t  nur  die 
in  ihr  enthaltenen  einzelnen  Fragen  zur  Krörterung  kommen,  die 
für  uirsere  Hauptfrage  von  Bedeutung  sind. 

.Autler  Zweifel  ist,  daß  die  Gennanen,  wie  auch  andere  indo- 

')  In  den  übcrtrioboncn  Z.ilili'imngabcn  iTinncrl  die  Stelle  an  die  oben 
citierte  aus  der  Hervararsaga,  wo  es  der  Verfasser  ain  h darauf  anlegt,  beim 
I.eser  die  Vorstellung  eines  gewaltigen  Heeres  zu  erweeken.  Her  l’oleniik 
von  Kaelifalil  a.  a.  O.  .S.  Kii;  vermag  ieli  mieli  nieht  anzuselilieUcn.  Die 
liruiidlage  seiner  .Ausführungen,  die  lleviilkeruug.sbereetinnngen  Dclbrnck's, 
sind  reine  Fantasie. 

*)  Wa,s  Haehfalil  a.  a.  i>.  ,S.  lü.S  gegen  Hrunner  ausfnlirt.  sctieint 
mir  lialtlos.  Warum  soll  die  Itemerkung,  dal!  die  Hezeichnung  liundari 
teenlum)  ihren  frsiirung  einem  Z.ablemerhältuis  verdanke  „Vermutung“ 
.sein-'  Im  tiegenteil  .sehe  ich  die  einzig  mögliche  Krklürung  dieses  Namens 
in  dem  Zusaniineiihang  mit  dem  Zahlwort  und  Mengenwort  Imndari. 

* Müllenhofr,  H.  .V.  IV  173  f. 
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gmiianisclip  Völker,  eiiip  "einisflile,  aus  Reitern  und  FnUkänipfern 
bestellende  Trupjie  ijekannt  liaben,  die  sie  vor  dem  übrigen  Heere, 
der  aeies,  aufstellten ').  In  Frage  steht  dann  nur  noeh,  wie  groß 
diese  Tru])pe  war,  ob  sie  überhaujit  in  einem  bestinunten  Zahlen- 
verliiiltnis  zu  der  Zahl  der  Haujittruppe  stand,  und  wie  sie  zu- 
stande kam.  Mit  diesen  Fragen  sollen  sieh  die  folgenden  Aus- 
führungen des  näheren  besehäftigen. 

Was  die  Krörtening  und  die  Auslegung  des  e.  (i  der  (ier- 
mania  besonders  erschwert,  ist  der  Umstand,  daß  wir  aus  ainleren 
(Quellen  nur  sehr  wenig  Nachrichten  über  diese  sogenannte  Klite- 
truppe  haben,  mit  denen  wir  den  Hericht  des  Taeitus  ergänzen 
und  erläutern  könnten.  Nur  Caesar  äullert  sirli  darüber  d.  h.  g. 
1.  c.  48: 

,(tenus  hoc  erat  pugnae,  quo  se  (Tcnnani  exercuerant. 
Kiluitum  milia  erant  VI,  totidem  numero  pedites  velocissimi  ac 
foi-tissimi.  qiios  ex  omni  co]iia  singuli  singulos  suae  salutus 
causa  delegerant  . . . .“ 

Hier  erfahren  wir  also,  dal.l  das  Heer  des  Ariovist  eine  Flite- 
trujipe  von  U.MIOO  Mann.  (>0(MI  Reitern  und  (idüO  Fußgängern 
hatte.  Damit  operieid  nun  Mfillenhoff  tblgendennaßen*).  Er 
geht  Voll  der  oben  erwähnten  Nachricht  des  ('aesar  aus,  daß 
die  Sueben  hundert  (laue  bewohnten,  nimmt  diese  Hundert  als  ein 
(iroßliundert,  läßt  jeden  Gaue  tausend  Mann  stellen  und  erhält 
mit  dieser  Rechnung  ein  Suebenlieer  von  li’OO(K)  Mann,  was 
Caesar  d.  b.  g.  I c.  Ml  entspräihe.  Nun  fährt  er  fort:  „Das 
war  aber  nur  die  Stärke  des  Fußvolks.  Die  Reiterei  zählte  nach 
Ihr.  I,  48  (iOOd  Mann  zu  Pferde  und  ebensoviele  Fußgänger, 
Parabaten,  also  im  ganzen  12000  Mann.  Dividiert  man  diese  Zahl 
durch  die  Zahl  der  120  pagi,  so  ergibt  sich,  daß  jeder  pagiis 
100  Mann  dazu  stellte,  ÖO  Reiter  und  .'lO  Fußgänger.  Das  stimmt 
vollkommen  zu  Taeitus:  centeni  ex  singiilis  pagis. 

Diese  Rechnung  scheitert  schon  daran,  daß  sie  nur  infolge 
einer  ganz  willkürlichen  Auslegung  zustande  gekommen  ist.  Was 
gibt  Müllenlioff  die  Herechtigung,  in  den  centum  pagi,  120 
zu  sehen,  dieses  centuni  als  Großliiindert  aufzufässen  ? Mit  dem- 

Vgl.  Uriinner,  U(i.  I’  S.  IS3. 

’)  Möllenhoff,  1).  A.  IV  S.  178. 
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M'lbeii  Rf'clit  kann  inan  die  centoni  liei  Tacitus  als  (iroßliundoil 
anschi'ii,  nnd  dann  stininit  Mfl  1 hMihofl's  Htülmun^'  keint'swnjis. 
Sic  hat  auUcrdem  nireh  einen  Fehler.  MO  Den  hoff  flhersiehl 
lüinilieli,  daß,  nin  dieses  Heer  aiifztihringen,  nicht,  wie  er  säst, 
jeder  pajrus  inOO  Mann  .stellen  nnißt»',  auch  nicht  tausend  Fuß- 
pün^er,  sondern  1100  Mann  oder  lO.'iO  Fußpiinper  und  .öO  Beiter. 
Ffir  eine  S(dche  Zahl  Imhcn  wir,  auch  wenn  wir  eine  .\ushehunps- 
ziffer  annehmen  wollten,  absolut  keine  .\nhaltsjmnkte.  Nur 
nebenbei  bemerkt  sei,  daß  es  sonderbar  anmutet,  perade  bei 
Mflllenhoff  die.se  Hechnung  zu  lesen,  der  doch  die  centum 
papi  , einen  sapenhafteii  Anschlag“  nennt. 

Ist  somit  die  llerechnunp  Müllenholfs  an  sich  schon  falsch, 
.so  penüpt  ein  Hinweis  <larauf,  daß  sie  auch  ohne  die  genannten 
besonderen  Fehler  keine  durchschlapende  Beweiskraft  hatte,  weil 
sie  auf  zu  unsicherer  llrundhipe  sO'ht.  Die  Zahlenanpaben  Caesar\s 
fiber  ilie  Starke  feindlicher  Trup]»en  können  nie  als  (rrundlape  für 
lieweisführunpen  dienen. 

.Aus  Caesar  ist  also  zweifellos  nicht  zu  entnehmen,  daß  jeder 
(lau  zur  Klitetruppe  pera<le  UiO  Mann  .stellte.  Infolgedessen 
kann  man  auch  nicht  schließen,  daß  die  ])agi,  die  nach  Tacitus 
centeni  stellten,  s<dche  (laue  waren. 

Um  nun  auftienu.  c.  (!  zurückzukommen,  so  mache  ich  hier 
atifmei'ksam  a\if  den  Schluß;  „ . . . cpiod  jirimus  numerus  fuit, 
iam  nomen  et  honor  est.“  Daraus  folgt,  daß  zwar  die  Klitetruppe 
zur  Zeit  des  Tacitus  nicht  mehr  hundert  Mann  enthielt,  wohl  aber 
früher;  daß  sie  einmal  diese  (iröße  hatte,  soll  ja  gerade  ihren 
Namen,  den  wir  allerdings  nicht  erfahren,  aber  vielleicht  in 
huntari  vermuten  können,  rechtfei-tigen.  Da  erhebt  sich  nun  die 
Frage,  ob  diese  Vorstellung  flherbau]>t  möglich  ist.  Kann  die 
Klitetruppe  einmal  so  ein  Hundertverband  gewesen  sein?  Die 
herrschende  Meiming  wird  die  Frage  bejahen,  indem  sie  annimmt, 
daß  derfiau  hundert  zur  Klitidrujipe  stellte.  Dies  mit  angenommen, 
kann  ich  es  berechtiirt  linden,  wenn  die  übrigen,  in  der  acies 
sichenden  Männer  die  Klitetruppe  des  Daus  ein  huntari  hießen. 
Nun  denke  man  sich  alier,  daß  mehrere,  etwa  .')  (iaue  eine  Schlacht 
geliefert  haben,  sollte  dann  diese  Klitetruppe  auch  wieder  eiti 
1 lunderterverband  geheißen  Italien.  Dewiß  nicht!  Kine  Truppe, 
die  immer  in  ihrer  Dröße  variierte,  je  nach  dem  Bestand  der 
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Haupttruppi*,  erhielt  hei  den  (jermanen  so  weiiifr  eiiieu  Namen,  der 
mir  eine  Zahl  war,  wie  sie  ihn  hei  uns  erhalten  würde. 

Damit  will  ieh  keineswefis  hehau])ten,  dal!  Taeitus  uns  falseh 
herichtet  habe.  Kr  hat  mit  ifutem  (Jrund  von  den  eenteni  ex 
siiifrnlis  pasris  K‘‘i*proehen.  Denn  ihm  oder  seinem  (iewahrsmami 
>re«enfiher  sprach  der  um  die  Sache  befragte  (Jermane  von  huntari. 
(’bersehen  wurde  dabei  nur,  da  Li  huntari  nicht  eben  hundert  be- 
zeichnen miiU.  Der  (tennane  widlte  nur  sagen,  daLi  jeder  pagus 
eine  gewisse  Menge  von  Kenten  zur  Elitetruppe  stellte.  .Aller- 
dings darf  man  auch  diese  Fassung  nicht  jiressen,  sondern  in  der 
Wirklichkeit  verhielt  sich  die  Sache  wohl  so,  datl  von  jedem  pagus 
eine  nicht  gerade  abgezahlte,  aber  schon  durch  die  Verhältnisse 
beschrrinkte  .Anzahl  von  Reitern  kam,  und  jeder  von  diesen  hat 
sich  dann,  wie  ja  Caesar  erzählt,  seinen  Begleiter  ausgesucht. 

Bei  dieser  Erklärung  kann  die  Klitetruppe  immer  huntari 
heilien,  rdi  nun  die  Hauptruppe  und  damit  sie  selbst  grötler  oder 
kleiner  war.  Wir  können  aber  andererseits  aus  dem  .eenteni“ 
keine  Schlüsse  auf  die  (JröLie  des  jiagus  ziehen:  dieser  kann  eben- 
sogut als  Hundertschaft,  wie  als  tiau  huntari  zur  Elitetruppe  ge- 
stellt haben '). 

Ich  gehe  nun  über  zu  der  zweiten  einschlägigen  Stelle  bei 
Taeitus,  nämlich  (ierm.  c.  Cd. 

.Eliguntur  in  isdem  conciliis  et  principes,  (pii  jura  per 
pagos  vicosi|ue  reddunt;  eenteni  singulis  ex  plebe  comites 
concilinm  simul  et  auctoritas  adsunt.“ 

Auch  iliese  Stelle  ist  nicht  wenig  umstritten.  Sie  sagt  uns 
in  ihrem  ersten  Satz,  datl  in  Versammlungen  (coneilia)  principes 
gewählt  werden,  qni  iura  per  pagos  vicosque  reddunt.  Fraglich 
ist,  wer  diese  princijies  sind,  und  ilies  hängt  ab  von  der  .Aus- 
legtmg  des  Kelativscatzes. 

Nach  der  lierrscheiiden  Meinung  sind  die  principes  ((ian- 
fürsten)  im  (Jan  (pagus)  herumgereist  und  haben  an  der  Hundert- 
schaftsdingstätte,  die  inmitten  des  vicus  lag,  (iericht  gehalten*).  Wie 

q Die  .\iinaliinc  cinus  /u.sanimc'iiliaiig.s  (iioser  .eenteni“  mit  Ilumlcrt- 
scliaflcn  hat  Selirndur  !{)'.■'■  S.  3!)  Anni.  I mit  Itcelit  znriickgeiviusen.  Warum 
iiiimnt  nbritfcns  Srhröiler  gerade  bei  ilieseii  -eenteni“  mit  v.  Amira  an, 
dali  man  an  eine  -Menge“,  nielit  an  eine  Zaid,  zu  denken  habe? 

■*)  Selirödcr,  Kg.’  S.  41  f.  li ruinier,  Kg.“  I S.  202. 
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man  zu  diostm  Aiiiiiihmcn  irckommen  ist,  erklärt  sieh  leielit.  In 
der  Tat  ist  der  frilnkisehe  eoines  in  seiner  (irat'schaft  heninisrereist 
und  hat  in  den  einzelnen  Hundertsehalten  («erieht  siehalteii:  aueh 
der  alamannisehe  eoines  hat  dies  >;etan,  aueh  der  bairisehe  eomes 
kann  nur  so  zur  Ahhaltun^r  eines  (ieriehts  frekommen  sein. 

Ks  frilut  sieh  nun,  ob  wir  aueh  in  der  Rennanisehen  Zeit 
solehe  reisende  Richter  annehinen  niOssen  oder  aneh  nur  annehmen 
können.  War  die  ratio,  die  in  fränkischer  Zeit  das  Herumreisen 
des  (irafen  reehttertiirte,  aueh  schon  in  Rennaniseher  Zeit  vor- 
handen? Die  .\ntwnrt  ei'Riht  sieh,  wenn  wir  zunächst  die  FraRe 
beantworten,  warum  der  friinkisehe  (traf  reiste.  Sie  i.st  in  den 
(irundzÜRen  schon  in  den  .AusfühniiiRen  dieses  .Abschnittes  über  die 
lledeutiinR  der  friVnkisehen  (iiafsehaft  überhaupt  beantwortet.  Der 
fränkische  eomes  reiste  nicht  etwa  deshalb  von  einer  Hundertschaft 
zur  andern,  weil  da.  wo  er  (ierieht  halten  wollte,  kein  anderer 
Itiehter  vorhanden  war;  er  mutlte  im  (JeRenteil  den  ursprünRliehen 
Hundertsehaftsriehter  verdriiTiRen.  um  überhau]d  Platz  zu  finden. 
Sein  Herumreisen  war  vielmehr  dadurch  veranlal.lt,  dali  ein  be- 
sonderes (ierieht  Rehalten  werden  sollte;  die  köiÜRliche  (ie- 
rielitsludieit  sollte  ausReüld  werden  und  dazu  bedurfte  man  des 
köniRliehen  Ile;imten,  des  (irafen,  der  aueh  sonst  die  Resamten 
Rechte  des  IvöniRs  in  der  (irafsehaft  wahrzunehmen  hatte.  In  der 
Rennanisehen  Zeit  konnte  dieser  Zweck  des  Herumreisens  nicht  be- 
stehen; denn  es  Rah  keine  (ieriehtshoheit,  die  auch  im  Unterge- 
richt hätte  repräsentiert  werden  müssen,  die  (Ieriehtshoheit  der 
Hundertschaft  war  eine  unabhäiiRiRe.  Ein  anderer  Zweck  aber  ist 
schwerlich  aufzutinden'). 

Es  ist  also  mindestens  sehr  unwahrscheinlich,  daü  die  ger- 
manischen principes  so  wie  die  fränkischen  coniites  henimreisten, 
um  Rei  ht  zu  sjirechen.  Dann  erliidd  sieli  aber  sofort  die  Frage 
wie  das  ins  reddore  jier  pagos  vicosipie  sonst  zu  erklären  ist. 

Zwanglos  erklärt  es  sich,  wenn  man  sich  in  den  (iedanken- 
gang  des  Tacitus  hineindenkt.  Tacitus  hatte  olVensichtlich  die  Auf- 
lässnng,  daR  die  sämtlichen  j)iinci|ies  auf  dem  Landsding  gewählt 
wurden.  Von  da  aus  verteilten  sie  sich  nun  und  zogen  hinaus 

*)  l'nvir.ständlidi  ist  mir,  wie  M fi  1 lenlioff  1).  IV.  252  f.  das  ,Kiii- 
rciteii"  der  llerrsi-hatt  liorHii/.ielien  kann.  I>h  hiiiidelt  es  sieh  doch  überhaupt 
nicht  um  eineu  l'mzuo,  sondern  um  einen  bin  zur. 
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in  ihro  Hezirke.  in  die  jmiri,  um  dort  Recht  zu  sjirechen.  Dieses 
Hinausfrehen  in  die  Rezirke  und  das  Rechtsprechcn  dort  konnte 
Tacitus  sehr  wadil  Jiiit  jus  reddere  per  pa^os  ausdrfleken. 

Der  Reisatz  vicosque  kann  ledifjlicli  eine  nähere  Krläuteruii!' 
eine  i,^‘nauere  Ortshestinimuns;  sein.  Kr  kann  heißen,  daß  der 
prineeps  nicht  an  einer  beliehi^fen  Stelle  des  pa;rus,  sondeni  an  der 
bei  dem  vieiis  oder  in  seiner  Mitte  fjelejrenen  Diiifistätte  (tericlit 
liielt;  dann  erscheint  der  Plural  schon  •lereehtfertiirt.  wenn  in 
jedem  pa;<us  auch  nur  eine  solche  Dinjistatte  la!;.  Man  kann 
aber  auch  daran  denken,  daß  es  keineswegs  immer  diese  Ding- 
stiitte  war,  an  der  (iericht  gehalten  wurde ; denn  nur  das  echte 
Ding  war  an  sie  gebunden.  Das  gebotene  Ding  aber  konnte  auch 
an  anderem  Ort  stutttinden,  sodaß  in  jeilem  vicus  des  pagus  der 
prineeps  Uericht  halten  konnte*).  Ja  selbst  Dingstiitten  für  unge- 
botenes Ding  konnte  es  in  einem  pagus  mehrere  geben,  da  ein 
Wechsel  zwischen  einzelnen  Dörfern  nicht  ausgeschlossen  ist. 
Kndlich  braucht  man  überhau)d  nicht  von  testen  Dingstatten  aus- 
zugehen. sondern  kann  davon  ausgehen,  daß  es  in  germanischer 
Zeit  wie  spater  in  Ravern  feste  Dingstätten  fiberhaupt  nicht  gab**). 

Sind  wir  demnach  nicht  gezwungen  in  den  ]>rincipes  reisende 
Richter  zu  sehen,  so  entfällt  damit  ein  (irund,  die  pagi  für  Re- 
zirke zu  halten,  die  mehrere  Hundertschaftssjuengel  umläs.sen. 
Daraus  folgt  dann  aber,  daß  diese  Stelle  kein  -\rgument  für  das 
Restehen  solcher  Rezirkt*,  also  der  (laue,  ist. 

Ferner  folgt  hieraus,  daß  unter  <lem  prineeps  nicht  ein  Oau- 
fürst  oder  (iaurichter  zu  verstehen  ist,  sondern  wie  v.  .\mira**)  und 
Siegel*)  schon  immer  angenommen  haben,  ein  Hundertschafts- 
häuptling verstanden  werden  kann  und,  ila  es  (raufürsten  nicht 
gab,  verstanden  werden  muß. 

Eine  Frage  für  sich  ist  es,  wie  wir  uns  die  Wahl  dieser 
))i-incipes  vorzustellen  haben.  Tacitus  denkt  sie  sich,  wie  schon 
oben  bemerkt,  im  Landsding  gewählt;  denn  dieses  ist  das  concili- 

')  l>al3  vicus  der  Ausdruck  für  die  .Mald.stätte“  war,  wie  Cramer. 
.Vlainaiineu  S.  (>4  beliau|ite(.  braucht  uiau  dcsiialb  imcb  nicbl  anzuuehuicii. 

'■‘j  Das  Übersicht  Sulim  Uu(!V.  S.  (!  .Amn.  17,  der  im  übrigen  auniiiiiut. 
datl  durch  per  vicos  das  per  pagus  nur  , wiederholt  und  illustriert  wird.' 

’)  (iriiiidr.''*  S.  78  .Amu.  2.  A'gl.  oben  S,  (iö  .Aum.  1. 

*)  Keehtssresehiehti-^  S.  lU!).  Kbeiiso  Waitz,  V<i,  D .S.  älll. 
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um,  von  dem  er  olien  spricht.  Aber  es  erscheint  mir  sehr  fra^- 
lich,  oh  sein  Hericlit  in  dieser  llichtunjsr  zuverhissiir  ist.  l)aU  die 
Hundertsehattsvorsteher  überhaupt  gewählt  wurden,  erscheint  mir 
sicher;  Erblichkeit  anzunehmen  liegt  kein  .\nlaU  vor.  Auch 
das  ist  schwerlich  zu  bestreiten,  daß  sie  in  Volksversammlungen 
gewählt  wurden;  eine  andere  Form,  etwa  Wahl  durch  bestimmte, 
ihrerseits  wieder  ausgewählte,  Personen  halte  iidi  für  ausgeschlossen. 
Nur  das  erscheint  mir  unwahrscheinlich,  daLS  das  Landsding  es 
gewesen  sein  soll,  das  sie  wählte.  Mir  scheint  es  den  damaligen 
Zuständen  nicht  zu  entsprechen,  daß  die  Uesamtheit  <les  Volkes 
die  säintlichen  Hundertschaftsvorsteher  sollte  gewählt  und  da- 
mit in  -Angelegenheiten  eingegriffen  haben,  die  doch  mehr  .An- 
gelegenheiten der  unmittelbar  Reteiligten,  der  Inwohner  der  be- 
treflenden  Hundertschaft  waren,  als  solche  der  (lesamtheit.  Man 
darf  dal)ei  nicht  übersehen,  daß  die  gennanische  Landesversanim- 
lung,  wenn  wir  von  der  ihr  aus  jiniktischen  Rücksichten  zustehen- 
den Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden  absehen,  regelmäßig  nur 
mit  -Angelegenheiten  befaßt  w;ir.  die  ihr  als  einer  Knltversammlnng 
mittelbar  oder  unmittelbar  oblagen.  Doch  gebe  ich  zu,  daß  sich 
über  diesen  Punkt  streiten  läßt  und  daß  es  nicht  al)Solut  ans- 
gesehhtssen  ist,  daß  die  Landesgemeinde  zur  Zeit  des  Tacitus 
eine  souveräne  Stellung  in  einzelnen  Angelegenheiten  sich  erworben 
hatte'). 

(’berblicken  wir  das  (lesagte.  so  ergibt  sich,  daß  die  Ar- 
gumente. ilie  uns  nach  Rrnnner's  .Ansicht,  hindern  sollen,  in  dem 
pagus  einen  Hundertsehaftsbezirk  zu  sehen,  hinlallig  sind.  Denn 

')  IHe  Wahl  sSiiillicher  IlHiiptlingo  auf  dein  I.aiidsdiiig  ist  aueli  Mullcii- 
hoff  li.  .4.  IV.  25'i  zweifelhafl  erschienen:  iillordings  kann  ich  seiner  He- 
grnndnng,  dali  diese  Wald  schwerfällig"  oder  gar  ,nn.sinnig"  gewesen  wäre, 
nicht  beilreten.  Ob,  wie  Th n d ich n in,  der  altdenLsche  Staat  S.  7 annimnit, 
ilie  Wahl  so  vor  sich  ging,  .daU  jede  llnndertschaft  über  Seile  trat  und 
ihre  (lau-  und  Dorfvorsteher  für  sieh  ernannte,“  ist  schwer  zu  enUcheiden. 
Dali  noch  später  auf  der  .Apiienzidler  bandesver.sannnlung  in  dieser  Wei.se 
die  7 Nachbarschaften  ihre  llanptlente  und  .\bgeordneten  wählten  und  die 
Dörfer  des  (ierichts  Kaichen  ebenso  ihre  dorfgreven  iin  Ding  zu  Kaichen, 
zeigt  zuni  mindesten,  daü  dieser  Modus  auf  gernianischeni  Boden  vorkani. 
Sohin,  liiitiV.  S.  l’>  s]irieht  die  Wahl  dein  ronciliiim  zn,  weil  nach  ihm  nur 
ilieses.  nicht  auch  dii-  lliindertsehaftsversamiidung  lloheitsreclite  hatte. 
Vgl.  auch  oben  S.  7H  Anni.  'J. 
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es  hat  sii-li  ^rezeiert,  daU  die  Schlüsse  aus  dem  keltisclien  pai^us 
uiiberecliHut  sind,  dail  der  KrüUeie  Umfanir  des  pairus  nach  Caesar 
deshall)  niclit  im  Wcffe  .stellt,  weil  pajrus  nicht  immer  die  Hundert- 
schaft  bezeichnen  miUlte,  sondern  auch  andere  Itezirke  bezeichnen 
könnte,  ja  ülierhaupt  nicht  immer  einen  um^'renzten  Kaum  Ite- 
zeichnen  muLl,  dali  endlich  die  Nachrichten  des  Tacitus  mit  der  Auf- 
lassmif;  des  pa^rus  als  Hundertschaftsliezirkes  wohl  vereinbar  sind '). 

Durcli  die  Mögliclikeit,  in  dem  pa^'us  einen  Hundertschafts- 
bezirk zu  sehen,  wird  das  für  die  (iaueinteilung  in  gennanischer 
Zeit  vorgebraclite  Argument  widerlegt,  daß  es  deshalb  (Jane  ge- 
geben haben  müsse,  weil  Tacitus  ]iagi  enviihne,  und  diese  niclit 
Hundertschaftsbezirke  sein  können. 

Die  Notwendigkeit,  in  dem  pagus  einen  Hundert-schafts be- 
zirk zu  sehen,  ist  andererseits  nicht  gegeben,  .\llerdings  liaben 
wir  dann  die  Frage  zu  beantworten,  was  unter  dem  pagus  zu  ver- 
stehen ist,  wenn  er  weder  einen  (lau  noch  einen  Hundertschafts- 
bezirk bedeuten  soll.  Aber  diese  .\ussicht  darf  uns  gerade  des- 
halb niclit  abhalten,  die  E.xisteiiz  von  Hundertschaftsbezirken  in 
der  germanischen  Periode  zu  jirüfeii,  weil  die  herrschende  Meinung 
solche  Hi'zirke  verwirft. 


V.  Fortsetzung  (Pagus) 

Hei  den  Ausführungen  des  vorausgehenden  Kapitels  bin  ich 
davon  ausgegangen,  daß  es  in  germanischer  Zeit  innerhalb  der 
civitas.  eine  .\nzalil  kleinerer  iier.sönlicher  Verbände  gibt,  eben 
die.  die  man  Hundertschaften  zu  nennen  pflegt,  unter  ausdrück- 
licher Heiseitelassung  der  Frage,  ob  diesen  Verbänden  auch  He- 
zirke  ents]>rechen.  Ich  konnte  dies  tun,  weil  diese  Hundert- 
schaften von  der  herrschenden  l.ehre  und  auch  von  denen  aner- 

')  y.u  (lic.soul  Krgebiu.s  biMiierke  ich  in  mctboilischer  Ilozichiing.  liall 
ilic  licliunilltmg  der  (Quellen,  die  r.ii  ihm  gemiirt  hat.  allerdiii>'a  nicht  so 
koiKservativ  war,  wie  die  Mrnnner.s.  .\bcr  wenn  es  auch  oberster  tirnndsaU 
aller  tiucllcninteri)retation  ist,  Te.\te  S(dange  als  möglich  weder  z.u  ver- 
ändern noch  für  MiUversläiidni.ssc  zu  erklären,  so  halte  ich  doch  im  vor- 
liegenden Falle  das  teilweise  .\bgeheii  von  ilieseui  (irnnd.satz  für  gerecht- 
fertigt durch  die  vorlmrigen  .Xiisführnngen,  die  das  Vorhanden.sein  von 
(ianverbänden  und  i ianbe/.irken  als  nnwahrscheinlich  dargelan  haben. 
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kannt  sind,  die  "leirlizeitij;  entsiireeliende  Bezirke  annelimen  und 
aus  eben  <liesem  Grunde  kann  ich  «old  aiudi  jetzt  eines  nach- 
tnifrlichen  Be«-eises  ihrer  Kxistenz  entraten. 

Dagegen  erhebt  sieb  die  Frage  nach  der  Kntstehung  dieser 
Hundertschaften  um  so  lauter,  als  schon  ini  ersten  Abschnitt  die 
übliche  Krklilrung  der  Hundertschaft  als  einer  hundert  oder  hundert- 
zwanzig Mann  zahhmden  Heeresabteilung  zurückgewiesen  wurde. 

Bei  ihrer  Beantn'ortung  können  «’ir  auf  Grund  unserer  s])racli- 
lichen  Untersuchungen  davon  ausgehen,  dal.$  huntari  ein  seiner 
•frölie  nach  nicht  naher  bestijninter  Haufen  von  Men.schen  «'ar. 
Und  wir  können,  wie  dies  auch  die  Vertreter  der  Heerestheorie 
schon  getan  haben,  weiterhin  annehmen,  dali  es  ein  Haufen  von 
Meirschen  «'ar,  iler  gemeinschaftlich  gewandert  ist  und  sich  nun 
gemeinschiiftli(di  niedergelassen  hat. 

Wie  aber  kam  dieser  Haufe  zusammen?  War  es  eine  Grtipjie 
unter  sich  verwandter  und  .so  durch  das  natürliche  Band,  sei  es 
agnatischer,  sei  es  kognatischer  Verwandtschaft  zusammengehaltener 
IVrsonen  oder  «'ar  es  ein  künstliches  Gebilde,  eine  künstliche  Zu- 
sammenfassung von  Personen,  die  nicht  schon  in  näheren  Beziehungen 
zu  einander  standen.  Die  Vertreter  der  „Heerestbeorie“  muLlten 
eine  künstliche  Organisation  annehmen.  So  sagt  Schroeder ') 
dalj  sich  der  gentilicische  Charakter  der  genuanischeu  Verfassung 
nicht  über  die  Ortsgemeinde  hinaus  erstrecken  konnte  und  da 
er  annimmt,  daü  ilie  Hundertschaft  mehrere  Ortsgemeinden  ent- 
hiedt,  so  f(dgt  hieraus,  daU  er  in  der  Hundertschaft  keinen  genti- 
licischen  Verband  sah.  Das  ist  auch  die  notwendige  Kouse<|uenz 
davon,  daü  die  Heerestheorie  mit  der  Zerreil.lung  von  Verwandt- 
schaften rechnen  nml.t. 

Für  uns  dagegen  steht  nichts  im  Wege  auch  in  der  Hundert- 
schaft einen  verwandtschaftlichen  Verbanil  zu  sehen. 

Wie  oben  schon  ausgeführt  wurde,  erfreute  sich  das  ver- 
wandtschaftliche Band  bei  den  Germanen  noch  in  verhiiltnismiil.tig 
spater  Zeit  einer  bedeutemlen  Kraft.  Umsomehr  hatte  es  KintluB 
in  der  frühen,  vortaciteischen  Zeit.  In  dieser  Periode  «ird  es 
«■(dil  die  Hegel  gewesen  sein,  dal.t  die  Verwandten  beisammen 

')  Kg.'’  S.  .öH  Anm.  15. 

'■'}  Vgl.  hirrzii  Wailz,  Vg.  .s.  51  f. 
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blieben,  .solanije  es  die  Unistiinde  erlaubten.  Solange  also  die  Sippe 
niebt  zu  SToli  war,  inu  iin  Zusainmenhanir  wandern  zu  können, 
scdaiifze  sie.  was  widil  das  wesentlieb.ste  war,  aucli  bei  fzeinein- 
sainein  Herumziehen  noeh  ernährt  werden  konnte,  .solaime,  dürfen 
wir  annelnnen.  blieb  sie  hei.sainnien.  Und  in  ihrer  (iesamtheit 
liildete  sie  einen  dureh  das  Hand  <ler  V'erwandtsehaft  zusannnen- 
p:ehaltenen  Haufen.  Wuchs  die.ser  Haufen  zu  sehr  an,  sodaß  eine 
Teiluiift  notwendiir  wurde,  so  haben  wir  uns  bei  dieser  Teiluni; 
ein  Kinwirken  des  (leschlechtersinnes  vorzustellen.  Die  sich  vom 
„Haufen“  absondernden  l’ersfinen  werden  nicht  einzelne  heliehiire 
iiewesen  sein,  sondern  es  werden  verwandte  (fru])])en  sich  abjre- 
schichtet  haben.  Dies  hatte  zur  Fol^e,  daß  auch  der  neugebildete 
„Haufe“  eine  gentilicische  Vereinigung  war.  Die.ser  Vorgang 
konnte  sich  beliebig  oft  wiederholen,  die  „Haufen“,  die  zusammen 
wanderten.  waren  (iruppen  von  N'erwandten.  Um  hier  Mißver- 
ständnissen vorzubeugen  und  einen  scheinbaren  Widerspruch  !nit  dem 
oben  Gesagten  zu  erklären,  weise  ich  ausdrücklich  darauf  hin,  daß  es 
si<-h  hier  um  eine  Teilung  handelt,  die  auf  Zahlenverhitltnisse  keine 
Hücksicht  zu  nehmen  hat  und  ilaher  die  Verwandtschaftsbeziehungen 
schonen  kann.  Ks  fallen  hier  die  Schwierigkeiten  weg,  die  o. 
S.  •Jl  f.  gegen  eine  Teilung  nach  Zahlen  geltend  gemacht  sind. 

In  diesen  Haufen  nun  sehe  ich  das,  was  uns  in  der  ge- 
schichtlichen Zeit  nach  der  Niederlassung  als  der  iiersönliche 
Hundertschaftsverband  entgegentritt,  sodaß  die  persönliche  Hundert- 
schaft zu  detinieren  wäre  als  ein  ilurch  Verwandtschaft  verbundener 
unbestimmt  großer  Verbantl  von  Pcrsone?i,  die  selbst  oiler  deren 
\'orfahren  in  der  Zeit  der  Wanderung  als  Haufen  zusammen- 
zogen. 

Kinen  sehr  schönen  Hcleg  dafür,  daß  es  Verwandte  waren, 
die  auf  <ler  Wanderung  sich  zu.sammenhielten,  haben  wir  in  iler 
ara,  der  Kahrtgeiiossenschaft,  und  den  faramanni  <ler  Langobanleii; 
dort  war  der  (Jedanke,  daß  die  Verwaiulten  gemeinsam  vom  bis- 
herigen Wohnsitz  anfbrachen  und  gemeinsam  einen  neuen  Wohn- 
sitz suchten,  so  sehr  gefestigt,  daß  er  noch  lange  nach  der  .\n- 
siedlung  die  Grundlage  bildcTi  konnte  für  Kd.  Itoth.  eap.  177  „Si 
(|iiis  über  homo  potestatem  habeat  intra  dominium  regni  nostri 
cum  fara  sua  megrare  ubi  voluerit.“  .\ncb  die  gi-ntes  eognationes- 

T.  Schwerin,  all$?erro.  HumierLschaft  ( 
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que,  qui  una  coieninf,  wie  Caesar  tiericlitet,  lassen  deutlich  er- 
kennen, wer  zusaniinen  wanderte '). 

Daß  dabei  die  Haufen  nicht  irleicdi  ni’oß  sein  knnuten.  eririht 
sicli  aus  der  Natur  der  Saclie.  Wie  sehr  dies  aber  auch  den 
«iennanen  der  dainalifjen  Zeit  sell»st  zum  Hewußtsein  kam,  ent- 
nehmen wir  der  'l'atsa(die,  daß  in  den  verschiedenen  iri-nuanischen 
Sl>raclien  verschieden  irroße  Menfrim  von  Leuten  als  ein  „Heer,“ 
d,  h.  iranz  all^jemein  eine  bewalfnet  lieranziehende  Schar,  wie  es 
ja  die  Wanderhaufen  waren,  bezeichnet  werden.  Am  interessan- 
testen ist  die  .schon  einmal  erwähnte  Stelle  der  kenniimar:  herr  er 
hundrali.  Bei  den  Ang(dsa<'hsen  heißt  es  Ine  13.1: 

Deofas  we  hataiV  oiV  VH  men;  from  VII  liloiV  oiV  .XXXV; 
sitVdan  bii)  here. 

('her  3.')  Mann  bis  zu  unbestimmter  Meiifre  bildeten  also  ein 
Heer.  Bid  den  Bayern  ist  ein  Heer  nach  la'X  Baj.  HI  « $ 1 ein 
Hanfe  von  zweiundvierzi^'  Bewalfneten.  In  der  auch  oft  aiifreffdirten 
Stelle  aus  dem  Kd.  Itcdh.  c.  lH  möchte  ich  da^jCfren  ein  Mißver- 
ständnis dies  Wortes  Heer  annehmen,  da  die  Zahl  iloch  zu  niedri;r 
.ireirrilfen  ist;  ein  exercitus  usqiie  ad  qiiattuor  homines  kann  mit 
dem  nordischen  her  nicht  mehr  auf  eine  Stufe  bestellt  werden-). 

Die  vertretene  .XiitlässuDH:  <ler  Hundertschaft  als  der  zunächst 
wandernden,  d:inn  sich  oemeins;mi  niederlassenden  Haufen  zieht  nicht 
unwicbtiire  Konse(|Uenzen  nach  sich. 

Sie  erklärt  es  vollkomtnen  zwanirlos,  ilaß  die  Hundertschaften, 
deren  (irenzen  wir  in  der  späteren  Zeit  feststelhm  können,  ver- 
schiedene liröße  haben.  Das  mußte  schon  in  >fernianischer  Zeit 
der  F;ill  sein.  Denn  da  die  sich  :insi(shdnden  Haufen  vers<-hieden 

*'  V;>1.  rerncr  imili  l’iiuliis  lliacoiius.  lli.storia  baiignli.  II.  !•;  ipias 
i|i.si'  i'ligriv  viiliiisset  faras  li.  v.  giimTatioim.s  vel  lim-aa,  wobi-i  Tara  für 
lIi-cro.sablcMuiig  .striit ; alicli  l’actii.s  .\lain.  II,  <■.  4.):  ,Si  litii.s  ...  in  licris 
gi'iifiatioiiis  iliniissna  liuTit.  (M.  (i.  riiiart.  b.  S.  1,  Tom  V,  Pars  I,  S.  23). 
Marios  .4  v en  t i aci'ii  sis  cd.  .Momiiiscii  a.  .'älä.  Vgl.  nocli  Scb  röiicr 
S.  17.  .\nm.  I.  V.  .\mira  linindriU^  S.  I(l7.  Vgl.  auch  unten  S.  Inl  .4nin.  I.) 

’)  V.  Maurer  Kiitstcbiing  ilcs  isländ.  Staates  S.  I Anin.  I führt  Kd. 
Üolh.  nicht  an.  Ilagegeii  tut  dies  Waitz  Vg.*  I S.  213  .Anin.  2 und  Maurer 
Vorlesungen  I,  1 S.  3tl  IV.  unter  Hinweis  auf  ari.sehild  in  1‘al.  länlpr.  134, 
141.  Ha  aber  bei  arisebild  eine  /.ab!  nicht  angi'geben  ist,  die  rinslSnde 
sogar  eini'  gröUerc  /.alil  als  vier  anindnnen  lassen,  so  änilert  dies  nichts 
an  ilcin  iddgeii  I rteil  über  Kd.  Uotb.  Hl. 
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j;roll  waren,  mutSten  auch  die  (Jeliiete.  die  sie  in  Besitz  nalnnen, 
verschieden  ffrolt  sein 

Kerner  aber  yriht  sie  uns  aueli  einen  wertvollen  Kin^erzei;,'  für 
die  Lösung  der  Krage,  wo  es  Hundertsehaften  gegeben  bat.  Wir 
sind  bezüglieli  dieser  Krage  nicht  allein  angewiesen  auf  die  Quellen, 
die  uns  in  der  folgenden  Periode  da  und  doid  von  ünterbezirken, 
ähnlieh  der  gennaniselien  Hundertsehatt,  beriehten.  Vielmehr 
können  wir  die  Behauptung  aufstellen,  daLl  sieh  Hundertschaften 
in  dem  bezeiehneten  Sinn  ila  gefunden  hal)en  müssen,  wo  sich 
solche  Wanderungshaufen  niederlieUen.  In  diesen  Uebieten  muLlten 
sie  sich  materiell  linden,  gleichgiltig,  ob  man  sie  nun  auch  mit 
einem  ents|)rechenden  Namen  belegte  oder  nicht,  eine  Krage,  ilie 
wir  für  die  gennanisehe  Zeit  ül)erhaupt  nicht  entscheiden  können. 
.Andererseits  können  sie  si<h  nur  als  eine  künstliche  Institution 
da  linden,  wo  sich  die  •Jermanen  auf  ilem  Wege  der  kolonisierenden 
Kroberung  festgesetzt  haben.  Kml  diese  künstliche  Institution 
kann,  mul.i  aber  nicht  die  Merkmale  einer  „echten“  Hundertsehatt, 
wie  ich  die  natürlich  entstandene  heitien  möchte,  haben.  Wahrend 
z.  B.  dort  bei  der  echten  Hundertschaft  verwandtschaftliche  Bamle 
di(“  einzelnen  lilieder  verknü]>f(‘n.  können  solche  bei  der  künst- 
licht‘11  dann  fehlen,  wenn  nur  die  (Jelblgschaft  eines  Heerführers 
sich  an  dieser  Stelle  nii'dergelassen  hat.  Wührend  dort  die  Be- 
sieilehing  zurückgehen  wird  auf  einen  einzigen  .Akt,  kann  sie  hier 
si'hr  W(dil  allmähli<'h  in  eiTier  langen  Beihe  von  Jahren  erfolgt  sein; 
dann  halten  erst  sjiater  die  .Ansiedh'r  sich  zu  einem  persönlichen 
A'erband  vereinigt,  der  die  Kunktion  der  echten  Iliimlertschalt 
versieht. 

Kille  andere  Knige,  die,  wir  noch  zu  erörtern  haben,  ist  die, 
ob  iliesen  persönlichen  Hundertscliaftsverliänden  auch  Hundert- 
schaftsbezirke  entsprechen.  Sie  wird  von  Brunner  verneint, 
weil  die  römischen  Schriftsteller  nur  zwei  Bezirke  kennen,  die 
civitas  und  den  pagiis,  und  Brunner  den  pagus  für  einen  Zwischen- 
bezirk zwischen  Hundertschaft  und  civitas  ansielif''}.  Das  ist 
zweifellos  konseiiueiit.  Ks  wiire  in  der  Tat  nicht  verständlich. 

')  Hill  weiterer  (iriiml  ITir  iliesi'  viT.seliiideiie  liröße  wird  unten  S.  108 
erwillint  werden. 

*)  Ug.  I.*  S.  l.'i!)  lind  .\iini.  12  wo  nur,  wie  selnm  olien  erwiihnt.  die 
.Ansicht  V.  .Ainira’s  nnriehtii.'  wiedergeirebeii  ist. 
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warum  Caosar  mi<)  Tacitns  den  IIundertsohaftslH'zirk  Tiiclit  <*r- 
walmt  haben  sollten,  wenn  sie  ihn  liei  den  (äennanen  innerhall) 
des  ])aj,ms  fanden. 

Wahrend  so  Brunner  den  Be^oilT  pairns  snzusafien  verhratielif 
hat  zur  Bezeichmin;'  eines  (lehietes,  das  von  einem  j)ersönlii-hen 
Verbände  einirenommen  wurde,  der  }rrul.ler  ist  als  die  Hundert- 
sehaft,  ergibt  sieh  für  uns  keine  Schwierigkeit  unter  pagus  den 
Bezirk  zu  verstehen,  der  von  einem  Hundertsehaftsverbande  ein- 
genomnnm  wurde;  womit  aber  andererseits  nicht  gesagt  ist.  daL! 
der  ])agus  = Hundertsehaftsbezirk  sein  muH. 

Khe  wir  aber  naher  auf  diese  Frage  eingehen,  emi)tiehlt  es 
sieh  wohl,  einer  anderen  Frage  naehzuforsehen,  die  schon  (irimni 
gestellt  hat:  Wie  verhalten  sich  huntari  und  mareha?') 

Wenn  man  unter  Mark  das  (bd)iet  versteht,  das  von  einer 
(}rupi)e  von  Personen  oder  Familien  gemeinschaftlich  in  Besitz 
genommen  wurde  und  in  der  Folge  gemeinschaftlich  genutzt 
wird,  .so  kann  das  Verhriltnis,  wie  leicht  ersichtlich,  ein  sidir  ver- 
schiedenes werden  ’). 

Da  die  ijcrsönliche  Hundertschaft  ein  nicht  nur  durch  die 
gemeinsame  Wanderung  und  die  gemeinsamen  iSchicksale  auf 
diesem  Zuge,  sondern  auch  durch  verwamlsclniftliche  Bande  eng 
zusammengeschlossener  Körper  war,  iler  si<‘h  ohne  zwingenden 
(irund  nicht  teilte,  so  sind  wohl  auch  hei  der  Ansiedelung  Tei- 
lungen möglichst  Vermieden  worden.  War  in  einem  einzelnen 
Fall  die  Hundertschaft  sehr  klein,  lu'stand  sie  etwa  aus  .')0  oder 
(in  Familien,  und  fand  diese  Hundertschaft  eine  zusammenhängende 
Bodeiilliiidie,  die  zur  Nieilerlassung  für  eine  solche  .\nzahl  von 
Familien  groß  genug  war,  etwa  ein  langes  FlußtaP),  so  wird  sie 
sich  überhaupt  nicht  getrennt  haben.  So  mögen  die  Bheingaii- 
mark  und  die  Mark  _Zur  Dreieiehen“  entstanden  .sein. 


■}  liriiinn,  Keilitsaltertüim'r  II,  S.  .'>7.  Von  iiltcrer  Literatur  vgl. 
iioel)  )\oiski'  tirumllagen  S.  .7  f.  lleiisler  liistitutioniMi  des  deiitseluoi 
l’rivatreehts  I,  .s.  tV.  Wa  il  z Vgl.  rt  .s,  1,3!)  11.  D S.  29.S  li.  L.  v.  Maurer, 
r.iuleituug  zio'  I ii'scliielite  der  Markeuverfassung.  .'S.  CO. 

Vgl.  fdier  ileii  llegrilV  der  Mark  liriniiier  lOi.  I-  S.  Sl’>.  v.  Aiiiira. 
tiruudr.-  S.  111).  Seliröiler.  l’g.-'  S.  .7H. 

Vgl.  Iiieizu  -Maurer  Liuleituug  S.  .">1.  v.  .Aiiiira  tiiiiudrill'-  S.  72. 
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hl  di-r  weitauis  frrlillorpu  Zahl  von  Fällen  wird  die  Hiindert- 
stdialT  zu  jrroLi  und  die  zur  Verfüfirung  stehende  Hndentläehe  zu 
klein  gewesen  sein,  uni  eine  solehe  Ansiedlun"  zu  emiöKliidien. 
Dann  hat  sirdi  eben  die  Hundertsidiaft,  wiederum  nach  ^entilicischen 
Gesichtspunkten,  geteilt  und  die  einzelnen  Teile  haben  sieh  ge- 
trennt, aller  doch  inöglichst  eng  benachliai-t,  angesiedelt ').  Jeder 
Teil  bildete  dann  eine  ebensolche  Nutzungsgeiiieinschaft,  wie  im 
anderen  Kall  die  ganze  Hundertschaft''').  DaU  die  Hundertschaft 
aber  auch  bei  dieser  Teilung  nicht  vollständig  auseinanderfiel, 
dafür  sorgte  nicht  nur  das  persönliche  Band,  sondern  auch  räum- 
lich wird  die  Zusammengehörigkeit  darin  zum  .Ausdruck  gekommen 
sein,  dall  liie  Zwischenräume  zwischen  den  einzelnen  .\nsiedlungeu 
einer  Hundertschaft  in  der  Regel  nicht  so  groß  waren,  wie  die 
Grenzen,  die  die  Ansiedelungen  einer  Hunilertschaft  von  denen 
einer  andern  trennten. 

Bei  vollkommener  Differenzierung  war  demnach  die  SiU'hlage 
die,  daß  jede  Hundertschaft  ein  großes  Gebiet  in  Besitz  nahm, 
innerhalb  dessen  dann  zunächst  die  Besitzergreifung  eitrzelner 
Strecken  durch  Markgenossensidiaften  erfolgte,  die  wieder  mehrere 
vici  in  sich  sidilossen.  .Abweichend  hieiTon  konnten  aber  auch 


')  Vgl.  hierzu  Formulae.  l’atav.  5,  in  vico  et  genealugia:  Le.\  Alain. 
81.:  Si  ipii.s  eontentio  orla  fuerit  inter  iluo  genealogias  (Ic  terininii 
terrae  eeruni.  Zur  Bedeutung  von  genealogia  vgl.  l.ex  Baj.  Ul.  Schröder 
Üg.*  S.  17  mit  .Aniii.  3.  v.  Sjbel,  Kiitstchung  de»  deutschen  Königtums''' 
S.  42  IV. 

'■')  llie  einzelnen  sich  aiisiedelnde.n  Haufen  gründeten  .Dörfer“.  A'crgl. 
Meitzen,  Siedelung  und  .\granvesen  1.1  S.  4(i  f.  Hirt  Indogermanen  II, 
S.  t!!l3.  v.  Svbel  Entstehung  des  deutschen  Königtum»-'  S.  42  tl.  a.  a.  O., 
S.  44  IT.  Walde,  Lateinisches  etymolog.  Wörter!).  ».  v.  vicus.  Hier  ist 
auch  der  Ort  vor  einer  (’berschätznng  der  Bildung  von  Ortsnamen  mit 
den  |iatronymi»ehen  SutViien  -ing  und  -ingen  zu  warnen.  Wohl  sind  z.  B. 
die  Sejidingas  im  Bcovulf  Nachkommen  des  Seyld,  die  Karolingi  die  Nach- 
kommen de»  Karl.  Aber  es  sind  auch  auch  die  HrciVlingas  die  Untertanen 
des  HreiVel.  Die  beiden  SutVixe  können  eben.sogut  eine  andere  als  gerade 
verwandtschaftliche  Zugehörigkeit  bezeichnen,  ln  Kreising  haben  sich  die 
Leute  eines  Krigiso  niedergelassen.  Ob  das  aber  nun  die  Leute  unter  dem 
Befehl  dieses  Mannes  waren,  oder  ob  es  die  .''ipiie  eines  Stammvater» 
Krigiso  war,  muß  dahingestellt  bleiben.  Vgl.  Kluge  Stammbildungslehrc' 
§§  25—27.  .ledoch  »oll  damit  keineswegs  geleugnet  werden , daß  viele 
Dörfer  lieschlcchtsansicdelungcn  gewesen  sind.  Vgl.  Schröder,  Kg.*  S.  17  f. 
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Hundt'i'fscliaft  und  Markirenosspnscliaf't  ebenso  zusammenfallon, 
wie  Markirenossenseliaft  und  Dorf.  sodal.i  wohl  auch  die  Mfifrlich- 
keit  bestand,  daLi  eine  Dorfniark  eine  Hundertscliatt  l)ildete.  oder 
daU,  mit  anderen  Worten,  ein  sjanzer  persönlidier  Hundert-sehafts- 
verband  eine  einzige  Mark  in  Kesitz  nahm  und  sich  gemeinschaft- 
lich  ansiedelte.  Man  darf  bei  dieser  Frage  nie  übersehen,  daD 
Mark  und  Hundertschaft  l)egriftliclie  (Jegensiitze  sind.  „Denn 
der  Staatsorganismus  schliel.U  mit  der  Hundertsidiaft  ab,  und  wenn 
es  auch  möglich  ist,  dal.t  hier  und  da  Hundertschaft  und  Mark- 
genieindc  znsammengefallen  sind,  so  ist  das  für  das  Recht  gleich- 
gütig,  weil  zufiillig:  die  Markgemcinde  hatte  alsdann  politische 
Hedeutung.  nicht  weil  sie  Markgenossenschalt  war,  sondern  weil 
sie  zugleich  Hundertschaft  war“ '). 

Haben  wir  bisher  immer  nur  von  einer  gemeinschaftlichen 
Nutzung  gesprochen,  so  kann  man  docli  auch  die  Frage  aufwerfen, 
wer  Kigent  Ürner  der  in  lietracht  kommenden  (Jebiete  war.  Brunner 
hat  sie  zuletzt  behandelt  und  ist  dabei  zu  dem  Krgebnis  gelangt, 
daß  die  einzelne  „(laue“  als  die  Figentttmer  des  Gebietes  be- 
trachtet werden“  dürfen  „über  das  der  Gau  sich  erstreckt“ 
Dem  müssen  wir  schon  deshalb  widers)>rechen,  weil  wir  einen  Gau 
fiberhau]d  nicht  anzuerkennen  vennögen.  .\ber  aucli  dagegen 
möchte  ich  mich  wenden,  daß  etwa  in  aller  Regel  die  Hundert- 
schaft Figentümerin  des  von  ihr  eingeiiominenen  Gebietes  gewesen 
sein  soll.  Fnd  zwar  schon  deshalb,  weil  für  die  Hundertschaft 
das  Interesse  an  einem  gemeinsamen  Figentum  da  fehlte,  wo 
nicht  auch  gemeinsame  Nutzung  beabsichtigt  war.  Und  die  ge- 
meinsame Nutzung  war  nur  da  beabsichtigt,,  wo  die  ganze  Hun- 
dertschaft aus  einer  .Markgenossenschaft  bestand^). 

')  Ilcuslcr  a.  a.  O.  ,\linlk-li  schon  Landaii  Territorien  S.  UM).  Das 
iiingckchrtc  Verhältnis  liegt  vor,  wenn  ilie  llumiertschaftaversainnilung,  flbor- 
haii|it  eine  |ii>litische  Yersaniinlung,  sieh  mit  Markangeh^genheiUm  befaßte. 
Vgl.  oben  S.  7-1  f.  Sehr  trcll'enil  auch  Sohin  ItuGV.  S.  7 .Vnin.  19,  dem  ich 
aber  bei  der  tfleichung  Hiindertsehaft  — Markverband  nicht  folge.  Zu  eng 
fatil  die  Markgenossensehaft  Waitz  Vg.  H S.  I2.i,  wo  er  immer  nur  an 
Dorfsehaften  denkt;  richtig  aber  ebda.  S.  l.'W  ü. 

’)  l!g.  1-'  S.  8t. 

Schröder,  ltg.*  S.  .iS  .\nm.  12  sagt:  .Oh  ilabei  Staats-  oder  tiau- 
eigentiini  am  Volkland  anzunehmen,  kann  dahingestellt  bleiben,  da  man  an 
derartige  l’roblenie  nicht  dachte."  liier  scheint  mir  die  l’syehologie  der 
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Man  daii'  hei  dinscr  Frafin  nicht  übersehen,  daß  es  zwischen 
den  einzelnen  Markgenossenschaften  sowohl,  wie  noch  mehr  zwischen 
den  einzelnen  Hundertschaften,  erheblich  j^roße  Flilchen  unire- 
rodeten  (tebietes  ficfieben  hat.  Diese  Flilchen  standen  wohl  nl)er- 
haupt  nicht  im  Ki^rentum.  Ks  ist  nicht  wahrscheinlich,  daß  der 
sich  niederlassende  Hauten  auch  nur  daran  f,0‘‘lacht  hat,  noch 
anderes  Land  ln  Kiffentum  zu  nehmen,  als  das,  das  er  gerade 
ackerbauend  nutzte.  Fn wir! lieber  M’ald,  ungerodetes  Land,  sind 
für  den  tJermanen  dit‘ser  Zeit  kein  Eigentumsobjekt.  Es  erscheint 
mir  unwahrscheinlich,  daß  der  Oennane  an  dem  Wald,  in  dem  er 
jagte,  an  dem  Wasser  in  dem  er  fischte,  Eigentum  in  Anspruch 
nahm.  Es  genügte  ihm  die  Nutzung,  und  die  hat  er  auch  gegen 
Eindringlinge  verteidigt.  Aber  an  ilas  Hewußtsein  eines  Eigen- 
tumsrechtes vennag  ich  nicht  zu  ilenken').  .\llerdings  nahm  man 
im  Laufe  der  Jahre  noch  weit  mehr  Land  in  Nutzung,  als  man 
anfänglich  besetzte  und  ausrodete.  Aber  der  trcdanke,  mit  Rück- 
sicht auf  diesen  spateren  Hcdarf  (iebiete  in  Eigentum  zu  nehmen, 
die  jTian  überhaupt  nicht  kannte,  ist  in  dieser  Zeit  schwerlich 
aufgetaucht.  Fmsoweniger,  als  für  ein  solches  Eigentumsrecht 
kein  Hedürfnis  vorhanden  war.  Dem  Stammgenossen  wollte  man 
nie  verwehren,  daß  er  sich  rodete  und  eine  Ansiedlung  gründete“. 
Und  dem  Stammesfremden  gegenüber,  hatte  das  Eigentumsrecht 
erst  recht  keine  Hedeutung.  Da  galt  Kriegsrecht,  nicht  Privatrecht. 

Dem  Heilürfnis  war  genügt  wenn  die  Markgenossenschaft 
Eigentum  an  ihrem  Grund  und  Ifmb'n  hatte.  Waren  in  der  Hundertschaft 
mehrere  Markgenossenschaften,  dann  hatte  aller  doch  die  Genossen- 
schaft A kein  Interesse  am  (Trund  der  Genossenschaft  H.  Es 
konnte  jeder  Genossenschaft  vollständig  gleichgiltig  sein,  was  die 
anderen  mit  ihren  Hezirken  taten,  ol)  und  wie  sie  sie  bewirt- 
schafteten. Infolgedessen  bestand  aber  auch  tür  die  Hundertschaft 

ilaimdigcn  Zeit  richtig  getruiroii  iiml  iimtatis  iiiiilanitis  mag  das  auch  gcgcri- 
ühcr  dem  im  Text  (iesagtcii  gelten. 

')  V.  .Amira  (rnmdrilG  S.  119.  .Aber  nicht  alles  Land  im  Oebiet 
der  altgerm.  Staaten  war  eigen.  Was  an  (irimd  und  Huden  nicht  von 
l’rivatgrenzeii  umgeben  war  . . . unterstand  dem  Uebrauch  Jedermanns  und 
der  gemeinschaftlichen  mid  ungeregelten  Nutzung  mindestens  der  Mark- 
genossen . . .,  in  deren  Machtbereich  es  lag.“  Ferner  cbd.  S.  120  .Allmende 
und  Eigen  sind  (jucllenmäUig  Uegensätze.“ 
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als  (’taiizt’s  seihst  dann  kein  Interesse,  Fli freut (iinerin  der  verscliie- 
denen  Marken  zu  sein,  wenn  sie  es  sein  konnte,  wenn  sie  als 
Ganzes  eifrentunislahisr.  wenn  sie  juristisehe  Person  war.  Dafür 
aber,  daß  sie  das  war,  haben  wir  keine  Anhaltspunkte.  Wir 
können  im  Gegenteil  aus  der  Gesamtheit  der  Zustände  seliließen, 
daß  sie  es  nieht  war. 

Erst  später,  als  an  die  Stelle  der  suuveränen  Gewalt  der 
Landsgemeinde  die  Herrsehergewalt  eines  Einzelnen  trat,  beiranii 
)nan  aueh  das  Gebiet  zu  beaehten.  das  Niemand  in  Nutzung  hatte 
und  das  bis  dahin  freiem  Zugriff  offen  stand ').  Der  Einzelherr- 
scher  hatte  ein  Interesse  daran,  Land  in  seiner  Herrschaft  zu 
haben,  das,  zu  Eigen  zu  besitzen,  für  die  Hundertschaft  wertlos 
war.  Eben  deshalb  konnte  aber  aueh  der  Einzelherrscher  Eiiren- 
tümer  alles  unp;erodeten  Landes  werden.  Das  wurde  er,  weil  dieses 
Land  noch  nicht  im  Eigentum  stand  und  weil  man  das  Recht, 
das  ihm  hätte  zukummen  sollen,  die  Herrschergewalt,  höchstens 
ahnte,  aber  nicht  verstand  und  auch  nieht  zu  bezeichnen  wußte. 
Daher  diese  Vereinigung  von  Krongut  und  Staatsgut  im  Fiskus 
des  fränkischen  Großkönigs. 

Es  hat  also  ein  Eigentum  der  politischen  Hundertschaft  an 
Grund  und  Hoden,  den  die  Hundertschaftsleute  liesetzt  haben,  nicht 
gegeben.  Ganz  diesellien  Gründe  wie  gegen  das  Eigentum  der 
Hundertschaft  sprächen  sodann  auch,  nur  noch  verstärkt,  gegen 
das  Eigentum  des  (faues.  Eigentümer  waren  die  Markgenossen- 
schaften bezüglich  des  jeweils  von  ihnen  genutzten  Landes,  unil 
nur,  wo  pr)litisclie  und  agrarische  Hezirkt*  zufällig  zusanimentretten, 
hat  scheinbar  die  Hundertschaft  Eigentum  und  gibt  es  in  der  Tat 
Hundertschaftsalmenden. 

Wir  kehnm  nun  zurück  zu  der  Frage,  (di  es  einen  Hundert- 
schaftsbezirk gab,  und  wir  werden  sie  bejahen  müssen’). 

')  Vgl.  zum  Kiilgi'iiilon  Waitz  Y.  ü.  P S.  210.  IV*  S.  ISO. 

*)  Diese  Krage  kann  iiiclit  etwa  entfallen  ilnreli  die  Krwägnng,  ilall  die 
tierinanen  zur  Zeit  des  Tacitns  noch  keine  .Lande.sverfa.ssung“  hatten. 
(Schröder  K.  0.*  S.  IH.)  Die  Germanen  dieser  Zeit  waren  selihaft  utid  .Vcker- 
haner.  K.s  ist  keineswegs  an  dem.  dali  die  Germanen  damals  auf  einer  Stnfc 
des  Halhniiniailentnms  standen.  (.'So  llililchrand  Keeht  und  Sitte  auf  den 
versehiedenen  wirtseliaftliehen  Kulturstufen  1 S.  .‘)7.)  .\us  den  Namen  der 
Völker  ist  in  dieser  Ite/.iehung  um  deswillen  iiiehts  zu  erschlielien,  weil  die 
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Allerdings  darf  man  siidi  unter  einem  Hundertseliaftstiezirk 
nicht  etwa  eine  trigonometrisch  vermessene  Hodenflaehe  mit  genau 
hestimmten  (irenzen  vorstellen.  Ks  erscheint  mir  unwahrscheinlich, 
(lall  damals  ein  .\bst<“cken  der  (trenze  der  Hundertschaft  durch 
Umreiten  oder  Umfahren  mit  Feuer  sollte  stattgefunden  haben. 
Die  Grenze  der  einzelnen  Markgeno.ssenschatt  wurde  allenfalls 
auf  diese  Weise  festgestellt  oder  vielleicht,  wenn  man  tiefer  gelnm 
will,  geheiligt '),  schwerlich  aber  die  der  Hundertschaft. 

Doch  mag  dem  sein  wie  immer,  so  scheint  mir  doch  aus  an- 
deren (iründen  die  Annahme  eines  Hundertschaftsbezirkes  unab- 
weislich. 

Schon  in  germanischer  Zeit  mußten  Falle  sich  ereignen,  in 
denen  es  von  Bedeutung  war,  ob  irgend  ein  Ort  zu  dieser  oder  zu 
jener  Hundertschaft  geh("irte.  Nehmen  wir  z.  R.  an.  ein  Bauer  aus 
dem  Hundertschaftsverband  a findet  in  dem  herrenlosen  Wald,  in 
dem  Grenzbezirk  zwischen  seiner  .Ansiedlung  und  der  niichstge- 
legenen  der  Hundertschaft  b einen  Stock  wilder  Bienen.  Kr  zeichnet 
den  Baum  mit  seiner  Marke  und  der  Stokk  gehört  ihm,  solange 
er  in  diesem  Baum  sitzt.  Nun  kommt  ein  Bauer  aus  der  .Ansied- 
lung b und  nimmt  den  Stock  aus.  Ist  nun  für  die.sen  Rechtsstreit 
das  Ding  der  Hundertschaft  a oder  das  der  Hundertschaft  b zu- 
stiindig;-'  Das  wird  sich  danach  richten,  oh  der  Baum  in  a oder  in  b 
liegt.  Oder  falls  man  etwa  einen  persönlichen  Gerichtsstand  des 
Beklagten  annehmen  wollte,  dann  kann  man  sich  statt  des  Baumes 
eine  Rodung  denken,  über  die  sicher  im  dinglichen  (ierichts.stand 
verhandelt  wurde.  Vielleicht  mußte  sogar  auf  der  Rodung  selbst 
der  Prozeß  stattfinden;  dann  wäre  man  ohiu*  Grenze  erst  recht 
in  Verlegenheit,  welche  Hundertschaft  zu  urtiulen  hat. 

Oder  um  auf  eiiaui  l’all  zu  kommen,  den  später  das  schwe- 
dische Recht  weitläufig  behandelt,  man  fand  im  Wald  einen  Tiden 

Völker  schon  vor  ihrer  .SetShaftiiiachioig  Namen  hatten  und  garnicht  zu  er- 
warten ist,  daü  sie  diese  nach  der  .\nsieillung  änderten.  Hs  ist  also  ganz 
belanglos,  ob  und  wie  viele  Völkerschaften  .einen  ihrer  geographischen  Lage 
entlehnten  Namen"  trugen.  Itali  sich  trotzdem  die  staatliche  (tlicderung  an 
ilic  des  Vidkes  anschloß,  ist  eine  Sache  für  sich  und  derart  zu  erklären,  daß 
bei  einer  Ansiedlung,  die  ihrerseits  mit  der  Volksgliedernng  in  Verbindung 
steht,  durch  eben  diese  zunächst  das  Land  gegliedert  wird. 

')  Vgl.  Schröder  R.  ti.’’  S.  .Ö8  .Anm.  11.  .Stutz  Z.  R.  20  S.  327. 
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Wflclic  Huiidertsi-liart  wunlt“  dalür  in  Ansjirucli  g»*- 
nDinnicn'r'  Oder  es  siedelte  sieh  ein  einzelner  oder  eine  Grniipe 
von  Familien  in  noeli  nnbehauteni  liande  an,  Leute  die  bis  dabin 
niebt  einem  der  benaebbarten  Hundertscbat'tsverbände  angebört 
batten.  AVer  konnte  dies  verbindeni,  wer  allenfalls  gi'statten? 
(iebörten  diese  Xenansiedler,  die  ja  kein  persönlicbes  Hand  an  ihre 
Nachbarn  knüpfte,  zn  dieser  oder  zu  jener  Hnndertsebaft? 

Oder  man  bedurfte,  was  sicher  sieb  ereignete,  mitten  in  der 
Öde  eines  Notgeriidits.  Welcher  Huniiertschaftsvorsteber  sollte 
gerufen  werden  ? 

Nicht  zu  übersehen  ist  endlich,  da(.l  sich  die  Zuständigkeit 
im  Prozel.1  nach  dem  Wohnort  richtet.  Hierher  gehört  z.  H.  Lex 
Sal.  L,  3:  ambulet  ad  grationem  loci  illius,  in  cujus  pago  manet. 

Alle  diese  Fragen  lassen  sich  nur  lösen,  wenn  man  eimm 
Hnndertschalfsbezirk  annimmt.  ein  Oeliiet  innerhalb  dessen  der 
zustündige  persönliche  Hundertschaftsverband  öft'ent lichrechtliche 
Funktionen  ausübte.  Und  deshalb  nehme  ich  das  He.stehen  solcher 
Bezirke  an. 

Man  wird  mir  vielleicht  entgegenhalten,  daß  es  widerspruchs- 
voll sei,  einerseits  einen  Hundertschaftsbezirk  anznnelimen,  anderer- 
seits eine  Abgrenzung  der  Hundertschaft  zu  leugnen.  Der  allerdings 
vorhandene  scheinl)are  Widerspruch  löst  sich  aber  leicht,  wenn  man 
sich  in  die  ilamaligen  Verhältnisse  hineindenkt. 

Ks  gab  keine  Al)gr(‘nzung,  aber  es  konnte  doch  (rrenzen 
geben,  eben  die,  die  ohne  .Abgrenzung  da  waren:  natürliche  Grenzen, 
wie  sie  ja  auch  später  noch  überwiegen-).  Hin  Flnl.1,  ein  Herg- 
rücken,  eine  niedere  Hügelreihe,  ilas  waren  (Trenzen,  die  der  auf 
der  einen  Seite  liegenden  Hundert.schaft  das  Interesse  an  der  an- 
deren Seite  benahmen.  Was  di(‘sseits  lag,  war  für  sie  von  Interesse 


')  \'gl.  l']il.  Maniili.  VIII.:  iiuoi  wa‘j'hiii  ok  sliegliiii  j gatuii\ 

iik  j liißrftlöluiii  ökmim  aülr  nbna'iiiiigimii  kirkiu  iioplliim  adir  kirnmnga' 
halt  :cr  gikUcr  at  tiuglmm  liuruin.  {tad  liotir  (bilglia*  ilrap.  fta't  a hiin- 
da-ri  giadda'  c liwar  f)ad  ligg:cr  iita'ii  t(iiii))ta‘  ra. 

Vgl.  hierzu  J.  (rriiiiiii.  Kt’iilsehc  lircnzaltertnmer  (.Abhaiidl.  der 
Herl,  .\kail.  I8d;{  S.  lOü  IT.)  Hers.  Uechtsaltcrtüiner*  II  S.  !).  v.  .Ainira 
lirimdrit!-*  S.  77.  „Staaten,  ja  auch  Bezirke  innerhalb  derselben  waren  durch 
natürliche  Verkehrshindernisse,  die  meist  neutrale  Zonen  bildeten,  von  ein- 
ander entfernt  gehalten. * 
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lind  di'sinilb  wurde  sie  diesseits  tatijj;  was  jenseits  war  ilir 
frleiehgiltiK.  So  lan^n-  sieli  auf  dein  audern  Flußnfer  Wander- 
liaufen  zeiirten,  sah  man  auf  diesem  ruhig  zu.  Sobald  sie  aber 
<len  FluLI  fiberscliritten,  sah  man  sieh  veranlal.lt,  sich  mit  ihnen 
zu  beschäftigen.  So  hat  man  sieh  die  ({renzen  der  gennanisehen 
Hundertschaften  voraustellen.  Die  (Jrenze  war  da,  wo  das  Interesse 
endete;  die  Uebiete  waren  Interessensphären.  Dali  dabei  die 
Hrenzen  nicht  immer  feststanden,  ist  klar.  .\her  da  sie  die 
nafflrlichen  waren,  und  .leder  sehen  konnte,  was  natürlich  war, 
standen  sie  nur  selten  im  Zweifel. 

Mit  dem  Worte  „Interesse“  komme  ich  nun  auf  ilen  zweiten 
möglichen  Finwand.  Ks  gah  kein  Kigentum  an  nicht  in  argrarische 
Nutzung  genommenem  fJebiet.  Aber  ohne  jeden  Hechtstitel  betrach- 
tete zunächst  die  Markgenossenschaft  ein  (lebiet  insofern  als  ihr 
eigenes,  als  sie  das  Kindringen  Fremder  in  dieses  (Jebiet  mitlhilligte 
und  eventuell  mit  < Jewalt  verhinderte.  Das  ist  ihr  Interes.senkreis, 
bezüglich  dessen  ihr  aber  nicht  privatrcchtliehcs  Fagentum,  sondern, 
wenn  man  gerade  klassifizieren  muH,  allenfalls  öiVentlichrcchtliche 
Herrschaft  znsteht.  Ich  sehe  hier  auch  diese  nicht*). 

Die  ganzen  Vcrhiiltnisse  sind  m.  K.  genau  die  gleichen,  wie 
wir  sie  noch  heute  bei  den  Völkern  Inncrafrikas  und  .\ustraliens 
antrelfen,  wie  sie  bis  vor  nicht  langer  Zeit  nocli  bei  indianischen 
.Stammen“  hestanden  haben,  (terade  diese  Terminologie,  die  uns 
nicht  mit  dem  l-and,  sondern  mit  dem  „Stamm“  Krieg  führen 
lal.lt.  ist  sehr  treffend.  Das  Schwergewicht  ruht  hier,  wie  es  bei 
den  (Jennanen  der  Fall  war.  auf  den  Menschen.  Nebensache  ist. 
dall  diese  Menschen  ein  Land  in  .\nbau  genommen  haben. 
In  dem  Verhalten  der  wilden  Völker  gegenüber  dem  Kindringen 
in  ihr  „llcbiet“,  dessen  (Jrenzen  nie  ahgesteckt  wiinlen,  sehen 
wir  ferner  eine  Bestätigung  dessen,  was  oben  über  ilen  l'harakter 
dieser  (Jebiete  als  Interessengebiete  gesagt  ist. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Schlüsse.  dal.l  es  Hundertschafts- 
bezirke gibt,  deren  (Jrenzen  aber  lediglich  hestimmt  sind  durch 
das  Allen  bekannte  und  verständliche  Interesse  der  Hundertschaften. 


')  Zu  gering  einge.seliät7.t  wird  ilas  Interesse  des  Volkes  um  Land  von 
Schröder  If.  (!.*  S.  Hi. 
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Weil  null  in  dieser  Greiiziiestiniinuiijr  etwas  rnsiclieres  las, 
und  weil  sie  zu  selir  versehieden  ;rrnl.len  (iebieten  auch  dann  lulireri 
niiiUte.  wenn  die  Einwohnerzalil  wenijz  verschieden  >var,  niuU 
]ia;rus  als  das  richtige  Wort  zur  Hezeichiiuii!;  einer  irerinanischeii 
Hunilertschaft  erscheinen.  Und  ich  nehme  vor  allem  an.  da  LI  es 
in  den  beiden  Stellen  bei  Taeitus  diesen  Sinn  hat.  Wie  dann 
die.se  Stellen  aut'ziil'asseii  sind,  eruibt  sich  schon  aus  den  .Aiis- 
l'ührunufen  des  vorherfrehenden  .\bschnitts  und  ich  lialie  nur  noch 
Wenifres  liinzuzutufren.  Die  centeni  in  ca|).  12  der  (iemiania 
sind  dann  selbstverständlich  der  Umstand  im  echten  Dinir  der 
Hnndertscliaft,  der  princeps  ist  der  Vorsteher  der  Hundertscliaft. 
Das  Wort  comites  halte  ich  l'ür  die  wörtliche  Cliertrajruntr  eines 
miliverstandenen  deutschen  Wortes,  das  etwa  soviel  wie  die  ,Fol;jer‘ 
isc.  des  Urteils)  bedeutet  hat.  Consilium  und  auctoritas  sind  Urteils- 
vorsehUif:  und  Folfie.  Bei  dieser  Ausleurmm  ist  man  somit  nicht 
irenöti;;t,  ir^rend  welche  Korrektur  dieser  Stelle  vorzunehmen. 

Kbenso  liiLlt  sieh  (lerm.  c.  (>  ohne  Korrektur  in  der  im 
vorigen  .Abschnitte  an^mfrebeiieii  Weise  erklären,  sudall  unsere 
.Aullässuii};  der  Hundertschaft  nur  mit  den  20(Ml  Krie^rern  der 
suebischen  Gaue  bei  Taeitus  schwer  zu  vereinen  ist.  worauf  bei 
dem  lefrendarischen  Wert  dieser  Stelle  kein  Gewicht  gelefjt  werden 
kann,  riirijicns  halte  icii  auch  hier  einen  Teil  aufrecht  und  .sehe 
in  den  principes  und  nnmistratus  Hundertschaftsvorsteher  und 
.Markvorsteher. 

Zusainmenfassend  ist  zu  sa^om.  dal!  die  ^'onnanische  Hundert- 
schaft  ein  vonvieiiend  |>ersönlicher  Verband  innerhalb  eines  durch 
natürliche  Grenzen  bestimmten  Gebietes  war.  Die  hauptsächlichste 
Funktion  der  Hundertschaft  war  die  Rechtsprechuii!'  in  .Angeleiren- 
heiten,  die  nicht  ilirer  Natur  nach  vor  der  l.andesversammlunu: 
abireurteilt  werden  niulJten.  Daneben  war  sie  wolil  auch  Knlt- 
verband,  jedenfalls  insoweit  die  Gerichtshaltuni;  dies  ertbrderte. 
.\i;rari.sche  .Aii};elei;enheiten  hatte  die  Hundertschaft  nicht  zu  be- 
sorgen. Fiel  sie  mit  der  Mark  zusaninien.  daun  oblagen  sie  ihr 
nicht  als  Hundertschalt,  sondern  als  Markgenossenschaft.  Die  Be- 
haiiptuiu;  Brunner's.  dal!  die  Hundertschaft  in  erster  l.inie  den 
Zwecken  des  Heerwesmis  zu  dienen  bestimmt  war.  geht  wohl  auf 
die  .Heerestheorie“  zurück.  Nach  den  früheren  Feststellungen 
über  die  Heeresverfassuiig  kann  ich  ihr  nicht  beitreten.  Ich  er- 
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achti“  im  (it‘>rcnt4‘il  die  militiirisclie  Hedeutuni?  für  sehr  zurück- 
tretend. IVditiscdi  war  die  Hundertschaft  venuutlich  insoweit 
unselbständig;,  als  sie,  wie  der  Ssp.  sa;;en  würde,  nichts  weder  deine 
rike  tun  darf.  ,\n  der  Spitze  stand  ein  Hiiu])tlini;.  den  die  Körner 
princeps  nannten.  St*in  deutscher  N'aiue  kann  hunno')*),  aller 
auch  aldinuon’)  oeheilien  haben,  vielleicht  auch  rihtari. 

Innerhalb  der  Gesamten  Verfassung  der  p:emianischen  Zeit 
nimmt  diese  Hundertschaft  die  Stelle  des  einzigen  Kezirks  inner- 
halb der  dvitas  ein.  Mittelbezirke,  Gaue  im  üblichen  technischen 
Sinn,  sind  dem  fjennanischen  Staate  unbekannt^). 

Kliensowenii;  kennt  der  prennanische  Staat  innerhall)  der 
Hundertschaften  eine  weitere  Teiluiif;  in  Ztdintschaften,  wie  zwar 
von  der  herr.schemlen  Meiminis;  anerkannt  aber  doch  immer  wieder 
von  Einzelnen  bestritten  wird  ■’). 

VI.  Centena'). 

Wenn  wir  nunmehr  zu  der  Fraj;e  übi-ri;ehen,  ob  sich  die 
;;ermanische  Hundertschaft  auch  in  der  fränkischen  Periode  er- 
halten und  wie  sie  sich  dort  allenfalls  weiter  entwickelt  hat,  .so 

')  VkI-  Schroeder,  Uj,'.  5 S.  iO  .\mii.  1(>.  Es  kann  aber  keine  Hede 
davon  sein  <lat!  diese  Hnndert.scliaftsvorstelier,  wie  Schroeder  ebd.  .S.  31 
meint,  ,bloüe  (iaiibeamte  waren." 

■•*)  Vgl.  Glossae  Elorentinae  bei  .t.  O.  Eckhart  ('omnicntarii  de  rebns 
I'ranciae  orientalia  (1729)  II  S.  9S2.  centnrio  vel  tribnnns,  hunno. 

^ Zur  i'aldormunn  = jirincejis  vgl.  Waitz,  Zur  dcntsclien  Verfa.ssiings- 
geschichtc  in  der  Zcitschr.  f.  (ieschiehtswissenaehaft  III,  S.  27. 

•;  Völlig  verfidilt  ist,  wie  Uachfahl  a.  a.  O.  dies  tut,  davon  zu  sprechen, 
dali  tiaii  und  Hundertschaft  identisch  seien.  Oas  kann  nur  verwirren. 

*)  Oas  Gespenst  der  Zehntsehaft  spukt  wieder  bei  (’ranier  Alamannen 
S.  3.7;  ders.  die  Vcrfassungsgeschiclite  der  (iennanen  und  Kelten  S.  1.  Da- 
gegen mit  Hecht  Werininghoff  Z.  H.  ti.“  XX  8.28,3.  Vgl.  noch  Waitz 
Vg.  !■'  S.  138  r.  232  f. 

Hczüglich  der  Ilnndertschaftcn  im  fränkischen  (iebietc  ist  auch 
heranznziehen  K.  Hfl  bei.  die  Franken,  ihr  Eruberiings- und  Siedelungssystem 
im  deutschen  Volkslaude.  Die  Kette  von  Irrtnmern  und  l'nrichtigkcitcn  di‘s 
Hübcrschen  itnehs,  verbietet  es,  hier  auf  Einzelheiten  einzugehen.  Vgl. 
darüber  Stutz  Z.  IHi.'-'  XXII  S.  349  ff.  der  S.  3.')7  sehr  treHend  bemerkt: 
.das  Itild,  das  sich  Hübel  von  Zenlene  und  Dekania,  von  .\ntrustional  uml 
Vassallität  tUc  macht,  wiediudegt  sich  von  seihst:  es  ist  teils  das  Ergebnis 
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wpnileii  wir  uns  zunächst  zum  friltikischen  Oro(.lnurlu‘  und  inner- 
liall)  seiner  zu  dem  Uehiete  der  Kranken. 

Hier  sind  am  Rejrinne  der  zweiten  I’eriode.  wenn  amdi  nicht 
mit  einem  Sehla^'e,  so  doeli  allmiihlieli,  die  Änderungen  in  di*r 
Verfassung  vor  sich  gegangen,  die.  wie  schon  ohen  ausgeführt, 
eine  notwendige  Folge  der  Aufrielitung  des  merowingischen  König- 
tums waren.  Die  erfonlerliehe  Dezentralisation  der  Herrseher- 
gewalt machte  die  Kinfflhrnng  neuer  Bezirke  notwendig.  Wir 
finden  den  comes  an  der  Spitze  des  coniitatus,  unter  ihm  den 
centenarius  oder  den  viearius.  Das  sind  unliestrittene  Dinge,  auf 
die  hier  nur  zu  verweisen  ist').  Den  (legenstand  unserer  l'nter- 
suchung  hilden  die  Fragen  nach  dem  centenarius  uml  seinem 
Bezirk,  der  centena;  d(*nn  in  ihm  sieht  die  herrsclumde  Meinung 
den  IBindertschaftsvorstelier,  in  der  centena  die  Hundertschalt. 
Was  w'ar  die  centena? 

Der  Begrilf  centena  kommt  nicht  irn  fränkischen  (Sehiete 
znm  erstenmal  vor.  Wir  Hilden  dieses  M'ort  schon  vorher  im 
Codex  Theodosianns*).  Auf  fränkischem  Boden  erscheint  es.  wie 
schon  wiederholt  festgestellt,  zuerst  im  Pactus  ]iro  tenore  pacis"). 
dem  liamlfriedensgesetz  Childehml  I und  Chlothar  I,  dessen  Ah- 
fassung  in  die  Zeit  nach  dem  Urtexte  der  Lex  Salica  fällt ',i. 
Das  hier  einschlägige  cap.  9 ist  hereif.«  wiederlndt  (legenstand 


ihirchaiis  h illkärliclier  QucllcMbi’lianiilung  . . . teils  stellt  es  sieh  nls  halt- 
hise  Hypothese  heraus,  für  liie  ilie  greifbare  Ihiterlage  fehlt,'' 

')  Vgl.  Itriiiiiier  UH.  11'  S.  1(11  If.  17»  If.  Waitz.  V(i.  II.  2"  S.  21  IT. 
Sehröiler  U(i.^  S.  12.'i  IT.  Hel  hmaii  n - II  ol  1 n eg.  (ieriii.  röm.  Civilprozell 

V.  s r>  ir. 

O eil.  .1.  (lot  h o frei!  IIS.  (Leipzig  1711).  ad.  lib.  XIV.  (it.  VIII;  ad 
lib.  XL  tit.  1,  10;  ad.  lib.  XII  til.  XV;  ad.  lib.  XII.  (it.  X,  20.  und  eil. 
IMikiiig  (1841)  lib.  Vlll  (it.  IV,  .1;  lib.  II  tit.  XXIK,  7;  lib.  II  tit.  XXX. 
7.  lib.  XII.  tit.  X.  20  ))  4. 

")  Ob  da,  IVO  die  lex  Saliea  zur  Ilezeiehniiiig  eines  (iebietes  das  Wort 
■ pagus"  verwendet,  eine  Fortsetzung  alten  römischen  Spraehgebraiichs  an- 
zuiiehineii  ist,  lasse  ieli  dahini'estidit.  (Lex  Sal.  I,  '>  L.XL,  t>  (pur  Herold 
und  Kniend.)  LI,  .3  LV,  2 (nur  Kniend.).  .Sofern  damit  überhaupt  ein  be- 
stimmtes Oebiet  gemeint  ist,  liegt  es  nahe  darin  den  Hundertsehaft.sbezirk 
zu  sehen,  da  ein  über  ihm  stehender  Ilezirk  niu  li  nicht  vorhanden  gewe.sen 
sein  dürfte.  Vgl.  unten  S.  127  f. 

V Vgl.  Hriinner  10 i.  l-  S.  lUlllT. 
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eiiifieheiider  Untersucliunueii  "i*w(*.sen.  deren  imliel'riedigendes  Ei- 
iurebnis  zu  einem  neuerlichen  Erkl;irunf;sversuch  veranlaßt*). 

Äußerst  er.scliwei-t  ist  die  Interpretation  dieser  Stelle  durch 
die  inaiiirelhalte  i'herliet'erun;r  des  Te.xtes.  Abjre.sehen  von  den 
ohne  festes  System  kompilierten  Texten  bei  Behrenil*)  und 
Geffken’)  ist  aucli  der  Te.xt,  ilen  Horetius  jriht,  noch  zu  will- 
kürlich zusammeufrestellt.  Dies  veranlaßt  mich,  hei  der  folgenden 
Untersuchung  der  von  Horetius  gewählten  Eassuni,'  den  Text  iles 
Wolfenhüttler  Codex  an  die  Seite  zu  stellen  und  ich  gehe  deshalb 
zunächst  unter  I jenen  (H),  denn  unter  II  diesen,  den  ich  nach 
dem  Vorgänge  von  Hehrend  mit  g bezeichne*). 

I.  Decretum  est,  ut  iiui  ad  vigilias  constitutas  uocturnas  fures 
non  caperent.  eo  ((uod  per  diversa  intercedente  conludio 
scelera  sua  praetermissas  custo<lias  e.xercerent,  centenas 
fierent.  In  ciiius  centena  ali<iuid  deperierit.  capitale  (pii 
jterdiilerit  reci|)iat,  et  latro.  vel  si  in  alterius  ceiitenam 
appareat  deduxisse  et  ad  hoc  admonitus  si  neglexerit, 
((uinos  solides  comlempnetur;  capitale  tarnen  (|ui  perdi- 
derat.  ad  centena  illa  aceipiat  ahsipie  dubio,  hoc  est  de 
secunda  vel  tertia.  Si  vt'stigius  conprobatur  latronis 
tarnen  preseiicia  aut  longe  multandus;  et  si  persequens 
latronem  suum  conprehenderit,  integram  sibi  conposicionem 
aceipiat;  et  si  per  trustiMu  inveiiitur,  mediam  conpositionem 
tnistis  adipiirat  et  capitalem  e.xegat  ad  latronem. 

II.  Deinde  Chlothariiis  rex  (lüstiit  deci'eta  ut  (|ui  ad  vigilias 
hoc  est  ad  i|ua  et  constitutas  uocturnas  diversi  furis  non 
capire  et  (luod  diversa  ititerrudentem  conludio  scelera  sua 
praebmnittat  custodias  exercerent.  c(“ntenas  tierent.  ln 
cujus  centena  ali(|uid  deperiet  capnt  trustis  restituat  vel 
in  alterius  centenam  vestigium  ]»roj)onat  aut  deihixerent 
et  ad  hoc  admoniti  sine  cleai>rent,  i|uinus  soliilus  componat; 
capitale  tarnen  ((ui  ])rodederat  a centena  illa  aceipiat;  ;d)S(|iie 

')  Hie  latcratiir  i.it  veiv.cicliiiet  bei  H.  (i4'ffken  I.ex  Salica  S.  Üt>Z  f. 

'■*)  J.  Kr.  liclirend  L(4.\  Salica  - S.  147. 

3)  a.  a.  0.  S.  80. 

*)  Der  Text  vmi  Iteretius  fimlet  sieb  in  des.seii  Ausgabe  der  fapitu- 
larien.  M.  (i.  H.  4®  I.L.  S.  II  T.  I S.  ö IV.:  diT  Widfeiibritller  Text  ist  eiit- 
noimneii  ans  l’arilessns.  I.a  bd  Sali(|iie. 
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dubio  de  secunda  vel  tereia:  si  vestisius  coiiprohatur 
latronis  (amen  per  preseiieia  aut  loriffe  inultandu^,  et  si 
])ersequens  latronem  suuiu  comprelienderit  inte^rain  sibi 
eonposicdonein  accipiat,  et  si  per  trusteui  invenitur  mediae 
coiiposiciouem  trustes  ad  se  reeipiat.  et  capitaleiii  exeat 
ad  latronem. 

In  diesem  Wolfenbtittler  Text  hat  schon  Pertz  die  Worte 
hoc  est  ad  qua  emendiert  in  hoc  est  ad  wactas ').  Diese  Kmen- 
dation  ist  inhaltlich  jedenfalls  insoweit  richtig:,  als  sie  eine  zu- 
treffende Glosse  zu  vijsrilias  j.dbt.  Auch  sprachlich  steht  ihr  nichts 
im  Wetre.  Kin  Wort  wacta  hat  das  Frankotateinische  fiekaimt, 

wie  Caj).  de  villis  (Boretius  I S.  83  f.)  c.  1(>  und  27  zeis;t.  Auch 
afr.  iraite  ist  von  einer  solchen  Fonn  ahzuleiten  *). 

Was  nun  den  Inhalt  dieser  llestininiun^en  anlan>'t^),  so  ist 
aus  dem  ersten  .Satz  beider  Te.xte  ersichtlich,  daß,  sagen  wir  zu- 
nächst, die  Frrichtung  von  centenae  angeordnet  wird,  weil  die 
bishei'  aufgestellten  nächtlichen  Wachen  die  Diebe  nicht  gefangen 
haben.  Der  (irund  des  nachlässigen  Wachehaltens  war.  daß  die 
Wachen  mit  den  Dieben  unter  einer  Decke  steckten. 

Daraus  ergibt  .sich  nun  mit  Notwendigkeit  zweierlei.  Kr.stens 
daß  die  zu  schaffenden  centenae  zu  Zeit  des  Krlasses  der  Decretio 
Chlotharii  noch  nicht  vorhanden  waren*).  Zweitens,  <laß  diese 

')  In  seiner  .\usgabe  in  den  M.  (i.  H.  (Folio).  I,b.  1 S.  II. 

*)  Hei  <!röbor,  (immlriss  der  roinaniselo'ii  I’bibdogic  1-  S.  507  limlet 
sieb  die  lieinerkung:  -In  den  Dccret.  Chlotb.  begegnet  wacla  = afrz.  gaite, 
Wache*:  bei  Oodefroy  1 lictionnaire  de  l’anciennc  langue  francaise  ist  an.< 
den  lilos.s.  de  Donai  angefnhrt:  eicnbie  = waites.  Vgl.  noch  l>iez  Ety- 
niologiselies  Wörterbuch  der  roinaidschen  Sprachen  S.  179  s.  v.  gualari': 
Heyne  ileiit.sches  etyni.  Wörterbuch  s.  v.  Wache  und  besonder.s  Schwan - 
Behrens,  (jraininatik  des  .tll.französi.schen'’’,  S.  31,  wonach  richtiger  guac- 
tas  zu  einendieren  ist. 

Zum  Fidgenden  ist  zu  vgl.  Sohin,  l’nGV.  S.  ISI  IT.,  Waitz, 

Vli.  rt  193  IT.  II  D S.  399,  405,  bninprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben 
1 S.  294  11'.,  IJeffkon,  a.  a.  O S.  2(12  IT:  die  ältere  übrige  Literatur  lindet 
sieh  bei  Sohni,  die  neuere  bei  (ieffken. 

Insofern  stimme  ich  mit  .Sohm  a.  a.  O.  S.  183  überein,  lasse  aber 

dabei  die  Frage  nach  dem  Wesen  die.ser  centenae  olfen.  .fedenfalLs  darf 

man  nicht  cdine  widteres  auf  das  Vorhandensein  der  Hnndertschafts- 

verfas.Ming  oder  ihr  Fehlen  Schlüsse  ziehen,  wie  dies  Brunner  II'  S.  147 
get.'in  hat.  Vgl.  auch  ’riionissen.  I.'organisation  Jndiciaire  sous  le  regiine 
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centenae  etwas  gewesen  sein  müssen,  was  entweder  der  Nachlässig- 
keit beim  Wacliehalten  oder  den  Diebstählen  selbst  oder  ihren 
Folgen  abhellen  konnte.  Denn  schon  Bestehendes  kann  man  nicht 
schatlen  und  die  zweite  Folgerung  ergibt  sich  ohne  weiteres  aus 
der  expüsitio,  der  Begründung  des  Landfriedensgesetzes  selbst. 

Im  Folgenden  sind  sich  beide  Texte  darüber  einig,  daß  der 
Bestohlene  für  alle  Fälle  sein  capitale  erhalten  und  so  schadlos 
gestellt  werden  soll,  gleichviel  ob  man  den  latro  aufgefunden  hat 
oder  nicht.  Nach  dem  Wolfenbüttler  Text  hat  die  trustis,  an  die 
der  Bestohlene  sich  wendet,  die  Bflicht,  das  capitale  sofort  zu  er- 
setzen oder*)  die  Spur  in  eine  andere  centena  hinüberzuleiten, 
oder,  wie  es  wörtlich  heißt,  in  die  centena  „eines  Anderen“. 
Durch  die  Fortleitung  der  Sj)ur  entgeht  die  trustis  ihrer 
Zalilungsptlicht.  Hier  ist  der  Zusammenhang  des  Textes  durch 
ilie  unten  noch  zu  besprechende  Stran)estimmung  \interbrochen, 
wird  aber  dann  fortsgesetzt  mit  dem  ganz  klaren  Sinn,  daß  für 
alle  Fälle  (abs(|ue  dubio)  d.  h.  auch  dann,  wenn  die  zuerst  in 
Anspruch  genommene  centena  vestigium  proponat  und  sich  so  der 
Zahlung  entzieht,  das  capitale  doch  zu  zahlen  sei  und  zwar  de 
secunda  vel  tercia.  Dies  dürfen  wii'  so  auffassen,  daß  in  zweiter 
Linie  d i e centena  zahlungsptlichtig  wird,  in  die  von  der  ersten 
die  Spur  hinübergeleitet  wurde.  Ihr  steht  es  aber  wiederum  frei, 
die  Zahlung  ebenfalls  abzuwenilen  durch  Weiterleitung  der  Spur 
in  eine  andere  centena,  die  tercia.  die  allerdings  mit  der  prima 
identisch  sein  kann*).  Ob  die  tercia  unbedingt  leisten  muß,  oder 
nochmals  eine  Spurleitung  vornehmen  kann,  etwa  in  die  quarta, 
das  wird  uns  nicht  ausdrücklich  gesiigt.  Wir  werden  aber  an- 

(le  la  loi  aaliqiie  (Noiivclle  rovue  lii,sti>rujiie  de  droit  fraii<;ais  et  etranger  1S79) 
S.  31  ff.,  S.  34  IT. 

')  Vel  muß  hier  di.sjimktiv  genommen  werden;  konjunktives  vcl  gübc 
keinen  Sinn.  Der  Meiming  von  Oel'fkcn  a.  a.  O.  S.  2(!3,  daß  die  centena 
zuerst  den  Seliaden  zu  ersetzen  hat  und  erst  dann  die  Verridgiiiig  anl'nimmt, 
vermag  ich  luieli  nicht  anzuscldießen.  Für  die  von  Gcffken  vorgeschlagene, 
seine  Meiming  stützende  Lesart  (t'ajiitulc  tarnen  hae  centena  illa  aucipiat 
absiiue  dubio)  sehe  ich  keinen  genngimden  Grund.  Gefl'ken  scheint  zu 
übersehen,  daß  auch  die  Verfolgung  von  der  zweiten  bzw.  ilritten  centena 
übernonimen  winl.  ICichtig  Sohm,  a.  a.  0.  S.  184. 

''*)  Nämlich  dann,  wenn  die  Spur  durch  die  secunda  nur  hiudurchgeht 
und  in  die  prima  zurückfülirt. 

v.  Schweriu,  altserui.  Huudertacb&ft  8 


Digitized  by  Google 


114 


nehmen  dfirien,  daß  dies  nicht  mehr  möfflieh  war.  Die  Spnrfol"e 
mrd  ebenso  ein  Ende  haben,  wie  es  na(di  ^'eniiani.seheiii 

Recht  der  Gewülirenzu«;  hatte.  Materiell  sind  ja  Spurleituiif;  uml 
Gewährenzufr  mit  einander  zu  verffleichen  '). 

Soweit  dürfte  die  Sachlafje  klar  sein.  Wir  haben  aber  boi 
dieser  Auslepunp  noch  nicht  Rücksicht  genommen  auf  die  ver- 
schiedenen Lesarten.  Nach  lg  muß,  wenn  die  Spur  nicht  weiter- 
geleitet wird,  wie  ausdrücklich  gesagt  ist,  die  t r u s t i s das  capi- 
tale  zahlen.  Im  Text  R,  der  hierin  mit  allen  anderen  Hand- 

schriften außer  lg  übereinstimmt,  fehlt  diese  Nennung  der  tru.stis. 
Es  ist  überhaupt  nicht  gesagt,  wer  zu  zahlen  hat,  aber  zu 
schließen,  daß  die  centena  zahlungspflichtig  ist,  weil  dann  die 
secunda  vel  tercia  (centena)  in  Anspruch  genommen  wird.  Ge- 
rade diese  Hei'anziehiing  der  secunda  vel  tercia  fiTidet  sich  aber 
auch  wieder  in  lg  und  so  entsteht  in  diesem  Text  eine  Diskordanz. 
Denn  es  i.st  nicht  ersichtlich,  warum  das  eine  Mal  tlie  trustis 

zahlen  soll,  das  andere  Mal  die  centena. 

Sohm,  der  seinen  Ausführungen  die  im  wesentlichen  auf 

ilem  Wolfenbüttler  Codex  beruhende  Lesart  von  Pertz  zu  Grunde 
legte,  hat  sich  dadurch  verleiten  lassen,  die  trustis  mit  der 

centena  gleichzustellen*).  Das  liegt  in  der  Tat  sehr  nahe  und 
gibt  den  Texten  verständlichen  Sinn,  ohne  sie  zu  ändern.  Immer- 
hin haben  wii-  für  eine  Gleichstellung  von  tnistis  und  centena 
keine  andere  Veranlassung,  als  eben  das  Bedürfnis,  diesen  Text  zu 
klären,  und  da  erscbeint  es  angebra<'ht,  auch  von  anderen  Ge- 
sichts])unkten  aus  dem  Verhältnis  von  trustis  und  centcma  nach- 
zugehen. 

Ich  beginne  mit  der  Erörterung  des  Begritfes  „centena“. 

Wenn,  wie  dies  die  Decretio  voraussetzt,  die  Spur  (vestigium). 
und  das  ist  immer  eines  Lebewesens  I'ußs])ur’),  von  einer  centena 
in  ilie  anden*  geleitet  werden  kann,  so  muß  die  centena  örtliche 
Gnmzeii  hal)en  mul  infolgedessen  ein  räumlich  abgeschlossenes 

a.  M.  wohl  (icffkcii,  a.  a.  <X  S.  0(13.  „Kbcnso  die  dritU;  der 
zweileii  und  so  fort.“ 

’)  Soliin,  Uii(iV.  S.  18.Ö. 

’)  l>iuitlicli  ist  dies  bei  dein  mi(.>elsäclisiseben  frod  vom  Verbnin  tredan 
— treten,  ilas  der  l^nadri|inrtitus  mit  vesligimn  wiedergibl.  (l.iebermann, 
Ueselzo  der  Angelsueliseii  1,  ITS.; 
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(lebiet  sein.  Das  i.st  schon  von  So  hm  zutreffend  fest^estellt 
worden  ’j. 

Sohin  geht  aber  noch  weiter  und  erklärt  iHe  eentena,  die 
zur  Spurfolge  aufgefordert  wird,  die  der  Spur  folgt,  die  an  den 
Hestohlenen  Krsatz  leistet,  für  eine  „persönliche  Vereinigung“,  für 
eine  „Centschar“,  weil  eben  hier  von  einem  handelnden  Subjekt 
die  Rede  sei.  Dem  gegenüber  gebe  ich  sofort  zu,  daß  es,  nach 
H wenigstens,  die  Rewohner  des  Centgebietes,  der  örtlichen 
eentena  sind,  die  das  capitale  zu  zahlen  haben;  die  Ausdrucks- 
weise ist  eine  ähnliche,  wie  wenn  wir  heutzutage  davon  sprechen, 
daß  eine  (iemeinde  etwas  zu  leisten  habe. 

(ianz  anders  aber  liegt  die  Sache  da,  wo  davon  die  Rede  ist, 
daß  die  eentena  aufgefordert  wird  zur  Spurfolge,  daß  sie  der 
Spur  folgt.  Hier  weichen  auch  die  beiden  Texte  wieder  von  ein- 
ander ab.  Während  B von  einer  Person  spricht,  die  aufgefordert 
wird  und  der  ,\ufforderung  nicht  nachkommt  (admonitus  si 
neglexerit),  spricht  lg  von  mehreren  Personen  (admoniti  sine 
eleaerent)*).  Doch  ist  ohne  weiteres  ersichtlich,  daß  hier  B fehler- 
haft ist.  Denn  der  Singular  stimmt  nicht  zu  der  Distributivzahl 
(luinos,  die  in  allen  Texten  erscheint,  die  nicht  Zahlzeichen  ein- 
setzen.  Wir  haben  also  davon  auszugehen,  daß  es  eine  größere 
Anzahl  von  Personen  ist,  an  die  der  Bestohlene  oder  etwa  ein 
Vorsteher  die  Aufforderung  zur  Spurt'olge  richtet  und  die  im 

')  a.  a.  Ü.  S.  183.  lieaucliet,  Histoire  de  rorgaiiisatioii  jmlidairc  en 
Fiain’e  S.  1 1 iiiimiit  irrig  Krriclitiiiig  der  ürllielieii  (leiitena  durch  die 
Hecretio  au.  lielirend,  a.  a.  <t.  ,S.  147  .4nm.  1)  iiimiiit  an.  das  (iesetr. 
wolle  „die  llundertsrlial'ten  teils  neu  einlTdireii,  teils  neu  organisieren. 
Schröilcr,  U(i.°  12li,  sagt:  „Da  bei  diesen  Kinrichtungen  nicht  bloli  diu 
altfränkisehen  Heiche  Clothars  I und  i'hildeberts  II,  sondern  auch  die  rein 
roiuanisehen  Gebiete  rbildeberts  I beteiligt  waren,  so  niuU  es  sieb  dabei  uni 
einen  Versuch  gebandelt  haben,  die  fräiikiscbeu  Zentenen  zu  polizeilichen 
Zwecken  ancb  in  dem  romani.scben  Neustrien  heimisch  zu  machen.“  Man 
darf  aber  nicht  übersehen,  duU  von  einer  eentena  nur  in  der  Decretiu 
idilotharii  die  Hede  ist.  In  den  gemeinscbaftlichen  Bestiniinungen  der  cap. 
lü — 18  wird  sogar  das  Wort  auffällig  vermieden.  Ks  heillt  z.  II.  fretus 
tainen  iudici  in  cuiiis  prorincia  (I).  Warum  sollte,  wenn  überhaupt  in  Neu- 
strien die  gleiche  Kinrichtuiig  getrotlen  wurde  wie  iin  altfränkischen  Gebiete 
durch  itiu  Decretio  ('hU)tarii,  ihr  ,\nschluU  nieht  au  die  Gebiete  erfolgt  sein, 
die  dort  später  vieariae  hielieii.  Vgl.  auch  Dahn,  Könige  Vlll,  I 8.  84  If. 

Dieses  sine  cleaerent  ist  zu  bessern  in  si  ueglegerent. 

8* 
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Weigeninfjsfall  pro  Kopf  fünf  Schillinge  zu  zahlen  hat.  Die 
Meinung  ist  nicht  etwa  die,  daü  der  centenarius,  der  nach  der 
Decretio  Childeberti  It  v.  596  die  Sache  mit  der  centena  zu 
führen  hat ')  (causa  cum  centena  rc(juirat)  wenn  e r aufgefordeid 
wird,  die  Spurfolge  in.s  Werk  zu  setzen,  und  dies  nun  nicht  tut, 
allein  fünf  solidi  zahlen  muß.  Noch  weniger  ist  daran  zu 
denken,  daß  die  gesamte  tmstis  im  Weigerungsfall  5 solidi 
büßen  muß*). 

Daß  es  eine  größere  Anzahl  von  Menschen  ist,  die  der  Spui- 
folgt,  ergibt  sich  nicht  nur  aus  unserem  Texte  selbst,  sondern 
amdi  aus  dem,  was  wir  sonst  von  der  Dieb.stahlsverfolgung  wissen. 

Schon  nach  dem  Hechte  der  Lex  Salica  mußte  der  Hestohlene 
den  Nachbarn  den  Diebstahl  kundtun  und  sie  zur  Simrfolge  aut- 
fordern  *)■').  Kr  bedurfte  einer  Sjmrfolgeschar  und  das  hat  sich 
durch  die  Decretio  Cldoth.  nicht  geändert.  Die  einzige  Änderung, 
an  ilie  man  denken  könnte,  wäre  die,  <laß  sich  nunmehr  der  He- 
stohlene nicht  mehr  schlechthin  an  die  Nächstbesttm  wandte, 
sondern  daß  er  den  Diebstahl  dein  centenarius  meldeti',  und 
dieser  dann  die  S]ntrlblger  aufzubieten  und  für  die  Verfolgung 
Sorge  zu  tragen  hatte.  Waltete  er  nicht  seines  Amtes,  so  mußte 
er  5 solidi  zahlen,  wie  Jeder,  der  seiner  Aufforderung  nicht  Folge 
leistete.  .\ber  es  ist  auch  sehr  gut  denkbar,  daß  der  Hestohlene 
der  ja  den  centenarius  nicht  immer  gleich  zur  Hand  hatte,  sich 
.selbst  an  die  Spitze  der  Spurfolgeschar  stellte  und  die  Verfolgung 
durchführte,  bis  der  centenarius  zur  Stelle  war.  Dies  ist  z.  H. 
unter  Umständen  der  Fall  nach  dem  angelsächsischen  Hecht,  wo 
es  in  (hm  .ludicia  civitatis  Lnndonie  König  Athelstans  cap.  S,4 
heißt: 


')  Bei  Borctins,  1 S.  15  (T. 

*)  Ha.s  behauptet  Iiclocbc,  La  trustis  et  rantrustion  rojal  (187.‘5).S.  lüf. 

’)  Vgl.  Brunner,  B(i.  II  ' S.  40(1. 

•)  Vgl.  Sohiu,  Iler  Brozeü  der  Lex  Siiliea  S.  G5.  Warum  Betlnnann- 
Hollweg,  tiermauisch-romanisclior  ZivilprozeU  I S.  480  Anin.  8 das  be- 
streitet, verstehe  ieh  nicht.  Zunächst  steht  nach  dem  ('ap.  1,1  (Gcffken, 
Lex  Salica  (!.‘i)  fe.st,  datl  cs  schon  vor  der  Dccret.  Cldoth.  eine  trustis 
gab.  l'iid  dann  bedurfte  doch  der  Spurfolger  einer  Begleitung  zur  Haus- 
suchung und  als  Zeugen  dafür,  daU  die  Sinir  zu  dem  Hanse  führte. 
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„and  (urif  mon  s{>dr  gespirige  of  scyro  on  odTre,  fon  pa 
mcnn  td  pe  par  nycst  syndon  and  drifan  po-t  spdr,  oiV  liit 
man  pam  gerefan  gecyde“'). 

Wenn  also  auch  an  eine  gröllere  Zahl  von  Spmfolgern  7,u 
denken  ist,  so  ist  damit  aber  immer  noeh  nicht  gesagt,  dali  im 
einzelnen  Fall  die  eentena,  d.  h.  alle  Kimvuhner  des  Fentgebiefcs 
der  Spur  folgten.  Ohne  den  späteren  Ausführungen  vorgreifen  zu 
wollen,  kann  ich  schon  Jetzt  ilarauf  hinweisen,  daU  diese  centenae 
Jedentalls  keine  sehr  kleinen  Hezirke  waren,  und  die  Zahl  der 
Kinwohner  infolgedessen  die  Zahl  weit  überschritt,  die  man  zu 
einer  Spurfolge  gebrauchen  konnte.  Von  dem  Itedarf  aber  müssen 
wir  ausgehen.  Es  ist  nicht  anzunehnien,  dall  die  Franken  mit 
einer  Schar  von  vierzig  oder  fünfzig  Männern  auf  die  Spurfolge 
zogen,  wenn  zehn  oder  zwanzig  vollauf  genügten.  Und  daß  diese 
geringere  Anzahl  genügte,  das  dürfen  wir  nach  unserer  Kenntnis 
des  ganzen  Verfahrens  annehmen.  Mehr  als  zwanzig  Männer  ent- 
hielt aber  eine  eentena  gewiß.  Auch  dann,  wenn  man  den  Oe- 
danken  an  eine  Hundertschaft  völlig  aus  dem  Spiele  läßt,  ist  es 
unwahrsclieinlich.  daß  man  Hezirke  sollte  gebildet  haben,  die 
nicht  mehr  als  zwanzig  freie  .Männer  enthielten;  in  diesem  Um- 
fang lassen  sich  nur  persönliche  Verbände  denken.*) 

Es  ergibt  sich  also,  daß  niclit  die  gesamte  eentena  an  der 
Spurfolge  sich  beteiligte  und  wir  kommen  nun  zu  dem  Hegritfe 
„trustis.“ 

Trustis,  eine  Latinisierung  von  altfränkischem  trust  — Schutz*), 
protectio,  bedeutet  inhaltlich  soviel  wie  Oefolge  oder  Oefolgschaft 
und  zwar  Oefolgschaft  jeder  .\rt,  wie  wir  dies  z.  H.  an  der  tnistis 
dominica  und  trustis  regalis  der  Ia?x  Salica  sehen.  In  unserem 

')  Bei  liieberinann  , Oesotze  der  Angelsactiscn  t S.  179. 

*)  Über  diese  Iti^denkcn  koimiit  Sohin  dadurch  hinweg,  daß  er  in  seiner 
.CenUchar“  eine  Vereinigung  von  zehn  Männern  erblickt.  Diese  .\nzalil 
würde  sich  zu  einer  .Spurfolgcsehar  allerdings  eignen,  aber  wir  haben  keinen 
.\nlialt.s]iunkt  dafür,  daß  hier  eentena  eine  Schar  von  zehn  .Männern  sein 
könnte.  Dies  auch  dann  nieht,  wenn  inan  die  electi  eentenarii  so  aiilTassen 
wollte  wie  Sohni.  Denn  die  Heranziehung  des  contubemium  hängt  voll- 
konnnen  in  der  Luft. 

*)  Vgl.  Grimm,  Keehtsaltertümor*,  I 383  Geffkcn  a.  a.  0.  S.  1G2. 
V.  Amira  Grundr.*  S.  117. 
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Falle,  bei  der  Vcrfolgunp  eines  Diebes,  bedeutete  tnistis  vor  der 
Deoret.  riilotli.  jedenfalls  die  Spurfolgeschar  oder,  wie  Schröder 
siigt,  die  Schar  der  auf  das  Gerflft  herbeigeeilten  Schreimannen’). 

Genau  so  haben  wir  nun  m.  K.  die  trustis  in  der  Decretio 
Chloth.  aufzufassen.  Damit  stelle  ich  mich  in  Widerspruch  mit 
der  herrschenden  Meinung. 

Schon  Sohin  sieht  in  der  trustis  durch  eben  diese  Decretio 
organisierte  „Scharen  freier  Männer’).“  Thonissen  sagt’):„  . . . 
Clotaire  II  ordonne  qu’  on  choisisse  dans  chaque  Oentaine  terri- 
toriale une  troupe  d'hommes  libres,  iine  tnistis  chargw  de  veilles 
ä la  Conservation  des  propriötes  . . .“.  Deloche'*)  hält  die  tnistis 
für  „une  categorie  des  jiersonnes  repandues  sur  toute  la  surface  du 
royaume,  et  liees  au  souverain  par  le  .sennent  de  l'antru.riion.“ 
Datl  diese  letzgenannte  .\nsicht  unzutrellend  ist,  ergibt  sich  ohne 
weiteres  aus  dem  Wesen  der  trustis,  deren  Mitglieder  tatsächlich 
in  einem  persönlichen  Verhältnisse  zum  König  stehen.  Von  ihr 
ist  unsere  tnistis  jedenfalls  weit  verschieden,  wie  schon  Dahn 
gegen  Deloche  festgestellt  hat.  Aber  auch  neuere  Schriftsteller 
sehen  in  der  trustis  der  Decretio  eine  besondere  Einrichtung.  So 
ist  Ilrunner^)  der  Meinung,  datl  diese  trustis  eine  besonders 
organisierte  Schar  für  .\usübung  von  polizeilichen  Funktionen 
gewesen  ist. 

Die  Hauptstütze  für  Sohms  .\nsicht  findet  sich  in  eben  der 
Decret.  ('hloth.  c.  l(i: 

De  fiscalibus  et  oinnium  doinibus  censuimus,  pro  tenore 
pacis  iubemus,  ut  in  tniste  electi  centenarii  ponantur,  per 
quorum  tide  atque  sollicitudine  pax  praedicta  servetur.  Et 
qiii  priqiitiante  Deo  inter  nos  gennanitas  caritatis  indisruiitum 
vinculiini  custoditiir,  centenarii  inter  communes  provintias 
liciuitiam  habeant  latrones  sequi  vel  vestigia  adsignata 
miliare  et  in  truste  qua  defecerit,  sicut  dictum  est,  causa 
reinaneat,  ita  ut  continuo  ca)iitalem  ei  <|ui  perdiderat 
refomiare  festinet  et  latronem  perquirat.  (iuem  si  in  truste 

>)  U.  O.»  S.  38fi. 

*)  litilJV.  S.  185. 

Iv’organisatiim  judiciain’.  S.  38.  (S.  oben  S.  112  Anin.  4.) 

*)  a.  a,  O.  8.  48. 

I!.  li.  II'  S.  147  .tmii.  35  mit  8.  4!)fi  Aiiin.  4. 
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inveiifrit,  inedietate  sibi  vindieet  vel  dilatura.  si  fucrit,  de 
facultate  latronis  ei  qui  damno  jiertulerit  satiatur.  Nam  qui 
per  se  latronem  coej)erit,  iiiteura  sibi  conpositione  siinul  et 
soliitiime  vel  (luiciiiiid  dispendii  fuit,  revncavit,  fretus  tarnen 
iudiei  in  euius  provintia  lalro  est  resen'etur. 

Hei  der  Heranziehunsf  dieser  Stelle  ^'eht  Sohm  auf  Grund 
der  Ausfrabe  von  Pertz  darin  fehl,  dall  er  dieses  cap.  l(i  als 
einen  Teil  des  Gesetzes  ansieht,  dem  auch  cap.  9 anprehört.  In- 
zwischen hat  Horetius  unter  Heibrin?runp:  von  m.  E.  zutreffenden 
Gründen  auseinanderiresetzt,  dall  cap.  !) — I.'i  ein  selbständiges 
Ge.setz  Chlothar  I bilden  unil  nur  cap.  lt>  — l.s  die  von  Childebert  I 
und  Chlothar  I getroffene  Vereinbarung  darstellen'). 

Sohjn  legt  die  Stelle  dahin  aus,  dall  die  trustis  aus  den 
centenarii  gebildet  werden  scdle.  „Unsere  Stelle  handelt,  nach 
ihrem  Wortlaut,  nicht  von  der  Führerschaft,  sondern  von  der 
Hildung  der  trustis.“  ,I)as  c.  s (=c.  1(1)  ist  die  Ausführungs- 
verordnung zu  c.  1 (—  c.  9).  Es  ergibt  sich  (dem  centenas  lierent 
onts])rechend),  daU  nicht  für  Jeden  einzelnen  Fall  eine  neue,  sondern 
von  vorneherein  für  alle  Fülle  eine  stehende  Centschar  in  jeder 
Cent  gebildet  werden  solle.  In  die  trustis  sollen  auserlesene 
Centscharleute  gebracht  werden.“  Diese  .\uffassung  der  electi 
centenarii  ist  schon  von  Waitz“)  imd  Hrunner’)  mit  Recht  zu- 
rückgewiesen worden.  Der  Grund,  den  Waitz  angeführt  hat,,  ist 
durchschlagend  und . es  ist  ihm  weiter  nichts  hinzuzufügen. 
Hrunners  Henierkung  aber,  dall,  wenn  man  Sohms  .Vnsicht 
folge,  cap.  Ib  dasselbe  sagen  würde  wie  cap.  9 erledigt  sich  durch 
die  erwähnte  Feststellung  von  Horetius;  wenn  beide  lva|iitel  nicht 
dem,selben  Gesetz  angeliören,  ist  gegen  einen  gleichen  Inhalt 
nichts  einzuwenden. 

Mit  Sohm  ist  auch  Thonissen  wenig.stens  insoweit  zurück- 
gewiesen, als  er  auf  eine  Wahl  der  Mitglieder  der  trustis  abstellt. 
Gegen  Deloche  endlich  möchte  ich  hier  noch  bemerken,  dall  seine 
.Meinung,  die  trustis  bestehe  aus  den  vom  Hofe  in  die  Provinz 

')  Horetius  Kapitularien  I S.  3 f.  Geffketi  und  Holirend  haben 
dies  in  ihren  .Ausgaben  leider  nicht  berücksichtigt. 

’)  V.  (i.  II.  2^  S.  134  ; Waitz  weist  darauf  hin.  daü  centenarius  in  dem  doch 
ziisauinienhärigenden  Gesetze  nicht  zwei  verschiedene  Hedeutungen  haben  kann, 
li.  (J.  11'  S.  147  X.  3ti.  Weitere  Citate  bei  licffkeii  a.  a.  O.  S.  2C7. 
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zurflckirekehrten  antrustiones  schon  daran  scheitert,  daß  zur  Zeit 
der  Merowinger  der  antrustio  auf  hörte,  antrustio  zu  .sein,  wenn  er 
vom  Hofe  des  Königs  zog  und  einen  eigenen  Haushalt  gründete '). 

Kann  somit  aus  dem  cap.  1(!  der  Decretio  Chloth.  die  Eigen- 
schaft der  tru.stis  als  eines  .ständig  aus  denselben  Personen  beste- 
henden Polizeikorps  nicht  gefolgert  werden,  so  fehlt  es  an  jedem 
Quellenbeleg  für  diese  Annahme.  Tn  der  Tat  verzichtet  auch 
Hrunner  darauf,  einen  .solchen  anzugeben. 

Aber  auch  aus  den  Verhältnissen  kann  die  Richtigkeit  dieser 
Hypothese  nicht  entnommen  werden.  Wir  haben  nicht  den  gering- 
sten quellenmäßigen  Anhaltspunkt  dafür,  daß  überhaupt  je  einmal 
im  fränkischen  Reiche  solche  Polizeikorps  existiert  haben.  Wenn 
die  Decretio.  Chloth.  sie  eingerichtet  hätte,  wären  sie  sicher  nicht 
wieder  untergegangen,  ohne  eine  Spur  zu  hinterlassen.  Und  dann 
hätte  wohl  auch  ein  solches  Korps  den  Hedürlnissen  einer  centena 
nicht  genügt.  Wie  schon  einmal  hervorgehoben,  waren  diese 
centenae,  mag  man  sie  nun  mit  alhm  germanischen  Hundertschaften 
in  Verbindung  setzen  oder  nicht,  jedenfalls  keine  kleinen  tiebiete, 
und  da  es  bei  dem  Spurfolgeverfahren  darauf  ankam,  sofort  die 
nötige  Folgeschar  zur  Stelle  zu  haben,  um  die  Verfolgung  beginnen 
zu  können,  ehe  die  S]»ur  verwischt  war,  konnte  man  nicht  mit 
Personen  rechnen,  die  er.st  von  irgend  woher  geholt  werden  mußten. 
Dabei  übersehe  ich  nicht,  daß  das  gleiche  .Argument  auch  dem 
entgegengesetzt  werden  kann,  daß  der  (^entenarius  an  der  Spitze 
der  Folgeschar  stand  und  daß  dessen  Führerschaft  gleichwohl 
(|uel!enmäßig  feststeht.  Aber  hier  liegen  die  Verhältnisse  anders. 
Fehlte  der  centenarius,  so  lag  es  nahe,  daß  ihn  der  Hestohlene 
selbst  in  der  angegebenen  Weise  ersetzte;  kam  dann  der  cente- 
narius, so  war  der  Wechsel  in  der  Führung  rasch  vollzogen. 
Wenn  aber  einmal  eine  ganze  Schar  aufgebrochen  und  der  Spur 
nachgeeilt  war,  dann  hätte  es  iloch  aller  ZweckTiiäßigkeit  wider- 
s]irochen.  diese  Schar  mitten  während  des  Verfahrens  duix’h  eine 
äTidere  zu  ersetzen,  wenn  doch  die  erste  überhaupt  zur  Spurfolge 
geeignet  war. 

.\uc.h  war  es  sehr  wohl  möglich,  daß  das  „Polizeikorps“  auf 
S]»uifolge  begritVen  war  und  nun  ein  neuer  Diebstahl  begangen 

')  Vgl.  Schröder  R.  G.»  S.  1 U. 
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wurde.  Sollte  nun  der  Bestohlene  tuy:elanf’  auf  die  Rüi-kmift  der 
Spurfolger  warten  und  eventuell  Uefalir  laufen,  das  ein  Regen  die 
ganze  Spur  vernichtete?  Das  ist  doch  nicht  anzunehmen.  Um 
aber  das  Dilemna  zu  lö.sen,  iniitite  man  in  Jeder  Hundertschaft 
mehrere  solche  „Polizeikorjis“  amiehmen,  und  dafür  fehlen  uns 
erst  recht  alle  .Anhaltspunkte.  Umsomehr  al.s  die  Deeretio  seihst 
immer  nur  von  einer  trustis  s])richt. 

Kndlich  erscheint  mir  die  Einrichtung  eines  Polizeikorps  als 
solche  nicht  in  die  damalige  Zeit  zu  passen.  Die  Beteiligung  au 
der  Spurfolge  auf  das  (lerüft  des  Bestohlenen  hin  war  eine  im 
ältesten  Recht  hegründete  Pflicht.  Wir  finden  schon  keinen  .An- 
haltspunkt dafür,  dali  dieser  Ptlicht  nicht  genügt  worden  wäre,  noch 
weniger  dafür,  dal!  die  vom  Bestohlenen  aufgebotenen  Spurfolge- 
leute die  Diebe  nicht  gefunden  haben.  lufidgeilessen  mutite  auch 
der  (tedanke,  nun  plötzlich  diese  alte  Institution,  die  übrigens 
auch  sjiäter  noch  auftritt.  abzuschalfen  und  durch  ein  organisiertes 
Pidizeikorps  zu  ersetzen,  damals  sonderbar  erscheinen.  Es  wäre  da 
eine  Einrichtung  getroffen  worden,  deren  Bedürfnis  nicht  einge- 
sehen worden  wäre.  Und  da  die  Spurfolge  immerhiu  eine  lästige 
Ptlicht  war,  so  ist  schwerlich  auzunehmen,  daß  so  ohne  weiteres 
eine  .Anzahl  bereit  war,  ein  für  allemal  diese  Ptlicht  auf  sich  zu 
nehmen  und  die  übrigen  zu  entlasten.  Mir  erscheint  der  (Jedanke 
an  ein  Polizeikorps  zu  modern.  Es  ist  zu  sehr,  wenigstens  unbe- 
wußt. mit  einem  Begriff  o|)eriert,  der  in  dieser  Zeit  nicht  unter- 
zubringen ist,  mit  dem  Begriff  des  „angestellten“  Wachorgans. 

Entbehren  nun  diese  Erwägungen  gegen  Sohms  Ansicht  der 
durchschlagenden  Beweiskraft,  wie  ich  .selbst  sehr  wohl  sehe,  so 
reichen  sie  doch  andererseits  hin.  um  Sohms  .Auffassung  der 
trustis  unwahrscheinlich,  die  hier  vertretene  wahrscheinlich  zu 
machen.  AVie  alle  nicht  streng  zu  heweisendeu  Behauptungen 
muß  auch  diese  ihre  Kraft  aus  dem  Zusammenhang  entnehmen 
und  im  Fidgenden  wird  sie  sich  als  richtig  zu  erweisen  hahen  an 
ilen  Konseiiuenzen,  zu  denen  sic  führt. 

Ich  gehe  demnach  für  die  folgenden  .Ausführungen  davon  aus, 
daß  die  trustis  in  1 teeret.  Chloth.  c.  !)  die  Schar  der  auf  das 
(Jerüft  des  Bestohlenen  oder  zufolge  des  .Aufgebots  des  centenarius 
zusammengekommenen  Männer  ist,  keiueslälls  eine  Vereinigung 
sämtlicher  in  der  centena  ansässigen  freien  Männer. 
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War  nun  dinso  trnstis  ver[dliditet.  dom  Hestolilonon  Krsatz 
7.U  loiston?  Nach  dom  Text  lg  ja.  .\bor  ist.  die.se  Hostitution.s- 
jdlielit.  wie  sie  lg  annimmt,  anoli  walirscheinlich?  Zur  Ileant- 
worlung  dieser  Frage  müssen  wir  uns  vor  allem  darnher  klar 
wenlon,  ob  ein  (Trund  für  eine  solclie  Lei.stungspflicht  der  tru.stis 
gefunden  werden  kann,  und  das  geht  wiederum  darauf  hinaus,  ob 
man  der  trnstis  znmuten  kann,  einen  Schaden  zu  tragen;  denn  da 
die  Wiedererlangung  des  capitale  vom  latro  nicht  unter  allen  Um- 
standen sicher,  die  Restltutionsidlicht  aber  keinesfalls  von  der 
Krgreifnng  des  latro  und  der  .\bnahnie  iler  ge.stohlcneii  Sache 
abhängig  war,  muUte  man  mit  einem  Verlust  rechnen. 

Man  könnte  mm  daran  denken,  da  LI  dieses  Risiko  der  trnstis 
zugeinntet  wurde,  weil  es  ihre  S huld  sei,  wenn  der  Räuber  nicht 
gefangen  wurde.  Das  lieUe  sich  hören,  wenn  es  tatsächlich  immer 
Sclnild  der  trnstis  gewesen  .sein  nintUe;  in  Wirklichkeit  aber  war 
es  möglich.  daLl  der  latro  bei  aller  .Anstrengung  der  trnstis  ni(dit 
gefunden  wurde.  So  kann  also  der  (ledankengang  nicht  ge- 
wesen sein.  Nahe  läge  ferner  der  lledanke,  die  Leistungs- 
pflicht  der  tnistis  darauf  znrfickznführen,  daß  .sie  .schon  an  cler 
Hegehung  des  Diebstahls  schuldig  war,  weil  sie  es  etwa  an 
der  nötigen  Aufsicht  hat  fehlen  lassen.  Dies  ginge  zurück 
auf  die  ohen  angefühtle  Meinung  von  Thonissen,  der  in  der 
trnstis  eine  Wache  sieht.  Wenn  man  aber  die  Decretio  naher 
betrachtet,  so  ergibt  sich  schon  aus  ihr  selbst,  daß  an  Wachen  nicht  zu 
denken  ist.  Mag  man  nun  ilie  vigiliae  für  Scharen  unfreier  Männer 
ansehen,  wie  Sohm  es  tut.  oder  für  Freie,  jedenfalls  haben  sie 
ihren  Zweck  nicht  ei füllt  unil,  was  das  we.sentliche  ist,  sie  haben 
sich  .selb.st  an  den  Diebstählen  beteiligt  und  .sich  so  als  unzuver- 
lässig erwiesen.  Dadurch  wird  es  an  sich  schon  unwahrscheinlich, 
daß  man  iliese  Leute,  seihst  wenn  sie  Freie  gewesen  sein  sollten  und 
nur  in  diesem  Falle  wäre  das  überhanjit  möglich,  nun  als  Spur- 
folgeschar  benützt  haben  sollte.  Ks  wäre  sehr  einleuchtend,  wenn 
man  die  Wachen,  die  einen  Diebstahl  nicht  verhütet  sondern  be- 
günstigt haben,  zur  Strafe  zum  gemein.samen  Frsatz  des  ca])itale 
heranziehen  widlte.  Aber  daß  man  diese  verdächtigen  Leute  dann 
noch,  sei  es  auch  unter  .Anführung  des  centenarius  zum  Kinfangen 
des  Verbrechers  heranzog.  den  sie  vorher  unterstützt  haben,  das 
ist  doch  schwerlich  glaubhaft.  Dazu  fehlt  es  auch  in  dem  Text  der 
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Dpcrotii)  iin  jeiler  Andoutiing,  diiU  auch  rcnierliin  iincli  Wachen  in 
Tiiti^'kfit  treten  sollen,  erst  recht  dafür,  dall  die  trustis  diese 
Waclie  .sein  .soll.  Das  hatte  docli  unhe<iin;'t  fresaijt  werden  inüssen. 

Fehlt  es  somit  an  einem  (Jrunde  für  eine  Haftnngsptlicht  der 
trustis.  so  wird  7iian  zu  dem  Schlüsse  kommen  müssen,  daU  an 
dieser  Stelle  lg  einen  Fehler  enthält  und  daU  H,  wonach  die 
centena  das  ca]iitale  zu  leisten  hat,  die  richtigere  Lesart  gibt; 
tnan  wild  dies  umso  leichter  tun  können,  als  auch  andere  Te.vte 
iler  Handschriftenklasse  I eine  Leistungsptlicht  der  trustis  nicht 
kennen. 

Ist  demnach  die  zahlungsptlichtige  centena  nicht  identisch 
mit  der  trustis,  .so  mul.l  sie  auch  verschieden  sein  von  der 
centena,  die  nach  der  Decretio  ('liildeberti  v.  .ölKi  cap.  11  und  12 
mit  dem  centenarius  auf  die  Spurfolge  geht:  denn  diese  centena 
ist  natürlich  identisch  mit  der  trustis.') 

Die  zahluiigs|)tlichtige  centena  nun  fasse  ich  auf  als  eine 
l’er.sonengruppe  und  zwar  als  eine  Vereinigung  aller  in  der  cen- 
tena ansässigen  freien  Männer.  Hierbei  ist  es  völlig  gleichgiltig, 
was  man  unter  centena  versteht  und  ich  lege  an  sich  auch  keinen 
Wert  darauf,  ob  es  geraile  alle  freien  Männer  oder  mir  die  wirt- 
schalllich  selbständigen  .Männer,  oder  etwa  alle  ansä.ssigen  Per- 
sonen sind,  die  sich  zn  diesem  Verband  vereinigen. 

Die  Zahlungspflicht  dieser  centena  aber  erkläre  ich,  modern 
ges|irochen,  aus  «lern  Gesichtspunkt  einer  Versicherung  auf  Oegen- 
seitigkeit  ■■'). 

Wird  einem  .Angehörigen  der  centena  etwas  gestohlen,  so  ist 
er  gegen  den  Schaden  dadurch  ver>ichert,  daß  ihm  die  .Anderen, 
vermutlich  aus  einer  vom  centenarius  verwalteten  Kasse  seinen 
Schaden  sofort  ersetzen.  Dafür  gibt  er  ihnen  den  .Anspruch  auf 
ilas  ca]»itale  gegenüber  dem  Dieb,  den  er  auch  dann  nicht  wieder 
erhält,  wenn  er  allein  ohne  Hilfe  der  trustis  den  Dieb  gefangen 
hat,  was  ihm  an  sich  auch  ohne  Spurfolgeschar,  wenn  auch 
mit  anderen  rechtlichen  Folgen,  erlaubt  war;  in  diesem  Falle 
wird  ihm  nur  die  comjiositio  überlassen . die  andernfalls  zur 
Hälfte  an  die  trustis  fällt. 

')  Das  hat  auch  Sohm  KiiGA'.  S.  18.')  richtig  erkannt. 

“)  Von  einer  Versichernnj;  .spricht  auch  Wickel,  Mciträge  M.IOiJ. 
E.-B.  III.  S.  ebenso  Brunner,  ZI{(!.-  XI  .S.  liii. 


Digilized  by  Google 


124 


In  der  SdiafTung  dieser  Diebstalilsversiclieruiiir  sehe  ich  auch 
den  Hauptzweck  der  Decretio  Chlotli.').  Die  KrrichtunR  der 
trustis  kann  dieser  Zweck  niclit  ffewesen  sein“),  da  sie  nach  den 
ohipren  Austflliruniren  Polizeikor|>s  überhaupt  nie  war  und  als 
iSpurtblpreschar  schon  früher  vom  Hesfohlenen  aufireboten  werden 
konnte.  Durcli  die  Versicheninu;  wurde  aber  nicht  nur  der  wirt- 
schaftliclie  Schaden  auf  die  (iesaintheit  verteilt,  sondern  inithdbar 
auch  eine  •renaiiere  llcobachtunpr  der  Diebe  erzielt.  Denn  von  da 
an  war  Jeder  Kinwvhner  der  centena.  der  zahlen  niiiUte.  daran 
interessiert,  die  Zahl  iler  Diebstähle  nach  Möjflichkeit  zu  ver- 
ringern; er  erhielt  ein  Interesse  daran,  nicht  nur  sein  Kigenlum 
zu  schützen,  sondern  auch  Verletzung  freinilen  Eigentums  zu 
hindern. 

Dali  eine  solche  Versicheiungsgesellschaft,  so  modern  sie 
auch  amuutet,  auch  in  der  damaligen  Zeit  nichts  Unerhörtes  war, 
beweisen  die  .ludicia  ciuitatis  lamdonie“).  Sie  sind  allerdings 
erheblich  Jüneer  als  die  Decretio  Cloth.  Dafür  sind  aber  auch 
die  einzelnen  Ilestimmungen  viel  feiner  au.sgeführt  und  die  ganze 
Institution  ist  ausgeliildeter,  als  in  der  Decretio,  die  z.  H.  nichts 
davon  wi*iB.  dal.5  auch  Versicherungsbeiträge  zu  leisten  sind,  wie 
nach  angelsächsischem  Hecht  .Jeder,  iler  ein  bestimmtes  Vermögen 
besal.t,  vier  Pfennige  jährlich  in  die  gemeinsame  Kas.se  einzahlen 
mußte.  Daß  trotzdem  in  Folge  <ler  Decretio  auch  liei  den 
fränkischen  centenae  solche  Beiträge  eingeführt  wurden,  wäre  an 
sich  nicht  ausgeschlossen,  i.st  aber  unwahrscheinliidi.  Die  von 
Brunner  ferner  noch  erwähnten  Haftungsverhältnisse  des 
schwedi.schen  Hechts  rechne  ich  dagegen  nicht  hierher.  Wenn  die 
Einwohner  eines  Bezirkes  für  einen  im  Bezirk  verübten  Mord 

')  .‘'ic  setzt  also  iiacli  dein  (iesaoteii  örtliche  coiiteiiac  voraus.  Wenn 
üriinnor,  U<i.  II'  S.  IIS,  sagt:  .Soweit  das  Kriedensgeseti  Clilothars  I 
lind  Childeberts  1 die  liildiiiig  neuer  ('enteilen  veranlallte,  hatten  diese  nur 
den  Charakter  von  l'olizeibozirken,  nicht  auch  die  nbrigen  Funktionen  der 
Hiindi-rtschaff.  so  könnte  ich  dein  nur  für  (iebiete  betreten,  die  keine  Be- 
zirke mit  Hiindertschaftsfiinktion  hatten,  also  auch  keine  Bezirke,  die  spÄter 
als  vicariae  oder  conditae  erscheinen.  (Ib  das  aber  überhaupt  vorkani,  erscheint 
mir  zweifelhaft.  Dies  auch  gegen  ttickel,  Beiträge  MJüti.  K-B.  111  S.  .V2!l. 

“)  .4.  M.  Sohin,  11ii(tV.  S.  18.Ö. 

’)  Bei  Li  eher  in  an  II,  a.  a.  (d.  S.  173  ff. 
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TliiUi'  zaliloii  inftssen.  so  jfpschielit  dii^s  aus  dein  (icdankfii  eines 
mötriiclien  Verschuldens  lieraus,  das  ich  in  iler  Decretio  Chloth. 
jicrade  nicht  annelniie.  l)a^^e;;en  kennt  das  skandinavisclie  Recht 
an  anderen  Stellen  den  tiedanken  der  Versicheruiii;  auf  Gefreri- 
seitiirkeit.  Ini  westnordisehen  Recht  bi'steht  eine  gesfenseitiffc 
Versicherung  unter  (Jildegenussen,  die  sich  auf  (Sehaude-,  Korn-, 
Heu-.  Vieh-  und  Warenschäden  erstreckt.  Die  Rauem  des 

isländischen  hreppr  sinil  unter  sieh  gegen  Rraud  und  Viehsterben 
versichert.  Wei'  einen  Verlust  erleidet,  kann  von  jedem  .\ndern 
eine  skaiVaböt  verlangen.  Die  Leistuiigspflicht  aber  gegenüber 
dem  (ieschädigten  wird  nach  beiden  Rechten  darauf  zurflek- 
geführt.  datl  die  (tenossen  die  Gefahr  gemeinschaftlich  zu  tragen 
haben.  Dabei  hängt  es  aber  gerade  bei  der  islänilischen  Ver- 
sicherung von  dem  Willen  der  z\isannnenwohnemlen  Genossen  ab, 
ob  ein  Neuansiedler  mit  in  den  Versieherungsverbaml  aufgenommen 
wird  und  darin  zeigt  sieh  so  recht,  daLl  die  Veridlichtung  zur 
Zahlung  der  skaiVaböt  nicht  eine  rein  nachbarn'chtliche  ist, 
sondern  auf  dem  Versicherungsgedanken  bendit. ')  Parallel  der 
isländischen  skaiVaböt  steht  ilie  schwedische  branstaj),  der  Reitrag 
den  nach  Ostgötalagh  und  We.stennannalagh  die  gegenseitig  gegen 
Rrandschaden  versicherten  Genns.seii  der  Hundertschaft  zu  zahlen 
haben.*)  Gerade  aus  diesen  schwedischen  Verhältnissen  und 
ilenen  im  isländischen  hrejipr  ersehen  wir,  datS  nicht  nur  der 
Gedanke  einer  Versiohening  auf  Gegensiütigkeit  ülu'rhaupt  dem 
germanischen  Rechte  eigen  war,  sondern  aucli  die  spezielle 
Fomi  der  Zusammenfassung  der  Kinwohner  eines  Rezirks  zu 
einem  Versicherungsverband. 

Ist  nach  all  ilem  anzunehmen,  dal.l  die  Decretio  nur  den 
Zweck  hatte,  iliese  Versicherungsgesellschalten  einzurichten,  so 
ergibt  sich  hieraus  wiederum,  dati  sie  nicht  der  xVkt  sein  kann, 
durch  ilen  im  fränkischen  Ifeiclie  persönliche  oder  territoriale 
eentenae  eingeführt  wurden.  Darin  ist  .Sohm  im  Ergebnis,  wenn 
auch  aus  amleren  Gründen  beizustimmen.  .ledeiifalls  örtliche 
eentenae  müssen  vor  der  l)ecretio  vorhanden  gewesen  sein;  datl 
auch  t’entenen verbände,  das  lätit  sieh  um  deswillen  nur  ver- 

Vgl.  zum  (iuiizcii  V.  Amira,  II  S.  zu  ili'n  isländischen 

Vcrliältiii.sscn  auch  Maurer,  Islumt  S.  2114  IT. 

»)  V.  Ainira,  Obl-H.  I S.  7G1  f,  tJli9  f. 
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muten,  niclit  fest  behaupten,  weil  die  Durchlulirung  der  Deeretio 
solche  nicht  voraussetzt. 

Wir  können  somit  den  Urs))rnng  der  fränkischen  centena  in 
eine  frühere  Zeit  als  die  der  Deeretio  verlegen,  und  auf  die.ser 
(irundhige  führen  sprachliche  Krwiigungen  zu  der  Frage,  ob  und 
in  welchen  Beziehungen  die  centena  zum  centenarius  der  hex 
Salica  steht.  Schon  früher  wurde  gemutmaßt,  daß  dieser  eente- 
narius  der  Vorsteher  einer  centena  sei  und  demgemäß  die  centena 
schon  für  die  Zeit  der  Lex  Salica  angenommen ').  In  der  Tat  ist 
gegen  diese  Schlußfolgerung  nichts  einzuwenden.  Fine  ganz 
andere  Frage  aber  ist  es,  ob  die  centena  der  l.,ex  Salica  dasselbe 
ist.  wie  eine  geniianische  Hunilert.schaft,  der  centenarius  der 
Nachfolger  des  Hundertschaftsvorstehers.  Sie  kann,  da  wir  von 
der  centena  in  dieser  Zeit  überhaupt  nichts  erfahren,  nur  gelöst 
werden  durch  eine  Untersnehnug  der  Tätigkeit  des  centenarius 
der  Lex  Salica. 

Nach  der  herrschenden  Ansicht’)  ist  der  centenarius  der  l.ex 
Salica  der  ordentliche  KichU'r  im  gebotenen  Ding’).  Der  Hichter 
im  echten  Ding  soll  denn  iler  thunginus  sein.  Diese  Unter- 
scheidung ist  getroll'en  auf  (Jnind  des  Umstandes,  daß  die  Lex 
Salica  bei  .\kten.  die  im  echten  Ding  vorgenommen  werden 
müssen,  nur  den  thunginus,  nicht  auch  den  centenarius  als  Vor- 
sitzenden envähut,  sodann  deshalb,  weil  bei  Gleichstellung  von 
thunginus  und  centenarius  im  ganzen  Heiche  nur  Hundertschafts- 
richter, aber  keine  Hichter  zwi.schen  diesen  und  dem  König  ge- 
wesen waren  *).  Von  diesen  beiden  Argumenten  erscheint  mir 
dieses  auf  der  durch  nichts  bewiesenen  Voraus.setzung  aufgebaut, 
daß  es  zu  Zeiten  Chlodwigs  schon  Gerichtsbezirke  zwischen  der 
llimdert.schaft  und  dem  König  gegeben  hat.  Wie  schon  einmal 

')  lli(!  I'aitstrlmng  der  ürtlichcii  cciilcna  erst  im  •!.  .Iidivlnoidcrf,  über- 
liaii|il  in  (1er  fränkisclicn  Zeit,  wird  mieh  beute  von  rranzii.siscben  Se-lirift- 
stellern  vertreten.  Vgl.  tila.sson,  lli.sloire  du  dmit  et  des  inslitiitions  de 
la  Franee,  11  >S.  Kustel  de  l'niilanges,  Institutinns  ]j(>litic|Ue.s  de  la 
France,  11  S.  1111  IV.  Vgl.  8.  llö  .Vnin.  1. 

1 >ie  berr.scheiid((  Ansicht  beridit  aiiV  llriinner,  Uli.  II'  S.  l.'itif,  211). 
Zn.sliminend  .Scliriider,  Uli.*  8.  1211,  171  f. 

Hie  l.ileratiir  nber  den  centenarius  gibt  (ieffkeii,  a,  a.  I).  8.  Iti.Sf. 
lirunncr,  Uti.  II'  8.  llä  IV. 


Digilized  by  Google 


127 


ausv'i'lTiln't,  liahon  solcho  I{i‘zirke  übcrhiiiipt  niclit  existiert.  Es 
pib  auch  in  der  karul infrischen  Zeit  keine  (lauricliter  und  keine 
(laufrerichte.  Umsoweniirer  kann  es  überraschen,  wenn  wir  in  der 
Zeit  der  Lex  Salica  aucli  keinen  Oatibeainten  fiinlen,  der  an  der 
Diiifrstätte  der  Hundertscharteii  echh's  Dinir  hielt.  Es  konnte 
sehr  wohl  die  (lauverfassunir  durchfreführt  sein,  aber  keineswegs 
mußte  die  Monarchisierunir  bereits  soweit  aus>rebildet  sein,  daß 
der  an  der  Spitze  des  Gaues  stehende,  zunächst  doch  verwaltende 
Heanite  auch  sclion  Richterfunktionen  flbenioinnien  hatte.  Von 
Rrunner's  Stanili)unkt  aus,  der  schon  in  frenuanischer  Zeit  (Jaue 
und  Gaurichter  anninnnt,  würde  das  allerdin>rs  nicht  verständlich 
sein;  für  uns  aber,  die  wir  einen  Gaurichter  nicht  vermissen,  er- 
wächst aus  diesem  Grunde  auch  keine  Schwierigkeit,  in  thunfrinus 
und  centenarius  dieselbe  IVi-son  zu  sehen.  Im  Gejjenteil  ist  es 
sehr  verständlich,  daß  zur  Zeit  der  Lex  Salica  ilie  gennanische 
Verlassung  noch  nicht  ganz  beseitigt,  die  fränkische  noch  nicht 
ganz  durchgeführt  war.  Wir  haben  ein  Übergangsstadium  vor 
uns,  wie  gerade  an  der  allmählichen  Entwicklung  des  Amtes  des 
comes  zu  sehen  ist.  Daraus  erklärt  es  .sich  auch.  daß.  wie 
Rrunner  bemerkt,  der  bei  Identität  von  tbuiiirinus  und  cente- 
narius entstehende  Rechtszustand  sich  sehr  unterscheidet  „von  der 
.\rt,  wie  später  <lie  Grafen  die  Rechtspflege  ausübteirt.  .\ber  er 
unterscheitlet  sich  natürlich  nicht  „von  der  wandernden  Rechts- 
pflege der  germanischen  Gaufürsten“,  da  es  die.se  nicht  gab'). 


')  Ha.s  Viiraiisgiäieiiile  liat  in.  K.  ilie  rnrichtisikoit  der  Hy|i()Uie.sen 
niifguzcigt.  die,'  wie  v.  .Ainira,  gel.  .\iiz.  1S!)(!  S.  2(X),  mit  Rcelit  bi‘- 

toiit,  nötig  wären,  mit  den  Untcr.schied  zwiaclieii  centenariiiH  nmi  timnginns 
7.11  halten,  nämlich  die  Hy|xithe.«en  der  Kxistenz  von  lianen  mnl  tianver- 
sammlnngon.  Was  .sodann  Urunner's  Hinweis  auf  den  Plural  inilieant 
(indixernnt)  anlangt,  so  ist  zu  bcaiditen,  ilalS  ein  Codex  mich  den  Singular 
hat,  und  dall  es  nherhan|(t  ilie  Handschriften  mit  .Siiignlar  und  Plural 
„nicht  so  genau  nehmen"  (vgl.  Sickel,  Heiträge  ,S.  483  .Vnm.  I),  .tuf  die 
I.esart  des  Cod.  It):  in  mallnin  aut  in  'rnnchininin  ist  bei  der  konipila- 
torisclicn  Jiatnr  der  H eruld'sclien  'f'extc  kein  Wert  zu  legen.  Sie  würde 
auch  mir  beweisen,  dall  der  thnnginns  an  der  Malstätte  der  Hiinderlschart, 
dem  malliis  schlechthin,  zu  tiericht  saU.  eher  nicht,  datt  mir  er  (nicht  mich 
ein  Anderer  — centenarius!)  dies  tut.  Hie  .Stelle  spräche  also  weder  für 
die  hier  vertretene  noch  für  die  herrschende  .Ansicht.  Vgl.  auch  Dahn, 
Könige  VII,  2 S.  13öf. 
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Hruiiiu'r’s  erstes  Arjrumeiit  ist  niclit  schlechthin  zu  ver- 
werfen. Iinnierliin  lielie  sicli  sagen,  daß  die  Erwilhming  des  cen- 
tenarius  an  der  einen  Stelle,  die  Nichterwrdmung  an  der  anderen 
Stelle,  auch  rein  zufällig  sein  kann.  DdcIi  will  ich  hierauf  weniger 
Wert  legen,  als  darauf,  daß  es  nach  dem  Sprachgelirauch  der  Le.\ 
Salica  nicht  notwendig  ist,  das  ,.aut“  in  thunginus  aut  centenarius 
wie  Hrunner  will,  disjunktiv  zu  nehmen.  Es  heißt  z.  K.: 

Cap.  II, :i  „.  . . . in  mallo  iudici,  h.  e.  eomite  aut  gratione“  in 
Lex  Salica  LIV,2  „. . Si  quis  sacebarone  aut  obgrationem  occiilerit“ 
uml  man  ist  sich  vollständig  daialber  einig,  daß  comes  und  grafio 
au  ilieser  Stelle  dieselbe  Person  sind,  uml  auch  bei  sacebaro  aut 
obgratio  hat  noch  nieinand  daran  gedacht,  das  aut  di.sjunktiv  zu 
nehmen ').  Das  wäre  nicht  unbedingt  ausgeschlossen,  ist  aber  durch 
nichts  veranlaßt,  wenn  nicht  andere  .Momente  unterstützeml  hin- 
zutreten. 

Wenn  wir  aber  thunginus  und  centenarius  die  gleiche  Zu- 
ständigkeit beilegen''*),  so  ist  der  centenarius  nicht  nur  der  Richter 
im  gebohmen  Ding,  sondern  der  Richter  des  untersten  (lerichts- 
bezirkes  schlechthin.  Er  i.st  der  Richter  xjif  I;o/r,v  an  der  Diug- 
statte  <ler  centena-'')  und,  da  es  außer  ilem  (iericht  des  thunginus 
aut  centenarius  ein  ordentliches  (Iericht  nicht  gibt,  der  Richter 
im  ordentlichen  (iericht.  Er  ist  ferner  Volksbeajuter  *).  Das 
stellt  den  centenai'ius  auf  die  gleiche  Stufe  mit  dem  Humlert- 
schaftshauptling  der  germanischen  Periode  und  lierechtigt  uns  zu 
der  Aunahme,  daß  er  dessen  Nachfolger,  die  ceutena  eine  ger- 
mani.sche  Humiertschaft  ist. 

‘)  Vgl.  Kr>g(d  in  IlHUpl's  Zeitschrift  .X.XXllI  S.  2.'$,  wo  .aut  obgralioneni“ 
geradezu  als  läkläruug  von  ..saeebarone"  aufgefatil  ist.  .Xiich  in  Cap  11, 
ad.  Leg.  .Salieaiu  ueliin«  ich  das  .aut~  erklärend:  der  eoines,  der  franko- 
lateini.sch  grafio  heitit.  Wenn  man  mit  Hrunner  IP  S.  1(13  die  Stelle  so  ver- 
steht, .dali  ein  Iteainter  gemeint  sei,  der  entweder  coines  oder  aber  grafio 
heiUt,''  dann  mnllte  man  Ja  um  die.se  Zeit  drei  liichterbeamte  annehmen; 
comes,  gralio  nmi  centenarius.  Vgl.  lleffken  S.  uml  die  dort  angibene 
läteratur.  'J'lionissi'U,  a.  a.  ().,  S.  18  f.  Her  .\nnahme  Ifrnnner's  Kg.  II' 
S.  Hilf  Aimi.  .ö!f,  dati  hier  aut  für  ileutsehes  ob,  oha  — si  steht,  verinag  ich 
mich  nicht  anzuschlieUcn. 

'•'J  .So  auch  V.  .\niira  firundr.  S.  73.  Waitz  das  alte  Kecht  der  salischen 
Kranken,  H.  13.ö.  Sohin  IliKiV.  71  II'. 

*<;  Vgl.  Waitz,  11, S,  löU  f. 

')  li  r nun  er.  Kg.  11'  1 l'J. 
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Bt'vor  ich  fortfahn-,  stelle  ich  als  das  Ergebnis  der  bisherigen 
rntersudiung  noch  einmal  fest,  dali  die  frilnkische  centena  die 
Eortsetzung  der  germanischen  Hundertschaft  ist'). 

Die  niichstliegende  Frage  ist  rvohl  die  nach  dem  .sonstigen 
Vorkonimen  des  Begriffes  centena  in  d(*n  liuellen  iler  merowin- 
gischen  Zeit.  Sie  ist  dahin  zu  beantworten,  daß  dieses  Wort 
außer  in  der  sclmn  genannten  Decretio  Chloth.  und  der  Decretio 
('hildeberti  nirgemls  zu  finden  ist.  Keine  der  nierowingischen 
Erkunden  nennt  eine  centena;  die  Fonnelsammlungen  der  mero- 
wingischen  Zeit,  die  Fonnulae  .Vndecavenses  und  die  Fonuulae 
.Mareulfi  sprechen  da,  wo  es  sich  um  Ortsbestimmungen  handelt, 
immer  nur  vom  pagus,  nie  von  der  centena. 

Dies  erscheint  autlallig,  weil  man  doch  mindestens  da,  wo 
die  alten  IVankisehen  Stammlande  liegen,  Hundertschaften  ver- 
muten muß.  Doch  ist  das  Schweigen  der  (Quellen  schwer  zu  er- 
klären. Wenn  ich  hier  eine  Veniiutung  äußern  soll,  so  möchte 
ich  annehmeii,  daß  es  damals,  moilern  gesprochen,  „offiziell“  noch 
keine  Huudert.schaften  gab.  An  der  Spitze  der  Hundertschaften 
stand  noch  ein  vom  Volke  gewählter  Vorsteher,  der  allenfalls  <leu 
Oeri<-htsvorsitz  im  echten  Ding  an  einen  königlichen  Beamten  ab- 
gegeben hatte.  Die  königlichen  Be;nnten  hatten  noch  keine 
Hundertschaften  als  .\mtsbezirke,  sondern  erst  größere,  die  pagi, 
ilie  wir  auch  überall  erwähnt  tinden.  Die  Hundertschaften  waren 
wohl  da,  wie  in  der  ältesten  Zeit;  aber  sie  waren  eben  Bezirke 
des  \'(dkes  und  noch  nicht  Verwaltungsbezirke  des  Staates,  der 
sie  inlblgedessen  nicht  so  berücksichtigte'').  Doch  dies  nur  als 
Veniiutung. 


')  Das  Wurt  „centena“  halte  ich  für  die  I bertragung  eine.s  mißver- 
standenen hiintari  oder  chnndari:  so  auch  Schroedor  IV. 

S.  !)l.  Wir  haben  keine  VeranlassunK.  in  centena  eine  I.atinisiernng  von 
dentsehoni  „zehn“  zu  suchen.  Vgl.  auch  Waitz,  V<i.  D S.  2Hif.  1P,1 
S.  402.  Den  nahclieg<Miden  (iedanken,  eine  .Vusgangsforni  hiindina  oiler 
chundina  anziisetzen,  entsiircchend  dem  angelsächsisclien  hjnden,  möchte 
ich  deshalb  zurückvveisen,  weil  hynden  gerade  das  abgezählte  Hundert  die 
„llundertzahl“  ist. 

■')  Vgl.  hierzu  lirunner  ID  S.  l.')!!  „Ks  muß  eine  Zeit  gegeben  haben, 
da  die  ordentlichen  Itioimten  der  <iau-  und  llnnderl.sihaftsverwalliing  noch 
sämtlich  vom  König  unabhängig  waren  . . .'  Dieses  Stailiiim  der  Kniw  icklung 
V.  Schwerlo,  altgerui.  Hundertsebaft  ß 
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Anders  als  mit  der  centena  steht  es  mit  dem  centenarius, 
der,  wenn  auch  selten,  doch  einigemale  in  dieser  Zeit  erwähnt 
wird. 

In  ähnlichem  Zusammenliang  wie  die  Decretio  Chloth.  bringt 
ihn  die  Decretio  Childeb.  v.  .'i'.Ki  an  zwei  Stellen '). 

a)  cap.  y.  Si  »inis  centenario  aut  cuilibet  iudice  voluerit 
ad  malel'actorem  adiuvare.  sexaginta  solides  oinnis  modis 
conderapnetur. 

b)  cap.  1 1 . Similiter  convenit,  ut  si  für  factus  fuerit, 
capitale  de  praesente  centena  restitnat,  et  causa  cen- 
tenarius cum  centena  requirat. 

Die  zweite  Stelle  schließt  sich  vollkommen  an  die  Diebstahls- 
bestimmungen der  Decretio  Chloth.  an;  centena  erscheint  hier 
wiedenim  z;ir  Bezeichnung  des  Versicheningsverbandes,  wo  von 
ihrer  Restitiitionspflicht  die  Rede  ist.  zur  Bezeichnung  der  Spur- 
folgeschar im  letzten  Halbsatz. 

Die  andere  Stelle  zeigt  uns  den  centenarius  als  Richter*) 
durch  den  Zusatz  aut  cuilibet  iudice,  itn  besonderen  wohl  als 
Vüllstreckungsbeamten.  Da  hier  in  cap.  !)  der  centenarius  nicht 
Wühl  etwas  anderes  sein  kann  als  in  cap.  11,  seine  Befugnisse 
aber  doch  über  die  des  centenarius  in  c.  11  und  in  der  Decret. 
Chloth.  hinausgeheii,  sich  sogar  denen  des  centenarius  in  der  Lex 
Salica  vergleichen  lassen,  so  erscheint  der  Schluß  berechtigt,  daß 
der  centenarius  in  allen  diesen  Stellen  eine  und  dieselbe  Person 
ist.  Was  den  Zusatz  aut  cuilibet  iudice  weiter  noch  betritlt,  so 
nötigt  er  nicht  unbedingt  zu  der  Annahme,  daß  es  außer  dem 
centenarius  noch  andere  Richter  gegeben  hat;  es  kann  tlamit  sehr 
Wühl  der  vicarius  gemeint  sein,  der  in  den  romanischen  (Jehieten 
die  Stellung  des  centenarius  einnahm.  Mau  kann  aber  auch  an 
den  comes  denken,  der  wie  Cap.  U,  3 ad  leg.  Sal.  zeigt,  damals 
schon  richterliche  Funktionen  ausübte*). 

-Vußer  in  diesen  Stellen  und  einigen  Urkunden  aus  alamanischer 
Gegend  finden  wir  den  centenarius  noch  in  einigen  wenigen  Ur- 

vcrinute  ich  im  Text,  mit  der  MaUnahmc  allerdings,  dall  ich  Oaubeamtc 
überhaupt  ablehiiu. 

'j  Hei  Horotius,  Kapitularien  S.  17. 

“)  Hruniier  IJU.  II‘  S.  174. 

*)  Vgl.  Bruuuer  11‘  S.  Iü3. 


Digitized  by  Google 


131 


künden  der  Merowin>rerzeit  in  der  Zeugenliste ').  Cliarakteristiscdi 
ist,  (laß  diese  Urkunden  alle  in  salfriinkischer  (legend  auf  genommen 
sind,  und  da  wir  daraus  den  Schluß  ziehen  können,  daß  die  cente- 
narii  nur  da  vorkamen,  so  können  wir  weiter  noch  schließen,  daß 
sie  sich  ursprünglich  nur  im  fränkischen  Stainmesland  fanden  und 
unter  den  Merowingern  in  anderen  Teilen  des  Kelches  centenae 
auch  nicht  eingerichtet  wurden. 

Daß  der  centenarius  häutiger  erwähnt  wird  als  die  centena 
ist  auffallend,  aber  gut  zu  erklilren.  Ks  ist  sehr  wohl  möglich, 
daß  zwar,  wie  oben  gesagt,  die  centena  noch  nicht  als  staatlicher 
Bezirk  angesehen  wurde,  daß  aber  gleichwrdil  der  centenarius  schon 
voni  König  zur  Ausübung  staatlicher  Funktionen  herangezogen 
wurde.  Dies  würde  weiter  erklären,  daß,  wenn  man  seinem  (lebet 
nicht  folgte,  nach  der  Decretio  Childeb.  c.  !i  (iO  Schillinge,  also  der 
Königsbann,  zu  zahlen  waren. 

Zdui  Schlüsse  dieser  Krörterung  über  den  centenarius  der 
merowingischen  Zeit  einige  Worte  über  die  electi  centenarii  des 
caji.  1(1  der  Decret.  Chloth.®). 

Da  centenarius  an  dieser  Stelle  nicht  etwas  anderes  bedeuten 
kann,  als  au  allen  übrigen,  so  können  wir  nur  annehmen,  daß  es 
sich  hier  um  ausgewählte  Hundertschaftsvorsteher  handelt,  und 
ich  möchte  folgende  Erklärung  der  Stelle  Vorschlägen.  Wenn  der 
S])uH'aden  die  Grenze  zwischen  den  beiden  Reichen  überschritt, 
dann  bedurfte  es  einer  besonderen  Übereinkunft,  um  die  Verfolgung 
des  Diebes  in  das  andere  Reich  zu  ermöglichen.  Diese  Überein- 
kunft ist  in  der  Decretio  Chloth.  getroffen.  Es  begreift  sich  aber 
auch,  daß  man  in  einem  solchen  Falle  ganz  besondere  Cautelen 
vorsah ; denn  es  war  für  die  damalige  Zeit  sicher  ein  besonderes 
Ereignis,  wenn  eine  ganze  Schar  von  Männern  aus  dem  Reiche 
Chlothars  in  der  provintia  Childeberti  umherzog  und  einen  \'er- 
brecher  suchte.  Das  konnte  Mißtrauen  erregen  und  man  hatte 
allen  ,\nlaß  dafür  zu  sorgen,  daß  nur  ganz  besonders  verlässige 

*)  Di«  Urkunden  sind  angefiibrt  bei  So  hm  UiidV.  S.  213. 

>)  Die  liiteratiir  vcrzeidinet  Geffken  a.  a.  O.  S.  2(i7.  Wenn  Brunner 
11*  S.  147  meint,  dall  die  Decretio  die  .Wahl  von  (.^ntenareir  anordnet, 
so  kann  itdi  ihm  darin  nicht  beitreten.  Im  (iegenteil  nehme  ich  an,  daU 
die  centenarii  dos  c.  IG  die  schon  immer  vorhandenen  Huudertschaftsvor- 
steher  sind.  Schröder  Kg.^  S.  130  Anm.  G. 

9* 
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Männer  eine  solche  Schar  über  die  (ilrenzen  führten.  Das  .suchte 
man  vielleicht  zu  erreichen  indem  man  entweder,  was  allerdings 
nicht  sehr  praktisch  "cwesen  wäre,  einige  centenarii  dazu  bestimmte, 
solche  Scharen  zu  führen,  oder  ganz  allgemein  dafür  Sorge  trug, 
daß  in  den  Grenzdistrikten  besonders  tüchtige  centenarii  aufge- 
stellt waren.  So  Ifißt  sicii  dieses  cap.  Ui  vielleicht  erklären. 

Das  Krgebnis  unserer  Krörteruiig  über  die  merowingische 
Zeit  ist  demnach,  daß  es  in  dieser  Periode  im  Gebiete  des 
fränkischen  Stammeslandes  Hundertschaften  gegeben  hat,  die  sich 
als  Fortsetzung  gennaiiischer  Hundertschaften  erweisen.  Dagegen 
haben  wir  keine  .\nhaltspunkte  dafür,  daß  auch  im  Kroberungs- 
lande  die  Hundertschaftsverfassung  eingeführt  wurde. 

In  der  karolingischen  Periode  haben  die  Verhältni.s.se  sich 
verändert.  Von  den  Fonuelsammlungen  ist  eine  (}ru])pe.  die 
Formulae  Salicae  Hignonianae  und  Merkelianae  und  die  Formulae 
Imperiales,  dazu  gelangt  wenigstens  einigemale,  wenn  auch  keines- 
wegs durchgehend,  zu  Ortsbestimmungen  auch  die  centena  zu 
Verwenden  *). 

Sodann  kennen  Urkunden  ans  fast  sämtlichen  Gebieten  des 
fränkisch-karolingischen  Reiches  die  centena  und  nicht  minder  die 
Kapitularien  der  Karolinger  diese  und  den  centenarius’j. 

■Man  hat  diese  Ausbreitung  dieser  HegritTe  gegenüber  der 
meriiwingischen  Zeit  verschieden  zu  erklären  versucht.  DelocluG) 
und  Guf*rard^)  nahmen  an,  daß  die  centena  als  örtliches  (iebiet 
erst  unter  Karolingern  eingeführt  wurde.  Dem  widersprechen  die 
Ausfühningen,  mit  denen  oben  das  V'orkommen  der  centena  schon 
unter  den  Merowingern  nachgewiesen  ist.  Richtig  dagegen  scheint 

•)  Die  Kormula<‘  Im|>crialcs  verwenden  centena  zur  Ortsbestiinmiing  in 
einer  Urkunde,  die  auf  «äeh.sischem  (iebiet  errichtet  ist  (bei  Zeiinier, 
Foriimlae  S.  31i)  vgl.  die  Anin.  des  Herausgebers  ebd.  No.  4.  Die  Forninlae 
Salicae  Uignuniae  verwenden  eeiiteiia  nur  dann  und  wann,  meist  [lugiis  allein. 
Vgl.  auch  Schröder  in  ZUli.'(  IV'.  S.  86  IT.,  wo  namentlich  auch  die  Termi- 
nologie der  niclill'ränkisehen  (iebiete  behandelt  ist.  Dazu  \' and  erk  ind ere 
Introdnction  ü Thistorie  c|es  institutions  de  la  Helgicjue  S.  166  IV. 

Ueispiele  bei  Waitz  V(i.  II,  P ,S.  3!tll  .\nni.  3.  Uber  den  eente- 
nariiis  in  karolingischer  Zeit  vgl.  A.  Weber  der  (Jentonar  nach  den  karo- 
lingischen Ka|iilnlarien. 

*)  a.  a.  ().  S.  l.X. 

*)  Gueraril  Essai  siir  les  dnisons  territoriales  eii  tiaule.  S.  Ö4. 
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mir  die  Ansicht  von  Waitz,  daß  beide  Namen,  sowohl  centena 
wie  centeiiarius  auf  älmliche  Einrichtunf?en  in  den  von  den  Kranken 
eroberten  romanischen  Gebieten  übertragen  wurden'). 

Dies  ist  umso  walirsclieinlicher,  als  es  im  karnlingisclien  Reiche, 
wie  Solim  nachgewiesen  liat.  tatsächlich  eine  Reihe  von  Gebieten 
gab,  die  nur  dann  und  wann  als  centenae.  sonst  aber  als  vicariae 
oder  conditae  bezeichnet  werden*)’). 

Divgegen  ist  nicht  daran  zu  denken,  daß  etwa  die  Centenen- 
verlassung  durch  einen  Staatsakt  in  ganz  Gallien  eingeführt  wiu'den 
wäre.  Denn  so  ließe  es  sich  nicht  verstehen,  daß  in  einigen 
Gebieten  ilcs  Reiches  centenae  nie  erwähnt  werden*). 

Zugleich  aber  erscheint  die  Grafschartsverfassung  vollständig 
durchgeführt.  „Die  einzige-  durchgreifende  politische  Gliederung 
des  fränkischen  Reichs  war  die  in  Grafschaften  oder  Gaue  „ge- 
nauer Grafsehartsgaue’).“  Der  Graf")  ist  Richter  im  Gau,  aber 
nicht  Gaurichter,  nicht  Richter  des  Gaus.  Er  hält  an  der  Ding- 


■)  V.  ii.  IP,  I S.  400.  Dahn  Könige  VIII,  1 S.  89. 

*)  Solim  U.  u.  Ii.  V.  S.  195).  Hrunticr  H.  G.  II'  S.  14(i.  licaiicliet 
a.  a.  O.  S.  917  f.  A.  Weber,  a.  a.  0.  S.  13  ff. 

’)  Ilezfiglieh  der  vicariae  und  conditae,  die  schon  dem  Kamen  nach 
nicht  als  germanische  Hundertschaften  anzus[irechen  sind,  wedd  aber  in  der 
llrganisation  des  fränkischen  Uciches  dieselbe  Stellung  einnehmen,  wie  diese, 
verweise  ich  auf  Solim  K.  u.  G.  V.  S.  191  ff.  Brunner  K.  G.  II'  14G  ff. 
llalhan  Das  römische  Hecht  in  den  germ.  Reichen.  II  2G3.  Dahn  a.  a.  U.  S.  91. 

Ob  condita  uueh  s|irachlich  mit  centena  übereinstimint,  erscheint  mir 
fraglich.  Bs  gab  allerdings  ein  keltisches  Wort  candetnm,  auch  canditum, 
das  ein  Flächenmatt  von  ICO  Einheiten  bezeichnete.  .äber  ich  sehe  nicht, 
wie  aus  canditum  condita  geworden  sein  sollte  und  überdies  sind  die  frän- 
kischen conditae  keineswegs  gleich  grolle  Gebiete,  deren  jedes  aus  100  Ein- 
heiten bestehen  könnte:  vgl.  noch  lloliler.  Alt-keltischer  Sjirachschatz.  s. 
V.  candetum. 

*)  Ein  solches  Gebiet  ist  z.  li.  die  Auvergne:  vgl.  Solim  a.  a.  0.  S.  198. 
Schroedor  a.  a.  I).  S.  90. 

Brunner  R.  G.  II'  S.  144. 

®)  Nebenbei  sei  bemerkt,  datl  nach  den  im  Vorausgellenden  gebil- 
ligten .kiisführuiigen  Rietscliels  über  das  Kehlen  der  Taiisendschaften 
auch  die  von  Brunner  II  ' S.  IHl  angeiioinnieiie  Erklärung  des  Wortes 
„Graf"  aus  röva,  Zahl,  wankend  wird,  wonach  der  Graf  seinen  Kamen  haben 
soll  .von  der  Schar,  die  er  führte,  llunno,  oder  Centeiiar  von  der  unter  seiner 
Kühlung  stehenden  Hundertschaft."  Vgl.  über  die  versch.  Erklärungen 
Schröder  R.G.’  S.  130  .Viim.  10. 
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statte  fiel'  Hundertschaft  Hundertschaltsgericht.  Dort  hält  er  das 
eclite  Dinu').  Jetzt  wird  zwischen  ihm  und  dem  centenarius  die 
Gericlitsbarkeit  saclilich  ab^refrrenzt’).  Aber  diese  Abjrrenzunpren, 
auf  das  neufriinkische  (lehiet  sich  bezieliend,  sind  nur  das  Spiefjel- 
bild  der  im  altfränkischen  Gebiet  schon  bestehenden’). 

Indem  man  aber  in  dieser  "Weise  Begrifl'e,  die  ursprünglich 
der  Bezeichnung  einer  fränkischen,  gei'manischen,  Kinrichtung 
dienten,  auf  romanische  und  gallische  Einrichtungen  anwandte,  die 
mit  jenen  nur  die  Eigenschaft  des  richterlichen  Unterbezirks  teilten, 
verlor  sich  allmähliidi  am^h  das  Verständnis  für  diese  Begrilfe 
und  sie  wurden  auf  Einrichtungen  angewandt,  die  mit  den  alten 
germanisidien  Hundertschaften  nichts  oder  nur  wenig  zu  tun  hatten. 

So  finden  wir  im  Güterbuch  des  Klosters  Prüm.  v.  Si)3  fol- 
gende Stellen. 

1.  Cap.  •2.').  centena  de  Sueghe  solvit  de  vino  modios  30. 

2.  (^ap.  24.  ad  vineas  ligandas  centenam  I ad  fodieiidam 

alteram,  ad  colligendam  teniain  ad  messeni  colligendam 

([uaitam  ’). 

Wenn  hier  in  dem  zweiten  Beispiel  das  Dorf  (!)  Merrengke 
eine  Centena  zum  Aufbinden  der  Weinreben  stellt,  eine  zum 
Graben  des  Weinbergs  u.  s.  f.  so  ist  auf  den  ersten  Blick  ersicht- 
lich, dalJ  wir  es  da  mit  einer  anderen  Kinrichtung  zu  tun  haben, 
als  mit  germanischen  Hundertschaften.  Mag  immerhin  dann  und 
wann  Dorf  und  Hundertschaft  znsammengefallen  sein,  so  ist  es  doch 
nach  Allem,  was  wir  über  die  gennanischc  Hundertschaft  festge- 
stellt haben,  nicht  denkbar,  dal.l  ein  Dort' aus  vier  Hundertschaften 
besteht. 

Sühm’)  sieht  in  diesen  centenae  „Centscharen,  ebenso  wie  die 
eentenae  des  Chlotharischen  Gesetzes,  nur  jene  Centscharen  des 
Hofrechtes,  diese  Centscharen  des  öft'entlichen  Rechtes,  jene  zu 

■)  Sclir  ciiigoliend  bcliaiulelt  diese  Kragen  Sohin  K.  u.  ü.  V.  § 10  und 
11.  Heaucliel  a.  a.  O.  S.  13.  Oanz  irrig  Weber  a.  a.  0.  S.  46:  „Oas 
Oerieht  ist  ein  Orafengerieht.“ 

’)  Vgl.  Oap.  inissoruin  Aqnisgran.  ])rini.  e.  3.  (Horetius  I.  153.) 

3)  Hrunncr  K.  (i.  II  ' S.  178  f. 

*)  Hei  11.  licyer,  rrkmidenbiicb  zur  Gescliiclite  der  niittelrhoiniscben 
Territorien  (1860)  1 S,  I4'2IT. 

=■)  It.  u.  0.  V.  8.  186. 
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Frohndienst  diese  zu  Reichsdienst  verpflichtet.“  Das  ginge  nur 
an  von  dem  falschen  Ausgangspunkt  aus,  daß  die  Centscharen  der 
Decretio  Chloth.  Vereinigungen  von  je  zehn  Männern  seien.  Hätte 
Sohm  erkannt,  daß  es  sich  um  Hundertschaften,  und  da,  wo  nicht 
centena  für  trustis  steht,  um  alle  Einwohner  der  Hundertschaft 
handelt,  dann  hätte  er  diesen  Schluß  nicht  ziehen  können. 

Das  tertium  comparationis  zwischen  den  centenae  des  fränki- 
schen Reiches  und  denen  des  Prflmer  Güterhuchs  .scheint  mir  zu 
sein,  daß  beide  Einteilungen  sind,  jene  des  Reiches,  diese  der 
Frohnpflichtigen.  Man  sah,  daß  eine  centena  ein  Gebiet  war  und 
gleichzeitig  ein  Haufe  von  Menschen,  und  in  Mißverständnis  des 
Begriffes  centena  wandte  man  ihn  an  auf  die  Haufen,  in  die  man 
die  Frohnpflichtigen  eingeteilt  hatte,  die  vielleicht  auch  in  ab- 
gegrenzten Vierteln  des  Dorfes  wohnten. 

Ebenso  haben  wir  die  centena  de  Sueghe  z\i  erklären  und  die 
gleiche  Bewandtnis  hat  es  wohl  mit  den  centenae,  qui  partibus 
tisci  nostri  deserviunt  in  cap.  (i'J  des  Capit.  de  villis.  Daß  diese 
centenae  mit  germanischen  Hundertschaften  nur  dem  Namen  nach 
zu  tun  haben,  hat  bereits  Gareis')  gegen  Brunner  festge.stellt *). 

')  K.  Garcis.  Die  LandgiUorordnung  Kaiser  Karl  dos  Großen. 
S.  57  Aiini. 

’)  .tuUorhalb  des  Kaliiiieiis  dieser  .\rbeit  fallen  nach  dem  in  der  Vor- 
bemerkung festgesetzten  Plan  die  .s])&teren  Hundschaften  des  Niederrheins. 
(Vgl.  hierüber  Lacomblct  .\reliiv  für  Geschichte  des  Niederrheins  I S.  210f. 
Lamprccht  Deutsches  Wirtschaftsleben  I S.  197  ff.  Maurer  Einleitung 
S.  .59  ff).  Schröder  H.  G.*  S.  GOß.  Brunner  It.  G.  It*  S.  17.5.  W'aitz  V-G. 
1®  S.  227.  Doch  möchte  ich  die  Vermutung  äußern,  daß  sic  vielleicht  mit 
solchen  hufrechtlichen  centenae  Zusammenhängen.  Darauf  würde  auch  hin- 
weisen  das  5’orkommen  dieser  centenae  im  t'apit.  de  villis  und  gerade  in 
Prüm,  das  königliche  Eigenkirche  war.  Möglicherweise  gehen  sic  auch  zurück 
auf  centenae,  die  durch  Teilung  alter  Hundertschaften  sonstwie  entstanden  sind 
(Brunner  II ' S.  14.S.)  Jedenfalls  sind  sic  ihrer  ganzen  Verfassung  nach  keine 
altgennanischen  Hundertschaften  oder  fränkischen  centenae.  A.  M.  Cramer 
Alamannen.  S.  G4,  wo  ohne  jeden  historischen  .Sinn  centena.  huntari,  hundari, 
herad,  hunaria,  Honschaft,  Mark,  marca  als  gleichbedeutend  neben  einander 
gestellt  sind.  Eingehend  behandelt  spätere  sogenannte  Hundertschaften  und 
Genien  Mayer  V.  G.  1 S.  430  ff,  der  aber  aus  dem  S.  2 .\nm.  1)  angege- 
benen Grunde  von  irrtümlichen  Voraussetzungen  ausgeht  und  zu  unharnio- 
nischeu  Kesullaten  gelangt.  Eine  gute  Übersicht  hierüber  bei  Stutz 
ZRG.’  XXI  S.  158  f. 
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Wir  knmmeii  zu  dem  Schlüsse,  dal.i  sich  in  frankisclieni 
Stammeslaiid  in  merowinsi.scher  und  kandiiifjischcr  Zeit  Hundcrt- 
schaften  ^rel'unden  liaben,  dal!  aber  die  Hundertschaftsverfassuiifr 
in  den  übrifjen  westrlieinischen  Oebicten  des  fränki- 
schen Reiches  niclit  einjrefflhrt  wurde'). 

In  den  llestimnuingen  der  Lex  ('haiuavorum  tritt  uns  der 
Entstehunjjszeit  dieses  Denkmals  ents])reehend  die  Verl'assunir  der 
karoliiifzischen  Periode  entpeften.  ,\m  deutlichsten  sehen  wir 
dies  in 

cap.  44.  Si  (|uis  de  lidn  suo  ]>ro  aliijua  causa  in  ratione  fuerit 
inventus,  super  noctes  14  ipsum  lidum  ad  placitum  adducat,  si 
senior  suus  in  ipso  comitatu  est.  Si  in  alio  coTnitalu  est,  ipse 
lidus  suum  seniorem  ad  idacitum  adducat  .siijier  noctes 
Sie  in  tercio  comitatu  est  sujjer  noctes  42.  Si  in  alio 
ducatu  est,  suj)er  noctes  34  cum  suo  seniore  veniat  ad  ipsum 
placitum. 

Das  panze  Chamavenlami  bildete  einen  ducatus,  der  in  drei 
comitatus  zerfiel.  Dem  coniitatus  war  ein  coines  vorpesetzt.  Unter 
diesem  aber  stand  ein  centenarius. 

ca]i.  30.  Si  (|uis  infra  papuni  latronem  comprehenderit. 
et  ante  illum  comitem  eum  non  adduxerit  aut  ante  suum 
ceuteuarium,  solides  (>0  compouere  faciat. 

Dal!  dieser  centenarius  der  Vorsteher  einer  centena  war, 
dürfen  wir  nach  dem  im  Vorauspelienden  Gesapten  annelmu'u, 
wie  wir  aus 

Lex  Hib.  äO,  I Si  (piis  teslis  ad  mallo  ante  centenario  vel 
comite,  seu  ante  duce,  ])atricio  vel  repi  necesse  habuerit,  ul 
donent  testimouium  . . . 

sclilieUeu  können,  dal.1  auch  bei  den  ribuarischen  Kranken  centenae 
vorkamen "). 

'}  Mavm-  s|iriclit  V.  I!.  1 43.')  .\nin.  2 vioi  einer  ,willknrlicliuii  Eiii- 
riclitioig  viin  tliindert.seliiiftcn  ilureli  die  Kranken, •*  die  aber  .ni(dit  zur  Be- 
Rrnndung  greller  Verbände,  sondern  zur  Übertragung  der  Hundertschafts- 
t'unktion  auf  die  (leineinde  (!)  gefnbrt“  haben  soll.  Wie  ist  das  zu  denken? 

’)  \ gl.  Waitz  V.  (i.  II,  1*  iS.  402  II.  2"  S.  Ull.  .Jene  .\nfnlirung  (in 
iler  oben  eitierte.n  Stelle)  .sebeint  daher  nur  als  eine  Krinnernng  an  frühere 
Zustände  oder  eine  lliiiwei.'Oing  auf  auüerordentliehe  lönstäuUe  belraehtet 
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l>aß  hoi  doii  riiamaven  dio  Hiindortsoliaft  nicht,  wie  E.  Mayer') 
meint,  ans  der  niannmissio  per  liantradain  zu  erschließen  ist,  liesit 
anC  der  Hand.  Wir  haben  nicht  die  7iiindeste  Veranlassunp  in 
hantrada  eine  Verschreihuny:  für  liuntrada  zu  sehen,  da  die  beiden 
Handscliriften  an  den  beiden  Stellen,  an  denen  das  Wort  vorkonimt. 
(ihne  Unterschied  hantrada  oder  handrada  .schreiben.  Und  selbst 
wenn  die  (’onjektiir  Mayers  anzunehnien  wiire.  dann  würde  daraus 
noch  nichts  für  Hundertschaften  foliren.  Hantrada.  sprachlicli 
parallel  hundred  und  hunderöd.  wiire.  das  ijeziihlte  Hundert  aus- 
ilrückend,  die  denkbar  schlechteste  ItezeichnunK  für  eine  germanische 
Hundertschatt.  Daß  Freilassuiuren  in  inallo  puhlico  vorkamen,  ist 
an  sicli  richtig.  Aber  was  srdl  eine  isoliert  stehemle  Züricher 
Urkunde  für  die  (iebräuche  der  Chamaven  bezeugen? 

Zum  Schlüsse  diest-s  Abschnitts  möchte  ich  noch  auf  die 
Möglichkeit  eines  Zusammenhanges  zwischen  den  fränkischen  Unaf- 
schaften  und  den  (lebieten  der  salischen  (tankönige  hinweisen. 
wobei  ich  allerdings  auf  eine  eingehendere  Erörterung  dieser 
außerhalb  des  Rahmens  der  .Arbeit  fallenden  Frage  verzichten  muß. 
Soweit  sich  ein  solcher  Zusammenhang  festhalten  oder  annehmen 
laßt,  wäre  hierin  ein  neues  .Argument  für  die  Ursprünglichkeit 
der  Hundertschaftsverfassung  zu  sehen.  Denn  als  civitah-s  im 
Sinne  von  Caesar  und  Taeittis  sind  eben  diese  Kleinkönigreiche 
anzusehen,  die  dann  als  s(dche  ebenso  mir  in  Hundertschaften 
(jiagi)  zerfielen  wie  sjiäterhin  als  (irafscliafien.  Man  darf  eben 
nicht  übersehen,  daß  das  fränkische  (Iroßreich  eine  .Anzahl  von 
(Jebieten  umfaßt,  die  in  germanischer  Zeit  selbständige  Klein- 
staaten waren 

worden  zu  kiiunoii:  os  iimclito  vnrkimnnoii,  dali  der  (foiitcnar  ilon  (trafen 
vertrat,  aber  sein  eignes  Iteetit  erslreekte  sieb  nielit  mehr  auf  dieses  ( iebiet." 

')  V.  (i.  1 S.  414  .\mn.  l'J. 

“)  Zu  dieser  Frage  wäre  zu  vergleielien  ilie  eiugeheuilc  Arbeit  vmi 
Cb.  l’iut,  bes  pagi  de  la  Itelgi<|Ue  et  leurs  subtlivisious  |ienilant  le  nioyen 
age  iu  Menioires  ciitirnnnes  ]iiiblies  par  raeadeniie  niyale  de  ltelgic|Ue. 
WXIX.  1871V.).  I ber  die  saliseben  (bmkiinige  vgl.  Scbrüiler  K.  (i.“S.  107. 


Digitized  by  Google 


13« 


VII.  Fortsetzung;  huntari,  del,  go. 

Für  die  östlicdi  des  Rheins  gelegenen  (Jebiete  Hießen  die 
Quellen  noch  spärlicher.  Am  ergiebigsten  sind  die  des  ala- 
niannischen  Landes,  über  dessen  centenae  zuletzt  Dahn')  unter 
Zurückweisung  der  vüllig  uidialtbaren  Ansichten  von  Gramer*) 
gehandelt  hat.  Leider  ist  aber  die  wesentliche  Frage,  (d)  die 
alamannischen  centenae  von  den  Franken  einget'ührt*),  oder  ur- 
sprüngliehe  Kinrichtungen  sind,  nicht  entschieden,  sondern  nur 
mit  Recht  heirorgehoben , daß  das  häufige  \äirknmmen  der  Be- 
zeichung  huntari  statt  centena  für  alamannischen  Ursprung  geltend 
zu  machen  ist. 

Da  das  alamannische  huntari')  jedenfalls  ein  (Jebiet,  ein 
Bezirk,  ist,  was  z.  B.  die  Wendung  villa  sita  in  centena  kreigow 
nunenjiata  •')  erkennen  läßt,  so  ergibt  sich  für  uns  ein  schwer- 
wiegendes .\rgument  für  seine  Ursprünglichkeit  aus  der  Frwägung, 
daß  die  Hundertschaft  eine  urgerraanische  Kinrichtung  ist  und 
in  den  alamannischen  (Jebieten  um  so  sicherer  einmal  vorhanden 
gewesen  sein  muß,  als  hier  zum  Teil  jedenfalls  eine  haufenweise 
Kinwandening,  nicht  eine  kolonisierende  Eroberung  stattgefunden 
hat®).  Sodann  spricht  gegen  die  Einführung  durch  die  Franken 
tler  Umstand,  daß  die  Franken  die  Hundertschalt  nicht  einmal 
in  den  (Jebieten  eingeführt  haben,  die  von  ihnen  kolonisiert  wurden 

')  Könige,  IX,  l.  S.  98  (T.  .Vulier  der  dort  aiigcgcbonoii  Literatur  wäre 
zu  vgl.  Hrunner,  U(J,  P 8.  Kil. 

.1.  (’rainer,  Die  (Jescliiclite  der  .tlainannen  al.s  (iaugescliielite.  Da- 
zu Wermingliüff  in  ZUti.*  X.\  S.  '282  f,  L.  Sehini<lt  in  Hist.  Viertel- 
jahrsseh.  1901  S.  91  IT. 

Das  niinint  z.  11.  an  Schröder,  H(i.*  S.  19  Anin.  l.ö.  .\uch 
Hrunner,  IKi.  I''  S.  Kil,  spricht  von  verhältnisinällig  jungem  Urspnoig. 
A.  M.  E.  Mayer,  Y(J.  1 S.  43.')  .\nin.  2. 

Vgl.  (■riinin,  li.t.  II*  S.  5(i.  K.  Mayer,  Deutsche  u.  französische 
Verl'assungsgeschiehte  1 S.  413  f.,  bes.  414  Aniii.  19. 

*)  Das  Citat  ist  entnoininen  aus  Dahn  a.  a.  U.  8.  101  .\nm.  8.  Vgl. 
noch  tVirtenib.-Frk.  11.  1 42  hoc  cst  infra  inarcha  illa.  qui  vocatur  .Muutarihes- 
hnntari. 

"i  Vgl,  hierzu  Schröder,  Uti.*  S.  93,  Hrunner,  Kij.  l'*  S.  42, 
K,  Weller,  Die  Hesiedlung  des  .\Iauianncnlandcs  S.  33. 
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und  die  unmittelbar  unter  der  Herrschaft  des  fränkiselien  Kduiffs, 
nicht  unter  der  eines  Stammesfürsten,  standen  *). 

Zudem  reichen  auch  hier  die  tjuellenbclese  bis  in  die  mem- 
winpische  Zeit  zurück.  Die  ältesten  Urkunden,  die  den  centenarius 
nennen,  finden  sich,  wie  schon  wiederholt  festgestellt,  in  den 
Traditiones  Wizeburgenses  ®).  Und  dali  auch  hier  zu  dem  cente- 
narius eine  centena  gehörte,  dieser  S(^hluli  dürfte  so  wenig  gewagt 
erscheinen,  wie  bei  dem  centenarius  der  Le.\  Salica  und  der  Le.x 
Ilibuaria’).  Das  .\rgument  Brunner's,  es  verrate  die  alaraan- 
nische  centena  , insofern  einen  verhältnismäßig  jungen,  auf  Ratli- 
ziening  eines  persönlichen  Verbandes  hinweisenden  Urs]>rung,  als 
die  meisten  Hundertschaftsnamen  aus  eitlem  Personennamen  ge- 
bildet sind,  augenscheinlich  aus  dem  Namen  des  Hundertschafts- 
vorstehers, unter  dem  die  Benennung  zu  dauernder  (Jeltung  ge- 
langte“, steht  dem  nicht  entgegen. 

-Vllerdings  sind  gerade  die  alamannischen  Huntaren  nach 
Per.sonen  benannt,  und  weisen  nur  selten  lokale  Namensbildung 
auf*).  Wir  haben  auch  keinen  Nachweis  dafür,  daß  diese  Namen 
auf  die  .\nsiedlung  zurückgehen.  Ks  läßt  sich  nicht  behaupten, 
daß  etwa  das  Munigisingerhuntare  das  .\nsiedlungsgebiet  der  Leute 
eines  Munigis  war,  das  Muntericheshuntare  das  der  Leute  eines 
Munterich  u.  s.  t.  Die  Namen  können  sehr  wohl,  wie  Brunner 
meint,  die  der  Hundertschaft,svorsteher  sein,  unter  denen  die 
Huntare  zu  dauernder  (leltung  gelangte.  Ich  vermutt*,  daß  diese 
alamannischen  Huntaren  in  frühester  Zeit  entweder  überhaupt 
keine  Namen  hatten  oder  nach  dem  jeweiligen  Hundeidschalls- 
vorsteher  benannt  wurden.  Was  dann  der  Grund  war,  aus  dem 
der  Name  eines  solchen  Vorstehers  dauernd  beibehalten  wurde, 
laßt  sich  nicht  feststellen').  .Andererseits  aber  müssen  wir  nicht 


')  Vgl.  oben  S.  136. 

*)  Bei  Waitz,  VG.  S.  13  .\mn.  2. 

Für  alamannischen  l’rsprung  auch  Itietschel,  a.  a.  O.  (S.  .>4 
.\nin  1),  S.  8. 

*)  Vgl.  Hahn,  a.  a.  O.  S.  99  Teil  mul  Anm.  4. 

*)  Zu  weit  geht  in  der  Ausnützung  der  Hundertachaftsnanicn  K.  Weller, 
a.  a.  O.  S.  10  ff,  der  auch  die  Bedeutung  der  Endungen  — ing  und  — ingen 
überschätzt.  Iinnierhin  darf  man  Tat.saclipn  wie  die.  datl  eine  villa  Munigi- 
singa  der  Mittelpunkt  und  diu  llingstätte  eines  Muiiigiseshuntare  ist,  auch 
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itnnolitneit,  dal.l  die  ,T?adizit'nin<j^  dos  |H>isöiiliidi(*n  Vorhandp? 
nicht  irfiluT  als  die  Naincngt'hunfr  crfcdfttc. 

Keinentalls  ist  daran  zu  denken,  daß  das.  wie  Mayer  meint, 
Hundertschaften  vmi  „Krtdierrn“  waren.  Soweit  flherhaujit  das  .\mt 
eines  Hundert.schaftsvorstehers  im  Mittelalter  erblich  werden  konnte 
— eine  Frasre,  die  hier  nicht  zu  ent.sclieiden  ist  — ist  dies  in 
Perioden  ertbl^rt,  die  hier  nicht  in  Betracht  kommen,  da  seihst 
Brunner  annimmt,  daß  die  alamannischen  Hundertschatten  in  die 
Zeit  vor  der  l'rankischen  Krolierune  zuriickreichen. 

Daß.  wie  Dahn  ausfiihrt,  „so^mr  in  dem,  ilem  alamannischen 
so  nah  verwandten  Baiernrecht  fast  alle  S|mren  von  Hundert- 
schaften“ fehlen,  ist  nicht  entscheidend,  denn  auch  liei  nächst 
veiwandttm  Vrdkern,  ja  sourar  innerhalb  ilesseltien  Volkes,  kann 
ein  verschiedener  Besiedlunf;s|irozeß  da  Hundertschafttm  halten 
entstehen  la.ssen,  dort  nicht,  oder  können  spaten'  Ereignisse  sie 
da  haben  untergeben  lassen,  dort  nicht  ’). 

Wir  haben  also  keinen  (frund,  in  dem  alamannischen  huntari 
eine  Neultildung  der  fränkischen  Zeit  zu  sehen. 

Werfen  wir  sodann  einen  Blick  auf  ilie  Verfassting,  ins- 
besomiere  die  lierichtsverfassung,  so  ergibt  sich  Folgendes. 

An  der  Spitze  stand  zu  Ih'ginn  der  Merowingerherrschait  der 
\’<dksherzog  (dux),  zugleich  Beamter  des  fränkischen  Königs. 
Er  ist  der  oberste  Bichter.  .\ber  weder  hält  er  ordentliches 
• iericht,  noch  ist  er  ordi'iitlicher  Bichter.  Ob  (>r  am  orilentlichen 
(iericht,  im  publicus  mallus.  erscheinen  und  den  t’itrsitz  fiber- 
nehmen kann,  wit'  Dahn  mt'inf,  ist  mir  fraglich.  .-Vus  der  von 
Dahn  hierfür  angeführten  Stelle  ueht  das  nicht  hervor.  Für  die 
Entscheidung  käme  sehr  in  Betracht,  ob  der  Bichter  des  ordentlichen 
tlericlits  seinen  Bann  vom  Herzog  oder,  sei  es  mittelliar,  sei  es 
unmittelbar,  vom  König  hat.  Verleiht  ihm  der  Herzog  den  Bann, 
dann  ist  es  verstämllich.  wenn  dem  Herzog  bei  .seinem  Erscheinen 
im  mallus  jmblicus  das  (iericht  ledig  wird.  Für  uns  ist  diese 

nicht  untiTscliätM'ii.  Mh"  ilii'sc  vilbi  ilic  .\iisicilhnij{  einer  Sippe  oder  einer 
Schar  nnter  .Vnliihrunu  eines  Mnniuis  oder  nach  einem  Vorsteher  bcnnimt 
sein,  in  allen  Fällen  Ididht  ilie  Wahr^elieinliehkeit,  dall  sie  die  erste  An- 
sii'dlnnii'  in  iliesein  hniitari  ist  mol  dati  von  ilort  uns  die  weitere  Itesiedlunu 
unter  Festhaltung  des  lo'sprnn^liehen  .Mittelpunkts  erl'ulgte. 

')  Wie  Dahn  auch  lirunner,  Ktl.  1’  S.  Ifil  .tnni.  13. 
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Fniije  nicht  von  Heilentunijr  und  es  {'enhurt  dalier,  auf  sie  liitifje- 
wiesen  zu  liaben  ‘). 

Unter  dem  Herzog  stand,  wie  in  Franken  unter  dem  König, 
der  comes.  Wie  der  frankis(die  comes  kein  (jrafengericlit,  kein 
Gaugericlit  hat.  so  ist  es  aueli  für  den  alamannisidien  comes 
cliarakteristisch.  daü  er  kein  (Irafending  hiilt,  .sondeiai,  wenn 
überhaupt,  dann  eben  dem  Gericht  vor.sitzt.  de.ssen  Leitung  aucli 
dem  centenarius  zusteht,  dem  Gericlit  der  centena.*) 

Lex  Alam.  XXXVI.  1.’) 

Ut  conventns  secundum  consuetudinem  anti(|uam  fiat  in 
omni  centena  coram  coniite  aut  sno  mi.sso  et  coram  centenario. 

Wenn  somit  in  jeder  centena  Gericht  stattfindet,  so  sind  die 
l)ing|)flichtigen  deren  Kinwohner  und  das  Gericht  ist  ein  Gentenen- 
gericht.  Fraglicli  ist  atier  das  l'erliültnis  des  come.s  znm  cente- 
narins. 

Da  nacli  Lex  .Alam.  XXXVl,  I.  alle  sieben  Nachte  in  jeder  cen- 
tena ein  Ding  stattfinden  kann,  alle  vierzehn  Nächte  mindestens 
statttindet,  so  ergibt  .sich  bei  mehreren  Hundertsehatten  zumal, 
wie  sie  ja  in  einem  Grafenbezirk  vereiniirt  waren,  eine  so  grolle 
.Anzahl  von  Dingen  innerhalb  eines  .Jahres,  dall  schon  diese  Zahl 
dagegen  spricht.  dalJ  der  ordentliche  Hichter  an  diesen  Dingen 
der  comes  sein  .sollte.  .Allerdings  ist,  wie  man  einwenden  könnte, 
dieser  Mangel  durch  die  Linffihrung  des  missus  comitis  wenigstens 
zum  Teil  ausgeglichen.  .Aber  m.  K.  si)richt  geraile  das  Dasein 
des  mis.sns  comitis  für  die  hier  vertretene  .Autfassung.  Ks  ist 
unverständlich,  daü  man  einen  ordentlichen  Hichter  .sollte  ein- 
ge.setzt  haben,  der  der  bestehenden  Organisation  nach  von  vorn- 
herein nicht  in  der  Lage  war,  sein  Hichteramt  anszuüben,  dem 
man  infolgedessen  schon  von  .Anfang  an  einen  Krsatzmann  .stellen 
mußte.  Dagegen  steht  nichts  im  Wege,  den  centenarius  als  ilen 
ordentlichen  Hichter  der  centena  anzusehen.  Dies  ist  auch  das 


*)  V(»l.  Dahn,  a.  a.  0.  2118,  27!)  tV,  llriiiinor,  lUi.  II  ‘ S.  1.77  f. 

■■*)  Übor  die  Kragn  eines  /.nsainineiihang.s  zwischen  den  (iaiigrarsehaflen 
der  fränkischen  Zeit  mit  den  alten,  selbständigen,  fiir  sich  unter  einem 
Herrscher  stehenden  alaniannischen  Hanen  vgl.  K.  Weller,  a.  a.  O.  S.  1.7  f, 
wo  in.  K.  zutreffend  ein  Ziisamnienliung  ahgelehnt  ist.  Sollte  er  heslehen. 
so  gilt  auch  hier  das  oben  S.  K!7  Hesagle. 

Nach  iler  .Ausgabe  von  K.  Lehmann  in  der  '.inartserie  der  M'illl. 
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Krffebnis  der  in  .sich  nicht  klaren  Ausführungen  Dahn’s,  dein  ich 
insoweit  zustiinme. 

Ihigefren  muH  ich  Dahn  widersprechen,  wenn  er  sagt:  ,Als 
das  Hegclniätiige  .setzen  die  Quellen  zwei  Hearnte  in  dem  Hundert- 
schaftsding voraus;  den  Grafen  (oder  dessen  außerordentlichen 
Vertreter,  seinen  missus)  und  den  Gentenar“  oder  , Regelmäßig 
handeln  (iraf  und  Centenar  zusammen“;  und  wenn  er  dann  dieses 
Zusammenwirken  von  Graf  und  centenarius  am  Ding  damit 
erklären  will,  ,daß  der  Graf,  der  in  verschiedenen  Hundert- 
schatten seines  (iaus  Gericht  hielt,  deren  Reamten  zur  Seite 
haben  mußte  Mit  dieser  allgemeinen  Wendung  kann 

man  nicht  der  Frage  entgehen,  welche  Funktionen  der  centenarius 
neben  dem  comes  bekleidet  haben  soll.  Und  die.se  Frage  ist  doch 
sehr  berechtigt  gegenüber  der  Rehau])tung,  ilaß  zwei  „Richter“, 
von  denen  noch  dazu  einer  dem  anderen  übergeordnet  ist, 
nebeneinander  (Jericht  gehalten  haben  sollen.'] 

Man  wird  unwillkürlich  erinnert  an  den  sächsi.schen  Grafen 
und  den  Rurggrafen  des  Magdeburger  Rechts  mit  ihren  Schult- 
heißen. Dies  umsomehr,  als  ja  auch  iler  Schultheiß  des  Sachsen- 
spiegels eine,  wenn  auch  beschrankte,  Gerichtsbarkeit  hat*i,  und 
der  Schultheiß  zu  .Magdeburg  im  Laufe  der  Zeit  sogar  den  Rurg- 
grafen aus  der  Stellung  des  ordentlichen  Richters  verdriingt  hat.") 
ln  diesen  Rei  htsgebieten  ist  in  der  Regel  der  Schultheiß  not- 
wendiges Mitglied  dos  (trafengerichts  und  der  Führer  der  urteil- 
findenden Schöffen,  und  es  friigt  sich,  ob  etwa  aucli  der  alaman- 
nische  centenarius  eine  ähnliche  Stellung  hatte. 

Doch  ist  zuvor  noch  auf  die  von  Dahn  für  seine  Meinung 
gebrachten  (Quellen belege  einzugelien.  ln  der  Tat  sagt  Le.x 
Alam.  XXXVI.  1 : 

Ut  conventus  .secundum  consuetudinem  antiquam  fiat  in 
omni  centena  coram  comite  aut  suo  misso  et  coram  centenario. 
Dahn  legt  hier  Gewicht  auf  das  „et“  und  schließt  daraus, 
daß  der  Regel  nach  comes  und  centenarius  zusammen  am  Ding 
wirken  müssen.  Dieses  „et“  wird  aber  vollständig  aufgewogen 
durch  die  in  demselben  Kapitel  frdgenden  disjunktiven  „aut“. 

')  Auel)  Waitz  liatte,  V(t,  II,“  S.  14G,  diese  Ansicht  vertreten. 

*)  l’l.'inck,  (iericlitsverfahren  I S.  U. 
ebda.  S.  'i4  f. 
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Wenn,  wie  Dahn  voraussetzt,  der  (iesetzKeher  den  Vorsitz  des 
eentenarius  als  die  seltene  Ausnahme  hätte  behandeln  wollen, 
dann  hätte  er  nicht  im  Folfrendeii  ffeschriehen 

„Si  qiiis  autem  liher  ad  ipsum  placitum  ncfrlexerit  venire 
vel  semetipsum  non  praesentaverit  aut  comite  aut  lentenario 
aut  ad  missum  comiti  in  placito  . . . oder  et  vadium 
suum  donet  ad  misso  conmiti  vel  ad  illo  centenario,  qui 
praeest  . o<ler  „Fit  si  est  talis  persona,  (piod  comis  ad 

placitum  vel  eentenarius  vel  missus  comitis  distringere  non 
potest“. 

Fülle  Sache  für  sich  ist  es,  dali  der  eentenarius.  wenn  der 
tirat'  Bericht  hielt,  in  der  Reirel  anwesend  sein  wird. 

Vielleicht  auch  hat  er  neben  dem  Urafen  Platz  ^'■enommen,  sodaß 
die  obige  F’a.s.sung  mit  „et“  ganz  gerechtfertigt  ist.  .Aber  daraus 
folgt  eben  nicht,  daß  er  zur  Hesetzung  iles  Gerichts  gehörte  und 
daß  er  dort  bestimmte  F'unktionen  hatte.  Andererseits  erklärt  es, 
daß  er  in  den  von  Waitz')  und  Dahn  angeffihrten  Urkunden 
aus  den  Trad.  Sang,  mit  unterzeichnet  und  aufgefflhrt  wird.  Will- 
kürlich aber  bleibt  es  für  alle  F'älle,  wenn  Dahn  in  der  von  ihm 
citierten  Rheinauer  F'ormel  „in  ]>ublico  mallo  . . in  pnu-sentia 
comitis  . . . vel  centurionis  . . . ceteriqiie  populi“  das  „vel“ 
ohne  weiteres  durch  „et“  ersetzt,  um  einen  Reweis  für  seine 
Thesis  zu  erhalten. 

Was  sodann  den  angezogenen  Vergleich  mit  der  sächsischen 
Gerichtsverfassung  aulangt,  so  kommt  hierfür  in  Hetracht  die 
Lex  Alam.  XLI  1 : Ut  causas  nulliis  audire  praesinnat,  nisi  (pii  a 
duce  per  conventionem  populi  iudex  constitutus  sit,  ut 
causas  iudicet 

'1.  Si  autem  ille.  ((ui  ad  illum  iudiciuni  audire  (lebet,  in 
hoc  constitutus  est,  iudiciuni  suum  conteninit,  dum  ille  iu.ste 
indicaverit  et  dedignat  eiim  audire  et  spernit  eum  et 
arguit  coram  aliis  et  dicit:  „Non  rectum  iudicas’  dum  ille 
rectum  iiidicat,  et  si  lioc  aii  aliis  iudicibus  inquisitum 
fuerit,  (piod  ille  iuste  iudicavit,  ille  contemptor,  qui  iiidici 
iniuriam  fecit,  solvat  Ui  solides  ad  iudiceni  illum  .... 

*)  V(j.  11^  S.  140.  .iuiii.  5. 
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Zu  dieser  Stelle  bemerkt  nun  Dahn;  „Die  Urteilsehelte 
(regen  den  C'entenar  („non  reete  judieas“)  zieht  die  Sache  an 
andere  Centenare  (aliis  jiuiicibus)  des  Gaus:  [aber  an  welche?] 
diese  scheinen  dann  zusammen  ilen  rrteilsvorschlag  gemacht  zu 
haben  . . Er  setzt  damit  den  cenUmarius  in  die  Stellung 

(ünes  amtlichen  rrteilfinders. 

Diese  Auslegung,  selbst  Hypothese,  beruht  aut  der  weiteren 
Hypothese,  daß  iudex  = eentenarius.  Hei  der  scliwankenden  'l’er- 
minologie  des  alamannisehen  Volksrechts  wie  des  bairischen  k:inu 
diese  Gleichung  nicht  schlechthin  venvorten  werden.  Es  i.'t  an 
sich  sehr  gut  möglich,  daß  iudex  den  eentenarius  bedeutet,  wie 
es  andererseits  auch  möglich  ist,  ilaß  eentenarius  für  comes 
steht.*)  Aber  willkürlich  ist  es,  ohne  weiteres  anzunehmen,  daß 
der  iudex  einer  bestimmten  Stelle  der  Centenar  sein  soll.  Dies 
umsomehr,  wenn  damit  eine  Inter]iretation  erreicht  wird,  die 
durch  keine  anderen  Gründe  unterstützt  wird.  Hier  hab(‘ii  wir 
l'ür  die  Annahme,  daß  ein  Übergericht  aus  t'entenaren  bestanden 
habe,  einen  Giund  weder  in  den  rrülieren  noch  in  den  spateren  Zu- 
ständen. Tml  wenn  sich  dies  auch  aus  den  L'mwälzungen  im  ala- 
mannischeii  Hecht  zu  lieginn  dei  fränkischen  Zeit  und  aus  der  späteren 
Einführung  der  fränkischen  SchölVenverfassung  erklären  läßt,  so  darf 
man  doch  an  iler  Tatsache,  daß  die  Dahn 'sehe  Auslegung  nur 
auf  Hypothe.se  ruht,  nicht  achtlos  vorübergeheti.  Wer  die  iudices 
der  angeführten  Stelle  sind,  läßt  sich  eben  nicht  von  vornherein 
sagen,  sondern  nur  aus  die.ser  Stelle  erschließen.  Dies  veranlaßt 
zu  einer  neuerlichen  Interpretation*). 

Hei  genauer  Hetrachtung  von  Lex  Alam.  XLl  umi  Vergleichung 
mit  den  übrigen  Hestimmungen  fällt  auf  der  Schluß  „iiuia  si<' 
convenit  duci  et  omni  jiojiulo  in  jmblico  concilio“.  Die  ausdrflek- 

’)  Köiiigi'  IX,  1 S.  ;!()(!:  (liuse  Ansicht  gclil  «•<ihl  zurück  auf  W.iitz, 
Vli.  11,  2*  S.  174  f. 

( her  ilieso  Fra<;t!  vyl.  Waitz.,  V(i.  II,  2*  S.  148  IT.  iloni  yoginiühcr 
ich  hctiiiicii  iiiuIj,  ilaü  es  nicht  ihirnuf  ankinnnit.  oh  an  dieser  nnd  jener 
Stelle  comes  odiw  centenariu.s  =jiidox,  sondern  daiauf,  ob  es  innner  so  ist. 

Verständlicher  als  die'  hahn'.s  ist  ilie  .Meinung  von  Xchröiler, 
iler  l;<i.‘  S.  o7!l  einen  llechtsy.iig  an  das  herzogliche  llofgericht  amiiinint. 
.Mol'  auch  dies  ist  reine  llviiolhese,  da  »ir  nichts  da\oii  wissen,  datl  sich 
am  llolgei'icht  ein  Kolleginm  von  indiees  hcl'aml. 
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liclie  Henorhebuiif;  der  Zustimmung  von  dux  und  populus,  die 
sich  auUerdem  nur  am  Beginn  des  Pactus  und  der  Lex,  aber  nie 
bei  einer  einzelnen  Bestimmung  findet,  weist  schon  darauf  hin. 
daU  hier  eine  Änderung  des  bisherigen  Rechts  und  zwar  von  be- 
sonderer Bedeutung  erfolgte. 

Geregelt  wird  das  Verfahren  bei  der  Urteilsschelte,  und  wenn 
wir  beachten,  dali  nach  geniiauischem  Recht  die  Urteilsschelte 
zum  Zweikampf  führte,  so  ergibt  sich  als  wahrscheinlich,  dali  in 
unserer  Stelle  gerade  der  Zweikatnj)f  ausgeschlossen  werden  soll. 
Aber  diese  Annahme  erschöpft  noch  nicht  die  Fragen,  die  die 
.Stelle  gibt.  Ks  ist  weiter  auffällig,  daß  der  Urteilsschelh-r  kein 
besseres  Urteil  finden  muß.  Fr  behauptet  lediglich,  daß  der 
iudex  falsch  urteilt  (non  rectum  iudica.s)  ohne  zu  sagen,  wie  das 
Urteil  lauten  sollte,  obgleich  Lex  Alam.  XLIV  das  Finden  des  Ue- 
genurteils  kennt. 

Daraus,  wie  aus  dem  ganzen  sonstigen  Verfahren,  ist  zn 
schließen,  daß  es  sich  hier  überhaupt  nicdit  um  eine  Urteilsschelte, 
im  technischen  Sinn  handelt  Aber  dann  entsteht  die  Frage,  was 
sonst  hier  gemeint  sei.  (übt  es  überhaupt  ein  Mittel  zwischen 
Urteilsschelte  und  Unterwerfung  unter  das  Urteil? 

ln  der  Tat  kennt  einen  solchen  .Mittelweg  der  Sachsenspiegel. 
Nachdem  der  Spiegler  in  11  l'i  §§  4 — ‘J  die  Urteilsschelt“  be- 
handelt hat,  die  zum  Zweikampf  führt,  folgt 

§ 11.  Wedersprict  en  die  vulbort  unde  vint  he  en  ander 
ordel,  svelker  die  merren  volge  hevet,  die  behalt  sin  ordel, 
unde  blivet  es  beide  sunder  gewedde,  weTide  ir  neu  des 
anderen  ordel  besculden  ne  hevet. 

Fs  wird  hier  ausdrücklich  unterschieden  zwischen  dem 
.Schelten  des  Urteils  und  dem  Widersprechen.  Noch  deutlicher 
ist  dies  im  .Schwabensiiiegel,  der  zwar  die  Stelle  des  Sachsen- 
spiegels nicht  gut  verstanden  hat.  aber  doch  den  Schluß  bringt 
1 Hi(L.)  . . . wamle  si  nieman  ein  vrteil  besiholten  haut 
lind  dann  zur  Frkliirung  fortfalirt 

wir  heizzen  daz  bescholten  vrteil.  Swer  also  sprichet 
Ich  wider  wirfe  die  vrteil  wan  si  i.st  vnreht  vnde  ich  zivhe 
si  da  hin  dar  ich  si  zerehte  ziehen  sid.  . . . 

Die  mit  dem  Urteil  iinziifriedene  Partei  schilt  nicht  das  Ur- 
teil, sie  erhebt  nicht  gegen  den  Urteilfinder  den  Vorwurf  der 

V.  SchMeriu,  altüeru.  ltuudcfL%cU»ft  fÜ 
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Rechtsbeuffung,  sondern  sie  hindert  nur  durch  ihre  Widerspräche 
die  Vollbort;  es  kommt  nicht  zum  Kampfe,  sondern  die  Ent- 
scheidung hängt  davon  ab,  welchem  Urteil  die  größere  Menge 
folgt.  Weil  das  Urteil  nicht  gescholten  ist,  muß  kein  Gewedde 
gezahlt  werden.  Vermutlich  erhält  auch  der  Gegner  keine  Buße. 

Ein  ähnliches  Verfahren  scheint  mir  Lex  Alam.  XLl,  2 zu 
behandeln.  Allerdings  erfahren  wir  nichts  davon,  daß  der  Wider- 
sprecher des  Urteils  ein  besseres  Urteil  finden  mußte.  Aber  volle  Aus- 
führlickeit  dürfen  wir  auch  von  einer  Quelle  dieser  Zeit  nicht 
verlangen.  Auch  das  ist  verschieden,  daß  in  der  Lex  in  jedem 
Falle  12  sol.  zu  zahlen  sind,  entweder  vom  Richter  oder  vom 
Widersprecher,  während  davon  in  den  Spiegeln  keine  Rede  ist. 
Das  erklärt  sich  daraus,  daß  die  Lex  voraussetzt,  daß  dem  iudex 
eine  iniuria  widerfuhr.  Die  Fülle  decken  sich  eben  nicht,  sondern 
sind  nur  ähnlich*). 

Der  für  uns  bedeutungsvolle  Untersclüed  endlich  ist  der, 
daß  nach  dem  Sachsenspiegel  ausweislich  des  Richtsteigs  Land- 
rechts  c.  4S  § :i  die  Mehrzahl  der  „Dingpflichtigen“  den  Aus- 
schlag gibt,  während  hier  alii  iudices  zu  urteilen  haben.  Und 
es  ist  auch  nach  dem  Sprachgebrauch  dieser  Quellen  ausgeschlossen, 
daß  alii  iudices  die  Dingpflichtigen,  den  Umstand,  bezeichnen  soll. 
Wir  kommen  zurück  zu  der  Frage  nach  der  Bedeutung  von  iudex 
an  unserer  Stelle  und  haben  sie  nun  zu  entscheiden  unter  Berück- 
sichtigung der  bisherigen  Ausführungen. 

Dabei  weise  ich  zunächst  hin  darauf,  daß  der  Scheiter  seine 
Schelte  vorzubringen  hat  coram  aliis.  Wer  sind  nun  die  alii? 
Diese  Frage  hat,  wie  ich  sehe,  noch  niemand  zu  beantworten  ver- 
sucht. M.  E.  ist,  wenn  man  die  Fassung  arguet  eum  coram  aliis 
vorurteilslos  betrachtet,  klar,  daß  die  alii  dem  is  koordinirt  sind. 
Es  stehen  im  Gegensatz  is  und  alii.  Dabei  kann  man  aber  unter 
alii  nicht  etwa  die  versammelte  Gerichtsgemeinde  verstehen.  Zu- 
nächst ist  nicht  anzunelimen,  daß  der  Gesetzgeber,  wenn  er  den 
Umstand  hätte  nennen  wollen,  sich  so  ausgedrückt  haben  würde. 
Sodann  i.st  nicht  ersichtlich,  was  der  Zusatz  „coram  aliis“  be- 


')  Vielleicht  beruht  die  Znhlungspflicht  auf  einer  zwischen  Urteiler  und 
Uiirtei  abgeschlossenen  Wette;  man  beachte  das  schwedische  voepia  uudir 
laghimin.  Vj:l.  v.  Aniira,  niiMi.  I S.  ISS. 
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deuten  soll,  wenn  man  alii  als  die  Gerichtsversammlung  ansieht 
und  so  in  der  Stelle  eine  Gegenüberstellung  von  Richter  und 
Volk  annimmt.  Daü  die  Schelte  unverwandten  Fußes  erfolgen 
soll,  kann  damit  nicht  gesagt  werden  wollen.  Wenn  aber  die 
alii  dieselbe  Funktion  haben  wie  der  is,  oder,  wie  oben  gesagt, 
dem  is  koordiniert  erscheinen,  dann  sind  sie  auch  iudices  und 
es  ist  der  Schluß  gestattet,  daß  sie  die  alii  iudices  sind,  die  über 
(las  gescholtene  Urteil  befinden '). 

Wenn  aber  nun  die  alii  mit  den  alii  iudices  identisch  sind, 
so  folgt  daraus,  daß  sich  an  der  Gerichtsstelle  mehrere  iudices 
befinden.  Denn  das  ist  nach  allem,  was  wir  über  die  germanische 
Urteilsschelte  wissen,  klar,  daß  sie  in  dem  Gericht  erfolgen  muß, 
in  dem  das  gescholtene  Urteil  gefunden  wurde.  Und  überdies 
spricht  dafür  der  Wortlaut,  von  den  alii  iudices  sagt  der  Wider- 
sprechende nicht  etwa  non  rectum  iudicavis,  sondern  non  rectum 
iudicas.  Das  arguere  coram  aliis  ist  demnach  aufzufassen  als  ein 
Heschuldigen  des  iude.x  vor  den  anderen  iudices.  Andererseits 
aber  folgt  daraus,  daß  die  über  die  Schelte  befindeuden  iudices 
nicht  ein  * Versammlung  der  ('entenare  das  Gaus  sein  können, 
und  daß  die  Schelte  nicht  an  das  Herzogsgericht  gehen  kann, 
für  das  alii  iudices  ohnedies  eine  sehr  eigenartige  Bezeichnung 
wäre. 

Wenn  aber,  wie  demnach  anzunehmen  ist,  in  einem  Gericht 
mehrere  iudices  vorhanden  waren,  dann  wird  dieser  alumanni.sche 
iudex  auch  nicht,  wie  v.  Amira*)  annimmt,  der  Gerichtshalter 
sein;  denn  nur  eine  Person  ist  als  (Jerichtshalterdenkbar.  Besser 
schon  verträgt  sich  damit  die  Ansicht  von  Brunner®),  daß  der 
alamannis.he  iudex  „nicht  ein  Richter,  sondern  ein  dem  bairischen 
Iudex  verwandter  Rechtsprecher  gewesen  sein  dürfte.“  Auch  tu.  F. 
geht  gerade  aus  der  bisher  erörterten  Stelle  hervor,  daß  der  dort 
genannte  iudex  den  Urteils  Vorschlag  einzubringen  hatte.  Die 
übrigen  iudices,  die  alii  unserer  Stelle,  sind  dann  auch  zu  erklären 
als  Urteiltinder.  Im  einzelnen  Fall  aber  hat  nur  einer  das  Urteil 


')  Daü  ScliOflen  über  die  Uichtigkoit  des  Urteils  eines  Mitschüffen 
zu  entscheiden  haben,  kniniiit  vor.  Vgl.  Warukönig,  Klandrisclic  Staats- 
und Recbtsgcschiubtc  III,  S.  327. 

*)  Grundriß*  S.  153. 

®)  Kg.  1»  S.  205. 

lU* 
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zu  finden,  die  andeni  haben  zu  folgen  oder  die  Folge  zu  ver- 
weigeni.  Damit  vereint  es  sieh  dann  gut,  dafi  nur  eine  Muße  von 
12  solidi  zu  zahlen  ist'). 

Damit  ist  die  Möglichkeit  noch  nicht  ausgeschlossen,  daß 
niciit  doch  der  iudex,  der  den  Urteilsvorschlag  einzuhringen  hat. 
in  dem  vom  Grafen  gehaltenen  Gericht  der  centenarius  i.st.  Rs 
widerspricht  dies  aber  aller  Wahrscheinlichkeit.  Man  darf  nicht 
übersehen,  daß  das  vom  Grafen  geleitete  Gericht  auch  vom  cen- 
tenarius geleitet  werden  kann.  Das  Gericht  des  (’entenars  ist 
nicht  von  dem  des  Grafen  verschieden,  wie  in  Sachsen  das  des 
Schultheißen  von  dem  des  Grafen.  Hei  die.ser  Sachlage  ist  es 
das  natürlichste,  daß,  wenn  iler  Graf  in  das  Gericht  kommt,  der 
Uentenar  ihm  seinen  Platz  rüumt  und  damit  überhaupt  ausscheidet. 
Ks  ist  nicht  anzunehmen,  daß  er  dann  an  die  Spitze  der  iudices 
sich  stellt  und  dem  Grafen  Urteil  findet.  .\uch  im  salisehen 
Kccht  nimmt  der  Graf  an  der  Dingstiitte  den  Platz  des  Uentcnars 
ein  und  dieser  .scheidet  aus.  Im  friesischen  Recht  wird  nicht, 
wenn  der  grewa  sein  bodthing  halt,  der  scelta  zum  asegha,  der 
sächsische  Graf  nicht,  wenn  der  König  kommt,  zum  .Schultheißen. 
Umgekehrt  ergibt  sich  aus  der  Möglichkeit,  daß  der  Graf  den 
centenarius  vertritt,  die  Notwendigkeit  eines  besonderen  Urteil- 
finders. Denn  der  Graf  kann  nicht  Urteil  finden.  Und  die  Folge 
ist  dann,  daß  auch  im  Gericht  der  Centenars  der  Urteilfinder  er- 
scheint. 

Fassen  wir  die  bisherigen  Ausführungen  zusammen  so  ergibt 
sich,  daß  der  iudex  in  Lex  Alam.  XLI.  Urteilfinder  ist  uml  daß 
der  tVntenar  mit  diesem  iudex  nicht  identisch  ist,  dessen  Funk- 
tionen nicht  zu  versehen  hat").  Von  hier  aus  aber  ist  nicht  zu  er- 
sehen, welche  Funktion  überliau])t  der  centenarius  neben  dem 
Grafen  im  placitum  gehabt  haben  sollte  und  deshalb  komme  ich 

')  Vgl.  amlererseits  Lei  Sal.  LVIl.  Zu-satz  I.  Si  voro  rachinburgii  legem 
(lixeriiit  et  ille  contra  quem  legem  dieunt  eos  contradiicrit,  qiiod  legem 
nun  iiidicant,  simili  modo  contra  umimqiiemquc  aolidoa  XV  cu1|)abilis 
imlicctur.  Hie  racbinburgi  urteilen  gemeinsebartlicb:  Ego  voä  tangano. 

Keineswegs  bestreite  icb,  daß  an  amlercn  Stellen  der  Lei  Alam. 
niicli  iudex  - — centenarius  oder  comes  stehen  kann : iudei  kann  sehr  wohl 

tecliniscbe  Bezeielinnmr  für  eine  bestimmte  tieriebtsperson  sein,  und  daneben 
lleamter  seblechlhin  bedeuten. 
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in  Widerspruch  zu  Dalin  zu  dem  Ergebnis,  dal?  nicht  der  (iraf 
neben  dem  centenarius  dem  Gericht  vorsaß,,  sondern  entweder 
der  comes  oder  der  centenarius. 

Hält  man  nun  zusammen,  daß  der  Graf  nicht  Grafschafts- 
ding sondern  Hundertschaftsding  liält,  daß  er  am  Hundert- 
schaftsding den  centenarius  verdrängt,  so  ergibt  sich  nicht  nur, 
daß  das  Hundertschaftsding  das  ordentliche  Gericht  der  Alamannen 
ist,  sondern  es  ist  auch  zu  erschließen,  daß  es  vor  Einführung 
der  Grafschaftsverfassung  vorhanden  war.  Daß  es  das  ordentliche 
Gericht  war,  bedarf  keiner  weiteren  Begründung,  da  es  außer  dem 
des  Herzogs  das  einzige  war.  Als  ursprünglich  und  vor  der 
Grafschaft  vorhanden  muß  es  eben  deswegen  angesehen  werden, 
weil  der  (centenarius  dort  als  der  ordentliche  Richter  erscheint 
und  als  vom  (jrafen  beiseite  geschoben.  Dieses  Verhältnis  kann 
nur  so  entstanden  sein,  daß  der  Graf  den  centenarius  als  ordent- 
lichen Ri(chter  der  centena  vorfand.  Wäre  nicht  das  Ding  der 
centena  mit  dem  centenarius  vorhanden  gewesen,  dann  hätte  der 
Graf  vielleicht  auch  an  Stelle,  eines  Grat'schaftsdings  Hundert- 
schaftsdinge  eingerichtet,  aber  er  wäre  zum  ordentlichen  Leiter 
liestellt  worden  und  er  hätte  dann  für  seinen  Verhinderungsfall 
den  missus  geschickt.  Daß  aber  an  Stelle  des  Grafen  zwei  Per- 
sonen am  placitum  der  cenhma  den  Vorsitz  haben  künnen,  der 
inis.sus  oder  der  centenarius,  zeigt  recht  deutlich  die  Ursiirünglich- 
keit  des  Amtes  des  centenarius. 

Aus  den  Namen  centena  und  centenarius,  aus  der  Stellung 
des  placitum  in  der  centena  und  des  centenarius  ergeben  sicli  .An- 
haltspunkte, die  den  Schluß  rechtfertigen,  daß  die  cent(»na,  für 
die  wir  überdies  auch  ihre  einheimische  Bezeichnung  huntari 
überliefert  haben,  eine  altgemianische  Humlertsi’haft  ist  *). 

Diese  huntari  haben  sich  nicht  nur  gegennber  der  Grafschafts- 
verfassung als  sehr  lebenskräftig  erwiesen,  .sondern  haben  auch  in  der 

')  Eine  Frage  für  sich  ist  es,  ob  sich  die  Hiindcrlschaftsverfassung 
im  ganzen  alamannischen  (iebietc  der  fränkischen  I’eriude  gefunden  hat. 
Vgl.  hierüber  K.  WcDer  a.  a.  0.,  S.  32,  dem  ich  aber  bezüglicli  der  Schweiz 
mit  Kücksiebt  auf  die  Art  der  Siedlung  durtselhst  nicht  zustimmen  kann; 
auch  im  Elsaß  wird  man  sich  vor  Verallgemeinerung  aus  diesem  Grunde 
hüten  müsscnl  Die  Unterschiede  in  der  Siedluiigsweisc  hat  Weller  selbst 
a.  a.  0.  S.  33  f.  erörtert. 


Digitized  by  Google 


150 


Folgezeit  sehr  deutliche  Spuren  liinterlassen ').  Bezeichnungen 
von  Bezirken  wie  Olehuntra,  Munigiseshuntare,  Ruadolfeshun- 
tare,  Swerzenhuntare,  Muntliarishuntare,  finden  wir  bis  zum  Ende 
der  Karolingerzeit.  Auch  die  Grenzen  dieser  Bezirke  sind  fest- 
gestellt  worden  *).  Jedoch  lassen  sich  aus  der  Größe  dieser  Hun- 
taren,  obgleich  sie  alle  in  frühere  Zeiten  zurückreichen  und  auf 
alte  alamannische  Hundertschaften  zurückzuführen  sind,  keine 
Schlüsse  auf  eben  diese  Hundertschaften  ziehen.  Nicht  nur 
haben  die  angestellten  Untersuchungen  ergeben,  daß  in  der  vor 
uns  offen  daliegenden  Zeit  im  Bestand  dieser  Hundertschaften 
eingreifende  Veränderungen  vor  sich  gegangen  sind,  sondern  wir 
haben  auch  keinen  Einblick,  inwieweit  vor  dieser  Zeit  solche  Ver- 
ändenmgen  stattgefunden  haben.  Es  wird  von  manchen  Schrift- 
stellern, namentlich  Nationalökonomen,  immer  wieder  übersehen, 
daß  es  wegen  eben  dieser  Veränderungen,  wie  sic  im  Laufe  der 
Zeit  vor  allem  durch  Neurodung  entstehen,  ganz  müßig  ist,  Be- 
rechnungen über  Größe  und  Umfang  solcher  Huntaren  anzustellen. 
Man  darf  nicht  außer  Acht  lassen,  daß  das  Ziehen  von  Grenzen 
zwi.schen  zwei  Hundertschaften  in  anbetracht  der  damaligen  Zu- 
.stände  erst  dann  verständlich  wird,  wenn  durch  Neurodung  die 
Ansiedlungen  näher  aufeinandergerückt  sind.  Das  ist  aber  in 
vielen  Fällen  erst  lange  nach  der  Ansiedlung  der  Fall.  Und 
selbst,  wenn  da  und  dort  ursprüngliche  Hundertschaftsgrenzen  sich 
finden  sollten,  dann  sind  diese  Berechnungen  schon  um  deswillen 
ohne  Bedeutung,  weil  an  einer  altgermanischen  Hundertschaft 
Zahlenbeziehungen  überliauj>t  nicht  zu  entdecken  sind.  Dies  vor 
allem  gegen  Meitzen’). 

Im  übrigen  verwoi.se  ich  bezüglich  der  Weiterentwicklung  der 
alamannischen  Hundertschaften  auf  die  gründlichen  Untersuchungen 
von  Stalin*),  Baumann*),  und  W.  Schnitze*),  deren  Re- 

')  Aber  niclit  erscheinen  sic,  wie  Mayer  V.-(i.  1.  435  bchau[itet,  ini 
11.  Jahrbumlert  als  „welirhafU  Kidverbämle“. 

•)  Vgl.  die  Karte  bei  Gramer  .\lauiannen. 

*)  Siedlungen  1 S.  141  und  besonders  4G7.  Gegen  ihn  auch  bahn, 
a.  a.  0.  S.  99  Anni.  5. 

*)  Wnrtenibergische  Geschichte  I S.  272  IT. 

*)  Gaugrafschaften,  S.  12fi  (Hattenhuntare),  71  (Swerzenhuntare),  88 
(Gi)ldineshnntare),  81  (Munigiseshuntare),  114  (Glehunlare). 

“)  \V.  .Schul  tze,  die  Abgrenzung  der  Gaugrafschaften  des  alamannischen 
Hudens  (1905). 
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sultate  von  Cramer ')  wiedenim  zusammengestellt  worden 
sind  ’). 

Bei  dem  zweiten  oberdeutsehen  Stamme,  dem  der  Baiern, 
sind  die  Anhaltspunkte  für  eine  Hundertschaftsverfassung  noeh 
geringer  als  bei  den  Alamannen.  Während  wir  dort  wenigstens 
die  Ausdrücke  centena  und  huntari  finden,  sind  diese  den 
bairischen  Quellen  vollkommen  fremd.  Nur  das  Amt  des  cen- 
tenarius  findet  sich. 

Dieses  Schweigen  der  (Quellen  hat  zu  einer  noch  schwebenden 
Kontroverse  über  die  Hundertschaften  in  Baiern  geführt.  Die 
Rechtshistoriker  stehen  übenviegend  auf  einem  ablehnenden  Stand- 
punkt’). Erst  jüngst  liat  KietscheD),  zunächst  ohne  Quellen- 
nachweis, behauptet,  auch  in  Baiern  die  Hundertschaftsverfassung 
nachweisen  zu  können.  Er  stellt  sich  damit  auf  die  Seite  von 
Riezler’),  Waitz“),  Merkel’)  und  Doeberl').  Da  es  m.  E. 
doch  nicht  „der  Liebe  Müh  umsonst“  ist,  in  Baiern  Hundert- 
schaften zu  suchen,  wie  Dahn  meint’),  so  soll  nun  hier  diese 
Streitfrage  neu  behandelt  werden. 

Wie  bei  den  Alamannen,  so  treffen  wir  anch  hier  auf  einen 
Beamten  der  den  Titel  iudex  führt  und  constitutns  est  iudicare. 
Bezüglich  dieses  iudex  steht  fest,  daß  er  niclit  Gerichtshalter  ist, 
sondern  Urteilfinder'“).  .\ls  Gerichtslialter  aber  kennt  die  Lex 
Baiuv.  nur  den  comes,  dessen  Amtsbezirke  der  comitatus  ist.  Alle 
14  Tage  oder  am  ersten  jeden  Monats  findet  ein  placitum  statt, 
an  dem  jeder  Inwohner  des  comitatus  zu  erscheinen  hat; 


')  Alamannen  SS.  418,  430,  435,  437,  462,  482,  48.5,  488. 

“)  Vgl.  hierzu  Dahn  a.  a.  0.,  S.  99;  anch  Wnrdtwein  Dioeccäis 
Moguntina,  wo  ebcnralls  die  einzelnen  alamannischen  Huntaren  behandelt 
werden. 

“)  Vgl.  Brunner  Rg.  PS.  161  II' S.  146.  Voltclini,  die  Kntstehiing 
der  Landgerichte  im  bairisch-österreichischen  Kechtsgcbicte.  S.  4 ü. 

*)  Verhandlungen  des  deutschen  Historikertags  1906  S.  9. 

“)  Geschichte  Baiems  1 S.  126,  136. 

*)  Waitz,  VG.  11,1  S.  404. 

’)  ZeiUchr.  f.  d.  Recht,  XII,  S.  284. 

“)  Entwicklungsgeschichte  Bayerns  I S.  52. 

»)  Könige  IX,  S.  71  ff. 

'“)  Vgl.  T.  Amira  Grundriß’  S.  155.  Brunner  RG.  P S.  204. 
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Tj6x  Bai.  II,  14. 

,Ut  placita  fiant  per  kalendas  aut  po.st  15  die.«,  .si  neces.se 
est  ad  causa.«  inquirenda.s,  ut  sit  pax  in  provincia.  Et 
omnes  liberi  conveniant  constitntis  diebus,  ubi  iudex  ordina- 
verit;  et  nemo  sit  ausus  conteinpnere  venire  ad  placitum 
qui  infra  illum  comitatum  manent  . . .“ 

Dazu  bemerkt  Dahn  einerseits  „da  es  nun  bei  den  Bayern 
keine  Hundertschaften  gab,  weder  eigentliche  noch  uneigentliche, 
ist  nur  an  Versammlungen  für  die  ganze  (irafschaft  zu  denken;" 
andererseits  aber  „placita  für  den  ganzen  Oau  gab  es  so  wenig, 
wie  bei  .\lamannen  und  Franken.“  Richtig  ist  nun  jedenfalls, 
daft  die  bairischen  (laue  vermutlich  zum  Teil,  und  zwar  in  ihrer 
übenviegenden  .Mehrheit,  zu  groß  waren,  als  daß  sich  alle  (lau- 
genossen  auch  nur  am  ersten  jeden  Monats  zum  (lericht  hatten 
versajnmeln  können  ‘).  Die  Frage  i.st  aber,  wie  diese  unbestreit- 
bare Tatsache  mit  dem  Te.vt  des  (lesetzes  in  Einklang  zu  bringen 
ist.  Man  kann  annehmen,  daß  unsere  Stelle  nur  sagen  will,  daß 
jeder  Freie  dingpflichtig  i.st,  ohne  zu  sagen,  daß  alle  Freien  zu 
allen  (lerichten  im  comitatus  erscheinen  müssen.  Man  müßte  dann 
weiter  annehmen,  daß  der  tlraf  richtend  in  seinem  Bezirke  umher- 
zog, bald  da  bald  <lort  (lericht  haltend,  und  daß  die  Dingpflichtigen 
zu  den  einzelnen  (lerichten  aufgeboten  wurden,  etwa  in  der  Weise, 
daß  immer  die  der  Dingstätte  zunächst  Wohnenden  erscheinen 
mußten.  Das  stimmt  sehr  gut  damit  überein,  daß  nach  dem 
mitgeteilten  Wortlaut  das  Ding  da  statttindet,  ubi  iudex  ordina- 
verit.  Mit  rnrecht  ist  hieraus  der  Schluß  gezogen  worden,  daß 
es  in  Baiern  keine  echten  Dingstätteu  gab;  ordinäre  kann 
heißen,  daß  atis  den  vorhandenen  Dingstätten  eine  ausgewählt 
wurde. 


')  l'ber  die  bairischen  liaiic  und  <irafsebaften  vgl.  (i eng  1er,  lleiträge 
zur  •ie.scbichte  Hioerns  1 S 38  fT..  <>9  fT.,  I4.ifT.  A.  Cbabert.  Staat.«-  und 
Ueelitsgesehicbte  d»r  deiitseli-üsterreiebiseben  Länder  S.  IläfT.,  125,  134  f. 
|i|e  lleiuerkung  von  Voltelini  a.  a.  •*.,  S.  H Amn.  3,  dalJ  wir  über  die 
(tröBe  der  tirafsehaften  niebt  genau  unlerrielitct  sind,  darf  nicht  nbersehen 
werden.  l>aü  sieb  aber  iler  aus  der  (iröUe  der  Grafsebaft  gezogene  Kin- 
wand  gegen  die  ailgeineine  Itingptlicbt  tliirch  die  liemerkiingen  von 
1'.  Mayer  in  (ili.k,  I8U1  S.  .34!)  erledigt,  kann  ich  nicht  linden. 
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Eine  andere  Meinung')  geht  dahin,  daß  der  bairische  comi- 
tatus  nichts  anderes  ist  als  eine  frühere  Tent  oder  Hundertschaft, 
also  ein  (leiichtsbezirk,  dessen  Größe  den  Besuch  aller  Dinge 
durch  alle  Freien  nicht  ausschlieUen  würde  wobei  in  einem  Gau 
mehrere  Grafen  sollen  tütig  gewesen  sein.  Auch  Gengier  hat 
diese  Anschauung  nicht  zurückgewiesen,  sie  sogar  als  „scharf- 
sinnig“ bezeichnet,  und  nur  hervorgehoben,  daß  sie  sich  bei 
der  Dürftigkeit  der  Quellen  „zu  apodiktischer  Gewißheit  nicht 
erlichen  laßt“*). 

Diese  letztgenannte  Meinung,  die  sich  auf  die  Zeit  nach  der 
.Xutlösung  der  alten  Gauverfassung  bezieht,  hat  für  diese  Zeit  inso- 
fern ihre  Berechtigung,  als  der  comitatus  des  spaten  10.  und  der  fol- 
genden Jahrhunderte  in  der  Tat  ein  nicht  sehr  großer  Gerichts- 
bezirk war.  Wie  Hichter  festgestellt  hat,  gibt  es  zu  dieser  Zeit 
bei  weitem  mehr  comitatus  in  Baiern  als  Gaue,  und  diese  c.onii- 
tatus  erscheinen  als  Unterabteilungen  von  trauen.  Eine  andere 
Frage  aber  ist  es,  ob  diese  nachkarolingischen  comitatus  mit 
denen  unserer  le.x  identisch  sind,  was  Richter  als  selbstver- 
ständlich annimmt. 

Sie  zu  entscheiden,  erscheint  mir  mit  dem  zurzeit  zu  Gebote 
stehenden  tjuellenmaterial  niidit  möglich.  Dagegen  möchte  ich 
mit  all  dem  Vorbehalt,  iler  angesichts  dieses  Quellenraaterials  nötig 
ist,  bemerken,  daß  mir  die  Bejahung  nicht  ausgeschlossen  erscheint. 
Wenn  man  nämlich  annimmt,  daß  der  in  der  Lex  Bai.  genannte 
comitatus  derselbe  Bezirk  ist,  wie  die  nach  Autlösung  der  Graf- 
schaftsverfassung vorkommenden  Comitate.  dann  gelangt  man  in 
Einklang  mit  der  in  Lex  Bai.  II,  14  festgelegten,  allgemeinen, 
Dingpflicht.  Ferner  ist  dann  die  Auflösung  der  Gauverfassung 
selbst  weit  verständlicher,  wenn  man  annimmt,  daß  die  Gaue  in 
schon  bestehende  Bezirke  zerfallen  sind,  als  wenn  man  annehmen 
muß,  daß  die  sich  später  findenden  comitatus  Produkte  einer 
Neuteilung  des  Landes  .sind,  von  der  wir  zudem  nichts  erfahren. 

Die  Bezeichnung  als  comitatus  allein*),  sowie  die  Tatsache, 
daß  der  comitatus  .Amtsbezirk  eines  comes  ist,  reichen  m.  E.  nicht 

')  Richter,  Untersiichmigen  zur  löst.  Hcograidiic  dos  elicin.  Hochstifts 
Salzburg  (MJtöi.  Krgiiuzioigsbd.  I)  S.  603. 

h a.  tt.  0.,  S.  14.Ö. 

*)  .\u3  den  Itezeichuuiigen  siud  Schlüsse  auf  die  Sache  nicht  sicher  zu 
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aus,  (len  comitatus  der  Lex  Kai.  als  den  erden tlichea  Geridits- 
bezirk  anzusehen,  wa.s  der  comitatus  der  späteren  Zeit  in  der 
Tat  ist. 

Docli  kann  liier  immer  nur  von  Vermutungen  und  Möglich- 
keiten die  Rede  sein.  Eine  Geivißheit  läßt  sich  bei  dem  gegen- 
wärtigen Stande  unserer  Quellenkenntnis  nicht  erlangen.  Nur  das 
ist  positiv  festzustellen,  daß  die  Quellen  eine  Hundertschafts- 
verfassung in  Baiern  in  der  vor  ihnen  liegenden  Zeit 
nicht  ausschließen.  Das  Bild,  das  wir  aus  ihnen  gewinnen 
ist  kein  derartiges,  daß  es  eine  solche  Verfassung  in  früherer  Zeit 
unwahrscheinlich  macht.  Und  es  kommt  nicht  so  sehr  darauf  an, 
daß  wir  in  der  Zeit  des  Lex  Bai.  die  Hundertschafts Verfassung 
noch  lebendig  sehen,  als  darauf,  daß  sie  überhaupt  einmal  vor- 
handen war. 

ln  dieser  Richtung  wäre  auch  noch  einer  schon  früher  zum 
Ausdiaick  gebrachten  Meinung  zu  gedenken,  die  neuerdings  von 
Dahn  angegriffen  wurde.  Schon  Merkel  begründet  seine  Ansicht., 
daß  der  bairische  comes  in  Baiern  durch  die  Franken  eingeführt 
wurde,  so:  Nee  proprium  aut  vetustiorem  apud  Baiuwarios,  sed 
Franconim  imperio  constitutum  magistratum  esse  putaverim,  quum 
iudices,  quos  dicebant,  secundum  leges  quaedam  imperii  iura 
retinuissent,  quibus  omnino  carerent,  si  comes  ab  initio  iudex  Ordi- 
narius e.\ititisset ‘).  Und  in  der  Tat  weist  die  Tätigkeit,  die  dem 
bairischen  iudex  nach  dem  Gesetz  znkommt,  Züge  auf,  die  sich  am 
besten  so  erklären,  d<aß  seine  ganze  Tätigkeit  nur  der  Rest  einer 
früher  ausgedehnteren  ist.  Dies  gilt  vor  allem  von  der  ihm  zukom- 
menden Banngewalt,  dem  Recht  der  districtio  und  coactio,  von  seiner 
Befugnis,  die  Dingstätte  zu  bestimmen.  Man  kann  hier  annehmen, 
daß  der  iudex  in  frühester  Zeit  ein  Hundertschaftsrichter  war, 
dann  vom  Grafen  aus  seiner  Stellung  als  ordentlicher  Richter 
verdrängt  wurde  und  zum  Urteillinder  geworden  ist,  dabei  aber 
doch  Befugnisse,  die  ihm  als  Centenar  zustanden,  in  seine  neue 
Stellung  mit  hinübergenommen  hat. 


7.iclicn.  In  dieser  Hinsicht  gellt  Voltelini  a.  a.  0.  S.  .5  Anin.  2 zu  weit, 
wenn  er  so  viel  (Jcwicht  auf  das  Nichtvorkoimnen  des  Ausdrucks  cend  im 
bairischen  Gebiet  legt. 

')  Merkel,  Lei  Baiuworioruui  ( M.  G.  H.  LL.  III)  S.  284  n.  12. 
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[)ncli  auch  diese  Annahme  kann  nur  den  Wert  einer  Ver- 
mutung haben.  Insbesondere  ist  zu  beachten,  daß  nicht  mit 
(lewißheit  festgestellt  werden  kann,  ob  der  iudex  cogens  und  dis- 
tringens  der  nüinliclie  Beamte  ist,  wie  der  iudex  iudicans.  Aller- 
dings zählt  Merkel  ’)die  hier  einschlägigen  Stellen  zu  den  „relevan- 
ten“ und  benützt  sie  mit  zur  Konstruktion  des  vom  bairischen  iudex 
bekleideten  Amtes,  aber  man  kann  Dahn  doch  nicht  so  Unrecht 
geben,  wenn  er  darauf  hinweist,  daß  an  diesen  Stellen  iudex  auch 
in  weiterem  Sinn  den  Beamten  überhaupt,  also  auch  den  comes 
bedeuten  könne.  Sodann  ist  es,  wenn  man  in  dem  iudex  die 
Fortsetzung  des  centenarius  sieht,  auffallend,  daß  wir  nie  von 
mehreren  iudices  in  einer  Grafschaft  hören.  Allerdings  kommen 
in  einer  Urkunde  von  K*2!)*)  neben  einem  comes  fflnfundreißig 
„iudices“  vor.  Aber  schon  die  große  Zahl  spricht  dagegen,  daß 
das  iudices  in  dem  technischen,  spezifisch  bairischen  Sinn  gewesen 
sind,  wie  dies  Brunner’)  anzunehmen  scheint.  Denn  auch  an- 
genommen, der  iudex  sei  ein  früherer  centenarius,  also  schlechthin 
ein  Hundertsebaftsorgan.  so  müßten  wir  hier  fflnfundreißig  Hundert- 
schaften in  einer  Grafschaft  annehmen,  was  ganz  ausgeschlossen 
ist.  Diese  Zahl  widerspräche  allen  unseren  sonstigen  Kenntnissen 
über  das  Verhältnis  von  Hundertschaft  und  Grafschaft.  Auch 
müßten  wir  annehmen,  daß  der  in  der  Urkunde  genannte  comes 
Liutpold  ein  Grafschaft.sgericht  gehalten  hat,  was  wiederum  nicht 
glaublich  wäre. 

Dagegen  möchte  ich  immerhin  auf  einen  schwachen  Anhalts- 
punkt aufmerksam  machen,  den  uns  die  Lex  Bai.  selbst  für  das 
Vorkommen  mehrer  iudices  in  einer  Grafschaft  gibt.  Es  ist  dies 
die  Fassung  von  II  14,2 

Comis  vero  secum  habcat  iudicem,  (|ui  ibi  con.stitutus  est 
iudicare,  et  librum  legis  nt  semper  rectum  iudicium  iudicent. 

In  dieser  Stelle  ist  das  „ibi“  dann  verständlicher,  wenn  man 
annimmt,  daß  der  Graf  nicht  mit  dem  einen  für  den  ganzen  Gau 
zuständigen  iudex  Gericht  hält,  sondern  mit  dem  iudex,  der  gerade 


')  In  .seiner  Abliandbing  über  (ton  bairi-seben  iuileic  in  Z.  K.  G.  I S.  135  ff. 
Vgl.  auch  Hesel  er  ebenda  IX  S.  244  f. 

’)  Bei  liitterauf,  die  Traditionen  des  llochstifts  Freising  I S.  501. 
’■)  R.  G.  D S.  204  .\niii.  10  mit  Tcjt. 
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dort  drr  iudex  constitutus  ist,  wo  das  Gericht  stattlindet.  Erklären 
ließe  sich  dann  auch  sehr  gut,  warum  gerade  der  iudex  bestimmt, 
wo  das  Ding  abgehalten  wird.  Die  Sache  wäre  so  zu  denken,  daß 
zunächst  allerdings  der  Graf  die  Malstätte  festsetzt;  das  ist  wolil 
auch  allein  möglich,  da  nicht  gut  der  auf  alle  Fälle  untergeordnete 
iudex  dem  (irafen  die  Dingstätte  vorschreiben  kann.  Aber  der 
Graf  teilt  dem  für  die  Dingstätte  zuständigen  iudex  den  festge- 
setzten Dingplatz  mit  und  der  iudex  tut  nun,  was  das  (resetz 
, ordinäre“  nennt:  er  lädt  die  Dingptlichtigen  an  diesen  Ort. 

Vorausgesetzt  sind  dabei  innerhalb  des  comitatus  abgegrenzte 
Dingbezirke,  da  nur  durch  Grenzen  die  Zuständigkeit  des  iudex 
für  eine  vom  Grafen  gewählte  Dingstätte  könnte  bestimmt  werden. 
Und  diese  Dingbezirke  könnten  dann  als  alte  Hundei-tschaften 
angesehen  werden.  Ilei  dieser  .\uffassung  müßte  sodann  die  Ding- 
ptlichtsatzung  in  Lex  Hai.  11,14.  wie  schon  angedeutet,  dahin 
interpretiert  werden,  daß  sie  nur  die  absoluk'  Dingptlicht  aller 
Inwohner  des  comitatus  festsetzen  will.  Die  Tatsache  aber,  daß  die 
nach  Auflösung  der  Gauverfassung  sich  fitidenden  comitatus  kleine 
Hezirke  sind,  ließe  sich  damit  erklären,  daß  mit  der  .steigenden 
Bevölkerung  und  unter  dem  Einfluß  des  Umstandes,  daß  ja  doch 
der  comes  in  diesen  Dingbezirken  Gericht  hielt,  eben  diese  Ding- 
bezirke allmählich  .selbst  zu  Comitaten  wurden.  Derartige  Über- 
gänge von  Hundertschaften  in  Grafschaften  bietet  uns  ja  auch  die 
Geschiclite  der  alamannischen  Verfassung. 

Unter  wiederholter  Betonung  des  hypothetischen  Charakters 
aller  die.ser  .Ausführungen  bemerke  ich,  daß  m.  Fl.  die  zuletzt 
erwähnten  .Anhaltspunkte  für  frühere  Hundertschaften  immerhin 
einen  großen  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  in  sich  schließen.  Dies 
umsomehr,  als  ja  rler  so  nah  verwandte  und  benachbarte  Stamm 
der  .Ahunannen  die  Hundertschaftsverfassung  noch  deutlich  zeigt. 
Fis  ist  — und  darauf  mache  ich  besonders  aufmerksam  — bei 
dem  nicht  allein  durch  die  gemeinsame  westgotische  Vorlage  ver- 
ursachten Parallelismus  der  Bestimmungen  der  Lex  .Alain,  und  der 
Lex  Bai.  und  der  hierin  zum  .Ausdruck  kommenden  engen  Ver- 
wandtschaft beider  Rechte  im  Zusammenhalt  mit  der  Gleichheit 
der  Besiedlungsvorgänge  nicht  anzunehmen,  daß  die  Baiern  Uundert- 
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schäften  überhaujtt  nie  f'ekaiint  liaben ').  Wenn  aber  überhaupt 
einmal,  dann  ist  wahrscheinlich,  daß  Krscheinnngen  im  Baiem- 
recht,  die  sich  als  letzte  Spuren  einer  Hnndertschaftsverfassung 
deuten  lassen,  in  der  Tat  auch  solche  sind. 

Zum  Schlüsse  ist  noch  hervorzuheben,  dall  der  in  bairischen 
Quellen  sich  tindende  centurio  mit  Hundertschaften  so  wenig  in 
Verbindung  zu  bringen  ist,  wie  die  centuriae,  in  die  (irundstücke 
geteilt  wurden.  Die  centuriones  der  Lex.  Bai.  sind  ersichtlich 
militärische  Beamte  ohne  jede  auUennilitdrische  Funktion’).  Ob 
wie  Dahn  meint  „lediglich  gedankenloses  Abschreiben  des  West- 
gotenrechts zu  Grunde  liegt“,  ist  eine  Frage  für  sich. 

Dali  die  ceutenarii,  die  allerdings  erst  seit  Tassilo  in  Baiern 
auftreten.  mit  den  centuriones  so  schlechthin  auf  eine  Stufe  zu 
stellen  sind,  scheint  mir  zum  mindesten  nicht  bewiesen.  Wenn 
man  in  dem  iudex  einen  Hundertschaftsbeamten  sieht,  dann  inuü 
man  auch  damit  rechnen,  daß  bei  Unkenntnis  der  Unterschiede  dem 
iudex  da  und  dort  unter  alemannischem  oder  frilnkischem  Einfluß 
der  Titel  centenarius  zuerteilt  wurde.  So  wenig  ich  das  behaupten 
kann,  so  wenig  möchte  ich  bestreiten,  daß  nicht  auch  centenarius 
und  centurio  dasselbe  Amt  bezeichnen’).  Die  geringe  Zahl  von 
Stellen,  die  den  centurio  überhaupt  kennen,  beweist  nicht  mehr, 
als  wie  die  einzige  Urkunde,  in  der  im  bairischen  Gebiet  ein 
hunno  erwähnt  wird,  nicht  mehr  als  die  Glosse  Inmnilih  = 
tribunalis*). 

Der  dritte  oberdeutsche  Stamm,  der  der  Langobarden,  fällt 
gänzlich  außer  den  Bahmen  dieser  .\rbeit.  Die  uns  bekannte 
Gerichtsverfassung  der  Langobarden,  wie  wir  sie  aus  dem  Corpus 
Edicti  und  den  Urkunden  ersehen  können,  zeigt  nicht  die  geringste 
Spur  einer  Hundertschaltsverlässung''').  Das  langobardische  Recht 
bietet  nicht  einmal  so  schwache  Anhaltspunkte,  wie  wir  sie  im 

■)  rrähcro  Hmiilertscliaftfti  nimmt  auch  Voltclini  a.  a.  O.  S.  4 an. 
Ob  aber  die  Zeit  vur  der  Ansiedbing  in  Baiern  die  letzte  l’erioile  ist.  die 
Hundertschaften  kannte,  las.se  ich  dahingestellt. 

*)  Kichtig  Voltclini  a.  a.  ().  .S.  5. 

’)  Vgl.  zu  beiden  Merkel,  a.  a.  0.  S.  284  n.  14. 

*)  Graff,  .\lthijchdeutseber  Sprachschatz  IV  S.  976. 

Vgl.  Beth  ma  n n - Holl  weg,  Gerinani.sch  - ronian.  ZivilprozelJ  I 
S.  340  f.,  wo  aber  zu  sehr  auf  germaniseheu  l'rspriing  abgestellt  ist.  Brun- 
ner, K.  0.  l’S.  161  und  .\um. 
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bairischen  Recht  gefunden  haben.  Wie  die  gesamte  langobardische 
Verfassung  hat  auch  die  Gerichtsverfassung  eine  vollständig  unter 
dem  Einfluß  militärischer  Gesichtspunkte  stehende  Umgestaltung 
und  Ausgestaltung  erfahren.  Abge.sehen  hienmn  ist  aber  auch 
die  Ansiedlung  der  Langobarden  in  Italien  der  Entstehung  von 
Hundertschaften  hinderlich  gewesen  und  die  planmäßige  Verteilung 
des  Landes  unter  die  natio  gentilis  und  die  natio  romana  ließ  die 
der  Entstehung  einer  Hundertschaftsverfassung  gfinstigen  Momente, 
wie  sie  namentlich  in  dem  starken  Einfluß  verwandtschaftlicher 
Beziehungen  gegeben  waren,  nicht  zur  Entwicklung  kommen. 

Bei  den  Goten  endlich  hat  man  zwar  früher  Beweise  für  die 
germanische  Hundertschaft  gesucht  und  angeblich  auch  gefunden; 
aber  jetzt  hat  man  erkannt,  daß  die  Einrichtungen,  die  man  mit 
Hundertschaften  in  Verbindung  bringen  wollte,  in  Wirklichkeit 
nichts  mit  ihnen  zu  tun  haben. 

Weder  ist  der  westgotische  hundafaps ')  ein  Hundertschafts- 
vorsteher, noch  der  pusundifaps  *)  ein  Gaufürst  oder  Tausend- 
schaftsvorsteher, noch  der  tiufaps  ein  Zehntschafts-  oder  Dorfvor- 
steber. Diese  Ämter  sind  keine  ursprünglichen  Einrichtungen, 
sondern  entstanden  durch  die  Organisation  des  gotischen  Heeres, 
das  wesentlich  andere  Schicksale  durchgemacht  hat,  als  die  der 
übrigen  Völker  und  in  weit  höherem  Maße  durch  das  römische 
Militärsystem  beeinflußt  worden  ist’).  Von  den  Römern  W(dil 
habt'ii  die  Westgoten  die  Einteilung  des  Heeres  in  starre,  nume- 
rische, Abteilungen  übernommen,  die  gerade  durch  ihre  zahlen- 
mäßige Bestimmtheit  den  entschiedensten  Gegensatz  zu  der  germa- 
nischen Hundertschaft  bilden  mußten’). 


')  Vgl.  rifilas,  Matth.  VIII,  5:  13.  Luc.  VII,  2:  C.  Marc.  XV,  3i); 
44;  4.Ö.  wo  hundafaps  = txflrro'cruo/o;.  Kfir  fraglich  hält  dies  v.  Aiiiira  (irund- 
riU-'  S.  73. 

Vgl.  I'lfilas,  Marc.  VI,  21.  Joh.  XVIII,  12  wo  pu.sundifaps  für 
steht. 

’)  Vgl.  Dahn  Könige  VIS.  344  f.  Zum  Sprachlichen  vgl.  Diefenbach, 
Vi'rglcichendea  M'ürterbuch  iler  gothiaclum  Sprache  II,  t!8,i. 

*)  Hezöglich  der  Vandalen  vgl.  L.  Schmidt,  (icschichte  der  M'anda- 
leii  (11R)1.)  S.  40  f.  Dali  der  burgundiache  hendinos  kein  Hundertacbufl.s- 
vorsleher  ist,  hat  schon  Kögel  I*.  H.  U.  XII.  S.  41  j überzeugend  nachgewiesen. 
Deshalb  hätte  t'ramer  .Alamannen  S.  (!2  nicht  wieder  das  (iegeutcil  behaup- 
ten sollen. 
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Wir  wenden  uns  nun  zu  den  niederdeutschen  Völkern,  zu- 
nächst zu  dein  der  Friesen. 

Für  diesen  Stamm  hat  der  genaueste  Kenner  friesischer  V'er- 
hältnisse,  nämlich  Richthofen '),  das  Vorkommen  von  Hundert- 
schaften geleugnet,  und  es  sind  ihm  dann  Brunner*)  und 
Schröder*)  beigetreten.  Andererseits  liat  Heck*)  das  Be.stehen 
friesischer  Hundertschaften  angenommen,  und  neuestens  auch 
Jäckel*). 

Wenn  wir  uns  dieser  Kontroverse  gegenüber  nach  den 
Quellen  umsehen,  so  finden  wir  zwei  Namen,  die  anscheinend  mit 
Hundertschaften  Zusammenhängen,  nämlich  den  der  villa  Camminga- 
hunderi  und  den  des  pagus  Kilingo-huntari. 

Was  die  Identifizierung  des  letztgenannten  Bezirks  betrifft, 
so  hat  Richthofen  auf  Urund  der  fraglichen  Urkundenstelle, 
in  den  Trad.  Fuld.  VII, 8U 

Ego  Marcuart  et  üppo  tradimus  ad  Sem.  Bonifacium 
bona  nostra,  que  habemus  in  pago  Kilingo-Huntari  in  villa 
Merheim  terram  septem  bonm  et  dimidiam  partem  terre 
nnius.  Similiter  tradimus  in  pago  Tokingen  in  villa  Orling- 
werba  duorum  boum  terram  . . .“ 
festgestellt  daß  unter  der  villa  Merheim  das  im  Fenverderadel 
des  Ostergo  liegende  Marrum  gemeint  ist.“)  Heck  hat  diese 
Feststellung  ohne  (irundangabe  als  unsicher  bezeichnet  und  zwar 
111.  E.  zu  Unrecht.  Tatsache  ist,  daß  Fulda,  das  überhaupt  in  ganz 
Friesland  begütert  war"),  auch  in  einer  villa  Mereheim  im  Ostergo 
Oriind  besaß.  .\ußerdem  liegt  Dokkum,  der  andere  Ort,  an  dein 
Grund  an  Fulda  abgetreten  wird  in  dem  dem  Federwerthadel  be- 
nachbarti‘11  Dongeradel.  Eine  Sache  für  sich  ist  es,  daß  die  Ur- 
kunde, so  wie  sie  uns  vorliegt,  nicht  von  einem  friesischen 
Schreiber  und  nicht  in  Friesland  geschrieben  wurde.  Das  zeigt 

>)  MGG.  LL.  V.  S.  88  Anm.  20. 

*)  U(J.  P S.  IGl:  II  > S.  14G. 

>)  nO.»  S.  18  Anm.  17. 

S)  Altfriosischc  Gcrichtaverf.  S.  24. 

*)  Abba,  Asega  und  Uedjeva  in  ZUG.*  XXVII  S.  114 ff  bes.  S.  12ä. 

*)  Untersuchungen  II  S.  123  Auin.  1. 

’)  a.  a.  0. 

")  Vgl.  z.  B.  .lickel,  die  Grafen  von  Mittelfriealand  S.  ü'it. 
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vor  allem  die  oberdeutsche  Form  Huntari  an  Stelle  des  nieder- 
deutschen (friesischen)  Hunderi. 

Die  Villa  Camminirahunderi  liegt  nach  der  ältesten  Urkunde, 
die  diesen  Namen  aufweist,  einer  Schenkungsurkunde  Ludwig  des 
Frommen  von  8:W  „in  pago  Uestracha“.  Da  sich  aber,  wie 
•Jäckel  festgestellt  hat'),  die  Grenzen  zwischen  dem  Ostergo  und 
dem  Westergo  späterhin  verschoben  haben,  so  ergibt  sieh  hieraus 
kein  (irund,  den  aus  sonstigen  Gründen  wahrscheinlichen  Zu- 
sammenhang der  Villa  ( 'ammingahnnderi  mit  dem  als  Hauptort 
des  Leuwarderadel  im  Ostergo  gelegenen  Leuwarden  abzulchnen. 

Mit  Leuwarden  ist  nämlich  das  Geschlecht  der  Camminga 
aufs  engste  verknüpft.  Eekhoff,  der  (Teschichtsschreiber  von 

Ijcuwarden,  sagt:  „Reeds  vroeg  was  het  (het  adeliyk  geslacht  van 
Camming-a)  te  Leenwarden  gezeten;  on  wegens  deszelfs  eigen- 
tlommen,  aanzien  en  invloed  hangt  zijne  geschiedenis  naauw 
zamen  met  die  dezer  stad.  Inzouderheid  is  dit  het  geval  met 
de  verschillende  huizen,  stinzen  of  kasteelen,  welke  de  onder- 
scheide  leden  van  dit  geslacht  in  en  bij  Leeuwarden  bezaten 
. . . .“.*)  Die.ser  Zusammenhang  ist  von  größter  Bedeutung; 
denn  venuutlich  hat  das  (Jeschlecht,  das  an  dem  Orte  eine  so 
hervorragende  Stellung  hatte,  ihm  auch  seinen  ersten  Namen  ge- 
geben. 

An  dem  Ort  aber,  wo  Leeuwarden  jetzt  steht,  war  vor  der 
Einführung  des  Uhristentums  ein  heidnischer  Kultplatz  und  wurde 
bei  Einführung  des  Christentums  eine  christliche  Kirche  errichtet. 
Dies  macht  es  wahrscheinlich,  daß  sich  dortselbst  auch  eine 
Dingstätte  betand^).  Und  ebenso  ist  es  verständlich,  daß  sieh 
diese  älteste  Ansiedlung  zum  Mittel])unkt  und  Hauptort  eines 
größeren  Bezirks  eignete,  wie  ja  auch  das  sjtätere  Leeuwarden 
Mittelpunkt  des  Leeuwarderadel  geworden  ist. 

Von  hieraus  liegt,  insbesondere  bei  Berücksichtigung  der  großen 
Bedeutung  der  Camminga  für  Jjeeuwarden,  der  Schluß  nahe, 
daß  die  villa  Camminga-Hunderi  das  alte  Leeuwarden,  die  Haupt- 

')  Die  (irafon  von  Mittelfrieslaml  S.  37  f,  113. 

\V.  Kekhoff,  Gescbiedkiindigc  Heselirijving  vaii  I.ecuwardon  (184U) 
II  S.  384 f;  384  408  werden  die  Bezielimigeii  der  Caniiiiinga  in  und  uni 

Leeuwarden  iin  einzelnen  verfulgl. 

'^)  ebda.  I 8.  ISf.  -..'TS  f. 
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ansiedluTig  der  Caminin^a  ist.  Denn  die  dominierende  Stellun}; 
des  .späteren  Leeuwarden  erklärt  sieh  dann  sehr  sut.  wenn  dieser 
Ort  .schon  immer  der  .Mittelpunkt  eine.s  Gebietes  ((ewe.sen  ist. 
l’nd  daß  das  Cammins'aluinderi  als  gokdies  eine  Hundertschaft 
war,  also  ein  Gebiet,  das  ist  angesichts  eines  pagus  Kilingo- 
hnntari  nicht  zu  bestreiten.  .Allerdings  heißt  es  i?i  der  Urkunde 
in  Villa  Cainminga-Hunderi  und  man  könnte  daran  denken,  daß 
das  Uammingahunderi  nicht  eine  Hundertschaft,  sondern  nur  ein 
I >rt  war.  Aber  nirgends  lindet  sich  hunderi  oder  huntari  zur 
llezeichnung  eines  Ortes  und  Heck  hat  ganz  richtig  darauf  hin- 
gewiesen, daß  in  unserem  Falle  der  Name  iles  Ilezirks  ITir  den 
Hauptort  genommen  sein  kann'). 

Wenn  man  aber  in  der  villa  Cammingahunderi  das  spätere 
Leeuwarden  und  den  Hau])tort  eines  gleichnamigen  Hezirkes  sieht, 
dann  rechtfertigt  sich  die  Vermutung,  daß  das  Camminga- 
hunderi identisch  ist  mit  dem  si)äteren  Leeuwarderadeel. 

Der  topographische  Beweis  muß  um  desw’illen  enttällen,  weil 
wir  dem  Umfang  des  Cammingahunderi  nicht  kennen,  er  auch 
durch  eine  Krörterung  der  Verbreitung  der  Camminga  nicht 
ersetzt  werden  kann,  da  neben  den  Camminga  auch  noch  andere 
Geschlechter  so  z.  B.  die  Mamminga'')  in  diesen  Gegenden  ansässig 
waren.  Dagegen  vermag  vielleiclit  eine  Untersuchung  der  Gerichts- 
verfassung des  del  einige  .Aufklärung  zu  verschatfen. 

Das  friesische  Wort  del,  urs])rünglich  nur  „Teil“  schlechthin 
bedeutend,  dient  bekanntlich  auch  zur  Bezeichnung  eines  in  sich 
geschlossenen  Gerichtssprengels  und  kommt  in  dieser  Bedeutung 
als  zweites  Compositionsglied  in  den  Namen  der  friesi.schen  dele 
vor’).  Über  seine  Einrichtungen  dagegen  erfahren  wir  aus  ilen 
friesisclien  (Quellen  verhältnismäßig  wenig. 

Es  ist  die  Rede  von  den  fünf  delen,  an  anderer  Stelle  von 
den  sech.s  delen,  wobei  jedenfalls  „die  fünf  dele“  als  ein  von  den 
übrigen  delen  des  (tstergo  sich  absondernder  Kom)ile.\  erscheinen '). 

')  8.  a.  0.  .Amn. 

*)  V);l.  die  bei  Uichthofeii,  Filters.  II.Z  S.  GlOf,  luigefülirtcii  l r- 
kiiiidvii  aus  dem  I.ciiwaider.adel. 

VkI.  Kichthofoii,  Wörterbuch  s.  v.  del. 

•j  Vgl.  hierzu  noch  1£.  H.,  S.  t lä.  1:  äOU,  13. 

V Schverla.  altgerm.  Hpndertschafl  O 
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Dies  ist  der  Fall  in  der  westerlauwerschen  Münzordnung')  Was 
dort  über  die  dele  bestimmt  ist,  zeigt  ihre  Selbständigkeit  in 
Sachen  des  Münzwesens.  So  ist  z.  D.  die  Mark  in  den  fünf  delen, 
im  Woldenseradel  und  im  Waghenbrenstzeradel  = 10  Schilling, 
in  sechs  delen  des  Ostergo  aber  = vier  Schilling  zu  je  sechs  grata 
oder  = 10  kleinen  Schillingen  zu  je  zwei  grata  und  zwei  Leu- 
wardcner  Pfennigen.  Das  Fronekeradel  hat  ein  deelisriocht  und 
ein  delis  sighele.  Auch  hier  macht  sich  die  Selbständigkeit  des  del 
geltend. 

Dagegen  finden  sich  auch  Bestimmungnn  ohne  jede  Bedeutung 
für  die  Untersuchung  des  del.  So  heillt  es  z.  B.  im  Schulzenrecht 
vom  Grafen. 

§ 1 ...  hi  schil  to  Sudermuda  in  comma,  ende  comma  to 
Fraenker  in  dat  del  . . . Wenn  hier  mit  del  nicht  etwa  der  ganze 
Bezirk  des  Grafen  gemeint  ist,  das  ganze  westerlauwersche  Friesland, 
wo  es  dann  überhaupt  nicht  die  uns  hier  interessierende  engere 
Bedeutung  hätte,  dann  erfahren  wir  nur,  daß  Fronecker  in  einem 
del  lag.  Ähnlich  steht  es  noch  mit  anderen  Stellen '•).  Ergiebiger 
scheinen  die  Uppstalbomer  Gesetze,  die  den  del  zweimal  erwähnen. 
Dio  VIII  seec.  Huaso  da  riuchteren  in  siin  dele  wrherich 
wirt,  end  ma  da  oder  zeland  ti  helpe  ladet,  also  man  ich  so 
deer  konipt,  dat  aeg  hondert  mercka  fan  da  wrheriga  ti  urbrinse*' 
Dio  XVII  seec  is,  dat  alle  ferdban  stände  fest,  deer 
da  grietinan  duaet,  sonder  wandel;  hit  ne  se,  dat  da  öfter 
kommemle  riuchteren,  bi  rede  IV  dera  wisena  papeua  ende 
enis  iirelatis  in  da  dele,  dat  een  dwe  om  epenbere  netreft 
ende  netticheid,  endese  hit  dan  veer  riuchte  due.“ 

Die  erste  Stelle  gibt  die  lateinische  Version  wieder  mit; 

„Si  quis  iudicibus  communitatis  alicuius  terrae  rebellis 
exstiterit,  et  aliae  insulae  in  adiutorium  fuerint  euocatae, 
cuilibet  insulae  uenieiiti,  in  iioeuam  suae  rebellionis,  centum 
marcas  soluere  teneatur. 

Nach  dieser  Version  wäre  anzunehmen,  daß  in  jedem  del 
(terra)  mehrere  riuchter  vorhanden  waren.  Dagegen  sjiricht  die 
friesische  Fassung  für  einen  riuchter  im  del,  da  es  bei  einer 


0 Hi  chtliii  feil,  Keclitsqu.  S.  38Ö1V  iiisbcs.  §§  ö,  l>. 
Su  z.  H.  ebila.  8.  ÖOU.  13;  4H8,  i2. 
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lUehrzahl  heiUen  iiiüBte:  da  riuditcren  in  hiara  dele.  Die  Fassunfi 
in  siin  dele  ist,  wenn  man  nicht  ein  Verseilen  annchmen  will, 
nur  zu  erklären  durch  die  Vorstellung  des  Verfassers  der  (fesetze, 
dali  jeder  Richter  „seinen“  del  hatte.  Dem  einzelnen  Richter 
widerspricht  aber  die  siebzehnte  seek,  die  offensichtlich  ein  Kolle- 
gium von  Richtern  voraussetzt.  Nur  trägt  es  sich,  ob  diese 
mehreren  Richter  in  der  Tat  alle  in  einem  del  sich  befanden. 

Der  Art.  17  behandelt  die  Abändemng  von  gerichtlichen  Er- 
kenntnissen, denen  der  grietman  Friede  gewirkt  hat.  Richthofen 
sagt,  daß  die  Abänderung  erfolge  „durch  die  nachfolgenden  Richter 
des  Ijänddistrikts  unter  Beteiligung  von  vier  clerici  und  einem 
Prälaten  aus  dem  Distrikt“  und  fügt  bei:  „der  Upstalbomer  Ver- 
sammlung wird  in  dem  .\rtikel  nicht  gedacht,  seine  Worte  zeigen, 
dsß  sie  nicht  als  ein  höheres  Gericht  über  den  Di.striktsgerichten 
stand ').“ 

Wer  aber  sind  „die  nachfolgenden  Richter“,  da  etterkommende 
riuchtercn?  Die  Antwort  wird  sich  am  leichtesten  linden,  wenn 
wir  von  dem  ferdban  ausgehen,  der  ihrer  Prüfung  unterliegen  soll. 
Er  wird  ausgesprochen  vom  grietman.  Und  dieser  grietman  Lst 
eine  Gerichtsperson  des  del.  In  jedem  del  linden  wir  einen 
grietman  und  bezeichnenderweise  schlietU  das  Vorkommen  des 
grietman  mit  der  Lawers  ab,  ebenso  wie  das  der  Del  Verfassung*), 
.leder  westerlauwersche  Friese  hat,  „syn  greetman,“  der  greetinau 
tut  dem  Friesen  Recht  „in  da  lyuedwarue’)“,  er  schwört  dem 
del  günstig  zu  sein*).  Alle  diese  Stellen  Übersicht  Richthofen, 
wenn  er  den  gretman  einen  Führer  der  consules  nennt“).  Sie 
sprechen  dafür,  daß,  wie  Heck  annimmt,  der  greetman  der  or- 
dentliche Richter  im  del  i.st“).  Er  tut  den  ferdban  im  Delgericht. 

')  Kichtliofen,  Unters.  I S.  .öÜ4. 

*)  Vgl.  die  bei  Heck,  Oerichtsverf.  S.  181  Anin.  (i,  angeführte  Urkunde, 
wo  genannt  sind;  Ilona  Syucksina,  groetnian  in  Dongheradele,  . . . Sydze 
Tliiarda  np|)cr  Gast,  greetman  in  liomptnmmadeol  . . . .,  l.yka  Uexma, 
greetman  in  Ferwerdradcel  und  Hichthofen,  Wb.  784  s.  v.  gretman. 

Rudolphsbuch  § ß Utiu.  S.  426,  '2'2. 

*)  Kidesformeln  aus  Wimbritzeradeel  Uipi.  488,  13. 

“)  Unters.  I S.  170. 

1)  Gerichtsverf.  S.  180(T,  wo  noch  weitere  tiuellenhidege  angeführt 
sind  und  insbesondere  die  Gleichheit  des  Amtes  iles  gretman  mit  dem  iles 
Schulzen  imchgewieseu  wird. 

11' 
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Von  liier  aus  aber  können  „da  efterkommende  riuchteren“  nicht 
etwa  Richter  iin  del  sein.  Denn  der  del  als  unterer  Gerichts- 
bezirk hat  eben  nur  das  Delgericht  und  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen über  Urteilsändemng  kann  nicht  das  gleiL-hstehende  Gericht 
das  in  einem  Gericht  rechtskräftig  gewordene  Urteil  auf  heben '). 
Wir  haben  uns  in  dem  den  ferdban  aufhebenden  Gericht  das  eines 
grüUeren  Hezirkes  zu  denken  und  zwar,  wie  auch  Richthofen 
annimmt,  das  eines  Landdistrikts.  In  diesem  Distriktsgericht 
finden  wir  eine  Mehrzahl  von  Richtern  im  Verein  mit  vier  Pfaffen 
und  einem  Priilaten.  Schon  diese  Zusammensetzung  zeigt,  dal.’ 
wir  es  nicht  mit  dem  Gericht  eines  ünterbezirks  zu  tun  haben. 

An  das  Distriktsgericht  mm  richtet  sich  nach  meiner  Ansicht 
die  Schelte  des  Urteils,  das  im  Delgericht  gefunden  wird.  Die 
Richter  des  Distriktsgerichts  sind  „da  efterkommende  riuchteren“ 
als  die  Richter  des  Ubergerichts,  an  die  das  Urteil  aus  dem 
Untergericht  gebracht  wird,  die  nach  dem  Unterrichter  fiber  die 
gleiche  Sache  urteilen.  Ist  dem  so,  dann  muLl  aber  auch  die 
lateinische  Version  „successores“  als  miüver.stiindlich  bezeichnet 
werden;  es  handelt  sich  nicht  etwa  um  die  Amtsnachfolger  de.s 
gretman. 

Diese  Ergebnisse  haben  nun  wichtige  Folgen  für  die  Aus- 
legung von  del  in  den  angeführten  Stellen. 

Ist  das  in  der  17.  seek  genannte  Gericht  nicht  ein  Delgericht. 
sondern  das  eines  übergeordneten  Hczirks,  so  erscheint  es  mit 
Itücksicht  auf  die  Fassung  „enis  jirelatis  in  ila  dele“  fraglich, 
ob  hier  del  den  Untergerichtsbezirk  bedeuten  kann.  Die  Wahr- 
scheinlichkeit spricht  dagegen,  wenngleich  es  nicht  giinzlich  aus- 
geschlossen, obzwar  immerhin  sehr  unwahrscheinlich,  ist,  daß  ein 
Prelat  aus  dem  del  zugezogen  wurde,  dessen  Urteil  angefocliten 
war.  Es  ist  anzunehmen,  daß  del  hier  den  Distrikt  bezeichnet, 
von  dessen  (iericht  die  Hede  ist.  Erheblich  gestützt  wird  sodann 
diese  -Vnnahme  durch  die  Fassung  der  H.  seek;  denn,  wenn  es 
dort  heißt,  daß  man  bei  Unruhe  in  einem  del  „da  oder  ze- 
land“  zu  Hilfe  ruft,  dann  ist  zu  schließen,  daß  der  del  auch  ein 

')  Ks  ist  eine  Aiisiialimc,  wenn  iin  Aliltclaltcr  dcT  llerrsclicr  einen 
■'Cf'enseili^on  licclilsziig  zwischen  ylcichstcluMidon  ( Scricliten  bcstiinnit.  Aber 
auch  da  keine  l'rteilsändernng  durch  den  N achfedger '. 


Digitized  by  Googlc 


165 


zeland  ist  und  dies  würde  dazu  ffiliren,  in  dem  del  eines  der 
sieben  Seelande,  also  einen  der  in  l'pstalboni  vertretenen  Distrikte 
zu  sehen.  Die.ser  Distrikt  wäre  westlieh  der  Lauwers,  also  ini 
(Jebiete  der  Delverlassnng,  naeh  den  Kiiifrangswoiden  der  Upstals- 
bomer  Gesetze  der  Ostergo  oder  der  Westergo.  Hierbei  erinnere 
ich  an  die  oben  behandelte  Eingangsstelle  des  Sehulzenrechts,  wo 
es  schon  als  möglich  hingestellt  wurde,  daß  del  den  ganzen  Ile- 
zirk  des  Graten  bezeichnen  soll '). 

Für  unsere  Hauptfrage,  die  Verfassung  des  del,  ergibt  sich 
hieraus,  daß  die  Stellen  der  willkeren  fiin  0])pstallisbame  hierfür 
nicht  zu  verwenden  sind. 

Dagegen  finden  wir  genügend  .Viihaltsjiunkte,  um  die  in  West- 
friesland zwischen  Fli  und  Laveke  bestehende  (ieriehtsverfassung 
und  die  liefugnisse  der  dort  vorkoinmenden  (ieriehtspersoiu'n  fe.st- 
zustellen,  dann,  wie  wir  dies  auch  bei  Maiern  und  Alamannen  getan 
haben,  Hückschlüsse  auf  das  Vorkmnmen  der  Hundertschaft  zu 
ziehen  ’). 

Die  meisten  Nachrichten  gibt  uns  von  den  alteren  (Quellen 
für  das  vor  Allem  in  Metracht  koniniende  Gebiet  des  Ostergo  und 
Westergo  das  westerlauwersehe  Schulzenrecht  in  folgenden  Me- 
sliininungen. 

Van  lies  grewa  riueht. 

§ 'J'J.  Dit  is  riueht,  di  grewa  deer  h_vr  da  bau  lath,  dat 
hi  des  fiarda  ieris  bodtingh  halda  moet  also  fyr  so  hi  wil. 
Dat  is  riueht,  als  hise  halda  wil,  dat  niase  keda  sehil,  ith 
aller  kerkane  lyck  di  prester  efter  ("ristes  morne  eer  ieris 
dey,  datse  di  grewa  halda  wil  efter  suineris  nacht  eer  let- 
tera  cwennacht ; ende  als  di  grewa  bodtingh  halda  wil,  dat 
hi  schil  da  bau  op  ia  saun  wiken  da  schelten  eer  mase  halde; 
ende  neen  doem  to  delen  bilialua  om  needsecken,  hit  ne  se 

•)  Hierbei  ist  iibur  ilie  uben  S.  !(>'J  f.  aiigogebciic  Korrektur  in  biara  del 
anzusetzen. 

Was  im  Folgenden  über  westerlauwersehe  Gerichtsverfassung  gesagt 
wird,  kann  im  Uahinen  dieser  .\rbeit  bei  dem  reichen  Stoff,  den  die 
(tnollen  bei  gründlicher  Henntznng  enthalten,  mir  Hruehstiiek  sein.  Nur 
in  einer  Gesamtdarslellniig  wäre  es  möglich,  über  die  Ginnde  dieser  und 
jener  im  Folgenden  vertretenen  .Vbwcichnng  von  der  herrsehenden  hehre 
Uecheiischaft  zu  geben  und  ich  muff  dies  daher  einer  späteren  Arbeit  Vorbehalten. 
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(liiltt'r  ceii  lit'iii  oen  <iit  land  cuemnie,  it'l’ta  dat  ina  een  w_vf‘ 
an  nede  nyin,  iefta  dat  nia  een  man  in  sine  linse  slee,  so 
inoet  lii  dcer  rida  ende  bau  leda. 

Van  sclieita  ladiiiRlia. 

§ 'J3.  Dit  is  riucht.  dat  da  schelten  keda  scliellet  aller 
lyck  binna  sine  banne  des  monnendeys  toe  aller  doerna  lyck 
sex  wiken  eer  inase  balde,  ende  aldus  keda;  Bodtinpb 
keda  ick  ioe  \vr  sex  wikem  aen  dis  selna  dei.  dis  monnendeys 
tn  baldene,  ende  dis  tysdeys,  dis  wemsdeys,  dis  tonsersdeys. 
dis  l'redis,  dis  saterdeys  ende  dis  monendeys.  Alle  dairen 
aegen  byase  toe  bannen  bi  des  koninges  banne,  ende  also 
to  baldane  ende  to  lastan;  soe  Inva  sue  naet  ne  seeckt,  di 
scbel  toienst  dyn  scbelta  mit  tnam  pondem  beta. 

§ 24.  Dit  is  riucht,  dat  da  schelten  des  monnendeys  deer 
komma,  ende  dis  tysdeys;  ende  dis  koninges  ban  o[i  ia 
da  grewa  al  deer  bya  et  ontfingben. 

§ 25.  Dit  is  riucht,  dat  di  grewa  dine  tysdei  ende  den 
wernsdey  ende  den  tongbersdey,  da  tre  dagen,  also  rincbta 
.scbil  da  lyoden  als  ma  oen  dae  bannende  bodtingb  deed, 
deer  ma  deer  naet  to  eynd  rincbta  mocht;  so  betet  da  tre 
dagben  fimeltingb. 

Zu  diesen  Stellen  bemerkt  Heek')  Folgendes;  „Nach  ^22 
des  sog.  Scbulzenrecbts  bat  der  (iraf  das  Hecht  alle  vier  .Tabre 
bodtingb  zu  halten.  Er  mul.!  aber  7 Woclien  vor  dem  Termine 
seinen  ban  an  die  Schulzen  abgeben  und  ist  dadurch  der  Kicbter- 
befngnis,  abgesehen  von  Notfällen,  beraubt.  Die  Schulzen  beraumen 
gcmal.1  § 23  in  ihren  Bezirken  ein  6 tägiges  bodtbing  nach  (!  Wochen, 
also  eine  Woche  vor  dem  Termin  des  (}rafenbodtbings,  an.  Sie 
sind  es  auch  und  nicht  der  Graf,  die  dieses  (»tägige  bodtbing 
abbalten  ....  Nach  .Abhaltung  der  (i  Dingtage  wird  der  Bann 
dem  (trafen  zuriickgegeben  (§  24).  Nachdem  dieser  nunmehr  die 
Hichterbetugnis  hat  und  andererseits  der  Termin  für  sein  bodtbing 
herangekommen  ist.  dürfen  wir  eine  Schilderung  desselben  er- 
warten. ln  der  Tat  tritt  in  § 25  der  Graf  in  Tätigkeit.  Er  soll 
an  drei  Tagen  nach  Bodthingsart  diejenigen  Leute  richten,  welche 
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man  auf  dem  rechten  hodthinK  nicht  zu  Ende  richten  konnte. 
Diese  drei  Ta^'p  - die  einzigen,  an  denen  der  Uraf  .selh.st  riclitet 
— bilden  da.s  timelthing,  sind  aber  zugleich  das  angekündigte 
bodthing.“  Die.se  Ausführungen  erscheinen  auf  den  ersten  Blick 
sehr  einleuchtend.  Bei  näherem  Zusehen  erweisen  sie  sich  als 
falsch*). 

Man  kann  allenfalls  darüber  hinwegsehen,  daLl  schon  die  Über- 
schriften den  § 22  von  den  §§  23— -J5  trennen  und  die  letztge- 
nannten Bestimmungen  zu  einem  Ganzen  zusammenfassen.  Aber 
man  kann  nicht,  wie  Heck  es  getan  hat,  darüber  hinwegsehen, 
datl  das  in  § 22  erwähnte  Grafending  dem  Inhalt  nach  ein  anderes 
Gericht  ist.  als  das  in  §25  behandelte  tiineltingh.  Datl  dem  so 
ist,  soll  das  Folgende  zeigen. 

Das  nach  § 23  abgehaltenc  siebentägige  Bodthing  — Heck 
spricht  iinmer  von  einem  6 tägigen  Bodthing  — wird  abgehalten 
vom  Scluilzen  unter  Königsbann.  Und  zwar  hält  dies  jeder 
Schulze  innerhalb  seines  Bannes,  an  der  Dingstätte  des  Unter- 
gerichts. An  dieses  Ding  .soll  sich  nun  nach  Heck  das  alle 
vier  .lahre  statttindende  bodtingh  (tiineltingh)  anschlietlen.  Aber 
an  welches  ? Es  gab  doch  soviele  solche  Bodthinge  als  es  Schulzen- 
.sprengel  gab.  während  nach  Heck’s  Annahme  das  alle  vier  Jahre 
.statttindende  Grafenbodthing  doch  nur  eines  an  einer  Gericlihs- 
stätte  war;  es  ist  ja  ein  „Vollgericht  des  (raues.“  Oder  sollte 
der  Graf  alle  vier  Jahre  an  einer  anderen  Dingstätte  gerichtet 
und  so  zwischen  den  einzelnen  Schulzengerichten  gewechselt  haben  ? 
Und  sollen  dann  alle  bi.sher  in  den  verschiedenen  Schulzengericliten 
anwesend  Gewesenen  an  diesem  einen  Gericht  zusammengeströmt 
sein?  Mit  dem  geringsten  Matie  rechtsgeschichtlicher  Intuition 
lassen  sich  diese  Fragen  ohne  weiteres  verneinen.  Oder  sollten 
etwa  die  Schulzen  nicht  jeder  in  seinem  Banne,  sondern  Alle  zu- 
•sammen  da  Gericht  gehalten  haben,  wo  sich  das  tiineltingh  dann 
an.schließen  konnte?  Nein;  denn  in  diesem  Falle  würde  § 23 
nicht  sagen  ,beta  toienst  dyn  schelta,“  .sondern  „beta  toienst  da 
schelten.“  Es  ergibt  sich  schon  hieraus,  daß  das  Vierjahrsding 
nicht  mit  dem  Schulzcnding  zusainmenhäiigt. 

Hingen  die  beiden  Dinge  so  eng  zusammen,  .so  wäre  auch 
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niclit  verstiindlich,  warum  das  (rrafendiiii;  zwisclicn  Widlinacliten 
und  Neujahr  vom  Priester  in  der  Kircdie  ('eboten  wird,  das 
Schulzending  sechs  Wochen  vor  Peginn  durch  den  Schulzen  „an 
allen  Thüren“  ').  Endlich  ist  es  Heck  entgangen,  daU  die  Friesen 
im  Jahre  mehrere  Hodthinge  und  mehrere  timeltkigh  besuchen 
müssen.  Es  heittt  nämlich  im  Sehulzenreclit 

§ •J'.t.  Dit  is  riucht,  dat  da  lyoed  ileer  dae  bodtingli 
ende  dae  fimeltingh  halden  habbet,  ne  thoeren  etter  dam  dis 
knninges  ban  tyelda  in  dat  ieer. 

Und  die  Form  „dae“  ist  der  Nominativ  Plural  des  sächlichen 
.Artikels.  Der  Nominativ  Singular  heilit  westerlauwerisch  „dat“. 

I.st  also  das  (rrafending  des  § 2'2  nicht  iilentisch  mit  dem 
limeltingh  der  §§  'i-ö  und  ‘29,  so  fällt  auch  sein  Zusammenhang 
mit  dem  bodtingli  des  § 23  und  es  ergibt  sich  im  (Tegeusatz 
zu  Heck  folgendes  Bild  der  friesischen  (ierichtsverlässung. 

Der  (trat  kann,  muU  aber  nicht,  alle  vier  Jahre  bodtingli 
halten,  dessen  nähere  Einrichtung  und  Zuständigkeit  hier  umso- 
weniger in  Betracht  kommt,  als  es  olfensichtlieh  ein  Ausnahme- 
gericht und  der  ordentlichen  ( ierichtsverfassung  iiberhau|it  nicht 
eingelügt  ist.  Die  Schulzen  halten  innerhalb  ihres  Bezirkes  ein 
siebentägiges  Bodthing;  dieses  (iericht  lindet  unter  Königshann 
statt.  Die  Zahl  dieser  Jtodthinge  in  einem  .lahr  dürfte  drei  sein: 
denn  dreimal  zwischen  Johannisnacht  und  Herh.stäiiiiinoctium  thoer 
di  fria  Fresa  dis  koninges  ban  tyelda-).  An  jedes  solche 
Bodthing  schließt  sich  sodann  das  timeltingli  des  grewa  an,  das 
von  Dienstag  liis  Donnerstag  w'ährt.  .\ni  Dienstag  erscheint  der 
Schulze  noch  und  gibt  den  Bann  dem  t.irafen,  vielleicht  in  feier- 
licher Form*)'). 

')  Ks  heitlt  in  iloii  beiden  Fällen:  keda. 

’J  Wehterl.-Scliulzenr.  § l.'i. 

*)  liier  fügt  das  (ieset/.  liinzn  al  deer  liya  et  nntlinglieii.  Uies  Iiat 
Heek  mit  verleitet,  den  «j  24  in  Verbindung  mit  §22  r.ii  bringen;  denn 
dort  lieiUt  e.s  ja  .dat  hi  sebil  da  ban  op  ia  saun  wiken  da  schelten  ccr 
mase  haldc.“  .Aber  gerade  die.se  .Stelle  bedarf  einer  näheren  Krläute- 
rung,  iinil  darf  nicht  si>  schlechthin  beniitzl  werden.  Es  heiUt  hier, 
wenn  man  am  Wortlaut  festhält:  Und  wenn  der  (iraf  Hodthing  (Bodthingey: 
Nenn,  l’lnral  uinl  Singular  ist  gleieh,  wie  § 2!l  zeigt)  halten  will,  dati  er  .soll 
ilon  Baun  aufgeben  .sieben  Wochen  den  .Schulzen  bevor  mau  sie  hält.  Nun 
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Was  sodann  das  vom  Grafen  ilreimal  ini  Jahre,  jedesmal 
nach  dem  hodtingli  des  iScliulzen  ahgelialtene  fimeltingh  betrifTt, 
so  lialten  Heck')  und  Siebs eine  Erklärung  vom  etymologischen 
Stand])unkt  aus  angestrebt,  die  sprachlich  wohl  keinem  Zweifel 
begegnen  dürfte.  Dagegen  scheint  mir  sachlich  die  Bedeutung 
durch  die  Ausführungen  von  Heck  noch  nicht  auUer  Zweifel  ge- 
stellt. Ohne  auf  die  hier  nicht  belangreiche  Frage  naher  ein/.u- 
gehen,  weise  ich  nur  darauf  hin,  daß  nach  ^ 5ä  der  grewa  nicht 
erst  hei  Beginn  des  „Ungehorsamsverfahrens“  beteiligt  ist,  sondern 
schon  viel  früher. 

Für  uns  ist  das  wesentliche  die  sich  auch  in  der  Einrichtung 
des  fimeltingh  zeigemle  Beschränkung  des  Grafen,  die  ja  auch  in 
dem  nur  alle  vier  Jahre  statttindenden  Grafending  einen  so  scharfen 
.\usdruck  gefunden  hat,  wie  sonst  nirgends  im  fränkischen  Keich. 


fräyt  es  sieh  sber,  was  mit  diesen  Worten  gesagt  sein  soll.  Nach  Heck 
(a.  a.  O.  S.  43(!)  muß  der  (iraf  .7  Wochen  vor  dem  Termine  seinen  ban  an 
die  Schulzen  abgebon  und  ist  dadurch  der  Uichterbefugnis,  abgesehen  von 
Notfällen,  beraubt.“  Das  setzt  aber  doch  voraus,  daß  die  Schulzen  den 
Hann,  den  ihnen  der  (iraf  gibt,  nicht  haben  und  an  dieser  Voraussetzung 
fehlt  es.  Denn  der  Schulze  hat  nach  friesischem  Hecht  den  (jrafenbanii 
und  richtet  wie  der  (jraf  unter  dem  Königsbaun  von  2 Pfund.  Eben  des- 
halb, weil  iler  friesische  (iraf  nicht  der  ordentliche  Richter  ist,  muß  der 
Rcliulzo  aus  allgemeinen  (jrunden  der  Ueeht,s|illegc  schon  den  (irafenbann 
haben.  Das  „al  decr  liva  et  onttinghen“  erleidet  dadurch  keine  Einbuße; 
denn  schon  bei  ihrem  .Vmtaantritt  müsson  die  Schnlzcn  den  Hann  vom 
(irafon  erhalten  haben.  Von  hier  aus  zeigt  sich,  daß  der  Text  des  § '22  fehler- 
haft ist.  Es  handelt  sich  nicht  darum,  daß  der  (iraf  dem  Schulzen  den  Hann 
gibt,  sondern  umgekehrt  darum,  daß  die  Schulzen  ihn  dem  (Jiafen  geben. 
Deshalb  möchte  ich  Vorschlägen,  in  dem  friesischen  Text  nach  schil  ein 
Verbum  des  Hefehlens,  etwa  banna  oder  bioda  einzutngen,  sodaß  es  hieße: 
ende  als  di  grewa  bodtingh  lialila  wil,  dat  hi  schil  bieda  da  ban  op  ia 
saun  wiken  da  schelten,  ccr  niase  balde.  Dann  wird  auch  das  Folgende  ver- 
ständlicher: der  (iraf  belichlt  den  Schulzen,  kein  Erteil  zu  erteilen  außer 
in  Notsachen,  Im  Einzelnen  muß  ich  die  Hegründung  einer  späteren  Arbeit 
Vorbehalten.  Heuierkt  sei  nur  noch,  daß  der  Text  bei  llettoma,  Oiide  Friesche 
wetten  keinen  .Aufschluß  gibt,  überdies  der  Sprachfonn  nach  erheblich 
jünger  ist. 

*)  Ich  übersehe  nicht,  daß  sich  bei  mehren  Finielthingen  weitere 
Schwierigkeiten  in  der  jiraktischen  Durchfülirnng  ergeben. 

')  a.  a.  O.  u.  (ierichtsverf.  S.  31. 

’')  Zeitschr.  f.  deutsche  Philol.  .X.VIA'.  S.  437.  U. 
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Der  Srhiilze,  also  der  Kieliter  des  riiterKericlits.  erselieint  als 
der  nrdentliclie  Ricliter,  neben  dem  der  liraf  last  mir  ireduldef 
wird  und  der  dem  »iralen  gewissermaßen  Uericlitsfalle  überlaßt, 
damit  dieser  überhaupt  Gericht  halten  kann.  Dies  laßt  sich  in 
doppelter  Weise  erklären.  Entweder  ist  in  Friesland  die  fränkische 
Grafschaftsverfassung  überhaupt  nie  dundigefülirt  worden,  sndaß 
der  Graf  überhaujit  nie  eine  andere  Stellung  einnahm  als  die,  in  der 
er  uns  im  Schulzenrecht  entgegentritt.  Oder  wir  sehen  in  dieser 
trudle  wie  der  Graf  verdrängt  und  die  ursprüngliche  V’erfassung 
mit  dem  Schulzen  als  ordentlichem  Hichter  wieder  hergestellt  wird, 
und  es  liegt  nahe  in  dem  Schulzen  den  ursprünglichen  Hundert- 
schaftsrichter zu  sehen.  .ledoch  zeigt  auch  dieser  Schulze,  daß 
er  nicht  aus  der  germanischen  Zeit  stammt.  Er  selbst  ist  jung, 
nur  sein  Gericht  kann  alt  sein. 

1*11(1  dieses  Gericht  weist  in  der  Tat  eine  Person  auf,  die 
nicht  neu  eingefflhrt,  sondern  nur  aus  früheren  Zeiten  überkommen 
.sein  kann,  den  äsega. 

Heck  hat  mittelst  falscher  (’berselzung  zweier  Stellen,  einer 
Hüstringer  und  einer  mittelfriesischen,  sowie  ganz  belanglosen 
Stellen,  zu  beweisen  versucht,  daß  in  jedem  Schulzensprengel 
mehrere  äsega  sich  befanden'),  .läekel“)  hat  ihn  inzwischen  so 
gründlich  widerlegt,  daß  wir  uns  mit  dieser  Ansicht  nicht  weiter 
zn  befassen  haben,  sondern  von  der  vor  Heck  allgemein  geltenden 
und  richtigCTi  Ansicht  ausgehen  können,  daß  jeder  Schulzensprengel 
einen  äsega  hatte. 

Die  Haujittätigkeit  des  äsega,  von  Itiehthofen  irrtümlich  in 
einem  abstrakt  eil  Kechtsvort  rag  gesehen,  besteht  in  der  Urteil  tindung'). 
Insoweit  steht  der  friesische  äsega  parallel  dem  bairischen  iudex. 
Aller  nicht  nur  insoweit.  Er  gleicht  ihm  ferner  darin,  daß  er 
außer  der  Urteiltindung  eine  .\nzahl  anderer  Obliegenheiten  hat. 
die  mit  der  Urteiltindung  innerlich  nicht  Zusammenhängen.  So 
hat  der  äsega  nach  westerlauwerschem  Itecht  den  Eid  zu  staben, 
ist  beim  Kessellang  und  beim  Zweikami>f  beteiligt,  ist  Mitglied 
der  Sielpolizei,  nimmt  Teil  an  der  Verfolgung  das  Frauenraubers*). 

’)  (icriclit.sv<o-f.  ,S.  .öS;  Vgl.  aiicli  Scliröilcr  tili.-'  S.  172  Amii.  41), 

»)  Zlf(i.“  .XXVH  a.  a.  O. 

’)  Hicriibur  liniiiiior  Ifli.  1’  S.  20.'i.  v.  .Viiiira  (inindr.’  S.  1.55. 
llcck  (icridilsvcrf.  S.  i;!l  f,  ziililt  nuch  wcitorc  Fülle  auf,  in  denen  der 
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FCrkliiieii  liißt  .sich  die  Tätigkeit  des  friesischen  äsega  wie  die 
ile.s  bairischen  iiuicx  mir  dann,  wenn  man  das  Amt  des  äsega  als 
eine  alte  KinricJitung  betrachtet,  die  vor  Urafenamt  und  Schnlzen- 
amt  vorhanden  war.  Der  äsega  wird  ja  auch,  anders  als  der 
Schulze,  vom  Volke  gewählt.  Er  tritt  uns  noch  in  der  .s])äten 
Zeit  der  gemeinlriesischen  Küren  als  ein  Volksbeamter  gegenüber 
und  das  zeugt  für  sein  hohes  Alter,  wie  die  Sage  von  den  drei- 
zehn Asegen. 

01)  es  gerechtfertigt  i.st,  auch  im  friesi.schen  äsega,  wie  im 
iudex,  einen  urs])rfinglichen  Hunilertschaltsrichter  zu  sehen,  das 
mul.l  ich  wie  dort  dahingestellt  sein  lassen.  Ausgeschlossen  ist 
dieser  Zusammenhang  vielleicht  nicht.  Aber  zu  beaiditcii  ist,  dal! 
neben  dem  äsega  Volkshcamte  auftrcten,  die  weit  mehr  den  .An- 
schein früherer  Hundertschaftsrichter  haben '). 

Für  unsere  Frage  ist  zunächst  nur  die  Feststellung  wesent- 
lich, daß  der  äsega  als  ein  alter,  nicht  erst  von  den  Franken  ein- 
geführter Vülksbeamter  anzusehen  ist.  Ob  gerade  in  dieser  Stellung 
oder  in  der  eines  Hundertschaftsrichters,  das  bleibt  ohne  Helang. 
Denn  so  wie  so  stellt  er  dit>  Verbindung  her  zwischen  dem 
Schulzensprengtd  des  westerlauwerschen  Schulzenrechts,  dem  wester- 
lauwerschen  dcl  und  dem  altgermanischen  Untergerichtshezirk,  der 
Hundertschaft. 

Von  hier  aus  ergibt  sich  eine  Lösung  der  oben  ausgesi»rochenen 
Vermutung,  dal!  das  Cammingä-hunderi  identisch  ist  mit 
dem  Leeuwarderadel;  denn  es  i.st  ja  ganz  allgemein  <ler  del 
dem  hunderi  gleichzusetzen.  Hei  dieser  Sachlage  ist  es  dann 
auch  wahrscheinlich,  dal!  das  Kilingo-Huntari  identisch  ist 
mit  dem  Ferwerderadel  *). 

äsega  in  amlorer  Kigciiseliaft,  ilcnn  als  rrleillimlcr  tätig  wird.  Docli  kann 
ich  ilmi  dabei  nicht  fidgen.  Sn  insbesnndere,  weiui  er  aus  der  4.  Küre  und 
dem  12.  I.andrcclit  die  Ifeteiligung  iles  ä.sega  bei  der  rrteilsvollstrcckiuig 
tVdgert. 

')  Vgl.  liiernber  Jäckel  a,  a.  O.  S.  126  14. 

'■*)  a.  a.  0.  S.  IZ.'i  .Anni.  1;  ebda.  124  Aiim.  1.  stellt  Jäckel  in.  K.  eben- 
falls richtig  den  jiagiis  Tokingen  mit  dem  Diingeradel  gleich.  11  is  ZlKi.’ 
XVI  S.  218  f.  Dafür  dall,  wie  Heck  tierichtsverf.  S.  24  meint,  jeilcr  (fau  in 
der  Hegel  vier  Schuliens|irengel  enthält,  fehlt  es  an  jedem  Heweis.  Wenn 
alle  für  das  18.  Jahrhundert  von  Hichthofeu  festgestelltcn  dcle  in  die 
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Allo  (li»‘sp  Ansführurii'i'n  liiibpn  .<idi  nur  mit  dem  westerlainver- 
scIk'ii  Friesliind  bescliäftij.'t,  weil  sieh  in  diesem  tlebiete  die  hau]it- 
säehlielien  Aidialtspunkte  für  eine  Hundertschaftsverfassung  dar- 
boten. Das  Ergebnis  aber  legt  den  Sehlutl  nahe,  dal.l  es,  so  wie 
hier,  auch  bei  den  anderen  friesischen  Stämmen  Hundertschaften 
gegeben  liat.  Dies  näher  zu  verfolgen,  ist  an  dieser  Stelle  deshalb 
nicht  erforderlich,  weil  es  sich  hier  nur  um  den  Nachweis  handelt, 
daß  sich  überhaupt  bei  den  Friesen  Hundertschaften  finden.  Doch 
mögen  einige  kurze  Ilemerkungen  am  Platze  .sein. 

Jäckel  setzt  den  altfriesi.schen  Abbensprengel,  dem  bei  an- 
deren Stänmien  „Hundertschaft“  genannten  Kezirke“  an  die  .Seite. 
Die  von  ihm  angeführten  Gründe  sind  auch  auzuerkennen.  Daraus 
folgt  aber  dann,  da  der  abba  ein  V'olksbeamter  ist  und  gerade 
das  Gebiet,  in  dem  er  nachzuweisen  ist,  nämlich  der  Ostergo,  auch 
den  äsega  kennt,  daß  der  äsega  als  Volksbeamter  neben  einem 
völkischen  .Sprengelvorsteher  stand  und  das  si)richt,  wie  schon 
oben  angedeutet,  dagegen,  daß  er  trüber  Hundertschaftsvorsteher  war. 

Da  ferner  Jäckel  mit  tretlenden  Gründen  nachgewiesen  hat. 
daß  dem  niittelfriesischen  abba  im  lirokmerland  und  in  Nordera- 
land der  kok,  in  Hüstringen  der  hödere  entsjiricht  und  auch 
diese  beide  Volksbeamte  waren,  so  ist  der  weitere  .Schluß  ge- 
rechtfertigt, daß  auch  in  den  diesen  lleamten  unterstehenden  lie- 
zirken  Hundertschaften  zu  sehen  sind-  Damit  wäre  die  Hundert- 
schaft auch  für  Ostfriesland  festgestellt. 

Nicht  näher  einzugehen  habe  ich  hier  auf  allentällsige  lle- 
zielnmgen  zwischen  Hundertschaft  und  redjeva.  Der  friesische  red- 
jeva  ist,  wie  schon  früher  und  neuerdings  auch  wieder  von  Jäckel 
gegen  Heck  festgestellt  wurde,  nii-ht  identisch  mit  dem  äsega.  Kr 
ist  wederan  Stelle  eines  alten  Hundertschaftsvorstehers,  noch  überhaupt 
eines  llundertschaftsbeamteti  getreten,  wie  ja  sein  Verhältnis  zum 
kok,  dem  wahren  Hiindertschaftsbeamten  im  Ifrokmerlande  zeigt. 
Itczüglich  dieser  Fragen  kann  ich  auf  die  .Vrbeiten  von  Jäckel 
verweisen. 


I'rülicrc  /eil  zurtickrciclii'ii  ionl  auf  llioub'rt.scbart.'ii  ziiriickzurülirvii  sind, 
wrnii  ai.so  keiiiH  stritlpfuthitii  habiii,  ist  ilaran  nhorhaii|it  nirlit 

7H  Süwolil  tkr  Hslfigo  wik'  «Ut  \V<*slt*rgo  woiat  riiie  weit  j(roüi*rtj 

Anzahl  von  dclon  auf. 
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Den  Friesen  nali  venvamlt  und  benaelibarl  ist  der  letzte 
der  uns  hier  beschäftigenden  deutsclien  Stämme,  der  der  Sachsen. 

Auch  für  ihn  verneint  die  herrschende  I./ehre  das  Vorkommen 
von  Hundertschaften*).  .Allerdings  wird  zugegeben,  daß  die 
Sachsen  in  dem  Inmno,  den  der  Heliand*)  (■rwähnt.  und  in  dem 
Inmteri  des 'l’atian ")  einen  Hnndertschalt.svorsteher  kannten.  Dies 
schon  macht  es  wahrscheinlich,  daß  auch  territoriale  Hundert- 
schaften be.standen. 

Die  Lex  Saxonnm  hüllt  sich  über  die  damals  geltende  (le- 
richtsverfassung  in  tiefes  Schweigen.  Dagegen  ist  es  immerhin 
auftallend,  daß  die  einzige  unter  den  Formulae  imperiales,  die 
zur  Ortshestimmung  tlen  Hegritf  der  centena  verwendet,  sich  ge- 
rade auf  .sächsische  Verhältnisse  bezieht*),  l'nd  von  be.sondercr 
Heileutimg  ist  sttdann  folgende  Stelle  der  Vita  S.  Lebuini: 

„I‘ro  suo  vero  libitu,  consilio  (jutxpie,  ut  sihi  videliatur, 
]>rudenti,  .singulis  jiagis  ])rincipes  praeerant  singuli.  Statiito 
<juo(|iie  temjMire  anni  semel  ex  singulis  jiagis,  atque  ex  üs- 
ilem  ordinibus  tri])artitis.  singillatim  viri  duodecim  electi 
et  in  unum  collecti,  in  media  .Saxonia  secus  tlumen  Wiseram, 
et  locum  Marklo  nuncupatum,  exercebant  generale  consilinm, 
tractantes,  sancientes  et  propalantes  communis  commoda 
utilitatis,  iuxta  placitum  a se  statutae  legis“  ^). 

Die  hiernach  zu  Marklo  statttindende  Versammlung  erweist 
.sich,  mag  im  Finzelnen  ilie  Nachricht  über  die  V'ertretnng  durch 
je  zwölf  Männer  richtig  sein  oderTiicht,  als  eine  Lamlesversammlung 
des  sächsischen  Volkes.  Sie  lindet  statt  „in  media  Saxonia“,  also 

')  li ruinier,  Uli.  H S.  llil  und  .\iiiii.,  II'  S.  14C>. 

*)  Vers  2093. 

Tatiaii  lirsg.  v.  Sievers 
210,1.  Ther  hiinleri  inti  tliie  mit 
iiii'i  iiiäriiiii  bilialOniti 
tlieiii  lieitant,  giselioiieinn 
erdgiriiurnessi  inti  tliän  diir 
iiuariiMi,  fiirliktiin  in  tlirätn. 

*)  Bei  Bnretius,  .S.  312’".  .\nge.siclit.s  der  etwa.s  iin.siclieren  Textüber- 
lict'orung  wird  man  allerdings  iiielit  zu  viel  Uewiebt  auf  diese  Stelle  legen 
dürfen. 

Vgl.  hierzu  Siekel.  Zur  germ.  Verrassiingsgi'seli.  (eben  .S.  84  .\nm.  I 

S.  14  f. 
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nicht  etwii  in  einem  seitabwürts  ffeleireneii  Sprengel  von  Sachsen; 
die  dort  Versammelten  üben,  wie  dies  dem  gennanischen  Lands- 
thing zukommt,  legislative  Tätigkeit  aus.  Die  Mitglieder  der  Ver- 
saTiimlung  aber  kommen  zusammen  „ex  singulis  pagis“,  d.  h.  also 
aus  einzelnen  Distrikten  des  sächsischen  Gebietes.  Diese  Distrikte 
sind  mit  höchster  Wahrscheiidichkeit  als  Hundertschaften  anzu- 
sprechen,  da  es  nach  dem  in  Abschnitt  IV  und  V Ausgefuhrtcu 
in  germanischer  Zeit  Gaue  nicht  gegeben  hat  und  wir  von  der 
spateren  Einrichtung  der  Gauvertässung  keine  Kunde  haben.  Die 
principes,  qui  singulis  pagis  ))rae(‘rant.  waren  die  Huiulertschafts- 
vorsteher.  Wie  bei  Tacitus  heißen  diese  V(dksbeamten  auch  hier 
principes,  ihr  Bezirk  pagus. 

Gerade  diese  Terminologie  nimmt  uns  nicht  Wunder,  wenn 
wir  bedenken,  daß  nach  den  eben  für  das  friesi.sche  Gebiet  ge- 
nmehten  Feststellungen  auch  dort  der  Bezirk,  der  der  Hundert- 
schaft entspricht,  den  Namen  pagus  führte.  Umgekehrt  möchte 
ich  die  Vermutung  aussprechen,  daß  auch  die  friesische  Bezeichnung 
del  den  Sachsen  nicht  fremd  war  und  daß  wir  in  den  Capitnla 
de  ])artibus  Saxoniae  ein  für  die  sächsischen  „dele“  erlassenes 
Capitular  vor  uns  haben.  Auch  die  allerdings  von  beachtens- 
werter Seite  zurückgewiesene  Ansicht,  daß  die  centum  viginti 
homines  dieses  Capitular  mit  Hunilertschaften  Zusammenhängen, 
halte  ich  nicht  schlechthin  für  verfehlt').  Wohl  handelt  es  sich 
in  dieser  Bestimmung  um  die  Parrochianen.  .Aber  warum  sollten 
in  Sachsen  die  Kirchspiele  nicht  ebenso  mit  den  Hundertschaften 
zusammenfallen,  wie  in  Schweden  und  zum  Teil  in  Norwegen? 
Doch  ist  das  eine  Frage,  die  sich  bei  der  Unklarheit  der  frag- 
lichen Stelle  kaum  mit  Bestimmtheit  entscheiden  läßt.  Es  wäre 
anzunehmen,  daß  die  Sachsen  nach  (Jroßhunderten  gerechnet  haben. 

Jedenfalls  weist  Sachsen  deutlich  eine  Hundert.schaftsverfassung 
auf,  nicht  persönliche  Hundertschafts verbände,  sondern  auch 
territoriale  Hundertschaftsbezirke'*). 

')  Uichthofen.  M(iH.  LL.  V S.  88  Amn.  20:  I>crs.  zur  Lei  iSaxomiiii 
.S.  170  .Amn.  1:  Schröder  K^.  ^ S.  18  .Amn.  17. 

'■*)  In  der  Frage,  ob  die  Vorstelier  dic.ser  Hiinilert.scliaflen  in  den  .satrH]tne 
des  Heda  (Hist.  eccl.  V,  lOj  zu  sehen  sind,  .schlielle  ich  mich  der  bejahenden 
.Meinung  an  (v.  Ainira  tirundriU  " S.  73).  Ich  kiinn  in  ihnen  nicht  wie 
Scliröder  Kg.  S.  108  .Amn.  7 .tJanfürsten.  verstehen,  da  ich  tiaue  fiber- 
hunpt  ublehiie:  wohl  aber  setze  ich  sie  den  jirincipes  des  Tacitus  an  die  Seite. 
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In  der  weiteren  Rntwicklun"  der  siichsisclien  (Jerichtsver- 
fassuii)'  nimmt  die  Stelle  der  alten  Hnndertsehaft  der  go  ein'). 
-\n  die  Stelle  des  Hundertsehal'tsvorstehers,  des  hunteri,  ist  der 
(jogreve  getreten  *). 

Dabei  ist  aber  der  gogreve  ans  seiner  ursprfinglichen  Stellung 
als  ordentlieher  Rieliter  gescliobun  an  die  Stelle  eines  aulierordent- 
lielien  Hicditers.  Das  ordentliche  echte  Ding  hfilt  nach  dem 
Sachsenspiegel  nicht  er,  sondern  der  Gral’  ab.  Trotzdem  ist  das 
vom  Grafen  abgehaltene  Gericht  sowenig  Grafschaltsgericlit,  wie 
dius  des  fränkischen  Grafen;  es  ist  das  alte  Hundertschaftsgericht. 

Das  ergibt  sich,  wie  schon  Sch  roeder")  festgestellt  hat,  aus 
iler  Zusammensetzung  des  am  einzelnen  Ding  sich  einfindenden 
Umstands  und  dieser  i.st  entnommen  dem  go,  nicht  der  Grafschalt. 
Geht  so  im  Ding  des  Grafen  das  Hundert.schaftsding  fort,  so  hat 
sicli  in  der  persönlich  beschrankten  Gerichtsbarkeit  des  gogreve  in 
der  goscap,  der  alten  Hundertschaft,  ein  Rest  der  Gerichtsgewalt 
des  Hundertschaftsrichters  erhalten. 

Das  tJericht  des  Sclmltheißen  aber  mag  das  Ergebnis  einer 
jüngeren  Entwicklung  sein^).  Darauf  deutet  hin,  dali  der  sculteit, 
wie  der  ja  auch  nicht  in  die  germanische  Periode  znrückreichende 
Graf,  für  die  ganze  Grafschaft  be.stellt  ist,  als  Richter  über  die 
Hiergelden  dieses  ganzen  Hezirks. 


')  Uictschui  a.  a.  ().  (S.  34  .\niii.  I)  S.  S:  .Schrriiler  Ug.  ^ S.  12.j; 
.Mayer  V'g.  1,  436. 

'■')  Vgl.  die  .\bliamllungen  von  Stobbe,  die  ( iericlitsverfas.siing  iles 
Sachsens])iegels  in  Zeitsebr.  f.  deiitsclie.s  Hecht.  .XV  S.  82  1V:  Seil  rüder,  die 
Gericlitsvorfassung  des  Sachseiis|iiegols  ZUG.  ‘‘  V 1 IT,  4(1  IV;  lirunner 
Hg.  II  S.  176;  Schröder  Vtg.  * S.  130. 

'■*)  In  der  .\nin.  2 genannten  .\bhandlung. 

*)  Vgl  hierzu  Planck  Gerichtsverfahren  I S.  !).  Gegen  ilie  .\iisfrihrungen 
von  Heck  Heiträge  zur  Gesehichle  der  Stände  11  S.  178  V vgl.  v.  Ainiru  in 
ZHG.s  .XXVH  S.  384  ü'. 
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VIII.  Hynden  und  Hundred. 

llei  der  liespreehung  des  nnffelsiiclisisclien  Hundred,  das  von 
fast  allen  Scliriftstellerii  mit  der  germanischen  Hundertscliall  auf 
eine  Stufe  gestellt  wird  '),  gehen  wir  zweekinaüig  von  einem  anderen, 
oben  schon  gelegentlich  der  Krörternngen  über  die  friinkischo 
centena  erwähnten,  angelsächsischen  Institut  aus,  nämlich  der 
hvnden. 

Die  hynden  kommt  in  den  Gesetzen  der  Angelsachsen*)  an 
nur  zwei  Stellen  vor,  bei  Ine  imd  in  den  Jndicia  civitatis  Lun- 
dnnie.  Jlehandeln  wir  zuerst  die  ältere  Stelle 
Ine  ö4  })]•.: 

Se  |ie  biiV  werhehtVe  betogen  and  he  onsacan  wille  pa*s  sleges 
inid  aiVe,  ponne  sceal  bion  on  piere  hyndenne  an  kyningiede 
be  XXX  Inda,  swa  be  gesiiVenndinn  men  swa  be  cierliscnm 
swa  hwiejier  swa  hit  sie. 

und  das  dazngehörende 
Ine  54  § 1 : 

Gif  hine  nion  gilt,  ponne  mnt  he  gesellan  on  para  hyn- 
denna  gehwelcere  monnan  and  bvrnan  and  sweord  on  pa*t 
wergild,  gif  he  «Vyife. 

Hezllglich  der  ersten  Stelle  hat  R.  Schmid^)  angenommen. 
„dal,l  unter  Hynden  eine  Genossenschalt  oder  Gemeinde  verstanden 
wird,  ans  welcher  die  Kideshelfer  entnommen  und  an  welche 
Ibillen  entrichtet  wurden.“  Kemble^)  hatte  übersetzt:  „so  soll 
in  der  Hnndert.schaft  (hynden)  ein  Königseid  von  dreißig  Hufen 


')  Vgl.  statt  Aller  Hriiiiiicr  ltg.  I'-*  S.  1(!1.  Waitz  Vg.  1*  S.  ilö 
.Aus  der  älteren  läteratiir  wäre  he.somlers  liervoraiheben  Kemble,  die 
Saeb.seii  in  Kiigland  I S.  1!>4  IT,  wuselb.st  die  .lleerestheurie“  vertreten  wird; 
Maurer.  Kriti.sebe  L’bersehan  1 S.  73  IT.  Uagegen,  soviel  ich  sehe,  nur  v. 
.Aniira  firundr.  * s.  72. 

*)  Hie  t'itate  nach  I.iebermann  (Jcsidze  des  Angelsachsen  I (Text). 
*)  R.  .'Schinid  tiesetze  des  .Angelsachsen  S.  Clä  s.  v.  Hynden,  woselbst 
aiieli  ältere  I.iteratnr. 

')  a.  a.  O.  I S.  l!»y  I'. 
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Stattfinnen.“  Liebermann')  erklärt  die  bynden  in  tA  pr.  für 
die  Hundertzahl  von  Eideshiden,  in  der  dann  je  ein  Königseid- 
heller ini  Eideswert  von  30  Hiden  sein  soll.  Die  hynden  in 
;')4  § 1 sodann  hält  er  für  die  Hundertzahlen  der  Schillingssuinme 
des  Wergeld.s.  IJrnnner*)  dagegen  sagt:  „Die  hynden  stellt  sich 
in  Ine  54  § 1 als  eine  (Gruppe  der  beleidigten  Mag.schaft  dar. 
Der  Todschläger  darf  an  jede  der  Hynden  des  Erschlagenen  einen 
Mann,  eine  Hrünne  und  ein  Schwert  auf  das  Wergeid  geben. 
Eine  Gruppe  der  Sippe  des  Heklagten  ist  die  hynden  in  Ine  54  pr., 
wo  es  heißt,  daß,  wenn  der  Heklagte  sich  eidli<di  reinigen  will, 
in  jeder  Hynden  ein  kyning-a-de  sein  müsse.“ 

Es  bestehen  somit  sehr  verschiedene  Meinungen  über  unsere 
Stelle,  und  dies  rechtfertigt  wohl  einen  neuerlichen  Erklärungs- 
versuch, bei  dem  ich  mit  Ine  54  § 1 beginne. 

Ganz  richtig  haben  Schmid,  Hrunner  und  Liebermann 
festgestellt,  daß  hier  dem  Wergeldschuldiier  das  Recht  eingeräumt 
wird,  bei  der  Wergeldzahhing  einen  Teil  der  Summe  durch 
Leistung  eines  Mannes,  einer  Hrünne  und  eines  Schwertes  zu 
tilgen.  Der  Totschläger  muß  nicht  das  ganze  Wergeid  in  (Jeld, 
sondern  er  darf  einen  be.stimmten  Teil  in  Geldeswert  zahlen. 
Streitig  ist  nur,  wie  groß  der  Teil  ist;  denn  je  nachdem  man 
Hrunner  oder  Liebermann  folgt,  ergibt  sich  ein  verschiedener 
Teil.  Nach  Hrunner  soll  jeweils  bei  der  Summe,  die  an  eine  der 
hynden  heißenden  Abteilungen  der  Sippe  des  Erschlagenen  zu 
zahlen  ist,  eine  solche  Ersatzleistung  .stattfinden  können;  soviele 
Abteilungen  also,  so  viele  Ersatzleistungen.  Hei  Liebermanns 
.•Auslegung  aber  sind  so  viele  Ersatzlei.stungen  möglich  als  Hunderte 
von  Schillingen  gezahlt  werden  müssen. 

Mir  erscheint  nun  ilie  Auslegung  von  Hrunner  unwahr- 
scheinlich. Denn  erstens  haben  wir  keinen  Anhaltspunkt  dafür, 
daß  bei  der  Wergeldleistung  die  empfang.sberechtigten  Magen  in 
verschiedene  Grujijien  geteilt  waren,  an  die  der  Schuldner  je  einen 
bestimmten  Teil  des  Wergeids  zu  lei.sten  hatte.  Oder  .sollte  viel- 
leicht daran  gedacht  sein,  daß  gerade  nach  angelsächsischem  Recht 

')  ln  seiner  Übersetzung  des  Textes  ((iesetzc  I S.  113f);  zustiininend 
rhndwiok  Stndics  on  .\nglf>saxon  institutinns  S.  13C  .\mn. 

Ug.  II  S.  ü8tl. 

V.  Schwerin,  altsenn.  iluDderlschaft  1- 
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die  Zahluiifr  des  Werpelds  in  einer  großen  Zahl  von  Quoten,  je 
an  bestimmten  Terminen,  erfolgte?  Dann  aber  wäre  die  Annahme 
naheliegender,  daß  die  hynden  nicht  eine  Abteilung  von  Wergeld- 
empfängern  sondern  eine  solche  (Jnote  ist.  Denn  abgesehen  von 
den  ersten  (^uottm,  dem  healsfang,  der  manbot  und  des  fyht-wite, 
die  ja  allerdings  an  bestimmte  Personen  fielen,  aber  auch  nicht 
alle  Teile  des  Wergeides  waren,  erfahren  wir  nichts  davon,  daß 
diese  Quoten  an  bestimmte  Gruj>pen  zu  zahlen  waren.  Der  Haupt- 
grund aber,  der  mich  abhält  in  der  hynden  eine  Gruppe  von 
Magen  zu  sehen,  ist,  daß  es  an  sich  ganz  unerfindlich  ist,  wie  eint* 
solche  Gruppe,  wenn  sie  überhaupt  bestand,  zu  der  Rezeichnung 
hynden  gekommen  sein  soll.  Wir  dürfen  ohne  zwingenden  Grund 
nicht  davon  abgehen,  daß  hynden  die  Hundertzahl  bedeutet.  Dazu 
aber  würde  die  Ansicht  von  Hrunner  führen. 

Andererseits  kommt  man  gerade  bei  Herficksichtigung  der 
Wortbedeutung  von  hynden  zur  Anerkennung  der  Liebermannscheii 
Ansicht.  Diese  ist  auch  möglich,  da  ja  schon  das  Wergeid  des 
ceorl,  also  des  cierlisc  man  unserer  Stelle,  ^(Xlsc.  betrug,  also  zwei 
Hundertzahlen  der  Schillingssumme  gegeben  waren.  Sie  wird 
bedeutend  gestützt  durch  die  Tatsache,  daß  das  Wergeltl  nach 
.solchen  Hundertzahlen  gerechnet  wiirde,  woher  ja  die  Bezeichnungen 
twyhyndeman,  sLxhyndeinann  und  twelfhyndeman  stammen. 

Diese  Bedeutung  kann  hynden  aber  nur  in  Ine  54  § 1 haben; 
es  ist  auf  den  ersten  Blick  ersichtlich,  daß  in  Ine  54  pr.  nicht 
von  einer  Hundertzahl  der  Schillingssumme  die  Rede  ist.  Immer- 
hin aber  erscheint  es  geboten,  in  der  Deutung  von  hynden  in  dieser 
Stelle  von  dessen  Bedeutung  in  jener  nicht  zu  weit  abzugehen; 
das  fordern  schon  allgemeine  Inter])retationsgrundsätze.  Und  deshalb 
ist  auch  hier  die  Ansicht  Liebermanns  sehr  ansprechend,  der 
hynden  wieder  mit  Hundertzahl  übersetzt  und  nur  hier  „der  Kides- 
hiden“  ergänzt,  während  er  dort  „der  Schillingssumme  des  Wer- 
gelds“  ergänzt.  Brunners  Meinung  dagegen  ist  hier  noch  un- 
wahrscheinlicher. Ks  ist  uns  nichts  darüber  bekannt,  daß  bei 
einem  Helfereid  die  Helfer  in  (Jruppen  eingeteilt  waren;  es  ist 
nicht  einmal  ein  Gesichtspunkt  zu  finden,  nach  dem  eine  solche 
Kinteilung  hätte  stattfinden  sollen.  Sodann  fehlt  auch  hier  wieder 
jeder  Grund,  sob  he  Hidhelfergruppen  gerade  hynden  zu  heißen. 
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Andererseits  ist  noch  zu  j)rüt'en,  ob  die  Ansicht  Liebermunns 
nach  der  Sachlage  au(di  möglich  ist. 

Dafür,  dali  die  Höhe  eines  Eides  bei  den  Angelsachsen  nach 
Hiden  bemessen  wurde,  bieten  uns  die  Gesetze  auch  sonst  Hcispiele. 
So  lieißt  es  z.  II  Ine  32  . . . geswicnc  hine  he  CXX  hida  . . . 
Ine  4(i  . . ponne  sceal  he  be  LX  liida  onsacan  [nere  piehVe. 
Wenn  aber  Liebermann  Recht  hat,  dann  müssen  bei  Totsclilägen 
Eide  von  mehreren  Hnndert  Hiden  erforderlich  gewesen  sein.  Da 
Jedoch  nirgends  der  Eid  zur  Reinigung  von  der  Totschlagsklage 
in  Hiden  umgesetzt  ist,  so  müssen  wir  aus  den  Fallen,  in  denen 
sowohl  die  Hidenzahl  wie  die  bei  Nichtleistung  des  Eides  zu  erle- 
gende Strafe  feststeht,  feststellen,  ob  und  welche  Hezichungen 
zwischen  Bulisumme  und  Hidenzahl  bestehen '). 

Nach  Alfr.  11,2  muU,  wer  eine  gemeinfreie  .lungfrau  beschilft, 
dieser  (!0  sc,  zahlen.  Er  kann  aber  behaupten,  dall  die  Vergewaltigte 
vorher  schon  bei  einem  anderen  Manne  gelegen  hat,  und  wenn 
diese  Behauptung  nicht  widerlegt  wird,  braucht  er  nur  HO  sc.  zu 
zahlen.  Um  nun  die  Behauj)tung  des  Beklagten  zu  entkräften, 
praktisch  gesehen,  um  sii^h  die  (Ul  sc.  Bulle  zu  erwerben,  muH  die 
Frau  durch  Eid  von  (!0  Hiden  beschwören,  dall  sie  zu  Unrecht 
früheren  Beischlafs  geziehen  wird.  Einen  Eid  von  (10  Hiden  mull 
nach  Ine  4t>  und  53  leisten,  wer  sich  von  der  Anklage  des  Diebstahls 
oder  der  Hehlerei  reinschwören  will;  aus  Ine  7 aber  wis.sen  wir, 
daU  die  regelmäßige  Diebstahlstrafe  (U)  sc.  war.  Nach  Ine  52 
sodann  muß,  wer  heimlicher  Abfindungen  beschuldigt  wird,  ent- 
weder 120  sc.  Strafe  zahlen,  oder  sich  durch  einen  Eid  von  120 
Hiden  reinschwören. 

An  diesen  Beispielen  sehen  wir,  daß  jeweils  die  Zahl  der 
Eideshiden  der  Zahl  der  zu  leistenden  Schillinge  ents])richt. 
Wenden  wir  dies  auf  unseren  Fall  an,  so  ergibt  sich,  daß  schon 
bei  der  Tötung  eines  ceorl(twvhyndeman)  ein  Eid  von  200  Hiden 
erforderlich  war,  wenn  der  'rotschläger  sicli  reinigen  wollte.  Ent- 
sprechend bedurfte  es  dann  beim  sixhvndcman  eines  Eides  von  (100 
Hiden,  beim  twelfhyndeman  eines  sohdien  von  1200  Hiden.  ln 
dieser  Richtung  ist  also  die  Ansicht  Licbermanns  möglich. 

Es  ist  aber  ferner  noch  fe.stzustellen,  wer  der  eine  kyning:ede  ist, 

')  äb'  r diese  lie/ielmng  K.  Seliiiiiil  u.  a.  ( I.  S.  80ö. 
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oder  wer,  anders  gesprochen,  nach  angelsilclisischem  Recht  für  30 
Hiden  schwören  kann.  Sclimid  hat  sicli  einer  Kntscheidung 
ausdrücklich  enthalten  und  auch  sonst  linde  ich  keine  Erkliimng 
dieses  kyningiede '). 

M.  E.  ist  auszugehen  von  Ine  10: 

Cyninges  geneat,  gif  his  wer  biiV  twelfhund  scill;  he  mot 
swerian  for  sy'xtig  hida,  gif  he  biiV  huslgengea. 

Daraus  folgt,  dal!  der  cyninges  geneat,  wenn  er  nicht  husl- 
gengea ist,  für  dreiUig  lüden  schwören  kann,  und  es  ist  daher  an- 
zunehnien,  daU  er  der  in  Ine  r)4  pr.  genannte  k3iiinga‘de  ist. 
Schinid  allerdings  nimmt  an,  daß  der  cyninges  geneat,  der 
nicht  Abendmahlsgiinger  ist,  für  1 ‘20  Hiden  schwören  kann’).  Wir 
wissen  auch,  wie  er  richtig  bemerkt,  „daß  der  Eitl  bei  dem  Abend- 
mahlsganger auf  die  Hiilfte  herabgesetzt  ist.“  Aber  gerade  des- 
wegen ist  Sclunids  .\nnahnie  bei  dem  cyninges  geneat  falsch. 
Der  Kill  wird  auf  die  Hälfte  herabgesetzt,  wenn  der  Abendmahl.s- 
gilnger  etwas  zu  beschwören  hat,  weil  sein  Eid  dop])elt  so  kräftig 
ist,  wie  der  de.ssen,  der  nicht  zum  Abendmahl  geht.  Aus  diesem 
(Tiundo  bestimmt  schon  Wi.  23 

Oif  man  (jedes  peuwne  esne  in  heora  geinange  tihte,  his 
dryhten  hine  his  ane  äj>e  gechensie,  gif  he  huslgenga  sie; 
gif  he  huslgenga  nis,  luebbe  him  in  ape  oiVirne  a-wdan  godne 
oppc  gehle  oppe  seile  to  swinganne. 

Eineid  des  Herrn  genügt,  wenn  er  Abendmahlsgänger  ist;  ist 
er  es  nicht,  so  bedarf  er  eines  Eideshelfers,  es  muß  also  ein 
Zweiereid  geschworen  wenlen.  Umgekehrt  aber  stellt  sich  das 
Verhältnis  zwischen  dem  .\bendmahlsgang  und  dem  Eideswert  so 
dar,  daß  der  Mann,  der  ohne  Rücksicht  auf  den  Abendmahlsgang 
lür  X Hiden  .schwört,  als  huslgenga  für  2 x Hiilen  schwören  kann. 
Und  wenn  nun  bestimmt  ist,  daß  der  cyninges  geneat,  der  zum 
.\bcndmahl  geht,  für  (!0  Hiden  .schwört,  so  folgt  daraus,  daß  der 
Eid  eines  cyninges  geneat  schlechthin  30  Hiden  wert  ist.  Da  der 
cyminges  geneat  in  diesem  Fall  ein  Wergeid  von  1200  sc.  hat,  also 
das  sechsfache  des  (icjneinfreienwergeldes,  so  würde  daraus  der 
Schluß  zu  ziehen  sein,  daß  der  twyhyndeman  für  ä Hiden  schwört. 

')  Ibisirlisr  Oliailtt  ick  a.  n.  0.  S.  13GIT. 
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Dieses  F>gebnis  gibt  aber  sofort  zu  lledenken  Anlaß,  da  wir 
aus  anderer  Quelle  wissen,  daß  des  (lemeinfreien  Eid  ein  solcher 
von  10  Hidcn  ist.  Denn  es  ftbersetzen  die  Instituta  Cnuti  Ine  14. 

Se  de  hln[)e  betygen  sie,  ge.swicne  se  hine  be  CXX  hida 
oiVife  sw'a  bete  mit:  Qui  calumniatur  de  hloth,  si  negauerit, 
ita  se  purget:  aeceptis  XI  horainibus  et  ipse  sit  XII. 

unil  der  Quadripartitus  erläutert  iurare  pro  LX  liidis  durch  id  est 
])ro  se.v  hnminibus. 

Eine  Lösung  bietet  uns  vielleicht  der  Te.xt  des  Quadripartitus 
bei  Ine  14. 

Regis  geneat  (id  est  nillanus  [celonus  fiscalinus])  si  wera 
eins  sit  twelfliund  .scill.  (id  est  dumlecies  C sol),  putest 
iurare  pro  LX  hidis  (id  est  pro  sex  hnminibus)  si  sit  husl- 
genga  (id  est  duodecimhindus  uel  husbonda). 

An  dieser  Übersetzung  ist,  wie  schon  Liebermann  festge- 
stellt bat,  manches  irrig.  >So  die  (ilossierung  von  regis  geneat 
durch  nillanus  oder  colonus  fiscalinus;  denn  gerade  dieser  geneat 
ist  kein  uillanus  und  kein  colonus  fiscalinus ').  Auch  die  (llosse 
husbonda  ist  völlig  verfehlt;  denn  der  huslgenga  und  der  husbonda 
haben  nichts  mit  einander  zu  tun.  Aber  ein  richtiger  Kern  scheint 
mir  darin  zu  stecken,  daß  der  Quadripartitus  zu  hnslgenga  bemerkt: 
id  est  duodecimhindus.  Ich  vermute,  daß  der  cyninges  geneat  nur 
dann  ein  twelfliyndeman  ist.  wenn  er  Abendmahlsgänger  ist,  sonst 
aber,  ohne  Rücksicht  auf  den  Abendmahlsgang  ein  .sixhyndeman. 
Dann  würde  sein  Wergehl  von  tiOO  sc.  zu  seinem  Eideswert  in 
demselben  Verhältnis  stehen,  wie  das  des  ceorl  zu  dessen  Eideswert. 

Doch  mag  dem  sein  wie  immer,  jedenfalls  ist  die  Erklärung 
der  hynden,  in  Ine  r>4  ]ir.  und  § 1,  die  Liebermann  gegeben 
hat,  ohne  lledenken,  und  wir  können  feststellen,  daß  diese  hynden 
zur  Hundertschalt  in  keiner  lleziehung  steht. 

Ein  wesentlich  anderes  Ilild  ergibt  die  Untersuchung  der 
zweiten  Stelle,  an  der  hynden  vorkommt,  nämlich  Judicia  ciuitatis 
Lundonie  3. 

„Dridde:  pa*t  we  tellan  ä X memi  toga*dere  . . . and 
syöö'an  pa  hjTidena  heora  togaedere  and  :enne  hyndenmann, 

')  Vgl.  F.  liiuburuiaiiti,  CJuadripartitus  S.  21. 
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pe  pa  X men  mynige  te  ure  ealre  gema'ne  pearfe;  and  hig 
XI  liealdan  p;ere  hyndene  feoli  . . . “ 

Hier  übersetzt  Liebermann  hynden  zutreffend  mit  „Hundert- 
verband“, wahrend  Sclimid  auf  eine  Cbersetzung  verzichtet  hatte. 

Wie  schon  aus  dem  Wortlaut  hervorgeht,  i.st  diese  lumden  in 
der  Tat  ein  Verband  von  hundert  Männern.  Dieser  Verband  hat 
nach  den  sonstigen  Hestimmungen  des  (Jesetzes  wie  schon  oben 
kurz  erwähnt  ist,  ähnliche  Funktionen  wie  die  merowingische  centena. 

Durch  die  Judicia  ciuit.  Lund  wird  ebenfalls  eine  Versicherungs- 
gesellschaft auf  Gegenseitigkeit  gegen  Diebstähle  gegründet.  Dabei 
ist  angeordnet,  dati  ure  :elc  4 Pfennige  in  eine  gemeinschaftliche 
Kasse  zahlen  soll,  aus  der  dann  die  Diebstahlsschäden  ersetzt 
werden.  Da  von  der  Kinzahluugspflicht  ausdrücklich  die  anne 
Witwe  ausgenommen  ist,  pe  n»nne  foi'wyhrtan  mefde  ne  nän  h'md, 
so  ersehen  wir,  daß  alle  Kinwohner  von  London,  auch  Frauen, 
beitragsptlichtig  waren.  Da  andererseits  zu  der  hynden  nur  Männer 
sich  vereinigten,  so  ergibt  sich,  daß  die  hynden  nicht  identisch 
ist  mit  dem  Versichcrungsverband.  Sie  ist  nur  ein  Teil  der  V(-r- 
sicherten,  sozusagen  ,\ufsichtsbehörde  und  Exekutionsorgan.  In 
tlieser  Funktion  haben  die.  Mitglieder  der  hynden  datür  zu  sorgen, 
daß  die  Einzalilungen  und  Auszahlungen  richtig  erfolgen  und  haben 
die  Verfolgung  des  Diebes  zu  übernehmen. 

Wenn  wir  nun  die  auf  die  Spurfolge  bezüglichen  BestiTumungen 
mit  den  allerdiTigs  weit  ]>rimitiveren  in  den  merowingischen  Gesetzen 
vergleichen,  so  ergibt  sich  für  die  Nelieneinandersb'llung  von  hynden 
und  centena  Etwas  sehr  Interessantes.  Während  in  der  Decretio 
('hlotarii  immer  davon  die  Rede  ist,  daß  die  Spur  von  einer  centena 
in  die  andere  führt,  linden  wir  nicht  auch  hier  den  Fall  erwähnt, 
daß  die  in  einer  hynden  gefundene  Spur  in  eine  benachbarte 
hynden  hinüberleitet.  Es  beißt  ledigtich  in  cap.  8,4 
and  gif  man  s]»dr  gespirige  of  scyre  on  offre; 
es  wird  also  nur  eine  Spurleitung  von  einer  scire  in  eine  andere 
angenommen. 

Dies  unterstützt  die  sich  schon  aus  der  Entstehung  der 
hynden  ergebende  .\nnahme,  daß  diese  hynden  lediglich  ein 
rein  persönlicher  Verbaml  von  hundert  Mann  war,  ohne  jede  Be- 
ziehung auf  territoriale  Verhältnisse,  abgesehen  davon,  daß  diese 
hundert  Männer  Einwohner  der  civitas  Lundoiiiae  waren.  Diese 
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liynden,  gewissermaßen  ein  Ausschuß  der  Einwohner  Londons, 
konnte  auch  jeweils  den  gleichen  Bestand  von  hundert  Mann  haben. 
Denn  Nichts  hinderte  einerseits  die  Ergänzung,  wenn  ursprüngliche 
Mitglieder  wegfielen,  nichts  zwang  andererseits  dazu,  die  Zahl  von 
Hundert  zu  überschreiten. 

Wenngleich  nun  diese  hynden  einen  wesentlich  anderen  Ein- 
druck macht  als  die  hynden  in  den  Gesetzen  Ines,  so  ist  im 
Grunde  doch  kein  Unterschied.  Hemden  ist  hier  wie  dort  nichts 
anderes  als  die  Hundertzahl.  Eine  Sache  für  sich  ist  es,  daß  wir 
es  dort  mit  Hunderten  von  Hiden  und  Schillingen,  hier  mit  Hun- 
derten von  Männern  zu  tun  haben. 

Eine  andere  Frage,  die  zwar  auf  diese  Auffassung  des  hynden 
ohne  Einfluß  bleibt,  aber  doch  hier  nicht  ganz  übergangen  werden 
darf,  ist  es,  ob  innerhalb  der  ci^^tas  Lundonie  nur  eine  oder 
mehrere  hynden  vorhanden  waren.  Da  sowohl  cap.  3 von 
mehreren  hynden  spricht,  als  auch  cap.  8,1  von  mehreren 
hyndenman,  so  ist  hieraus  auf  eine  Mehrzahl  von  hynden  zu 
schließen.  Man  darf  aber  nicht  übersehen,  daß  die  Annahme 
mehrerer  hynden  in  einem  Bezirk  zu  Schwierigkeiten  führt,  die 
ich  hier  allerdings  nur  andeuten  kann.  Da  nämlich,  wie  oben 
festgestellt,  dem  Versicherungsverbande  auch  Leute  angehören,  die 
nicht  in  der  hynden  sind,  so  müssen  wir  fragen,  nach  welchem 
Gesichtspunkte  fe.stgestellt  wurde,  zu  welcher  hynden  diese  Per- 
sonen finanziell  zu  rechnen  seien.  Denkbar  wäre  z.  B.,  daß  in  jedem 
Vogteibezirk  eine  hynden  gebildet  wurde,  sodaß  der  Wohnsitz  in 
einem  solchen  Bezirk  maßgebend  war.  Doch  dies  nur  nebenbei. 

Für  uns  ist  wesentlich,  daß  nach  All  dem,  w;is  wir  über  die 
hynden  in  den  Jud.  civ.  Lund,  wissen  und  was  hier  ausgeführt 
ist,  die  hynden  keine  altgermani.sche  Hundertschaft  ist.  Niclit  nur, 
daß  sie  jedes  territorialen  Charakters  entbehrt,  ist  sie  auch  schon 
durch  ihr  starres  Zahlensystein  von  der  Hundert.schail  weit  ver- 
schieden. Und  endlich  spricht  auch  der  Wortlaut  des  angeführten 
cap.  3 dafür,  daß  diese  Hundertverbände  erst  durch  die  lud.  civ. 
Lund,  eingeführt  wurden.  Hierbei  ist  auch  noch  darauf  aufmerk- 
sam zu  machen,  daß  der  Wortlaut  keineswegs  zwingt,  hynden 
für  die  technische  Bezeichnung  dieser  Verbände  anzusehen,  wenn- 
gleich es  wahrscheinlich  ist,  daß  hynden  im  allgemeinen  „Hun- 


Digitized  by  Google 


1«4 


dcrtzahl“,  im  besotuleven  aber  {jerade  die  „Hiindertzahl  der  zur 
Diebstalilsverfelgung  zusammongetretenen  Männer“  bedeutete. 

Es  kann  also  niclit  davon  die  Hede  sein,  daß,  wie  Kemble 
meint,  die  hvnden  „dem  entspraeh,  was  wir  gewöhnlich  eine 
Hundertscliaft  nennen“,  aucli  nicht  davon,  daß  sie  auch  nur  „ur- 
sprünglich eines  und  dasselbe  waren“.  Wenn  Kemble  dies  au.s 
Ine  54  jir.  zu  beweisen  sucht,  so  greift  er  dabei,  wie  die  obigen 
Ausführungen  zeigen,  vollkommen  fehl'). 

Alles  bisher  Ge.siigte  ist  dahin  zusammenzufassen,  daß  die  in 
angelsächsischen  besetzen  envähnte  hynden  keinen  .Anhaltspunkt 
gibt  für  das  Vorkommen  von  Hundertschaften  auf  angelsächsischem 
(lebiet. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zu  dem  hundred,  das,  wie  schon 
Eingangs  eraähnt,  zumeist  als  die  Hundertschaft  der  Angelsachsen 
angesprochen  winl.  Hat  die  herr.schenile  Meinung  Recht,  so 
müssen  nicht  nur  die  angelsächsischen  hnndred  den  kontinentalen 
in  der  Struktur  gleichen,  .sondern  man  muß  sie  auch  von  .Anfang 
an,  d.  h.  von  der  angelsächsischen  Einwanderung  an  in  England 
annehmen;  denn  die  germanische  Hundertschaft  ist,  wie  wir  gesehen 
haben,  eine  mit  der  Hesiedlung  zusammenhängende  und  mit  ihr 
gegebene  Einrichtung,  die  künstlich  nicht  ins  Leben  gerufen 
werden  kann. 

Gellen  wir  nun  bei  der  Untersuchung  des  .Alters  des  angel- 
sächsischen hundred  vom  AVort  aus,  so  zeigt  sich,  daß  es  ver- 
hältnismäßig jung  ist.  Wie  schon  wiederholt  festgestellt,  findet 
es  sich  zuerst  in  Gesetzen  des  Königs  Eadgar*),  oder,  wenn  wir 
den  Quadriiiartitus  licranziehen,  schon  in  einer  institutio  des  Königs 
Eadmund^);  also  entweder  erst  naidi  i)4<!  oder  schon  zwischen  !)40 
und  !t4<i,  jedenfalls  nicht  früher  als  im  Ul.  Jahrhundert.  An 
diesem  Ergebnis  der  (Quellenforschung  haben  auch  die  neueren 
(Quellenveröflentlichungen  nichts  zu  ändern  vermocht.  Insbesondere 
sei  daraufhingewiesen,  daß  eine  von  de  Gray-Hirch  ohne  kritischen 
Veniierk  mit  der  Jahreszahl  (!(i4  aufgenommene  Urkunde,  in  der 
allerdings  von  Hundreda  die  Sprache  ist,  längst  als  eine  spätere 


')  Kemble,  Die  Sachsen  in  Eaigland  I S.  lilOti'. 
’)  l.ieb ermann,  Gesetze  S.  UI2. 
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Fälschung  der  Möiiclie  von  Peterborungli  erkannt  wurde').  Dodi 
dürfen  wir,  wie  uns  das  Beispiel  der  fränkischen  centena  zeigt, 
aus  diesem  s|>ä(en  Vorkommen  des  Wortes  hundred  keineswegs 
schliellen,  dat!  das  hnndred  auch  der  Sache  nach  nicht  älter  ist. 

Frühere  Schriftsteller,  wie  Lappenherg,  Turner,  Lingard, 
Palgrave  sind  bei  der  Knvähnung  des  hundreil  an  der  Alters- 
frage stillschweigend  vorttbergegangen  und  haben  sich  mit  der 
Feststellung  begnügt,  datl  es  in  Kngland  Hundertschaften  gegeben 
hat.  Krst  K.  Matirer*)  ist  der  Frage  nähergetreten,  ob  das 
hnndred  eine  Kinrichtung  der  späteren  Zeit,  etwa  des  (iroUkönig- 
tums  unter  .■Mfred  ist,  oder  ein  schon  am  Anfang  der  angel- 
sächsischen Staaten  vorhandener  Bezirk.  Seine  .\usführungen 
endigen  mit  dem  Ergebnis,  dali  das  hnndred  keine  neuere 
Bildung  ist’). 

Von  den  auf  Maurer  Iblgenden  Schriftstellern  ist  ihm 
H.  Schmid*)  entgegimgetreten,  hat  sich  .\dams’)  seiner  .An- 
schauung angeschlossen.  Unabhängig  von  Maurer  vertritt  die 
gleiche  .Ansicht  Kerable")  und  nach  ihm  Stubbs').  ln  neuester 
Zeit  ist  soflann  die  Frage  von  Chadwick")  behandelt  worden,  der 
zu  folgendem  Schlüsse  kommt:  ,On  the  whole  therefore  .1  am 
inclined  te  believe  timt,  though  the  nation  or  shire  w<is  from 
early  times  reckoned  in  hundre<ls  of  Indes,  the.se  hundreds  were 
not  used  as  units  for  administrative  purposes  betöre  the  time  of 
Edmund,  aud  that  the  Organisation  then  adojded  was  borrowed 
from  Ifanish  custoiu“. 

Dem  gegenüber  erscheint  eine  Untersuchung  tler  Quellen 
nicht  übertlüssig. 


')  Vi\  de  <iriiy- li  irch,  ('arluiHriinii  Sasoniciiin  I S.  22  Nr.  38. 

’)  In  der  .Kritiaehen  ('bi:rscliaii  für  (iesetzgebiiiig  und  Keebtawissen- 
schafl'“  1 S.  73  fT,  wnselbst  die  iiltero  Literatur. 

’)  A'gl.  über  das  A'urkimimcii  von  .bundred“  aiicb  die  Uiitersuebiingen 
von  Steenstru]),  Itanelag  S.  77  ff. 

*)  a.  a.  0.  a.  v.  imndred. 

'Ilic  .\nglo-.Saion  courts  of  Law  in  b’ssays  in  Anglo-Saion  Law. 

«)  a.  a.  0.  S.  200  ff. 

’)  ('onstitutional  biatory  of  Knglaiid  I S.  9<iff,  Vgl.  auch  .\.  Bugge  a.  a. 
0.  (ob.  S.  14  Aiiui.  8)  S.  42* 

")  Cbadwiek,  a.  a.  O.  .S.  23Uff,  248.  . . . .... 
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Die  Verordnung  über  das  Hundredgemnt  enthält  in  cap.  ä 
folgende  Bestimmung: 

„Eac  we  ewa-don,  g^f  liim  hundred  bedrife  trdd  on  oder 
hundred,  |)a*t  mon  cyffe  dam  hundredesman  and  he  d"onne 
dser  midfare“. 

Daraus  ergibt  sich,  dall  dieses  hundred,  anders  als  die  vor- 
behandelte hynden,  Grenzen  hatte.  Dagegen  zeigen  die  übrigen 
Bestimmungen  der  Verordnung  eine  nahe  Verwandtschaft  zwischen 
hynden  und  hundred.  Wie  die  hynden  ist  auch  das  hundred  in 
Zehntschaften  geteilt,  auch  bei  ihm  steht  die  Verfolgung  von 
Dieben  im  Vordergrund  und  alle  vier  Wochen  findet  eine  Ver- 
sammlung statt.  Die  Grenzen  aber  stellen  das  hundred  zur 
fränkischen  centena  und  von  hier  aus  rechtfertigt  sich  die  Frage, 
ob  das  hundred  eine  geiTnanische  Hundertschaft  ist.*) 

Ich  stehe  nicht  an,  sie  aus  verschiedenen  Gründen  zu  ver- 
neinen. 

Auffallend  ist  in  erster  länie,  dall  die  hundred  als  kleine 
Gebiete  behandelt  werden,  kleiner  als  eine  byrig,  ausdrücklich 
einer  smalu  byrig  gleichgestellt. 

IV  Eg.  4.  To  »leere  byrig  XXXIII  syn  gecorene  to  gewytnesse 
5.  to  smaluni  burgum  and  to  »Icum  hundrede  XII, 
butnn  ge  mä  willan. 

Auch  in  anderer  Bestimmung  tritt  das  hundred  als  kleines 
Gebiet  hemr.  So  z.  B. 

I Atr.  1,3.  Gif  se  äö'  |)onne  forffeume,  ceose  pe  man 
ponne,  pe  p»r  betyhtlet  sy,  swa  hwed'er  he  wylle  swa  anfeald 
ordal  swa  j)undes  wurpne  aü  innan  pam  prim  hundredan, 
ofer  prittig  peninga. 

Da  ferner  die  Eidlülfe,  wie  überhaupt  im  germanischen  Recht, 
so  gerade  nach  der  einschlägigen  angelsächsischen  Eidformel 

Swer.  ti.  On  üone  Drillten,  se  ad'  is  cl»ne  and  unma“ue, 
ffe  N.  swor. 

Kenntnis  der  Person  des  Haiiptsi-hwörers  voraussetzt,  so  können 
die  Eidhelfer  nur  dann  aus  den  benachbarten  Hundertschaften  ge- 

')  Zu  dem  hundred  der  Verordnung  über  das  hundredgeimit  ist  auch 
das  huiidretnin  in  III  Km.  2 zu  stellen.  Man  beachte  die  Huße  von  30  sc. 
in  Hu.  7,1  uud  111  Km.  2;  die  30  l'fennig-Fülle  in  Hu.  entsprechen  sachlich  ' 
nicht  111  Em.  2. 
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nonimen  werden,  wenn  diese  so  klein  sind,  daß  die  Kinwohner 
der  einen  die  der  benachbarten  kennen  können. 

Audi  das  hundredfiemot  macht  keineswegs  den  Kindruck 
eines  Hundertschaftsgericlits.  Wenn  bestimmt  wird  in 

Hu.  7.  On  hundrede  swa  on  mVer  gemnte  we  wyllaA,  pset 
mon  folcriht  geta-ce  a*t  a'lcere  spa;ce,  and  andagie,  hwa-nne 
man  pad  gela-ste. 

so  ist  daraus  nicht  nur  zu  scliließen,  daß  das  hundredgemot  noch 
jung  und  der  Rechtsgang  dortselbst  noch  nicht  durch  alte  Tradi- 
tion geregelt  ist,  sondern  auch,  daß  es  außer  ihm  ein  Hericht 
gibt,  das  nach  der  Anschauung  des  Gesetzgebers  dem  Recht  ge- 
mäß abgehalten  wird  und  dem  Recht  gemäß  urteilt;  dieses  andere 
Gericlit  erscheint  als  das  typische,  ordentliche'). 

Dazu  kommen  noch  andere  Gründe. 

Die  Bezeichnung  liundred  erscheint  an  sich  schon  ungeeignet 
für  eine  germanische  Hundertschaft.  Wenn  wir  auch  nicht  wüßten, 
daß  es  in  Kngland  Gebiete  von  je  hundert  oder  hundertundzwanzig 
Hiden  Flächeninhalt  gegeben  hat,  w'ürden  wir  annehmen  können, 
daß  hnndred,  sofern  nicht  eine  Gruppe  von  hundert  Personen, 
dann  doch  ein  .solches  Gebiet  von  bestimmter  Hidenzahl  be- 
zeichnen soll.  Während  z.  B.  das  schwed.  hundari  sehr  wohl 
geeignet  ist,  das  Siedlungsgebiet  eines  Wanderhaufens  zu  be- 
zeichnen, eben  wegen  seiner  Bildung  aus  hund,  ist  es  hundred 
so  wenig  als  nur  möglich.  Denn  hundred  bezeichnet  nicht  eine 
Menge,  sondern  ist  ja  gerade  das  gezählte  Hundert,  wie  schon 
oben  ausgeführt  ■'O- 

Sodann  widerspricht  die  angelsächsische  Besiedlungsgeschichte 
ganz  allgemein  der  Annahme  angelsächsischer  Hundertschaften. 
Aus  Beda^)  und  dem  Chron.  Anglosax.'*)  selbst  ersehen  wir 

')  Von  diesem  ordeiifliclien  (iericlit  scheint  mir  zu  reden 
II  Edw.  8 Je  Wille  piet  ade  gorefa  liiebbe  geinot  h yijibe  feower 
w'uean;  und  gedon,  lYait  aelc  spra'c  luebbe  ende  and  andagan,  bwamne 
hit  forlVcunie. 

Killen  Unterschied  zwischen  diesem  gemut  und  dem  hundredgemot  nimmt 
auch  an  Chadwick,  a.  a.  O.  8.  2-IÜ. 

»)  S.  oben  S.  62. 

’)  Beda,  llistoria  ecelesiastiea  ed.  I’luinnier  Buch  1. 

*)  1,'hronicou  anglosaxonieuni  cd.  l’liimmer:  zu  vgl.  die  Kachrichten  bis 
etwa  a.  oOO. 
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deutlich,  daß  die  Nacliriclit  der  letztgenannten  Quelle  über  die 
Einwanderung  der  Sachsen,  Jüten  und  Angeln  ini  Jahre  449  nicht 
so  aulgefaßt  werden  darf,  als  seien  in  diesem  Jahre  alle  die 
(lernianen  eingewandert,  die  wir  etwa  im  Jahre  (i(K)  in  England 
linden.  Die  Ansiedlung  war,  wie  Ereemann ')  sagt  „the  result  nf 
a series  of  separate  expeditions,  long  continued  and  perhaps  in  point 
of  time,  continuous,  but  unconnected,  and  independent  uf  one  another.“ 
Sie  ist  in  ihrer  .Allmählichkeit  zu  vergleichen  der  Landnäma  auf 
Island. 

Dazu  kommt,  daß  sich  schon  vor  der  großen  Einwanderung 
Uermanen,  zurückgebliebene  römische  Soldtruppen,  in  England  an- 
gesiedelt hatten,  die,  wenn  sie  sich  nicht  in  die  Organisation  der 
Ureinwohner  einfügten,  auch  nicht  nach  .Abzug  der  römischen 
Truppen  Hundertscluiftsverbände  und  Hundertschaftsbezirke  er- 
richteten. Die  herüberkommenden  Juten,  Sachsen  und  .Angeln, 
denen  wohl  schon  kleinere  Züge  vorausgegangen  waren,  werden 
sich  ebenso,  wie  dies  ihre  schon  ansässigen  Stammesbrüder  einst 
getan  batten,  inmith'n  der  einheimischen  Hevölkerung  niedergelassen 
haben.  Kleinere  Abteilungen  von  nur  wenigen  Familien  haben 
sich  wohl  bestehenden  Ansiedlungen  angeschlossen.  Kamen  dann 
und  wann  größere  Haufen,  dann  werden  .sich  diese  neue  .An- 
siedlungen geschaffen  haben. 

Bei  diesen  Ansiedlungen  wurden  dann  auch  Einrichtungen 
administrativer  und  gerichtlicher  Art  Tiötig.  Vermutlich  stand  in 
der  ersten  Zeit,  in  der  Einfälle  und  .Angriffe  der  Ureinwohner  den 
Frieden  nicht  aufkomrnen  ließen,  auch  die  Leitung  innerer  .An- 
gelegenludten  dem  heretoga  zu.  oder  mau  wählte,  was  später  wohl 
Kegel  wurde,  einen  ealdonnan.  Das  mußte  dann  dazu  führen, 
daß  sich  allmählich  Gerichtsbezirke  bildeten,  in  denen  regelmäßig 
Gericht  gehalten  wurde.  Es  entstanden  staatliche  Gel)ilde,  die  in 
ihren  Funktionen  genau  einer  germanischen  Hundertschaft  ent- 
sjuachen,  imsofern  auch  sie  ordentliche  Gerichtsbezirke  waren. 
Aber  was  sie  von  der  Hundertsebaft  ebenso  trennte,  wie  etwa  die 
langobarilische  scnldasia,  das  war  ilire  Entstehungsgescbichte,  ihr 
Hervorgehen  aus  dem  Bedürfnis,  das  sich  nach  der  kolonisatorischen, 
allmählichen  Inbesitznahme  des  Landes  herausstellte  und  in  einer 


9 Tbc  iiurmaii  Conquest  I S.  15  fl'. 
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Weise  befriedigt  wurde,  die  auf  den  Innrichtungen  der  alten 
Heimat  fußte,  aber  sie  nicht  unmittelbar  fortsetzte. 

Dabei  waren  die  rmstiinde  für  die  Kntstehung  echter  Hundert- 
schaften noch  ungünstiger  als  bei  den  Langobarden.  Während 
hier  das  Volk  noch  in  verwandtschaftlicher  Gliedening  wandelte, 
wie  uns  die  schon  erwähnte  fara  zeigt,  waren  die  einzelnen  Haufen, 
die  unter  einem  heretoga  noch  England  segelten,  Ansammlungen 
von  KriegslustiJ;en  und  Beutelustigen,  die  dem  Ruf  eines  Führers 
folgten,  bunt  zusammengewürfelt  und  nicht  durch  die  Bande  der 
Verwandtschaft  verbunden. 

Das  sich  so  darbietende  Ergebnis,  daß  das  angelsächsische 
hundred  keine  gennanische  Hundertschaft  i.st,  be.riätigt  sich,  wenn 
wir  auch  noch  einige  der  Bestimmungen  ins  Auge  fassen,  in  denen 
das  hundred  erwähnt  wird. 

In  einer  Reihe  von  Bestimmungen  erscht‘int  das  hnndred  wie 
die  lu'nden  der  .Tud.  civ.  Lonil.  als  eine  Vereinigung  von  10  Zehnt- 
schaltcn.  So  insbe.sondere  in  der  Verordnung  über  das  Hundert- 
gemot,  wo  von  dem  teod'ingmann  die  Rede  ist.  Aber  auch  in 
II  Cn.  "20  „and  we  wyllad  pa-t  :elc  freoman  beo  on  hundrede 
and  on  tcoiVunge  gebroht,  . . . ofer  pa*t  he  byiV  XII 
wintre  . . 

eine  Bestimmung,  die  in  einem  Text  überschrieben  ist:  piet  ade 
mon  beo  on  teoiVunge. 

In  die.sen  Fällen  zeigt  sie  ihre  enge  Verwandtschaft  mit  der 
hynden')  und  ist,  wie  diese,  als  ein  rein  persönlicher  Verband 
aufzufassen,  dem  man  ja  auch  nicht  angehört,  weil  man  in  einem 
bestimmten  Gebiete  wohnt,  sondern  nur  weil  und  wenn  man  darin 
aufgenommen  ist  und  dem  der  Minderjährige  nicht  angehört. 
Allerdings  scheint  dem  die  schon  oben  herangezogene  Stelle  zu 
widersprechen. 

(,’n.  .0. : Eac  we  cwaolon,  gyf  him  hundred  bedrife  tröd 
on  oiVer  hundred  .... 
zumal  im  Zusammenhalt  mit 

II  As.  H,  4 and  gif  mon  spilr  ges])irige  of  scyre  on  otVre  . . . 
-\ber  man  darf  nicht  übersehen,  daß  sich  die.se  Stelle  auch 
erklären  läßt  ohne  abgegrenzte  Hundredbezirke.  Die  in  einem 

')  Vgl.  l'hadwick  a.  a 0.  S.  247  .4nm.  1. 
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hundred  vereinigten  Personen  werden  sciion  von  Anfang  an  auch 
beisammen  d.  h.  benachbart  gewohnt  haben.  Und  ans  diesem 
Grunde  haben  Grenzen  bestanden,  ohne  dali  eine  rechtliche  Ab- 
grenzung stattgefunden  hatte,  oder  überhaui)t  Grenzen  von  reclit- 
licher  Bedeutung  waren.  Wenn  z.  B.  im  Hause  des  dem  hundred  a 
angehörenden  A etwas  gestohlen  wurde  und  man  die  Spur  in  das 
Haus  des  B leitete,  der  dem  hundred  b angehörte,  so  konnte  man 
sehr  wohl  sagen,  daß  die  Spur  aus  dem  hundred  a fn  das  hundred  b 
geleitet  worden  war. 

Während  aber  da.s  hundred  anfangs  nur  als  persönlicher  V'er- 
band  der  Verfolgung  von  Dieben  diente,  scheinen  sieh  .seine 
Funktionen  allmählich  enveitert  zu  haben. 

Aus  der  Verfolgung  und  dem  Einfangen  des  Diebes  mag  sich 
zunächst  da.s  Bestrafen  des  eingefangenen  Missetäters  und  dabei 
das  tiundredgemot  entwickelt  haben.  Das  hundretlgeinot  konnte 
nicht  nur  Notgericht  sein,  weil  auch  Gewährenprozesse  in  Frage 
kommen  konnten  und  überhaupt  Beweisaufnahmen.  Von  hier  aus 
scheint  sieh  dann  das  hundredgemot.  dem,  wie  schon  hervor- 
gehoben, zunächst  ein  osVer  gemot  gegenüberstand,  in  dem  wir 
vielleicht  das  kentische  fing  wiederfinden,  zu  einem  Untergericht 
schlechthin  entwickelt  zu  haben,  womit  eine  territoriale  Begrenzung 
Hand  in  Hand  gegangen  sein  mag.  So  erscheint  das  hundre<l  in 
(hm  (Jesetzen  Knuts,  z.  B. 

II  Cn.  ;ila:  and  gif  hine  man  :eniges  pingccs  teo  and- 
swarie  innan  parn  hundrede,  p:er  he  on  beclypod  beo,  swa  hit 
rihtlagu  sig. 

Diese  Entwicklung  des  hundn'dgonot  zum  Untergericht  war 
vielleicht  schon  zu  Zeiten  Eadgar’s,  also  Mitte  des  10.  .lahr- 
hunderts  vollendet.  Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  das  nur  zweimal 
im  .Jahre  stattfindende  scirgemot.  das  sich  überdies  durch  die 
Anwesenheit  des  Shirebisch(jfs  als  ein  höheres  Gericht  charakterisiert, 
alle  Bechtsfälle  außer  Diebstählen  sollte  (»rledigt  haben. 

Soviel  über  dic'se  Seite  der  Frage.  Was  sodann  den  Zu- 
sammenhang des  hundred  mit  eiiuun  territorialen  hundred  von 
1(K)  oder  12U  Hiden  anlangt,  so  steht  auf  (irund  der  Unter- 
suchungen englischer  Schriftsteller  fest,  daß  es  in  England  Ge- 
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biete  von  100  oder  l'iO  Hiden’)  gab.  Hierbei  ist  es  ohne  Belang, 
daU  und  aus  welchem  Orund  die  einzelne  Hide  in  den  ver- 
schiedenen Distrikten  verschieden  war.  D,agegen  ist  ein  Zusammen- 
hang zwischen  diesen  hundred  und  den  im  Vorausgehenden  be- 
handelten aus  den  Quellen  nicht  ersichtlich.  Auch  die  Stelle  in  den 
Ivcis  Wl.  ’JS  De  stretwarde.  De  chascuns  X Indes  del 
hundred  un  hume  dedenz  la  feste  seint  Michel  e la  seint 
Martin 

könnte  nicht  dafür  angeführt  werden.  Daß  dieses  hundred  in  Hiden 
geteilt  werden  konnte,  ist  nac^h  dem  über  die  allmilhliche  Knt- 
stehung  des  territorialen  hundred  aus  dem  hundred- V’erband  Ue- 
sagten  nicht  überraschend.  Und  mehr  sagt  die  Bestimmung  nicht, 
insbesondere  nichts  davon,  daß  in  jedem  hundred  hundert  Hiden 
waren.  Das  ist  sogar  unwahrscheinlich,  da  gleich  die  folgende 
Bestimmung  Leis  Wl.  ‘iS,!  den  Fall  vorsielit.  daß  der  guardireve 
allein  dreißig  Hiden  besitzt. 

Auch  die  Entstehung  des  persönlichen  hundreil  einerseits,  des 
territorialen  andererseits  weist  m.  E.  darauf  hin,  daß  zwischen 
beiden  zu  unterscheiden  ist.  Wie  sollte  das  ohne  jede  Rücksicht 
auf  Hidenzahl  entstandene  persönliche  hundred  mit  dem  Hiden- 
hundred  in  Übereinstimmung  gekommen  sein? 

Der  gleiche  „Name“  hundred  kann  dieses  Ergebnis  nicht 
stören.  Denn,  ganz  anders  wie  huntari  oder  auch  centena,  ist 
hundred  sowenig  ein  Name  wie  liynden.  Es  heißt  „Hundertzahl“. 
Welche  Einheiten  aber  in  der  Hundertzahl  vorhanden  sind,  das 
ist  eine  Frage  für  sich  “). 

Man  kann  somit  der  oben  erwilhnten  Schlußfolgerung  von 
Chadwick  nicht  beitreten. 


')  Vgl.  Maitland,  ODim'sday  boock  and  beyond  S.  451  f.  4.55;  „Wc 
8com  ti‘  8CC  pretly  plainly  timt  Worccstcrsbire  bas  bcen  dividcd  into  twtdve 
dcstricts  known  as  luindreds,  cach  of  whicli  haa  cnntaincd  ItX)  hides.“ 
Andrews,  Tbc  idd  cnglish  inanor  S.  79  Anm.  2 (bcs.  für  das  kentisebe 
hundred  nach  Maitlandj  85  f.  Kound,  The  feudal  Kngland.  Chadwick, 
a.  a.  0.  S.  24(1  ff.  Vgl.  ferner  v.  Ainira,  Grundriß’  S.  72.  Kliainin,  die 
Großhufen  der  Nordgermanen  ,S.  219  ff. 

*)  Uber  wapengetsec  vgl.  d.  Srhlnß  des  folgenden  Abschnitts. 

*)  Von  hier  ans  entfillt  die  Notwendigkeit,  das  Verhältnis  zwischen 
scire  und  hnndred  an  dieser  Stelle  zu  beleuchten.  Auch  wenn  die  scire  in 
der  Kegel  ein  nraprünglieh  selbständiges  Herrschaftsgebiet  ist,  so  folgt 
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IX.  Hundart,  herath  and  häräth. 

V’on  (len  nordgennanischen  Recliten  keimt,  wie  schon  oben 
hervorgelioben,  eines,  näinlicli  das  sehwedisclie,  den  HegrilT  Imndari  ‘). 
Allerdings  ist  er  auch  dort  nicht  über  das  ganze  Land  verbreitet. 
Nur  l'pland,  Siiderinannaland,  t’astinannaland  und  das  Stadrecht 
des  Königs  Magnus  Kriksson  kennen  ein  hundari,  nicht  aber  Ost- 
götaland,  Vestgötaland  und  Helsingeland.  Da  wir  aus  dein  (Je- 
biete  der  Tiulnera|)  überhau]it  keine  Reclitsaufzeichnungen  be- 
sitzen, so  können  wir  demnach  sagi-n,  dati  das  hundari  iin  (ie- 
biete  der  Svear  vorhanden  ist,  in  dem  der  Uötar  dagegen  fehlt; 
nur  Helsingelagh  hat  von  den  Landeni  der  Svear  allein  kein  hundari 
aus  einem  unten  noch  zu  besprechenden  (trimde*).  Die  Ansichten 
der  schwedisclien  Schriftsteller  über  das  Wesen  des  hundari  bauen 
im  (Irolien  und  (ianzen  auf  den  Ausführungen  von  Strinnholm 
oder  von  Verelius  und  Ihre  auf  So  sagt  z.  II.  Schlyter,  dat! 

ilarau.s  iiatnrlicb  nicht,  daU  sie  in  Humicrtschaften  eingutcilt  war,  wu^  man 
dies  — einen  entsprechenden  Zusaininenhang  vorausgesetzt  — bei  den 
salischen  Gauen  und  Grafschaften  anzunelnnen  liätte.  Doch  möchte  ich 
der  Vermutung  Ausdruck  geben,  daß  der  Name  scire  keinesfalls  aus  der 
Zeit  solcher  Selbständigkeit  herrührt  und  nicht  über  die  (iründung  des 
angelsächsischen  Großruiches  hinaufreicht.  Denn  die  scire  (von  scieran- 
schneiden)  ist  Teil  eines  größeren  Ganzen,  wie  schon  Stcenstrup,  Danelag 
S.  74  hervorgehoben  hat.  Vgl.  über  solche  Zusammenhänge  Chadwick, 
a.  a.  0.  S.  2821V.  Adams,  a.  a.  O.  S.  19:  .The  facta  above  cited  authorizo 
the  assnmption,  as  a general  law,  oft  the  principle  that  the  State  of  tlie 
seventh  Century  became  the  Shire  of  the  tenth,  while  the  Sliire  of  the 
suveiitli  Century  bi'camc  the  Hundred  of  the  tenth.“ 

')  Vgl. zu  dem  Folgenden  Schlyter,  Juridiska  Afliandlingar  II  S.  38  If. 
Schlyter,  l’plandslagh  Glossar  ,s.  v.  hundari,  folkland,  attungr,  fia-r|)iingr, 
[)ing  und  Index  Xominum.  Naumann,  Svenska  stataförfattningens 
historiska  utveckling  <'ap.  I.  .1.  Nordströin,  Hidrag  tili  den  svenska 
sandiälls  - författningens  llistoria,  I,  S.  II  iV.,  II,  S.  .öOß  If.  II.  llilde- 
brandt,  Svenska  folket  under  hediiatideu  S.  202.  Tengberg  Om  de  äldste 
territoriale  indelning  i Sverige.  H.  Ilildcbrand,  Sveriges  Medeltid.  I. 
Hrunner,  UG.  T-*  S.  161  IV.  Schroeder,  Kg.*  S.  17.  v.  .Ainira,  (irundr.* 
S.  72  1V.  K.  II  i 1 de  1)  ran d , Svenska  stalsröiTattningens  historiska  l'tveckling 
S.  1 1 IV. 

>)  8.  u.  S.  20.7. 
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eine  Hiintlertscliaft  ursprüiif^Micli  ein  Landsebiet  war,  das  von  100 
oder  l'JO  Familien  bebaut  wurde').  Nordstrom *)  schließt  sich 
an  Strinnliolm  an;  ebenso  Naumann’),  H.  O.  Hildebrand*) 
und  K.  Hildebrand’). 

Das  älteste,  zuerst  besiedelte  Land  der  Svear  i.st  bekanntlich 
r])laml  und  aus  diesem  (irunde  erscheint  es  aiifrebracht,  das 
schwedische  hundari  an  den  u]ililndischen  Verhältnissen  zu  unter- 
suchen. 

.\iis  Uplandslash  ;;eht  deutlich  hervor,  daß  das  dort  genannte 
hundari  ein  räumlicher  Hezirk  ist.  Denn  es  wird  davon  ge- 
s|irochen,  daß  jemand  innerhalb  des  hundari  den  tJewerenzug 
vornimmt  ®),  daß  kein  hensmann  .seine  Pferde  in  das  hundari 
soll  laufen  lassen daß  in  jedem  hundari  eine  Dingstatt  sein 
S(dl"},  daß  jemand  innerhalb  des  hundari  einen  Heng.st  ein- 
lauscht"). 

Fiine  Heleuchtnng  erfahren  die.se  Stellen  durch  eine  andere, 
nämlich 

Fpl.  V.  XX  p.: 

Nv  six  um  alma-ningia*.  ligg:er  alma-ninga-r  bya-  madlum 
adlr  bolstajia*,  a*r  ra  ok  rör  til.  wieri  {);et  wa'rit  hawa^r,  :er  :ei 
ra  ok  rör  til  f»a  taki  hwar  bv  hallfwam  almaming.  Liggia-  ok 
vm  en  alma-ning  flere  byau'  ok  a*r  a-i  ski;el  bya^  madlum,  taki 
slict  by  sum  by  hwat  han  liggo'r  fore  mera-  :ellr  minna^.  liggier 
almamingmr  humhera-  madlum  :ellr  folklamhe.  a-r  ad  ra  ok  rör 
til.  hawi  halffwan  alma-nningbwart.  Iigg;er  alrnieninga-r  hnnda-ne 
madlum  a-r  ra  ok  rör  til  wa-ri  pad  want  a-r.  a-r  ad  ra  ok  rör 
til  skipti  waovildrad  pcra*  madlum  j pry  sumher  twa  löti  wars- 
koglner  ok  pripiung  almamingter.  Liggier  almamingaT  humhera' 
madlum  adlr  IblklamUe  hawi  hallfwam  almaming  hwart.  (.Nun 

')  .Xfliandliiif'iir  II  S.  52. 

3)  a.  u.  0.  1 S.  14  f. 

’)  a.  a.  0.  S.  4 f. 

*)  a.  a.  0.  1 S.  42. 
a.  a.  O.  S.  1 1. 

“)  Upl.  M.  XLV.  ,<irip;er  iioati  til  hcimils  man.sz  imiien  Imnibwris. 
l'pl.  K]).  X.  § 2 „iengiii  luerric  adlr  beiisinan  ma  siiu«  luestu'  j 
huiidicri  lata-  riirna’. 

’)  Opi.  p 1 pr.  . . . en  .skal  piiix.stap(er  wiera-  i hmidicri  hwiiriu. 

'■}  rpl.  Kp,  V.  .Sliiptir  man  ha-stum  iniKon  liunda-ria. 

T.  Schwerin,  altaenn.  UunderUcbaft  Ot 
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wird  gesagt  von  dem  Almänninger.  Liegt  ein  A.  zwischen  Dörfern 
oder  Hofstätten  und  ist  eine  (Jrenze  aus  Steinen  vorhanden,  so 
soll  es  sein  wie  es  war.  Ist  keine  Steingrenze  vorhanden,  dann 
nimmt  jedes  Gehöft  den  Almänniger.  Liegen  um  einen  A.  mehrere 
Dörfer  und  ist  keine  Grenze  zwischen  den  Dörfen,  so  nimmt 
jedes  Dorf  gleich  viel.  Liegt  ein  A.  zwischen  Hundaren  oder 
Volksliindern  und  ist  keine  Steingrenze  da.  dann  hat  jedes  die 
Hälfte  des  A.  Liegt  der  A.  zwischen  Hundaren  und  ist  eine  Stein- 
grenze da.  so  soll  es  sein,  wie  es  war  (wie  man  es  gewöhnt  ist). 
Ist  keine  Steingreiize  da.  so  teilt  man  gradlinig  zwischen  ihnen 
in  drei  Teile,  zwei  Teile  werden  Privatwald,  einer  wird  A.  Liegt 
der  A.  zwischen  Hundaren  oder  VT)lkslanden,  so  habe  jedes  den 
halben  A.) 

Der  Sinn  dieser  Hestimmung  ist  insofern  etw.us  unklar,  als 
der  letzte  Satz  nur  früher  Gesagtes  zu  wiederholen  scheint.  Immer- 
hin läßt  sich  der  wesentliche  Inhalt  mit  Bestimmtheit  feststellen. 

Gehandelt  wird  von  lUmi  almenning:er,  was  nach  Seblyter  silva 
et  pascinim  commune  ist,  jedenfalls  aber  Laml,  das  nicht  im 
Privateigentum  steht.  Wenn  nun  eine  solche  Allmende  zwischen 
zwei  Dörfern  oder  Gehöften  liegt,  dann  soll  sie  jedem  zur  Hälfte 
Zufällen,  d.  h.  die  Einwohner  jedes  Doii'es  und  jede  Hofstatt  sollen 
die  Hälfte  zur  Kodung  haben.  Es  wird  also  unterschieden  zwischen 
dem  by  und  dem  bolstaj>er  einerseits,  dem  almenninga*r  anderer- 
■seits,  als  zwischen  verschiedenen  räumlich  abgegrenzten  Teilen  des 
Bodens.  Das  Gesetz  fährt  nun  fort  und  stellt  den  Fall  so,  daß 
nicht  ein  by,  sondern  ein  hundari  oder  ein  folkland  in  Frage  steht. 
Daraus  folgt,  daß  auch  hundari  und  folkland  vom  almenningier  ver- 
schiedene Bodenflächen  sind  und  infolgedessen  nehmen  die  hundari 
nicht  die  ganze  Fläche  von  Upland  ein,  sondern  nur  einen  Teil, 
nämlich  Fpland  alizüglicii  aller  Allmenden. 

Es  ergibt  sich  aus  demselben  flokker,  daß  hundari  auch  eine 
andere  Bedeutung  haben  kann,  als  diese  eingeschränkte  des  be- 
nützten und  bewohnten  Landes.  Denn  „leneti  lmnd;eri  lellr  bol- 
st;i{)a-r  ma  anmers  allimening  fara*  lellr  tikia-  liwarti  j skoghum 
adlr  watnum  utam  hau  hawi  loff  adlr  legbu  fore  sik“  ').  Die  Allmende 
eeliört  also  zu  einem  hundari,  sie  ist  annars  alnueningier.  Und 

■)  I pl.  V.  XX.  § 3. 
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hieraii!<  folirt  nun  wiederum  die  weitere  Bedeutung'  von  liiindari. 
zutdlire  deren  die  Summe  der  Hundari  in  Ujiland  ;,deieli  ist  sranz 
rpland;  denn  da,  wo  eine  Steinj^renze  die  Allmende  teilt.  stiUtt 
ebenso  die  Allmende  des  einen  hundari  an  die  des  anderen,  wie 
fla,  wo  man  sie  erst  errichtet,  oder  jedem  die  Hillfte  zurallt. 
smlaU  das  Land  aufgeteilt  ist.  Zu  dieser  weiteren  Bedeutung  von 
hundari  .stimmt  es  amdi,  daü  für  einen  in  dem  alma-ningter  Er- 
schlagenen das  hundari  zu  zahlen  hat,  in  dem  er  liegt'). 

Es  ergibt  sich  also,  daLl  die  hundari  einzelne  Gebiete  sind, 
in  die  Uplaml  zerl'illlt.  Wie  sie  entstanden  sind  und  wel(;hem 
Zwecke  sie  im  Lande  dienen,  soll  das  Folgende  zeigen. 

Das  hundari  war  wieder  in  mehrere  Teile  zerlegt.  Für  be- 
sondere Zwecke,  wie  die  V'erj)roviantierung  des  Heeres  und  den 
Rrückeidjau  bestand  eine  Teilung  in  Hälften;  sodann  zeHiel  jedes 
liundari  in  Achtel  (attungr)  und  in  Viertel  (tiaopuTigr),  jedes 
.\chtel  in  liamj)na''). 

.\ndererseits  war  je  eine  Anzahl  von  Hundaren  zu  größeren 
Bezirken  zusammengefaßt,  nämlich  zu  den  drei  Volkslanden  Tiun- 
daland,  Attundaland  und  Fia-prundaland. 

Zu  diesen  .\amen  sind  zunächst  einige  Bemerkungen  zu 
machen.  Es  ist  in  den  drei  Wörtern  das  h vor  u geschwunden, 
sodaß  wir  es  bei  der  zweiten  Kom|)ositionshalfte  ursprünglich  mit 
einem  Worte  hundaland  zu  tun  haben’).  Die  ersten  Kompositions- 
hälften  sind  die  Zahlen  tiu,  atta  und  fiurir,  das  als  Prafi.v  die 
Form  ti;eper  — annimmt').  Erinnern  wir  uns,  daß  hund  das  alte 
Wort  für  hundert  und  der  allgemeine  Mengebegrilf  ist,  und  fügen 
hinzu,  daß  hund-a  der  Genetiv  Plural  eines  neutralen  a-Stammes 
ist,  so  zeigt  sich,  daß  hundaland  nichts  anderes  ist,  als  das  Land 
der  Hunderten  '').  Tiundalaml  i.st  das  Land  der  zehn,  Attundaland 
das  der  acht,  Fiiepiaindaland  das  der  vier  Hunderte. 


')  t'pl.  M.  VIII.;  „Wicrftair  man  W!P(jhiii  ok  shcgliin  j gatuin  . . . 
icllr  abnamingium  . . . Iiaii  a'r  gildaT  ut  tiiighum  iiiiruiii  . . . pad  ii  huii- 
theri  giaclda-  c liwar  pad  ligga-r. 

Vgl.  .statt  aller  Ijil.  Kg.  X und  V.  XXIII. 

Vgl.  Norden  .tltscliwediselie  (Jraininatik^  § '.Md. 

')  ebenda  § 483  Anm.  ‘2. 

Ilugge  a.  a.  0.  (oben  S.  14  Anm.  8)  .d.  lö.  Ilildebrand  Sverigi's 
.Medeltid  II  S.  37. 

13* 
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Wenn  mr  nun  andererseits  t)eachten,  daß  in  der  Tat  Tiunda- 
land  zehn,  Attiindaland  acht,  Fia-prundaland  vier  hundari  enthielt, 
so  ist  klar,  daß  hund  das  ursprünsrliche  Wort  für  den  He^'rilf  war, 
den  die  Schwellen  späterhin  hundari  hießen,  wir  Hundertschalt 
nennen.  Darin  liegt  zugleich  eine  Hestiitigung  dafür,  daß  hundari 
auf  hund  zurückzuführen  ist. 

Zu  bemerken  ist  hierzu  noch,  daß  in  s])iiterer  Zeit  Füeprunda- 
land  stitt  vierer  fünf  Hundaren  enthalt,  Tiuiidaland  dreizehn  statt 
zehn').  Aber,  wie  schon  Schlyter  hervorgehoben  hat*),  ist  dies 
darauf  zurückzufflhren,  daß  in  die.sen  beiden  Volkslanden  eine 
Teilung  alter  Hundaren  in  mehrere  jüngere  vor  sich  gegangen  i.st. 

Soviel  über  die  räumlichen  Verhaltnis.se  des  uplandischen  hundari. 

Wie  aber  centena  nicht  nur  ein  Gebiet  bezeichnete,  sondern 
auch  eine  (iru]>pe  von  Menschen,  so  können  wir  auch  bei  hundari 
eine  solche  I)o|)pelbedeutung  feststellen.  Am  deutlichsten  tritt  ge- 
rade die  Parallele  zu  centena  hervor  in  Upl.M.  VHIpr. 

„pa-r  a humberi  bana-  fimue  inna*n  nat  ok  i:emla*ngae  :ellr 
botum  uppi  halda*“. 

Das  hundari,  in  dem  der  Krschlagene  gefunden  wird,  zieht 
aus,  den  Mörder  zu  suchen  und,  wenn  es  ihn  nicht  findet,  muß 
es  die  Buße  an  die  Verwandten  des  'roten  zahlen  *).  AVir  werden 
aber  auch  hier  annehmen  dürfen,  daß  nicht  dius  ganze  hundari 
auf  die  Suche  ging,  sondern  nur  ein  eben  nötiger  und  ausreichender 
'i’eil,  ähnlich  wie  bei  der  centena. 

Dagegen  sind  die  Inwohner  des  hundari  in  ihrer  Gesamtheit 
gemeint,  wenn  es  in  Fph.M.  XVH  pr.  heißt: 

„Nu  will  man  wita*  drap  sa-tt  ok  bött  kia-rir  mal.seghande 
a-ptir  botum  adlr  kununga-r  adlr  huiuheri  . . 

Äußerst  zahlreich  sind  die  Falle,  in  denen  das  hundari  einen 
Teil  der  zu  zahlenden  Buße  erhält.  So  kommt  ihm  zu  ein  Drittel 
der  Buße,  wenn  ein  bonde  den  in  seiimmi  Hause  liegenden  Leich- 
nam früher  als  vor  Ablauf  von  drei  Nächten  aus  dem  Hanse 


')  l>iü  Kiitwicklung  der  einzelnen  (Jcliiete  bei  Schlyter  .\fh.  1 S.  (IG fl’. 
Styffe,  .Sk.indiniivien  linder  rniinisliden  S.  2G2IV. 

’)  ('nr|iii.s  Iuris  .Syen  (iidlinriiin  mit.  Hd.  III.  (il.js.sar  .1.  v.  Kjie|)riinda- 
land:  Afli.  II  S.  71  IT. 

V"l.  diizn  IjdM  IX,  § ;i  . . . liitlis  ad  dnipiirin  |)ii  giaddi  liiiiidieri 
sinn  fyrr  :vr  sa^lit. 
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bringt'),  arht  örtuge  im  Falle  eines  Totachlags ■);  es  nimmt  Teil 
an  der  einen  Hälfte  des  tveböte’). 

Hundari  ist  somit  ancli  Hezeicliining  für  einen  bestimmten 
Kreis  von  Personen,  der  innerhalb  eines  Hundari  wohnt.  Daß 
nicht  alle  Inwohner  des  Hundari  in  diesen  Kreis  gehören,  sondern 
nur  die  voll  Rechtsfähigen,  dürfen  wir  wohl  aus  den  eben  an- 
geführbm  Stellen  schließen. 

Nach  diesen  einleitenden  Hemerkungen  können  wir  zu  der 
Ilauidfrage  übergehen,  dem  Zusammenhang  des  ujiländischen  hundari 
mit  der  altgermanischen  Hundertschaft,  wohei  zunächst  die  Funk- 
tionen des  hundari  ins  Auge  zu  fassen  sind. 

Das  hundari  erscheint  in  r|)land  als  Dingbezirk.  In  jedem 
hundari  soll  eine  Dingstatt  sein,  an  der  der  hensman  alle  sieben 
'l’age  Ding  abhalten  mul.1.  Neben  sich  hat  er  ZAvei  vom  Y(dke 
gewalilte  Oeriehtspersonen,  die  domarar').  Auch  der  hensherr 
kann  ding  halten ‘). 

('her  dem  hundarisping  steht  das  folklandsping  als  (lerichts- 
versammlung  der  drei  Volklamh“  von  rjipland : Attundaland,  Fiieprun- 
daland,  TiundalamI  (|ung  allra  .svia). 

Zum  Verständnis  der  Funktion  dieser  (ierichte  muß  auf  ihre 
frühere  ileschichte  zurückgegritfen  werden.  Nach  der  Knichtung 
des  schwedischen  Königreichs  unter  Krik  Fmiindsson  erscheint 
allerdings  das  humlaris{nng  als  das  itericht  des  untersten  (ierichls- 
bezirks  und  diese  Stellung  hatte  es  Zeit  seines  Bestehens.  Das 
folklandsping  aber  erscheint  zu  die.ser  Zeit  als  eingeschoben  zwischen 
der  staatlichen  Centrale,  dem  König,  und  dem  hundarisping  als 
das  (iericht  eines  Mittelbezirks.  Dies  entspricht  nicht  den  histo- 
rischen Verhältnissen. 

Aus  der  Ynglingasaga")  wissen  wir  z.  B.  daß  Fia'pnmdaland 
und  Attundaland  unter  eigenen  liöftVingjar  standen,  die  liis  zur 


')  Ij.lK.  XII.  § 1. 

")  irplM.  IX.  § 1,2. 
obemla  XI  § 5,  ö. 

')  Vgl.  über  iloii  iloiiuir«  .Scbljlt  r .\l'b.  I .S.20äf.  II  S.  KM.  v.  .Viiiira 
(tbl-H.  1 S.  118.  Nonlströiii  11  S.  7(!.ä  II". 

'*)  l’pl.  p.  I pr. 

o)  In  (li;r  ,\iisg«be  «Icr  Hciinskriiigla  «los  Samt'imil  til  iidgiv.  iif  gamiiiel 
iiurilisk  LitiTatur.  (18U3.)  lli'sy.  durcli  1'.  .lunasonl  8.  IMl  cap.  341V. 
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Zeit  Jiiyiivld's  keinem  Könip;  untenvorfen  waren.  Sndann  berichtet 
die  Olalssasa  li.  li. '),  nachdem  sie  liie  einzelnen  Teile  von  Svijijoü 
autgezidilt  hat,  niimlich  S<idermannaland,  Vestmannaland,  Fjiejn'iinila- 
land,  Tiundaland,  Attnndaland  und  Sjnelland  in 

cajt  77  ....  I hverri  |)ciri  deild  landzins  er  .sitt  Iq;;- 
{)ing  ok  sin  Icjg  um  marga  hluti;  yfir  hverjum  iQgum  er 
iQgjuad'r,  ok  ra'iVr  hann  mestu  vid'  biendr,  [)viat  |iat  skolu 

l(jg  vera,  er  hann  ra'iVr  upj)  at  kveda 

Und  in  K.  7Hund  ff.  berichtet  sie  dann  von  pnrgnyr,  dem  iQgmapr 
von  'riundaland  und  seiner  Tätigkeit  am  Upsalahing  ‘)- 

War  auch  damals  schon  das  Königreich  Schweden  errichtet 
und  das  Ühergewicht  des  hjgmapr  von  Tiundaland  Ober  die  higmen 
der  übrigen  Vidkslaiule  begründet,  so  ersehen  wir  doch  daraus, 
dali  jedes  folkland  sein  h(g|)ing  hatte  und  eine  eigene,  laghsjigha 
bildete,  daU  die  drei  sjiäter  in  r])i)land  vereinigten  Volklande  ur- 
sprünglich selbständige  und  unabhängige  staatliche  (Jebilde  waren’) 
und  daß  ihre  Stellung  als  Mittelbezirk  einer  größeren  Organisation 
erst  im  Ijaufe  der  Zeiten  sich  herausgebildet  und  den  ursprüng- 
lichen Zu.stand  verwischt  hat*). 

Von  hier  aus  ergibt  sich,  wenn  wir  die  upplandische  (Jerichts- 
verfassung  mit  der  germanischen  vergleichen,  eine  Parallele  zwischen 
den  beiden  (terichten  der  gennanischen  Periode  einerseits,  folk- 
lan<lsj)ing  und  hundarisping  andererseits.  Und  es  ist  wohl  der 
Schluß  gerechtfertigt,  daß  die  noch  nachweisbaren  hundarisping- 
Stätten  noch  in  die  gennanische  Zeit  zurückreichen. 

Allerdings  ist  das  historische  hundari.sping  dem  gennanischen 
gegenüher  jedenfalls  in.soweit  verändert,  als  es  in  dem  heiismapr 
einen  Leiter  hat,  der  schon  seinem  Namen  nach,  aber  auch  bei 
.seinem  engen  Zusaimnenhang  mit  der  Königtnm.sveifassung  nicht 
in  die  germanische  Zeit  zurückreichen  kann.  Dagegen  vermittelt 

')  Hierüber  mich  Sclilyler  Afli.  11  10.V. 

'•)  Vgl.  hierzu  auch  die  (ireiizregiilierung  zwischen  1 'äiieiiiark  iiiul 
Schweden  Dipl.  .Suec.  1 S.  28,  wu  neben  Vertretern  von  Vestuiannalaml  und 
Oslgötaland  sulche  von  Tiundaland  und  f’ia'prnndalnnd  aul'trcten. 

’)  Die  historischen  VerhUltnisse  werden  vollkoimiien  übersehen  von 
K.  llildebrand  a.  a.  <>.  S.  12,  weshalb  dort  die  Annahme  vertreten  wird, 
es  könne  zwisrhen  hnndari  und  Land  ein  Zw  ischenbezirk  cingcschoben  sein, 
ebenda  11. 
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der  doraare  den  Zusammenhang  mit  der  früheren  Periode,  wenn- 
f^leicli  sieh  auch  bei  ilim  schon  in  dem  dom  i luendmr  sa*ltia* 
durch  den  König  eine  Neuerung  zeigt. 

Der  domare  .steht  parallel  dem  friesi.schen  ä.sega,  insofern  seine 
Hauptaufgabe  das  döm:e,  die  rrteiltindung ').  ist.  Daneben  obliegt 
ihm  die  Schätzung  des  (lutes  des  Contumazierten  ®),  init  ihm  und 
den  Dingzeugen  wird  da.s  Dingzeugnis  erbracht;’),  er  beteiligt 
sich  an  der  Haussuchung’). 

(lanz  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  Vestmannaland*).  Das 
hundari  erscheint  als  Bezirk,  aus  dem  Zeugen  genommen  werden 
müssen®),  und  erhält  Bullen’).  Das  hundari  empfäTigt  die  Hälfte 
der  Bullen  bei  fiinglama®),  ferner,  wenn  jemand  am  Ding  zu  spät 
seine  Hede  verbessert“),  wenn  ein  anderer  als  die  rechte  Parbd 
wettet").  Gerade  in  diesen  Fällen  zeigt  es  sich  deutlich,  daß 
das  hundari  der  Dingverband  ist  und  von  hier  aus  ist  besonders 
bedeutung.svoll,  daß  in 

Vt'stm.  I p.  1 : „pingaripi  skulu  prea  wara  oc  i netum  oc 
gamblum  pings  stapum  oc  radum  pings  daghum“ 

(leW'icht  gelegt  wird  dariiuf,  daß  das  Ding  an  der  althergebrachten 
echten  Dingstätte  statttinden  soll;  denn  daran  sehen  wir,  tiaß 
das  hundari  in  Vestmannaland  zur  Zeit  der  A)»tä.ssung  von  Vost- 
mannalagh  derselbe  Bezirk  war,  wie  in  früherer  Zeit”).  Im 


•)  fpl.  p.  11  § G Xu  UT  (toulii'ri  a piiigi  ok  will  lei  dömiP;  Vgl. 
noch  ebda.  Kk.  Xl.\.  §5  .K  X.W  § 1. 

*)  ebd.  p.  111  |ir.  § p.  Nu  pr^zkies  bau  »um  fyrra  pa  a duiiucri  a 
»amu  piiigi  ui;et  i garp  bans  döma-. 

’)  ebd.  M.  1 § 2 . . fylli  pa  p;eii  wip  »war  silier  imep  doinane  »iiium 
(ik  piiigwitnum  prim,  at  bau  hawier  laghlikie  baiiieniim  fylgbt. 

’)  ebd.  M.  -XI.Vll  Nu  will  man  ranzakac  iPptir  guz  sinn  piiiff  stedno. 
pu  skal  bau  j garp  gangip  map  SiPX  mannum  tryggum  ok  bidfastum  si<elfw:er 
Wiuri  bau  »iundi.  attundi  wieri  bensman  adlr  iluinipri. 

®)  Iler  ältere  Name  für  diese»  Land  war  nacb  Geijer,  Gesebiebte 
von  Schweden  1 S.  70  Tubundra. 

*)  Vestni.  11  p.  XYlll.  § 3.:  ,\Vitiie  scal  man  imian  bundipres  taca  . 

^ Z.  H.  Vestin.  I.  ,M.  1 pr;  2 pr:  19.  li  4:  38.  piufn,  IG. 

®)  Vestm.  1 p.  1 pr. 

■■')  ebd,  1 p.  9. 

“)  ebd.  I p.  II. 

”)  Vgl.  noch  ebil.  11.  M.  XXL 
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fibrigt'n  hat  auch  hier  der  la*nsman  den  Vorsitz  im  Ding  er- 
lialteii;  neben  ihm  finden  wir  nocdi  in  U|)land  die  domarar'). 

t''her  dem  hundari.';|)ing  steht  den  inneren  Verhältnissen  ent- 
sprechend das  Folklandsfing*). 

Mehr  an  Uplandslagh  klingen  aber  an  die  einschlägigen  De- 
stimmungen  von  Südennannalagh. 

Hier  finden  wir  wieder  Vorschriften  über  die  Heteiligung  ■ 
des  lumdari  bei  Emiordung.  Das  hundari  muß  den  banaman 
finden  oder  Buße  zahlen;  das  hundari  wird  dundi  bupkafla  von 
dem  Morde  benachrichtigt.  Es  erscheint  das  hundari  als  die 
Menge  der  in  einem  Bezirke  wohnenden  Personen,  oder  doch 
eines  Teils  dieser  Personen,  der  Dingptlichtigen;  deshalb  wechselt 
auch  hundare  buti  fa  mit  hundaris  mannum  bub  tä^).  Käumlicher 
Bezirk  ist  divs  hundari  in 

Södenn.-L.  biufn.  VIII:  han  scal  fanga  man  sin  a-n  hau 
inmen  hundaris  a-r  i.  III  pinx  dagha  f'ramcoma  eller  winga- 
iiaman  uc  sic  of  lianduni  lepa-.  a*ru  pe  bape  utan  hundaris 
ligge  firi  hanum  nat  oc  manai)er.  .Eiu  pe  bape  utan  lanz 
oc  lagh  saghu  hawi  firi  sic.  nat  oc.  iamlanga  '). 

Ztigleich  sehen  wir  an  dieser  Bestinunung,  wie  auch  in  Söder- 
mamialand  das  hundari  die  einzige  buritoriale  Abteilung  inner- 
halb  des  , Landes“  ist,  das  sich  durch  die  Bezeichnung  als  lagh- 
sagha  zugleich  als  ein  ursprünglich  selbständiges  politisches  Ganzes 
erweist. 

(ianz  an  Ujilandslagh  schließen  sich  an 

Söderm.-L.  Kp.  XIII  § 1.  Hulikin  luerra  eller  hensman 
luesta-  sina*  i hundare  sa-nder  at  fbp;e  oi:  fbpra.  Hawi 
tnrginrt  Iwstena-  oc.  pem  taki  kunungin. 
sowii'  die  Bestimmungen  über  ilie  Abhaltung  des  ping  in  p.  1 und  II. 

Halt  man  diese  einzelnen  Vorschriften  zusammen  sowohl  mit 
der  Tatsacio*,  daß  das  hundari  in  diesen  Gebieten,  Upland,  Vest- 

')  Vgl.  cbd.  1 p 4 : p 1 pr.  Und  bezüglich  der  Funktion  des  duuiari 
I p •-}. 

“)  ebd.  11  -M.  XXX 111.:  ut»  ad  pe  til  pa  lyse  i by  pein  tn-estu.  lyse 

fore  bmnhcres  pinge  ne  fore  sokn  sinne u han  lysa  t'ore  l'ulklanz 

pinge  fynd  pe  han  hitt  bafwo-r. 

Söderni.-L.  X.Xll. 

•)  Vgl.  hiezu  ebd.  J.  Vll  <;•  1 
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miinriiiland  und  Södermannaland  als  der  ordentliche  Oerichtsbezirk 
erscheint  und  als  der  einzifre  unter  dem  Landsding,  als  auch  mit 
der  Tatsache,  daLi  es  auch  seiner  Hezeichnung  nach  eine  Hundert- 
schaft ist,  so  ist  der  Schluü  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  daß 
diese  hundari  alte  germanische  Hundertschaften  sind  und  in  die 
heidnische  Zeit  zurnckreichen.  Im  Stadtrecht  von  K.  Magnus  Lriks- 
son  kommt  das  hundari  nur  an  einer  Stelle  vor,  nämlich 

Thju.  XIII  § I:  M(cdh  Inest,  hors,  oxa  ma  man  3'rkia 
ok  sina  tharlfwer  göra,  ok  siin  ährende  fara  innan  stadhen 
ok  Ineradhet  ther  thet  hit  a*r,  sidhan  thet  laghkst  ;er  ok 
lagha  witne  til  taken  ;eru  badhe  i stadhenum  ok  hundareno. 
(Janz  treffend  stehen  hier  die  Stadt  und  das  hundari  in  einem 
<ie;rensatz.  Die  Hedürfnisse  der  Stadt,  die  von  denen  des  tlachen 
Landes,  die  ja  amdi  zur  Ausbildung  von  besonderen  Stadtrechten 
geffihrt  haben,  verschieden  sind,  veranlaßten  eine  unterschiedliche 
Hehandlung  dieser  (iehiete*). 

Die  Henenmmg  hundari  ist  im  Laufe  der  Zeit  verdrängt 
wurden  durch  die  Hezeichnung  hera|i.  So  heißt  z.  H.  das  u])))- 
ländische  Simbohundari  schon  1415  Simhoherap*).  Charakteristisch 
hierfür  ist,  daß  verschiedene  spätere  Handschrillen  von  Cpplands- 
lagh  das  im  'l’exte  stehende  hundari  dureli  lierap  ersetzen''); 
ja  es  findet  sich  sogar  in  einem  Codex  eine  Marginalnote:  hun- 
danmo  thet  är  heredeuo'*). 

Dieser  Wechsel  der  Hezeichnung,  der  in  den  sachlichen  Ht^- 
ziehungen  des  hundari  nicht  die  geringste  Veränderung  zur  Lolge 
hatte,  legt  tlie  V'ermutung  nahe,  daß  das  in  den  übngen  nicht 
in  hundari  geteilten  Tc'ilen  von  Schweden  vorkommende  Imrat* 
der  Sache  nach  ilem  hundari  vollkommen  entspricht. 

Die  Ktymologie  von  h.-erap  oder  heraiV,  wie  die  altnorwegisclu' 
Form  lautet,  ist  bestritten.  K.  Maurer  hatte  als  Grundwort  her 

*)  Uber  da»  hundari  auf  Uütlaiid  vgl.  Sclilytor  (tlussar  zu  <i»tlaud»lagh. 
s.  V.  hundari:  der».  .\fli.  II  S.  (>4. 

Stvffe,  a.  a.  O.  S.  203.  I'araus,  daü  uns  die  liuelleti  in  ilie 
Übergangszeit  ffihren,  erklärt  sieh  widd  das  Xebeuoiiiander  von  hundari 
und  luerap;  vgl.  K.  Hildebraud,  a.  a.  0.  S.  13. 

^ Kbenso  bei  Vcstgötalagh : vgl.  Schlyter.  Cor|)Us  V S.  107.  .Amn. 
43.  S.  109  Amu.  4. 

*)  Schlyter.  Coriius  III  S.  45.  .Anm.  37. 
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= Hepr  und  dazu  dio  Ahlpituiigssilbe  — af)  angenommen '). 
Andere  Forsidier  vertreten  die  Entwicklung  aus  einer  ursjtrüng- 
lichen  Fonn*  her-raö'.  Dieses  Wort,  soll  zunächst  ^Herrschatl 
(Leitung)  über  ein  Heer“  bezeichnen,  später  dann  den  Distrikt 
eines  Hersir*).  Endlich  ist  auch  die  Ansicht  ausgesprochen 
worden,  daß  herap  (Inerap)  eine  altnordische  Form  des  isl.  hinV 
und  aschw.  liirp  ist,  die  Fortbildung  eines  gcmian.  Substantivums  * 
hiwa-rd'd'a  = Hauswesen,  Familienwesen.  Dann  wäre  die  Urund- 
hedeutung  von  luerap  etwa  Niederlassung  einer  Familie*). 

Ich  wage  nicht,  diese  Kontroverse  hier  zu  entscheiden.  Ist  die 
letztgenannte  Etymologie  richtig,  so  können  wir  in  der  Ilezeichmmg 
Iwntp  einen  Heweis  für  die  verwandtscliattlichen  Heziehungen  des  im 
luerap  angesiedelten  Haufens  sehen.  Ist  dagegen  die  Zusammen- 
.setzung  mit  her  anzunehmen,  so  mü.ssen  wir  uns  erinneni  an 
den  Gebrauch  dieses  BegriHes  zur  Bezeichnung  einer  beliebig 
großen  Menge,  und  an  die  Stelle  der  kenningar:  herr  er  hundrat’). 
Jedoch  ist  hierzu  noch  eine  Beinerkung  vonnöten.  Hundrat  ist. 
wie  oben  erwähnt*),  das  gezählte  hundert.  Man  könnte  dadurch 
versucht  sein,  gerade  diese  Stelle  für  eine  Zahlentheorie  zu  ver- 
werten und  auszuführen,  daß  das  herap  ein  rnmi)lex  von  hundert 
(Hufen,  Menschen  oder  Familien)  sein  7nüsse.  Aber  dem  wäre 
entgegenzuhalten,  daß  in  den  Kenningar  schon  die  oben  als  sinn- 
widrig bezeiclmete  Vei'wendung  von  hundrap  als  Mengenwort  auf- 
tritt.  Dies  ergibt  sich  aus  dem  Zu.sammenhang.  Wenn  dort 
llokkr  zur  rmschreibung  von  fünf  gebraucht  wird,  öld  zur  Um- 
schreibung von  achtzig,  so  ergibt  sich  hieraus,  daß  es  dem  Skalden 
nicht  auf  sich  mit  den  Zahlen  deckende  Begritt'e,  sondern  auf 
allgemeine  Bezeichnungen  ankam. 

Die  stärkste  Stütze  für  die  hier  vertretene  Theorie  über  das 
Wesen  der  Hundertschaft  läge  in  dem  Worte  Ini-rap,  wenn  in 


')  Kntst.  lies  isl.  Slaati's  S.  1 .\iiiii.  I. 

'*)  Falk  og  Tor]i,  Ft}'iiiul<igisk  Urdbog  s.  v.  lierred. 

*)  Tamm,  Ktjmologisk  Ordbog.  s.  v.  Imrad.  Noreun,  .MUcliwed. 
(irauim.*  § !)9.  lirate,  Arkiv  lür  nord.  lilnlugiu  N.  K.  V IS.  130. 

')  Skaldskaparmal  7fi. 

*)  S.  6'2. 
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ihm,  wie  Tiimm  als  müglich  liinstellt,  beide  Ableitungen  ver- 
einigt wären '). 

Zur  näheren  Untersuebung  diene  das  bera|>  in  Vestgiitaland. 

Dieses  berap  zerfällt  wie  das  upländisebc  bundari  in  tja'rpunger, 
jeder  ija-rpunger  wie  dort  in  attunger.  Naeb  oben  bin  vereinigen 
sieh  sämtliche  berap  von  Vestgötaland  zu  diesem  einen  Land; 
Vestgötaland  bildet  eine  idgene  lagbsagba  und  steht  insofern 
Tiundaland,  Attundaland  und  Fja-prundaland,  Vestmannaland  und 
Södermannaland,  nicht  U]iidand  gleich. 

l)ementsj)recbend  ist  auch  die  Gerichtsverfassung  geordnet. 

Oberste  Instanz  ist  das  landsping,  parallel  dem  uiiländischen 
folklandsping,  von  dem  das  nefsingaping  wohl  eine  Abart  ist. 
Im  berap  findet  das  berapsping  statt.  Dieses  aber  wird  nicht 
vom  bensman  geleitet  und  berufen,  der  in  Vestgötaland  nur  Ein- 
treiber königlicher  Gefälle  und  Steuern  ist,  sondern  vom  heraps- 
liöfiVing,  der  schon  seinem  Namen  nach  ein  weit  älteres  Ge])räge 
hat  als  der  hensmapr;  er  ist  der  taciteische  princeps“). 
.\ber  nicht  dieses  ist  das  interessante,  sondern  das  Fehlen  des 
domare.  Vestgotalagh  kennt  keinen  vom  Gerichtsleiter  verschiedenen 
Urteiler.  Und  ob  dann  der  herapshöfiVing  in  Vestgötaland  die 
Funktionen  des  domare  hatte,  erscheint  fraglich.  Von  dem  dom 
eines  heraphöfding  erfahren  wir  erst  aus  Vg.  II  Add.  13  § 1 und 
den  e.xcerpta  Lydekini  (III  74).  Hieraus  ist  wohl  zu  schließen, 
daß  irn  14.  .lahrhundert  die  Tätigkeit  des  Urteilens  auf  den  heraps- 
höfding  übergegangen  war,  andererseits  aber  macht  das  Schweigen 
der  älteren  t)uellen  wahrscheinlich,  daß  zur  Zeit  von  deren  .Ab- 
fassung das  Urhdl  noch  nicht  ihm  oblag,  sondern  von  jedem  Ding- 
pflichtigen  erteilt  werden  konnte“).  Im  älteren  Te.xt  von  Vg.  er- 
.scheint  der  heraphöfding  nur  als  V'orsteher  des  herap  und  als 
Leiter  aber  nicht  als  Urteiler  im  herazping.  Vom  heraphöfding 
wird  die  Herufung  eines  Things  verlangt: 

Vestg.  I piu.  t;  . . . .\u  kuapmr  han  ne  vip,  pa  skal  sa 

siglihe  tu  sinum  h:er.‘eszhöfping:e,  han  skal  ping  til  namn*. 

')  ii.  a.  0. 

*)  V.  Amira  Griindr.''  S.  73;  Ders.  Oblig.-K.  l.  S.  %.  I(X).  '278.  Vgl. 
ferner  Lehmann  der  König.sfricdc  der  Nordgerniancn  S.  10  f. 

“)  Dies  niinint  auch  Lehmann  a.  a.  <).  S,  11  f.  an.  Lnrie,litig  ahcr 
ist  die  Verallgeinoinerung  für  ganz  Schweden. 
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Mit  dem  Eid  von  24  inemdiirmcn  und  dem  des  herapliofding- 
klagt  der  Eliemann  gegen  den  von  ihm  erseliUigenen  Eliel)recher. 

Vestg.  I M.  11:  . . . hiri  til  {)ings,  lati  sea  hlod  ok 
ba'iiiV,  gini  döftum  sak  ok  uittni  m:ed  tuanni  tjlltnm  nann- 
dar  mans  nittum  ok  lnerasshötf(ing:e '). 

Sielit  man  also  anf  die  Stellung  des  lierajdiöfrting,  so  ist  heim 
herazping  der  Zusammenhang  mit  der  germanischen  Hundert - 
schaf'tsversammlung  viel  deutlicher  als  heim  hnndari,  wo  die  ur- 
teilende Funktion  nicht  mehr  den  versammelten  hundarismen, 
sondern  dem  domare.  zusteht.  Ührigens  ist,  wie  ich  hesonder.< 
betonen  mficlite,  schoti  hiernach  der  hera[)höliVing  keineswegs  dem 
domare  gleichznstellen  *). 

Heachtet  man  aber,  daß  in  Vestgrdaland  auch  in  späterer 
Zeit,  in  der  die  rrteilfimlung  sicher  nicht  mehr  dem  ping  als  S(dchem 
obliegt,  kein  domare  erscheint,  so  ist  man  versucht  anznnehmen. 
daß  die  Einliihrung  des  .\nites  des  domare  znsammenhiingt  mit 
der  riiernalime  der  Dingleitung  durch  den  hensman,  daß  gerade 
deshalb,  weil  ein  königlicher  Heamter  die  Dingleitnng  ühernahm, 
ein  Vfdksheainter  als  Urteiler  aufgestellt  wurde  ■').  Dazu  würde 
auch  stimmen,  daß  in  Vestmannaland  und  Södermannaland  der 
domare  neben  dem  la'ns7nan  erscheint')  und  daß  in  (istgötaland. 
wo  wie  in  Vestgötaland  der  lieraphörding  Dingleiter  ist,  das  Amt 
eines  domare  nicht  vorkojumt:  allerdings  kennt  t)stgötalagh  einen 
domare,  aber  er  scheint  verschieden  von  dem  in  U]>|dand®). 


')  Vgl.  ncu-li  Vc.stg.  1 M.  1 § 3. : . . . laggiic  viiV  lolf  iiiarcliier  lieraiVs 
liyf|linga',  :en  liaii  sila-r  kiuer  «k  va'nlliar  hau  cigli  nk  fyiiratiglii  iiKcrk- 
icr  hiciapi:"  ferner  II  K.  (>3.  I>r.  IV. 

'■*)  A.  M,  Mülbech,  Imlledning  ng  l'ilkast  til  eii  Skililriiig  af  den 
gerinanisk-skamliiiHviske  indvortos  Korfatiiig  S.  t(i8.  Vgl.  die  oben  S.  1!17. 
Aniii.  l (ienamiten. 

’)  Vgl.  hierzu  die  He.spreelmng  de.s  Werkes  von  Nordströiii  in  Tidskrift 
l'nr  Veteiiskap  och  koiist,  1841  K.  1(!3  IV.  Schlj  ter  .MIi.  II.  104. 

')  Vgl.  oben  S.  200  IV. 

Aus  llstg.  Vap.  XX.Xl.;  Xn  br_vt:er  inan  knnnngx  dom:  pmt  o»r 
lia  pootinght.  Nu  brytu'r  man  laghmanzsdom,  p;el  :er  tolf  marka  sak.  N’u 
brytier  man  hieraps  höfpinga  cloin:  böte  siax  markier  ersehen  wir,  daU  das 
l'rteil  (dom)  wie  im  lagping  dem  laghman,  so  (im  Inerapsping)  dem  h.craps- 
höfping  zuliel.  Der  domare  setzt  Termine  an  (Kr.  111,  I : K.  S.  Vlll:  It.  .XXI, 
1:  11  .\.\1,  1.)  Ilezeiehiiend  ist  die  zweimal  (K.  S.  XIV,  1:  11,  XXI,  1) 
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Im  Geffensiitz  zu  I’pplanil  gibt  es  in  Vestffötalimd  auch  in  dem 
unter  dem  hera{)  stellenden  Hezirk  ein  (iericlit,  da.<  Fjaerfmiifrs- 
pii)}'.  Dieses  |)ins  ist  für  un.sere  Fraf»e  nicht  weiter  von  Helani;. 
da  auch  die  Finteilunir  des  lieraji  in  Viertel,  wie  schon  das  iSyste- 
inatische  an  ihr  zei;rt,  keinenfalls  aus  der  i^ermanisehen  Zeit  stammt. 
Andererseits  ist  ancli  nicht  daran  zu  denken,  daLi  wir  in  ilim 
etwa  die  Fortsetzung'  der  frennanisclien  Hundertscliaftsversammlunjr 
zu  .sehen  hahen.  Dagemm  spricht  nicht  nur  der  Name,  sondern 
auch  der  Umstand,  daß  das  fjacriiuni'spin;'  wie  der  fjaerpuiii'er  selb.st 
erst  in  der  jüntreren  Jiedaktion  von  Vestjrötalaf'h  vorkommt.  Das 
luerap  aber  kennt  sclion  Vb-st^ötalajjrli  1 und  wenn  das  Inerapsping 
auch  erst  in  der  2.  Redaktion  erscheint  und  an  Stelle  des  pinij 
schlechthin  tritt,  so  sehen  wir  daraus,  daß  erst  in  dieser  spateren 
Zeit  die  besondere  Hervorhetmiii'  der  Art  des  Ditifjes  notwendig; 
wurde,  .letzt  mußte  das  Inerapspiiifc  von  dem  neu  auftretenden 
tiierpuniisliing  unterschieden  werden,  wahrend  vorher  kein  Zweifel 
obwalten  konnte,  daß  unter  pin^  Inerapspinii  zu  verstehen  sei. 

Fine  Identität  von  luerap  und  fjierpmif'er,  wie  sie  Sehlyter') 
anzunehmen  scheint,  halte  ich  nicht  für  gef^eben;  dem  widerspricht 
m.  F.  daß  noch 

Vg.  III  12S:  I hwarpu  luerape  scal  en  pingstaper  wa-rie 

a uti  i hwariiim  liarpiuiif?  oc  en  [ler  lueraz  pin«  scal  wiera* 
Seiiau  unterschieden  wird  zwischen  den  Dinirstätteii  in  den  Vierteln 
und  der  Dinirstiitte  für  das  luerapsping. 

Fhe  wir  das  schwedisehe  Gebiet  verlassen,  sind  noidi  einii;e 
Worte  über  Helsin^'ehijjrh  zu  sajjen.  Dort  finden  wir  weder  ein 
hundari  iioch  ein  herap;  vielmehr  ist  das  f»anze  Gebiet  in  skip- 
hifrha  ^'eteilt,  die  aber  in  ihrer  Funktion  den  hundari  entsprechen*). 
Daß  iliese  Rezirke  aber  nicht  den  Namen  hundari  oder  herap  führen, 
und  daß  das  skiphiirh  nicht  mit  dem  hundari  auf  eine  Stufe  zu 
stellen  ist,  hat  darin  sinnen  Grund,  daß  es  auf  andere  Weise 

vnrkuimnumlv  Ausdrucksweiso:  paoi  .siini  domarin  a>n.  Wcclisidten  vitdlciclil 
die  Diiiginiiiiner  in  der  Stellung  afs  doinare? 

‘)  (il ossär  z.  Ve.stgötalagli  s.  v.  Fjanpiingcr. 

*)  Vgl.  über  skiplagli  Sehlyter  Oorjius  etc.  II  (ilossar  s.  v.  skiplagli 
und  Ilers.  Afhandlingar  II  74  f.  v.  .Ainira  liruiidr.’  S.  7.1.  I ber  ilie 
lileieliuiig  skiplagli  — liuiidari  vgl.  besonders  Sehlyter  in  den  lilossaren  zu 
Söderinannalagb  und  Vestinannalagli  s.  r.  skiplagli. 
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entstand.  Helsinfrelagh  wurde  niclit  auf  dein  Wofie  der  Einwan- 
derung eines  ganzen  Volkes  bevölkert,  sondern  teils  durch  Kolo- 
nisten aus  Jämtaland,  teils  durch  kleinere  Abteilungen,  die  in  der 
Zeit  König  Haralds  des  Schönhaarigen,  ähnlich  wie  nach  Island  so 
hierher  kamen.  Das  skiplagh  ist  eine  nach  der  Hesiedlung  von 
Helsingelagh  künstlich  hergestellte  Einteilung. 

Dies  zeigt  sich  auch  in  dem  Zweck  des  skiplagh,  das  den 
Hedürfnissen  der  Seewehr  dient  und  infolgedessen  auch  nur  an 
Küstenstrichen  vorkommt.  Hezeichneiid  ist,  dall  auch  der  am 
Meere  gelegene  Teil  von  Epland  nämlich  Ropin  eine  solche  Ein- 
teilung in  skiplagh  aufweist’). 

Hienuit  verlassen  wir  Schwialen  und  gehen  über  zur  Betrach- 
tung der  Verhältnisse  in  dem  Nacbbarlande  Norwegen*). 

Hier  treffen  wir  zu  der  Zeit,  aus  der  uns  Rechtsquellen 
erhalten  sind,  die  vier  großen  Verbände  des  (iiilaping,  Frostuping, 
Borgarping  und  Eiffsifaping.  Das  sind  Dingverbände,  die  obgleich 
zum  Teil  sehr  alt,  eine  hierüber  hinausgehende  politische  Bedeu- 
tung nicht  besitzen ’).  Vielmehr  war  in  Norwegen  seit  frühester 
Zeit  der  oberste  politische  Verband  das  fylki,  ents])recheml  dem 
schwedischen  land,  (z.  B.  Ujipland)  der  Bezirk  eines  ursprünglich 
selbständigen,  in  sich  geschlossenen  Volkes’).  Soweit  diese  fylki 
nicht  in  den  erwähnten  Dingverliänden  zusammengetäUt  waren, 
erhielten  sie  sich  noch  bis  über  tlas  .lahr  I 'i.öO  hinaus  in  derselben 
klein.staatlichen  Vereinzelung ''). 

Das  fylki.sping  (allsherjarping),  die  Versammlung  des  ganzen 
lylki  ist  oberstes  Uericht  und  zugleich  gesetzgebende  Versammlung 


')  i'bur  skigilaf^h  in  Vu.stiimmmland  um)  8ö<li>rinannalanr|  a.  Schl  vier 
in  ilcn  bclrelVcnden  (ilossaren  s.  v.  skiplagli. 

“)  Hierzu  Maurer  Vorlesungen  I,  1 §§  2,  3:  I,  2 §§  3,  4.  Itrandt 
Forobi'sninger  II  S.  161  IV.  Taranger  Udsigt  over  den  nor.ske  Hots  Historie 
11,  1 12  ü.  230  IV.  Munch  Det  norske  Kolks  Historie  I .S.  !)5  IV.  f\  Mol- 
beeb  a.  a.  0.  S.  464  IV.  Taranger  Hi-raiV  og  heraiVskirkja. 

Ygl.  hierüber  Maurer  Artikel  fiulaping  in  der  Knzyklo|iSilie  von 
Ersch  II.  (i ruber:  ders.  Vorlesungen  I.  1 44  IT. 

*)  l'ber  die  liedeutung  von  fy  1 k i vgl.  Scbly  ter  .\fh.  11  S.  66.  Kritzner 
Ordbog  over  det  gaiule  norske  Sjirog  a.  v.  Kylki  (Hd.  1 S.  .'»08  f.) 

V.  .4inira  t1bl.-U.  II  S. ‘25.  Mnncli  1 S.  99  f.  Taranger  Udsigt 
II,  1 S.  42  V.  I.ehmanu  iler  Königsfriede  der  Nordgermanen  S.  167  inab. 
Aum.  ö. 
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(die  upplilndische  laghsagha);  nur  da  wo  sich  mehrere  fvlki  zu- 
sammengeschlossen hatten,  wie  in  prandheimer  bildeten  sich  auch 
größere  (Jesetzgehungsbezirke  (praendahfg). 

Die  Kinwohner  des  heraiV  versammelten  sich  im  heraiTsping, 
dem  ordentlichen  Bezirksgericht ') ; an  der  Spitze  des  heratV  steht  der 
hersir  oder  horaiVshöfiVingi -).  Wir  haben  also  auch  hier,  soweit 
nicht  schon  Vereinigungen  von  f’ylki  die  ursprüngliche  Ordnung 
gestört  haben,  die  zwei  Instanzen  der  gennanischen  Verfassung, 
die  Versammlung  (des  Staates)  und  die  Versammlungen  der  Unter- 
bezirke*).  Kinen  Mittelbezirk  gab  es  nicht  und  erst  spiiter  wurde 
es  Regel,  die  fvlki  nach  oben  hin  zu  einem  größeren  (ianzen  zu- 
sammenzufassen. 

Doch  wurde  die  Heradseinteilung  in  Norwegen  bald  durch 
andere  sich  mit  ihr  kreuzende  Kinteilungen  verwischt,  so  durch 
die  Kinteilung  der  Küstenvölker  in  Schitfsbezirke,  die  Einteilung 
in  kirchliche  Bezirke*),  in  Drittel,  iertel.  Sechstel  und  Achtel.  Dies 
hat  zur  Folge,  daß  schon  in  den  ältesten  (iesetzbüchern  Norwegens 
die  Cbereinstimmung  lier  Verfassung  mit  der  altgermanischen 
nicht  mehr  .so  zu  erkennen  ist  wie  in  Schuleden.  Während  in 
Schweden  das  hundari  noch  Name  für  einen  be.stimmten  Bezirk 
ist,  der  mit  dem  germanischen  Bezirk  auf  eine  Stufe  zu  stellen 
ist,  i.st  heraiV  in  Norwegen  l>ereits  zu  einem  Wort  gewonlen,  mit 
dem  sich  ein  bestimmter  Begriff  nicht  mehr  auschließlich  verbindet. 

In  Island,  dem  Kolonisationsland  Norwegens,  hat  eine  Ein- 
teilung in  heraiV  nie  stattgelünden.  Wie  im  Kolonisationsgebiet 
Helsingelagh,  so  waren  auch  hier  die  Voraussetzungen  für  die 


')  V.  Amira  Obl.-K.  II.  S.  1,53.  Herlzberj^,  Den  :cldsUi  norsko  Proce.s 
S.  1 1 1 ff. 

*)  Vgl.  Maurer  in  fJornmniu  XYl,  S.  452;  Entsteh,  des  islSnd.  Staates. 
S.  20  f.  V.  Amira  (triindr.’  S.  73.  llriinner  IM.  D S.  162  Text  und 
.\niii.  26.  Ilrandt  Forobesninger  II,  S.  173.  Taranger  Udsigt.  II,  1 S.  57. 
Den  inis  erhaltenen  norweg.  Reclitsbuclier  fehlen  beide  llezeichnuugen. 

Vgl.  .Maurer  Vorlesungen  I.  2 S.  6 IT. 

*)  Vgl.  über  diese  Versehiebiingen  Keyser  Eftcrladte  Skrifler  II 
S.  155  ff.  Brandt  Forehesninger  11  S.  163  f.  Maurer  Vorlesungen  1,  I 
S.  40  fl'.  Entstehung  des  i.sl.  StaaU^s  S.  118  fl'.  Bekehrung  des  norwegischen 
Staunnes  zum  C'hri.stentuin  II  .8.444  .Aum.  4.  TaraugerlleraiVogHera'iVskirkja 
in  Hist.  TUhskrifl.  3.  Itedie  VI)  iied  darüber  .Maurer  K.  V.  Sehr. 


Digitized  by  Google 


•208 


Entstellung  von  Hiindertscliaiten  niclit  gegeben  •)  und  es  zeugt  nur 
von  ilem  damals  offenbar  noch  vorhandenen  Verständnis  für  den 
Begriff  heraiV,  daß  die.  Isländer  den  Bezirken,  die  sie  in  ihrem 
Lande  künstlich  herstellten,  nicht  diesen  Namen  gaben. 

Etwas  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Dänemark*),  wo 
das  luerreth  trotz  des  Eindringens  des  königliidieii  Beamten,  noch 
mehr  vom  alten  (,'harakter  bewahrte.  Insbesondere  tritt  uns  hier 
in  dem  Gegensatz  von  ha-neththing  und  landsthing  wieiler  der 
Dualismus  der  gennanischen  Verfassung  entgegen,  wobei  das 
ha-neththing  als  das  ordentliche  Gericht  erscheint. 

Ferner  zeigt  sich  noch  die  urteilende  Tätigkeit  der  Thing- 
männer, während  allerdings  der  Vorsitz  im  Thing  bereits  an  den 
königlichen  ombuthsman  übergegangen  ist’).  Erst  im  13.  und 
1-1.  .Fahrhundert  kommt  das  Urteilen  dem  königlichen  Beamten  zu'). 

Daß  dieses  dänische  luerra-th  sprachlich  dasselbe  ist  wie  das 
norw.  heraiV  und  das  schwed.  herap  bedarf  keines  besonderen  Be- 
weises. Dagegen  ist  es  von  Interesse  zu  sehen,  daß  auch 

zwischen  hundai'i  und  dem  dän.  luerra-th  eine  Beziehung  nachzu- 
wei.sen  ist  bei  Saxö  Gramm. 

At  ubi  in  regiam  est  ventum,  concionem  aduocari  facit 

in  (luani  accersito  Erico  sub  simnsalium  fide  sororem  ac 

centurionatum  dedit’). 

Der  hier  erwähnte  centurionatus  i.st,  wie  allgemein  ange- 
nommen, ein  ha-rra-th;  das  Wort  selbst  ist  wohl  abgeleitet  von 
centurio,  der  Bi-zeichnung  der  Bezirksvorsteher.  Wenn  aber  Sa.xo, 

')  Vgl.  ^^aIIr(!r  Island  S.  IV.  S.  3fi  IV. 

’)  Vgl.  Kofoil-Anclior,  Sainlede  juridiskn  8krirt(!r  II  S.  7.131V., 
779  1V.,  I.arscn,  Saiidfdo  .‘^krifti-r  I S.  li.iG,  .Stoinan.  Ocii  daiuske  IJets 
bistnric  8.  (>5f,  Matzen,  Fnivlaesningcr.  OlVeiitlig  Het  I S.  5 IV  insb.  I4f, 
I.eliinann,  Iler  Kf)iiig.sfriede  bei  den  NordgerTnanen  8.  KK!,  Stoenstru p, 
Noglo  llenmerkninger  oin  Tingdage  (1873),  Ilablmann,  Oeschiehtc  von 
Hilnoniark  I S.  140  1V. 

Vgl.  z.  H.  K.H.L.  111  .70  (=  128)  . . . tba  iimgbae  b^ndaer  vael 
ddnia-  bondien  ban.s  r.-r-t  «c  koning  tbre  nmre.  Sk.  L.  I 1.74  . . . Uil 
brjti  ey  skyiae  band  af  peni  pinii  ey  .skal  npluengia-,  pa  dginne 
pinginien  band  of  banmn.  Mazn  .Matzen,  a.  a.  O.  II  S.  l'23fV. 
Steman,  a.  a.  O.  S.  211  fV. 

')  Vgl.  Matzen,  Korelae.sninger  1 S.  1411.  II  S.  113  IV. 

.Ausgabe  von  Holder,  S.  144. 
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vielleicht  einem  allgemeinen  Gebrauche  folgend,  das  haerreth 
centurionatus  heilien  konnte,  so  ergibt  sich  daraus  entweder,  daß 
auch  in  Diinemark  das  ha*rreth  ursprünglich  hundari  hieß,  und 
später  wohl  die  dänische  aber  nicht  die  lateinische  Benennung 
geändert  wurde,  oder  daß  doch  im  Bewußtsein  des  Schreibers  die 
beiden  Begriffe  ha'rraeth  und  hundari  und  die  beiden  Bezirke  sich 
entsprachen. 

Wenn  wir  im  einzelnen  die  Verhältnisse  in  Schonen  be- 
trachten, so  ergibt  sich  ein  ähnliches  Bild  ivie  in  Schweden,  in 
manchen  Zügen  aber  noch  ursprünglicher. 

Deutlich  treten  sich  lanzthing  und  haeraizthing  gegenüber. 
Ist  es  auch  in  manchen  Fällen  gleich,  ob  siclr  der  Rechtsuchende 
an  das  eine  oder  an  das  andere  wendet '),  so  zeigen  andere  Stellen 
den  Unterschied,  z.  B.  I 134: 

Tac  scal  man  fa  forae  sic,  hwar  sum  han  ma  haeldaer  hem 
til  sins  eghins  hus  aellaer  til  pings.  Ma  han  ey  fa  tak  fore 
sic,  pa  Ibre  bondaen  han  til  haerazpings  moep  coste 
sinum  ubundin  oc  po  j tiatre  j ianie.  Ma  bondaen  ey  fa 
ra-t  a hsra-zpingi,  pa  noefnoe  hin  aer  moep  costaen  takin 
a-r,  köpae  sin  aelher  hembyghd  sinae  oc  hin  aer  costaen 
a fare  pit  um  han  wil.  aen  wil  han  ey  pit  farae  pa^n,  aer 
takit  hauir  hin  miep  coste  sinum  pa  wisi  han  pighat  iindne 
men  oc  lute  lete  um  swa  a*r  at  hin  takne  hauir  paer  hem 
hyghd  aellr  köpae  sin.  .-era!  par  noghre  pe  ma'ii  aer  han 
wiliae  röcta'  pa  cummi  pe  oc  lösae  han.  Far  bondaen  aeiigin 
paesae  stapaa  raet  af  pa-n  tackne,  pa  förie  han  til  lanz- 
pings  oc  göra:  p*t  aif  hammi  a^r  landa-  domai. 

Nur  die  Thingleute  haben  das  Recht  zu  urteilen,  „aer  ping 
men  wiliae  oc  pe  dömae  til“")  oder  „sum  ping  men  döma'  til“’) 
sind  die  Wendungen,  mit  deiieti  das  Gesetz  dais  Urteilen  aim  Thing 
bezeichnet*).  Die  Tliingnuinner  aiuch  sind  es,  die  ilen  laighdagh 
bestimmen  z.  B. 

1.  41  . . . oc  sitha*n  laegiae  thinghmen  laigiidaigh  fore 
alla^  arua;  oc  fore  hin  aer  tlait  föraes  wil. 

')  i.  1).  Sk.  L.  I IG,  18  (.sitiii  poiii  til  laiutliing  adl.Tr  hieneztlüng). 
>)  ebda.  I 131. 

’)  Sk.  I-.  I.  133. 

*)  vgl.  ncicli  i'b<la  I I l.j,  l.VI,  IGl  u.  A. 

V.  Scbweriii.  alit^erm.  niiiit]ert!<ctiart  14 
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Allerdings  ist  cs  fratrlicb.  ob  in  dieser  Zeit  noch  die  Urteil- 
findnnp:  und  das  Urteilen  dem  gesamten  Umstand  zukam,  oder  ob 
nicht  auch  am  ha*ricztliinfj  schon  ein  AusschuU  von  thingnia*n 
sich  gebildet  hatte.  .ledenl'alls  unterscheidet  sich  das  hsersezthing 
noch  in  keinem  wesentlichen  Punkt  von  der  Gerichtsversammlnng 
des  gennanischen  Unterbezirks. 

Kine  andere  Hewandtnis  hat  es  mit  den  dänischen  Harden  im 
.lordbog  Valdemars  II,  die  man  so  wenig  wie  die  sächsischen 
(laue  unter  Zugrundelegung  ihrer  Bodentläche  bei  Untersuchungen 
über  die  gemianisclie  Hundertschaft  hcranziehen  darf.  Wir  haben 
keine  Anhaltspunkte  dafür,  daß  diese  Harden  räumlich  mit  alten 
Inera^th  fibereinstimmen.  Die  Altertümlichkeit  der  Namen,  auf 
dieMeitzen')  so  großes  Gewicht  legt,  beweist  in  dieser  Richtung 
nichts,  da  sie  .sehr  wohl  früher  zur  Bezeichnung  von  Herraden 
dienen  konnten,  jetzt  zur  Bezeichnung  von  Harden  dienen,  ohne 
daß  der  Umfang  der  Gebiete  der  gleiche  sein  müßte.  Dies  abge- 
sehen davon,  daß  bei  der  ganzen  Hnndertschaftsfrage  der  Umf-ang 
der  Bodenfläche  überlumpt  nicht  in  Betracht  kommt*). 

Selir  bezeichnend  ist  es,  daß  auch  im  dänischen  Kolonisations- 
gebiet, in  Nordengland,  das  ha-ra-th  keinen  Eingang  gefunden 
hat.  Die  dänischen  Gebiete  in  England  kennen  als  einen  dem 
angtdsächsischen  Imndred  entsprechenden  Bezirk  des  waepengetsec, 
d.as  sich  schon  durch  den  Namen  vom  hseradh  genügend  unter- 
scheidet. um  nicht  als  Hundintschaft  angesprochen  zu  werden.*) 

Zum  Schlüsse  dieser  Erörterungen  mache  ich  noch  besonders 
aufmerksam  darauf,  daß  auch  die  Namen  der  skandinavischen 
Unterbezirke  über  einschlägige  Fragen  Aufschluß  geben. 

ln  Upland  und  zwar  in  Tiundaland  tindet  sich  ein  Ullerakers 
hundare^).  Dieses  hat  seinen  Namen  von  der  alten  Dingstätte 
Ulleraker'’),  dem  aker  des  Ullr.  Der  Ullr  aber  ist  ein  Gott  der 

>)  Mcitz on,  Siedolung  III,  S.  81  fl.  und  Atlas  Karte  22. 

Über  die  sicher  jüngere  Sysseleinteilnng  vgl.  barsen,  Saniledc 
Skrifter  1,  S.  2öG.  Matzen  ,i.  a.  O.  II,  S.  10  f.  I>8h1ni.mn  a.  a.  O.,  S.  124 fl'. 
S t e man  a.  a.  0.,  S.  ß6  f. 

*)  Vgl.  Stccnstrii]),  Danehigli,  S.  S.')f.  Chadwick  a.  a.  O.,  S.24.Ö  Anni.  1 

Styffo  a.  a.  0.,  S.  270, 

Vgl.  Olafsaga  liin.s  helga,  cc.  78,  !I4.  liriinner  Hg.  I IGO  Anm.  15. 


Digitized  by  Googlc 


211 

nordisclien  Mytholnfrie  ‘)  und  daraus  folgt  zweierlei.  Erstens  muß 
da.s  hundari,  das  von  einer  einem  heidnisohen  Oott  geweihten 
Statte  den  Namen  trägt,  sehr  alt  sein.  Sodann  sehen  wir  einen 
Fall,  in  dem  Dingstätte  und  Kultstätte  zusammenlällen.  Jene 
Feststellung  können  wir  au(di  bezüglich  des  in  Fi:e|)rundaland 
liegenden  Thorsakers  Imndare^)  treffen.  Ob  auf  dem  Tliorsakcr 
auch  eine  Dingstätte  lag,  wissen  wir  nicht,  können  es  aber  ver- 
muten. Ileachtet  man  nun  ferner,  daß  bei  der  Einführung  des 
Christentums  die  Kirchenverfassung  möglichst  an  die  heidni.sche 
Temjielverfassung  angegliedert  wiirde  und  daß  man  nelfach  an 
der  Stätte  alter  Tempel  christliidie  Kirchen  errichtete’),  so  ge- 
winnt cs  an  Bedeutung,  daß  im  Waxaldha  hundare  die  Dingstätte 
hei  der  Heradskirche  war*). 

Andere  hundari  oder  hera|),  die  durch  ihren  Namen  atif  ein 
hohes  Alter  deuten,  finden  sich  in  Dänemark,  z.  B.  Froes  Inerreth 
lloethers  Inerreth  und  Otiiens  luereth.  Auch  hier  wieder  der  Zu- 
sammenhang mit  Oottheiten'') 

Auffallend  ist  auch  die  Zusammensetzung  einer  Reihe  von 
Namen  von  hundari  oiler  hera|)  mit  hund.  So  gibt  es  in  Fhepr- 
undaland  ein  Laghundhundari  mit  der  Stadt  Lagundzbergh,  in 
Tiundaland  ein  Haghund-hundari,  in  Dänemark  ein  Hundborg- 
haerreth.  Nimmt  man  liinzu,  daß  in  Södermannaland  ein  Hundari 
schlechthin  üi)hunde  heißt,  in  Vestergötland  ein  Bezirk  Borg- 
hunda’),  so  läßt  sich  wohl  vennuten,  daß  hundari  eine  spätere, 
die  älteste  Bezeichnung  aber  hund  ist.  Namen  wie  Laghund- 
hundari würden  dann  eine  si)ätere  Analogiebildung  darstellen,  zu 
einer  Zeit  erfolgt,  als  man  nicht  mehr  wußt«*,  was  das  hund  zu 
bedeuten  habe.  Da  aber  nach  dem  im  dritten  Abschnitt  (tesagten  das 

')  G.  H.  Meyer,  Germanische  Mythulogic,  S.  18.Ö.  Mugk,  Gentianische 
Mythologie,  S.  349  (in  PauFs  Grundrill  Itl’).  Maurer,  Bekehrung  des 
niirwogUchen  Stammes  zum  Christentum  II,  S.  7. 

Styffo  S.  264. 

’)  Maurer,  Bckelirung  II,  448  f. 

*)  Styffe  S.  271.  Vgl.  auch  Dipl.  Norv.  IV  379:  a pinghiiellinom 
viffer  Nerdcrhof.skirkia  a Kingariki  (dazu  ebd.  IV,  S.  327). 

’)  K.  Wcinhold  führt  bei  Meitzen,  Siedlung  I,  3,  S.  81  If.  auch  noch 
andere  Ueradsnamen  auf  mythologischen  Ursprung  zurück. 

Bezüglich  der  angeführten  Namen  verweise  ich  auf  Styffe  S.  267, 
269,  13,  213,  125. 

14* 


Digitized  by  Google 


212 


bloße  blind  eine  Menge,  einen  Haufen  bezeichnet,  hundari  dagegen 
zur  Bezeichnung  des  Gebietes  dient,  so  müßten  diese  Namen  in 
die  ersten  Zeiten  der  Ansiedlung  zurückreichen,  in  denen  die 
Vorstellung  des  Gebiets  gegenüber  der  des  persönlichen  Verbands 
noch  ganz  im  Hintergrund  stand '). 

Da  Kultstatte  nicht  nur  der  einem  Gott  geheiligte  Platz  sein 
konnte,  sondern  allenfalls  auch  die  Begräbnisstätte  hervorragender 
Männer,  die  nach  ihrem  Tode  Mitteljmnkt  eines  Kults  geworden 
sind,  so  möchte  ich  endlich  noch  die  Vermutung  aussprechen,  daß 
wir  vielleicht  da  und  dort  in  den  Dinghügeln  solche  Begräbnis- 
stätten zu  erblicken  haben. 

Alles  dies  kann  hier  nur  angedeutet  werden.  Nur  eingehende 
Spezialuntersuchungen  könnten  diese  Andeutungen  ausbauen  und 
prüfen  *). 


X.  Ergebnisse. 

Wenn  wir  die  vorstehenden  Untersuchungen  und  Ausfühningen 
zusammenfassen  und  mit  dem  in  der  Vorbemerkung  entworfenen 
Arbeitsplan  vergleichen,  so  ergibt  sich  Folgendes. 

Der  germanische  Staat,  die  civitas  des  Tacitus,  zeifällt  bei 
hinreichender  Größe  seines  Gebiets  räumlich  in  kleinere,  verschieden 
große  Bezirke,  von  den  Körnern  pagi  geheißen.  Der  civitas  ent- 
spricht das  Volk  (piuda),  das  sich  in  der  Uandsversammlung  zu- 
sammenfindet. Gleicherweise  versammelten  sich  die  Inwohner  des 
p:igus  in  einem  eigenen  Ding.  Als  Versammlung  bildet  die  l.ands- 
geineinde  das  höhere  Gericht  mit  Zuständigkeit  für  die  Sachen, 
die  ihrer  Bestrafung  halber  der  in  dem  Landesding  enthaltenen 
obersten  Kultversaminlung  zur  Aburteilung  unterliegen.  Die  Ver- 
sammlung des  pagus  ist  das  niedere,  orilentliche  Gericht  mit  Zu- 
ständigkeit für  alle  übrigen  Kechtssaidien,  die  nicht  ihrer  Natur 

')  Sollte  hio.rlier  auch  das  norwegische  Rorguiul  (alter  Kaufplatz,  Ding- 
stälte,  Kirche)  gehören?  Vgl.  Stjffe,  S.  347. 

'■*)  .'Vueh  auf  dein  (lontine.nt  lassen  sich  vielleicht  alte  Hing-  und  Kult- 
stälten  naehweisen.  Ich  mache,  besonders  aufmerksam  auf  Maden  am 
• tiidensberg  und  Kirchditmold:  über  Beide  vgl.  Landau,  Beschreibung  des 
llessengaus,  S.  .04  IV.,  ß.ö  If. 
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nach  von  den  Mitj^liedein  privatreiditliclier  Oenossenschaften 
(Markf^enoHsenschatfen)  entschieden  werden. 

Auller  ilem  pagu.s  kennt  der  fiemanische  Staat  keinen  Hezirk, 
aber  andererseits  p:iht  es  auch  unter  der  Versammlunp:  des  pagus 
keine  Versaninilungen  kleinerer  Kreise  von  Volk.sgenossen  als 
solchen.  Versannnlungen  dieser  Art  kommen  nur  vor  als  die 
von  Personen,  die  durch  andere  Umstande  in  eine  Vereinigung 
gebracht  sind,  als  die  Zugehörigkeit  zum  Volke.  So  kommt  der 
( iennane  zum  Landesding,  weil  er  Volksgenosse  ist,  zum  Marker- 
ding aber  wenn  und  weil  er  Markgenosse  ist. 

In  der  Iblgenden,  der  sogenannten  „fränkischen“  Periode  ist 
das  Bild  in  den  einzelnen  germanischen  Keiclien  und  innerhalb 
des  fränkischen  Reiches  in  den  einzelnen  Ländern  verschieden. 

Im  Frankenlande  seihst,  bei  den  Alamannen,  llaiern  und 
Friesen,  vielleicht  auch  schon  in  dieser  Periode  nach  der  UnU'r- 
werfung  unter  den  Frankenkönig  bei  den  Sachsen,  hat  die  Landes- 
versammlung an  Bedeutung  eingebüßt.  Ihre  politischen  Funktionen 
sind  an  den  Herrscher  (König,  Unterkönig)  ühergegangen.  Das 
Land  ist  geteilt  in  Mittelbezirke,  diese  wiederum  bei  einigen 
Völkern,  den  Franken,  .Ahnnannen,  Friesen  und  Sachsen,  nicht 
aber  bei  den  Baiern,  in  Unterbezirke. 

Dabei  stehen  aber  Mittelbezirk  und  Unterbezirk  in  verschie- 
denem Verhältnis  zum  ganzen  Land.  Der  Mittelbezirk  ist  nicht 
(lerichtshezirk.  sondern  nur  Verwaltungsbezirk.  Wohl  ist  der  Be- 
amte <les  Mittel bezirks,  der  (Iraf,  Richter  am  üericht  des  Unter- 
bezirks, aber  das  (Jericht  ist  Versammlung  der  Inwohner  des 
Unterbezirks.  Und  so  zeigt  auch  diese  Periode  nur  zwei  Gerichts- 
instanzen, das  Gericht  des  Unterbezirks  und  das  an  die  Stelle 
der  Landesversamnilung  getretene  Königsgericht,  oder  Herzogs- 
gericht. Am  Gericht  des  Unterbezirks  aber  erscheint  nach  dem 
Aufbau  der  (Jerichtsverfassung  das  Richteramt  des  Grafen  als  eine 
neuere  Linrichtung,  durch  die  der  urs]»rflngliche  Dingleiter  teils 
ganz  verdrängt,  tt'ils  auf  bestimmte  Befugnisse  beschränkt  wurde. 
Diese  Verschiebung  zeigt  sich  am  deutlichsten  hei  dem  centenarius 
der  Le.v  Salica  und  der  Lex  .\lamannornm,  sowie  dem  skelta  des 
friesischen  Rechts,  weniger  deutlich  bei  dem  iudex  iler  Lex 
Baiuvariorum. 
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Sie  beweist  uns,  daU  der  in  der  fränkisclien  Periode  vorhan- 
dene Mittelbezirk,  dessen  Beamter  eben  der  Graf  ist,  zwischen  den 
vorher  bestehenden  Unterbezirk  und  das  Land  eingeschoben  ist. 
»Sofern  also  Oberhaupt  eine  Kontinuität  zwischen  der  Verfassung  in 
der  gennanischen  Periode  und  der  in  der  fränkischen  Periode  an- 
zunehmen ist  — und  daU  dem  so  ist,  zeigt  die  vergleichende 
gemanische  ßechtsgcseliichte  — muß  der  Unterbezirk  der  frän- 
kischen Periode  dem  pagus  der  germanischen  entsprechen. 

Auch  in  der  zweiten  Periode  ohne  Mittelbezirk  gebliel)en  sind 
die  schwedischen  und  dänischen  Gebiete.  Die  dort  erfolgten  Zu- 
sammenfügungen kleinerer  Staaten  zu  größeren  (ranzen  haben  die 
Verfiissung  der  einzelnen  Teile  im  wesentlichen  nicht  berührt. 
Diigegen  sind  in  Norwegen  einschneidendere  Veränderungen  vor  sich 
gegangen  und  bei  den  Angelsachsen  sind  die  Verfassungseinrich- 
tungen der  kontinentalen  Heimat  nicht  durchgeführt  worden.  Ebenso 
haben  die  (roten  und  Langobarden  aus  uns  offenen  (iründen  neue 
Verfässungen  entwickelt. 

Immerhin  sind  für  die  Untersuchung  des  germanischen 
Unterbezirks  die  Unterbezirke  von  sieben  germanischen  Völkern 
heranzuziehen,  nämlich  die  der  Franken  (centena)  Alamannen  (een- 
tena,  huntari)  Friesen  (del)  Sachsen  (go),  Schweden  (hundari,  lieraf)) 
und  Dänen  (haerwth.)  Diese  Bezirke  sind,  wenn  aucli  nicht  dem 
Namen,  so  doch  der  Sache  nach  unter  sich  und  mit  dem  germa- 
nischen pagus  identisch. 

Da  nun  vier  von  diesen  Bezirken  von  der  Wissenschaft  mit 
dem  von  ihr  geprägten  Namen  „Hundertschaft“  belegt  werden, 
nämlich  centena,  huntari,  hundari  und  herap,  so  ergibt  sich,  daß 
auch  die  übrigen  nämlich  del  und  go,  aber  auch  der  germanische 
pagus,  diese  Bezeichnung  verdienen  und  die  in  der  Vorbemerkung 
gestellte  Fnige  ist  dahin  zu  beantworten,  daß  auch  der  ger- 
manische Staat  Hundertschaftsbezirke  gekannt  hat  und 
in  solche  zerfallen  ist,  dagegen  eine  Einteilung  in 
größere  Bezirke  oder  „Gaue“  nicht  aufweist. 

Bezüglich  der  Entstelmng  dieser  „Hundertschaften“  hat  die 
Untersuchung  gezeigt,  daß  sie  nicht,  wie  die  herrschende  Lehre 
annimmt,  auf  irgend  welche  Zahlenverliältnisse  zurückzuführen 
sind,  in.sbesondere  nicht  auf  eine  numerische  Gliedening  des  Heers 
oder  auf  (Jebiete  von  bestimmter  Hufenzahl,  sondern  mlmehr  an- 
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Zusehen  sind  als  Niederlassunpsgebiet  eines  unbestimmt  großen, 
wandernden  Haufens.  Sie  stellen  sich  dar  als  Produkte  germa- 
nischer Ansiedlung  auf  dem  Wege  der  Wanderung  und  fehlen  da, 
wo  die  (iermanen  auf  dem  Wege  der  Kolonisation  sich  ansässig 
gemacht  haben  (Island,  Helsingelagh,  Danelag)  oder  in  schon  be- 
völkertem Land  zu  einer  Landesteilung  mit  den  Einwohnern 
geschritten  sind  (Langobardenreich,  Gotenreiche,  römische  Provinzen 
des  fränkischen  Reichs.) 
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Einleitung 

§ 1.  Zweck,  Aussehen  und  Aufbewahrung  des  Steines 

Unter  den  Ebrenstrafen,  die  in  den  deutschen  Rechtsquellen 
des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  verkommen,  gehört  zu  den 
häufigsten  das  Steintragen.  Für  gewisse  Verbrechen  mußten 
Frauen,  seltener  Männer,  ein  Strafwerkzeug  aus  Stein  ein  be- 
stimmtes Stück  Weges  schleppen. 

Dieses  Instrument  bestand  aus  einem  oder  zwei  Steinen  ’) 
und  wurde  der  Übeltäterin  an  den  Hals  gehängt;  zu  dem  Zwecke 
war  am  Steine  eine  Kette  oder  ein  Riemen*)  befestigt,  bezw.  waren 
die  beiden  Steine  durch  eine  Kette  oder  durch  Hügel  verbunden*). 
Der  Stein  wurde  auch  in  einem  Tuche  über  dem  Kücken  ♦)  oder 
auf  dem  Kopfe  *)  getragen. 

‘)  Von  „vier  gvolicn  Steinen“,  die  nach  dem  (Jesetz  einer  .heidnischen 
Uegentin  in  I’oniinern“  Kranen  tragen  mußten,  bericlilet  Doepler,:  Thtahum 
peemrmn  1693.  Bd.  1,  S.  747. 

*)  Rb.  n.  Distinkt.  V.  cap.  20.  dist.  8:  lUr  sleyn  sal  hai,n  eynen  rymot, 
den  nnin  or  xanb  den  hals  sparte. 

In  Köln  und  in  Soest  war  ein  besonderes  Traggestell  gemacht.  Ennen 
11.  Nordhoff  in  l’ick's  Monatsschr.  f.  rhein.  westfäl.  Gesell.  3,3,').')  f.  [1877]. 

*)  Knapp,  Humor  im  Würzburger  It.,  ZStW.  22  (1902)  S.  G:  Stadel- 
schwarzach  160.7:  ein  handsswell  turnen  und  den  stein  , . auffassen,  darnaeh  auf  den 
riuk  — — 

*)  Stokar,  Verbrechen  u.  Strafe  i.  Schaffhainsen,  ZschweizStrR.  !i 
(1902)  332:  den  jprdsslen  lasterstein  uf  ir  hapl  heben  . . a.  1481. 

Küußbeig,  Da)  Stcintragcii  1 
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Die  Form  der  Strafsteine  war  verschieden:  entweder  waren 
sie  gewichUbnlich oder  flascbenHirmig  *) ; sie  entlehnten  ihre 
Gestalt  wohl  auch  den  Schandlarvcn ’)  und  Schandtafeln ‘). 

Das  Gewicht  der  Steine  schwankt  zwischen  den  Grenzen 
25  Pfund  und  180  Pfund®).  Häufig  ist  es  vom  Rechte  vorge- 


')  So  in  Dottendorf  bei  Bonn.  Vgl.  die  Abbildung  im  Jahrb.  d.  Ver. 
V.  Altertumsfrcunden  i.  Rheinlande  Heft  57  (1876)  Tafel  1,  Figur  4.  — 

Heydingcr,  Descriplio  Archidiaconatus  in  Longuino . Trier  1884.  S.  252, 

.Anm.  20.  — 0.  Rieder,  Beitr.  z.  Kulturgesch.  d.  Hoehstifts  Kichst&dt.  I, 
65  (Neuburger  Kollektaneenblatt  54.  [1890]). 

'■')  Daher  die  Bezeichnung  flasche.  Grimm,  RA‘.  2,316.  — Korschelt, 
Strafen  d.  Vorzeit  i.  d.  O.-Lausitz,  S.  314  ff.  — Distel,  Strafrechtsgescli. 
Findlinge,  S.  338  f.  — Katalog  d.  städt,  Museums  in  Eger  (1894)  No.  1377.  — 
Manche  Schandflaschen  waren  aus  Holz.  Distel  a.  a.  0.  — Bimförmig  war 
der  Stein  in  Dclsberg.  Stöber,  der  Klapporstoin  (Alsatia  1876)  S.  95. 

’)  Der  bekannteste  dieser  Art  wurde  in  Mülhausen  i.  E.  getragen. 
Er  ist  abgebildet  im  Anzeiger  f.  K.  d.  d.  Vorz.  1857,86  und  in  der  Al- 
satia 1876. 

In  Mühlberg  war  der  I)o]ipclstein  in  Gebrauch.  Dieser  wird  so  be- 
schrieben: „Der  eine  Stein,  welcher  die  Brust  bedeckte,  ist  sehr  schön, 
mit  einem  jugendlichen  Kopf  mit  spitzigen  Ohren,  auf  einem  Hom  blasend; 
der  Stein  aber,  welcher  auf  den  Rücken  zu  hängen  kam,  mit  einem  Manns- 
kopf durch  Bildhauerarbeit  verziert“.  [Neue  Mitteilungen  a.  d.  Gebiet 
histur.  Forschungen  hgg.  v.  thür.  sächs.  Ver.  Bd.  10.  1.  Hälfte  (1863)  S.  256.] 

Ini  Germanischen  Museum  in  Nürnberg  findet  sich  ein  Stein,  der 
wahrscheinlich  hierher  gehört.  F.r  ist  ungefähr  3.5  cm  lang,  25  cm  breit, 
ebenso  hoch;  an  einer  Seite  ist  eine  Kette.  Das  Stirngebildc  zeigt  eine 
menschliche  Fratze  mit  breiter  Nase,  spitze  Tierohren.  Der  Körper  und  die 
bloll  angedeuteten  Glieder  haben  Tierforaien. 

Doepler,  1,745  spricht  von  Steinen  „teils  als  ein  Mannskopf,  teils 
als  ein  Esels-  oder  Hasenkopf“. 

*)  Im  Bayrischen  Nationalmuseum  ist  eine  Marmorplatte  [32  cm  X 25  X 4] 
mit  der  Inschrift:  • LasiersUin  anno  rjioe, 

25  I’fd.  Mühlhausen  i.  E.,  Winterthur  (Stöber  95);  jo  P/fl.  swer 
silhergesi'ichtes,  Rb.  n.  Dist.  (Ortloff  1,  304);  so  Pfä.  oder  mer,  Geißlingcn 
(Kerlcr,  Geseh.  d.  Grf.  v.  Helfenstein,  Anhang  S.  16).  33  Pfd.  Bautzen 
(Stöber  90).  wagstain  der  da  hat  ein  halben  teeelen,  Straßhofen,  ÖW.  7,  234. 
',j  Zentner  Monum.  Boica  24,239.  Stöber  a.  a.  0.  S.  94.  Drei  Steine,  der 
kleinste  60  Pfd.,  der  größte  180  Pfd.,  Schaffhausen,  Stöber  95.  1 Zentner 

Dortmund  (Frensdorff,  Dortm.  Statuten  .35),  Grimm  R.A‘.  2,31.5,  2 LPfd 
2 Pfd.  und  2 LPfd  8 Pfd.  (Droycr  Antiqu.  Anmerkg.  1792,  S.  117)  em  JUkh 
stein  soll  einen  gewegen  stein  behaldcn  (Grimm  R.A‘.  2,  315).  Vgl.  S.  8 f.  zentner- 
steine;  uuegslein. 
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scbriebeD,  wie  schwer  das  Strafwerkzeug  sein  soll.  Daraus  könnte 
der  Schluß  gezogen  werden,  daß  man  gewöhnliche  Steine  ver- 
wendete und  sie  bloß  vorher  wog,  wie  uns  denn  auch  eine  Stelle 
erhalten  ist,  wo  der  Fronbote  für  das  Steinwiegen  eine  Gebühr 
bezieht’).  Andrerseits  ist  eine  Angabe  der  Schwere  auch  dort 
am  Platze,  wo  die  Gewichte  der  Ortswagen  dem  Strafvollzüge 
dienen  oder  wo  Foltergewichte  auch  als  Tragsteine  genommen 
werden  und  wo  eben  dann  festgesetzt  wird,  welches  Gewicht  ver- 
wendet werden  soll. 

Aus  Österreich  ist  kein  Exemplar  eines  derartigen  Steines 
bekannt  Es  lassen  sich  also  höchstens  Vermutungen  über  die 
Form  aufstellen.  Da  wohl  nicht  ohne  weiteres  anzunehmen  ist, 
daß  alle  Bagsteine  verloren  oder  in  Trümmer  gegangen  sind,  so 
liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  wir  derartige  Steine  zwar  auf  die 
Gegenwart  überkommen  haben,  sie  aber  nicht  als  Bagsteiiie, 
sondern  mit  andern  Namen  bezeichnen.  Dies  ist  besonders  in 
dem  Falle  möglich,  wenn  die  Steine  eine  einfache  Form  hatten 
und  demnach  auch  zu  andern  Zwecken  benutzt  werden  konnten, 
als  sie  ihre  Rolle  als  Strafwerkzeuge  ausgespielt  hatten.  Je  weniger 
charakteristisch  ihre  Gestalt  war,  um  so  rascher  und  gründlicher 
konnte  ihre  einstige  Bestimmung  dem  Gedächtnis  und  der  Über- 
lieferung entschwinden,  ünd  wenn  sie  gar  etwa  schon  von  Anfang 
an  zu  verschiedenen  Zwecken  gebraucht  worden  waren  (z.  B.  auch 
als  Gewichte  der  Ortswage  ^),  so  ist  es  möglich,  daß  sie  in  einer 
Zeit,  wo  sie  im  Strafsystem  keine  Bedeutung  mehr  hatten,  aus- 
schließlich nach  ihrer  sonstigen  Verwendung  bezeichnet  wurden. 
Die  Vermntnng,  daß  die  Strafsteine  auch  in  Österreich  die  ein- 
fache Form  von  Gewichten’)  hatten,  ist  bei  diesen  Erwägungen 
wohl  nicht  zu  gewagt  und  wird  vielleicht  eines  Tages  durch  einen 
glücklichen  Fund  ihre  Bestätigung  finden’). 


')  1402  Braunschweig:  lUm  j d.  Cordt  bodtU  vor  den  slen  aß  to  weghende. 
Vaterl.  Arch.  d.  bist.  V.  f.  Nieder.sachseii,  1841  S.  110. 

>)  S.  unten  § 11  b. 

’)  Die  gewichtahnliche  Form  ist  auch  die  einfachste.  Auch  die  Hand- 
ninhlsteine  (von  denen  unten  § 10b  die  Strafsteine  abgeleitet  werden)  hatten 
ungefähr  die  einfache  Form  von  Steingewichten. 

’)  Vgl.  die  Deutung,  die  Bormann  (flcsch.  d.  Ardennen,  Trier  1841. 
Bd.  2,  S.  230)  Bußsteiiien  gibt,  weil  sie  au  der  Kirclitüre  hiengen:  „sollte  die 

1» 
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Der  Stein  wurde  allgemein  sichtbar  aufbewalirt.  Er  hing 
am  Pranger')  oder  an  einem  öffentlichen  Gebäude.  Als  solche 
Verwahrungsstätten  sind  überliefert:  das  Gerichtsliaus*),  das  Rat- 
haus’), die  Schranne^),  die  Arbeitermietstätte’),  das  Wohnhaus 
des  Richters“),  das  Wirtshaus'),  der  Weinkeller“),  die  Mühle'*); 
schließlich  auch  Kirche"*)  und  Kloster"). 

So  konnte  schon  der  tägliche' Anblick '*)  des  gefürchteten 
Strafwerkzeugs  einen  bessernden  Einfluß  auf  zanksüchtige  Frauen 


Nciierburger  an  die  Freiheit  erinnern,  die  ihnen  1332  gegeben  wurde“. 
Später  dienten  dieselben  Steine  als  (icwichte  der  Kirchenulir.  Heydinger 
S.  2.j2  Anmerkung  20,  der  sie  richtig  als  Strafsteine  erkannte. 

')  Daher  der  Name  katsui».  S.  unten  S.  11,  an  der  seuU-,  Ilerzogenburg 
(.knhang  9),  an  der  schraiseult •.  Reichenau  OW.  G,  (19,  am  pranpr;  Dorn- 
bnrg  a.  S.  (Neue  Mitteil.  a.  d.  Gebiet  histor.  Forsch,  h.  v.  thnr.  .säch.s.  Ver. 
21,  137  Anmorkg):  Osnabrück  (Strodtniann,  Idiotikon  Osnabr.  197);  Sieding 
Ü\V.  7,250.  am  stock-,  GeiUlingen.  (Kerler,  Gcsch.  d.  Grf.  v.  Helfenatein 
Urk.  Anh.,  S.  1(1.) 

’)  Saubersdorf  ÖW.  7, 124  (Anhang  15). 

“)  Mühlhausen  (Stöber),  Sehaffhansin  (Uochholz  i.  d.  .\rgovia  18G2, 
S.  94),  Ofen  (Stadtreeht)  u.  s.  w.  — Unter  den  Ilathan.sfenstern;  KichslSdt 
(Iticder  1,G5). 

“)  Senftenberg  (Anhang  18). 

5)  Nufsdorf  ÖW.  7,  919.  «)  Kalk.sbiirg  Ö\V.  7,  623. 

')  Diepolta  Ü\V.  7,230.  Die  Stelle  läßt  keinen  sicheren  Schluß  zu. 
Wohl  aber  folgemle:  dass  sic  die  knecht  zu  der  sc/mider  trinkstube  fiirc/t  und  ir 

den  epossteu  lasterstein  uf  ir  hopt  heben  siitlen Sehaffhausen  1481,  /scliw. 

StrR.  5 (1902)  332. 

*)  Gera  (Schott,  SaTiiml.  z.  ilcnUseh.  St.  u.  LR.  1,  1G9):  im  Wein- 

hanse; llautzen  (Düpier,  Theatrum  poenarum,  1,74.5). 

•)  S.  Düpier  a.  a.  O. 

'“)  an  der  Kirehtüre ; s.  Ileydinger,  S.  2.52  Anm.  20;  im  Torhaus  der 
Kirche:  Hurgebrach  (Haas,  Slavenland  2,49);  im  Kapitol  d.  Stift.skirche: 
Kiilu  (I’ick,  Monatsschr.  f.  rhein.  westf.  Gesch.  3,355);  ante  summum  oltare, 
Ottobeiiern  (.\nz.  f.  K.  il.  d.  Vorzeit  1858,  88.  1867,  277).  Vgl.  Grimm, 
RA*.  2,316.  — llreniiseh-nieders.  Würterb.  4,  I02Gf.,  karkstecne.  Vgl.  unten 
S.  11. 

")  Zwettl  (Anhang  25).  Ensdorf  (Man.  Uoica  24,  239). 

'“)  Vgl.  die  Notiz  aus  Marienberg  i.  .Sachs.  (1532)  in  der  Sazonia  .5: 
„Es  muß  aber  in  dieser  Stadt  keine  bösen  Weiber  gegeben  haben  und  der 
Hinbliek  auf  diese  Sehaudsteinc  mächtig  gewirkt  haben,  da  die  Strafe  nie  in 
Marienberg  exekutiert  wurde.“  Diesen  Heleg  verdanke  ich  gleich  einer  Reihe 
anderer  diiu  Entgegenkommen  von  Dr.  lleerwagen  in  Nürnberg. 
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ausüben,  oder  sie  docli,  wenn  sie  z.  B.  auf  offenem  Markte  in 
Streit  geraten  waren,  noch  rechtzeitig  vor  dem  Gebrauch  „ver- 
botener Worte“  bewahren. 


§ 2.  Namen. 

Die  ältesten  Quellen,  die  uns  vom  Steintragen  Kunde  geben, 
bezeichnen  das  Werkzeug  schlechthin  als  lapiden^)  oder  nach  der 
verbindenden  Kette  als  lapidex  calfnati^),  Inpide-'i  per  cathmam 
cohaerentes^)  oder  als  lapidefi  ad  hoc  deputati*).  Deutsche  ßechts- 
aufzeichnungen  sprechen  von  „2  Steinen,  die  dazu  dienen vom 
„Stein,  der  dazu  gemacht  ist“')  oder  bloß  vom  „Stein“’).  1242 
findet  sich  die  technische  Bezeichnung  der  stad  steeru'  *)  und  seit 
dem  14.  Jahrhundert  eine  Reihe  andrer.  (Der  nach  1353  in 
Ottobeuorn  gebrauchte  Ausdruck  laph  dedecoris  et  ignominiae-) 
ist  kaum  technisch  gewesen).  Als  Namen  dieses  Strafwerkzeuges 
kommen  vor:  paystein  (zuerst  im  14.  Jh.  in  Mühldorf),  lasteratein 
(zuerst  1396  in  Memmingen),  pukatein  (nur  im  Ofner  StR.), 
klapperatein  (zuerst  1517  in  Ober-Ensisheira),  krötenatem  (\6'2b  in 
Schleiz),  schandstcin  (zuerst  1523  in  Marienberg  i.  S.),  kakstein 
(zuerst  Anfang  des  15.  Jh.  in  der  Apenrader  Skra),  ehebrecher- 
steine (1684  in  Aachen),  centnerstein  (1497  in  Bnrgebrach). 

Ihre  Erklärung  finden  diese  Benennungen  teils  aus  dem  Ver- 
gehen, wofür  der  Stein  getragen  wurde  [pay-,  laater-,  puk-,  kiapper-, 

')  1182  Beaumuiit  (zitiert  von  Frensdorff  in  Hansische  Gcsch.-Qu. 
3,  .35  .\ninerkung  31).  — 12(i!)  Ki|icii  St.-U.  § 14  (Ko  1 derup- Hosen vingo 
5,  22G).  — 1.321  Hochuni  (Ocnglcr,  Cod.  Jur.  »tun.  1,243). — 13!U)  Krakau 
fJbr.  antiqu.  dv.  CracovUnsis  II  tgS. 

’)  1229  Ilrnssel  (Du  Cangc  5,  28.  .8.  a.  Frensdorff  a.  a.  U.) 

^ Mitte  d.  13.  Jh.  Dortmund  (Frensdorff  a.  a.  0.) 

*)  1335  Apenrade  (Thorsen  S.  IGG). 

*)  1292  llainbnrg  (Grimm,  R.\‘.  2,  315). 

“)  1328  Speyer  (Grimm,  RA*.  2,315). 

’)  1329  Moontfort  (Fruin,  Kl.  steden  314). 

1362  I.ebamüniie  (km.  f.  K.  d.  d.  Vorz.  1857,  156). 

1367  (icißlingen  (Kcrier,  Gesell,  d.  Grf.  von  Hclfcnstein  Urk.  Anh. 
S.  16),  14.  Jh.  Berlin  (Borl.  Stadtbuch,  Schöffenrecht  § 26). 

*)  Neues  Schleswiger  St.-R.  (Thorsen  S.  38).  Dieser  Ausdruck  ist 
auf  den  Norden  beschränkt  geblieben.  Grimm,  R.\*.  2,  317. 

’>)  km.  f.  K.  d.  d.  Vorz.  1858,  88;  1867,  277. 
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kröt^-,  ehebrecher-,  vielleicht  auch  schandstein] , aus  dem  Aufbe- 
wahrungsort [kakttein]  oder  aus  dem  Qewichte  [zentnerstein]. 

a)  ,Bagstein‘  und  dessen  Varianten. 

Die  älteste  Fundstelle  für  das  Wort  pagstein,  das  Mühldorfer 
Stadtrecht'),  gibt  zugleich  eine  Erklärung  desselben.  Es  beißt 
dort  nämlich:  Wie  man  den  pagstain  tragen  »ol.  Welleich  leicht 
teeip  pagent  mit  den  warten,  di  ei  rer  meiden  gölten,  wider  ain 
pitrgerin  oder  wider  ir  genözzin,  der  .lol  der  fronpot  den  pagstain 
an  irn  hals  hengen  und  sol  si  von  gazzen  ze  gozzen  traihen  umb  ir 
unnützes  pagen daz  ist  ir  püzz. 

,Bagen‘*)  bedeutete  , zanken,  streiten,  hadern*,  , Bagstein*  da- 
her den  Stein,  der  als  Strafe  fflr  Zank  und  Hader  auferlegt  wird. 
Als  jedoch  das  Wort  ,bagen*  außer  Gebrauch  kam,  wurde  auch 
, Bagstein*  nicht  mehr  verstanden.  Die  Verschiedenheit  der  Aus- 
sprache, namentlich  aber  die  volksetymologische  Anlehnung  an 
ähnlich  klingende  Wörter  wie  Bach,  pochen,  Bock,  Wage,  Weg, 
borgen,  trugen  das  Ihrige  dazu  bei,  eine  nicht  geringe  Zahl  von 
abweichenden  Formen  hervorznrufen. 

Bagstain  kommt  zu  Anfang  des  15.  Jahrh  noch  im  Ofner 
Stadtrecht,  Art.  155,  vor.  Pagstain  1495  in  Reichenau,  Ober- 
österreich’), zu  Anfang  des  lü.  Jh.  in  Penk,  Nieder-Österr. ‘)  und 
in  Latzfons  und  Verdings  im  Vintschgau’).  pagkstain,  pakstain 
1512  in  Klosterneuburg®),  in  einer  1539  angefertigten  Kopie  eines 
alten  Gerichtsbuches  in  Lang-Enzersdorf),  zuletzt  1667  in  Mauer®) 


•)  Aus  dem  14.  Jh.  — Chroniken  d.  deutsch.  Städte  15,  400. 

Graff,  Ahd.  Sjirachschatz  3, 22f.  iä^  zu  skr.  bhäj  frangtref  oder 
zu  skr.  bhiish  hqui,  schwerlich  zu  pui^i.  — Schade,  Ahd.  WB.  36,  bä^ 
as.  still,  .lautes  Kfihnien*  an  stm.  ,Strcit‘.  bäz  nilid.  stm.  , lautes  Schreien, 
Zanken,  Streiten*.  Daneben  ahd.  bä^a,  pä^a  ahd.  stf.  1.  ,Zank,  Hader,  Streit*. 
Das  Zeitwort  ahd.  pdgan,  inhd.  bögen.  I.es.er,  Mhd.  H.-W.-B.  1,  112. 
Sch  melier,  Bair.  WB.’  1,214,  bäg  ,Zom,  Verdruß*,  baegen  ,laiit  schreien*. 
Lexer,  Kämt.  WB.  14,  pägg'n  .schelten,  zanken*.  Grimm,  DWB.  1,576. 
bägeten  1.  quälen,  jind.  unehrenhafte  Sachen  Vorhalten  2.  hadern,  zanken. 
S taiib-Toblcr,  Schweiz.  Id.  4,  1056,  beigeren  [ilageii. 

Grimm,  Weistümer  3,  684. 

')  ÖW.  7,  286.  ÖW.  5,  350. 

«)  ÖW.  7,  961.  ’)  ÖW.  8,  329. 

Ow.  7,653:  ferner  ÖW.  8.417. 
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bei  Wien,  packstain  zuerst  1412  in  Solenau'),  zuletzt  1727  in 
Eggendorf,  Nied.-Österr.  *) 

Diese  Gruppe  wollte  man  in  der  Literatur  mit  ,bncken‘  zn- 
sammenbringen  und  bezeicbnete  daher  den  Stein  als  ,Backstein‘ 
eine  Form,  die  in  keiner  Quelle  belegt  ist. 

Än  Steine  ans  dem  Bache  zu  denken,  war  recht  naheliegend. 
Das  Bngelmannsbrnnner  Weistum*)  ist  in  dieser  Hinsicht  be- 
merkenswert. Es  spricht  davon:  wann  /raum  oder  man  xchluegcn 
oder  verpofne  wort  . . . geben  bei  dem  park  und  gleich  darauf: 
wann  die  weiber  an  einandei'  handln  auf  der  gossen,  so  sein  si 
schuldig,  das  si  dm  pachstain  sollen  tragm.  Vielleicht  haben 
wir  hier  eine  volkstümliche  Worterklärung  vor  uns,  doch  muß  man 
sich  hier,  und  ebenso  bei  den  weiter  noch  anzuführenden  Varianten 
stets  auch  die  mundartliche  Aussprache  und  die  Schwierigkeit, 
dieselbe  schriftlich  festzuhalten,  ins  Gedächtnis  rnfen“).  Pach- 
statn  wird  sehr  häufig  gebraucht.  Zuerst  1.399  in  München.“) 
Im  15.  Jh.  in  Mittersill  (Pinzgau)’).  In  Niederösterreich  treffen 
wir  diese  Form  von  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  (Heiligenkreuz)  “) 
bis  1666  (Atzgersdorf)*);  verdorben  in  pachstum  im  15.  Jh.  in 
Gastom. '“). 

Die  Form  bachstein  ist  bisher  nur  einmal  belegt  und  zwar 
im  Teiding  von  Friedberg  in  Böhmen")  (1654—1697). 

Pochen  bedeutet  nicht  nur  , klopfen  und  schlagen',  sondern 
anch  ,trotzen,  prahlen,  zürnen,  fluchen,  mißhandeln,  verhöhnen. 


')  ÖW.  7,  382. 

>)  ÖW.  8,  500;  ferner  ÖW.  7,  918;  938.  8,  510. 

Michnaj  u.  Lichner,  Ofner  StK.,  S.  98  u.  271.  Chabert,  Bnicb- 
stnek  e.  Staats-  u.  RG.  d.  dentsrh-österr.  L.  1848.  Denkschr.  d.  kais.  Akad. 
I>h.  h.  Kl.  4, 39  Anmerkung.  — ÖW.  G,  683  (Register.  Dagegen  ist  im 
Glossar  ebda  S.  G27  packsUin  zu  ba^en  gestellt). 

*)  1500-1535.  — ÖW.  8,  657  Zeile  8 f.  und  Zeile  18  ff. 

“)  Die  Schreiber  waren  in  ihrer  Schreibweise  auch  keineswegs  konse- 
quent ÖW.  8,  953  linden  wir  pogstain,  pogkstain,  pockstain! 

“)  Chroniken  d.  deutschen  Städte  15,  490.  Der  ältere  Abdruck  des  Katz- 
mair’schen  Gedenkbnehes  (Oberbayr.  Arch.  8,  108)  hat  irrtümlich  bathsuin. 

»)  ÖW.  1,  286.  •)  ÖW.  7,  464. 

f)  ÖW.  7,  644.  “)  ÖW.  8,  246. 

")  Anhang  7.  — Vgl.  überdies  Note  6. 
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herausfordern“).  Eochholz*)  stützt  darauf  seine  Erklärung  von 
pochstein.  Stöber^)  schließt  sich  ihm  an  und  sagt  weiter: 
„bochstein  entweder  eine  andere  Form  von  pochstein,  hogstein  oder 
auf  die  zänkische  Natur  des  Bockes  bezüglich“.  Die  Rochholz'sche 
Erklärung  kann  nur  durch  zwei  Belege  gestützt  werden:  pochstaiji 
16.  Jb.  in  Erdprefs^)  und  bochstein  1603  in  Weikertschlag  a. Thaya*). 
Es  sind  wohl  höchstens  Deutungsversuche  der  betreffenden  Schreiber, 
noch  eher  bloß  graphische  Abweichungen.  Die  am  häufigsten 
vorkommende  Form  ist  pochstain  (pog-,  pogk-,  pogkh-,  pokvh-, 
pokstain).  Zuerst  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrh.  in  Dlrichs- 
kirchen“)  (Nieder-Österr.).  1512  Kahlenbergerdorf:  stain  genannt 
pokstain').  Zuletzt  im  18.  Jh.  in  Perchtolsdorf *).  Hierher  ge- 
hört noch  bocksiain  (c.  1600  Hohenstein)’)  und  das  einmal  ge- 
brauchte bok  (1681  in  Ober-Nondorf)'“).  Insbesondere  die  letzt- 
erwähnte Form  macht  es  wahrscheinlich,  daß  man  bei  pockstcin 
an  einen  Bock  dachte,  sei  es  an  das  Tier,  oder  an  einen  so  be- 
zeichneten  Gegenstand. 

Wagstain  finden  wir  in  der  Bedeutung  , Bagstein' '')  seit  dem 
Ende  des  15.  Jh.  (Gutenstein)  ”)  einigemale.  Zuletzt  1748  in 
Weikendorf”).  Eine  Anlehnung  an  ,Wage‘,  ja  eine  Erklärung  des 
Begrifi'es ")  scheint  in  der  Wendung  zu  liegen  wagstain,  der  da 


’)  Grimm,  HWIl.  2,200;  s.  namentlich  ilic  Vcrbinilungcn  pochtn  und 
uhenden,  pochen  und  planen.  Vgl.  pochvort  Grimm,  PWB.  7,  10G4.  Fischor, 
Schwab.  WH.  1,  1242.  Kluge,  JltTmol.  WH.  6,301. 

>)  .\rgovia  1862—63,  S.  94. 

’)  S.  89  f.  Die  Variante  iogslein  wollen  Ifuchhnlz  und  Stöber  von 
mittelniederdeutsch  hogge  = Kröte  ableiten.  Vgl.  dagegen  unten  S.  10. 

<)  ÖW.  8,  86.  »)  OW.  8,  243. 

0 ÖW.  8,  12  dort  auch  die  Variante  pocktnstain. 

")  ÖW.  7,  944.  *)  ÖW.  7,  596.  .Viiüerdem  noch  37mal. 

ÖW.  8,  839.  Ferner  in  Grösten,  Archiv  f.  K.  öst.  Gcsch.-yii.  25,  105. 

'»)  ÖW.  8,  816. 

")  nuacstein  = cnlculus  beroiU  althochdent.sch  (Steinmeyer-Sievers, 
.\lid.  Gl.  2,  13,  32).  Mittelhochdeutsch  bedeutet  -.oac  Gewicht,  wage  Wage, 
Folter  (Lexer). 

ÖW.  7,  352.  >3)  ÖW.  8,  59. 

")  Daß  Volksetymologie  vorliegt,  ist  namentlich  daraus  zu  schließen, 
daß  •Mgslein  in  Texten  gebraucht  ist,  die  im  übrigen  den  Wechsel  von  i und 
;e  ini  .Anlaut  nicht  zeigen. 
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hat  ain  halbm  zenten  Straßhofen  1499  ').  Die  Erläuterung,  die 
Rochliolz’l  gibt:  „tr.  von  ,bevregen‘,  wie  auch  die  auf  ihrer 
Spitze  beweglichen  OrakeUteinc  genannt  wurden“  ist  sehr  be- 
streitbar. 

Viegttain  ist  bisher  nur  einmal  belegt  und  zwar  1558  in 
Melk’).  Es  bleibt  dahingestellt,  ob  diese  Form  ein  selbständiger 
Erklärungsversuch  ist,  oder  nur  eine  Variante  zu  wagstain,  das 
in  andern  Melker  Te.xten  vorkommt. 

An  ,borgen‘  erinnert  die  Bezeichnnng  ,borgsteiner\  der  wir 
im  18.  Jahrh.  in  Siemdorf^)  begegnen.  Schon  aus  dem  Plural 
ist  ersichtlich,  daß  der  Ausdruck  eine  Verstümmelnng  des  unver- 
standenen ,pog)dein‘  oder  einer  ähnlichen  Form  ist.  Der  Schreiber 
dieser  Quelle  hat  anscheinend  gar  keine  Vorstellung  mehr  vom 
Bagstein. 

b)  Andere  Bezeichnungen. 

Latterstein’’)  ist  von  , lästern*  = schmähen  abzuleiten. 
Später  mag  sich  die  Vorstellung  gebildet  haben,  daß  der  Laster- 
stein seinen  Namen  deshalb  trage,  weil  er  als  Strafe  für  gewisse 
Laster  (fluchen,  Trunksucht  u s.  w.)  verhängt  wurde.  Der  Name 
„Lasterstein“  war  weit  verbreitet  und  hat  sich  lange  erhalten. 
Zeugnisse  seiner  Verwendung  finden  sich:  1396  in  Memmingen*), 
1481  in  Schaffhausen ’),  1503  (lestvnstnn)  in  Fürstenberg"),  1520 
in  Überlingen"),  seit  1576  im  Elsaß'*)  und  bis  ins  18.  Jahrh.  in 
Bayern"),  wo  seinerzeit  Bagstein  üblich  gewesen  war '").  Lasterstein 
bedeutete  jedoch  auch  den  Pranger.  "). 

Das  Ofner  Stadtrecht  gebraucht  im  Art  155  das  Wort  bag- 
»tiiin,  im  Art  180  dagegen  pukstain.  Auch  dieser  Name  dürfte 

')  Ö\V.  7,  234.  «)  .\rgovia  1862—63  S.  94. 

’)  Kaltonbaek  1,  120.  *)  ÖW.  8,466. 

*)  Lexer,  Mtul.  HWH.  1,  1838.  Schmtfller,  Bair.  WB."  1,  1.722. 

*)  Freiberg  5,  279.  ’)  ZschweiiStrll.  5(1892)332. 

*)  Fürstoiib.  UrkB.  7,  376. 

")  km.  f.  K.  d.  d.  Vorzeit  1874,  S.  10. 

'“)  Stöber,  S.  90.  Martin  und  Lienhart,  Elsaß.  WB.  2,600. 

")  1751  CW.  i'«r.  fiav.  crim.  1,  4,  19. 

'")  S.  oben  S.  6. 

'")  ln  Spejer  seit  dom  17.  Jh.  Harstcr,  d.  Straft,  v.  Speyer  S.  82  f. 
Vgl.  Üsenbrüggen,  Alam.  Straft.  110. 
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vom  Vergehen  herzuleiten  sein;  ,pvken‘  bedeutet  nämlich  ,sich 
gegenseitig  schlagen“),  ,puck‘  Puff,  Schlag*). 

Klapperstein  war  im  Elsaß  üblich.  Seit  1517  ist  der 
.Ausdruck  nachweisbar^).  , Klappern'  heißt  plaudern,  schwätzen. 

Das  Wort  krölenstein,  das  wir  im  Statut  von  Schleiz  1625^) 
überliefert  haben,  möchte  ich  von  ,kreten‘  zanken,  streiten*)  her- 
leiten. Rochholz®)  denkt  an  das  Tier  Kröte,  „weil  man  (sagen- 
halt) die  Kröte  einen  geheimnisvollen  Stein  im  Haupte  tragen 
laßt.“  Ebenso  erklärt  er  bogstein  durch  mnd.  bogge  Kröte.  Seiner 
Deutung  folgt  Stöber’),  der  auch  die  Form  bockstein  darauf 
zurückführen  möchte.  Was  tür  ein  Zusammenhang  zwischen  dem 
Strafstein  und  dem  , Krötenstein'  des  Aberglaubens*)  bestehen 
könnte,  ist  mir  nneründlich.  Eher  könnte  man  noch  die  Votiv- 
kröten heranziehen,  die  von  kranken  Frauen  geopfert  wurden*). 
Doch  auch  dies  liegt  zu  ferne. 

Überdies  ist  daran  zu  erinnern,  daß  bogstein  bisher  nirgends 
belegt  ist.  Ähnliche  Formen  kommen  nur  in  Niederösterreich "’) 
vor,  jedoch  nie  in  niederdeutschem  Sprachgebiete. 

Bezeichnungen  wie  ehebrechersteine  (1684  in  Aachen)“)  und 
zentnerstein  (1497  in  Burgebrach)'*)  erklären  sich  von  selbst. 

')  Schröer,  WB.  rt.  deutsch.  Mundart  d.  Ungar.  Rcrglandos  25,  251. 

*)  Lübben-Walther,  Mittclniederd.  HAVB.  258. 

*)  Staber,  S.  104;  S.  91  f.  Martin  u.  bienhart,  Wörterb.  d.  els&ß. 
Mundarten,  2,  599.  — Sax  (BischBfe  u.  Keichsfürsten  v.  EiebstSdt,  S.  418, 
Anmerltung)  spricht  vom  Klapperstein  in  Eichst&dt.  Das  entspricht  nicht 
den  Tatsachen.  Das  Weistum  von  Enkering,  das  hier  in  Betracht  kommt, 
kennt  nur  „Stein“,  l'brigens  sollen  nach  Sax  auf  diesem  Klapperstein  die- 
selben Verse  gestanden  haben  wie  auf  dem  Mnhlhausener! 

*)  Walch,  Vennischte  Bcitr&ge  z.  Deutschen  R.  8,78. 

*)  Schiller-Lübben,  Mittclniederd.  WB.  2,  565  f.  (Auch  Zitate  aus 
Kechtsquellen). 

Der  Steinkultus  in  d.  Schweiz,  Argovia  1862—63,  S.  94. 

’)  S.  89  f. 

•)  s.  Das  Steinbuch.  Ein  altdeutsches  Gedicht  von  Volmar,  hgg.  v. 
Lambel.  Heilbronn  1877.  S.  16  Vers  457  11'. 

*)  Andren,  Votive  u.  Weihegaben  d.  kath.  Volkes  in  Süddeutschland 
S.  129  IT.  — Liebrecht,  Zur  Volkskunde  S.  333. 

'”)  S.  oben  S.  8. 

'*)  Zcitschr.  d.  .Aachener  Gesch.-Ver.  6,44.  — Im  Jahre  1331  kannte 
man  die  pem  lapidum  in  -Aachen  noch  für  Scheltworte.  Leersch,  Ächener 
Udenkmäler  S.  47,  § 11. 

'*)  Haas,  Slavcnland  2,49. 
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Sehandstein  bedeutet  den  Stein,  den  die  Frau  tragen  muß, 
welche  eine  andere  geschändet,  d.  h.  geschmäht  hat')>  Fs  ist 
jedoch  auch  möglich,  daß  das  Wort  von  , Schande*  abgeleitet  werden 
muß,  demnach;  ,Stein,  den  man  zur  Schande  trägt*.  Das  wäre 
ein  Gegenstück  zu  sehandstein  , Pranger*’)  , Stein,  auf  oder  an  dem 
man  zur  Schande  steht*,  ln  der  Bedeutung  „Stein  zum  Tragen** 
linden  wir  sehandstein  1523  in  Marienberg  in  Sachsen’},  1532  im 
Braunschweiger  Stadtrerhte^),  1620  in  Ploen’). 

Die  kakstene  der  Apenrader  Skra')  heißen  so,  weil  sie  am 
Kake  (=  Pranger)  hingen.  Im  bremi.'ch -iiieders  Wöiterbuche ’) 
werden  karksteene  angeführt  und  dazu  bemerkt:  „weil  sie  etwa  in 
den  Kirchen  aufbewahrt  wurden  und  diese  Strafe  von  dem  geist- 
lichen Flicgerichte  auferlegt  wurde.**  Im  Nachträge*)  ist  dieser 
Gedanke  aufgegeben,  wohl  aufgrund  einer  Bemerkung  Dreyer’s*), 
daß  man  statt  kaek-  kaksteene  lesen  müsse. 

Zu  der  Reihe  von  quellenmäßigen  Bezeichnungen  des  in 
Rede  stehenden  Strafwerkzeuges  tritt  eine  weitere  .Reihe  von  Namen, 
die  man  dem  Steine  in  der  Literatur  gegeben  hat. 

Lapis  vifuperii^’'),  lapisjamosus''),  lapis  scandali''^)  sind  Ober- 

')  Vgl.  , Schandmaul*. 

'•*)  Melle,  (irnndlichc  Nachricht  vnn  Lübeck*  1787,  S.  447.  Oreyer, 
De  liitophoria,  S.  10  will  iinterächciden  ImiersUin  = Stein  zum  Trägem  und 
schamisUin  = Pranger.  Das  ist  nicht  möglich.  Heide  Worte  kommen  in 
beiden  Hedeutungen  vor. 

*)  Saxonia  5. 

*)  Braunschw.  UrkB.  1,313. 

»)  Kinder,  UrkB.  z.  Chronik  d.  Stadt  Ploen,  1881  f.,  S.  34  f.  Siehe 
ferner  Schäfer  W.,  Deutsche  Städtewahrzeichen,  1,  .')3.  — Schiller- 

Lübben,  Mittelniederd.  WB.  4,  4.5. 

*)Thorsen,  Schlcsw.  StK.,  S.  1G7.  — S.  a.  Schiller-Lübbcn, 
a.  a.  0.  4,385.  Verwijs  on  Verdam,  Middelnederl.  Woordenb.  3,11. 

■)  Bremen  1767—71.  Bd.  4,  S.  1020  f. 

*)  5,  400. 

*)  Antiquarische  Anmerkungen.  Lübeck  1792,  S.  118. 

“)  Stielor,  d.  deutschen  Sprache  Stammbaum  u.  Fortwachs,  S.  2139 
l.af.  vit.  hieü  auch  der  Stein,  auf  dem  fallirte  Schuldner  salJen.  Grimm, 
KA.*  2,  162. 

*')  Boccrus,  de  jurisdict.  c.  5.  n.  43  (1.509).  — Stiolcr,  a.  a.  O.  — 
Krebs,  l'raetaUts  peil,  jur,  de  ligrw  et  lapüie.  1756.  S.  208. 

'*)  Ltieselben. 


Digitized  by  Google 


12 


Setzungen  von  Laster-  und  Scliandstein.  Mit  Lapidcs  pMid  seu 
civitatis  übersetzt  Stiernhook')  der  stad  stene.  Andere  Aus- 
drücke dafür  sind  haderstein^),  rdtschstein^),  zankstein*),  backstein^), 
strafstein'^)  und  bussstein~‘). 

Hier  sei  auch  des  Ausdrucks  Litophorie  gedacht,  den  Dreyer 
in  seinem  Aufsatze  De  lüophoriu^)  aufgebracht  hat,  welches  Wort 
aber  sonst  nicht  verwendet  wird. 

Grimm‘j  führt  im  Abschnitt  über  den  Lasterstein  auch  rote 
räder  an,  jedoch  irrtümlich;  an  der  von  ihm  erwähnten  Stelle 
handelt  es  sich  um  Brandmarkung. 

Hans  Sachs®!  gebraucht  das  block  anscheinend  in  der  Be- 
deutung Schandstein. 

Französisch  heißt  das  Strafwerkzeug  la  pierre  (a.  1247  bei 
du  Gange  5,  28)  oder  la  pierre  des  mauvaises  hmgues,  la  pierre 
de  scaiidale^). 

§ 3.  Verbreitung.  Unterschied  zwischen  bag-  und  lasterstein. 

Die  Rechtssitte  des  Steintragens  ist  allem  Anschein  nach  auf 
dem  Boden  des  alten  Frankenreichs  entstanden,  hat  sich  über 
Frankreich,  Deutschland  und  die  Niederlande  verbreitet,  und  ist 
auch  durch  deutschen  Einfluß  nach  Norden '“)  und  Osten  “)  gedrungen. 

Besonders  zahlreich  sind  die  Zeugnisse  für  diese  Strafe  in 

')  Die  Stelle  bei  Du  Gange  5,  28. 

’)  Grinnn,  R.\*.  2, 3 Iß,  führt  das  Wort  aus  Würdtwei?),  Diflom. 
Moj^unt.  2,  Ö61  an.  Das  Wort  ist  aber  nicht  ([Uellcmnällig,  sondern  steht  dort 
in  einer  Hodnian n'schen  .\nnierkuiig.  Die  von  Bodinann  dort  gebrachten 
Stellen  sprechen  bloß  von  sUnen,  Ob  diese  Angaben  von  llodinann  gefälscht 
sind,  bleibt  dahingestellt. 

*)  Stöber  (S.  104)  spricht  vom  Lasterstein  in  Sulz  iin  Ober-Klsaß  „den 
ich  dort  auch  RäUchstein  nennen  hörte . Hei  demselben,  an  der  Kirchen- 

wand steht  die  Jahreszahl  148!)“.  (Vgl.  ebda.  S.  hl,  Rätschen  = schwätzen). 
— Die  Mitteilung  Stöber’s  bleibt  zu  prüfen.  Im  Wörterbuch  d.  elsäss. 
Mundarten  v.  .Martin  u.  Lienhart,  2.  Hd.  1007,  fehlt  rtUschstein. 

*)  Grimm,  KA.*,  2,  31ß.  S.  oben  S.  7 Note  3. 

tirimui,  RA.*,  2,317.  ’)  Hevdinger  S.  252  .4nm.  20. 

")  Kiel  1752.  Stöber  S.  8!). 

‘")  Fritzner,  Ordbog  3,538.  — Grimm,  R.A*.,  2.317. 

")  Krakau  L'Hlh.  Kaitidl,  Arch.  f.  Osterr.  Geseb.  i>5  (1!)W;),  S.  220.  — 
Siebenbürgen;  Fron ius,  Hildcr  aus  dem  sächs.  Hauenilebou.“  1883.  S.  129. 
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(len  bäuerlichen')  Quellen  Niederösterreichs’).  Wenn  wir  diesen 
Nachriclilen  noch  die  spärlichen  Belege  aus  Oberösterreich,  Siid- 
bölimen,  Steiermark,  Salzburg,  Tirol  und  Bayern  angliedern,  so 
ergibt  sich  eine  Gruppe  von  Rechtsaufzeichnungon,  die  ein  be- 
stimmtes einheitliches  Bild  gewähren,  das  sich  von  der  Entwicklung 
der  Steinstrafe  in  den  andern  Rechtskreisen  in  einigen  Punkten 
wesentlich  unterscheidet’). 

1.  Nur  im  bayrischen  Sprachgebiete  heißt  der  Stein  Bagstein, 
er  trägt  aber  auch  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  stets  diesen  Namen. 

2.  Der  Bagstein  wird  von  Frauen  getragen.  Anderwärts 
tragen  auch  Männer  Schandsteine. 

3.  Das  Delikt,  wofür  die  Strafe  auferlegt  wird,  ist  in  dem 
angeführten  Rechtsgebiet  fast  ausschließlich  Frauengezünke.  In 
vielen  andern  deutschen  Rechten  ist  die  Entwicklung  dahin  ge- 
gangen, (laß  (las  Steinlragen  eine  ganz  allgemeine  Strafe  wurde. 
Folgende  Delikte  wurden  mit  dem  Schand-  oder  Lastersteine  be- 
straft: Schraähbriefe,  Spottlieder,  freventliches  Schwören,  Gottes- 
lästerung, Verdacht  der  He.xerei,  Kindesmord,  Ehebruch,  Kuppelei, 
Hehlerei,  Fiindverheimlichung,  Diebstahl,  Betrug,  Spiel.  Nament- 
lich Ehebruch  wird  häufig  so  gestraft.  Im  Norden  Europas  hatte 
diese  Strafe  ihre  besondere  Entwicklung^). 

4.  Im  Gebiete  des  Bagsteins  ist  nichts  von  einer  besonderen 
Tracht  der  Verurteilten  gesagt.  Anderwärts  ist  häufig  das  Büßer- 

')  In  (len  .Stfidton  war  (la.s  .Stcn(tra}r(!n  vermutlich  auch  üblich.  Vgl. 
das  unten  § 10a  über  die  \Vr  Neustädter  Ilaruiseliar  (iesagte.  Auch  das 
Münchner  Stadtrecht  spricht  nicht  über  den  Strafstein,  und  doch  ist  das 
Vorkommen  desselben  dort  bezeugt.  Ks  gab  ja  a((ch  (iewobnheitsrecht. 
Am  frawenfrevtl  ist  nit  i^tsttzs,  -virt  ifawit  U’it  Jtr  rUhttv  runh  t;tstalt  tifr 

siuhtn  frkhtnnl.  l.'jTä.  Reyschcr,  Saimnl.  altwfirteinb.StatU.  Tüb.  1824,  S. 208. 

’)  Es  kommen  in  erster  länic  die  bisher  erschienenen  2Händc  der  Nieder- 
österr.  Weistnmer  (()\V.  7.  u.  8.  hgg.  v.  Winter)  in  Hetracht.  Solange  der 
3.  Hand  (Viertel  ob  dem  Wiciu'r  Wald)  nicht  erschienen  ist,  sind  auch  die 
Saunnlungen  von  Kaltcnbaek  (Pan-  ii.  liergteidingbncher  Nied(ir-Osterr. 
2 Ilde.,  Wien  181CI'.  und  Zahn  (.Archiv,  f.  Kunde  österr.  (ieschichtsquelleu 
2.7  (18G0)  S.  1 ff.)  heranzuzieben. 

3)  Pie  Nachweise  zu  den  folgenden  Behauptungen  sind,  soweit  sie  den 
Bagstein  betreffen,  in  der  vorliegenden  Arbeit  gebracht:  soweit  es  sich  um 
das  auüerösterr.  Kechtsgebiet  handelt,  wird  sich  in  einer  späteren  l'nter- 
suchung  (ielegenheit  bieten,  ins  Detail  einzugehen. 

*)  Vgl.  (Srimm,  BA.*  2,317. 
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hemd  vorgeschriebeD.  Auch  dag  „Frekeln“  der  Verbrecherin  mit 
einem  Nagel  durch  die  hinter  ihr  gehende  verletzte  Frau  kommt 
in  Österreich- Bayern  nicht  vor*). 

Alle  diese  Umstände  lassen  es  zweckdienlich  erscheinen,  die 
Untersuchung  über  die  Strafe  des  Steintragens  vorerst  auf  die 
österr.-bayrische  Gruppe  zu  beschränken,  um  so  ein  abgerundeteres 
Bild  zu  erbalten.  Selbstverständlich  müssen  bei  der  Frage  nach 
der  Entstehung  der  Strafe,  bei  Erwähnung  der  bisherigen  Deutungs- 
versuche und  bei  Aufstellung  eines  neuen  auch  alle  andern  Beleg- 
stellen in  gleicher  Weise  herangezogen  werden. 

Innerhalb  der  grollen  Zahl  von  Quellen,  die  uns  über  den 
Bagstein  Aufschluß  geben  [die  älteste  überhaupt  ist  aus  dem 
14.  Jh. ’),  die  älteste  österreichische  aus  dem  Jahre  1412’),  die 
späteste  von  1748*J,  lassen  sich  eine  Reihe  von  unter  sich  mehr 
oder  minder  gleichlautender  Gruppen  bilden,  wodurch  die  Unter- 
suchung wesentlich  an  Übersichtlichkeit  gewinnt.’)  Die  Text- 
verwandtschaft besteht  natürlich  vor  allem  in  den  Rechtsauf- 
zeichnnngen  von  Orten,  die  unter  einer  Grundherrschaft  standen 
oder  einander  benachbart  waren.  Namentlich  sind  die  Texte  in 
den  Sammelhandschriften“)  häufig  identisch. 


')  Das  Ofner  StR.  gehört  dom  Magdeburger  Rechtskreisc  an.  Die 
Hestiniiming  über  das  Steintragen  bat  es  anscheinend  dem  Rb.  n.  Distinkt. 
entnommen.  Nur  di^r  Name  llagstein  ist  dem  Ofner  Recht  und  den  österr. 
tVeistümern  gemeinsam. 

’)  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  15, 400  (Mühldorf). 

“)  0\V.  7,  382  Solenau.  *)  OW.  8,  59  M'eikeiidorf. 

“)  Die  wichtigsten  Texte  sind  am  Schlüsse  dieser  Abhandlung  in  ihrer 
ältesten  Gestalt  abgedruckt.  Ks  ist  beigefügt  wo  sie  in  Geltung  waren. 
.\usoinandorsetzungcn  über  die  Art  und  Weise  der  Textentlehnung  und  Ver- 
wandtschaft waren  nicht  am  Platze,  häutig  ist  sic  jedoch  bereits  ans  den 
kurzen  beigegebenen  Notizen  zu  erschließen. 

“)  8.  Winter  i.  d.  Kinleitung  zu  ÜW.  7.  S.  XVIll. 
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Der  Bagstein 

§ 4.  Das  Steintragen  als  Frauenstrafe 

Das  Steiotragen  war  von  jeher  eine  besondre  Frauenstrafe ') 
nnd  ist  es  im  Gebiete  des  Hagsteins  auch  geblieben. 

Diese  Strafe  hatte  ihren  Ursprung®)  in  der  Verknechtung, 
bezw.  Strafarbeit  zahlungsunfähiger  Übeltäterinnen.  Die  Zahlungs- 
unfähigkeit lag  aber  nicht  nur  dann  vor,  wenn  die  Frau  arm  war, 
sondern  auch  dann,  wenn  ihr  Geschlechtsvormund  für  sie  nicht  zahlen 
wollte;  der  Hauptgrund  für  das  Fortbestehen  dieser  Ehrenstrafe 
war  also  die  geminderte  Vermögensfähigkeit  der  bevormundcien 
Frau.  Die  Witwe,  die  auch  sonst  eine  gewisse  Selbständigkeit 
genoß,  wurde  oft  den  Männern  gleich  geachtet’).  Für  Delikte, 
deren  Kegehung  die  Männer  mit  einer  Geldstrafe  büßten,  trugen 
Frauen  den  Stein  ü-  Es  lag  dieser  Rechtssatz  im  Interesse  des 
Hausherrn.  Er  sollte  durch  Vorgehen  seiner  Frau  keine  nam- 
hafte Vermögensschädigung  erleiden’).  Ebenso  wie  ein  Höchst- 
betrag festgesetzt  war,  bis  zu  welchem  man  der  Ehefrau  borgen 
durfte,  sodaß  sie  z.  B.  nur  eine  geringe  Summe  vertrinken“)  konnte, 

*)  Der  [Handnifihl-jstcin  war  eben  ein  Symbol  weiblicher  Arbeit.  8.§10b. 

'■*)  S.  unten  § 10  a. 

UW.  8,  6ÜO  Kggeiiburg:  den  . . /adin^n  sollen  sein  man,  untben  und 

nonnen  — — . OW.  8>  100  Drösing  1469;  ain  unttib  . . mag  so  vÜl  verivandeln 
alfs  ain  mann.  — ÖW.  8,  147  Hororsdorf  1512:  kVig  ain  wiitib  handelt,  darnach 

soll  si  puefsen.  — ÖW.  8,  23  Wolf]»assing  c.  1630:  Ks  ma^  auch  ein  fronte 
fritisame  /rau  nit  mehr  vertrinken  als  j2  , ein  uattib  die  ihrer  selbst  ist  al/s 
vil  alfs  ein  mann. 

*)  ÖW.  5,  359  Latzfons  u.  Vcrdings  [Tirol]  1539.  lugpan da  ist  ain 

man  . . ve/vallen  fünfzig  phunt  und  ain  mtib  sol  den  pa^s/ain  fragen.  Dies  statt 
vieler  Beispiele.  Vgl.  Text  Laa,  Anhang  11. 

S.  a.  Köstlin,  Ehrverletzung  nach  deutschem  Kocht  ZDR.  15,431. 
Pfenninger,  Strafr.  d.  Schweiz  S.  63. 

•)  ÖW.  7,  464.  Heiligenkreuzer  Generale  15.  Jh.:  Item,  ob  ain  weih 

hinz  ainem  leutgebin  vertrunk  rok  mantl  slair tin  ires  mannes  willen  una  wissen, 

sol  Ir  der  leutgeb  niehiz  mer  darauf  porgen  dann  /2  2^.  — Das  jüngere  Weistum 
von  Wolfpassing  (s.  Note  3)  setzte  32  3^  fest.  — 72  sind  die  Grenze  im 
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ohne  ihres  Mannes  Willen,  grade  so  war  auch  begrenzt,  was  sie 
durch  Übeltaten  verwirken'),  verhandeln  und  verwandeln^)  konnte. 
Man  nahm  eben  die  Frauen  nicht  für  vollberechtigt  an  und  be- 
urteilte ihr  Oezänke  nicht  so  ernst  als  den  Streit  der  Männer^). 
Ob  ...  . sich  zwo  /raum  vergössen  mit  red,  so  schallen  sich  di 
mannen  nicht  darumb  annemm  sagt  das  Taiding  zu  Schatterlee '*). 
Doch  verfiel  ein  Weib,  das  sich  gegen  Männer  übel  benahm,  mit- 
unter in  besondre  Strafe;  namentlich  war  das  Herausfordernd; 
eines  Mannes  durch  eine  Frau  als  unweiblich  mit  hoher  Buße 
verpönt.  Ebenso  war  es  ihr  verboten  sich  in  Männerhändel  za 
mengen.  ®) 

Die  meisten  Weistflmer  machen  keinen  Unterschied,  ob  die 
Frevlerin  verheiratet  war  oder  nicht,  ob  sie  Bäuerin  oder  Magd 
war,  ob  sie  im  Orte  selbst  oder  außerhalb  desselben  wohnte,  — 
alle  Weibspersonen,  hausgesessen  oder  nirhO),  frau,  magd  oder 
to<'hter*),jung  oder  aU  ’J,  weiber  oder  andre  ledige  weibliche  pilt  allen 

Amt  O.  u.  U.-Rohrbach,  16.  Jh.  (0\V.  8,  417).  — I>pr  Wirt  wunle  sogar 
biiUfHllig,  wenn  er  mehr  verabfolgte.  ÖW.  8,  320.  Ripeltau  1512. 

')  Zu  den  Stellen  für  12,  32,  72  noch  eine:  OW.  8,  690  Palkenberg 
1.Ö66:  Ai  niai'  auth  kein  frmo  h em  man  seine  guets  nieh!  mer  venvurc/ten  den  2 
und  6 |3  . 

*)  ÖW.  8,  680  Oetzdorf  16.  Jh.  — anderwärt.s  versekwalzen  u.  versekia^en. 

*)  ln  Bayrnlant  ezsaen  ritier  gnet  wollten  darumb  nieht  kriegen,  das  ire  weiber 
sieh  tepiegen.  Stelle  au.s  Tcichncr  bei  Schmeller,  hair.  WB.^  1,214. 

*)  Vom  Jahre  1489.  Anhang  16. 

'■)  Oie  bezüglichen  Stellen  sind  alle  miteinander  verwandt.  ÖW. 
7,  56.5,  fOnlen  1431  [vgl.  ÖW.  7,  106.7J;  hem.  tbts  ein  frera>  nieht  mer  venairkt 
zu  -oandl  dan  I2  ^ , aufsgenommen  ob  si  ainen  man  aufs  seinem  hau/s  vodert  und 
manhait  allso  verschmähet,  die  war  to  tat.  der  nerrseha/t  (der  Mann  blos  5). 
Vgl.  Text  Minkendorf,  .Anhang  14.  — In  Wnlflcinsdorf  a.  L.  17  Jh.  betrug 
die  Buße  blos  72  (ÖW.  7,  448).  — In  I’faffstetten  17.  Jh.,  wenn  der 
eigene  Mann  heransgefordert  wurde,  blos  12  (ÖW.  7,  .536). 

*)  Für  AVaffenzntragen  32  PI.  Strafe.  ÖW.  7,  1012,  I.ockenhans  (West- 
nngarn)  17.  Jh. 

’)  OW.  8,  1095,  (inntramadorf  1640. 

•)  tirimm,  Weist.  3,530  Knkering  (Bayern).  — /rau  oder  diern.  Tran- 
dorf,  Anhang  22,  P'riedberg,  .Anhang  7,  — weiber  oder  diern,  Zwettol,  .An 
hang  25. 

®)  Liesing,  .Anhang  12,  sy  sey  iung  oder  alt.  reich  oder  arm  . . . kayne  au/s- 
genommeu.  Kloster  Kn.sdorf  c.  1460  Anhang  6. 

'®)  Lilienfeld,  .Anhang  1.3. 
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war  der  Bagstein  angedroht.  Andere  Gruppen  von  Teidingen  er- 
wähnen nur  die  conweiber  oder  andre  fmme  frauen  eeweiber*), 
yeKeseene^),  hatttgrseesene*),  frume  gelante  frauen^).  Der  Grund 
dafür,  daß  hier  bloß  von  haus-  oder  grundbesitzenden')  Ehefrauen 
die  Rede  ist,  dürfte  sein,  daß  die  andern  teils  unter  der  häus- 
lichen Zucht  standen,  wie  die  Bauemtüchter  und  Mägde,  teils 
aber  einer  strengen  Bestrafung,  der  Ausweisung,  unterlagen >), 
wie  die  fahrenden  freien“  Weiber.  Daher  sind  auch  in  einigen 
Rechten  die  inländischen  Frauen  zusammengefaßt')  und  den 
fremden,  fahrenden  gegenübergestellt.  Die  letzteren  konnten  über- 
dies vom  Beteiligten  sofort  nach  der  Missetat  gezüchtigt  werden*). 

Die  tatsächliche  bessere  Stellung  des  Vermögenden,  die  sich 
durch  das  ganze  ältere  Recht  verfolgen  läßt,  zeigt  sich  auch  beim 
Steintragen.  Zwar  bestand  rechtlich  kein  Unterschied  zwischen 
der  armen  und  reichen  Frau,  aber  tatsächlich  war  er  vorhanden. 
In  den  meisten  Fällen  wurde  die  Bagsteinstrafe  erst  verhängt, 
wenn  die  Buße  nicht  entrichtet  wurde.  Die  verhängte  Strafe 
konnte  durch  Geldzahlung  gewandelt  werden.  Wenn  eine  „Unge- 
sessene“  beleidigt  worden  war,  mußte  sie  sich  mit  einer  Schein- 
buße begnügen'®). 

§ 5.  Das  Vergehen. 

Bagen,  also  Sclielten  und  Streiten  war  das  Vergehen,  das 
dem  Bagstein  den  Namen  gegeben.  Die  Fälle,  in  denen  diese 

')  ÖW.  8,  939,  Hohenstein  e.  1600. 

’)  Stratzdorf  (.\nhang  20). 

*)  ÜW.  7,  918,  Nußdurf  u.  Heiligenstadt  15.  Jh.;  die  gesessen  sein  oder 
halt  ho/zin/s  geben.  — 

*)  S.  16.  .\mnerkung  7.  — ()\V.  8,  672  <jrafenwerd  1433. 

*)  Senfteuberg  {.\nhang  18). 

*)  gelant  — gelandet.  — Auch  neuhbarin  n.  /nun  hat  vorzüglich  diesen  Sinn. 

')  Herzogenburg  (Anhang  9). 

•)  Bogen-Neusicdel  (Anhang  1).  ÖW.  7,318. 

*)  ÖW.  8,  925,  Senftenberg  16.  Jh.:  ob  ain  freis  töelUrl  herkäm  und  aitten 
frumen  saan  mit  schelhoorten  übel  handelt,  und  ob  si  dass  derselb  ....  mit  ainem 
scheit  schlueg,  der  ist  darumb  kainfs  -Mmlel/s  schuldig,  — Vgl.  .Archiv  f.  Kunde 
österr.  Gcsch.-Qu.  25,  103.  Mark  Grösten  § 34. 

“)  ÖW.  7,  227,  Rainplach  17.  Jh.:  Wann  eine  gesessene  frau  mit  eitter 

/rauen  oder  dirn  lestert  oder  schemit,  soll  man  der  ledigen  dirn  zur  tehrung  geben 
3 und  die  atulre  soll  den  pachstain  tragen. 

KünSberg,  I)m  Stelntragea. 


Digitized  by  Coogle 


18 


Strafe  wegen  anderer  Übeltaten  verhängt  wurde,  sind  in  den  hier 
in  Betracht  kommenden  Quellen ')  so  selten,  daß  sie  als  Ausnahme 
gelten  können.  Es  sind  da  zu  nennen:  Gotteslüstem*),  Fluchen’), 
und  Trunkenheit*),  alles  Delikte,  die  zu  dem  Bagen  in  Beziehung 
stehen.  Ganz  vereinzelt  ist  die  Bestimmung  des  Weistums  von 
Eis,  welches  bei  Nichtzahlung  der  Geldbuße  für  verbotenes  Ge- 
treideschneiden den  Bagstein  androht  ’).  Und  die  Fassung  dieser 
Stelle  ist  wohl  nur  durch  Anlehnung  an  den  nächstfolgenden 
Artikel  zustande  gekommen,  der  vom  Frauengezänke  und  vom 
Bagstein  spricht. 

Der  Unfriede  zwischen  Frauen  ist  vorzugsweise  die  Veran- 
lassung der  Steinstrafe.  Gelegenheit  zu  Friedensstörungen  durch 
„Hand  und  Mund“,  Wort  und  Werk*)  bot  sich  mancherlei:  beim 
Zusammenkommen  vieler  Frauen  auf  Markt’)  und  Straßen*),  bei 
der  Waschstätte*),  am  Bach'®),  im  Weinberg")  u.  s.  f.  Wie  die 
Frauen  auf  dem  Markt  und  bei  der  Arbeit  besonderen  Schutz 

')  Über  die  anderen  [nicht  bayriseli  - österreichischen)  yucllen  siehe 
oben  S.  13. 

*)  Horzogenburg  (Anhang  9).  ^ 

’)  ÖW.  7,  6G3,  Mauer  1730  {predul;  vgl.  aber  unten  S.  33).  — ln 
Khulb  stand  auf  Fluchen  Gefängnis,  auf  Scheltwortc  der  liagstein.  Archiv 
f.  K,  öst.  Gesch.-Qu.  25,  115  u.  117. 

*)  ÖW.  7,518,  Traiskirchen  1615:  IVa»  die  weibsbersohnen,  si  seint  haus- 
gesessen  diernen  dienstboUn  hrwohnerirtnen^  auf  offener  passen  an  einander  sehelten 
oder  siih  iberweinen  und  umuhtig  halten,  die  sollen  an  altes  miil  den  poekstem 
ojffentlich  tragen  oder  mit  der  Jidt  tuseh  gestalt  der  saetien  gestraft  werden.  — 
Guutramsdorf  1640  (t)W.  8,  1095)  stiinint  wörtlich,  doch  ist  dort  nur  von 
der  Fiedel  die  Kede. 

*)  Kls.  1605.  (.\nhang  5). 

®)  ÖW.  8,  874  Ober- Kohrendorf  1434.  — Kls  (Anhang  5)  1605. 

')  .trehiv  f.  K,  öst.  Geschyu.  2.5,  105  Markt  Grösten.  — ebda  25,  132 
Eis  1487.  — ÖW.  8,  515.  Groll- Weikersdorf,  vor  14^0:  Ob  zwo  fraufn  in  der 
frfiung  mit  einander  warUn^  raufen  oder  edilagen^  die  sein  schuldig  den  pag^ 
stain  zu  tragen  oder  umb  dad  wandi  und  2 . geschiecht  es  aber  nit  i» 

der  freiung,,  so  sint  si  umb  6^2  . Man  ist  versucht,  statt  ^uncT  za 

lesen,  oder  einen  Fehler  in  den  Zahlen  Hnznnehmon.  Wie  ist  es  erklärlich, 
daÜ  für  Frevel  außerhalb  der  Freiung  dieselbe  Buße  bestimmt  ist,  wie  sie 
als  Ablösung  des  Kagsteins  bei  Freveln  während  der  Freiung  eintritt? 

»)  ÖW.  8,  6.57:  315;  370.  — »)  ÖW.  8,  8.57  f. 

'»)  ÖW.  8,6.57  Zeile  9:  vgl.  Zeile  18. 

*')  OW.  7,  9ßl  Klosterneuburg  1512.  — es  ir/ir  wo  es  woU,  zu  feit  oder 
iu  yiusen  ÖW.  7.  121.  — Vgl.  ÖW.  7,  919. 
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genossen,  so  sollten  auch  sie  andere  Leute  in  Frieden  lassen.  Das 
Rergteiding  von  Klosterneuburg  drückt  dies  so  aus:  All  junk- 
freaeen  und  fratetn  mllm  in  dfm  fridaam  sein,  auch  den  frid 
in  dem  mund  haken.  Noch  deutlicher  war  das  Bannteiding  der 
Stadt  Eggenburg'):  Alle  erbahre  f rauen  die  nein  friedber  also  lang 
hints  das  sie  dem  fried  selber  brüchet.  Man  konnte  sie  dann  buß- 
los beleidigen  0-  Aus  den  Weistümem  hört  man  deutlich  den 
Ärger  über  das  Frauengezänke ’)  heraus. 

Meist  wurden  die  Frauen  durch  Scheltworte  oder  durch  üble 
Nachrede  *)  strafRlllig.  Dem  typischen  Formalismus  des  deutschen 
Rechts  entspricht  es,  wenn  seit  jeher  in  den  verschiedenen  Rechts- 
quellen bestimmte  Wörter  (Vorwurf  unehrlicher  Abstammung,  un- 
ehrlicher Handlungen,  Belegen  mit  Tiernamen  u.  dgl.)  als  verba 
interdicia,  verkorenr  wort  u.  ä.  bezeichnet  werden.  Die  Quellen- 
stellen, die  vom  Bagstein  reden,  haben  dafür  den  Rechtsansdruck 
verbotene  worie^),  führen  aber  keine  bestimmten  Worte  an*).  Es 
wurden  wohl  auch  besondre  Verbote  erlassen').  Insbesondre 
durften  die  Schmähungen  nicht  treue  und  ehre^)  angehen,  also 
nicht  ehrenrührerisch^)  oder  gar  ehrtotend'“)  sein. 

Dem  Wortstreite  und  den  Gebärden")  folgten  Tätlichkeiten**). 
Da  ist  handeln'^)  im  Sinne  von  „mit  der  Hand  etwas  tun“  ge- 


')  ÖW.  8,  G09.  (17.  u.  18.  Jh.) 

’)  ÖW.  8,  444  Stockerau  vor  1465.  — ÖW.  8,609  : 949. 

*)  ÖW.  8,731.  889.  7,  1013.  Namentlich  die  Weiatümer  von  Eis  und 
Hartenstein  (Anhang  5)  im  Hinblick  auf  einen  konkreten  Fall. 

*)  lugpan  ÖW.  5,  369.  *)  ÖW.  6,  58.  7,  105  u.  s.  f. 

•)  Wirklich  vorgekommene  Fälle  im  Archiv  f.  K.  öst.  UeschQu.  25,  132  ff 
— Statt  „verbotene  Worte“  heißt  es  auch  unziemliche,  unhttcheidene,  untcham- 
bare,  untichtiye  wort  n.  ä. 

’)  irort  die  . . von  der  ohrigkait  oder  richter  verpoUen  seind.  ÖW.  7,  432. 
Zwölfaiing  c.  1569. 

®)  ÖW.  7,  628;  953;  983.  — Archiv  f.  K.  öst.  Gesch.Qu.  25,  105.  Ver- 
stümmelt in  treu  und  vor  ebda  25,  117.  — ehre  und  glümpfen.  ÖW.  8.  788. — 
®)  ÖW.  8,  59.  ähnlich  ÖW.  7,  993;  8,  259;  510  n.  s.  f. 

'*)  Zwettl  (Anhang  25).  — ")  ÖW.  8,  259  Windigsteig  17.  Jh. 

”)  mit  unzüchtigen  erorthen  ....  und  volglichen  mit  »chiägen.  ÖW.  8,  816 
Nondorf  1681. 

”)  Gedersdorf  (Text  Stratzdorf,  Anhang  20).  — an  einander  handeln 
ÖW.  8,6.58.  übelhandeln  ÖW.  8,652:  1034.  — freventlich  handeln  Grimm. 
Weist.  3,  684.  — verhandeln  ÖW.  8,  680. 

2» 
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braucht.  Doch  konnte  übelhatideln  auch  mit  Worten  ’)  geschehen. 
Häufig  sprechen  die  Quellen  von  raufen  und  »chlagen>). 

Mitunter  tritt  die  Bagsteinstrafe  nur  bei  tätlichen  Beleidi- 
gungen ein,  während  bloßer  Wortkrieg  eine  Geldbuße  einträgt^). 
In  Reichenau  (Nieder-Österr.)  war  in  der  Bestrafung  von  Schelten 
und  Raufen  der  Unterschied,  daß  ersteres  mit  Bagstein  oder 
Buße,  letzteres  mit  Bagstein  und  Buße  geahndet  wurde*). 

Artete  die  Prügelei  aus,  und  kam  es  zu  Wunden  oder 
Lähmungen,  so  richtete  sich  die  Strafe  nach  der  Verletzung*). 
Wenn  das  Raufen  nicht  in  den  Grenzen  der  Ehrverletzung  blieb, 
sondern  eine  KOrperbescbädigung  zur  Folge  hatte*),  so  sollte  auch 
an  Stelle  der  Bhrenstrafe  eine  Leibesstrafe  treten  ’).  Doch  es 
kommt  auch  vor,  daß  nebeneinander  Leibesstrafen  oder  der  Bag- 
stein angedroht  sind*),  oder  aber,  daß  das  Steintragen  nur  eine 
Verschärfung  der  ordentlichen  Strafe  ist*). 

Wenn  sich  die  Frauen  gegenseitig  geschlagen  und  beschimpft 
hatten,  so  wurde  häufig  nur  diejenige  straffällig,  die  den  Streit 
angefangen  hatte  '*).  Das  Zurfickschlagen  war  also  nicht  Unrecht. 

■)  stadtrecht  von  Wr.  Neustadt  cap.  34.  Arch.  f.  österr.  Qesch.  60,  215. 
— Solenau  1412.  ÖW.  7,  382. 

*)  Zwettl  (Anhang 25).  Trandorf  (Aiihang22).  Minkendorf  (.\nh.  !4)ii.a.ni. 

*)  Zwettl,  Minkendorf. 

*)  ÖW.  6,  69.  In  Spital  a.  S.  (ÜW.  6,58)  stand  auf  Raufen  nur  Geld- 
strafe: die  war  aber  für  Frauen  höher  (72  ) als  für  Müniier  (60  ). 

*)  Minkendorf  und  Varianten  (Anhang  14.)  ÖW'.  8,  672  Grafenwerd 
1433.  — Hierher  gehört  auch:  vtTwhutdt  *i«  aber  ain  inehrert,  to  noUe  *ie 
auch  höher  yetlraßt  trtrden  OW'.  7,  345  Rohr  und  Schwarzenau  17.  Jh.  — 
nach  iem  verdienen  Text  Stratzdorf,  zweite  Stelle.  (Anhang  20). 

*)  Vgl.  ÖW.  8,  949;  953  Eis  und  Hartenstein. 

Ö Solche  sind  aufgczählt  ÖW.  8,680  Ötzdorf  16.  Jh.:  auch  mag  *i 
vertchuldn,  da»  man  n durch  die  packn  prent,  auch  die  orn  abtehneiden  und 
unter  den  galing  (=  Galgen)  ee  slomn.  Vgl.  ÖW'.  8,  690. 

•)  ÖW'.  8,259  W'indigsteig  17.  Jh.:  Wurden  meibspenohnen Icrieg- 

bttbr,  m tollen  >ie  ohne  nacblat»  an  leib  oder  gtiel  geetrafft  oder  andern  Mur 
Warnung  [ihnen]  der  pu'bstein  nngehenkt  werden. 

”)  .Archiv  f.  K.  österr.  Gesch.t)ii.  25,  105  Markt  Grösten:  bockhttain  oder 

jidel  an  den  hal»  henckhen  — — und  . nicht  di  »lowentger  nach  ihrer  tat 

ge»trafft  werden. 

’®)  Herzogenburg  (.Anhang  9):  urtneherin.  — ttW.  7,993:  983.  8,243; 
788.  — Vgl.  Rb.  n.  Distinkt.  Buch  V.  caii.  20.  dist.  7 (Orlloff  1,  304)  und 
Ofner  StR.  art,  155. 
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Dieser  Satz  galt  jedoch  nicht  allgemein.  Wir  finden  auch  die 
hestimmung,  daß  beide  den  Stein  tragen  müssen').  Bemerkens- 
wert ist  in  dieser  Hinsicht  das  Trandorfer ")  Weistum;  es  setzt 
fest,  daß  erst,  nachdem  beide  den  Stein  getragen  haben,  darüber 
befunden  werden  soll,  welche  Frau  im  Unrecht  ist.  Diese  muß 
dann  noch  den  Wandel  entrichten.  Wenn  sich  die  Verfeindeten 
aussöhnten,  so  konnten  sie  anch  straflos  ausgehend). 

Der  Natur  der  Sache  nach  sind  Bestimmungen  über  Streit 
zwischen  Frauen  und  Männern in  den  Weistümern  seltener  als 
die  über  Frauenkrieg.  Die  Strafe  ist  oft  für  beide  Fälle  gleich  *). 
Andre  Quellen  wiederum  strafen  Scheltworte  zwischen  Frauen  mit 
dem  Bagstein,  verbotene  Worte  einem  Manne  gegenüber  mit 
Geld®).  Eine  Mittelstellung  scheint  das  Weistum  von  Ziersdorf') 
(ebenso  das  gleichlautende  des  Nachbardorfes  Groß-Meiseldorf*) 
einznnehmen. 

Für  unziemliches  Benehmen  den  obrigkeitlichen  Personen 
gegenüber  finden  wir  gleichfalls  die  Bagsteinstrafe  angedrobt; 
also  wenn  Frauen  den  viern  oder  swelfem^),  der  herrschajt,  dem 
richter,  den  getworm '“)  nachreden.  Dazu  war  z.  B.  Gelegenheit  im 
Bannteiding,  dem  ja  unter  Umständen  Frauen  anwohnen  konnten  "), 
oder  sogar  mußten  '*).  Namentlich  aber  wird  die  Tätigkeit  der 


■)  S.  § 7 am  Kndc.  Friodbcrg  (Anhang  7).  — *)  (.\nhang  22). 

ä)  Laa  (Anhang  11).  — *)  Vgl.  ohon  S.  IG. 

•)  Eipeltau  (Anhang  4.)  Seuftenherg  (Anhang  18.)  Gedersdorf  (Text 
Stratzdurf, -Anhang  20).  Liesing  (Anhang  12.)  ÖW.  7,  62  Haähach  u.  Kirchau 
15GG;  ÖAV.  7,  644  -Atzgersdorf  1666;  (”)AV.  7,  424.  Velm  u.  Gutenhof  1725. 

*)  ÖW.  8,  12;  17  lllrichskirchon  1438  — 52.  Drösing  (Anh.  2).  Praktische 
Fälle  aus  Eis  1487  im  Arch.  f.  K.  öst.  Gesch.Qu.  25,  132;  N.  Fkwtchackerin 
. . . umb  2 und  ff  ...  dat  »y  den  W.  Schütter  ain  tchering  hat  geheitten  — 

Kotbin  X.  L. den  pochttain  tragen  toU,  vmb  dat,  datt  ty  ain  andrem  in  der 

freyung  getiagen  hat. 

ö ()W.  8,  525  (16.  Jh.)  to  die  frauen  in  dem  darf  an  einander  tmeheten 
— die  tollen  den  pokttein  tragen  und  ob  ein  frau  ein  man  handlet,  die  toi 
auch  den  pokttein  tragen  oder  mit  dem  gericht  abkomen. 

®)  ÖW.  8,530  (16.  Jh.).  — •)  Kranichherg  (Anhang  10). 

")  Tattendorf  (Anhang  21).  Gehört  wahrscheinlich  hierher. 

")  ÖW.  7,  375  Piesting  1404  die  frauen  die  da  tein  an  ihr  mämxer  ttatt. 

*•)  ÖW.  7,  639  Atzgersdorf  c.  1450  dat  ain  iegleich  man  oder  fraa  .... 
tein  tüllen  bei  dem  pantaiding.  ÖW.  8,  605  (S.  oben  S.  15  Anmerkung  3). 
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Maritbescfaauer ')  und  Feuerbeschauer’)  den  Frauen  oft  ungelegen 
gekommen  sein  und  ihnen  darum  unfreundliche  Worte  entlockt 
haben. 


§ 6.  Das  Verfahren. 

Das  Verfahren  gegen  zänkische  Franen  war  in  der  Regel 
das  gewöhnliche  Verfahren  in  Beleidigungssachen.  Der  niedere 
Richter  des  Tatortes’)  verhält  die  Schuldige  nach  Rat  seiner 
Beisitzer*)  zu  Widerruf,  Abbitte’)  und  Versöhnung,  sowie  zur 
Zahlung  des  Wandels,  bezw.  zum  Tragen  des  Bagsteines.  Das 
Laa'er  Weistum^)  und  seine  Gruppe  schildert  das  in  anschau- 
licher Weise. 

Die  wichtigste  Besonderheit  bei  der  Bestrafung  der  Frauen- 
frevel  war  der  Bagstein.  Andre  Besonderheiten  ergaben  sich  von 
selbst  aus  dem  Institut  der  Oeschlechtsvormundschaft. 

Die  Frau  stand  unter  der  Vormnndschaft  ihres  Ehegatten 
oder  ihrer  Anverwandten.  Der  Mann  hatte  demnach  die  Ver- 
antwortung, wenn  seine  Frau  sich  nicht  züchtig  benahm;  von  ihm 
wurde  verlangt,  daß  er  durch  angemessene  Vorhaltungen  und 
Strafen  (bei  den  ländlich  ursprünglichen  V'erhältnissen  waren 
Prügel  etwas  Gewöhnliches')  die  Zanksucht  der  Frau  heile’); 
sie  „stand  in  ihres  Mannes  Strafe’)“.  Ob  aber  ein  berechtigter 
Grund  zur  Züchtigung  vorlag  hatte  nicht  immer  der  Mann  allein 
zu  entscheiden.  In  Schatterlee '“)  wurde  die  Schuld  der  Frau  vor- 
erst gerichtlich  festgestelit  und  dann  dem  Manne  die  Bestrafung 

•)  Archiv  f.  K.  öst.  Gesch.Qu.  25,  lO'J  Markt  Gröstcn  ^ '24. 

ÖW.  8,  948  f.  Hartenstein  1805. 

’j  ÖW.  8,  652  Ufirfel  1635:  Weicht  t'raw  die  ander  übel  handlet,  soll  ein 
richter  oder  amhtmann  mit  dem  pachstain  Straßen  und  hiissen  und  so  es  geschieh 
in  andern  ämbtern.  soll  der  amhtnian  ainem  richter  antworten. 

*)  oierer,  geschworru,  kärger,  rat,  gerichtsmannen, 

’)  ÖW.  7,  393  Grillenberg  1747.  — ÖW.  8,  .58  Weikendorf  1748.  — 
GW.  5,  359  Latrfuus  u.  Verdings  1539. 

’)  .Anhang  11. 

’)  Vgl.  Griniin,  R.A.*  1,621. 

*)  Archiv  f.  K.  öst.  Gesehen.  2.5,  97  N’euinarkt,  Kiigspach  16.  .Ih.  hetten 
tg  [die  zerkriegten  Frauen]  mannen,  sa/t  man  ihn  das  anzeigen.  — ÖW.  8, 254 
IJlricbschlag  u.  Matiles  16.  Jh.  so  sollen  si  di  mannen  Straßen  und  di  mannen 
sollen  das  tcandl  geben,  — 

*)  Zwettl  (.Anhang  2.5).  — “*)  .Anhang  ICa 
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aufgetragen.  Wenn  sich  jenaand  zu  einem  Eingrit)  in  dieses  ebe- 
herrliche  Recht  hinreißen  ließ,  so  wurde  er  bußf&llig').  Bei 
handhafter  Tat  kamen  indes  Ausnahmen  vor^). 

Gelang  es  dem  Manne  nicht,  seiner  Frau  gute  Sitten  beizu- 
bringen. oder  wollte  er  sie  nicht  strafen  ’),  so  griff  die  richter- 
liche Gewalt  ein  *),  die  sich  auch  bei  handhafter  Tat  der  Frevlerin 
unterwand Der  Gatte,  der  sich  als  nachgiebig  und  schwach 
gezeigt,  mußte  selbst  Strafe  gewärtigen.  ^).  Hierher  gehören  ins- 
besondere die  Bestimmungen,  daß  er  beim  Schandaufzng  einen 
Pauker  beistellen  oder  selbst  pauken  muß’).  In  der  Regel  wird 
der  Mann  alles  darangesetzt  haben,  seiner  Frau*)  und  sich*)  die 
Schmach  zu  ersparen  und  wird  womöglich  den  Wandel  gezahlt 
haben.  Widersetzlichkeiten,  Verstecken  der  Missetäterin  und  ähn- 
liche Hilfeleistungen  sind  da  nur  zu  begreiflich;  sie  waren  aber 
mit  einer  hohen  Buße  bedroht'*).  Ebenso  verfiel  der  in  Strafe, 
der  darum  jemand  etwas  nachtragen  wollte”). 

Mitunter  werden  unfriedliche  Frauen  das  erstemal  bloß  ver- 
warnt; und  erst  wenn  sie  dann  nicht  auf  hören  '*),  nicht  dacon  lassen  '*), 
odersohV/t  Uisterwort  imprauch'*)  haben,  wird  ihnen  der  Bagstein  an 
den  Hals  gehängt.  Wenn  auch  das  nicht  half,  so  konnte  die  zuestüßung 
auferlegt  werden'^).  Fahrende  Weiber  wurden  gleich  verwiesen.  “) 

')  .\rchiv  f.  K.  öst.  OcsehQu.  25,  90  Herrschaft  Topel;  vor  151.5:  wenn 
ainer  seinem  nachper  sein  weih  schlägt  oder  schilt  und  klagt  ierem  mann  suvor 
nit,  ist  :a  wandl  6'^2  3[.  — Vgl.  Text  Stratzdorf  (Anhang  20). 

*)  S.  oben  S.  19.  f'lW.  8,  444. 

*)  ririchskirchen  und  seine  Gruiipe  (Anhang  24). 

*}  d.  h.  also  in  der  Kogel:  die  Frau  nuilS  den  Stein  tragen. 

’)  ÖW.  7,  9(>1  Klosterneuburg  1512. 

*)  Tattendorf  i'.\nhang  21).  Vgl.  .\nhang  24. 

')  liarnber  s.  unten  § 7. 

")  ÖW.  8,  857  Kngclinannsbrunn  1.500—1534:  «o  si  nlxr  dem  man  so  Heb 
irer,  so  mag  er  mit  der  ohrigkait  abprechtn.  — Vgl.  l’auli's  Schimpf  u.  Kmst. 

*)  tlW.  8,823  Hippcrsdorf  15.  .Ih.  ob  ober  ir  man  sich  des  schnmet  oder 
ireu  freunt^  so  mag  ir  man  sei  dar  nemen  amb  t'  3 2 Hi . 

“’)  ririchskirchen  (.4id)inig  24);  Zwettl  (.\nhang  25). 

“)  Senftenherg  (.\idiang  18).  '*)  l)W.  8,792  Wegscheid  1682. 

'*)  ÖW.  7,  1004  Höllein  a.  d.  Donau  1.540. 

'*)  Herzogenhurg  (.\nhang  9). 

'*)  ÖW.  7,  1049  Kaiser  Steiiibnich  11134  (.Anhang  14).  — Vgl.  ÖW. 
8,  536  Kavelsbach  1.543 ; Ob  etirar  fratc  od-r  mann  in  dem  purkfridt  hie  mär 
. . . und  der  marktmenig  nit  föeget,  der  selbig  soll  zustiiten. 

Herzogenhurg  (.Anhang  9;. 

f 
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§ 7.  Der  Vollzug. 

Am  Vollzug  der  Steinstrafe  beteiligte  sich  die  ganze  Ein- 
wohnerschaft des  Ortes*).  Wenn  in  den  Weistümem  davon  nur 
wenig  Erwähnung  getan  wird’),  so  ist  es  wohl  deshalb  weil  die 
Teilnahme  aller  etwas  Selbstverständliches  war.  Der  in  wenigen 
Quellen  ausgesprochene  Zwang“)  zur  Mitwirkung  war  früher  all- 
gemein. — 

Eine  grolle  Bolle  spielte  der  Bichter,  bezw.  sein  Gehilfe  und 
Vertreter,  der  Büttel.  Er  hatte  dem  Weibe  den  Stein  an  den 
Hals  zu  hängen*)  und  führte  oder  trieb“)  die  Verurteilte  an  einer 
Fessel*)  den  vorgeschriebenen  Weg*).  Für  das  Anhängen  und 
Abnehmen  des  Bagsteines  bezog  er  Gebühren  *).  Das  Ausrufen 
der  Schuld  durch  den  Nachrichter  war  vermutlich  auch  dort 
üblich,  wo  es  nicht  geschriebenes  Recht  war®). 

Die  Genugtuung  und  Schadenfreude  der  begleitenden  Menge 
äußerte  sich  in  schmähenden  Worten,  spöttischen  Neckereien  und 
tätlichen  Beleidigungen.  Während  des  Strafvollzugs  war  die  Frau 
ja  nicht  vom  Frieden  geschützt.  Begreiflicherweise  benützte  die 
übermütige  Straßenjugend  '*)  mit  Vergnügen  jede  solche  Gelegenheit 
zu  lärmen.  Es  wurde  sogar  auf  die  Mitwirkung  der  Buben  ge- 
rechnet. In  Saubersdorf“)  lieferte  ihnen  der  Richter  die  Eier*’), 


*)  llrsprnnglich  geschah  dies  wShrend  des  Kirchmngangs. 

*)  Diepolts  16.  ,Ih.  (0\V.  7,  230)  und  iV  mann  soll  knufn  ain  einer  mein 
den  nachpern. 

*)  Penk  16.  Jh.  (ftW.  7, 286)  und  sollen  alle  nachparn  mitgeen.  Die 
Lesart  nachtperin  klingt  recht  walirscheinlich.  — Lnsdorf  (Anhang  6)  dopep 

sollen  all  man  und  framen  sein  . , und  irer  . . . nit  dobeg  ist, sol  da:  trandelen 

mit  12  . . den.  — Vgl.  auch  die  gcmeinsanie  .Arbeit  an  der  Schandsteinkette 
in  Ploen.  (Kinder,  l'rk.B.  r.  C'hron.  d.  Stadt  Ploen,  S.  34  f.) 

«)  (’IAV.  7,961;  1004.  8.  138:  .510.  ii.  a.  ui. 

*)  Das  Treiben  ist  namentlich  in  den  (hier  außer  Betracht  bleibenden) 
Stadtrechten  oft  erwähnt. 

®)  F.ipeltau  (Anhang  4).  — *)  S.  27  f. 

®)  Zwettl  (.Anhang  2.5). 

®)  Senftenberg  (.Anhang  18).  Hieinit  in  Zusaniincnhang  steht  die  Ver- 
wendung von  Paukern  unil  Pfeifern.  Darüber  gleich  unten  S.  25. 

‘®)  Vgl.  Grimm  RA.^  2,  317.  — *')  Anhang  1.5. 

•*)  Wahrscheinlich  faule  Kier.  Vielleicht  liegt  hierin  zugleich  die  Strafe 
für  Nichtzahlung  der  Kierbuße.  die  anderwärts  zum  Steintragon  hinzukam. 
Ehaftbuch  v.  Enkcring  (Grimm  Weist.  3,  360)  Item  welehe  frau  ...  der  andern 
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mit  denen  sie  die  Verurteilte  bewerfen  sollten*).  Damit  die  Er- 
innerung an  die  Strafe  länger  anhalte,  bekamen  die  Burschen 
Wein*),  den  die  Frau  zahlen  mußte.  Vielleicht  war  durch  diese 
Mitwirkung  bezweckt,  daß  die  Knaben  seinerzeit  als  Ehemänner 
ihre  Frauen  in  Zucht  halten  und  ihnen  eine  derartige  Schmach 
ersparen  sollten.  Der  Wein  war  zugleich  auch  Vollstreckungs- 
und Gerichtsgebühr,  ebenso  in  dem  Falle*),  wo  alle  Nachbarn 
am  Trünke  teilnahmen  *). 

üm  eine  größere  Zahl  von  Schaulustigen  herbeizulocken  und 
diu  Übeltäterin  noch  mehr  dem  Spotte  und  dem  Gelächter  preis- 
zugeben, bestand  in  Ulrichskirchen*)  und  in  einigen  anderen  Be- 
sitzungen des  Stiftes  Heiligenkreuz  der  Brauch,  daß  der  Richter 
einen  Pfeifer  und  der  Ehemann  einen  Pauker  als  Geleite  bestellen 
sollten.  In  einem  Weistume*)  ist  vorgeschrieben,  daß  der  Mann 
selbst  pauken  soll  und  so  zur  Strafe  für  schlecht  geübte  Haus- 
zucht Hohn  und  Schmach  miterdulden’). 

Verschärft  wurde  die  Strafe  der  steintragenden  Frau  dadurch, 
daß  ihr  das  Rasten*)  verboten  wurde,  beziehungsweise,  daß  sie 


an  ihr  ehr  freventlich  redl die  toll  geben  hundert  eier,  dartu  ttrafbar  tein  mit 

dem  itein  - — . 100  Eier  gehören  ziiiii  «Küchendienst“.  Maurer  Fronhöfe 
3,  242  f.  Eierstrafon  sind  als  Strafen  für  Frauen,  die  über  Geld  keine  Ver- 
fügung hatten,  sehr  entsprechend  und  kommen  auch  allgemein  vor.  Loersch 
Weist,  der  ßheinprov.  I 1,  237. 

t)  Vgl.  Grimm  RA*  2,  319  (beim  Eselritt)  a parvulii  cum  ovit  lapi- 
dentuT.  — Verslagen  en  Meded.  d.  Vereeuiging  tot  uitg.  d.  bronnen  ö,  57. 
Der  zum  Kakstehen  Verurteilte  mulS  faule  Apfel  liefern,  mit  denen  er  dann 
beworfen  wird.  1.521. 

•)  Eipcltau  (.Anhang  4). 

®)  Itiepolts  (Kranichberger  Texte,  Anhang  20).  Vgl.  Grimm  RA.  2,320 
Anmerkung. 

*)  Vgl.  das  Weintrinken  nach  dem  Hundetragen.  OW.  7,  1045. 

*)  Anhang  24.  Dort  sind  auch  die  andern  Orte  genannt  Dazu  kommt 
noch  Minkendorf  (Anhang  14)  und  Trumau. 

*)  Kaiser  Steinbrucli  in  Westungarn.  (Text  Minkendorf,  Anhang  14.) 

’)  Das  entspricht  der  Sitte,  daü  beim  Eselritte  der  geprügelte  Ehe- 
mann das  Tier  führen  mul5.  Grimm  RA.*  2,318.  Gierkc  Humor’  70 
Wein  hold  Deutsche  Frauen*  2,  7. 

“)  Vgl.  das  Kasten  am  Grenzkreuz  beim  Hundetragen.  DW.  7,  1045. 
Dort  soll  es  jedoch  eine  Erleichterung  der  Rechtshandlung  sein. 
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für  jedes  Basten  eine  Buße ')  zahlen  mußte.  Die  Frau  bemühte 
sich  natürlich  möglichst  wenig  zu  rasten,  schon  aus  dem  Grunde, 
um  dem  Gespötte  bald  zu  entgehen.  Das  Senftenberger  Weistum  ’) 
schreibt  dreimaliges  Basten  vor,  wohl  damit  der  Nachrichter  zu 
seinen  Gebühren’*)  komme. 

Eine  andre,  anscheinend  dem  Folterbrauch  entlehnte  Ver- 
schärfung ist  die  einmal^)  begegnende  Bestimmung:  der  richter 
toll  ir  den  »tain  drei  mal  in  den  rucken  fallen  lasten.  Es  ist 
kaum  anzunelimen,  daß  in  dem  dreimaligen  Steinfallenlassen  eine 
letzte  Erinnerung  an  die  Steinigung  ‘)  zu  erkennen  ist;  ebenso  ist 
höchst  unwahrscheinlich,  daß  „in  den  rucken  fallen  lassen'"  so  viel 
bedeutet  als  ,anhängen'  und  daß  demnach  hier  nur  von  dreimali- 
gem Basten  die  Bede  ist. 

Der  Tag  des  Strafvollzuges  ist  nur  in  zweien  der  österr. 
Weistflmer  festgesetzt °).  Wir  dürfen  jedoch  annehmen,  daß  der 
schimpfliche  Umzug  in  der  Begel  an  den  Gerichtstagen  oder  Markt- 
tagen’), wenn  eine  große  Menschenmenge  beisammen  war,  statt- 
gefnnden  hat;  und  zwar  entweder  gleich  nach  Zuerkennnng  der 
Strafe,  am  selben  Tage**)  oder  am  nächsten  Gerichtstage  ”).  Letzteres 
dann,  wenn  die  Bagsteinstrafe  erst  bei  Nichtzahlung  der  Geldbuße 

ak  oft  »le  rast  Schönberg  (.\nhang  17);  Wegscheid  ÖT.  8,972. 
KIs  (.Anhang  5),  Kierling  (")W.  7,  983.  alt  oft  « den  von  ihr  legt  Senften- 
berg  (.Anhang  18.)  — 24  S(  Rosenburg  a.  Kamp  AW.  8,  788  alt  oft  man  ir  in 
anhenkt  itt  ti  :u  wandt  ts  und  abnimuit  auch  12  ; demnach  24  bei 

jeder  Rast.  72  Zwettl  (.\nhang  25):  Reichenau  OO.  Grimm  Woist.  3, 
684.  Hohenstein  AW,  8,939.  niederzuleyen  auf  den  hocktiain.  Reichenau  u. 
Mobenstein  standen  unter  gleicher  Herrschaft. 

2 und  0 eH  Gedersdorf  AW.  8,  891. 

“)  (.\nhang  18)  dett  ttain  drei  ntunt  niderkgen. 

’)  In  Wegscheid  liel  die  RastbuUe  an  die  Herrschaft,  in  Hohenstein  an 
den  Richter. 

*)  Kbersdorf  a.  Zaya  {.Anhang  3).  — *)  Vgl.  unten  § 10b. 

Herzogenbiirg  (.Anliang  9)  am  negtten  freiltag.  Reichenau  NÖ.  (AW. 
6,  69)  an  samt  Jacohstag  oder  ainem  nndtrn  tag  nach  anfsazang  der  gegentrichter. 

’)  .Am  .lakobitag  war  wohl  Jahrmarkt  in  Reichenau.  Einen  andern  Tag 
werden  die  Gegendrichter  bestimmt  haben,  wenn  die  Zeit  bis  Jakobi  zu  lang 
war.  .Ähnliches  müssen  wir  annebmen,  wenn  wir  Wendungen  wie  nach  der 
burger  hekandnuts  uW.  7,  9 u.  ä.  auch  auf  die  Ansetzung  des  Tages  beziehen. 

^)  ohn  ainkhet  aufziehen  oder  cerlenyerung.  I.ilienfelder  Text  (.Anh.  13). 

*‘)  Osenbruggen  Wiener  .'>B.  41,  222  mit  Bezug  auf  die  Stelle  am 
ingtttn  frei'tag  (oben  .Anmerkung  6). 
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eintrat.  Das  Wiener  Neust&dter  Stadtrecht')  läßt  vierzehn  Tage 
Zeit  zur  Zahlung. 

Während  in  vielen  Rechtsdenkmälern  die  Androhung  sie  soll 
den  pagstein  tragen  ganz  allgemein^)  gehalten  ist,  ohne  Hinzu- 
fägung  näherer  Umstände,  zeichnen  dafür  andere  in  mannigfaltigster 
Weise  den  Weg  vor,  den  der  Strafumzug  zu  nehmen  hat.  Die 
älteste  der  hieher  gehörigen  österreichischen  Quellen,  das  Wiener 
Neustädter  Stadtrecht,  befiehlt  das  Tragen  eines  Werkzeugs  vsque 
ad  metas  terre  nostre,  an  das  zil  und  gemerk  unsere  landes.  Es 
erinnert  also  noch  deutlich  an  die  Landesverweisung.  Die  Dorf- 
rechte  als  nichtherzogliche  Satzungen  gelten  nur  in  engerem 
Kreise.  Hier  sind  Ziel  und  Oemerk  der  Markstein*),  die  Warte*), 
das  Grenzkreuz*),  die  OrenzbrQcke ').  Auch  das  in  Kranichberger 
Texten  begegnende  ,bimark‘*)  bedeutet  Grenze.  Zn  der  in  außer- 
österreichischen Rechten  öfters  vorkommenden  Prozession  in  eine 
andere  Pfarre  finde  ich  bloß  eine  Entsprechung  in  den  österr. 
Weistüraern*). 

Häufig  sind  dagegen  Wendungen  wie  ,von  einem  Falltor  zum 
zum  andern*'“),  ,von  einem  Ort")  zum  andern*  und  ähnliche'“). 

')  Arch.  f.  öst.  (lesch.  60,  215. 

’)  äolenau  1312  OW.  7,  382.  Holmunsöd  liriuim  Weist.  3,  68.5  u.  v.  a. 
— herumb  tragen  Lilionfelder  Text  (Anhang  13). 

*)  Engelmannsbninn  1.500  - 1534.  ÖW.  8,  657. 

*)  Schönberg  (.\nhang  17). 

*)  Keichenau  OÖ.  Oriinin  Weist.  3,  6.S4.  — Reichenau  N().  t'tW.  6,  69. 
Spital  a.  S.  öW.  6,58.  ')  Ensdorf  (Anhang  6).  Vgl.  unten  § 11a. 

“)  .Anhang  10.  .An  den  angeführten  Stellen  wird  das  so  hftutig  miO- 
rerstandene  Wort  .pinmerkV  und  ,pimerk'  geschrieben. 

*)  Heiligonstadt,  Ende  16.  Jh.  OW.  7,  913;  von  ainer  kirche  za  der  andern. 

■“)  Damit  wird  das  ganze  (Reihen  =)  I lorf  bezeichnet.  Vgl.  Wer  un- 

rechte  maes  gibt verwandelt  von  jeder  hofstat  von  ainem  valtar  za  d-in  andern 

123\.  Heiligenkreuz  1.5.  Jh.  ÖW.  7,465.  — Steintragen  von  ainem  falltar 
zum  andern  von  ainem  ort  zum  andern  l’lrichskirchen  (.Anhang  24).  durch 
das  gantz  dort  auf  und  ab,  von  aim  valtar  zum  andern  Zwettl  (.Anhang  25). 
im  darf  auf  und  nider  c.  e.  o.  z a.  Eii)eltau  (.Anhang  4)  u.  s.  f. 

")  ,Ort‘  bedeutet  ,Ende‘.  von  dem  obern  ort  unz  auf  das  ander.  Nußdurf 
11.  Heiligenstadt  15.  Jh.  ÖAV.  7,  919  pon  einem  ort  zum  andern  Scnfteiiberg 
(Anhang  18).  Trandorf  (Anhang  22)  u.  a.  in. 

“)  als  weit  der  markt  ist  Ufell  OW.  8,  935  .Anmerkung,  za  ring  umb  und 
umb  in  dem  dorf.  (icilersdorf  (Text  Stratzdorf  .Anhang  20).  zu  der  einen  teil 
auf  zu  der  andern  ab.  Hohenstein  ÖW.  8,  939. 
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Sehr  interessant  ist  die  Ebersdorfer  Bestimmung:  zu  ainem 
valltor  ausz  und  unib  das  dar/  und  zu  dem  anderen  valter  wider 
hinein.  Diese  Vorschrift  ist,  falls  sie  nicht  einfach  in  örtlichen 
Verhältnissen  begründet  war,  vielleicht  so  zu  erklären:  Es  wird 
scheinbar  die  Verweisung  vollzogen,  die  Frau  muU  aus  dem  Dort 
hinaus.  Dann  wird  sie  begnadigt  am  andern  Ende  des  Dorfes 
wieder  hereingelassen. 

Der  vorgezeichnete  Weg  war  meist  lang'),  und  mußte  wohl 
auch  wiederholt  werden'').  Der  Sinn  solcher  Bestimmungen  war: 
die  büßende  Lästerzunge  sollte  von  möglichst  vielen  Leuten  im 
Dorfe  gesehen  werden.  Je  öffentlicher’)  ihre  Schmach,  umso 
härter  war  ihre  Strafe,  und  umso  eher  nahmen  sich  andre  nnge- 
bärdige  Weiber  ein  warnendes  Beispiel  daran.  Wer  öffentlich 
gescholten,  trug  oor  allermäniy  den  Stein*). 

Der  durch  die  Scheltworte  an  ihrer  Ehre  gekränkten  Frau 
wird  es  zur  besonderen  Genugtuung  gereicht  haben,  wenn  das 
Ziel  des  Strafumzugs  ihr  Haus  war’).  So  war  auch  die  Wieder- 
herstellung ihres  geschädigten  Rufes  am  vollkommensten. 

Wenn  alle  beiden  streitenden  Parteien  zum  Steintragen  ver- 
urteilt waren,  so  mußte  die  Urheberin  des  Gezänkes  auch  mit  der 
Strafe  beginnen;  am  Ziele  hatte  die  nichtnachgiebige  andre  den 
Stein  zu  übernehmen  und  zurückzubringen’).  In  Spital  am 
Semmering')  war  für  jede  ein  besondrer  Weg  vorgezeichnet; 
möglicherweise  ist  die  Stelle  so  zu  verstehen,  daß  die  beiden 
Strafnmzflge  gleichzeitig  stattfanden  und  sich  beim  gemeinschaft- 
lichen Ziele,  dem  Pranger  trafen.  So  ist  gleichsam  die  Ver- 
söhnung, das  „Wiederzusammenkommen“  symbolisch  ausgedrückt. 


')  dreimall  umb  den  jtranger  . . darnach  all  gasten  autt  und  mider  zu  dem 
yranger  Grafciiwerd  1433  ÜW.  8,  872. 

’)  dregmat  in  dem  aigen  HötteWorf  und  Watzendurf  1582.  Kalten- 
baek  2,  115. 

oßeniich  tu  yuetten  mit  dem  yachstain  Über  Kubrendorf  1484  UW.  8, 
874.  oßenUieh  um  die  vleiscltyenk  Neunkirchen  1564  UW.  7,  213  (,nm  die  Fleisch- 
b&nke‘  etwa  gleich  ,nui  den  Markt';  im  vorangehenden  Satz  ist  von  Plcisch- 
hackem  die  Rede).  — *)  Friedberg  (Anhang  7). 

'■)  hiß  tu  der  beleidigten  haut.  Herzugenburg  1566  (Anhang  9). 

*)  Sehönberg  (.Anhang  17).  Reichenau  NÜ.  ÖW.  6,  69. 

J)  (*)W.  6,  58. 
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Das  Friedberger  Teiding ')  sagt  einfach  so  sollen  sie  beide  — 
den  bachstein  — tragen. 


§ 8.  Neben-  und  Ersatzstrafen, 

a)  Geldstrafe.  Gefängnis.  Verweisung. 

Von  den  Strafen  *)  die  in  den  Weistümern  neben  dem  Stein- 
tragen und  an  dessen  Stelle  genannt  werden,  ist  die  wichtigste 
die  Geldstrafe.  Einmal  ist  als  eigentliche  Strafe  der  Bagstein 
genannt,  der  jedoch  durch  Geld  abgelöst  werden  kann;  ein  ander- 
mal ist  in  erster  Linie  Geldstrafe  angedroht  und  erst  bei  Nicht- 
zahlung der  schmähliche  Umzug  mit  dem  Steine.  Wieder  andre 
Rechtsweisungen  sprechen  nur  von  Bußgeldern.  Osenbrfiggen’) 
nimmt  an,  daß  die  Steinstrafe  die  ältere,  ursprüngliche  ist,  die 
nach  und  nach  in  Abnahme  kam  und  durch  Geldbußen  ersetzt 
wurde.  Dagegen  ist  zu  bedenken,  daß  von  allem  Anfang  an^) 
das  Steintragen  an  zweiter  Stelle  genannt  wird,  oder  doch 
wenigstens  in  eine  Geldstrafe  nmgewandelt  werden  konnte.  Es 
soll  der  Verletzten  statt  der  sühnenden  Summe  die  Genugtuung 
geboten  werden,  daß  die  Frevlerin  sich  öffentlich  erniedrigen  muß*). 

*)  Anhang  7. 

*)  Daß  bei  Auaarten  des  Zankes  und  bei  Kürperverletzungcn  bosondro 
Strafen  cintratcn,  wurde  bereits  erw&hnt.  S.  20. 

Wiener  SB.  41  (1863)  221. 

*)  1182  Lei  de  Bcaumont  (Cout  d duche  de  Lur.  1,  10):  /nulter  que 

muUeri  convitia  dixerit 5 sol.  soleet et  si  . . tolvere  noluerit  lapides 

portabil.  Dies  ist  die  älteste  Stelle,  welche  vom  Steiutragen  handelt. 
Vgl.  Frensdorff  in  Hansische  GeschQu.  3.35  Anni.  31.  — Die  harmtcliar 
des  Wiener  Ncustädter  StK.  Kap.  34  ist  ablösbar:  das  Steintragen  im  Markte 
Solcnau  1412  (ÖW.  7, 382)  ebenfalls.  Der  Text  von  Stratzdnrf  (Anhang  20) 
kennt  nur  Geldstrafe. 

•)  Man  vergleiche  damit,  wie  gegen  zahlungsunfähige  Schuldner  verfahren 
wurde.  AW.  8,  949  Hartenstein  c.  1605;  Ilern  wer  einem  dein  andern  da»  valient 
übel  geit  in  dem  tont,  lo  ist  er  der  herrtchaft  ein  fräveltwandel  2 und  d (1  und 
dem  gotUhau» ....  ain  pfunt  was.  to  er  da»  was  nicht  hat,  to  soll  ihn  ain 
phleger  danue  bringen  und  halten  das  ihm  der  pfarrer  umb  die  kirchen  treib  als 
ein  schuldinger.  Kbenso  ÖW.  8,  955  Eis.  — Ähnlich  ÖW.  8,  817  Ober  Non- 
dorf   1681 : solle  ihm  ein  pfarer  nlß  einen  unvennögentlichen  Schuldner 

öffentlich  in  der  kirchen  und  umb  die  kirchen  herumb  treiben.  — Anderwärts 
das  Sitzen  auf  dem  „kalten  Stein“.  Grimm  RA.*  2,  162.  Liebrecht  Zur 
Volkskunde.  S.  427  ff. 
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Wenn  der  Bagstein  ricbtigerrreise  als  Handmühlstein  zu  deuten 
ist’),  so  konnte  die  Demfitignng  einstens  vollkommenen  Ersatz 
üDr  die  uneinbringliche  Buße  bieten:  die  zanksflchtige  Frau  arbeitete 
eben  mit  dem  von  ihr  getragenen  Stein  als  Müblmagd  ihre  Straf- 
scbuld  ab.  Als  von  dieser  Strafarbeit  bloß  mehr  das  Symbol 
übrig  geblieben  war,  konnte  leicht  der  Gedanke  entstehen, 
daß  die  Erniedrigung,  die  öffentliche  Schaustellung  mit  dem 
lächerlichen  Gepränge  die  eigentliche  Strafe  für  Schandmäuler  sei. 
und  da  wurde  es  als  eine  Gnade ^)  oder  Huld’)  bezeichnet,  wenn 
der  büßenden  Frau  gestattet  wurde,  sich  durch  Geldzahlung  von 
der  Ehrenstrafe  zu  lösen.  So  konnte  es  auch  dazu  kommen,  daß 
das  Steintrageu  unter  Umständen  für  unablösbar’)  erklärt  wurde. 

Geldstrafe  o d e r Steintragen  setzen  fest  die  Weistümergruppen: 
Eh’),  Laa’),  Liesing’),  Saubersdorf’),  Grinzing'),  Khulb’)  u.  a. 

ln  erster  Linie  Steinstrafe  und  diese  durch  Geld  ablöslich 
bestimmen  die  Rechte  von  Ensdorf’),  Hippersdorf’),  Kahlenbergen- 
dorf‘“),  Lilienfeld"),  Nufsdorl”),  Ober  Nonndorf"),  Solenau"), 
Wilhelmsdorf”)  u.  a. 

Wandel  und  Bagstein  kommen  auch  nebeneinander  vor;  so 
in  folgenden  Texten:  Gutenstein  ”).  Kranichberg,  Lang  Enzersdorf'i), 
Ober  Rußbach  ”),  Schönberg,  Senflenberg,  Stratzdorf,  Trandorf, 
Weikendorf”),  Zwettl,  Grösten*")  n.  s.  f. 

Im  Siedinger  Weistum")  heißt  es:  und  soll  dem  Richter  darum 
danken.  Dieser  Dank  bestand  in  der  Entrichtung  des  Wandels. 

Die  Einhebung  der  Geldbuße  stand  in  gewisser  Beziehung 
zum  Strafvollzug.  So  wurde  z.  B.  das  Geld  auf  den  Bagstein  ge- 

*)  S.  unten  § 10b. 

’)  iril  mon  »I  begnaden  OW.  8,  131  Wilhchnsdorf  IM2.  ÖW.  8,  147; 
417;  579;  (i72.  Arch.  f.  K.  öst.  (jescliQu.  25,  .40. 

’)  Ö\V.  8,  953,  Eis  160.5. 

’)  (»\V.  8,  731  Schönberg  1430  (.tnhang  17).  ÖW.  8,  510  Ober  Rursbacli 
1561:  ohn  alle  gnad.  ebenso  Friedberg  i.  Böhmen.  ÖW.  7,518  Traiskirchen 
1615:  än  allet  mitl.  Anhang  5.  11.  12.  15. 

®)  ÖW.  7,938.  — ’’)  .Archiv,  f.  K.  öst.  GeschQu.  25,  117. 

«)  Anhang  6.  - »)  ÖW.  8,  623.  — ‘»)  ÖW.  7,  944. 

")  Anhang  13.  — '*)  ÖW.  7,  919;  913.  — ")  ÖW.  8,  816. 

“)  ÜW.  7,  382.  — ")  ÖW.  8,  131;  147;  417. 

Anhang  8.  — ")  ÖW.  8,  329.  — ”)  ÖW.  8,  510. 

”)  ÖW.  8,  48.  — ’“)  Archiv  f.  K.  öst.  GeschQu.  25, 105. 

’>)  ÖW.  7,  2.50. 
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legt*);  der  Betrag  steigerte  sich  mit  jeder  Rast’;,  wurde  oach 
der  Wegstrecke  berechnet’),  für  das  Anhängen  und  Abnehmen ‘) 
des  Steines  oder  beim  Aufnehmen  und  Niedersetzen’)  desselben 
gesondert  entrichtet. 

Der  Geldbetrag,  welcher  von  dem  Bagstein  befreite,  war  sehr 
verschieden.  Die  Festsetzung  des  großen  Wandels  von  32  tal. 
zielte  wohl  auf  Nichtablösung  der  Ehrenstrafe*)  ab.  Auch  10  tal.*) 
konnten  nur  wenige  aufbringen.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  be- 
trug die  Ablösungssumme  2ß6i)®),  also  den  kleinen  Wandel 
Doch  findet  sich  auch  die  altüberlieferte  Scheltbuße  von  5Pfd.’) 
und  andere  Beträge  **’). 

Die^Summen,  die  neben  dem  Steintragen  entrichtet  werden 
mußten,  variieren  in  ähnlicher  Weise  zwischen  5fl. ")  nnd  12  i(*’). 
Eine  besondre  Rolle  spielten  die  Rastbnßen”). 

Statt  in  Geld  wurde  auch  in  Naturalien  gezahlt;  erwähnt 
werden  Getreide’*),  Wachs”),  Wein'*)  und  Eier**).  Das  Wachs 
wurde  an  die  Kirche  entrichtet. 

>)  öw.  7,  993  HSIIein  a.  Donau  1512:  auf  den  pocknein  zu  irandl  legen 
72  ^ . — ÖW.  8,  939  Hohenstein  c.  IGOO.  niederzulegen  auf  den  pocktlain  72  i) . 

’)  S.  oben  S.  25  f. 

’)  ÖW.  7,  352  Gutenstein  15.  Jh.  ein  gasten  hinab . . , die  ander  wieder 
herauf;  hinab  ii  , herauf  auch  12  . 

*)  ÖW.  8,  788  Rosenburg  1G04.  — Zwettl  (Anhang  25.) 

*)  Gedersdorf  (Text  Stratzdorf,  Anhang  20).  ®)  Lilienfeld  (Anhang  13). 

*)  Archiv  f.  K.  österr.  GeschQu.  2.5,  90.  Topler  Herrschaft  1515. 

*)  Also  die  H&lfte  von  5 'fi.  — Dieser  Bußsatz  erlitt  mit  der  Zeit  die 
merkwürdigsten  Veränderungen.  Folgende  .\nsKtze  gehen  auf  ihn  zurück: 

2 und« fl  (1500  ÖW.  8,658),  die  häufigste  Form.  5 fl  2 (1495  ÖW.  8.15). 

12  und  6 3,  (Archiv  f.  K.  ö.  G.  25,  99;  102).  62  ß .<1  1727  (ÖW.  8, .500).  45  Kr. 

2 = 2 und  6 fl  (Archiv  f.  K.  ö.  G.  25.  132.  ÖW.  8,  .508). 

*)  5 tal.  (StR.  V.  Wiener  Neustadt.)  5 Pfd.  (Herzogenburg,  Anhang  9). 

5 Pfd.  72  (ÖW.  7,  919).  .5  Pfd.  60  (ÖW.  7,  913).  .5  Fl  6 fl  (ÖW.  8,  857). 

“)  / tal.  (ÖW.  7,  382).  / Pfd.  (ÖW.  7,  953).  2 Ifd.  (ÖW.  7,  596). 
72  (ÖW.  8,  131).  611  S,  (ÖW.  8.  690).  22  [i  Sf  (Archiv  f.  K.  ö.  G.  2.5,  1 17). 

■')  ÖW.  8,  510.  — '»)  ÖW.  8,  935  Note.  — '»)  S.  oben  S.  26. 

")  ÖW.  8,  31.5  Kagran  17.  .Tli.  alle  weiber  so  — — schelten  oder  raufen  — 
tetnl  . . der  herrschaft  verfallen  ain  muth  habern  ohn  alle  gnadt  oder  tragen  den 
pockstain.  Grimm  R.\.‘  2,  238  f. 

”)  Bogen  Neusiedel,  .Vnhang  1.  — Areh.  f.  K.  öst.  Gcschyu-  25,  132.  — 
Wachs  gehörte  zur  Gerade.  Grimm  R.4.*  1,  11.5.  Scheltende  tVeiber  bringen 
Schreibpapier  und  Siegelwaclis  aufs  Rathaus.  G rimm,  RA.*  2.  239  .Anmerkung. 

'*)  S.  S.  25.  — ")  S.  24  f. 
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Vereinzelt  ist  statt  des  Bagsteins  die  Gefängnisstrafe  ange- 
droht'); auch  Verweisung  kommt  vor*). 

b)  Fiedel. 

Vielfach  war  an  Stelle  des  Bagsteins  die  Fiedel  als  Straf- 
werkzeug für  scheltende  Weiber  in  Gebrauch’).  Dieses  Instrument 
(auch  geige*),  halegeige^},  prechel^)  genannt)  diente  dazu  Hals  und 
Hände  einzuspannen.  Es  bestand  aus  Holz  oder  aus  Eisenbändern. 
Die  Lästermäuler  wurden  damit  an  den  Pranger  gekettet  oder  im 
Orte  herumgeführt’). 

Der  Grund  dafür,  daLS  die  Fiedel,  die  viel  später  in  Gebrauch 
kam  als  der  Bagstein,  denselben  allmählig  verdrängte,  mag  wohl 
gewesen  sein,  daß  die  Fiedelstrafe  dem  Bedürfnis  nach  sinnlichem 
Ausdruck  der  Strafe  viel  mehr  entsprach.  Die  eigentliche  Be- 
deutung des  Bagsteins  war  vergessen,  sein  Name  ward  nicht  mehr 
verstanden  und  da  bot  sich  als  willkommener  Ersatz  ein  Werk- 
zeug, das  durch  seine  Gestalt  und  Bemalung  das  Vergehen  in 
lächerlicher  Weise  widerspiegeln  und  so  Spott  und  Hohn  in 
gesteigertem  Maße  hervorrufen  konnte.  Der  Abschreckungszweck 
wurde  damit  viel  besser  erreicht.  Man  denke  an  die  drastische 
Wirkung  einer  Doppelfiedel! 

Die  Verbreitung  der  Fiedel  scheint  von  den  Städten  ausge- 
gangen zu  sein..  In  Wien  strafte  bereits  1443  der  Sterzermeister 
mit  der  Prechel“).  In  den  Dörfern  ist  der  Ausdruck  ßedel  seit 


*)  Schatterlee  (.Anhang  K!}.  Iceiche  OW.  (>,  193  Weiz  (17.  Jh.) 

S.  oben  S.  17.  27. 

’)  Nur  soweit  soll  hier  von  ihr  gehandelt  werden.  — tiedel  oder  eiten 
Schwanberg  l.'>98  OW.  6,  382.  — ridel  Kohr  u.  Schwarzau  17.  Jh.  f)W.  7,  345. 
— fidt  Rauhenwart  u.  s.  w.  1(514  (Test  Laa  .Anhang  11).  Hartberg  1618 
OW.  6,  124. 

*)  OAV.  7,  432  Zwölfa.sing  1562.  Tre.sdorf  1.582  (Anhang  23).  geige  oder 
ridi  Tresdorf  168.5.  — Weiz  17.  Jh.  ÜW.  6,  193. 

’)  OW.  8,860.  Groll  (Jerungs  1701;  haltring  ebda  S.  856,  858. 

®)  ÖAV.  7,  663.  Mauer  1730. 

’)  OW.  6.  193  Weiz  17.  Jh.  uffenükh  alle  gatten  in  der  fidl  oder  geign 
an//gefihrt.  — (")W.  7,673  Mauer  1730  die  ireiher,  ..  in  der  prechel  im  ort 
auf  und  ab  geführet,  todann  an  die  bei  der  kirchen  tlehende  prechl getpannt  werden. 

")  V.  Schwind  und  Dopsch  Urk.  z.  Verf.  Gcsch.  d.  österr.  Erblanda 
S.  357  ; 359. 
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der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jh.  belegt*).  Nicht  viel  davon  ver- 
schieden war  wohl  das  eisen  pant,  das  bereits  1512  genannt  wird ’). 

Mit  dem  Aufkommen  der  Fiedel  war  bei  den  konservativen 
ländlichen  Verhältnissen  der  Bagstein  nicht  aus  der  Welt  geschafft. 
Die  beiden  Strafwerkzeuge  wurden  vorerst  zusammen’)  angewendet 
oder  auch  alternativ’).  Es  wurde  einfach  in  den  althergebrachten 
Wortlaut  desTeidings  die  Fiedel  aufgenommen,  wobei  der  Wortlaut  im 
übrigen  unverändert  blieb  ’).  So  erklärt  sich  auch  der  nicht  ganz 
passende  Ausdruck  „die  Fiedel  anhängen“.  Denkbar  ist  ferner,  daß  in 
einigen  Fällen  die  Fiedel  nicht  nur  die  Funktion,  sondern  auch 
den  bereits  unverständlich  gewordenen  Namen  des  Bagsteins 
übernahm,  daß  also  in  den  Teidingstezten  der  Bagstein  fortge- 
führt  wurde,  die  Fiedel  aber  als  Strafmittel  verwendet  wurde,  ja 
daß  man  die  Fiedel  auch  Bagstein  nannte*). 

§ 9.  Wirkliches  Vorkommen  des  Steintragens. 

Darüber,  ob  das  Bagsteintragen  in  Wirklichkeit  häufig  oder 
selten  angewendet  wurde,  lassen  sich  nur  Vermutungen  anstellen. 
Die  Nachrichten,  die  auf  uns  gekommen  sind,  sind  recht  kärglich. 
In  Katzmair’s  Oedenkbuch*)  steht  eine  Notiz  zum  Jahre  1399. 


*)  Also  in  einer  Zeit,  wo  nach  stärkerem  Rückgang  der  Bevülkerungs- 
zahl  durch  die  Türkeneinfüllc  wieder  zahlreiche  neue  .\nsiedler,  insbesondere 
aus  Franken  und  der  .Oberpfalz  ins  Land  kamen.  Sollte  damit  etwa  das 
Auftauchen  der  Fiedel  in  Zusammenhang  stehen  ’t 

’)  in  Eipeltau  (Anhang  4).  — fiedel  oder  riien  (S.  32,  Anm.  8)  glaube 
ich  ebenfalls  heranziehen  zu  können. 

’)  Rohr  u.  Schwarzau  17.  Jh.  (Anhang  8,  Gutenstein). 

*)  Bogen  Neusiedel  (Anhang  1)  ÖW.  7,518  Traiskirchen  1G15.  — Archiv 
f.  K.  öst.  Geschyu.  25,  105  Grüsten.  ÜW.  8,  46G  Sierndorf  18.  Jh.  ÖW.  7, 
393  (Vgl.  8,  59)  Grillenberg  1747.  — V’gl.:  krötenttein,  fiedel  oder  pfeife 
Schleiz  1620.  Grimm  R.\.’  2,  315. 

*)  Textgruppe  I.aa  (.Anhang  11).  Vgl.  die  bei  Bogen-Nensiedel  (An- 
hang 1)  gegebenen  Varianten,  welche  auf  einen  Text  schließen  lassen,  der 
Älter  als  der  von  Bog.-N.  war  und  die  Fiedel  nicht  enthielt.  — Vgl.  auch 
die  Texte  Traiskirchen  und  Guntrainsdorf  (oben  § 5,  Anmerkung  4). 

®)  Die  Stelle  ÖW.  8,  4GG  Sierndorf  18  Jh.:  borgeteiner  oder  fiiedel  tragen 
ist  besonders  geeignet,  eine  derartige  Vermutung  wachznrufen.  Vgl.  auch 
die  andern  in  Note  4 angeführten  Stellen. 

*)  [ti]  fiengen  mn  diem und  hingen  der  dn  bachstain  an.  (München 

1399)  Chron.  d.  deutsch.  Städte  15,  490. 

K a a Bber*,  Pu  .Steinlragen  3 
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Eine  weitere  findet  sich  in  einer  Aufzeichnung  über  das  Rann- 
teiding  zu  Eis')  in  Nieder-Osterreich  vom  Jahre  1487.  Daraus 
allein  kann  man  keinen  Schluß  ziehen.  Es  darf  nicht  vergessen 
werden,  daß  es  sich  um  ländliche  Verhältnisse  handelt,  wo  die 
Schreiblust  nicht  grade  groß  war,  und  daß  die  geringen  Vergehen, 
auf  die  der  Bagstein  stand,  nicht  aufzeichnenswert  waren.  Daß 
die  Strafe  aber  geläufig  war,  ist  wohl  aus  den  wiederholt  ge- 
brauchten Ausdrücken ; aU  recht  ist,  alt  gewonlich  ist,  als  von  alter 
herkommen  n.  dgl.  zu  entnehmen.  Unger’s^)  Annahme,  daß  das 
Bagsteintragen  im  16.  Jahrhundert  aufgehört  habe,  durfte  im 
allgemeinen  richtig  sein,  denn  damals  verbreitete  sich  der  Ge- 
brauch der  den  Stein  ersetzenden  Fiedel  ’).  Inwieweit  das  spätere 
Vorkommen  des  Bagsteins  in  den  Quellen  den  wirklichen  Ver- 
hältnissen entsprach,  beziehungsweise  in  wievielen  Fällen  der  alt- 
flberkommene‘)  Teidingswortlaut  unange wendet  und  unverstanden 
weitergegeben  wurde,  läßt  sich  kaum  entscheiden.  Interessant  ist 
in  dieser  Hinsicht  das  Ebersbrunner  Teiding  vom  Jahre  1586®), 
in  dem  der  Satz  vom  Pfeifer  und  Pauker  mit  Bleistift  gestrichen 
ist.  Es  scheint  also  im  übrigen  das  Steintragen  noch  vorge- 
kommen zu  sein. 

In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird  wohl  die  Steinstrafo  dnrch 
Geldzahlung  abgelöst  worden  sein. 


')  Arch.  f.  Kunde  Bstcrr.  GoscliQu.  25,  132. 

’)  Stcir.  Wortschatz  S.  45.  — S.  oben  S.  32  f. 

*)  S.  unten  (Anhang  21)  den  Tattendorfer  Text,  der  nach  300  Jahren 
noch  fortgeführt  wurde. 

*)  In  einer  Handschrift  des  Neunkirchuer  Markttoidings  (15G4)  aus 
dem  18.  Jahrh.  steht  beim  Steintragen  die  Hemerkung:  Seind  aber  bithero 
mit  anderen  straffen  belegt  worden.  ÖW.  7,  213  Anmerkung  10. 

®)  Anhang  24  (ITrichskirchen).  Doch  wäre  noch  zu  ermitteln,  ans 
welcher  Zeit  der  Bleistiftstrich  stammt. 
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III. 

Zur  Entstehung  der  Strafe  des  Steintragens. 

Die  Lösung  der  Frage:  AVie  ist  die  Strafe  des  Steintragens 
zu  erklären?  wird  durch  einige  Umstände  erschwert:  Aus  früher 
Zeit  besitzen  wir  nur  sehr  s])ärliche  Nachrichten.  Später  war 
dann  Gestalt,  Bezeichnung  und  Gebrauch  der  Strafsteine  ziemlich 
mannigfaltig.  Überdies  fanden  Steine  die  verschiedenste  A^er- 
wendung  bei  der  Strafvollstreckung,  im  gewöhnlichen  Leben  und 
in  religiösen  Bräuchen.  Es  ist  also  Kaum  zu  zahlreichen  A'^er- 
mutungen. 

Mag  auch  die  Steinstrafe  nur  aus  einer  Wurzel  entsprungen 
sein,  so  ist  doch  jedenfalls  ihre  weitere  Entwicklung  und  Ver- 
breitung verschiedentlich  beeinflußt  worden.  Insbesondere  auch 
durch  die  Vorstellungen,  die  man  sich  jeweilig  von  dem  Zwecke 
dieser  Strafe  und  von  ihrem  Ursprünge  machte.  Es  genügt  daher 
nicht,  die  Keime  aufzudecken,  aus  denen  die  Steiustrafe  erwachsen 
ist;  man  muß  überdies  eine  Reihe  andrer  Erklärungsversuche 
erwägen. 

§ 10.  Erklärung  aus  der  Harmschar. 

a)  Die  Harmschar  überhaupt. 

Die  Erklärungen,  Avelche  J.  Grimm  und  Waitz  geben,  sind 
darauf  gegründet,  daß  das  Steintragen  eine  Form  der  Harmschar’) 
war.  Daher  ist  von  dieser  anszngehen. 

Das  ältere  Recht  kennt  eine  ganze  Reihe  von  Fällen  sym- 
bolischer Prozession  als  Strafe.  Dabei  mußte  der  Missetäter  einen 
bestimmten  Gegenstand  zur  Schau  tragen.  Der  Edle  trägt  einen 
Hund”),  der  Reiter  einen  Sattel’),  der  Bischof  eine  Handschrift’), 

■)  Grimm  K.\.’  2,  2.35  f.  Waitz  VG.  4*,  523  Anmerkung;  G’,  G07. 
Itrnnncr  RG.  2,  5S)G.  v.  Amira  Grmidznge”  147.  Schröder  KG.*  3.52 
Anmerkung  18.  Hinschiu.s  KU.  .5,  109,  4.  Du  Gange  4,  1G9  f.  Kluge  Ktym. 
WI!.“  1G2.  Körting  Lat.  nun.  WH.*  No.  4495.  Diez  Etym.  WIL*  Gl 2. 
Hrinkmeier  Gloss.  1,  9G1. 

*)  Grimm  K.A.*  2,  309  (I.  Waitz,  VG.  G*,  G0.5  f.  — .Aber  auch  Niclitcdle: 
OW.  7,  1045.  Gehört  daa  Katzentragen  hiehcr  ? Grimm  DWH.  5,288. 

*)  Grimm  R.A.*  2,31211'.  lirunncr  UO.  2, 59G.  W a i t z VG.  6'*,  GOG  f. 

*)  Waitz  VG.  G*,  60G. 

3* 
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der  Bauer  ein  Pflugrad  *) ; auch  Kerzen  *).  Ruten  *),  Besen 
Stäbe*),  bloße  Schwerter*),  abgebrochene  Schwerter’),  Stricke 
um  den  Hals'),  Ketten  um  den  Leib')  werden  bei  solchen  Bnß- 
und  StrafnmzQgen  getragen.  Das  Tragen  von  Buten,  Schwertern, 
Stricken  n.  dgl.  soll  die  eigentlich  verwirkte  und  bloß  gnaden- 
weise erlassene  Strafe  des  Auspeitschens,  Röpfens  und  Hängens, 
andeuten t dies  ist  in  einigen  Fällen  ausdrOcklich  ausgesprochen*''). 
Grimm")  vermutet,  daß  es  sich  auch  beim  Hunde-,  Sattel-  und 
Pilugradtragen  in  ähnlicher  Weise  um  eine  symbolische  Andeutung 
des  Hängens,  „Bereitens" ")  und  Bäderns  gehandelt  habe. 
Waitz'-')  erblickt  in  den  aufgezählten  Gegenständen  Zeichen  des 
Berufes  der  von  einer  solchen  Ehrenstrafe  Getroffenen  und  weist 
auf  den  Fall  hin,  daß  ein  Bischof,  „der  mindestens  schriftkundig 
sein  sollte,“  eine  Handschrift  trägt'*);  den  Hund  erklärt  er  als 
Jagdhund.  Die  Waitz’sche  Ansicht  scheint  mir  zutreffend  zu 
sein  und  ihren  quellenmäßigen  Beweis  (abgesehen  von  allge- 
meinen Wendungen  in  den  Urkunden")  namentlich  in  folgender. 


')  Grimm  KA.*  2,  315.  Waitz  a.  a.  0. 

*)  Grimm  RA.*  2,306.  1,237.  Hinschias  KR.  5,115  Anmerkung. 
Zeit.schr.  d.  .\achcncr  Gesell V.  6,  32,  44,  58.  26,  384. 

Grimm  RA.*  2,308.  Hinschiiis  KR.  5,  114  Anm.  1 u.  8. 

*)  Grimm  KA.*  2,  308. 

*)  Grimm  KA.*  1,  185. 

*)  Grimm  KA.*  2,  306  f. 

’)  Grimm  KA.*  2,304.  Osenbrnggon  Alam.StrK.  107. 

»)  Grimm  KA.*  2,  307. 

’)  namentlich  bei  RnUwallfahrten.  Grimm  RA.*  2,300.  Hinschiiis 
KR.  5,  105. 

"’)  S.  die  bei  Grimm  RA.  zitierten  PSlle. 

")  8.  a.  0.  S.  314  f. 

**)  Er  meint  Erniedrigung  ziim  Reittier. 

")  YG.  6>,  606. 

'*)  epitcopu*  codicem.  Am.  Gest.  Mediol.  1 19,  S.  811  bei  Waitz.  VG. 
6.*  605,5.  Vgl.  Stöber  S.  82:  Im  Ristiiin  St.  Die  mußte  ein  Priester, 
welcher  Gott  gelftstert,  ein  Kirchenbuch  eine  Strecke  weit  zur  Kirche  hin- 
auslrageii. 

Hcundum  dignilatem  vel  conilitionem,  »ecundam  convenieniiam,  prout 
>ui  tanguini»  nobilitas  aeu  generia  conditio  ....  reguirit.  Grimm  KA.*  2,  310  f. 
Wer  die  Grimm'sche  I'entung  vorzieht,  wird  diese  .\usdrficke  auf  die  Straf- 
art beziehen. 
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von  Waitz  nicht  angeführter  Stelle  des  Wiener  Neustädter  Stadt- 
rechtes')  zu  finden: 

Sed  si  ipsum  de  canibus  aut  I Hat  er  in  aver  von  den  hunden 
iumentis  vituperaverit , iudici  in  ! oder  von  dem  vich  gescholten,  so 
j tal.  teneatur  et  offenso  pro  ho-  beleibt  er  dem  richter  j pfunt 
nore  de  sue  artis  utensiii  usgue  pfenning  und  dem  übelhandelten  zu 
ad  metas  terre  nostre  erecto  de-  1 einen  ern  sol  er  etleich  zaichen  seinez 
portet  brachio  aliquod  instrumen-  geteugez  oder  seinez  hantwerchez 
tum;  — — swaz  daz  ist  mit  au/gerakten  arm 

offemoar  tragen  an  das  zil  und  an 

Et  hec  pena  harmschar  dici-  \ das  gemerkunserz  landez. Die 

tur  vulgariter.  | selben  pizzhaist  man  die  harmschar. 

Diese  Bestimmung  ist  eine  Analogie  zur  Strafe  der  Feiertags- 
entheiligung,  wie  sie  uns  in  einer  von  Du  Gange’)  gebrachten 
Urkunde  überliefert  ist:  S»  aliquem  in  aliqiw  praedtcUmim  festo- 
rum  vel  die  Sabhati  post  vesperas  oiderint  oel  -iciverint  relalu  fide 
dignorum  opera  ruralia  facere-,  si  divites  sint  solcant  quinepie  so- 
lidos  ad  laminare  suae  Ecclesia^-,  si  pauper  quirupie  dies  Dominicos 
seipiaUir  processionem  in  camisia  et  femoralibus,  hahens  super  coUem 
instrumentum  cum  quo  operabatur^). 

Hier  ist  die  Harmschar  typisch  für  eine  spiegelnde*)  Strafe. 
Man  könnte  darin  überhaupt  den  Ursprung  der  symbolischen 
Prozession  suchen.  Dann  wäre  die  Harmschar  in  der  Anwendung 
als  Strafe  für  Ehrenkränkung  bereits  eine  Weiterbildung. 

Ein  anderer  Weg,  die  hier  auftauchenden  Fragen  zu  lösen, 
ist  der,  daß  man  in  den  bei  der  Harmschar  getragenen  Qegen- 


*)  cap.  34  f.  Archiv  f.  österr.  Gescb.  GO,  215  f.  Vgl.  dazu  die  Kritik 
von  Winter  ebda  8.  150 f. 

*)  Ulossarium  4,  70  barmiseara  am  Endo.  Statuta  occl.  Trecor.  apnd 
Marten,  tom.  4.  col.  1109. 

•)  Von  einer  Sonntagseiilbeiligung  durch  Mahlen  auf  der  Handinnhle 
erzählt  uns  die  Vita  St.  Uertiiii,  die  im  11.  Jahrh.  entstanden  ist.  [Ada 
Sanctorum.  Sept.  II,  G24  c.  2.]  Zur  Strafe  für  die  Sonntagsarbeit  und  für 
ihre  Lästerrede:  „Quot  sunt,  guotqae  numerantur  anni  tolts,  tot  nostri  pret- 
byteri  Codex  in*crtp(<u  habet  festivitates*  blieb  der  sündigen  Frau  die  Hand  an 
der  Mühle  hängen,  und  sie  wurde  erst  in  der  Kirche  davon  befreit.  Sie 
trag  also  den  MühLstein  bis  zur  Kirche. 

Brunner  KU.  2,  589. 
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ständen  Symbole  der  Strafknechtschafl. ’)  erblickt.  Wer  die  ver- 
wirkte Buße  nicht  zahlt,  verfällt  in  Strafknechtschaft.  Als  Straf- 
knecht wird  der  Übeltäter  natürlich  zu  Arbeiten  in  seinem  Berufe 
verwendet  oder  zu  den  niedrigsten  Arbeiten  seines  Lebenskreises. 
Um  die  Standesveründerung,  die  mit  den  Schuldigen  vorgegangen 
ist,  sichtbar  zu  machen,  trägt  er  nun  öllentlich  Zeichen  seines 
Berufes:  der  Handwerker  sein  Werkzeug,  der  Bauer  seinen  Pflug, 
der  Reiter,  der  nun  als  Sattelkneclit  zu  dienen  hat,  einen  Sattel 
n.  s.  w.  Die  Strenge  des  Rechts  ließ  nach,  und  die  symbolische 
Handlung,  die  nur  das  Herabsinken  in  die  Unfreilieit  zeigen  sollte, 
wurde  die  eigentliche  Strafe.  Die  Strafe  besiand  nur  mehr  in 
einer  einmaligen  Erniedrigung  zu  knechtischen  Handlungen.  Damit 
war  genügend  angedeutet,  daß  der  Verurteilte  eigentlich  die  Straf- 
knechtschaft verwirkt  habe,  und  daß  sie  ihm  bloß  gnadenweise 
erlassen  sei^J. 

Die  Strafknechte  wurden  in  der  Regel  ins  Ausland  oder  in 
einen  andern  Gau  verkauft.  So  wird  bei  der  symbolischen  Pro- 
zession, namentlich  beim  Steintragen,  der  Brauch  erklärlich,  daß 
der  Zug  von  einer  Grafschaft,  Herrschaft  in  die  andre,  von  einem 

*)  Kcicrtagsarbcit  hatte  .Strafknechtschaft  zur  Folge.  (Brunner  l£(i. 
2,  ö!)3  f.).  Durch  ilic  britischen  Missionäre  kam  diese  Strafe  in  die  lex 
Almn  38  und  lex  Hai.  App.  I,  1.  (Brunner  Forschungen  471).  v.  Schwind 
macht  (Neues  .Archiv  31,  43.'),  2)  aufmerksam,  datl  die  angelsächsischen  Iluß- 
biicher,  die  im  übrigen  betretls  der  Sountagsenthciligung  die  Vorlage  der 
beiden  genannten  Volksreehte  sind  (Brunner  Berliner  SB.  1885  S.  164  f.), 
diu  Bestimmung  über  Strafkneehtsehaft  nicht  enthalten.  Sie  gebrauchen 
den  .Ansdruck  txterminabitur  ah  eccletia.  Dieser  geistlichen  Strafe  des  .Aus- 
schlusses aus  der  Kirche  entspricht  die  weltliche  des  .Ausschlusses  aus  der 
staatlichen  Bechtsgi.meinschaft,  die  Verknechtung.  Die  .Strafkneehtsehaft 
ist  meist  auch  ein  eiterminnri.  Kineii  Fall  von  Verknechtung  als  Strafe 
für  Beleidigung  zitiert  Hiuschius  Kit.  5,204,  II. 

Fine  weitere  rntrrsuc.hung  der  Harmschar  fällt  aus  dem  Kähmen 
dieser  Arbeit  heraus.  Doch  mag  darauf  hingewiesen  werden,  daß  zugleich 
mit  der  Sirafprozession  auch  wirkliche  Strafarbeit  auferlcgt  worden  ist. 
(Beispiel  bei  llinschius  KK.  .5,  101),  4.)  Vielleicht  ist  AunnscAar  ursprüng- 
lich gleichbedeutend  gewesen  mit  .Strafkneehtsehaft,  Strafarbeit“,  und  ist 
erst  später  zur  Bi'Zeiciiiiuiig  der  sich  ilavon  abspaltendcn  Strafe  des  schimpf- 
lichen Zuges  zur  Strafarbeit  (A'ariante  z.  Ssp.  1 38  § 1 : die  ocA  harmtthar 
ijeijnngen  hohen  nor  ir  miiaielad)  und  die  Strafe  selbst  geworden.  A’gl. 
Lexer  Mbd.  HWB.  I,  1184. 
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Dorf  ins  andre  geht.  Später  ist  dies  abgeschwächt,  und  der  Umzug 
findet  blos  bis  zur  Grenze  des  Herrschaftsgebietes  statt  und 
wieder  zurfick,  oder  gar  nur  auf  einer  bestimmten  Strecke  inner- 
halb des  Ortes.  Da  ist  dann  der  andere  Gesichtspunkt  maßgebend, 
daß  eine  Ehrenstrafe  desto  empfindlicher  wirkt,  je  mehr  sie  öffent- 
lich bekannt  wird.  Der  einstmalige  Verkauf  in  die  Fremde  ist 
ganz  vergessen;  als  eine  letzte  Erinnerung  daran  mag  die  in 
manchen  Rechten  mit  der  Strafe  des  Umzugs  gleichzeitig  verhängte 
Verweisung  gelten. 


b)  Das  Steintragen. 

Entsprechend  ihren  Erklärungen  der  symbolischen  Prozession 
fassen  Grimm  und  Waitz  auch  das  Steintragen  verschieden  auf. 
Grimm')  sieht  darin  die  Steinigung  angedeutet,  Waitz  ver- 
mutet ein  Zeichen  weiblicher  Arbeit  darin. 

Für  Grimm  spricht  die  Analogie  zum  Schwert-  und  Seil- 
tragen. Doch  eher  als  an  Steinigung  wäre  an  das  Lebendigbe- 
graben zu  denken.  Das  Lebendigbegraben  war  vorzugsweise 
Frauenstrafe*)  u.  zw.  für  die  gleichen  Verbrechen  angedroht,  wie 
später  das  Steintragen.  Ja,  cs  läßt  sich  in  einem  Falle  eine  un- 
mittelbare Aufeinanderfolge  beider  Strafen  nachweisen.  In  Braun- 
schweig*) hieß  es  im  Jahre  1401  von  Kupplerinnen:  de  schall  me 
leuendich  begraben.  Das  Braunschweiger  Stadtrecht  von  1535 
Tit.  22,  2 droht  ihnen  mit  dem  Schandstein. 

Waitz*)  sagt:  „Es  ist  vielleicht  an  den  Mühlstein  zu  denken, 

•)  RA.*  2,  317.  Kbeiiso  Stöber  i.  d.  Alsatia  1876  S.  83;  131  ff.  — 
S.  134,  2 weist  Stöber  darauf  hin,  wie  die  Steinigung  des  Milrtjrcrs 
Stephanus  syniboliscb  dargostcllt  wurde:  „erträgt  einen  Stein  auf  dem  Buch, 
einen  andern  Stein  auf  dem  Kopfe“.  Das  spricht  gegen  die  Ansicht  (Jrimm’s. 

’)  „Der  Mann  an  den  Galgen,  die  Krau  unter  den  Stein“.  Grimm 
RA.*  2,  266.  Vgl.  ebda  2,  274. 

*)  Braunschw.  IJB.  1,313.  — Frensdorff  in  Z*RG.  (gönn.)  26,  246. — 
Wenn  die  Vermutung  Sack’s  („Die  Schandsteine  tragen  und  sich  aufs  Maul 
schlagen.“  Vaterl.  Arch.  d.  hist.  Ver.  f.  Xiedcrsachsen  1841,  10)  richtig  ist, 
daß  cs  sich  hei  der  Stelle  der  Braunschw.  Ratsrechnung  (a.  1402)  3 d Cordt  bodele 
vor  den  tlen  aß  Io  ireghende  um  den  Schandstein  handelt,  dann  wäre  das  Stein- 
tragen in  Braunschw.  schon  für  1402  erwiesen;  es  bliebe  noch  die  Frage, 
wofür  die  Strafe  eintrat. 

*)  VG.  6,’  606  Anmerkung. 
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mit  dem  sie  (die  Frauen)  das  Rom  mahlten“ ')  und  will  im  Stein- 
tragen wohl  mit  Recht  ein  Gegenstück  zum  Hunde-  und  Sattel- 
tragen erblicken.  Die  Wartung  der  Jagdhunde ’),  die  Sorge  um 
das  Sattelzeug ’)  war  ebenso  knechtische  Arbeit  wie  das  Mahlen 
Magdarbeit’).  Die  Mühlmägde  galten  als  die  niedersten  Mägde, 
ihre  Arbeit  als  die  schwerste,  es  war  daher  eine  sehr  empfindliche 
Strafe,  in  solche  Knechtschaft  versetzt  zu  werden’)’).  Umsomehr 
gewinnt  die  Waitz’sche  Ansicht  an  Stichhaltigkeit. 

Wenn  auch  in  späterer  Zeit  — wohl  mit  der  zunehmenden 
Verbreitung  der  Wassermühlen  und  besonders  in  den  Städten  — 
der  Ursprung  der  Steinstrafe  vergessen  wurde,  so  weisen  doch 
einige  Erinnerungen  darauf  zurück.  Hieher  rechne  ich  die  Ab- 
lösung der  Strafe  durch  Liefern  eines  Sackes  Getreide  ’),  oder 
durch  Neubespannen  der  Windmflhlflügel  mit  Leinwand’).  Nach 
Doepler’s’)  Bericht  sollen  Lastersteine  in  Mühlen  auf  bewahrt 

‘)  Es  kann  nur  eine  Handmnhle  gemeint  sein.  (vgl.  Heyne  Deutsche 
Hausaltcrtniner  1,  44).  Getragen  wurde  der  obere  Stein,  der  ja  auch  einen 
liing  und  ein  Holz  dazu  liattc.  S.  auch  oben  S.  37  Anmerkung  3. 

’)  Grimm  KA.<  1,  48G.  Vgl.H.  Schräder  Bilderschmurk  d.  deutschen 
Sprache  161. 

’)  Grimm  RA.^  1,485.  Weinhold  Deutsche  Frauen’  2, 50ff.  O. 
Schräder  Kcallezikun  d.  indog.  Altert.  512.  Koehno  D.  Recht  d.  Mühlen 
(Gierke  Untersuchungen  Heft  71)  S.  20.  — Steine  fanden  auch  bei  andern 
weiblichen  Heschäftigungen  Verwendung:  als  Gewichte  am  Webstuhl;  zuin 
Glätten  des  Tons  n.  s.  f. 

*)  Derartige  Fälle  sind  verzeichnet  bei  Grimm  a.  a.  0.  S.  a.  LeierMbd. 
WH.  1,  2221  an  mülen  ziehen.  — Koch  ne  a.  a.  0.  15  Anmerkung  41.  Vgl. 
Grimm  DWH.  6,2643  „als  liild  für  etwas  schwer  drückendes:  den  mühktein 
der  »chmeren  dientthnrkeit  am  halse.  (Wieland)“.  Beispiele  andrer  Mühlen- 
fronden  Grimm  RA.*  1,615.  Koehnc  a.  a.  0.  40. 

’)  Schiller  Lübben  .Mnd.  WB.  3,404  bringt  aus  Falck’s  Staats- 
bürgerl. Magazin  9,  696  folgende  Stelle;  a.  1103  do  >eas  ein  man,  mtchtich 
van  vrunden  de  hatlde  eine  dochter,  de  vorspeelde  ere  eere  mit  einem  knechte, 
lies  irart  er  vader  irar  unde  hant  er  einen  quernsteen  tho  deine  halse.  Da  mir 
Falck  unzugänglich  war,  so  konnte  ich  nicht  nachprnfen,  ob  es  sich  hier 
um  Verknechten,  Er.säiifen  oder  Steintragen  handelt. 

’)  Grimm  RA.*  2,  238  f.  Die  Ecinwandbuße  ist  auch  eine  Art  Straf- 
arbeit, denn  die  Leinwand  wurde  im  Hause  gewebt.  Ein  schönes  Beispiel 
für  Schcltbuße;  Vraicen  gescheit  ein  sag  von  dren  elien,  und  egn  kasce  von  dren 
innnden,  und  eyn  spUn  und  egn  rocken.  Groß-Bursla  14.  Jh.  Grimm  Weist. 
3,  .S25. 

’)  Doepler  Tlieatrum  poenarum  1,  747. 


Digilized  by  Google 


41 


worden  sein,  freilich  dort  zur  Abschreckung  der  Mtthldiebe.  Bei 
dem  Festhalten  an  solchen  Erinnerungen  hat  auch  die  Sprache 
viel  mitgewirkt,  indem  sie  im  Vergleich  zwischen  dem  Lärm  in 
der  Mühle  und  dem  Weibergezänke  letzteres  durch  Ausdrücke  wie 
klappermühle,  geploderwerk^)  u.  ä.  bezeichnet  hat*). 

Das  Ergebnis  der  bisherigen  Untersuchungen  ist  demnach: 
Die  Strafe  des  Steintragens  ist  gleich  den  Strafen  des 
Hunde-,  Sattel-  und  Pflugradtragens  eine  Abspaltung 
und  Abschwächung  der  Strafknecbtschaft.  Der  Stein  ist 
ursprünglich  ein  Handmühlstein  als  Zeichen  weiblicher 
Arbeit 

§ 11. 

a)  Der  Mühlstein  des  Evangeliums. 

Gelegentlich  einer  Besprechung  von  Harster's  Buch  über 
das  Strafrecht  von  Speyer  wirft  Sch  reu  er’)  die  Frage  auf,  ob 
bei  der  Erklärung  des  Steintragens  nicht  eher  an  den  „Mühlstein 
des  Evangeliums“  *)  zu  denken  sei.  So  wäre  der  Lasterstein  kein 
Symbol  der  Steinigung,  wie  Harster  mit  Grimm  annimmt, 
sondern  der  Strafe  des  Ertränkens.  Oft  wird  uns  berichtet’), 
daß  man  Verbrechern,  die  ertränkt  wurden,  einen  schweren  Stein 
an  den  Hals  hing,  damit  sie  sich  nicht  durch  Schwimmen  retten 
könnten.  Damm  ist  aber  eine  Nachahmung  der  biblischen  Sitte 
noch  nicht  erwiesen.')  Die  Gleichheit  beruht  auf  der  Überein- 
stimmung einfacher  Kulturstufen’).  Wohl  aber  kOnnen  wir  an- 
nehmen, daß  die  biblische  Stelle  in  einer  Zeit,  als  die  Erinnerung 

')  ÖW.  7,  1013. 

*)  Vgl.  rnuUmaer,  muleruchtig.  Hrinkmcier  Gloss.  2,230. 

Z“KG.  (genn.)  21,  309. 

*)  Evang.  Matth.  18,6.  ,Wer  aber  ärgert  dieser  Geringsten 
einen,  — — “. 

')  Grimm  RA.*  2,  278.  Eine  Reihe  von  Beispielen  bei  Dooplor  Schau- 
platz d.  Leib-  u.  Lebenstr.  2,29411.  Vgl.  oben  S.  40  Anm.  5,  S.  44  Anm.  1. 

®)  Ebensowenig  wie  beim  Steinigen  u.  a.  m. 

’)  Man  vergleiche  z.  B.  2.  Sam.  11,21;  „Wer  schlug  Abi  Melccli ? 

warf  nicht  ein  Weib  ein  Stück  von  einer  Mühle  auf  ihn?“  [ahd.  glossiert: 
quirnttein]  und  die  Stelle  aus  der  Edda;  at  kann  itkal  fara  upp  yür  dgrnar, 
er  hon  gengi  ul,  oc  lata  gvermtein  faUa  i hoful  henni.  (Bei  Grimm  RA.*  2,  277). 
— Das  Bedienen  der  Handmühlen  war  bei  allen  Völkern  eine  schwere  und 
niedrige  Arbeit,  Vgl.  Klagel.  Jerem.  5,  13:  „Die  Jünglingen  haben  Mühl- 
steine müssen  tragen“.  Schräder  Reallex.  d.  indog.  Altert.  § 12.  S.  a.  S.  40. 


Digitized  by  Google 


42 


an  den  Ursprung  der  germanisclien  Steintragungsstrafe  ver- 
schwunden war,  als  Urbild  aufgefaßt  wurde.  Die  Geistlichkeit 
erklärte  eben  alle  Recbtsätze  aus  der  Bibel. 

Die  angelsächsischen  Hußordnungen und  dasauf  ihnen  be- 
ruhende Poenitentiale  XXXV  cap.*),  bringen  das  Zitat  aus  dem 
Matthäus-Evangelium  bei  den  Bestimmungen  über  Feiertagsent- 
heiligung und  Fastenbuße : Si  frequenter  conmettuiinem  per  hoc  fecerit, 
ej'ternünabUur  ab  aecclena  Domirw  dicente:  (^n  scandaluaoerit 
HHuni  de  pusilUji  üUs  qui  in  me  credunt,  expedü  ei,  ut  appendatur 
moln  asinaria  collo  eins  et  cetera^).  Wenn  wir  diese  Stelle  mit 
den  entsprechenden  der  Lex  Alamanomm  [38.  — quin  nobtit  Deo 
racare,  in  eempiternuin  aereu»  permaneat]  und  der  Lex  Baiuvario- 
rum  [App.  1,  1.  8Ü  eervus,  qui  nolult  in  die  sancto  Uber  eese]  Zu- 
sammenhalten, so  will  mir  scheinen,  daß  die  Anführung  der  Bibel- 
stelle im  Poenitentiale  zwar  nicht  ganz  hinpaßt,  daß  sie  aber  tür 
die  Frage  nach  den  Anßngeu  des  Steintragens  von  größter 
Wichtigkeit  ist  Das  e.rterminari  ab  erdema  geschah  nicht  durch 
Ersäufen,  deshalb  brauchte  der  Mühlstein  nicht  erwähnt  zu  werden. 
Seine  Erwähnung  könnte  aber  eine  Andeutung  der  Strafknecht- 
schaft als  Mühlknecht  oder  Mühlmagd  sein.  Jedenfalls  wäre  in 
der  Weise  das  Bibelzitat  in  diesem  Zusammenhänge  am  ehesten 
verständlich.  Und  die  bereits  oben  ausgesprochene  Vermutung^), 
daß  die  Volksrechte  hier  von  ihrer  Vorlage  nur  der  Form  nach, 
nicht  dem  Inhalt  nach  abweicheu,  ist  wohl  am  Platze.  Die  Be- 
gründung der  Strafe  ist  in  den  Volksrechten  viel  sinnentsprechender 
als  in  den  Bußbücbern.  Möglicherweise  ist  diese  Begründung 
absichtlich  geändert  und  gebessert  worden.  — 

Wenn  man  die  auf  das  Steintragen  bezüglichen  Quellen 
daraufhin  untersucht,  ob  sie  Gebräuche  enthalten,  die  auf  ein 
ehemaliges  Ertränken hin  weisen,  so  lassen  sich  keine  festen 


*)  Wusscrsclilcbcn  Die  nußurdmnigon  d.  abcndländ.  Kirche  168; 
196;  489. 

=•)  Das  war  auch  in  Österreich  in  tiebrauch.  (Wien  und  lleiligenkreuz). 
Wasserchicbon  a.  a.  0.  505,  Anmerkung. 

’)  Wasserscbleben  a.  a.  0.  524. 

‘)  S.  oben  S.  38  Kote  1. 

Klöpper  Französisches  Kealleiikon  führt  (3.  128)  das  Steintragen 
au  und  schließt  die  Beschreibung  desselben  so:  „Darnach  entkleidete  man 
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Anhaltspunkte  dafür  finden.  Man  müßte  denn  das  Sacktragen') 
als  ein  Symbol  des  Säckens  und  Ertränkens  ansehen.  Verschie- 
dentlich kommt  es  vor,  daß  die  steintragende  Verbrecherin  zu 
einer  Brücke’)  geführt  wird.  Da  es  sich,  wie  aus  einer  Stelle 
ersichtlich’),  um  Grenzbrücken  ')  handelt,  wo  die  Verweisung  vor- 
geiiommen  wird,  so  liegt  kein  besondrer  Brauch  vor.  Nach  dem 
Statut  von  Dornburg  von  1615’)  müssen  die  bösen  Weiber  den 
Stein  iintb  die  jifitzen  tragen.  Die  Pfütze  war  wohl  der  Stadtteich 
in  der  Mitte  der  Stadt.  Das  Führen  um  die  Pfütze  ist  nichts 
andres  als  ein  Führen  um  den  Markt °)  und  hat  den  Zweck,  die 
Ehrenstrafe  allgemein  bekannt  zu  machen. 

b)  Schwere  Steine  überhaupt 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  nicht  etwa  die  Strafsteine,  bloß  als 
schwere  Steine,  ohne  symbolische  Grundbedeutung,  aufzufassen  sind; 
sei  es  als  einfache  Belastnngsgewichte ')  oder  als  Marktgewichte.  Da- 
für könnte  angeführt  werden:  stein  kommt  oft  als  Gewichtseinheit 
vor*):  das  Gewicht  der  Lastersteine  war  häufig  bestimmt  vorge- 

sic  [d.  h.  die  Übeltäterin]  und  tauchte  .sie  ins  Wasser.  Du  Gange  s. /api».“ 
Hei  Du  Gange  steht  nichts  davon  und  auch  sonst  habe  ich  keine  derartige 
(iucllcnstellc  gefunden. 

')  (Irimni  lU.'  2,  238;  317. 

*)  Kloster  Knsdorf  c.  14ßO  (.tnliaug  (!).  Überlingen  1520  (.\nz.  f.  K.  d. 
d.  Vorzeit  1874,  10):  »ie  füeremu  Jen  4 thoren,  nachgeend»  u/  die  ttaine  brugk 
heym  hochbild.  — 

^ dett  grötlen  ln*lerntein  uf  ir  hopi tragen  allentbalbe  in  der  sladt  und 

»ie  demnach  füren  uff  die  rinhrugg,  allda  toll  »ie  »teeren  von  »tund  an  hinweg 
lu  gond  und  ain  nacht  nit  sin,  do  sie  die  ander  gewesen  i»t  und  ttit  wieder 
hariiber  tu  kommen.  SchalThausen  1481.  ZschweizStrK.  5 (181)2)  332. 

•)  Gengier  Stadtrecbtsaltcrtnmer  215  f. 

*)  Neue  Mitteil.  a.  d.  Gebiet  hist.  Forschungen  h.  v.  thnr.  sächs.  Ver. 
21,  237  Anmerkung. 

“)  um  den  hronnen  Weikersheiiu  1631  Z.  f.  wirteuib.  Pranken  7,  324  f. — 
um  die  linde  Hiirgebrach  1407  Haas  Slavenlaud  2,  4f).  Vgl.  S.  28. 

■)  Vgl.  unten  S.  45  .Anm.5.  Derartige  Gewichte  kommen  als  Verschärfung 
bei  anderen  Sehandstrafeii  vor.  .Sie  wurden  z.  H.  an  die  Schandmäntel  gehängt, 
oder  an  die  Fülle  de's  Eselreiters.  (Hierdimpfl  Straf-  u.  Folterinstrumentc  d. 
bayr.Nat.Mus.  1882.  S.83f.).  Ihre  Verwendung  bei  der  Folter  war  ganz  allgemein. 

z.  li.  für  Flachs,  Wolle,  Federn  (Schiller-I.übben  Mnd.  WH.  4,385), 
Wachs  (.tndree  Votive  u.  Weihegaben  77),  Hutter  (Grimm  Weist.  1,  151)), 
Getreide  (Fontes  rer.  Austr.  II.  31),  218). 
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scliriebeu ');  auch  die  äußere  Gestalt  war  vielfach  die  von  Ge- 
wichten’). Ja  es  wäre  nicht  undenkbar,  daß  ursprünglich  in 
der  Regel,  und  später  noch  in  Orten,  die  keine  eigens  für  Straf- 
zwecke bestimmten  Steine  hatten,  die  öffentlichen  Marktgewichte  ’) 
beim  Strafvollzug  verwendet  worden  sind.  So  einfach  und  durch 
ihre  Einfachheit  bestechend  die  Ableitung  der  Schandsteine  von 
Steingewichten  auch  ist,  so  bietet  sie  doch  keine  befriedigende 
Lösung  der  Frage.  Namentlich  gibt  sie  darauf  keine  Antwort, 
warum  das  Steintragen  vorzüglich  eine  Frauenstrafe  ist.  Man 
müßte  sich  damit  behelfen,  daß  man  eine  Ausdehnung  einer 
ursprünglichen  bloßen  Standesstrafe  für  Marktweiber  (als  deren 
Berufszeichen  die  Gewichte  gelten  könnten)  annimmt,  ln  späterer 
Zeit  ist  wohl  in  manchen  Städten  das  Steintragen  hauptsächlich 
Strafe  für  Marktfrauen;  für  die  frühesten  Quellen  wird  es  sich 
jedoch  nicht  nachweisen  lassen. 

c)  Der  Stein  als  Symbol  der  Buße? 

Der  Stein  könnte  auch  als  Ersatz  der  Buße  aufgefaßt  werden, 
an  deren  Stelle  er  bei  Nichtzahlung  tritt.  So  wie  eine  Schenkung 
erst  dann  gütig  und  unwiderruflich  war,  wenn  eine,  wenn  auch 
wertlose,  Gegenschenkung  erfolgt  war,  so  gab  es  keine  Versöhnung 
ohne  Buße.  Dem  an  sich  wertlosen  Launegild  würde  in  unsrem 
Falle  die  Bußzahlnng  mit  dem  wertlosen  Stein  entsprechen.  Als 
Bußen  kommen  in  Betracht:  Geld,  Wachs  und  Getreide.  Die 
Tatsache,  daß  im  Geldverkehr  Pfund  und  Stein  übliche  Bezeich- 
nungen waren.  Wachs  nach  Pfunden  oder  Steinen  gemessen  wurde, 
Getreide  ebenfalls  nach  Steinen,  verlockt  nun  zu  der  Annahme, 
daß  die  Unvermögenden,  um  doch  eine  Buße  zu  leisten,  statt 
Geld  oder  Geldeswert  den  Stein  als  Scheinersatz  tragen  mußten. 
Besonders  in  den  Fällen,  wo  der  Stein  zum  Haus  der  Beleidigten*), 


')  S.  oben  S.  2.  Namentlich  ist  zn  beachten:  ein  icklich  ttein  »oU 

einen  geiregeu  ilein  hehatden.  ((irimni  HA.‘ 2,  315).  Des  Vergleichs  wegen 
mag  daran  erinnert  werden,  dal!  bei  den  Priesen  (Kichthofen  Uqu.  367) 
dem  7.11  KrtrRnkenden  so  viel  Steine  an  den  Hals  gebunden  wurden,  als  sein 
Körpergewicht  ansmachte.  Vgl.  ürimm  U.4.*  2,281. 

>)  S.  oben  S.  2. 

•)  S.  oben  S.  8f.  über  den  Namen  irngttain. 

*)  Herzogenbuig  1566  (Anhang  9).  Vgl.  S.  28. 
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oder  in  die  Kirche  zum  Altar  — wohin  ja  auch  das  Wachs  ge- 
bracht wurde  — geschleppt  wurde,  könnte  sich  diese  Anschauung 
gebildet  haben.  Der  ganze  Zusammenhang  ist  aber  doch  zu 
äußerlich,  als  daß  man  hierauf  eine  stichhaltige  Erklärung  bauen 
könnte.. 

d)  Das  Steineführen. 

Troz'),  der  das  Steintragen  der  Weiber  mit  der  Strafe  des 
Steineführens  ^ (Steinekarrens)  zusammenbringt,  scheint  auch  im 
Steineliefem  ^)  einen  Ersatz  für  Bußgeldliefern  zu  sehen.  Dreyer^) 
wendet  sich  gegen  Troz,  wobei  er  sich  begnügt,  „beiläufig  noch 
zu  berühren“,  daß  zwischen  „dieser  Lithophorie  und  jener  Stein- 
tragungsstrafe“ gar  keine  Verbindung  sei.  Da  wir  beide  Strafen 
auf  den  gleichen  Ursprung,  die  Strafknechtschaft,  zurückfuhren 
können,  so  besteht  doch  wohl  eine  Verbindung.  Freilich  läßt 
sich  nicht  die  eine  Strafart  von  der  andern  ableiten’). 

e)  Der  Kampfstein. 

In  der  Darstellung  des  gerichtlichen  Zweikampfes  zwischen 
Mann  und  Frau’)  ist  uns  als  Waffe  der  Frau  ein  Stein  genannt. 
Die  Frau  kämpft  mit  einem  in  einen  Schleier  — ebenfalls  weib- 
liches Symbol  — eingebundenen  Stein.  Ein  besonderer  Name  für 
diese  Waffe  ist  nicht  bezeugt  Aber  selbst  wenn  sich  eine  allge- 
meinere Verwendung  des  Steines  zum  Streite’)  nachweisen  ließe. 


')  De  jure  agrario  Belgii  foederati.  2,  287. 

»)  z.  B.  Schlettstadtcr  Stadtrecht  (1294—1401)  S.  287. 

’)  Er  führt  u.  a.  au:  iteene  tchieten  i.  e.  iolvere  trihutum  paJaiio. 

*)  Antiquar.  Anmerkungcu  S.  121. 

*)  Wohl  aber  koimncu  beide  Strafen  in  gleichzeitiger  Anwendung  vor. 
J.  0.  Heinritz,  Versuch  e.  (iesch.  der  Stadt  Bayreuth  1823  S.  G7  erwähnt 
einen  Pall,  wo  eine  Frau  für  Bruch  des  Kirchweihfriedens  folgende  Strafe 
erhielt;  8 Tage  lang  den  Stein  am  Fuße  in  ihrem  Hause  zu  haben  oder 
15  Stück  Steine  zu  führen  zu  der  Stadt  Notdurft.  Die  Verwendung  des 
La.stersteins  als  FiiBgewicht  ist  etwas  AuUergewrihnliches. 

•)  Augsburger  StB.  127G  (Freyberg  S.  .55)  Buprecht  v.  Freising  2,  51. 
Hommel  Jurispr.  numisui.  illustr.  Lpz.  17G3  S.  75  ff.  Schlichtegroll 
Thalhofer  1817.  Auf  eine  poetische  Darstellung  aus  dem  13.  Jh.  (Heinrich 
Ton  Neustadt,  Apollonius)  macht  Alwin  Schultz,  Höfisches  Leben*  2,  147  f. 
aufmerksam. 

*)  Vom  Steinwerfen,  Steinstoßen,  Steinzneken  dürfen  wir  hier  ganz 
absehen. 
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könnte  man  das  Steintragen  nicht  davon  ableiten,  weder  als 
spiegelnde  Strafe,  noch  sonst.  Schon  darum,  weil  der  „Kampf- 
stein“ bedeutend  leichter  ist  als  der  Bagstein'). 

f)  Die  Strafsteine  in  Schweden. 

In  Schweden*)  war  das  Steintragen  nicht  in  der  ursprüng- 
lichen Art  gebräuchlich,  daher  lätU  sich  aus  der  dort  üblichen 
Form  der  Strafsteine  kein  Schluß  ziehen.  Den  Ausdruck  btn-a 
»tadzeru  mantol  möchte  ich  fast  als  eine  lächerliche  Umschreibung 
für  „nackt  laufen“  ansehen,  ähnlich  wie  es  anderwärts  lieilit 
trinkfn  um  den  ImltcU  jlasche  für  „die  Flanche  tragen“. 


g)  Das  Versteinern. 

Stöber,  der  gleich  Grimm  im  Lasterstein  ein  Symbol  der 
Steinigung  sieht,  bringt  eine  Reihe  von  Notizen  über  Steinigung 
bei  den  Völkern  des  Altertums  und  fuhrt  schließlich  ’)  eine  Stelle 
aus  dem  Talmud  ;in.  „Welcher  Übles  redet  und  verleumdet, 
dessen  Seele  fährt  in  einen  stummen  Stein,“  Wenn  er  auch 
keine  weiteren  Folgerungen  zieht,  so  scheint  er  doch  hier  die 
erste  Wurzel  der  Strafe  des  Steintragens,  bezw.  der  Steinigung 
zu  sehen.  Dazu  hätte  Stöber  den  Talmud  nicht  heranziehen 
müssen,  denn  die  Sage  von  Verwandlungen  in  Stein  ist  auch  den 
arischen  Völkern  sehr  geläufig ‘).  Sie  dürfte  überhaupt  allgemein 
Vorkommen  und  in  der  Regel  durch  meusclienälinliche  Naturge- 
bilde oder  alte  unverstandene  Bildsäulen  u.  dergl.  ihre  Erklärung 
finden.  Das  bekannteste  deutsche  Beispiel  ist  die  Sage  von  der 
Frau  Hütt  bei  Innsbruck. 

Auch  die  Gedankenverbindung  von  „stumm“  und  „Stein“  ist 
sehr  naheliegend  und  allgemein. 

Es  müßten  viel  bessere  Argumente  ins  Treffen  geführt  werden, 
wenn  man  auch  nur  die  Möglichkeit  eines  Zusammenhangs  zwischen 

')  Dur  Kamiifstciii  soll  sein  füsl^ross  (Augsbg),  ain  P/J.  sn-är  der  stat 

(Kujir.),  n'aere  /?  drkn  ffunäen  (Hi‘inr.),  4 odar  l’fmid  (Tlialhofer). 
Vgl.  oben  S.  2. 

■•')  (Jriiinn,  UA.*  2,317.  lacbreclit  Zur  Volkskiimlc  429. 

")  a.  a.  0.  S.  135. 

Vgl.  Z Vülksk.  Ui  (190(>)  S.  177  ff.  „Eine  moderne  Sage  von  einem 
Gottesfrevlcr“. 
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der  dichterischen  Vorstellung  von  der  göttlichen  Strafe  der  Ver- 
steinerung und  der  ursprünglich  - einfachen  Todesstrafe  durch 
Steinigen  und  weiterhin  der  Strafe  des  Steintragens  zugeben  sollte. 

h)  Das  Heben,  Schutzen,  Lupfen. 

Es  ist  ein  alter  Volksbrauch'),  der  sich  als  Volksspiel  bis 
heute  erhalten  hat,  im  Heben  gewisser  schwerer  Gegenstände 
(eiserne  Statuen,  Leonhardsklotz,  Leonhardsnagel  u.  s.  f.)  seine 
Kraft  zu  erproben.  Diese  Sitte  hatte  religiösen  Charakter.  Die 
Kraftprobe  war  eine  Gewissensprobe.  Wem  sie  gelang,  der  war 
frei  von  Sünden.  Das  Heben  ■)  war  ein  verdienstliches  Werk,  es 
war  eine  Bußübung. 

Denkbar,  wenn  auch  recht  unwahrscheinlich,  ist  ein  Zu- 
sammenhang dieser  Sitte  mit  dem  Steintragen.  Etwa  in  der 
Weise:  Bei  religiösen  Umzügen  werden  Götter-  bezw.  dann 
Heiligenstatuen  umgetragen.  Diese  schwere  Arbeit  wird  als  ver- 
dienstlich und  reinigend  von  Sünden  angesehen.  Es  werden  dazu 
Leute  genommen,  die  ein  Vergehen  zu  büßen  haben.  Schließlich 
wird  das  Tragen  als  eine  Strafe  aufgefaßt.  Aber  warum  ist  das 
Tragen  grade  Frauenstrafe? 

i)  Kirchliche  Einflüsse. 

Wenn  auch  die  Steinstrafe  als  solche  nicht  kirchlichen  Ur- 
sprung hat’),  so  sind  doch  eine  Reihe  von  Einzelheiten  in  der 
Verhängung  der  Strafe  und  im  Vollzug  derselben  zweifellos  auf 
kirchlichem  Buden  erwachsen.  Dies  ist  aus  verschiedenen  Ursachen 
zu  erklären.  Einmal  schon  aus  dem  sakralen  Charakter  der 

')  Vgl.  And  reo  Votive  10211.  (Würdinger  und  Leonhardsklötzc).  — 
Hiehcr  und  nicht  zur  Strafe  ilc»  Steintragens  gehört  die  mir  von  Prof. 
Kahle  in  Heidelberg  freundlichst  gemachte  Mitteilung  über  drei  Steine  in 
einer  Kaserne  in  Oldenburg  [mit  den  Namen;  Pippin  der  Kleine,  Karl  der 
Große,  Nero  der  Grausame);  das  Tragen  eines  dieser  Steine  war  als 
Kameradsehaftsstrafe  in  Übung. 

“)  , Heben*  bedeutet  in  Luthers  Bibelübersetzung  auch  , opfern*.  Grimm 
D\VB.  4,  2.  S.  731. 

’)  J.  Kren ser  (Christliche  Symbolik.  Briien  1868.  SA.  aus  , Wiederum 
Kirchenbau“.  S.  279)  sieht  im  Stein  eine  Sünde  symbolisiert.  Diese  Ansicht 
ist  ebensowenig  für  die  Aufhellung  der  Steinstrafe  verwertbar  als  der  Hin- 
weis auf  die  Sage  vom  steinrollondeu  oder  steineführenden  Teufel.  (E.  L. 
Kocbholz,  Der  Steinkultus  in  der  Schweiz.  Argovia  1862—63.  S.  44), 
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öfTentlicben  Strafen.  Ferner  war  durch  die  Einkleidung  in  kirch- 
liche Formen  die  Publizität  der  Strafvollstreckung  am  besten  ge- 
sichert, und  schließlich  stammen  eben  die  meisten  Nachrichten 
über  das  Steintragen  aus  kirchlichen  Qebieten. 

Das  üifentliche  Zurschautragen  der  Buße  geschah  ursprüng- 
lich beim  kirchlichen  Umgang.  Die  Sünderin  nahm  in  Büßer- 
tracht und  mit  dem  Zeichen  der  Buße  (Besen,  Bute,  Kerze)  an 
der  gewöhnlichen  Prozession  teil.  Es  erscheint  als  ein  Rest  dieser 
Einrichtung,  wenn  in  späterer  Zeit  der  vorgeschriebene  Weg  um 
die  Kirche,  von  einer  Kirche  zur  andern  führt,  oder  wenn  der 
Umzug  in  der  Kirche  vor  dem  Altar  oder  im  Kloster  sein  Ende 
findet,  wo  auch  der  Stein  auf  bewahrt  wird.  Auch  der  Tag  und 
die  Stunde  der  Strafvollstreckung  weisen  auf  die  Kirche  hin. 
Die  Wachsstrafe  ist  gleichfalls  religiösen  Ursprungs. 

Namentlich  ist  daran  zu  erinnern,  daß  die  Delikte,  die  mit 
Steintragen  gebüßt  wurden,  vielfach  der  kirchlichen  Gerichtsbar- 
keit und  Kircbenzucht  unterlagen,  wie  Ehrenkränkung,  Gottes- 
lästerung, Ehebruch. 


IV. 

Anhang. 

1.  Bogen-Neusiedel. 

So  zwo  nuchbarin  oder  andere  inländische  weibepersohnen  mit 
einander  krwgten  und  sieh  poUeeläeteriicher')  unsehambarer  Wort 
yebraurheten,  dämm  soll  sie  der  richter  mit  der  jidP)  oder  pockstain 
neben  a/nem  pjunt  wa.r  zu  ihrer  kircheti^)  strafen. 

ÖW.  8,  28,  4 ff.  Bogen-Neusiedel  bei  Gaunersdorf,  Ende  des 
Iti.  Jahrhunderts.  Nur  in  den  angegebenen  Varianten  weichen 
davon  ab  die  Texte  von  Hagenbrunn  und  Klein-Engersdorf  [bei 

')  verbothner  und.  — ’)  Jidl'  fehlt. 

*)  tur  St.  Veittkirchen.  Diese  stand  in  Eiigersdorf.  ÖW.  8,  851  Note  *. 
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Kornenburg,  1629 — 32.]'),  Reinprechtspölla  [bei  Eggenburg,  erste 
Hälfte  des  17.  Jahrh.]’)  und  Stetten  [bei  Kornenburg  c.  1685]’). 

Alle  diese  Orte  waren  Klostemeuburger  Besitz. 

2.  Drösing. 

hetn,  wann  ain  mann  und  ain  /rau  mit  einander  kriegten  und 
geh  ainer  dem  andern  eerbottene  wort  und  redet  der  mann  der  /rauen 
auf  ihr  ehr,  so  ist  er  umb  daß  wandet  32  H pfennig. 

Item,  und  oh  die  frau  den  mann  auch  redet  auf  sein  ehr  und 
daß  zu  ihm  nit  bringen  möcht,  die  ist  umh  daß  wandt  die  ain  ehr- 
lichen mann  hat  umh  32  aber  wehr  daß  die  frau  den  mannkrieg 
nit  rertragen  wolt  und  wnit  den  mann  in  solch  groß  wandl  und 
schaden  /Hehren,  so  ist  die  frau  32  u 3^  und  der  mann  umh  32 

Item,  und  ahi  wittih  die  mag  so  eilt  cerwandln  alß  ain  mann. 

Item,  ob  sich  zwo  frume  fratten  miteinander  zerritteten  und  mit 
ungezogenen  Worten  an  einander  kemben,  die  mag  der  richter  nach 
rath  des  raths  püessen  mit,  dem  pockstain. 

ÖW.  8,  100.  Drösing  1469.  Dem  Frh.  v.  Althann  gehörig. 

3.  Ebersdorf  a.  Z. 

Item  richter  und  gemein  rügen  uttd  melden  auch:  wenn  ein 
fraw  mit  der  andern  kriegt  und  aine  der  andern  böse  wort  zusetzt, 
das  aine  unter  ihnen  cerklagt  wierdt,  so  soll  ihr  der  richter  den 
pachstein  anhaehen  vor  seinem  hauß,  den  soll  sie  tragen  zu  ainem 
raltor  auß  und  umb  das  dor/  und  zu  dem  andern  ralter  wider  hin- 
ein und  für  deß  richters  hauß,  und  der  richter  soll  ihr  den  slain 
dreimal  in  den  rucken  fallen  lassen. 

ÖW.  8,  138,  36  ft‘.  Ebersdorf  a.  d.  Zaya  1514.  Zur  Herrschaft 
Schauenstein. 

4.  Eipeltau. 

Si  melden  weiter  zu  recht  ob  am  unbeschaidens  weih  ainem 
mann  oder  andern  frawen  zu  nahet  mit  Worten  redet,  so  sol  si  der 
richter  in  ain  eisen  pant  nemen  und  sol  ir  den  pachstain  an  den 
hals  hangen  und  sol  si  in  den  darf  auf  wid  nider  /urn  von  ainem 
valthor  zum  andern ; und  dieweil  mon  sie  purst  so  sol  der  richter 
des  pesten  weins  ainen  emer  nemen  so  man  in  zu  der  zeit  haben 
mag,  und  sol  darein  drew  oder  vier  assach  legen,  und  all  jung 

>)  ÖW.  8,  354.  — OW.  8,  598.  — *)  ÖW.  8,  361. 

KuuSbarg.  Du  SteititraKeu.  4 
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knaben  ah  vil  ir  in  dem  axgen  »ein  sollen  den  zu  ainer  gedärhtmt« 
auetrinken,  und  den  sol  da»  pösa  weih  bezaUen  dn  alle  widerred  pei 
dem  großen  wandl. 

OW.  8,  322,  34  ff.  Eipeltau  am  Marchfelde  1512.  Zu  Kloster- 
neuburg gehörig. 

5.  Eis. 

So')  die  beschauer  die  herUtett  beachauent  und  ander  notturft, 
ao  man  in  dann  nachredel,  ist  es  ein  mann  so  ist  er  zu  wandl  von 
iedem  umb  72  ij,  ist  es  ein  fraw,  die  auch  den  beschauem  nach- 
redet, da»  »ich  das  in  wahrhaü  beßndt,  die  ist  zue  wandl  umb  2 
und  ff  ß Jj  oder  sie  trag  den  pockatain. 

Item'')  wer  ain  fridtbare  Jrauen  schiegt  ohne  dag  und  ohne 
rede  zu  sezen  ihre  mann»,  der  hat,  rerwandlt  und  soll 

der  frauen  hult  gewinnen. 

— — Ob  ein  p/arrer  da  zu  Elft  oder  ein  caplan  ieder  ein 
sshafferin  hette  die  u?izüchtig  were  und  wolt  andere  leut  nit  mit,  ge- 
mach lassen,  es  were  mit  warten  oder  mit  werken,  und  wolt  albeege 
besser  sein  als  andere  leut,  und  wolt  fromme  erbare  nachbam  und 
frauen  übel  handeln  und  narhreden,  so  soll  man  sie  straffen  mit 
gueten  schiegen  das  ihr  an  dem  leben  nichts  soll  schaden,  datvoib 
ist  man  nit  höher  zue  wandet  der  herrschaft  den  umb  12  und 
stehet  dannoeh  in  meines  gnedigen  herrn  beaserung 

ÖW.  8,  948  f.  Hartenstein  c.  1605  (weltlich).  Eis’)  1605  bis 
1623  (Herrschaft  Hartenstein). 

Item  man  soll  auch  nicht  großen  auf  den  reinen  \ nach  ». 
Johannestag  aber  ist  es  iedermann  erlaubeL  — sic  sollen  auch  nicht 

trait  schneiden. hett  sie  aber  trait,  geschnitten,  so  stunt  sie  in 

meines  herrn  b^erung  bei  ff  ß 2 oder  trag  den  pogstain. 

Item  ob  zwo  Jrauen  krighaft  wurdtm  mit  unzüchtigen  toorten 
oder  werken,  so  sollen  sie  den  pogkstain  tragen  oder  ersuch  meine» 
gnedigen  herren  hult  bei  ff  ß 2 und  so  oft  sie  mit  dem  pockstain 
rast  12  — ÖW.  8,  953.  Eis. 

*)  Diese  zwei  Absätze  nur  in  Hartenstein. 

•)  Der  letzte  Satz  nur  in  Eis. 

’)  ÖW.  8,  955.  Das  Steintragen  war  jedoch  schon  früher  dort  bekannt. 
Archiv  f.  Kunde  österr.  GeschQu.  ^5,  132. 
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6.  Ensdorf. 

Die  acht  ordetmng  ixt  dye,  dcu  kayn  Jrawenpild,  sy  sey  iung 
oder  alt,  reich  oder  arm,  wye  xy  genannt  xey  kayne  atiß genommen, 
noch  hyndan  gexetzt,  aol  poee  vboH  ejirechen,  schelten,  schweren,  noch 
fluchen,  noch  dye  andern  mit  xchemlichen  warten  dy  do  nit  frumen 
frawen  sustent,  an  ircn  leymat,  oder  an  ir  er  reden,  noch  ir  er  ab- 
xchneiden  mit.  verpotten  warten  heymlich  oder  offeidich  in  kaynerlay 
weise.  Welcher  aber  daz  überfure  daz  man  sy  dez  uberweisen 

möcht,  dieselb  die  daz  yethon  hat,  dye  soll  und  muess  den  sten 
tragen,  der  ein  halben  zenten  hat,  detiselben  stein  soll  sy  auff  sye 
nemen  eor  dem  dost  er,  und  der  geschworen  amptmann  soll  ir  vor- 
gen  untz  zu  der  prucken  und  herwider  zu  dem  closter,  und  sol  a?i 
ayn  peek  schlahen  und  dopey  sollen  all  man  und  frawen  sein  on- 
rerlich  und  wer  atisseti  peleybt,  und  nit  dobey  ixt,  der  oder  die  sol 
daz  tcandeln  mit  I'J  regenspurger  den. 

Welch  fraw  aber  den  stain  nit  tragen,  wen  xy  daz  rerdint  hat 
in  moxs,  als  oben  geschriben  ist,  dy  soll  dafür  zu  puess  und  zu 
Wandel  geben  on  alle  genad  / H regenspurger  den.  in  heint  und  in 
morgen. 

Mon.  Boica  24,  239.  Kloster  Ensdorf  | Ober-Pfalz],  Gerichts- 
ordnung c.  1460. 

7.  Friedberg. 

Item  icann  zwo  frauen  oder  dimen  öffentlich  mit  einander 
schlüegen  oder  rau/eten  oder  sich  schändeten,  so  sollen  sie  beide 
ohne  alle  gnad  den  bachstein  vor  allermänig  tragen. 

Mitteilungen  d.  Vereins  f.  Geschichte  d.  Deutschen  in  Böhmen 
15,  194.  Teiding  von  Friedberg ‘)  § 37. 

8.  Gutenstein. 

Item  xo  ain  fraw  die  ander  schilt,  so  ixt  das  wandet  12 
aber  man  sol  ir  den  wagstain  anhahen 

ÖW.  7,  352.  Gutenstein,  Ende  des  15.  Jahrh. 

So  ain  fraw  ain  schilt,  so  ist  das  wandet  12 

ÖW.  7,337.  Rohr  und  Schwarzau  1597.  Herrschaft  Gntenstein. 

')  Friedberg  liegt  bei  Hohcnfurt  ini  sndlichstcn  Böhmen. 

*)  So  äclioii  Anfang  des  15.  Jalirh.;  ÖW.  7,  36i(. 

4* 
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So  ain  weih  dats  anttre  häßlich  .ichildf  — — ist  das  wandl 
32  auch  soll  der  richte  oder  ambtmann  derselben  die  fidel  anhenken 
und  mit  dem  pachstain  straffen  ^ verschuldt  sie  aber  ain  mehrere  so 
solle  sie  auch  höher  ffestrajTt  toerden. 

OW.  7,  345.  Rohr  und  Schwarzau.  17.  Jahrh. 

9.  Herzogenburg. 

41.  Wir  ordnen  und  tcölen  auch,  wo  sich  zwo  frawen  ent- 
ziraien  und  aine  die  andere  iren  eren  verletzete,  auch  gottslestern 
ennd  schmähen,  so  sy  angesessen  sein,  soll  die  rrsacherin  verfallen 
sein  5 « so  sy  aber  solches  am  gtiet  nii  hat  und  solich  läster- 
wort  i?n  prauch  hat  ennd  sonst  leichtfertig  ist,  so  soll  sy  am  negsten 
freitiag  den  pockhstain  von  der  seutn,  daran  er  hmckht,  bis  zu  der 
beleidigten  haus  tragen. 

42.  Ob  aber  unangesessene  leichtfertige  weiber  frumbe  frawen 
chulten,  an  ehm  verletzten,  die  sollen  den  pocksfain  tragen  und 
sdamach  zum  Kremserthor  hinauf  die  vier  straß  weisen  und  zaigen, 
da  mag  sy  gehen  welliche  sy  unll  vnd  soll  ir  die  Wyden  veipoten  sein. 

Kaltenbaek  2,  121.  Herzogenburg  auf  der  Widen  15ß6. 

10.  Herrschaft  Kranichberg. 

Ob  die  weiber  aiztander  schulten  oder  rauften,  so  sini  si  ver- 
fallen das  frcvehrandl  zwen  und  sechß  Schilling  und  soll  den  pag- 
stain  das  ganz  pinmerkt  austragen  und  sollen  all  nachparn  milgeen, 
^rie  dan  ir  recht  ist. 

ÖW.  7,  286.  Penk. 

Welicher  der  war  der  den  viern  odtr  zwelfem  nachredet,  der 
Hr  Ibs  an  dem  pandäding  gesessen  ist,  f ür  ieden  zwen  und  sechs 
Schilling  i(.  wann  es  aber  ain  frau  tätt,  so  ist  si  umb  zwen  und 
sechß  Schilling  und  soll  den  pachstain  tragen  wie  dan  ir  recht  ist. 

ÖW.  7,  296.  Enzenreut  (gleichlautend  Landschach'). 

Weliche  frau  unbeschaidne  oder  unziemliche  wort  trib,  die~ sol 
den  bachstain  tragen  das  ganz  pinurk  aus  und  wider  haim  zu  dem 
leitgeb,  und  ir  mann  soll  kaufn  am  emer  wein  den  nachpam ; und 
si  gibt  nichts.  — ÖW.  7,  230.  Diepolts. 

>)  ÖW.  7,  281. 
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Alle  diese  Orte  waren  Kranichberger  Herrschaft.  Die  Texte 
stammen  aus  dem  Anfänge  des  16.  Jahrh. 

11.  Laa. 

Gibt  ainer  dem  andern  verpoine  u-ort  und  schilt  in  unpillicher 
weis  an  seinen  eren  der  richter  solle  in  darzu  halten  damit  er  dem 

durch  ainen  tciderruef  oder  zum  vcenigsten  ain  fruntUch  abpiüen 

abfrag  zu  ergrtzlichkait  zriner  eern  thue,  also:  hat  ainer  seinen  nach- 
jmrn  oder  ein  andern  offrnlirh  gescholten  und  geschmächt,  so  bitte 
er  ime  söllichs  oßenlich  seider  ah  ime  des  umb  gottes  willen  zu  ver- 
zeihen; ist  es  abrr  — — haimlich  besckehen,  so  solle  das  abpüten 
auch  dergleich  alain  vor  dem  richter  bescheheti ; und  geh  der  dem 
andei'n  unrecht  getan  hat  zu  waridl  ain  phunt  und  dem  richter  72 
ob  aber  zsren  gleicher  weis  an  eiunder  verpotne  wort  gäben  und 
beschärh  doch  an  grünt,  alain  aus  zorn  mit  trunkenhait.  oder  der- 
gleich Ursachen,  so  heb  der  richter  und  die  vierer  die . . . verpotnen 
wort  gegen  einander  auf  und  mark  die  partheien  zu  fi'unten  oder 
gebiet  in  bei  einem  peenfall  fride  und  straff  ieden  tail  umb  ain 
phunt,  davon  solle  er  haben  7J?  also  solle  es  auch  mit  den  frawen 
die  in  dergleich  vollen  l/eclagt  gehalten  werden,  oder  aber  so  es  von 
nntten,  sollen  sie  für  die  geldstraff  den  pockstain  tragen. 

OW.  7,  614 f.  Laa')  1528.  (Vitzdomamt),  Hennersdorf")  1530 
(früher  landesfüi-stlich,  seit  1527  im  Besitze  des  Vitzdoms),  Wein- 
baus 1585  ")  und  zweite  Hälfte  des  17.  Jahrh.^)  (Herrschaft:  Pfarre 
Hütteldorf),  Siebenhirten ‘)  1617  (früher  landesfürstlich,  seit  1576 
Privatbesitz),  Erla  bei  Wien')  um  1688. 

Nahverwandt  sind  die  unter  sich  gleichen  Texte  vou  Rauhen- 
wart') 1614,  Ober  Stockstall ’)  1614,  Gersthof")  17.  Jahrh.,  Lie- 
sing'") zweiter  Text  17.  Jahrh.  (insgesamt  zu  St.  Dorothea  in  Wien 

gehörig)  die  jedoch  so  schlietten ; oder  aber für  die  geldstraff 

etliche  tag  lang  in  die  ßdl  gespant  werden. 


*)  ÖW.  7,  682.  — ")  ÖW.  7,  614  f.  — >)  ÖW.  7;  856. 
*)  ÖW.  8,  1073.  — *)  ÖW.  7,  604.  — ^ ÖW.  8,  1098. 
’)  ÖW.  7,  437.  — s)  ÖW.  8,  638.  — »)  ÖW.  7.  856. 

“)  ÖW.  7,  633.  Vgl.  aber  den  Text  von  1541. 
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12.  Liesing. 

Item,  wer  ainem  anredt,  es  sei  frnw  oder  matt,  heimlich  oder 
ojfenlich,  daß  es  gierig  auf  sein  treio  und  eer  und  mag  das  nicht 
erweisen,  zu  wandt  fünf  phunt  phenning  oder  die  zung  werd  im  zu 
dem  nagg  ausgezogen und  leg  ime  seinen  schaden  ab. 

ÖW.  7,  627,  30  ff.  Liesing  1541  (Zu  St.  Dorothea  in  Wien. 
Ein  Teil  war  weltlich  und  kam  1657  an  die  Jesuiten  in  Wien), 
Baumgarten  an  der  Wien*)  16.  Jahrh.  (zu  Kloster  Formbach), 
Eigen  Atzgersdorf’)  1666  (früher  weltlich,  seit  1657  bei  den 
Jesuiten),  Mauer  ^)  1667  (seit  1609  bei  den  Jesuiten). 

Item,  weliche  fraw  jung  oder  alt  veipottne  wort  geit  gegen 
man  oder  frauen  die  geh  zu  wandl  72  oder  trag  den  pachsiain. 

ö W.  7,  628,  34  If.  Liesing.  Ebenso  Baumgarten  *),  Atzgers- 
dorf®),  Mauer’). 


13.  Lilienfeld. 

Wann  die  iceiber  oder  andre  ledige  weibliche  pilt  fdd  einander 
außschelten,  die  sollen  zu  straf  ohne  ainiches  au/ziehen  odtw  ver- 
lengerung  den  pockslain  henemb  tragen  oder  dafür  zu  wandl  32  tal.  Jj. 

ÖW.  8,  589,  37  ff.  Grafenberg  bei  Eggenburg.  Radelbrunn  *) 
und  Stratzing  *)  unweit  von  Grafenberg,  Alle  drei  Orte  gehörten 
dem  Kloster  Lilienfeld.  Die  Texte  sind  aus  dem  16.  Jahrhundert. 

14.  Minkendorf. 

Fordert  ein  mann  den  andern  auß  seinen  hauß  in  gefehr,  als 
oft  er  das  thuet  zo  ist  er  iimb  das  wandl  6 ^ 2 fordert  ein  mann 
ein  weih  auß  einem  hauß  der  ist  umb  5 H zu  wandl.  fordert 
aber  ein  weib  einen  mann  auß  einen  hauß,  die  ist  umb  10  U zu 
wandl 


•)  Baumgarten : tn  rfem  noci  herausgezogen.  .\tzgcrsdorf:  auytf  zu  dem 
nncken  gezogen.  Mauer:  nur  Geldstrafe. 

*)  ÖW,  7,  721.  — »)  ÖW.  7,  G43.  — *)  ÖW.  7,  652. 

‘)  ÖW.  7,  723.  — ')  ÖW.  7,  644. 

‘)  Ö\V.  7,  653.  Mauer  1730  ist  der  Text  ganz  verändert.  Da  kommt 

auch  der  Bagstein  nicht  mehr  vor,  sondern  die  Prcchcl. 

«)  ÖW.  8,  528.  — 9)  ÖW.  8,  907. 

/ta/A  zur  kitrtken  und  halb  der  herrschaft. 
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Kriegmt  aber  zwei  weiber  oder  mehr  mit  einander  und  geben 
gegen  einander  verbottene  wort,  so  ist  ihr  iedes  ’).  rauf  ent  oder 

schlagent  sie  an  einander,  doch  alß  sie  nit  merklichen  lembnue  be- 
gännen^'), so  sollen  sie  den  pockstein  in  dem  dorf  auf  und  nider 
tragen  und  der  richter  soll  dazue  dingen  ein  pjeifer  und  ihr  mann 
ein  pauker*).  theten  sie  aber  an  einander  lembnüß  oder  verderb- 
lichen schaden*),  so  soll  man  sie  straffen  als  recht  ist*), 

ÖW.  7, 413, «17  ff.  7,418.  7,1060.  Minkendorf  a.  d. 

Triestiog  1452,  16.  und  17.  Jahrb.  Oleichlantend  Tniraau®) 
17.  Jahrb.  Beide  Orte  waren  Heiligenkreuzer  Besitz.  Das 

Teiding  von  Kaiser- Steinbruch’)  am  Leithagebirge  [in  Ungarn; 
Heiligenkreuzisch]  von  1634  ist  um  die  Zusätze  S.  54  Anm.  10 
und  S.  55  Anm.  5 erweitert. 

15.  Saubersdorf. 

Item  es  vermag  auch  die  gerechtigkait  hie  zu  Sauberßdorf : 
wo  die  'Weiber  an  einander  außschulden  oder  aine  der  anderen 
verpotne  wort  gäben  und  solches  auf  ei  weißlich  wiert,  es  war  wo 
es  wollt,  zu  feit  oder  zu  gossen,  und  kämen  für  gericht,  so  sein  si 
irändl  schuldig  zwen  und  sechs  Schilling  der  obingkeit  oder  si  soll 
den  pockstain  tragen:  so  solt  der  Richter  ain  zistl /olle*)  air  kaufen 
nnd  solt  die  jungen  knecht,  alß  oil  er  zu  wegen  kan  pringen,  zusam 
fordern  und  das  see  es  mit  den  airn  werfen  als  lang  si  weren, 
von  krichtßhauß  auß  piß  toieder  ins  Krichthaus  im  dorf  auf  und 
ab,  so  sollt  si  der  zwen  und  sechs  Schilling  frei  sein. 

ÖW.  7,  124,  22  ff.  Saubersdorf  b.  Wr.-Neustadt.  16.  Jabrh. 
Dem  Geschlechte  Puchheim  gehörig. 

16.  Schatterlee. 

Item  ob  sich  gepurt  das  sich  zwo  frawn  vergässen  mit  red,  so 
schallen  sich  die  mannen  nicht  darumb  annemen,  aber  si  schulln 
das  bringen  an  ein  richter  und  das  anklagn,  und  der  richter  scholl 

Bemerkenswerte  Änderungen  des  K.-Steinbrucber  Textes  sind:  V ^ a A 
der  herrschaft.  doch  aUo  daß  keine  der  anderen  sonderen  schaden  suege- 
füeget  hette.  ihr  mann  soll  pauken.  *)  theten  sie  aber  einander  beschädigen. 

*)  wan  sie  aUtseit  also  swiestreitig  sein  und  keine  iesserung  tu  hoffen  ist, 
die  sustüftung  auferlegt  teerden. 

«)  ÖW,  7,  413.  — 0 ÖW.  7,  1048  f.  - •)  Variante  voller. 
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srntn  nach  den  Jraim  und  sol  die  geewnren  zu  im  nemen  und  schol 
teic  verhären  nach  irr  beider  Jrtriegung;  und  uelchew  di  ist,  dete 
die  gencoren  hinnen  erkennen  dae  si  ungerecht  iet,  die  scholl  da- 
rumb  gebessert  leerdn  und  gestrafft,  von  irm  mann  untzt  als  lang 
das  di  ander  der  nnißitHch  ist  geschehen,  ein  genuegn  hat  teär 
aber  das  sei  ir  man  nicht  strajfn  wollt  ttmb  di  schuld,  so  scholl 
sei  der  richter  nemen  und  scholl  di  legn  in  ein  kasln  uiul  scholl 
l'ur  sei  slahn  zwai  sloss,  damit  di  fratc  wol  behüet  sei\  auch 
scholl  der  richter  irm  mann  den  uinn  schlussl  gehn  und  er  scholl 
den  andern  habm;  und  scholl  sein  in  dem  kästen  untzt  als 
lang  das  di  gesworen  kunnen  erkennen  das  si  umb  die  schuld  gc- 
pessert  wert. 

ÖW.  8,  182,  24  ff.  Schatterlee,  südwestlich  von  Laa.  1489. 
Dem  Kloster  Waldhausen  in  Ober-Osterreich  gehörig. 

17.  Schönberg. 

Weiber  greinen  straaf. 

Jtem  die  frauen  solden  sein  gezogen,  wo  das  aber  nicht  gc- 
schäche  und  daß  ainc  mit  der  andern  anhueb  und  gab  aine  der  an- 
deren verpotiene  wort  und  die  ander  wollt  nicht  nachgeben,  so 
wehren  sie  beit  bueßfeUig,  und  die  erst  so  angefangen  hat  solt  den 
pockstain  hinaus  tragen  an  die  waahrt  und  die  ander,  die  nicht  hat  nach- 
gehen soll  den  pockstain  wider  herein  tragen,  und  als  oft  sie  rast,  es  wehre 
hierin  oder  draussen,  so  ist  sie  um  12  zue  wandl,  und  wan  sie 
herwieder  in  kombt  so  sein  sie  beede  dem  Richter  zue  geben  3 helbling 
zum  Wandel,  wolden  sie  aber  miht  dem  gericht  abkomen,  daß 
mügen  sie  duen  ehe  wan  sie  fier  recht  kamen ; dan  körnen  sie  fier 
recht,  so  soll  anderst  nichts  helfen,  dan  sie  dragen  den  pockstain, 
ausgenomben  sie  reden  sich  dan  auß  daß  zue  recht  gentiegsanib 
seie,  darbei  man  sie  lassen  soll. 

ÖW.  8,  731,  5 ff.  Schönberg  a.  Kam]>.  c.  1430 — c.  1G25. 
Weltlich. 

18.  Senftenberg. 

Von  der  Scheltwort. 

Darnach  ist  mehr  unser  gercchtigknit  zu  nwldcn  daß  ain  frume 
gelallte  fraw  aine  die  ander  noch  ainen  f rinnen  gelanten  man,  eß 
sei  ainer  geseßner  oder  gast,  mit  bösen  scheltieorten  nicht  ubl  handln 
soll,  und  welche  deß  überfahren  wurde,  die  soll  hie  den  pagstain 
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tragen  van  ainem  ort  zu  dem  andern,  und  ei  soll  denselben  slain 
drei  stunt  niderlegen,  und  als  oft  si  den  von  ihr  legt  so  ist  si  dem 
nachrichier  schuldig  zu  geben  ztcelf  pfennig\  und  es  sali  auch  der 
nachrichte)'  ihr  schult  ojjtntlich  bei-uefen.  welche  fraw  hinfür  solch 
sack  mit.  warten  gegen  fhtuen  oder  mann  verschuldet,  die  muesset 
attch  also  /messen  und  den  pagstein  tragen  eon  einem  ort  zu  dem 
andern  und  den  pagstein  hinwider  zu  der  sch'anen  bi'ingen.  woll 
aber  derselben  /rauen  mann  oder  ander  ienuint  von  ihrenwegen  den 
riehter,  die  geschworen  oder  undtr  ieinant  dai'umben  anfeinten,  den 
soll  und  mag  der  riehter  da>'undi  zu  seinen  handen  nehnien  und 
den  auch  p Hessen  noch  rathß  rathe. 

ÖW.  8,  923  f.  Senftenberg  bei  Krems.  1524—54.  Herr- 
schaft Schaunberg. 

19.  Solenau. 

Item,  ob  uin  fraw  die  ander  ubl  handlet  mit  verpoten  warten 
oder  mit  pösen  wo)'ten,  snl  tragen  den  packstain  oder  sol  der  her- 
scha/t  verfallen  sein  l tal.  und  dem  riehter  12 

ÖW.  7,382,  30  ft.  Markt  Solenau  1412  (Herrschaft 
Schönau). 

20.  Stratzdorf. 

Item  ob  ain  eeweib  die  ander  ubelhandliet , dew  ist  zu  wandel 
6 2 niacht  si  den  man  zai'nig  daz  er  sich  selber  rech,  daz  sol  man 

derkennen  zu  Prunn  in  d<T  schrann  di  ztco  gemain  was  der  ver- 
wandelt hab. 

ÖW.  8,  866.  Stratzdorf  c.  1400  Ebenso  Brunn  im  Felde'), 
Ende  des  15.  Jahrh.,  GedersdorF),  Anfang  des  16.  Jahrh. ; 
Nieder-Rohrendorf  und  Ober-Weidling").  Alle  Orte  liegen  bei 
Krems  und  standen  unter  der  Gerichtsbarkeit  von  Grafeneck. 

Brunn  und  Gedersdorf  haben  noch  eine  zweite  Stelle: 

Item  ain  ide  frume  fraw  soll  haben  ir  bei/) lieh  zucht  und 
er.  thuet  si  des  nwht,  so  ist  si  schuldig  den  pachstain  zu  tragen 
niit  der  straf  nach  iem  cerdienen*). 

Gedersdorf  hat  überdies  folgende  dritte  Bestimmung: 

')  OW.  8,  8SÖ.  — ’)  ÖW.  8,  883  Note  a.  — ")  ÖW.  8,  880. 

*)  ÖW.  8,  889.  erinnert  an  Schönberg.  (Anhang  17.) 
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Tttm  oh  ain  eeweib  ain  handU,  ver  loeih  oder  man,  daß  Ureve 
und  *r  perurt,  «o  soll  »i  den  pokstnin  tragen,  und  iran  «'  in  av/- 
heht  HO  iet  »i  umb  2 und  ff  ß und  den  pokstain  »oll  »i  tragen  zu 
ring  umb  und  umb  in  dem  dorf 

21.  Tattendorf. 

AU.  die  mannen  die  irer  treiber  nit  zn  gwalt  haben,  der  herr- 
»cha/t,  dem  richter  den  gemeoren  nachreden  mit  verpotten  irorten, 
»oll  der  richter  baide  /rate  und  man  in  sein  »Irajf  nemen  so  lang 
um  «'  nach  rat  der  viern  gestrafft  werden. 

ÖW.  7, 402,  39  ff.  Tattendorf  a.  d.  Triesting  c.  1450, 
Klostemeuburger  Besitz.  Gleichlautend  im  Nachbardorfe  Ober- 
VValtersdorf*)  1732—68.  Heiligenkrenzer  Besitz.  Hirschstetten’) 
bei  Aspern  16.  Jahrh.,  Hagenberg*)  bei  Mistelbach  c.  1554.  Die 
beiden  letztgenannten  Orte  standen  unter  weltlicher  Herrschaft. 

22.  Tran  dorf. 

Ob  fravm  oder  dieiTten  rauften  oder  schluegen  an  einander  oder 
oerpotne  wort  avsgaben  aine  der  andern,  .so  »ein  sie  den  pacJutain 
schuldig  zu  tragen  von  ainem  ort  zum  andern,  darnach  soll  sie  der 
richter  oder  amptman  erfordern,  und  weliche  unrecht^')  erfunden 
wirf  die  ist  zu  teandl  72  i)®). 

ÖW.  8,  1010,  34  ff.  Trandorf  1530.  (Es  gieng  in  diesem 
Jahre  vom  Stift  St.  Ändrä  a.  d.  Traisen  an  das  Stift  G<)ttweih 
Ober.)  Gleichlautend:  Rechte  des  Stiftes  Göttweih,  der  Grafschaft 
Nieder-Ranna  und  der  Bürger  zu  Kottes  und  Mtthldorf’)  1540. 
Rechte  und  Freiheiten  des  Stiftes  St.  Andrä  a.  d.  Traisen’) 
17.  Jahrh. 


')  ÖW.  8,  891.  ')  ÖW.  7.  408. 

•)  ÖW.  8,  306.  An  späterer  Stelle  (ÖW.  8,  307  Note  10):  Item  so  die 
(rauen  einander  schelten  mit  verpotnen  irorten,  ist  jede  person  dem  herm  tu 
irandel  $ ß 

Item  ican  (rauen  und  man  einander  verleiten  jedes  an  seinen  ehren  und 
solche  Verleitung  nit  genugsam  ieuieiten  möcht  so  ist  jedes  dem  herm  tue  toandl 
5 H S,. 

*)  ÖW.  8,  152.  ’)  Variante:  mit  argang. 

’)  Variante:  l tal.  A-  ÖW.  8,  962.  •)  ÖW.  8,  627. 
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23.  Tresdorf. 

Itfm,  nb  ttn  treib  auf  der  gasten  öfentlich  mit  verbotnen  trorten 
schilt  oder  beleidigt,  welche  die  ist,  ist  zu  wandl  verfallen  6 ? 2 \ 
hat  si  es  an  dem  guet  nit,  so  solt  sie  die  geigen  tragen. 

ÖW.  7,  870  Tresdorf  uod  Sebam  1582.  (Herrschaft:  Jesu- 
iten in  Wien.) 

Gleichlautend  bis  auf  die  Schlußworte  (dafür:  so  soll  si  den 
2>ackstain  tragen)  Grinzing'),  17.  Jahrh.  (Jesuiten,  Wien). 

soll  sie  die  geige  oder  fidl  tragen  Tresdorf’)  1685. 

24.  ülrichskirchen. 

I.  Ob  sich  die  treib  mit  einander  schendaten  mit  unzimblichen 
warten,  so  sol  mon  iti  anhahen  den  pokstain,  den  süllen  si  tragen 
von  einem  falltar  zum  andern,  von  ainem  ort  zu  dem  andern,  und 
sol  in  der  richler  dingen  einen  pheifer  und  ir  aigner  nutn  einen 
pauker^).  ob  aber  ainer  sein  treib  tcolt  dem  geeicht  Vorhalten, 
so  mon  si  vordret  zu  der  peen,  dem  sol  der  richtet'  schicken  das 
stäbl  und  ist  der  herschaft  verfallen  32  tal.  als  ainer  der  sich 
des  gerichts  hat  underwunin. 

Ob  aber  ein  tceib  unzuchtig  wer  mit  Worten  und  mit  werchn 
und  tcürd  irm  man  geklagt  und^)  er  zug  ei  nicht  davon,  die  sind 
baide  wandl  phlichtig  und  pessrung  darnach  und  die  umucht 
gros  ist, 

ÖW.  8,12  Zeile  11  ff.  ülrichskirchen  1438—52.  Mit  ge- 
ringen Abweichungen  haben  denselben  Text  Thomasl  ’),  Mitte  des 

15.  Jahrh.;  Rannersdorf'),  Mitte  des  15.  Jahrh.;  Nodendorf’) 
1530;  Baumgarten  a,  d.  March“),  16.  Jahrh.;  Erdpreß’), 

16.  Jahrh.;  Nieder-Sulz "’),  16.  Jahrh.;  Haslach"),  16.  Jahrh.; 


')  ÖW.  7,  938.  >)  ÖW.  7,  875. 

’)  Dieser  Satz  ist  in  Gbcrsbrunn  mit  Bleistift  getilgt.  ÖW.  8,  161 
Anmerkang  b. 

*)  wolt  li  nicht  davon  ziehen  und  darumi  straffen  Thomasl. 

5)  ÖW.  8,  161.  »)  ÖW.  8,  135.  ')  ÖW.  8,  170. 

>)  ÖW.  8,  38.  ’)  ÖW.  8,  86. 

">)  ÖW.  8,  94.  “)  ÖW.  8,  206. 
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Ebersbrunn')  1586;  Kl.-Ebersdorf*),  17.  Jahrh.  — Pfaffstetten ’), 
16.  u.  17.  Jahrh.  hat  nur  den  zweiten  Absatz. 

II.  Geit  ein  fraw  einem  mann  vei'potne  wart  wnb  unverdient 
»ach,  die  i»t  umb  12 

ÖW.  8,  17  Zeile  30  f.  ülrichskirchen  1438. 

Item  wann  ain  fraw  ain  mann  ain  rerpotene»  wort  geit  um!) 
unrerdieiU  »ach,  die  ist  verfallen  1.2  als  oft  si  das  thut^)  und 
demnach  in  der  herrachajt  straft. 

ÖW,  7,  1037,  20  fl'.  Winden,  Mitte  des  15.  Jahrh.;  Neu- 
Eigen  oder  Münichhof*)  16.  Jahrh.;  Podersdorf)  16.  Jahrh.; 
Wülfleinsdorf  a.  Leitha’)  17.  Jahrh.  (im  Texte  steht  die  Jahres- 
zahl 1240!);  Sulz,  Grub,  Siegenfeld,  Preinsfeld,  Meierling*), 
Sittendorf,  Dornbach’),  Alland'®),  Sparbach,  VVeißenbach,  Brühl"), 
1652—1735. 

Mit  Ausnahme  von  Nodendorf  und  Bbersbrunn  waren  alle 
aufgezählten  Orte  Heiligenkreuzer  Besitz.  N.  und  E.  waren  weltlich. 

25.  Zwettl. 

Ob  sich  weiber  oder  diernen  mit.  einander  cerkriegten  sliegen 
oder  raufeten  oder  mit  unzimlichen  erlöttundejO^)  warten  aine  di 
ander  schendet,  die  sol  mon  gen  dosier  vorderen  oder  dahin  furen. 
daselbs  sol  mon  in  den  parhstain  anhengen,  den  »allen  si  dann  tragen 
hin  gen  Rudmars  durch  das  ganz  darf  auf  und  ab,  von  aim  valtar 
cum  andern  und  hinwider  gen  dosier,  und  als  oft  si  rasten  under- 
wegen  als  ojt  verwandlt  72  3^.  so  mon  in  dann  den  stain  im  dosier 
widerumb  ablegt,  so  ist  aine  zu  wandl  rerfallen  2 j) 

l^ein  si  aber  fridper  frawen  und  ob  sie  mit  einander  kriegen, 
nit  slahen,  raufen,  auch  nit  mit  ertöttunden  loorten  an  einander 
schelten,  die  haben  ir  iede  vencandlt  12  und  stet  in  ires  mannes 
straf 

■)  ÖW.  8,  .^28  >)  ÖW.  8,  18.  »)  ÖW.  7,  1083  und  7,  536. 

nur  bis  daher  die  Weistnmer  Suh,  Grub  usw.  bis  Brühl. 

")  ÖW.  7,  1042.  — •)  ÖW.  7,  1045. 

»)  ÖW.  7,  453.  — »)  ÖW.  7,  482. 

’)  ÖW.  7,  484.  — •“)  ÖW.  7,  478.  — '■)  ÖW.  7,  570. 

")  1$  verbessert  ehr  tödtunden.  C eher  t. 
ln  B gestrichen.  Fehlt  C D. 
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fUni  ob  ain  man  »einem  veib  oder  ainer  andern  keifen'^)  iroll, 
dem  geeicht  oder  der  herschaft  de»  closters  rorhallen  so  mon  si  cu 
der  Straß  ervordert,  so  hat  er  sich  de»  gerichtz  und  der  herschaft. 
gerechtigkait  understanden,  hat  darund)  rerwandlt  32  tal. 

OW.  7,464,6£f.  Heiligenkreuzer  Generale,  Mitte  des  15.  Jahrh.; 
Zwettl’)  (Text  Ä 1499,  B erste  Hälfte  16.  Jahrh.,  C um  1550, 
D um  1570).  Höflein’)  bei  Bruck  a.  Leitha  16.  Jahrh.  und 
17.  Jahrh.  Heiligenkreuzisch). 

Obwohl  die  Heiligenkreuzer  Überlieferung  die  älteste  ist,  so 
ist  doch  sicher,  daß  das  Zisterzienserstift  Zwettl  sein  Mutterkloster 
Heiligenkreuz  mit  seinem  Bannteidingsrecht  begabt  hat^),  denn 
der  im  Text  erwähnte  Ort  Rudmanns  liegt  bei  Zwettl.’). 

Verwandt  ist  auch  der  Text  von  Hohenstein’}  a.  d.  Krems 
c.  1600  (Herrschaft  Starhemberg). 

')  Variante  ver/ulfn  undtr  aintn  richter. 

ÖW.  8,  828.  --  ’)  «")W.  7,  1063  und  7,  4äG. 

*)  G.  Winter,  ÖW.  8,821  Annicrkunj^. 

’)  G.  Winter,  ÖW.  7,  464  Anmerkung. 

ÖW.  8,  989.  Namentlich  der  letzte  Absatz. 
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V orwort 

Es  ist  auf  die  Tatsache,  daß  bis  jetzt  keine  Geschichte  des 
englischen  Pfandrechtes  existierte,  von  Rechtsschriftsteilem  oft 
hingewiesen  worden.  Das  Fehlen  einer  soh^hen  Geschichte  hat 
sich  in  der  Tat  .seit  Langem  fflhlbar  gemacht,  und  zwar  nicht 
nur  bei  jenen,  die  sich  mit  dem  wissenschaftlichen  Studium  und 
der  praktischen  Anwendung  des  englisclien  Rechtssystems  in 
England,  seinen  Kolonien  und  in  Amerika  befassen,  sondern  auch 
bei  solchen  Rechtsgelehrten  andenvärts,  die  an  der  Erforschung 
der  gei-manischen  Rechtsentwickelung  im  Allgemeinen  und 
an  der  Vergleichung  des  germanischen  Rechts  mit  dem 
römischen  Recht  und  anderen  Kulturrechten  ein  Interesse  haben; 
denn  das  englische  Recht,  obgleich  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
vom  römischen  Rechtssystem  beeinlhißt.  hat  vielleicht  in  mancher 
Hinsicht  seinen  gemanischen  Charakter  seit  der  Zeit  der  Angel- 
sachen bis  auf  unsere  Tage  besser  bewahrt,  als  das  Recht  irgend 
eines  anderen  germanischen  Volkes.  Gerade  aus  diesem  Grande 
verspricht  das  englische  Recht  demjenigen,  der  willens  ist,  sich 
mit  seiner  Geschichte  und  seinen  Prinzipien  vertraut  zu  machen 
und  den  der  Form  zu  Grunde  liegenden  Geist  zu  erforschen,  eine 
reiche  Ausbeute. 

Der  Zweck  dieser  Abhandhmg  ist,  eine  kurze  Darstellung 
der  Geschichte  des  englischen  Pfandrechts  bis  zum  Ausgang  des 
Mittelalters  zu  geben.  Die  ökonomische,  politische  und  rechtliche 
Grundlage  dieser  Entwicklung  haben  wir  in  der  Einleitung  kurz  zu 
skizzieren  versucht.  Die  beiden  großen  Zeitabschnitte  der  pfand- 
rechtlichen Entwicklung  umfassen  1.  die  angelsächsische  Zeit  und 
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2.  die  Periode  von  der  normannischen  Erobemnß  bis  zum  Aus- 
gang des  Mittelalters.  Aber  auch  die  spätere  Entwicklung  wird 
verfolgt  und  das  Ergebnis,  wie  es  sich  im  heutigen  englischen 
Recht  darstellt,  mit  einigen  Worten  angedeutet,  denn  hauptsäch- 
lich, weil  sie  dazu  beiträgt,  das  geltende  Recht  zu  erläutern  und 
zu  hefnichten.  ist  die  Rechtsgeschichte  von  praktischer  Bedeutung. 
Die  Entwicklung  des  Fonnal-  oder  W(‘ttvertniges  i.st  geschildert; 
worden;  obgleich  dies  nicht  direkt  zu  unserem  Tliema  gehört, 
wird  die  ältere  Geschichte  des  PfandbegritVes  dadurch  doch  in  ein 
helleres  Lieht  gerückt.  Leider  ist  cs  wegen  Mangel  an  Zeit 

nicht  möglich  gewesen,  eine  Untersuchung  anzustellen,  ob  und 
inwieweit  die  fränkische  fides  facta  auf  die  englische  fides 
facta  in  frflhnormannischer  Zeit  eingewirkt  hat.  Die  grundsätz- 
lichen Unterschiede  zwischen  Mobiliar-  und  Immobiliarrecht  im 
englischen  wie  in  anderen  germanischen  Rechten  überhauj)!  haben 
zu  der  gesonderten  Behandlung  von  Mobiliarpfandrecht  und  Immo- 
biliarpfandreclit  in  jeder  Entwicklungsperiode  geführt.  Obgleich 
die  gerichtliche  Pfändung  für  die  angelsächsische  Zeit  in  Betracht 
gezogen  wurde,  ist  es  doch  nicht  möglich  gewesen,  die  Entwick- 
lung auch  für  den  zweiten  Abschnitt  nach  der  normannischen 
Eroberung  zu  verfolgen.  Diese  Phase  des  Themas  muß  späterer 
Forschung  Vorbehalten  bleiben. 

Wir  fassen  Pfandrecht  als  Sachhaftungsrecht  auf,  und  so 
weit  \vir  ersehen  können,  wurde  ursprünglich  im  englischen  Recht 
wie  im  älteren  deutschen  Recht  durcli  Pfandsatzung  stets  eine 
reine  Sachhaftung  begründet  mit  der  Ausschließung  jeder  weiteren 
Haftung  für  die  Schuld.  In  der  späteren  Entwicklung  unirde  die 
Verbindung  einer  weiteren  Haftung  — Haftung  mit  der  Person  oder 
mit  dem  übrigen  Vermögen  — mit  der  Pländhaftung  als  zulässig 
angeseheti ').  Inwieweit  die  Pfandhaftung  selbständig  blieb,  ist 
eines  der  schwierigsten  Probleme  der  englischen  Rechtsgeschichte. 

Der  Geschichte  des  englischen  Pfandrechts  liegt  das  höchst 
wichtige  Prinzip  zu  Grunde,  daß  der  Gläubiger  bei  Zahlungs- 
versäumnis des  Scliuldners  Befriedigung  entweder  aus  den  Er- 
trügen oder  aus  der  Substanz  der  Pfandsache  erhalten  kann;  die 

*)  Über  das  ältere  dciitscbe  Recht  siehe  Gierke,  Deutsches  Privat- 
recht,  Bd.  II,  S.  809-811. 
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Realisation  der  Sicherheit  geschieht  im  letzteren  Falle  durch  Ver- 
fall oder  Verkauf.  Dieses  Prinzip  ist  es,  das  uns  Tcranlaßt  hat, 
die  verschiedenen  Formen  der  Sicherheit  als  Nutzpfand  oder  als 
Substanzpfand  bezw.  als  Kombination  dieser  zwei  Hauptformen 
zu  klassifizieren.  Um  den  Gegensatz  zu  Nutzpfand  zum  Ausdnick 
zu  bringen,  scheint  es  in  der  Tat  besser  zu  sein,  den  Gattungs- 
namen „Substanzpfand“  an  Stelle  der  Bezeichnung  „Pi'oprietäts- 
jifand“  oder  „Eigentiunspfand“  anzuwenden’)  und  die  letzteren 
Bezeichnungen  für  Verpfändungsfonnen , bei  denen  eine  Über- 
eignung erfolgt,  vorzubehalten. 

Vom  Nutzj)fand  sowohl  wie  vom  Substanzpfand  zu  unter- 
scheideTi  ist  diejenige  Fonn  der  Sicherstellung,  wo  der  Gläubiger 
bloß  ein  Zurückbehaltungsrecht  an  der  Sache  hat,  aber  kein  Recht, 
si(d\  aus  den  Erträgen  resp.  aus  der  Substanz  der  Pfandsache  bei 
Verfall  oder  A'erkauf  zu  befriedigeti.  Dieser  Fonn  der  Sicher- 
stellung haben  wir  die  Bezeichnung  „Retentionsreclit“  gegeben. 
Obgleich  dieses  Retentionsreclit  in  der  Tat  Sachluiftung  ist  und 
somit,  im  weiteren  Sinne,  unter  den  Pfandbegriff  fällt,  muß  es 
doch  von  anderen  Sicherheitsfomen,  wo  dem  Gläubiger  ein  Be- 
friedigungsrecht zusteht,  gesondert  gehalten  werden. 

Die  Bearbeitung  der  Quellen  der  früheren  Entwicklung  des 
Wettvertrages  und  des  Mobiliaq)fandrechts  stützt  sich  zum  größten 
Teil  auf  Schmids  Ausgabe  der  angelsächsischen  Gesetze.  Das 
Erscheinen  der  Liebennann’schen  Ausgabe  dieser  Gesetze  machte 
einen  Vergleich  des  Textes  und  der  Übersetzungen  der  beiden 
Ausgaben  notwendig.  Unterschiede  von  sachlicher  Bedeutung  in 
Text  und  Übersetzung  sind  wenige  vorhanden.  Schmids  Text 
und  Übersetzung  sind  in  der  gegenwärtigen  Abhandlung  bei- 
behalten worden,  doch  hat  der  Verfasser  in  ein  oder  zwei  Fällen 
eine  eigene  Übersetzung  venvendet,  die  von  der  Schmid’schen  ab- 
weicht. Wo  Text  ohne  Bezeichnung  der  Ausgabe  zitiert  wird. 


')  In  zwei  früher  erschienenen  Schriften  des  Autors  ist  der  Gegensatz 
durch  die  Bezeichnung  „Nutzpfand“  („usufruct-gage“)  und  „Proprietätspfand“ 
(„propertj-gagc“)  zum  -\usdruck  gebracht.  Siehe  The  Gage  of  Land  in 
Medieval  England  (Harvard  Law  Review,  Bd.  XVII,  No.  8,  Bd.  XVIII,  No.  1); 
Englisches  Mobiliarpfaudrecht  im  Mittelalter. 
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handelt  es  sich  in  allen  Fällen  um  denjenigen  hei  Schmid.  Die 
Fundstellen  hei  Liehemann  sind  jedoch  überall  nachgetragen  und 
auf  Abweichungen  in  Text  und  Übersetzung  von  der  Schmid’schen 
Ausgabe,  soweit  sie  von  sachlicher  Bedeutung  sind,  wird  in  jedem 
, einzelnen  Falle  liingemesen. 

Die  vorliegende  Abhandlung  ist  aus  einer  der  Berliner 
.Turistenfakultät  überreichten  Dissertation,  von  der  ein  Teil  unter 
dem  Titel:  „Englisches  Mobiliarpfandrecht  im  Mittelalter“  im 

Februar  1905  als  Promotionsschrift  erschienen  ist,  hervorgegangen 
und  wmrde  im  Juli  1905  druckfertig.  Die  seitdem  erschienene 
und  sich  mit  dem  Gegenstand  der  Arbeit  befassende  Literatur  ist 
nicht  berücksichtigt  worden. 

Für  ihre  Mühe  beim  Kopieren  der  im  Anhang  erschienenen 
Texte  bin  ich  Miß  Evelyn  Fox,  von  London,  für  seine  Arbeit  bei 
Durchsicht  der  Korrekturbogen  des  Anhanges  bin  ich  Herrn  Alfred 
Rogers,  von  Cambridge,  zu  Dank  verpflichtet. 

Für  den  mir  von  vielen  Seiten  gewordenen  ermutigenden 
Zuspruch  bei  Abfassung  der  vorliegenden  Arbeit  drängt  es  mich, 
meinen  Freunden  in  Deutscliland,  Amerika  und  England  an  dieser 
Stelle  meinen  Dank  auszusprechen.  Desgleichen  bin  ich  den 
Herren  Professoren  der  juristischen  Fakultät  zu  Berlin  für  ihr 
Wohlwollen  und  persönliches  Interesse  verbunden,  sowie  auch 
meinem  Freunde  Dr.  Neubecker,  Privatdozent  an  der  Universität 
Berlin,  auf  dessen  seinerzeitige  Anregung  hin  die  Arbeit  unter- 
nommen wurde,  und  dessen  Ihitschläge  mir  stets  willkommen 
waren.  Von  besonderem  Nutzen  waren  für  mich  die  Schriften 
über  englische  Kechtsgeschichte  von  Professor  Arnes  von  der  Law 
School  der  Harvard  University,  Cambridge,  Massachusetts,  von 
Mr.  Justice  Holmes  vom  Supreme  Court  of  the  United  States, 
Washington,  D.  C.,  von  dem  verewigten  Professor  Maitland  von 
der  Universität  Cambridge,  England,  von  Sir  Frederick  Pollock, 
London,  und  von  Professor  Brunner  von  der  LTniversität  Berlin; 
ferner  die  Schriften  über  die  Geschichte  des  älteren  deutschen 
Rechts  von  Professor  Brunner  und  Professor  Gierke.  Den  Herren 
Professor  Gierke  und  Professor  Brunner  bin  ich  des  weiteren 
für  die  bei  Durchsicht  des  Manuskriptes  gehabte  Mühe  und  für 
ihre  freundlichen  Anregungen  und  Ratschläge,  vor  allem  Herrn 
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Professor  Gierke  für  seine  stete  Bereitwilligkeit,  mir  mit  Bat 
und  Tat  zur  Seite  zu  stehen  und  die  Arbeit  in  den  von  ihm 
herausgegebenen  Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechts- 
geschichte aufzunehmen,  zu  außerordentlichem  Danke  verpflichtet. 
Es  gereicht  mir  zur  besonderen  Freude,  daß  mir  HeiT  Professor 
Gierke  auf  meinen  besonderen  Wunsch  freundlichst  gestattet  hat. 
ihm  diesen  Versuch  zur  Erforschung  einer  wichtigen  Phase  der 
germanischen  Rechtsentwicklung  zuzueignen. 

Emmanuel  College,  Cambridge,  England, 
im  Oktober  1907 


Der  Verfasser 
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Verträge  95—96.  Verträge,  die  gegen  die  guten  Sitten'TCr- 
stoßen  96.  Folgen  der  Nichterfüllung  des  Formal-  oder  Wett- 
vertrages 96 — 97. 

V. :  Im  Kirchenrecht  97.  Das  Gelöbnis  dos  Mönchs  97. 

VI. :  Im  öffentlichen  Recht  98—109.  Der  Wett- 
vertrag (Gedinge,  Gelöbnis)  im  öffentlichen  Recht  98,  106 — 107. 
Zweiseitige  vertragsmäßige  Verbindlichkeiten  107.  Einseitige 
vertragsmäßige  Verbindlichkeiten  107 — 108.  Folgen  der  Nicht- 
erfüllung dieser  Verträge  108. 


Drittes  Kapitel 
Hehald  ond  Haftung 


Satte 

109—113 


Begründung  eines  Schul d Verhältnisses  durch  den  angel- 
sächsischen Wettvertrag  109.  Die  weitere  Frage  hinsichtlich 
der  Natur  der  Haftung,  welche  aus  dem  Formal-  oder  Wett- 
vertrag erwächst  109.  Ansichten  der  Rcchtsgelehrten  be- 
züglich des  alten  germanischen  Rechts  des  Kontinentes 
109 — 112.  Ob  der  Wettvertrag  in  angelsächsischer  Zeit 
Person  alhaftnng  oder  Vermögenshaftung  oder  beides  be- 
gründete 112.  Der  Wettvertrag  als  Grundlage  für  die  eigen- 
mächtige Pfändung  112 — 113.  Die  Ansicht,  daß  die  Hingabe 
eines  Scheinpfandes  beim  Abschluß  eines  Wettvertrages  die 
llaftbarmuehung  der  Fahrhabe  des  Schuldners  bedeutete  113. 


Digilized  by  Google 


_XIX 

Zweiter  Teil 

Das  Moblllarpfandreeht  

Erstes  Kapitel 

Uas  genommene  Pfand 

Pfändung  bei  den  germanischen  YSlkcm  114 — 116.  Pfändung 
bei  den  .\ngelsacbsen  114 — 116.  Das  Privatpfänduugsrecht 
als  eigenmächtige  Selbsthilfe  114 — 116.  Gerichtliche  Erlaub- 
nis zur  Pfändung  114 — 116. 

I. :  Pfändung  von  Vieh  wegen  Schadenzufügung 
an  Grundstücken  116 — 118. 

II. ;  Pfändung  vun  beweglicher  Habe  überhaupt, 
um  die  E rfül  1 un g einer  Y erb indlichkeit  zu  erzwingen 
118 — 125.  § 1:  Pfändung  als  Selbsthilfe  wegen  einer  Schuld- 
fordemng  118—121.  Das  angelsächsische  Priratpnnduogsrecht 
bei  i^ivilansprnchen  als  begrenzte  Selbsthilfe  118 — 121.  Die 
gerichtliche  Erlaubnis  zur  Pfandnabmc  118 — 121.  § 2;  Ue- 
richtlicbe  Pfändung  122—125.  Pfändung  im  Ungebnrsams- 
prozeB  122 — 123.  Pfllndung  im  Strafprozeß  123 — 125. 


Zweites  Kapitel 

Das  gegebene  Pfand  

I. :  Das  freiwillig  für  eine  Scbuldfurderung  ge- 
gebene Pfand  125 — 126. 

II. ;  Das  gegebene  Pfand  im  Zivilprozcß  und  im 
Strafprozeß  126—138. 


Drittes  Kapitel 

Übersicht  des  Ergebnisses  

I.;  Das  genommene  Pfand  134 — 137.  Arten  der 
Pfändung  134.  Pfändung  ohne  gerichtlicbe  Erlaubnis  134. 
Pfändung  mit  gerichtlicher  Erlaubnis  134.  Wann  der  Gläubiger 
eigenmächtig  pfänden  darf  134.  Die  Personen,  die  der  eigen- 
mächtigen Pfändung  unterworfen  werden  134.  Eine  Ausnahme 
zur  letzten  Kechtsregel  134.  Die  Personen,  die  zur  gericht- 
lichen Pfandnahme  berechtigt  sind  134 — 135.  Die  Personen, 
die  der  gcriebtlicheu  Pfändung  unterworfen  werden  können  135. 

II* 


Salta 

114—139 

114-152 


125—133 

133—139 
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GegcnsUnd  der  Pf&ndung  135.  Geldbuße,  Bfirgschaft,  Haft 
oder  Tötung  135 — 136.  Ort  der  Pf&ndung  136.  Besitz  der 
gGpf&ndcteii  Gegenstände  136.  Zurücknahme  des  Pfandes 
136 — 137.  Das  Recht  der  Realisierung  des  genommenen 

Pfandes  137.  Die  Pfändung  als  Zwangs-  und  Sicherungs- 
mittel 137.  Das  Rctentiunsrecht  137.  Das  Yerkaufsrecht  137. 

n.:  Das  gegebene  Pfand  138—189.  Das  freiwillig 
gegebene  Pfand  als  Sicherstellung  einer  Schuldforderung  138. 
Das  gegebene  Pfand  im  Prozeß  als  ein  nicht  ganz  freiwilliges 
Pfand  138.  Bürgschaft,  Buße,  Haft  138.  Die  Personen,  die 
berechtigt  und  verpflichtet  werden  138.  Die  Einlösung  des 
Pfandes  138.  Die  Realisierung  des  gegebenen  Pfandes  139. 
Der  Verfall  des  Pfandes  139. 


Dritter  Teil 

Daa  Immobillarpfandrecht 

Erstes  Kapitel 

Nntspfand 

I.:  Todsatznng  140.  Die  Theorie  der  Todsatzung  140. 
IL;  Zinssatzung  141.  Die  Theorie  der  Zinssatzung  141. 

Zweites  Kapitel 

Proprietätspfand  

Die  bedingte  Übereignung  des  Buchiandes  zu  Pfandzwecken 
141 — 144.  Verkauf  auf  Wiederverkauf  14‘2.  Die  Hyperocha 
143—144. 


Drittes  Kapitel 

f'bersirht  des  Ergebnisses 

Nutzpfnnd  und  Proprietätspfand  144.  Pfand  mit  Besitz 
des  Gläubigers  144.  Keine  Hypothek  144.  Die  zwei  Arten 
des  Nutzpfandes:  Todsatzung  und  Zinssatzung  144.  Das 
Propriclätspfand  als  eine  resolutiv  bedingte  Eigentums- 
übertragung zur  Sicherstellung  einer  Forderung  144.  Das 
Einlösungsrecht  144 — 14.7.  Das  Pfandrecht  des  Gläubigers 
145.  Kein  persönliches  Recht  gegen  den  Schuldner  145. 
Das  Proprietätspfand  als  Verlällspfand  145.  Die  Idee  der 
Hyperocha  145. 


Seit« 

139- 145 

140— 141 

141  — 144 
144—145 
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Zweites  Buch 

Die  Zeit  von  der  normannischen  Eroberung 
bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters  ■ ■ ■ 

Erster  Teil 

Der  Form«]'  oder  Wettrertrag 

Die  zwei  Arten  von  Vortr&gen,  die  zur  Jurisdiktion  der 
geiotlichen  Gericht«  gehören  149.  Die  drei  Vcrtragsformen, 
die  vor  das  weltliche  Gericht,  das  Gericht  dea  gemeinen 
Rechts  gehören  149. 


Erste«  Kapitel 

Der  alte  Formal'  oder  Wettrertrag 

Der  Ursprung  der  lidei  interpositio  (fides  facta)  oder 
pledge  of  faith  als  ein  Fonnaivertrag,  in  der  Zeit  der  .Angel- 
sachsen ^150.  Die  Entwickelung  der  lidei  interpositio  durch 
die  Kirche  in  der  Zeit,  die  der  nonnannischen  Eroberung 
folgt  150.  Die  lidei  interpositio  oder  pledge  of  faith  im 
öffentlichen  Recht  150 — 152.  Die  lidei  interpositio  oder  pledge 
of  faith  im  Privatrecht  152—153.  Die  Gerichte  des  gemeinen 
Rechts  und  eine  lidei  laesio  15.3.  Die  Jurisdiktion  der  geist- 
lichen Gerichte  über  Kontrakte  153.  Die  Verletzung  der 
durch  Eid  resp.  lidei  interpositio  nbemommenen  Verpflichtung 
153.  Das  Verbot  (prohibition)  der  weltlichen  Gerichte  153—154. 
Der  große  Streit  zwischen  der  Gerichtsbarkeit  der  Kirche  und 
derjenigen  des  Staates  154.  Der  Kormalvertrag  nach  Kirchen- 
recht: 1.  Eid  und  2.  lidei  interpositio,  die  Verpfändung  seines 
christlichen  Glaubens  seitens  des  Versprechenden  155.  Einzel- 
heiten bezüglich  der  lidei  interpositio  oder  pledge  of  faith 
155—156. 


Seite 

147—305 

149-164 


150—156 
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Zweite»  Eapitel 


Seit« 

Der  neue  FormalTertrag 157 — 164 

Uic  fidoi  interpositiu  und  der  FormalTertrag  des  gemeinen 
englischen  Rechtes  157.  Das  klassische  englische  Vertrags- 
recht  157. 

I. :  Der  nicht  formelle  Vertrag  (simple  contract) 

157—161.  Das  klassische  englische  Vertragsrecht  und  die 
Klagen,  genannt:  Debt,  Oovenaiit,  Account  und  .kssumpsit 
157 — 160.  Die  Schuldklage  (Debt)  157 — 161.  Das  Draufgeld 
(canicst)  159.  Die  causae  debeiidi  161.  Das  rein  unent- 
geltliche Versprechen  161.  Die  Doktrin  des  quid  pro  qno 
(„consideration“)  161. 

II.  .-DerPormalTertrag  (contract  under  seal)  162 — 164. 

Die  Anfüngc  des  Formalvertragcs  di:s  englischen  gemeinen 
Rechts,  des  niedergeschriebenen  und  gesiegelten  Vertrages  162. 

Die  Klage  Writ  of  Oorenant  162 — 163.  Die  Versiegelung  und 
Übergabe  des  Pergamentes  als  die  vertragsbindoiide  Handlung 
163.  ürsprung  dieses  Formalvertrags  der  englischen  welt- 
lichen Gerichte  163.  Die  ganz  allm&hliche  Entwickelung  und 
Umbildung  des  englischen  Formalvertrages  163 — 164.  Über- 
gang von  der  Xaturwirtsebaft  der  Angelsachsen  zur  Geld-  und 
Kreditwirtschafl  einer  späteren  Zeit  164. 


Zweiter  Teil 


Das  Mobillarpfandreeht 164—201 

Erstes  Kapitel 

Das  genommene  Pfand 165 — 191 


I.:  Retentionsrecht.  § 1:  Pfändung  von  Vieh 
wegen  Schadenzufngung  an  Grundstücken  (distress 
for  damage  feasant)  165 — 167.  Die  Pfändung  als  eigen- 
mächtige Selbsthilfe  165.  Pfand  und  Bürgschaft  (gage  and 
plodge)  165—166.  Vetitium  namii  (vee  de  nam)  166.  Die 
custodia  legis  166.  Das  Retentionsrecht  des  Grundeigentümers 
an  deu  gepfändeten  Sachen  166.  Der  Zwang  auf  den  Rigen- 
Inmer  dos  Viehes  167.  Das  heutige  Recht  167.  §2;  Pfändung 
wegen  nicht  geleisteter  feudaler  Dienste  und  rück- 
ständiger Rente  (distress  for  Services  or  rent  in 
arrear)  167 — 190.  Die  Natur  dieser  Dienste  und  Renten 
167—169.  Das  Recht  des  Lehnsherrn,  das  Mobiliar  seines 


Digitized  by  Google 


xxm 


T.ebnsinanne»  xu  pfknden  als  das  wichtigste  Beispiel  der 
eigenmächtigen  Fflkndung  im  englischen  Kecht  des  Mittel- 
alters 169.  Die  gerichtliche  Erlaubnis  zur  Pfandnabme  169 
bis  170.  Die  außergerichtliche  Pf&ndnng  171.  Die  Ansichten 
von  Rechtsgelehrten  hinsichtlich  des  historischen  Ursprungs 
von  Mobiliarpflindung  für  Dienste  und  Renten  im  Rückstände 
171  — 174.  Die  Ansicht,  daß  Pfündung  für  rückständige  Dienste 
oder  Renten,  wie  denn  überhaupt  alle  Pfändungen,  ihren 
Ursprung  in  dem  alten  Wettrertrag  hat  173.  Die  Pfändung 
als  Zwangsmittel  174,  185.  Das  Recht  zu  pfänden  und  das 
Eigentumsrecht  (proprietary  right);  das  Recht  zu  pfänden 
und  der  Besitz  der  Dienste  und  der  Renten  (scisin  of  the 
Services  or  rent)  174.  Das  Recht,  von  einem  Lehnsmann 
Dienste  zu  verlangen  oder  ihn  zu  zwingen,  seine  Reute  zu 
bezahlen,  als  eine  Sache  und  zwar  als  eine  solche,  welche  der 
Grundherr  besitzen  kann  (be  soised  of)  174.  Der  Lehnsmann 
und  die  widerrechtliche  Entziehung  dieses  Besitzes  dom  Grund- 
herrn (disseisin)  174.  Seisin  und  disseisin  174  ff.  Der  Akt  der 
Pfändung  175.  Wann,  wo,  wie  und  was  darf  der  Grundherr 
pfänden  ? 175  IT.  Eine  angemessene  Pfändung  (reasonable 
distress)  179.  Eine  zweifache  Pfändung  (double  distress,  rc- 
caption)  179.  Die  Zurücknahme  (rescous)  des  Pfandes  ISUfT. 
Das  Retentionsrecht  des  Grundeigentümers  an  dem  gepfändeten 
Mobiliar  und  die  custodia  legis  175,  184 — 185.  Die  Ver- 
weigerung, die  Mobilien  nach  der  Bereitorklämng,  Pfand  und 
Bürgschaft  (gagc  and  pledgo)  zu  stellen,  zurückzugeben,  als 
ein  sehr  schweres  Vergehen  (vetituin  namii,  vee  de  naam)  186, 
Die  Klage  auf  Zurückgabe  der  Gegenstände  gegen  Pfand  und 
Bürgschaft  (placitum  de  vetito  namii,  pleo  de  vee,  Replevin) 
186  ff.  Die  Gegenpfändung  (witliemam)  189 — 190. 

II:  Verkaufspfand  199.  Das  Verkanfsrecht  als  eine 
Ausnahme  zu  Gunsten  der  Krone  191. 


Sslte 

191—201 

I;  Einleitung  191—193.  Das  Mobiliarrecht  des  Mittel- 
alters 191  ff.  Die  „bailments“  (Fr.  bailler)  des  englischen  mittel- 
alterlichen Rechts  191.  Die  mittelalterliche  Verpfändung  von 
Mobilien  (pledge,  pawn)  als  eine  Form  von  , bailment“  191  ff. 

Die  Mobiliarvcrpfändnng  des  Mittelalters  als  eine  solche  mit 
Besitz  des  Gläubigers  193.  Keine  Hypothek  193. 


Zweites  Kapitel 
Das  gegebene  Pfand 
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II:  Verfallspfand  193—201.  Der  Akt  der  Verpfädung 
193.  Die  Verpflichtungen  des  Pfandgl&ubigers  194 — 196.  Das 
Prinzip  ,Hand  wahre  Hand“  ini  englischen  Mittelalter  196. 
Der  Unterschied  bezüglich  der  Besitzfrage  zwischen  Mobiliar- 
verpfündung  und  ImmobiliarTerpfSndnng  zu  Glanvills  Zeiten 
196.  Realisierung  des  Pfandrechts  durch  den  Verfall  des  rer- 
pnndeten  Gegenstandes  197  — 199.  Die  Verfallsklansel  197 
bis  198.  Ein  auf  Billigkeitsprinzipien  beruhendes  Verfahren 
198 — 199.  Verwandlung  des  mittelalterlichen  Verfallspfandes 
in  ein  Verkaufspfand  im  modernen  Recht  199.  Verfallspfand 
und  Verkaufspfand  als  Arten  des  Snbstanzpfandes  199.  Die 
moderne  Mohiliarhypothek  mit  Verkaufsrecht  199 — 201. 


Dritter  Teil 

Seite 

Dag  Immoblliarpfand  recht 201—305 

Erster  Abschnitt 

Pfand  mit  Bealtc  des  Olänbtgers 201—261 

Ergteg  Kapitel 

Bag  Kutspfiutd 202—213 


1:  Verpachtung  oder  Nutzungsrecht  auf  Jahre 
(sog.  „beiielicial  lease“)  203—  204.  Zwecke  dieser  Verpachtungs- 
form 203.  Unterschied  zwischen  dieser  Veriiachtungsform  und 
der  Verpfändung  auf  Jahre  203 — 204.  Wucher  203—204. 

II:  Totsatzung  (rivum  vadium)  und  Zinssatzung 
(mortuum  vadium)204 — 213.  Die  Hauptunterschiede  zwischen 
diesen  beiden  Formen  des  Nutzpfandes  204  ff.  Die  seisina  des 
verpfändeten  Landes  205.  Wucher  205—206.  Erklärung  der 
Worte  mortuum  und  vivum  in  ihrer  Anwendung  auf  das  Pfand 
206  ff.  Die  Erhaltung  der  leitenden  Grundsätze  des  reinen 
Nutzungspfandes  bis  auf  den  heutigen  Tag  208  ff.  Die  Formen 
des  späteren  Nutzpfandes  208  ff.  Ausschließung  des  Verfalles 
bei  gewissen  Formen  211 — 212.  Persönliche  Haftung  des 
Schuldners  212.  Die  Vcrj)llichtung  des  Gläubigers  zur  Rech- 
nungsablcgung  212—213. 
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Zweites  Kapitel 


Das  ProprletiltspfaBd 


Seit« 

213-261 


1:  Übereignung  an ter  S u spensivbedingnng.  §1: 
Sog.  ,GIanviIlian  Gage“  214 — 232.  Uas  Dnrcbeinander- 
bringen  von  Mobilien  und  Immobilien  in  Glanvills  Darstellung 
des  Pfandrechts  214—215.  Die  Anwendung  der  von  Glanvill 
niedergelegten  Uecbtsrcgeln  215— 21G.  Die  Formen  der  Glan- 
villschen  Immobiliarverpfändung  216  ff.  Pfand  mit  Besitz  des 
Gläubigers  217ff.  Yivum  vadium  und  mortuum  vadium  218  ff. 
Die  Rechte  und  Pflichten  des  Pfandgläubigers  219  ff.  Die 
seisina  ut  de  vadiu  des  Pfandgläubigers  219  ff.  Die  Rechte 
und  Pflichten  des  Pfandschuldncrs  222  ff.  Die  Auflösung  des 
Pfandverhältnisses  223  ff.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Par- 
teien bei  der  Auflösung  des  Pfandverhältnisses  223  ff.  Der 
Verfall  des  verpfändeten  Landes  224  ff.  Der  Vertrag  mit  oder 
ohne  Verfallsklausul  225  fl'.  Kin  auf  Billigkeitsprinzipien  be- 
ruhendes Verfahren  225  — 228.  Feodnm  vel  vadium  229 
Mehrere  verschiedenartige  Formen  der  Immobiliarverpfändung 
und  Kombinationen  dieser  Formen  231  ff.  Das  reine  Nutzpfand 
231.  Das  Substanzpfand  231.  Hinzufngung  dos  Substanz- 
pfandes zum  Nutzpfande  231.  Das  AnBergebrauchkommen  de 
Glanvillschen  Pfandes  232.  § 2:  Sog.  „Bractonian  Gag 
for  Ycars“  233 — 238.  Die  Verpachtung  auf  Jahre  mit  Ver 
fallsklausel  233  ff.  Nutzpfand  plus  Substanzpfand  233.  Der 
Besitzschutz  233  ft  Die  Rechte  der  Erben  der  Parteien  235  ff 
Unterschiede  zwischen  dcrVerpachtung  auf  Jahre  als  Sicherheits- 
leistung und  dom  Glanvillschen  Pfände  237 — 238. 


II;  Übereignung  unter  Resolutivbedingung  239 
bis  261.  Die  Übereignung  unter  Resolutivbedingung  (condi- 
tional  fcoffment)  als  das  klassische  englische  „mortgagu“  239  ff. 
Der  Verfall  des  verpräiidetcn  Landes  239  ff.  Die  Besitzfrage 
243  ff.,  258  ff.  Das  englische  mittelalterliche  mortgagc  durch 
bedingte  Belehnung  als  ein  kombiniertes  Geschäft  246.  Nutz- 
pfand plus  Substanzpfand  (Prnprietätspfand,  Verfallspfand)  246. 
Die  persönliche  Klage  gegen  den  Schuldner  246,  247,  259.  Das 
mortgage  eines  auf  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  gepachteten 
Grundstücks  (mortgage  for  a term  of  ycars)  247 — 248.  Die 
Härte  der  gemeinrechtlichen  Kegel  des  absoluten  Verfalls  am 
Stichtage  248  ff.  Die  vollständige  Umwandlnng  des  klassischen 
englischen  mortgage  durch  die  Equity-Gerichte,  besonders  seit 
der  Zeit  Karls  I.  248  ff.  „Equity  of  redemption“  und  „decree 
of  foreclosnre“  249  ff.  Das  spätere  mortgage  als  ein  Substanz- 
pfand (Proprietätspfand,  Verfallspfand)  254  ff.  Verwandlung 
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des  niortgagc  von  einem  Verfallspfand  in  ein  Yerkaufspfand 
2Ö4  ff.  Der  Unterschied  zwischen  dem  bedingten  Verkauf 
(defeasible  oder  conditiotial  salo)  und  der  Übereignung  im 
Vertrauenswege  (trust)  260.  Das  kla.ssische  englische  mortgage 
als  eine  besondere  Anwendungsform  der  gemeinrechtlichen 
Doktrin  der  bedingten  BesitzstSnde  (estates  upon  condition) 
261.  Das  englische  mortgage  und  die  römische  hducis  261. 


Zweiter  Abschnitt 


Seite 

Pfand  mit  Besitz  des  Schuldners 261 — 30ü 

Erstes  Kapitel 

Belastungen 262—276 


I;  T.ehnsdienatc  und  Renten  262 — 268.  Die  Belastung 
des  Bandes  durch  Behnsdionste  und  Renten  262.  Rin  ding- 
liches Recht  262.  Das  Recht  der  l’fSndnng  262  ff.  l’ftnduug 
des  Mobiliars  und  des  Iminobiliars  262  ff.  Verfall  des  Lehns 
bei  Nichtleistung  der  Bchnsdionste  seitens  des  Lehnsmannes 
263.  Das  Retentionsrecht  264.  Die  Klage  cessavit  per  bienniuin 
und  der  V'erfall  des  Bandes  264.  Pfändung  durch  ein  V'^er- 
fabron,  bekannt  unter  der  Bezeichnung  gavelet  und  der  Verfall 
des  gepfändeten  Landes  26.') — 267.  Das  bloUe  Retentionsrecht, 
das  Nutzungsrecht,  und  der  Verfall  267.  Das  .XuUcrgebrauch- 
koniinen  der  allen  Formen  der  lininobiliarpfilndung267.  Spätere 
Nachahmung  gewisser  Formen  der  Pfändung  von  Land  für 
rückständige  Dienste  und  Rente  267 — 268. 

II:  (iewährleistung  (Warranty)  268 — 274.  Natur 
und  Bedeutung  der  Gewährleistung  bei  der  Übertragung  von 
Land  268  ff.  Gewährleistung  als  eine  dingliche  Belastung  des 
Itnmobiliars  des  Gewährleistenden  268  ff.  Das  writ  of  cove- 
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Die  Geschichte  des  englischen  Rechts  beginnt  mit  der  Landung 
germanischer  Seeräuber  auf  britischem  Boden  im  fünften  Jahr- 
hundert unserer  Zeitrechnung.  Es  waren  die  Angeln,  die  Sachsen 
und  die  Jüten,  welche  germanische  Sitten  und  Gebräuche  vom 
Kontinente  auf  der  Insel  der  Kelten  und  Römer  einftthrten. 

Die  Römer  hatten  bereits  die  Insel  vor  der  Niederlassung  der 
Germanen  verlassen  und  das  Ringen  der  eindringenden  Germanen 
mit  den  Kelten  endigte  mit  dem  Siege  der  ersteren  und  dem  Ver- 
drängen der  Kelten  in  die  westlichen  und  nördlichen  Berge.  Auf 
den  Sieg  in  der  Schlacht  folgte  der  Sieg  germanischer  Institutionen 
und  des  germanischen  Rechts.  Obgleich  im  englischen  Rechte  und 
in  englischen  Einrichtungen  späterer  Zeiten  keltische  und  römische 
Gebräuche  und  Spuren  von  Zivilisation  aus  der  Zeit  vor  den 
Römern  und  Kelten  möglicherweise  nachweisbar  sind,  ist  es  nichts- 
destoweniger das  vorherrschende  germanische  Element  vom  Fest- 
lande, das  auf  die  gesamte  zukünftige  Geschichte  des  Rechts  in 
England  bestimmend  einwirkte.  Gestärkt  durch  weitere  germanische 
Zuzüge  aus  Dänemark  und  der  Normandie,  ist  es  dieser  feste 
Stamm  germanischen  Rechts,  welcher  mit  der  Zeit  einen  Teil  der 
Form  und  auch  etwas  von  dem  Geiste  des  römischen  Systems  in 
sich  aufnahm  und  welcher  dessenungeachtet  seinen  germanischen 
Charakter  bis  auf  unsere  Tage  erhalten  hat. 

Der  Zweck  unserer  Untersuchung  betrifft  die  Geschichte  eines 
Zweiges  des  Privatrechts  dieses  englischen  Rechtssystems,  nämlich 
des  englischen  Pfandrechts.  Weil  nun  dieses  Pfandrecht  mit  den 
englischen  Rechts-  und  ökonomischen  Verhältnissen  im  Allgemeinen 
bis  ins  Kleinste  verwachsen  ist,  müssen  wir  vor  dieser  Besprechung 
des  Pfandrechts  einen,  wenn  auch  nur  kurzen  Blick  auf  diese 
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allgemeine  Entwickelung  werfen , ganz  besonders  aber  auf  das 
System  des  Privatreclits.  Wir  werden  uns  zuerst  mit  der  angel- 
sächsischen Periode  befassen,  von  dieser  auf  die  Zeit  des  Mittel- 
alters nach  der  nonnannischen  Eroberung  und  schlieUlich  zur 
Neuzeit  übergehen. 


Erster  Teil. 

Die  Rechts-  und  ökonomische  Entwickelung 
Englands. 

Die  angelsächsischen  Königreiche,  welche  sich  in  der  neuen 
Heimat  bildeten,  weisen  die  frühen  Rechts-  und  ökonomischen 
Verhältnisse  germanischer  Völker  auf,  modifiziert  jedoch  durch 
Zustände,  wie  solche  eine  kriegsmäUige  Kolonisation  des  neuen 
Landes  mit  sich  brachte.  Der  König  war  der  Mittelpunkt  der 
staatlichen  Organisation.  Die  kleinste  politische  Einheit  war  die 
Dorf-  oder  Stadtgemeinde  (village  oder  township),  eine  größere  die 
Hundertschaft.  Die  Hevölkerschaft  zerfiel  in  die  zwei  Hauptklas.sen 
der  Herrschenden  (eorls),  deren  Stand  sich  vererbte,  und  der  coorls, 
die  nur  einfache  Freie  waren.  Die  Zahlung  von  Wergeid,  der 
Beweis  durch  Eideshilfe  (compurgation)  und  das  Gottesurteil 
(ordeal)')  waren  die  hervorragendsten  Grundlagen  des  Rechts- 
systems.  Die  ökonomi.sche  Entwickelung  wurde  wesentlich  dadurch 
beeinflußt,  daß  die  Angelsachsen  ein  Ackerbau  treibendes  Volk 
waren,  das  nicht  gewohnt  war,  in  Städten  zu  leben  und  sich  mit 
Handel  und  Industrie  zu  befassen.  Kreditgeschäfte  waren  den 
Angelsachsen  so  gut  wie  unbekannt*). 

Das  Erscheinen  Augustins  im  Jahre  5D7  und  die  Einführung 
des  Christentums  übten  einen  weitgehenden  Einfluß  auf  die 
heidnischen  gennatiischen  Stämme  aus  und  dies  zeigt  klar  und 

')  Das  Nähere  über  Gottesurteile  bei  den  Atigclsaebsen  siehe  unten  iin 
ersten  liuch. 

“)  Siehe  Gardiner,  Hist,  of  Eng.,  I,  S.  2(1  — 33;  Onnninghani  and 
Me  Arthur,  Eng.  Industrial  llistory  , S.  8 — 11,  4(1—49;  Hejniann,  Eng- 
lisches l’rivatrecht.  Hol  tzendorffs  Encyclopädic  (hrsg.  von  Köhler),  I.  S.  79G; 
l’olloek  and  Maitland,  Hist.  Eng.  I.aw,  II,  S.  184;  Chadwick,  Stiidies 
on  Anglo  Saxon  Instilutions,  S.  7(ill'.:  l’olloek,  Expansion  of  the  Coninion 
I.aw,  S.  139-  158. 
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deutlich,  wie  die  Entwickelunfien  relijriöser,  Ökonomischer  und 
recldlicher  Verliiiltnisse  unter  einander  verbunden  sind.  Die  neuen 
Bezieliungen  zum  Festlande  waren  für  die  Anfänge  des  Handels 
von  größter  Bedeutung,  denn  England  war  nun  nicht  länger  isoliert. 
Auch  römische  Reehtsanschauungen  verbreiteten  sich  und  beein- 
tlußten  den  Gmndbesitz  und  das  Nachlaßrecht').  Durch  den 
Einfluß  der  Kirche  entwickelte  sich  der  alte  gennanische  Wett- 
yertrag  in  die  fidei  interpositio,  das  Verpfänden  des  christlichen 
Glaubens  ’). 

Die  erste  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  sah  die  Ober- 
herrschaft Ecgberhts  und  der  Westsachsen  über  alle  anderen 
Königreiche.  Gleichzeitig  machten  die  Dänen  und  Norweger 
wiederholt  Einfälle.  Be.sonders  unter  Alfred  (S71 — !)01)  schlossen 
sich  die  Angel.sachsen  gegen  die  ihnen  verwandten  nordischen 
Stämme  zusammen;  aber  nachdem  der  Friede  wieder  herge.stellt 
war,  befand  sich  fast  die  Hälfte  des  Landes  in  den  Händen  der 
Dänen,  und  da  es  eher  nach  dänischem  als  nach  englischem 
Rechte  regiert  wurde,  nannte  man  es  Danelag  (Danelaw)’).  Ein 
fast  vollständiges  Aufgehen  der  beiden  Völker  ineinander  erfolgte 
Jedoch  bahP)  und  unter  Eadred  (04(1 — 055)  war  England  unter 
einem  Herrscher*). 

Die  Dänen  waren  bedeutende  Seefahrer  und  tüchtige  Kauf- 
leute und  weckten  bei  den  Angelsachsen,  die  sich  in  der  Haupt- 
sache noch  immer  mit  Landwirt.schaft  beschäftigten,  das  Interesse 
für  Industrie  und  Handel.  Cnuts  Herrschaft  (lOK! — 10.35)  w'ar 
es  besonders,  die  dazu  führte,  Englands  Handelsverbindungen  mit 
Island,  Dänemark  und  Norwegen  zu  enveitern.  Die  ersten  eng- 

')  Cunniiighani  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  I,  S.  S),  10,  4G— 49.  Siehe 
auch  Fortcscue,  De  I.audibiis  Legimi  Angliae,  S.  71. 

’)  Siehe  die  apätereii  .\u.sfi\hrmigcn. 

(lardiner,  a.  a.  0.,  I,  S.  .')4— 60;  Ciinningham  and  Mc  .Arthur, 
a.  a.  0.,  S.  10,  11;  Spence,  Origin  of  the  Laws  and  Political  Institutioiis  <if 
Modern  Kiirope,  S.  934,  23.5.  Siidie  auch  Glasson,  Histoire  du  droit  et  des 
institutioiis  de  l’Angleterro,  I,  S.  18;  Holdsworth,  History  of  Engli.sh 
Law,  I,  S.  3.  (ibor  die  Danelag  siehe  aber  insbes.  Stccnstrup,  Noruian- 
nerno  IV;  Danelag;  Chadwick,  Studios  on  Anglo-Saien  Institutioiis, 
S.  198—201. 

*)  Cunninghain  and  Mc  -Arthur,  a.  a.  0.,  S.  11. 

*)  Gardincr,  a.  a.  0.,  S.  64. 
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lischen  Städte,  in  denen  diese  ökonomische  Entwickelung  Fort- 
schritte aufwies,  waren  dänische  Niederlassungen '). 

Der  lange  Kampf  mit  den  nordischen  Völkern  hatte  in  der 
Tat  tiefgehende  Einwirkungen  auf  die  sozialen  und  politischen 
Verhältnisse  mit  sich  gebracht.  Besonders  war  es  die  Gewalt  des 
Königs,  welche  hierdurch  ganz  bedeutend  wuchs,  und  auch  die 
Entwickelung  der  sozialen  Stellung  des  ceorl  oder  einfachen  Freien 
zu  dem  Verhältnis  der  Leibeigenschaft  wurde  hierdurch  beschleunigt. 
Nachdem  die  Bedeutung  der  Städte  gewachsen  war,  kam  auch  die 
Einteilung  in  Grafschaften,  d.  h.  Bezirke  größer  als  die  Hundert- 
schaften und  kleiner  als  die  größeren  Königreiche  in  Gebrauch. 
Das  witenagemot,  eine  Versammlung  der  Weisen  des  Landes,  spielte 
um  diese  Zeit  eine  wichtige  Rolle  und  übte  auch  zeitweise  ein 
Gegengewicht  gegen  die  königliche  Macht  aus*). 

Unter  Eduard  dem  Bekenner  trat  der  normannische  Einfluß 
besonders  hervor  und  mit  der  Ankunft  Wilhelms  des  Eroberers 
und  der  Schlacht  bei  Senlac  (1066)  begann  die  Herrschaft  der 
Normannen  in  England*). 

Obgleich  während  der  späteren  angelsächsischen  Periode  die 
englischen  Institutionen  sich  dem  Feudalismus  zuneigten,  war  es 
Wilhelm  der  Eroberer,  der  in  England  das  feudale  Prinzip  ein- 
führte, daß  alles  Land  der  Krone  gehöre  und  von  dieser  als  Lehen 
vergeben  werde.  Im  Jahre  1086  mußten  ihm  alle  seine  Unter- 
tanen, wessen  Leute  sie  auch  waren,  bei  Salisbury  den  Treueid 
schwören  und  ihn  als  ihren  obersten  Herrn  anerkennen*).  Die 
Kronvasallen  (tenentes  in  capite)  und  die  Untervasallen  (sub- 
tenentes)  waren  nun  in  der  normannischen  Zeit  die  Großen  des 
Reichs.  An  die  Stelle  des  alten  witenagemot  traten  die  Hoftage 
der  Vasallen.  Die  Regierungsgeschäfte  lagen  jetzt  in  den 
Händen  der  vicecomites  des  Königs,  der  absetzbaren  Vorsteher 
der  Grafschaften,  und  in  den  Händen  der  Zentralbehörde,  zu 
der  der  Exchequer  als  Finanzbehörde  und  das  zentrale  Königs- 


')  Cunningham  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  8.  11,  46 — 49. 

*)  Siehe  Oardincr,  a.  a.  0.,  I,  S.  69—75.  Über  die  Geschichte  der 
Grafschaften  siehe  ferner  Chadwick,  a.  a.  0.,  S.  202  ff. 

’)  Siehe  Gardiner,  a.  a.  0.,  8.  86 — 100. 

*)  Williams,  Real  l’ropertj,  8.  13,  Anm.  (r).  Siche  auch  die  weiter 
unten  citiertc  Literatur. 
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gericht  gehörten.  Die.'^e  Einrichtungen  waren  normannischer  Her- 
kunft '). 

Die  Regierung  Heinrichs  II.  (1154 — 1189)  war  von  großer 
Hedeutung  fUr  die  Entwickelung  des  englischen  Rechts  infolge  der 
Reformen,  welche  der  König  angeordnet  hatte,  denn  unter  seiner 
Regierung  wurde  das  englische  Recht  von  dem  ständigen  Gerichts- 
höfe, den  wir  eben  kennen  gelernt  haben,  einheitlich  zusammen- 
gefasst und  zentralisiert.  Ferner  wurde  unter  seiner  Regierung 
die  Einrichtung  der  wandernden  Richter  geschaffen,  welche  das 
ganze  Land  zu  bereisen  hatten.  Weiterhin  wurden  die  Geschworenen- 
Gerichte  (inqnest  oder  recognition)  und  das  „original  writ“  als 
üblicher  und  notwendiger  Bestandteil  des  englischen  Rechts- 
systems cingeführt®). 

Unter  der  Regierung  Heinrichs  lU.  (121b — 1272)  entwickelte 
sich  das  Recht  schnell  und  andauernd;  und  am  Ende  seiner  Re- 
gierung „most  of  the  main  outlines  of  our  medieval  law  have  been 
drawn  for  good  and  all;  the  subsequent  centuries  will  be  able  to 
do  little  more  than  to  tili  in  the  details  of  a scheme  which  is  set 
before  them  as  unalterable“  ’). 

Mit  dem  Beginne  des  dreizehnten  Jahrhunderts  fing  auch  die 
Entwickelung  des  „mächtigen  englischen  Ständestaats“  an.  Die 
Grundlage  hierzu  lieferte  diis  angelsächsische  Staatswesen  und  der 
normannischeLehnsstaat.  Die  „ Magna  Charta  “(1215)  König  Johanns 
war  der  entscheidende  Beginn  einer  Entwickelung,  die  in  ihren 
Grundzügen  unter  der  Regierung  Eduards  I.  (1272 — 1307)  ab- 
geschlossen wurde.  Das  Parlament,  bestehend  aus  einem  Oberhaus 
und  einem  Unterhaus,  stand  neben  dem  König.  Zu  den  Obliegen- 
heiten des  Oberhauses  gehörte  seine  Mitwirkung  bei  der  Gesetz- 
gebung; außerdem  war  das  Oberhaus  der  oberste  Gerichtshof  und 
das  höchste  Beratungsorgan  der  Verwaltung.  Seit  Richard  I. 
war  die  Mitwirkung  des  Unterhauses  bei  flrlaß  eines  Gesetzes 
notwendig.  Das  Reichsgericht,  das  Gericht  des  gemeinen  Rechts, 
setzte  sich  zusammen  aus  dem  „Court  of  King’s  Bench“,  dem 

•)  Heymann,  a.  a.  0.,  S.  797. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  13G,  138.  Bctr.  weiterer 
Einzelheiten  s.  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte:  Holdsworth, 

History  of  English  Law,  1,  S.  112—169. 

^ Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  174. 
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„Court  of  Common  Pleas“  und  dem  „Court  of  Exchequer“ 
Neben  dem  Reichsgericht  stand  das  Kanzleigericht  (Chanceiy),  das 
seine  Jurisdiktion  nach  Billigkeitsgrundsätzen  (equity)  mdir  und 
mehr  auszuüben  begann.  Die  Kirche  strebte  nach  immer  größerer 
Unabhängigkeit  vom  Staate;  aber  die  Folge  der  Reformation  war 
ihre  vollständige  Unterwerfung  unter  den  Staat')- 

Die  ersten  zwei  Jahrhunderte  unter  den  Normannen  und  der 
Regierung  der  Plantagenets  waren  in  der  Tat  Perioden  von  großer 
Bedeutung,  besonders  wegen  der  neuen  und  höchst  wichtigen  Be- 
ziehungen zur  übrigen  Christenwelt.  Selbst  der  Verlust  von  Anjou 
und  der  Normandie  konnte  nicht  zur  Lösung  dieser  Beziehungen 
führen.  Geistige  und  religiöse  Bewegungen  Europas  machten  sich 
nunmehr  in  England  fühlbar.  Die  ökonomische  Entwickelung  war 
jetzt  eine  ähnliche  wie  in  den  anderen  europäischen  Staaten. 
Cunningham  und  Mc  Arthur  äußern  sich  hierüber  wie  folgt: 
„The  rise  of  the  religious  Orders,  the  influence  of  tlie  Crusades, 
the  growth  of  municipal  life,  the  devastation  of  pestilence,  the 
revival  of  leaming,  the  discovery  of  the  New  World,  the  growth 
of  nationalities,  were  events  which  affected  the  whole  of  Christen- 
dom, and  produced  shnilar  economic  results  in  many  lands.  And 
it  was  with  the  Norman  Conquest  that  England  entered  for  tlie 
first  time  into  the  common  life  of  Christian  Europe“  ’). 

Es  muß  fernerhin  berücksichtigt  werden,  daß  die  Guts- 
herrschaften (manors),  im  zwölften  Jahrhundert  die  am  meisten 
vorkommende  Form  sozialer  Gemeinschaft,  mehr  und  mehr  den 
Städten  als  den  Mittelpunkten  für  Handel  und  Industrie  Platz  machten. 
Dieser  Niedergang  des  gutsherrlichen  Systems  wurde  beschleunigt 
durch  den  „schwarzen  Tod“,  die  große  Pestplage  des  Jahres  1349 
und  durch  den  Aufstand  der  Bauern  von  1381,  was  einen  großen 
Mangel  an  Arbeitskräften  zur  Folge  hatte  und  wodurch  es  schwer 
wurde,  das  Land  nach  dem  alten  Gutsverwalter-Sy.stem  bewirt- 
schaften zu  lassen.  Die  Gutsherren  begannen  ihr  Land  in  kleinere 
Güter  aufzuteilen  und  diese  gegen  bar  zu  verpachten;  hierdurch 

')  Heymann,  a.  a.  O.,  S.  797.  Siehe  auch  Uardiner,  a.  a.  Ü.,  I. 
S.  173— 2G5.  Hinsichtlich  der  verschiedenen  (Jerichte  siche  besonders  Pollock 
and  Maitland,  a.  a.  O.,  1,  S.  153— 156,  189 — 206;  Holdsworth,  History 
of  Knglish  Law,  I,  S.  1 — 401. 

*)  Cnnninghain  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  S.  12,  13. 
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entstand  das  System  der  Bewirtschaftung  durch  Gutspächtcr,  welches 
bald  seine  heutige  Fonn  annahni.  Auch  die  Schafzucht  war  da- 
mals sehr  lohnend  und  nahm  ständig  zu.  Noch  vor  der  Refor- 
mation hatte  das  System  der  ßutsherrlichkeit  seine  Bedeutung 
verloren.  Hand  in  Hand  mit  seinem  Verfall  ging  das  Ver- 
schwinden der  Leibeigenschaft,  obgleich  einige  der  Unzuträglich- 
keiten  der  letzteren  sich  noch  bis  in  die  Zeit  Elisabeths  schwer 
fühlbar  machten  ‘). 

Die  Eroberung  hatte  einen  großen  Zuzug  von  Angehörigen 
fremder  Nationen  mit  sich  gebracht,  aber  noch  vor  der  Zeit 
Eduards  I.  war  dieses  neue  Element  der  Bevölkenmg  in  den 
angelsächsischen  und  dänischen  Elementen  aufgegangen  und  bildete 
mit  diesen  ein  einheitliches  Volk  mit  gemeinsamen  Institutionen. 
Für  das  ganze  Land  war  nur  ein  Parlament  vorhanden  und  im 
allgemeinen  machte  sich  eine  Festigung,  des  gesamten  nationalen 
Lebens  bemerkbar*). 

Hand  in  Hand  mit  der  nationalen  Entwickelung  ging  auch 
eine  Festigung  des  Städtewesens.  Wie  in  der  Nation  als  Ganzem, 
so  entwickelten  sich  auch  in  den  Städten  freie  Institutionen  und 
ein  eigenes  organisches  Leben.  Die  Entwickelung  der  Städte 
vollzog  sich  jedoch  unter  dem  Schutze  und  der  Direktion  der  Zentral- 
gewalt und  sie  waren  daher  nicht  wie  die  Städte  Deutschlands 
und  Frankreichs  sozusagen  unabhängige  Staaten.  Dieses  einige 
Zusammengehen  und  harmonische  Anwachsen  des  nationalen  und 
Städtelebens , welches  unter  Eduard  I.  einen  gewissen  Abschluß 
fand,  kam  einer  weitblickenden  fiskalischen  und  kommerziellen 
Politik  sehr  zu  Statten’). 

Die  Städte  waren  ins  Leben  gerufen  worden  als  Mittelpunkte 
für  den  Handel;  aber  bis  zum  vierzehnten  Jahrhundert  waren  sie 
soweit  vorgeschritten,  daß  sie  auch  als  Mittelpunkte  für  die  In- 

')  Cunningham  and  Mc  Arthur,  a.  a.  U.,  S.  29,  30,  38,  41,  43  -46. 
Über  den  inanor  s.  ferner  Vinogradoff,  Villainagu  in  Eng.,  S.  223  ff., 
und  Growth  nf  Manor  (s.  L.  <2.  U.  Bd.  XXI,  S.  294). 

’)  Siehe  Stiibbs,  Medieval  and  Modern  History,  S.  149;  Cunning- 
hain  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  S.  13,  24. 

Cunningham  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  S.  13,  24.  Über  die  Be- 
deutung und  Stellung  des  deutschen  Stadtewesens  siehe  besonders  Gier  ko. 
Das  deutsche  (ienosscnschaftsrecht,  I,  S.  300 — 310. 
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dustric  gelten  konnten;  demzufolge  setzte  sich  die  (tilde  der 
Handelstreibenden  aus  mehreren  Handwerkergilden  zusammen.  Die 
Städte  standen  zu  einander  in  enger  Heziehung.  Eine  gemeinsame 
lex  mercatoria  war  zur  Regelung  merkantiler  Angelegenheiten  von 
allen  Städten  anerkannt  worden.  Oft  führte  eine  Stadt  die  Ge- 
bräuche einer  anderen  bei  sich  ein,  auch  trieben  die  Städte  Handel 
untereinander.  Die  Art  und  Weise  der  Sicherstellung  und  Ein- 
treibung von  Forderungen  war  in  allen  Städten  so  ziemlich  dieselbe. 
Zur  Zeit  der  Regierung  Richards  I.  waren  die  Städte  die  Haupt- 
faktoren, welche  der  Handelspolitik  die  Richtung  vorschrieben '). 

Zur  Zeit  der  Tudors  (1485 1603)  waren  die  Städte  jedoch 
in  Vorfall  gekommen  und  in  den  Hintergrund  getreten.  Wie  die 
Gntsherrlichkeit  (manor)  den  Städten  gewichen  war,  so  wichen  jetzt 
die  Städte  der  Zentralgewalt.  Mit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert 
begann  die  Übertragung  der  Verantwortlichkeit  für  das  Wohl  und 
Wehe  von  Handel  und  Industrie  in  England  auf  ilie  Landesregierung  *). 

Die  Anfänge  des  nationalwirtschaftlichen  Lebens  scheinen  sich 
zum  großen  Teil  auf  die  Stellung  und  den  Einfluß  des  Königs  zurück- 
führen zu  lassen.  Seit  früher  Zeit  war  der  König  der  Mittelpunkt  der 
Nation  und  zur  Zeit  der  Normannen  war  der  König  und  sein  Exche- 
quer  der  Mittelpunkt  des  gesamten  sozialen  Lehens.  Der  König  war 
der  größte  Grundbesitzer  und  auf  seine  Autorität  ist  das  gesamte 
Rechts.system  zurückzuführen.  In  all  den  verschiedenen  Verhältnissen 
des  Lebens  machte  sich  der  per.sönliche  Charakter  und  die  per- 
sönliche Politik  des  Königs  fühlbar.  Seine  Stellung  im  Staate  war 
die  einigende  Macht,  welche  „die  getrennten,  isolierten  und  unab- 
hängigen Elemente  in  ein  Ganzes“  zusammenfaßte*). 

Die  Krone  übte  einen  direkten  Einfluß  auf  die  Industrie  des 
liUndes  aus , und  besonders  die  ausländische  Politik  lag  in  der 
Hand  des  Königs.  Der  König  war  seit  Jahrhunderten  derjenige, 
welcher  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zum  Festlande  leitete. 


')  Cunninghain  and  Mc  .\rthur,  a.  a.  O.,  S.  .50 — 52,  54— fiO.  Siche 
fonier  Holdsworth,  History  of  Knglish  Law,  I,  S.  307  - 313.  Sitdio  auch 
unsere  späteren  Austnhrungen  im  zweiten  Bucli.  Gicrkc,  a.  a.  U.,  II,  S.  389, 
weist  darauf  hin,  daü  iin  Mittelalter  die  Kechtsverhältnisse  zwischen  den 
einzelnen  Städten  „einen  lialb  völkerrechtlichen  Charakter“  haben. 

*)  Cnnningham  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  S.  29,  .59,  60. 

*)  Cunningham  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  S.  69. 
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Offa  hatte  einen  Handelsvertrag  mit  Karl  dem  Großen  geschlossen. 
Die  Regierung  Cnuts,  des  Dänen,  hatte,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  eine  Erweiterung  der  Handelsbeziehungen  zu  Island,  Däne- 
mark und  Norwegen  zur  Folge.  Normannische  Herrscher  und  die 
Plantagenets  erweiterten  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen zwi.schen  England  und  dem  Kontinente  einerseits  und 
dem  Osten  andererseits.  Hand  in  Hand  mit  diesen  Handelsbe- 
ziehungen ging  die  Entwickelung  einer  bestimmten  Handelspolitik. 
Diese  Politik  äußerte  sich  hauptsächlich  in  dem  Anspomen  aus- 
ländischer Kaufleute,  Uire  Produkte  einzufOhren,  um  Bedürfnisse, 
welchen  England  selbst  noch  nicht  gerecht  werden  konnte,  zu  be- 
friedigen. Auf  der  anderen  Seite  wurde  der  Ausfuhrhandel  nur  insoweit 
begünstigt,  als  dies  mit  den  Interessen  Englands  im  Einklang  stand '). 

Zusammen  mit  der  Entwickelung  dieser  Handelspolitik  ist 
ein  Zuzug  von  Ausländem  nach  England  zu  beobachten.  Nach 
der  Eroberung  >vurden  auch  die  Juden  nach  England  gerufen;  sie 
lebten  in  den  ihnen  angewiesenen  Städten  und  ihre  Hauptbe- 
schäftigung bestand  im  Verleihen  von  Geld  gegen  Zinsen  an  den 
König  und  andere.  Ein  System  der  Protokollierung  beurkundeter 
Schuldfordeningen  (bonds)  der  Juden  und  der  Verpfändung  zur 
Sicherstellung  solcher  Forderungen  wurde  eingeführt.  Die  Folge 
hiervon  war  ein  schneller  Vollstreckungsprozeß  bei  Zahlung8^'er- 
säumnis  des  Schuldners  und  ein  freier  Kauf  und  Verkauf  von 
jüdischen  Schuldforderungen.  Fremde  Kaufleute,  besonders  solche 
ans  Italien,  kamen  herein  und  die  privilegierten  Städte  (chartered 
tewns)  wurden  die  Hauptstätten  ihrer  Handelstätigkeit’).  Ein 
System  ähnlich  dem  für  die  Juden  eingefOhrten  wurde  zur  Sicher- 
stellung und  Eintreibung  von  Schuldfordemngen  zu  Gunsten  dieser 
Kaufleute  und  im  Interesse  des  Handelskredits  im  allgemeinen 
geschaffen.  Schulden  an  Kaufleute  sowie  an  Juden  konnten  durch 
hypothekarische  Belastung  des  Landes  sicher  gestellt  werden’). 
Eine  große  Anzahl  Cistercienser  Klöster  wurde  im  zwölften  Jahr- 
hundert gegründet  und  die  Geistlichen  pflegten  ihre  Lieblings- 
beschäftigung, die  Schafzucht;  von  Kaufleuten  aus  Lucca  und 

’)  Cnnningham  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  S.  70—73. 

*)  Siehe  die  späteren  Ausführungen  iui  zweiten  Buch;  Pollock  and 
Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  464. 

’)  Siehe  Näheres  im  zweiten  Buch;  Glasson,  a.  a.  O.,  IIJ,  S.  242. 
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anderen  italienischen  Städten,  sowie  aus  den  Niederlanden  wurde 
die  Wolle  aufgekauft').  Auf  die  Einladung  Eduards  siedelten 
sieh  flämische  Handwerker  in  England  an.  Unter  Eduard  VI. 
und  Elisabeth  kamen  Protestanten  herein,  was  dem  Handel  .sehr 
von  Nutzen  war.  Die  Aufhebung  des  Edikts  von  Nancy  im 
Jahre  16S5  hatte  eine  bedeutende  Einwanderung  besonders  von 
Seiden-  und  Leinewebern  aus  Frankreich  zur  Folge*). 

Die  Aufnahme  dieser  ausländischen  Elemente  übte  einen  be- 
deutenden Einfluß  auf  das  industrielle  und  kommerzielle  liCben 
in  England  aus.  Die  Geschicklichkeit  der  Handwerker  nahm  zu 
und  jeder  Zuzug  vom  Auslande  war  zum  Vorteil  für  das  Gewerbe. 
Handwerkergilden  gab  es  ohne  Zweifel  schon  kurz  nach  der  nor- 
mannischen Erobenmg  und  die  Anfänge  des  Banken-  und  Ver- 
sicherungswesens sind,  uie  es  scheint,  auf  die  italienischen  Kauf  leute 
zurückzufüliren,  welche  sich  in  England  niedergelassen  hatten.  Es  ist 
zum  größten  Teil  dem  Einfluß  der  Juden  und  Ibiliener  zuzuschreiben, 
daß  sich  mit  der  Zeit  in  England  ein  Übergang  von  der  Natural- 
wirtschaft zur  Geld-  und  Kreditwirtschaft  vollzog.  In  der  Tat  waren 
es  diese  Ausländer,  welche  wesentlich  dazu  beitrugen,  den  Grund- 
stein zu  Englands  industrieller  und  kommerzieller  Größe  zu  legen*). 

Der  Einfluß  der  Zentralgewalt  auf  Industrie  und  Handel  war 
besonders  stark  seit  der  Zeit  Eduards  I.;  denn  unter  Eduards 
Regierung  wurde  das  nationale  Leben  sorgfältig  gefestigt.  Eduard 
strebte  nach  nationaler  Einheit  und  Macht  und  nach  der  Ver- 
bessening  der  nationalen  Institutionen;  gleichzeitig  sah  er  aber 
von  Erobernng.^kriegen  ab.  Sowohl  dem  inländischen  wie  dem 

ausländischen  Handel  wurden  die  größtmöglichen  Erleichterungen 
gewährt.  Ein  neues  fiskalisches  System  wurde  eingefUhrt.  Gewis.se 
Häfen  wurden  vorgeschrieben,  durch  welche  sich  der  Handel  des 
Landes  zu  bewegen  batte,  und  die  Gesetzgebung  sorgte  für  poli- 
zeilichen Schutz  der  Handelstreibenden.  Den  Einrichtungen  bei 
der  Sicherstellung  und  Eintreibung  von  Schuldfordenmgen  der 
Kaufleute,  welche  sich  bisher  nach  den  lokalen  Gepflogenheiten  der 
einzelnen  Städte  richteten,  wurde  durch  das  Statute  of  Acton 

')  Cunniiigliam  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  S.  20. 

*)  Cunningham  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  S.  14,  15. 

*)  Cunninghain  and  Mc  Arthur,  a.  a.  O.,  S.  20;  und  siche  auch 
unsere  Ainnfuhrungcn  iin  zweiten  lUich. 
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Burnel  (1'283)  ein  neuer,  einheitlicher  und  nationaler  Charakter 
verliehen;  diesem  Gesetze  folgte  im  Jahre  1285  das  noch  weiter 
gehende  Statute  of  Merchants‘). 

Dali  die  Festigung  des  Landes  und  der  innem  Angelegen- 
heiten des  nationalen  Lebens  der  Handelspolitik  Gelegenheit  gab, 
sich  zu  entwickeln,  ist  fernerhin  deutlich  zu  beobachten  miter 
der  Regierung  Eduards  III  (1327 — 1377).  Eduard  III.  trieb 
eine  kraftvolle  Äuslandspolitik;  er  scheint  von  kontinentalen  Er- 
oberungen und  einem  grollen  Handelsreiche  geträumt  zu  haben. 
Fremde  Kaufleute,  immer  willkommen  in  England,  solange  sie 
nützliche  Produkte  von  auswärts  einführten  und  sich  auf  den 
Großhandel  beschränkten,  waren  besonders  willkommen  unter 
Eduard  IH.  Wolle  war  der  Hauptartikel  des  englischen  Export- 
handels im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert,  und  indem 
England  das  Rohmaterial  für  die  flämischen  Erzeugnisse  lieferte, 
trat  es  früh  in  Beziehungen  zu  den  Niederlanden.  Eduard  scheint 
sich  mit  der  Absicht  getragen  zu  haben,  auch  die  Fabrikation  in 
England  einzuführen,  und  ein  großer  Teil  der  englischen  Wollemte 
wurde  in  England  verarbeitet;  zu  welchem  Zwecke  Eduard  flämische 
Handwerker  hereinkommen  ließ.  So  kam  es,  daß  die  Schifffahrt  und 
ein  großer  Teil  des  inländischen  Geschäftes  in  den  Händen  von  Aus- 
ländern war.  Stapelplätze,  zu  welchen  alle  englischen  Produkte  be- 
fördert werden  mußten  und  in  welchen  die  englischen  Kaufleute  dem 
Handel  mit  dem  Kontinente  obzuliegen  hatten,  wurden  von  Eduard 
wieder  ins  Leben  gerufen  und  organisiert.  Diese  Konzentration  des 
Handels  in  den  Stapelplätzen  brachte  zu  jener  Zeit  fiskalische  und 
kommerzielle  Vorteile  mit  sich.  Unter  anderem  war  es  möglich, 
dem  Kauftnanne  Rechte  und  Privilegien  zu  verleihen,  so  z.  B.  die 
Schaffung  der  Möglichkeit  mit  Hilfe  eines  einfachen  Rechtsmittels 
seine  Forderungen  sicher  zu  stellen  und  eiiizutreiben.  Von  ganz 
besonderer  Bedeutung  war  in  der  Tat  die  Schaffung  einer  speziellen 
Form  der  H3T)othek  auf  Grundbesitz,  um  Ansprüche  von  Kaufleuten 
in  den  Stapelplätzen  gegen  ihre  Schuldner  sicher  zu  stellen*). 

')  Siehe  Näheres  unten  iin  zweiten  Huch;  Cunninghnm  and  Mc  Arthur, 
.■».  a.  O.,  S.  74. 

*)  Siche  N.iherc.s  im  zweiten  Huch:  Hrodhurst,  The  Merchants  of 
tlie  Staple,  L.  Q.  R.,  XVII,  S.  07;  Cunninghaui  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0., 
S.  14,  25,  20,  74—77. 
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Dieser  so  kraftvoll  durchgeführten  Politik  zur  Befriedigung  der 
wirtflchaftlichen  Bedürfnisse  des  englischen  Volkes  unter  Eduard  III. 
folgte  eine  Reaktion  unter  seinem  Nachfolger.  Diese  Reaktion 
fand  die  Unterstützung  des  Parlamentes  und  die  Billigung  der 
Krone ; immerhin  war  der  Einfluß  der  Politik  Eduards  mit  Bezug 
auf  die  Städte,  welche  Stapelplätze  waren,  ein  dauernder.  Die 
lokalen  Verwaltungen  waren  nunmehr  durch  die  Landesregierung 
so  ziemlich  ersetzt  worden.  Das  Streben  ging  jetzt  dahin,  den 
Handel  des  Landes  von  den  Märkten  (fairs)  und  aus  den  Händen 
der  Ausländer  in  diejenigen  der  englischen  Kaufleute  und  auf 
deren  Wohnplätze  zu  übertragen.  Unter  der  Regierung  Richards  H. 
sehen  wir  in  der  Tat  die  Anfänge  des  „Mercantile  System“. 
Dieses  politische  und  ökonomische  System  wurde  jedoch  erst  unter 
den  Tudors  (1485 — 1603)  mit  Bedacht  ausgebaut  und  durchge- 
fOhrt'). 

Wir  ersehen  also  die  allmähliche  Entwickelung  von  der 
Naturalwirtschaft  zur  Geld-  und  Kredituürtschaft,  den  Fortschritt 
vom  landwirtschaftlichen  Leben  der  Angelsachsen  zum  National- 
nnd  Städteleben  mit  seiner  Industrie  und  seinem  Handel,  wie  uns 
solches  in  den  Jahrhunderten,  welche  der  Hereinkunft  der  Dänen 
und  Normannen  folgten,  entgegentritt.  Die  zeitige  Entwickelung 
eines  starken  Königtums,  einer  starken  Zentralgewalt,  übte  einen 
hervorragenden  Einfluß  auf  die  gesamte  spätere  Geschichte  des 
Rechts  und  der  Nationalökonomie.  Diese  Zentralgewalt  schob  dem 
Überhandnehmen  lokaler  Gebräuche  und  feudalen  Rechtswesens 
einen  Riegel  vor,  sie  sorgte  dafür,  daß  die  Städte  zur  Verfolgung 
der  nationalwirtschaftlichen  Zwecke  beisteuerten.  Ihre  Politik  be- 
zweckte eine  Förderung  der  Industrie  und  des  Handels;  sic  hatte 
das  gemeine  Recht  und  Billigkeitsrecht  und  ihr  stand  hinreichend 
Macht  zur  Verfügung,  die  Urteile  der  Gerichte  vollstrecken  zu 
können.  Es  war  das  gemeine  Recht,  welches  im  Mittelalter  vor- 
herrschte, während  in  der  Neuzeit  das  Billigkeitsrecht  prädominierte. 
Dieser  Sieg  des  Billigkeitsrechts  über  das  gemeine  Recht  hat  einen 
fast  vollständigen  UmschuTing  in  der  Rechtstheorie  und  Rechts- 


')  Cunninghain  and  Mc  Arthur,  a.  a.  0.,  7C— 81. 
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praxis  zur  Folge  gehabt.  Mit  einer  der  Phasen  dieser  allgemeinen 
wirtschaftlichen  und  Rechtsentwickelung  seit  der  Zeit  der  Angel- 
sachsen bis  auf  den  heutigen  Tag  haben  wir  uns  in  der  gegen- 
wärtigen Abhandlung  zu  befassen.  Es  ist  dies  die  Geschichte  des 
Pfandrechts.  Ein  vorheriger  kurzer  Überblick  über  das  System 
des  englischen  Privatrechts  wird  uns  dies  leichter  verständlich 
machen. 


Zweiter  Teil. 

Das  englische  Privatrecht. 

Erstes  Kapitel. 

Bestandteile  des  englischen  Privatrechts. 

Von  gewissen  Rechtsgelehrten  ist  behauptet  worden,  daß 
keltisches  Recht  und  keltische  Institutionen  die  germanischen  Er- 
oberungen überdauert  hätten  und  ein  wesentlicher  Teil  des  eng- 
lischen Rechtssystems  geworden  seien.  Wir  beabsichtigen  nicht 
auf  eine  Besprechung  dieser  Behauptung  der  keltischen  Schule 
einzugehen,  sondern  möchten  nur  in  kurzen  Worten  so  genau  wie 
möglich  feststellen,  welche  Bestandteile  des  englischen  Rechts 
germanischen  Ursprungs  sind  und  welche  dieser  Bestandteile  auf 
das  römische  und  kanonische  Recht  zurückgeführt  werden  können. 

I.  Germanisches  Recht*). 

Nach  der  Ansicht  von  Pollock  und  Maitland*),  die  auch 
heute  bei  den  Rechtsgelehrten  die  vorherrschende  ist,  „the  English 
laws  have  been  fonned  in  the  main  from  a stock  of  Teutonic 
customs,  with  some  additions  of  matter,  and  considerable  additions 
or  modifications  of  form  received  directly  or  indirectly  from  the 
Rom.in  System.  Both  the  Germanic  and  the  Romanic  elements 
have  been  constituted  or  re-inforced  at  different  times  and  from 
different  sources  . . .“ 

Germanische  Gebräuche  und  Einrichtungen  kamen  zuerst  nach 
England  durch  die  verschiedenen  Eroberungen  Britanniens  durch 

*)  Nähcro.s  bctr.  der  gennaniaclicn  Quellen  des  englischen  Rechts  siehe 
weiter  unten. 

»)  Hist.  Eng.  Law,  I,  S.  XXX. 
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germanische  Völker,  wie  Angeln  und  Sachsen,  die  sich  dort  nieder- 
ließen, was  dann  später  die  Errichtung  des  englischen  Königreichs 
zur  Folge  hatte.  Ein  zweites  germanisches  Element  kam  durch 
die  dänischen  Einfälle  herein.  Es  ist  möglich,  daß  das  von 
Wilhelm  dem  Eroberer  eingeföhrte  normannische  Recht  auch 
skandinavische  Rechtebestandteile  enthielt,  wennschon  natürlich 
das  normannische  Recht  jener  Zeit  in  der  Hauptsache  fränkisch 
war').  Ein  drittes  germanisches  Pilement,  das  fränkische,  begann 
ungefähr  zur  Zeit  Karls  de.s  Großen  Eingang  in  England  zu  finden, 
da  die  Könige  von  Mercia  und  Wessex  von  der  Zeit  Karls  des 
Großen  bis  zur  Zeit  der  normannischen  Piroberung  freundschaft- 
liche Reziehungen  zu  den  fränkischen  Königen  unterhielten’), 
und  Institutionen  wie  die  Ordalien-Liturgie  aus  dem  Rechtsleben 
der  Franken  übernahmen.  Unter  Wilhelm  dem  Eroberer  und 
anderen  normannischen  Königen  übte  das  normannische  und  da- 
mit auch  das  fränkische  Recht  einen  sehr  wesentlichen  Einfluß 
auf  das  englische  Recht  aus;  das  anglo-normannische  Recht  ist 
im  wahren  Sinne  des  Wortes  die  „Tochter  des  fränkischen  Rechts“ 
und  die  Originalität  der  Gesetzgebung  Heinrichs  II.  darf  daher 
nicht  überschätzt  werden’).  Somit  sehen  wir,  daß  drei  große 


')  Brunner,  (ieschichte  der  Fraiir-ösischen,  Nomiannischen  und  Eng- 
lischen Rcchtsquellen,  Holtzcndorffs  EncyklopSdio  der  Rechtswissenschaft 
(18'JO),  S.  324,  330;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  XXX. 

’)  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  330;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I, 
S.  XXX,  XXXI. 

’)  Siehe  Brunners  Rezension  der  ersten  Auflage  von  Pollock  and 
Maitland’s  Historj  of  English  Law,  Zeitschrift  der  Savignj-Stiftung,  Band 
XVII,  (icrm.  Abt.,  S.  125,  12G;  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte, 
S.  38 — 41,  76  ff.,  99  ff.,  129  ff.  und  144;  Brunner,  Gesch.  der  Franz.,  Norm, 
und  Engl.  Rcchtsquellen,  Holtzcndorffs  Encyklop&die  (1890),  S.  324,  325, 
333  — 347;  Stubbs,  Eng.  Const.  Hist.,  I,  S.  G,  11;  Pollock  and  Maitlan  d, 
a.  a.  0.,  I,  S.  XXX,  XXXI,  94,  Anni.  2;  Thaycr,  Evidence  at  the  Common 
Law,  S.  48,  55.  Thaycr,  a.  a.  0.,  S.  55:  „Up  to  Glanvill  the  English  law 
was  constaiitly  fructified  from  the  Norman“.  Brunner  am  zuletzt  citierten 
Orte  S.  329;  „Die  Satzungen  der  Angelsachsen  nehmen  in  der  Geschichte 
des  englischen  Rechts  dieselbe  Stellung  ein,  wie  die  Volksrechte  in  der 
der  übrigen  deutschen  Stämme.  Wenn  zwar  die  selbständige  Entwickelung 
des  angelsächsischen  Rechts  durch  die  normannische  Eroberung  abgebrochen 
wurde,  so  hat  cs  sich  doch  zum  Teil  neben  den  normannischen  Neuerungen 
erhalten  und  mit  ihnen  in  die  geschichtlichen  Grundlagen  der  heutigen 
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germanische  Elemente  zur  Bildung  des  englischen  Rechts  bei- 
getragen haben,  nämlich  das  rein  angelsächsische,  das  skandi- 
navische und  das  fränkische. 

In  England  und  Amerika  herrscht  erfreulicherweise  heutzu- 
tage in  Bezug  auf  die  Rechtsgeschichte  und  die  vergleichende 
Rechtswissenschaft  das  wachsende  Bestreben,  die  alte  Methode, 
das  englische  Recht  als  eine  abgeschlossene  Welt  für  sich  zu  be- 
trachten, aufzugeben  und  seine  Verwandtschaft  mit  dem  deutschen 
Mutterrechte  zu  studieren.  Man  macht  sich  die  germanistische 
Forschung  der  letzten  drei  Jahrhunderte  zu  Nutze,  um  das  englische 
Recht  zu  erklären  und  es  in  seinem  wahren  historischen  Lichte 
zu  zeigen.  Selbst  deutsche  Rechtsausdrücke  werden  in  die  englische 
Rechtssprache  eingeführt').  Das  germanische  Recht  übt  daher  in 
unseren  Tagen  einen  Eintluil  auf  das  englische  Recht  und  das 
Rechtsstudium  aus,  welcher  mit  den  Jahren  noch  mehr  zuzunehmeti 
verspricht.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  die  englischen  und  amerikani- 
schen Juristen  die  deutsche  Systematik  sorgfältig  studieren  werden. 

II.  Römisches  und  Kanonisches  Recht. 

Die  Frage,  bis  zu  welchem  Grade  das  römische  System,  d.  h. 
das  römische  und  das  kanonische  Recht,  das  englische  Recht  be- 
einflußt hat,  ist  eins  der  kompliziertesten  und  schwierigsten  Pro- 
bleme der  englischen  Reclitsgeschichte;  für  den  vorliegenden  Zweck 

englischen  Staats-  und  Uechtaverfassung  geteilt.  Zu  diesem  praktischen 
Gesichtspunkte  kommt  noch  ein  theoretischer.  Der  Keichtiim  der  angel- 
sächsischen Gesetzgebung  in  dem  halben  Jahrtausend  vor  AKthelberht  bis 
auf  Wilhelm  den  Eroberer,  der  rein  deutsche  Charakter  des  Rechts,  das 
vom  römischen  Rechte  gar  nicht,  vom  kanonischen  nur  in  sehr  geringem 
Maße  beeinflußt  wurde,  die  deutsche  Gesetzes-  und  Urkundensprache,  welche 
in  Deutschland  selbst  erst  im  dreizehnten  Jahrhundert  die  lateinische  zu 
verdrängen  begann,  und  endlich  die  ununterbrochene  Reihe  der  Rechts- 
quellen,  welche  anderwärts  zw'ischen  dem  neunten  und  dreizehnten  Jahr- 
hundert eine  schwer  auszufüllcnde  Kluft  aufweisen,  — all  diese  Umstünde 
stellen  die  angelsächsische  Gesetzgebung  in  die  erste  Reihe  der  Erkeuntnis- 
quellen  des  germanischen  Rechts“. 

*)  Siehe  Brunner,  Zeitschrift  der  Sav.  Stift.,  Band  XVJI,  Germ.  Abt., 
S.  125;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  XXXVJ : „What  is  inore,  in  the 
Works  of  Freiich  and  German  mcdievalists  they  [Englishmcu]  will  nowadays 
lind  many  an  invaluable  hint  for  the  Solution  of  specifically  Knglish  problems“. 

Uazeltiae,  Eagllsches  Pfandrecht  2 
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müssen  wir  uns  mit  einer  kurzen  Bctraclitung  dieses  Einflusses 
begnügen. 

Römiselies  Recht  war  in  Kribiimien  während  der  Zeit  der 
römischen  Okkupation  in  Kraft.  Papinian,  der  größte  aller 
römischen  Juristen,  sprach  Recht  nach  römi.schen  Prinzipien  am 
prätorischen  Gericht  zu  York  unter  der  Regierung  von  Septimius 
Severus').  Es  ist  jedoch  von  verschiedenen  Rechtsgelehrten  die 
Behauptung  aufgestellt  worden,  daß  das  römische  Recht  und  römische 
Institutionen  nicht  nur  nach  dem  Abzüge  der  Römer  aus  Britannien 
im  Anfänge  des  fünften  Jahrhunderts  weiter  existiert  haben,  sondern 
daß  sie  auch  die  germanische  Eroberung  Britanniens  durch  die 
Angeln  und  Sachsen  überdauert  und  in  beträchtlichem  Grade  zur 
Schaflung  des  englischen  Rechtssystems  beigetragen  haben“).  Es 
mag  zugegeben  werden,  daß  einige  Wahrscheinlichkeit  dafür  vor- 
handen ist,  daß  im  siebenten  und  neunten  Jahrhundert  römisches 
Recht  in  englLschen  Klöstern  studiert  wurde,  und  daß  gewisse 
Stellen  in  den  Gesetzen  der  Angelsachsen  eine  Bekanntschaft  mit  dem 
römischen  Rechte  aufweisen“);  immerhin  scheint  dies  eher  eine  Be- 
kanntschaft mit  dem  kanonischen  als  mit  dem  römischen  Rechte  zu 
sein*);  wenn  man  fernerhin  berücksichtigt,  daß  die  Behauptungen 
wenig.stens  einiger  Juristen  der  englischen  Schule,  welche  diese  Ansicht 
des  Überdauerns  des  römischen  Rechts  nach  der  germanischen  Erobe- 
rung vertreten,  der  Beachtung  wert  erscheinen,  so  scheint  diese  Schule 
doch  einem  wirklichen  Beweis  zur  Unterstützung  ihrer  Behauptung 
nicht  beigebracht  zu  haben.  Was  immer  im  englischen  Rechte 


')  llollniuf,  Civil  Law,  lionton's  Encycliipacdia,  III,  S.  36,  38;  Amoa, 
Civil  Law  of  Uome,  S.  443. 

“)  lierirht  nbt;r  die  Ansichten  dieser  Schule,  nebst  Kritik  derselben  bei 
Scrutton,  Influencc  of  the  Uoman  Law  on  the  Law  of  England,  S.  1— 66. 

“)  Savigny,  Oe.schiclite,  II,  S.  167 — 170;  Holland,  a.  a.  0.,  III, 
S.  38,  3U.  Siehe  auch  Sjicnce,  Eipiitable  Juri.sdiction,  I,  8.  17 — 80. 

Siehe  ohen  S.  16,  17,  Anin.  3,  Citat  Brunner,  l’ollock  and  Mait- 
land,  a.  a.  0.,  I,  S.  ,\'XX11:  „.And,  in  puint  of  fact,  therc  is  no  trace  of  the 
laws  and  jurisprudcnce  of  iin])crial  Itomc,  as  diatinct  from  the  prccepts  and 
tradition»  of  the  Uonian  Chtirch,  in  the  earliest  .Aiiglo-Saxon  docuincnts. 
Whatc'vcr  is  Human  in  thcin  is  ccclcsiastical.  The  dangcr  of  argiiing  in 
the.se  inatters  from  a merc  cmiineration  of  eoincideneea  has  already  been 
poinlcd  out  with  referenee  tu  the  attonipt,  in  our  opinion,  a sub.stanlially 
similar  one,  to  attributc  Knglish  law  tu  a Celtic  origin“. 
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römisclien  Ursprungs  ist,  läßt  sich  durch  die  Einführung  vom 
Kontinente  nach  der  Ankunft  der  (iermanen  erklären'). 

Der  erste  indirekte  Einfluß  des  römischen  Reclitssj'stems  auf 
das  germanische  Recht  in  England  wurde  durch  die  römische  Kirche 
in  den  Tagen  Sankt  Augustins  und  seiner  Nachfolger  ausgeübt*). 

EDvas  später  dagegen,  von  der  Zeit  Karls  des  Großen  an, 
begannen  die  englischen  Könige,  wie  wir  bereits  gesehen  haben*), 
freundschaftliche  Beziehungen  zum  fränkischen  Hofe  zu  unter- 
halten; auf  diese  Weise  wurden  dann  Bestandteile  des  römischen 
Rechts,  welche  bereits  in  dem  Rechte  und  der  Praxis  der  Franken 
verkörjiert  waren,  nach  England  gebracht.  Hierhin  gehören  die 
lateinischen  Charters  oder  Landbücher  des  Codex  Diplomaticus, 
welche  bei  den  Angelsachsen  bei  Übertragung  von  Land  und  bei 
der  Schaffung  sowohl  von  Proprietätspfand  wie  Nutzpfand  an 
Immobilien  in  Gebrauch  waren*). 


')  Savigny,  (Jeschichte,  II,  S.  170,  171;  Holland,  a.  a.  0.,  III,  S.  38, 
39;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  XXXI,  XXXII.  Yergl.  die  .\n- 
sicht  von  Arnos,  a.  a.  0.,  S.  443,  444:  „Neverthcless,  it  is  rcmarkabl«  that, 
from  thc  time  of  the  withilrawal  uf  the  Romans  to  the  com]>Iete  scttlemont 
of  thc  Normans,  a |ieriod  of  some  seven  hundred  years,  there  is  scarcely 
to  bo  found  any  token  of  thc  inlluence  or  of  tlic  knowledgc  of  Roman  law. 
The  Roman  inüuencc  scems  to  have  expired  suddcnly  in  Britain,  in  a war 
which  is  not  witnessed  in  those  countries  wherc  the  Roman  government 
was  mercly  displaccd  by  the  govemments  of  the  barbarians.  There  was 
no  secondary  influence  of  the  Thcodosiart  Code  and  of  the  great  jurists  of 
the  Äntonine  age  through  Barbarian  Codes;  and  the  dilTu.sion  of  thc  Justinian 
Compilation  could  not  extend  to  Britain.  Hins,  tbough  it  is  probable  that 
Roman  ideas  and  institutions  really  survived  in  one  form  or  another  to  an 
eitent  which  has  not  yet  been  traced,  yet  distinct  allusions  to  Roman  law 
are,  thrnugbout  the  wholo  period,  as  rare  as  possible,  . . 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  XXXII.  Maitland,  Traill’s 
Social  England,  2.  .\iill.,  I,  S.  173:  „Erom  thc  daya  of  AEthclbort  onwards 

English  law  was  under  the  influence  of  so  much  uf  Roman  law  as  had  work- 
ed  itself  into  the  tradition  of  the  Catholic  Church“.  Siche  fenier  unsere 
Bemerkungen  über  die  Entwickelung  des  angelsächsischen  Wettvortrages, 
unten  im  ersten  Buch. 

*)  Siehe  oben  S.  4 IT. 

*)  Siehe  unsere  .Ausführungen  im  ersten  Buch;  Brunner,  Zur  Rechts- 
gesch.  der  rüm.  und  genn.  Erkunde,  S.  194 — 198;  Scrutton,  a.  a O.,  S.  (!5; 
Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0. , I,  XXXII,  XXXllI.  Maitland,  a.  a.  0., 
I,  S.  173:  „The  written  conveyance  was  introduced  along  with  (Jhrislianity: 

2’ 
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Die  normaiinisdie  Eroberung  braclite  noch  weitere  römisclie 
Elemente;  denn  die  Rechte  und  Institutionen  der  Normannen  waren 
in  der  Hauptsache  fränkisch  und  schlossen  an  römischen  Rechts- 
bestandteilen alles  das  in  sich,  was  die  Franken  bereits  sich  zu 
eigen  gemacht  hatten*). 

Eine  andersartige  Übernahme  erfolgte  mit  der  Wiederauf- 
nahme des  Studiums  des  römischen  Rechts  in  Italien,  wie  solches 
in  den  .lustinianischen  Rüchem  vorgefunden  wurde.  Dieser  neue 
Einfluß  des  römischen  Rechts  auf  das  englische  Recht  begann  mit 
der  Zeit,  als  der  Rechtsgelelirte  Lanfranc*)  von  Pavia  von 
Wilhelm  dem  Eroberer  als  „Vertrauter  Berater“  nach  England 
gerufen  wurde.  Ungefahr  im  Jahre  1144  ließ  Theobald,  Erz- 
bischof von  Canterbury,  den  römischen  Juristen  Vacarius,  sowie 
einige  Rechtsbücher,  letztere  wahrscheinlich  aus  Bologna,  nach 
England  kommen.  Vacarius  lehrte  römisches  Recht,  und  es  wird 
angenommen  zu  Oxford.  Er  schrieb  auch  ein  Buch,  wahrscheinlich 
um  1149,  zum  Gebrauch  für  arme  Studenten,  welche  nicht  in  der 
Lage  waren,  sich  den  römischen  Text  zu  beschaffen.  Ein  Abriß 
des  Codex  Ju.stinians,  erläutert  durch  Auszüge  aus  den  Digesten, 
war  lange  Zeit  unter  dem  Titel  „Liber  Pauperum“  rühmlichst 
bekannt;  ferner  schrieb  er  Abhandlungen  über  Theologie  und 
kanoni.sches  Recht’).  Nach  nicht  allzu  langer  Zeit  wurde  Vacarius 

lo  hII  secniing  AEthelbcrt  him.scif  bcgan  tbc  practice  of  ,booking‘  landa  to 
tlie  cbiircliea  . . . b'nr  the  inore  pari  tbej  [land  books]  are  written  in  Latin , 
and  tbcy  were  fasbioned  aftiT  Italian  niodels;  but  at  the  sarac  time  we  can 
aec  that  tboac  inodela  bave  been  barbariaed  and  miaunderatoud ; the  Kngliah 
acribca  pervert  the  ncat  devicca  of  Roman  lawyera“. 

')  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  XXXIII. 

•)  Über  Lanfranc’a  juristische  Carriere  siche  einen  Artikel  von 
William  Hunt  in  Dictionary  of  National  Biography,  X.XXII,  S.  83 — 89 
und  die  dort  citierten  Quellen. 

’)  I.ieborniann,  Magister  Vacarius,  Eng.  Hist.  Review,  XL,  S.  305  bis 
314,  514,  515  (siehe  Licbermann,  Vacarius:  A Correction,  E.  H.  R.,  XIII, 
297):  Holland,  a.  a.  0.,  III,  S.  39:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I, 
S.  XXXIII,  XXXIV,  118,  119.  Maitland,  Magistri  Vacarii  Summa  de 
Matrimonio,  S.  3,  sagt  daselbst,  daß  „in  all  probability  he  camc  to  England 
as  early  as  1148,  and  was  living  höre  as  late  as  1198“.  Größere  Teile  des 
-Liber  Pauperum“  sind  vcrötlentlieht  von  Wcnck  in  seinem  Magister  Va- 
carius (Leipzig,  1820).  Eine  Bc.sprechung  des  Liber  Pauperum  ist  zu  lindon 
bei  Savigny,  Ge.schichte,  111,  S.  47G,  477,  488;  IV,  422  -430.  Pollock 
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das  Lehren  von  Stephen  untersagt  und  der  Besitz  römischer  Rechts- 
büclier  wurde  als  strafbar  angesehen.  Nichtsdestoweniger  wurden 
aber  bald  das  römische  und  das  kanonische  Recht  in  England 
mehr  und  mehr  studiert  und  in  O.xford  erstand  eine  blühende 
Schule  für  beide  Rechte.  Auch  kamen  einige  wissenschaftliche 
Originalarbeiten  in  England  zustande.  Z.  B.  sind  die  Erläute- 
rungen des  Vacarius  wiederum  durch  seine  Schüler  glossiert  worden. 
Ein  Handbuch  über  den  Oerichtsprozeß  wird  dem  William 
Longchamp  zugeschrieben Der  Kanoniker  Richardus  Angli- 
cus,  der  mehrere  Bücher  schrieb,  darunter  Ordo  judiciarius 
und  Distinctiones  super  Decretis’),  war  ein  Engländer. 
William  of  Drogheda  lehrte  römisches  Recht  zu  Oxford  und 
schrieb  Libellus  de  judiciorum  ordine“).  Englische  Könige 
folgten  dem  Beispiele  des  Eroberers  und  hielten  sich  Juristen, 
welche  in  den  beiden  Rechten  bewandert  waren,  als  Ratgeber*). 
Der  Einfluß  des  römischen  Rechts  tritt  in  der  Literatur  des  ge- 
meinen Rechts  zu  Tage,  so  bei  Glanvill,  Bracton,  Fleta, 


and  Maitland.  a.  a.  U.,  I,  S.  119,  Anm.  2,  sagen,  daß  ein  aasführlichcr 
llericlit  über  ein  zu  Worcestcr  befindliches  Manuskript  desselben  bis  jetzt 
nuch  nicht  gegeben  wurde.  Hierüber  und  über  andere  uiivcröllentlichto 
Manuscripte  des  Vacarius  s.  Licbermann,  Magister  Vacarius,  Eng.  Hist. 
Hev.,  XI,  S.  314.  Betreffs  Vacarius’  Traktat  über  das  Ehereclil,  siebe  Mait- 
land,  Magistri  Vacarii  Summa  de  Matrimonio,  L.  Q.  U.,  (1897).  Über  Va- 
carius und  seine  Zeitgenossen  in  England  und  Frankreich  siehe  Savigny, 
Geschichte,  IV,  S.  411-443.  Die  wichtigste  der  neueren  Forschungen  über 
Vacarius  ist  die  oben  citiertc  von  I.ieberinann.  Siche  auch  Stubbs,  Eng. 
Const.  Hist.,  (1897),  I,  S.  532;  Stubbs,  Leetnres,  (1900),  S.  138,  157-161, 
348—  353;  Holland,  The  Origin  of  the  üniversity  of  Oxford,  E.  H.  R.,  VI, 
S.  243,  244. 

*)  Lieberinann,  E.  H.  R.,  XI,  S.  310,  311;  Holland,  a.  a.  0.,  III, 
S.  39;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  118  — 122;  (’aillemer,  IjC 
Droit  Civil  dans  les  Provinecs  Anglo-Normandes  au  XII'  Siede,  S.  15  bis  50. 
„Practica  Icgiim  et  Decrctorum,  edita  a Magistro  W.  de  Longo  Campo“,  wird 
hcransgegoben  von  Caillcmer,  k.  a.  0.,  S.  50  — 72.  Eine  ausführliche  Be- 
schreibung von  Longchamps  Laufbahn  ist  zu  linden  in  Stubbs’s  FRnloitung 
zu  Chronica  Magistri  Rogeri  de  Houedene,  Band  III. 

*)  Schulte,  Geschichte  der  Quellen  und  Literatur  des  Canonischen 
Rechts,  I,  S.  183—185. 

•)  Schulte,  a.  a.  0.,  II,  S.  113. 

*)  Siehe  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S,  121,  122. 


Digilized  by  Google 


Rritton’).  Von  der  Ankunft  des  Vacarins  bis  zur  Mitte  des 
dreizelinten  Jaliiliunderts  — etwas  Ober  ein  Jahrhundert  — wurde  das 
englisciic  Recht  von  der  neuen  Strömung  römischer  Reclitsgelehrsam- 
keit  „geformt  und  modifiziert“.  Das  römische  System,  ganz  besonders 
aber  das  Recht  über  Zivilprozesse  trug  zur  rationellen  Entwicke- 
lung des  englischen  Rechtes  bei.  „Z.  R.  wurde  das  ,assize  of 
novel  disseisin‘  durch  die  actio  spolii  angeregt,  doch  ist  es 
nicht  die  actio  spolii  selbst.  Das  englische  Recht  zeigte  sich 
stark  genug,  fremde  Ideen  sich  zu  eigen  zu  machen  und  dieselben 
seinen  eigenen  Zwecken  anzupassen.  Eine  Gefahr  für  eine 
,Rezeption‘  des  römischen  Rechts  in  großem  Maßstabe  war  nicht 
vorhanden.  Seit  den  Tagen  zu  Clarendon  ist  es  klar,  daß  wir 
eine  Menge  consuetudines  haben,  welche  gegen  die  leges  und 
canones  aufrecht  erhalten  werden  mü.ssen.  Rei  den  Richtern 
des  Königs,  besonders  bei  solchen,  die  Geistliche  waren,  wurde 
das  Interesse  für  die  Aufrechterhaltung  eines  Systems  wach,  das 
sie  ganz  und  gar  ihr  eigen  nennen  durften.  Von  Zeit  zu  Zeit 
versuchten  es  die  Gelehrtesten  unter  ihnen,  sich  eine  ausländische, 
d.  h.  italienische  Akkuratesse  und  Eleganz  zum  Muster  zu  nehmen; 


')  Siehe  Gntcrbock,  lleiiricus  de  Bracton  und  sein  VerhSitnis  zum 
rnmisclien  Recht:  Maitland,  Bracton  and  .\zo  (Seid.  Soc.);  Thajer,  a.  a.  Ü. 
S.  418,  Anui.  3;  Scrutton,  a.  a.  0.,  S.  74 — 124;  Hu  llan  d,  a.  a.  0.,  III,  S.  33. 
Maitlan|d,  a.  a.  0.,  S,  XXIII,  .XXIV:  ,Xor  is  it  for  one  monient  suggested, 
that  Bractun  and  bis  predeces.sor  (ilanvill  derired  no  benefit  from  the  books 
uf  the  legists  and  canonisU.  ün  the  eontrary,  tbc  benefit  that  tlicy  derived 
was  inc.stiinably  great.  They  leamt  how  to  write  aboiit,  how  to  think  about, 
law,  and  bosides  tliis  tbcy  acquired  souie  fertilo  ideas,  distinctions  and 
uiazinis,  which  they  inade  tbeir  own  and  nur  own.  ln  a vory  true  sensu 
Bracton  is  inost  Roman,  not  wben  he  is  copying  from  the  Institutes  or  from 
.\zo's  Summa,  but  wlien  he  is  stmlying  bis  Note  Bock,  when  he  is  wreaving 
a doctrine  out  of  the  plea  rolls,  when  he  is  dealing  with  the  judgments 
of  I’ateshull  and  lialeigh  as  .\zo  had  dealt  with  the  opinions  of  l'lpian  and 
l'aiilus,  or  tlie  glosses  of  Martin  and  l’lacentin.  It  is  then  that  we  see 
what  the  revived  jnrisprudenec  of  Rome  nas  done  for  English  law“.  Siehe 
ferner  Maitland,  a.  a.  O.,  S.  250;  Maitland,  Bracton’s  Note  Book. 
Scrutton  a.  a.  0.,  S.  134;  „Bracton's  great  treatise  contain*  much  Roman 
matter  and  tenniiiology , but  bis  knowledge  of  the  civil  law  was  only  that 
of  everv  clerical  judge,  (and  they  wero  niany),  of  his  Century“.  Pollock 
and  Maitland,  a.  a.  0.,  1,  S.  207,  schließen,  daß  Bracton’s  Buch  zum  größten 
Teil  „Uomanesqiie  in  form,  Knglish  in  substance“  ist. 
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sie  entliehen  Ansdrucke  und  Definitionen  und  gelefrentlieh  sof?.ar 
Iteehtsreoeln;  doch  durfte  ein  Zwang  von  aussen  lier  nicht  statt- 
finden. Die  Gesetze  des  römisclien  Reichs  als  solche  waren  in 
Kngland  ausser  Kraft;  das  kanonische  Recht  hatte  seinen  eigenen 
Wirkungskreis  und  mußte  sich  auf  diesen  besehrilnken 

Tn  der  Tat  muß  es  eine  der  wichtigsten  Fnigen  in  der 
englischen  Geschichte  sein,  warum  der  schnellen  und  kraftvollen 
F'liit  römi.schen  Einflusses  im  frühen  Mittelalter  eine  „ebenso 
schnelle  Ebbe“  folgte*).  Trotz  dieser  Abnahme  blieb  aber  ein 
gewisser  Einfluß  des  römischen  Rechts  auf  das  englische  Recht 
und  die  englische  Rechtsliteratur  bestehen  und  dieser  Einfluß  hat 
sich  mit  einigen  Unterbrechungen  bis  auf  unsere  Zeit  erhalten’). 
Unter  .\lberico  (Tentili  (gegen  Ende  des  sechzehnten  .Jahr- 
hunderts) machte  sich  zu  Oxford  ein  Aufleben  des  Interesses  für 
das  Studium  des  römischen  Rechts  bemerkbar,  doch  gegen  die 
Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  hatte  man,  wie  es  schien,  das 
akademi.sche  Studium  des  römischen  Rechts  vollständig  aufgegeben 
und  es  wurde  tatsächlich  erst  in  unseren  Tagen  wieder  auf- 

')  Pollock  aud  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  XXXIV,  134,  135.  Sioho 
Stiibbs,  Medieval  and  Modem  History,  S.  349.  Kino  intorossanto  Streit- 
frage hat  sich  vor  Knrzein  in  England  darüber  erhoben,  ob  die  englischen 
geistlichen  (icrichte  vor  der  Keforination  gezwungen  waren,  nach  dem  kano- 
nischen liechte  zn  nrtidlen.  Die  herrschende  Ansicht  ist',  daß  ,the  authority 
given  to  the  Corjiua  Juris  Canonici  in  practice  was  rather  of  the  mit  uro  of 
scientific  jurisprudenec  than  of  rccognized  accepted  and  enacted  law“. 
Siehe  Stubbs,  Leetnres,  S.  335—383,  über  „The  History  of  the  Canon  I.aw 
in  Kngland“.  Eine  andere  Ansicht,  kürzlich  von  Prof.  Maitland  in  seinen 
Schriften  „lloman  Canon  I.aw  in  the  Church  of  Kngland“  (1898)  und  „Canon  I.aw 
in  England:  A Keply  to  Dr.  Mac  Coli“,  E.  H.  R.,  XVI,  S.  35  — 45  (1901)  aus- 
gedrückt,  geht  dahin,  daß  das  kanonische  Recht  — wenigstens  Liber  Eitra, 
Sextns  und  die  Clcnientincn  — nicht  nur  lieachtung  gefunden  hatte,  sondern 
von  den  geistlichen  Cerichten  in  England  als  „absolutely  binding  statutory 
law“  angesehen  wurde.  Siehe  hierüber  Stubbs,  Lectures,  (1900),  S.  335, 
.3.3fi  und  Mac  Coli,  The  Reformation  Settlement  (1901).  Siehe  auch  Mait- 
lands  .\bhandlung  über  „Canon  Law“,  Itenton’s  Encyclopacdia,  II,  S.  3.>1 
bis  359;  Iloldsworth,  History  of  English  Law,  I,  S.  352  ff.  Vcrgl.  unten 
S.  25,  Anin.  2. 

’)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  XXXIV.  Scrutton,  a.  a.  O., 
S.  194;  „The  Roman  Law  becanie  not  only  a subject  of  distrust,  owing  to 
the  conllicts  between  King  and  Pope;  it  even  dropped  into  oblivion“. 

*)  Siehe  Scrutton,  a.  a.  O. 
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genommen').  Dius  engli.sdie  Recht  war  wider.standsfähig  genug, 
die  Periode  der  Renaissance  zu  überdaueni  und  von  einer  Rezeption 
de.s  römischen  Rechts  verschont  zu  bleiben,  letzteres  hanptsäclilicli 
durch  das  Leliren  des  englischen  Rechts  in  den  Inns  of  Court*). 
Rereichert  durch  das  römische  System,  ist  das  englische  Recht 
trotzdem  englisch  geblieben  und  ist  auch  jetzt  noch  ein  besonderes 
System  für  sich. 

Diese  Befruchtung  des  englischen  Systems  durch  römische 
Prinzipien  ist  auf  verschiedene  Weise  vor  sich  gegangen.  Selbst 
Richter  an  den  Common  Law  Courts,  den  Gerichten,  welche,  wie 
wir  soeben  gesehen  haben,  zuerst  von  dem  direkten  Einfluß  des 
römischen  Rechts  befreit  wurden,  haben  sich  bei  ihren  Entschei- 
dungen von  römischen  Prinzipien  beeinflussen  lassen,  ganz  be- 

')  Holland,  a.  a.  0.,  III,  S.  40,  41.  Holland,  a.  a.  0.  veiat  hin  auf 
„thu  stiinulua  givtm  to  the  intelligent  study  of  Kuinan  law,  and  tu  ita  ajipli- 
cation  to  the  then  rudiincntarj  law  of  nationa,  by  the  teaching  at  Oxford 
of  Alberico  Oentili,  who  liad  brought  thitber  the  solid  leaming  and  systcmatic 
nicthoda  which  he  had  hiinself  aci|uired  froni  a diatinguished  group  of 
professora  at  Perugia“.  Holland  spricht  Ton  einem  ^marvellous  revival“ 
des  Studiums  des  römischen  Hechts  an  den  englischen  Universitäten  und  in 
den  Inns  of  Court  während  des  letzten  VierUds  dos  neunzehnten  Jahrhunderts. 

*)  Maitland,  Knglish  Law  and  the  Henaissance,  S.  35,  sagt  daselbst, 
dalS  .Püiglish  law  schools  saved,  but  isolated,  English  law  in  the  days  of 
the  Heception“.  Und  S.  26 — 28;  , . . . no  Knglish  institutions  arc  inore 
distinctivcly  Knglish  than  the  Inns  of  ('onrt:  of  none  is  the  origin  uiore 
obscure  . . . Unchartered,  unprivileged,  unendowed,  without  remeuibered 
fiiunders,  these  groups  of  lawyers  fomied  theTiiselvcs  and  in  course  of  time 
evolved  a scheine  of  legal  education;  an  academic  scheme  of  the  medieral 
sort,  oral  anil  disputatious.  Kur  good  and  ill  that  was  a big  achievement: 
a big  achievement  in  the  histoiy  of  somo  undiscovered  eontinents.  Wo  uiay 
well  doubt  whether  aught  eise  could  have  saved  Knglish  law  in  the  Age  of 
the  Henaissance.  SVhat  is  distinctive  of  medieval  l'higland  is  not  parliamcnt, 
for  we  may  everywhere  seo  asscmblies  of  Kstates,  nur  trial  by  jury,  for  this 
was  but  slowly  sniipressed  in  Krance.  But  the  Inns  of  Court  and  the  Year 
Hooks  tliat  where  read  therein,  we  shall  hardly  find  their  like  elsewhere.  At  all 
evonts  let  us  notice  that  where  l.ittleton  and  Kortescue  lectured,  there  Hobert 
Hede  lectures,  Thomas  More  lectures,  Kdward  Coke  lectures,  Francis  Bacon 
lectures,  and  highly  technical  were  the  lectures  that  Francis  Bacon  gavo. 
Now  it  wonld,  so  I think,  be  diflirult  to  conceive  any  scheme  better  suited 
to  harden  and  toughen  a traditional  body  of  law  than  onc  which,  while  books 
were  still  uncommon,  comjielled  every  lawyer  to  take  part  in  legal  edu- 
cation and  every  distingnished  lawyer  to  read  public  lectures“. 
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sonders  vielleicht  Holt  und  Mansfield').  Scrutton  sagt  be- 
züglich der  Schriften  der  gemeinrechtlichen  Juristen,  z.  R.  Coke, 
Haie  und  Blackstone,  „while  there  is  knowledge  of  the  Law 
of  Rome,  there  is  also  a clear  definition  of  its  position,  as  of  no 
force  ln  England,  unless  as  adopted  by  the  English  law,  or  in 
particular  courts  where  its  authority  was  recognized  by  English 
jurisprudence“  *).  An  jenen  Gerichten  aber,  welche  eine  besondere 
und  streng  abgegrenzte  Jurisdiction  hatten,  wie  die  geistlichen 
(Jerichte,  das  (Jericht  des  Lord  High  Admiral,  das  (Jericht  des 
Constable  and  Marshai,  die  Gerichte  der  zwei  Universitäten  Oxford 
und  Cambridge,  hatte  das  römische  System  „freies  Spiel“,  wenn- 
schon sie  von  den  beiden  (Jerichtshöfen  zu  Westminster  an  jedem 
Versuche  zu  größerer  Machtentfaltung  verhindert  wurden®).  Der 
bedeutendste  Einfluß  des  römischen  Rechts  aber  bei  der  Bereiche- 
rung des  Rechts  in  England  seit  den  Tagen  Bractons  ist  vielleicht 
zu  ersehen  in  der  Entwickelung  des  Systems  des  Equity  I^aw  (im 
Gegensatz  zum  Common  Law)  bei  dem  Court  of  Chancery,  wo 
von  den  reichen  Quellen  des  römischen  Rechts  freier  (Jebrauch 
gemacht  wurde*). 

Es  liegt  jenseits  des  Zwecks  der  gegenwärtigen  Forschung, 
einen  Versuch  zur  Feststellung  jener  Regeln  und  Institute  des 


Siche  Holland,  a.  a.  0.,  III,  S.  39,  40;  Scrutton,  a.a.0.,  S.  152-195. 

*)  Scrutton,  a.  a.  0.,  S.  194.  Haie,  Historj  of  the  Common  Law, 
S.  24,  25:  „Hut  all  the  strength  that  cither  the  |iai>al  or  imperial  law.s  have 
ohtained  in  thU  kingdom,  is  only  hecausc  they  haro  hoen  received  and  ad- 
niittcd,  cither  by  the  consent  of  parliamcnt,  and  so  are  part  of  the  Statute 
laws  of  the  kingdom;  or  eise,  by  immemorial  usago  and  custom  in  somc 
particular  cases  and  courts,  and  no  otherwisc.  And  therefore,  as  far  as 
such  laws  are  received  and  allowed  of  herc,  so  far  they  obtain  and  no 
fartlicr;  and  the  authority  and  force  they  have  here  i.s  not  founded  on,  or 
derived  from  themselves.  For  they  bind  no  niore  with  us  than  our  laws 
bind  in  Korne  or  Italy.  But  their  authority  is  founded  mcrcly  on  their 
boing  admitted  and  received  by  us,  which  alonc  gives  them  their  authorita- 
tive  essencc,  and  qualifies  their  Obligation“.  Yergl.  oben  S.  23,  Anm.  1. 

’)  Siehe  die  oben  Anm.  1 citierte  Literatur.  Vgl.  auch  Huldsworth, 
History  of  English  Law,  I,  S.  313  fl‘. 

*)  Siehe  Scrutton,  a.  a.  0.,  S.  1.52 — 162;  Spencc,  Equitable  Juris- 
diction; Kcrly,  .4n  Historical  Sketch  of  the  Eqnitable  Jurisdiction  of  the 
Court  of  Chancery,  l'bcr  die  (ieschichtc  des  Court  of  Chancery  siche  auch 
ferner  Holdsworth,  History  of  English  Law,  I,  S.  194 — 263, 
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enjurlischen  Hechtss^’seins  zu  nuchon,  welche  in  ihrem  ürsprunse 
auf  das  römisclie  oder  kanonische  Ih'cht  •zurüekzuführen  sind. 
Dies  (iehict  der  Rechfsf^eschichte  verlangt  eine  ausffihrliche  Hc- 
handluug  und  eine  solche  würde  uns  zu  weit  führen  •). 

Zweites  Kapitel. 

Das  objektive  Recht. 

Das  objektive  Recht  zerfallt  in  folgende  Hauptabteilungen: 
I.  „Statute  law“  (tiesetzesrecht),  „common  law“  ((Jewohnheitsrecht) 
und  „cüuventionary  law“  (lex  contractus)  und  H.  „common 
law“  (gemeines  Recht)  und  „equit\'“  (nilligkeitsrecht)*). 

I.  a)  Statute  law  (Gesetzesrecht).  Dies  ist  derjenige  Teil 
des  Rechts  welcher  durch  Gesetze  festgelegt  ist.  Einzelne  Statutes 
haben  eine  höchst  wichtige  Rolle  in  der  englischen  Rechtsgeschichte 
gespielt  (z.  B.  die  zwei  Statutes  of  Westminster,  d;is  Statute  of 
<iuia  emi)torc.s,  das  Statute  of  Merchants  und  das  Statute  of 
Uses),  obgleich  eine  Koditizierung  niemals  vorgenommen  wurde. 

b)  Common  law,  gemeines  Recht  im  Sinne  des  Gewohnheits- 
rechts*), hat  zur  wichtigsten  Erkenntnisquellc  die  Pra.xis  der  Ge- 

*)  .\uBcr  der  in  diesem  Kai)itel  citierten  Literatur  siehe  ferner  über 
den  Einfluß  des  römischen  und  kaimnischen  Uechts  auf  das  englische  Kocht: 
(iundcrinann.  Englisches  Krirat recht,  S.  91 — 109;  lJuck,  De  l'su  et 
Authoritatc  Juris  ('ivilis  Unmaunrum  in  Dominiis  i’rincipum  Christianurum, 
Lib.  2,  Cap.  VIII — X:  [Coote],  Sketches  of  tho  Lives  and  t'liaracters  of 
Eminent  English  Civilians;  und  die  Literatur  bei  Scrutton  in  „Inllucnce 
of  the  Koman  Law  on  tho  Law  of  England'“.  Es  sollte  nicht  unterlassen 
werden,  die  Behandlung  dieses  Gegenstandes  bei  l’ollock  and  Maitland, 
History  of  English  Law,  in  Betracht  zu  ziehen. 

*)  Die  Bezeichnung  „Common  Law“  ist  auf  dreierlei  verschiedene  Weise 
zu  verstehen ; 1.  im  Gegensatz  zu  „Statute  Law  “,  2.  im  Gegensatz  zu  „Eqiiitj“ 
und  3.  im  Gegensatz  zum  römischen  Kechtssystem;  im  letzteren  Sinne  schließt 
das  Common  Law  das  Equityrecht  in  sich.  Digby,  Hist.  Kcal  Prop.,  S.  fi5, 
.\nm.  2.  Eber  den  Gebrauch  der  Bezeichnung  „common  law“  (ius  commune, 
lex  communis,  commiin  droit,  commune  lei)  im  Gegensatz  zu  anderen 
Kechtsausdrncken  in  englischen  mittelalterlichen  Quellen  siehe  besonders 
l'ollock  and  Maitland  a.  a.  0.,  I,  S.  176—178.  Über  „written  law“  und 
„unwritten  law“  s.  l’ollock,  Jurisprudence,  S.  '233 — 240;  über  „common  law“ 
(jus  commune)  und  „special  law“  (jus  speciale)  siehe  Salmond, 
Essays,  S.  9t)— 99. 

*)  Siehe  l’ollock,  Jurisprudence,  S.  240  — 243,  über  „common  law“  als 
„custom  of  the  realm“.  Vgl.  I’ol  I ock,  Expansion  of  the  Common  Law,  S.44H. 
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|•icht<'  (EntHchfliduiiRen,  Priiiudizien,  — decisions,  prcccdcnts). 
In  der  Tat  sind  die  Entscheidungen  der  Gerichte  der  Hauptfaktor 
in  der  Entwickelung  des  Rechts  gewesen,  obgleich  im  neunzehnten 
Jahrhundert  die  Bedeutung  der  Gesetzgebung  in  bemerkenswertem 
Grade  zugenommen  hat.  Die  drei  alten  Gerichtshöfe  des  common 
law  (gemeinen  Rechts)  waren:  King’s  Bench,  Common  Pleas  und 
Exchetiuer.  Zu  dem  gemeinen  Gewohnheitsrecht  (general  customs, 
common  law)  kommt  noch  das  partikuläre  Gewohnheitsrecht  (par- 
ticular  customs);  dies  ist  teils  „local  custom“,  Observanz  (z.  B. 
das  „custom  of  gavelkind“  in  Kent,  wonach  alle  Söhne  erben, 
nicht  nur  der  älteste),  teils  das  von  einzelnen  Spezialgerichtshöfen 
(z.  B.  den  gei.stlichen  Gerichten,  der  Admiralt}')  ausgebildete,  für 
einzelne  Personcnklassen  oder  Materien  geltende  Recht  (z.  B.  die 
le.x  mercatoria  so  lange  und  soweit  sie  einen  besonderen  Teil 
de.sjenigen  Rechts  verkörperte,  welches  vom  bürgerlichen  Recht 
verschieden  war,  ein  Zustand,  der  nicht  mehr  existiert).  Part-icu- 
läre  Gewohnheiten  derogieren  gemeinem  Gewohnheitsrecht  und  sind 
strikt  auszulegen;  dagegen  dringen  sie  gegen  ein  general  Statute 
überhaupt  nicht  durch '). 

c)  Conventionary  law  (lex  contractus)  war  im  Mittel- 
alter  derjenige  Teil  des  Rechts,  der  aus  dem  Abschluß  von  Ver- 
trägen sich  ergab.  Gleich  dem  Gewohnheitsrecht  derogierte  nach 
Ansicht  der  Juristen  des  Mittelalters  anch  ein  Vertrag  dem  ge- 
meinen Recht,  d.  h.  ist  special  law.  Salmond  äußert  sich  hierzu 
wie  folgt:  „In  our  early  law  an  agreement  was,  in  general,  re- 
garded  not  as  title  conferring  rights  or  creating  obligations  at 
common  law,  but  as  itself  the  origin  of  a rule  of  special  law 
excluding  the  common  law,  just  as  a local  custom  did.  Again 
and  again  we  find  the  e.xpression  specialis  conventio  contra 
jus  commune*).  So:  Modus  tenendus  est  contra  jus 

commune  et  contra  legem,  quia  modus  et  conventio  viii- 
cunt  legem*).  This  idea  is,  indeed,  the  origin  of  the  term 
specialty,  as  applied  to  a deed.  The  term  exj)resses  the  idea  of 
special  law  as  opposed  to  common  law;  a deed,  as  cvidence  of 

')  Hoviiiann,  a.  a.  <).,  S.  801,  80,j,  SOG.  Vgl.  ferner  Pollock,  Kx- 
pansion  of  the  Oonimon  I.aw,  S.  47  ff.,  117  ff. 

*)  Bractoii,  f.  48  b. 

*)  Bracton,  f.  17b. 
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such  a rule  of  special  law,  came  to  he  calied  a specialty:  Es- 
pecialte  qe  defet  comune  droit“').  Da  da.s  jfcineine  Recht 
einem  Fremden  das  Recht  absi)rach,  einen  tenant  zur  Verrichtung 
von  Dien.sten  zwingen  zu  können,  so  hatte  ein  Vertrag,  der  zu 
Diensten  an  Fremde  verpflichtete  (z.  B.  die  Schaffung  eines  rent- 
charge)  die  Priorität  vor  dem  gemeinen  Recht,  contra  jus  com- 
mune. Jedoch  wurde  nicht  jedem  Vertrage  die  Qualifikation 
einer  neuen  Rechtsregel  des  special  law,  durch  welche  das  ge- 
meine Recht  ausser  Kraft  gesetzt  wurde,  zuerkannt.  Da  z.  B. 
das  gemeine  Recht  anerkannte,  daß  mit  dem  Lehen  auch  Dienste 
verbunden  waren,  die  Bestimmung  über  die  Art  dieser  Dienste 
jedoch  einem  Vertrage  zwischen  dem  Grundherrn  und  dem  Lehns- 
mannc  überließ,  so  wurde  ein  solches  Abkommen  über  Lehnsdienste 
(„rent-service“)  als  eine  Ergänzung,  nicht  aber  als  eine  Derogation 
des  gemeinen  Rechts  angesehen*). 

n.  „Common  law“  bedeutet  ebenfalls  gemeines  Recht  zum 
Unterschied  von  „Equity“  (Billigkeitsrecht).  Das  Common  Law 
im  Sinne  des  gemeinen  Rechts  setzt  sich  in  der  Hauptsache  aus 
den  Rechtsregeln  und  Prinzipien  zusammen,  welche  sich  bei  dem 
alten  Königsgericht  und  seinen  drei  Unterabteilungen,  dem  Court 
of  King’s  Bench,  dem  Common  Pleas  und  dem  Exchequer  ent- 
wickelt haben*).  E<iuity  dagegen  bedeutet  jene  (Jesamtheit  von 
Rechtsregeln  und  Prinzipien,  die  sich  beim  Kanzleigericht  in  der 
Ausübung  seiner  billigkeitsrechtlichen  Jurisprudenz  entwickelt 
haben.  Jede  Gesamtheit  von  Rechtsregeln  ist  ein  Teil  des  eng- 
lischen Rechts,  jedoch  ist  der  Ursprung  der  Regeln  des  Equity- 
rechts  viel  späteren  Datums  als  derjenige  des  gemeinen  Rechts, 
dessen  Uranfänge  in  den  alten  Gebräuchen  des  Landes  zu  suchen 
sind.  Gleich  dem  römischen  Billigkeitsrecht  des  Praetors  diente 
auch  das  englische  zur  Milderung  der  Härte  eines  alten  und 
strengen  Rechtssystems;  jedoch  wurde  in  England  die  Gerichtsbarkeit 
nach  Billigkeitsrecht  von  einer  besonderen  Gattung  von  Gerichten, 
deren  oberster  der  Court  of  Chancery  war,  ausgeübt.  Mit  der 
Zeit  erwarb  der  Court  of  Chancery  genügend  Macht,  um  seine 

')  Y.  B.,  4 Ed.  II,  102. 

*)  Salmond,  a.  a.  0.,  S.  93,  94.  Siehe  auch  Salmond,  Jurispnidencc, 
(1902),  S.  41,  42,  103,  10.i,  109,  über  „conventional  law“. 

*)  'Williams,  Real  Property,  S.  9,  Anm.  (e). 
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Urteile  vollstrecken  zu  können,  selbst  wenn  sie  im  Widerspruch 
mit  dem  gemeinen  Recht  waren;  und  die  Regeln  des  Equityrechts 
wurden  so  bindend  und  genau  so  vollziehbar  durch  die  Voll- 
streckungsgewalt des  Staates,  wie  die  Regeln  des  gemeinen  Rechts. 
Wie  sich  vom  König  als  der  Urquelle  aller  Rechtssprechung 
die  Jurisdiction  des  gemeinen  Rechts  ableiten  läßt,  so  läßt  sich 
von  ihm  auch  diejenige  des  Court  of  Chancery  herleiten').  Vor 
der  Entwickelung  des  Equityrechts  des  Königlichen  Kanzlers 
])flegte  in  der  Tat  das  alte  Königsgericht,  das  Gericht  des  gemeinen 
Rechts,  eine  Art  Equity-Gerichtsbarkeit  auszuüben;  als  Beispiel 
sei  hier  angeführt  das  billigkeitsrechtliche  Verfahren,  welches  dem 
Pfandgeber  zu  Glanvills  Zeiten  das  Eirilösungsrecht  nach  dem 
Stichtage  (vgl.  „equity  of  redemption“)  gewährt,  dem  Pfand- 
gläubiger  derselben  Zeit  aber  das  Recht,  eine  Verfallserklärung  zu 
erwirken  (vgl.  „decree  of  foreclosure“)  zuspricht*).  Ungefähr  im 
zweiundzwanzigsten  Jahre  der  Regierung  Eduards  III.  (1348) 
wurden  Gnadengesuche  an  den  König  dem  Kanzler  zur  Erledigung 
überwiesen;  nach  dieser  Zeit  scheinen  Petitionen  auf  Abstellung 
von  Mißständen,  gegen  welche  das  gemeine  Recht  nicht  einzu- 
schreiten vermochte,  statt  an  den  König  und  seinen  Rat,  an  den 
Kanzler  direkt  gerichtet  worden  zu  sein.  Zur  Zeit  James  I.  wurde 
vom  König  ein  für  alle  mal  bestimmt,  daß  das  Equitygericht  auch 
nach  ergangenem  Urteil  seitens  des  Common  Law-Gerichts  und 
entgegen  diesem  Beistand  gewähren  konnte.  Hierdurch  wurde  die 
Gerichtsbarkeit  nach  Billigkeitsrecht  für  das  Kanzleigericht  end- 
gültig eingeftthrt  *).  Das  Verfahren  des  Equitygerichts  wich  von 
demjenigen  des  Common  Law  ab;  einige  seiner  wichtigsten  grund- 
legenden und  auffallendsten  characteristischen  Merkmale  leitete  es 
von  dem  Verfahren  des  kanonischen  Rechts  her*).  Das  Verfahren 

')  Williams,  a.  a.  O.,  S.  9,  Anm.  (e),  158,  159.  Siehe  ferner  Brunner, 
Entstehung  der  Schwurgerichte,  S.  37,  76,  104,  147,  151,  152;  Gundermann, 
a.  a.  0.,  S.  376;  Lord  St.  Leonards,  Property  Law,  S.  3—9;  Stubbs,  Kiig. 
Oonst.  Hist.,  I,  S.  421,  422,  472—476;  Pollock,  Expansion  Com.  Law,  S.  67  ff. 

*)  Siche  Näheres  nnten  im  zweiten  Buch. 

*)  Williams,  a.  a.  0.,  S.  159,  160. 

*)  Ashburner,  Principles  of  Equity,  S.  ‘28  (unter  Citicrung  Lang- 
dell’s  Einleitung  zu  seiner  ,Summary  of  Equity  Pleading“);  Williams, 
a.  a.  0.,  S.  160,  161;  Hoymann,  a.  a.  O.,  S.  801.  Vgl.  Köhler,  Beiträge 
zum  OivilprozeU,  S.  584  ff. 
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des  Billigkeitsgerichts  richtete  sich  gegen  die  Person,  gegen 
welche  Klage  geführt  wurde.  Der  Beklagte  wurde  aufgefordert,  vor 
Gericht  zu  erscheinen  und  sich  zu  verantworten  und  es  wurde  ihm 
befohlen,  sofern  es  für  nötig  befunden  wurde,  davon  abznstehen, 
seine  Rechte,  die  ihm  nach  dem  gemeinen  Rechte  zustanden,  aus- 
zuüben, wenn  solche  Ausübung  gegen  die  Prinzipien  des  Billig- 
keitsrechts verstieß.  Rechtsprechung  nach  Equity  wurde  nur  vom 
Kanzleigerichte  und  anderen  Billigkeitsgerichten  ausgeübt,  da  das 
Gericht  des  gemeinen  Rechts  einen  Anspruch  auf  Beistand  nach 
Billigkeitsrecht  nicht  anerkannte.  Zwischen  dem  Gerichtsverfahren 
nach  Equity  und  demjenigen  nach  Common  Law  bestand  insofern 
ein  großer  Kontrast,  als  nach  Equity  u.  A.  das  Verhör  von  nur 
einem  Richter  ohne  Jury  vorgenommen  werden  konnte  und  indem 
es  die  Naturalerfüllung  (specific  performance)  und  das  gerichtliche 
Verbot  (injunctions)  zuließ.  Bei  Urteilen  nach  gemeinem  Recht 
handelte  es  sich  meist  um  die  Zurückgabe  von  (Jrundstücken  oder 
einfach  um  Geld ').  Rechtsprechung  nach  Equity  wurde  frühzeitig 
dort  ausgeübt,  wo  die  Partei  ein  gutes  Recht  auf  Beistand  hatte, 
die  Rechtsmittel  des  Common  Law'  jedoch  nicht  ausreichten,  und 
erst  nach  und  nach  entwickelte  sich  eine  Jurisdiction  nach  Equity- 
recht,  welche  in  gewissen  Fällen  Rechtsschutz  verlieh,  wo  das 
gemeine  Recht  überhaupt  nichts  bieten  konnte  und  wo  daher  eine 
allzugroße  Strenge  obwaltete.  Zwei  der  wichtigsten  Beispiele  der 
Equity  - Jurisdiktion  sind  der  Rechtsschutz  im  Falle  von  Ver- 
trauensbruch (breach  of  trust)  und  nach  spätenun  Equityrecht  der 
dem  Pfandschuldner  gewahrte  Rechtsschutz  zur  Vermeidung  des 
Verfalls  bei  Nichtzahlung  der  Schuld  am  Stichtage;  aus  der  letzteren 
Jurisdiktion  entstand  das  „equity  of  redemption“,  das  Einlösungs- 
recht am  Pfiind,  welches  nach  gemeinem  Recht  verfallen  war®). 
Die  Übertragung  von  Besitz  an  eine  Vertrauensperson  (trust)  und 
die  Pfandverschreibung  (mortgage)  sind  im  heutigen  englischen 
Recht  zwei  der  wichtig.sten  Kapitel  der  Institution  des  Billigkeits- 
rechts’). Erst  kurz  vor  der  Wiedereinsetzung  Karls  II.  wurde  das 

')  Siclio  Ashburncr,  a.  a.  0.,  S.  3— 7;  William s,  a.  a.  0.,  S.  IGO,  161. 
Über  das  Verhältnis  des  Kquity  zuin  Common  Law  s.  Ashburncr,  a.  a.  O., 
S.  12— '24. 

*)  Williams,  a.  a.  0.,  S.  161,  162.  Siehe  aueh  Näheres  im  zweiten  Huch. 

Siehe  unten  und  Ashbiirner,  a.  a.  0.,  S.  113— 2‘22,  257—320. 
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Billigkeitsreclit  zu  einem  auf  festen  Prinzipien,  welche  auf  Grund 
früherer  Entscheidungen  aufgestellt  worden  waren,  beruhenden 
System  zusammengefaüt.  In  der  Tat  basiert  das  heutige  Billig- 
keitsrecht in  großem  Umfange  auf  den  Entscheidungen  des  Kanzlei- 
gerichts aus  der  Zeit  der  Amtstätigkeit  der  Kanzler  beginnend  mit 
Lord  Nottingham  (lti73  — lti82)  bis  herunter  auf  Lord  Eldon 
(1801  — 1808,  1807 — 1827).  Equity  war  nunmehr  „eine  Gesamt- 
heit von  Rechtsfällen  geworden  und  seine  Gerichtsbarkeit  wurde 
ausgeübt  nach  den  Prinzipien  früherer  Entscheidungen,  die  jedoch 
moralisch  nicht  mehr  beeinflußt  werden  durften“.  Im  Jahre  1875 
hörte  das  alte  Kanzleigericht  zu  existieren  auf.  Durch  die  Judi- 
cature  Acts  aus  den  Jahren  1873  — 75  wurde  die  Jurisdiction 
dieses  Gerichts  zusammen  mit  derjenigen  der  alten  Courts  of  Common 
Law  auf  ein  neues  Gericht  übertragen , |nämlich  auf  den  High  Court  of 
Justice.  Gemäß  diesem  neuen  (icsetze  soll  Recht  gesprochen  werden 
sowohl  nach  Common  Law  wie  nach  Equity  in  allen  Abteilungen  dieses 
neuen  Gerichts  und  vor  dem  Appellation.sgerichte  (Court  of  Appeal), 
welches  zur  selben  Zeit  geschatten  wurde.  Im  Falle  eines  Konflikts 
zwischen  den  Regeln  des  gemeinen  Rechts  und  denjenigen  des  Equity- 
rechts  soll  das  Equityrecht  die  Priorität  haben.  Die  beiden  Systeme  des 
gemeinen  Rechts  und  des  Billigkeitsrechts  sind  daher  seit  1875  zwar 
nicht  aufgehoben,  werden  aber  beide  von  demselben  Gerichte  an- 
gewandt. Der  Effekt  der  Judicature  Acts  soll  nicht  der  sein,  eine 
Änderung  in  der  Natur  der  subjektiven  Rechte  nach  Billigkeit 
(equity  rights)  als  solcher,  die  denen  nach  Common  Law  (legal  rights) 
entgegenstehen,  herbeizuführen,  sondern  es  soll  durch  die  .Juris- 
diction nur  eines  Gerichts  dieselbe  Priorität  der  equity  rights  über 
die  legal  rights,  wie  sie  früher  beim  Kanzleigerichte  allein  existierte, 
gesichert  werden  *).  Einige  der  leitenden  Grundsätze  des  Systems 
der  Billigkeit  sind  ihrer  Natur  nach  germanisch;  und  der  ausschlag- 
gebende Kontrast  zwischen  dem  gemeinen  Recht  und  dem  Billig- 
keitsrecht besteht  in  dem  Gegensatz  zwischen  Volksrecht  und 
Amtsrecht.  Gerade  dieses  System  der  Billigkeit,  dieses  jus 
honorarium  ist  es  gewesen,  welches  es  dem  englischen  Recht 


’)  Siche  Williams,  a.  a.  ().,  S.  1G3  — 165.  Uber  die  Judicature  Acts 
siehe  Maitland,  Justice  and  Police;  .\shburner,  a.  a.  O.,  S.  18  — 24; 
Heymann,  .a.  a.  O.,  S.  803;  Pollock,  Expansion  Com.  Law,  S 116. 


Digitized  by  Google 


3-2 


ermöglicht  hat,  sich  weiter  zu  gestalten,  indem  es  sich  den 
wachsenden  Bedürfnissen  einer  neuen  Zeit  und  iliren  Ansprüchen 
anpaßte '). 

Drittes  Kapitel. 

Rechtsschutz. 

Unter  Rechtsschutz  nach  englischem  Recht  verstehen  wir 
I.  Selbsthilfe  und  II.  ein  Klagesystem. 

I.  Selbsthilfe.  In  der  Angelsächsischen  Zeit  finden  wir,  daß 
Selbsthilfe  zum  Schutze  der  Rechte  des  Individuums  eine  wichtige 
Rolle  spielt*).  Besonders  tritt  sie  auf  als  a)  Privatpfändung  von  Vieh 
wegen  Schadenzufügung  an  Grundstücken  und  b)  als  Pfändung 
von  beweglicher  Habe  überhaupt,  um  die  Erfüllung  einer  Ver- 
bindlichkeit zu  erzwingen.  Auch  im  letzteren  Palle  ist  die  Pfändung 
Selbsthilfe,  wenn  ihr  auch  dadurch,  daß  sie  an  eine  gerichtliche 
Erlaubnis  geknüpft  ist,  gewisse  Grenzen  gezogen  sind*).  Im 
dreizehnten  Jahrhundert  ist  das  englische  Recht  jedoch  so  streng 
„gegen  jede  Selbsthilfe,  daß  sogar  die  Selbstverteidigung  rechtlich 
so  gut  wie  unmöglich  ist“.  Die  Anschauung  jener  Zeit  war  die, 
daß  Selbsthilfe  der  Feind  des  Rechtes  sei,  und  daß  sie  in  der  Tat 
eine  Geringschätzung  des  Königs  und  seines  Gerichts  in  sich 
schließe,  und  dieser  Gedanke  ist  es  u.  A.,  der  die  Basis  zu  dem 
energischen  Besitzschutz  in  jener  Zeit  bildet.  Im  späteren  Mittelalter 
wurde  das  Recht  jedoch  weniger  streng  gehandhabt  und  bis  auf  den 
heutigen  Tag  gestattet  dasselbe  Selbsthilfe  bis  zu  einem  gewissen 
Grade*).  Die  mittelalterliche  Privatpfändung  wurde  besonders  an- 
gewandt, wenn  es  sich  dämm  handelte,  jeman<l  zur  Verrichtung  von 
Diensten  oder  zur  Zahlung  der  Rente  zu  zwingen  oder  um  Ent- 
schädigung für  durch  Vieh  angerichteten  Schaden  zu  erzwingen*). 


')  Siehe  HeTinanii,  a.  a.  0.,  S.  801,  802.  Vgl.  Pollock,  Joriapru- 
ilonce,  S.  243 — 245. 

’)  Siehe  Schniid,  Gesetze  der  Angelsaehsen,  s.  v.  Selbsthilfe.  Über 
Selbsthilfe  iui  deutschen  Hechte  siehe  (licrke,  Deutsches  l’rivatrecht,  I, 
S.  335  -351. 

*)  Siehe  die  Ausführungen  im  ersten  Huch. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  S.  574.  Vgl.  Nichol s,  Britton, 
I,  S.  288. 

*)  Siehe  iui  zweiten  Buch  das  Kähere. 


Digitized  by  Google 


33 


n.  Das  Klajjensy  stem.  In  der  Zeit  des  Mittelalters  entwickelte 
sich  allmählich  ein  Klagensystem  '),  mit  welchem  die  Entwickelung 
des  Privatrechis  eng  verbunden  war.  Dieses  Klagensystem  ist  nicht 
römischen  Ursprungs,  obgleich  es  in  vielen  Punkten  mit  dem 
römischen  Formularsystem  verglichen  werden  kann*).  In  der  Tat 
war  es  gerade  dieses  in  England  entstandene  Formularsystem, 
welches  in  den  folgenden  Jahrhunderten  „das  stärkste  Bollwerk 
gegen  eine  Romanisiening  bildete  und  unser  englisches  Recht  von 
allen  seinen  Schwestern  trennte“.  Hören  wir,  was  Pollock  und 
Maitland  hieröber  schreiben:  „The  English  peculiarity  is  this, 
that  in  the  middle  of  the  twelfth  Century  the  old,  oral  and  tra- 
ditional  fonnalism  is  in  part  supplanted  and  in  part  reinforced 
by  a new,  written  and  authoritative  formalism,  for  the  like  of 
which  we  shall  look  in  vain  elsewhere,  unless  we  go  back  to  a 
remote  stage  of  Roman  histery.  Our  legis  actiones  give  way 
to  a formiilary  System.  Our  law  passes  under  the  dominion  of 
a System  of  writs  which  flow  from  the  royal  Chancery.  Wliat  bas 
made  this  possible  is  the  exceptional  vigour  of  the  English  King- 
ship, or,  if  we  look  at  the  other  side  of  the  facts,  the  exceptional 
malleableness  of  a thoroughly  conquered  and  compactly  United 
kingdom“  *). 

Im  alten  königsgerichtlichen  Prozeß  wird  das  Verfahren  durch 
Mandate  (writs,  brevia)  aus  der  Kanzlei  des  Königs  eingeleitet 
(brevia  originalia)  und  fortgeführt  (brevia  iudicialia).  Diese 
qrevia  entsprechen  nicht  den  römischen  formulae,  sondern  viel- 
mehr den  indiculi  commonitorii,  de  iustitia,  inquisitionis 

')  Die  beste  Besclireibung  dieses  Klagcnsysteiiis  in  der  neueren  Kechts- 
litcratur  ist  diejenige  von  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  ().,  II,  S.  558  bis 
573.  Siehe  auch  bes.  Fitzherbert,  Natura  Brevium;  Stearns,  Itcal  .\ctions; 
Ames,  H.  L.  K.  II,  1,53,  111,23,  313,  337,  VIII,  252,  XI,  277,  374;  Mait- 
land, H.  L.  R.  111,97.  Ki7,  212;  Maitland,  Three  Itolls  of  the  King’s 
Court  in  the  Bcign  of  King  Richard  the  First  (Pipe  Roll  Soc.),  Iiitroduction, 
S.  XXXIl— XL,  auch  beachte  inan,  was  er  S.  XXXII  betr.  der  Klagen  der 
Pfandgläubigor  und  Pfaiidschuldner  sagt.  Über  die  Entstehung  des  englischen 
Klagensystems  siehe  besonders  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte. 

*)  Die  Klage  cessavit  per  biennium  wurde  aus  dem  römischen 
System  nbernommen.  Siehe  Näheres  unten  im  zweiten  Buch.  Siehe  ferner 
Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  559,  Anm.  4. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  558  — 561;  Heymann 
a.  a.  0.,  S.  806. 

Htzeltfne,  Kaslische.*)  Pfandrecht  3 
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des  fränkischen  Reichsrechts  (Brunner).  Die  Klage  wird  durch 
das  breve  originale  individualisiert.  Die  Kanzlei  durfte,  nach 
dein  zweiten  Westminsterstatut  von  1285,  in  consimili  casu 
neue  brevia  (writs)  anfstellen;  im  übrigen  sollte  das  Parlament 
neue  brevia  schaffen.  Die  Rechtslehre  beruht  zum  größten  Teil 
auf  den  zahlreichen  brevia.  Beim  Billigkeitsgericht  (eonrt  of 
Chancery)  wurde  der  Prozeß  durch  Bill,  bezw.  bei  Kronsachen 
durch  Information,  Bittschriften  mit  einer  formlosen  Angabe  der 
Klagetatsachen  eingeleitet*). 

bn  englischen  Recht  werden  die  Klagen  eingeteilt  in  ding- 
liche Klagen  (real  actions)  und  persönliche  Klagen  (personal  actions), 
sowie  gemischte  Klagen  (mixed  actions);  diese  Einteilung  hat  ihre 
Grundlage  in  dem  nach  germanischer  Anschauung  vorhandenen 
Gegensätze  zwischen  Immobiliargut  und  Fahrhabe.  Real  actions 
unterscheiden  sich  von  personal  actions  nicht  durch  die  Verschieden- 
artigkeit der  Natur  des  Rechts,  welches  sie  verteidigten,  wie  dies 
der  Fall  war  bei  den  römischen  actiones  in  rem  vel  personam, 
sondern  durch  die  Verschiedenartigkeit  der  Natur  der  Rechtshilfe, 
welche  diese  Klagen  gewährten,  a)  „Real  actions“  waren  nach 
englischem  Rechte  solche  Klagen,  auf  Grund  deren  der  Kläger 
die  Wiedererlangung  eines  freien  Besitztums,  aus  welchem  er 
ungereclitenvei.se  vertrieben  worden  war,  nachsuchte  und  wo  sich 
die  Zwangsvollstreckung  direkt  gegen  die  geforderte  Sache  richtete 
(in  rem).  Zu  den  wichtigsten  dieser  real  actions  gehörten  die 
alten  petitorischen  und  possessorischen  Klagen,  Grundstücke  be- 
treuend, (writ  of  right,  mit  of  novel  disseisin  u.  s.  w.)  und  ihre 
Nebenklagefonnen,  die  Patronatsklage  (actio  quare  impedit), 
sowie  die  Wittumsklagen  (writ  of  dower,  writ  of  right  of  dower, 
writ  of  dower  unde  nihil  habet);  aber  die  meisten  dieser  Klagen 
kommen  jetzt  nicht  mehr  zur  Anwendung*),  b)  „Personal  actions“ 
wurden  gegen  den  Beklagten  iiersönlicli  vorgebracht,  um  Schaden- 
ersatz zu  erlangen  für  Verletzung  eines  Rechts,  für  Kontrakt- 
bnich  oder  für  Zufügung  eines  Unrechts*).  Die  personal  actions 

')  Hoyinanii,  a.  a.  0.,  S.  806.  Über  das  writ  in  consimili  casn, 
siidi«  (’artcr,  Ilistory  of  Englisb  Legal  Institiitions,  S.  277  —283. 

’)  Williams,  a.  a.  0.,  S.  23 — 2ö;  Heymann,  a.  a.  0.,  S.  807. 

*)  Williams,  a.  a.  O.,  S.  24,  25.  Vgl.  Ileymann,  a.  a.  O.,  S.  807. 
Siehe  Xe  II  bock  er.  Her  abstrakte  Vertrag,  S.  20,  21. 
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vor  dem  Gericht  des  gemeinen  Rechts  bezogen  sich  nur  auf 
Schadenersatz,  nicht  auf  die  direkte  Wiedererlangung  einer  Sache, 
die  dem  Kläger  unrechtmäßiger  Weise  von  dem  Beklagten  entzogen 
worden  war.  Das  Equitygericht  konnte  jedoch  in  einigen  Fällen 
anordnen,  daß  der  Gegenstand  in  natura  wieder  abgeliefert  werde, 
und  dieses  Prinzip  des  EqnitjTechts  ist  heutzutage  verallgemeinert '). 
Die  hauptsächlichsten  personal  actions  sind:  action  of  debt,  covenant, 
assumpsit,  detinue,  trover,  trespass,  trespass  on  the  case.  Von  diesen 
sind  die  trespass-Klagen  Deliktsklagen  („actions  oftort“  im  Gegensatz 
zu  „actions  of  contract“);  die  actions  of  detinue  und  trover  versehen 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Funktionen  der  Mobiliar-Vindi- 
cation*).  c)  „Mixed  actions“  waren  Klagen,  auf  Grund  deren 
Schadenersatz  beansprucht  wurde  unter  gleichzeitiger  Forderung 
.auf  Zurückgabe  des  Grundstücks  selbst  (re.al  property).  Die 
wichtigste  der  mixed  actions  war  die  „action  of  ejectment“,  jetzt 
in  anderer  Fonn  bekannt  unter  der  Bezeichnung  „action  for  the 
recovery  of  land“.  Ursprünglich  war  diese  Klage  bloße  Schadens- 
klage, doch  hat  sie  seit  dem  siebzehnten  Jahrhundert  die  alten 
Realklagen  auf  Herausgabe  von  Grundstücken  verdrängt“). 

Die  alten  real  und  mixed  actions,  welche  das  gemeine  Recht 
den  freeholders  zuerkannt  luatte,  wurden  1833  abgesclnafft,  da  das 
Rechtsmittel  des  termors  auf  Besitzentziehung,  die  action  of  eject- 
ment, wie  bereits  erwähnt,  in  seiner  neuen  Form  unter  der  Be- 
zeichnung „action  for  the  recovery  of  land“  bekannt,  auch  auf 
freeholders  ausgedehnt  worden  war‘).  Im  Laufe  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  trat  eine  radikale,  wenn  auch  allmähliche  Reform  des 
Klagensystems  ein.  Die  spezielle  Individualisierung  der  Klagen  ver- 
mittelst besonderer  und  genau  abgegrenzter  b re  via  (writs)  wurde 
fallen  gelassen.  Seit  1875  ist  zur  Einleitung  einer  Rechtssache 
weiter  nichts  nötig,  als  ein  Ladungsmand.at  in  der  Fonn  eines 
.allgemein  gehaltenen,  vom  Gericht  ausgegebenen  „writ  of  summons“. 


*)  Siche  Williams,  Personal  Property,  S.  18 — 20;  Williams,  Real 
Property,  S.  24,  25;  Heymann,  a.  a.  0.,  S.  807. 

’)  Siehe  Neubecker,  a.  a.  0..  S.  20,  21;  Hoymann,  a.  a.  ().,  S.  807; 
Williams,  Personal  Property,  S.  G — 27. 

“)  Williams,  Real  Property,  S.  24,  64,  Anm.  (g):  Ilcymann,  a.  a.  O., 
S.  807. 

*1  Williams,  Real  Property,  8.  04,  Anm.  (g). 
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Es  ist  notwendig,  daß  der  Kläger  in  diesem  writ  of  summons  seine 
Ansprache  geltend  macht  (indorsment  of  claira),  in  anderen  Worten : 
das  „indorsement  of  claim“  ist  der  Klageantrag,  enthaltend  die- 
jenigen tatsächlichen  Behauptungen,  welche  zur  Individualisierung 
der  Klage  erforderlich  sind.  Alle  Klagen  sind  jetzt  in  factum 
conceptae;  trotzdem  werden  die  Bezeichnungen  für  die  alten 
Klageformen  in  der  Judikatur  und  Literatur  immer  noch  ange- 
wendet *). 

Werfen  wir  nun  noch  einen  kurzen  Blick  auf  den  Prozeß. 
Ein  real  action  im  Mittelalter  setzte  sich  in  der  Hauptsache  zu- 
sammen aus:  Summons  und  Cape  und  Judgmont  by  Default. 
Erscheint  der  tenant  trotz  der  Aufforderung  nicht  vor  Gericht,  so 
weist  das  writ  of  Magnum  Cape  den  Sheriff  an,  das  Land,  um 
welches  es  sich  handelt,  im  Namen  des  Königs  in  Besitz  -zu 
nelunen,  gleichzeitig  aber  den  tenant  nochmals  vorzuladen,  damit 
er  über  seine  Versäumnis  Rechenschaft  ablege.  Erscheint  der 
tenant  auch  an  diesem  neu  festgesetzten  Tage  nicht,  oder  kann  er 
für  seine  frühere  Versäumnis  eine  genügende  Entschuldigung  nicht 
beibringen  (heal,  sanare),  so  wird  das  Land  dem  Kläger  zuge- 
sprochen. Die  einzige  Möglichkeit,  welche  der  tenant  jetzt  hat, 
zu  seinem  Lande  zu  gelangen,  ist  durch  die  Klage  „writof  right“*). 
Die  englische  Cape  in  manum  entspricht  der  fränkischen  Missio 
in  bannum  Regis.  Kraft  dieser  Missio  in  bannum  Regis 
des  alten  fränkischen  Rechts  bleibt  das  Grundstück  auf  ein  Jahr 
und  einen  Tag  in  den  Händen  des  Königs;  aber  im  englischen 
Recht  zu  Glanvills  Zeit  beträgt  die  Zeit,  während  welcher  der 
tenant  das  Land  durch  die  Besitzklage  „action  of  replevin“  wieder 
erlangen  kann,  nur  vierzehn  Tage*). 

Wir  gehen  vorläufig  über  den  Prozeß  bei  „personal  actions“ 
hinweg*),  um  auf  die  Tatsache  hinzuweisen,  daß  die  ältesten 
Klagen  nach  gemeinem  Recht  „specific  relief“  und  nicht  „damages“ 

. ‘)  Odgers,  t’rucoJurc,  S.  .ä4;  Hoyinann.  ii.  a.  O.,  S.  806,  807.  Das 
b«st<!  Buch  nbcr  das  gegenwärtige  System  der  (.'ivilklagen  des  High  Conrt 
of  Jnstiee  istOdgers's  eben  citiertes  .I'rocedurc“,  Yergl.  ferner  Köhlers 
Aufsatz  über  den  englischen  CivilprozeU,  Beiträge  zum  Civilprozeß,  S.  588. 

*)  1‘ollock  and  Maitlaiid,  a.  a.  0.,  II,  S.  592,  593. 

*)  Siehe,  Brunner,  Deutsche  Uechtsgeschiehtc,  II,  S.  457— 460;  Pollock 
and  Maitland,  a.  a.  D.,  II,  S.  593,  Anm.  2. 

*j  Siehe  darüber  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  S.  593—595. 
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zum  Zwecke  haben,  und  in  der  Tat  sind  in  dem  frühen  Common 
I^aw  viele  der  Ideen  zu  finden,  welchen  wir  später  als  einem  Teil 
der  Equity -Jurisprudenz  wiederbegegnen').  In  dem  gemeinen 
Rechte  zu  Glanvills  Zeit  gibt  es  z.  B.  ein  Verfahren  für  die  Ein- 
lösung von" verfallenen  Pfändern  sowie  zur  Entziehung  dieses  Rechts 
der  Einlösung;  dasselbe  entspricht  in  gewisser  Hinsicht  dem  e<iuity 
of  redemption  nnd  dem  decree  of  foreclosure  des  späteren  Billig- 
keitsrechts *). 

Nun  noch  ein  Wort  über  die  Zwangsvollstreckung.  Wenn 
nach  gemeinem  Recht  ein  Urteil  über  eine  Schuld  ergangen  war, 
so  veranlaßte  der  Gerichtshof  den  Sheriff,  die  notwendige  Summe  aus 
dem  Mobiliar  (goods  and  chattels)  des  Beklagten  (writ  of  fieri 
facia.s)  oder  aus  seiner  Habe  nnd  den  Fi-üchten  des  Landes  (writ 
of'levari  facias)  aufzubringen.  Das  gemeine  Recht  kannte  kein 
Verfahren,  nach  welchem  das  dem  Schuldner  gehörige  Land  selbst 
verkauft  oder  dem  Gläubiger  übergeben  werden  konnte.  Im  Jahre 
1'285  wurde  durch  ein  Statute  das  writ  of  eligit  geschaffen,  mit 
Hilfe  des.sen  es  dem  Gläubiger  möglich  war,  die  Hälfte  des  Landes 
des  Schuldners  in  Besitz  zu  nehmen,  um  sich  daraus  zu  befriedigen. 
Auch  kannte  das  gemeine  Recht  kein  Verfahren,  wonach  jemand 
seine  Person  oder  seine  persönliche  Freiheit  für  die  Zahlung  einer 
Schuld  verpfänden  konnte;  aber  unter  der  Regierung  Eduards  I. 
gab  die  sogenannte  security  by  , Statute  merchant“  dem  Gläubiger 
das  Recht,  die  Einsperrung  der  Person  des  Schuldners  zu  verlangen’). 

Viertes  Kapitel. 

Obligationenrecht. 

In  der  angelsächsischen  Zeit  finden  wir  nur  zwei  Vertrags- 
formen: 1.  den  Realvertrag')  und  2.  den  Formal-  oder  Wettver- 
trag (Gelöbnis).  Besonders  der  Fonnal-  oder  Wettvertrag  scheint 
eine  höchst  bedeutende  Rolle  in  dem  Rechtsleben  dieser  frühen 
Zeit  gespielt  und  verschiedene  Formen  angenommen  zu  haben’). 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  59.5,  596. 

*)  Sicho  unsere  .\nsfnhningcn  ini  zweiten  Buch. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  596,  597.  Wegen  weiterer 
Einzelheiten  s.  unten  zweites  Huch:  Williams,  Personal  Property,  S.  97 — 100. 

')  Betreffs  des  Pfandvertrages  s.  unten  erstes  Buch. 

’)  Siehe  unsere  .\usfiihrungcn  im  ersten  Buch.  Vgl.  Pollock,  Ki- 
pansion  Com.  Law,  S.  155. 
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Dieselben  beiden  germanischen  Vertragsformen  waren  anfangs 
auch  die  beiden  einzigen  bekannten  Formen  des  englischen  Rechts 
der  normannischen  Periode'). 

Die  3 Vertragsfonnen  oder  -Arten  des  klassischen  gemeinen 
Rechts  sind:  1.  der  sogenannte  „contract  of  record“,  2.  der  „con- 
tract  under  seal“  und  3.  der  ,,simple  contract“. 

1.  Die  contract«  of  record,  Rekordschulden,  beruhen  aiil 
Oerichtsprotekollen.  Abgesehen  von  den  jetzt  obsolet  gewordenen 
„Statutes  merchant“  und  „Statutes  staple“*),  liandelt  es  sich  be- 
sonders um  Judikatsschulden  (judgments)  und  gerichtlich  abge- 
gebene tSchuldversprechen  (recognizances);  letztere  sind  resolutiv 
bedingt  durch  Vornahme  einer  gewissen  Handlung  (keep  the  peace, 
appear  at  the  assize)  und  sind  deshalb  Mittel  der  Kautionsbe- 
stellung*). Wie  wir  später  sehen  werden,  waren  die  „ statu te.s 
merchant“  und  „Statutes  staple“  in  Wirklichkeit  eine  Form  des 
contract  under  seal.  Sie  waren  in  der  Tat  contracts  under  seal, 
welche  in  die  Gerichtsprotokolle  eingetragen  wurden,  und  hier- 
durch wurde  eine  Hypothek  auf  das  gesamte  Land  des  Schuldners 
zur  Deckung  der  Schuld  geschaffen*).  Neben  dieser  speziellen 
Form  des  contract  under  seal  gibt  es  noch  2.  den  gewöhnlichen 
„contract  under  seal“.  Dieser  ist  der  Formalvertrag  des  gemeinen 
Rechts  und  er  wird  geschlossen  durch  die  Übergabe  einer  ge- 
siegelten Urkunde  (deed,  bond),  wobei  jedoch  eine  Gegenleistung 
nicht  nötig  ist*).  3.  Der  „simple  contract“  ist  der  formlos  ab- 
schlossene  Vertrag.  Derselbe  erfordert  aber  Consensus  und  Gegen- 
leistung (consideration)  und  muß  in  einigen  Fällen  schriftlich 
abgefaßt  sein.  Die  Gegenleistung  muß  von  dem  Kontraktgläubiger 
(j)romisee)  als  Nachteil  (detriment),  oder  aber  von  dem  Kontrakt- 
schuldner (promisor)  als  Vorteil  (benefit)  empfunden  werden.  Seit 
Ende  des  sechzehnten  Jahrhunderts  genügt  das  gegenseitige  Ver- 
sprechen der  Parteien  (Sjmallagma)  ®)  ’). 

')  Keyinann,  a.  a.  0.,  S.  82.5;  und  .sich«  aucli  Näheres  unten  im  Buch  IL 

')  Siehe  Näheres  iin  Buch  II. 
llcymann,  a.  a.  ü.,  S.  825. 

*)  Siehe  Näheres  iiii  Buch  II. 

Siehe  Ncubcckcr,  a.  a.  ().,  S.  22;  sowie  auch  die  Ausführungen 
unten  iin  zweiten  Buch. 

•')  Heymann,  a.  a.  <).,  S.  825,  82fi.  Über  consideration  s.  Ncubecker, 
a.  a.  0.,  S.  18-31. 

’j  Siehe  im  zweiten  Bucli  das  Nähere. 
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Fünftes  Kapitel. 

Sachenrecht. 

Leider  i.st  über  das  Gewolinheit.s-  (Sachen-)  Recht  der  Aiifrel- 
.sachsen  sehr  « enij?  bekannt  und  selb.st  dieses  Wenige  kann  in  der 
Hauj)tsache  nur  aus  der  Kenntnis  des  Rechts  der  normannischen 
Periode  gefolgert  werden.  Nach  der  Ansicht  von  hervorragenden 
englischen  Recht-shistorikern  ist  der  rümische  Begriff  des  dominium, 
d.  h.  das,  was  man  heute  unter  Eigentum  versteht,  den  ein- 
heimischen Angelsachsen  vollkommen  fremd  gewesen,  wie  er  auch 
dem  frühen  germanischen  Recht  im  allgemeinen  unbekannt  war. 
Die  Grundidee  des  gemianischen  Rechts,  sowohl  im  alten  England, 
wie  auf  dem  Kontinente,  i.st,  nach  dieser  Anschauung,  die  des  Be- 
sitzes, nicht  des  Eigentums;  denn  es  ist  der  Besitz,  der  von  der 
Rechtsordnung  geschützt  wird.  In  der  Tat,  so  wird  angenommen, 
ist  das  Recht  auf  Besitz  zum  Unterschiede  vom  physischen  Besitz 
die  einzige  Auffas.sung  im  rein  germanischen  Rechte,  welche  in 
gewissem  Grade  mit  der  abstracten  Idee  des  Eigentums  in  den 
römischen  und  neuzeitlichen  Rechtssystemen  korrespondiert,  und  es 
scheint,  daß  im  englischen  gemeinen  Recht  diese  frühe  Auffassung 
sich  bis  auf  unsere  Tage  erhalten  hat.  Nur  durch  die  Einführung 
des  ausländischen  Landbuchs  durch  die  Geistlichkeit  war  es  möglich, 
daß  der  Begriff  des  Eigentums,  dominium,  im  angelsächsischen 
Sachenrecht  sich  einbürgerte'). 

Der  Meinung,  daß  dem  germanischen  Recht  ursprünglich 
hinter  dem  Begriff  der  Gewere  der  Begriff  des  materiellen  Sachen- 
rechts fremd  gewesen  sei,  wird  von  anderen  Rcchtsgelehrten  nicht 
beigepflichtet.  So  in  den  Worten  Gierkes;  „Im  Einklänge  mit  ihrem 
Urspninge  ist  die  Gewere  stets  das  Kleid  des  Sachenrechts  ge- 
blieben. Sie  ist  nur  die  äußere  Seite  des  Sachenrechts;  das 
materielle  Sachenrecht  hat  von  je  hinter  ihr  gestanden  und  ist  von 
ihr  niemals  verschlungen  worden.  Allein  sic  ist  die  allgemeine 
Form,  in  der  das  Sachenrecht  zur  Erscheinung  gelangt“  ’).  An 
anderer  Stelle  sagt  Gierke:  „Das  deutsche  Recht  kannte,  soweit 


')  Pollock,  Knglish  Law  beforc  the  Norman  Conquest,  in  Bowkcr’s 
,.klfrcd  tho  Great“,  S.  234,  23fi;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I, 
S.  56,  57,  60. 

*)  Gierke,  neutschea  Privatrocht,  Bd.  II,  S.  189. 
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wir  zurückblickcn,  eine  von  der  Ordnung  der  Gcwere  verschiedene 
Ordnung  des  materiellen  Sachenrechts,  die  für  Verbände  und 
Einzelne  Herrschaftsrechte  mehr  oder  minder  voller  Art  an  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Sachen  begründete.  Allein  in  seinem 
Jugendalter  fehlte  ihm  sowohl  der  abstrakte  Begriff  des  dinglichen 
Rechts,  wie  der  begriffliche  Gegensatz  zwischen  Eigenthum  und 
begrenzten  dinglichen  Rechten“  *). 

Es  müssen  drei  Formen  von  Landbesitz  in  der  angelsächsischen 
Periode  unterschieden  werden:  Erstens,  böcland,  oder  Buchland, 
d.  h.  Land,  welches  jemand  gemäß  den  ausdrücklichen  Bedingungen 
eines  Buches  oder  eines  geschriebenen  Dokumentes  besaß,  ein 
königliches  und  geistliches  Privilegium,  jedoch  unter  Androhung 
des  Bannfluches,  sofern  gewisse  Bedingungen  nicht  eingehalten 
werden;  zweitens,  folk-land,  d.  h.  Land,  das  jemand  gemäß 
dem  gebräuchlichen  Volksrecht  und  ohne  Buch  oder  scliriftlichen 
Rechtstitel  besaß*);  drittens,  läsn-land,  d.  h.  Land,  welches  von 
einem  Höherstehenden  für  bestimmte  Dienste  vergeben  wurde’). 
Es  handelt  sich  hier  weniger  um  verschiedene  Arten  von  Grund- 
stücken, als  um  verschiedene  Rechtstitel  am  Grundbesitz*). 

Die  germanische  Scheidung  zwischen  Immobiliar-  und  Fahr- 
nisrecht wird  im  englischen  Recht  am  schärfsten  bewahrt.  Das 
Vennögen  (property)  zerfällt  in  Immobiliargut  (hereditament,  real 
property,  tenement,  things  held)  und  Mobiliargut  (personalty, 
personal  jtroperty,  goods  and  chattels  — Ausdruck  chattels  von 
catalla  = Vieh’). 

Hereditament  (real  j)roperty)  wird  eingeteilt  in  corporeal  und 
incorporeal  hereditaments.  Als  corporeal  hereditaments  werden  die 
Grundstücke  (lami  — richtiger  die  an  Grundstücken  begrtindeten 

')  Uicrkc,  a.  ii.  0.,  M.  II,  S.  34D. 

*)  Vinogradoff,  Folkland,  Kiiglisli  Historical  Review,  Bd.  VIII, 
S.  1—17. 

*)  Brunner,  Zur  Kechtsgeschichte  der  röinisdien  und  germanischen 
Urkunde,  S.  151;  MaUland,  Doinesday  Book  and  Beyond,  S.  226 — 318; 
Pollock,  a.  a.  0.,  S.  235,  237;  Pollock,  Land  Laws,  S.  20,  21,  27 — 29; 
Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  60 — 62;  Digby,  History  of  Real 
Property,  S.  12,  15,  16.  Vgl.  auch  Chadwick,  a.  a.  0.,  S.  100  ff.,  171,  298, 
367-377. 

*)  Siehe  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  185;  Maitland,  a.  a.  0.,  S.  257. 

’)  llcymann,  a.  a.  0.,  S.  812, 
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Hauptrechte  oder  freelmld  estates  — ) und  gewisse  immobilisierte 
Kahmisstücke  (heirlooms)  gerechnet.  Incorporeal  hercditamente 
sind  gewisse  beschränkte  Rechte  an  Immobilien,  zerfallend  wieder 
in  dingliche  Anwartschaften  auf  corporeal  hereditaments  (sogenannte 
estates  in  expectancy)  und  gewisse  begrenzte  dingliche  Rechte 
geringerer  Bedeutung  (sogenannte  purely  incorporeal  hereditaments), 
besonders  Servituten  und  Reallasten.  Das  Recht  am  corporeal 
hereditament  stimmt  nicht  ganz  mit  dem  deutschen  Immobiliar- 
eigentum  überein  Die  corporeal  hereditaments  sind  \’ielmehr  ver- 
schieden starke  Rechte  (sogenannte  freehold  estates),  die  alle 
ein  totales  Gebrauchsrecht  (bedingt  oder  unbedingt)  an  der  Sache 
bedeuten.  Nur  das  stärkste  von  diesen  Rechten,  das  estate  in  fee 
simple  (feodum  simplex,  estate  des  NN  und  seiner  Erben)  — 
abgesehen  natürlich  von  seiner  lehnsrechtlichen  Entstehung  und 
Färbung  — kann  man  dem  Eigentum  gleichstellen.  Alle  heredi- 
taments unterliegen  der  Immobiliarerbfolge  an  den  heir-at-law '). 

Mobiliargut  (personal  property)  umfaßt  1.  die  beweglichen 
körperlichen  Sachen  (chattels  personal,  corporeal  chattels,  choses 
in  possession)  und  2.  die  choses  in  action,  ursprünglich  die  Rechte 
auf  Sachherausgabe,  aber  heute  alle  Forderungsrechte,  und  die 
Aktien-  und  die  Erfinderrechte.  Zum  Mobiliargut  (personal  pro- 
perty) werden  auch  eigentümlicherweise  die  sogenannten  chattels 
real  gerechnet.  Zu  den  chaftels  real  gehören  gewisse  grundsätz- 
lich dem  Mobiliarrecht  unterstellte  Rechte  an  Immobilien  (nämlich die 
sogenannten  estates  less  than  freehold,  besonders  Miete  und  Pacht)’) ; 
gewisse  „genommene“  Pfänder’),  besonders  die  Judikatshypothek 
(estate  by  elegit,  ferner  by  staBites  merchant  and  staple);  die 
Lehnsvormundschaft  (wardship)  u.  s.  w.‘).  Mobiliargut  geht  ge- 
mäß dem  gemeinen  Recht  auf  den  Testamentsvollstrecker  (executor 
resp.  administrator),  nicht  aber  direkt  auf  den  gesetzlichen  Erben 
über  ’). 


■)  Heymann,  a.  a.  0.,  S.  81*2. 

’)  Im  internationalen  PriTatrecht  werden  jedoch  die  chattels  real  nicht 
als  Mobilien  betrachtet. 

*)  Vgl.  die  spStcren  Ausführungen  im  Huch  II. 
t)  Heymann,  a.  a.  0.,  S.  812,  813. 

’)  Siehe  die  spüteren  Ausführungen  im  Buch  II. 
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I.  Immobiliarreclit.  a)  Tenure.  „Da-s  Immobiliarrecht  hat 
seine  vom  kontinentalen  sehr  abweichende  Gestaltung  dadurch 
empfangen,  daß  seit  der  normannischen  Zeit  und  gnindsätzlich 
noch  heute  alles  Land  als  Lehn,  tenementum,  tenure,  behandelt 
wird:  nur  der  König  hat  Allod,  imd  er  ist  — unmittelbar  oder 
mittelbar  — ,Lord  Paramount  of  every  parcel  of  land  within  the 
realm*.  Wie  aber  schon  die  nach  der  Eroberung  durch  redemption 
erlangten  Besitzungen  eigentlich  keine  Lehn  gewesen  waren,  hat 
sich  der  Gedanke  des  Allods  trotz  des  Lehnsprinzips  immer  mehr 
durchgesetzt  und  ist  heute  tatsächlich  wieder  zur  Herrschaft 
gelangt“  '). 

Die  tenures  werden  nach  dem  Gesichtspunkt  der  vom  Be- 
liehenen  zu  gewährenden  Gegenleistung  eingeteilt  in:  tenures  in 
Ritterlehn  (feuda  militaria,  military  tenures,  knight’s  Service), 
geistliche  Güter  (in  libera  elemosyna,  später  frankalmoign), 
freie  Bauer-  und  Bürgerlehn  (socagia,  free  socages,  nur  mit 
Rente  belastet)  und  den  Hintersassenbesitz  (villeuagia^),  seit 
Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  als  copyholds  bezeichnet). 
„Besonders  geartete  Fälle  der  socagia  sind  übrigens  tenures  of 
ancient  demesne  an  den  alten  Krongütem,  die  alte  städtische 
Hausleihe  (bourgage  tenure  mit  ihrer  Unterart  borough  english) 
und  das  partikulär  gefärbte  gavelkind  in  Kent . . . Die  erste  starke 
Einschränkung  erhielt  das  Lehnssystem  schon  1290  durch  das 
statutum  quia  emptores  (18  Edw.  I.  c.  1),  welches  für  feodum 
Simplex  unter  ZurOckdrängung  der  subinfeudatio  die  freie  Ver- 
äußerlichkeit  schuf,  und  dessen  Gnmdgedanken  dann  unter 
Eduard  IH.  und  später  durch  12  Karl  II.  c.  24  voll  durch- 
gefOhrt  wurden.  Andererseits  wurden  die  feudalen  Lasten  16G0 
durch  das  eben  erwälmte  Statut  12  Karl  II.  c.  24  im  großen  und 
ganzen  beseitigt“.  Verwandelt  wurden  sämtliche  Ritterlehen  in 
socagia  („Iree  and  common  soctige“).  Heute  sind  die  den  unfree 
tenures,  d.  i.  den  copyhold  gegenflberstehenden  free  tenures  (free- 
hold, siehe  unten  S.  44)  in  der  Hauptsache  free  socage;  zur  Zeit 
ist  das  free  socage  land  tatsächlich  von  den  alten  Lasten  befreit. 
Das  copyhold  dagegen  hat  an  sich  noch  heute  Merkmale  des 


')  Heymann,  a.  a.  0.,  S.  813. 

*)  Über  villcnagia  8.  bes.  Yinogradoff,  Villainage  in  England,  S.  43ff. 
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Hörigkeitsvorhältnisses,  kann  aber  in  free  soea^je  verwandelt  werden. 
Nicht  nur  Land,  suiidern  jedes  tenement,  tenementum  (d.  h.  land, 
„rents,  commons,  and  other  rights  and  interests  issuiug  out  of  or 
conceming  land“)  kann  Gegenstand  eines  tenure  sein '). 

b)  Die  estates.  „Das  System  der  einzelnen  Immobiliarrecbte 
ist  dadurch  abweichend  vom  kontinentalen  gestaltet,  daß  eincr- 
seit.s . . . das  englische  Immobiliarrecht  infolge  seines  Ursprungs 
aus  dem  Lehnsrecht  grundsätzlich  nur  dingliche  Rechte  an  fremder 
Sache  (genauer  beschränkte  dingliche  Rechte)  kennt,  und  daß 
andererseits  alle  diese  Rechte  unter  den  einheitlichen  Regrift'  des 
cstate  (estate  in  land,  status,  etat,  Besitzstand)  gebracht  werden. 
Estate  , bezeichnet  jedes  Verfligungs-  und  Benutzungsrecht  an 
Grund  und  Boden,  von  welchem  Umfange  immer'  (Gundennann) ; 
dabei  fallen  unter  den  Begriff  des  estate  nicht  nur  diejenigen 
Rechte,  welche  (unbedingt,  unbefristet  oder  in  den  verschiedensten 
Abstufungen  bedingt  oder  befristet)  die  , volle  Eigentumsausübung' 
gewähren,  sondern  grundsätzlich  auch  die  incorporeal  hereditaments, 
welche  nur  Teilbefugnisse,  einzelne  Nutzungen  bieten;  diese 
letztere  Kategorie  wird  aber  nach  germanischer  Art  vorzugsweise 
(unter  dem  Gesichtspunkte  des  uukörperlichen  Gutes)  als  Gegen- 
stand von  estates  verschiedenster  Abstufung  betrachtet,  und  die 
Besitzstände,  estates,  sind  infolgedessen  (ents]>rechend  dem  konti- 
nentalen Geweresystem  in  seinen  Anfängen)  in  der  Hauptsache  als 
Spezialfälle  eines  ([ualitativ  einheitlichen,  dinglichen  Herrschafts- 
rechts an  Immobilien  zu  bezeichnen.  Der  Aufbau  ist  dann  fol- 
gender: man  unterscheidet  vor  allem  freehold  estates  (freehold 
im  eigentlichen  technischen  Sinne,  liberum  tenementum,  frank 
tenement,  der  eines  Freien  würdige  Besitzstand,  Hauptrechte,  Voll- 
rechte) und  estates  less  than  freehold  (Realrechte  niederer  Bedeutung 
und  daher  chattels  real);  Unterscheidungsmerkmal  ist  die  Dauer 
der  Rechte  (quantity  of  interest),  insofern  freehold  stets  von  un- 
beschränkter oder  doch  von  unbestimmter  Dauer  sein  muß,  während 
die  chattels  real  Rechte  von  bestimmter  Dauer  (und  wenn  auch 
für  1000  Jahre)  darstellen;  dieser  Kategorie  tritt  hinzu  die  Kate- 
gorie der  estates  upon  condition  (conditional  estates);  es  sind 
das  bedingte  Besitzstände  der  beiden  ersten  Arten;  gnmdsätzlich 


')  Heyinann,  a.  a.  ().,  S.  813,  814, 
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stehen  sie  also  nicht  im  Gef3;ensatz  zu  diesen  (Stephen-Blackstone, 
ch.  VI,  init.),  wohl  aber  dadurch,  daß  einzelne  AnwendungsHUle 
sich  zu  besonderen  wichtigen  Rechtstypen  entwickelt  haben;  als 
vierte  Kategorie  werden  die  incorporeal  hereditaments  genannt, 
als  Immohiliarrechte  geringsten  Umfanges,  die  im  (iegensatz  zu 
den  vorgenannten  Klassen  eben  nicht  die  volle  Sachherrschaft, 
auch  nicht  bedingt,  gewähren“ '). 

Nach  dem  Zeitpunkt  des  Genusses  unterscheidet  man  estates 
in  possession  und  estates  in  expectancy  (letztere  Anfallsrechte). 
Nach  der  Zahl  der  Berechtigten  (tenants)  werden  die  estates  in 
Einzelrechte  (severalty)  und  Rechte  mehrerer  (wieder  gespalten  in 
joint  tenancy,  coparcenary  und  tenancy  in  common)  gruppiert*). 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  aber  ist  die  Unterscheidung 
von  legal  estates  und  equitable  estates,  die  dem  Dualismus  von 
Common  Law  und  Equity  entspricht.  Die  wichtigsten  equitable 
estates  sind  die  des  cestui  que  use  (cestui  que  trust)  und  des 
mortgagor  ’). 

c)  Die  einzelnen  estates.  Das  freehold  ist  das  wichtigste  der 
nach  der  quantity  of  interest  gnippierten  dinglichen  Rechte.  Das 
freehold  erscheint  als  1 . vererbliches  freehold  (freehold  of  inheritance) 
und  2.  nicht  vererbliches  freehold  (freehold  not  of  inheritance). 
Das  estate  in  fee  simple  (fee  absolute,  feodum  simplex)  ist  das 
wichtigste  freehold  of  inheritance  und  ist  sogar  „das  Grund-  und 
Eundaraentalrecht  des  englischen  Sachenrechts“,  entsprechend  in 
Wirklichkeit  dem  Eigentumsrecht  des  deutschen  Rechts.  Im  Laufe 
der  Zeit  sind  die  Lehnslasten  fast  völlig  beseitigt,  die  freie  Ver- 
äußerlichkeit  (A.  I).  1290,  Statute  of  qiiia  einptores),  die  freie 
Vererblichkeit  durch  letztwillige  Verfügung  (temp.  Heinrich  VIII, 
Statute  of  wills)  eingefflhrt  worden.  Wiederum  beschränkt  sich 
das  gesetzliche  Erbrecht  nicht  auf  eine  bestimmte  Erbenklasse. 
Alle  heirs-at-law  sind  nach  der  gesetzlichen  Ordnung  berufen. 
Hier  gilt  das  Prinzip  der  Individualsuccession,  und  zwar  geht  das 
Immobiliar  zunächst  auf  den  ältesten  vSohn  über.  Weitere  Fälle 


')  Heymann,  a.  a.  0.,  S.  814,  815. 

Heymann,  a.  a.  0.,  S.  815. 

*)  Siclic  .\8liburner,  a.  a.  0.,  S.  63  67:  Williams,  Keal  Property, 
S.  158  und  Sachregister  s.  v.  Efjuitable  estates;  Heymann,  a.  a.  0., 
S.  815,  818. 
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des  vererblichen  freehold  sind  fee  simple  qualifled  (base  fee)  und 
fee  tail;  und  in  diesen  estates  wird  die  Sachherrschaft  beschränkt. 
Ein  fee  simple  qualified  (base  fee)  ist  ein  unter  Resolutivbedingung 
verliehenes  fee  simple.  Das  fee  tail  (feodum  talliatum  = re- 
st  riet  um)  ist  ein  Stammgut,  ein  estate,  bei  dem  die  Erbfolge 
auf  die  Erben  des  Erwerbers  in  gerader  Linie  beschränkt  wird. 
In  Ermangelung  solcher  Erben  lällt  das  Land  an  den  Verleiher 
zurück.  Es  ist  hier  bemerkenswert,  daü  das  estate  in  fee  tail  die 
juristische  Form  für  die  englischen  Fideikommisse  geworden  ist. 
Nicht  vererbliche  freeholds  sind  estates  auf  Lebenszeit.  Diese 
estates  entstehen  durch  Rechtsgeschäfte  oder  treten  von  Gesetzes 
wegen  ein.  Bei  der  ersten  Gruppe  findet  man  Vergabungen  auf 
Ijcbenszeit  des  Empfängers  (estates  for  life)_  und  auf  Lebenszeit 
eines  Dritten  (estates  pur  autre  vie).  Der  Leibzüchter  bei  einem 
estate  for  life  hat  auf  Lebenszeit  das  volle  Herrschaftsrecht,  er  ist 
aber  den  Anfalls-  und  Heimfallsberechtigten  für  waste  verantwort- 
lich und  hat  das  Recht  der  Verfügung  und  Belastung  nur  im 
Rahmen  seines  beschränkten  Rechtes.  Bei  der  zweiten  Gruppe 
kommen  in  Betracht  die  estates  by  the  courtesy  of  England,  in 
dower  und  of  tenant  in  tail  after  possibility  of  issue  extinct.  Das 
estate  by  the  courtesy  of  England  ist  das  Leibzuchtrecht,  des 
Mannes  an  dem  gesamten  Immobiliamachlaß  der  Frau  bei  beerbter 
Ehe  und  das  estate  in  dower  (doarium,  dos)  die  gesetzliche  Leib- 
zucht der  Frau  an  einem  Teil  (maximal  '/,)  der  Immobilien  des 
verstorbenen  Mannes*).  Hey  mann  sagt  hierzu:  „Eine  unterge- 
ordnete Art  der  estates  bilden,  als  estates  less  than  freehold,  die 
drei  Formen  der  estates  at  will,  estates  by  sufferance  und  estates 
for  years;  sie  sind  chattels  real  und  unterstehen  im  Gegensatz 
zum  freehold  dem  Mobiliarrecht,  was  praktische  Bedeutung  be- 
sonders für  die  rechtsgeschäftliche  Begründung  dieser  Rechte 
(nicht  livery  of  seisin,  sondern  formloser  Vertrag,  neuerdings 
deed,  d.  i.  gesiegelter  Vertrag),  für  ihre  Vererbung  und  in 
Einzelpunkten  auch  für  ihre  Verfolgung  hat“*).  Das  wichtigste 
dieser  estates  less  than  freehold,  jener  chattels  real,  ist  ohne 
Zweifel  das  estate  for  years.  Im  zwölften  Jahrhundert  finden 


')  Heyinann,  a.  a.  0.,  S.  815—817. 
*)  Iloymaun,  a.  a.  O.,  S.  817. 
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wir  bereits  das  beneficial  lease  als  ein  Mittel  der  Geldauf- 
nabme  und  als  eine  Fonn  der  Kapitalscinla^e  im  Wirtschaftsleben 
vor;  auch  wird  zu  dieser  Zeit  die  Verpachtung  auf  Jalire  (lease 
for  years)  zur  Sicherstellung  von  Forderungen  vorgenommen ; im 
dreizehnten  Jahrhundert  ist  das  lease  for  years  jedoch  im  allge- 
meineren Gebrauch.  Am  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  wurde 
der  termor  von  den  vom  römischen  Recht  beeinflußten  Juristen 
als  nicht  im  Besitze  eines  free  tenement  angesehen,  es  wurde  ihm 
kein  Recht  an  dem  Lande,  kein  real  right  zuerkannt,  sondern  er 
wurde  nur  als  Nutznießer  betrachtet,  dessen  Rechte  durch  einen 
Vertrag  mit  dem  Verpächter  festgelegt  waren  und  dessen  Recht 
nichts  als  ein  chattel  real  war,  und  da  er  kein  „freeholder“ 
war,  hatte  der  termor  auch  kein  Recht  auf  die  possessorischen 
Klagen,  die  dem  freeholder  zustanden.  Der  termor  hatte  jedoch 
ein  aus  seinem  Vertrage  hergeleitetes  Recht  zur  Klage,  er  hatte 
ein  Recht  in  personam  gegen  den  Verpächter  und  seine  Erben. 
Das  ihm  zustehende  Rechtsmittel  war  die  Khige  „action  of  cove- 
nant“.  Mit  Hilfe  dieser  Klage  erwarb  er  den  Be.sitz,  oder  wie 
man  in  jener  Zeit  gewöhnlich  sagte,  die  sei  sin  a des  Landes. 
Aber  diese  Klage  konnte  sich  nur  gegen  den  Verpächter  und  seine 
Erben  richten.  Die  Unzulänglichkeit  dieser  ganzen  Theorie  hin- 
sichtlich der  Rechte  des  termor  föhrte  schließlich  dahin,  daß  man 
sie  aufgab.  Ungefähr  im  Jahre  1*235  wurde  eine  neue  Klage  für 
den  tennor  eingefflrt,  nämlich  die  Quare  eiecit  infra  terminum, 
und  auf  Grund  dieser  Klage  mußte  ein  Käufer,  welcher  das  Land 
von  dem  Verpächter  erworben,  dieses  dem  Pächter,  der  von  ihm 
aus  dem  Besitze  vertrieben  worden  war,  zurückgeben.  Vor  dem 
Ende  des  Mittelalters  war  es  dem  termor  noch  mit  Hilfe  einer 
anderen  Klage  — ein  be.sonderes  writ  of  tresj)ass  de  eiectione 
firmae  — möglich,  nicht  nur  Schadenersatz  zu  erlangen,  .sondern 
auch  den  Schutz  seines  Besitzes  gegen  alle,  die  ihn  unrecht- 
mäßiger Weise  zu  entziehen  oder  zu  .schädigen  suchten.  Somit 
entwickelten  sich  in  England  zwei  Arten  des  rechtlich  geschützten 
Besitzes  — derjenige  des  freetiolders  und  derjenige  des  termors,  — 
die  beide  bei  Betrachtung  der  cnglis(!hen  Rechtsgeschichte  ständig 
und  sorgfältig  auseinandergehalteu  werden  müssen.  Die  ver- 
schiedenen rechtlich  geschützten  Besitzfomien  wurden  durch  ent- 
sprechend verschiedene  Namen  unterschieden:  die  alte  „seisina“ 
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des  freeholders,  geschützt  durch  assize;  die  neue  „possessio“  des 
lessee,  geschützt  durch  das  writ  of  trespass'). 

Die  bedingten  Besitztümer  (estates  upon  condition)  bilden 
eine  wichtige  (Jruppe  unter  den  estates.  Estates  können  über- 
tragen werden  unter  Suspensiv-  (precedent,  ex  causa  praecedente) 
oder  unter  Re.solutivbedingung  (subsequent,  ex  causa  snbse- 
quente).  Besonders  interessant  ist  die  Anwendung  des  Prinzipes 
des  bedingten  Besitztums  bei  der  Verpfandung  von  Land  für 
Schulden,  wie  wir  später  sehen  werden’). 

Die  incorporeal  hereditaments.  Die  purely  incorporeal  here- 
ditaments  — im  Gegensatz  zu  den  bloÜen  Anwartschaften  — sind 
dingliche  Rechte,  aber  dingliche  Rechte,  welche  doch  nicht  die 
volle  Sachnutzung  gewähren.  Hier  kommen  zunächst  die  Prädial- 
servituten in  Betracht;  1.  easements,  die  nur  zur  Benutzung 
eines  fremden  Grundstücks  berechtigen,  und  2.  profits  ä prendre, 
die  zugleich  zur  Substanzentnahme  berechtigen.  „Des  weiteren 
gehören  zur  Gruppe  der  incorporeal  hereditaments  aber  auch  die 
Reallasten,  und  zwar  neben  dem  im  neunzehnten  Jahrhundert 
adärierten  und  auf  die  Getreidepreise  reduzierten  Kirchenzehnt 
(tithe)  und  den  alten  Hörigkeitslasten  (rent-service)  vor  allen  die 
rents-charge,  d.  i.  die  vorbehaltenen  und  die  — häufig  — gekauften 
Renten  an  freiem  Gut,  begründet  durch  Testament,  Ehevertrag  oder 
Registrierung,  und  heute  grundsätzlich,  auch  ohne  besondere  Klausel, 
mit  dem  Selbstpfändungsrecht  ebenso  ausgestattet  wie  von  alters 
die  — durch  den  eventuellen  Rückfall  gesicherten  — rents-service“. 
Unter  den  übrigen  incorporeal  hereditaments  sind  zu  em'ähnen: 
die  nutzbaren  Regalien  und  Hoheitsrechte  (franchises  oder  liberties) 
und  das  Patronat  (advowson).  Die  incorporeal  hereditaments  sind 
keine  estates;  sie  sind  bloß  Gegenstand  von  estates’). 

d)  Die  Anfallsrechte  (estates  in  expectancy)  stehen  im  Gegen- 
satz zu  den  estates  in  possession.  Die  Anfallsrechte  sind  reversion 
und  remainder,  dem  anevelle  des  mittelalterlichen  deutschen 

■)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  3G,  37,  106 — 117.  Ueber 
das  heutige  Recht  siehe  W illi  ams.  Real  Property,  S.  486 — 526;  Hoymaiin, 
a.  a.  0.,  S.  817-818. 

*)  Siehe  die  spfiteren  Ausführungen ; Gundermann,  a.a.O.,  S.  239— 241; 
Hey  mann,  a.  a.  0.,  S.  818;  Spcnce,  Kquitable  Juri.sdiction,  I,  S.  152—154. 

’)  Hoymann,  a.  a.  0.,  S.  818,  819. 
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Rechts  entsprechend.  „Reversion  ist  das  Recht  auf  den  Rückfall 
des  Gutes  für  den  Fall  der  Beendigung  eines  aus  dem  estate  im 
Wege  konstitutiver  Succesion  abgezweigten  estate  minderen  Inhaltes 
(z.  B.  Rückfall  an  den  Inhaber  des  fee  simple  nach  dem  Tode  des 
Leibzüchters).  Ein  remainder  andererseits  entsteht,  wenn  der  Be- 
steller eines  minderen  estate  (particular  estate)  die  reversion  nicht 
für  sich  behält,  sondern  gleichzeitig  an  eine  dritte  Person  — eben 
als  remainder  — überträgt“ '). 

e)  Die  Erwerbsarten  der  dinglichen  Rechte  werden  von  den 
englischen  Juristen  eingeteilt  in  die  titles  by  act  of  law  und  die 
titles  by  act  of  the  party.  Zu  den  titles  by  act  of  law  werden 
descent,  Intestaterbfolge,  escheat,  Heimfall  und  die  familienrecht.- 
liche  courtesy  und  dower,  zu  den  titles  by  act  of  the  party  werden 
occupancy,  forfeiture  (Verwirkung)  und  alienation  (conveyance, 
voluntary  transfer,  incl.  conveyance  by  devise,  d.  h.  durch  Testa- 
ment) gerechnet. 

Die  freiwillige  rechtsgeschäftliche  Übertragung,  die  alienation, 
erfolgte  im  englisch  - normannischen  Recht  in  der  Form  der  Be- 
lehnung (feoffment).  D:is  feoffment  „zerfällt  entsprechend  der 
kontinentalen  Gestaltung  in  die  Herstellung  des  persönlichen  Treu- 
verhältnisses durch  das  feierliche  homage  oder  die  einfachere  (be- 
sonders bei  Verleihung  von  socage  anwendbare)  fealty  und  in  die 
Herstellung  des  dinglichen  V^erhältnisses  durch  die  gewöhnlich  mit 
homage  bezw.  fealty  zusammenfallende  Übertragungserklärung,  die 
Investitur;  an  diese  muß  sich  nach  englischer  Auffassung  aber  grund- 
sätzlich stets  die  reale  Besitzeinweisung,  die  livery  of  seisin  schließen, 
sodaß  man  sich  (eine  Frucht  vorübergehender  Einwirkung  der  röm. 
Traditionslehre)  mit  der  Herstellung  bloß  ideeller  Gewere  durch  83^- 
bole  nicht  begnügte.  Die  livery  of  seisin  erfolgte  in  deed,  d.  h.  unter 
feierlicher  Überreichung  der  über  das  Geschäft  aufgenommenen 
Urkunde  (deed,  von  alters  gebräuchlich,  obwohl  Schriftlichkeit  erst 
1677  essentiell  wird)  nebst  Investitur.symbolen  auf  dem  Grund- 
stück, oder  (fonnloser)  in  law  durch  bloße  Erklärung  angesichts 
des  Grundstücks,  der  aber  die  reale  entry  später  folgen  mußte“. 
Zur  Übertragung  von  Besitzrechten  (estates)  an  den  incorporeal 
hereditaments  genügte  schon  im  Mittelalter  die  bloße  traditio 


')  Heymaiin,  a.  a.  0.,  S.  819,  820. 
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rartae.  Diese  letztere  Form  wurde  allmählich  verallfremeinert; 
und  wenn  man  von  dem  Verfall  der  feudalen  Prinzipien,  besonders 
in  persönlicher  Hinsicht,  absieht,  so  ergibt  sich,  dalS  das  Statute 
of  üses  vom  Jahre  153'>  zu  diesem  Resultate  ganz  bedeutend 
beigetragen  hat.  Nach  dem  27  Henry  VIII,  c.  l(i.  muß  die  Über- 
tragung von  freehold  estates  durch  Übergabe  einer  gesiegelten 
ürkunde  (deed)  und  enrolment  dieser  ürkunde  in  Westminster 
oder  beim  Grafschaftsgericht  erfolgen,  falls  die  Parteien  nicht  die 
alte  Belehnung  (feoffment)  mit  livery  of  seisin  wühlen.  Diaser 
Keim  eines  Buchsystems  wurde  aber  von  dem  Juristenstand,  der 
das  Gesetz  durch  die  Übertragung  von  freeholds  mittels  des  Ver- 
fahrens von  lease  und  release  (estates  less  tlian  freehold  vom  Gesetz 
nicht  berülirt)  umgingen,  erstickt.  Im  Jahre  lH4f)  erfolgte  die 
Bestimmung  des  Parlaments,  daß  nicht  die  Übergabe  von  zwei 
Urkunden,  lease  und  release,  sondern  nur  eine  gesiegelte  ürkunde 
zur  Übertragung  von  freehold  estates  erforderlich  sein  sollte. 
Da  heutzutage  feoffment  und  enrolment  oft  nicht  praktisch  sind, 
so  fehlt  der  Regel  nach  in  England  noch  die  Publizität.  Die 
Bestrebungen  des  neunzehnten  Jahrhunderts  nach  einer  allgemeinen 
Grundbuchgesetzgebung  führten  zu  den  Land  Transfer  Acts  vom 
■Tahre  187')  und  1897,  aber  zu  einem  durchgeführten  Gnindbuch- 
system  ist  es  noch  nicht  gekommen.  In  der  heutigen  Praxis  ist 
die  traditio  per  cartam  immer  noch  die  herrschende  Form'). 

f)  Die  Entwicklung  der  Immobiliarklagen,  sowohl  der  j)eti- 
torischen,  wie  auch  der  possessori.schen  hat  sich  an  das  nor- 
mannische Recht  angeschlos.sen.  Die  wichtigste  jietitorische  Klage 
ist  das  writ  of  right  (breve  de  recto),  der  dinglichen  Klage 
des  deutschen  Recht.s  des  Mittelalters  entsprechend.  Ein  An- 
wendungsfall die.ser  Klage  ist  das  writ  of  right  of  dower.  Die 
assisa  novae  disseisinae  (Assize  of  N'ovel  Dis.seisin),  die  sich 
auf  frische  Dejektion  aus  der  seisina  (Gewere)  stützt,  ist  die 
wichtigste  posses.sorische.  Klage.  Außerdem  sind  hier  die  assisa 
mortis  antecessoris  (des  Erben),  die  Wittumsklagen  (writ  of 


')  Brunner,  a.  n.  O.,  S.  149  11.;  Gundcrmii  nn,  ii.  a.  )>.,  8.201  (T.  ; 
Hcynianii,  a.  a.  ().,  S.  821.  822.  Siehe  Brunner,  Porachnngen.  S.  4 11'., 
018  If.:  I.eake,  t)ige.st.  S.  4.7— OO;  Williams,  Real  l’rnperty,  S.  143  — 1.77, 
19.7—212,  .794  0.77:  l’ollnck  aml  Maitlaml,  a.  a.  (»..  II,  80—100. 
Hazeltliie.  KnKli>cties  I'tanilrerbt  4 
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(lower  unde  nihil  habet)  und  das  breve  de  ingressu  (writ 
of  entrv)  zu  erwähnen.  Die  possessorischen  Klagen  haben  sich 
unabhiingig  von  den  Interdikten  des  römischen  Rechts  ausgebildet, 
und  „höchstens  in  (irundgedanken“  sind  sie  durch  das  kanonisciie 
Reclit  beeinflußt  worden.  Das  Verfahren  bei  diesen  real  actioiis 
war  aber  schwerfällig  und  flihrte  seit  Heinrich  VII.  zur  Anwendung 
einer  beciuemeren  petitorischen  mixed  action  an  ihrer  Stelle,  nämlich 
der  action  of  ejectment  (actio  de  eiectione  firma),  urspnänglich 
nur  die  Klage  eines  dejizierten  Pächters.  Die  meisten  Realklagen 
wurden  im  Jahre  lH3d  beseitigt;  und  die  action  of  ejectment 
wird  heute  als  action  for  the  recover^v  of  possession  of  land  be- 
zeichnet '). 

II.  Mobiliarrecht.  Obgleich  sich  die  Idee  eines  Eigen- 
tumsrechts (general  properh)  an  beweglicher  Habe  (movable 
goods,  choses  in  possession  als  Teil  des  personal  prop(‘rtv)  nach 
und  nach  entwickelte,  so  haben  doch  neuere  Forscher  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  das  frühere  Mittelalter  ein  Eigentumsrecht  am 
.Mobiliar  im  Oegensatz  zum  Hesitzrecht  gekannt  hat*i.  In  der 
angelsächsischen  und  anglononnannischen  Zeit  handelte  man  nach 
dem  Prinzip  „Hand  wahre  Hand“.  Das  englische  Recht  hat 
„real  actions“  zum  Schutze  von  Fahrnisrechten  nie  gekannt, 
sondern  nur  „personal  actions“.  Seit  der  .kbschafl'ung  der  alten 
Klageformen  und  seit  der  Entwickelung  der  Idee  des  „specitic 
perforniance“  mit  einfacher  Klagelu'gründung  err(Mcht  man  jeihx'h 
denselben  Zweck  wie  mittelst  der  real  actions.  Im  alten  Rechte 
erfolgte  die  freiwillige  Übertragung  des  Fahrniseigentums  nur 
durch  körjierliche  Tradition  (gilt  and  delivery).  Zu  dieser  Form 
des  Erwerbs  ist  allmählich  die  Veräußerung  durch  Übergabe 
einer  gesi(*gelten  ürkunde  (deedt  und  die  Veräußerung  diin-li 
einfachen  Kaufvertrag  isale)  getreten“). 


]!riiiiner,  Fiit.slchuiig  der  Schwurgerielitc,  S.  2U3ff.;  Hryinann, 
a.  II.  O.,  S.  Sgi,  K23.  Sii'lie  reriior  l’elliiek  und  Mnitland,  n.  n.  O.,  II, 
S.  j.W  .ö7'2:  (hin dormatin,  n.  a.  ().,  S.  31S— 437. 

’)  .Siehe  unten  lineh  11,  Teil  11.  Vgl.  lleyinann.  a.  a.  ()..  S.  823. 
llejinann,  a.  a.  U.,  S.  823.  824.  Siehe  ferner  unten  üncli  II,  Teil  1 1 ; 
Williams,  l’er.ional  l’ro|ierl_v,  S.  1— !).5;  1‘ollork  and  Muilland,  a.  a.  (I., 
11.  S.  lltl— 183:  Kniller,  Arehiv  für  Itnrgerliehes  Heehl.  Hil.  18.  S.  ;j(l  IT. 
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Sechstes  Kiipitel. 

Quellen  und  Literatur. 

Die  Haiii)tiiuelleii ')  des  Rechts  der  aii!.'el sächsischen  Zeit  sind 
I.  die  (lesetze  der  Aiifrelsachsen,  die  den  ijennanischen  Volks- 
reclitcn  des  Kontinentes  entsprechen*];  '2.  Urkunden*);  8.  koinpi- 
hitorische  Arbeiten  aus  den  Anföngen  der  anglo- normannischen 
Zeit,  die  „angelsächsisclies  Reclit  darstellen  wollen  und  zu7n  Teil 
in  der  Absicht  verfallt  worden  sind,  den  Restand  des  alten  Rechtes 
den  Kroberern  gegenüber  zu  sichern“,  die  jedoch  als  Quellen  der 
angelsächsischen  Zeit  nur  mit  gröUter  Vorsicht  zu  benutzen  sind, 
da  sie  von  nonnannischein  Rechte  beeinflußt  sind. 

Unter  den  hervorragendsten  (Quellen  der  Zeit  nach  der  nor- 
mannischen Eroberung  bis  zur  Zeit  Heinrichs  II.  (UKKi — 11. öt) 
verdienen  hervorgehoben  zu  werden:  1.  das  Domesday  Hook,  das 
Reich.sgrundbuch,  welches  gegen  Ende  der  Regierung  des  Eroberers 
erschien  und  als  Resultat  einer  offiziellen  Eii(|uete  eine  vollständige 
Registrierung  des  englischen  (irundbesitzes  enthielt;  ‘J.  die  Rechts- 
be.schlfisse  des  Exchequer  (die  Schatzrollen  werden  gewöhnlich 
Pipe  Rolls  genannt);  3.  Prozeßberichte  der  englischen  scrij)tores, 
königliche  Prozeßmandate  (writs)  und  |)rozessualische  Stellen  des 
I)o7uesday  Hook  und  der  Schatzrollen'), 

Für  die  Zeit  von  Heinrich  II.  bis  gegen  das  .Jahr  1300  stehen 
verschiedtme  Arten  von  Quellen  zur  Verfügung.  Dies  sind  1.  die 
Statutes.  ,,Die  älteren  Satzungen  der  77or7nan7iischo7i  Könige  zählen 
zu  den  Quellen  des  co7n7non  law.  Sie  sind  entweder  Constitutio77es, 

')  Der  grgenwSrtijfc  kurze  Überblick  über  die  Quellen  imd  die  Literatur 
basiert  teilweise  auf  Brunners  Aufsatz:  Die  Quellen  des  eugliclien  Reelits, 
H ol t zendor f f'a  Kncycli)|iädie  (1890),  S.  329 — 347.  Siebe  ferner  eine  Über- 
setzung dieses  .Aufsatzes  mit  selbständigen  Zusätzen  und  mit  einem  biblio- 
grajdiischen  Anhang  von  AV.  Hastie  unter  dem  Titel:  The  Sourees  of  the 
Law  of  England,  an  bistorieal  introduction  to  the  study  of  Knglish  Law  by 
H.  Brunner,  Edinburgh,  1888;  tiiindermann.  Englisches  l’rivatrecht, 
S.  1-13,7:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  I,  S.  XVllI  XXII,  1— 22.5: 
Haie,  Hist.  Com.  Law:  Heymann,  Engl.  Privatreeht,  H oltzen d orff's 
Encyclo|iädio,  hrsg.  von  Köhler,  I 799 — 8(14. 

*)  Siehe  besonders  Sch mid,  (ie.setze  der  .Angelsachsen;  Liebermaiin, 
(iesetze  der  Angelsachsen. 

*)  Siehe  besonders  den  Codex  D i gl oiii at ic us. 

*)  Siehe  Bigelo»  . Placita  A n gl o- N or man n iea. 

•l* 
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Assissae  vom  König  nach  Beratung  mit  den  (iroßen  des  Landes 
erlassen  ....  oder  sie  heißen  Chartae,  Charters,  einseitige  könig- 
liche Verleihungen,  Freibriefe  zur  Abhilfe  von  Beschwerden  . . . 
Die  eigentlichen  Statuten  beginnen  mit  den  Provisiones  de  Merton 
aus  dem  20.  Regierungsjahre  Heinrichs  III.,  123(i“  (Brunner). 
2.  Gerichtliche  Quellen:  a)  Writs  (brevia)..  b)  Records,  Proto- 
kolle über  die  Verhandlungen  und  Entscheidungen  der  Gerichte. 

c)  Reports,  literarische  .Aufzeichnungen  über  (ierichtsverhandlungen, 
enthaltend  eine  kurze  Erzählung  der  Tatsachen  des  Falles,  aus- 
führlicher die  .Argumente  der  Parteien  und  die  ürteilsgründe  *). 
.3.  Die  Rotuli  Scaccarii.  4.  Chroniken,  Annalen,  etc.  5.  Car- 
tularies. 0.  Urkunden.  7.  Rechtsbücher:  a)  Der  Dialogus  de 
Scaccario  von  Richard  Fitz-Nigel.  b)  Der  'l'ractatus  de 
legibus  et  consuetudinibus  regni  .Angliae,  das  A'erfahren 
an  den  Königsgerichten  behandelnd,  verfaßt  wahrscheinlich  von 
Ranulph  de  Glanvilla,  einem  königlichen  Richter,  in  der  Zeit 
zwischen  11X7  und  118!),  ,der  erste  Versuch  einer  wissenschaft- 
lichen Bearbeitung  des  einheimischen  Rechtsstoffes  im  modenien 
Europa“  (Gundermann  i.  o Der  Tractatus  de  legibus  et 
consuetudinibus  regni  .Angliae,  verfaßt  von  Henry  de 
Bratton  (Bracton),  einem  Geistlichen  und  Richter  am  Königs- 
gericht unter  Heinrich  III,  (12U5 — 1272i,  „the  crown  and  flower 
of  English  medieval  jurisprudence  (Pollock  and  Maitlaml). 

d)  Fleta  seu  commentarius  iuris  Anglicani,  verfaßt  von 
einem  unbekannten  .luristen.  Den  Namen  Fleta  erhielt  es,  weil 
es  in  dem  sogenannten  Flectgefängnis  entstand.  Es  basiert  in 
großem  Umfange  auf  Bracton,  enthält  aber  auch  neues  Material. 

e)  Die  Summa  de  legibus  et  consuetudinibus  Angliae  von 
Gilbert  de  Thornton,  erschienen  ungefähr  im  .Jahre  12t)2, 
wurde  niemals  gednickt  und  scheint  verloren  zu  sein  (von  Seiden 

Die  Keporls  aus  der  Zeit  vmi  Eduard  I.  bi»  Heinrich  VIII.  .sind, 
abgesehen  von  einigen  Lücken,  verödentlieht  würden  unter  der  liezeichnung 
Year  Hooks;  viele  derselben  sind  jedoch  sehr  fehlerhaft.  Eine  neue  und  zii- 
verlfissige  Ausgabe  der  Vear  Hooks  Eduards  II.  wird  jetzt  von  der  .Seiden  Societv 
unter  Leitung  von  Hrofessor  Maitlund  herausgegebeu.  His  jetzt  sind  die 
folgenden  Hände  erschienen:  Hd.  I,  1 u.  2 Edward  II.  A.  D.  1307 — 1309,  hrsg.  von 
l’rofessor  M a i 1 1 a n d,  London,  i;K)3:  Hd.  II,  2 ii.  3.  Edward  II.  A.  D.  1308  — 9 
und  1309  — 10,  hrsg.  von  l’rofessor  Mailland,  London,  1904:  Hd.  III,  3 
Edward  11,  A.  D.  1309 — 1310,  hrsg.  von  l’rofessor  M a i 1 1 a ud,  London,  liKtö 
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in  seiner  Dissertatio  ad  Fletam  erörtert),  f)  Ein  Reehtshuch, 
bekannt  unter  dem  Titel  Uritton,  gesehrioben  wahrscheinlich  kurz 
nach  1 •-'!)()  von  einem  Beamten  im  Dienste  der  Krone  und,  wie  es 
scheint,  ein  Versuch  Eduards  I.,  das  englische  Recht  nach  Art 
der  Justinianischen  Institutionen  darzustellen,  g)  Die  Summa 
magna  et  parva  von  Ralph  de  Hengham,  erschienen  unter 
der  Regierung  Eduards  I.  und  beabsichtigt  als  eine  Ergänzung 
gewisser  Punkte  des  Bracton’schen  Werkes. 

Die  wichtigsten  Quellen  der  Periode,  die  mit  dem  vierzehnten 
Jahrhundert  beginnt  und  bis  zur  Zeit  Blackstones  (geb.  1723, 
gest.  1780)  reicht,  sind  1.  die  Statutes,  2.  die  gerichtlichen  Quellen 
(vor  allem  das  „Old  Natura  Brevium“,  diis  offizielle  Registrum 
brevinm  omnium  tarn  originalium  quam  iudicialium,  und 
die  amtlichen  Reports  bis  zur  Zeit  Heinrichs  VIII.),  und  3.  die 
Juri.sprudenz.  Nach  einer  Periode  lebhafter,  literarischer  Tätigkeit 
von  seiten  der  englischen  Rechtsgelehrten  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert erschienen  während  der  nächsten  anderthalb  Jahrhunderte 
keine  Rechtsbflcher  mehr,  denen  irgend  welche  Bedeutung  hätte 
zugeschrieben  werden  können.  Mit  dem  Erscheinen  von  John 
Fortescue’s  De  laudibus  legum  Angliae  und  Thomas  Eittleton’s 
Ten  u res  in  der  letzten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  be- 
ginnt in  der  Tat  eine  neue  Periode  in  der  englischen  Rechtsliteratur. 
Littleton’s  Tenures  ist  eine  grundlegende  Darstellung  der  Besitz- 
lehre von  (irund  und  Boden  und  wird  von  Coke  als  „the  most 
perfect  and  absolute  work  that  ever  was  written  in  any  human 
.Science“  bezeichnet.  Im  Jahre  1534  erschien  Anthony  Fitzherbert’s 
New  Natura  Brevium.  Unter  der  Regierung  Heinrich  VIII. 
hören  die  amtlichen  Reports  aut  und  an  ihre  Stelle  treten  die 
Privatarbeiten  von  freiwilligen  Reporters,  unter  denen  sich  einige 
der  bedeutendsten  englischen  Rechtsgelehrten  befinden,  wie  Dyer, 
Plowden,  Croke,  Yelverton,  Saunders,  vor  allem  aber  Coke.  Eine 
weitere  Klasse  ■wichtiger  literarischer  Werke  sind  die  ahridgments 
oder  Bearbeitungen  der  Ycar  Books  von  Fitzherbert,  Rolle, 
Bnajke  und  Bacon.  Eduard  Coke  (geh.  1552)  wurde  „die  ge- 
feiertste Autorität  unter  den  englischen  Juristen“  (Brunner).  Er 
veröffentlichte,  wie  eben  gesagt,  Rejiorts  und  vier  Institutes,  von 
denen  das  erste  in  (h-r  Oestalt  eines  Kommentars  zu  Littleton’s 
Tenures  erschien.  Matthew  Haie  (gest.  H)7(i)  war  ein  bedeutender 
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Jurist  und  schrieb  u.  A.  das  wnlilbekaniite  „History  of  tlie  roininon 
Law“  und  eine  , Analysis  of  the  Law“.  Mit  der  Vt'röflentlichiinjjf 
der  „Commentaries  un  the  Laws  of  Ent'land“  von  William  Hlack- 
stnne  (geh.  1723.  ftest.  1780),  Advokat,  Richter  und  Profe.ssor  zu 
O.xford,  befrinnt  eine  neue  E]ioche  in  der  enKlisehen  Jurisprudenz. 
Die  Coniinentaries  basieren  auf  Hale’s  Analysis  und  sind  eine 
systematische  Darstellung  des  englischen  Rechts. 


Dritter  Teil. 

Terminologie  der  Quellen  des  englischen 
Pfandrechts. 

I.  Angelsächsische  Periode'). 

Die  Terminologie  über  den  Formal-  oder  Wettvertrag  ist  in 
dem  betreuenden  Abschnitt  über  diesen  (iegenstand  berücksichtigt. 

Das  eigenmächtig  genommene  Pfand  und  zwar  der  Gegenstand 
der  Viehpfändung,  wird  in  Ines  Gesetzen*)  mit  wed  bezeichnet*). 

Das  wegen  einer  Schuld  eigenmächtig  genommene  Pfand,  das 
Pfandobjekt,  bezeichnet  Ine  mit  wracu,  -e,  fern.*).  Näin,  -e, 
fern.,  von  niman  (nehmen)  er.scheint  zum  ersten  Male  in  den  Ge- 
setzen der  Augel.sachsen  bei  ('mit*),  und  ist  in  die  lateinischen 
und  französischen  (Quellen  des  angelsächsischen  Rechts  auf- 


')  Die  Citntr  vuii  Stellen  aus  ileii  angelsSchsiscben  (iesetaen  in 
liem  vorlieKenilen  Ka|iitel  über  Terminologie  sind  zum  grollten  Teil  der 
Scbmid’sclien  Ausgabe  entnommen,  ln  der  Licbermann’scben  .Ausgabe 
finden  sich  nur  wenige  Varianten  ron  wesentlicher  Bedeutung:  wo  solche 
vorhanden,  sind  sic  unten  in  den  Anmerkungen  zum  ersten  und  zweiten 
Teile  des  ersten  Buches  vermerkt,  woselbst  Citate  zu  allou  Stellen  der 
Lieberniann’schen  .Ausgabe,  die  vom  AVettvertrag  oder  vom  Mobiliar- 
pfandrecht handeln,  zu  linden  sind. 

*)  Ine,  .19  pr.,  Schniid,  (jesetze,  8.  44. 

*)  Vgl.  von  .Amira,  Das  altnorwegische  Vipllstreckuugsverfahren,  S.31.5. 

*)  Ine,  9,  Schmid,  (lesetze,  8.  24,  2.0,  .Anm. 

*)  Cnut.  II,  19,  iSchmiil,  (iesetze,  S.  2.SO,  mit  der  Überschrift  Hc 
näämo.  — Ne  aliiiin  intra  satrapem  coerccat:  die  Überschrift  zur 
vetus  Versio  lautet;  De  namis  capiemlis.  Hchmid,  a.  a.  ().,  S.  280, 
281.  .Siehe  Brunner,  Deutsehe  Ilechtsgesehichti’,  II,  8.  44ti:  Xichols, 
Britton,  I,  8.  137,  .Anm.  (t):  Schmid,  a.  a.  ().,  S.  636,  641. 
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gpnommen  •).  Die  angelsach^i.seiien  Quellen  gehraiu’lien  auch  das 
Wort  Itäd*).  Das  Pfand  wird  aueh  mit  dem  Aiisdniek  paet  lie 
liim  onnime  bezeichnet’). 

Rir  den  (Jegenstand  der  eigenmächtigen  Viehpfändung  hat 
die  vetus  versio  von  Ine,  40  pr.,  das  Wort  vadium  (als  Synonym 
für  wed)’). 

Für  den  Gegenstand  der  eigenmächtigen  Pfändung  wegen 
Schuld  finden  wir  in  den  lateini-schen  und  französischen  Quellen 
folgende  Bezeichnungen;  das  angelsächsische  Wort  näm  selbst’); 

')  Ciiut,  II,  19,  Schinid,  Gesetze,  S.  281,  Anm.  2;  Wilhelm,  I.  44, 
Schmid,  a.  a.  ().,  S.  34G. 

Das  Wert  näin  finilet  sich  in  den  nordischen  Kechtsquellen  allgemein 
vor;  in  den  deiitsehen  Kechtsquellen  finden  sieh  die  Können  Nähme,  na  nie, 
noinc  (nehmen)  vor.  Es  scheint,  als  wenn  das  Wort  in  England  dnreh  die 
Dänen  cingefnhrt  wurde.  Siehe  Brunner,  a,  a.  ü.,  II,  S.  445,  44H;  Brunn  er, 
Entstehung  der  Schwurgerichte,  S.  129:  von  Amira,  Grundriß  des  germa- 
nischen Rechts,  S.  133;  Sclimid,  Gesetze,  S.  G3G.  Britton,  der  zur  Zeit 
Edwards  I.  lebte,  sagt,  daß  naani  ein  allgemeiner  .Ausdruck  für  Vieh  und 
alle  anderen  Mobilien,  die  Gegenstand  der  Pfändung  bilden,  sei.  Britton, 
liv.  I,  c.  XXVIII,  §2.  Siehe  auch  Nichols,  Britton,  II,  S.  377. 

WiiVernäm  und  öiVcrnäm  linden  sich  in  den  angelsächsischen  Quellen 
nicht  vor  (Schmid,  Gesetze.  S.  G36);  in  späterer  Zeit  lindet  man  die 
Können  withernam  oder  wjthernam  (z.  B.  in  den  Statutes  of  the  Kealin, 
I,  S.  72.) 

'■*)  Gerjednes  betwcox  Dünsetan,  c.  3,  Schmid,  Gesetze,  S.  3GO. 
Die  Überschriften  zu  den  angelsächsischen  und  lateinischen  Tciten  dieses 
Ka|iitels  sind:  Be  bädum  und  de  namo  (Schmid,  Gesetze,  .S.  3G0,  3R1). 
Siehe  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichtc,  II,  S.  446:  Schmid,  a.  a.  I)., 
S.  ,^58-361,  533,  641. 

Der  .Ausdnick  bäd  (bädiaii)  entspricht  dem  gotischen  baidjan, 
zwingen,  ahd.  pcitjan,  peitan,  Gewalt  antun,  poscerc,  urgere.  Räf,  Raub, 
für  das  genommene  Pfand,  rävia,  für  ]ifänden,  finden  sich  in  den  jüngeren 
friesischen  (Quellen  vor.  Pfand,  ahd.  phant,  fant,  erscheint  zuerst  in  der 
bei  Frisionum  (pant)  als  ein  .Ausdruck  für  dies  genommene  Pfand. 
Brnniier,  a.  a.  O.,  II,  S.  446.  Siehe  von  .Amira,  a.  a.  G.,  S.  133.  Mit 
räf,  Raub,  vgl.  das  angelsächsische  nyd-mbm,  spolatio,  njd-n.a’inun 
(nyd-ninian),  rauben  (Schmid,  Gesetze,  Glossar). 

’)  Ine,  9,  Schmid,  Gesetze,  S.  24. 

*)  lue,  49  pr.,  Schmid,  Gesetze,  S.  45. 

®)  Siehe  .Anm.  1 oben.  Vgl.  das  nordische  tak  in  v.  .Amira,  Alt- 
norwegisches Vollstreckungsverfahren,  S.  331  und  Grundriß  des  germanisehen 
Rechts,  S.  132. 
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namus,  iiiimium  (als  S.vTionyni  für  iiämi'),  und  wieder  nanius 
(als  .Synonym  für  bäd*);  namium’^:  den  Ausdruck  quodcum»|ue 
]>er  vim  caperit  (als  Synonym  für  paet  lie  liim  onnime)*). 

Der  (legenstand  der  gerichtlichen  Pfändung  wird  in  den 
Quellen  folgendermaßen  ausgedrückt;  eall  (ealle)  paet  he  äge 
(quicquid  habet)-');  on  his  ä-htan  in-borh  (de  pecunia 
sua  inborhgum)*);  namium’i. 

Für  die  Viehpfändung,  d.  h.  den  Pfändungsakt  selbst,  findet 
man  bei  Ine  den  Ausdruck  genime  wed  (capiat  vadium"). 

Für  die  Phindnahme  wegen  Schuld  sind  in  den  Quellen 
folgende  Ausdrücke  enthalten:  paet  he  him  onnime  (quodcuni- 
que  per  vim  ceperit)®);  And  ne  nime  nän  man  näne  näme 
(Et  nemo  namum  capiat)'"i;  Ile  nääme.  --  Ne  alium  intra 
satrapem  coerceat  (De  namis  capiendis)'“);  leäfe  . . . 
paet  he  möte  hentan  [hemten,  ha*tan]  aefter  his  ägenan 
[is  ägan]  itunc  licentiam  accipiat,  ut  . . . . suum  audeat 
perquirere'*)  oder  auch  licentia  ....  ut  possit  accipere  name, 
qiiousque  habeat  sua)'");  Neiirenge  hum  nam  nul(NulIus 


')  Cmit,  II,  ly,  Schulid,  Gesetze,  S. ‘281 ; Willielni,  1,  44,  Sclimid, 
a.  a.  0.,  S.  347.  Siehe  oben  S.  .M,  Amn.  ö. 

’)  Geriednes,  betwcoz  Dilnsetan,  c.  3,  Schmid,  Ocaetze,  S.  361. 
Siehe  oben  S.  5!),  Anm.  2. 

")  l’berschrift  zur  vetua  versio  von  Wilhelm,  I,  44,  Schmid,  Ge- 
setze, S.  347 : Carta  civibus  London,  § 14  (capiant  nainia  sua), 
Schmid,  a.  a.  G.,  S.  435. 

')  Ine,  9,  Schmid,  Gesetze,  S.  2.5. 

")  Aethelstan,  II.  20,  § 1,  .Schmid,  Gesetze,  S.  142,  143. 

*)  Edward  11,  3,  § 1,  Schmid,  Gesetze,  S.  114,  11.5.  Siehe  Legos 
llenrici  Primi,  c.  82,  §2  (de  siio  aliqiiid  pro  inborgo  retineatur), 
Schulid,  a.  a.  ().,  S.  479.  Siehe  ferner  Schmid,  a.  a.  0.,  S.  115,  Anm.  und 
Glossar  s v.  inborh. 

')  Leges  Henrici  I’rimi,  c.  29,  § 2,  Schmid,  Gesetze,  >S.  449: 
Leges  Henrici  Primi,  c.  51,  §§  5,  6,  7,  8,  Schmid,  a.  a.  0.,  S.  458. 

")  Ine,  49,  Schmid,  Gesetze,  S,  44,  45. 

")  lue,  9,  Schmid,  Gesetze,  S.  24.  -25. 

"')  t’nut,  II,  19,  Schmid,  Gesetze,  S.  280.  281. 

")  ('bcrschrift  zu  Cnut,  II,  19,  Schmid,  Gesetze  .S.  "280,  281. 

Gnut  II,  19,  Schmid,  Gesetze,  .S  280,  281. 

'"1  l)i.‘s  ist  eine  zweite  Lesart  der  vetus  versio  von  Cnut  II,  19, 
Schmid,  Gesetze,  S.  281,  .Anm.  2. 
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nainium  capiati');  (luiit  preiige  con;»?,  que  ii  passe  nam 
preiidre  pur  le  son  luin  e pres  ( accipiat  licentiain  nantium 
capieiuli  pro  suo,  et  prope  et  longe)-;:  Uif  bäd  genuinen 
sy  on  nionnes  orte  (Si  capiatur  de  alicujus  pecunia)“); 
Jionne  begyte  |)ä  bade  häm,  se  {le  lieö  fore  genuinen  sy 
(perquirat  ille  namum,  pro  quo  captum  est,  vel  de  suo 
proprio  restituat  ei,  cujus  pecunia  capta  [causa]  est)^); 
Ne  <iuis  teinere  namium  capiat“);  capiant  namia  sua*;; 
bädian  i namiari)’);  namiare“). 

Die  gerichtliche  Pfändung  wird  in  den  Quellen  folgendennaüen 
ausgedrückt:  and  ninion  eall  [ninien  ealle]  Jiaet  lie  äge  (et 
cajiiant  quicquid  habet)“);  niinan  on  his  aehtan  in-borh 
laccipiant  de  pecuunia  sua  inborhgum capiatur  de 
suo'M;  aliquem  namiet'®);  si  vicecomes  namium  capiat'“); 
divadiare"). 

Das  gerichtlich  genommene  Pfand  gewaltsam  zurückzunehmen, 
heißt  in  den  Leges  Henrici  Primi,  täp.  51,  §§  7,  8,  excutere 
namium;  und  die  Strafe  dafür  ist  overseunessa'*). 


')  Wilhelm,  1,  44,  Schmid,  Gesetze,  S.  346,  347. 

*)  Wilhelm  I,  44,  Schmid,  Gesetze,  S.  347,  340. 

“)  Gcrifednes  betweox  Diinsetan  (Scnatusconsiiltum  de  Munti- 
colis  Walliao),  c.  3,  Schmid,  Gesetze,  S.  360,  361. 

Siehe  eben  .\iim.  3. 

*)  ('berschrift  zur  vetus  versio  vun  Wilhelm,  I,  44,  Schmid,  Ge- 
setze, S.  347. 

®)  Oarta  civibus  London,  § 14  (Henr.  2),  Schmid,  Gesetze. 
S.  435,  642. 

Gera'dnes  betweox  Giinsetaii  (Senatusconsultum  de  Mon- 
ticolis  Walliao),  c.  2,  Schmid,  Gesetze,  S.  358,  259.  Siehe  Urunner, 
Deutsche  Hechtsgeschichte,  11,  S.  446:  Schmid,  a.  a.  O.,  S.  358—361, 
533,  641. 

*)  Leges  Henrici  I’rimi,  c.  51,  §3,  Schmid,  Gesetze,  S.  457. 

“)  .\ethelstan  II,  20,  § 1,  Schmid,  Gesetze,  S.  142,  143. 

'“)  Kdward,  II,  3,  § 1,  Schmid,  Gesetze,  S.  114,  115. 

")  Leges  Henrici  Primi,  c.  29,  §2,  Schmid,  Gesetze,  S.  449. 

'“)  Leges  Henrici  Primi,  c.  51,  §4,  Schmid,  Gesetze,  S.  4.57. 

'“)  Henr.,  c.  51,  §6,  Schmid,  Gesetze,  S.  4.58. 

'•  Siehe  Schmid,  Gesetze,  Glossar,  s.  v.  divadiare. 

'^)  Schmid,  Gesetze,  S.  4.58.  Siche  Thorpe,  Ancieiit  Laws  and  Inst. 
Lngland,  Glossar,  s.  v.  excussiu. 
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Die  [jepps  Henrici  Primi  gebniuchpri  iiiimium  vendere 
für  den  Verkauf  des  geriditlicli  genommenen  Pfandes 'j- 

Für  das  freiwillig  gegebene  Mnbiliarpfand  wegen  Seliuld, 
d.  h.  den  Gegenstand  der  Pfandbestellung,  wird  nicht  nur 
wed*),  sondern  auch  under-wed’)  gebraucht.  Ob  die.se  beiden 
Wörter  verschiedenerlei  Bedeutung  hatten,  ist  nicht  beksinnt^). 
Das  Synonm  von  wed  und  under-wed  in  den  lateinischen 
Quellen  ist  vadium^). 

Das  gegebene  Mobiliar})fand  im  Prozeß  wird  in  den  angel- 
sächsischen Quellen  durch  die  folgenden  Wörter  bezeichnet:  wed, 
wedd,  (-es,  n.,  ahd.  wetti,  mittellat.  vadium'):  under-wed') 
ceäp,  ceäc  (-es,  m.)*);  borh,  (-ges,  m)'^).  In  den  lateini- 

‘)  Heiir.,  c.  .51,  § 6,  Schinid,  Gesetze.,  S.  4.58. 

*)  Dünsetan,  c.  1,  Schmid,  Gesetze,  .\nli.  I,  S.  358.  Siche  Leiters  and 
Papers  Illustrative  of  the  Beigns  of  Richard  III  and  Henry  VII.  (Ib'lls),  hrsg. 
von  Gairdner,  8.  3.32,  .387.  388. 

’)  Dünsetan,  c.  1,  Schmid,  (iesetzo,  Anh.  1,  8.  358.  I>as  Wort 
under-wed  für  das  gegebene  Pfand  findet  sich  in  c.  8 von  Künsetan, 
Schinid,  Gesetze,  Anh.  I,  S.  362.  ,4uch  im  lat.  Text  dieser  Stelle  findet 
sich  das  Wort  underwed.  Schmid,  a.  a.  0.,  S.  .363. 

')  Siehe  Thorpe,  a.  a.  O.,  Glossar,  s.  v.  wed. 

*)  Dünsetan,  c.  1,  .Schmidt,  Gesetze,  .\nh.  I,  ,8.351).  Das  Wort 
wed,  wedd,  -es,  n.,  ahd.  wetti,  inittellat.  vadium,  hat  in  den  angels. 
Quellen  eine  zweifache  Bedeutung,  die  zu  berücksichtigen  ist.  Erstens  ver- 
steht man  darunter  speciell  das  Pfand,  rntcqifand,  pignus.  Siehe  Sc  h ini  d, 
Gesetze,  S.  67.3  und  Glossar  s.  v.  underwed:  vgl.  auch  daselbst  s.  v.  diva- 
diare,  divadiatio,  vadium,  vadimonium,  vadiare.  Zweitens  versteht 
man  darunter  das  Gedinge,  tielöbnis,  Bündnis,  |)actuni,  foedus  (siche  Beleg- 
stellen bei  Schmid,  Gesetze,  S.  674;  ferner  daselbst  s.  v.  wcd-brycc, 
weddian;  unten  Buch  1,  Teil  II),  Vielleicht  hatte  es  auch  die  Bedeutung 
von  Sicherheit  überhaupt  (.Schmid,  Gesetze.  S.  673,  674;  siehe  auch  ferner 
Grimm,  Rechtsallerth..  II,  S.  141  fl',  161)). 

•)  Ine,  8,  Schmid,  a.  a.  ü..  S.  24;  .kethelred  III,  3,  7,  12,  Schmid, 
a.  a.  Ü.,  S.  214,  216.  Siehe  Schmid,  a.  a.  0.,  Glossar,  s.  v.  wed,  wedd 

’)  Dünsetan,  c.  8,  Schmid,  fiesetze,  S.  .362. 

")  Ine,  62,  Schmid,  Gesetze,  S.  .50:  Schmid,  a.  a.  ().,  Glossar,  s.  v. 
ceaj),  (.5)  und  S.  .50,  51,  .\nm.  zu  Ine,  62.  Vgl.  aber  Licbermann,  a.  a. 
().,  S.  116,  der  bei  Ine  62  ceac  (Kessel)  liest.  Siehe  ferner  unten  Buch  1. 
Teil  I,  sowie  Li  eher  mann,  Kesselfang  bei  den  Westsaehsen  im  siebenten 
.lahrhundert,  Sitzungsberichte  der  kßnigl.  |ireuss.  .Akademie  der  Wissen- 
schaften (181)6),  ,S.  821)- 83.5. 

*)  Edward,  I.,  1,  §.5,  Schmid,  Gesetze,  S.  112:  Schinid,  a.  a.  0., 
Glossar,  s.  v.  borh,  4. 
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sclit'ii  Quellen  findet  man  vadium  (als  Synonym  für  wed, 
wedd)');  vadium  recti  (als  Synonym  für  wed,  wedd)-); 
vadium,  vadium  recti,  vadimonium  recti’);  plcffium 
(als  Synonym  für  borli)*);  captale  (als  Synonym  für  ceäi))’); 
fauces  (als  Synotmn  für  ceäp,  ceäc)“);  cer tarnen  (als  Syno- 
nym für  ceä]),  ceüc)’);  underwed  (als  Synonym  für  under- 
wed)''). 

Die  Pfandbestellung  wegen  Schuld  wird  durch  den  angel- 
sächsischen Ausdruck  under-wed  lecgan  und  den  gleichbe- 
deutenden lateinischen  vadium  ponere  bezeichnet’).  Die  Leges 
Edwardi  ('onfessoris  gebrauchen  das  Wort  invadiare*"). 

Für  die  Pfandbestellung  im  Prozeß  finden  wir  folgende  Aus- 
drücke der  angelsächsischen  Quellen:  under-wed  lecgan”); 
wedd  lecgan'*);  tö  wedde  lecgan wedd  [wed]  sellan") 
oder  wedd  syllan”);  tö  borge  settan  [seatan]"');  tö  ceäpe 
[ceäce]”);  tö  gesellanne  [syllanne,  gesyllanne]  beforan 
ceäpe  [ceäce]'*);  ceäp  seien  [.sylan,  syllan]'’).  Die  lateini- 
schen Quellen  drücken  .sich  folgendermaßen  aus;  vadium  ponere 


')  Acthelred,  III,  3,  7,  12,  Sclimid,  (iesetzc,  S.  215,  217. 

•)  Ine,  8.  Schinid,  Gesetze,  S.  25. 

’)  Heiir.  c.  52,  .Schmid,  Gesetze,  S.  458.  Siehe  auch  Schinid,  a.  a. 
<).,  S.  424  und  Glnssar,  s.  v.  divadiatiu. 

*)  Edward,  I,  1,  §5,  Schmid,  Gesetze,  S.  113. 

’)  Ine,  ()2,  Schinid,  Gesetze,  S.  51. 

*)  Ine,  62,  Schinid,  < iesetzc,  S.51;  siehe  ferner  Schuiid’s  .tnnierkiing 
zu  dieser  Stelle. 

’)  Ine,  62,  Schinid,  Gesetze,  S.  51. 

")  Dunsetan,  c.  8,  Schmid,  Gesetze,  S.  363. 

'■')  Dunsetan,  c.  1,  Schmid,  Gesetze,  S.  358,  35!). 

'")  Leges  Edwardi  Con  fessoris,  c.  32,  § 10,  Schmid,  Gesetze,  S.  510 
und  Glossar  s.  v.  invadiare. 

")  Dnnsetan,  c.  8,  Schmid,  Gesetze,  S.  362. 

'*)  .Acthelred,  III,  12,  Schinid,  Gesetze,  S.  216. 

'•*)  .Aethelred,  III,  7,  Schmid,  Gesetze,  S.  214. 

■')  Ine,  8,  Schmid,  Gesetze,  S.  24. 

”)  Aethelred,  III,  3,  Schmid,  Gesetze,  S.  214. 

'*)  Edward,  1,  1,  §5,  Schmid,  Gesetze,  S.  212. 

")  Ine,  62,  Schinid,  Gesetze,  S.  .50. 

"')  Ine,  62,  Schinid,  Gesetze,  S.  ,50. 

'■')  Ine,  62,  Schinid,  Gesetze,  .S.  .50. 
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. (Synon>Tn  für  wedd  lecgan)’);  in  vadium  poiiere  (als  S^vnonvin 
lür  tö  wedde  lecgan)-);  vadium  dare  (als  Synonym  ITir  wedd 
syllan)*);  vadium  recti  dare  (als  Synonym  für  wedd  [wed] 
sellan)^);  vadimonium  recti,  vadium  dare*);  per  plegium 
mittere  (als  Synonym  für  tö  borge  settan  [seatan]“);  under- 
wed  mittere  (als  Synonym  für  under-wed  lecgan)’);  captale 
dare  oder  auch  vadiare  et  captale  dare  (als  Synonymi  fürceäp 
seien  [syllan,  sylan]*);  ad  dandum  ante  certamen  (als 
Synonym  für  tö  gese Hanne  [syllanne,  gesyllanne]  beforan 
ceäpe  [ceAce]*);  ad  componendum  und  auch  ad  fauces  (als 
Synonyme  für  tö  ceApe  [ceäce] ‘“). 

Die  Auslösung  des  für  eine  Schuld  gegebenen  Pfandes  durch 
Tilgung  der  Schuld  wird  bezeichnet  mit  wed  undön  mid  rihtan 
gylde;  und  die  vetus  versio  hat  als  Synonym  vadium  rcdi- 
mare  recta  persolutione"). 

Bei  den  Quellen  über  ün  Prozeli  gegebenes  Pfand  linden  wir 
die  Pfandauslösung  bezeichnet  mit:  ceäp  geinnian  (Synonym 
captale  intimare)’’). 

Für  den  Verfall  des  Pfandes  im  Prozesse  haben  wir  die  Aus- 
drücke polige  ponne  bis  ceäpes  (perdat  captale  suum)'*) 
und  gilde  An  C.  (reddat)'^). 


')  Aethclred,  III,  12,  Schniiil,  Gesetze,  S.  217. 

•)  .Aothclrcd,  III,  7,  Scliiiiid,  Gesetze,  S.  215. 

*)  .\ethelrcd,  III,  3,  Scliinid,  Gesetze,  S.  215. 

*)  Iiie,  8,  Gesetze,  Sclimid,  S.  25. 

*)  Henr.,  c.  52,  Schinid,  ticsetze,  8.  458. 

*)  Edward,  I,  1,  Jj  5,  Schinid,  Gesetze.  S.  113;  Schinid,  a.  a.  O., 
Glossar,  s.  v.  plegium.  Borh  und  p leg  in  in  worden  in  ilcn  tjiiellen  des 
angelsächsischen  Hechts  für  persönliche  Sicherheit  (Hürgschaft)  und  für 
Pfand  gebraucht.  Siehe  Schniid,  a.  a.  0.,  Glossar,  s.  v.  plegium:  vgl.  da- 
selbst s.  V.  iiiborh. 

’)  IKinsetan,  c.  8,  Schinid,  Gesetze,  S.  3(!3. 

’*)  lue,  62,  Sch  mid,  Gesetze,  S.  51. 

Ine,  62,  Schinid,  Gesetze,  S.  51. 

lue,  62,  Schniid,  Gesetze,  S.  51:  siehe  auch  .\nmerkung  da.selbst. 

")  Di'insetaii,  c.  1,  Schinid,  Gesetze,  .\nh.,  S.  3.58,  351);  und  daselbst 
(ilossar,  s.  v.  niidön. 

*’)  Ine,  62,  Schinid,  tiesetzc,  S.  .50,  .51. 

'*)  Siehe  oben  .\nm.  12. 

'*)  -\cthelred,  III,  7,  Schinid,  Gesetze,  S.  214,  217. 
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Als  Rezeiclinung  des  Iminobiliarnutzpfandes  selbst,  d.  b. 
des  Gegenstandes  der  Verpfandung,  linden  wir  in  den  Urkunden 
fcdgende  Worte  und  Ausdrücke;  iinde  rwedd anwedd'*);  uadi- 
inoniuin^);  sceat  on  pain  lande  stent*). 

Die  Schuld  wird  ausgedrückt  mit:  mutuum*);  sceat*')(Geld)’); 

1 a*  n 

Die  Pfandbestellung  heißt:  to  underwedde  gesyllan*);  tu 
anwedde  bet:ecan"');  pro  uadimonio  dare");  he  haebbe 
paet  land  for  pundum  pe  he  ld:nde'’). 

Die  angelsächsischen  Urkunden  bezeichnen  das  Immobiliar- 
Proprietätspfand,  d.  h.  den  Gegenstand  der  Proprietätsver- 
pfandung mit:  uadimonium land  iV:eron  stent  üäm  bis- 
ceope  eahte  marca  goldes'*). 

Für  die  Schuld  finden  wir  die  Bezeichnungen:  mutuum'®); 
praetium marca  goldes'*). 

Bezeichnungen  für  die  Pfandbestellung  sind:  commendare 
donare”);  dare*“);  in  uadimonium  dare*'). 

')  Crawfnrd  Charters,  hrsg.  von  Napier  nnil  Stevenaoii,  S.  G5. 

>)  Kemble,  Cnd.  Dip.  CCCCXCIX. 

")  Kemble,  Cod.  Dip.  MCCXXXVII. 

Crawford  Chart.,  S.  05. 

»)  Kemble,  Cod.  Dip..  MCCXXXVII. 

®)  Crawford  Chart.,  S.  6.5. 

*;  Siehe  Schmid,  (iesetre,  Glossar,  s.  v.  sceat. 

*)  Kemble,  i’od.  Dip.,  DCCCI'XXIV.  Siehe  Urnnnor,  Zur  Rechta- 
geachichte  der  römischen  und  germanischen  Crkunde,  S.  198,  .\nm.  1,  und 
Schmid,  (ieseUe,  Glossar,  s.  v.  l;en. 

•)  tVawford  Chart.,  S.06.  Siehe  Sch  mid,  Gesetze,  Glossar,  s.  v.  syllan. 

“')  Kemblt;,  Cod.  Dip.,  CCCCXCIX.  Siehe  Schmid,  Gesidze,  Glossar, 
s.  V.  bet:ecan  (-tiehto,  -taeht),  impertire,  überliefern. 

")  Kemble,  Cod.  Dip.,  MCCXXXVII. 

'*1  Kemble,Cod.Dip.,  DCCCCXXIV.SieheHrunner,a.a.O.,S.I98,Anm.l. 

'*)  Kemble,  t'od.  Dip.,  DCXC. 

'*)  Kemble,  Cod.  Dip.,  DCCCCI.III. 

'•)  Kemble,  Cod.  Dip.,  DCXC. 

•*)  Kemble,  Cod.  Dip.,  CLXXXVI.  Siehe  Hrunner.  a.  a.  G.,  S.  197. 

'*)  Kemble,  Cod.  Dip.,  DC(X!CL1II. 

'*)  Kern ble,  (bni.  Dip.,  CIjXXXVl:  siehe  Hrunner,  a.  a.  O.,  S.  190,  1.97. 

'“)  Kemble,  Cod.  Dip.,  DCDXXXIX.  Siehe  Kemble,  a.  a.  ().,  DCXC 
und  Hrunner  a.  a.  O.,  S.  195.  Vgl.  Kemble,  a.  a.  0.,  CbXX.XVl. 

®)  Siehe  oben  Anm.  19. 

■")  Kemble,  Cod.  Dip.,  DCXC. 
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Praetium  reddero')  wird  in  ciniT  Urkunde  für  die  Kinlöfäunjjr 
des  Pfandes  gebraucht. 

II.  Zeitabschnitt  von  der  normannischen  Krol)erung  l>is 
zum  Ausgang  des  Mittelalters*). 

Die  übliche  Bezeichnung  für  den  Fonnal-  oder  Wetivertrag 
ist  interpositio  fidei  oder  affidare;  im  Knglisclien  wird  der 
Vertrag  gewöhnlich  pledge  of  faith  genannt. 

Der  Akt  der  Pfändung  von  Mobiliar  wird  in  den  lateinischen 
Quellen  gewöhnlich  bezeichnet  mit  distringere  = zwingen,  doch 
findet  man  auch  das  Wort  de forciare-’). 

Das  Pfandobjekt  heißt  districtio.  Britton,  der  zur  Zeit 
Kduards  I.  lebte,  gebrauchte  das  normannisch-französische  Wort 
naam  für  das  Pfandobjekt  *).  Ferner  findet  man  das  Wort  namium^). 
Mit  dem  Ausdrucke  distresse  ist  ebenfalls  das  Pfandobjekt  ge- 
meint. Distressc  ist  wahrscheinlich  ein  französi.sches  von  dem 
lateinischen  districtio  sive  angustia  abgeleitetes  Wort,  denn 
die  gepfändeten  Sachen  werden  in  einem  straight  oder  Pfandstall 
nntergeb rächt®).  Andere  leiten  das  Wort  ab  von  distringere  = 
zwingen’).  Destresse’)  und  destresce*)  sind  nur  eine  andere 

')  Kcnible,  (’oö.  Dip.,  <'I..\XXVI.  Siehe  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  197. 

*)  Die  Besprecluin>;  der  Terniiiiologic  der  Quellen  di«, «es  ZeitabscliniUes 
ist  etwas  niivnllatäiidig;  tienaueres  bicniber  ist  in  der  .\rboit  selbst  zu  linden. 

*)  Siehe  Publicatii)iis  of  the  Pipe  linll  Sociclj,  III,  S.  79. 

<)  Siehe  oben  S.  56  .\mn.  1 und  Spelnian,  (ilossarimn,  s.  v.  Nani,  Sa- 
niatio.  Da.s  Wort  kommt  hhiitig  in  englischen,  in  norinännisch-französischer 
Sprache  geschriebenen,  I{echt.s(|uellen  und  Bncheni  vor.  Naam  lindet  man 
in  dem  Mirror  of  Jmsticea  (Seid.  Soc.),  S.  70 — 73.  Der  llrand  Constn- 
niier  de  Normandie  enthält  ein  Kapitel,  fiberschrieben  De  deliverance 
de  N'ampa.  Siehe  auch  Bullen,  Distress,  S.  8,  Anm.  (1). 

Siehe  Stubhs,  Select  Charters,  Glossar,  s.  v.  namium. 

®)  Coke  über  Littlcton,  9(!a.  Siehe  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O., 
II,  S.  .575 ; Hlackstone,  III,  c.  I,  § V. 

')  Siehe  Bullen,  a.  a.  0.,  S.  1,  Anm.  (c):  Spelman,  a.  a.  0.  s.  v. 
Distringere,  Districtus,  Districtio;  Digby,  History  of  Beal  Property, 
S.  83,  434. 

•)  Das  Wort  erscheint  in  alten  engl.  Schriften  und  in  normännischen 
mittelalterlichen  Kechtsi|Uellen.  Siehe  Murray,  Dictionary,  S.  .532,  tit. 
Distress,  II:  Bullen,  a.  a.  O.,  S.  2,  .Anm.  (c). 

'•)  Britton,  liv.  I,  c.  X.Wlll.  § 2.  Siehe  auch  den  MiiTor  of  Jnstices 
(Seid.  Soc.),  S.  70.  71. 
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Schreibweise  desselben  Wortes.  Destreynable’)  mul  de.strei- 
nable''')  bezeichnen  die  Piandbarkcit  eines  Gegenstandes. 

Der  Akt  der  Fortnahine  von  Oefjenst.1nden  und  deren  Einbe- 
haltung, um  den  Gepfiindeten  durch  das  Verlangen,  die  Gegen- 
stände zurückzuerhalten,  zu  zwingen,  Zahlung  zu  leisten  oder  irgend 
eine  andere  Handlung  vorzunehmen,  ist  bekannt  unter  der  Ke- 
zeichnung  „distress“  (districtio*).  Das  Wort  distress  findet 
jedoch  in  den  (Quellen  mul  in  der  englischen  Kechtsliteratur  so 
verschiedenartige  Anwendung,  daß  man  unter  demselben  nicht 
nur  den  Akt  der  Fortnahme,  sondern  auch  das  Pfandobjekt  selbst 
und  das  Rechtsmittel  im  allgemeinen  versteht*).  Als  Rechtsmittel 
findet  das  Wort  distress  für  verschiedene  Zwecke  Anwendung,  z.  H. 
für  das  Recht  des  Grundherni,  seinen  Lehnsmann  zur  Zahlung 
rückständiger  Rente  oder  zur  Verrichtung  von  Diensten  zu 
zwingen  *j.  Ferner  versteht  man  unter  distress  sowohl  die  Pfän- 
dung von  Mobilien,  als  auch  die  von  Immobilien,  gleichgiltig  ob 
es  sich  um  eine  Pfändung  mit  Rententionsrecht,  V'erfällsrecht  oder 
Verkaufsrecht  handelt. 

Die  üblichste  Kezeichnung  für  das  gegebene  Mobiliarpfand  ist 
vadium  {pledge,  pawn)  und  die  gebräuchlichsten  Heuennungeii 
für  den  Akt  der  Verpfändung  vadiare®)  und  ponere  in  va- 
dium'). 

Betreffs  des  Immobiliarpfandes  mit  Besitz  des  Gläubigers 
finden  wir  im  Domesday  Book  die  folgenden  Bezeichnungen:  für 
Pfand  — vademonium,  für  den  Akt  der  Verpfändung  — inva- 

')  Britton,  liv.  I,  c.  II,  §7. 

•J)  Britton,  liv.  I,  c.  XXVIII,  § 10. 

’)  Siehe  ferner  l’ollock  .md  Maitland,  ii.  a.  0.,  II,  S.  .07ö,  57t>, 
Anin.  III.  Siehe  auch  Bullen,  a.  a.  O.,  S.  I;  Blnek.stonc,  III,  e.  I,  § V. 
Vj;l.  den  Mirror  of  Justices  (Sehl.  Soc.),  S.  70—73. 

*;  Siehe  Bullen,  a.  a.  ().,  S.  2. 

Siehe  Glanvill,  IX,  X,  XI;  (’oko  über  lättletoii.  47;  Brooke; 
Abridjrnient,  tit.  Distrea.s;  Doctor  and  Student,  (.Au.sg.  15.74).  2.  Biieh,  e. 
VIII,  IX,  X.WII;  Beilewe,  i,es  An.s  du  Roy  Richard  le  Secoiid.  tit.  Dia- 
tres;  Special  and  Selected  Law  (^a8c.s;  Blackatone,  III,  c.  I,  § V: 
Bullen,  a.  a.  ().,  S.  2:  l’ollock  and  Maitland,  a.  a.  0..  II,  S.  275,  .57(!. 

®)  Siehe  The  (’ourt  Baron  (Seid.  Soc.),  hrsg.  von  Maitland  and  l’aley, 

S 12.'),  I2(;. 

^)  Siehe  Select  l’lea.a  df  the  t-rown  (Seid.  Soc.)  hrag.  von  Mait- 
land, S.  (I. 
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diare'),  ponere  in  vadimoniuin,  dare  in  vadimoniuin*),  fflr 
den  Besitz  des  Pfandglaubigers  — tenere  pro  v adiinonio ’), 
habere  in  vadimon  io‘),  für  den  Zustand  des  Verpfilndetseins  — 
invadiata  terra“),  für  die  Einlösung  des  Pfandes  — dissolntum 
a vadimonio®) 

Die  Todsatzung  des  englischen  mittelalterlichen  Rechts  wird 
von  den  Schriftstell eni  der  Neuzeit  vivum  vadium  oder  vif- 
gage  genannt’).  Ob  die.se  Ausdrücke  auch  schon  im  Mittelalter 
im  Gebrauch  waren,  darüber  haben  wir  keine  Beweise.  Die  Zin.s- 
satzung  wird  von  Glanvill  mortuum  vadium  genannt*)  und 
unter  dieser  Bezeichnung  ist  sie  auch  in  der  modernen  Uecht.s- 
literatur  bekannt.  Die  befri.stete  Zinssatzung  wird  von  Littleton 
mortgage  oder  mortuum  vadium  genannt*). 

Für  den  Akt  der  Verj)föndung  hat  man  die  Bezeichnung 
impignorari  obligari  et  impignorari  ”),  iii  vadiare '*).  Für 


')  Kelham,  Domcsday  Hook  Illiistratcd.  S.  161,  3.13,  siehe  auoli  da- 
selbst S.  29U. 

•)  Chiseiihale-Marsh,  Domesdav  Book  relating  to  Ksses,  f.  f'IATI, 
.Anin.  b. 

Cbisenhale-Marsh,  a.  a.  0.,  f.  ('I.VII,  Anni.  b;  Criiwford  Chart.,  S.  77: 
Kelbain,  a.  a.  O.,  S.  353. 

*)  Cbisenhale-Marsh,  a.  a.  O.,  f.  OLVIl,  .Aniii,  b. 

“)  Kelham,  a.  a.  ().,  S.  242. 

®)  Kelham,  a.  a.  ().,  S.  197,  244,  3.1.3. 

’)  Siehe  unten  Buch  II,  3'cil  III. 

•)  (ilanvill,  X,  6,  S. 

*)  Littleton,  § 332.  Siehe  fenier  über  die  verschiedene  Anwendnngs- 
wei.se  der  Worte  mort  und  vif  Franken,  Französisches  Pfandrecht,  S.  8, 
123—13(1:  Beamcs,  Translation  of  (ilanville,  S.  2.12,  Anm.  2:  lieeves, 
History  of  Knglish  Law,  I,  S.  211,  Anm.  (a):  Pollock  and  Maitland, 
a.  a.  O.,  II,  S.  119,  .\nm.  3. 

"’)  Iti'gister,  or  Uolls  of  WalL^r  (rray,  Lord  .Archbisho|)  of  York  (Surtei-s 
,Soc.),  a.  I).  1227,  S.  226. 

")  ('artularinm  Prioratus  de  (ivsebunie  ^Surtees  Soc.),  a.  I*.  1230.  I, 
S.  144. 

«)  Siehe  Selcet  Civil  Pleas  (Seid.  Soe.),  a.  I>.  12(KI-  1203,  I.  S.  2,  18. 
36,  57,  77,  79,  80.  Siehe  auch  a.  n.  0.,  Inhaltsverzeichnis  s.  v.  writ  of  en- 
ry  sur  |ilege.  Vgl.  a.  a.  <>.,  S.  10,  ,36,  7.0. 

Für  Kinlösiing  linden  wir  den  .tnsdruck  disvadiare.  Siehe  Seleet 
Civil  Pleas  (Seid.  Soc.1.  I,  S.  77. 
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die  Hypothek  finden  wir  die  Ausdrücke  ypotheca')  und  obligatio 
bonorum*). 


')  Siehe  Landbnc  sivc  Uejfi.strum  Monasteri  de  Winchelciimba , I, 
S.  Vf»!.  Historians  of  tlie  (’hiirch  of  York  (RidU),  III,  S.  174. 

*)  l.andbnc  sive  Ue^istriini  Mcina-sterii  de  Winichi'lciimba,  I,  S'  304,  30ö, 
318,  319,  348. 


Hazeltine,  F'nKlii<chej<  Pfandrecht 
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Erster  Teil. 

Der  Formal-  oder  Wettvertrag. 

Erste.s  Kapitel. 

Überblick  der  Entwickelung. 

Im  Reclite  der  Angelsach.sen,  wie  in  den  übrigen  germanischen 
Recliten,  hat  sich  wahrscheinlich  der  Formal-  oder  Wettvertrag 
erst  allmählich  aus  Sachhaftung  und  Personenhaftung  entwickelt'). 


')  Betreffs  des  germaniseben  Hechtes  siche  Brunner,  Urundzngc  der 
deutschen  Kechtsgescbichte,  S.  180,  184.  185,  188,  l‘J3;  Schröder,  Deutsche 
Kechtsgeschichte,  S.  286—295;  Heusler,  Institutiunen  des  deutschen  Privat- 
reehts,  II,  S.  230 — 253. 

Wie  cs  scheint,  geht  von  der  Auffassung  einer  früheren  Zeit  dos 
Tauschhandels  und  der  Selbsthilfe  aus,  dall  das  englische  Hecht  das  dein 
Gläubiger  übergebene  wed  oder  radiuni  als  eine  rorläulige  Befriedigung, 
eine  provisorische  Zahlung,  ein  wicdereinlösbares  Verfallsobjekt  ansiebt, 
lies  und  Forderung  werden  als  gleichwertig  angesehen,  und  wenn  der  Pfand- 
geber die  Einlösung  nicht  vorniniuit,  so  kann  sich  der  Pfandnehmer  zum 
Zwecke  der  Befriedigung  nur  an  die  res  halten.  Der  Pfandnehmer  kann 
keine  persönliche  Klage  gegen  den  Pfandgeber  erbeben,  während  letzterer, 
sofern  eres  versäumt,  die  res  einzulüsen,  keinen  Anspruch  auf  dun  rberschuU 
hat,  wenn  die  res  mehr  wert  ist,  als  der  Betrag,  den  der  Pfandnehmer  zu 
fordern  hat.  Diese  Verfallsidee  ist  die  ursprüngliche  dem  wed  zugrunde 
liegende  Idee,  und  diese  Auffassung  hat  sich  auch  für  die  Folge  erhallen. 
Ini  Laufe  der  Zeit  aber  haben  sich  mit  der  Entwickelung  des  Kreditwesens 
und  des  gerichtlichen  Zwangsvollstrcckungsverfahrcns,  sowie  der  mannig- 
faltigen Obligationen  und  Klagen  zur  Geltendmachung  der  daraus  sich  er- 
gebenden Rechte  zwei  weitere  Ideen  abgezweigt;  1.  Durch  die  Übergabe 
einer  res  von  geringem  Werte  kann  zwischen  den  Parteien  ein  bindender 
Vertrag  geschlossen  werden,  der  sogenannte  Wett-  oder  Pomialvertrag,  der 
sich  mit  der  Zeit  bei  den  englischen  geistlichen  Gerichten  in  den  F’onnal- 
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Anstatt  der  Pfandsatzung  oder  Geiselstollung  gibt  der  Schuldner 
dem  Gläubiger  einen  wertlosen  Gegenstand  als  Sclieinjifand  und 


vertrag  durch  interpositio  fidei  (pledgc  of  faith)  und  bei  den  Gerichten 
des  gcuicincn  Hecht»  in  den  Fomialvortrag  durch  t'bergabe  einer  gesiegelten 
l'rkniide  (contract  under  seal)  entwickelt  hat.  2.  Ist  die  res  von  beträcht- 
lichem Werte,  so  dient  sie  als  Sicherstellung  einer  persönlichen  Forderung. 
Der  PfaiidglSubiger  ist  berechtigt,  den  Pfand  Schuldner  persönlich  7.u  ver- 
klagen, wShrend  der  Pfandschuldner  den  Pfandglknbiger  auffordem  kann, 
über  den  Überschuß  Rechenschaft  abzulcgen.  ('her  diese  Ansicht  der  ger- 
manischen Entwickelung  im  allgemeinen,  aber  ohne  Ilerücksichtiguiig  der 
englischen  Quellen,  siche  Wigmore,  The  Plcdge-ldea,  Harvard  Law  Review, 
Bd.  X,  S.  321  fl’.  Über  Schuld  und  Haftung  vgl.  von  Aniira,  Nordgemia- 
nisches  Obligationenrecht,  Band  I,  Altschwedisches  Obligationenrecht  (1882), 
S.  22— 42,  und  Band  II,  Westnordisches  Obligationenrecht,  S.  .ötlff.;  Brinz, 
Pandekten,  (1879),  II,  S.  1 ff.:  Puntschart,  Schuldvertrag  und  Treugelöb- 
nis des  sächsischen  Rechts  im  Mittelalter,  S.  73  ff. ; Egger,  Vermögens- 
haftung  und  Hypothek  nach  fränkischem  Recht,  S.  86  ff. ; Gicrke,  Deutsches 
Privatrecht,  Bd.  II,  S.  809  ff.  Siehe  auch  Köhler,  Das  Recht  als  Kultur- 
erscheinung,  S.  17;  Chiron i,  Trattato  dei  privilegi,  delle  ipoteche  c del 
I>cgno,  (1894),  I,  S.  1 ff. 

Neben  dieser  Entwickelung  der  Idee  der  Sicherhcitsstellung  aus  der 
primitiven  Pfandideo  tritt  gleichzeitig  die  Entwickelung  einer  verwandten 
Idee  auf,  die  von  der  ersteren  jedoch  sorgfältig  unterschieden  werden  muß. 
Insofern  nämlich  das  Pfandgeschäft  zur  Zeit  seiner  Entstehung  nichts 
als  eine  vorläufige  Zahlung  darstellte,  mangelte  dem  Eigentumsrecht  des 
Pfandgläubigers  bei  der  Zahlungsversäumnis  die  Auflassung,  das  vollständinge 
Aufgeben  aller  Rechte  an  der  Sache,  das  nach  germanischem  Rechte  zu  einem 
vollgültigen  und  absoluten  Rechtstitel  notwendig  ist.  Der  Pfandgläubiger 
suchte  diesem  Mangel  dadurch  abzuhelfen,  daß  er  zum  Gerichte  ging  und 
dieses  aufforderte,  seinen  Rcchtstitel  perfekt  zu  machen;  in  späterer  Zeit 
aber  veranlaßte  er  den  Pfandschuldner  gleich  von  vornherein,  eine  resig- 
natio-Klausel  in  die  Urkunde  aufzunehmen.  Durch  eine  solche  Klausel 
umgeht  jedoch  der  Pfandgläubiger  die  Veqiflichtung,  welche  das  Reclit  iiii 
Laufe  der  Zeit  ihm  auferlegt  hat,  nämlich,  den  (’berschuß  zurnckzuzahlen. 
Hier  tritt  aber  wieder  das  Recht  ein  und  verbietet  diese  Umgehung.  Be- 
treffs Einzelheiten  über  diese  Ansicht  der  germanischen  Entwickelung  im 
allgemeinen,  aber  ohne  Berücksichtigung  der  englischen  Quellen,  siche 
Hcuslcr,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts,  II,  S.128— L53,  225  - 2.'>0: 
Wigmore,  The  Pledge-Idea,  Harvard  Law  Review,  X,  S.  321 — 341.  Über 
die  historische  Bedeutung  des  .release“  und  .qiiit-claim*'  im  englischen 
Rechte  vgl.  Professor  Ames's  .Aufsätze  über  Disseisin  of  Cliattcls  in  Harv. 
L.  R.,  Bd.  111,  S.  23,  313,  3-37.  Über  die  Entwickelung  der  Pfandidee  im 
röm.  Recht  vgl.  Wigmore,  The  Pledgc-ldea,  Harv.  L.  R.,  XI,  S.  29. 
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st4?llt  plciclizpitiff  Hürirk'n  ').  Durch  die  Hinpahe  dieses  Schein- 
pfandes, dieser  Wette  (wed,  vadium),  wird  also  der  Fonnal- 
oder  Wettvertrap  rechtskräftig.  Dieses  Scheinpfand,  diese  Wette, 
muU  jetzt  auspelöst  werden;  und  nach  älterem  angelsächsischen 
Itechte  haftet  der  Hürge  und  er  allein  dem  Gläubiger  für  die 
Kinlösung,  während  der  Wettgeber  lediglich  dem  Bürgen  verhaftet 
wird“).  Später  wird  der  Wettvertrag  von  der  Bürgschaft  eman- 
zipiert und  der  Schuldner  haftet  dem  Gläubiger  allein  und  un- 
mittelbar durch  die  Hingabe  der  Wette“).  Dem  An.scheine  nach 
wird  der  Wettvertrag  im  Reehtsgang,  bei  der  Beilegung  der  Fehde 
und  bei  der  Verhd)ung  zuerst  gebraucht,  und  erst  später,  haufit- 
sächlich  durch  die  Emanzipation  von  der  Bürgschaft,  zur  allge- 
meinen Vertragsfonn  ausgebildet“).  AuUer  der  Hingabe  der  Wette 
entstehen  noch  weitere  Formen.  Der  Fonnal-  oder  Wettvertrag 
(Gelübnis)  wird  eingegangen  durch  Handschlag  (on  hand  syllan), 
Gott- Verbürgung  (god-borh,  dei  ]»legium),  Eid  (äiV,  juramen- 
tum),  Treuversprechen  (trywa,  fides),  Wort  und  Wette  (word 
and  wedd)“).  Obwohl  seiner  Natur  nach  nur  für  einseitige  Ver- 
bindlichkeiten geeignet,  wird  der  Wettvertrag  durch  gegenseitige 
Hingabe  der  Wette  oder  Treue  zu  einer  zweiseitigen  Vertragsform 
ausgebildet  ®). 

Die  älteren  angelsächsischen  Quellen  enthalten  verhältnis- 
mäLlig  wenig  über  die  erste  Periode  der  Entwickelung,  aber  sie 
veranschaulichen  uns  doch  mit  genügender  Deutlichkeit  den  alten 

‘)  Die  aiigelsäclisischen  Quellen  sagen  nichts  Bestimmtes  über  die 
Wette  selbst.  Ans  einigen  Stellen  kann  man  aber  wohl  schlieüen,  daß  die 
Wette  (wed,  vadium)  irgend  ein  wertloser  Gegenstand  war.  Siche  unsere 
späteren  .Ausführungen.  Bei  andi'ren  germanischen  Völkern  linden  sich  die 
festuca  und  andere  körperliche  (legenstände,  welche  als  Wette  dienten. 
Siehe  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  180;  Schröder,  a.  a.  0.,  S.  L'90. 

“)  Siche  unsere  späteren  .Ausführungen.  Obwohl  die  Quellen  nichts 
ilarnber  berichten,  so  bedeutet  die  Haftung  des  Schuldners  dem  Bürgen 
gegenüber  doch  höchst  wahrscheinlich , daß  der  Bürge  mit  der  Wette 
l’fändungsrecht  am  Vermögen  des  Schuldners  erhält.  Darüber,  ilaß  dies  bei 
anderen  germanischen  Rechten  der  Fall  war,  siehe  die  oben  S.  CO  Aiim.  1 
citiertc  I.iteratur. 

“)  Siehe  unten  das  Nähere. 

*)  Siehe  unten  ilas  Nähere. 

*)  Siehe  die  späteren  Ausführungen  und  Schmid,  (lOscUc  der  Angel- 
sachsen, Glossar,  8.  V.  forword,  wurd,  w ord-geewide. 

•)  Siehe  Näheres  unten. 
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durch  die  Wette  (wed,  vadium)  geschlossenen  Bflrgschaftsvertrag 
(borh,  plegium).  Schon  in  den  Gesetzen  Hlothars  und  Eadrics ') 
wird  der  Verliandlungsvertrag  der  Parteien  im  Rechtsgang  durch 
Bürgenstellung  (borh)  geschlossen.  Die  frühzeitigste  Form  der 
Civilobligation  im  angelsächsischen  Recht,  wie  im  germanischen 
Rechte  überhaupt,  ist  wahrscheinlich  die  Verpflichtung,  Wergeid  zu 
zahlen.  Kann  ein  Totschläger  nicht  sofort  zahlen,  so  schließen 
die  Parteien  einen  Sühnevertrag  in  Form  eines  Wettvertrages  mit 
Bürgenstellung.  In  einem  Bruchstücke,  Hü  man  sceal  gyldan 
twelf-hyndes  man*),  das  nach  der  Ansicht  Seebohms  wahr- 
scheinlich der  Zeit  bald  nach  Abschluß  des  Vertrages  zwischen 
Alfred  und  Guthrun  (880— 8it0)  angehört  und  das  möglicherweise 
angelsächsisches  Gewohnheitsrecht  darstellt,  wie  solches  vor  An- 
kunft der  Dänen  in  Geltung  war  *),  verspricht  der  Totschläger  der 
Magenschaft  des  erschlagenen  Mannes  durch  die  Hingabe  e ine 
Wette,  das  Wergeid  zu  zahlen  (beweddod  haebbe,  vadiaverit), 
und  stellt  auch  Werbürgen  (waer-borh,  werae  plegios).  In 
Edmunds  Gesetz  Be  faehöe^)  wird  derselbe  Bürgschaftsvertrag 
durch  wed  und  borh  bei  der  Beilegung  der  Fehde  nach  Volks- 
recht (aefter  folcrihte)  geschildert;  auch  erscheint  er  in  den 
Leges  Henrici  Primi=^i,  die  angelsächsisches  Recht  vor  der  nor- 
mannischen Eroberung  darstellen  sollen.  In  dem  Traktat  Be 
wifmannes  bew'eddunge“),  der  nach  Schmid  einer  älteren 
Zeit  angehört,  sehen  wir  die  Verlobung  in  der  Form  eines  gegen- 
seitigen gewetteten  und  verbürgten  Vertrages  (wedd  und  borh) 
zwischen  dem  Bräutigam  und  den  Fürsprechern  der  Braut.  Aus 
einer  Stelle  in  dem  Traktate  lernen  wir,  daß  alles,  was  der  Bräuti- 
gam versprochen  hat,  durch  Wette  bekräftigt  werden  muß  (Trymme 
he  eal  mid  wedde  paet  paet  he  behüte;  Totum  hoc  vadio 
conf i rmetur);  und  an  einer  anderen  Stelle  sagt  der  Trakbit, 
daß  das  Versprechen  des  Bräutigams  mit  der  Wette  oder  auf  die 

')  Siehe  unten  S.  76—78. 

•)  Siehe  die  späteren  Ansfüliriingeii. 

*)  I-iebcrinann,  a.  a.  0.,  S.  IX,  ä!l2— 3D.7,  hält  unsere  t^iiellc  für  eine 
l’rivatarbeit  aus  den  Jahren  !)44 — c.  1060. 

‘)  Siehe  die  späteren  Ausführungen. 

*)  Siehe  Näheres  unten. 

®)  Siehe  Näheres  in  späteren  .Ausführungen. 
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Wette  (on  wedde  syllan')  abgegeben  werden  mflsse.  Dieses 
Verspreclicn  mit  der  Wette  oder  auf  die  Wette  wird  dureli  die 
Freunde  des  Bräutigams  verbürgt  (äborgian,  plegient).  Ähn- 
lich scheint  der  Vertrag  bei  Rechtsverkehr  zwischen  Dänen  und 
Engländern  zu  sein*).  Die  Parteien  schließen  einen  Vertrag  in 
der  Form  eines  Treuversprechens  (trywa)  und  gegenseitiger 
Geiselstellung  (gislas),  d.  h.  einen  Bürgschaftsvertrag  in  der 
Form  des  Formal-  oder  Wettvertrages  (Treuversprechens). 

Die  Behauptung,  daß  in  dieser  ersten  Periode  aller  Wahr- 
.scheinlichkeit  nach,  obwohl  unsere  Quellen  nichts  darüber  sagen, 
die  Wette  vom  Schuldner  dem  Gläubiger  und  vom  Gläubiger  dem 
Bürgen  übergeben  wird,  wird  durch  zwei  Stellen,  eine  aus  Ines 
Gesetzen  nnd  eine  aus  Alfreds,  bestätigt;  denn  aus  diesen  Stellen 
sehen  wir,  daß  der  Bürge  dem  Gläubiger  und  der  Schuldner  dem 
Bürgen  haftet’).  Ine  31  sagt:  Wenn  jemand  ein  Weib  kauft 
und  der  Kaufpreis  nicht  gezahlt  wird,  entrichte  er  das  Geld  und 
leiste  Ersatz  und  büße  dem  Bürgen  (byrgean,  plegio),  je  nach- 
dem der  Bürgschaftsbruch  (borg- bryce,  infractio  plegii)  ist’). 
In  Paragraph  S von  Alfreds  Gesetz,  Be  äiVum  and  beweddum. 


')  Vergl.  die  sjiätcrcn  Ausführungen  über  on  hand  syllan  (Handschlag) 
und  on  änuin  wsepne  syllan  (Gelöbnis  auf  eine  Waffe). 

’)  Siehe  unten  das  Nähere. 

’)  Siche  Schuiid,  a.  a.  0.,  S.  34,  3ö,  70,  71,  540;  Lieberniann,  a.  a.  O. 
S.  48,  49,  102,  103. 

Vgl.  auch  Ine  62  (siehe  unsere  späteren  Ausführungen),  wonach  der 
Beklagte  Geisel  seines  Bürgen  bleiben  muß,  bis  er  das  vom  Bürgen  im 
Prozesse  gegebene  Pfand  freimachen  kann. 

’)  Schmid,  a.  a.  O.,  S.  34,  35.  Der  Text  dieser  Stelle  nach  der 
Cambridge-Handschrift,  wie  er  bei  Liebermann  a.  a.  0.,  S.  102  abgedruckt 
ist,  ist  iin  Wesentlichen  derselbe  wie  der  bei  Schmid.  Liebermann, 
a.  a.  0.,  S.  103  übersetzt:  Wenn  man  ein  Weib  (zur  Ehe]  kauft,  die  Braut- 
L'bergabe  [Trauung]  jedoch  nicht  zu  Stande  kommt,  gebe  [der  Braut-Vor- 
mund] da«  Geld  [dem  Bräutigam]  zurück  und  bezahle  [ihm]  noch  einmal  so 
viel  [zur  Busse]  und  büße  dem  [Verlobungs]bürgen  so  viel,  wie  der  Bruch 
einer  durch  letzteren  [geleisteten]  Bürgschaft  kostet  Vgl.  auch  andere  Les- 
arten — die  aber  im  Wesentlichen  dieselben  sind  — und  die  entsprechende  Stelle 
des  (juadripartitus  bei  Liebermann  a.  a.  0.,  S.  102,  103.  Über  Ine  31 
siehe  auch  ferner  Hazelt  ine.  Zur  Geschichte  der  Eheschließung  nach  angel- 
säc.hsisehem  Recht  i'Sonder- Abdruck  aus  der  Festgabe  für  Hübler),  S.  5 
(Anm.  7),  7 (Anm.  13),  12. 


Digitized  by  Googlc 


7-1 


sagt  nach  Sclimids  rborsotzung  der  Gesotzgeher:  Wenn  aber 
ein  anderer  Mensch  Hürge  (borg,  jilegins)  ist,  so  Itfiße  er  den 
Hnrgschaftsbnicli  (borg-brj'ce,  infractnram  jjlegii)  wie  ilin 
das  Recht  weist,  und  den  Rrucli  der  Vertragstreue  (wed-bryce, 
infracturam  vadii)  wie  ihm  sein  Reichtiger  vorsclireiht' i. 

Der  Fomial-  oder  Wettvertrag  tritt  mit  seiner  Loslösung  von 
der  Bürgen  Stellung,  wie  oben  gesagt,  in  eine  zweite  Stufe  der 
Entwicklung  ein.  Der  Schuldner  bestellt  keinen  Bürgen.  Durch 
die  Übergabe  der  Wo^te  an  den  (ililubiger  oder  durch  eine  andere 
Form,  wie  Eid  oder  Treuversprechen,  geht  der  Schuldner  eine  ihn 
allein  verpflichtende  vertragsmilüige  Verbindlichkeit  ein.  Dadurch 
wird  der  Wettvertrag  zu  einer  allgemeinen  Vertragsform;  und 
wahrscheinlich  spielt  bei  dieser  Umbildung  des  alten  Wettver- 
trages, wie  in  anderen  germanischen  Rechten,  die  Idee  der  Selbst- 
bürg.schaft  des  Schuldners  eine  Rolle,  obw(dil  unsere  Quellen  nichts 
darüber  enthalten®).  Wie  dem  auch  sei,  zur  Zeit  Hlothars  und 
Badrics  finden  wir  das  von  der  Partei  .selbst  im  Rechtsgang 
durch  Eidesleistung  (äüe)  gegebene  Befriedigungsversprechen®). 
Ines  Gesetze  sprechen  ganz  allgemein  von  Wettvertrügen  (wed, 
vadium^);  und  bei  Alfreds  Gesetz  Be  äiVum  and  be  weddum 
(De  jnramentis  et  vadiis)®)  ist  es  auffallend,  daß  von  neun 
Paragraphen  acht  die  den  Schuldner  allein  ver]>flichtenden  vertrag.s- 


')  Aclfrod  1,  8 8,  Scliniid,  a.  a.  O.,  S.  70:  (iif  pjtr  ponne  niVer 

mi'iiniäc  borh  »ic,  böte  ponc  bnrg-bryco  Bwä  bini  rylit  wisic.  and  pono  wed- 
bryco  »wä  bim  hi.s  scrifl  scrifu.  f>er  Text  dieser  Stelle  nach  der  Cambridge- 
Handsclirift,  wie  sie  bei  bieberinann,  a.  a.  0.,  S.  48  abgedruckt  ist, 
lautet:  Gif  pa-r  iVimne  Oper  mcimisc  borg  sic,  bete  pone  borgbryce  swa  bim 
rybt  wisie,  and  tVnne  wed-bryce  swa  bim  bis  sorift  scrife.  Licbermann, 
S.  49,  übersetzt:  Wenn  aber  andere  Leute  da  Hnrgen  sind,  büße  [der  Ver- 
tragsbrüebige  an  jene]  den  Hürgsebaftsbrueb,  wie  ibm  [weltlicbes]  Keclit 
zuwoist,  und  den  Vertragsbrncb,  wie  ihm  sein  Beiebtvater  aiiferlegt.  Vgl. 
ferner  die  Lesart  der  Koebester-Handsebrift  (Texlus  Koffensis)  und  die 
entsprechende  Stelle  des  y uadripartitus  bei  Licbermann,  a.  a.  0., 
S.  48.  49. 

Betreffs  anderer  grrmanisclicr  Becbte  siebe  die  oben  S.  (>9,  .Anni.  1 
citierte  Literatur.  Vgl.  auch  den  Wortlaut  von  .\lfreds  Be  aiVnm  and  be 
weddum,  § 8,  Schmid,  Gesetze,  S.  70,  71,  Liebermann,  Gesetze,  S.  48,  49. 

®)  Siehe  unten  das  Xähere. 

*)  Sie  unten  das  Nähere. 

Siebe  unsere  späteren  .Vusfübrnngen. 
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niaßlffPii  V'erbindlichkeitpn  durch  Wette  (wed,  vadiumi  und  Eid 
(ä*V,  juramentum)  behandeln.  Nur  ein  einzif;er  Paraj^raph  be- 
handelt ausnahm.sweise  den  Fall,  wo  der  Schuldner  einen  Hürgen 
durch  einen  Wettvertrag  bestellt.  In  diesem  Paragraphen  spricht 
Alfred  vom  menschlichen  Bürgen  ((tif  öü  er  mennisc  borh  sie); 
und  im  Kapitel  H3  seiner  Gesetze  spricht  Alfred  von  Gott-Ver- 
hflrgungen  (god-borh,  Dei  plegium).  Uie.se  geheimnisvolle 
Gott-Verbürgung  ist  auch  wahrscheinlich  als  eine  den  Schuldner 
allein  veiT)(lichtende  wettvertragsmäüige  Verbindlichkeit  in  der  be- 
sonders solennen  Form  der  Verbürgung  Gottes  zu  erklären.  Der 
Schuldner  bestellt  keinen  Bürgen  durch  einen  Wettvertrag;  er 
selbst  haftet  dem  Gläubiger  durch  den  Weth'ertrag  und  Gott  ist 
sein  Bürge').  Wie  nahe  diese  Form  des  Wettvertrages  dem  Eid 
und  dem  Treuversprechen  steht,  ist  klar. 

Im  Kirchenrecht  der  Zeit  niach  der  normannischen  Eroberung 
haben  wir  die  beiden  Vertragsfonnen  des  eidlichen  Versprechens 
(oath,  juramentum)  und  den  Vertrag  durch  fides  facta  (pledge 
of  faith,  affidare)“).  Es  bedarf  nur  eines  flüchtigen  Blickes  in 
die  angelsächsischen  Quellen,  um  zu  ersehen,  daß  sie  bereit«  beide 
Formen  enthalten.  Diese  Umwandlung  des  alten  Fonnaivertrages, 
der  durch  Übergabe  eines  körperlichen  Gegenstandes  (wed)  ge- 
schlos.sen  wurde,  scheint  in  der  Tat  durch  die  christliche  Kirche 
wesentlich  beeinflußt  worden  zu  sein  Obgleich  unsere  Quellen, 

')  .tmiercr  Ansicht  ist  S(fhmid,  (iesctjic,  S.  89,  Anin.  zu  Alfred  33: 
,God-borg,  dei  plegimii,  sonst  nirgends  erwSlint,  scheint  eine  Verbürgung 
unter  .\nrufung  Gottes  gewesen  zn  sein,  da  auch  die  Anklage  wegen  Bruchs 
derselben  durch  den  besonders  solennen  Vorcid  und  die  dem  entsprechenden 
Ueinigungseide  in  verschiedenen  Kirchen  ausgezeichnet  war.  Das  Schwören 
in  mehreren  Kirchen  erwRhnt  noch  Kleta,  II,  63.“  Die  Übersetzung  von 
.KIfred  33  bei  I,  ieberniann,  a.  a.  0.,  S.  66,  67,  lautet:  Wenn  jemand  einen 
andern  anklagt  wegen  eines  bei  Gott  verbürgten  (Versprechens]  und  be- 
zichtigen will,  daß  derselbe  deren  eines  nicht  erfüllt  habe,  die  jener  [Be- 
klagte] ihm  gegeben  hätte,  so  leiste  er  den  [Kläger-JYoreid  in  vier  Kirchen: 
und  der  andere,  wenn  er  sich  reinschwflren  will,  in  zwölf  Kirchen  thue  er  das 

*}  Siehe  unten  Buch  II,  Teil  I. 

*)  Kirchlicher  EinlluU  machte  sich  lange  vor  der  Zeit  König  Ines  in 
England  bemerkbar,  indem  er  das  alte  angelsächsische  Recht  und  Stanimes- 
gemeinwesen  modifizierte.  Siche  Seebohm,  Tribal  Custoni  in  Anglo-Saxon 
I.aw,  S.  .730.  531.  .Alfred  war  einer  der  frömmsten  englischen  Könige  (Jenks, 
Law  and  l’olitic.s,  S.  27.5,  nennt  ihn  ,the  pious  Alfred")  und  aeuio  Gesetze 
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so  wie  sie  auf  uns  fiberkommen  sind,  mösliehenveise  durch  die 
Ideen  simterer  Zeiten  beeinflußt  worden  sind,  so  ist  doch  die  Tat- 
sache, daß  sie  Zeugnis  ablegen  von  dem  A'^orliandensein  des  eid- 
lichen Versprechens  und  der  fides  facta  nicht  ohne  Bedeutung 
und  muß  bei  der  Erforschung  der  Entwickelung  des  Formal  Ver- 
trages des  englischen  Rechts  berücksichtigt  werden. 

Zweites  Kapitel. 

Der  Formal-  oder  Wettvertrag  in  seinen  einzelnen  Aus- 
gestaltungen. 

I.  Im  Rechtsgang. 

Das  solenne  Versprechen  im  Rechtsgang  erscheint  in  den 
angelsächsischen  Quellen  als  1.  Verhandlungsversprechen,  2.  Be- 
weisversprechen, und  3.  Befriedigungsversprechen. 

Das  Verbandlungsversprechen  findet  sich  schon  in  den  Gesetzen 
Hlothars  und  Eadrics  vor.  Im  Kapitel  3 derselben  heißt  es  nach 
Schmids  Übersetzung;  Wenn  jemand  einen  anderen  einer  Sache 
zeiht  und  er  mit  dem  Mann  zusammentritft  an  der  Mahlstätte 
oder  an  dem  Ding,  so  stelle  immer  der  Mann  (der  Bezichtigte) 
dem  Andern  einen  Bürgen  und  leiste  ihm  das  Recht  *),  das  ihm 
die  kentischen  Richter  vorschreiben.  Kapitel  !):  Wenn  er  aber 
einen  Bürgen  verweigert-'),  gelte  er  dem  Könige  12  Schillinge, 
und  der  Rechtsstreit  sei  so  ofien  wie  er  zuvor  war.  Kapitel  U): 
Wenn  jemand  einen  andern  bezichtigt,  nachdem  er  (der  Bezichtigte) 
ihm  einen  Bürgen  gestellt  hat,  und  sie  dann  nach  drei  Nächten 
den  Richter  für  sich  aufsuchen,  wenn  es  nicht  dem,  der  die  Klage 
erhebt,  später  lieber  ist,  .so  tue  der  Mann,  wenn  die  Rechtssache 
entschieden  ist,  in  sieben  Nächten  dem  .\ndern  sein  Recht,  ge- 
schehe es  in  Gut  oder  durch  Eid  (an  feo  oiVde  an  ä<Ve),  was 
ihm  lieber  ist;  wenn  er  da  dann  nicht  will,  so  gelte  er  dann 


«eigen  deutlich  den  KinflulS  der  Kirche.  Auch  Cnut  war  sehr  für  diu  Kirche 
eingenoinnicn.  Siehe  Friedborg,  Kecht  der  Khe.schlieUung,  S.  34;  I’ulluck 
and  Maitland,  History  of  Knglish  l.aw-,  II,  S.  3(i7. 

')  . . . »ynible  so  man  päni  »Üruin  byrigean  geselle,  and  piini  riht 
wayree,  . . . 

*)  Gif  he  penne  byrigan  forwa'rne,  . . . 
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KW  ohne  Eid  (äiVe),  sobald  eine  Nficht  über  den  Riehtersprucli 
vergangen  ist')- 

Der  Zu.sammenhang  die.ser  drei  Kapitel  scheint  folgender  zu 
sein*):  H.at  der  Beklagte  dem  Klüger  ein  verbürgtes  Gelöbnis  ge- 
geben, vor  Gericht  zu  erscheinen  (Bürgscliaft  de  Judicio  sisti), 
dann  gehen  die  Parteien  innerhalb  dreier  Tage  zum  Richter,  so- 
fern der  Kläger  nicht  einen  späteren  Tennin  vorzieht.  Daselbst 
hat  der  Kläger  seine  Klage  wieder  vorzubringen.  Ist  die  Rechts- 
sache durch  richterlichen  Spruch  entschieden,  dann  soll  der  Be- 
klagte binnen  sieben  Nächten  entweder  zahlen  oder  die  Befriedigung 
durch  Eidesleistung’)  versprechen.  Wenn  der  Beklagte  dies  nicht 
will,  soll  er  100  s.  zahlen  ohne  zum  Eide  zugelassen  zu  werden, 
d.  h.  ohne  den  Vorteil  eines  Zahlungsversprechens  durch  Eid, 
sobald  eine  Nacht  über  die  Entscheidung  des  Richters  verflossen  ist. 

Wir  haben  also  hier  ein  Verhandlung.sversprechen  und  ein 
Befriedigungsversprechen;  und  in  beiden  Fällen  handelt  es  sich 

•)  Hlotbar  and  Eadric,  c.  8,  9.  10,  Schmid,  Ocsctie,  8.  12,  13.  Siche 
Hrunncr,  a.  a.  0..  II,  S.  368. 

Der  Text  dieser  drei  Capitel  bei  biebcrinann,  a.  a.  0.,  8.  10,  ist  iin 
Wesentlichen  derselbe  wie  bei  Schmid.  I-iebermann  nberset/.t:  c.  8: 
Wenn  einer  einen  andern  einer  Schuld  zeiht  und  er  diesen  Mann  in  Volks- 
versammluiiff  "der  im  [Oerichtsjdingc  trifft,  [so]  bestelle  dieser  [bezichtigte] 
Mann  immerhin  dem  andeni  [Kläger]  einen  Bürgen  und  leiste  demselben 
das  [ihm  gebührende]  Kecht,  was  ihnen  die  Richter  der  Kenter  zuerkennen, 
c.  9:  Wenn  er  aber  einen  Bürgen  verweigert,  gelte  er  dem  Könige  12  Schillinge; 
und  es  sei  die  [Hcchts.streit]sache  so  offen  wie  sie  zuvor  [vor  der  Weigerung] 
war.  c.  10:  Wenn  jemand  einen  anderen  bezichtigt,  nachdem  dieser  ihm 
einen  Bürgen  bestellt  hat,  [so]  sollen  sic  binnen  3 Nächten  darauf  sieh  einen 
Schiedsrichter  aufsuchen  (auLler  wenn  später[er  Termin]  demjenigen  lieber 
ist,  der  die  Klage  erhebt):  nachdem  die  Streitsache  entschieden  ist,  erfülle 
der  (beklagte]  Mann  in  7 Nächten  dem  anderen  das  l'rtheil,  j)asse  es  ihm 
in  Werlhzahlung  oder  durch  [Reinigungs-]Eid,  welches  von  beiden  ihm  [dem 
Beklagten]  lieber  sei.  Wenn  er  aber  das  [beides  zu  geloben]  weigert,  so 
zahle  er  dann  100  [Schilling]  ohne  [fernere  Berechtigung  zum]  Eid,  sobald 
eine  Nacht  über  den  Schiedsspruch  [vergangen]  ist. 

*)  Siehe  Schmid,  Gesetze,  S.  12,  13,  Anm.  zu  Hlo.  u.  Eadr.  c.  10,  wo 
man  auch  eine  Kritik  von  I’rices  und  Thorpes  Übersetzung  und  Aus- 
legung dieser  Capitel  8,  9 und  10  linden  wird.  Siehe  auch  Lajipenberg, 
Hist,  of  England  nnder  the  Anglo-Saxon  Kings,  II,  S.  Sd-ö. 

*)  Vgl.  aber  Lieber  man  ns  Ibersetzung  von  Hlothar  und  Eadric,  c.  10 
(oben  Amn.  1). 
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um  einen  Vertrag.  Der  Verliaiullungsvertrag  wird  durch  die 
Stellung  von  Bürgen  (borli)  ge,schlossen.  Das  Befriediguilgs- 
versprechen  ist  ein  UrteilserfOllungsgelöbnis  oder  -Vertrag  und 
wird  durch  Eidesleistung  (AiVe)  recshtskräftig. 

Das  Bew'eisversprechen  unserer  Quellen  bezieht  sich  auf 
(Jottesurteile ').  Schon  in  Ines  Gesetzen  [A.  I).  688 — !I5]  erscheint 
der  Kesselfang*).  Gegen  Ende  des  neunten  Jahrhunderts  finden 
einseitige  Ordalien  wieder  gesetzliche  Erwähnung’).  Erst  später, 

')  Bei  den  Ängelsaclieii  wird  das  Wort  ürdal  immer  für  Gottesurteil 
gebraucht,  niemals  für  das  gewöhnliche  Urteil  (dom);  bei  den  Franken  und 
Frie.sen  aber  bedeutet  Ordal  beides.  Brunner,  a.  a.  0.,  II.  S.  403;  Schmiii, 
(lesetze,  S.  639. 

’)  Ino  37,  Liebermann,  a.  a.  ().,  S.  104,  und  Ine  62,  Liebermanii, 
a.  a.  0.,  S.  116,  wo  Licbermann  statt  ceap  (Pfand  u.  s.  w.)  die  Lesart 
ccac  (Kessel)  bietet.  Siehe  ferner  Liebermann,  Kesselfang  bei  den 
Westsachsen  im  siebenten  Jahrhundert,  Sitzungsberichte  der  Königl.  preuss. 
Akademie  der  Wissenschaften  (1896),  S.  829  —835.  Vgl.  abcrSchinid,  a.  a.  ()., 
S.  38,  .39,  50,51:  Steenstrup,  Normanne  IV:  Danelag,  S.  218;  von  Amira, 
Panis  Grundrill  der  denn.  Philologie,  III,  S.  219.  Licbermann,  a.  a.  O., 
S.  829:  „Die  uns  erhaltene  Liturgie  des  Englischen  tiottesurtheils  enUstammt 
dem  Frankeiireiche  und  ist  nicht  vor  dem  Ende  des  10.  Jhs.  überliefert. 
Die  Englisch  geschriebenen  Ritualformeln  und  die  staatliche  Verordnung 
über  Orilal-.Abhaltung  zeigen  s|iilt- .Angelsächsische  Sprache.  In  den  Gesetzen 
mit  Königsnamen  erwähnt  des  Ordals  zuerst  der  von  Kadward  bestätigte 
Friede  Guthrums.  Die  Sprache  einer  kentischen  Beschwörung  vor  dem  Ordal- 
gang  setzt  Sweet  nur  über  900  hinauf.  So  entstand  die  Meinung,  das 
Ordal  erscheine  in  Fhigland  erst  zur  Dänenzeit.  Allein  es  steht  schon  in 
Ines  Gesetz  an  drei  Stellen  und  ist  nur  durch  MiUverständniil  ICiuea  Wortes, 
durch  A^wnachlässigiing  Eines  Buchstaben  der  Rechtsgcschichte  entgangen.“ 
Liebermann,  a.  a.  ().,  S.  8.35:  , Gegen  alle  bisherigen  Erklärungen  sprechen 
also  Rechtsgcschichte,  Sprachwissenschaft,  Handschriftenkritik  und  die 
Notwendigkeit  die  Uätbsel  von  Ine  .37  und  62  mit  Einem  Schlüssel  zu  lösen. 
Gegen  die  Erklärung  ceac:  Kessel  .spricht  nur  eine  Iheorie,  die  sich 
blnO  auf  bisherigen  Mangel  an  Quellen  beruft.  Nunmehr  niuO  man  den 
Ursprung  des  Ordals  weit  hinaufrücken.  Ine  spricht  vom  KesselgrilT  als 
etwas  lang  Bekanntem;  auch  mangelte  der  Westsächsischen  Monarchie  des 
7.  Jahrhunderts  wahrscheinlich  die  Stärke  und  der  römischen  Mission  der 
Wille  zn  Umwälzungen  im  Beweisrechtc  lies  Volkes.  Folglich  wird  wohl 
das  Gottesgericht  auch  bei  den  Inselgermanen  schon  im  Heidenthum  bestanden 
haben  nnd  bestätigt  sich  die  Ansicht  von  seinem  Germanischen  Ursprung.“ 
Vgl.  von  .Amira,  a.  a.  0.,  S.  218,  219. 

’)  Siehe  Brunner,  DltG.,  II.  S.  402;  Liebermanu,  Kessclfang,  a.  a. 
0..  S.  829.  .Arten  der  Ordalien  bei  den  .Vngelsachsen  waren  das  heiße  Eisen, 
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unter  dtun  Eiuflusse  von  Wilhelm  und  den  westfränkischen  Nor- 
mannen, wird  der  ^gerichtliche  Zweikampf  in  England  einpeführt '). 
Das  Beweisversprechen  in  den  Quellen  der  anf^elsächsischen  Zeit 
bezieht  sich  daher  auf  einseitige  Ordalien;  und  deshalb  findet 
man  Versprechen  des  Zweikampfes  erst  in  den  kompilatorischen 
Arbeiten,  die  aus  der  normannischen  Zeit  stammen. 

Die  Gesetze  Edwards  regeln  das  verbürgte  Beweisversprechen 
ntch  Schmids  Übersetzung  folgendennaßen *):  Wenn  jemand  des 
Diebstahls  bezichtigt  ist,  so  .sollen  ihn  die  in  Bürgschaft  (borh, 


(las  kalt!'  und  heiUc  Wasser  und  der  Probebissen.  Scbinid,  Gesetze, 
S.  640.  Über  den  frSnki.scben,  kirchlichen  KinlluB  auf  die  Ordalien  in 
Kngland.  siehe  llrunner,  a.  a.  O.,  II,  S.  402,  403,  sowie  Liebcnnann, 
Kesaelfang,  a.  a.  0.,  S.  829. 

')  Siehe  Brunner,  a.  a.  0.,  II,  S.  402,  403;  Pollock  and  Maitland 
a.  a.  0.,  II,  S.  600;  liigelow.  Hist,  Proced.  in  England,  S.  326,  327;  Holds- 
worth,  HisUiry  of  English  Law,  I,  S.  140,  4.')1.  Lea,  Superstition  and 
Force,  S.  83;  „It  is  n«t  a little  singulär  that  the  diiel  appears  to  have 
bcen  unknown  aniong  the  .\nglo-Saions  . . . Thero  seems,  indeed.  to  be  no 
reason  to  duubt  that  its  introduction  intu  English  jurisprudencc  dates  only 
from  the  time  of  William  the  Conquerer."“  ln  Wilhelm,  II,  1,  2,  3, 
(Schmid,  Gesetze,  S.  352)  gibt  der  Eroberer  seinen  franz("isischen  und 
englischen  Untertanen  volle  Erlaubnis,  den  Zweikampf  anzuwenden.  Wil- 
helm, III,  12  (Schmid,  Gesetze,  S.  3.56)  heillt  cs:  Si  Francigena  appella- 
verit  Anglum  . . . .Vnglus  sc  defendat  per  quod  melius  voluerit,  aut  judicio 
ferri,  aut  duello  . . . Si  aiitem  .\nglus  Francigenam  appellaverit  et  probare 
voluerit  judicio  aut  duello,  volo  tune  Francigenam  purgare  se  sacramento 
non  fracto. 

’)  Edward,  II,  3,  Schmid,  Gesetze,  S.  114  — 117;  Brunner,  a.  a.  0., 
II,  S.  368.  Der  Text  dieser  Stelle  nach  der  Bochestcr-Handschrift  (Textus 
Uoffensis),  wie  bei  Licbermann,  a.  a.  0.,  S.  142  abgcdruckt,  ist  im 
Wesentlichen  derselbe  wie  bei  Schmid.  Licbermann  (S.  143)  übersetzt 
(,B‘  unten  in  Klammern  bedeutet  die  Cambridge-Handschrift):  Wenn  einer 
Diebstahls  beschuldigt  wird,  dann  sollen  diejenigen,  welche  ihn  (friiher  B) 
einem  Herrn  überwiesen  batten,  sich  für  ihn  verbürgen  [dafür],  dall  er  sich 
von  dem  [KIage]iunkt]  reinigen  werde;  (jder  andere  F’reunde,  wenn  er  [welche] 
hat,  sollen  dasselbe  tun.  Wenn  er  niemanden  weiB,  der  ihn  in  Bürgschaft 
nehme,  dann  sollen  diejenigen,  denen  es  zukommt,  pfandliche  Sicherheit  an 
seinem  Vemn'igen  nehmen.  Wenn  er  keines  von  beiden,  weder  VerimVgen 
noch  sonstige  Bürgschaft  besitzt,  dann  werde  er  verhaftet  [bis]  znin  Ge- 
richtsurteil. Mit  Edward,  II,  3,  vgl.  .\ethelstan,  II,  2,  Schmid,  a.  a.  O., 
S.  132,  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  150—1.53;  Leges  Henrici  Primi,  82,  § 2, 
Schmid,  a.  a,  (>.,  S.  479,  Liebermann,  a.  a.  •>.,  S.  598. 
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plegium)  nelimcn,  die  ilin  früher  dem  Herrn  übergaben,  damit  er 
sich  davon  reinige,  oder  andere  tVeunde,  wenn  er  welche  hat, 
mögen  dasselbe  tun.  Wenn  er  nicht  weiß,  wer  ihn  in  Bürgschaft 
(borh,  plegium)  nehme,  so  sollen  die,  welchen  es  zusteht,  von 
seinen  Gütern  pfandliche  Sicherheit  nehmen  (on  his  a-htan  in- 
borh)').  Wenn  er  keines  von  beiden  hat,  weder  Güter  nocli 
andere  Sicherheit  (ne  iehta  ne  öderne  borh),  so  halte  man  ihn 
zum  Gericht  fest*). 

In  Aethelstans  Verordnungen’)  finden  wir  vorgeschrieben, 
daß,  wenn  jemand  zu  einem  Ordal  von  Eisen  oder  Wasser 
durch  einen  Wettvertrag  sich  verpflichte*),  so  komme  er  drei 
Näclite  vorher  zu  dem  Messepriester,  der  es  weihen  soll,  nnd 
nähre  sich  mit  Brot  und  mit  Wasser  und  Salz  und  Wurzeln, 
bevor  er  hinzu  gehen  soll,  und  wohne  an  jedein  der  drei  Tage 
tler  Messe  bei,  und  opfere  auch,  und  gehe  zum  Abendmahl  an 
dem  Tage,  wo  er  zum  Ordal  gehen  soll,  und  leiste  dann  den  Eid 
(äd')‘),  daß  er  nach  .Volksrecht  unschuldig  sei  des  Bezichtigten, 
ehe  er  zu  dem  Ordal  geht*). 

Das  Befriedigungsversprechen  (UrteilerfOllungsgelöbnis)  haben 
wir  schon  bei  den  Gesetzen  Hlothars  und  Eadrics  kennen  gelernt  ’). 

')  Schmid,  (jesotzc,  S.  115,  .tnm.  hierüber:  ,In-borh,  hier  und  Heiir., 
82,  § 2,  eine  pfandliche  Sicherheit,  aber  Anh.,  I,  8 (l)unseten)  auch  im 
Gegensatz  zu  underwed  für  eine  persönliche  Bürgschaft."  Siehe  unsere 
späteren  Ausführungen. 

•)  l'ber  persönliche  Haft  vor  dem  Ordal  — weil  der  Betreffende  keine 
Sicherheit  bieten  konnte  — , vgl.  (’niit,  II,  35  pr.  Liebermann,  a.  a.  ()., 
S.  336—3,38;  Bsendo-('nut  De  Foresta  1,3,  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  622; 
Leges  Henrici  Brimi,  65,  §.5,  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  .58.5. 

*)  -Acthelstan,  II,  23  pr,  Schm  id,  Gesetze,  S.  144,  14.5,  Liebermann, 
a.  a.  0.,  S.  162.  Die  l(berschrift  von  .tethelstan,  II,  23,  lautet  (Schmid, 
a.  a.  O.):  Be  pön  |)e  ordäles  weddigatV  (De  illis,  qui  vadiant  orda- 
liuni). 

*)  Gif  hwä  ordäles  weddige,  . . . 

Si  quis  Judicium  ferri  vel  aquac  vadiaverit,  . . . 

Siehe  die  Übersetzung  dieser  Stelle  nnd  die  .\nmerkung  dazu  bei 
, Schmid,  Gesetze,  S.  144,  145. 

*)  . . .and  swerige  pnnne  jlane  Art'.  . . (et  juret  . . .) 

•)  Abfindung  bei  einem  Ordal  kann  nusbedungen  werden.  Siehe .\cthelstan, 
II.  21,  Schmid,  Gesetze,  S.  144,  Liebcrmaiiii,  a.  a.  O.,  S.  162. 

Vgl.  auch  Liebermanns  Übersetzung  von  Ine  8 (Lieberin a n n, 
tiesetze.  .S.  33). 
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Das  Versprechen  besteht  in  der  Eidesleistung  (aiVe)  Und  bedeutet 
eine  vertragsinüüige  Verl)indliehkeit,  das  (lericlitsurteil  zu  erfüllen  '). 

Soweit  wir  aus  den  (Quellen  der  angelsaehsisclien  Zeit  folgen) 
können,  wird  das  Verliandlungsversprechen  rechtskräftig  durch 
Verbürgung  (borh),  das  Beweisverspreclien  durch  a)  Wette  (wedd, 
vadium;,  b)  Verbürgung  (borh,  j)legium)  und  c)  Eid  (äiV, 
J uramentuiu),  und  <las  Befriedigungsversprecdien  durch  Eid  (äiVe). 
Hier  handelt  es  sich  um  einen  Vertrag  im  Rechtsgang,  da  der 
anderen  Partei  ein  Versprechen  ((Jelöbnis)  durch  Übergabe  des 
wedd,  Stellung  des  borh  oder  Leistung  des  iid  gegeben  wird*). 

II.  Beilegung  der  Fehde. 

Die  frühzeitigste  Fonu  der  Civilobligation  im  germanischen 
Rechte  war  deni  Anscheine  nach  die  Verjdlichtung  das  Wergeid 
zu  zahlen'*).  .ledcM’h  wurde  eine  sofortige  Zahlung  nicht  verlangt; 
eine  solche  wäre  in  vielen  Fällen  wohl  auch  unmöglich  gewesen. 
Es  genügte,  wenn  beim  .\bschluß  der  Sühne  die  Zahlung  des 
Wergeides  versprochen  wurde,  und  „für  dieses  Vers]irechen  stand 
nur  die  Fonu  der  Wette  und  der  Bürgschaft  offen“ ').  (Gleicher- 
weise hmtute  auch  das  Recht  der  Angelsachsen^). 

')  Siehe  oben  S.  7G — 78.  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.,  II,  S.  3G8. 

Vgl.  (las  verbürgte  Ilewei.svers|)reelien  tles  des  Dieb.stabl.s  Bezicb- 
tigU-ii  in  Kilwards  Gesetzen,  oben.  S.  7!),  80. 

“)  In  Zusainnienhang  hiermit  steht  der  Inhalt  des  e.  12,  § fi,  der 
sogenannten  Lege.s  Kdwardi  Gonfessoris  (Codex  Harleianns,  Sebinid,  Ge- 
setze. S.  498):  Kmendationein  faeiat  parentibns.  aut  guevrain  |iatiatnr,  nnde 
Angli  proverbium  babebant;  Biege  spere  of  side  oiVer  bere,  (piod  cst  dieere, 
laneeani  eine  de  latere  aut  fer  eam.  V'gl.  Lieberniann,  a.  a.  ().,  S.  G38, 
(■>39.  Die  Verwanilten  des  getöteten  Mannes  konnten  vom  Specre  (spere), 
d.  b.  von  der  Fehde,  durch  Zahlung  des  Wergeides  abgebraeht  werden: 
die  Zahlung  be.stand  für  gewöhnlich  in  100  Stück  Vieh.  >Siehe  >Seebobin 
a.  a.  ().,  S.  413,  414.  Vgl.  die  kürzlicben  Untersuchungen  von  Chadwick 
in  seinen  Studie.s  on  .Anglo-Saion  Institutions,  8.  ISO— ItiO,  über  den  Wert 
di  r Wergeider  in  (.Icbsen, 

*)  Brunner,  Sippe  und  Wergeid,  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung,  III, 
Germ.  .\bt.,  8.  8 fl'.:  Brunner,  Deutsche  Kechl.sgcschichte,  II,  8.  441,  442; 
lleuslcr,  a.  a.  O.,  II,  8.  231  tf.:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  1, 
8.  58,  II,  8.  187. 

*)  Brunner,  Sipjie  und  Wergeid,  a.  a.  ().,  8.  10:  „Das  Wetten  des 
Weigeldes  haben  wir  bereits  aus  der  obi-n  eitirten  frii-sisehen  Keehts- 

Hszelt  iue,  Kusli.scbcs  Cfamlrecht  G 
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Vorkehl'ungmi  Ober  die  Heilef^un^'  der  Fehde  durcli  Wette  und 
tSür^schalt  und  über  die  Katenzablunff  des  Werireldes  findet  man 
in  dem  schon  erwähnten  anfrelsächsisdien  Hruchstück,  Hü  man 
sceal  gyldan  twelf-hyndes  man-). 

Das  Bruchstück  *)  erklärt  im  § 1 : Kines  Zwölfhyudemannes 
Were  beträgt  1200  Schillinge.  Kines  Zweiliyndemannes  Were  be- 

anfzeiDiirnng  kenm-n  gelernt.  Die  Wette  mul  die  Verbürgung  bi-zeugt  uns 
niicli  diis  angeläSchsischc  Recht.“  Pollock  und  Maitland,  a.  a.  O.,  1, 
S.  Ö8:  .Hut  oiir  .Anglo-Saxon  authoritiea  aro  of  the  very  acantiest.  We 
lind  the  coin|ioaition  of  a feiid  secured  bv  giving  [dedges  and  the  payment 
by  inatalinenta  regniated;  and  in  Alfred'a  lawa  therc  is  mentiun  of  a soleinn 
kind  of  promise  calied  ,god-borh‘;  . . . .“ 

')  In  der  vetus  versio  (siehe  Schinid,  (iesetze,  S.  39.5)  trägt  das 
Rrnchstfick  die  Überschrift  De  Wcregildis.  ln  dem  bei  Liebcrmann. 
a.  a.  0.,  S.  398,  abgedruekten  Quadrijiartitus  lautet  die  Überschrift: 
De  jicrsolutione  occisi.  Thorpe,  Ancient  I.aws  and  Inst.  Kng.,  S.  75, 
fügt  dieses  linichstück  den  Ciesetzen  Edwards  und  Dulhrums  bei.  Schmid, 
iler  diese  Aufzeichnung  .als  ein  Hruebstnek  betrachtet,  bringt  dieselbi<  in 
seinem  Aidiang  VII  (siehe  Gesetze,  S.  394 — 397).  .An  anderer  Stelle  (Ge.setze 
S.  I/XV)  sagt  er:  ,VII.  Be  worgildc.  Unter  dieser  Aufschrift  werden  hier 
drei  .Aufzeichnungen  über  das  Wergcld  vereinigt,  die  verschiedenen  Zeiten 
allgehören  können  oder  wenigstens  wahrscheinlich  nicht  den  gleichen  Ver- 
fasser haben.  Es  gehört  dahin:  1)  Hü  man  sceal  gyldan  twelf-hyndes  man, 
ein  .Aufsatz,  der  eigentlich  nicht  richtig  überschricben  ist,  da  er  nicht 
hloU  von  dem  Wergeid  eines  Zwölfhyiidemamies  handelt,  sondeni  von  der 
.Art  und  Weise,  wie  nberliHiipt  das  Wergeid  durch  Vertrag  festgesetzt 
und  in  welchen  Raten  und  Fristen  cs  in  Verbindung  mit  der  Mannbuße 
und  Fechtwette  abgetragen  werden  soll.  Eine  im  Wesentlichen  nberein- 
stimniende  Regulierung  des  Verfahrens  bei  der  Beilegung  einer  Fehde,  d.  i. 
der  Sühne  eines  Todtschlages,  lindet  sich  in  Edm.,  II,  7,  und  eine  verkürzte 
i^bersetzung  in  llenr.,  76,  §4—7.  In  dem  (’od.  B.  sowohl  als  dem  t'od.  H. 
erscheint  unser  Aufsatz  als  ein  Anhang  der  Gesetze  Edward's  und  Guthrum's, 
und  diese  Stelle  hat  er  auch  in  allen  bisherigen  Ausgaben  behalten.  Es 
ist  wohl  möglich,  daß  die  Aufzeichnung  dieser  Zeit  angehört,  aber  einen 
Bestandteil  von  E.  u.  G.  bildet  sie  olfeiibar  nicht.“  Scebohm,  a.  a.  O., 
S.  356,  sagt,  das  Bruchstück  gehört  .probably  to  the  time  followiiig  soon 
after  the  Compact  between  .Alfred  and  Giithrum.“  Siehe  Scebohm,  a.  a.  ü., 
S.  359,  360.  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  IX,  399 — 395,  hält  unsere  Quelle 
für  eine  1‘rivatarbeit  aus  den  .fahren  944 — c.  1060. 

*)  Die  hier  von  uns  angeführte  l!bersetzung  des  Bruchstüeks  ist  aus 
Schmid,  Gc.set-/.e,  S.  394—397.  Text  und  (ibersetzuug  bei  Liebermann, 
a.  a.  U..  S.  399  — 395  sind  zu  vergleichen,  obwohl  sie  im  Wesentlichen  mit 
Schmids  T«'Xt  und  Lbersetzung  übereinstimmen. 
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trrii;t  '.'OO  Schilliiif'e.  § ‘2:  Wenn  ein  Mann  erschlaffen  wird,  fjelte 
man  ilin  nach  Verliiiltnis  seiner  Uehnrt.  § 3:  Und  es  ist  recht, 
dali  der  Totschli4;er,  wenn  er  sicli  aber  das  Werf^eld  vertraifen 
liat.  Werbnrjjscliat't  findet'),  wie  es  sicli  dazu  f^ebührt,  näinlieh 
bei  der  Were  eines  Zwfdl'hynder.s  ffcbflliren  sich  12  Mann  zur 
Werbfirt'schalt  (wer- borge,  weraeplegium),  S von  der  viiter- 
lichen  Magenschat't,  und  4 von  der  mütterlichen  Magenschatt.  § 4: 
Wenn  <las  geschehen  ist,  dann  setze  man  des  Königs  Schirm 
(Frieden)  ein,  das  ist,  daß  sie  alle  mit  gemeinsamer  Hand  von 
Jeder  Magenschatt  dem  Vermittler  (semende*),  mediatori)  auf  eine 
Waffe  geloben,  daß  der  Schinn  (Friede)  des  Königs  be,stehen  .soll’); 
von  dem  Tage  in  21  Nachten  gelte  man  120  Schillinge  zum  Hals- 
lang’') bei  der  Were  eines  Zwölf hynders.  § 5:  Der  Halsfang  ge- 

')  .\iul  riht  is,  paU  .se  .slaga,  siOOaii  lic  wcrcs  bcwcdilod  luebbc,  liiiite 
Itierl»  waT-borb,  . . . 

Kt  rectum  est,  ut  homicida,  piisl<|uam  werogildum  morlui  vadiaverit, 
iiiveniul  werae  jdegiua,  . . . 

V«!.  Thorpü,  a.  a.  0.,  S.  7.Ö  und  Scebobm,  a.  a.  0.,  S.  3.W. 

1,  icbc  r inaiiii,  a.  a.  <).,  S.  3!)3.  überset/.t  diese  iSUdle  aus  dem  Itruch- 
stück:  Und  riehtiK  ist,  daü  der  Tntsebläger,  sobald  er  das  Wergehl  reelils- 
föriidieh  versprochen  liat,  dafür  Wergeld-ßürgschaft  stellt. 

*)  Hall,  .\nglo-.Saxon  Dictionai^,  S.  2G4:  seniond  (ä>),  in.  = eonciliatur, 
arbitrator.  Hoswortli,  Anglo-Saxon  Dictionary,  S.  323:  Seinend,  es; 

in.  = a niediator,  a peaceinaker.  bieberinann,  a.  a.  0.,  S.  333,  nberseUt 
das  Wort  seincnil  unserer  Stelle  mit  , Schiedsrichter“. 

’)  . . . ]):el  is,  pad  by  ealle  gemienum  handnm  of  legiVere  nnegiVe  oii 
iinum  wa-piic  pani  semende  syllan,  p:et  cyninges  mund  stände;  . . . 

. . . hoc  est  nt  omnes  communi  manu  de  iitraque  cognatione  in  nnu 
armor  mediatori  dent,  qui  regia  munde  stet  inter  eos.  . . 

')  ('her  die  genaue  Itedeiitung  des  Wortes  Halsfang  lindet  man  in 
der  Literatur  verschiedene  .Ansichten  vertreten.  Brunner,  Sippe  und 
Wergeid,  a.  a.  O,,  S.  IG,  17:  ..Auch  der  angelsächsische  Halsfang  ist  aus 
der  Umarmung  zu  erklären.  . . Die  Aussöhnung  kommt  allenthalben  durch 
einen  Friedenskuü  oder  durch  eine  Umanming  zum  .Aii.sdruck.  . . . Der 
angelsächsische  Halsfang  ist  seinem  Ursprünge  nach  das  Analogon  der 
tlandrischeii  Mundsnhne,  er  ist  Halsfangsgebühr,  Umhalsnngsgeld.“  Seebohm, 
a.  a.  0.,  S.  328,  sagt  bei  Krörterung  des  Halsfangs  der  Leges  Henrici 
rrimi,  c.  LXXVl;  .This  halsfang  had  to  be  paid  ou  the  2lst  day  from 
the  giving  of  the  pledge,  and  it  seeins  to  have  beeil  a token  in  recognitioii 
of  guilt  or  earnest  nioney  to  .show  that  the  m ergebt  would  be  paid.“  Siehe 
auch  Seebohm,  a.  n.  ().,  S.  32‘J.  330,  3.W.  Kine  Hespreehung  anderer 
Ansichten  über  den  Halsfang  lindet  man  bei  Brunner,  a.  a.  ().,  S.  1.7—17. 
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bülirt  den  Kindern,  Hriideni  und  Olieinien;  es  irebührt  dies  (leid 
keinem  Magen,  außer  dem,  der  innerhalb  des  Knies  ist.  § (!: 
Von  dem  Tage  an,  wo  der  Halslang  abgetragen  ist,  in  '21  Nachten 
gelte  man  die  Mannbnße;  von  da  in  21  Niichten  die  Fechtwette ; 
von  da  in  21  Niichten  die  erste  Kate  der  Were*),  und  so  fort, 
damit  sie  vollständig  vergolten  sei  in  der  Frist,  welche  die  Witan 
testsetzen.  Dann  kann  man  mit  Liebe  vorschreiten,  wenn  man 
volle  Freundschaft  haben  wilP).  §7:  .\lles  dies  soll  man  bei 

')  Brunner,  a.  a,  <).,  S.  !),  Anni.  ö,  sagt  bei  Besprei-hiuig  der  Ver- 
fügungen des  aiigelsäclisiseiien  Bruclislneks  Hü  luaii  sceal  gyldan  twelf- 
liy Ildes  inan:  .Hie  ^iannbiilJe  fallt  an  den  Herrn,  die  Pechtwette  au  die 
nffentliihe  Gewalt.  Beide  bilden,  wie  sieb  aus  Leges  Heiiriri  1,  c.  7ti, 
ergibt,  nicht  einen  Bestandteil  des  Wcrgeldes.  Vgl.  Schniid,  Ges.  iler 
-tgs.  .üSf),  6:18.“  Seebohm,  a.  a,  ().,  sagt  bei  Krörterung  des  i.eges  Henriei 
l’riini.  c.  I.XXX,  § 6:  .It  is  elear  froiii  this  tliat  tbe  light-wite  was  tbe 
|iaynieiit  diie  to  tlie  lord  wlin  had  tbe  .soe"  uf  tbe  place  wbere  tbe  boiniciile 
oecurred  and  tbe  wergeld  was  pledged.  Tbe  nianbdt,  on  tbe  otber  hninl. 
was  tbe  payment  tu  tbe  lord  wliose  inan  tbe  person  slaiii  was.  Tbe  lord 
of  tbe  soc  niigbt  also  be  tbe  lord  of  tbe  man  slain,  in  whieh  case  botb 
tigbtwite  and  inanbot  werc  payable  to  bim.“  Siebe  ferner  Seebob  in, 
a.  a.  0.,  InbaltsTcrzeicbnis,  s.  v.  Kiglitwite  und  Maiibot:  Lieberniaiiii, 
a.  a.  ().,  S.  393.  Licberma  nn , a.  a.  ().,  behandelt  die  Feebtwette  (fy  b t e wi  te) 
unserer  Stelle  als  die  Strafe  an  die  Obrigkeit  für  BliitvergietSen. 

Das  friim-gyld  war  die  erste  Kate  der  Were  und  scbeiiit  20  Schil- 
linge für  einen  ceorl  gewesen  tu  sein.  .Hut  whether  pari  of  this  — 12  s. 
t!  d.  — was  ]iaid  on  tbe  day  the  werc  was  pledged,  as  stated  in  tbe  eiistu- 
inal  of  Henry  1,  c.  7G,  and  the  reniainder  after  payment  of  tbe  figbt-wite, 
or  wbetber  tbe  eii.stoin  tben  noliced  was  onlv  of  local  observance  or  a point 
of  bitter  practice,  is  nowbere  laid  down.“  Tborjio,  a.  a.  0.,  S.  7.»,  .Anin.  a. 

^)  . . . SiOOaii  man  möt  iiiid  lüfe  ofgan,  gif  man  wille  fülle  freön- 
druedene  babban. 

. . . Deindc  liceat  iier  ainorem  jirocedere,  si  jicrfectam  velit  amicoriiin 
coiisocietatein  habere. 

Der  Text  dieser  Stelle  bei  I.iebcrniaii n,  a.  a.  0.,  S.  392  ist  im 
Weseiitlicbcn  derselbe.  Biebcrmaiin  übersetzt:  Xachbor  mag  man  [der 
Totschläger],  wenn  man  volle  Freiindscbaft  [von  der  beleidigten  Sip[ie]  er- 
balten  will,  [das]  erlangen  durch  private  Versöbiiuiig. 

Tborpe,  a.  a.  ().,  S.  7.7,  .\nm.  b,  bemerkt  zu  dieser  Stelle:  .The 

praetiee  bere  briefly  binted  at  is  thiis  reciti-d  in  kiiig  Krie's  Zejiland  f.aw: 

. . . in.  27.:  .And  be  wbo  bas  taken  tbe  hole  .sball  swear  tbat  lie  iiever  will 
avenge  tbe  ileed  for  whirb  he  bas  taken  tbe  bote,  neither  by  coiinsel  mir 
bv  deed.  neither  lipon  tbe  born  nor  tbe  unborii,  (and)  tberewith  sball  tbey 
be  reeoneiled,  and  lay  tbeir  bands  togetbei:,  and  kiss  eacb  otber.“  Man 
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der  Wi‘rc  einos  Keorls  in  dom  ilim  gobülirendcn  VorhallniM  tun, 
wio  wir  OS  bei  einem  Zwölflundor  anf?aben '). 

Das  niiolisto  Howeisstnck  stammt  aus  der  Mitte  des  zelinten 
.lalirliunderts.  Das  ( leset/.  Me  faeluVe^)  Edmunds  (!)43 — 84(5)’), 
verordnet  foljrendermaUen : Die  Witan  S(dlen  die  Feindsehatt  (Febde) 
lioileiren:  zuerst,  naeli  Vidksrecbt.  soll  sieli  der  Todscliläger 
seinem  Vorsiireeher  (for-s])eea,  prolocutor) zur  Hand  ver- 
|dlioldon,  und  der  Vors]ireelier  den  Mairen,  daß  der  Todselilafjer 
der  Mafienseliaft  büßen  will;  dann  fbnier  fjobübrt  sich,  daß  man 
sieh  dom  Vorspreclier  dos  Todsohläirers  zur  Hand  vci|dliclite,  daß 
er  in  Frieden  nahen  und  selbst  um  die  M'ere  dingen  könne.  M'enn 
er  darum  sich  vertragen  hat,  so  linde  er  dazu  M'erl>ürgschal't^); 


beachte,  dali  «las  Vi  rspreclien  in  liiusi'iii  (icse.tze  Kries  — eij^'entlieh  ein  Ver- 
siireelien,  den  Krieden  zu  lialtcn  — dnrch  Eid,  Handschlag  und  Kuß  be- 
kräftigt wird. 

')  Sehniid,  tJesetze,  S.  3114,  33.'),  .\ninerkungen,  sagt  bei  Hesprixlmiig 
dieses  Brnelisstüeks:  §§  2 ninl  3 sind  anfgenoniiiien  in  Ilenr.,  76,  §1:  § 4 
ist  teilweise  aufgi'nnniinen  in  Hiuir.,  76,  § 1 : § 6 ist  aufgenoinnien  in  Henr., 
76,  §§  .5  vt  7. 

■■*)  Ednoind,  II,  7,  Scliiniil,  (tesetze,  8.  17S  — 180.  Text  und  l'ber- 
setznng  bei  I.ieberniann,  a.  a.  ().,  S.  188—131,  sind  zu  rergleicben,  obwolil 
sie  ini  Wi'sentlichcn  mit  Scliinids  .\usgabe  nbereinstiininen. 

^ I.i  ebermann,  a.  a.  11.,  8.  IX,  188  131. 

*)  t'ber  das  .Amt  iles  V«)rs|ireclier  oder  Fürsprecliirr  im  germaniseben 
liecht  siebe  |{runncr,  Deutsche  Kecht.sgeschiehte,  II,  8.343,  3.50,  3,53: 
Selimid,  (Jesetze,  .S.  .581 : Tborpe,  a.  a.  <).,  8.  107,  Anm.  a. 

. . i'erest,  iefter  folcrihte,  slaga  sceal  bis  for-specan  on  band  syllan, 
and  ,se  for-s]icca  magiim,  |)aet  se  slaga  wille  betan  wid  mai’gde:  [)nnne 
sviViVan  gebjreiV,  |laet  man  sjlle  [laes  slagan  fur-specan  on  band,  {laet 
se  slaga  im'ite  niid  griiVe  nyr  anil  .sylf  waeres  weddian.  fioiino  be  |la«".s  be- 

weddeil  liaebbe.  jlonne  linde  be  p:ert«‘i  waere-borh; Imprimis  jnxta 

populi  lagain  «lebet  prubicntor  «)ccisoris  in  inaimm  dare  u«ignati«>ni,  ipi«>«I 
n etnin  ei  gier  omnia  faciet.  Deinde  op«irtet,  nt  pr«>Iocutori  detur  in  maiiuni, 
ilii«iil  interfeet«)r  an«leat  aecedere  cum  paee  et  ipse  werani  Viuliare.  Kl 
i|uand«>  vadiaverit  eani,  inreniat  w’erae  ]degios  . . . 

Wir  bab«'ii  in  dieser  .\rbeit,  ebenso  wie  8cbnii«l,  on  band  syllan 
mit  .sich  zur  llaiul  verpllicbten“,  «1.  b.  durch  llanilscblag  versprechen,  über- 
s«'tzt.  I.  iehernian  n,  a.  a.  O.,  8.  131,  übersetzt:  .in  «lie  Hand  gebibeii“. 

Siebe  ferner  Sehmiil,  (t«’.setze,  S.  173,  180,  33.5,  606,  660.  Thorpe,  a.  a.  O., 
S.  107,  nnd  Seeb«)bin,  a.  a.  «).,  8.3.57,  358,  nebersetzen  on  ban«l  syllan 
mit  .gives  pli-'lge",  ,gives  Security*.  Ygl.  Leo,  .\ngclsächsisches  tllossar. 
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wenn  das  j»eschehen  ist,  dann  setze  man  des  Könij's  Mnndinm 
(Frie<Ien)  ein');  von  dem  Ta;?e  an  in  '21  Nachten  Rclte  man  den 
Halslang;  von  da  an  in  21  Näcliten  die  Mannhnlie;  von  da  an  in 
21  Nächten  das  erste  Zielgeld  der  Were. 

Aus  den  sogenannten  Leges  Henrici  Primi  erhält  man  _a 
Nonnan  though  unoffieial  view  of  what  Anglo-Saxon  custom  was 
or  had  been  before  the  Conquest“ '').  Capitel  7(!  (De  precio 
cujuslibet)")  dieser  „Leges“  enthält  im  Wesentlichen  dieselben 
Vorschriften  wie  die  Quellen,  die  wir  eben  angeführt  haben.  In 
§ 1 dieses  Capitels  wird  verordnet,  daß  wenn  ein  Mann  erschlagen 
wird  für  ihn  nach  dem  Range  seiner  Geburt  zu  büßen  ist.  Hier 
muß  der  Mörder,  postquam  weregildum  vadiaverit,  inveniat  were- 
plegios,  sicut  ad  eam  ])ertinebit.  Von  dem  Thane  12  Werbürgen, 
8 de  parte  patris,  und  4 de  cognatione  matris.  Wenn  das  ge- 
schehen ist,  soll  der  Friede  des  Königs  unter  ihnen  in  omni 
weregildo  erhoben  werden*).  Zuerst  soll  der  Halsfang  nach  der 
Art  des  Wergeides  bezahlt  werden '').  Im  § ü lesen  wir;  A die 
illa,  qua  wera  vadiata  est,  in  vicesimum  unum  diem,  dehet  hals- 

fangum  reddi;  inde Nach  § 7 soll  der  Halsfang  am  cinund- 

zwanzigsten  Tage  nach  dem  Wetten  des  Wergeides  “),  ohne  Knt- 
schuldigung  oder  Verzögerung  bezahlt  werden.  Capitel  80,  §<>'): 
Wo  immei-  der  Mord  begangen  wird,  soll  derjenige,  der  die  Grund- 
herrlichkeit (soc  et  sac)  hat,  si  homicida  divadietur  ibi  vel  cra- 


1(54,  s.  V.  Si'lan:  üiisworth,  .tnglii-Sason  Dictionary,  lirsg.  von  Toller 
(1882),  s.  V.  scllan. 

')  . . . ponne  rasre  man  cyninges  munde;  . . . 

. . . erigatur  inter  eos  |iax  regis. 

*)  8 c e b o Inn , a.  a.  U.,  S.  322. 

^ Scbinid,  fJeseUc,  8.  475,  47fi.  Vgl.  amdi  den  bid  Lichcrniann, 
a.  a.  O.,  S.  5it3,  abgedruckten  Text  von  Kapitel  78.  Siche  oben  S.  85  .4nui.  1 : 
begea  Henrici  Primi,  c.  32,  § 17. 

*)  . . . et  cum  hoc  factum  erit,  elevetur  inter  co«  pax  regis  in  omni 
weregildo,  et  dehet  halsfang  (irimo  reddi,  sicut  werac  luodus  erit. 

Diebcrniann,  a.  a.O.,  S.  .5!>3  liest  die  Stelle  folgendermaUeii.  [78,  I b]: 
Kt  cum  hoc  factum  erit,  eleuetur  inter  eos  pax  regis.  [78,1c]:  ln  omni 
weregildo  dehet  halsfang  .... 

*)  Siehe  Sehmid,  liesetze,  S.  473,  .\nm. 

‘■)  \ die,  (poi  wera  vailiata  est,  in  XXI  diem,  . . . 

Sehmid,  Gesetze.  S.  478.  Vgl.  auch  l.iebermann,  a.  u.  0.,  S.  5!)G. 
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vt'tur,  FiRliiwile  (»rlniltiMi;  und  wonn  dor  Ort  dps  Mordes  und  der 
(Jetiidtete  selbst  eines  Herrn  sind,  soll  Derjenige,  der  die  (irund- 
lierrlichkcit  (soc)  hat,  sowohl  Mannbuße  als  auch  Fightwite  er- 
halten '). 

In  diesen  (Quellen  des  augelsälchsischen  Rechts  sieht  man  also 
drei  Stadien  bei  der  lleilegung  der  Fehde  durch  Wettvertrag. 

Krstens,  in  Edmunds  He  faehiVe  haben  wir  zwei  durch  Hand- 
schlag abgeschlossene  Fonnalvoivertriige : Der  Todschläger  ver- 
sjiricht  dem  Vors])recher  durch  Handschlag  (on  hand  syllan)  und 
dieser  den  Magen  des  Erschlagenen  unter  Heobachtung  der  gleichen 
Formalität,  daß  der  Todschläger  der  Miurenschaft  büßen  will. 
Ihrerseits  verspricht  die  Magen.schaft  dem  Todschläger  durch  Hand- 
.schlag,  wiederum  durch  Vennittelung  des  Vors]irechers,  daß  der 
'Podschläger  in  Frieden  nahen  und  .selbst  um  die  Wette  dingen 
könne.  Da  der  Vorsprecher  in  diesem  Falle  nur  ein  Unterhändler 
des  Todschlägers  ist,  so  gelten  die  Verträge  als  zwischen  dem 
Todschläger  selbst  und  der  Magenschaft  geschlossen. 

Zweitens,  nachdem  diese  Voiverträge  abgeschlossen  sind,  be- 
gegnen sich  der  Todschläger  und  die  Magenschaft  von  -\ngesicht 
zu  .Angesicht  und  schließen  einen  gewetteten  und  verbürgten 
Vertrag  Vretrelfs  des  Wergeides.  Der  Todschläger  verspricht  durch 
wed  das  Wergeid  zu  zahlen  und  stellt  auch  Werbürgen  (wer-borh). 

Drittens,  nach  dem  .Abschließen  dieses  Vertrages  durch  wed 
und  borh  ülier  die  Zahlung  des  Wergeides,  wird  der  Königs- 
schirm (Friede)  durch  ein  Oelöbuis  eingesetzt,  d.  h.  die  Anwesenden 
einer  jeden  Magenschäft  geloben  dem  Vermittler  mit  auf  einer 
Waffe  (on  waepne  sjilan)  vereinten  Händen,  daß  der  Schirm 
I Friede)  des  Königs  bestehen  soll. 

III.  Hei  der  Verlobung. 

Der  Wettvertrag  durch  wed  und  borh  erscheint  auch  im 
angelsächsischen  Familienrecht  bei  der  Verlobung. 

Un.sere  haujdsäcblichste  (iuelle  darüber  ist  ein  wertvoller 
kleiner  Traktat,  He  wifmaiines  beweddunge“),  der,  nach  Schmid, 
einer  früheren  Zeit  angehört,  wo  das  ältere  Familienrecht  noch  in 

')  Siebe  oben  S.  84  Aiiiii.  I. 

'■')  Schmid,  (iesetzc,  .Anh.  \T,  S.  3!K) — 393;  biebermanii,  a.  a.  0., 
,s.  442-44.Ö, 
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seiiHT  vollen  Kraft  bestand  '),  aber  ohne  genügende  Kechtfertignng 
als  ein  Bestandteil  der  Gesetze  K<linunds  betraehtet  wird  -').  Lieber- 
inann  halt  da.s  Denkmal  für  eine  Privatarbeit,  die  aus  den  Jahren 
c.  970  (lOdO)  — c.  lOtiO  stammt^). 

Kapitel  1 des  Traktats  verordnet^):  Wenn  Jemand  mit  einem 
Mädchen  oder  einer  Frau  sich  verloben  will  (weddian  wille), 
und  es  ihr  und  den  Freunden  genehm  i.st,  dann  ist  R(‘cht,  dali  der 
Bräutigam  nach  Gottes  Recht  und  den  Gebräuchen  der  Welt  zu- 
erst verheitle  und  Denjenigen  gelobe“),  die  ihre  Fürsprecher  sind, 
daü  er  in  der  Weise  ihrer  begehre,  daß  er  sie  nach  (Jottes  Gesetz 
halten  wolle,  wie  ein  Mann  seine  Frau  (halten)  soll,  und  seine 
Freunde  mögen  das  verbürgen®).  Kajutel  ’J;  Hiernilchst  muß  man 
wi.s.sen,  wem  der  Nährlohn  (föster-leän)’)  gebühre;  es  bedinge 
der  Bräutigam  dann  diesen,  und  seine  Freunde  mögen  ihn  ver- 


')  Siebe  die  F.rörteruiig  dieser  Frage  bei  Schmid,  tiesetze,  S.  LXV. 
Young,  Kssajs  in  Aiiglo-Saxoii  Law,  S.  171,  betraclilet  den  Traktat  als  ,aii 
.Vngln  Saxdii  forinula,  cuinmonly  ealled  Ibe  Kentisb  Hetrotbal,  belungiiig 
(irobably  t<i  tbe  tcntb  Century'“. 

I’ollock  and  Maitland,  a.  a.  a.,  II,  S.  369. 

L icbcrin an n , a.  a.  0.,  S.  IX,  X,  44'2. 

*)  Im  Wesentlichen  geben  wir  den  Wortlaut  der  S e. b in iil sehen  I'ber- 
setziing  wieder.  Text  der  Hoebester  (Textiis  Üoffensis)- und  t'ainhridge- 
llandseliriften  und  die  entsprechenden  .“'teilen  des  (/uailripart  i t us  sowie 
Lieberuianns  Übersetzung  bei  Liebermann,  a.  a.  0.,  .S.  442— 445,  sind 
zu  vergleichen. 

bchiite  and  on  wedde  syllc. 
proinittat  et  vadiet  eis. 

Licbermann,  a.  a.  0.,  .S.  443,  übersetzt:  verbeiüe  und  kraft  Pfandes 
förmlich  gelobe. 

®)  and  aborgian  bis  frynd  ftaet. 
et  plegient  hoc  amici  sui. 

’)  Thorpe,  a.  a.  tt,  S.  108,  Anui.  b,  sagt  bei  Hesprcchung  des  föster- 
leän:  „Tbis  ajipears  to  be  another  naine  für  tbe  „miiiid“  of  .F.tbelbirbt's 
dooms,  er  tbe  money  pledgod  to  tbe  lämily  id'  tbe  w ile  at  her  betrntbal . . ., 
tbe  remuneration  for  her  nnrture.  The  .töstcr-leaiC  was  diie  to  tbat  relation 
in  whose  ,mund'  tbe  woman  was  at  tbe  time  of  her  betrolbal'.  .Siebe  auch 
Tborjie,  a.  a.  O.,  tjlossar,  s.  v.  Fostcr,  Fest  er  - 1 cän.  Über  das  fest  er- 
Icän  siebe  ferner  .Sobm,  Iteebt  der  Kbeseblietliing,  S.  .56,  317,  und  vgl.  die 
viiigia'f  des  allschwediscbeii  Ifeebts  (siebe  darüber  v.  .Ainira,  Nord- 
germanisches  Obligationenrecbl,  IW  1,  S.  .522—524,  .534). 


Djaitizedjty  Google 


.S!) 


bürgen ').  Kapilul  3:  Dann  urklärp  der  ISrantigani,  was  er  ilir 
zufiesteht  (ialnr,  daU  sic  seinen  Willen  erkiest,  und  was  er  ihr 
zuResfeht,  wenn  sie  liinper  lebt  als  er.  Kapitel  4:  Wenn  so  die 
IJedinminRen  festgesetzt  sind*),  dann  kommt  ihr  reelitmäßig  das 
halbe  Erbe  zu,  und  das  ganze,  wenn  sie  Nachkniniuensehaft  ge- 
moinsehaltlieh  haben,  außer  wenn  sie  später  einen  Mann  kiest“). 
Kapitel  .ä:  Er  bekräftige  -Mies  durch  Wette,  rvas  er  verheißt,  und 
seine  Freunde  mögen  es  verbürgen*).  Kapitel  (i:  Wenn  sie  dann 
über  jedes  Ding  einig  sind  “).  dann  mögen  die  Magen  zugreifeu 
und  ihre  Mage  Dem  zum  Weibe  und  zu  einem  rechten  Leben 
verloben ‘t,  der  ihrer  begehrte,  und  es  nehme  die  Hürg.schafl  an, 
wer  Leiter  der  Verlobung  ist’).  Ka]>itel  7:  Wenn  man  sie  dann 
aus  ilem  Lande  führen  will  in  eines  anderen  Thanen  Land,  dann 
ist  es  für  sie  vorteilhaft,  daß  ihre  Freunde  da  einen  Vertrag  (for- 

')  woildigu  se  bryil-guma  «ft  {)ai!s,  and  liit  äbnrgian  bis  fryiid. 
vadiüt  lioc  bridgiiniu  «t  |d«gi«nt  ainici. 

bicbcrinaii  n,  a.  a.  ().,  S.  443  übersetzt:  der  Hräutigaiii  gelobe,  dann 
dieses  kraft  1‘fandes  forndicb;  und  seine  [Hluts]  freunde  sollen  dies  ver- 
bürgen. 

“)  fJif  hit  swä  geforword  biiV  . . . 

.Si  sic  qnoque  cunveniat  . . . 

“)  Vgl.  .KIfred  8.  § 1 — 3,  biebcrinann,  a.  a.  O.,  S.  .')4,  Uoeder, 
llie  Kaniilie  bei  den  .\ngel.saebseii,  S.  78:  llrunner,  l>ie  nnelielielie  Vater- 
schaft in  den  älteren  gerinatiisebeii  Kecbteii  (Zeitselirift  der  Savigny-Stiftnng, 
Hd.  XVII,  tierin.  .\bt.,  S.  Iti;. 

*)  Tryinine  lie  eal  iiiid  wedde  fiaet  |iaet  bc  bcliate,  and  üburgian  frymi  flact. 
Totnui  hoc  vadiü  eonlirinetnr  et  ainici  siii  plegieiit. 

I.icbermanii,  a.  a.  O.,  S.  443,  übersetzt:  .lener  [Hräntigani)  bekräftige 
alles  das,  was  er  verheißt,  durch  Pfand:  und  [seine]  Itlutsfreuiide  sollen  das 
verbürgen. 

Siehe  Inc,  31,  Schniid,  (iesetze  S.  34,  3.5. 
saninuMe.  beön. 
concordent. 

•)  and  weddian  heora  niagan  to  wife  and  tö  rihl  lifc. 

t)  and  fö  tö  piiin  borge,  sc  pc  paes  weddes  wählend  sy-. 
et  e-veipiat  inde  plegimn,  qui  jus  habet  in  vailio. 

Thorpe,  a.  a.  U.,  S.  10!),  Anni.  a,  sagt  bei  Krörti’rnng  dieser  Stelle: 
_Pcrha|>s  the  nieaning  of  this  passage  is,  that  the  person  to  whom  the  w ed 
was  plighted  hy  the  husband.  and  who  had  both  the  disposal  of  it  wheii 
inade  good,  and  Ih«  right  of  claiining  it  if  withhcld.  was  also  to  enter  into 
a counter-engageinent  to  the  husband,  to  nndertakc  the  borh  on  behalt 
of  his  kinswonian,  the  wife". 
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Word,  iiactionom)  liahen,  daß  man  ihr  koiii  Leid  zufüf,n',  uini 
wrnn  sic  eine  Schuld  verwirkt,  daß  sic  hei  der  Hußc  die  Naclisfcn 
sein  mögen,  wenn  sic  nichts  hat,  wovon  sic  die  Huße  entrichte '). 
Kajtitel  8;  Bei  der  Trauung  (giftan,  dationi)*)  soll  der  Messe- 
priester nach  Recht  gegenwärtig  sein,  der  soll  mit  dem  Segen 
(iottes  die  Vereinigung  binden  zu  aller  Wolile.  Kapitel  i):  Auch 
ist  wohl  vorzusehen,  daß  man  wisse,  daß  sie  sich  durch  Sipjien- 
schaft  nicht  angehörig  sin<l,  damit  man  nicht  nachher  trenne,  w as 
man  früher  7iiit  Unrecht  zusammenfügte. 

Hieraus  sehen  wir  deutlich,  daß  die  angelsächsische  Verlobung 
zur  Zeit  des  Traktates  ein  Wettvertrag  durch  wed  und  borh 
zwischen  dem  Hräutigam  und  der  Sipp.schaft  oder  den  Fürsi)rechem 
der  Braut,  d.  h.  ein  Heiratsvertrag  ist’).  Der  Bräutigam  seiner- 
seits verspricht,  daß  er  die  Braut  nach  (Jottes  tJesetz  schützen 
will,  daß  er  das  foster-lean  zahlen  will,  und  daß  die  Braut  die 
Morgengabe  und  die  dos  erhalten  soll.  Alle  diese  Versprechen 
werden  durch  die  Hingabe  des  wed  rechtskräftig*),  und  durch  die 
Freunde  des  Bräutigams  verbürgt.  Eine  genaue  Erklärung  dafür, 
was  das  wed  war,  haben  wir  nicht.  Andererseits  verspricht  die 
^lage  der  Frau  dem  Bräutigam,  daß  sie  sein  Weib  sein  .soll;  auch 
dieses  Versprechen  wird  vom  wed  und  borh  begleitet.  Der  Leiter 
der  Verlobung,  dem  .\nscheine  nach  der  Wortführer  der  Mage  der 
Braut,  derjenige  der  das  wed  vom  Bräutigam  erhalten  hat,  wird 
hier  der  Bürge  (borh)’). 

Die  Mage  erfüllt  die  Bedingungen  des  Vertrages  durch  Über- 

')  Scliiniii,  (iesvtzv,  S.  3ä<'i,  Aiim.:  „I>aU  nicht  der  Mann,  tioiiderii  diu 
Magen  der  Kran  für  diese  die  liiiäe  geben  und  nchinen  sollten:  llenr.,  7(1, 
§ 12,  I3-. 

Vgl.  .Mfreil,  Kinleitung,  12,  .Scliniid,  (jesetze,  fs.  58. 

’)  Vgl.  Tliorpe,  a.  a.  0.,  S.  109,  .\nni.  a:  Vonng,  a.  a.  0.,  S.  1(53—173: 
Pollock  and  Maitland,  a.  a,  <>.:  II,  S.  3(55,  3(59.  .Siebe  oben  S.  89,  .tnin.  7. 

*)  Man  beachte,  daU  ca  sich  hier  um  einen  Vertrag  zn  Gunsten  eines 
Uritten  handelt. 

’)  Kriedberg,  liecht  der  Kheschliellnng,  S.  47,  .\nin.  1:  ....Bei  den 
.Vngelsachsen  wird  kein  King  bei  der  Kheschlietlung  erwähnt.  . . Hall  seinen 
Gebrauch  aber  für  diese  Zeit  anznnehnion  nichts  entgegensteht,  geht  aus 
der  ganzen  Wichtigkeit  hervor,  welche  dies  Symbol  das  ganze  .Mittelalter 
hindurch  auch  in  Kngland  hatte  . . .“  Siehe  ferner  Koedur,  a.  a.  ().,  S.  l.ö, 
1(5,  27,  34,  35,  (10.  Vgl.  auch  Sohin,  liecht  der  Kheschlietlung,  S.  .5(5: 
Jeaffreson,  Beides  and  Bridals,  Bd.  I.  S.  138 — 1(5(5. 
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fiabo  der  Ikaut  an  den  Hräutif»ani,  und  )»ei  dieser  Handlung  coli 
der  Messe])riester  von  Rechtswegen  zugegen  sein,  damit  er  durch 
den  Segen  Onttes  die  Vereinigung  zum  Wohic  Aller  voniehme. 

Die  Ansichten  der  Rechtsgelehrten  über  die  rechtliche  Natur 
der  alten  germanischen  Ehe  gehen  sehr  auseinander');  und  der 
Streit  hierüber  ist  auch  nach  England  übertragen  worden'*).  Es 
wird  behauptet,  dali  die  Raubehe  zur  Zeit  des  älteren  angel- 
sächsischen Rechts  existiert  habe");  die  Ehe  durch  Mundkaut' 
scheint  aber  bereits  nach  den  ältesten  angelsächsi.schen  Rechts- 
quellen die  allein  zulässige  und  gültige  Eonn  der  Eheschließung 
gewesen  zu  sein*).  In  dem  ersten  ausführlichen  Bericht  über 
angelsächsisches  Eherecht  der  uns  anfbewahrt  worden  ist,  nämlich 
in  dem  kleinen  Traktate,  He  wifmannes  beweddunge,  sehen 
wir  die  Verlobung  als  einen  Wettvertrag  mit  Bürgenstellung 
zwi.schen  dem  Bräutigam  und  der  Mage  der  Frau;  dieser  Wett- 
vertrag ist  es,  den  wir  hier  erwähnen  wollen“).  Die  Frage,  oh 

')  .Siehe  Frieilbcrg,  a.  a.  Kriedbcrg,  Verlobung  und  Trauung: 
Kriedberg,  Khe  und  KheachlieUung  iin  deutschen  Mittelalter:  Sohin, 
Hecht  der  F.he.sehließung:  Heusler,  Institutionen,  11,  S.  277. 

’)  t'ber  das  älUire  englische  liecht  siche  Fricdberg,  Recht  der  Khe- 
schlieUung,  S.  18.  25,  i!3— 57 : Youiig,  The  .\iiglo-.''ason  Family  l.aw  in  den 
K.ssays  in  Anglo-Saxon  Law:  Schinid,  (ieseUc,  S.  5ßl,  .5ß2:  1‘hillips,  Ver- 
such, S.  I2ä — 133,  233-235,  240  -244:  Howard,  History  of  Matrimonial 
Institutions,  Hd.  1,  S.  I IT.:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  S.  3B4 — 3311: 
Hazeltinc,  Zur  (ieschichte  der  KheschlieUung  nach  angelsächsischem  Hecht 
(Sonder-.tbdruck  aus  der  Festgabe  für  Hnbler).  Über  <las  s|iäterc  englische 
liecht  siehe  Friedberg  a.  a.  0.,  .S.  SB-  57,  309  —437;  Pollock  and  Mait- 
land, a.  a.  O.,  Hd.  II,  S.  3B7— 399;  Howard,  a.  a.  O.,  Bd.  I,  S.  287—473. 

")  Siche  Dargun,  Mutterrecht  und  Itaubehe  (tiierkes  Untersuchungen 
zur  deutschen  Staats-  und  Hechtsgc.sehichtc,  Bd.  XVI},  S.  114,  115.  Vgl. 
Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  3B5;  Howard,  a.  a.  0.,  Bd.  1, 
S.  275,  276. 

*)  Siehe  .Aethelberlit  31,  77,  83,  Liebermann,  a.  a.  (>.,  S.  5,  7,  8: 
Ine  31,  Licbermanu,  a.  a.  O.,  S.  102,  103;  Friedberg,  Hecht  der  Khe- 
schlieUung, S.  33.  Vgl.  auch  Schmid,  trcsetze,  S.  561,  562. 

*)  In  der  früheren  historischen  Periode  scheint  der  angelsächsische 
Verlobungsvcrtrag  für  gewöhnlich  ein  Kealvertrag  gewesen  zu  sein,  indem 
er  durch  die  Zahlung  des  Kaufiircises  seitens  des  Bräutigams  an  den  Munt- 
nalt  bindende  Kraft  erhielt.  .Allmählich  scheint  aber  — jedoch  sind 
unsere  tjucllen  hier  nur  sehr  dürftig  — , die  Zahlung  eines  Handgeldes  als 
hinreichend  angesehen  worden  zu  sein,  um  einen  gültigen  Vertrag  "zu  be- 
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flic  Verkibunp,  ilit'  Übergabo  der  liraut  an  den  Urautigain,  der 
Sepen  des  Priesters  bei  der  Übergabe,  oder  die  i)liysi.sclic  Ver- 
bindung der  Kliegatten  die  elieliegründende  Handlung  sei,  wollen 
wir  an  dieser  Stelle  nicht  erörtern.  Man  kann  kaum  sagen,  daß  die 
Verlobung,  d.  b.  der  Wettvertrag,  die  Ehe  selbst  sei,  <la  die  V^er- 
weigerung,  diesen  Vertrag  zu  erffillen,  bloß  eine  (ieldbuße  zur 
Folge  haben  würde').  Ebenso  unangemessen  wäre  es  zu  sagen,  daß 
der  Segen  des  Priesters  bei  der  Übergabe  der  Hraut  der  ehewirkende 
.\kt  sei,  da  der  Anteil  des  Priesters  an  der  Feierlichkeit  zu  unter- 
geordnet erscheint*).  Möglich  wilre  es,  die  Übergabe  der  Hraut 

wirken,  imloin  das  Handgeld  einen  svinbidisclien  Kaufpreis  darstellte,  wälireiid 
der  wirklielie  Kaufpreis  sjiäter  bezahlt  wurde.  Auch  wurde  es  frühzeitig 
üblich,  die  Verlubung  in  Komi  eines  Wetlvertrages  abzuschlielSen,  wobei 
Zahlung  des  Kauf|ireises  durch  Übergabe  einer  Wette  versprochen  wurde. 
Die  Anfänge  der  Verlobung  in  Form  eines  beiderseitigen  Wettverlrages  mit 
Hürgenstcllung  fallen  wahrscheinlich  lange  vor  die  Zeit,  aus  der  der  Traktat 
stammt.  .Siehe  ferner  Hazeltinc,  a.  a.  ü.,  S.  (>— 8. 

')  .Siehe  l’ollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  11,  8.  3li5,  Stifi. 

Sehmid  betrachtet  die  Verlobung  des  Traktates  als  Hraiitkaiif.  lio.- 
setze,  S.  .'»(!1,  ,ö6"i.  .8eitc  .ötil  sagt  er:  „Die  Verbindung  von  Mann  und  Weih 
scheint  wesentlich  nur  durch  die  vorausgegangeiie  Verlobung  (bcweddiing) 
den  Charakter  einer  ehelichen  erhalten  zu  haben,  weshalb  beweddod  wif  die 
gleiche  Hedeutung  wie  rillt  wif  (Cii.,  II,  :>i)  gehabt  zu  haben  scheint,  im 
tiegensatz  zu  der  bloUen  cifes  (ceafes),  dem  Kebsweib".  Voung,  a.  a.  It., 
.8.  Ifi3— 173,  betrachtet  die  Verlobung  des  Traktates  als  einen  Formal-  oder 
Wettvertrag  und  sieht  sie  als  die  rechtskiäftige  Handlung  bei  der  Khe- 
schlieUung  au. 

*)  Friedberg,  Itecht  der  Fheschlieliung,  .S.  3.Ö,  3(>,  bei  seiner  Krorte- 
rnng  der  .8tellen  des  Traktates,  welche  den  Verlobungsvertrag  und  die  1 ber- 
gabe  der  Hraut  betrelfen.  sagt:  „Ks  ergibt  sich  auf  den  ersten  Hlick,  daU 
der  Priester  hier  nur  eine  höchst  untergeordnete  Kolle  spielt,  da  er  eigent- 
lich nur  die  schon  geschlossene  Khe  einsegnet,  die  auch  ohne  seine  Hene- 
diktionen  vollkommen  zu  liecht  bcsianden  haben  würde,  wie  denn  bei  zweiten 
Khen  dieser  .''egen  auch  gesetzlich  fortfalleii  sollte.  Haid  greift  jedoch  der 
ticistlichc  mehr  in  die  Handlung  ein.  Ja  wird  deren  Leiter  und  als  solcher 
erscheint  er  in  den  alten  Uitualen  der  Kirehen  von  Salisburj  und  Vork". 

I'hilli]is,  Versuch,  8.211),  .sagt:  .Linen  ganz  vorzüglichen  LinlluU 
gewann  die  Geistlichkeit  auf  die  Lhesachcii.  Die  l'bergabc  der  Hraut  ... 
geschah  gewöhnlicli  unter  hinzutretender  Henedictiou  von  .Seiten  eines  l’res- 
hyters:  doch  g.hörte  diese  nicht  durchaus  zur  Gültigkeit  der  Llie“.  ln 
seiner  .\nmerkung  zu  dem  oben  .\ngelührti-n  sagt  er:  „Hei  der  Linsegiiung 
der  Lhc  einer  sich  zum  zweiten  Male  verheiratenden  Person  durfte  der 
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narh  (li*ii  ne.stiniimini'en  des  ifewetteten  und  verbüi'Erteii  Verlobungs- 
vertrages  als  das  AVeseiitliclie  bei  der  Klie  aiizusehen.  Vacariiis 
liat  spater  die  Ansiclit  vertreten,  daU  eine  traditio  das  Wesent- 
liche wäre;  doch  war  es  iliin  niclit  möglich,  seiner  Ansicht  gegen- 
über der  Lehre  des  kanonischen  Hechts,  daß  die  Ehe  formlos  und 
unge-segnet  sein  dürfe,  Ueltung  zu  verschaffen  ').  Unserer  .\nsicht  nach 
waren  die  Verlobung  (beweddungi  und  die  Trauung  (gifta)  die 
beiden  wesentlichen  ,\kte  iler  Eheschließung  nach  angelsächsischem 
Hecht  'O. 

IV.  Als  allgemeine  Vertragsform. 

-\ls  allgemeine  Formen  des  Formal-  oder  Wettvertrages  finden 
wir  in  den  angelsächsischen  (iuellen,  Verträge  geschlossen  I.  durch 
wed,  ■>.  durch  wed  und  borh’),  3.  durch  iuV  (juramentum), 
•1.  durch  goil-borh  (dei  plegiuni). 

Hei  Ine  13  jir.  *)  heisst  es:  Wenn  Jemand  vor  ilem  Hischof 
falsches  Zeugnis  gibt  oder  sein  (Jedinge  (wed,  vadium)  bricht, 
büße  er  es  mit  1 JO  Schillingen  *).  Kai)itel  1 der  Leges  A ngl  icae 

lifistliche  niclit  z.iigcgcn  scyn  iiiol  «loch  war  eine  .mlche  l'lic  KÜllig“.  Siche 
ioieli  Schiiiitl,  (iesetze,  S.  ölig;  l'iilliick  aml  Maitiaiid,  a.  a.  O.,  11, 
S.  3lü),  370.  f'ber  Jas  heutige  eiigli.sche  Hecht  vgl.  aber  l’iilloe.k  anil 
MaitlanJ,  a.  a.  0.,  II,  S.  37g. 

')  l'bcr  Yacarius  uml  die  Lelire  der  Kirche  in  Knglami  siche  Pollock 
and  Maitland  a.  a.  0.,  II,  3B7~371.  Yacarius'  Traktat  i.st  abgedruckt  iu 
Law  t^uartcrlv  Heview,  Hd.  XllI,  S.  1.33,  g70. 

Siehe  leriicr  Hazcltiiie,  a.  a.  O.,  ,S.  11  — 1,3.  Für  die  richtige  .\n- 
sielit  über  das  Yerhällnis  zwischen  Yerlobung  und  Trauung  nach  iUtereni 
deutschen  Hecht  siehe  liierke,  lirumlzngc  des  deutschen  l’rivatreehts 
(Iloltzendorff-Kohler,  Kncyclo|iädie  der  Heiditswissenschaft,  Hd.  I,  S.  ö33, 
Ö34):  Hrunncr,  Urundzüge  der  deutschen  Kecht-sgeschichte,  S.  Illg— 191. 

Ygl.  YertrSge  iiu  Heclitsverkehr  zwischen  Kngländern  und  lläneii, 
die  durch  'rreuversprechen  (trywa)  und  treiselnstellung  (gislas)  geschlos.sen 
wurden.  Siehe  unsere  späteren  .Ausführungen. 

*)  Schniid,  Gesetze,  S.  g7.  Siehe  auch  die  I.e.sarten  und  die  ent- 
sprechende Stelle  des  Quadripartitus  bei  Lieberinann,  n.  a.  ().,  S.  94,  9ö. 

Gif  hwä  beforan  biscepe  bis  gewitnesse  and  his  wed  älenge,  gebete 
■nid  eXX  sein. 

Si  qiiis  corain  episcopo  testiinoniuni  suuni  et  vadium  inentiatur,  X.X.X 
[l.'XX  ?]  sol.  emeiidet. 

Lieberinann,  a.  a.  0.,  S.  94,  übersetzt;  Wenn  jemand  vor  dem 
Hisehofe  sein  Zeugnis  falsch  ahgibt  und  sein  reehtsförmliehes  Yersprerhen 
lahgegebeii  vor  ihni.]  bricht,  büUe  er  mit  IgO  Sehill. 
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Alfreds')  handelt  besonders  von  Eiden  und  Gedingen  (Be  atViim 
and  be  weddum,  De  jurainentis  et  vadiis)  und  fängt  an;  Zuerst 
lehren  wir,  daU  es  vor  allem  nötig  ist,  daß  jedermann  seinen  Eid 
(äO)  und  sein  Gedinge  (wed)  wahrhaft  halte’).  Ähnlich  Aethelred’s 
Verctrdnung,  die  der  König  der  Angeln  und  die  geistlichen  und 
weltlichen  Witan  beschlo.ssen  und  berieten’):  Und  jeder  Cristen- 

mensch handle  in  Wort  und  Tat  redlich,  und  halte  Eid 

(ä(V)  und  Gedinge  (wed)  treulich*)'’).  In  Aethelred,  VI,  2«*), 
wird  verorilnet:  Und  in  Worten  uml  Werken  handle  jeder 

')  Scliinid,  (io.'ictzc,  S.  68  — 71.  Siche  auch  Lichcriiiann,  a.  a.  O., 
S.  46,  47. 

*)  . . . [)ael  ipghwelc  imin  hi.s  äiV  and  his  wed  wacrlice  hcalde. 

In  priniia  est,  (|iiod  inaxiinc  necc.s.sarinni  cst  eni(|Uc  fidclinin,  fideiii 
et  jmaineiitniii  suuin,  innlta,  nt  conveiiit,  obscrvantia  custodirc. 

I‘hilli)ia,  Versuch,  S.  148,  .knm.  416,  gibt  eine  andere  Lesart  «le.s 
liiteiiii.schen  Textes:  linpriinis  iloeemus,  qnod  inaiiine  necessariuin  e.st,  iit 
qnisi|ne  hninn  jnraincntnin  sunm  et  pactnin  suum  cauU>  ob.servet. 

In  Lieberinanns  .Ausgabe  der  angelsächsischen  Oesetzi-,  S.  47,  lautet 
die  Stelle  in  ()nadripartitus  fnlgendermallen:  Inpriniis  est,  qnod  maxiine 
neee.ssarinni  est:  cnicuni(|ue  tidelinin  lideni  et  iuratneiitnin  sunin  mnitu  coii- 
nenit  ubservantia  custodirc. 

Liebermann,  a.  a.  0.,  S,  47,  übersetzt  .Alfred  1 ]>r.:  Zuerst  lehren 
wir,  was  zumeist  nötig  ist,  daß  jedennann  seinen  Kid  und  sein  n-chtsförm- 
liches  A'ersprechen  sorgfältig  halte. 

Jenks,  Law  and  Politics,  fährt  nach  Ibdiandliing  der  Krage,  ob 
unter  den  germanischen  Vfdkerii  der  Kid  die  Wirkung  einer  vertragsmäßigen 
A’erbindlichkeit  hatte,  wie  folgt  fort  (274—276):  ,But  certainly,  linder  llie 
l'hurch’s  teaching,  llie  Oatli  assiiiued  Ihe  character  of  a .sacred  Obligation. 
AA'e  rcinember  the  pioiis  Alfred's  Dooms.  Ocrtainly,  also,  there  is  a strong 
probability  that  the  ( 'liiirch  enforccd  the  performaiice  of  Oaths  by  the  threat 
of  excommiinication,  sonictimes  witli  the  approval  of  the  lay  tribiinals.  Hut 
there  is  no  proof,  it  woiild  secin,  tliat  the  Contract  by  Kornial  AVords  ever 
fomied  part  of  Teutoiiic  Law,  in  the  sense  that  it  wottld  be  directly  eii- 
forced  by  the  coiirts  of  the  Clan,  the  Kief,  or  the  State.  Tho  one  contract 
wliicli  tbey  recognize  in  early  tiiiies  is  the  Contract  by  l’ledge.“ 

’)  .Vcthclrcd,  V,  $ 22,  Sclimid,  (Jcsetze,  S.  224.  Siehe  auch 
Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  242,  243. 

*)  . . . and  ätV  and  wed  waerlice  healde. 

'')  Liebermann,  a.  a.  O..  S.  213,  nbersidzt:  Cnd  jeder  Chri.stenmenarh 
handle.  . . . und  ordne  [sein]  Wort  uml  Werk  gerecht  uml  halte  sorgsam 
Kid  und  Versprechen. 

t)  Sclimid,  tiesetze,  S.  2.3(1.  Siehe  auch  Liebermann,  u.  a.  tl.. 
S.  2.74.  2,')j. 
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Freund  nach  Recht  und  halte  Kid  (äd)  und  bedinge  (wedd) 
redlicli  ')*).  In  Cnuhs  (iesetzen,  I,  19,  § 1 ’)  wird  gesagt:  Und  jeder 
Freund  liandle  in  Wort  und  Werk  nacli  Recht,  und  halte  Kid  (äiV) 
und  Gedinge  (wedd)  redliclrt)'')  Kapitel  1,  §8,  von  Alfreds  Re 
aiVuin  and  he  weddinn  lautet®):  Wenn  aber  ein  anderer  Mensch 
Hürge  (borh,  plegius)  ist,  so  biltle  er  den  Rürgschaft-sbruch  wie 
ihn  das  Recht  weist,  und  den  Rruch  der  Vertragstreue,  wie  ihni 
sein  Reichtiger  vorschreibt’).  Alfred  33  handelt  Re  god-borguni 
[borhgnin]  (Do  Dei  plegio  violato)®)  und  verordnet:  Wenn 
.Jemand  einen  Andern  wegen  einer  Goth'erbürgung  anklagt  und 
ihn  bezichtigen  will,  dali  er  eine  von  den  Verpllichtungen,  die  er 
gegen  ihn  übernoniinen  hatte,  nicht  erfüllt  habe,  leiste  er  den 
Voreid  in  vit*r  Kirchen  und  der  Andere,  wenn  er  sich  reinigen 
will,  tue  es  in  zwölf  Kirchei^ 

Die  obligatorische  Natur  dieser  Formen  ersieht  man  deutlich 
aus  der  Terminologie  der  Quellen,  da  es  bei  allen  Formen  heitlt, 
datl  das  Versprechen  des  Schuldners  „erfüllt“  oder  „nicht  erfüllt 
(gebrochen)“  wird. 

Über  den  Gegenstand  dieser  Verträge  wissen  wir  nichts.  Dem 

')  . . . and  äiV  and  wodd  »Herlic«!  In^alde,  . . . 

. . . jiiraiiii'iita  et  vnta  fidLditcr  compleat. 

*)  Licborinanii,  a.  a.  ().,  S.  2.0.5,  iibcrsftzt:  Und  ordne  der  Freunde 
j*“gliclier  Wort  und  Work  gereelit  und  balle  sorgsam  Eiil  und  Yerspreehen. 

’)  Scliinid,  (iesetze,  S.  26fi,  2(i7.  Siebe  aiicb  Lieberinann,  a.  a.  ()., 
S.  :i(K),  301. 

*)  . . . and  luV  and  wedd  waorlico  bealde,  . . . 

. . . lideiii  et  sacranienta  caute  custodiat. 

In  L ieber in a n n's  .Vusgabe  der  angelsUebsisrbeii  Gesetze  lautet  die 
entspreebendc  Stelle  des  yiiadripartitus:  ...  lidem  et  saer.ainenta  eanle 
eustodiat.  Die  entsprechende  Stelle  der  (jonsiliatio  Cnuti  lautet;  . . iiis- 
iurai.duin  et  inanulirrnaeionein  eautc  obseriiet.  Li  ober  mann,  a.  ,a.  O.,  S.  301. 

Liebermann,  a a.  O.,  S.  301,  übersetzt:  Und  ordne  der  Freunde 
jeglieiu'r  Wort  und  Werk  gerecht  und  halte  sorgsam  Kid  und  Verspnodien. 

QSchmid,  Gesetze,  S.  70,  71.  Für  Text  und  rber.setzung  bei 
Liitbermann  siehe  oben  S.  74,  Anin.  1. 

Gif  l>ier  Iionne  öü’er  nienisc  borh  sie,  bete  Jlone  borg-bryce  (burh- 
brice]  swa  bim  ryht  wisie,  and  pone  wed-bryce  swä  him  bis  scrift  serife. 

Si  tune  aliijuis  ]degius  intersit,  einendet  infrarturani  plegii,  sieut 
rectum  edocebil.  et  infraeturam  vadii  .seciindinn  penitenciue  eensuram. 

")  Hchmid,  Gesetze,  S.  88.  811.  Siehe  aiieh  Liebermann,  a.  a.  I)., 
S.  (Ui,  (17:  oben  S.  75,  .\nm.  1. 
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Anscheine  nach  handelt  es  sich  nni  allgemeine  Vertrassfonnen,  die 
bei  allen  Rechtsgeschäften  Anwendung  finden  können.  Die  Gott- 
Verbfirgiing  scheint  ein  besonders  solennes  Versprechen  zu  .sein; 
vielleicht')  wurde  es  auch  im  Fainilienrecht  und  bei  der  Dei- 
legung  alter  Fehden  gebraucht. 

Verträge,  die  gegen  die  guten  Sitten  verstolien,  soll  man  nicht 
ertullen.  Nach  den  ersten  Worten  .\lfreds  Re  aiVum  and  be 
weddum*)  soll  jedennann  seinen  fud  und  .sein  (jedinge  (äiV  und 
wed,  fides  et  juramentum)  wahrhaft  halten.  Gleich  darauf 
aber  sagt  er  in  § 1:  Wenn  .Jemand  zu  einem  von  diesen  mit 
Unrecht  genötigt  worden  ist,  sei  es  zum  Verrate  de.s  Herrn,  sei  es 
zu  widerrechtlichem  Reistand,  so  soll  er  sie  dann  lieber  brechen 
als  erfiUlen ’)*). 

Über  die  Nichterffdlung  des  dui;ph  god-borh  (Dei  ])legium  i 
eingegangen  Vertrages  kann  die  andere  Vertragspartei  Klage 
erheben.  Nach  Alfnuls  Gesetzen;  Wenn  .Jemand  einen  .\ndeni 
wegen  einer  (jott- Verbürgung  anklagt  und  ihn  bezichtigen  will, 
daü  er  eine  von  den  Verptlichtungen,  die  er  gegen  ihn  über- 
nommen hatte,  nicht  erfüllt  habe,  leiste  er  den  Voreid  in  vier 
Kirchen,  und  der  Andere,  wenn  er  sich  reinigen  will,  tue  es  in 
zwölf  Kirchen. 

Rei  Nichterfüllung  nuiU  die  Vertragsbrüchige  Partei  für  den 
Vertragsbruch  büßen.  War  aber  ein  Rürge  ge.stellt,  so  muß  dieser 
für  den  Rürgschaftsbruch  und  den  Vertragsbruch  büßen,  .so  wie  es 
die  (ieistlichen  vorschreiben.  Die  Vertragsbrüchige  I’artei  unter- 
liegt der  Iidialtienmg  und  kann  unter  Umstanden  geächtet  und 
exkommuniziert  werden. 

So  nach  Ine  13‘):  Wenn  .Jemand  vor  dem  Rischof  falsches 
Zeugnis  gibt  oder  sein  (Jedinge  (wed,  vadium)  bricht,  muß  er 
es  mit  120  Schillingen  büßen.  Nach  Alfreds  Re  aOum  and  be 

')  Siebe  l’ollock  and  .Maitlaiid,  a.  a.  O.,  I.  S.  58. 

“)  Scbmid,  Oesetze,  S.  (!8,  Cd):  I.icberinann,  a.  a.  0.,  S.  4G— 4!). 

^)  . . . ]>aet  is  |tomic  rvbtre  tö  äleöganne  [loiine  t»  gela-stanne. 

*)  . . . rectiiis  est  hoc  einentiri  quam  iinplcre. 

I.iobcrmauti,  a.  a.  ().,  S.  47,  übersetzt  § I:  Wenn  einer  [allerdings] 
böser  Wei.se  gezwungen  worden  ist  znni  [Verspreelieii]  eines  der  beiden  [Vi’r- 
breelien],  entweder  zu  llerrenverrath  oder  zu  irgend  einer  widerreebtliehen 
Heiliilfe,  das  i.st  dann  rielitiger  zu  weigern  als  zu  lei.stcm. 

Siebe  idien  >S.  03.  .\nni.  4 und  5. 
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weddum').  § ’i:  Wenn  er  sieh  aber  zu  Dem  verpflichtet,  wa.s  er 
reditniaßi^  zu  leisten  hat,  und  Dem  untreu  wird*)  so  gebe  er  in 
Demut  seine  Waffen  und  seine  Habe  seinen  Freunden  zur  Ver- 
wahrung und  gehe  40  Nächte  in  den  Kerker  in  des  Königs  Tune; 
er  tue  da  Buße,  wie  es  ihm  der  Biscliof  vorsclireibt,  und  die 
Magen  mögen  ilin  speisen,  wenn  er  seihst  keine  Nahrung  hat. 

§ 3:  Wenn  er  keine  Magen  oder  die  Nahningsmittel  nicht  hat, 
speise  ihn  des  Königs  (ierete.  § 4:  Wenn  man  ihn  dazu  nötigen 
muß  und  er  anders  nicht  will,  so  verliere  er,  wenn  man  ihn 
bindet,  seine  Waffen  und  sein  Erbe.  § 3:  Wenn  man  ihn  er- 
schlügt, liege  er  unverbflßt.  § ti:  Wenn  er  daraus  entflieht  vor 
dem  Termin  und  man  ihn  einfängt,  bleibe  er  40  Nächte  im  Kerker, 
wie  er  früher  .sollte.  § 7 : Wenn  er  aber  loskommt,  sei  er  geächtet 
und  exkommuniziert  in  allen  christlichen  Kirchen.  § 8;  Wenn 
aber  ein  anderer  Mensch  Bürge  ist,  .so  büße  er  den  Bürgschatts- 
bruch  wie  ihn  das  Recht  wei.st,  und  den  Bruch  der  Vertragstreue, 
wie  ihm  sein  Beichtiger  vorschreibt*). 

V.  Im  Kirchenrecht. 

Das  fielöbuis  iles  Mönchs  wird  in  den  tiesetzen  .•\ethelreds 
erwähnt*):  Und  unsers  Herrn  und  seiner  Witan  Verordnung  ist. 
daß  Jeder  Mönch,  der  außerhalb  seines  Klosters  ist  und  sich  um 
die  Regel  nicht  kümmert,  time,  wie  er  thun  soll;  er  kehre  willig  in 
das  Kloster  zurück  in  aller  Demuth,  und  enthalte  sich  aller  Misse- 
taten, uiui  büße  willig,  was  er  verbrochen  hat;  er  gedenke  des 
Wortes  und  (ledinges  (Word  and  wedd),  das  er  tiott  leistete*)'''). 

')  .Schmiil,  liosctze,  S.  68  -71.  Vgl.  I.ieborniun  n,  a.  a.  O.,  S.  4(i- IH. 

*)  Oif  lu“  puiiile  |)iic.s  w'i'iidie,  jtc  liym  rillt  »j  tö  gi'h'e.stamie  anil  |)a-t 
älcögr,  . . . 

Si  i|uis  aiiU'iii  vadiet,  c|iiod  tieri  jiistum  sit.  et  transgrerliatiir,  . . . 

*)  Siehe  oben  8.  74,  .4nm.  I,  S.  9ö,  .\iini.  7. 

*)  .\ethelred,  V,  5,  Schniid,  (Jesetzc  S.  2ä2:  und  vgl.  I. iebenii an ii , 
a.  a.  n.,  S,  238,  239.  (rleichlauteiid  ist  .\etbelr(‘d,  VI,  3 jir,  Sebmid.  tlesetze» 
S.  22(i,  biebeniiaiin,  a.  a.  (>..  S.  248. 

*)  . . . gelOiiec  Word  and  wedd,  j)e  he  linde  betieble. 

■')  l.ieberni  a nn,  a.  a.  0.,  8.  239,  übersetzt:  ...  er  bedenke  Wort  und 
Ver|dliehtnng,  die  er  II. dt  gegeben  liati 

Hazeltiiitt,  KimiUcbe»  Pfaiulrccbl  t 
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VI.  Im  öffeiitliclien  Kecht. 

Wenn  wir  (len  Gcbrnuc’h  der  Worte  wed  (vadium),  :uV  u.s.w. 
in  den  (iuellen  etwa.s  weiter  verfolgen,  linden  wir,  daß  sie  nicht 
mir  beim  Wettvertra^'e  (Gelöbnis)  und  dem  Pfände  des  Privat- 
reelits  Anwendunir  fimhm,  sondern  auch  beim  Wettvertra^f  (Gedirii^e. 
Gelöbnis)  im  öffeiitliclien  Recht  eine  Rolle  spielen. 

In  -\elfredes  and  GüiVrümes  friiV  (Friede)')  aus  den 
.Jahren  H.SO— 890  wird  die  Grenze  und  der  Rechtsverkehr  zwischen 
Kngirmdem  und  den  eindringenden  Danen  geordnet*).  Der  Friedens- 
vertrag fängt  mit  diesen  Worten  an:  Dies  ist  der  Friede,  den 
König  Aelfred  und  König  Guthrun  und  die  Witan  des  ganzen 
Angelvolkes  und  das  gesamte  Volk,  das  .sich  bei  den  O.stanglierii 
betindet,  zusammen  abgeschlossen  haben  und  mit  Eiden  (niid 
aöuiii)  bekräftigt*)*),  für  sich  selbst  und  ihre  Nachkoinmen,  ge- 
borene wie  ungeborene,  die  Gottes  Gnade  begehren  oder  die 
unsrige.  §.  ö:  Und  wir  Alle  beschlossen  an  dem  Tage,  da  inan 
die  Eide  (äiVa.s)  schwor*),  daß  weder  ein  H("»riger  noch  ein  Freier 
ohne  Erlaubnis  zu  dem  „Heere“  gehen  solle,  noch  einer  von  ihnen 
zu  uns.  Wenn  es  aber  geschieht,  daß  einer  von  ihnen,  weil  er 
es  nötliig  hat,  mit  uns  Handel  haben  will,  oder  wir  mit  ihnen, 
über  Vieh  oder  Gut,  so  ist  das  zu  gestattim  in  der  Weise,  daß 
inan  Geiseln  (gislas)  stelle  zum  Pfand  des  Friedens  (friffe  tö 

')  Schmid,  Gesetze,  S.  lüli— 109:  Lieberiiiann,  a.  a.  O..  S.  12G  IT. 

*)  Schmid,  Gesetze  S.  .X.XXVIII;  I.iebcrmanii,  a.  a.  O.,  S.  IX,  120. 
Siehe  ferner  Seebohm,  a.  a.  0,  S.  3.'jl — 3.Ö5:  Thorpe,  a.  a.  0.,  S.  Oß,  Aiim,  a. 
Vgl.  (ieriednea  belweiix  Düiisetan,  Scliinid,  Gesetze,  >S.  3,i8— 3ß3,  fiber 
die  Verlifiltiiisse  zwischen  .tiigelsach-sen  und  Walen. 

*)  . . . ealle  gecwedeli  liabbaiV,  and  mit  ätiiim  gefcostnod,  . . . .eweiV 

and  gi'sworen  habbaiV,  . . .).  Kine  Handbemerknng  zur  zweiten  I.esart  lautet: 
and  mid  äiVum  gefaestnod.  Schmid,  Gesetze,  S.  lOG,  .\nm.  23.  Siehe  aneh 
biebermann,  a.  a.  O.,  S.  12G.  l>ie  ents|)reehende  St(dle  des  t)uadri- 
partitns  (siehe  Licbermann.  a.  a.  0..  S.  127}  lautet:  . . . eonstituernnt  et 
iureinrandu  cnnfirinaneriint  . . . 

*)  Liebermann,  a.  a.  0..  S.  127,  übersetzt:  . . . alle  bestimmt  und  mit 
l'.iden  gefestigt  (beschworen)  hahen  . . . 

*)  .And  ealle  we  cw:edon  on  jläm  daege,  fle  mon  jlä  äiVas  swör,  . . . 
}.Viid  ealle  hig  gecw:edon,  |)ä  man  pä  äiVas  swör,...).  Siehe  auch  Lieber- 
mann, a.  a.  O.,  S.  128.  Die  entsprechende  Stelle  des  tjnadrijiartitus 
lautet:  l'.t  umnes  ediiimus  in  illa  die  (|Ua  iuratnenla  facta  sunt ....  .Siehe 
Liebe  rina  n n . a.  a.  0..  S.  129. 
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wedde,  ad  vadium  pacis)'t  und  zum  Zeuirnis,  daß  man  wisse, 
daß  man  reinen  Kficken*)  habe’).  Eine  zweite  Le.sart  dieses 
friiV  (Frieden)  mit  der  Überschrift  Aelfredes  latja  eyninjjes-') 

lautet:  daß  man  Treue  (trj^wa)  und  gefjenseitifje  Geiseln 

(gislas)  geben  will  zum  Pfand  des  Friedens  (friiVe  tö  wedde)’) 
und  zum  Zeugnis,  daß  man  mit  Kecbt  gebe,  wenn  nütbig  ist,  ilaß 
Einer  von  uns  mit  Vieh  und  mit  Gut  zu  dem  Andern  gebe“). 

ln  dem  BrucbstQcke  Hü  man  .sceal  gyldan  twelf-byndes 
man  (944  — c.  lO(iO)  heißt  es:  Sobald  der  Wettvertrag  über  das 
Wergeid  abgeschlossen  ist,  dann  setze  man  des  Königs  Schirm 
(Frieden)  ein,  das  ist,  daß  sie  Alle  mit  gemeinsamer  Haml  von 
jeder  Magen.scbaft  dem  Vennittler  auf  eine  Walle  geloben,  daß 
tler  Schirm  (Friede)  des  Königs  bestehen  soll’). 

')  paet  man  gisla.s  ajllc  friiVe  tö  wcddc  . . . 
iit  lidejussori-s  dciit  ad  vadium  pacis  . . . 

Sit'hi'  auch  l.iebcrmauu,  a.  a.  0.,  S.  12ö. 

Über  (ieisclii  im  angclsScb.sisclion  Uccbt  sich«  Scbmid,  tic.sctze, 
(ilossar,  s.  V.  gisol. 

’)  Scbmid,  (Icsetzc,  S.  108.  .\nni.:  „('bVne  baec.  d.  i.  er  bat  einen 
(iewäbismaim,  auf  den  man  zurückgreift“.  Siche  Tborpo,  a.  a.  ().,  S.  (!7, 
Anm.  a. 

’)  Li  eher  mann,  a.  a.  O.,  S.  129,  übersetzt:  ....  Wenn  ca  aber  viir- 
kommt,  daß  au.s  Notwendigkeit  einer  von  jenen  zu  uns  bin  llamlcl  mit  Vieh 
und  mit  Waren  haben  will,  oder  wir  zu  jenen  bin,  da.s  ist  in  der  Weise  zu 
gestatten,  daß  man  (der  Händler)  tioiseln  gebe,  dem  Frieden  zum  l’fande 
und  Zion  Heweisc.  daß  bekannt  sei,  daß  jener  reinen  Kücken  habe. 

*)  Scbmid,  Gesetze  ,S.  lOfi— 109;  I, i cbermann,  a.  a.  0.,  S.  12fi— 128. 
l'ber  die  zwei  Lesarten  dieses  Friedensvertrages  sieheTborpe,  a.a.O.,  S.  GO,  07. 

“)  buton  man  trvwan  and  betwynan  gislas  sylle  friiVe  tö  wedde  . . . 

Siehe  auch  I.iebermann,  a.  a.  O.,  S.  128. 

Scbmid,  Gesetze,  S.  108,  Anm.,  sagt;  „Für  trywan  and  betwynan  gis- 
las will  l’rice  [Thorpe]  lesen:  betwynan  trywan  and  gyslas;  ich  möchte  lieber 
trywa  (acc.  pl.  von  tryw)  lesen,  das  sehr  oft  in  ähnlicher  Verbindung  vor- 
koinmt.  z.  H.  auch  Gaedin.,  I,  1.730:  Ic  eöw  treöwa  paes  minc  seile“.  .Siehe 
ferner  Thorpe,  a.  a.  O.,  S.  07  und  Anm.  b;  Scbmid,  Gesetze,  Glossar,  s.  v. 
getreöwe,  getrcöwian,  treöwian. 

“)  Liebermann,  a.  a.  0.,  S.  129,  übersetzt:  . . außer  wenn  man  Treu- 
gelfibde  und  dazwischen  Geiseln  stelle  dem  Frieden  znin  l’lände  und  zum 
Beweise,  daß  man  gesetzmäßig  reise,  wenn  [nämlich]  es  nöthig  wird,  daß 
unser  idner  zu  [jenen]  anderen  zielii'  mit  Vieh  und  mit  Waareii, 

’)  Siehe  oben  S.  83.  Siehe  auch  F.dmunds  Jtc  faehiVe  und  die  Leges 
Hcnrici  l’rimi,  oben  S.  85.  SO. 
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Edwards  Gesetze,  II,  4, ')  erklären  ausdrücklich,  daU  Niemanil 
mit  Wissen  und  Willen  einen  Schuldigen  schützen  oder  beher- 
bergen soll.  Kapitel  ')  *)  handelt  von  dem.  der  einen  Schuldigen 
in  seinen  Frieden  nimmt.  Kajiitel  .')  |)r.:  Wenn  Jemand  dies 
Übertritt  und  seinen  Eid  (äiV,  jurainentumi  und  seine  (Jedinge 
(Wied,  vadium),  die  das  ganze  Volk  eingegangen  ist,  bricht^), 
büße  er  es.  wie  das  Gerichtsbuch  es  lehrt^).  Kaj)itel  .ä,  $ 1: 
Wenn  er  aber  nicht  will,  verliere  er  unser  Aller  Freundschaft  und 
Alles,  was  er  hat.  Kapitel  5,  § J:  Wenn  ihn  nachher  Jemand 
beherbergt,  büße  er  e.s,  wie  das  Gerichtsbuch  besagt  und  der  es 
soll,  welcher  einen  Flüchtigen  beherbergt,  wenn  es  hier  zu  Lande 
ist;  wenn  es  im  üstlichen  Lande,  wenn  es  im  nördlichen  ist,  büß<‘ 
er  es,  wie  es  die  Friedensschriften  besagen. 

Gleich  im  Anfang  iler  E]>istola  .E]ielstani  ad  omnes 
snb  jectos  (c.  O’i? — H7)*’)  s]irechend  De  malefactoribus  et  eos 
f i rmantibus“)  sagt  Aethelstan;  Ich,  Aethelstan,  König,  thue 
kund,  daß  ich  in  Erfahrung  gebracht  habe,  daß  unser  Frieden 
schlechter  gehalten  wird,  als  es  mir  gelallt  oder  als  es  zu  Grea- 
tanlea  verordnet  war  (gecweden  w;ere,  fuerit  institiitum),  und 
meine  Witan  sagen,  daß  ich  es  zu  lange  ertragen  habe.  § 1: 
Nun  habe  ich  mit  den  Witan,  die  mit  mir  zu  Exeter  waren,  zu 
Weihna(diten  beschlossen,  daß  sie  [d.  h.  die  Friedensstörer  oder 
FriedensbrüchigenJ ’)  Alle  bereit  sein  sollen,  sie  selb.st  mit  Frau 
unil  Gut  uml  mit  ihrer  ganzen  Habe  dahin  zu  gehen,  wohin  ich 

Sch  ini  tl.  <ii‘si'tzc,  S.  1 l(i,  117.  Vgl.  bi  eher  mann,  u.  a.  (>.,  S.  142, 14.*{. 

*)  Si'luniil,  lic.sctzc,  S.  llfi,  117.  Vgl.  bicbcrniann,  a.  a.  <>., 
S.  142-14.7. 

’)  . . . and  Ins  iiiV  and  his  Wivd  brece,  (»c  c.al  (lond  go.sealil  haefiV,  . . . 

. . . ct  jiiramcntnni  sniini  frangat,  et  vadiiun,  i|Uod  omnia  ])o|)nlii.s 
i'iintniit,  . . . 

Siidji*  auch  die  besarten  bei  biebevni an n , a.  a.  0.,  S.  142,  143. 

')  bieberinann,  a.  a.  0.,  S.  143,  übersetzt:  Wenn  einer  dies  Übertritt 
und  [so]  .seinen  bid  und  .sein  Ver.S|ireeheii  brieht,  die  ila.s  ganze  Volk  [dein 
Staat]  gegeben  hat,  so  büUe  er,  wie  das  (iesetzbuch  vorsehreibt. 

.\ethi'lstan,  V,  Selini  id,  tiesetze,  S.  1.72,  1-73.  Vgl.  be.sarleii  und  die 
ent.s|irerhende  Stelle  des  Cj n a d r i part i t ns  bei  bieberinann,  a.  a.  U., 

s.  n;(!— h::i. 

a)  Sildie  Thorpe.  a a.  <1.,  S.  !I3,  .\nin.  a:  .Sehinid,  Oe.setze,  ,S.  Iö2, 

.\nni. 

’ Thorpe.  a.  a.  <1..  S.  !l3:  biehennann.  a.  a.  ü..  S.  llw. 
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will,  wi'nn  sie  nirlit  hinfort  abstehen  wollen,  der^festalt,  dali  sie 
nie  wieder  in  das  Land  koininen.  § S:  Und  wer  sie  beherherfrt, 
oder  Kinen  von  ihren  I.euten,  oder  Jemanden  zu  ihnen  sendet, 
der  habe  sieh  selbst  und  Alles,  was  er  hat,  verwirkt;  dies  ist 
darum,  weil  die  Lide  (äcVas.  juramenta)  und  die  (lediiiRe  (wetld. 
vadia)  und  die  Hfirftsehafien  (borsras,  pleijia),  die  da  (darüber) 
eingesransjen  waren,  alle  verletzt  und  gebroehen  sind,  l'ml  wir 
wissen  auf  nichts  Anderes  zu  vertrauen,  es  sei  dimn  Dies')*;. 

Die  Judiciu  civitatis  Lundoniae  sind  dem  -Anscheine  nach 
eine  Sammlung  von  Statuten  der  Kriedensgilden  zu  London,  sowie 
von  allgemeinen  liandesgesetzen,  die  von  den  Hischöfen  und  Derefen, 
d.  h.  den  geistlichen  und  weltlichen  Obern,  die  zu  London  ge- 
hören, veranstaltet  worden  ist  und  auf  die  sie  die  Friedensgilden 
durch  Oedinge  verpflichteten.  Die  eigentlichen  Oildestatuten  leap. 
bis  » der  Judicia)  erscheinen  als  Satzungen,  die  von  den  Oilden 
selbst  ausgehen  und  die  „vorzugsweise  eine  wechselseitige  .Asse- 
kuranz gegen  A'iehdiebstähle  und  eine  allseitige  Ftlicht  zur  Unter- 
stützung bei  der  Verfolgung  von  Dieben  begründen“’). 

')  . . . ])i‘  f>ä  A(Va.s  Jiml  Ini  wcüd  aml  pA  burga»  svnt  calK-  ofciliafcni'  • 
and  Abrnceno,  |lc  ]>acr  ge.scalde  w:cri>n.  .And  wc  nytan  nAmiiii  ödriiin  pin- 
gmn  tr'i  getrnwiamu!  [getri'öwigamiej,  biilan  liit  jiis  sy. 

. . . ipiod  jiiraiiii'iita  ut  vadia  et  jdegia  |ienitii.s  .sii|ierexce|itH  sunt  et 
infraela,  ipiac  antea  fnerant  data,  et  nescinius  alii  rei  credcre,  nisi  lia«c[boe]  sit. 

Siehe  aneh  die  I.c.sarten  bei  I. i ebcrin an n , a.  a.  0.,  S.  Ititi,  lliT. 

*)  Liebennann,  a.  a.  ü.,  S.  Ifi7,  übersetzt:  . . . dealialb,  «eil  die  Lide 
und  reebtsförinlichen  Ver8|ireebuiigen  und  Verbürgungen  alle  vernaelilässigt 
und  gebrochen  sind,  welehe  dort  gegeben  waren.  Und  keinen  anderen  lan- 
ricbtuiigen  mehr  können  wir  vertrauen,  es  sei  denn  dies  [Ver|pflan7,en]. 

’)  Sclimi<l,  Oesetze,  S.  XLVI,  XUVII.  Siehe  ferner  Schniid,  a.  a.  O., 
tilossar,  8.  V.  gcgilila. 

Seebobm,  a.  a.  t).,  S.  41.'):  .The  U.se  of  llie  w»rd  [,bymlen‘l  in  Ibe 
,Judiria  Civitatis  I.uniloiiiae*  is  in  eonnection  witb  tbe  organization  of  .fritli- 
gegildas‘  for  Ihe  prevention  and  punishment  of  tlieft.  These  fritb-gegildas' 
were  groups  or  .byndens'  witb  a eoinmon  purse.  .\nd  eontrihntions  wi're  to 

he  inade  for  tbe  coiniiion  benetit These  byndeiis  «ere  not 

directly  groups  of  kinsnien  and  oatli-belpers.  bnt  tliey  were  artificial  groups 
fornicd  aml  bound  by  a pledge  for  mutual  jiroteetion,  and  tbe  usi'  of  tlie 
Word  ,bytiden‘  in  this  sense  is  signitieant.  Tbere  wiwe  byndens  of  oatli- 
lielpers  under  tribal  eust<ini,  and  now  in  tbe  cily  bymlens  of  fritb-gegildas 
were  forined  for  mutual  liefenee  against  powerfui  kindreds  outside  tbeir 
city  wbo  wore  in  Ibe  babit  of  proteeting  tbieves  from  justice.  Tbis  was 
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Die  .ludicia  civitatis  Lundoniac  bcf'innen  mit  den 
Worten'):  Dies  ist  die  Satzung,  welche  die  Bischöfe  und  die  (Je- 
refen,  die  zu  London  gehören,  beschlossen  haben  und  mit  Oedingen 
(mid  weddum,  jurejurando)  bekräftigt  in  unsern  Friedens- 
gilden'*), eorlischeti  und  keorlischen , zur  Mehrung  der  Ver- 
ordnungen, die  zu  Oreatanlea  und  zu  Kxeter  gegeben  waren  und 
zu  Thunresfelde’). 

Kapitel  H dieser  .ludicia  civitatis  Lundoniae  enthalt 
Oildestatuten  ^)  und  § 4 handelt  von  der  Verfolgung  der  Spur  aus 
einer  Shire  in  die  andere  und  schlielit:  sodaß  jeder  Oerefe  dem  andern 
beistehe  für  unsern  gemeinschaftlichen  Frieden,  bei  Strafe  de.s 
Ungehorsams  gegen  den  König ‘j.  § f>:  Und  auch,  daß  .leder 

dem  Andern  beistehe,  wie  es  beschlossen  ist  und  durch  Gedinge 
(mid  weddum,  vadio)  bekräftigt*),  und  wer  dies  über  die 
Grenze  hinaus  versäumt,  sei  .10  Pfennige  schuldig  oder  einen 
tichsen,  wenn  er  etwas  von  Dem  vernachlässigt,  was  in  unsern 
Schriften  steht  und  was  wir  durch  unsere  Gedinge  (mid  weddum, 

tlie  way  apparontly  tbat  a siibstitiito  was  found  in  tb«  towns  for  tlio  .absent 
kindrcils.  .\nd  as  tiuio  went  on  tbesc  artificial  byndons  of  gogildas  or 
congildoncs  no  doubt  in  sinne  ineasure  took  Mic  place  uf  tlie  liyndens 
of  kinsuien  in  cases  of  lioinicido  as  well  as  in  cases  of  tlieft*. 

')  Aellielstan,  VI  pr,  Scliniid,  (Jesetze,  S.  l.äfi,  157;  I.ieberinann 
a.  a.  0.,  S.  173. 

*)  ...  geeweden  liabbaiV  and  mid  weddum  gefaestnod  on  liruin  friiV- 
gegyldnin,  . . . 

. . . edixeriint  et  jnrejnrando  conlinnavernnt  in  suo  friiVgildo,  . . . 

Siche  auch  Licberniann,  a.  a.  O.,  S.  173. 

I.ieberinann,  n.  a.  O.,  S.  173,  übersetzt:  Dies  ist  der  llesehlnU. 
welchen  die  Hischöfe  und  die  Vögte,  welche  zu  l.ondon[s  Geriehtsbezirk 
durch  ihre  Hintersassen]  zugeliören,  verkündet  und  durch  rechtsförinliche 
Verpflichtungen  bekrSftigt  haben  in  unserer  Kriedensgilde  [«/«•  unseren 
K.-VertrÄgen|.  sowohl  vornehme  wie  gemeinfreie,  zur  Ergänzung  für  die  Ge- 
setze, welche  zu  Greatley  und  zu  Kxeter  und  zu  Thunderstield  festgesetzt 
worden  waren. 

*;  Schmid,  Gesetze,  S.  1(14  — Kiil;  I.icbermann,  a.  u.  0.,  S.  178-  181. 

*)  l.ieberuiann,  a.  a.  ().,  S.  178,  übersetzt:  . . . dali  immer  aus  einer 
(irafschaft  in  die  andere  jeder  [Grafsehafts-jvogt  dem  anderen  helfe  zu  unser 
aller  l’olizeiordnung  bei  [Strafe  der  BnUe  für]  l’ngehorsam  gegen  den  König. 
...  swä  hit  geeweden  is  and  mid  weddum  gefaestnod,  . . . 

. . . sicut  dictum  est  et  vadio  contirniatum : . . . 

Siehe  auch  Liebermann,  a.  a.  <).,  S.  I7!t. 
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vaditiuiip)  licknifti!.'!  liahen § (>:  Und  wir  hpsclilosson  aueh 
von  jeiK'in  der  Miinner,  die  in  un.sern  liildenscliaften  ihre  (le- 
din>;e  (wedd,  vadium)  einpiegangen  simP) ‘),  daß,  wenn  sie  der 
Tod  trifft,  jeder  Gildengenosse  ein  Zukosthrot  für  die  Seele  gebe 
und  ein  Fünfzig  Psalmen  singe  oder  binnen  30  Niiehten  singen 

lasse.  § 0:  Wenn  wir  aber  lässig  werden  rüeksicbtlieli 

des  Friedens  und  der  Gedinge  (paes  wedde.s,  de  vadiis),  die 
wir  eingegaugen  sind,  und  die  der  König  uns  geboten  lial^i,  dann 
können  wir  glauben  oder  aueh  wis.sen,  daß  die  Diebe  noch  mebr 
berrscben  werden,  als  sie  bisher  thaten.  Aber  laßt  uns  lieber 
unsere  (iediiige  (we<id,  fidem)  halten  und  den  Frieden*),  wie  es 
unserm  Herrn  gefallt;  uns  thut  sehr  indh,  daß  wir  ausführen. 


')  ...  and  WC  inid  üriini  weddniii  gerai'stimd  liabbaiV. 

. . . ct  vadiliunc  [vadiatiroie]  nostra  cniiliriiiavinms. 

Siebe  Svbiiiid,  (jesetze,  S.  XXVI;  Livbeniiaiiii,  a.  a.  <>.,  S.  180. 

Hei  Lieb  ermann,  a.  a.  O.,  S.  180,  lautet  iler  Text  des  t^nadripar- 
titiis:  ...  et  uadiaeione  nostra  tiriiiaiiiinus. 

*)  Licberniann,  a.  a.  O.,  ,S.  171),  ISO,  übersetzt;  Und  atieb,  datl  jeder 
[von  un.s]  dem  anderen  belle,  wie  es  bestimmt  und  dureb  reebtsförmliebc 
Verspreeben  bekräftigt  ist:  und  jedermann,  weleber  das  jenseits  dieser 

fl.andsebafts] grenze  versäumt,  sei  30  Pfennig  oder  einen  ••ebsen  [imsj 
sebuldig,  wenn  er  etwas  v(Oi  dem  vernaehlä.s8igt,  was  in  unserer  [Vertrags) 
urkunde  steht  und  [was]  wir  dureb  unsere  reebtsförmlieben  Versprechungen 
bekräftigt  haben. 

...  [)e  Oll  urum  gegyldsciimm  bis  wedd  geseald  baefiV,  . . . 

. . . i|ui  in  uostram  gildseipam  vadium  dedit,  . . . 

Oie  Texte  der  Stelle  bei  Li  eberman  n,  a.  a.  0.,  S.  180,  lauten  ebenso. 
Vgl.  aber  Liebermann’s  l.'bersetzung  der  Stelle  in  .\nm.  4 unten. 

Vgl.  die  Übersetzung  I,  ieberinan n's  (a.  a.  O.,  S.  18<>/:  Und  wir 
bestimmten  aueb  über  jeden  der  Leute,  der  in  unseren  tüldeabimiebungen  sein 
[Heitritts]  pfand  gezahlt  bat,  . . . 

*)  ...  <!if  we  jlonne  äslaeiaiV  [(aes  friiVes  and  [)aes  weddes,  fle  wo 
seald  babbaiV,  and  se  vGig  üs  beboden  bafaiV,  . . . 

. . . Kt  si  remissius  egerimus  de  paee  et  vadiiis,  ipiae  siinul  dedi- 
mus  et  (|uam  rex  nubis  jiraeeepit,  . . . 

Siehe  aueb  Liebermann,  a.  a.  ().,  S.  181. 

*)  . . . Ac  iiton  bealdan  üre  wedd  and  [)aet  friiV,  . . . 

. . . .Sed  lidem  teiieamus  et  pacem,  . . . 

Siebe  aueb  Liebermann,  a.  a.  <>.,  S.  181. 
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was  (’r  will,  und  wenn  er  uns  mehr  heilst  vorsehreibl,  so 
werden  wir  in  Demuth  bereit  sein '). 

Au  einer  andern  Stelle  (Kapitel  10)  der  .ludicia  civitatis 
TiUnd(iniae^)  wird  gesagt:  Dali  die  Witan  alle  fjemeinsehal'tlicli 
dem  Krzbischof  sich  durch  (ledinfre  (wedd,  vadium)  verpflichteten 
zu  Thunresleld *),  als  Alfeah  Stybb  und  Krithnod.  Oddan's  Sohn, 
zu  dem  (iemote  kamen  auf  des  Kfmigs  Wort;  daß  jeder  (ierele 
die  Verpilichtung  (wedd,  vadium)  annehine  in  seiner  eigenen 
Shire,  daß  sie  Alle  den  Frieden  halten  wollten*'),  wie  es  König 
Aethelstan  beschlossen  hat  und  seine  Witan  . . . . ®). 

')  bicbermanii,  a.  a.  ().,  S.  181,  nbcractzt:  . . . Wenn  wir  dagegen 
sehlair  naehlaaseti  von  dieaor  I’olizeiurdming  und  dem  reehlsrörndiclien  Vor- 
.s|ireelieli,  welelies  wir  abgegeben  haben  und  der  König  uns  geboten  hat, . . 

. . . Vielmehr  lallt  uns  unsi'i’  Versprechen  und  diese  Kriedensordnung  halten, 
wie  es  unserm  Herrn  gntdiinkt:  . . . 

.\ethclstan,  VI.  10,  Schmid,  Oeselze,  S.  1U8— 171:  Liebermann, 
a.  a.  t).,  S.  181,  182. 

’)  [)aet  f)ä  witan  ealle  sealdan  \staldan  I.icbcrnian  n,  a.  a.  U.,  S.  181] 
heora  wedd  falle  t/igaedere  J)am  arcebiseeope.  . 

ynod  sapientes  omnes  dedernnt  vadium  suuui  insimul  arehiepiseopu  . . . 

8iehe  auch  biebermann,  a.  a.  U.,  8.  181. 

*)  biebernianu,  a.  a.  O.,  S.  181,  übersetzt:  . . . daU  alle  Witan  ihr 
reehlsförmliches  Versprechen  allesamt  dem  Mrzbischofe  zu  Thunderslield 
gegeben  haben  .... 

*)  ...  f)aet  aclc  gcrefa  name  ftaet  wedd  on  bis  ägenre  .seire,  jlaet  hi 

ealle  fiaet  fritV  swa  healdan  widdan,  . . . 

...  ut  onmis  praepositus  vadium  eapiat  in  siiu  eomitatn  de  paee 
servanda.  . . . 

Siehe  auch  biebermann,  a.  a.  O.,  S.  181,  182. 

Schmid,  lie,setze,  S.  674.  sagt  bei  Besprechung  dieser  Stelle:  ,.\ber 
nicht  bloU  wedd  svllan  k(pinmt  für  versprechen,'' geloben  vor  (z.  B.  I'.dw.,  II, 
•i  l‘r.  oben),  sondern  wed  ninian  hat  auch  die  Bedeutung  von  sich  ver- 
sprechen lassen,  z.  B.  .4thlst.,  VI,  10,  wo  paet  aelc  gerefa  name  paet  wedd 
on  his  agenre  scire  dem  ganzen  Kusaniinenhange  nach  nur  auf  abgenoniniene 
vertragsmäUige  Verpllie.hliing<“n  bezogen  werden  kann:  ebenso  Athlst..  VI, 
11,  gif  eöwer  hwilc  ...  paet  wedd  act  his  hyre-mannum  ninian  nelle.  Ich 
kann  selbst  in  Anh.  VI,  1 fVerlobung),  vgl.  mit  c.  5,  6,  die  Worte  on 
wedde  svllan  nur  auf  ein  (ledinge,  nicht  auf  ein  l’fand  beziehen“. 

*)  1.  ieberinaii  n . a.  a.  O.,  S.  181,  182,  übersetzt:  . . . dal!  jeder  [tiraf- 
schaft.sj  Vogt  in  seiner  eigenen  Orafschaft  folgendes  rechtsförmliche  Ver- 
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Dhs  nächste  Kapitel  (1 1)  der  Jiidicia  civitatis  Lundoniae'j 
safft:  Dali  Aethclstan  seinen  Bisclirden  und  seinen  Ealdormännern 
und  seinen  (iereten  in  meinem  ganzen  Keiche  gebietet,  daB  ihr 
den  Frieden  so  haltet,  wie  ich  ihn  beschlossen  habe  und  meine 
Witan.  Wenn  einer  von  euch  es  versäumt  und  mir  nicht  ge- 
horchen will  und  die  Verptlichtiing  (wedd,  vadium)  seinen 
Hiremannen*)  nicht  abnehmen  will  und  heimlich  Abfindungen  ge- 
stattet’) ‘)  und  für  die  Ordnungen  nicht  so  sorgen  will,  wie  ich 
geboten  habe  und  in  unsem  Schriften  steht,  dann  soll  der  (Jerefe 
sein  (’omitat  und  unsere  Freundschaft  verloren  haben,  und  er 
zahle  1 'JO  Schillinge  und  halb  so  nel  jeder  von  meinen  Thanen, 
fler  Lan<l  hat  und  die  Ordnungen  nicht  so  halten  will,  wie  ich  es 
geboten  habe. 

In  Edgars  Oesetzen,  IV,  1,  § 4’),  verordnen  der  König 
und  der  Erzbischof,  daU  Jeder,  arm  oder  reich,  der  einiges  urbare 
Land  besitzt,  Oott  .seinen  Zehnten  entrichte,  mit  allem  Segen  und 
aller  Willfährigkeit,  wie  es  die  Satzung  lehrt,  die  meine  Witan 
zu  Andefera  beriethen  und  nun  jetzt  zu  Witanbordestan  durch 

sprocbcii  [den  Kingesessenen]  abneliineii  werde:  clali  sie  alle  die  Kriedeiis- 
ordmuig  so  bi'wabren  wollen,  wie  König  .Aelbelstan  es  verordnet  bat  mit 
seinen  Witan  . . . 

')  .\etbelstan,  VI,  II,  Sebmid,  (icacUe,  S.  17tl,  171,  I.ieberniann, 
a.  a.  O.,  S.  18'2. 

Tborjie,  a.  a.  ().,  S.  101,  sagt  bei  liesprecbiing  der  lledeiitniig  des 
Wortes  Ilireniannen  an  dieser  Stelle:  ,ll  is  clear  froin  c.  II.,  tliat  tbe  terin 
is  a general  application  for  all  persons  owing  obedience  to  seine  superior 
authority“. 

...  and  fiaet  wedd  aet  bis  byre-inaiiiinm  ninian  nelle,  and  be  ge- 
Jlafad'  fla  dyrnan  gejtingo,  . . . 

. . . ut  boc  vadium  ab  bireinannis  vel  a subditis  suis  capere  nolit. 
et  patiatur  occiiltas  aetiones.  . . . 

Vgl.  die  IjCsarten  bei  bieberinann,  a.  a.  O , S.  182, 

Ine,  ,V2,  verordnet  (Sebniid,  Uesetze,  S.  48,  47):  Wer  beindieber  .Ab- 
tindiing  (dicrniini  ge|lingiiiii)  bescbiildigt  ist,  reinige  sieb  mit  120  llyden 
wegen  der  Abtindung  oder  zahle  120  Sebillinge. 

*)  I.icberinann,  a.  a.  O.,  S.  182.  übersetzt:  Wenn  einer  von  eueb  naeb- 
lässig  ist  und  mir  niebt  gehoreben  w ill,  indem  er  jenes  [Kriedens-J  Verspreeben 
seinen  l’ntergegi'benen  niebt  abnebnien  will  uml  die  beimlieben  Abfindungen 
[mit  Umgebung  dos  (Jerichts]  erlaubt  . . . 

*)  Sebniid,  Gesetze,  S.  104:  Uieberman  n , a.  a.  0.,  S.  208 — 201t. 
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rJediiige  (niid  ■n  pddf')  hpfestifipn ')  •).  § 'i;  Dann  {jebiptt'  ich 

meinen  (ierefen  bei  meiner  Frenndscliaf't  und  bei  allem  dem,  was 
sie  haben,  dall  sie  jeden  vun  Denen  zur  Strafe  ziehen,  der  das 
nicht  leistet  und  die  (Jedinpe  (wed)  meiner  Witan  durch  eini^re 
Säumnis  brechen  wilP)  *),  wie  sie  ihn  die  obengenannte  Satzung 
lehrt;  und  bei  diesem  Strafgesetz  gebe  es  keine  Vergebung. 

Aethelred  V enthält  die,  Verordnung,  die  der  Kbnig  der 
Angeln  und  die  geistlichen  und  weltlichen  Witan  beschlossen  und 
berieten;  und  im  Kapitel  1 dieser  Verordnung  heilit  es**):  Dies 

i.st  aber  das  Pirste,  daß  wir  .Alle  einen  tiott  lieben  und  verehren, 
und  ein  Christentmn  gerne  halten,  und  alles  Heidenthnm  gänzlich 
Von  uns  werfen;  und  das  haben  wir  Alle  durch  Wort  (mid 
worde)  und  Dedinge  (mid  wedde)  zugesichert*) '),  daß  wir 
unter  einer  königlichen  Macht  ein  Christentum  halten  wollen. 

Pis  handelt  sich  also  hier  in  diesen  Stellen  um  P'ormal-  oder 
AVettverträge  (Gedinge,  Gelöbnisse)  des  öffentlichen  Kechts.  Wir 
finden:  I.  einen  P'riedensvertrag  (wed  und  äiV)  zwischen  .Alfred 

und  den  Witan  des  .Angelvolkes  einerseits  und  Guthrum  und  dem 
ganzen  V(dke  bei  den  Ostangliern  andererseits;  "2.  das  Wort  untl 
tiedinge  (wedd,  wed,  vadium;  Word  und  wedd)  des  englischen 

')  ...  and  nu  cfl  aet  Wibtbnrdo.sstäiie  mid  wedde  gcfacstnoduii. 

Siebe  aiicb  Licbermann,  a.  a.  ().,  S.  208,  200. 

Liebermatin,  a.  a.  <(.,  S.  200,  überiiot7.t:  . . . welcbe.  meine  Witan 
zu  .\ndovcr  be.slimmt  und  jetzt  wiederum  zu  ,Wibtberde.stan‘  durch  reebts- 
fönnliebes  Yers]irechen  bekräftigt  haben. 

*)  . . . l>c  [)is  nc  geli'e.ste  and  minra  witeiia  wed  äbreran  mid  nigiim 
wäcscipe  wille,  . . . 

Siebe  auch  I. icbermann,  a.  a.  O.,  S.  208,  20!l. 

*)  I.ieberman  n'a  t'berselzung  (a.  a,  O.,  S.  20!l)  lautet:  Kerner  gebiet 
ich  meinen  Vögten,  bei  [A'erlust]  meiner  Kreiindscbaft  und  alles  ilessen, 
was  sie  besitzen,  daLI  sie  jeden  derer,  welcher  ilies  nielit  leistet  und  das 
reehtsförmliehe  Versproeben  meiner  Witan  iliirch  irgend  welche  Lässigkeit 
broclicn  will,  so  bestrafen  . . . 

*)  .Aethelred.  V,  1,  Scbniid,  (iesetze,  S.  220.  Liebermann,  a.  a.  O., 
S.  23li,  2,37. 

“)  . . . and  paet  we  babbaiV  ealle  iegtVer  ge  mid  worde  ge  mid  wcdib' 
gefa'stnod.  . . . 

Sii'he  auch  Lieberuiann,  a.  a.  O.,  .S.  2,36,  237. 

•;  Liebermann,  a.  a.  (>.,  S.  237,  übersetzt:  . ..  und  Folgendes  haben 
wir  alle  sowohl  mit  Wort  wie  mit  recbtsförinlicbem  Versprechen  bekräftigt :..  . 
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Königs  und  dor  Witan;  3.  die  Gedinge  (wedd,  vadium, 
vadiationa,  juramen  tum,  fides)  der  Friedensgildegenussen ; 
4.  das  Gelöbnis  (on  änum  wä-pne  syllan)  der  bei  der  Bei- 
legung der  Fehde  Beteiligten;  5.  die  Eide  (äiVas,  juramenta) 
und  die  (iedinge  (wedd,  waed,  vadia)  und  die  Bürgscdiaften 
(borgas,  plagia)  die  die  einzelnen  Untertanen  eingehen.  Mit 
diesen  Wett  vertragen  (Gedingen,  (ielöbnissen)  sind  die  Ab- 
machungen des  Friedensvertniges  zwischen  Alfred  und  Guthruni 
über  den  Reclitsverkehr  zwisclien  Dänen  und  Engländern  zu  ver- 
gleichen. wie  das  Treuversprechen  (tr}'wa)  und  die  gegenseitige 
Gei.selnstellung  (gislas)  zuin  Pfände  des  Friedens  (fride  tö 
wedde,  ad  vadium  pacis)  und  zu7ii  Zeugnis,  daß  man  einen 
Bürgen  hat. 

Unter  den  Formen  des  solennen  Versprechens  in  diesen 
(Quellen  befinden  sich  1.  zweiseitige  und  2.  einseitige  vertrags- 
mässige  Verbindlichkeiten. 

1 . Zweiseitige  vertragsmässige  Verbindlichkeiten.  Der  Friedens- 
vertrag (wed)  zwischen  Alfred  und  Guthrum ’)  ist  ein  zweiseitiger 
Staatsvertrag.  Er  wird  durch  Eide  (inid  ätVuin)  bekräftigt  und 
bezieht  sich  auf  die  Grenze  und  den  Rechtsverkehr  zwischen 
Dänen  und  Engländeni. 

2.  Einseitige  vertragsmäßige  Verbindlichkeiten  werden  ein- 
gegangen: a|  von  den  Witan,  b)  den  Friedensgildegenossen,  c)  den 
bei  der  Beilegung  der  Fehde  Beteiligten,  di  den  einzelnen  Untei-- 
tanen,  uder  Hirernannen: 

ai  Die  Witan  ver]dlichten  sich  alle  gemeinscliartlich  dem 
Erzbischof  durch  Gedinge  (wedd,  vadium),  daß  jeder  Gerefe  in 
seiner  eigenen  Shire  das  Versprechen  entgegennimmt,  daß  Alle 
den  Frieden  haltert  wollen®). 

b)  Die  Gildegenossen  ver]»llichten  sich  durch  Gedinge  (wedd, 
vadium,  fide.s),  die  der  König  zu  geben  ihnen  geboten  hat,  den 
Frieden  zu  halten;  außerdem  finden  wir  Gedinge  iwcdd,  vadiunt) 
der  Gildegeitossen,  die  beirrt  Sterben  eines  Mitgenossen  durch  das 


')  Siche  iibeii  S.  98.  Vgl.  .\cthelstans  K|iislola 


oben  S.  KX). 

ä)  .\cthelrcd,  VI,  U»,  oben  S.  104. 


(gecweilen  Wiörc), 
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(Jeben  von  Zukostbrod  und  das  vSingen  von  Psalmen  Inr  die  Seele 
des  Verstorbenen  erfüllt  werden  müssen  *). 

c)  Nach  der  Verwettung  und  Verbürgung  des  Wergeides 
sollen  die  hei  der  Beilegung  der  Fehde  Beteiligten  den  Scliinn 
(Frieden)  des  KOuigs  einsetzen,  d.  h.  sie  sollen  Alle  mit  ge- 
meinsamer Hand  von  Jeder  Magenschaft  dem  Vermittler  auf  eine 
AVaffe  geloben  (svllan),  dali  der  Schirm  (Friede)  des  Königs  be- 
stehen solP). 

d)  Die  einzelnen  Untertanen  (Hiremannen)  verjdlichten  sich 
den  Bischöfen,  Faldonnännern  und  (ierefen,  in  den  verschiedenen 
Shiren  oder  Bezirken,  durch  Eide  (iUVas,  juramenta),  «redinge 
(wedd,  waed,  vadia)  und  Bürgschaften  (borgas,  ])legia)  dal5 
sie  den  Frieden  des  Königs  halten  wollen^). 

Nach  Edwards  (fesetzen  rnnll  Jemand,  der  seinen  Eid  (äö  , 
Juramentum)  und  seine  (iedinge  (waed,  vadiumi,  wie  solche 
das  ganze  Volk  eingegangen  ist,  bricht,  büßen,  wie  das  Gerichts- 
buch es  lehrt;  und  nach  Aethelstans  Epistola  ad  omnes  sub- 
jectos  hat  Jeder  sich  selbst  und  alles  was  er  hat  verwirkt,  wenn 
er  seine  Eide  (ä<Vas,  Juramenta),  Gedinge  (wedd,  vadia)  nnd 
Bürgschaften  (borgas,  j)legia)  verletzt  und  gebrochen  hat*;. 

Auch  finden  uir  in  diesen  Quellen  Staatsverträge,  Satzungen 
der  Witan  und  Beschlüsse  der  Friedensgilden,  durch  Wort  und 
Gedinge  bekräftigt  oder  befestigt'’).  Der  Friedensvertrag  zwischen 
Alfred  und  den  Witan  des  Angelvolkes  auf  der  einen  Seite  und 
Guthrum  und  dem  ganzen  Volke  der  Ostanglier  auf  der  andern 
Seite  wurde  durch  Eide  (mit  AiVum)  bekräftigt  igefeostnodi. 
In  Aethelred  V haben  der  König  der  Angeln  und  die  geistlichen 
und  weltlichen  Witan  beschlossen  und  beraten,  sowie  durch  Wort 
imid  worde)  und  Gedinge  imiil  wedde)  zugesichert  oder  be- 
kräftigt (gefaestnod),  daß  „wir  unter  einer  königlichen  Macht 

')  .IniliciH  civitatis  Luiiiloiiiav,  ohvii  S.  101  tT. 

-)  Has  Uriiclistück  Hii  man  secal  gvtdan  ( wcl  f- liy lul  cs  man, 
oben  S.  !»9. 

’)  Actlulstan,  VI,  10,  11;  Aclhclstans  Epistola  ail  omnes  snb- 
jectos;  Edward,  II,  .i  pr.  Siehe  oben  .S.  100  tl. 

*)  Siehe  obeTi  S.  UK),  101.  Vcrgl.  J n d i c i a civitatis  Enndoniae,  8, 
§ .j,  oben  S.  102. 

*)  Siehe  oben  S.  9811. 
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ein  Christenthum  hulten  wollen.“  In  Kdfjars  Gesetzen,  IV,  1, 
§ 4,  wird  eine  schon  beratene  Satzung  der  Witan  nun  von  den 
Witan  durch  Gedinge  (mid  weddej  befestigt  Igefaestnodon). 
ln  den  .ludicia  civitatis  Lundoniae  sehen  wir,  daU  sowohl 
eine  Satzung  der  hisehöfe  und  Gerefe  von  London  als  auch  He- 
schlüsse  der  Friedensgilden  durch  Gedinge  (mid  weddiim, 
vadio,  vaditione,  jurejurando)  in  den  Gilden  bekräftigt 
werden  (gefaestnod,  confirmaverunt). 

Drittes  Ka|)itel. 

Schuld  und  Haftung. 

Wir  haben  bereits  angeilentet,  daß,  soweit  wir  ersehen  können, 
die  Wettform  in  der  Angelsächsischen  Zeit  grundsätzlich  zur  Be- 
gründung eines  Schu  Id  Verhältnisses  diente').  Die  weitere  Frage 
hinsichtlich  der  Natur  der  Haftung,  welche  aus  dem  Formal- 
oder Wettvertrag  erwächst,  läßt  sich  außerordentlich  schwer  be- 
antworten, da  unsere  (Juellen  keine  direkten  Angaben  über  diesen 
Funkt  enthalten.  Wenden  wir  uns  von  unseren  angelsächsischen 
(inellen  der  Literatur  des  alten  germanischen  Rechts  des  Kontinentes 
zu.  so  finden  wir,  daß  die  Ansichten  der  Rechtsgelehrten  w’esent- 
lich  auseinaudergehen. 

Der  herrschenden  Ansicht  gemäß  entspringt  die  Fersonal- 
haRung  unmittelbar  aus  der  Wettform  (die  longobardi.sche  „wadiatio“, 
die  fränkische  „fides  facta“,  das  sächsi.sche  „Geloben“®).  So  sagt 

')  I'bcr  germanisches  Recht  im  allgemeinen  siehe  Hrunner,  (iriiinl- 

7. nge  der  deutschen  Recht.sgeschichte,  S.  ISO  und  die  von  Puntschart  in 
seinem  Schuldvertrag  und  Treugelöbnis  S.  10—13  angeführte  Literatur,  so- 
wie Puntschart  a.  u.  O.,  S.  282  und  Kgger,  Vermögenshaftung  und  Hvpo- 
Ihek  nach  frSnkischem  Recht,  S.  39ü— 398:  vcrgl.  auch  Puntschart,  a.  a.  0., 

8.  1 — 10.  sowie  (tierke,  Grundznge  des  deutschen  Privatrechts  (Holtzen- 
dorff- Kollier,  KncyklopRdie  der  Rechtswissenschaft,  Rd.  I,  S.  ’>H). 
Puntschart  selbst  (siehe  a.  a.  O.,  S.  284—  287,  37.7,  400,  .')12— .518)  vertritt 
die  Ansicht,  daß  das  Treugelöbnis  nicht  die  Schuld,  sondern  die  persön- 
liche Haftung  begründet. 

-)  Vgl.  ferner  Hierke,  a.  a.  0.,  S.  .022  — .725:  Brunner,  a.  a.  O., 

S.' 184— 187:  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  S.  289—298;  Punt- 
schart a.  a.  ().,  S.  284—287,  400,  400,  429  (Amn  .7),  512  — 515.  Oierke, 
Deutsches  Privatrecht,  ltd.  II,  S.  811,  .4mn.  7:  .Die  vertragsmäßige  Kin- 
setzung  der  Person  für  eine  Schuld,  ursprünglich  clurch  Selbsthingabe  als 
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Puntschart  in  seinem  Schuldv  ertrag  und  Treiigelöbnis  des 
süclisischen  Reelits  iin  Mittelalter'):  ^l)as  Treugelöbnis,  dessen 
Grundgedanke  die  Verpfandung  der  Treue  ist,  und  für  welches 
die  Quellen  als  kurzen  technischen  Ausdnick  , Gelöbnis'  gebrauchen, 
ist  ein  rechtsfiinnlicher  Akt,  in  dessen  Form,  ,Hand  und  Mund‘, 
der  Treuwille  Aug  und  Ohr  sinntallig  werden  s(dl.  Ks  tritt  zum 
.Schn  hl  vertrage  hinzu,  der  sich  im  Sinne  des  Gedinges  objektiv 
als  der  Inbegriff  seiner  Recht.sbestimmungeu  darstellt.  Von  der 
Abgabe  des  Treugelöbnisses  unabhängig  ist  die  Entstehung  der 
Wirkungen  des  Schuldvertrages,  des  Haltensollens  und  der  Ver- 
tragsschuld, — abgesehen  von  Ausnahmen,  welche  das  positive  Recht 
aus  be.sondoron  prakti.schen  Bedürfnissen  aufstellen  kann.  Der 
Zweck  des  Treugelöbnisses  ist  einzig  und  allein  die  Begründung 
der  persönlichen  Haftung  im  Sinne  des  Einstehens,  der  Bürgschaft, 
Gewährschaft  oder  der  Verpfilndung  der  Person.  Weil  die  Klag- 
iind  Exequierbarkeit  der  Person  auf  ihrer  Haftung  beruht,  gibt 
das  Treiigelöbnis  dem  Gläubiger  die  Möglichkeit,  gegen  die  Person 
die  „Forderung“  (Klage)  zu  erheben  und  gegen  sie  das  Ge- 
nugtuungsverfahren zu  veranlassen.  Als  ein  rechtsförmlicher  Akt 
zur  Begründung  der  persönlichen  Haftung  ist  es  für  diesen  Zweck 
nicht  bloü  bei  denjenigen  Verträgen  notwendig,  bei  welchen  die 
herrschende  Lehre  den  Fonnalakt  zur  Begründung  der  Schuld  für 
erforderlich  hält,  .sondern  es  kann  eventuell  auch  bei  Realverträgen 
notwendig  werden,  nämlich  dann,  wenn  durch  die  Bestellung  von 
Sachhaftung  die  persönliche  Haftung  ausgeschlossen  wurde  und 
die.se  trotzdem  neben  der  Sachhaftung  bestehen  .soll.“  Ferner  sagt. 
Puntschart  an  anderer  Stelle®):  „Und  für  die  Fonn  ergibt  sich 
daraus,  daU  sie  nicht  nur  keine  Form  des  Schuldvertrages  ist, 
.sondern  daü  sie  als  eine  Form  zur  Eingehung  der  jiersön liehen 
Haftung  allgemein  --  von  .\usnahmen  abgesehen  — auch  keine 
Bedeutung  hat  für  die  Wirksamkeit  des  Schuldvertrages,  daß 
letztere  von  der  V^oruahme  des  Formalaktes  unabhängig  ist.“ 


froiscl,  (hum  aber  atuli  diirch  bloßes  Vcrsprccbcti,  sieb  iiii  Falle  der  Niebt- 
erl'üllung  als  (ieisid  zu  stidlen,  vellzogeii,  richtet  sieb  van  Hause  aus  nur 
auf  den  Körper." 

')  S.  Ö13. 

■•')  A.  a.  I S.  2«G. 
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Im  (iegensatz  zu  dieser  Meinunt;,  nach  der  der  Formal-  oder 
Wettvertrai^  die  persönliche  Haftung  begründet,  steht  die  von 
Kgger  in  seiner  kürzlich  erschienenen  Abhandlung  über  „Vermögens- 
haftung und  Hypothek  nach  fränkischem  Recht“  vertretene  Ansicht. 
Kgger  fallt  die  wadiatio  als  eine  das  gesamte  bewegliche  Ver- 
mögen umfassende  Pfandsetzung  auf  und  läßt  nur  Vermügens- 
haftung  aus  ihr  entstehen').  So  sagt  er*):  „Diese  und 

zahllose  andere  Stellen  machen  es  zweifellos,  daß  die  eigentümliche 
Wirkung  der  Wadiation  darin  besteht,  daß  der  (Häubiger  das 
Ptandungsrecht  an  den  Mobilien  des  Schuldners,  die  deshalb  von 
Vorne  herein  schon  pignora  genannt  werden,  erhält.  — Das  ist 
das  uns  tatsächlich  Gegebene.  Hält  man  sich  strenge  an  dasselbe, 
so  kann  man  die  Folgerung  doch  w'ohl  nicht  abweisen:  ,Man 

haftet  aus  der  Wadiation  nicht  j)ersönlich.‘  Sondern  haftbar  wird 
die  schuldnerische  Fahrhabe.  Diese  wird  .symbolisiert  durch  die 
Wadia,  die  ein  Teilstück  derselben  ist.  Mit  der  Reichnng  dieses 
Teils  will  man  die  Unterwerfung  des  Ganzen,  dem  dieser  Teil 
angehört,  also  des  .schuldnerischen  Mobiliarbesitzes.  — Die 
Haftung  aus  der  Wadiation  ist  keine  persönliche.  Die  Fahrhabe 
ist  es,  die  haftet,  und  was  die  Wadiareichung  in  haftungsrecht- 
licher Beziehung  bedeutet,  ist  nichts  anderes,  als  die  Kon- 
stituierung einer  generellen  Mobiliarhypothek.  Der  einzelne 
(iegenshmd,  der  aus  der  Gesamtheit  herausfällt,  haftet  nicht  mehr 
— wie  dies  in  der  späteren  Generalobligation  auch  nicht  der 
Fall  ist.  Und  die  Haftung  hat  auch  nur  den  einen  Sinn  und 
Zweck:  Grundlage  für  eine  eventuell  herzustellende  intensivere 
spezielle  Sachhaftung  zu  sein.  Und  leicht  kij)pt  in  der  Tat  das 
Verhältnis,  das  auf  Grund  der  Wadiation  bis  zur  Pländung  be- 
.steht,  in  diese  engere  Sachhaftung  um.  Ausgesprochen  tendiert 
es  dahin  — und  verrät  damit  auch  sein  Wesen  und  sein  Werden. 
Wie  ein  Provisorium  erscheint,  was  der  Pfandnahme  vorau.sgeht  und 
als  das  Hauptsächliche  und  Ursprüngliche,  was  ihr  nachfolgt. 


')  Kgger  gibt  zu,  daU  das  gerinaiiischc  Privatreclit  nicht  nur  die 
Saclicn-,  soiulern  auch  die  IVrsüucuhafluug  kennt,  meint  aber,  dalJ  es  slcU 
eines  besonderen  Vertrages  bedarf,  uni  die  Haftung  der  sehuldneriaehen 
l'er.srin  herzustellen.  Siehe  Kgger,  a.  a.  0.,  8.410—431. 

*)  .V.  a.  ().,  8.  400— 10i>. 
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<1.  i.  (las  Faustpfandreclit.“  Weiter  sagt  er'):  „Was  vorhanden 
ist,  ist  eine  provisorische  Mobiliarhypothek  ....  Hier  ist  nur 
noeli  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daü  dieselben  haftungs- 
rechtlichen Vorstellungen  wie  der  langobardi.schen  Wadiation,  auch 
der  fränkischen  Fides.sti])ulation  zu  Grunde  liegen:  Aus  der 
Festucareichuug  die  Mobiliarhvpothek  und  das  Pfandungsrecht, 
zwecks  Herstellung  eines  Faustjdandverhültni.sses.**  Weiter  heilit 
es  an  einer  anderen  Stelle*):  „Aus  der  Wadiation  als  dem  nicht 
nur  die  Schuld,  sondern  auch  die  Haftung  begründenden  Akte, 
resultiert  ferner  ein  Pfändungsrecht,  welches  zur  (juasi hypothe- 
karischen Vermögenshartung  wird.  Außerhalb  der  Wadiation  steht 
die  persöidiche  Haftung.^ 

Ob  nun  der  Wettveidrag  in  angelsächsischer  Zeit  Personal- 
hartung oder  Vennögenshaftung  oder  beides  begründete,  scheint 
uns  nach  den  uns  zur  Verfügung  stehenden  oben  angeführten 
Quellen  nicht  mit  Gewißheit  gesagt  werden  zu  können.  Es  ist 
wahrscheinlich,  daß,  wenigstens  in  früherer  Zeit,  Geisel  und 
Bürge  persönlich  härteten*). 

Wennschon  unsere  Quellen  nichts  darüber  berichten,  so  i.st  es 
doch  wahrscheinlich,  daß  dem  Wettvertrag  der  Angelsachsen, 
gleich  dem  Wettvertrag  anderer  germanischer  Völker,  eine  be- 
sondere Bedeutung  zukommt,  indem  derselbe  die  Grundlage  für 
die  eigenmächtige  Pfändung  bildet.  Die  weitere  Entwickelung 
dieser  Auffassung  finden  wir  in  den  Quellen  aus  der  Zeit  nach 
der  normannischen  Eroberung  deutlich  vertreten.  Wir  sehen,  daß 
die  tides  seitens  der  versprechenden  Partei  in  die  Hände  eines 

')  A.  a.  O.,  S.  403. 

>)  A.  a.  (4.,  S.  4.Ö0. 

*)  Vgl.  tJicrkc,  Dciitsrlic.s  l’rivatreclit,  Itil.  II,  .*<.  841,  .\niii.  7. 
I'nllock  and  Maitland,  llistorj’  of  Knglisli  I.aw,  Hil.  II.  S.  .öäC.  587: 
,It  i.s  mit  a litllc  ii'markalilc  tliat  oiir  nmimoii  law  kiicw  no  procc.ss  whcrc- 
liy  a man  coiild  pliMlgc  hi»  hody  nr  lihiTty  fiir  payment  of  a dcht.  fnr 
mir  near  rmiains  camu  very  naturally  by  .such  a iiroro».»,  and  in  olil  tiincs 
Oll“  w'it«-(“ow  niay  oftmi  liav«  beeil  working  mit  hy  hi»  labmir»  a debt  thal 
was  diie  to  hi»  ma.ster.  Under  Kdward  I.  the  tide  tnrned.  In  the  interesl 
of  emiinieree  a new  form  of  »eeurity,  the  so-called  .Statute  merehant' , w as 
iinented,  whieh  gnve  the  ereditor  power  to  deinand  the  seizure  and  impris- 
miment  of  bis  dehtor's  bmly*.  Uber  per.sönliehe  Iluftiing  im  englisehon 
.Mittelaller  siehe  ferner  unsere  sp.ätereii  .\n»fiihriiiigen. 
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Kirchen-  oder  Staatsbeamten  abgegeben  wird,  welch  letzterer  auch 
in  der  Lage  ist,  die  Erfüllung  des  Versprechens  durch  PfUndung 
zu  erzwingen.  Wir  finden  den  Fonnaivertrag,  abgeschlossen  durch 
Übergabe  einer  gesiegelten  Urkunde,  und  den  protokollierten 
Formalvertrag,  die  beide  ausdrücklich  das  Recht  der  Pfändung 
bei  Zahlungsversäumni.s  verleihen.  Diese  Pfändung  findet  nun- 
mehr für  gewöhnlich  durch  einen  Gerichtsbeamten  statt.  Auch  in 
der  Notwendigkeit,  die  gerichtliche  Erlaubnis  vor  Vornahme  der 
Pfändung  einholen  zu  müssen,  tritt  uns,  wie  es  scheint,  die  alte 
Idee,  daß  die  Pfändung  auf  einem  von  den  Parteien  vor  Gericht 
geschlossenen  Verträge  basiert,  wieder  entgegen,  wennschon  sie  im 
Laufe  der  Entwickelung  gew;issen  Veränderungen  unterworfen  war '). 

Sind  wir  somit  der  Ansicht,  daß  dieses  Pfändungsrecht  des 
Gläubigers  bereits  in  der  angelsächsischen  Zeit  existierte,  so 
können  wir  auch  annehmen,  daß  die  Hingabe  eines  Scheinpfandes 
beim  Abschluß  eines  Wettvertrages  die  Haftbarmachung  der  Fahr- 
habe des  Schuldners  bedeutete“). 


')  Siehe  unten  im  zweiten  Buche  unsere  spSteren  Ausführungen.  Man 
beachte  auch  die  Wirkung,  die  eine  inrotulierte  gesiegelte  Urkunde,  durch 
welche  eine  Haftung  des  Mobiliars  des  Schuldners  in  der  Zeit  nach  der 
nuruiannischcn  Eroberung  herbeigefiihrt  wurde,  halle.  Siehe  unten  Buch  II. 

’)  Eine  nähere  rntersuchung  dürfte  ergeben,  dalJ  die  angelsächsischen 
Gesetze  gewisse  Bestimnmngcn  über  dcliktische  Haftung  enthalten  (siehe 
unsere  Ausführungen  oben  iiu  ersten  Buch):  letztere  muß  jedoch  von  der 

civilrechtlichen  Haftung,  mit  welch’  letzterer  wir  es  hier  zu  tun  haben, 
unterschieden  werden.  Siehe  Egger,  a.  a.  0.,  S.  408— 418,  421  ff.,  436  ff.; 
Gierkc,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  811,  .Anm.  7. 


llazeltiue,  Enall.sclip.'i  Praiidrccht 
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Zweiter  Teil. 

Das  Mobiliarpfandrecht. 

Erstes  Kapitel. 

Das  genommene  Pfand. 

Die  eisrennuielitige  Ptaiuliiiig  von  Mobilien  in  der  an^el- 
•siiehsischen  Zeit  zerllillt  in  1.  Pfändung  von  Vieh  wegen  Schaden- 
zufiignng  an  Grundstricken,  ‘i.  PtTindung  von  liewegliclier  Habe 
Oberhaupt,  um  die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  zu  erlangen '). 
Außer  diesen  beiden  Fällen  von  eigenmächtiger  PtTindung  gibt  es 
noch  3.  die  Pfändung  von  Mobilien  im  Prozeß’). 

Man  hat  genügend  Heweise,  daß  die  frfihzeitigste  Form  der 
Pfändung  bei  den  germani.schen  Völkern  auch  die  einfach.ste  war, 
desgleichen  diejenige,  welche  für  ein  unkultiviertes  Volk  am  besten 
geeignet  war.  Vieh,  welches  bei  der  Anrichtung  von  Schaden  be- 
troflen  wird,  wird  fortgenommen  und  cinbehalten,  um  Schaden- 
ersatz zu  erzwingen.  Die.se  Fortnahme  geschieht  ohne  irgend 
welche  gerichtliche  Beihilfe  und  sie  veramschaniicht  das  Prinzi]i 
der  Selbsthilfe  in  frühester  Zeit’). 

')  (ilii.sscin,  lfi.<tniro  (tu  (froit  (ä  (fcs  institutioii»  de  rAiigletcrro,  I, 
160,  sHgt  bei  Hespri'cliiiiig  des  aiigclsäclisisdien  Pfandes : .Los  obligiitions 
etaiunt  s(Uiveiit  garanlies  pur  iin  drnit  de  gage  qiii  parait  nvoir  joue  uii 
rc'do  assez  iiii|>(irtant  et  semblable  ä celui  du  piguus  rhez  lea  Uomain.s. 
il  fnrinait,  avant  tont,  un  iiioveli  indirect  de  contrainte". 

’)  t ber das  augelsäeh.sisebeBürgscbaflsreclit  siehe  Phillips,  lieacliiehtc 
des  Angelsäehsi.schen  Iteehls,  .s.  140. 

’)  Hruniier,  Deutsehe  Keehlsgesehiehte,  II,  .Wl  — 535:  Schuiid, 
tlesetzi',  S.  641,  642,  652:  Polluek  and  Maitland.  llislury  nf  Kiiglish 
l.aw.  II,  S.  575;  Itulleii.  Distre.s.s,  S.  4.5:  lllaekstune,  111,  c.  I,  § V. 
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Unsere  angelsächsischen  Quellen,  welche  diese  Pfändungsform 
behandeln,  sind  sehr  dürftig;  in  der  Tat  sind  einige  Stellen  in 
den  Gesetzen  Ines  Alles,  was  wir  hierüber  besitzen.  Diese  Ge- 
setze, welche  wahrscheinlich  in  den  ersten  fünf  Jahren  der  Re- 
gierung Ines  oder  zwischen  (>8S  und  (übt  erlassen  wurden,  sind 
jedoch  die  ältesten  Gesetze  der  Westsachsen,  die  auf  uns  ge- 
kommen sind.  Sie  sind  von  besonderem  Interesse  und  großer 
Wichtigkeit  für  die  Entwickelung  des  angelsächsischen  Rechts, 
und  zwar  nicht  nur  wegen  ihres  großen  Umfanges,  sondern  auch 
deshalb,  w'eil  das  westsäclisische  Recht,  gleich  dem  westsächsischen 
Dialekt,  sehr  bald  das  Übergewicht  in  den  angelsächsischen  König- 
reichen erwarb'). 

In  diesen  Ine'schen  Ge,«etzen  finden  wir  Bestimmungen,  nach 
denen  unter  gewissen  Umständen  die  Pfändung  von  'Tieren,  welche 
Schaden  zufügen,  für  den  Geschädigten  als  Rechtsbehelf  dient,  um 
von  dem  Eigentümer  des  Tieres  eine  Geldbuße  zu  erlangen.  In 
diesen  Quellen  aus  der  zweiten  Hälfte  des  siebenten  Jahrhunderts 
finden  wir  jedoch  auch  die  Auffassung  vertreten,  daß  das  Vieh 
selbst  sich  der  Übertretung  schuldig  gemacht  hat  und  dafür  zu 
strafen  sei’),  denn  unter  gewissen  Um.ständen  kann  die  ge- 
schädigte Partei  das  Schaden  anrichtende  Vieh  ungestraft  er- 
schlagen und  ist  nur  verptlichtet,  dem  Eigentümer  das  Fell  und 
das  Fleisch  zurflekzugeben ’). 

Es  scheint  ziemlich  gewiß,  daß  die  außergerichtliche  Pfändung 
für  Schuldforderungen  in  der  prähistorischen  Zeit  bei  den  ger- 
manischen Völkern  in  Gebrauch  war.  Es  ist  auch  ganz  natürlich, 
wenn  angenommen  mrd,  daß  in  frühgermanischer  Zeit  die  Selbst- 
hilfe hier  wie  auch  in  anderen  Phasen  eines  unentwickelten  Rechts- 
systems zur  Anwendung  kam*).  Selbst  in  der  historischen  Zeit 
haben  die  longobardischen  und  schwedischen  Rechte  die  gericht- 
liche Erlaubnis  bei  Vornahme  der  Pfändung  nicht  vorgeschrieben 
und  gleicher  Weise  verhielt  es  sich  wahrscheinlich  im  sächsischen 
Recht.  Im  allgemeinen  scheinen  jedoch  die  germanischen  Rechte 

')  Schmid,  (ji'.setzr,  Kinleitung,  S.  XXXV,  -XXXVI. 

*)  Si«he  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  11,  ,S.  575,  .Xmii.  3. 

’)  Siehe  unten  S.  117. 

*)  Wie  wir  gesehen  haben  war  die  älteste  .4rt  der  Pfändung  bei  den 
gorinanischen  Yolkeni,  die  Vieh|ifändung,  ein  Akt  der  Selbsthilfe.  Siehe 
oben  S.  1 1 1. 
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des  Mittelalters  diese  i>rijnitive  Auflassung  aufgegeben  zu  haben, 
indem  sie  Pflindung  ohne  geriehlliche  Erlaubnis  nicht  gestatteten; 
so  z.  11.  scheint  dies  der  Fall  gewesen  zu  sein  bei  den  Ilnrgundern, 
den  .Altwestgoten,  den  Franken,  den  Hayern,  und  wahrscheinlich 
auch  bei  den  Allenianncn,  den  Friesen  und  den  Dänen').  Die 

I. ex  Salica  erklärt  ausdrücklich,  daß,  wenn  ein  Gläubiger  ohne  ge- 
richtliche Erlaubnis  Pfändung  vornhnmt,  er  den  .Anspruch  auf 
seine  Forderung  verliert,  und  dies  selbst  dann,  wenn  er  nur  aus 
Unwi.ssenheit  gehandelt  hat-). 

.All  das,  was  beim  germanischen  Rechte  im  allgemeinen  zu- 
trilft,  ist  auch  beim  Rechte  der  Angelsachsen  zutreffend.  Das 
Privatjifändungsrecht'*)  bei  Zivilansprüchen  erscheint  iin  angel- 
sächsischen Recht  als  eigenmächtige  Selbsthilfe;  aber  doch  als 
eigenmächtige  Selbsthilfe  nur  innerhalb  gewisser  Grenzen,  weil  es 
in  allen  Fällen,  abgesehen  von  der  Pfändung  fremden  Aüehes,  das 
in  ein  (Jrundstück  eingedrungen  ist,  an  eine  besondere  gericht- 
liche Erlaubnis  geknüj)ft  wird').  AVir  werden  bald  sehen,  dali 
dies,  sofern  es  Pfändung  wegen  rückständiger  Rente  oder  Dienste 
betrifft,  im  englischen  Rechte  bis  gegen  das  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  beibehalten  w'urde®). 

I.  Pfändung  von  Vieh  wegen  Schadenzufügung  an 
Grundstücken. 

Nach  Ines  Gesetzen  sind,  wenn  fremdes  Vieh  in  ein  Grund- 
stück eindringt,  drei  Fällv  zu  unterscheiden. 

')  Siebe  (lierkc,  Deiitsehes  I’rivalreclil,  I,  S.  339:  Hrunncr,  a.  a.  0., 

II,  S.  44G,  447;  H igeln w,  Historv  of  Prncedure  in  Kiigland,  «S.  202—208; 
Pollock  and  Maitlan  d,  a.a.O.  I,  S.3.03,  354,  II,  S.. 576;  Wach,  .\.rrc8tprozeß, 
S.  I IT.;  von  .Ainira,  Xnrdgennanisches  Obligationenreclit,  1,  S.  234;  von 
Hetbniann-Hollwcg,  Civilpmzess,  IV,  S.  168;  Viollct,  Ktabliastimcnts,  I, 
S.  185.  Vgl.  von  Anlira,  l>as  altnnrwegische  Vollslrecknng.svorfahren, 
Mfinehen  (1874),  S.  327. 

’)  Lei  Salica,  c.  74,  Hessels  und  Kern,  408. 

’)  Einige  gennanisclie  Vnlksrecblo  des  Kontinentes  gestatteten  die 
ITändung  nicht  nur  des  wirklichen  Schuldners,  sondern  auch  seiner  Sippc- 
genos.sen  seitens  des  (tläubigers.  Hrunner,  a.  a.  0.,  II,  S.  448.  f’bcr  angel- 
sächsisches Hecht  vgl.  unten  S.  121. 

*)  Schinid,  Gesetze,  8.641,642,652;  Phillips,  Versuch,  S.  141,  142: 
Hullen,  a.  a.  ü.,  S.  4;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  S.  57.5,  .4nin.  1 

*)  Siche  unten  Huch  II,  Teil  II. 
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Der  erste  Fall  ist  (l(‘r,  wo  das  Land  Sommer  und  Winter 
umziiunt  sein  soll  und  wo  eine  oft'nunK  sich  findet,  durch  die 
fremdes  Vieh  eindrin^t.  Hier  hat  der  Eifientnmer  des  Grundstücks 
kein  Heelit  auf  das  Vieh.  Er  .selbst  ist  schuld  und  muß  den 
Schaden  tragen').  Ähnlich  ist  der  Fall,  wo  diis  Land  eine  ge- 
ineiiKsame  Weide  ist,  die  von  einigen  der  Resitzer  teilweise  mit 
einem  Zaune  versehen  wurde.  Hier  hat  derjenige  Resitzer,  der 
nicht  an  der  Umzäunung  teilgenominen  und  daher  eine  Öffnung 
im  Zaun  gelassen  hatte,  durch  die  das  A^ieh  eindrang,  nicht  nur 
keinen  -Anspruch  auf  Ersatz,  sondern  muß  den  Schaden  allein 
tragen  und  sogar  den  Schaden  der  andern  Resitzer  ersetzen“). 

Ein  ganz  anderer  Fall  aber  liegt  vor,  wo  das  Vieh  selbst  das 
Gehege  durchbricht  und  irgendwo  in  das  Grundstück  eindringt, 
und  wo  der  Eigentümer  des  Viehes  entweder  nicht  gewillt  oder 
unfähig  ist  das  A’ieh  zurflckzuhalten.  Die  Regel  unter  diesen 
Umständen  ist,  daß  derjenige,  der  das  V'ieh  auf  seinem  Lande 
finden  sollte,  es  ungestrall  erschlagen  darf  und  nur  gezwungen 
ist,  dem  Eigentümer  des  Viehes  das  Fell  und  d:vs  Fleisch  zurück- 
zugeben ’). 

Der  dritte  und  letzte  Fall  ist,  wo  Jemand  fremde  Schweine 
ohne  Erlaubnis  auf  seiner  Mast  antrifl't.  Hier  darf  er  ein  Pfand 
(wed)  von  sechs  Schillingen  an  Wert  nehmen’),  und  der  Eigen- 


')  Ine,  40:  Schiniil,  Gesetze,  S.  30,  641,  Liebermann,  u.  a.  0., 
,S.  106,  107;  Hceves,  Histor.v  of  F.nglish  Law,  I,  S.  48,  Anm.  (a).  liooves 
citiert  hier  irrtümlich  Ine  4 anstatt  Ine  40.  Siehe  auch  Sclimid,  Gesetze, 
S.  39,  .\nm. 

Ine,  42  pr.:  Schmitl,  Gesetze,  S.  40,  Anm.,  41,641.  Ygl.  auch  die 
Lesarten  von  Ino  42  pr.,  die  entsprechende  Stelle  des  Quadripartitiis 
und  die  deutsche  Übersetzung  bei  Lieber  mann,  a.  a.  0.,  S.  106,  107. 

“)  Ine,  42,  §1;  Schmid,  Gesetze,  S.41,641;  Liebermann,  a.  a.  0., 
S.  106,  107.  Das  Vieh  war  also  dem  geschädigten  Grundeigentümer  nicht 
ganz  verwirkt.  Hatte  aber  ein  Rind  einen  .Menschen  verwundet,  so  ver- 
langten die  Angelsachsen  zur  Zeit  -Alfreds  die  vollständige  Verwirkung  des 
Tieres.  .Alfr.  24;  Schmid,  Gesetze,  S.  41,  .Anm.  85:  Liebermann,  a.  a.  0., 
S.  62,  63.  A'gl.  über  diese  Stelle  bei  .Alfred,  Schmid,  Gesetze.  S.  641. 

*)  Ine,  49  pr.:  Gif  mon  on  his  maestene  unaliefod  swin  gemete,  geninie 
jlonne  AT  seill.  wcorO’  wed. 

Siehe  auch  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  110.  Die  entsprechende  Stelle 
des  yuadripartitus  lautet  (Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  111):  Si  quis  obuict 
porco  sine  licentia  in  pasuagio  suo,  capiat  uadiuui  sex  solid,  ualcns. 
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tümer  der  Schweine  muß,  wenn  sie  nur  einmal  da  gewesen  waren, 
einen  Schilling,  und  wenn  sie  zweimal  da  waren,  zwei  Schillinge 
zahlen '). 

Die  angelsächsischen  Gesetze  enthalten  keine  weiteren  Be- 
stimmungen über  das  Recht  der  Viehpfiindung  wegen  Schaden- 
zufügung an  Grundstücken.  Wir  wissen  zum  Beispiel  nichts  über 
die  Unterscheidungen,  die  man  möglicherweise  gemacht  hat 
zwischen  einem  Falle,  wo  der  Eigentümer  selbst  das  Vieh  auf 
fremdes  Grundstück  trieb,  und  dem  Falle,  wo  es  ohne  seine  Schuld 
dahin  kam*). 

Das  Rechtsmittel  des  Grundeigentümers  im  dritten  Falle  he- 
•steht  also  im  Nehmen  des  Pfandes  (wed)  und  in  einer  Geldbuße, 
und  nicht  in  der  Tötung  des  Viehes  wie  im  zweiten  Falle-’). 
Obwohl  dies  im  Gesetz  nicht  gesagt  wird,  so  ist  es  doch  wahr- 
scheinlich, daß  der  Grundeigentümer  einige  der  Schw-eine  als 
Pfand  nahm').  Auch  wird  in  den  Quellen  nicht  gesagt,  ob  diese 
Buße  sich  nur  auf  ein  Schwein,  oder  auf  alle  zusammen  bezog. 

II.  Pfändung  von  beweglicher  Habe  überhaujtt,  um  die 

Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  zu  erzwingen. 

§ 1.  PIhndung  als  Selbsthilfe  wegen  einer  Schuldforderung. 

Das  angelsächsi.sche  Privatpfändungsreclit  bei  Zivilansprüchen 
ist  Selbsthilfe,  wennschon  ihr  dadurch,  daß  sie  an  eine  gericht- 


Über  das  angelsächsische  Miinzsystem  siehe  Chadwick,  Studios  oii 
.tnglu-Saion  Institutions,  S.  1— G3. 

')  Ine,  49,  §§  1,‘2;  Schmid,  (iesetzo,  6.45,641,  64 "2 ; Li  ob  er  mann, 
a.  a.  O.,  S.  110,  111.  Siehe  auch  Inc,  49,  §3;  Schmid,  GesoUe,  S.  45 
und  .\nm.;  Lieberuiann,  a.  a.  ü.,  S.  110,  111. 

Schmid,  Gesetze,  S.  042.  Siehe  .411111.  (3)  zu  Coke  über  Littleton  47b. 

Vgl.  Housler,  Institutionen  des  deutschen  PrivatrecliLs,  II,  3.206; 
Schröder,  Deutsche  Reehtsgeschichte,  S.  701. 

*)  Liebcrmann,  a.  a.  0„  S.  111,  übersetzt  Ine  49  pr. ; Wenn  jemand 
innerhalb  seiner  Mast  Sehweine  idiiie  Krlaubnis  aiitrilTt,  dann  nehme  er  [an 
ihnen]  ein  6 Schill,  wertes  Pfand.  Zur  Zeit  .\ethelstans  hatte  ein  Schwein 
zehn  Schillinge  an  Wert.  .4 ethei.st an , VI,  6,  §2:  Schmid,  Gesetze, 
S.  163:  L i cberin an  11 , a.  a.  0.,  S.  176.  Nach  dem  Wortlaut  der  entsprechen- 
den Stelle  des  (j ii ad ri pa r t i t iis  hatte  ein  Schwein  zehn  Pfennig  (den.), 
nicht  zehn  Schillinge  an  Wert.  Siehe  Liebermann,  a.  a.  0.,  S.  176. 
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liclie  Erlaubnis  fjeknüpft  ist,  gewisse  Grenzen  gezogen  sind'). 
Dies  ist  walirsclieinlich  aucli  die  Bedeutung  von  Ine,  0*):  Wenn 
sich  Jemand  Genugtuung  (wrace)  verschafR,  ehe  er  um  sein 
Recht  bittet,  erstatte  und  vergelte  er,  was  er  ilim  nahm,  und 
bflße  es  mit  30  Schillingen  ■’).  Es  gibt  aber  noch  bestimmtere 
Beweise  für  die  Notwendigkeit  der  gerichtlichen  Erlaubnis.  So 

*)  Schiiiiil,  (Jcsutzo,  S.  041,  642,  652;  Phillips,  Versuch,  S.  141, 
142.  Vgl.  Schiuid,  Gesetze,  S.  281,  Aiim.  Vgl.  ein  Gesetz  Uoberts,  König 
der  SchiiUcii.  Siehe  darüber  Spei  man,  Glossarium,  s.v.  namium;  Schmid, 
Gesetze,  S.  642.  Vgl.  Kdgar,  II,  3,  Schmid,  Gesetze,  S.  186,  187,  Liober- 
manu,  a.  a.  0.,  S.  196 — 199. 

“)  Schmid,  tiesetzc,  S.  24,  25,  bicbermann,  a.  a.  0.,  S.  92 — 95. 

’)  Schmid,  Gesetze,  S.  25,  .Anni.,  sagt  bei  Krörteriing  dieses  I’assus: 
,\Vracu,  — c,  fein.,  bedeutet  allerdings,  ganz  wie  wr.ee,  — c,  f.,  Hache  und 
kommt  auch  in  diesem  Sinne  häutig  in  unseren  Gesetzen  vor,  z.  li.  Athlst., 
II,  6:  . . . .;  hier  scheint  es  aber  nur  die  cigenuiächtige  Selbslhülfe  durch 
Prandnalime  zu  bezeichnen,  wie  auch  in  späteren  Zeiten  ultiones  gleichbe- 
tleiitcnd  mit  distractiuues  gebraucht  wurde,  z,  It.  Stat.  nf  Mariebridge  . . 

Kt  nullus  de  ecteru  ultiones  aut  distractienes  faciat  per  vuluntatein  suam 
absque  cunsideratiune  curiae  domini  regis,  si  forte  dampnum  vel  injuria  sibi 
fiat,  linde  emendas  habere  voluerit  de  aliquo  vicino  suo,  sive  majore  sive 
ininore.  Demnach  entspräche  das  Gesetz  der  Verordnung  in  Cn.,  II,  19. 
Kine  weitere  Ausführung  enthält  .\nh.  XX,  e.  I (Pseudo-Leg.  Oan.)“  Thorpe, 
der  w race  mit  „revenge“,  Bache,  übersetzt,  ist  anderer  -Ansicht  (a.  a.  0.,  S.  47). 
In  seiner  Kommentierung  dieses  Wortes,  a.  a.  0.,  S.  47b,  sagt  er:  „The  lan- 
guage  of  the  Statute  of  Mariebridge  will  allord  the  best  illustration  of  the 

olTence  here  alliided  to:  ,Et  nullus  de  cetero  ultiones  aut  districtiones 

sive  mininre.‘  Upon  which  my  Lord  Coke  observes:  .Ultioncsj.  That  they 
(refusing  the  course  of  the  king's  laws)  took  upon  them  to  be  their  own 
judges  in  their  own  causes,  and  to  take  such  rev enges  as  they  thought 
fit,  until  they  had  ransom  at  their  pleasure.  Districtiones.]  That  is,  takiug 
distresses,  not  according  to  law,  as  for  Services,  rents,  or  for  damage  fe- 
saunt,  or  for  other  lawful  cause,  bnt  for  revenge,  williout  cause,  of  his 
own  head  and  will;  that  is,  to  be  his  own  judge  and  carver,  to  satisfy 
himself  without  any  lawful  nieans  or  course  of  law‘“.  Seebohm,  a.  a.  (>., 
S.  387,  ist  augenscheinlich  derselben  .Vnsiclit  wie  Thorpe:  „Front  clause  8 
and  clause  9 [Ine]  wc  learn  that  private  revenge  for  a wrong  was  forbiddem 
beforo  justice  had  been  demanded  front  a ,„scirniati“  or  idher  judge' Vgl. 
oben  S.  114IT.  Zu  vergleichen  ist  auch  Liebermanns  Gbersetzuiig  von  Ine  9 
(a.  a.  0.,  S.  93  nnd  95):  Wenn  jemand  gewaltsame  Hechtsverfolgung  (wrace) 
übt,  che  er  sich  Hecht  [gerichtlich]  erbittet,  gebe  er,  was  or  von  jenem 
[Gegner  in  Selbsthilfe]  fortgenommen  hat,  ziirtieb  und  zahle  [ihm  dessen 
Werth]  nochmals  und  bulle  [dem  König]  mit  30  Schill. 
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z.  B.  wird  in  den  Gesetzen  Cnuts  verordnet '),  daü  Niemand  ein 
Pfand  (näme,  namum)  nehmen  solle,  weder  innerhalb  der  Sliire 
noch  außerhalb  der  Shire,  bevor  er  dreimal  in  der  Hundertschaft 
um  sein  Recht  gebeten  habe.  Wenn  er  beim  dritten  Male  sein 
Recht  nicht  erlangt,  d.  h.  erfüllt  der  Beklagte  seine  gerichtlich 
anerkannte  Verbindlichkeit  nicht,  dann  gehe  er  zum  vierten  Male 
in  das  Shiregemot,  und  die  Shire  setze  ihm  den  vierten  Termin. 
Wenn  der  dann  fehlschlägt,  dann  nehme  er  Erlaubnis,  sowohl  von 
hier  als  von  dort,  daß  er  sein  Eigen  behandigen  kann,  d.  h.  ein 
Pfand  nelmien*).  Wesentlich  die.selbe  Vorschrift  finden  wir  auch 
in  Wilhelm’s  Gesetzen’).  Der  Kläger,  beim  vierten  erfolglosen 
Verlangen  seines  Rechtes,  muß  die  gerichtliche  Erlaubnis  einholen, 
daß  er  sich  ein  Pfand  (nam,  namium)  nehmen  könne  für  ila.s 
Seinige,  fern  und  nahe.  Auch  <lie  Leges  Henrici  Primi  setzen 
fest^):  Et  nulli,  sine  judicio  vel  licentia,  namiare  liceut  alium 


')  Cniit,  11,  13,  llo  nääme,  I>c  iiaiiiis  caiiiendis;  Scliinid,  (je- 
sotze,  S.  280,  281.  Siehe  Schtnid,  a.  a.  0.,  S.  <!42.  Vgl.  auch  die  Lesarten 
dieser  Stelle  aus  (.'imts  Gesetzen  und  die  entsprechenden  Stellen  des 
ttuadripartitus,  der  Instituta  Cnnti  und  der  Consiliatio  Cnuti  bei 
Lieberinann,  a.  a.  ().,  S.  320—323. 

’)  Cniit,  II,  13,  wird  von  Lieber  mann,  a.  a.ü.,  S.  32 1,322,  fcdgendennaüen 
übersetzt.  13  pr. ; Und  niemand  nehme  ein  Pfand  [für  Urtheilserfüllung  dem 
Pocessgegner  fort],  weder  innerhalb  des  Grafschaftsgerichts  noch  auUerge- 
richtlich,  bevor  er  im  Hundertschafts  [gericht]  sein  Hecht  dreimal  [vergeblich] 
gefordert  bat.  13,  § 1 : Wenn  er  beim  dritten  Male  kein  Hecht  erlangt,  dann 
[erst]  ziehe  er  zum  vierten  Male  zum  Grafschaftsgerichte;  und  die  Grafschaft 
setze  ihm  (dann)  den  vierten  Termin.  13,  § 2:  Wenn  dieser  aber  fehlscblSgt, 
dann  nehme  er  Erlaubniß,  daß  er  von  hier  und  da  [allerseits  in  Selbsthilfe] 
hinter  seinem  Eigentum  her  zugreifen  dürfe. 

Glasson,  a.  a.  0.,  1,  S.  163,  .sagt  bei  seiner  Besprechung  des  angel- 
sächsischen Pfandrechts  (unter  Uitierung  von  Ine  3 und  Cnut  II,  13): 
„d'autres  fois  eiicurs,  le  demandeur  se  mettait  en  possessiou  des  biens  du 
defendeur  recalcitrant  qui,  assigne  plusieurs  fois  en  justicc,  refusait  ile 
comparaitre.  Mais,  dans  ce  dernicr  cas,  la  main  mise  sur  le  bien  du  defen- 
dcur  aurait  ete  injuste  et  il  y anrait  en  lieu  ä re.stitntion.  si  le  gage  avait 
ete  pris  avant  que  Paction  eüt  ete  intentee".  Siehe  auch  Lapjicnberg, 
History  of  England  under  the  .\nglo  - Saxon  Kings,  11,  S.  .341,  Plintoff, 
Hise  and  Progress  of  the  Laws  of  Englaml  and  Wales,  S.  48. 

’)  Milhelm.  I,  44,  Schinid,  Gesetze,  S.  346  — 343,  Lieberinann, 
a.  a.  <).,  s.  r>n. 

*)  C.  öl,  § 3,  Schmid,  Gesetze,  S.  457,  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  573. 
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in  .suo  vel  alterius.  In  der  Historia  Elion.sis ')  lieiüt  cs:  Wenn 
der  Beklajrte  verweigert  das  Urtlieil  des  Gerichts  auszufüliren, 
kann  der  Richter  dem  Klilirer  Erhaubnis  geben,  von  den  (intern 
des  Beklagten  Besitz  zu  ergreifen. 

Nach  der  Henrici  I.  (Charta  Londonien.sihus  coneessa, 
$§  13,  14,  müssen  alle  Schuldner  der  Bürger  von  London  in 
London  Recht  nehmen.  Weigern  sie  sich,  so  wird  es  den  Bürgern 
erlaubt,  in  der  Stadt  London  oder  in  der  Grafschaft,  wo  sich  der 
Schuldner  aufhält,  Pfand  zu  nehmen  (capiant  namia  sua)®). 

In  Kapitel  2 (Be  rihtes  weorce  betweo.x  Wealum  and 
Englum)  und  3 (Be  bädum;  De  namo)  der  Ger:ednes  bet- 
weo.x Dünsetan“)  wird  verordnet,  daü  zwischen  Engländern  und 
Wallisern  bei  Ansprüchen  von  einem  Ufer  nach  dem  andern  binnen 
!)  Tagen  Recht  geleistet  werden  solle.  Wenn  man  in  dieser  Weise 
sein  Recht  nicht  erlangen  kann,  ist  es  erlaubt  zu  ])fänden  (bädian; 
namiari).  Das  Pfand  (bäd;  namiiin)  braucht  nicht  dem  Schuldner 
selbst,  sondern  kann  auch  .Temand  anders  abgenommen  werden; 
weil  in  diesem  Kalle  die  ganzen  Grenzstämme  für  die  Verbind- 
lichkeiten ihrer  einzelnen  Angehörigen  einer  gegenseitigen  Haftung 
unterliegen');  denn  das  Gesetz  nach  dem  Wortlaut  der  Schmid’schen 
Übersetzung  sagt:  Wenn  ein  Pfand  genommen  ist  von  Jemandes 
Vieh  um  eines  andern  Mannes  willen,  dann  nehme  er  das  Pfand 
heim,  für  den  es  genommen  ist,  oder  es  befriedige  ihn  der  aus 
seinem  Eigen,  dem  das  Vieh  gehört.  Es  .soll  dann  gezwungen 
Recht  angedeihen  lassen,  der  früher  nicht  wollte ‘’). 


•)  Histiiria  Eliensis,  I,  34  (Historiac  Britamdcae,  Saxonicae,  Anglo-Dani- 
cae,  Scriptorcs  XV,  lirsg.  von  (iale,  1,  S.  477,  478).  Siclio  unten  S.  123,  .\nm.  4. 

*)  Schmid,  (jesetze,  S.  43,5,  632:  Licborinann,  a.  a.  0.,  S.  52.5. 
Siehe  Thorpe,  a.  a.  0.,  S.  217,  Amu.  e. 

•)  Schmid,  tiesetze,  Anh,  I,  2,  S.  358 — 361.  Vgl.  auch  Liebermann^ 
a.  a.  ü„  S.  374-379. 

')  Schmid,  (Jeaetze,  S.  642. 

D Zu  vergleichen  ist  l.iebcrmanns  Übersetzung  (a.  a.  0.,  S.  375,  377) 
dieser  beiden  KapiUd  des  liesetzes.  2:  (Von  t'rtheiläerffdlung  zwischen 
Wallisern  und  Engländern).  .Te  nach  9 Tagen  gebührt  sich,  daß  einander 
zwischen  den  beiden  rfern  das  iTtheit  erfüllt  werde,  sowohl  beim  Keinigungs- 
beweis  als  bei  jeder  .Klage,  die  zwischen  ihnen  [beiden]  schwebt.  2,  § 1 : 
Kein  anderer  Iteinigungsbeweis  als  das  Ordal  gilt  bei  einer  Klage  zwischen 
Wallisern  und  Engländern,  es  sei  denn,  man  [(iegner]  wolle  [leichteren]  zn- 
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§ 2.  (loriclitlichfi  Pfändung. 

In  den  angelsäclisisehen  Quellen  finden  wir  einige  Stellen 
über  gerichtliche  Ptändnng  im  Gegensatz  zur  eigenmächtigen 
Privatpfandung,  und  zwar  finden  wir  Pfändung  im  Ungehor.sams- 
prozeß  und  im  Strafprozeß. 

Für  die  Pfändung  im  Ungehorsams])rozeß  kommen  folgende. 
Stellen  in  Betracht. 

AetheLstan  II,  Kaj>.  20*),  handelt  von  dem,  der  das  Gemot 
versäumt.  Kap.  20  pr.:  Wenn  Jemand  das  Gemot  dreimal  ver- 
säumt, gelte  er  den  Ungehorsam  gegen  den  Kfinig;  und  es  werde 
sieben  Nächte  vorher  geboten,  ehe  das  Gemot  ist.  § 1:  Wenn  er 
aber  weder  nacd»  Recht  thun,  noch  den  Ungehorsam  gelten  will, 
dann  sollen  die  ältesten  (angesehensten)  Männer,  die  zu  der  Burg 
gehören*),  sämmtlich  hinreiten  und  Alles  nehmen,  was  er  hat, 
und  ihn  unter  Bürgschaft  setzen.  § 2:  Wenn  einer  dann  nicht 
reiten  will  mit  seinen  Genossen,  so  gelte  er  den  Ungehorsam 
gegen  den  König. 

Die  Pfändung  bei  der  Versäumnis  des  Gerichtstages  wird  in 
den  Leges  Henrici  Primi  folgendermaßen  geregelt:  Das  Pfand 
(namium)  .soll  in  der  Hundertschaft  genommen  werden,  und  darf 
nicht  aus  der  Hundertschaft  weggeschafft  werden*).  Wenn  ein 

lassen.  2,  § 2:  Von  jedem  l'fcr  zum  andern  darf  man,  wenn  man  sonst 
nicht  Urtheilserfüllung  erlangen  kann,  Pfand  fortnehnien  [von  jedem  I.aiids- 
mann  des  Schuldigen].  3:  (Von  Prändern.)  Wenn  ein  Pfand  an  jemandes 
Vieh  fortgeiiommcn  worden  ist,  um  [der  Schuld]  eines  anderen  Mannes  willen 
[aus  demselben  Stamme],  dann  schalle  dieser,  wegen  dessen  cs  fortgenonimen 
worden  ist,  jenes  Pfand  heim  oder  befriedige  aus  seinem  Eigenen  jenen, 
dem  das  [abgepfändete]  Vieh  gehSrt:  [3,  § 1]  Alsdann  soll  gezwungen  [durch 
Pfändung]  Urtheil  erfiillen,  wer  bisher  [freiwillig]  nicht  gewollt  hat. 

')  Schmid,  Oesetze,  S.  142 — 14f>.  Siehe  auch  die  Lesarten  bei  Lieber- 
mann, a.  8.  0.,  S.  160,  161.  Vgl.  die  Belegstellen  bei  Schmid,  a.  a.  0., 
S.  143,  Anmerkungen  zu  .A.ethelstan  II,  c.  20. 

*)  . . . ealle  pe  to  piore  byrig  hiron,  ...  Liebermann,  a.  a.  0.,  S.  160, 
der  (S.  161)  übersetzt:  welche  zu  jener  (lerichtsstadt  gehören  . . . Die  ent- 
sprechende Stelle  des  yuadripartitus  lautet  (Liebermann,  a.  a.  0.,  S.  161): 
. . . (jui  ad  eam  curiani  obediunt,  . , . 

*)  Leges  Henrici  Primi,  c.  23  (Oui  debent  esse  judiees  regis),  § 2, 
Schmid,  Oesetze,  S.  449.  Siehe  auch  Li  ehe  rni  an  n , a.  a.  0..  S.  .563.  Vgl. 
die  Belegstellen  bei  Schmid,  a.  a.  O.,  S.  449,  .Vnm.  zu  dem  eben  an- 
geführten c.  29,  § 2. 
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vicecomcs  widorrechtlidi  pfändet  (injuste  aliquom  namiet), 
nniß  er  es  doppelt  büßen ').  Möge  die  Pfändung  reclitlich  be- 
gründet sein  oder  nicht,  so  darf  doch  Niemand  das  Pfand  ge- 
waltsam zurflcknehmen  hei  Strafe  der  overseunessa  ■').  Das 
Pfand  soll  nicht  sofort  verkauft,  sondern  bei  der  nächsten  Ver- 
handlung dem  königlichen  Gerichtshof  überliefert  werden’). 

Wir  haben  schon  eine  Stelle  aus  der  Historia  Eliensis 
citiert,  wonach  der  Richter  dein  Kläger  Erlaubnis  geben  kann, 
von  den  Gütern  des  Beklagten  Besitz  zu  ergreifen,  wenn  der  Be- 
klagte veru'eigert,  gemäß  dem  Gerichtsurteil  zu  handeln*). 

Über  die  Pfändung  bei  Diebstählen  sind  folgende  Stellen  zu 
berücksichtigen. 


Thorpe,  a.  u.  O. , S.  231,  iii  einer  .Vninerkiinj;  (c)  zu  den  Worten  „et 
in  linndreto  naniiiini  sit“  der  Leges  llenrici  Primi,  c.  2!),  § 2 (siehe  oben) 
sagt:  „C2»od  seqiiitur,  opinor,  additur,  ne  ,vetitnni  (iit  vocunt)  naniiuiiC  eontra- 
heretur,  de  (|no  vide  Hracton.  De  Corona,  eap.  ST“.  Und  S.  231,  in  einer 
Anmerkung  (d)  zu  den  Worten  „et  non  ducatur  Ime  namiuin  extra  hundrclum“ 
der  Lcgcs  Hcnrici  Primi,  c.  23,  §2:  „Unde  pigniis  vel  rem  eo  nomine 
prehcnsam  aut  eaptam  extra  hundrcduin,  i.  e.  centuriam,  ut  rocant,  abigere, 
inter  jnris  no.stri  municipalis  corruptelas,  ab  Homo  in  suo  Justiciariorum 
Speculo,  eap.  5,  scct.  1,  enummeratas  locum  obtinet,  nuin,  78“. 

b Loges  Henrici  Primi,  c.  .öl  (De  summonitinnc  hundreti),  § 4,  Schmid, 
liesetzc,  S.  457.  Die  Stelle  ist  auch  bei  Liebermann,  a.  a.  0.,  8.  .073,  zu 
linden.  Siehe  Schmid,  a.  a.  ().,  S.  642. 

'■')  Leges  Hcnrici  Primi,  c.  .öl , §§  5,  7,  8,  Schmid,  Gesetze,  S.  4.Ö8, 
I.iebcrmann,  a.  a.  O.,  S.  .073.  Siehe  Schmid,  a.  a.  0.,  S.  642:  Thorpe, 
a.  a.  O.,  Glossar,  s.  v.  Excussio. 

*)  Leges  Henrici  Primi,  c.  51,  §6,  Schmid,  Gesetze,  S.  438:  Si  vice- 
comes  namium  capiat,  ad  propinquiorem  regis  curiam  diniittat,  nec  rendat 
ipsa  die.  Die  Stelle  ist  auch  bei  Lieberniann,  a.  a.  O.,  S.  573,  zu  linden. 
Siehe  Schmid,  a.  a.  0.,  S.  642. 

*)  Siehe  oben  S.  121.  Philipps,  Versuch  S.  141,  142,  betrachtet  diese 
Stelle  der  Historia  Eliensis  als  gerichtliche  Pfändung,  denn  nach  einer 
kurzen  Erörterung  der  einseitigen  Pfändung  von  Seiten  des  Gläubigers  fährt  er 
fort  (unter  Citieriing  von  Hist.  Elien.  I.  34):  , . . . auch  konnte  von  Seiten  des 
Gerichts  der  Heklagte,  wenn  derselbe  dem  geschehenen  Urteilssiirnche  nicht 
Folge  leistete,  ausgeprändet  werden“.  Glasson,  a.  a.  (). , I,  S.  169  sagt 
unter  Citieriing  die.ser  Stelle  der  Historia  Eliensis  in  seiner  Erörterung 
des  .kngelsächsiscln'n  Pfanilrechts : „Eutin,  parfois,  le  jiige  ordonnait  au  de- 
mandeiir  de  se  inettre  en  possession  de  tels  biens  du  liefendeiir,  lorsqiie 
celui-ci  refiisait  d’eiecuter  ln  seiitence  rendiie  coiitre  lui“. 
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Aethelstan  II,  Kap. '20 '),  §3:  Und  man  gebiete  auf  dem 
(•einote  daß  man  Alles  in  Frieden  halte,  was  der  König  in  Frieden 
gehalten  haben  will,  und  daß  man  sich  aller  Diebstahle  enthalte 
bei  Strafe  seines  Lebens  und  alles  dessen,  was  Jemand  hat. 
§ 4:  Und  >venn  Jemand  hei  Strafe  nicht  abstehen  w'ill,  si>  sollen 
alle  die  ältesten  Männer,  die  zu  der  Kurg  gehören*),  hinreiten 
und  Alles  nehmen,  was  er  hat;  und  der  König  nehme  di«  Hälfte, 
und  die  Hälfte  die  Männer,  die  bei  dem  Ritt  sind,  und  man  setze 
ihn  unter  Hürgschafl  (on  borh;  sub  fidejussoribus).  § 5: 
Wenn  er  nicht  weiß,  wer  für  ihn  Bürgschaft  leiste  (Aborgie; 
jilegium),  verhafte  man  ihn.  § (J;  Wenn  er  es  nicht  dulden  w'ill, 
lasse  man  ihn  (ungestraft)  tödten,  wenn  er  nicht  entflieht  § 7 : 
Wenn  ihn  Niemand  rächen  will  oder  Einen  von  ihnen  befehden, 
dann  sei  er  Feind  des  Königs  und  aller  seiner  Freunde.  §H; 
Wenn  er  entflieht  und  ihn  Jemand  beherbergt,  sei  er  das  Wergeid 
desselben  schuldig,  außer  wenn  er  sich  zu  reinigen  rvagt  bei  der 
Were  des  Flüchtlings,  daß  er  ihn  nicht  Flüchtling  wußte. 

Das  Pländnehmen  bei  Leuten,  die  des  Diebstahls  bezichtigt 
waren,  wird  durch  Edwards  Gesetze“)  folgendermaßen  geregelt: 
Wenn  Jemand  des  Diebstahls  bezichtigt  ist.  so  sollen  ihn  die  in 
Bürgschaft  nehmen,  die  ihn  früher  dem  Herrn  übergeben,  damit 
er  sich  davon  reinige,  oder  andere  Freunde,  wenn  er  welche  hat, 
mögen  dasselbe  thun.  Wenn  er  nicht  weiß,  wer  ihn  in  Bürgschaft 
nehme,  so  sollen  Die,  welchen  es  zusteht,  von  seinen  Gütern 
pfandliche  Sicherheit  (on  his  »htan  in-borh;  de  pecunia 
sua  inborhgum)  nehmen*).  Wenn  er  keines  von  beiden  hat. 


')  Scliiiiid,  Ciesctze,  S.  142—  14.*).  Vgl.  auch  Licbcrmann,  s.  a.  0., 
S.  160— 1G3. 

’)  Die  Worte  Jle  to  [here  byrig  byroii  (Sclimid,  a.  a.  0.,  S.  142,  Lieber- 
uiann,  a.  a.  0.,  S.  160)  dieser  Stelle  werden  von  Liebcrmann,  a.  a.  0., 
8.  I6I,  übersetzt  mit:  die  zu  dieser  fJeriebtsstadt  gehören.  . . . 

Edward,  II,  3,  Schinid,  Gesetze,  8.  114  — 117.  Vgl.  auch  Liebcr- 
inann,  a.  a.  0.,  S.  142,  113.  Siehe  ferner  über  diese  Stelle  oben  S.  79,  80. 

*)  Thorpe,  a.  a.  0.,  S.  70,  Anni.  a,  bemerkt  zu  dieser  Klausel:  „To  take 
his  goods  in  execution.  ln  the  Custuinal  of  Hen.  1.  it  is  said:  ,vel  de  suo 
aliqiiid  pro  inborgo  retineatur‘.  e.  82“.  Schinid,  Gesetze,  8.  115,  sagt  in 
einer  .tmnerknng  zu  Edward  H,  3.  § 1:  ,Jn-borh,  hier  und  Henr.,  82,  § 2, 
eine  pfandliche  Sicherheit,  aber  .\nh.,  1,  8 (l)iinseten;  auch  ini  Gegensatz 
zu  uniler-wed  für  eine  persönliche  Uürgschaft“. 
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weder  Güter  nooh  andere  vSicherheit  (horh;  ple>;ium),  so  halte 
man  ilin  zuin  Gericht  fest. 

Zweites  Kapitel. 

Das  gegebene  Pfand. 

ln  der  angelsächsischen  Zeit  kann  das  gegebene  Mobiliar- 
pfand einmal  freiwillig  für  eine  Schuldforderung,  zmn  andern  im 
Prozesse  gestellt  werden. 

I.  Das  freiwillig  für  eine  Schuldforderung  gegebene  Pfand 
findet  sich  in  den  Gened  nes  betweo.x  Dünsetan '),  auch  Sena- 
tusconsultum  de  Monticolis  Walliae  genannt-).  Es  ist  dies 
die  Verordnung,  welche  die  Witan  vom  anglischen  Geschlecht  und 
die  Herater  des  wiilischcn  Volkes  unter  den  „Dunseten ’’)“  er- 
liefen ').  Die  Verordnung  zeigt  uns,  daß  sich  diese  beiden  Völker 
einander  fremd  gegenüberstanden  und  diiß  sie  zum  Zweck  hatte, 
den  Frieden  zu  sichern  und  die  Eigentümer  von  Vieh  auf  jeder 
Seite  des  Stromes  gegen  die  Raubanfälle  ihrer  Nachbarn  auf  der 
andern  Seite  zu  schützen^). 


•)  Glasson,  a.  a.  0.,  I,  S.  1G9,  sagt  unter  Citiening  der  Gerjrdnes 
betweox  Dtinsetaii,  c.  1,  daß  in  der  angelsächsischen  Periode  „tantöt  le 
gage  etait  fourni  volontairement  par  le  debiteur  en  garantie  de  Tengagc- 
inent  qu  "il  avait  contracte.  . .“ 

Phillips,  Versuch,  S.  141,  ist  derselben  Ansicht  und  sagt  unter  Ci- 
tierung  der  Gericdnes  betweox  Dünsetan  c.  1 : »Das  Pfandrecht 

konnte  thcils  dadurch,  daß  der  Schuldner  freiwillig  eine  Sache  als  Faust- 
pfand hingab,  theils  durch  einseitige  Pfändung  von  Seiten  des  Gläubigers 
entstehen*. 

Siehe  aber  Lieberniann,  a.  a.  O.,  S.  374,  Anmerkungen. 

Das  Wort  „Dnn-saetas“  bedeutet  niountain-dwellers  = Hergbewohner. 
Thorpe,  a.  a.  0.,  S.  150,  .Anni.  b.  Seebohm,  a.  a.  ().,  S.  403,  404,  sagt  bei 
Besprechjmg  dieser  Verordnung;  „Further,  this  evidence,  though  later  in 
date  probably  than  King  .Alfred’s  laws,  is  practically  Wessei  evidence, 
bccause,  though  tbe  geographical  pusition  uf  tho  Dunsetas  is  not  accurately 
known,  their  Connection  with  the  West  Sasons  is  the  one  thing  which  is 
clear*.  Vgl.  Schniid,  Gesetze,  S.  LXI,  LXII. 

*)  Schmid,  Gesetze,  S.  3,58.  Siehe  auch  Lieberinann,  a.  a.  0. 
S.  374,  375. 

Seebohm,  a.  a.  0.,  S.  402. 
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Kapitel  1 dieser  Verordnung*)  behandelt  die  Fährte  ge- 
stohlenen Viehes,  und  beiläufig  das  gegebene  Pfand  (under-wed; 
wed),  folgendermaßen:  Wenn  man  die  Fährte  "gestohlenen  Viehes 
von  einem  Ufer  zum  andern  verfolgt,  dann  übergebe  man  die 
Nachspflrung  den  Männern  des  Landes  oder  thue  durch  Zeichen 
dar,  daß  man  richtig  verfolgt.  Es  greife  dann  Der  zu,  dem  das 
Land  gehört,  und  habe  die  Nachsuchung  für  sich;  und  er  gelte 
von  da  in  9 Nächten  das  \'ieh  oder  stelle  an  dem  Tage  ein  Unter- 
pfand (under-wed),  das  anderthalb  mal  so  viel  werth  ist  als 
das  Vieh,  und  löse  von  da  in  9 Nächten  das  Pfand  (wed)  durch 
richtige  Geltung*)  *).  Wenn  jnan  sagt,  daß  man  die  Spur  un- 
richtig verfolge,  dann  mag  der,  welchem  das  Vieh  gehört,  die 
Spur  bis  zu  dem  Ufer  leiten  und  daselbst  sechs  ungekorenen 
Leuten,  die  getreu  sind,  den  Eid  leisten,  daß  er  nach  Volksrecht 
das  Land  in  Anspruch  nehme,  wie  sein  Vieh  dorthin  ging*). 

II.  Das  gegebene  Pfand  findet  sich  auch  im  Zivilprozeß  und 
im  Strafprozeß  vor. 


')  Sclimid,  Gesetze,  Anh.  I,  S.  3.18,  359.  Vgl.  auch  Text  und  Über- 
setzung bei  Liebermann,  a.  a.  0.,  S.  374,  375.  Uber  c.  8 derselben  Ver- 
urdnung  siche  unten  S.  128. 

*)  . . . and  pacs  on  IX  nihton  gylde  paet  yrfc,  oiViVe  tö  päm  daego 
under-wed  Iccge,  paet  sy  pacs  orfes  öiVer  healf  woorO,  and  pacs  on  IX 
nihton  paet  wed  undö  mid  rihtan  gjlde.  . . 

...et  inde  ad  IX  dies  reddat  ipsani  pecuniain,  vcl  vadium  ponat  ipsa 
die,  quod  valeat  quaesitam  et  investigatam  pecuniain  sesquialteram,  vcl  inde 
ad  IX  dies  ipsum  vadium  redimat  rccta  pcrsolutione.  . . 

Vgl.  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  374,  375. 

*)  Lieber  mann,  a.  a.  0.,  ,S.  375,  übersetzt:  . . . doch  bezahle  er  das 
Vieh  in  9 Tagen  von  dem  [Übernehmen]  ab  oder  hintcrlege  an  diesem  Ter- 
min ein  Unterpfand,  das  anderthalb  des  Viehes  werth  ist,  und  löse  von  da 
in  9 Tagen  dies  Unterpfand  ein  durch  richtige  llezahlung  [des  Viehes]. 

<)  In  Kajiitcl  8 derselben  Verordnung  (Sch mid,  Gesetze,  S.  3fi2,  303) 
lesen  wir:  Wenn  man  Vieh  mit  Ueschlag  belegt  und  die  Gewühr  über  den 
Strom  ziehen  will,  dann  stelle  man  Bürgschaft  oder  Unterpfand  (in-borh 
oiViVe  under-wed),  daU  die  Klage  ein  Kndc  habe. 

Über  Verfolgung  gestohli-iicn  Viehes  siehe  Sclimid,  Gesetze,  ,S.  358, 
Anui.,  030  und  die  lUdi-gstidlen  daselbst. 
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Ine,  8*)  heißt  es:  Wenn  Jemand  vor  einem  Shirmann  oder 
andern!  Richter  um  Recht  bittet  und  nicht  erlangen  kann,  und 
man  (der  Beklagte)  ihm  kein  Pfand  geben  will*),  büße  er  es  mit 
;i()  Schillingen  und  lasse  ihm  binnen  7 Nlichten  sein  Recht  an- 
gedeihen *). 

Ine  ()2‘)  handelt  von  demjenigen,  den  man  zur  Pfandstellung 
anhült:  Wenn  gegen  Jemand  eine  Klage  erhoben  wird  und  man 
ihn  zur  Pfandbestellung  anhillt®),  er  aber  selbst  nichts  hat,  was 
er  als  Pfand  geben  kann*),  es  geht  aber  ein  anderer  und  giebt 
sein  Pfand  für  ihn’),  wie  er  das  festsetzen  kann,  unter  der  Be- 
dingung, daß  er  (der  Beklagte)  ihm  (als  Geisel)  zur  Hand  gehe, 
bis  er  ihm  sein  Pfand  frei  machen  könne*),  man  bezichtigt  ihn 

')  Schmid,  Gesetze,  8.  24,  25.  Vgl.  auch  Liebormann,  a.  a.  ()., 
8.  92,  93.  8iehe  über  diese  Stelle  Thorpe,  a.  a.  0.,  8.  47,  Aiini.  a;  Schmid, 
Gesetze,  Glossar,  s.  v.  wed,  wedd. 

*)  . . .and  hin)  wedd  [wed]  [nion]  scllan  nelle  . . . 

. . .et  accusatus  ei  vadium  recti  dare  nolit  . . . 

Vgl.  Lesarten  bei  Lieb  er  mann,  a.  a.  0.,  8.  92,  93. 

*)  Liebormann,  a.  a.  0.,  8.93,  übersetzt:  Wenn  einer  sich  [sein] 
Recht  fordert  vor  irgend  einem  Amtmann  oder  einem  anderen  Richter  und 
[es]  nicht  erlangen  kann,  indem  [Verklagter]  ihm  ein  l’fandversprechen 
[künftiger  l’rthcilserfüllung]  nicht  geben  will,  so  büße  dieser  [dem  König] 
30  Schill,  und  mache  ihn  binnen  7 Nächten  der  Urtheilserfüllung  theilhaftig. 
Cber  Urtheilserfüllungsversprechen  siehe  oben  8.  76  ff. 

*)  Schmid,  Gesetze,  8.  50,  51;  Thorpe,  a.  a.  0.,  8.  61,  62;  Lieber- 
mann, a.  a.  0.,  8.  116,  117.  Siche  Schmids  Anmerkung  zu  dieser  Stelle, 
a.  a.  0.,  8.  50,  51;  Thorpes  .Anmerkung,  a.  a.  O.,  8.  549. 

*)  . . . and  hinc  mon  bedrefoiV  tö  ceäpe  [ccäce] . . . 

...  et  ad  fanccs  coartatur  . . . 

Vgl.  auch  Lesarten  bei  Lieberinann,  a.  a.  0.,  8.  116.  Die  Stelle  im 
Qu adrip artitus  lautet  nach  Liebermann,  a.  a.  0.,  8.  117;  , . . et  ad 
captale  pertrahitur  (fauces  coartatur  [coliortatur])  . . . 

*)  . . . tö  gcsellannc  beforan  ceäpe  [ceäce]  . . . 

...  ad  dandum  ante  ccrtainen  . . , 

Vgl.  auch  Lesarten  bei  Liebermann,  a.  a.  0.,  8.  116,  117. 

’)  . . . seleiV  [sjlaiV,  sjllaO]  his  ccäp  forc . . . 

...  et  vadit  alins  et  dat  suuni  captale  pro  co  . . . 

Vgl.  auch  Lesarten  bei  Liebormann,  a.  a.  ().,  8.  116,  117. 

•)  . . . öO'  {laet  he  his  ceäp  him  geinnian  maege. 

. . . donec  captale  suum  possit  illi  intimare. 

Vgl.  auch  Lesarten  bei  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  116,  117. 
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aber  nachher  nochmals  und  hält  ihn  zur  Pfandbestellung  an '), 
wenn  dann  der  hinfort  nicht  für  ihn  einstehen  will,  der  früher 
das  Pfand  für  ilin  gab,  und  er  (der  zweite  Kläger)  sich  seiner  be- 
mächtigt, so  verliere  dann  Der  sein  Pfand,  der  es  früher  für 
ihn  gab  -)  ®). 

Kapitel  8 der  Ger^ednes  betweox  Dünsetan*)  handelt  von 
Vieh,  das  jenseit  des  Stromes  aufgefunden  wird:  Wenn  man  Vieh 
mit  Beschlag  belegt  und  die  Gewähr  über  den  Strom  ziehen  will, 
dann  stelle  man  Bürgschaft  oder  Unterpfand,  daß  die  Klage  ein 
Knde  habe').  Wer  es  an  sich  zieht  (vindicirt),  leiste  selbsechs 
den  Eid,  daß  er  es  so  an  sich  ziehe,  wie  es  ihm  gestohlen  war. 


')  . . . and  bctrüftV  [bcdröfeiV]  tö  coÄ])C . . . 

. . . ot  ad  componenduin  pertrahatur  . . . 

Vdl.  auch  Lesarten  bei  Lieber inunn,  a.  a.  O.,  8.  IIG,  117. 

*)  . . . se  pe  bim  äcr  ceäp  fore  sealdc,  and  hc  hine  punnc  forfidiiV,  po- 
lige  ponne  bis  ceäpes  sc  pc  hc  hitn  ser  fore  sealde. 

. . . qui  captale  suiiui  dedit  pro  eo  antca  et  hoc  antici|iavcrit,  perdat 
ca]itale  suum,  quod  antca  pro  eo  dederat. 

Vgl.  auch  Lesarten  bei  Lieb  ermann,  a.  a.  0.,  S.  IIG,  117. 

L icbermann,  a.a.  0.,  S.  1 IG,  bei  Ine  62  liest  ccac  (Kessel)  statt  ccap 
(Pfand,  u.  8.  w.).  Siehe  ferner  Lieberniann,  Kessclfang  bei  den  West- 
sachsen  im  siebenten  Jahrbundert,  Sitzungsber.  der  Königl.  prenß.  .\kadcmie 
der  Wissenschaften  (189G),  S.  829  — 83ö.  Kr  übersetzt  (Gesetze,  S.  117) 
Ine  62  folgendermaßen:  Wenn  jemand  einer  Strafsache  angcschuldigt  ist 
und  zum  Kessel  [fange]  gezwungen  wird,  aber  selbst  nichts  vor  dem  Kessel 
herzugeben  besitzt;  [wenn]  dann  jemand  anders  kommt  [und]  sein  Gut  vor- 
schießt — je  wie  er  dann  [mit  dem  Kläger]  abmachen  kann  — auf  die 
Bedingung  hin,  daß  ihm  der  [Schuldner]  diene,  bis  daß  derselbe  ihm  sein 
vorgeschossenes]  Gut  einbringen  könne  : es  wird  aber  jener  [Schuldner] 
späterhin  zum  zweiten  Male  verklagt  und  zum  Kesselfange  gezwungen  ; 
wenn  [nun]  der,  welcher  ihm  früher  Vorschuß  gegeben  hatte,  ferner  nicht 
für  ihn  einstehen  will,  und  ihn  [den  Schuldigen,  der  zweite  Kläger]  nun  faßt, 
dann  verliere  [der  Gläubiger]  sein  Gut,  das  er  ihm  früher  vorgeschossen  hatte. 

*)  Schuüd,  Gesetze,  Anhang  1,  S.  3G2,  3G3.  Siehe  auch  Liehcrmann, 
a.  a.  0„  S.  378,  379.  Siche  Schmid,  a.  a.  I).,  S.  3G3,  Anmerkung  zu  dieser 
Stelle. 

')  . . . ponne  sette  mon  in-borh  oiViVc  unde-wed  leege,  paet  scö  sprec 
ende  haebbe. 

. . . tune  ponatur  inborh  vel  underwed  mittatur,  ut  placitum  illud 
llnem  habeat. 

Vgl.  Lesarten  bei  Lieberniann,  a.  a.  0.,  378,  379. 
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um)  wer  es  zur  Gewähr  zieht,  leiste  allein  den  Eid,  daß  er  die 
Gewahr  zu  derjenigen  Hand  ziehe,  die  e.s  ihm  verkaufte.  Wenn 
es  .Teinand  jenseits  des  Stmines  sieh  zu  eigen  ziehen  will,  dann 
.soll  das  durch  Ordal  geschehen.  ,\uf  gleiche  Weise  wie  der 
Engländer  soll  der  Wälische  Hecht  gewähren  ‘). 

Aethelreds  (tesetze,  111,  12'-*),  verordnen,  daß  man  bei  einer 
Rechtssache  vor  dem  Könige  t!  halbe  Mark  zum  Pfände  (wedd; 
vadium)  erlegen  müsse’),  und  bei  einer  vor  einem  Eorl  oder 
Hischof  12  Oeren  Pfand  (wedd)  und  bei  einer  vor  irgend  einem 
'l'han  ti  Oeren  l’fand  (wedd;  vadium)*)’). 

Edwards  Gesetze“)  stellen  die  folgende  Hechtsregel  auf:  Auch 
haben  wir  beschlossen,  wenn  es  einen  schlechten  Mann  geben 
.sollte,  der  Anderer  Gut  (Vieh)  zu  Pfand  setzen  (tö  borge  settaii; 
per  plegium  mittere)  wollte  für  eine  Widerklage*),  daß  er  dann 

')  l.icbcriiianii,  ,v.  a.  O.,  S.  37Ü  übersetzt  Kapitel  8 |ir. : (V'oiii  jenseits 
des  im  .tiiefang  gefaUteii  Vieh.)  Wenn  Vieh  iin  .Vnefang  gefallt  wird,  und 
der  [verklagte]  Mann  es  über  den  Strom  hin  zur  (Jewähr  schieben  will,  dann 
stelle  er  Sicherheit  oder  hinterlege  ein  Unterpfand  [dafür],  dnli  diese  Klage- 
sache einen  .Vbschlnll  erhalten  werde.  § 8.  1 : Jener  [.Vnefänger],  der  es 
für  sieh  beansprucht,  leiste  als  einer  von  sechs  [d.  h.  mit  fünf  Helfern]  hd- 
genden  Kid:  .daß  er  es  so  für  sich  beanspruche,  wie  es  ihm  von  l>ieben 
gestohlen  worden  sei‘.  § 8,  2:  l ud  wer  es  zur  Gewähr  schiebt,  leiste  für 
sich  allein  folgenden  Kid : .daU  er  es  zu  der  Hand  schiebe,  die  [es]  ihm 
veräußert  hat*.  J 8,  3:  Wenn  jemand  jenseits  des  .Stromes  [gegen  diessei- 
tigen .\nefänger]  e.s  als  sein  Ureigen  behaupten  will,  dann  soll  dies  [nur] 
durch  Ordal  [ihm  möglich]  sein.  §8,  4:  Diesem  gleich  soll  der  Engländer 
dem  Walschen  Recht  erfüllen. 

ä)  Schmid,  (Jesetze,  S.  21(i,  217.  Siehe  auch  Liebermann,  a.  a.  O., 
S.  230. 

*)  leege  man  VI  healf-marc  wedd. 

de  placito  regis  ponatur  vadium  VI  dimidiae  marcae.  Siehe  auch 
I.  i e b e r m a n n , S.  230. 

*j  Siehe  ’J'horpe,  a.  a.  0.,  S.  12(>. 

’j  Lieberniann,  a.  a.  ().,  S.  231,  übersetzt:  Und  bei  .\nklagc  durch 
den  König  [Staat]  hinterlege  | Verklagter  G Halbmark  Pfand  und  bei  einer 
durch  Graf  oder  Bischof  12  (ir  Pfand  und  bei  [einer  durch]  irgend  einen 
Thegn  6 (jr  Pfand. 

®)  Kdward,  I,  I,  §5,  Schniid,  Gesetze,  S.  112,  113.  Vgl.  auch  Les- 
arten bei  Liebermann,  a.  a.  ().,  S.  140,  141. 

’)  Schmid,  Gesetze,  S.  .740,  s.  v.  borh,  betrachtet  diese  Stelle  in 
Edwards  Gesetzen  als  .Pfandsicherheit,  Kaution“;  und  dies  scheint  auch  die 
Meinung  Thurpes  zu  sein  (siehe  a.  a.  (>.,  S.  G9'.  Vgl.  Jenks,  Law  and  Pol- 

UaselUne.  EDglisches  FfaDdrecbt  9 
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eidlich  bekräftige,  daß  er  es  nicht  aus  Gefährde  time,  sondern 
mit  vollem  Hecht,  ohne  Trug  und  Arglist,  und  der  thue  dann, 
wie  er  es  sich  da  getraut,  bei  dem  man  die  Sache  in  Beschlag 
nahm,  sei  es,  daß  er  sie  als  Eigentum  in  Anspruch  nahm,  oder 
sie  zur  Gewähr  zog '). 

Kapitel  52  der  Leges  Henrici  Primi  ist  De  proprio 
placito  regis®);  und  obwohl  der  Sinn  des  § 1 nicht  ganz  klar 
ist,  scheint  der  Passus  Folgendes  zu  bedeuten’);  1.  Ein  jeder, 
der  von  dem  König  durch  einen  seiner  Richter  angeklagt  wird, 
muss  vadium  recti  geben,  d.  h.  Sicherheit,  daß  er  der  An- 
klage Folge  leisten  und  ffir  den  Schadenersatz  einstehen  will,  zu 
dem  er  vom  Gericht  eventuell  verurteilt  wird*).  2.  Wenn  er 
zum  Erscheinen  vor  Gericht  nicht  geladen  wurde  und  deswegen 
nicht  kam,  so  muß  er  die  obengenannte  Sicherheit  (recti  vadi- 
monium)  geben,  und  Bürgen  ijilegios;  stellen,  sofern  dies  von 
ihm  verlangt  wird.  3.  Wurde  er  aber  rechtmäßig  geladen,  und 
war  der  Tag  der  gerichtlichen  Untersuchung  festgesetzt  worden, 
so  muß  er,  wenn  der  Richter  es  verlangen  sollte,  ohne  Verzögern 
antworten,  oder  er  verliert  seine  Rechtssache’).  4.  Sollte  er  sich 
weigern,  die  verlangte  Sicherheit  (vadium  recti)  zu  geben, 
nachdem  es  dreimal  begehrt  worden  war.  so  ist  er  overseuuessa'*) 

itics  in  thc  Middle  Ages.  Über  Widerklage  (wiber- tihtlan)  vgl.  Cniit. 
II,  27;  Henr.,  23,  §2;  und  Schniid,  Gesetze,  S.  13,  Anm.,  (579. 

')  Lieberniann,  a.  a.  0.,  S.  141,  übersetzt;  .Auch  bestimmen  wir  — 
[gegen  den  Fall]  wenn  cs  da  einen  der  bösen  (betrngeriscben  B)  Menschen 
gicbt,  der  kraft  widerrechtlicher  Klage  jemandes  Vieh  unter  Pfand[sicher- 
heit]  bringen  will  — , daß  der  [AnefSnger  zuerst]  dann  erkläre  unter  Eid, 
.daß  er  dies  zu  keinerlei  Truge  thut,  sondern  nach  Volksrecht  (vollem 
Hecht  H)  ohne  Eist  UTid  Tücke":  und  der  [Verklagte],  bei  welchem  jenes 
im  Anefang  angegriffen  wurde,  handele  alsdann  so.  wie  er  sich  da  getraut : 
entweder  er  erklire  es  als  sein  eigen,  oder  er  ziehe  cs  zur  Gewähr. 

*)  Schmid,  Gesetze,  S.  4.78.  Vgl.  auch  den  Text  bei  Liebermann, 
a.  a.  0.,  ,S.  .773,  574. 

’)  Thorpe,  a.  a,  ().,  S.  271.  Siebe  Schmid,  Gesetze,  S.  4.78.  .Anm. 

*)  Siehe  Thorpe,  a.  a.  0.,  S.  2311,  .Anm.  c,  über  das  Wort  .justitia" 
dieses  Textes. 

’)  Siche  Thorpe,  a.  a 0.,  S.  239,  .Anm.  d. 

*)  .Schmid,  Gesetze,  S.  041:  .overseunessa,  von  oferseön  (-seah  etc.), 
übersehen,  was  dann,  analog  dem  Worte  oferhyraii,  sowohl  in  der  Bedeutung 
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schuldig,  und  man  mag  ihn  in  Haft  znrflckhalten,  bis  er  Bürgen 
(l)legios)  stellt  oder  (ienugtuung  leistet:  maxime  si  judicatum 
sit  de  vadio,  si  de  eajiitalibus  agatur  in  eo.  § ’J  desselben 

Kajdtels  sagt:  Clericus  per  eonsilium  praelati  sui  vadium  dare 
debet,  eum  dederit  in  aecusatione. 

Aethelreds  (iesetze  zur  Besserung  des  Friedens,  erlassen  von 
Aethelred  und  seinen  Witan  zu  Wantage')  unterrichten  uns  weiter 
bezüglich  des  gegebenen  Pfandes  im  Prozeß.  Nach  Aethelred,  III.*) 
gibt  der  Angeklagte,  oder  jemand,  der  den  Angeklagten  reinigen 
will,  irgend  einem  öffentlichen  Beamten  oder  einer  öffent- 
lichen Körperschaft  — Grundherrn,  Wä])entak,  oder  Königs  Ge- 
refen  — ein  Pfand  (wedd  oder  vadium*),  daß  der  An- 
geklagte, oder  derjenige,  der  ihn  zu  reinigen  beabsichtigt, 
zum  Ordal')  schreiten  will  und  dafür,  daß  der  Angeklagte  un- 
schuldig sei"). 

von  perapiccre,  intclligere,  als  in  der  von  praotennitterc,  ncgligcrc,  vor- 
koinmt.  IMe  ovcrseiinossa  ist  iler  spStiT«  lateinischn  .Xiisdruck  für  das  ags. 
ofrrhyrnes  . . . lii  den  angelsächsischen  Gesetzen  linden  wir  die  ofcrhyrncs 
nur  bei  dem  rngehursam  gegen  königliche  Anordnungen  erwähnt,  ubschon 
eine  Wette  auch  bei  der  Mißachtung  anderer  obrigkeitlicher  Befehle  ge- 
zahlt werden  mußte;  die  overseunessa  bezieht  sich  aber  auch  auf  den  Un- 
gehorsam gegen  comites,  hundreda  u.  s.  w.  . . . Überbaujit  wird  in  den 
Leges  Henrici  der  Begriff  der  overseunessa  sehr  erweitert  oder  der  Aus- 
druck öfter  nur  zur  Bezeichnung  einer  bestimmten  Strafsumme  gebraucht  . . .“ 
Siehe  ferner  Leges  Henrici  Primi,  c.  53,  § I (Schinid,  S.  458)  und 
andere  Belegstellen  bei  Schmid,  (Jesetze,  S.  Ö4l. 

')  Schmid,  Gesetze,  S.  212  ff. ; Lieber  mann,  a.  a.  0.,  S.  228  ff. 

*)  Uic  Stellen  in  Aethelreds  Gesetzen,  welche  wir  im  Folgenden  be- 
sprechen werden,  befinden  sich  in  Schmid,  Gesetze,  S.  212— 219,  und  in 
Lieber  mann,  a.  a.  0.,  S.  228—230.  Mit  un.serer  (Übersetzung  dieser  Stellen, 
die  mit  der  Schmid'schen  übcreinstimint,  vgl.  auch  Liebermann’s  Über- 
setzung, a.  a.  O.,  S.  229—231. 

*)  Dazu  kommt  noch  die  Sicherheit  eines  Bürgen.  Siehe  Aethelred. 
111,  fi,  Schmid,  Gesetze,  S.  214,  215,  Liebermann,  a.  a.  0.,  S.  230. 

Über  Eisen-  und  Wasserordal,  sowie  den  Probebissen  bei  den  Angel- 
.sachsen  siehe  Schinid,  Gesetze,  S.  414-417,  839,  640.  (Iber  Kcsselfang 
siehe  lue  37,  Liebermann,  a.  a O.,  S.  104,  10.5,  sowie  Ine  62,  Lieber- 
niann,  a.  a.  ü.,  S.  116,  117. 

*)  Vgl.  Edward.  II,  3,  Schinid,  Gesetze,  S.  114  — 117,  Liebermann, 
a.  a.  ().  S.  142;  Aethelstan,  II,  23,  Schmid,  a.  a.  O.,  S.  144—147,  Lieber- 
maun,  a.  a.  ü.,  S.  162 — 164. 

9* 
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Aethelred,  III,  3,  schreibt  vor,  d.iß  man  ein  Oemot  habe  in 
jedem  WäpentakeM,  und  daß  die  zwölf  ältesten  Thane“)  hinaus- 
gehen und  der  Gerefe  mit  ’j,  und  sie  auf  das  Heiligtum  schwören, 
welches  man  ihnen  in  die  Hand  gibt,  daß  sie  keinen  Schuldlosen 
anklagen  und  keinen  Schuldigen  verhehlen  wollen*);  und  sie 
sollen  dann  die  oft  bezichtigten  Leute  nehmen,  welche  mit  dem 
Gerefen  eine  Sache  haben,  und  jeder  von  ihnen  soll  ß halbe  Mark 
zum  Pfände  geben  ^),  halb  dem  Grundherrn  Gand-rican;  domino 
ipsius  terrae),  halb  dem  Wäpentake;  und  jeder  oft  bezichtigte 

')  ächmid,  (iesetze,  S.  672,  sagt,  daß  wfepeiigetiec  oder  w^pentak, 
-es,  n.,  „nach  Ed.  Conf.,  3U,  eiue  der  Hundertschaft  entsprechende  Einteilung 
der  Shire  in  mehrere  Grafschaften  Nordetiglands  (York.  Lincoln,  Nottingham, 
Northampton,  Leicester,  bis  zur  Watliiigstrete  und  noch  8 Milliaria  darüber)“ 
sei.  Nach  seiner  Ansicht  ist  das  Wort  dänischen  Ursprungs.  Siche  ferner 
Chadwick,  Studies  on  Anglo-Saion  Institutions,  S.  199,  239,  245.  Nach 
Schinid,  Gesetze,  S.  595.  596,  wiederum,  ist  das  hundred-geinöt  (hundredcs- 
gemöt,  oder  auch  bloß  hundred)  das  Hundertschaftsgericht,  das  alle  vier 
Wochen  gehalten  werden  .soll;  und  ^ihnen  gleich  (Ed.  Conf.,  30)  steht  das 
gemöt  on  wä“peiitake,  Athlr.,  III.  3;  Henr.,  7,  § 4.“ 

’)  Pollock  and  Mailland,  a.  a.  0.,  I,  S.  33:  .The  ofKcial  term  of 
rank  which  we  find  in  iise  in  and  after  Alfred’s  time  is  ‘thegn*  ({legen,  in 
Latin  usually  minister).  Originally  a thegn  is  a hnusehold  oflicer  of  somc 
great  man,  eminently  and  especially  of  the  king.  I’roni  the  tenth  Century 
tu  the  (.'onquest  thegnship  is  not  an  uflice  unless  described  by  soiiie  specific 
addition  (horspegen,  discjlegen.  and  the  like)  showing  what  the  officc  was. 
It  is  a social  condition  above  that  of  the  churl,  carrying  with  it  both  Priv- 
ileges and  customary  duties.  The  .King's  thegns“,  those  who  are  in  fact 
attached  to  the  king  s person  and  Service,  are  specially  distinguished.  Wp 
may  perhaps  roughly  coinpare  the  thegns  of  the  later  .Anglo-Sazon  nionarchy 
to  the  conntry  gentleiuen  of  modern  times  who  are  in  the  Commission 
of  the  pcace  and  servc  on  the  granil  Jury.  Hut  wc  must  remember  that  the 
thegn  had  a definite  legal  rank.  Ilis  w'ergild.  for  example,  . . . was  sii 
times  as  great  as  a common  man's:  and  his  oath  weighed  as  mucli  iiiore 
in  the  eurious  contest  of  asseverations,  quite  ditlerent  froin  anything  we 
now  understand  by  evidence,  hy  which  early  Germanic  lawsiiits  were  de- 
cided.“  Siehe  ferner  Schmid,  Gesetze,  S.  664—669. 

’)  Uber  das  .Amt  des  Gerefen  in  der  angelsächsischen  Zeit  siehe  Sch  m id, 
Gesetze,  S.  597;  Chadwick,  a.  a.  <).,  S.  228  ff. 

*'  Das  Gesetz  .Aethelred  III,  3.  ist  von  Interesse  in  Bezug  auf  den 
Ursprung  der  englischen  .lury.  Siehe  hierüber  Brunner,  Entstehung  der 
Schwurgerichte,  S.  402,  403;  Pollock  and  Mitland,  a.  a.  0.,  S.  142,  143. 

*)  and  heora  aelc  sylle  VI  healf-niarc  wedd.  et  omnis  eorum  det  VI 
dimidias  inarcas  vadii.  Siehe  auch  Liebermauu,  a.  a.  O.,  S.  228. 
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Mann  gehe  zum  dreiladien  Onial  und  pelte  vierfarh’).  Wenn, 
sa^'t  Athelred,  III,  4,  der  Herr  ihn  dann  reinigen  will  mit  zwei 
guten  Thanen,  daü  er  weder  jemals  eine  Diebsbusse  zahlte,  seit 
das  (iemot  zu  Bromdun  war,  noch  auch  bezichigt  wurde,  vadet  ad 
triplex  ordalium  wel  persolvat  triplum. 

Wenn  nach  Aethelred,  III,  7’),  jemand  einen  Dieb  reinigen 
will,  lege  er  ein  Hundert  zum  Pl'ande’),  halb  dem  Grundherrn, 
halb  des  Königs  Gerefen  innerhalb  der  Stadt,  und  er  gehe  zum 
dreifachen  Ordal.  Wenn  er  rein  ist  bei  dem  Ordal,  nehme  er 
seinen  Magen  auf;  wenn  er  aber  schuldig  ist,  liege  er,  wo  er 
liegt,  und  gelte  Hundert*). 


Drittes  Kapitel. 

Übersicht  des  Ergebnisses. 

Das  Pfandrecht  an  Mobilien  entsteht  1.  durch  Pfandnahme 
(Pfändung,  genommene.s  Pfand)  und  2.  durch  Pfandbestellung 
(gegelienes  Pfand  *). 

')  Ol  miinis  infaiiiatiis  hoiim  vadet  ad  triplex  ordalium  vel  reddat  qua- 
drnplnm. 

Siehe  Thorpe,  a.  a.  ().,  S.  125,  und  Liebermann,  a.  a.  0.,  S.  228. 

'•*)  Vj»!.  Ine,  21,  35:  .4ethelstan,  II,  11;  .•Vcthelred,  11,7;  Kd.  Conf.  3ß; 
Henr.,  G4,  §§  4,  5;  Henr.,  74,  §§  1,  2.  3 und  Belegstellen  bei  Sehmid, 
(ieaetio,  S.  28,  37,  473. 

leege  än  C t«  wedde. 

unuin  hundretum  in  vadium  ponat. 

Siehe  auch  Liebermann,  a.  a.  tK,  S.  230. 

gif  he  |)onne  fiil  beö,  liege  f)ar  he  laeg  and  gilde  än  0. 

Siche  auch  Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  230. 

Schmid,  Gesetze,  S.  144,  Anm.,  .sagt  bei  seiner  Krörterung  von 
Aethclstan.  II.  23  pr;  „Weddige  nberaolzt  Price  (Thorpe)  durch  givos 
.wed“,  und  allerdings  linden  wir  auch  Athlr.,  111.  7,  ausdrücklich  festge- 
setzt. daß  vor  der  Beschreitung  des  Ordals  ein  Pfand  von  100  erlegt  werden 
sollte;  allein  das  gilt  doch  wohl  nur  von  dem  besonderen  Falle,  auf  den 
sich  jene  Bestiininung  bezieht,  wo  Jemand  einen  anderen  von  der  An- 
.schuldignng  des  Kiebstahls  reinigen  will,  da  sonst  nirgends  etwas  von  einer 
Pfandbestcllung  vor  dem  ftrdal  die  Rede  ist  und  weddian  in  der  Regel  nur 
die  Bedeutung  ,vertragsmaBig  festsetzen'  hat.  S.  Gloss.,  v.  wed,  weddian.“ 
Schmid  scheint  Aethelred,  III,  3.  4,  übersehen  zu  haben. 

*)  Glasson,  a.  a.  ().,  I,  S.  1H9,  sagt  am  Schlüsse  seiner  kurzen  Kr- 
örterung des  angelsächsischen  Pfandrechts  unter  Citieruug  von  Cap.  3 der 
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I.  Das  genommene  Pfand. 

Das  genommene  Pfand  tritt  auf  1.  als  Pfändung  von  Vieli 
wegen  Schadenzufilgung  an  (Trnndstücken  (eigenmächtige  Selbst- 
hilfe), und  2.  als  Pfändung  von  beweglicher  Habe  überhaupt,  um 
die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  zu  erzwingen.  Die  letztere 
Klasse  zerföllt  in  a)  Pfändung  wegen  einer  Schuld  (Selbsthilfe) 
und  b)  in  gerichtliche  Pftindung.  Die  Pfändung  wegen  einer 
Schuldforderung  ist  ebenfalls  eigenmächtige  Selbsthilfe,  jedoch 
sind  ihr  hier,  da  sie  an  eine  gerichtliche  Erlaubnis  gebunden  ist, 
gewisse  Grenzen  gezogen. 

Nach  den  angelsächsischen  Quellen,  welche  die  Pfändung 
behandeln,  .scheinen  alle.  Schulden  Holschulden  zu  .sein  ')  und  erst, 
wenn  der  Schuldner  die  Zahlung  verweigert,  darf  der  (iläubiger 
zur  Pfandnahme  schreiten.  Verfährt  der  (Tiäubiger  anders,  so 
muß  er  das  (lenommene  zurückgeben,  und  muß  außerdem  eine 
Buße  zahlen. 

ln  beiden  Kategorien  der  eigenmächtigen  Pfändung  ist  der 
Gläubiger  selbst  zur  Pfandnahme  berechtigt-). 

Auch  muß  in  diesen  beiden  Kategorien  der  Schuldner  selbst 
der  Verpfiindung  unterworfen  werden.  Eine  Ausnahme*)  von  dieser 
Hegel  findet  man  bei  Ansprüchen  von  einem  Ufer  nach  dem  andern 
zwischen  Engländern  und  Wälen.  Hier  braucht  das  Pfand  nicht 
dem  eigentlichen  Schuldner,  sondern  kann  aucli  jemand  anderem 
abgenommen  werden;  denn  in  diesem  Falle  haften  die  Bewohner 
der  Grenzländer  gegenseitig  für  die  Verbindlichkeiten  der  einzelnen 
Angehörigen. 

Bei  der  gerichtlichen  IMändung  sind  zur  Pfandnahme  die 

lierjediiC!)  betwoox  Dünsetan : .Ilans  Imis  1<‘»  cas,  le  «aac  cnlraiiiait 

perto  de  la  posseasioii  jioiir  le  dehitour."  Kerner  l’li  i 1 1 i p.i,  Versueli. 
S.  140,  141,  unter  Citierung  der  gleiclien  Stelle:  ..\ndrer  liingliclie  Ueehte. 
als  des  Pfandrechts,  welches  wohl  iininer  mit  dem  llesitze  der  verpfändeten 
Sache  verbunden  war,  wird  in  den  l£echtai|mllen  dieser  Zeit  nicht  ge- 
dacht: . . ." 

‘)  Siehe  Ine,  it;  ('mit.  11.  I!):  Wilhelm.  1.  44:  (icriediies  helweoj 
Iinnsetan,  c.  2,  3:  vgl.  aberHcnrici  1.  Charta  London iensibus  con- 
cessa,  13,  14  (Hcnr.,  2). 

*)  Vgl.  (rcnednes  betweox  Dünsetan,  c.  3,  Schmid,  (iesetze, 
.S,  3(>0.  31)1,  Liebermann.  a.  a.  <).,  .37(5. 

*)  (Jeriednes  betweox  Dünsetan,  e.  2 und  3. 
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folgenden  Personen  berechtigt.  Im  Dngehorsamsprozeß  bei  Ver- 
■säumnis  des  Geiuots,  sämtliche  der  ältesten  und  angesehensten 
Männer,  die  zur  Gerichtsstadt  gehören  (Aethelstans  Gesetze);  bei 
Versäumnis  des  Gerichtstags,  der  vicecomes  (Leges  Henrici 
Primi’);  bei  Verweigening  seitens  des  Beklagten  dem  Richter- 
spruch zu  gehorchen,  der  Kläger  selbst  mit  Erlaubnis  des  Richters 
(Historia  Eliensis);  bei  Diebstahlsfällen,  alle  die  ältesten 
Männer,  die  zur  Gerichtsstadt  gehören  (Aethelstans  Gesetze)  resp. 
diejenigen,  welche  hierzu  berechtigt  sind  (Edwards  Gesetze). 

Der  Pfändung  tintenvorfen  werden  können  der  Kontumaziar 
und  der  Dieb  oder  der  des  Diebstahls  Bezichtigte. 

Gegenstand  der  Pländung  sind  in  allen  Fällen  Mobilien.  Bei 
Schadenzufügungen  an  Grund.stücken  wird  wahrscheinlich  das  Vieh 
selbst  als  Pfand  genommen.  Bei  der  eigenmächtigen  Pfändung 
wegen  Schuld  geben  die  (Quellen  nicht  an,  was  für  Mobilien 
gepfändet  wer<len  dürfen,  .sondern  sagen  nur  ganz  allgemein,  daß 
Pfänder  genommen  werden  können;  eine  Ausmahme  bilden  die 
Genednes  hetweo.x  Dünsetan,  wo  von  Vieh  die  Rede  ist. 
Bei  der  gerichtlichen  Pfändung  im  Umgehorsamsprozeß  kann 
.alles  was  er  hat“  (.■\ethelstans  Ge.setze)  und  , Besitz  der  Güter“ 
iHistoria  Fliensisi,  bei  Diebsfahlsfällen  „alles  was  er  hat“ 
(.Aethelstans  Gesetze),  und  „von  seinen  Gütern  pfandliche  Sicher- 
heit“ (Edwards  Gesetze)  genommen  werden. 

.Außer  dem  Pfände  wird  in  einigen  Fällen  der  Pfändung  eine 
Geldbuße.  Bürgschaft.  Haft  oder  Tötung  verlangt.  Bei  der  Vieh- 
pfändung wird  dem  Eigentümer  des  Viehes  außer  der  Pfändung 
noch  eine  Geldbuße  von  einem  Schilling  bezw.  von  zwei  Schillingen 
auferlegt.  Im  Ungehorsanisi)rozeß  wird  sowohl  Pländung  aufer- 
legt,  als  auch  Bürgschaft  verlangt  (Aethelstans  (fesetze.)  Im  Straf- 
prozeß bei  Diebstahlsfällen  wird  nach  Aethelstans  Gesetzen  eben- 
falls Pfändung  auferlegt  und  Bürgschaft  verlangt,  und  wenn  der 
Dieb  oder  der  des  Diebstahls  Bezichtigte  keine  Bürgschaft  stellen 
kann,  Haft  und  eventuell  sogar  Tötung  angeordnet  und  nach 
Edwards  Gesetzen  wird  Bürgschaft  verlangt  und  eventuell  Pfändung 


')  Falls  der  vicecomes  widerrechtlich  pfändete,  hatte  er  doppelt  daffir 
tu  büßen. 
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auferlegt,  und  wenn  weder  Bürgen  noch  Güter  zum  Pfänden  vor- 
handen sind,  Haft  angeordnet. 

Über  den  Ort  der  Pfändung  findet  man  in  den  Quellen 
Folgendes.  Bei  der  Viehpfändung  wird  dem  An.scheine  nach  das 
Pfand  auf  der  Mast  des  ge.schädigten  Grundeigentümers  genommen. 
Bei  der  eigenmächtigen  Pfändung  wegen  Schuld  kann  das  Pfand 
genommen  werden:  1.  innerhalb  oder  außerhalb  der  Shire  (nach 
Cnute  Gesetzen);  2.  feni  und  nahe  (nach  Wilhelms  Gesetzen); 
3.  namiare  liceatalium  in  suo  vel  alterius  (nach  den  Lege.s 
Henrici  Primi);  4.  in  London  oder  der  Grafschaft  wo  sich  der 
Schuldner  aufhält  (nach  der  Henrici  I.  Charta  Londoniensi- 
bus  concessa  §§  13,  14);  .ä.  dem  An.scheine  nach  iin  Domizil 
des  Schuldners  (nach  Ger:ednes  lictweo.x  Dün setan).  Bei  der 
gerichtlichen  Pfändung  im  Ungehorsamsprozeli  wird  das  Pfand 
genommen:  dem  Anscheine  mich  wo  die  Güter  sich  befinden  (naidi 
.\ethelstans  (Jesefzen);  nur  in  der  Hundertschaft  (nach  den  Leges 
Henrici  Primi).  Iin  Strafprozeß  hei  Diehstahl.sfällen:  dem  .An- 

scheine nach,  wo  die  Güter  sich  befinden  (nach  .Aethelslans  Ge- 
setzen und  nach  Edwards  Gesetzen). 

In  allen  Fällen  der  Pfändung  bedeutet  die  Pfändnahine  den 
Verlust  des  Besitzes  seitens  des  Vieheigentfiiners.  des  Schuldners, 
des  Ungehorsamen,  oder  des  Diebes. 

Den  Besitz  der  gepfändeten  Gegenstände  erwirbt  der  Grund- 
eigentümer bei  Viehver])fändung,  der  Gläubiger  bei  eigenmächtiger 
Pfändung  wegen  Schuld.  Über  den  Besitz  hei  gerichtlicher 
Pfändung  findet  man  in  den  Quellen  Folgendes:  im  Ungehor.sams- 
prozeU  bei  Versäumnis  des  Gerichtstages  soll  das  Pfand  an  den 
königlichen  Gerichtshof  bei  der  nächsten  Verhandlung  abgegeben 
werden  (Leges  Henrici  Priinii,  und  bei  Venveigerung  dem 
Kichterspruch  zu  gehorchen,  soll  der  Kläger  mit  Erlaubnis  des 
Richters  den  Besitz  ergreifen  (Historia  Eliensis);  und  im 
Strafprozeß  bei  Diebstahlsfällen  soll  der  König  die  Hälfte  der 
Güter,  und  die  älte.sten  .Männer,  die  zu  der  Gerichtsstadt  gehören 
und  die  die  Pfändung  vollzogen  haben,  die  andere  Hälfte  nehmen 
(.Aethelstans  (fesetze,). 

Im  Ungehorsamsprozeß  bei  Versäumnis  des  Gerichtstags  darf 
das  Pfand  nicht  aus  der  Hundertschaft  weggeschaft  werden ; und 
möge  die  Pfändung  rechtlich  begründet  sein  oder  nicht,  so  darf 
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doch  niemand  das  Pfand  mit  (fewalt  zurQcknelimen  bei  Strafe 
der  overseunessa  (Leges  Henrici  Primi). 

Über  das  Recht  der  Realisierung  des  genommenen  Pfandes 
enthalten  unsere  Quellen  sehr  wenig.  Wenn  man  aber  aus  dem 
Rechte  der  mittelalterlichen  Periode  nach  der  normannischen  Er- 
oberung Schlüsse  auf  die  angelsächsische  Zeit  ziehen  könnte,  so 
müßte  man  annehmen,  daß  die  Pfänduug  Zwangs-  und  Sicherungs- 
mittel war  und  daß  der  eigenmächtig  Pfändende  bloß  das  Retentions- 
recht hatte.  In  der  Tat  linden  wir  einige  Stellen  in  den  angel- 
sächsischen Gesetzen,  welche  andeuten,  daß  dies  der  Fall  war. 
Die  lateinische  Überschrift  zu  (’nut,  II,  IS'),  welches  Gesetz  von 
der  eigenmächtigen  Pfändung  wegen  Schuld  handelt,  lautet:  Ne 
alium  intra  satrapem  coerceat.  Nach  dem  Worte  coerceat  dieses 
negativen  Satzes  in  Verbindung  mit  dem  übrigen  Inhalte  dieses 
Gesetzes  zu  urteilen,  hat  man  es  hier  mit  der  Zwangs-  und 
Sicherungsidee  zu  tun.  Von  Redeutung  hierfür  ist  auch  c.  3 der 
Gerä'dnes  bctweox  Dünsetan,  wo  gesagt  wird:  „Wenn  ein 
Pfand  genommen  ist  von  Jemandes  Vieh  um  eines  andern  Mannes 
willen,  dann  nehme  der  das  Pfand  heim,  für  den  es  genommen 
ist,  oder  es  befriedige  ihn  Der  aus  seinem  Eigen,  dem  das  Vieh 
gehört.  Es  soll  dann  gezwungen  Hecht  angedeihen  lassen,  der 
früher  nicht  wollte'')-“  Stelle  der  Instituta  Cnuti  welche 
Cnut,  II,  19,  entspricht,  schließt  mit  den  Worten:  ut  possit 
accipere  name,  quousque  habeat  sua.  Die  Pfändung  ist  also  nach 
der  Instituta  (’nuti  bloß  quousque,  d.  h.  bis  der  Schuldner 
zahlt,  hat  der  Gläubiger  das  Retentionsrecht. 

Die  Auffassung,  daß  die  Pfändung  im  Prozesse  Zwangs-  und 
Sicherungsmittel  ist  tritt  uns  entgegen  in  den  Worten  der  Eduard- 
schen  Gesetze  „von  seinen  Gütern  pfandliche  Sicherheit  (on  his 
iehtan  in-borh:  de  iiecunia  sua  inhorhgum)  nehmen.“ 

In  den  Leges  Hen  rici  Primi  ist  angedeutet,  daß  die  gerichtlich 
gepfändete  S.ache  eventuell  verkault  werden  kann. 


')  Schniid,  a.  a.  O.,  S.  280.  IHese  lateinische  Überschrift  ist  bei 
Liebermann,  a.  a.  O.,  S.  .820,  nicht  vorhanden. 

>)  Sceal  siiVtVan  nede  riht  wvreean  sc  pe  ier  nolde.  l’ostea  vcl  coac- 
tus  rectnin  faeiat,  qiii  antea  grati.s  induit. 

Siche  auch  Lieberniann,  a.  a.  0.,  S.  376  und  oben  S.  121,  Anm.  .ö. 
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II.  Das  ffeirebene  Pfand. 

In  dem  einzigen  Pa.ssus  der  angelsächsischen  Gesetze,  der 
von  dem  freiwillig  gegebenen  Pfände  handelt,  scheint  es  sich  um 
die  Sicherstellung  einer  Schuldfurderung  zu  handeln. 

Durch  das  Pfand  im  Prozesse  vei’pflichtet  sich  der  Pfand- 
geber bei  der  Klage  oder  Widerklage,  daß  er  den  Anordnungen 
des  Gerichts  Folge  leisten  will. 

Das  Pfand  wegen  Schuld  wird  vom  Schuldner,  das  Pfand  im 
Prozeß  von  den  Parteien  selbst,  oder  ihren  Bürgen  gestellt. 

Das  Pfand  wegen  Schuhl  wird  dem  (iläubiger,  das  Pfand  im 
(’ivilprozeß  iler  andern  Partei  i siehe  Ine  X)  <ider  dem  Gericht, 
das  Pfand  im  Strafj)rozeß  einem  öffentlichen  Beamten  oder  einer 
öffentlichen  Körperschaft  — Grundherrn,  Wäjientake,  oder  Königs 
Gerefen  — , gegeben. 

Das  gegebene  Pfand  im  Prozeß  ist  nur  in  gewisser  Hinsicht 
ein  freiwilliges  Pfand.  Die  l’hergalie  des  Pfandes  wird  von  der 
ander?)  Partei  (siehe  Ine  H?  oder  vo?n  Gericht  verlangt,  und  falls 
der  Betreffende  kein  Pfand  hat  oder  kein  Pfand  gehen  will,  muß 
er  Bürgschaft  stellen  oder  Buße  zahlen  oder  sich  der  Haft  unter- 
ziehen. Nach  Ine  8.  muß  er,  wenn  er  kein  Pfand  gehen  will, 
Buße  zahlen.  Nach  Ine  kann  i'iti  Bürge,  wenn  der  Beklagte 
kein  Pfand  hat,  für  diesen  eintreten  und  das  Pfand  geben,  und 

wird  der  Bekhigte  dadurch  Geisel  des  Bürgen.  Nach  den 

Ger;ednes  betweo.\  Diinsetan,  Cap.  8,  muß  Unterpfand  oder 
Bürgschaft')  gestellt  wei'den.  Nach  den  Leges  Heurici  Primi 
ist  die  Partei,  falls  sie  sich  weigeni  .sollte,  die  verlangte  Sicher- 
heit (vadium  recti)  zu  geben,  nachdem  dieselbe  dreimal  begehrt 
worden  ist,  o verseunessa ■)  schuldig,  und  mag  miin  sie  in  Haft 
zurückbehalten,  bis  sie  Bürgen  ijilegios)  tindet  oder  tienugtuung 
leistet. 

Über  die  Kinlösung  des  Pfandes  enthalten  die  Quellen  Folgen- 
des: Beim  freiwillig  gegebenen  Pfand  wegen  Schuld  wii'd  in  dem 

Falle  des  Ka|>itel  1 der  Ger:ednes  betweox  Dünsetan  eine 

bestimmte  Frist  — !?  Nächte  — festgesetzt,  innerhalb  welcher  das 

')  Vgl.  begvs  Heu  rici  Primi,  c.  .i2,  § 1,  Schinid,  Gesetze,  S.  458, 
biebermanii,  a.  a.  O.,  S.  .573. 

*)  Vgl.  overseunessa  bei  geiiommenein  Pfand,  oben  S.  13fi,  137. 
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Pfand  (lurrli  d(*ii  Scliuldnt'r  eitififlöst  werdt'ii  muß.  Nach  Ine  (>2, 
muß  der  Beklagte  (Jeisel  seines  Bürgen  bleiben,  bis  er  das  vom 
Bürgen  gegebene  Pfand  freimaclien  kann  '). 

Über  die  Kealisierung  des  wegen  Schuld  gegebenen  Pfandes 
sagt  die  einzige  Quelle,  die  wir  gefunden  haben,  nichts.  Die  Fest- 
setzung einer  bestimmten  Frist,  innerhalb  welclier  dt‘r  Schuldner 
das  Pfand  „durch  richtige  («eltung“  auslösen  konnte,  deutet  auf 
Verfall  bei  nicht  Einlösung  des  Pfandes  zur  rechten  Zeit  hin. 

In  unseren  Quellen  über  Pfandhestellung  im  Prozeß  finden 
sich  zwei  Stellen,  die  den  Verfall  des  nicht  ausgelö.sten  Pfandes 
anzeigen.  Nach  Ine  lii,  „verliert“  der  Bürge  des  Beklagten  das 
Pfand,  das  er  für  den  Beklagten  bei  der  ersten  Klage  gegeben 
hat,  falls  ein  zweiter  Klager  „sicdi  .seiner  bemächtigt“.  Die  Worte 
des  Textes  siTid:  jiolige  ponne  Iris  ceäiies*)  (pcrdat  captale 
suum’).  ln  Aethelred,  III,  7,  heißt  es,  wenn  Jemand  einen  Dieb 
reinigen  will  und  ein  Hundert  zum  Pfände  legt,  und  wenn  der 
Dieb  beim  Ordal  schuldig  ist,  „liege  er  wo  er  liegt“  und  gelte 
der  Bürge  Hundert  (gilde  än  alius  reildat). 


Dritter  Teil. 

Das  Immobiliarpfandrecht. 

Neuere  Forschungen  haben  vMel  dazu  beigetragen  .tiifklärung 
über  die  (leschichte  des  angelsächsischen  lminobiliar]ifandrechts 
zu  geben.  In  Brunners  Kechtsgeschichte  der  römischen  und  ger- 
manischen Frkunile  wird  bewiesen,  daß  Buchland  wahrend  dieser 
Zeit  als  Nutzpfand  oder  als  Proprietatspfand  begeben  werden  kann. 
Über  die  Verpfandung  von  Folc-land  wissen  wir  jedoch  nichts,  da 
unsere  (Quellen  hierüber  nichts  berichten.  Das  Domesday-  Pfand 
scheint  ein  solches  mit  Besitz  des  tiliiubigtu’s  gewesen  zu  sein 

Vgl.  abi-r  bil'biTmaiiii'»  t'bersetzuiig  von  Ine  62,  obenS.  128.  Aiiin.8. 

Vgl.  Schniid,  <iesct7.c,  Glossar,  s.  v.  ceap. 

Vgl.  aber  I. lebe  nnann's  fbersetzmig  von  Inc62.  nbenS.128,  .Anm.8. 

Siehe  Fisher;  l.aw  of  Mortgage,  S.  .ö,  .\nm.;  l'liiseidialc  - Marsh, 
f.  CLVll,  Id-VIll,  CL.W'Il;  Sones,  Law  of  Morlgages,  S.  2,  3;  Pollock 
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obgleich  die  Worte  des  Domesday  Book  im  besten  Falle  fragmen- 
tarisch za  nennen  sind  und  uns  wenig  oder  gar  nicht  über  das 
angelsächsische  Pfand  informieren. 


Erstes  Kapitel. 

Nutzpfand. 

I.  Todsatzung. 

Eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  024')  enthält  ein  Beispiel  der 
Todsatzung*).  Nach  den  Bedingungen  eines  Vertrages  zwischen 
Fulder  und  dem  Convent  von  Worcester  soll  Fulder  für  drei  Pfund, 
welche  er  lieh,  das  Land  zu  Luddington  durch  drei  Jahre  nutzen  *). 
Nach  den  drei  bedungenen  Jahren  muß  er  das  Land  dem  Convent 
zurQckgeben,  in  demselben  Zustande,  wie  er  es  erhalten  hat. 
Über  die  Zurückzahlung  der  Anleihe  wird  in  der  Urkunde  nichts 
gesagt.  Es  scheint  aber,  als  ob  in  diesem  Falle  eine  Notwendig- 
keit für  die  Einlösung  des  Pfandes  durch  den  Schuldner  nicht 
vorliegt.  Nach  der  allgemeinen  Theorie  der  Todsatzung  wird  die 
Schuld  durch  die  Renten  und  Früchte,  die  der  Gläubiger  von  dem 
Lande  erhält,  getödtet.  Mit  anderen  Worten,  die  Früchte  werden 
sofort  zur  Zahlung  der  Schuld  und  dadurch  gleichzeitig  zur  Ein- 
lösung des  Pfandes  verwendet.  Das  Grundstück  löst  sich  von 
selbst  ein*). 

and  Msitland,  History  of  English  Law,  11,  8.  118;  Napicr  and  Steven- 
son, Crawford  Charters,  8.  77.  Vgl.  Kelham,  Doiiicsdaj  Book  Illustrated, 
S.  161,  197,  242,  244,  298,  299,  353;  Placita  .\ngIo-Nonnanica,  Index,  s.  v. 
Mortgago. 

')  Kembic,  Codex  Dipluniaticus,  DCCCCXXIV. 

*)  Brunner,  Zur  Rechtsgcschichte  der  römisehen  und  germanischen 
Urkunde,  S.  198. 

*)  he  haebbe  paet  land  aut  ludintunc  III  gear  for  pam  dreom  pun- 
dum  pe  he  laende. 

Lodge,  Essays  in  Anglo-Saion  Law,  8.  lOö,  nimmt  hier  kein  Pfand-, 
sondern  ein  Pachtverhältnis  an,  indem  er  übersetzt;  thal  he  havc  thc  land 
at  L.  three  years,  for  nhich  he  pays  three  pnnnds.  Vgl.  aber  die  Ansicht 
Brunners  a.  a.  0.,  8.  198,  Anm.  1,  der  darauf  aufmerksam  macht,  daß 
laende  das  Präteritum  von  laenan,  commendarc,  sei.  Siehe  ferner 
Pollock  and  Maitland,  a.  a.  ().,  II,  8.  122.  Anm.  1. 

*)  Brunner,  a.  a.  0.,  8.  198. 
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n.  Zinssatzung. 

Der  Codex  Diplomaticas  enthüll  auch  ein  Beispiel  der 
Zinssatzung.  Nach  einer  Urkunde  vom  Jahre  961  borgt  Sighelm 
von  Goda  dreißig  Pfund  und  übergibt  den  Besitz  seines  Landes 
zu  Culingon  als  Pfand*).  Brunner’)  hat  bereits  darauf  hinge- 
wiesen, daß  es  sich  hier  um  eine  Satzung  und  nicht  um  eine  be- 
dingte Übereignung  handelt,  weil  der  Schuldner  den  Besitz  des 
Landbuches  behalten  hat;  daß  es  eine  Zinssatzung  und  nicht  eine 
Todsatzung  sei,  weil  Goda  die  Früchte  an  Stelle  von  Zins,  und 
ohne  sie  auf  die  Schuld  selbst  anzurechnen,  genommen  habe*), 
und  daß  es  in  der  Tat  ein  Beispiel  der  Sicherstellung  einer  Forde- 
rung sei,  da  die  Schuld  bestehen  bleibt  bis  sie  von  Sighelm  be- 
zahlt, und  das  Pfand  in  dieser  Weise  eingelüst  worden  ist’). 


Zweites  Kapitel. 

Proprietätspfand. 

Das  früheste  Beispiel  des  Proprietätspfands  im  Codex  Diplo- 
maticus  finden  wir  in  einer  Urkunde  aus  dem  Jahre  804*). 
Nachdem  Aethelric  durch  ein  gerichtliches  Urteil  die  Erlaubnis 

•)  Keinble,  Codex  Dip.,  CCCCXCIX,  MCCXXXVII, 

*)  betaeht  him  paet  Und  paea  feoa  tö  anwedde. 

et  pro  uadiinoniu  oidem  dedit  terram  quac  nominatur  Culingea. 

’)  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  198,  199.  Siehe  ferner  Köhler,  Pfandrecbt- 
liche  Forschungen,  S.  95,  96. 

*)  Fisher,  a.  a.  ().,  S.  5,  Anm.,  ist  ebenfalls  der  Ansicht,  daü  diese 
Urkunde  eine  Zinssatzung  enth&lt;  ,We  may  perbaps  infer  from  an  Anglo- 
Saion  deed  uf  tbe  tenth  Century,  that  a secoritj  resembling  the  aneient 
niortuuin  vadium,  and  possibly  derived  from  tbe  pactum  antichre 
seo.s,  was  used  in  England  at  that  time  . . . . it  seems  to  be  implied  that 
110  reduction  of  the  debt  had  taken  place  by  reason  of  the  mortgagee’s 
possession“.  Vgl.  Lodge  a.  a.  0.,  S.  106;  Jones  a.  a.  0.,  8.  I,  2. 

*)  Vgl.  mit  dieser  Urkunde  aus  dem  Cod.  Dip.  eine  vor  Knnem  ver- 
öffentlichte  Urkunde.  Die  Bedingungen  der  Pfandbestelinng  (ie  gesealde 
hym  ane  gyrde  landes  to  nnderwedde)  waren,  daß  der  OUubiger  den  Besitx 
des  Landes  auf  Lebenszeit  haben  und  daß  es  ihm  frei  stehen  sollte,  die 
Scbuldforderung,  mit  der  das  Land  belastet  war,  an  wen  es  ihn  beliebte, 
testamentarisch  zu  vermachen.  Siehe  Napier  and  Stevenson,  a.  a.  0., 
S.  5,  9,  65,  76,  77.  Vgl.  Kemble,  Codex  Dip.,  Bd.  VI,  8.  180;  Napier 
and  Stevenson,  a.  a.  0.,  S.  76,  77:  Karle,  Land  Charters,  S.  422. 

•'}  Kemble,  Codex  Dip.,  CLXXXVI:  Brunner,  a.  a.  0.,  8.  196,  197. 
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bekommt'!!  hatte,  ilaU  er  sein  Land  und  seine  Landbneher  an  eine 
beliebige  Person  vergeben  könne  hatte  er  sein  Land  und  seine 
Landbüeber  seinen  Verwandten  tradiert  (commendaui)  und  dafür 
eine  Summe  (Tcldes  erhalten,  die  er  für  eine  Pilgerfahrt  nach  Rom 
benötigte.  Hei  seiner  Rückkehr  hat  er  dann  das  (Seid  zurückge- 
zahlt  und  sein  Land  gemätl  dem  vorher  geschlossenen  Vertrag 
wiederbekommen  *). 

Die  Urkunde  spricht  von  „commendare“.  Hrunner  sagt 
mit  Hezug  hierauf:  „Das  commendare  war  formell  kein  bloUes 
Anvertrauen.  Die  Verpfändung  niuLl  vielmehr  in  der  Komi  der 
Eigentumsübertragung  erfolgt  sein.  Land  und  Laudbuch  wurden 
zur  Sicherstellung  eines  Darlehns  tradiert“  ■'». 

Die  Urkunde  sjiricht  auch  von  dem  ZurOckzahlen  des  „prae- 
tium“.  Materiell  bedeutet  dies  die  Einlösung  des  Pfandes.  Man 
kann  es  nichtsdestoweniger  als  ein  Seitenstück  zur  Langobardischen 
Pfandbestellung  durch  die  Übergabe  einer  Verkaufsurkunde  gegen 
Pfandrevers  auffassen.  Die  Übereignung  der  Proprietät  kann  an- 
gesehen werden  als  eine  Verabrt'dung,  daß  der  Schuldner  bei  seiner 
Rückkehr  die  Rückgabe  des  Pfandes  gegen  Zahlung  des  Kauf- 
preises verlangen  könne.  Das  Oeschiitt  als  einen  Verkauf  auf 
Wiederverkauf  anzusehen,  wie  die  älteren  Romanisten  es  getan 
haben  würden,  .scheint  unvereinbar  mit  der  Idee  einer  bedingten 
Eigentumsübertragung  zu  sein.  *i. 

Die  n.1chste  carta  (aus  dem  Jahre  !I9,'))^)  stellt  einen  Kall 
dar,  wo  Bischof  Aescwig  dem  Erzbischof  Sigeric  von  ('anterburv 
eine  Summe  (teldes  leiht,  als  Gegenleistung  für  das  Versprechen, 

. ut  Uber  esscDi  terrani  meam  atqiie  libellos  darc  quocunquc  uolui. 

, *)  . • • accepi  tcrram  meain.  et  praetinin  rediiidi,  quasi  anU*  pacti  sumus. 

et  paciticv  fueriiiuis  ad  imiicciii. 

Obwohl  die  rrkiinde  nichts  über  die  Unckgabe  der  Landbficbcr  an  den 
Schuldner  erwähnt,  so  scheint  dies  doch  angenommen  werden  zu  müs.sen, 
denn  .\ethelric  hat  später  über  die  eingelösten  Landgüter  zu  tiiinsten 
verschiedener  Kirchen  verfügt,  lirnnner,  a.  a.  <).,  S.  Iftß,  .\nm.  2. 

Urunner,  a.  a.  0.,  S.  19(i,  l‘.)7. 

*)  Kriinner,  a.  a.  0.,  S.  197.  Siebe  auch  Brunner,  Forschungen, 
S.  624 — 626;  Franken,  Französisches  l’fandrecht,  S.  178  IT. 

Kcinble,  t'ode.v  Hip..  IHILXX.XIX;  Brunner,  a.  a.  O.,  S.  195.  196. 
Sielie  Napier  and  Stevenson,  a.  a.  0.,  S.  76,  77. 


Digitizcd  by  Googli 


U3 


daß  er  von  letzterem  das  Land  zu  Kisenburg  erhalte';.  Sigerie 
überträgt  das  Landbuch  an  Aescwig  in  der  Oegenwart  des  Kfmigs, 
und  der  König  stellt  eine  Urkunde  über  das  (iesehäft,  die  vor- 
liegende Urkunde,  aus®).  Man  findet  in  dieser  keine  .\ndeutung, 
daß  es  sich  hier  um  ein  Pfandge.schaft  handelt;  aber  aus  einer 
andern  Urkunde  desselben  .Jahres  ersehen  wir  '),  daß  .\escwig  das 
Land  und  das  Landbuch  an  .\eli'ric.  Sigerics  Nachfolger,  zurückge- 
geben hat,  und  zwar  wird  ausdrücklich  gesagt,  daß  dieses  lamd 
dasselbe  sei,  das  .Sigeric  verjitändet  habe*).  Obwolil  nichts  von 
der  Rückzahlung  des  Darlehns  gesagt  wird,  scheint  es  doch,  als 
ob  dies  der  Fall  gewe.sen  ist'). 

Wie  liei  der  Urkunde  aus  dem  Jahre  .S04,  die  wir  eben  be- 
siirocheu  haben“),  ist  auch  hier  die  Übereignung  formell  als  ein 
absolutes  Rechtsgeschäft  anzusehen.  Konnell  wird  der  Gläubiger 
sofort  Eigentümer  des  verpfändeten  Gnindstüeks  und  die  Schuld 
dadurch  gleichzeitig  getilgt'). 

Ein  drittes  Reisjiiel  des  Proprietätspfandes  enthält  eine  carta") 
angeblich  aus  dem  Jahre  lOtiti.  dem  Jahre  der  nonnannischen 
Eroberung.  Nach  einem  von  Ulf  und  seiner  Frau  mit  Gott  und 
dem  heiligen  Petrus  vor  einer  Pilgerfahrt  nach  Rom  geschlossenen 
Vertrage,  soll  der  IJischof  Ealdred  die  Güter  zu  Schillington,  Hoby 
und  Morton,  „auf  welchen  dem  Rischof  acht  Mark  Goldes  stehen“  ®), 
haben.  Rei  ihrer  Rückkehr  von  der  Pilgerfahrt,  soll  der  Rischof 
sein  Geld  von  dem  Schuldner  wieder  haben;  wenn  sie  aber  nicht 
zurflckkommen,  „so  .soll  der  Rischof  für  ihr  Seelenheil  so  viel  tun, 


')  . . . in  suo  putcstatia  arbitrio  . . . accipcre. 

*)  ...  et  libriiui  riiris  i>rac'fati  me  jiraesente  nicisque  optimatibus  testi- 
nioniutii  praebentibus  episcnpo  .\escwig  libentissimu  tribiions  dnnauit  aiiimo, 
nt  habeat  et  possideat  qiiamdiii  ae  esse  prae.sentialiter  cngnnscat;  et  jiost 
sc  haercdi  ciii  iioluerit  concedat. 

')  Kemble,  l'odex  Dip.,  I>CXO:  Brunner,  a.  a,  0.,  S.  195.  Vgl. 
Lodge,  a.  a.  O.,  .S.  lOÖ,  107;  .tone.s,  a.  a.  O.,  S.  2. 

*)  . . . dedit  mihi  in  iiadiinoniuni,  pro  pecunia  quam  a ino  inutuo  aecepit. 

“)  Brunner,  a.  a.  O.,  S.  19ti. 

•;  Kemble,  Codes  Dip.,  (’LXX.VVI. 

')  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  196. 

"!  Kemble.  Codes  lüp.,  DCf'CCI.Hl ; Brunner,  a.  a.  O.,  S.  197. 

^^  . . . üierun  stellt  üäm  bisee<>pe  eahta  iiiurca  giddes. 
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als  der  Wert  des  Pfandes  die  Schuld  übersteigrt ').  Mit  anderen 
Worten,  diese  Güter  werden  nur  unter  einer  gewissen  HedinguniJ: 
übertragen.  Sie  können  eingelöst  werden,  falls  dies  aber  nicht 
geschieht,  soll  die  Hyperocha  für  das  Seelenheil  des  Schuldners, 
vom  Gläubiger  aufgewendet  werden*). 

Drittes  Kapitel. 

Übersicht  des  Ergebnisses. 

Sowohl  das  Nutzpfand  als  auch  das  Proprietätspfand  ent- 
•stehen  durch  Vertrag  und  die  Obergal)e  des  Besitzes  an  den 
Gläubiger;  erst  durch  die  (Juellen  aus  der  Zeit  nach  der  nor- 
mannischen Eroberung  erhalten  wir  Kenntnis  von  dem  Vorhanden- 
sein der  Hypothek.  Beim  N'utzpfand  veibleil)t  das  Landbuch  in 
den  Händen  des  Schuldners;  beim  Proprietätspfand  wird  das 
Landbuch  dem  Gläubiger  übergeben. 

Die  zwei  Arten  des  Nutzpfandes  sind:  Todsalzung  und  Zins- 
satzung. Bei  der  Todsatzung  werden  die  hTüchte  sofort  auf  die 
Zahlung  der  Schuld  angerechnet  und  das  Grundstück  löst  sich 
dadurch  selbst  ein.  Bei  der  Zinssatzung  werden  die  Früchte  nicht 
auf  die  Zahlung  der  Schuld  angewendet;  sie  werden  bloß  an  Stelle 
von  Zins  vom  Gläubiger  genommen.  Die  Forderung  wird  durch 
die  Verpfändung  sicher  gestellt. 

Als  Nutzpfand  kann  ein  Grundstück  auf  bestimmte  Zeit,  z.  B. 
drei  Jahre,  vielleicht  auch  auf  Lebenszeit*)  gegeben  werden.  Das 
Grundstück  muß  in  demselben  Zustand  zurückgegeben  werden,  in 
dem  es  sich  bei  der  Übergabe  befand.  Bei  'lod.satzung  wird  das 
Pfand  durch  die  Früchte  selbst  und  bei  der  Zinssatzung  durch 
Zahlung  seitens  des  Schuldners  eingelöst. 

Das  Proprietätspfand  ist  materiell  eine  resolutiv  bedingte 
Eigeutumsübertragung  zur  Sicherstellung  einer  Forderung.  For- 
mell kann  die  Übereignung  ein  absolutes  Kechtsgeschätl  sein. 
Der  Gläubiger  wird  sofort  Eigentümer  des  verpfändeten  Grund- 
stücks ; und  die  Schuld  wird  dadurch  getilgt.  Der  Schuldner  be- 
hält aber  doch  das  Einlösung.srecht;  und  selbst  wenn  die  Über- 

')  and  gif  heora  miiVer  ne  cymiV,  iVö  sc  bisceop  for  heura  säule  swä 
mycel  swä  ü'aet  land  is  beterc  Ö'cne  iVaet  gold  sy. 

’)  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  197. 

*)  Vgl.  oben  S.  141,  Anm.  5. 
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eignungs urkunden  von  commendare  und  i)retiurn  sprechen,  ist 
es  doch  möglich,  daß  hier  kein  bloßes  Anvertrauen  oder  Kant  auf 
Wiederverkauf  im  Sinne  der  älteren  Romanisten  vorliegt,  sondeni 
daß  es  sich  hier  materiell  um  eine  Übereignung  zu  Pfandzwecken 
handelt. 

Die  Schuld  bleibt  in  Wirklichkeit  bestehen,  und  wenn  der 
Schuldner  richtig  zahlt,  kann  er  die  Zurückgabe  des  verjifändeten 
Grundstücks  und  des  Landbuchs  verlangen.  Ob  der  Gläubiger  außer 
dem  Pfandrechte,  dem  dinglichen  Recht,  auch  ein  persönliches  Recht 
gegen  den  Schuldner  hat,  ist  nicht  gewiß'),  obwohl  die.s  nicht  der 
Fall  zu  sein  scheint.  Dem  Anscheine  nach  hat  der  Gläubiger  nur  ein 
Pfandrecht.  Formell  w'ird  die  Schuld  durch  die  Pfandbestellung 
getilgt;  und  wenn  der  Schuldner  sich  sein  Kinlösungsrecht  nicht 
zu  Nutze  macht,  fällt  die  Bedingung  bei  der  Übertragung  der 
Pfandsache  weg  und  der  (Bäubiger  wird  schlechtweg  Eigentümer. 
Das  Proprietäts])fand  ist  also  Verfallsptänd. 

Obwohl  das  Proprietätspfand  Verfallsptänd  ist,  ersehen  wir 
doch  aus  einer  Urkunde  aus  dem  Jahre  der  nonnannischen  Er- 
oberung, daß  die  Hyperocha,  d.  h.  der  Wert  der  verjjfändeten  Sache, 
der  die  Schuld  übersteigt,  für  das  Seelenheil  des  Schuldners  ver- 
wendet werden  soll.  Hierin  liegt  der  Gedanke,  daß  es  sich  inn 
eine  Übertragung  des  Eigentums  zu  Pfandzwecken  handelt. 

')  Siclii!  Keinbli',  (’odox  Pip.,  DCCrOLIII. 


KAzeltliif.  Piahdr«4'lit 
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Erster  Teil, 

Der  Formal-  oder  Wettvertrag. 

Für  (len  Zeitabschnitt,  mit  dem  wir  jetzt  beschäftijjt  sind, 
muß  genau  unterschieden  werden  zwischen  den  Verträgen,  die  v(»r 
das  geistliche  Tribunal  und  solchen,  die  ror  das  weltliche  Gericlit 
gehören  und  von  dem  einen  oder  anderen  als  gültig  anerkannt 
werden. 

Man  unterscheidet  zwei  Arten  von  Verträgen,  die  zur  Jurisdiction 
der  geistlichen  Gerichte  gehören:  1.  der  Vertrag,  der  durch  Eid 
(juramentum,  oath)  und  ’i.  der  Vertrag,  der  durch  interpositio 
l'idei  (affidare,  pledge  of  iaith,  pawn  of  one’s  Christianity)  ge- 
schlossen wird ').  Man  unterscheidet  drei  Vertragstbnnen,  die  vor 
das  weltliche  Gericht,  das  Gericht  des  gemeinen  Rechts  (court  of 
common  law)  gehören.  Es  sind  dies:  1.  der  Vertrag  der  gericht- 
lich protokolliert  wird  („contract  of  record“);  -I.  der  nicht  formelle 
Vertrag,  der  nicht  immer  notwendigerweise  schriftlich  abgefaßt 
sein  muß,  dem  jedoch  eine  G(‘genleistung  (t|uid  pro  (juo,  ,con- 
sideration“)  zu  (Irunde  liegen  muß  („simple  contract“);  3.  der 
schriftliche  und  gesiegelte  Vertrag  („specialty“,  „deed“,  „contract 
under  seal*)“). 

Wir  beschäftigen  uns  an  dieser  Stelle  nur  mit  dem  Formal- 
vertrag und  werden  andere  Vertragsformen  nur  insoweit  berück- 
sichtigen, als  sie  mit  diesem  in  Reziehung  stehen. 


')  Siehe  unten  S.  153  ff. 

•)  Siehe  Neubecker,  Der  abstrakte  Vertrag,  S.  18 — 21:  Heymann, 
Englisches  Privatrecht,  Holtzendorffs  KueykloiiSdic  (lirsg.  von  Köhler), 
1,  S.  825,  826;  Pollock,  Principlcs  of  (>ontract,  5.  .Auflage,  S.  131  — 165; 
Olasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutioiis  de  PAnglcterre,  IV,  S.  318 
-320. 
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Erstes  Kapitel. 

Der  alte  Formal-  oder  Wettvertrag. 

Wir  haben  bereits  die  Grftnde  angegeben,  die  uns  zu  der 
Annahme  veranlassen,  daß  die  fides  facta  oder  pledge  of  faith 
als  ein  Formalvertrag  ihren  Ursprung  in  der  Zeit  der  Angel- 
sachsen hat*).  Aber  erst  in  der  Zeit,  die  der  normannischen  Er- 
oberung folgt,  erreicht  dieselbe  ihre  höchste  Entwicklung  durch 
die  Kirche.  Die  fides  facta  wird  die  Quelle  ernster  Konflikte 
zwischen  den  geistlichen  und  weltlichen  Tribunalen,  und  trotzdem 
es  ihr  nicht  vergönnt  war,  sich  zum  Formalvertrag  des  weltlichen 
Rechts  ’)  zu  entwickeln,  hat  sie  doch  in  meisterliafter  Weise  das 
englische  Recht  der  nachfolgenden  Jahrhunderte  beeinflußt*). 

Die  fides  facta  erscheint  in  mehreren  Zweigen  des  Rechts 
während  der  Periode  nach  der  normannischen  Eroberung,  gleichwie 
uns  der  ältere  Formal-  oder  Weth’ertrag  in  verschiedenen  Zweigen 
des  angelsächsischen  Rechtes  entgegentrat*). 

Die  fides  facta  im  öffentlichen  Recht.  1.  Wir  finden  sie 
in  Verbindlichkeiten  politischen  oder  öffentlichen  Charakters. 
William  Rufus,  in  Furcht,  daß  Lanfranc  ihm  die  kirchliche  Weihe 
verweigern  würde,  versprach  ihm  fide  sacramentoque  Gnade, 
Gerechtigkeit  und  Billigkeit  walten  zu  lassen.  William  of  Ely, 
Johanns  Kanzler,  unterstützt  durch  das  gegebene  Wort  (plighted 
faith)  einiger  Anhänger  des  Ersteren,  versprach  gewisse  Burgen 
zu  übergeben.  König  Heinrich  III.  war  es,  der  seine  eigene 
Person  verpfändete  fide  et  juramentis,  daß  er  gewisse  von  ihm 
bereits  verliehene  Rechte  (grants)  nicht  zunIcknehmen  würde*). 
2.  Die  fides  facta  (pledge  of  faith)  tritt  im  Laufe  des  Prozesses 


')  .‘^icho  oben  S.  G!) — 113. 

’)  Siehe  Pollock  und  Maitland,  Hist.  Eng.  Law.,  II,  S.  302. 

*)  Hier  ist  z.  B.  zu  beachten  der  EinflnB  der  fides  faota  auf  das 
englische  Billigkeitsrecht  (Equity).  Siehe  Pry,  Specific  Performance  and 
Laesio  Fidei,  L.  q.  K.,  V,  S.  241. 

*)  Für  das  angelsächsische  Recht  siehe  oben  S.  69 — 113. 

*)  Siehe  Fry  a.  a.  O.,  S.  238.  Siehe  auch  Pollock  and  Uaitland 
a.  a.  Ü.,  II,  S.  190,  191. 
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auf.  Ein  Beauftragter  (essoiner),  der  abgeschickt  wurde,  jemand, 
der  vor  Gericht  geladen  war,  dort  zu  entschuldigen,  versprach 
durch  fides  facta  die  geladene  Person  zur  rechten  Zeit  zur 
Stelle  zu  bringen  und  daß  der  Geladene  dann  persönlich  seine 
Entschuldigung  verbringen  und  durch  seinen  Eid  die  von  dem 
Beauftragten  jetzt  abgegebene  Erklärung  beglaubigen  würde.  Die 
fides  facta  kommt  auch  in  der  Praxis  des  Schatzkanzleramtes 
(Exchequer)  vor.  Der  Inhaber  eines  Kronlehens  (tenant  in  capite) 
erhielt  weitere  Stundung  seiner  Zahlung,  indem  er  persönlich  oder 
durch  die  Hand  seines  Verwalters  (steward,  oeconomicus),  sein 
Wort  gab  (fides  facta),  daß  er  Zahlung  an  das  Schatzkanzleramt 
(Exchequer)  leisten  würde,  sodald  der  Sheriff  seinen  Bericht 
(account)  abgefaßt  haben  würde.  In  solchem  Falle  mußte  der 
Schuldner  (tenant)  oder  sein  Verwalter  (steward)  seine  Hand  in 
Gegenwart  aller  Prozessierenden  (suitors)  vor  dem  Grafschafts- 
gericht in  diejenige  des  Sheriffs  legen.  Ein  Grundherr,  der  sich 
der  Zahlungsversäumnis  schuldig  machte,  wurde  im  Schatzkanzler- 
amte (Exchequer)  zunlckgehalten,  solange  als  die  Sitzung  dauerte, 
und  er  mußte  sich  verpflichten  fide  data  in  manu  mareschalli, 
daß  er  sich  ohne  Erlaubnis  der  Richter  (barons)  nicht  weiter  als 
drei  Meilen  von  der  Stadt  entfernen  würde.  Venveigerte  er  auch 
in  der  Folge  die  Zahlung,  so  wurde  er  zurückgehalten  sub  libera 
custodia.  Pro  fide  laesa  konnte  aber  ein  Soldat  oder  ein 
Verwalter  (steward)  mit  Gefängnis  bestraft  werden '). 

Bei  Betrachtung  dieses  Gegenstandes  müssen  wir  darauf  achten, 
daß  das  wed  und  die  fides  facta  in  dem  Rechtsgange  dieser 
Periode  viel  von  ihrem  alten  vertragsmäßigen  Charakter  verloren 
haben.  Pollock  and  Maitland  sagen  bei  Besprechung  des 
Rechtes  dieser  Periode  ’) : „ Within  a sphere  marked  out  for  it  by 
ancient  law,  the  symbolic  wed  was  still  used.  This  sphere  we 


')  Bracton,  f.  337,  338;  Frj  a.  a.  0.,  S.  237,  238.  Bracton  f. 
337  b,  338:  Ideo  afiidabit  ossoniator  quud  habebit  dominum  suum  ad  alium 
diem  ad  warrantizandum  dictum  & cssonium  suum,  & ad  probandum  per 
aacramentum  qnod  tali  intirmitate  detentus  fuit  . . . Siehe  ferner:  Mait- 
land, The  Court  Baron  (Seid.  Soc.),  S.  16 — 18;  Carter,  English  Legal 
History,  S.  1. 

Pollock  and  Maitland,  Hist.  Eng.  Law,  II,  8.202. 
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may  call  that  of  the  ,procedural  contract'  made  in  the  course  ol 
litigation,  tlie  contract  to  a])pear  hefore  the  court,  the  contract 
to  abide  by  and  fulfil  its  award.  Hy  this  time  justice  had  grown 
so  strong  that  these  engageinent-s  were  hardly  regarded  as  con- 
tracts;  but,  least  in  theory,  men  found  gage  as  well  as  pledge 
lor  their  appearanee  in  court,  and  when  they  were  there  they 
,waged‘  battle.  or  ,waged‘  their  law,  or  ,waged*  an  amercement, 
by  the  delivery  of  a glove  or  some  other  Symbol.  In  the  exche- 
quer  and  in  other  courts  men  were  constantly  pledging  their  faith 
(alfidare)  that  essoins  would  be  warranted,  that  pleas  would  he 
jirosecuted  and  the  like;  but  they  were  ceasing  to  think  that  in 
such  cases  the  court’s  power  to  punish  a defaulter  was  giveu  to 
it  by  agreement').“  ^ 

Die  fides  facta  kommt  auch  im  Privatrechte  vor.  1.  Wir 
linden  sie  im  Immobilarrecht  in  V'erbindung  mit  dem  maritagium, 
d.  h.  Land,  welches  einer  Frau  als  Heiratsgut  mitgegeben  wurde. 
Wenn  da.s  Land  als  maritagium  servitio  obnoxium  übergeben 
wurde,  war  iler  Manu  und  die  Erben  der  Frau  dem  Grundherrn 
Dienst  schuldig,  aber  ohne  Verplliehtung  zur  Huldigung  (homage) 
bis  zu7n  dritten  Erben.  Nichtsdestoweniger  waren  jedoch  die  Frau 
und  ihre  Erben  dem  Grundherrn  Lehnstreue  riidelity)  sub  fidei 
vel  .sacramenti  interjiosit ione  schuldig,  was  praktisch  in  den- 
selben Worten  wie  die  Huldigung  (homage)  zum  Ausdruck  kam*). 
Wiederum  gestatteten  die  Gerichte  des  gemeinen  Rechtes  im  Falle 
des  maritagium  eine  Ausnahme  von  der  Regel  des  gemeinen 
Rechts,  (tatS  selbst  wenn  fides  facta  (fidei  interpositio)  vorlag, 
um  eines  weltlichen  Lehens  day  feei  willen  nicht  vor  dem  geist- 
lichen Gerichte  geklagt  werden  konnte.  Wollten  die  lYau  oder 
ihre  Erben  das  Land  von  einem  Fremden  zurückerhalten,  so  mußte 
die  Klage  vor  dem  weltlichen  Gerichte  (lay  court)  anhängig  ge- 
macht werden ; handelte  es  sich  jedoch  nicht  um  eine  Klage  gegen 
einen  Fremden,  sondern  um  eine  solche  auf  Herausgabe  seitens  des 


')  Wenn  der  Slicrifl'  vum  (jericht  aufgefordert  wird;  Ponc  per  va- 
ilitiin  et  salvus  plcgios,  so  nimmt  er,  wie  es  scheint,  nur  die  letzteren, 
d.  h.  diu  bürgen.  Pullock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  iS.  2U3,  Anm.  1. 

’)  (ilanvill,  VII,  c.  18:  Kr_v,  a.  a.  0.,  S.  23fi.  Siche  Beames, 

Translatiuii  of  (ilanville,  Beale's  .Ausgabe,  S.  157,  Anm.  5. 
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Belehners  (donor)  oder  dessen  Erben,  dann  hatte  der  Kläger  die  Wahl 
vor  dem  weltlichen  oder  vor  dem  geistlichen  Gerichte  zu  klagen; 
gegen  die  Jurisdiktion  des  letzteren  machte  das  königliche  Gericht 
keine  Einwendung ‘).  ~J.  Fides  facta  (fidei  interpositio,  pledge 
of  faith)  kam  vor  bei  Privatgeschäften  verschiedener  Art.  Wenn 
jedoch  die  fides  facta  der  einzige  Beweis  einer  Schuldforderung 
(debt)  war,  so  war  dem  Gläubiger  keine  Möglichkeit  geboten, 
den  Prozeli,  vor  den  Gerichten  des  gemeinen  Rechtes  zu  ge- 
winnen ’). 

In  der  Tat  scheinen  die  Gerichte  des  gemeinen  Rechts,  von 
einer  fidei  laesio  absolut  keine  Notiz  genommen  zu  haben,  aus- 
genommen wo  es  sich  um  ein  maritagium  oder  um  Vorgänge 
handelte,  die  vor  das  Exchequer-Gericht  gehörten  und  von  denen 
wir  im  Vorstehenden  gesprochen  haben’).  Die  geistlichen  Gerichte 
scheinen  jedwh  die  Jurisdiktion  über  Kontrakte  in  den  folgenden 
Fällen  beansprucht  zu  haben:  1.  Wenn  einer  der  Kontrahierenden 
Geistlicher  war:  '2.  wenn  ein  Eid  geschworen  worden  war;  und 
3.  wenn  eine  fidei  interpositio  vorlag.  Wenn  die  durch  Eid 
oder  fides  facta  übernommene  Verpflichtung  verletzt  worden  war, 
HO  scheint  die  Jurisdiktion  des  geistlichen  Gerichtes  durch  Er- 
mahnung (admonition),  Auferlegung  von  Buße  (penance)  und  wenn 
die  Partei  den  Anordnungen  des  Gerichtes  den  Gehorsam  ver- 
weigerte. selb.st  durch  Exkommunikation  ausgeübt  worden  zu  sein. 
.\ber  in  allen  den  Fällen,  wo  die  geistlichen  Gerichte  die  Juris- 
diktion beanspruchten,  trotzdem  es  sich  um  nicht  kirchliche  An- 
gelegenheiten handelte,  haben  die  weltlichen  Gerichte,  mit  Aus- 


')  (ilanvill,  VH,  c.  18:  Fry,  a.  a.  0.,  S.  23t>,  237. 

’)  Siehe  Fry,  a.  a.  ().,  S.  237,  240.  Vergleiche  Phillips,  Englische 
Kcichs-  und  Kechtsge.schichte,  11,  S.  225,  226,  imd  die  Erörterung  von 
Pollock  and  Maitland,  Hist.  Engl.  Law.,  11.  S.  184—233. 

*)  Fry,  a.  a.  0.,  S.  239,  scheint  für  den  Augenblick  das  maritagium 
außer  Acht  gelassen  zu  haben,  wenn  er  sagt:  „ln  England,  witb  the  single 
ciception  of  the  proccedings  in  the  Eichequer  to  which  I have  referred,  I 
cannot  Und  that  any  luy  Court  tuok  any  cognizance  uf  a fidei  laesio,  whilst 
tlie  Canon  Law  . . .-  Fry  selbst  jedoch  hatte  kurz  vorher  das  maritagium 
als  eine  Ansnabnic  von  der  allgemeinen  Kegel  des  gemeinen  Rechtes  erörtert. 
Siebe  a.  a.  0.,  S.  236,  237. 
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nähme  der  eben  erwähnten  Fälle,  dagegen  ein  Verbot  (prohibition) 
erlassen '). 

Infolge  davon  entstand  dann  ein  großer  Streit  zwischen  der 
(ierichtsbarkeit  der  Kirche  und  derjenigen  des  Staates.  Es  war 
kein  Streit,  wo  es  sich  um  die  Frage  handelte,  ob  die  eine  oder 
die  andere  Macht  gänzlich  ausgeschlossen  werden  sollte.  Vieles 
wurde  vom  Staate  als  rechtmäßig  zur  Jurisdiktion  der  Kirche, 
vieles  von  der  Kirche  als  zu  Recht  vor  die  weltlichen  Gerichte 
gehörend  anerkannt  *).  Doch  gab  es  viele  Fragen,  die  von  keiner 
von  beiden  Seiten  der  anderen  zugesprochen  wurden,  weder  von 
Heinrich  der  Kirche,  noch  von  Hecket  dem  Staate,  und  die  wirk- 
lich hochwichtige  fundamentale  Frage  war  die,  wer  in  solchen 
zweifelhaften  Fällen  darüber  zu  entscheiden  hatte,  wo  der  Fall 
verhandelt  werden  sollte  “).  Die  Kirche  verlangte  die  Jurisdiktion 
in  allen  den  Fällen,  wo  es  sich  um  Verletzung  des  Eides  oder 
um  fides  facta  handelte,  gegen  welches  Verlangen  sich  der  Staat 
entschieden  widersetzte. 

Mit  der  Geschichte  dieses  Streites  über  Eid  und  fides  facta 
können  wir  uns  weiter  nicht  befassen,  und  ist  dies  auch  für 


')  Bracton,  f.  40(ib,  407:  Fry,  a.  a.  0.,  S.  23U.  Glanvitl,  X,  12: 
Hio  autum  statuta,  debituru  apparcntc  in  curia,  crcditur  ijisc  si  iion  liabcat 
imlu  vadium  noc  plcgios  nec  aliam  diraciunatiuiicm  nisi  sidaiii  tideui,  nulla 
est  liacc  probatio  in  curia  Domini  Uogi.s.  Vorumtamen  de  lidei  lesiouc  vel 
transgrossione  indc  agi  poterit  in  curia  C'hristianitatia.  Scd  judex  ipso 
occlesiasticus,  licet  super  crimine  tali  possit  cognoscerc  et  convict»  pocni- 
tentiam  vel  satisfartioneni  injungere:  placita  tarnen  de  dcbitis  laicorum  vel 
de  tenementis  in  curia  Cbristianitatis  per  assisam  regni,  ratione  lidei  inter- 
positae,  tractare  vel  terminarc  non  potest.  Beispiele  von  Untersagungen 
(prohibitions)  sind  zu  liudeii  in  Bracton’s  Note  Book.  Fry,  a.  a.  0.,  S.  239, 
weist  darauf  hin,  daß  wenn  die  Ansprüche  der  geistlichen  Gerichte  aner- 
kannt worden  wären,  sic  schließlich  die  Jurisdiction  über  fast  alle  Dinge 
des  gewöhnlichen  Lebens  an  sich  gerissen  haben  würde. 

>)  Die  Doktrin  der  königlichen  Richter  drückte  sich  dahin  aus,  daß 
nur  .Angelegenheiten  religiöser  Natur  (spiritual  matters)  unter  die  Juris- 
diction der  geistlichen  Gerichte  gehörten.  Siche  die  Stellen  citiert  von 
l’ollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  S.  201,  .\nni.  5.  Dies  scheint  testa- 
mentarische und  Khcsachen  eingeschlossen  zu  haben.  Siehe  Pollock  and 
Maitland  a.  a.  0.,  8.202. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  198. 
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unseren  gegenwärtigen  Zweck  unnötig Es  genügt  hier  zu 
zeigen , daß  der  Formalvertrag  nach  Kirchenrecht  geschlossen 
wurde  1.  durch  Eid,  oder  2.  durch  fides  facta,  die  Verpfändung 
seines  christlichen  Glaubens  seitens  des  Versprechenden.  Obgleich 
der  Eid  und  die  fides  facta  zuweilen  sich  sehr  ähnlich  sehen 
mögen,  müssen  sie  nichtsdestoweniger  doch  scharf  auseinander 
gehalten  werden*).  Eide  mußte  es  geben;  aber  die  Kirche  war 
froh,  eine  bindende  Vertragsform  zu  besitzen,  der  der  christliche 
Glaube  zu  Grunde  lag,  die  aber  trotzdem  kein  direkter  Eid  war  ’i. 

Die  fides  facta  wurde  zuweilen  von  dem  Beteiligten  selbst, 
zuweilen  aber  auch  von  seinem  Stellvertreter  betätigt.  Die  fides- 
Verpfändung  kann  durch  den  Beteiligten  selbst  in  Gemeinschaft 
anderer,  die  sich  zu  seinen  Mitbürgen  erbieten,  ge.schehen. 
Manchmal  werden  Zeugen  herbeigerufen;  zuweilen  auch  die  formelle 
Zeremonie  vor  dem  Grafschaftsgericht  oder  einer  anderen  bekannten 
Körperschaft  vorgenommen  *). 

Die  fides  facta  wird  gewöhnlich  durch  eine  manuelle  Hand- 
lung betätigt;  oft  besteht  diese  im  Handschlag *).  Das  Gelübde 
(faith)  wird  bald  auf  dem  Altar  niedergelegt,  bald  in  die  Hände 
eines  Dritten,  eines  Bischofs,  eines  Abtes,  eines  Sheriffs  oder  eines 


')  Die  beste  Durstcl hing  des  Streites  ist  bei  Pollock  andMaitland, 
a.  a.  0.,  II,  c.  V,  7.U  finden.  Siebe  Blackstonc,  1.  Auflage,  IV,  c.  IV. 

*)  Fry,  a.  a.  0.,  S.  238:  ,The  plighted  faith  was  not  an  oatb:  some- 
tiincs  it  was  the  alternative  for  an  uath:  sometime.s  the  oatb  and  the 
plighted  faith  wore  buth  given.  But  so  rlosely  did  the  two  things  gut  toge- 
ther  in  practice  that  the  word  whirh  the  incdiaeval  writurs  use  to  describe 
tliat  a man  had  plighted  bis  faith  — affidavit  — wc  use  to  describe  the 
fact  that  a man  has  sworn.“  Siehe  auch  Pollock  andMaitland,  a.  a.  0., 
II,  8.  189,  190. 

*)  Siehe  Pollock  aud  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  S.  189. 

‘)  Pry,  a.  a.  ü.,  S.  238. 

*)  Pry,  a.  a.  0.,  S.  238;  Pollock  and  Maitland,  II,  S.  188,  191, 
192,  202;  Blackstone,  11,  448.  Pollock  and  Maitlan|d  sagen  über  den 
Handschlag  a.  a.  0.,  S.  188:  „It  is  possiblu  tu  regard  this  as  a relic  of  a 
more  elaborate  ceremony  by  which  some  material  wed  passed  from  hand 
to  hand;  but  the  mutuality  of  the  hand-grip  seems  to  make  against  this 
explanation.  We  think  it  uiore  likely  that  the  ]iruniisur  profTered  liis  hand 
in  the  namc  of  himself  and  for  the  purpusc  of  devoting  himself  ta  the  god 
or  the  godess  if  ho  broke  faith.“ 
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Verwalters  (steward)').  Zuweilen  wird  die  fides  direkt  in  die 
Hand  des  das  Versprechen  entgegennehmenden  und  nicht  in  die 
Hand  eines  Dritten  niedergelegt,  und  in  diesem  Falle  vermischt 
sich  die  Zeremonie  mit  derjenigen  des  gegenseitigen  Hand- 
schlags^). 

Wie  war  es  aber  in  dem  Falle,  wo  der  manuelle  Akt,  der 
die  fides  facta  begleitete,  den  Beistand  von  drei  Personen  er- 
forderte? Im  alten  germanischen  Rechte  machte  die  fides  facta 
den  Bürgen  zum  Hauptschuldner  und  in  der  Tat  zum  einzigen 
Schuldner  des  Gläubigers,  dann  der  Besitz  des  wed  seitens  des 
Bürgen  berechtigte  den  Letzteren,  den  wirklichen  Schuldner  zur 
Zahlung  zu  zwingen“).  Aber  in  dem  Zeitraum,  der  hier  in  Betracht 
kommt,  nimmt  die  dritte  Person,  zuweilen  genannt  fideiussor, 
keine  Haftung  (legal  liabilitj’)  für  das  Versprechen  aut  sich.  Hin 
und  wieder  wurde  von  dem  Versprechendeti  Gott  als  Bürge  an- 
getragen unil  in  dieser  Form  scheint  der  Vertrag  die  alte  Gott- 
Verbürgung  (god-borh)  der  angelsächsischen  Zeit  zu  sein*). 
.\ber  in  den  meisten  Fällen  war  der  mediator  oder  fideiussor, 
wie  wir  eben  gesehen  haben'),  eine  mit  Amtsgewalt  ausgerüstete 
Person,  ein  Bischof  oder  ein  SherilT,  die  den  Versprechenden  duich 
die  ausübende  Gewalt  ihres  .\mtes,  z.  B.  durch  eine  kirchliche 
Rüge  (censure)  oder  durch  eine  von  weltlicher  Seite  verfügte 
PtUndung  zwingen  konnte,  das  in  ihre  Hände  niedergelegte  fonnelle 
Versprechen  (fides  facta)  einzulösen*). 


')  Siche  Fry,  a.  a.  0.,  S.  237:  l’ollock  amt  Maitland,  a.  a.  ().,  II, 
S.  18Ü— 192,  197,' 198. 

’)  Pollock  and  Maitland  a.  a.  O.,  II,  S.  191,  192. 

“)  Siehe  oben,  S.  69ff. : Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  11,  S.  191. 
*)  Siche  unsere  Erörterung  oben  S.  95,  9ti. 

*)  Siehe  oben  S.  151. 

*)  Pollock  and  .Maitland,  a a.  0.,  II,  S.  191,  197,  198. 
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Zweites  Kapitel. 

Der  neue  Formalvertrag. 

Die  fides  facta  mit  ihrem  Handschlag,  ihrer  Übergabe  de.s 
Stabe.s  (rod)  oder  des  Handschuhe.s  und  anderen  Förmlichkeiten 
möge  wohl  ihre  Bedeutung  vor  den  kleineren  lokalen  Gerichts- 
höfen (local  Courts)  de.s  Mittelalters  gehabt  haben,  aber  sie  wurde 
nicht  zum  Fonnaivertrag  des  gemeinen  englischen  Rechtes ').  Das 
klassische  engli.sche  Vertragsrecht  muß  in  der  (Jeschichte  ver- 
schiedener Klagen  verfolgt  werden,  ganz  besonders  in  den  Klagen 
genannt:  Debt,  Covenant,  Account  und  Assumpsit.  .Jedoch  können 
wir  auf  diese  Geschichte  hier  nicht  eingehen,  denn  sie  ist  zu  lang 
und  zu  verwickelt*).  Es  genügt  hier  anzuftthren,  daß  die  drei 
Vertragsformen  des  englischen  gemeinen  Rechtes , deren  Wurzeln 
bis  tief  ins  Mittelalter  reichen,  wie  wir  bereits  oben  erwähnten, 
die  folgenden  sind:  1.  der  contract  of  record,  2.  der  simple  con- 
tract,  und  3.  der  contract  under  seal  ’).  Die  erste  dieser  drei 
Vertragsformen  werden  wir  hinreichend  bei  Bes])rechung  der  Hypo- 
thek berücksichtigen* I.  Die  beiden  anderen  wollen  wir  hier  unter 
Bezugnahme  auf  die  spätere  Entwickelung  des  englischen  Formal- 
vertrages kurz  erörtern®). 

I.  Der  nicht  formelle  Vertrag  (simple  contract). 

Zuerst  müssen  wir  bemerken,  daß  zur  Zeit  Glanvills  nicht 
jener  Unterschied  zwischen  dinglichen  und  persönlichen  Rechten 


')  Pollock  and  Maitlsnd,  a.  a.  0.,  II,  S.  202,  203,  219.  Siche  auch 
Phillips,  Engli.sche  Reichs-  und  Rechtsgeschichte,  II,  S.  22.1,  22(i;  Mait- 
land,  The  Court  Baron  (Seid.  Soc.),  S.  116,  und  was  Pollock  and  Mait- 
land,  a.  a.  0.,  8.  202,  sagen  betreffs  des  Glanvill'schen  Pfandes  in  diesem 
Zusammenhänge. 

’)  Bezüglich  der  Geschichte  dieser  Klagen  siehe  -kmes.  Hist,  of 
.Assumpsit,  HER.,  II,  S.  1,  53:  .lenks,  Consideration ; Salinond,  Essays 
in  Jurisprudence  and  Legal  History,  S.  174 — 224;  Pollock  and  Maitland, 
a.  a.  (.).,  II,  8.  203 — 2,33;  Pollock,  Principlcs  of  Contract,  .5.  .Aufl.,  8.  131  — 144. 
Siche  auch  eine  kurze  Bezugnahme  auf  diese  Klagen  in  unserer  Einleitung, 
oben  S.  33  - 37. 

*)  8iehe  oben  8.  38,  149. 

*)  Siche  unten  im  dritten  Teil. 

*)  Siche  auch  unsere  Einleitung,  oben  8.37,  38. 
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(real  and  personal  rights)  und  zwischen  dinglichen  nnd  per- 
sönlichen Klagen  (real  :md  personal  actions)  existierte,  wie  in 
dem  Rechtssystem  späterer  Zeiten.  In  den  Worten  Pollocks 
and  Maitlands:  „The  hold  cmdity  of  archaic  thought  eqnates 
the  repayment  of  an  equivalent  sum  of  money  to  the  restitution 
of  specihc  land  or  goods.  To  all  appearance  onr  ancestors  could 
not  conceive  credit  under  any  other  form.  The  claimant  of  a debt 
asks  for  what  is  his  own“.  Und  so  kam  es,  daß  die  Schnldklage 
(Debt)  eine  dingliche  (proprietary)  Klage  war  und  es  existierte  keine 
dingliche  (proprietary)  Klage  für  die  Wiedererlangung  einer  be- 
weglichen Sache  im  strikten  modernen  Sinne  von  Dinglichkeit 
(proprietary) '). 

Der  Jude  aber  und  der  lombardische  Kau&nann  lehrten  dem 
englischen  Volke  Geld  zu  verleihen  und  beim  Verkaufe  von  Waren 
Kredit  zu  geben;  die  Klage  Action  of  Debt  wurde  nach  und  nach 
immer  weniger  dinglich  und  durch  diese  Tendenz  kommt  das 
Streben  nach  einer  persönlichen  Verbindlichkeit  mit  der  Zeit  immer 
melm  zum  Ausdruck.  „Debt“,  die  Idee  einer  persönlichen  Ver- 
pflichtung (personal  Obligation),  trennt  sich  langsam  vom  „detinue“, 
der  Auffassung  des  dinglichen  Rechtes  (proprietary  right)*). 
Commodatum  und  mutuum  fangen  an  statt  eines  zwei  ver- 
schiedene Dinge  zu  bedeuten*). 

Die  Klage  Aktion  of  Debt  entsprang  gewöhnlich  einem  Dar- 
lehensgeschäfte, aber  sie  diente  auch  dazu,  den  Preis  für  verkaufte 
Waren  zu  erlialten.  Glanvills  Schilderung  des  Vertragsrechts 
war  rein  germanisch,  trotz  einiger  römischer  Phrasen,  und  er  be- 
richtet uns,  daß  wenn  jemand  einen  rechtlich  bindenden  Verkam 
abschließen  wollte,  entweder  die  Ware  übergeben,  volle  oder  Teil- 


')  Pollock  and  Maitland  a.  a.  0.,  II,  S.  204,  205.  Die  gleiche  An- 
sicht SnBem  Holmes,  The  ('onimon  Law,  S.  252  und  Salmond  a.  a.  0., 
8.  175.  Diese  Ansicht  scheint  die  allgemein  Terbrcitete  bezgl.  des  alten 
deutschen  Rechtes  zu  sein,  obgleich  Hensler  in  seinen  Institutionen,  I, 
S.  377 — 39G,  entschieden  die  entgegengesetzte  Meinung  vertritt. 

’)  Sobald  in  der  Klage  Detinue  ein  Urteil  ergangen  war,  stand  es  dem 
Heklagtcn  frei,  zwischen  einer  Rückgabe  des  geliehenen  Gegenstandes  und 
der  Zahlung  einer  entsprechenden  Summe  zu  wühlen.  Pollock  and  Mait- 
land a.  a.  O.,  II,  S.  206. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II.  S.  206,  207. 
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Zahlung  erfolgen  oder  ein  Draufgeld  (eamest)’)  gegeben  werden 
mußte.  Die  Zeugen  bei  der  Handlung  (transaction  witnesses)  aus 
der  angelsächsischen  Zeit  sind  fast  ganz  verschwunden  mit  dem 
Aufgeben  der  Vorsichtsmaßregeln  (collateral  precaution),  zu  welchem 
Zwecke  sie  ursprünglich  da  waren*). 

In  dieser  frühen  Zeit  des  englischen  Rechtes  war  das  Drauf- 
geld (eamest)  kein  Teil  der  Kaufsumme.  Wie  nach  altem  deutschen 
Rechte,  war  es  eine  von  dieser  getrennte  bestimmte  Zahlung  an  den 
Verkäufer,  um  diesen  davon  abzuhalten,  den  fraglichen  Gegenstand 
an  einen  anderen  zu  verkaufen  oder  zu  übergeben.  Verfehlte  in 
den  Tagen  Glanvills  der  Käufer,  das  Geschäft  perfekt  zu  machen, 
so  resultierte  hieraus  nur  der  Verlust  des  Draufgeldes;  und  ob- 
gleich der  Verkäufer  kein  Recht  hatte,  vom  Geschäft  zurückzu- 
treten, so  ist  aus  Glanvills  Darstellungen  doch  nicht  zu  ersehen, 
welche  Buße  (penalty)  darauf  ruhte.  Bracton  und  Pieta  sagen, 
daß  bei  einem  Zurücktreten  vom  Geschäft  seitens  des  Verkäufers 
Zurückzahlung  der  doppelten  Draufgeldsumme  die  Folge  war. 
Pieta  meint,  daß  die  lex  mercatoria  den  Verfall  von  fünf 
Shilling  für  jeden  Farthing  des  Draufgeldes  vorschrieb.  Hier- 
durch wird  das  Abschließen  von  Verträgen  so  gut  wie  unmöglich 
gemacht,  und  es  ist  in  der  Tat,  nach  den  Worten  Pollocks  und 
Maitlands,  „among  the  merchants  that  the  giving  of  eamest  first 
loses  its  old  character  «and  becomes  a form  which  binds  both  buyer 
and  seller  in  a contract  of  sale“.  In  England,  wie  im  ganzen 
westlichen  Europa  wird  das  Draufgeld  zum  denarins  Dei;  und 
Eduard  I.  bestimmt  in  seiner  Carta  Mercatoria,  daß  bei  Ge- 
schäften zwischen  Kanfleuten  der  denarius  Dei  so  bindend  wirken 
soll,  daß  keine  der  Parteien  vom  Vertrag  zurücktrefen  kann.  Das, 


‘)  Obgleich  der  Ursprung  des  Wortes  oarnest  or  ernes  ziemlich  in 
Dunkel  gehüllt  zu  sein  scheint,  so  ist  derselbe  möglicherweise  doch  durch 
die  Formen  arles,  erles,  ernes,  aut'  das  Wort  arrula,  einem  Diminutiv 
von  arra  zurückzufnhren.  Siebe  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II, 
S.  208,  Anm.  2. 

Olanvill,  X,  14;  Pollock  and  Maitland  a.  a.  0.,  II,  S.  207. 
Siehe  Glasson,  Histoirc  du  droit  et  des  institutions  de PAngleterre,  II. 
.S.  305  — 319.  Pollock  and  Maitland  sagen  a.  a.  0.,  II,  8.  207,  Anm.  3, 
daß  Bracton,  f.  61  b,  fast  den  gesiunten  Glanvill'scheii  Text  in  seine  Kr- 
ürterungeu  aufgeuummon  hat. 
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was  ehemals  lex  mercatoria  war,  wurde  später  in  England  die 
englische  lex  commune'). 

Zur  Zeit  Eduards  I.  scheint  der  Zweck  der  Klage  Action  of 
Debt  hauptsächlich  gewesen  zu  sein  1.  ausgeliehenes  Geld,  2.  den 
Preis  fflr  verkaufte  Waren,  3.  rückständige  Rente  aus  Verpachtung 
auf  Jahre  (leases  for  years),  höchst  selten  dagegen  um  rückständige 
Rente  aus  Freehold-Besitz  einzutreiben;  ferner  4.  um  fälliges  Geld 
von  einem  Bürgen  und  ö.  um  den  Betrag  einer  Schuld  auf  Grund 
einer  gesiegelten  Schuldanerkennung  zu  erhalten.  Trotzdem  gab 
es  keine  Theorie,  welche  diese  Klage  auf  die  vorstehenden  Fälle 
beschränkte  und  das  Vorliegen  einer  vertragsmäßigen  Verbindlich- 
keit war  nicht  gerade  notwendig,  und  es  dauerte  nicht  lange,  so 
wurde  sie  angewandt,  wenn  immer  jemand  einem  anderen  eine 
feste  Summe  („sum  certain“)  schuldete.  Sehen  wir  aber  für 
unseren  gegenwärtigen  Zweck  nicht  allein  von  der  Klage  gegen 
einen  Bürgen  mit  ihrer  besonderen  Geschichte  der  Geißeln  und 
des  Formalvertrags  durch  wed*),  sondern  auch  von  dem  Ver- 
sprechen unter  Siegel,  von  dem  später  die  Rede  sein  wird,  ab, 
so  finden  wir,  daß  die  Klage  Action  of  Debt  in  solchen  Fällen 
erhoben  werden  kann,  wo  der  Beklagte  etwas  — irgend  einen 
(Gegenstand  — von  dem  Kläger  erhalten  hat.  Wahrscheinlich 
fielen  auch  geleistete  Dienste  in  dieselbe  Kategorie  wie  verkaufte 
und  gelieferte  Waren.  Am  Ende  des  13.  .Tahrhundert,s  scheint 
die  Klage  Action  of  Debt  auf  alle  Fälle  beschränkt  worden  zu  sein, 
wo  der  Kläger  dem  Beklagten  irgend  einen  Dienst  geleistet  oder 
letzterer  einen  materiellen  (Gegenstand  vom  Kläger  erhalten  hat. 


')  Bracton,  f.  Gib,  62:  Pollock  and  Maitland  a.a.O.,  H.  S.  208,  209. 

Kntgegon  der  An.sicht  von  Sir  Kdward  Fry  äußern  sich  Pollock 
and  Maitland  a.  a.  0.,  II,  S.  208,  Anni.  2,  daß  die  Bestimmungen  aber  das 
Dranfgeld  bei  Olanvill  und  Bracton  nicht  aus  den  römischen  Rechtsbüchern 
nbernomnien  wurden. 

Es  ist  möglich,  daß  in  gewisser  Hinsicht  die  lei  mercatoria  in 
England  „took  a morc  liberal  and  modern  view  of  cuntractual  Obligation 
than  that  which  was  taken  by  tlie  common  law*.  Maitland,  Select  PIea.s 
in  Manorial  and  Scigiiorial  Courts  (Seid.  Soc.),  I,  S.  132.  Siehe  über  die 
lei  mercatoria  in  England  Carter,  Early  History  of  Ihe  J.aw  Merchant 
in  England.  I.yK.,  XVII.  S.  232  ff.,  und  ('artcr,  History  of  Knglish  Legal 
Institutions,  S.  250—270. 

*)  Siehe  oben  S.  69  ff.,  1.50  ff. 
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und  wo  in  der  Tat  der  Anspruch  auf  eine  feste  Suninie  lautete '), 
wennsclion  jedwede  Itoktrin  bezüf?licli  eines  ijuid  pro  (|uo  einer 
sjiateren  (ieneration  von  Reehtsgelelirten  Vorbehalten  war. 

Für  die  Advokaten  zu  Glanvills  und  Hraetous  Zeiten  war  das 
blolie  Versprechen  kein  KhiKegrund  (ground  of  action).  Die 
causae  debendi  der  .\dvokaten  waren  Keclitsgeschafte,  wie  Dar- 
lehen, Verkauf  und  ähnliches,  nicht  bloße  Versprechen ’).  Spätere 
Theoretiker  fanden,  daß  das  allgemeine  Klement  in  diesen  legi- 
timae  causae  debendi  das  sei,  was  sie  iiuid  pro  quo  nannten 
und  die  englischen  Gerichtshöfe  hielten  sich  strikte  an  das  gemein- 
gütige  Prinzip  des  alten  germanischen  Rechtes  im  Allgemeinen”), 
daß  (iaben  ohne  Gegenleistung  (gratuitons  gifls)  sich  rechtlich 
nicht  aufrecht  erhalten  ließen  und  daß  rein  unentgeltliche  V\»r- 
sprechen  rechtlich  nicht  bindend  waren  und  dies  auch  nicht  sein 
sollten*).  Diese  Doktrin  des  ((uid  pro  quo  („consideration“)  ist 
bis  auf  unsere  Zeit  die  Doktrin  der  englischen  Juristen  geblieben. 
Kin  nicht  unter  Siegel  gegebenes  Versprechen  muß  durch  eine 
Gegenleistung  (consideration)  Giltigkeit  erhalten,  da  es  sonst  im 
Rechtswege  nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann”). 

')  I’ullock  and  .Maitlsnd,  Hist.  Eng.  baw,  II.  S.  *211. 

Glanvill,  X,  3;  l'troque  vero  existente  in  Curia,  is,  qui  petit, 
pluribus  ex  caiisis  debitum  petcre  potest,  aut  eniin  debetur  ei  quid  ex  causa 
iniitui , aut  ex  causa  renditionis.  aut  ex  cuniinodatn,  aut  ex  lucato,  aut  ex 
depo.siti.  aut  ex  alia  iusta  debendi  causa.  Siehe  Saluiond  a.  a.  O. , S.  217. 

”)  Siehe  von  .-Vmira,  Nordgernianisehcs  Obligationsreeht ; Heiisler, 
Iinstitutiiinen.  1,  S.  81;  Schrocder,  Dltti.,  S.  (12. 

*)  Pollock  and  .Maitland,  a.  a.  (>.,  II,  S.  210—214. 

Pollock  and  .Maitland,  a.  a.  U„  S.  213,  Anui.  1:  „The  statemeut 
current  in  Kngli.sh  books  of  recent  tinies  thal  the  solemnity  of  a deed  ,iin- 
ports  consideration’  is  historicallj  incorrect.  but  shows  the  persistance  of 
this  idea“.  Wahrscheinlich  würde  ein  rein  unentgeltliches  Ver.sprcchcn, 
obwohl  unter  .Siegel,  itn  dreizidinteii  .lahrhiindert  nicht  einklagbar  gewesen 
sein,  „if  its  gratuitous  chaiucter  had  stood  openly  revealed".  Pollock 
and  Maitland,  u.  a.  O.,  S.  213,  214. 

”)  Die  (ieschichto  der  .consideration’’  ist  von  neueren  Kechlshistorikern 
ausführlich  behandelt  worden.  Siehe  .\nies,  History  of  Assuinpsit,  HI.U., 
II,  S.  1,  53;  Beale,  Notes  on  Consideration,  HI,K.,  XVIll,  .8.  71  ff.;  .lenks, 
Iioctrine  of  Consideration;  Pollock,  Principles  of  Contracts,  .5.  Ausg.,  An- 
hang, .\mn.  E.;  Pollock,  .Xfterthoiights  on  Consideration,  I.yH.,  XVII,  S.  415; 
Esinein,  l’n  chapitre  de  l'histoire  des  contracts  en  droit  anglais,  Xouvelle 
revuc  historiquc  de  di’oit  frain;ais  et  rdranger,  18H3,  S.  555;  tlartinnnn, 
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n.  Der  Formalvertrag  (contract  under  seal). 

Wir  müssen  uns  für  einen  Augenblick  mit  der  Klage  Action 
of  Govenant  befassen,  wenn  wir  etwas  über  die  Anfänge  des 
Formalvertrages  des  englischen  gemeinen  Rechts,  des  niederge- 
schriebenen und  gesiegelten  Vertrages,  erfahren  wollen. 

Die  Klage  Writ  of  Govenant  (breve  de  conventione)  er- 
scheint im  amtlichen  Protokoll  frolls)  kurz  nach  der  Veröffent- 
lichung von  (jlanvills  Werk  und  zur  Zeit  Heinrichs  III.  war  die 
Anwendung  des  Writ  of  Govenant  bereits  eine  allgemeine.  Es 
wurde  oft  in  Form  eines  Scheinprozesses  zum  Zwecke  der  Über- 
eignung von  Land  zur  Anwendung  gebracht,  d.  h.  im  Wege  eines 
endgültigen  gegenseitigen  Übereinkommens  vor  Gericht  (final  con- 
cord);  nnd  es  war  das  Rechtsmittel  des  Jalirespächters  (temior) 
wahrend  der  frühesten  Anftinge  der  Jahresverpachtung  (term  for 
years,  lease  for  jears,  Verpachtung  auf  Jahrej,  zu  welcher  Zeit  man 
dem  Jahrespächter  nur  ein  obligatorisches  Recht  aus  seinem  Ver- 
trage (benetit  of  agreement)  zuschrieb,  aber  nicht  dingliche  Rechte 
(real  rights)  am  Lande  selbst,  und  keinen  Besitz  (seisin  or  possession). 
wie  er  dem  Freeholder  zustand.  Später  wurde  es  zu  verschiedenen 
Zwecken  angewandt,  und  da  die  typische  conventio,  die  Ver- 
pachtung auf  Jahre,  langsam  begann  nicht  nur  ein  obligatorisches 
Recht  (personal  right)  zu  bedeuten,  sondern  auch  ein  dingliches 
Recht  (real  right)  am  Lande,  so  dachte  man,  daß  vielleicht  andere 
conventiones  dingliche  Rechte  am  Lande  verleihen  würden. 
Rechte,  die  das  Land  selbst  haftbar  machen  und  Dritten  gegen- 
über bei  einer  späteren  Belehnung  (subsequent  feoffees)  geltend 
gemacht  werden  könnten,  obgleich  das  Statutum  Walliae  vom 
Jahre  1284  die  Sache  dahin  entschied,  daß  eine  frühere  conventio 
eine  spätere  Belehnung  (feoffment)  nicht  ungültig  machen  kann. 
Das  Writ  war  dehnbar,  da  ihm  strikte  Grenzen  nicht  gezogen 
waren.  Die  königlichen  Richter  konnten  in  der  Tat  „privatae 
conventiones“  auf  Grund  dieses  Writ  als  zu  Recht  bestehend 
erklären.  Die  nachfolgende  Einschränkung  muß  indes  berück- 

Die  ürundprinzipion  der  Praxis  des  cnglisch-aiiierikanischun  Yertragsreebts, 
Archiv  fär  die  civilistische  Praxis,  Bd.  77,  S.  li>l  IT.  Pollock  and  Mait- 
land,  a.  a.  0.,  .\nni.  2,  sagen:  ,Mr.  Arnes  has  put  the  subject,  from  tho 
lifteeuth  cenlurv  duwnwards,  ou  a new  footiiig“. 
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siclitigt  werden.  Eine  Schuld  (debt)  muß  aus  irpfend  einer  causa 
envaclisen,  aus  irgend  einem  Rechtsgeschäfte  (transaction;,  wie 
Darlehen  oder  Verkauf,  und  sie  muß  durcli  die  Action  of  Debt 
eingeklagt  werden.  Die  Klage  Actinn  of  t'ovenant  kann  von  dem 
Kläger  nicht  anhängig  gemacht  werden,  um  eine  Schuldforderung 
(debt)  einzutreiben,  selbst  wenn  eine  gesiegelte  Urkunde  für  den 
Beweis  der  Schuld  beigebracht  wird'J. 

Die  Fonnalitäten  des  alten  germanischen  Vertrages,  das  wed, 
das  borh  und  der  Handschlag,  waren  von  den  königlichen  Ge- 
richten, den  Gerichten  des  gemeinen  Rechtes,  verworfen  worden. 
Obgleich  eine  Zeitlang  Ungewißheit  darüber  herrschte,  welche 
Formalität,  wenn  überhaupt  irgend  eine,  an  Stelle  der  alten 
treten  sollte,  und  obgleich  in  England  und  anderswo  Pacta  sunt 
servanda  im  Munde  Vieler  war,  hatten  die  Gerichte  des  Königs 
vor  dem  Tode  Eduards  I.  ein  für  alle  mal  dahin  entschieden, 
daß  nur  dann  das  Recht  aus  einer  conventio  geltend  gemacht 
werden  kann,  wenn  die  conventio  durch  ein  schriftliches  und 
mit  dem  Siegel  der  sich  bindenden  Partei  versehenes  Dokument 
nachgewiesen  werden  kann.  Der  Kläger  mußte  eine  gesiegelte 
Urkunde  („specialty“,  esi)ecialte,  aliquid  speciale';  „deed“, 
fet,  factum)  beibringen,  oder  die  conventio,  auf  die  er  sich 
stützte,  hatte  vor  dem  königlichen  Gericht  keine  rechtliche  Be- 
deutung*). 

Die  vertragshindende  Handlung  liegt  in  der  Versiegelung  und 
Übergabe  des  Pergamentes.  Dieser  Fonnaivertrag  der  englischen 
weltlichen  Gerichte  ist  in  der  Tat  nicht  aus  dem  alten  Volksrechte 
hervorgegangen.  Er  war  vom  Continente  nach  England  mit  hin- 
über gebracht  worden.  Das  Siegel  kam  vom  Hofe  der  fränkischen 
Könige.  Das  Dokument  rein  obligatorischen  Charakters  wurde  von 
den  italienischen  Bankiers  in  England  eingefiihrt*). 

Wir  beobachten  somit  in  England  die  ganz  allmähliche  Ent- 
wickelung und  Umbildung  des  Formalvertrages.  Aus  der  Über- 


')  Pollock  1111(1  Maitland,  a.  a.  O.,  II.  S.  21G— 219. 

»)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  219,  220. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  11,  S.220 — 225.  Mit  diua(in  Formal- 
vortrigen  durch  gesiegelte  Urkunde  (deed)  und  amtliche  Protokollierung 
(record)  werden  wir  uns  weiter  befassen,  wenn  wir  die  Geschichte  der  Hypothek 
in  England  besprechen.  Siehe  unsere  späteren  .Ausführungen  im  dritten  Teil- 

11* 
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gäbe  eines  materiellen  Gegenstandes  (wed)  in  der  frühen  Zeit  der 
Angelsachsen  ist  für  das  Kirchenrecht  das  eidliche  Versprechen 
und  die  fides  facta  und  für  das  weltliche  Recht  die  Siegelung 
und  Übergabe  einer  schriftlichen  Urkunde  zur  bindenden  Form 
geworden.  An  der  allgemeinen  Umwandlung  des  Vertrages  ersieht 
man  den  Übergang  von  der  Naturalwirtschaft  der  Angelsachsen 
zur  Geld-  und  Kreditwirtschaft  einer  späteren  Zeit.  Der  Vertrag, 
der  auf  die  Verhältnisse  eines  Landwirtschaft  treibenden  Volkes 
angepaßt  war,  ist  allmählich  fast  ganz  und  gar  von  den  Formal- 
verträgen verdrängt  worden,  die  besser  geeignet  waren  für  die 
verschiedenen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  eines  Volkes,  das  sich 
mehr  und  mehr  den  Anforderungen  des  eingeftthrten  Christen- 
tums und  dem  Emporstreben  von  Handel  und  Industrie  anpaßte. 


Zweiter  Teil. 

Das  Mobiliarpfandrecht. 

In  dem  Zeiträume,  welcher  die  Periode  von  der  nonnanni- 
schen  Eroberung  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  umfaßt,  erscheint 
das  Mobiliarpfand  1.  als  genommenes  Pfand  (Pfändung)  und 
2.  als  gegebenes  Pfand. 

Die  eigenmächtige  Pfäiulung  zeigt  sich  uns  in  zwei  großen 
Klassen  von  Füllen:  1.  in  solchen,  wo  das  Vieh  bei  der  Anrichtung 
von  Schaden  betroffen  und  dafür  genommen  wird  (distress  damage 
feasant)  und  2.  in  solchen,  wo  Mobilien  genommen  werden,  weil 
a)  feudale  Dienste  oder  mit  persönlichen  Leistungen  verbundener 
Grundzins  (feudal  Services  or  rent-service)  und  b)  Erbzins  (rent- 
charge)  im  Rückstände  sind.  Pfändung  von  Mobilien  wird  auch 
vorgenommen  bei  H)  rückständigen  Forderungen  der  Krone  und 
4.  im  Prozeß.  Die  Pfändung  im  Prozeß  ist  für  die  vorliegende 
Abhandlung  nicht  bearbeitet  worden. 
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Erstes  Kapitel. 

Das  genommene  Pfand. 

I.  Retentionsrecht. 

§ 1.  PlhndunK  von  Vieh  wegen  Schadenzufügung  an  Grundstücken 
(distress  for  damage  feasant). 

Wir  haben  gesehen,  daß  unsere  angelsächsischen  Quellen  über 
die  Pfändung  von  Tieren,  welche  bei  der  Anrichtung  von  Schaden 
an  (Grundstücken  betroffen  werden,  sehr  dürftig  sind.  Aber  für 
die  Zeit,  welche  jetzt  in  Betracht  kommt,  stehen  uns  reichliche 
Quellen  zur  Verfügung.  Besonders  von  den  klassischen  Schrift- 
stellern des  dreizehnten  .Jahrhunderts  (Bracton,  Britton,  Fleta)  . 
finden  wir  diese  Pfändungsform  eingehend  beschrieben. 

Der  Grundbesitzer  kann  das  Vieh,  welches  seinem  Eigentum 
Schaden  zufügt,  zurflckbehalten '),  bis  der  Eigentümer  des  Viehes 
entweder  für  den  zugefügten  Schaden  Ersatz  leistet  oder  Pfand 
und  Bürgschaft  (gage  and  pledge)  bietet,  daß  er  Schadenersatz 
leisten  will*).  Die  Pfändung  geschieht  eigenmächtig  und  ohne 
gerichtliche  Beihilfe. 

Der  Pfändende  muß  nachweisen,  daß  er  das  Vieh  nahm, 
während  es  seinem  fiigentum  tatsächlich  Schaden  zufOgte’). 

Der  Betrag  für  Schadenersatz  wird  bestimmt  von  angesehenen 
Männern,  welche  von  dem  Eigentümer  des  Viehes  zu  der  Stelle 
berufen  werden,  woselbst  sich  die  behaupteten  Übertretungen  zu- 
getragen haben ‘).  Wenn  der  Betrag  für  Schadenersatz  nicht  auf 
diese  Weise  an  Ort  und  Stelle  bestimmt  wird,  so  können  Pfand 
und  Bürgschaft  von  dem  Eigentümer  des  Viehes  dafür  gegeben 

')  Bracton,  f.  158:  iniparcavit  illa.  Britton,  liv.  I,  chap.  XXVIII, 

§ 9:  celes  beatcs  tist  chacer  jokes  a sa  mcsuuti  «n  iiie.sme  la  vilo,  ct  illuca 
los  dctint.  Sieb«  den  Fall  in  Sclect  Plcas  in  Manurial  and  other  Seignorial 
Courts  (Seid.  Soc.),  hrsg.  von  Maitland,  1,  S.  113.  Über  einen  Fall  aus 
den  .Jahren  1308  — 9,  wo  ein  Boot  als  damage  feasant  in  einer  several 
fishcry  genommen  wird,  siehe  Y.  B.  2 und  3 Ed.  II.  (Seid.  Soc.),  hrsg.  von 
Maitland,  S.  78,  79. 

>)  Bracton,  f.  1.58;  Britton,  liv.  I,  chap.  XXVIII,  §9;  Fleta,  101 
(f  25);  Bracton’s  Note  Book,  pl.  Ifi80. 

*)  Bracton,  f.  158;  Britton,  liv.  1,  chap.  XXVIII,  § 11:  Fleta  101 
(§  2G).  Siehe  Coke  über  Littlcton  142a. 

*)  Bracton,  f.  158. 
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werden,  daß  Schadenersatz  geleistet  werden  wird  nacli  dem  Ansj)ruch 
seiner  Nachbarn  bei  der  (jerichtsverhandlung.  Die  Bürgen  müssen 
in  solchem  Falle  vermögende  Leute  sein  (distrainable  sureties), 
welche  durch  Pfändung  ihres  Mobiliars  gezwungen  werden  können, 
vor  Gericht  zu  erscheinen  und  für  den  angerichteten  Schaden 
Ersatz  zu  leisten*).  Behält  der  Pfändende  das  Vieh  auch  zurück, 
nachdem  Pfand  und  Bürgschaft  angeboten  worden  ist,  so  macht 
er  sich  eines  vetitium  namii  oder  vee  de  nam  genannten  Ver- 
gehens schuldig  und  kann  durch  eine  von  dem  Eigentümer  des 
Viehes  gegen  ihn  erhobene  Klage  zu  einem  in  barem  Oelde  be- 
stehenden Schadenersatz  gezwungen  werden*). 

Es  scheint  als  ob  das  AMeh,  nachdem  es  gejifündet  worden 
ist  und  bis  zu  der  Zeit,  wo  es  wieder  an  seinen  Eigentümer 
zurückgegeben  wird,  im  Sinne  des  Gesetzes  gleich  (tegenständen, 
welche  für  rückständige  Dienste  und  Kenten  gepfändet  wurden, 
als  in  custodia  legis  betrachtet  wird.  Der  Pfändende  ist  nicht 
der  Besitzer  im  juristischen,  sondern  nur  im  physischen  Sinne, 
und  er  hat  kein  Recht  das  Vieh  zu  verkaufen  als  Ersatz  für  den 
Schaden,  der  seinem  Eigentum  zugefügt  wurde*).  Das  Vieh  wird 
nur  von  dem  Pfändenden  einbehalten  oder  in  einem  öffentlichen 
Pfandstall  untergebracht  bis  Ersatz  geleistet  oder  Pfand  und  Bürg- 
schaft geboten  wird.  Der  Grundeigentümer  hat  nur  das  Reten- 
tionsrecht*). 

Bracton,  f.  158;  Brittüii,  liv.  I,  <;lia|i.  XXVIll,  §§  !),  10,  11: 
Flcta  101  (§-2.5). 

*)  Bracton,  f.  155,  15(i,  1.5t>b,  1.58b,  217b;  Brittoii,  liv.  1,  cba|>. 
XXVlIl,  §§  2,  6—8:  Flcta  94,  95,  102  (§30):  Pollock  and  Maitland 
a.  8.  0.,  II,  S.  524,  577,  578.  Vgl.  auch  den  .Mirror  of  Jnstices  (Sold.  Soc.), 
S.  70—73.  Über  die  gänzliche  Unzuverlässigkeit  dicsc.s  sogenannten  , Mirror 
of  JustiecB*.  eines  wabrscbeinlich  kurz  nach  1285  nnd  vor  1290  geschrie- 
benen Buches,  siehe  Maitland,  Ivinlcitiing  zu  dem  Mirror  of  Justices 
(Seid.  Soc.),  sowie  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I.  8.  28.  II,  S.  177, 
478  (Anm.). 

’)  Siehe  Coke  über  I.ittleton,  17a:  Bolle,  -Xbridginent.  I,  667 

Blackstonc,  111.  cha]).  I.  § V;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  11, 
S.  576;  Bullen,  a.  a.  0.,  S.  12. 

*)  Betreffs  dos  niittclalterliehcn  Hechts  über  diesen  Uegenstand  der 
Pfändung  von  Tieren  wogen  Schadenzufügung  an  (jrnndstficken  (distress 
damage  feasant)  siehe  ferner  Bodle,  .\bridginent.  I,  S.  664,  665.  Vgl. 
Mirror  of  .lu.stice.s  (Seid.  Soc.),  S.  13.  26,  70-  73  und  siche  oben  Anm.  2. 
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Das  Vieh,  welches  auf  fremdem  Grund  und  Boden  betroffen 
wird,  wird  einbehalten,  um  den  Eigentümer  des  Viehes  dadurch 
zu  Schadenersatz  zwingen  zu  können.  Zur  Zeit  Bracton’s  scheint 
die  ursprüngliche  angelsächsische  Auffassung,  daß  das  Vieh  selbst 
ein  Unrecht  begangen  und  dafür  Strafe  zu  erleiden  habe,  der 
Auffassung,  einen  Zwang  auf  den  Eigentümer  des  Viehes  auszu- 
üben, vollständig  Platz  gemacht  zu  haben. 

Diese  Form  der  eigenmächtigen  Pfändung  hat  sich  in  England 
bis  auf  unsere  Tage  erhalten  und  die  ihr  zu  Grunde  liegenden 
Prinzipien  sind  im  Großen  und  Ganzen  dieselben  wie  im  Mittel- 
alter.  Der  Pfändende  hat  kein  Gebrauchsrecht  an  den  gepfändeten 
Tieren  und  kein  Recht  sie  zu  verkaufen,  um  sich  dadurch  für  den 
erlittenen  Schaden,  der  seinem  Grundstücke  zugefügt  wurde,  schad- 
los zu  halten.  Der  Pfändende  hat  sowohl  nach  heutigem,  wie 
auch  nach  dem  mittelalterlichen  Recht  nur  ein  Retentionsrecht  an 
den  gepfändeten  Sachen '). 

§ ’i.  Pfändung  wegen  nicht  geleisteter  feudaler  Dienste  und  rück- 
ständiger Rente  (distress  for  Services  or  rent  in  arrear). 

Pfändung  von  Mobilien  für  a)  feudale  Dienste  oder  für  mit 
persönlichen  Ijcistungen  verbundenen  Grundzins  und  b)  Erbzins 
im  Rückstand  bilden  die  zweite  große  Klasse  von  Fällen,  wo 
Mobilien  im  Mittelalter  eigenmächtig  gepfändet  werden  können’), 
aber  bevor  wir  auf  den  Ursprung  und  die  Entwickelung  dieser 
Klasse  von  Pfändungen  naher  eingehen,  wollen  wir  einige  ein- 
leitende Worte  über  die  Natur  dieser  Dienste  und  Renten  voraus- 
schicken. 

Das  Wort  Rente  (reditus,  rent)  bedeutet  Ersatz  für  den 
Besitz  eines  vererblichen  Grundstücks  (corporeal  inheritance);  und 
eine  Rente  wird  betrachtet  als  ein  gewisser  oder  bestimmter  jähr- 
licher Ertrag,  der  ans  dem  Lande  ausfließt  (profit  issuing  yearly 

')  Für  das  niitUdalterlicbc  Recht  siehe  unsere  späteren  Ausfühmngen. 
Für  das  heutige  Hecht  siehe  Bullen,  Distress,  S.  172,  173,  257 — 276.  Siebe 
auch  Blackstone,  III,  c.  I,  § V. 

*)  Eine  kürzlich  veröffentlichte  lateinische  Handschrift  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert über  die  lei  mercatoria  in  England  enthält  ein  Kapitel  betreffs 
der  Art  und  Weise  auf  Grund  dieses  Rechts  Pfändungen  vorzunehmen  und 
über  den  richtigen  Pfandgewahrsam  für  nach  der  lei  mercatoria  gepfän- 
dete Gegenstände.  Carter,  Histor^-  of  English  Legal  Institutions,  8. 289,  295 


Digitized  by  Google 


out  of  liiiid Feudale  Dienste  oder  Renten  werden  als  eine  Re- 
lastunjj  („charfie  upon  the  land“)  des  (irundstücks  angesehen  und 
steht  dem  Unindherrn,  im  Falle  die  Rente  oder  der  Dienst  in 
Rückstand  geraten,  das  Kechtsmittel  der  Pfändung  zu*).  Diese 
Dienste  oder  Renten  werden  fernerhin  nach  deutschem  und  eng- 
lischem Rechte  als  unkörperliche  Sachen  angesehen,  welche  Gegen- 
stand von  Oewere  (seisina,  seisin)  und  von  Eigentumsrecht  (jus, 
right)  sein  können*). 

Nach  dem  gemeinen  Rechte  gab  es  nun  drei  verschiedene  Arten 
von  Renten:  1.  mit  persönlichen  Leistungen  verbunilener  Grundzins 
(rent-service).  ‘2.  Erhzins  (rent-charge),  3.  Rente  ohne  Pföndungs- 
recht  freditus  siccns,  harren  reut,  rent-seck) ').  1.  Rent-service 

bedeutet  mit  dem  (jrundhesitz  zu.sammenh:ingende  kör])erliche 
Dienste  (corporal  service  incident  to  the  tenure),  wie  Lehnstreue 
(fealty)  und  auUerdem  eine  gewisse  Rente;  und  hier  kann  der 
Grundherr,  vorausgesetzt,  dal.l  er  das  Rfickfallsrecht  oder  ein  zu- 
künftiges Recht  (reversionary  oder  future  interest)  an  dem  lauide 
hat,  nach  dem  gemeinen  Rechte  lof  common  right)  pfänden,  ohne 
einen  besonderen  Vorbehalt  bezüglich  des  Pfandungsrechtes  zu 
machen*).  Im  Falle  von  rent-charge  (siehe  2.  oben)  hat  auf  der 
andern  Seite  der  Eigentümer  der  Reute  kein  zukünftiges  Recht 
an  dem  Lande.  Rent-charge  kann  entstehen  dadurch,  dal.l  jemand 
.seinen  gesamten  Besitzstand  an  einen  andern  uml  dessen  Erben 
(estate  in  fee  simjde)  übergehen  läRt  und  sich  eine  Rente  an  dem 

')  Siehe  Williuiiis,  lieal  rropertv,  S.  3'.’7  und  die  Hclogstellen  in 
Anm.  4,  unten. 

’)  Siche  Williaiiis,  lieal  Propertv,  S.  tiü:  hiusiehtlich  .rent-scck" 
uti.sere  hier  folgende  Krörtcriiug.  t'bi'r  lieiiteu  als  liealla.slen  nach  deut- 
schem liecht  siehe  tJierke,  Deutsches  Privatrecht,  Bd.  II.  S.  7.V2  ff. 

*)  Siehe  ferner  unsere  Krörterung  S.  174  ff.  und  die  dort  angezogeiieu 
Belege. 

‘)  Siehe  Bracton,  f.  ‘JOIib;  bittletoii  §§  .')S,  213 — 217:  Coke  über 
bittleton  47,  142—144,  150b,  151b;  Blackstone  II.  c.  3.  X;  Williams, 
lieal  Property,  S.  326,  416.  417,  420,  421,  424.  42.>.  428,  436,  ,508.  509: 
Pollock  and  Maitland,  Uistory  of  Knglish  l.aw,  II,  S.  129:  Digby,  Hist, 
of  Real  Property.  S.  2.38,  239. 

*)  Aus  den  Lehnsdiensten  hat  sich  mit  der  Zeit  das  rent-service  entwickelt, 
i.'ber  die  Pordernng.  dall  das  rent-service  ein  bestimmtes  (certain) 
sein  soll,  um  den  lirundherrn  in  die  Lage  zu  setzen,  pfitndeii  zu  kr>nnen, 
vgl.  Coke  über  Litlleton  96a. 
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lijiiicie  reserviert,  wobei  aber  in  die  Urkunde  (deed)  eine  Pfdndungs- 
klausel  (covenant  giving  the  riglit  of  distress)  aufgenommen  werden 
muU.  In  sülehem  Falle  ist  das  Land  selbst  kraft  dieser  Klausel 
und  nicht  nach  gemeinem  Recht  der  Pfändung  ausgesetzt,  aus 
welchem  Grunde  es  auch  rent-charge  genannt  wird  •).  3.  Rent-seck 
ist  einfach  eine  Rente  durch  Urkunde  reserviert,  aber  ohne  irgend 
eine  Pfandungsklausel  (covenant  giving  the  right  of  distress  Wir 
beschäftigen  uns  nunmehr  mit  iler  Geschichte  der  Mobiliarpfändung 
für  rückständige  feudale  Dienste  und  mit  persönlichen  Leistungen 
verbundenen  Grundzins,  der  ersten  der  drei  Arten  von  Renten. 

Das  Recht  des  Lehnsherrn,  das  Mobiliar  seines  Lehnsmannes 
zu  pfänden,  ist  unzweifelhaft  das  wichtigste  Heispiel  der  eigen- 
mächtigen Pfändung  im  englischen  Recht  des  Mittelalters,  und 
es  spielt  auch  eine  hervorragende  Rolle  im  socialen  und  politischen 
Theben  in  dem  Zeitabschnitt,  beginnend  mit  der  normannischen 
Eroberung  bis  zum  Ende  des  Mittelalters,  und  in  der  Tat,  man 
kann  sagen,  bis  auf  unsere  Tage.  In  der  Neuzeit  ist  jedoch  das 
Recht  dieser  Fonn  der  Pfändung  sehr  wesentlich  geändert  worden, 
wie  wir  sogleich  sehen  werden. 

Wir  haben  soeben  gesagt,  daß  diese  Form  der  Pfändung  eine 
eigenmächtige  sei;  aber  bis  gegen  Ende  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts war  der  Grundherr  gezwungen,  eine  gerichtliche  Erlaubnis 
einzuholen,  bevor  er  pfänden  konnte.  Es  sind  verschiedene  solcher 
Fälle  aus  der  Zeit  Heinrichs  I.  nachgewiesen,  wo  der  Grundherr, 
ehe  er  zur  Pfändung  für  nicht  geleistete  Dienste  schritt,  den 


')  Im  reut  - cbar^jc  haben  wir  da.s  beste  Heispiel  von  .conventionary 
law“  oder  Ici  contractu s.  Siehe  unsere  früheren  Ausführungen. 

Hullen,  Distress,  S.  30,  Aiim.  (f):  ,It  iiiay  bc  proper  to  observc  hcre 
the  distinction  betwcon  a reut-charge  and  an  anuuity:  the  one  being 
as  wo  have  seen  a reut  iuiposcd  upon  und  issuing  out  of  lands;  the  otber, 
a yearly  payment  of  a eertaiu  sum  of  nioney  granted  to  aiiother,  and  charg- 
ed  only  on  the  person  of  thi-  grantor“.  Siehe  ferner  Bullen  a.  a.  O. 
S.  31,  32,  34,  Aniii.  (d):  Ooke  über  Littlcton  144b.  Hin  frühes  Beispiel 
einer  durch  Testament  verliehenen  Jahresrente  (annuity  mit  HfSndungsklausel) 
ist  zu  tiuden  bei  Furnivall,  The  Kifty  Karliest  Wills  in  the  Court  of  Pro- 
bate, London,  .A.  l).  1387  — 1439,  S.  63. 

*)  Gibt  cs  eine  .lusnahme  von  der  Vorsehrifl.  daü  bei  rent-seck  nicht 
gepfändet  wcnleii  darf?  Siehe  Coke  über  Littleton,  .I.53a  und  Anmerkungen 
Williams,  Keal  Property,  S.  420. 
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Consens  des  Gerichtes  nachgesucht  hatte').  Auch  aus  späterer 
Zeit,  aus  Glanvills  Periode,  liegen  noch  keine  Beweise  einer 
außergerichtlichen  Pfändung  vor’).  Glanvill  erklärt,  daß  der 
Grundherr  für  nicht  geleistete  Dienste  pfänden  kann,  ohne  eine 
Ermächtigung  (writ)  seitens  des  Königs  oder  seines  Richters 
(justiciar)  einholen  zu  müssen").  Aber  dies  muß  augenscheinlich 
in  Betracht  gezogen  werden  zusammen  mit  eiuem  anderen  Passus, 
woselbst  er  sagt,  daß  Grundherren,  ohne  solche  königliche  Er- 
mächtigung, aber  auf  Grund  eines  Erkenntnisses  ihrer  eigenen 
Gerichte  ihre  Lehnsleute  (tenants)  durch  Pfändung  zur  Leistung 
der  Dienste  zwingen  können  ♦).  Ist  es  dem  Grundherrn  unmöglich, 
seinen  Lehnsmann  selbst  nach  der  mit  Erlaubnis  des  Gerichts 
des  Grundherrn  vorgenommenen  Pfändung  zu  zwingen,  dann,  sagt 
Glanvill,  darf  der  Grundherr,  wenn  er  will,  eine  Ermächtigung 
seitens  des  Königs  oder  dessen  obersten  Richters  (chief  justice) 
einholen").  Selbst  bis  zur  Zeit  Bractons  scheint  es  noch  üblich, 
wenn  auch  niclit  notwendig  gewesen  zu  .sein,  daß  der  Grundherr 
ein  Erkenntnis  seines  eigenen  Gerichtes  einholte,  ehe  er  einen 
I.<ehnsmann  pfändete"). 

')  Faritius  c.  itotsclin,  I’lacita  Ang.-Noriii.  (A.  0.  llOfi);  Faritius 
c.  Hagh,  a.  a.  0.,  109  (A.  D.  UIl  ?):  The  King  c.  Hugli,  a.  a.  0.,  110  (A.l>. 
1111?);  Bishop  Kobert  c.  Men  of  W„  a.  a.  O.,  139:  Bigclow,  Hist.  Prooed. 
in  England,  S.  207,  208;  Maitland,  .Select  Pleas  in  Manorial  and  other 
Seignorial  Courts  (Seid.  Soc.)  I,  S.  I.VH,  tVIlI.  Siehe  auch  Cnstonis  uf 
Newoastlc-npon-Tyne,  tenip.  Heinrich  1,  Stiibbs,  , Select.  Charters,  8.  Aufl.. 
S.  111.  In  dem  ältesten  Falle  von  Pfändung  wegen  rückständiger  Schuld 
in  den  Berichten  (records)  über  Kechtsstreitigkeiten  unter  Heinrich  I.  — 
Ennenold  c.  .Abbot  Faritus,  Placita  Ang.-Nomi.,  131  — wird  nicht  gesagt, 
ob  der  Konsens  des  Gerichtes  eingebolt  worden  ist  oder  nicht.  Siehe  Bi ge- 
low.  Hist.  Proced.  in  England,  S.  207  und  Aum.  1,  sowie  unten  S.  171,  Anm.  1. 

’)  Bigelow,  Hist.  Proced.  in  England,  S.  203.  Wie  es  scheint,  kamen 
auch  auBergerichtliche  Pfändungen  wegen  Schulden,  die  nicht  aus  dem  Lchns- 
verhältnis  zwischen  Grundherrn  und  1/ehnsmann  erwuchsen,  in  England  unter 
der  Regierung  Heinrichs  II.  nicht  vor.  Siehe  Placita  Ang.-Norm.  280 
Bigelow,  Hist.  Proced.  in  England,  S.  208,  209. 

•)  Glanvill,  IX,  1. 

«)  Glanvill,  IX.  8. 

")  Glanvill,  IX,  8.  9.  Siehe  Beeves.  Hist,  of  Eng.  Law,  I,  S.  174. 

*)  Bracton,  f.  l,^7b:  Bracton's  Note  Book.  pl.  2,  78,  270,  348,  370, 
1207 ;^M aitland,  Select  Pleas  in  Manorial  and  other  Seignorial  Courts 
(Seid.  Soc.),  1,  S.  LVIll. 
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Im  dreizehnten  Jahrhundert  jedoch  finden  wir  das  Plündungs- 
recht  der  Grundherren  für  rückständige  Dienste  oder  Renten  häufig 
außergerichtlich  ausgeübt,  ohne  Erlaubnis  irgend  eines  Gerichtes '). 
Der  Schritt  vom  Vorgehen  mit  Erlaubnis  des  eigenen  Gerichtes 
bis  zu  einem  solchen  ohne  diese  Ermächtigung  scheint  in  der 
Tat  ein  leichter  gewesen  zu  sein  und  scheint  auch  von  den  könig- 
lichen Gerichten,  welche  allen  feudalen  Gerichten  feindlich  gesinnt 
waren,  begünstigt  worden  zu  sein“).  Vom  dreizehnten  Jahrhundert 
bis  auf  den  heutigen  Tag  ist  die  außergerichtliche  Pfändung  das 
allgemein  anerkannte  Verfahren“). 

Von  Rechtsgelehrten  sind  hinsichtlich  des  historischen  Ur- 
sprungs von  Mobiliarpfändung  für  Dienste  und  Renten  im  Rück- 
stände verschiedene  Ansichten  geäußert  worden*).  1.  Eine  Ansicht 
geht  dahin,  daß  hier  die  Pfändung  des  Mobiliars  auf  den  Verfall 
des  Lehens  (feud)  zurückgeführt,  werden  muß.  In  der  frühesten 
Zeit  des  feudalen  Systems  genügte  das  geringste  Versagen  von 
Seiten  des  Lehnsmannes,  seine  Lehensdienste  zu  verrichten,  einen 
vollständigen  Verfall  seines  Lehens  lierbeizulflhren.  In  einer 
späteren  Zeit  jedoch  wurde  diese  rigorose  Maßregel  etwas  gemildert, 
und  zwar  im  Falle  von  Lehen,  verbunden  mit  bestimmten  Leistungen 
(socage  holdings);  beim  Versagen  der  Dienste  verfiel  das  Lehen 
nicht,  sondern  der  Grundherr  nahm  Besitz  von  dem  Grundstück 
und  behielt  solches  bis  seine  Ansprüche  befriedigt  waren“).  Diese 
Handlungsweise  war  in  Wirklichkeit  kaum  weniger  bedrückend  als 
vollständiger  Verfall,  da  es  den  Lehensmann  gewöhnlich  des  einzigen 
Mittels  beraubte,  seinen  Verjdlichtungen  nachzukommen.  Im  Laufe 
der  Zeit  wurde  die  Pfändung  auf  das  Vieh  und  andere  bewegliche 

')  Siehe  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  It,  576.  H i g o I o w nimmt 
an,  daß  cs  sich  in  dem  Kalle  von  Ermcnold  c.  .\bbnt  Faritius,  Placita 
.kng.-Nonn.  131,  unter  der  Regierung  Heinrichs  I.  um  die  Pfändung  eines 
impotenten  Lehnsmannes  handelt,  die  auf  das  alleinige  Verlangen  des 
(irnndherrn  Torgenominen  wurde,  und  daß  dies  die  .Annahme  /.ul&Ut,  daß  es 
sich  hier  um  den  Ursprung  einer  eigenmächtigen,  außergerichtlichen  (private, 
non-judicial)  Pfändung  in  Kngland  handelt.  Rigelow,  Hist.  Prnced.  in 
England,  S.  207,  .Anm.  1,  sowie  unsere  Anm.  1,  oben  S.  170. 

*)  Siehe  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  57G. 

“)  Siehe  Bullen.  IMstress,  S.  18. 

*)  Siehe  K o 11  e,  Abridgment,  I,  S.  titiö. 

Siebe  unsere  späteren  Ausführungen. 
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(iegenstände,  welche  sich  auf  dem  betreffenden  (irundstücke  be- 
fanden, beschränkt,  das  (frundstück  selbst  aber  und  mit  ihm  ge- 
wisse Mobilien  wurden  in  der  Hand  des  Lehnsmannes  belassen- 
Die  fortgenommenen  Mobilien  wurden  zurückbehalten  als  ein 
Mittel,  den  Lehensraann  zu  zwingen,  seine  Dienste  auszuüben. 
Dieses  Mittel  wurde  späterhin  auch  ausgedehnt  auf  Lehen,  die  an 
militärische  Dienste  gebunden  waren  (military  tenures),  obgleich 
es  hier  bis  zur  Umwandlung  des  unbestimmten  militärischen 
Dienstes  in  eine  bestimmte  Summe  Geldes,  genannt  „escuage,“ 
durch  gesetz  4 Heinrich  II,  nicht  in  allen  Fällen  anwendbar 
war').  2.  Fiine  zweite  Ansicht  ist  die,  daß  Pfändung  für  Dienste 
oder  Rente  in  Gebrauch  kam  als  eine  Ausdehnung  der  alten 
Praxis,  das  Vieh,  welches  bei  der  Anrichtung  von  Schaden  be- 
troffen wurde  (damage  feasant),  fortzunehmen  und  zurückzubehalten, 
bis  von  seinem  Eigentümer  Schadenersatz  an  den  Eigentümer  des 
Grundstücks  geleistet  worden  war*).  3.  Eine  dritte  Ansicht  ist 
die,  daß  die  Pfändung  für  Dienste  oder  Rente  im  Rückstände  sich 
sehr  wohl  aus  diesen  beiden  Prozessen,  d.  h.  Lehnsverfall  und 
Pfändung  von  Objekten  damage  feasant,  entwickelt  haben  kann, 
indem  jeder  Prozeß  seinen  Teil  hierzu  beigetragen  hat.  Diese 
Ansicht  wird  von  Bullen  vertreten  *).  4.  Gilbert,  der  mehrere  sehr 
bekannte  juristische  Abhandlungen  über  Renten  und  Pfändungen 
schrieb,  sowie  andere  Juristen  haben  die  Ansicht  vertreten,  daß 
das  englische  Pfändnngsrecht  gänzlich  aus  dem  römischen  Rechte 


')  Bracton,  1.  3 p.  130:  .Spcinian,  s.  v.  Kschacta:  Ho nghani  parra 
c.  6;  Rolle,  .\bridgincnt,  I.  6G.i;  Bullnn,  Di»tre.s8,  S.  5-7.  Siehe  ferner 
Uilbert,  Uenta,  S.  3— 5:I,cake,  L)igc.st,  S.  24;  Coke  über  Littleton,  I,  S 
1-XXXVIII,  CLXIV,  8.  V.  „Escuage.“ 

Während  man  nicht  hcrechtigt  ist,  mit  Bestimmtheit  lu  behaupten,  daß 
Pfändung  wegen  rückständiger  Dienste  oder  Rente  vor  der  Zeit  Heinrichs  I. 
eiiatiert  hat,  ist  es  doch  wahrscheinlich,  daß  sic  in  England  schon  vor  der 
Eroberung  als  eine  germanische  Institution  bestand.  Hat  sie  aber  in  dieser 
frühen  Periode  schon  existiert,  so  ist  fast  mit  Bestimmtheit  anzunehmen, 
daß  nach  den  Vorschriften  des  Rechts  über  Pfändungen  im  allgemeinen,  sie 
nur  mit  gerichtlicher  Befugnis  ausgenbt  werden  konnte.  Siehe  Bigelow 
Hist.  Proced.  in  England,  S.  206,  207.  Seit  der  Zeit  Heinrichs  I.  liegen  hier- 
auf bezügliche  Beweise  vor.  Siehe  oben  S.  169,  170. 

•)  Siehe  Bullen,  a.  a.  0.,  S.  4,  6,  7. 

*)  Bullen,  a.  a.  0.,  S.  6,  7. 
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übernommen  worden  ist').  5.  Andererseits  wiederum  ist  man  der 
Ansicht  gewesen,  daß  der  historische  Ursprung  des  grundherrlichen 
Pfandungsrechtes  am  Mobiliar  des  Lehnsmannes  eine  sogenannte 
hypotheca  tacita  ist*). 

Pollock  und  Maitland  haben  in  ihrem  Werke,  The  History 
of  English  Law,  mit  Recht  auf  die  Tatsache  aufmerksam  gemacht, 
daß  im  dreizehnten  .Jahrhundert  das  Recht  des  Grundherrn,  zu 
pfänden,  noch  immer  gerichtlichen  und  prozessualen  Charakter 
hatte.  Der  Pfändung  hatte  manchmal  die  Erlaubnis  des  Gerichtes 
noch  voranzugehen.  Der  Grundherr  durfte  die  gepfändeten  Mobilien 
nicht  in  Gebrauch  nehmen  oder  verkaufen,  welche  in  der  Tat  in 
custodia  legis  waren,  und  welche  ausgehändigt  werden  mußten, 
sobald  der  Lehnsmann  seine  Rückstände  zu  begleichen  sich  erbot, 
oder  Pfand  und  Bürgschaft  (gage  and  pledge)  anbot,  damit  die 
Angelegenheit  vor  Gericht  zum  Austrag  gebracht  werden  konnte. 
Die  Pfändung  war  nur  Zwangs-  und  Sicherungsmittel,  nicht  aber 
ein  Recht  der  Selbstbefriedigung’) 

Wir  möchten  hier  auch  der  Ansicht  Ausdruck  geben,  obgleich 
wir  diese  Meinung  hinsichtlich  des  englischen  Rechts  sonst  noch 
nirgends  vertreten  finden,  daß  Pfändung  für  rückständige  Dienste 
oder  Renten,  wie  denn  überhaupt  alle  Pfändungen,  ihren  Ursprung 
in  dem  angelsächsischen  Wetfrertrag  haben.  Rechtsgelehrte  haben 
gezeigt,  daß  nach  germanischem  Recht  der  Wettvertrag  der  Par- 
teien vor  Gericht  eine  Basis  für  die  Pfändung  abgab  ^);  und  ge- 
rade diese  Erlaubnis  des  Gerichtes,  von  der  wir  gesprochen  haben, 
dürfte  sich  in  der  Tat  aus  diesem  Prinzip  entwickelt  haben.  Es 
liegt  kein  Grund  vor,  anzunehmen,  daß  das  angelsächsische  Recht 
vom  gennanischen  Recht  im  Allgemeinen  in  dieser  Beziehung 
abwich,  obgleich  wir  nicht  in  der  Lage  sein  dürften,  mit  den  uns 
zur  Verfügung  stehenden  dürftigen  Quellen  die  Stufen  zu  ver- 


')  Gilbert,  Keiits,  S.  3;  siehe  hierüber  auch  Bullen,  a.  a.  0.,  S.  7, 
.\nm.  (f).  Dieselbe  Ansicht  wird  ausgedrückt  bei  Bacon,  Abridgmcnt,  tit.  Rent. 

*)  Siebe  Pollock  and  Maitlands  Kritik  über  diese  Anaiebt  in  ihrer 
Historj  of  English  Law,  11,  S.  576. 

’)  Siehe  Pollock  and  Maitland  a.  a.  0.,  11,  S.  576,  und  unsere 
sp&teren  Ausführungen.  Siehe  auch  Brunner,  DRO.,  11,  S.  450,  451. 

Siebe  Qiorke,  Deutsches  Privatreebt,  1,  S.  838,  S39. 
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folgen,  gemäß  welchen  der  Wettvertrag  die  historische  Grundlage 
wurde,  aut  welcher  das  Pföndungsrecht  aufgebant  wurde'). 

Sobald  feudale  Dienste  nicht  geleistet  werden  oder  die  Rente 
im  Rückstände  ist,  kann  der  (frundherr  seinen  Lehnsmann  durch 
Pfändung  seines  Mobiliars  hierzu  zwingen,  d.  h.  der  Grundherr 
kann  das  seinem  Lehnsmann  gehörige  Mobiliar  fortnehraen  und 
einbehalten,  bis  der  Lehnsmann  seinen  Verpflichtungen  nachge- 
kommen  ist,  oder  Pfand  und  Bürgschaft  gestellt  hat,  daß  er  Er- 
satz leisten  wird*). 

Das  Rec|jt  zu  pfänden  fließt  nicht  aus  einem  Eigentums- 
recht (projirietary  right),  sondern  aus  dem  Besitz  der  Dienste 
und  der  Renten  (seisin  of  the  Services  or  rent).  Das  englische 
Recht  des  Mittelalters  ist,  gleich  <lem  gennanischen  Rechte  auf 
dem  Kontinente,  reich  an  unkiirperlichen  »Sachen’).  Permanente 
Rechte,  besonders,  wenn  sie  räumlich  begrenzt  sind,  werden  als 
Sachen  ähnlich  den  Grundstücken  angesehen.  Infolgedessen  wird 
das  Recht,  von  einem  Lehnsmanne  Dienste  zu  verlangen  oder  ihn 
zu  zwingen,  seine  Rente  zu  bezahlen,  als  eine  Sache  angesehen, 
und  zwar  als  eine  solche,  welche  der  Grundherr  besitzen  kann 
(be  seised  of).  Der  Lehnsmann  kann  diesen  Besitz  dem  Grund- 
herrn widerrechtlich  entziehen  (disseise),  dadurch,  daß  er  sich 
der  Pfändung  des  Grundherrn  widersetzt  oder  wenn  er  ungezwungen 
Dienste  für  einen  Anderen,  der  gegnerisch  die  gleichen  Forderungen 
stellt  (adverse  claimant),  leistet.  Werden  dem  Grundherrn  solche 
Dienste  vorenthalten  und  er  dadurch  außer  Besitz  derselben  ge- 
bracht (disseised),  so  kann  er  pfänden  oder  in  der  Tat  die  Besitz- 


')  Siehe  unsere  Krörterung  des  angelsächsischen  Wett  Vertrages,  oben 
im  ersten  Buche. 

’)  Bracton,  f.  217;  Litticton,  §213.  Wie  cs  scheint,  ist  aber  dem 
Grundherrn  keine  Möglichkeit  gegeben,  zu  pfänden,  wenn  die  Rente  am 
letzten  Tage  vor  .Vuflösung  des  gegenseitigen  Verhältnisses  fällig  ist,  denn 
es  kann  nicht  vor  dem  ersten  Tage,  nachdem  die  Rente  fällig  ist,  gepfändet 
werden;  an  diesem  Tage  ist  aber  hier  das  gegenseitige  Verhältnis  bereits 
aufgelöst,  und  da  zwischen  dem  Grundherrn  und  dem  Lehnsmanne  somit 
keine  Beziehungen  mehr  bestehen,  aus  denen  sich  das  t'fändungsrccht  ergibt 
(no  tenaucy  to  support  the  distress),  so  kann  er  eine  Pfändung  auch  nicht 
vornehmen.  Siehe  Coke  über  Littleton,  47b,  und  Anmerkung  (6)  daselbst.. 

Die  unkörperlichen  Sachen  im  deutschen  Rechte  sind  behandelt  in 
Heusler,  Institutionen,!,  S.  32!),  und  in  Schröder,  DRG.,  S.  712—714. 
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klagen  erheben.  Er  kann  nur  pfänden  im  Falle  er  nachweisen 
kann,  daß  ihm  der  Besitz  aus  neuester  Zeit  zusteht  (recent  seisin) 
und  es  genügt  der  Nachweis  des  Besitzes  aus  neuester  Zeit,  selbst 
wenn  dieser  Besitz  ein  unrechtmäßiger  (wrongful  seisin)  ist. 
Wenn  der  Grundherr  eine  Klage  wegen  vor  kurzem  entzogenen 
Besitzes  an  den  Diensten  (assize  of  novel  disseisin)  erhebt,  so 
werden  in  der  Klageschrift  (writ)  die  gleichen  Worte  gebraucht 
als  wenn  ihm  der  Besitz  den  Grundstücks  selbst  rorenthalten 
würde.  Die  Theorie  des  mittelalterlichen  Rechtes  ist,  daß  das 
Land  selbst  die  Rente  schuldet,  aber  diese  Rente  wird  natürlich 
von  dem  Lehnsmanne  bezahlt,  und  dieser  darf  dem  Grundherrn 
diesen  Besitz  nicht  vorenthalten,  ohne  dafür  zur  Verantwortung 
gezogen  werden  zu  können').  Wie  wir  gleich  sehen  werden,  kann 
auf  der  andern  Seite  der  Grundherr  sich  der  Besitzentziehung 
(disseisin)  schuldig  machen,  z.  B.  wenn  er  den  Lehnsmann  ohne 
Grund  pfänden  läßt. 

Gegenüber  dem  juristischen  Verhältnis  des  gepfändeten  Mo- 
biliars muß  nun  sorgfältig  unterschieden  werden  zwischen  dem 
Besitz  der  feudalen  Dienste  und  der  Rente  seitens  des  Grundherrn 
und  dem  Besitz  des  Mobiliars  seitens  des  Lehnsmannes.  Der 
Grundherr  hat,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  nur  das  Rententions- 
rcht  an  dem  gepfändeten  Mobiliar  und  in  der  Tat  befindet  sich  dies 
im  Sinne  des  Gesetzes  in  custodia  legis. 

Zuerst  müssen  wir  jedoch  den  Akt  der  Pfändung  selbst  etwas 
näher  betrachten  und  zu  den  wichtigsten  Fragen,  die  hier  zu  be- 
rücksichtigen sind,  gehören:  Wann,  wo,  wie  und  was  darf  der 
Grundherr  pfänden? 

Der  Pfändende  muß  in  allen  diesen  Dingen  mit  großer  Vor- 
sicht Vorgehen,  denn  sonst  kann  es  leicht  geschehen,  daß  er  den 
I.iehnsmann  oder  irgend  einen  Fremden  an  seinem  Besitz  scliädigt 
(disseise)  und  daß  er  sich  dadurch  der  Gefahr  aussetzt,  nicht  nur 
Schadenersatz  an  den  Gepfändeten  leisten  zu  müssen,  sondern  auch 
h'reiheitsstrafe  und  Geldbuße  oder  (Jeldstrafe  (imprisonment  and 
fine)  sich  zuzuziehen®). 

')  Pollock  and  Maitland.  a.  a.  0.,II,  S.  124—149,  .578.  Vergl.  Y.B. 
21—22  Edw.  I.,  S.  362. 

'■*'  Braclon,  f.  217,  217b;  Poll  ock  and  Maitlan  d,  a.  a.  0.,  II,  S.  577. 
Siebe  über  Buaseu  ' anierceinenta)  und  Kreitaheitsstrafen  (imprisonment)  im 
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Wenn  somit  der  Grundherr  seinem  Lehnsmanne  gegenüber 
zur  Pfändung  schreitet,  ehe  dieser  in  Rückstand  ist,  so  wird  der 
Grundherr  dadurch  zum  widerrechtlichen  Besitzergreifer  gegenüber 
seinem  Lehnsmanne  (disseisor '). 

Pfändungen  für  rückständige  Renten  und  Dienste  müssen  znr 
Tageszeit  vorgenommen  werden;  Viehpfändung  (distress  for  damage 
feasant)  ist  jedoch  auch  bei  Nacht  erlaubt,  denn  wenn  die  ge- 
schädigte Partei  bis  zur  Tageszeit  warten  wollte,  so  würde  sich 
das  Vieh  möglicherweise  entfernt  haben,  ohne  dali  man  seiner 
habhaft  wurde*). 

Der  Grundherr  kann  fernerhin  nur  gewisse  Mobilien  fortnehmen, 
oder  besser  gesagt,  es  scheint,  als  ob  alle  Mobilien  (personal 
chattels)  gepfändet  werden  können,  außer  wenn  sie  aus  diesem 
oder  jenem  Grunde  von  der  Pfändung  ausgeschlossen  sind*). 
Wenn  der  Grundherr  Sachen  fortnimmt,  welche  der  Pfändung 
nicht  unterliegen,  oder  wenn  er  verfehlt,  die  richtige  Reihenfolge 
einzuhalten,  in  welcher  die  verschiedenen  pfändbaren  Mobilien 
fortgenommen  werden  dürfen,  so  macht  er  sich  dadurch  zum 
mderrechtlichen  Besitzergreifer  (disseisor)*). 

Der  gepfändete  Gegenstand  muß  in  erster  Linie  ein  solcher 
sein,  an  welchem  irgend  jemand  das  Eigentumsrecht  (propertv 
right)  hat.  Ferae  naturae,  oder  wilde  'Tiere,  wie  Hunde. 
Hirsche,  Rehe  und  Kaninchen  können  daher  nach  dem  gemeinen 
Recht  des  Mittelalters  nicht  gepfändet  werden*).  Selbst  eine 

englischen  inittiüalterlichen  liecht  I’  ul  lock  and  M ai  t land,  «.  a.  ().,  II,  S.  ,513. 
Ähnlich  ist  das  mittelalterliche  germanische  Recht  auf  dem  Kontinent,  das 
verfröhte,  nbermSBige  oder  rechtswidrige  1‘fandnahmu  /.uweilen  als  Diebstahl, 
manchmal  aber  sogar  als  Raab,  oder  als  ein  separates  selbstKndiges  Delikt 
ansieht  und  dem  Busse  auferlegt,  der  sich  dessen  schuldig  macht.  Siche 
Brunner,  DRl!.,  II,  S.  449.  Siehe  auch  Ine,  9,  Schmid.  tiesetxe,  S.  25. 

*)  Bracton,  f.  217;  Littleton,  § 213. 

*)  Coke  über  Littleton,  142a,  unter  .änführung  mittelalterlicher  Quellen. 
Doctor  and  Student,  2.  Buch,  c.  IX ; Blackstonc,  III,  c.  I,  § V.  Siehe  ferner 
bezngl.  der  Zeit,  zu  welcher  Pfändungen  vorgenommen  werden  können,  Rolle, 
Abridgment,  I,  S.  671,  672.  Vgl.  auch  den  Mirror  of  Justices  (Seid.  Soc.), 
S.  71  (und  siehe  oben  S.  166  .Amu.  2). 

*)  Blakstone,  III,  c.  I,  § V. 

*)  Bracton,  f.  217. 

*)  Coke  über  Littleton,  47a,  unter  .Anführung  mittelalterlicher  Quellen. 
Nach  modernem  Recht  wenigstens  kann  Damwild  zu  Verkaufs-  oder  gewerb- 
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Sache  ron  Weit  (valuable  jiropertv)  rtart  nicht  fortgenominen 
werden,  solange  sie  sich  in  Gebrauch  befindet,  z.  R.  ein  Pferd, 
das  gerade  geritten  wird,  oder  die  Axt  in  der  Hand  eines  Holz- 
fällers’i.  Weiterhin  dürfen  Gegenstände  von  Wert,  die  dem 
Lehnsmanne  nicht  gehüren,  sich  aber  zu  gewerblichen  Zwecken 
und  mit  Erlaubnis  des  (fesetzes  in  seinen  Händen  befinden,  nicht 
gepfändet  werden;  z.  B.  'Puch  oder  Kleider  in  einem  Schneider- 
laden, ein  Pferd  in  der  Werkstatt  des  Schmiedes,  Säcke  mit  Kom 
in  der  Mühle  oder  auf  dem  Markte;  ferner  wegen  Beschädigung 
von  (irundstückeii  gepfändetes  Vieh  (distress  damage  feasant), 
denn  es  befindet  sich  in  gesetzlichem  (Jewahrsam  an  custodia 
legis*).  Frei  von  der  Pfändung  sind  auch  Pflugtiere,  die  averia 
carucae,  die  Axt  des  Zimmennanns,  und  die  Bücher  des  Ge- 
lehrten, denn  nach  den  (Grundsätzen  des  alten  gemeinen  Rechts, 
soll  niemand  durch  Pfändung  seiner  Utensilien  und  Werkzeuge, 
deren  er  zu  seinem  Benife  bedarf,  verlustig  gehen.  Dagegen  sind 
AVaren  oder  Tiere,  welche  Rracton  animalia  (oder  catella)  otiosa 
nennt,  pfändbar’).  Ferner  kann  nichts  für  rückständige  Rente 
gepfändet  werden,  das  nicht  in  ebenso  gutem  Zustande  zurückge- 
geben werden  kann,  als  es  sich  zur  Zeit  der  Fortnahme  befand, 
so  ist  Koni  in  Garben  und  andere  ähnliche  Dinge  von  der  Pfändung 
ausgeschlossen^).  Wiederum  können  Sachen,  die  mit  dem  Haus 


liehen  Zwecken  (aale  or  profit^  in  privater  Kinzäunung  gehalten,  gepfändet 
werden.  .\nm.  (11)  bei  (' ok  e über  Littlcton,  47a:  Hl  ackst  ono,  III.  c.  I.  § 5. 

')  Coke  über  Littletnn,  47a,  und  Aiiui.  (13)  ebenda,  unter  .4nföhnmg 
mittelalterlicher  (Quellen.  Siehe  auch  Blackstone,  III,  c.  1,  § V. 

*)  Coke  über  Littleton,  47a.  und  .kmn.  (14)  ebenda,  unter  Anführung 
mittelalterlicher  tiuellcn. 

•)  Bracton,  f.  217:  Fitzherbert,  Natiwa  Broviiiin,  90  B;  Coke  über 
Littleton,  47a.  unter  Anführung  mittelalterlicher  Quellen.  Siehe  auchFleta 
88  -93:  Black  ston  c,  111,  c.  I,  § V. 

Augenscheinlich  durften  jedoch  zur  Zeit  Bractons  und  später  Schafe 
lind  Ochsen  gepfändet  werden,  sofern  nicht  genügend  andere  Mobilien  oder 
zum  Vergnügen  gehaltene  Tiere  zur  Pfändung  vorhanden  waren.  Bracton 
f.  217;  Y.B.  21-22  Kdw.  I.,  S.  134.  3.Ö8:  Blackstone,  111,  c.  1,  § V.  Siche 
aber  auch  Anni.  (17)  bei  Coke  über  Littleton,  47a;  Oigbj,  Hist.  Real 
Property,  S.  247. 

*)  Bracton,  f.  217;  Coke  über  Littleton,  47a  und  Aiini.  (15),  ebenda^ 
unter  Anführung  inittelalterliehcr  Quellen.  Siehe  Blackstone,  III.  c,  I,  § A' 
Hazeltine,  Eugliscbo  ffaudiedit  12 
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oder  Boden  fest  verbunden  sind  (fixed  to  the  freehold),  wie 
wachsendes  Korn  oder  die  Türen  eines  Hauses,  niclit  genommen 
werden').  Endlich  aber  können  'Tiere,  welche  entfliehen,  nichts- 
destoweniger gepfändet  werden,  selbst  wenn  sie  nicht  während 
wenigstens  einer  Nacht  auf  dem  Grundstück  sich  aufgehalten 
haben  (levant  and  couchant*)’). 

Der  Grundherr  muß  die  richtige  Reihenfolge  einhalten,  in 
welcher  die  pfändbaren  Gegenstände  fortgenommen  werden  dürfen. 
Der  Grundherr  muß  die  Mobilien  zuerst  fortnehmen,  und  nur  im 
Falle  dieselben  nicht  ausreichend  sind,  kann  er  sich  an  das  Land 
selb.st  halten,  sonst  macht  er  sich  zum  widerrechtlichen  Besitz- 
ergreifer (disseisor)  *).  Nach  Hracton  wiederum  können  Ochsen 

Diese  Rechtsrc);i'l  des  gemeinen  Hechtes  wurde  ubgeäiidert  durch  Statute 
4 William  and  Marj,  c.  5,  und  seit  dieser  Zeit  waren  Dingo,  wie  Korn  in 
(larben,  für  rückständige  Kente  pfändbar.  .\nin.  flfi)  bei  Coke  über  Littletnn, 
47a.  Aber  selbst  nach  genieinein  Hecht  kunnten  solche  tiegenstände  für 
«chaden/.ufügung  an  (iruudstücken  genoinnieu  werden  (distress  damage 
feasant).  Coke  über  lättletou,  47a. 

')  Hracton,  f.  217:  Cok  e über  Littleton.  47b  und  Anni.  (1),  unter  .\n- 
führnng  mittelalterlicher  Duellen.  Seit  der  Zeit  Georgs  II.  kann  der  <irund- 
herr  Kom,  Gras  und  alle  anderen  Produkte,  welche  auf  dem  Lande  wachsen, 
pfänden  und  in  der  Krntezcit  .schneiden  und  einfahren  lassen.  .\nm.  (I 
bei  Coke  über  Littleton,  47b. 

(?okc  über  Littleton,  47b,  unter  Anführung  mittelalterlicher  Duellen. 
Siehe  aber  Anm.  (2)  und  (.l)  bei  Coke  über  Littletnn,  47b. 

Ähnliche  Rcchtsregeln  betreffs  der  pfändbaren  Gegenstände  linden 
sich  in  den  germanischen  Hechten  des  Contineuts,  wo  gewisse  Dinge  ohne 
weiteres  von  der  Pfändung  ausgeschlossen,  oder  erst  in  zweiter  Linie  pfändbar 
sind,  d.  h.  erst  ilann  gepfändet  werden  dürfen,  wenn  andere  Gegenstände  nicht 
vorhanden  oder  nicht  ausreichend  vorhanden  sind;  z.  H.  Zugtiere  und  Zinshüfe 
bei  den  Longobardeu,  Ochsen  bei  den  Hurgnndern  und  gewisse  Viehherden 
bei  den  Kaiern,  Alemannen  und  Longobarilcn.  Diu  Lex  Hnrg.  lü.'i  nimmt 
die  Ochsen  von  der  Pfändung  aus,  solange  andere  pfändbare  .Mobilien  vor- 
handen sind,  und  stimmt  somit  in  diesem  Punkte  mit  dem  englischen  Hechte, 
wie  von  Hracton  geschildert,  überein.  Brunner,  DHG.,  II,  «•  IdÜ,  wo  die 
Originalqiiellen  der  continentalen  Hechte  angeführt  werden.  Über  das 
englische  mittelalterliche  Hecht  siehe  ferner  Holle,  .\bridgment,  1,  «.  060,  607. 

Hracton,  f.  217,  217b.  Line  Zeit  lang  während  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  konnte  sich  der  Grundherr  bei  Vornahme  der  Pfändung  nur 
an  das  .Mobiliar  des  Lehnsmannes  halten,  da  das  Hecht,  das  Land  selbst  zu 
nehmen,  durch  Gesetz  beseitigt  worden  war.  Siehe  un.scre  späteren  Ausführnngen. 


Digitized  by  Google 


179 


und  Schafe  nur  (gepfändet  werden,  wenn  nicht  genüj<end  Tiere, 
die  zum  Vergnügen  gehalten  werden,  und  andere  Gegenstände 
vorhanden  sind '). 

Der  Grundherr  darf  nur  gerade  so  viel  Mobiliar  pfänden, 
um  dafür  seine  Forderung  decken  zu  können.  Überschreitet  er 
das  Maß  einer  angemessenen  Pfändung  (reasonable  distress),  so 
macht  er  sich  zum  widerrechtlichen  Hesitzergreifer  (disseisor)  und 
ist  zu  Schadenersatz  verpflichtet*).  Der  Grundherr  kann  sich 
fernerhin  dadurch  zum  widerrechtlichen  Besitzergreifer  machen, 
daß  er  eine  zweifache  Pfändung  für  eine  Forderung  vomimmt 
(double  distress,  recaption);  z.  B.  wenn  der  Grundherr,  nachdem 
das  Mobiliar  aus  der  ersten  Pfändung  nach  Sicherheitsstellung 
an  den  Lehn.smanu  zurückgegeben  worden  ist  (replevv*),  eine  zweite 
Pfändung  vornelunen  läßt,  bevor  eine  Kntscheidung  seitens  des 
Gerichtes  bezüglich  der  ersten  Pfändung  erfolgt  ist.  Er  hat  in 
diesem  Falle  dem  Lehnsmanne  Schadenersatz  zu  leisten,  und  er 
wird  mit  einer  Freiheitsstrafe  belegt  und  zu  einer  Geldbuße  ver- 
urteilt werden.  Der  Zweck  iles  Gesetzes  ist  hier,  andere  von 
gleichem  Vorgehen  abzuhalten'*). 

Das  Mobiliar  muß  auf  dem  Grund  und  Boden  gepfändet 
werden,  welchen  der  Lehnsmann  von  dem  Pfändenden  zu  Lehen  er- 
halten hat*),  nicht  aber  auf  anderen  Gnindstflcken,  oder  auf  der 
Landstraße.  Kommt  nun  der  Grundherr  in  die  Lage  Vieh  zu 
pfänden,  welches  er  auf  dem  Lehen  (fee)  vortindet  und  wird  dieses 
Vieh  von  dem  Ijehnsmanne  oder  einem  anderen  fortgetrieben,  um 
die  Pfändung  zu  verhindern,  so  kann  der  Grundherr  nichtsdesto- 
weniger sofort  nachfolgen  und  das  Vieh  pfänden,  ohne  daß  dem  Lehns- 

V;  Bracton,  f.  217,  •217li. 

Xach  oiiiigeii  geriiiaiiischen  liechten  kann  jedoch  der  Bfändende 
mehr  als  den  Betrag  der  Schuld  — ein  Drittel  mehr,  oder  selbst  das  Doppelte 
- nehmen.  Siehe  Brunner,  DBG.,  II,  S.  d-IO. 

*)  Siehe  S.  188,  unten. 

*)  Bracton,  f.  1.59,  217h;  Br itton,  liv.  I,  c.  XXVIII,  § 2fi;  Pieta,  103- 
Stat.  Marlbridge,  c.  4,  Statutes.  I,  S.  20;  Koevos,  Hist.  Eng.  Law,  I,  S.  493, 
494,  507,  II,  S.  27,  Anm.  (a).  Siehe  ferner  betreffs  dessen,  was  nach  englischem 
mittelalterlichen  Recht  nbennällige  Pfändung  (exeessive  distress)  ist,  Bolle, 
.\bridgment,  1,  S.  674. 

*)  Littletou,  § 237;  Beeves,  Hist.  Eng.  Law,  1,  S.  506,  507.  Siehe 
Bolle,  Abridgincnt,  I,  S.  671. 
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manne  das  Recht  zusteht,  dasselbe  wieder zuriickzunehmen  (res  cou  s '); 
denn  die  Pfändung  gilt  iin  Sinne  des  (tesetzes  als  innerhalb  des 
(irundstückes  (withiii  the  fee)  vorgeiiomnien.  Wenn  aber  anderer- 
seits der  Grundherr,  sobald  er  zur  Pfändung  schreiten  will,  das 
Vieh  nicht  sieht  und  es  wird  dann  von  dein  Grundstück  fortge- 
trieben oder  entfernt  sich  von  selbst,  so  steht  ihm  nicht  das  Recht  zu. 
das  Vieh  außerhalb  des  Grundstücks  zu  pfänden;  sofern  er  dies 
doch  tut,  kann  es  der  Lehnsmann  wieder  zurücknehmen  (rescous*). 

Wenn  das  Objekt  der  Pfändung  ein  lebendes  ist,  so  muß 
der  Pfändende  es  in  einem  den  gesetzlichen  Vorschriften  ent- 
sprechenden Pfandstalle  (lawful  ]M)und)  innerhalb  dreier  Meilen 
in  derselben  Grafschaft  (county)  entweder  auf  seinem  eigenen 
Grund  und  Roden,  oder  auf  dem  eines  andern.  Jedoch  mit  de.s 
letzteren  Erlaubnis  unterbringeu.  Ist  der  Pländstall  ())arcus) 
ein  offener  (overt,  open),  so  darf  der  Eigentümer  des  Viehes 
diesem  Futter  geben,  ohne  sich  einer  Übertretung  (tresjiass) 
schuldig  zu  machen;  das  Vieh  wird  hier  auf  Gefahr  (peril)  des 
Eigentümers  desselben  unterhalten.  Ist  aber  lier  PfandsLill  ein 
geschlossener  (covert,  closed),  wie  z.  R.  das  Haus  des  Pfändenden, 
so  wird  das  Vieh  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Pfändenden  gefüttert 
und  unterhalten.  Sind  Jedoch  die  Mobilien  tote  Objekte,  so  hat 
der  Pfändende  sie  in  einem  verschlossenen  Raume  (pound  covert) 
unterzubringen,  andernfalls  er  für  dieselben  verantwortlich  gemacht 
wird,  wenn  sie  beschädigt  oder  gestohlen  werden’). 

')  Siehe  S.  181,  ff.  . 

’)  Coke  aber  Littfeton,  IGla,  unter  .tnfiihrung  niittelalterlicher  Quellen. 
Die  Vorschriften  über  distress  damage  feasant  weichen  hiervon  ab.  Hier 
kann  der  Kigentümer  des  besehädigtcii  (irundstneks.  selbst  wenn  er  das 
Vieh  sieht,  demselben  auUerhalb  des  tirundstnekes  nicht  folgen  und  es 
pfSnden,  denn  die  Tiere  können  nur  bei  Aurichtung  des  Schadens  selbst 
(damage  feasant)  gepfÄndet  werden.  <,'oke  über  Littleton,  IGla.  unter 
.\nfnhrung  inittelalterlieher  Quellen.  Siehe  auch  unsere  Krörteruug  über 
distress  damage  feasant,  S.  1G.5,  oben 

’)  Stat.  Marlbridge,  c.  4,  Statutes.  I,  S.  20:  Stat.  Westiniiister  1,  c.  IG. 
Statutes,  1,  S.  31 ; 30  ,\ss.  3S:  Coke  über  lätlleton.  47b,  unter  .Viiführung 
mittelalterlicher  Quellen,  unter  diesen  30  .Ass.  38;  1!  1 acks  to  n e,  UI.  e.  I,  § 
Siche  Klcta,  80.  .Siehe  betreffs  der  Verantwortlichkeit  bei  gepfändeten 
ticgenständen  (tiefahr,  peril)  Dnetor  and  Student.  2.  Huch,  c.  X.VVll.  Siehe 
ferner  über  Aiifhewahrung  von  gepfändeten  ) legenstäiiden  'iinpoundiug)  iin 
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Daß  sowohl  der  Grundherr  wie  auch  der  Lehnsmann  mit 
;'roßer  Vorsicht  vorzugehen  haben,  wenn  sie  sich  nicht  der  wider- 
rechtlichen Besitzergreifung  (disseisin)  schuldig  machen  wollen, 
erhellt  aus  den  Vorschriften  darüber,  wann  der  Lehnsmann  die 
Pfandobjekte  zurücknehmen  darf  (make  rescous)  und  wann  nicht*) 
Die  verschiedenen  Fragen,  welche  sich  hieraus  ergeben,  basieren 
hauptsächlich  auf  der  Fundamentalfrage,  ob  die  Fortnahme  (caption) 
seitens  des  Grundherrn  eine  rechtmäßige  (Just)  war  oder  nicht. 
War  die  Fortnahme  eine  unrechtmäßige  (unjust),  so  wird  der 
Grundherr  dadurch  nicht  nur  zum  widerrechtlichen  Besitzergreifer 
gegenüber  dem  Lehnsmanne,  sondern  es  kann,  wie  eben  angedeutet, 
der  Lehnsmann  die  unrechtmäßig  ge])fändeten  Gegenstände  auf 
Grund  der  hierüber  geltenden  Vorschriften  wieder  zurücknehmen 
I rescous). 

Gehen  wir  auf  diesen  (iegenstand  etwas  näher  ein.  Ist  das 
Mobiliar  ohne  Gnind  gepfändet  worden  — z.  B.  wo  weder  Dienste 
verweigert  noch  Renten  im  Rückstände  waren,  oder  wo  die  ge- 
pfändeten Gegenstände  einem  Dritten  gehörten  — , so  ist  dies  als 
eine  widerrechtliche  Besitzergreifung  (disseisin)  seitens  des  Grund- 
herrn anzusehen  und  der  Eigentümer  des  Mobiliars  ist  berechtigt, 
dasselbe  zurückzunehmen  (rescous).  Sind  jedoch  alle  wiederrecht- 
lich gepfändeten  Objekte  bereits  seitens  des  Pfändenden  den  Vor- 
schriften gemäß  anderweit  untergebracht  (im])ounded),  so  ist  der 
Eigentümer  des  Mobiliars  nicht  berechtigt,  den  Pfändstall  gewalt- 
sam zu  ölTnen  und  die  <iegenstände  fortzuschaflen,  denn  sie  be- 
finden sich  jetzt  in  custodia  legis.  Wenn  trotzdem  der  Eigen- 
tümer der  Mobilien  den  Pfandstall  erbricht  und  die  Gegenstände 
fortnschafft,  so  kann  der  Pfändende,  der  Grundherr,  die  sogenannte 

iiiittelalterlichün  Recht  Rolle,  .\bridgmont,  I.  S.  673.  Über  das  spätere 
Recht  siehe  Reeves,  Hist.  Kng.  Law,  III,  S.  .W4,  5.35. 

Die  Prinzipien  des  mittelalterlichen  Rechtes  bezgl.  Gefahr)  (peril  korre- 
spondieren im  (irolien  und  Ganzen  mit  denen  des  mittelalterlichen  deutschen 
Rechtes.  Siehe  Housler,  Institutionen,  II,  S.  209. 

‘)  Coke  über  Littlcton,  47b.  Vergl.  Solect  Pleas  in  Manorial  and 
other  Seignorial  Courts  (Seid.  Soc.),  I,  S.  43.  Rescous,  rescussus,  ist  ein 
alles  französisches  von  rescourrer,  recuperare  abgeleitetes  Wort,  das 
letztere  bedeutend;  fortnehinen  (to  lake  front),  wiedererlangen  (to  rescue  or 
rccover).  Coke  über  Littleton,  160b. 
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fle  )iarco  frarlo  Klage  erheben,  desgleichen  kann  er  die  verlier 
bereits  gejifändeten  Mobilien,  wo  immer  er  derselben  habhaft 
werden  kann,  wieder  fortnehraen  und  in  den  Pfandstall  /.nrflck- 
hringen’).  Erbietet  sich  andererseits  der  Eehn.smann  die  rfick- 
stündige  Rente  zu  begleichen  (tender)  in  dem  Augenblick,  wo  der 
• trundherr  zur  Pfändung  schreiten  will,  so  kann  der  Lehnsmann 
die  (regenstände  recditmäUig  wieder  fortnehmen  (rescons),  solern 
der  (irundherr  trotzdem  in  der  Pfändung  fortschreitet®).  Er  kann 
die  (tegenstände  auch  zurücknehmen,  wenn  die  Pfändung  auf  der 
Landstraße  vorgenonimen  wird,  denn  Pfändung  an  diesem  Orte 
ist  nicht  erlaubt’).  In  ähnlicher  Weise  kann  die  Zurücknahme 
(rescons)  erfolgen,  wenn  der  (trundherr  Pflugtiere  (averia  carucaei 
pfändet,  solange  noch  hinreichend  andere  Oegenstände  vorhanden  sind, 
oder  wenn  der  (Irnndherr  Uegenstände  fnrtnimmt,  die  überhaupt  nicht 
]»fändbar  sind’).  Läuft  das  gepfändete  Vieh  in  das  Haus  seine.s 
Eigentümers,  des  Lehn.smannes,  in  dem  Augenblicke,  wo  es  von 
dem  Pfändenden  zum  Pfändstalle  getrieben  wird,  und  weigert 
sich  der  Lehnsmann  das  Vieh  auf  V'erlangen  wieder  auszuliefern, 
so  wird  dies  als  eine  Zurücknahme  (rescons)  seitens  desselben 
angesehen  ’):  ob  diese  rechtmäßig  war  oder  nicht,  hängt  augen- 


Brac ton,f.217:  Fitzlierbcrt,  Natura  IJrevium,  100  K;  Littlutuii, 
§237:0  ok  e überLittleton,  47b,  läOb.  unter  .\iifnbruiigiiiittelaUerlicber Quellen. 
Die  Penn  des  writ  der  de  parco  fracto  Klage  ist  zu  finden  in  Fitzbcrbcrl. 
Natura  Urevinm,  KXl.  101.  Über  die  Fortnahme  vun  wegen  Schadcnznfngung 
an  Grundstneken  (damage  feasant)  gepfändetem  Vieli  au«  einem  l’fand- 
«tallc  siehe  Ouke  über  Litticlon,  47b  und  .\iiin.  5 ebenda. 

*)  Oüke  über  Littletuii,  ItiOb,  unter  .\nführuug  mittelalterlicher  Quellen. 
Siehe  auch  .4ntn.  (4)  bei  Ooke  über  l.itlleton,  IfiOb,  und  die  dort  citierlcn 
Quellen. 

’)  Stat.  Marlbridge,  c.  l-'),  Statute.«,  I,  S.  23:  t'oke  über  Liltleton, 
UiOb,  Ulla,  unter  Anffibrung  mittelalterlicher  l)iiellen:  Uceve«,  Hist.  Kng. 
Uw,  1.  S.  507.  Siche  auch  V.H.  20-21  Kdw.  1..  S.  242. 

Von  dieser  Ueehtsregel  ist  aber  der  König  ausgenommen;  derselbe 
kann  auf  der  l.andstratle  pfänden  lassen.  In  einigen  Fällen  kann  selbst  der 
Grundherr  auf  der  l.andstralle  pfänden.  Siehe  .\niii.  (1)  bei  (’oko  über 
Littleton.  IBla:  Cok  e.  2 Inst.  131;  Haie  s Annierkungen  bei  Fitzlierbcrt, 
Natura  Breviuin,  90  ,A;  Rolle,  .Vbridginent.  I..  S.  (i70. 

’)  Coke  über  Littleton,  47a.  Ifila;  Coke,  2 Inst.  133. 

Coke  über  Littleton.  IGla.  unter  Anführung  luittolalterliclier  Quellen. 
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M’heiiilich  von  der  Frage  ab,  ob  der  Tiehiismann  Rente  schuldet 
oder  nicht. 

Wenn  auf  der  anderen  Seite  die  Mobilien  reclitniäÜig  gepfändet 
worden  sind,  oder  wenn  eine  in  Aussicht  genommene  Pfändung 
eine  rechtmäßige  ist,  so  kann  sich  der  Eigentümer  des  Mobiliars 
durcli  Zurflcknalime  oder  Vorenthalten  (rescous)  der  widerrecht- 
lichen Besitzergreifung  an  der  dem  Grundherni  zu, stehenden  Rente 
schuldig  machen  i disseisin),  und  zwar  dadurch,  ilaß  er  entweder  die 
gepfändeten  Gegenstände  wieder  znrücknimmt  oder  indem  er  die 
Vornahme  der  Pfändung  verhindert,  nachdem_der  Grundherr  das 
Griind.stück  betreten  hat,  um  die  Pfändung  vorzunehmen  ').  Es 
ist  dies  eine  widerrechtliche  Besitzentziehung  bezüglich  der  Rente 
(disseisin  of  the  rent),  da  der  Grundherr  auf  diese  Weise  verhindert 
wird,  die  rechtmäßigen  Schritte  zu  tun,  nämlich  die  Pfändung 
vorzunehmen,  um  zu  seiner  Rente  zu  gelangen-).  Aber  es  kann 
sich  nicht  um  widerrechtliche  Besitzentziehung  handeln,  sofern 
die  Rente  nicht  tatsächlich  rückständig  ist,  denn  wenn  die 
Rente  nicht  rückständig  ist,  so  kann  der  Lehnsmann  rechtmäßig 


*)  Bracton,  f.  217 ; L ittleloii,  § 237:  Coke  über  Littleton,  IGOb, 
unter  Anffibrung  mittelalterlicher  Quellen. 

Littleton  klassiHzicrt  den  Widerstand  bei  der  PHndungsvomahme 
(„resistanco  to  distraint“)  als  rescous;  Coke  aber  sagt,  daß  es  sich  nicht 
um  rescous  handeln  kann,  so  lange  das  Mobilar  nicht  tatsSchlich  gepfändet 
worden  ist  und  klassifiziert  den  Widerstand  bei  der  PfÄndungsvornahme  als 
eine  unabhängige  Form  von  rechtswidriger  Besitzvorcnthaltung  an  der  Rente 
(disseisin  of  rent-sorvice), 

F.ine  Abschließung  (,eiiclosnre")  kommt  dem  Widerstande  bei  der 
Pfändnngsvornahme  fast  gleich.  Kine  Abschließung  (cnclosnre)  ist  auch  eine 
widerrechtliche  Besitzvorenthaltung  an  der  Kente  (disseisin  of  rcnt-servico) 
und  dieselbe  liegt  vor,  wenn  das  Grundstück  (lands  and  tenements)  so  ab- 
geschlossen ist.  daß  es  dem  (Trundherrn  unmöglich  ist,  dasselbe  zu  betreten, 
um  die  Pfändung  vorznnehmen.  Widerstand  bei  Pfändungsvornahme  (re- 
sistance  to  distraiut)  liegt  erst  dann  vor,  wenn  der  tintndherr  das  Grund- 
stück schon  betreten  hat.  Littleton,  § 237. 

’)  Littleton,  § 237,  Wird  der  Lebnsniann  widerrechtlich  ans  seinem 
Besitz  vertrieben,  (disscised  of  the  tenancy).  nachdem  er  die  gepfändeten 
Gegenstände  durch  rescous  wiedercrlangt  hat,  so  kann  trotzdem  die  Besitz- 
klage (Assize  of  Novel  Disseisin)  für  die  durch  rescous  verursachte  wider- 
rechtliche Besitzentziehung  der  Rente  (disseisin  of  rent-servico)  gegen  ihn 
anhängig  gemacht  werden.  Coke  über  Littleton,  lüOb. 
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die  von  dem  Grundherrn  gepfändeten  (legenstände  zurücknehmen 
(rescous)’).  Auf  ähnliche  Weise  ist  der  Lehnsmann  berechtigt, 
der  Vornahme  der  Pfindung  zu  widerstehen  (resist  distraint),  so- 
bald die  Rente  nicht  wirklich  rückständig  ist  und  der  Grundherr 
das  Grundstück  betritt,  um  die  Mobilien  des  Lehnsmannes  fortzu- 
nehmen’). Werden  nun  die  Mobilien  dem  Piändenden  gewaltsam  ab- 
genommen, während  sie  sich  auf  dem  Wege  nach  dem  Pfandstall 
befinden,  so  kann  der  Pfändende  durch  Erhebung  der  Klage  (ge- 
nannt: writ  of  rescous)  Schadenersatz  beanspruchen’). 

Angenommen  nun,  daß  der  Grundherr  die  Mobilien  seines 
Lehnsmannes  geptändet  hat  und  daß  eine  Zurücknahme  (rescou.s) 
nicht  erfolgt  ist,  so  ist  jetzt  festzu.stellen,  welches  die  juristische 
Lage  der  Mobilien  ist  und  was  damit  geschehen  kann. 

Wenn  nach  englischem  mittelalterlichen  Recht  der  Grundherr 
die  Gegenstände  gepfändet  hat,  so  ist  er  im  Sinne  des  Gesetzes, 
trotzdem  sie  sich  in  seinen  Händen  befinden,  keinesfalls  der  Be- 
sitzer derselben.  Sie  werden  als  in  custodia  legis  angesehen. 
Der  Grundherr  muß  zu  allen  Zeiten  bereit  sein,  die  Mobilien  zu 
zeigen,  ja  er  muß  sie  nicht  nur  zeigen,  sondern  muß  sie  auch 
herausgeben,  sobald  sich  der  Lehnsmann  erbietet,  die  Rückstände 
zu  begleichen,  oder  Pfand  und  Bürgscliaft  zu  stellen  bereit  ist, 
und  sich  damit  einverstanden  erklärt,  daß  das  Gericht  über  den 
-Anspruch  des  Grundherrn  entscheidet.  W^ie  es  scheint  ist  keine 
he.stimmte  Frist  gesetzt,  während  welcher  der  Lehnsmann  die  Ein- 


')  lyittletoii,  § 237:  Coke  über  t.itUeton,  IGÜb.  Dies  ist  vor  der 
Zeit  Littletons  eine  strittige  Frage  gewesen.  Die  inittelalterlio.hen  yuelleii 
sind  zu  änden  in  Coke  über  Littlcton,  160b. 

’)  l.ittleton,  § 237;  Coke  über  l.ittlctuii,  16Üb.  Mach  ähnlicben 
Prinzipien  kann  ein  Fremder  seine  Sachen  ilnrch  rescous  wieder  an  sich 
nehmen,  wenn  sie  ihm  gepfändet  worden  waren.  Coke  über  Littlcton, 
lüOb.  Siehe  ferner  über  die  Kochte  Fremder  Kolle,  Abridgmeiit,  l. 
S.  G68-670.  Vergl.  Hlackstone.  III,  c.  I,  § V. 

’)  Fitzherbert,  Matura  Itreviuni,  101:  Blackstone,  111,  c.  9,  § 1. 
Sielie  ferner  über  das  Kecht  bezfigl.  rescous  Kollo,  Abridgmeiit,  I,  S.  673, 
674. 

Mach  germanischem  Hechte  auf  dem  Kontinente  ist  cs  verboten,  sich 
der  rechtmäßigen  Pfändung  zu  nidersetzen,  oder  die  geplandeteii  (jegenstände 
durch  tiewalt  wieder  an  sich  zu  nehmen.  Das  erstero  ist  bekannt  als  Pfand- 
wehrung, das  letztere  als  Pfandkehrnng.  Krniiner,  DKG.,  II,  S.  449. 
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lösung  vornehmen  muß;  verweigert  der  Lehnsmann  die  Zahlung 
so  kann  der  Grundherr  niclits  dagegen  tun,  denn  die  gepfändeten 
Mobilien  werden  nur  einbehalten  als  ein  Mittel,  den  Lehnsmann 
zu  zwingen,  seine  Dienste  zu  verrichten,  oder  seine  Rente  zu  be- 
zahlen, da  doch  diesem  daran  gelegen  sein  muß,  seine  Sachen 
zurQckzuerhalten.  Selbst  wenn  der  Lehnsmann  sich  hartnäckig 
weigert,  hat  der  Grundherr  weder  das  Recht,  die  Mobilien  in 
Gebrauch  zu  nehmen,  noch  dieselben  durch  Verfall  zu  erwerben, 
noch  sie  zu  verkaufen;  die  Pfändung  ist  nur  ein  Zwangsmittel, 
kein  Recht  der  Selbstbefriedigung,  und  das  Einzige  was  dem  Grund- 
herrn zusteht,  ist  das  Retentionsrecht')’). 

')  Einleitende  Erklärung  zu  Stat.  2 William  and  Mary,  c.  .5,  abgedruckt 
bei  Bullen,  Distress,  .\nhang,  S.  324 — 326;  Blackstone,  III,  c.  I,  § V, 
c.  3,  § I:  Pollock  and  Maitland  a.  a.  U.,  II,  S.  576:  Bullen,  Distress, 
S.  12,  181. 

Das  eiiglischi'  uiittelalterliche  Recht  über  eigenuiäclrtige  Pfändung  von 
Mobilien  scheint  nicht.s  zu  enthalten,  was  dem  gegebenen  Nutzungspfand 
oder  gegebenen  Verläll.'ipfamI  entspricht,  und  in  dieser  Hinsicht  weicht  das  eng- 
lische mittelalterliche  Recht  von  demjenigen  einiger  anderer  germanischer 
Rechte  ab.  Im  allgemeinen  kennt  das  germanische  Recht  im  Palle  eigen- 
mächtiger Ptändung  nur  ein  Retentionsrecht  an  den  gepßndeten  Sachen: 
damit  verbunden  sind  jedoch  gewöhnlich  pfandrechtliche  Wirkungen,  welche, 
wenn  der  Eehnsmann  sich  fortgesetzt  weigert,  die  tiegenstäiide  inncrhalh 
einer  gewissen  Zeit  einzulösen,  dem  Grundherrn  später  entweder  das  Nutz- 
ungsrecht oder  selbst  das  Eigentumsrecht  verschaffen.  Nach  einigen  ger- 
manischen Hechten  erwirbt  der  Gläubiger  in  erster  Linie  nichts  als  das 
Zurnckbelialtungsrecht.  dann  erst  das  Gebrauchs-  und  Nutzungsrecht  und 
endlich  das  Eigentumsrecht  .selbst.  Siehe  Brunner  DRG.,  II,  S.  4.50,  451  ; 
Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  11.  S.  576,  .\nm.  4. 

Das  englische  gemeine  liecht  hat  jedoch  immer  eine  .\usnahme  zu 
Gunsten  der  Krone  gemacht,  indem  es  derselben  das  Recht  verlieb,  diu  für 
eine  Schuldfordernng  der  Krone  geprändeten  (Jegenständo  zu  verkaufen,  so- 
fern die  betreffende  Schuld  nicht  innerhalb  40  Tagen  bezahlt  wurde.  Brooke, 
.\bridgment,  tit.  Distress,  713:  Blackstone,  III.  c.  I.  § V;  S.  191,  unten, 
i'ber  gerichtliche  Pfändung  im  Mittelalter  siehe  unten  S.  191,  .Vnm.  1. 

Das  englische  Recht  der  Neuzeit  gibt  dem  wi-gen  rückständiger  Rente 
Pfändenden  das  Verkaufsrecht,  wenn  der  Rentschuldncr  (tenant)  versäumt 
innerhalb  fünf  Tagen  nach  erfolgter  Mahnung  (notice)  die  Gegenstände  gegen 
Stellung  von  Pfand  und  Bürgschaft  znrückzunehmen  (replevy):  ein  etwaiger 
IJberschuU  (ovcrplus  or  surplus)  ist  dem  Schuldner  auszuzahlen.  Dieses  Ver- 
kanfsrecht  steht  dem  Pfändenden  gemäß  einem  Gesetz  aus  der  Regiorungs- 
zeit  Williams  und  Marys  zu.  Stat.  2 William  aud  Mary,  wie  oben  citiert: 
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Sobald  der  Lehnsmann  die  Zahlung  leistet  oder  Pfand-  und 
Bürgschaft  anbietet,  daß  der  Ansjnnch  dem  (lerichte  unterbreitet 
werden  soll,  muß  daher  der  Pfandende  zu  allen  Zeiten  bereit  sein, 
die  Gegenstände  herauszugeben,  sell)st  wenn  die  Fortnahme  (caidion) 
eine  rechtmäßige  gewesen  ist.  Die  Verweigerung,  die  Mobilien 
nach  der  Bereiterklilrung,  Pfand  und  Bürgschaft  zu  stellen,  zurflek- 
zugeben,  ist  ein  sehr  schweres  Vergehen.  Das  Recht  zu  pfänden 
wurde  früher  nur  ausgeübt  mit  Kriaubnis  des  Gerichtes  (judical 
right),  und  jetzt  gegen  Knde  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  wachen  iler  König  und  seine  Richter  stets  sorgfältig 
daiTiber,  daß  das  neu  envoihene  Recht  der  außergerichtlichen 
Pfändung  rechtmäßig  ausgeübt  wird.  Kine  solche  Weigerung  ist 
in  der  Jät  eine  Störung  des  Königsfriedens  (king’s  peace)  und 
bedeutet  den  Beginn  eines  Krieges  gegen  den  Staat  durch  den 
l)ländenden  Grundherrn.  Um  mit  Bractoii  zu  reden:  ubi  deficiunt 
vadia  et  plegia  deficit  pax‘).  Das  Vergehen  (offence)  des  Pfän- 
denden ist  fast  SU  schwer  wie  Kaub  (robbery)  und  ist  bekannt 
als  vetitum  namii,  vetitum  nainium,  ve  de  naam,  vee  de 
nam  oder  vee  de  naam^j. 

Die  Klage,  welche  auf  diesem  vee  de  nam  basiert,  ist  das 


Aniii.  (7)  bei  Coke  übor  Littletun,  47b:  .\nui.  (K,  111)  bei  Coko  über 
Littlcton,  lfi2b;  ülackstone,  III,  c.  I,  § V;  Hullen,  Distress,  S.  12,  18, 
181  — 185,324—326:  Williams,  Keal  l’ropertj,  S.  327.  Siehe  aiicliBlack- 
stone,  II,  c.  30,  § IX,  2.  Die  Frist  von  fünf  Tagen  naeh  erfolgter  Mahnung 
kann  jetzt  infolge  des  Law  of  Distress  Amendment  -\ct  of  1888  auf  fnnfiohn 
Tage  au.sgedehnt  werden,  wenn  der  Rentsehuldner  (tenant)  gewisse  Beding- 
ungen erfüllt.  Bullen,  Distress,  S.  17,  182,  388. 

Bcznglieh  eines  Vergleiehe.s  zwischen  einer  l’f&ndiing  mit  Verkaufs- 
recht und  der  Zwangsvollstrecknng  (process  of  execution)  nach  gemeinem 
Recht  gemüB  writ  of  fieri  faeias.  .siehe  Blackstone,  111,  c.  1,  § V. 

')  Bracton  f.  217b. 

>)  Bracton,  f.  1.5.5b,  1.57b.  1.58b,  217b:  Britlon,  liv.  1,  c.  XXVlll, 
§5:  Fleta,  100:  V.B.  20-21  Kdw.  1.,  S.  1.58:  Nichols  Britton,  II,  S.  383: 
Lcct  .lurisdiction  in  tlic  Dity  of  Norwich  (.Seid.  Soc.),  8.  41,  42,  45.  104: 
Maitland.  .Select  Pleas  in  5Ianorial  and  other  Seigimrial  Courts  fScld.  Soc.). 
I,  S.  LVl : Pollock  and  Maitland.  a.  a.O.,  11.  ,8.  576,  .577:  Reeves,  Hist. 
Kng.  Law,  1,  S.  489 — 194.  Verc’l.  auch  den  Mirror  of  .Tnstices  '.Seid.  Soc.) 
S.  70—73  (und  siehe  oben  S.  166.  Amu.  2.) 
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placitum  de  vetito  iiainii,  auch  genannt  plee  de  vee,  jilaci- 
tuni  de  vetito  namio,  Re]ilevin  (replegiare)'). 

Wenn  die  gepfiindeten  (TOgenstiinde  nocli  immer  in  den  Händen 
des  IMiindenden  verbleiben,  so  lautet  ilie  Klage  (Ileplevin)  auf 
Zurückgabe  der  Mobilien  (specilic  relief)  an  den  Lehnsmann,  bis 
die  Frage  durch  das  Uericht  entschieden  worden  ist“).  Sollte  das 
(tericht  dahin  entscheiden,  dall  die  Mobilien  unrechtmüßig  ge- 
]>fändet  geworden  sind  — z.  IL  weil  der  (Jrundherr  nicht  im  Be- 
sitze der  Dienste  oder  Rente  sich  befand  — so  behält  der  Lehns- 
7nann  die  Mobilien  und  der  (irundherr  ist  in  inisericordia. 
Wird  jedoch  die  Klage  gegen  den  Lehnsmann  entschieden  — 
wenn  z.  B.  dahin  erkannt  wird,  daß  der  (Tnindherr  im  Besitze 
der  Dienste  oder  der  Rente  war  und  daß  sich  diese  im  Rückstand 
befanden  — dann  hat  der  Lehnsmann  die  Mobilien  an  den 
Ftandcnden  zurückzugeben,  bis  der  Dienst  geleistet  oder  die  Rente 
gezahlt  worden  ist:  außerdem  befindet  sich  der  lajhnsmann  in 
misericordia-'*).  Beklagt  sich  der  Lehnsmann,  daß  beides,  die 
Fortnahme  (caption)  und  die  Einbehaltung  (detention)  unrecht- 
mäßig geschehen  ist,  während  der  Onindherr  die  Berechtigung 
beider  Beschwerden  in  Abrede  stellt  und  entscheidet  das  (Bericht 
den  einen  Punkt  zu  dunsten  des  drundherrn,  den  anderen  zu 
dunsten  des  Lehnsmannes,  so  befinden  sich  beide  in  miseri- 
cordia*). 

')  Siehe  Xichol»'  Hrittoii,  H,  S.  370:  I<  I »ckst  oii e,  III,  c.  I,  § V. 
Vgl.  aiieli  den  Mirror  of  .Tiesticcs  (Seid.  Soe.)  S.  70— 73  (und  siehe  oben  S.  Ififi, 
.Vnni.  2).  Whitiaker.  Mirror  of  Justices  (Sold.'Soc.)  S.  70,  .\nm.  1,  .sagt: 
.In  the  translation  of  fhi.s  ehapter  Ihe  old  word  naaiii,  or  naiii,  has  beoti 
preserved:  if  sigiiilies  a taking,  or  thing  taken,  in  distress:  cf.  onr  wither- 
nain,  and  the  German  nehmen,  to  take.  The  distrainor  who,  when  sufli- 
cient  Security  is  olfered,  rofuses  to  dcliver  up  the  naam  i.s  guilty  of  a 
voc  de  naam:  an  action  de  vetito  nauiii  lies  against  him.  Wc  could 
hardly  give  the  sense  of  the  original  text  if  we  called  this  action  an  action 
of  rcplevin“. 

’)  Glanvill,  XII,  12,  15:  Iteeves.  Hist.  Kng.  haw,  1,  S.  491,  492. 
Vergleiche  Bracton.  f.  1.57  und  Ueg  lirev.  Orig.  f.  81,  wo  die  Form 
lies  replcviii  writ  von  derjenigen  bei  Glanvill  abweicht.  Siehe  auch 
Britton,  liv.  1.  c.  XXVIll : Flcta,  100. 

“)  Keeves,  Hist.  Kng.  Kaw,  I,  S.  490,  491:  Blackstnne,  III,  c.  I, 

§ V,  c.  9,  §1:  siche  auch  die  in  .\nm.  2 oben  citierte  Literatur. 

*)  Bevees,  Hist.  Eng.  Law,  I,  S.  491.  Siehe  bezgl.  der  verschiedenen 
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Werden  infulge  Versäumnis  seitens  des  Lehnsmannes  im  ersten 
Prozesse  (replevin  suit)  die  gepfändeten  Gegenstände  daraufhin 
zurückgegeben,  so  können  dieselben  Gegenstände  nichtsdestoweniger 
nochmals  gegen  Pfand  und  Bürgschaft  von  dem  Lehnsmanne  ein- 
geklagt werden  (replevied).  Macht  sich  der  Lehnsmann  jedoch 
auch  im  zweiten  Prozesse  einer  Versäumnis  schuldig,  so  müssen 
die  Gegenstände  an  den  Pfändenden  zurückgegeben  werden  und 
können  gegen  Stellung  von  Pfand  und  Bürgschaft  nie  wieder  ein- 
geklagt werden  (irrepleviable) '). 

Wenn  der  Pfändende,  obgleich  er  sich  durch  Zurückbehaltung 
der  Mobilien,  nachdem  Pfand  und  Bürgschaft  gestellt  worden 
sind,  schuldig  gemacht  hat.  die  Gegenstände  noch  zurückgibt, 
ehe  die  Klage  (Rej)levin)  gegen  ihn  anhängig  gemacht  wird,  so 
scheint  die  letztere  nur  auf  Schadenersatz  zu  lauten^). 

Die  Klage  auf  Zurückgabe  der  fjegenstände  gegen  Pfand 
und  Bürgschaft  (Replevin)  gehört  vor  ein  königliches  (iericht 
(royal  writ)  und  nur  von  wenigen  Gruiidherren  kann  die  (xerichts- 
barkeit  ausgeübt  werden;  auch  amtiert  der  Sheriff,  wenn  er  über 
die  Rechtmäüigkeit  von  Ptändungen  zu  (xericht  sitzt,  nicht  als 
Präsident  des  Grafschaftsgerichtes,  sondern  als  königlicher  Richter 'h. 
In  der  Tat  scheint  die  Schnelligkeit  und  Bequemliclikeit  bei  dieser 

Gründe  und  Gegengrüiidi-  (grounds  of  euniplainl  and  defence',  weldie  von 
den  Parteien  vorgebraclit  werden  können,  Kceves,  Hist.  Hng.  haw.  I. 
S.  491  -494. 

’)  «tat.  Westni.  11,  §11  (13  Kdw.  1.,  .\.  1).  1285),  Statutes,  l,  S.  73. 
Dies  scheint  nicht  zu  bedeuten,  dali  diu  Gegenstände  dann  an  den  Lehns- 
mann verfallen,  sondern  dall  sie  gegen  Stellung  von  Pfand  und  Bürgschaft 
nie  wieder  eingclöst  werden  können  (replevied)  und  bei  dem  Grundherrn 
verbleiben  müssen,  bis  der  Lehnsmann  den  Dienst  geleistet  hat  oder  die 
Rente  bezahlt  hat. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  ().,  11,  S.  .524,  525,  Anm.  1.  Siehe 
Braclon's  Note  Book,  pl.  477. 

Der  gewöhnliche  Weg  des  Verfahrens  scheint  auf  Grund  eines 
königlichen  writ  of  replevin  gewesen  zu  sein,  aber  der.Sheriff  konnte  nichtsdesto- 
weniger dazu  .schreiten,  die  Gegenstände  gegen  Pfand  und  Bürgschaft  ohne 
writ  zurückzngeben  (replevv)  falls  von  dem  Lehnsmann  die  nötige  Sicherheit 
geboten  wurde.  Reeves,  Hist.  Kng.  Law,  I,  S.  491.  Vergl.  Reeves  a.  a.  O., 
1,  S.  48,  .4nm.  (a).  Dieses  Recht  des  Sheriffs  wurde  bestätigt  und  erweitert 
ilurch  Statute  of  Marlbridge,  e.  21  (.V.  D.  12ti7\  .Siehe  Reeves  a.  a.  O., 
1,  S.  .507,  508, 
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Klage  (Replevin)  auf  die  Auffassung  zurückzuffihren  zu  sein,  daß  der 
Pfändende  ein  schweres  Vergehen  gegen  den  König  selbst  sich 
hat  zu  schulden  kommen  lassen,  indem  er  seinen  Frieden  stört«''). 

Regeht  nun  der  PfTmdende,  der  Grundherr,  ein  solches  Ver- 
gehen (vee  de  nam),  so  ist  es  die  Pflicht  des  Sheriffs,  indem  er 
auf  Grund  der  königlichen  Klageermachtigung  (royal  writ  of  replevin) 
oder  ohne  eine  solche  handelt*),  dem  Lehnsmanne  die  geptllndeten 
Gegenstände  zurückzugeben.  Der  Sheriff  kann  die  Vorzeigung 
(view)  des  Viehes  sowie  anderer  gejifändeter  Gegenstände  verlangen, 
und  wenn  er  mit  Gewalt  an  der  Resiclitigung  und  an  der  Ausübung 
seiner  Pflicht  verhindert  wird,  so  hat  er  sofort  mit  lauter  Stimme  den 
Fall  zu  verkünden  (raisethe  hue  and  cry),  die  ganze  .Macht  der  Graf- 
schaft zusainmenzunifen  (posse  comitatus)  und  alle  Gewalt  anzu- 
wenden, die  nötig  ist,  um  das  Mobilar  zuriickgeben  zu  können, 
sowie  alle  Friedensstörer  gefangen  zu  setzen*). 

Wenn  fernerhin  die  von  dem  Grundherrn  gei)fändeten  Tiere 
in  einem  Hause  oder  Pfandstall  eingeschlossen,  oder  wenn  sie 
aus  der  Grafschaft  entfernt  werden  und  sich  .somit  jenseits  der 
Jurisdiction  des  Sheriffs  befinden,  oder  wenn  der  Gerichtsdiener 
(bailiff)  auf  irgend  eine  andere  Weise  verhindert  wird,  nachdem 
Pfand  und  Bürgschaft  gestellt  worden  sind,  dem  Lehnsmanne  die 
Gegenstände  zurückzugeben,  so  hat  er  sofort,  auf  Grund  der  Gegen- 
pfändung (withernam)  Vieh  des  Grundherni  im  doppelten  Be- 
trage fortzunehmen.  Diese  Gegenstände  hat  der  Gerichtsdiener 
einzubehalten,  ohne  dem  Grundherrn  zu  erlauben,  dieselben  gegen 
Pfand  und  Bürgschaft  rieplevin)  zurückzunehmen,  bis  er  die 
Gegenstände  des  Lehnsmannes  zu  rückgebracht  hat*). 

')  Bracton,  f.  lO.öb,  lö.öb:  Britton,  liv.  I,  c.  XXVIII,  §§  l,  2: 
Fleta,  Ü4:  Slat.  Wc.stinin.ster  II,  c.  2,  Statutes,  I,  S. 72:  Y.  B.  30-31  Kdw.  I„ 
S.  223:  Maitland,  Select  Bleas  in  Manorial  and  other  Seignorial  Courts 
(Seid.  Soc.},  I,  S.  XXV:  Keeves,  Hist.  Kng.  I.aw,  I,  S.  483;  Pollock  and 
.Maitland  a.  a.  <>.,  1,  S.  587,  II,  S.  577,  578:  Anm.  r)  bei  Nichols’  Brit- 
ton I,  S.  13fi.  Siehe  auch  den  Fall  des  Karl  of  Warenne,  P.  Q.  IV.  751. 

*)  Siehe  oben  S.  188,  .4nm.  3. 

Bracton,  f.  1.57:  Britton,  liv.  I.  c.  XXVIII  § 3:  Stat.  West- 
niinster  1,  c.  17,  Statutes,  I.  S.  31 : Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.  I, 
S.  .576,  577:  Keevea,  Hist.  Kng.  I.aw,  I,  S.  491.  Siehe  auch  Koevea 
a.  a.  <>.,  II,  S.  22.  29. 

• Bracton.  f.  157:  Britton,  liv.  I,  c.  XXVIII.  §3:  Fleta.  97,  98: 
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Die  GegenpfUndung  (withemani,  A.  S.  wiAer-natne)  ist  eine 
zweite  oder  reziproke  Pfändung  von  Gegenständen,  die  als  Ersatz 
für  die  aus  der  ersten  Pfändung  unrechtmäßig  einbehaltenen  oder 
fortgeschafflen  Gegenstände  fortgenommen  werden.  Die  zweite 
Piändung  wird  vorgenommen  als  Kepressalia  für  die  erste  Pfändung 
und  als  Strafe  für  die  unge.setzliche  Handlungsweise  des  Gnind- 
herrn ')  *). 

Stat.  Wcstuiinstor  I,  c.  16,  17,  .Statutes  I.  S.  31;  Ueeves,  Hist.  Kng.  F.avv, 

I,  S,  491.  Vergl.  Uceves,  a.  a.  ().,  11,  S.  27,  .\mii.  (a).  Krittoii,  liv.  1, 
c.  XXVIII,  S)  3:  tauutost  face  preudre  des  bestes  del  defurceour  a la  double 
value  ciiin  w^tliurnam. 

Nach  den  Derichten  Bractoiis  und  lirittuns  sciieint  der  Sherill' uiler 
iler  (Jerichtsdie.ncr  (bailiff)  autorisiert  gewesen  zu  sein  sofort  ohne  eine 
neue  schriftliche  Knnäehtigung  (writ)  im  Wege  der  tJegenpRindung  die  Mo- 
bilien des  PfSndcnden  fortzunehinen.  Nach  spSterein  liecht  scheint  jedoch 
eine  besondere  Krm&chtigung  (special  writ,  genannt:  capias  in  wither- 
nain)  notwendig  gewesen  zu  sein.  Siche  Itlackston  c,  III,  c.  9,  $1:  siehe 
auch  über  diesen  Passus  Blackstones  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  t>., 

II.  S.  577,  .\nni.  j,  6.  Siehe  ferner  Statutes,  I,  S.  72,  .tnin.  li. 

.kiiui.  (li)  bei  Nicliols’  Britten  I,  S.  138:  Hlackslonc,  111,  c.  9, 
§ 1,  c.  26. 

Nach  spSterein  englischem  liecht  wenig.stens  kann  Vieh,  das  im  Wege 
der  Oegenpfändung  (withcrnani)  fortgenommen  wurde,  gemolken  und  in  an- 
gemessener Weise  zu  .\rbeitszwccken  verwendet  werden,  da  es  dem  Itent- 
schiildner  (tenaut)  an  Stelle  seines  (dgenen  Viehes  übergehen  wurde.  Siehe 
Bullen,  Distress,  S.  181,  Anm.  (.s). 

*)  Germanisches  Hecht  auf  dem  Kmitineiit  verbietet  die  Piändung  im 
Wege  der  Vergeltung,  «I.  h.  die  (iegenpfündung.  Siehe  Brunner,  l>IiG., 
11,  S.  449.  In  Statutes,  1,  S.  72.  .\iini.  6,  wird  withernam  definiert  als  „a 
forbidden  or  nnjust  taking“. 

Die  ursprüngliche  Pfändung  im  Wege  der  Vergeltung  (roveiige)  niuU  Jedoch 
scharf  von  der  Gegenpfändung  (withernam)  unterschieden  w erden,  l'nter  der 
Regierung  Heinrichs  111.  scheint  es  jedoch  durch  eigene  .\nmaUiing  der 
Grundherreu  und  auch  .\nderer  und  um  sich  zu  räclien  (revenge)  bei  diesen 
zur  Praxis  geworden  zu  sein,  ihre  Sehuldner  wegen  allerlei  Arten  von 
Porderungen  zu  jiländen,  trotzdem  das  Recht  in  l'onn  der  Klage  oder  auf 
andere  Weise  genügend  Rechtsmittel  verlieh,  unil  wo  in  der  Tat  eine 
Pfändung  strikte  gegen  das  ältere  gemeine  Recht  verstieU.  Um  solche  un- 
gesetzliche Pfändungi-u  (illegal  distraints)  zu  verhindern,  bestrafte  das  Gesetz 
von  Marlbridge  vom  .lahre  1267  durch  Auferlegung  von  Geldbuße  liue)  und 
durch  Verurteilung  zu  Schadenersatz  an  die  geschädigte  Partei.  Stal. 
Marlbridge,  Statutes,  1,  S.  19-  2.');  Uoke,  2 Inst.  103,  131,  303:  Reeves, 
Hist.  Eng.  Law.  I,  S.  .öoö,  .706,  II.  >S.  27,  .4nm,  (a).  Vergleiche  die  Vor- 
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II.  Verkaufspfand. 

Obgleich,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Pfändende  inn  Mittel- 
alter  für  rückständige  Dienste  und  Rente  und  für  Schaden zufügung 
am  Grundstück  nur  das  Retentionsrecht  an  der  gepfändeten  Sache 
hatte,  hat  das  englische  gemeine  Recht  immer  eine  Ausnahme  zu 
Gunsten  der  Krone  gemacht,  indem  es  dieser  gestattete,  den  für 
einen  ihr  schuldigen  Betrag  gepfändeten  Gegenstand  zu  verkaufen, 
sofern  die  Schuld  nicht  innerhalb  40  Tagen  beglichen  wurde'). 


Zweites  Kapitel. 

Das  gegebene  Pfand. 

I.  Einleitung. 

Das  Recht  des  Mittelalters  ist  nicht  reich  an  Worten,  um 
Transaktionen  mit  Mobilien  zu  beschreiben,  und  vereinigt  ver- 
schiedene Handlungen  in  derselben  Grup))c,  wo  der  Eigentümer 
sich  seines  Besitzes  an  einem  Gegenstände  begibt  oder  mit  anderen 
Worten  denselben  einem  anderen  aushändigt  (bail.  Fr.  bailler, 
lat.  tradcre,  liberare).  Im  Mittelalter  wurde,  im  Gegensatz 
zur  Neuzeit,  das  Wort  bailler  auch  angewendet,  wenn  damit  ein 
vollständiges  .\ufgeben  des  Eigentumsrechtes  gemeint  war.  Im 
mittelalterlichen  Recht  schließt  diese  Gruppe  von  Transaktionen, 
genannt  „bailment“,  auch  die  V'^erptandung,  .\uf bewahrnng,  die 
i'bergabe  an  einen  Fuhrmann  oder  Handwerker,  der  irgend  welche 
Arbeiten  an  dem  Gegenstände  zu  verrichten  hat,  die  unentgeltliche 
Verleihung  zum  Gebrauche  bei  nachheriger  Zurückgabe  und  das 

■Schriften  des  Gesetzes  von  Marlbridge  betrelTs  recht iiifiUiger  l’fRiidung  (lawfiil 
distrcsse.?).  Kecvea,  a.  a.  0.,  I,  S.  507. 

')  Brookc,  .kbridginent,  tit.  Distre.ss.  713:  Hlackstonc,  III,  c.  I, 
§ V;  siche  auch  oben  S.  185. 

Da  für  die  vorliegende  .\bbandlung  eine  Itearbeitung  der  gerichtlichen 
I’fändung  nicht  vorgenommen  wurde,  muß  es  dahingestellt  bleiben,  ob  im  Mittel- 
alter  die  im  Prozesse  gepfändeten  (iegenstände  verfallen  oder  verkauft 
werden  konnten.  Über  die  gerichtliche  Pfändung  siche  Bracto  n 's  Note  Book, 
Inhaltsverz.  s.  v.  Distress;  Pollock  and  Maitland  a.  a.  0.,  II,  8.578, 
594,  597:  Bceves,  Hist.  Kng.  Law,  Inhaltsverz.  s.  v.  Di.stress. 
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Verleihen  gegen  Entschädigung  ein.  Tm  .Allgemeinen  unterliegen 
diese  verschiedenen  Transaktionen  denselben  Rechtsgrundsätzen '). 

Es  ist  nicht  beabsichtigt,  hier  auf  eine  Erörterung  der  schwie- 
rigen Probleme  einzugehen,  welche  mit  diesem  Zweige  der  eng- 
li.schen  Hechtsgeschichte  verbunden  sind.  Das  Material  für  die 
• ieschichte  der  Mobilien  ist  viel  weniger  reichlich  als  das  für 
die  Oeschichte  des  Immobiliarrechtes,  und  besonders  während  der 
letzten  Jahre,  wo  das  Interesse  an  der  Rechtsgeschichte  mehr  und 
mehr  gewachsen  ist.  haben  .sich  stark  von  einander  abweichende 
Meinungen  bezüglich  der  wichtigsten  zu  Grunde  liegenden  Fragen, 
die  mit  den  er.sten  Anfängen  des  law  of  bailment  verbunden  sind, 
ergeben.  Selbst  die  fundamentale  Frage  ist  aufgewoii'en  worden, 
ob  das  mittelalterliche  Recht  wirklich  ein  Eigentumsrecht  im  Gegen- 
satz zum  bloßen  Besitz  an  dejn  Mobilar  gekannt  hat,  und  es  ist 
viel  darüber  gestritten  worden,  ob,  im  Falle  diese  Frage  bejaht 
werden  muß,  der  Cbergebende  (bailor)  beim  bailment  sich  sowohl 
seines  Eigentumsrechtes  als  auch  seines  Besitzes  begibt,  wenn  er 
den  Gegenstand  dem  Empfänger  (bailee)  aushändigt  *). 

')  Pollock  and  Maitlsnd,  Hist.  Kng.  Law,  II.  S.  1<59,  170.  Hohnes, 
('oininon  Law,  S.  175,  sagt,  daU  da.s  englische  .law  of  bailnicnts  is  nf  pure 
(icrnian  descent“. 

*)  Siehe  Maitland,  The  Seisin  of  Chattels,  L.  l^.  U.,  I,  S,  324—341: 
.\mC8,  The  Disseisin  of  Chattels,  H.  L.  1!.,  III,  S.  23— 40,  313—328,  337 
bis  34fi;  Holmes,  The  Common  Law,  S.  164 — 246:  Pollock  and  Maitland 
a.  a.  0.,  II,  S.  149 — 183:  Williams.  Personal  Property,  S.  10,  11.  516,  517. 

Bezüglich  der  Theorie,  daß  der  bailee  ein  „special  property'  an  den 
übergebenen  (bailed)  Oegenstftuden  besitzt,  siehe  besonders  Holmes  a.  a.  O. ; 
•Tones,  Law  of  Bailments;  Coke  über  Littleton,  89a.  Ks  scheint  so  ziem- 
lich allgemein  angenommen  zu  werden,  daß  vor  dem  .\nsgang  des  Mittel- 
alters, wie  auch  immc-r  das  frühere  Hecht  gewesen  sein  mag,  der  bailor  das 
.general  jiroperty“  an  dem  Gegenstände  hat  und  in  der  Tat  der  Kigentümer 
(„owner“)  ist.  Siehe  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  U.,  II,  S.  177.  Vergl. 
W illiams,  Personal  Property,  S.  53. 

Die  klassischen  Werke  über  das  englische  law  of  baibnenU.  ein- 
schließlich der  .Mobiliarverpfändiing  fpledgc.  ]ia»n),  sind:  Jones,  I^aw  of 
Bailments,  und  Story,  Bailments  (über  Story  siehe  Markhy,  Llements  of 
I,aw.  §§  434,  4,35).  In  diesen  Werken  wird  man  einen  Vergleich  zwischen 
dem  englischen  und  dem  röinisehcn  Hecht  linden.  Ober  <las  englische  Hecht 
siehe  in  Krgänznng  der  in  dieser  Abhandlung  cilierten  Literatur  die  Fol- 
genden: Heeves,  Hist.  Kng.  Law,  I,  S.  211 — 214:  .Ashbnrner,  .Mortgages 
Pledges  and  l.iens:  Hobbins.  Law  of  Mortgage,  11,  S.  1458  11.:  Turner. 
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Es  muß  hier  ^jenfisren,  zu  konstatieren,  daß  die  Verptänduiif; 
von  Mobilien  (pledge,  pawn)  eine  Form  von  bailment  darstellt, 
und  daß  diese  Ver|pfandun<;sfonn  der  einzige  Modus  im  Mittelalter 
gewesen  zu  sein  scheint,  um  freiwillig  bewegliche  Saehcn  zum 
Zwecke  der  Sicherheitsleistung  dienen  lassen  zu  können.  Mit  an- 
deren Worten,  wir  finden  im  Mittelalter  Mobiliarverpfitndung  mit 
Besitz  des  (iliiubigers ‘),  keine  Hypothek  auf  bewegliche  Sachen; 
denn  ob.schon.  wie  wir  anderwärts  gezeigt  haben,  die  englischen 
mittelalterlichen  (Quellen  von  einer  obligatio  .sowohl  an  beweg- 
lichen wie  unbeweglichen  Sachen  sprechen,  so  s<-heint  damit  doch 
nicht  ein  dingliches  Hecht,  eine  Hypothek  auf  bewegliche  Sachen 
gemeint  zu  sein*). 

II.  Verfallspfand  (pledge,  jpawn). 

Eine  Veritfändung  von  Mobilien  (pledge  of  chattels)  zur 
Sicherstellung  einer  Forderung  dicbt)  geschieht  im  Mittelalter 
durch  Übertragung  des  Besitzes  an  den  ffläubiger  in  Überein- 
stimmung mit  dem  l’fandvertrage  (contract  of  jpledge)  zwischen 
den  Parteien;  dieser  Vertrag  wird  vor  dem  königlichen  (Jericht 
(King’s  t’ourt)  geschlo.ssen  *). 

Die  Verpfandung  kann  auf  l)estiminte  oder  unbestimmte  Zeit 
geschehen  *). 

<'onlract  of  Pawn:  Beul,  Law  of  Bailmcnts;  Markby,  Eli'iiU'iits  of  Law, 
Kapiti'l  iiborschriobiMi  -Security",  (.'ber  das  ainerikanisehe  Ib'cht  .sielie 
Keilt,  CoiiiiiiPiitaries,  II,  S.  .5.ätl  — li 1 1 . 

')  Pollock  and  Maitlund,  a.  a.  0.,  II,  S.  ISO.  Siebe  auch  Williams, 
Personal  Property,  S.  10. 

*)  Sielie  unsere  spStcren  .tiisfühniiigeii;  und  nber  <las  trcs  aneien  droit 
vergl.  Kgger,  Veniiiigeiishaftiiiig  und  Hypothek,  S.  l.'U  ff.  Vergl.  jedoch  be- 
züglich der  .\iifange  der  Geschichte  der  englischen  Hypothek  (-liypothecatioii") 
auf  Schilfe  Sclect  Pleas  in  the  Gourt  of  .\diniralty  (Seid.  Soc.),  1. 

*)  (ilanvill,  X.  6,  8.  l'bcr  Vcrpfiindiing  (pledge,  pawn)  von  Mobilien 
an  jüdische  Gläubiger  iin  Mittelalter,  siehe  Select  Pleas  in  the  Jewish 
Kxchcquer  (Seid.  Soc.)  S.  4,  8,  (i4,  102,  103-  104,  lOfi,  107,  111,  115:  Lcot 
.Iiirisdiction  in  the  City  of  Norwich  (Seid.  Soc.),  S.  9,  10;  Hazeltine,  The 
Excheipier  of  the  .fews  (Law  t^iiarterly  Review,  Bd.  XVHI.  S.  308).  Betreffs 
Pälie  von  MohiliarveriifUiidung  'pledge)  vor  lokalen  Gerichtshöfen  siehe 
Select  Pleas  in  Manorial  and  other  Seignorial  Courts  (Seid.  Soc.),  I, 
S.  150.  182. 

')  Glanvill.  X.  li. 

Hftzeltine,  Knali.scbc.,  Crandreclit  15 
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Wird  der  Besitz  an  den  Gläubiger  übertragen,  so  muß  derselbe, 
wie  es  scheint,  gleichgiltig  ob  die  Verpfändung  für  eine  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  geschehen  ist,  den  verpfändeten  Gegenstand 
sicher  aufbewahren  (keep  safely),  und  darf  er  denselben  weder  in 
Benutzung  nehmen  noch  für  irgend  welche  anderen  Zwecke  ver- 
wenden, wodurch  er  in  seinem  Werte  verlieren  würde.  Sollte  der 
Gegenstand,  während  er  sich  in  Verwahrung  des  Gläubigers  be- 
tindet.  durch  die  Schuld  des  Letzteren  an  seinem  Werte  verlieren, 
SU  kann  für  den  erlittenen  Verlust  Ersatz  verlangt  und  ein  ent- 
sprechender Betrag  von  der  Schuld  in  Abzug  gehraidit  werden 
In  der  Tat,  sobald  die  Schuld  vom  Schuldner  beglichen  worden 
ist,  ist  der  Gläubiger  verptlichtet  (bound),  das  Plandobjekt  unbe- 
schädigt zurflckzuerstatten;  sollte  der  Gegenstand  ab(*r  nicht  allein 
durch  die  Schuld  des  Gläubigers,  sondern  durch  irgend  einen 
Zufall  beschädigt  werden  oder  verloren  gehen,  während  er  sich  in 
Venvahrung  des  Gläubigers  befindet,  so  hat  dieser,  nicht  der 
Schuldner  die  Folgen  zu  tnigen.  Mit  anderen  Worten,  der  Gläu- 
biger ist  nach  Glanvill  unbedingt  verptlichtet  (decidedly  bound) 

1.  entweder  den  ver])tändeten  Gegenstand  ziirfickzugoben,  oder 

2.  Ersatz  dafür  zu  leisten,  oder  auf  seine  Forderung  zu  ver- 
zichten (lose  his  debf)*(.  Mit  dem  Besitz  trägt  der  Gläubiger 
daher  auch  die  < Jefahr,  Seine  Haftpflicht  ist  daher  eine  ab.solute 
(absolute  liabilitv).  und  schließt  sowohl  eigenes  Verschulden,  wie 
Vernachlässigung  und  Unfall  in  sich^). 

')  Wenn  da.s  vcriifÄndctc  Objekt  »ulchi'r  Xstiir  ist,  duU  das.selbc  .\u.s- 
liigeii  uiitig  macbt.  7,.  H.  Vieli,  das  geffltliTl  werden  inuli,  oder  ein  (iegunstand 
der  zu  reparieren  ist.  so  ist  ilas  rbereinkoinnieii  der  l'arteien  liiernber  inaU- 
gebend.  Cilanvill,  X,  (S. 

’)  (ilanvill,  X,  (j,  8.  Vergl.  Glanvill.  X,  13,  siehe  Anhang. 

*)  Siebe  l’olluck  and  .Maitlaml,  a.  a.  0.,  II,  S.  170— I7ä;  Holmes, 
The  t'omuioii  I,aw,  S.  175:  Williams,  Personal  I’roperly,  ,s.  10.  Williams. 
Personal  Property,  S.  10,  .\nm.  (ej,  eitiert  Coke  Aber  I, ittleton.  89a, 
neben  anderen  Quellen  zur  Unterstützung  der  Koktrin,  dalt  der  bailee  die 
Gegenstände  unbeschädigt  zurnckzugeben  bat  und  hierfür  die  absolute  Ver- 
antwortlichkeit trägt,  auch  dann,  wenn  die  (iegen.stände  ohne  seine  Schuld 
gestohlen  worden  sind  (absolute  re.spunsibility  to  retm-n  the  goods  safely  . 
Was  aber  den  Pfandgläubiger  pledgee)  betrifft,  so  kann  dieser  Passus  von 
t'oke  nicht  ohne  eine  gewisse  Keservc  hier  angewendet  werden,  denn  Coke 
(Coke  über  bittleton,  SOa)  sagt;  .So  if  goods  be  delivered  to  one  as  a 
gage  iir  pledge.  and  tliey  be  stolleii.  In*  sliall  be  iliseharged : beeailse  lie  batli 
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HiiH'ton  sai't.  daU  nacli  dein  Hi'ditt“  seiner  Zeit  der  Pfaiid- 
sflilubiger  nur  zur  flhlichen  SorKf'nlt  und  gebühremler  Waehsaiii- 
keit  (nrdinary  rare  or  d\ie  dili>rence)  verptlicditet  sei'),  aber  dies 
si-lieiiit,  nur  röinisclie  Uelelirsanikeit  zu  sein,  nielit  aber  eitgliselies 
Keeht  bis  naeli  Hractons  Zeit^. 

II  |iro|it‘rty  in  thein,  ainl  tbercforc  miglil  tn  keupt'  theni  no  ntlicrwise  lliiin 
bis  owno:  tiiit  if  lie  timt  thi'in,  tendri'd  lln"  umnoy  hcfoiv  tlic  steal- 

ing,  anil  the  »tlier  refused  tu  drliver  tliem,  tlii-ii  for  Ibis  did'aiilt  in  liini  Ile 
sliall  bo  char^ed.-  Siidio  ferner  Amn.  10)  bei  Coke  über  bittlctnn,  Wia. 

Holmes,  t'oninion  Law.  S.  Ifit! — 168,  17.ä,  .stellt  die  Itebnnptnng  auf, 
daU  die  absolute  Verantwortliebkeit  bibsobite  resjionsihility)  des  haileu  auf 
das  deiitscbe  Keebt  isnrnckjrefnbrt  werden  kann,  und  dali  sie  seit  nnvordenk- 
lieben  Zeiten  aneb  znm  enoHseben  l’eeht  «rebörl.  Siehe  ancb  l’olloek  und 
Maitland.  a.  a.  (>.,  II,  ,S.  170 — IT'i.  Ilinsiehtlich  einer  entgeoeiiKesetzten 
Meinuno  siebe  Heule,  The  <7arrier's  Liability:  Its  History,  HLl!..  XI, 
S.  l.äs— 168.  Holmes,  (’mmnon  Law.  S.  167,  behauiitet  ferner,  datl  von  den 
beiden  alten  Keebtsrcgeln.  nämlicb,  dali  dem  bailee  die  Klage  gegen  den 
nnrecblmäljigen  Nebnier  ziistebt.  und  dali  der  bailee  die  absolute  Verant- 
wortliehkeit  gegenüber  dem  bailor  trägt,  die  erstere  die  ältere  sei.  I'ol  loek 
and  Maitland  a.  a.  ().,  II.  S.  171,  I72.  aber  sagen:  .l*erba|is  we  conie  near- 
esl  to  bistorieal  Irutb  if  we  ,say  tliat  between  Ibe  lwo  old  rnles  tbere  was 
no  logieal  [iriority.  Tbe  bailee  bad  tbe  aetion  beeause  bo  was  liable  and 
was  liable  beeau.se  be  bad  tbe  aetion.* 

')  Hraeton,  f.  1)9,  99b:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  U.,  II,  S.  171: 
Jones,  Law  of  Hailnients,  S.  86—96:  Story,  Hailiuonts,  S 296,  297.  Vgl. 
Hraeton,  f.  62b.  Siehe  auch  ferner  Kleta.  S.  120 — 121:  Holmes,  f'oinuion 
Law,  S.  17'):  Gnterhock.  Hraeton  and  bis  lielation  to  Uoman  Law  (l  ber- 
.seUiing  von  t'ove),  S.  I ll,  17.7:  Scrutton,  lloman  Law  in  Hraeton,  Ll^l!., 
1,  S.  d.IÖ.  437:  Hraeton  aiid.\/.o  (Seid.  .Soe,.;,  S.  146,  147.  In  Jones.  Law 
of  Hailnients,  S.  86—96,  belindel  sieh  eine  sebarfe  Kritik  der  l’eehtsregel 
betrelTs  der  Verantwortliebkeit,  wie  Poke  sie  hinstellt.  Siehe  aber  Story. 
Hailnients,  S.  297— .3(K!. 

Holt,  der  Uiebter  in  dem  grollen  Streitfälle  Ooggs  c.  Hernard  während 
der  Regieriings'/eit  der  Königin  .Viiiie.  hält  an  der  Ueehtsregel  fest,  datl  der 
Pfandglänbiger  (plcdgee)  nur  zur  nblieben  Sorgfalt  und  gebnlirender  Waeb- 
sainkeit  (due  diligenec)  angehalten  werden  kann.  Story,  Hailnients,  S.  296. 
297.  Ein  eingehender  Hericbt  über  diesen  wichtigen  Ueebtsfall  ist  zu  er- 
sehen bei  Jones,  Law  of  Hailnient.s.  .Anhang.  Siehe  ferner  über  das  mo- 
derne Keebt  bezügl.  Verantwortlichkeit  Scbouler,  Personal  Property,  S.  .71.5. 

■■')  Siehe  Ho  Ini es,  t'ommon  Law.  S.  176:  Pol  1 ock  and  AI ai t land.  Hist. 
Eng.  Law,  II.  S.  171:  Hraeton  and  .Azo  (Seid.  Soc.)  S.  146,  147.  Ist  der 
Wortlaut  (f.  99.  99b)  auf  den  man  sich  bin.sichtlieh  der  scheinbaren  Modi- 
likatioii  der  alten  Keebtsregel  über  Verantwortlichkeit  des  bailee  stützt, 

13* 
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Bacon,  in  seinem  Werke  Abridginent  of  the  Law'),  sagt; 
„If  a creditor  takes  a ]>awn,  lie  is  bound  to  restore  it  upon  jiay- 
ment;  butifhe,  notwithstanding  all  bis  diligence  lose  it,  he  shall 
howsoever  recover  Ins  debt,  'iil.  Ass.  pl.  ’JX  [temp.  Ed.  III];  for 
the  law  does  not  lay  upon  him  an  Obligation  to  kee]>  again.st  all 
accidents;  but  if  the  money  be  tendered,  and  he  after  detains, 
and  then  it  is  lost,  he  shall  then  be  liable,  for  he  i.s  then  a wrong- 
doer,  and  Ins  keeping  it  after  is  the  oceasion  of  its  being  .stoleii, 
and  he  is  then  answerable  at  all  events.“ 

Bis  zum  Ende  des  vierzehnten  .lahrhunderts  hat  derjenige, 
der  eine  fremde  bewegliche  Sache  übernimmt  (baileei,  nicht  aber 
derjenige,  der  sie  übergibt  (bailon,  ilie  possessorischen  Rechtsmittel 
gegen  Dritte  in  der  Hand*),  und  der  liailor  kann  sich  mit  einer 
Klage  nur  an  den  bailee  halten;  das  Prinzip  iles  englischen  Rechtes 
scheint  demnach  dasselbe  wie  dasjenige  iles  deutschen  Rechtes 
zu  sein,  welches  in  dem  Sprichwort:  „Hand  wahre  Hand“  zum 
Ausdruck  kommt’). 

Wie  es  scheint  bezieht  sich  die.se  allgemeine  Regel  betrefls 
bailment  gleicherweise  auf  die  besondere  Form  des  bailinent,  mit 
welcher  wir  Jetzt  beschäftigt  sind,  nämlich  auf  die  Verpßndung 
ipledge,  pawn)  von  Mobilien.  Diese  Regel  zeigt  den  Unterschied 
bezüglich  der  Besitzfrage  zwischen  Mobiliarvorpfiindung  und  Immo- 
biliarveq)fändung  zu  Glanvills  Zeiten.  Zu  dieser  Zeit  stand  dem 
Pfandgläubiger  bei  Übereignung  vnrt  Immobilien  unter  Suspensiv- 
bedingung zn  Pfandzwecken  absolut  kein  Rechtsschutz  seines  Be- 
sitzes zur  Seite 

der  ursprüngliche  Text  Bracloiis?  Siehe  Holmes,  a.  a.  O.,  S.  175,  Aiiui.  i 
und  die  dort  angeführten  iBioHen,  sowie  Pollock  and  Maitland.  a.  a.  O., 
II,  S.  171,  Anm.  4. 

')  Tit.  Bailnient. 

*)  Die  Kntwickelung  der  liechte  des  bailor  gegenflher  dritten  Personen 
scheint  unter  der  Kegieriuig  Kdnards  III.  zu  beginnen.  .Siehe  Williauis. 
Personal  Property,  S.  11,  21. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  ,S.  15,5,  159,  169— 17(i: 
Williams,  Personal  Property,  S.  11.  Vergl.  Williams  a.  a.  Ü.,  S.  8.  Cher 
das  deutsche  liecht  siehe  Heusler,  (lewere,  S.  495:  .Schröder,  DIiti.. 
S.  270,  373,  377,  698. 

*)  Über  die  M'eigerung  der  (ierichte  zu  Glanvills  Zeiten,  den  Besitz 
des  Pfandglünbigers  ''gagee)  bei  Iinmobiliarver|>fändnng  unter  .Suspensivbe- 
dingung zu  schützen,  siehe  Glanvill.  X.  II:  nuten  S.  20.5  tT. 
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Nach  Begleicliung  dor  Schuld  hat  der  Gläubiger,  wie  oben 
angegeben,  den  verjjfändeten  Gegenstand  unverletzt  zurückzu- 
erstatten,  und  wenn  er  dies  nicht  tun  kann,  so  muß  er  dem  Schuldner 
fftr  den  entstandenen  Schaden  Ersatz  leisten  oder  aber  auf  seine 
Forderung  verzichten '). 

Versäumt  der  Schuldner  die  Zahlung,  so  kann  das  Pfandrecht 
infolge  des  eingetretenen  Verfalles  des  verpfändeten  Gegenstandes 
realisiert  werden.  Ist  der  Pfandvertrag  fflr  einen  gewissen  Zeitraum 
abgeschlossen  und  enthfilt  derselbe  eine  Verfallsklausel,  dann  ist 
bei  Versäumnis  der  Zahlung  am  Stichtage  der  Verfall  ein  absoluter 
und  tritt  dieser  sofort  von  selbst  und  ohne  weiteres  ein  *).  Ist  der 
Kontrakt  für  einen  gewissen  Zeitraum  abgeschlossen,  enthält  der- 
selbe aber  keine  Verfallsklausel,  dann  muß  sich  der  Gläubiger 
iin  Falle  der  Zahlungsversäumuis  am  Stichtage  an  das  Gericht 
wenden  und  dasselbe  veranlassen,  den  Schuldner  zu  zwingen,  vor 

')  lilanvill.  .X,  6,  !t.  S[ieiicf,  läpiilable  .luriadictiuu,  I,  S.  601: 
.Originallv  a writ  was  jiiveii  for  tlie  i'ocovery  iif  a thiiig  pledged,  on  thu 
lU'bf  beinj,'  pabl  aff  [citivrt  Olaiivill.  S.  259,  Auü.  Beames];  aflcrwards 
wliere  tbe  subji’ct  was  a loovabU;,  thi-  action  of  detinuc  was  subatituted 
[ritiart  V.  H,  9 Kd.  IV,  2.5,  und  weist  auf  Y.  B.  21  Kdw.  IV.,  19  hin].“ 

*)  Storv,  Bailments.  S.  309,  unter  l'itieruug  Ulanvills  X,  6,  sagt:  „It 

is  elear,  by  thr  coimuoii  law,  lliat,  in  eases  uf  a uiero  pledge,  if  a stipulated 
time  is  tixed  for  the  payment  of  the  debt,  and  the  debt  is  not  paid  at  the 
time,  tbr  absidutc  property  docs  not  pass  to  the  pledgee.  This  doctrine 
is,  at  lea.st,  as  old  as  the  time  of  (ilanville.“  Ferner  sagt  er  Seite  276  unter 
Oitierung  Glanvills,  X,  I,  H,:  .The  common  law  of  Kngland.  existiug  in 
the  time  of  (ilanville,  seems  to  have  required  a judicial  process  to  justify 

the  sale,  or  at  lea.st  to  dostroy  the  right  of  redemption.“  Über  Verkaufs- 

recht siche  aueh  Story,  a.  a.  0.,  S.  27.5. 

Es  ist  fast  ohne  Zweifel,  daU  Story  filaurills  Darstellung  der  Vor- 
fallsklausel übersehen  hat;  denn  (ilauvill  sagt  ausdrücklich,  daß  wenn  der 
Vertrag  auf  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossen  wurde  und  eine  Vcrfalls- 
klausel  cnthÄlt,  bei  Zalilungsver-säumnis  am  Stichtage  absoluter  Verfall  die 
Folge  ist.  Ucevüs,  Hist.  Eng.  I.aw,  I,  S.  212,  und  Spenec,  Kquitable 
Jurisdiction,  I.  S.  (iOO,  601,  geben  ülauvjll  richtig  wieder. 

Wiederum  kann  Story’s  Darlegung  Ober  das  Verkaufsreclit  leicht  irre- 
führen : denn  ein  Verkaufsrecht  schlietit  die  Zahlung  des  nberschusses  an 
den  Schuldner  ohne  weiteres  ein.  Das  Subslaiizpfand  (ilaurills  ist  Verfalls- 
]dänd  und  nicht  Verkaufspfand,  und  wenn  cs  dem  (tläubigcr  beliebt,  den 
(tegenstaml  zu  verkaufen,  so  kann  er  den  ganzen  Ertrag,  wie  hoch  er  sich 
auch  belaufen  mag.  für  sieh  behalten,  denn  der  (iegenstand  war  zur  Zeit  des 
Verkaufes  sein  Eigeutuui. 
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fiericlit  zu  i'rseheineii  uml  .sich  zu  vcraiitwortcii.  Krkennl  der 
Scliuldiier  vor  (Jericht  die  Scliuld  und  die  Verpfändung  au,  dann 
wird  das  (iericht  eine  angemessene  Zeit  (reasunahle  time)  be- 
stimmen, während  welcher  das  Pfand  eingelöst  werden  kann, 
oder  aber,  wenn  dies  nicht  geschieht,  vcdlständig  dem  (iläii- 
biger  verfällt.  Bestreitet  jedoch  iler  Schuldner  die  Verpfändung, 
so  muU  er  entweder  anerkennen,  dal.1  der  Gegenstand  sein  Eigen- 
tum ist  und  einen  (irund  angeben,  warum  er  sich  in  den  Händen 
der  anderen  Partei  befindet,  z.  H.  daß  er  zur  Aufbew'ahrung  über- 
geben worden  ist,  oder  er  nuiß  eingeslehen,  daß  der  Gegenstand 
nicht  .sein  Eigenl\im  ist.  In  dem  letzteren  Falle  wird  dem  Gläu- 
biger .sofort  freigestellt,  ül)er  den  Gegenstand  als  über  sein  Eigen- 
tum zu  verfügen.  Wenn  der  Schuldner  jedoch  behauptet,  daß 
der  Gegenstand  sein  Eigentum  sei,  dagegen  aber  die  Verpfändung 
und  die  Schuld  bestreitet,  so  muß  der  Gläubiger  die  Schuld  und 
die  zur  Sicherstellung  .seiner  Fordening  erfolgte  Verpfändung  des 
Gegenstandes  naehweisen.  Ist  der  Gegenstand  auf  unbestimmte 
Zeit  verpfändet,  .so  kann  der  Gläubiger  zu  jeder  beliebigen  Zeit 
den  Betrag  der  Schuld  zurückfordern.  Dies  bedeutet  augenschein- 
lich, daß  bei  V'ersäumnis  seitens  des  Schuldners  nach  .\ufforderung 
zur  Zahlung  d(‘r  liläubiger  sich  an  das  Gericht  wenden  und  den 
Schuldner  zur  Verantwortung  ziehen  kann,  in  gleicher  Weise  wie 
vorstehend  angegeben.  Der  Verfall  eines  verpfändeten  Gegenstandes 
an  den  Gläubiger  ist  ilie  allerletzte  Gonseiiuenz  bei  Versäumnis 
der  Zahlung  innerhalb  einer  vom  Gericht  festgesetzten  an- 
gemessenen Zeit '). 

Der  Verfall  des  verpfändeten  Gegenstandes  .scheint  daher  in 
allen  Fällen  ilie  letzte  Folge  .zu  sein,  die  aus  der  Zahlungs- 
versäumnis seitens  des  Schuldners  hervorgeht.  Enthält  der  Vertnig 
eine  Verlällsklau.sel,  so  tritt  bei  Zahlungsversäumnis  am  Stich- 
tage der  absolute  Verfall  von  .selbst  ein.  .\ndernfalls  muß  ein 
auf  Billigkeitsprinziiiien  beruhendes  Verfahren  (jiroceeding  eijui- 
(ahle  in  nature)  vor  Gericht  eingeleitet  wt'iden,  ehe  der  Gegen- 
slanil  vertallt.  Mit  andere))  Wo)-te)i.  wen))  koi))c  Viudlillsklausel 
vorha))de))  ist,  soll  don  Sch))ld))cr  ))oeh  ei))e  Möglichkeit  geböte)) 

' iMrtiivill,  \.  (i — S;  l;,'|.vi's.  Hist.  läig.  I.aw.  I,  S.  212;  l’nllock 
aiiil  M ii  i ) I ii  II (I.  ii.  II.  II.  S.  220. 
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werden,  den  (ic{?enstand  einzulösen;  tut  er  dies  uicht,  so  wird 
das  Anrecht  (litle)  des  »Tläubigers  an  dem  verpfändeten  Gegen- 
stand gemäß  Sprucli  des  Gerichtes  perfekt '). 

Diese  Verpfändungsform  (pledge,  pawn)  mit  Hesitz  des  Gläu- 
bigers hat  sich  bis  auf  unsere  Tage  erhalten.  Welcher  Ansicht 
man  auch  darflber  sein  mag,  oh  während  des  Mittelalters  der 
Empfänger  ihailee)  sowohl  das  Eigentumsrecht  als  auch  den  Besitz 
erwarb,  so  stellt  doch  gegenwärtig,  wie  auch  in  früheren  Zeiten 
diese  Verpfändungsfonn  ein  Substanzpfand  dar.  Im  Mittelalter 
ist  das  Pfand  (pledge,  pawn)  Verfallspfand  *)•  Aber  im  modernen 
Recht  hat  sich  diese  Form  des  Pfandes  in  (ün  Verkaufspfand  ver- 
wandelt. Der  Pfandgläubiger  ist  nach  heutigem  Recht  nicht  in 
der  Lage,  zu  verlangen,  daß  ihm  der  verpfändete  Gegenstand  vom 
Gericht  als  verfallen  zugesprochen  wird  (right  of  foreclosure),  denn 
der  Pfandgeher  (pledgorj  ist  berechtigt  das  Pfandobjekt  wieder 
einzulösen,  so  lange  es  nicht  verkauft  ist.  Sowohl  bei  ausdrück- 
licher wie  hei  stillschweigender  Ermächtigung  (special  or  implied 
]»ower)  hat  er  in  der  'I'at  das  Recht  bei  Versäumnis  rechtzeitiger 
Einlösung  den  Gegenstand  zu  verkaufen,  jedoch  muß  er  über  den 
Ertrag  Rechenschaft  ablegen  (aceount),  und  den  Überschuß  (sur- 
plus)  über  den  Betrag  der  Schuld  und  die  gehabten  notwendigen 
Ausgaben  an  den  Pfandgeber  (i)ledgor)  auszahlen’). 

Obgleich  das  mittelalterliche  Recht  nur  die  Verpfändung  von 
beweglichen  Sachen  mit  Besitz  des  Gläubigers  (pledge,  pawn) 
kennt,  hat  sich  im  modernen  Recht  eine  Form  der  Verpfändung 


')  l'ber  dio  Notwendigkeit  nach  mittclalterlicheui  Recht  einen  Richter- 
spruch einzuhulen,  um  eitlen  Ruchtstitel  perfekt  zu  machen,  siehe  Wigmore, 
Harv.  Law  Review  X,  S.  333  ff. 

Siehe  S.  193  ff.  Die  Härte  des  Verfalls  spiegelt  sich  in  der  nicht- 
juristischen  Literatur  wieder.  Siehe  z.  11.  Thomas  Dekker’s  The  BaUhelars 
Hanquel,  X.  Ü.  1603  (iii  The  Non-Dramatic  Works  of  Thomas  Uekker,  hrsg. 
von  A.  B.  Grossart.  1,  S.  164). 

Robhius,  Law  of  Mortgages.  11,  S.  1460.  1470,  1471;  Fisher, 
Law  of  Mortgago.  5$  20'2,  928.  83i : Will  ianis,  Personal  Property,  S.  .i3,  8.7; 
.Vshburner,  Priuciples  of  Equity.  S.  308.  Nach  dem  heutigen  amerikanischen 
Rechte  kann  der  Pfandgläubiger  pledgee.  pawiieei  ,sue  Ihc  pledgor  person- 
ally  for  bis  debt.  witliout  selling  the  pledge  — a reme.dv  always  open, 
since  Ihe  pledge.  after  all.  fiirnishes  merely  a collateral  Security.  Schoiiler, 
Personal  Property,  S,  521. 
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entwickelt,  wonach  der  Schuldner  im  Hesitze  bleibt,  bis  er  es  ver- 
säumt, seine  Zahlungen  rechtzeitig  zu  leisten.  Diese  Form  der 
Verpfändung  ist  bekannt  als  „mortgiige“  an  beweglichen  Sachen 
fpersonal  property  or  goods)  und  ist  dem  klassischen  mortgage  an 
einem  Grundstück  auf  Grund  einer  Übereignung  unter  Resolutiv- 
bedingung (conditional  feoffment)  sehr  ähnlich.  Bei  einem  solchen 
mortgage  auf  eine  bewegliche  Sache  (personal  chattel)  geht  das 
Eigentumsrecht  sofort  auf  den  Pfandgläubiger  (mortgagee)  über, 
aber  deiTfandgeber  (mortgagor)  bleibt  in  dessen  Besitz  mit  dem 
Rechte  es  zu  einem  festgesetzten  Tennine  wieder  einzulöseu.  Mit 
anderen  Worten,  das  mortgage  auf  eine  bewegliclie  Sache  ist  eine 
l>edingte  Ültereignung,  die  nach  gemeinem  Recht  mit  oder  ohne 
gesiegelte  Urkunde  vorgenommen  werden  kann.  Bei  \'erzug 

des  Schuldners  hat  der  Pfandgläubiger  (mortgagee)  das  Recht, 
davon  Besitz  zu  ergreifen,  und  der  Pfandgeber  (mortgager),  der 
sich  nun  sowohl  seines  Eigentumsrechtes  wie  auch  seines  Besitzes 
begeben  hat,  hat  nach  gemeinem  Recht  (Common  Law)  keine  Rechts- 
mittel zu  seiner  Verfügung,  um  wieder  zu  dem  verplündeten 
Gegenstände  gelangen  zu  können.  Das  Billigkeitsrecht  (Equity) 
jedoch  gibt  ihm  das  Recht,  selbst  nach  Zahlungsversäumnis  am 
Stichtage^sein  <fut  wieder  einzulösen;  dieses  Hecht  (right  in  e(iuity) 
des  Schuldners  erfüllt  also  für  das  mortgage  an  beweglichen 
Sachen  dieselbe  juristische  Funktion,  wie  nach  dem  Billigkeits- 
recht die  Wiedereinlösung  selbst  nach  dem  Verfalltage  (equity  of 
redemption)  bei  mortgcages  auf  Immobilien,  .\bgesehen  vom  Gesetzes- 
recht (apart  froin  Statute)  hat  der  Pfandgläubiger  auch  das  Recht, 
den  Gegen.stand  nach  dem  Stichtage  vom  Billigkeitsgericht  als 
endgiltig  verfallen  erklären  zu  lassen  (right  to  foreclose>.  Der 
Pfandgeber  (mortgagor)  ist  jedoch  an  <len  in  Übereinstimmung 
mit  den  Bedingungen  der  Verjiländungsurkunde  (mortgage  deed) 
rechtmäliig  vorgenommenen  Verkauf  seitens  des  Pfandgläubigers 
(mortgagee)  gebunden,  und  im  Falle  des  Verkaufes  hat  der  Pfand- 
geber nach  dem  Billigkeitsrecht  (Eqnity)  nur  .\ns]»ruch  auf  den 
ClberschuLl  (surplus)  Ober  den  Betrag  der  Schuld  und  die  Kosten. 
Gegenwärtig  sind  die  Bedingungen  Irezüglich  mortgages  an  be- 
weglichen Sachen  in  den  Bills  (d' Sales  Acts  aus  den  .Jahren  1S7S 
und  1H.SO  iiiedergelegt.  Nach  diesen  Gesetzen  müssen  mortgages 
auf  bewegliche  Sachen  zur  Sicherstellung  von  Schuldfoiderungen 
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vorsclirülsmäüig  iiiiitlii'h  eingetragen  werden,  sofern  sie  nicht 
absolut  nichtig  sein  sollen.  Das  mortgage  an  Mobilien  ist  also 
nach  dem  heutigen  Recht  eine  Hypethek  mit  Verkaufsrecht  an  dem 
verpfändeten  < tegenstand '). 


Dritter  Teil. 

Das  Immobiliarpfandrecht. 

Die  Verpfandungen  von  Immobilien  während  des  großen  Zeit- 
abschnittes von  der  nonnannischen  Erol)ernng  bis  ans  Ende  des 
Mittelalters  lassen  sich  in  zwei  große  Klas.sen  einteilcn:  Ver- 
pfandung mit  sofortigem  Hesitz  des  Uläubigers  und  Verpfandung 
mit  Hesitz  des  Schuldners  bis  zu  eventueller  Zahlungsversäumnis*). 

Erster  Abschnitt. 

Pfand  mit  Besitz  des  Gläubigers. 

Die  Verpfandung  mit  sofortigem  Hesitz  des  (iläubigers  nahm 
in  der  angelsächsischen  Zeit,  wie  wir  sclnni  gesehen  haben, 
die  beiden  Hauptformen  von  N'utzi)fand  und  Proprietatspfand  an. 


')  Siehe  llacuii,  .Vbiiilgiiieiit.  til.  Mortgage:  WilliHios.  I’ersonal  l’ni- 
|ierty,  S.  87  tf. : Kobbiiis,  La«  iif  Mortgage.s.  1,  S.  14,  II,  S.  1000,  145U  : 
-Vsliburner,  Princii>les  nf  Kquity,  S.  261,  312. 

Das  Bills  nf  Sale  Act  vom  .lalire  1882  hat  lia.s  keeht  dog  Pfaiidgläii- 
bigers  (mortgage«’).  ileii  ver|(fiimloteii  <}t:g«mstaml  als  verfallen  erklären  zu 
la.s.sen  (right  nf  foreclnsnre),  |irakti,seh  aiiUer  (lebrauch  gesetzt,  indem  es 
dem  l’fnndglinhiger  da^  liecht  verlieh,  den  vi'rpfändeten  tiegenstand  bei 
Zahlungsversäumnis  seitens  des  Schuldners  forlznnehmcn  (seize).  Siehe 
Hobbins,  Law  of  Mnrtgages.  1,  S.  220,  II,  >S.  1000. 

l’bor  das  amerikanische  Kecht  bezngl.  liens,  |dedgi«s  nn«l  mortgages 
auf  bewi’gliche  Sachen  (personal  pruperty)  siehe  Schoiiler,  I’ersonal  l’ro- 
pi’rty,  S.  482 — .i.öit. 

’)  Hie  L'nterseheidnng  zwisclu’n  l’fand  mit  Bi’sitz  des  Gläubigers  und 
Pfand  mit  Besitz  des  Srhuldiiers  ist  in  der  Tat  dieselbe,  wie  sie  der  fiilu- 
cia  oder  dem  pignus  einerseits  nnd  der  liypotlieca  des  römischen  Rechts 
andererseits  (siehe  l>ernhurg.  Pfandrecht,  LS.  1 - 9.Ö).  iler  älteren  .Satzung 
des  deutschen  Hechts  einerseits  unil  der  jfmgcreii  Satzung  andererseits  (siehe 
■Meibom,  Pfaudrecht;  Gierke,  Ueutsches  Privatreiht.  Bd.  II,  S.  S12--826: 
Bru  nne  r,  Grnnilzflgeil.ileutseh.  Reelitsgesch..  8 188  — 191),  dein  en  gagement 
des  französiselien  Heelits  einerseits  nml  iler  Obligation  andererseits  (siehe 
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Diese  beiden  Hauptf'oniien  tauclien  mit  einif;en  Modifikationen  anrii 
in  den  Rechts(|ncllen  naeli  der  Zeit  des  normaimisehen  Einfalles 'i 
auf,  ja  sie  liahen  sich  mit  einigen  weiteren  Modifikationen  bis  auf 
den  heutigen  Tag  erhalten. 

Erstes  Kapitel. 

Das  Nutzpfand. 

Im  Mittelalter  finden  wir  ein  .Nutzungsrecht  oder  eine  Ver- 
pachtung auf  .lahre  (sog.  „beneficial  lca.se“),  wo  keine  Schuld- 

Franken,  Das  IrHiu.  l’faudivubt,  S.  1 — oU:  Viiillel,  lli.stoire  du  ilroh  civil 
francais,  S.  73.‘>  — 748)  r.»  (iriindc  liegt. 

Das  von  Wilhelm  dem  Eroberer  eingefiilirle  Eelinssvstem  war  eine 
Zeitlang  der  freien  Veränilerniig  oder  Ver|ifiindung  von  Land  im  Wege. 
Immerhin  war  es  aber  mriglich,  das  tenenient  mit  Erlaubnis  des  lirnndlicrrn 
Oller  des  Königs  zu  verjifiliiden,  iiml  diese  Erlaubnis  scheint  häufig  urteilt 
worden  zu  sein.  iSchlieUlicIi  wurde  jedoch  durch  das  Statute  oftjuia  Euiii- 
tores  im  .talire  12!MI  die  frcii'  Veräiillerung  von  estates  in  fee  simple  — 
auUer  für  die  lenentes  in  capite  der  Krone  — ermöglicht,  und  hierdurch 
wurde  die  limnobiliarverpländiing  mehr  gebräuchiieli.  Siehe  ('liisenhale- 
M arsli.Doinesdaj  Boot  relating  to Essex,  f. OI.Vlll : Hegister,  orüolls,  of  Walter 
firar,  Lord  .\rehbishop  of  York  ,'Surtecs  Societv),  S.  228:  llalmuta  Prio- 
ratus  Dnnelmensis.  Preface,  S.  Xl.X:  Powell.  Law  of  Mortgages,  .S.  3,  4: 
t'oote.  Law  of  Mortgage,  1.  .\ull..  S.  4—7;  Jones.  Law  of  Mortgages, 
S.  ö.  Yergl.  Pollock  and  .Mail  land.  Historv  of  English  Law,  1,  S.  329 — 349. 
Es  scheint  jedoch,  wie  wir  an  mehreren  Stellen  der  vorliegenden  Arbeit 
gezeigt  haben,  datl  die  linmobiliarverpländung,  entweder  durch  sofortige 
l’ebergabe  des  Hesitzes  an  den  liläubiger  oder  durch  Hvpotbek,  vor  der 
Annahme  der  (juia  Emptorcs  doch  häutiger  vorgekonimen  ist,  als  von  den 
Schriftstellern  über  Pfandrecht  oft  angenommen  wird. 

Obwohl  nach  dem  Wortlaut  der  Erkunde,  die  Hypothek  zuweilen  eine 
Oeneral-Hypothek  zu  sein  scheint,  so  handelt  es  sich  hier  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  doch  nur  um  eine  Hypothek  auf  da.s  Land,  nicht  aber 
auch  auf  das  .Mobiliar.  Siehe  unsere  späteren  .Ausführungen. 

Uber  die  Verpfändung  der  Normandie  durch  den  Herzog  Robert  an 
.seinen  liruder  William  Uiifus.  König  von  England,  siehe  Hrady,  Historv  of 
England,  S.  XXX,  223:  Oardiner,  Historv  of  England.  1,  S.  121.  Über 
die  Verpfändung  von  ,\<juitaine  und  .seiner  übrigen  Länder  durch  Wilhelm 
Herzog  von  Poietou  an  Wilhelm  liutüs,  siehe  Hrady,  a.  a.  O.,  S.  224,  B.  C. 
Siehe  auch  Hrady,  a.  a.  O.,  S.  221,  .Amu.  (e).  Betrelfs  der  Verpfändung 
einer  Stadt  an  König  Henry  siehe  Select  t'ivil  Pleas  (Seid.  Soe.j,  S.  18. 

')  Eine  Zeitlang  nach  der  Eroberung  konnte  die  Verpfändung,  welche 
Form  sie  auch  annehmen  mochte,  ohne  .Aufstellung  irgend  einer  Erkunde 
vorgcnommeii  werden.  Siehe  Pollock  and  .Maitland.  a.  a.  o.,  ||,  S.  123. 
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f'orderuug  den  Akt  der  Ver|iacht\ing  an  «lenjenigen,  der  das  (ield 
an  den  Verpäeliter  (lessor)  bezahlt  hat,  ftherdanert.  Zu  dieser 
Zeit  existieren  auch  zwei  Fonnen  von  Xutzpfand  z\ir  Sicherstelluns: 
einer  Fordenini;,  niinilich  vivum  v ad i um  (Totsatzung i und  mor- 
tuum  vadium  (Zinssatzung),  mit  deren  Details,  besonders  im 
zwölften  und  <lreizehnten  .lahrhundert,  wir  uns  bald  belassen 
werden  '). 

I.  Ver|iachtung  oder  Nutzungsrecht  auf  .lahre 
(sog.  beneficial  lease). 

Das  sog.  beneticial  lease  ist  ein  Pachtverhältnis  auf  Jahre 
hei  dem  tler  Pächter  nach  Vorwegzahlung  der  gesamten  Pacht- 
summe den  Pachtbesitz  nl)ernimmt.  Ini  zwölften  und  dreizehnten 
.lahrhundert  dient  diese  Verpachtungsform  zwei  wichtigen  Zwecken: 
sie  verschallt  dem  Verpächter  (lesson  bares  Geld  und  bietet  gleich- 
zeitig die  Möglichkeit  der  Investierung  von  Kapital  mit  der  .Vus- 
sicht  für  den  Pächter  i lessee),  durch  die  Erträge  des  Eandes  wieder 
zu  .seinem  Gehle  nebst  Zinsen  zu  gelangen*). 

In  ilu-em  Werke  „'fhe  Historv  of  Knglish  Eaw“'‘’i  haben  Pollock 
und  Maitland  bereits  auf  die  Tatsache  hingewiesen,  daU  es  in  den 
(Quellen  des  englischen  mittelalterlichen  Rechts  oft  äuUerst  schwer 
ist,  zwischen  dem  „gage  for  years“  und  dem  „beneticial  lease-  zu 
unterscheiden.  Heide  Transaktionen  haben  fast  denselben  Zweck, 
nämlich  die  Wiedererlangung  einer  Summe  Geldes,  welche  jemand 
einer  anderen  Person  zur  Verwendung  übergeben  hat.  Das  „bene- 
ticial lease-  ist  jedoch  keine  Verpfändung  im  Sinne  der  Sicher- 
stellung einer  Forderung,  denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um 
eine  Schuht  Der  Pächter  kann  sich  zur  Wiedererlangung  seines 
Gehles  nur  an  die  Erträge  des  tandes  während  der  Pachtzeit, 
in  keinem  Falle  aber  an  den  Ver]iächter  .selbst  halten. 

.\ul.ler  dali  es  demselben  ökonomischen  Zwecke  dient  wie 
eine  Verpfändung  auf  .lahre,  nämlich  der  sicheren  Rückkehr  der 
gezahlten  Summe  nebst  Zinsen,  hat  das  beneficial  lea.se  folgenden 
groHen  Vorteil  über  die  Verptandung  auf  Jahre.  Dem  Pächter 
kann  nicht  Wucher  (usurv)  zum  Vorwurf  gemacht  werden,  da 

')  Siehe  uiiteii  S.  i’04  11'. 

••>)  Polliiek  and  Maitland.  a.  a.  ()..  II.  S.  111.  112.  117.  121.  122. 

■>)  »and  It  .S.  117,  121.  122. 
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eine  Schuld  nicht  vorlicift ' i;  und  gcrnde  zu  der  Zeit,  wo  die  lien- 
cfidal  lease  am  meisten  zur  Anwendung  kommt,  wird  viel  Aber 
die  Sfinde  des  Wuchers  gesprochen  und  das  Vermögen  (goods) 
des  Wucherers,  der  in  der  Sünde  stirbt,  verfällt  dem  König-). 
Die  Beliebtheit  einer  Transaktion,  welche  alle  Vorteile,  aber  keine 
der  Härten,  welche  die  Verpfändung  auf  .Jahre  mit  sich  bringt, 
in  .sich  schließt,  ist  daher  leicht  zu  verstehen. 

Während  der  Pachtzeit  hat  der  Pächter  natürlich  Anspruch 
auf  den  den  Pächtern  (lessees,  tennors)  zu.stehenden  possessorischen 
Schutz  •*). 

Nach  Ablauf  der  Pachtzeit  geht  das  Land  wieder  auf  den 
Verpachter  über'). 

II.  Totsatzung  (vivum  vadium)  und  Zinssatzung 
(mortuum  vadium). 

Das  Nutzpfand  wird  geschaflen  auf  (irund  des  Vertrages 
zwischen  den  l’arteien  und  durch  Übergabe  des  Besitzes  an  den 
Pfandgläuhiger  unter  den  Bedingungen  des  Vertrages.  Das  Pfand 
wird  zur  Sicherstellung  einer  Schuldforderung  gegeben,  welche 
mit  Hilfe  der  Klage  action  of  deht  eingetriehen  werden  kann  ^) 

Es  gibt  zwei  Hauptformen  des  .Nutz])ländes;  welche  Fonn 
jeweilig  in  Betracht  kommt,  hängt  von  der  Verwendung  ab,  welche 
die  eingezogenen  Kenten  und  Erträge  seitens  des  Pfandgläubigers 
finden,  während  der  Zeit,  wo  sich  das  Land  in  seinen  Händen 
befindet.  Die  Parteien  können  bestimmen,  dali  die  von  dem 
Pfandgläubiger  einzuziehenden  Kenten  und  Erträge  zur  Kürzung 
des  Schuldbetrages  selbst  verwendet  werden  sollen  oder  nicht. 
Das Rechtsgeschätt  i.st  ein  vivum  vadium (Totsatzung)®),  w-enn  die 
Renten  und  Flrträge  zur  Tilgung  der  Schuld  benutzt  werden;  es 
wird  mortuum  vadium  (ewige  Satzung)  genannt,  wenn  die 


')  l’ullock  aiiil  Maitliiiitl.  a.  a.  ().,  II.  S.  122.  Vcrgl.  Oierkc, 
I•(‘llt8ches  l’rivatri'clit,  IM.  II,  S.  7.Ö4. 

’)  Sielio  unten  S.  205,  2IMI. 

’)  Siehe  unsere  obige  Bespri’cliung  iler  l!i'elite  iles  teriiior  im  •■iig- 
lisehen  mittelalterlichen  Beeilt. 

')  Siche  unsere  früheren  .kusführuiigen. 

■''j  Siehe  unsere  späteren  .Vusführumren. 

'V  Uetrell's  iles  .Vusilrueks  vivum  Tailiiim  siehe  iiiiton  ,S.  2<Mitl'. 
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Renten  und  Erträge  nicht  zur  Tilgung  der  Schuld  selbst  dienen, 
sondern  :in  Stelle  der  Zinsen  vom  (Jläubiger  verwendet  werden“). 

Während  des  Restehens  des  Pfund  Verhältnisses  pflegt  man  zu 
s:meu.  dali  der  Pfandgläuhiger  die  seisina  des  Landes  hat;  aber 
die.se  sogeiianute  seisina  entbehrt  gegenüber  dem  Pfandschuldner 
selbst  oder  gegenüber  dritten  Personen  jedes  rechtlichen  Schutzes  *). 

Heide,  sowohl  das  vivum  vadium,  wie  das  mortuum 
vadium,  scheinen  vom  Königsgeri(dit  als  rechtsgültiges  (leschätt 
aiigesidien  zu  werden*).  .Vber  durch  das  Eingehen  eines  mortuum 
vadium  Vertrages  begeht  <h‘r  (ilänbiger  eine  Sünde,  denn  dieses 
(Jeschäft  ist  eine  .Art  Wucher;  und  wenn  der  Uläubiger  vor  Ab- 
hiuf  des  Vertniges  stirbt,  so  stirbt  er  in  seiner  Sünde  und  sein 

')  (iliiiivill,  X,  (i:  tteiii  <|ii»i»t<>i|iii.  invHiliatur  res  idi(|iia  in  iiiortiin 
vadiip,  i|namlnqiie  non.  Mnrtnnn)  vadinni  ilieitiir  illnd  cnjus  frnetus  vi'l 
reilditn.s  inlerini  |)erec|iti  in  nnllo  so  aeqniutanl.  lilanvill.  X,  8:  täini 
vero  res  inininbilis  ponitnr  in  vadium,  ita  qimd  indu  facta  fiicrit  seisina 
ipsi  creilitori,  id  ad  tcrininnin : ant  ita  convenit  inter  creditoreni  et  dehi- 
toreiii  i|iiod  exitns  et  redditns  interim  se  acqnietant,  ant  sic  qnud  in  nnllo 
,se  ac<|uietant.  I’rima  convenlio  jnsta  est  et  tenet:  secunda  injnsta  esl,  et 
inlionesta,  qnae  dicitiir  mortuum  vadium;  sed  per  Curiaui  domini  llcgis 
non  prohibctiir  fieri,  ct  tarnen  repntat  eani  pr»  specie  l’surae.  t'nde  si 
ipiis  in  tali  vadio  decesserit,  et  post  mortem  ejus  hoc  fm-rit  probatum,  de 
rehns  ejus  non  aliter  dispunetnr  quam  de  rebus  usurarii.  Caetera  serventnr, 
nt  prius  lie  vadiis  in  rebus  mobilibus  eonsistontibus  dictum  est. 

Kas  euglische  vivum  vadinni  entspricht  daher  der  deutschen  Tot- 
saUnng  und  das  englische  mortnnin  vadium  der  deutschen  /inssatznng. 

Siehe  unsere  späteren  .änsfiihrungen.  .lones,  Law  of  Mortgages,  S.  l, 
sagt:  .The  mortuum  vadium  was  the  desigimtion  of  a plodge  of  laud  of 
which  the  inortgagee  did  not  necessarily  reccive  the  possession,  or  have  the  rents 
und  prolits  in  reduction  of  the  deuiand.  In  the  time  of  Glanville  this  form  of 
securitv  was  looked  upou  with  niiich  disfavor  as  a species  of  usurv.“  Chaplin, 
a.  a.  O.,  IV,  S.  (j,  7,  behauptet  ebenfalls.  dalJ  das  vadium  der  Zeit  Glan- 
vills  und  Bractons  entweder  ein  solches  mit  Be.sitz  des  Gläubigers  oder 
ein  solches  mit  Besitz,  des  Schuldners  sein  konnte.  Diese  .\nsicht  betreffs 
Besitz  scheint  unrichtig  zu  sein.  Wie  wir  an  anderer  Stelle  gezeigt  haben, 
scheint  der  l'fandgläubiger  iin  Falle  des  Glanviirscheu  mortuum  vadium 
und  vivum  vadium  stets  seisina  nt  de  vadio  zn  haben. 

*)  Glanvill  sagt  dies  ausdrncklich  im  Falle  des  vivum  vadium  und 
sein  Satz,  der  mit  Caetera  beginnt,  scheint  zu  bedeuten,  dal!  das  mortuum 
vadium  ebenfalls  als  rechtsgültig  anziuschen  ist.  Siche  Glanvill,  X,  8 
wörtlich  angeführt  in  .\nm.  1 oben  : Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.. 

II.  S.  Il!l.  .\nm.  Yergl.  ilie  Ansichl  von  Philipps  unten  .8.  oOli,  Anm.  I. 
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WrmOj'en  (fliattpls)  verfallt  dpin  Kfini^.  Stirl)t  ar  Jeitodi  Tiiclit. 
bevor  der  Vertrag  abgelaulen  ist,  so  wird  die  Kinlialtung  der  Be- 
stiimniingen  des  letzteren  vom  Königsgericlite  erzwungen  (enl'or(;e(i  t, 
denn  obgleieli  Wucher  als  Sflnde  angesehen  wird,  so  .scheint  er 
doch  seihst  dem  ('hristen  nicht  ausdrücklich  verboten  zu  sein  und 
für  den  .luden  ist  es  an  und  für  sich  keine  Sflnde,  Zinsen  zu 
nehmen.  Wie  es  scheint,  ist  die  gebräuchlichste  Form  des  Pfand- 
vertrages .sowadil  für  Christen  wie  für  .Juden  das  mortuum  vadi- 
um. trotz  des  ihm  anhaltendtm  Charakters  der  Sündhaftigkeit'}. 
.Jedoch  auch  das  vivum  vavium  ist  in  der  Praxis  nicht  un- 
bekannt, denn  selbst  ein  .Jude  litUt  sich  manchmal  dazu  herl)ei, 
Kechnung  über  die  Verwendung  der  Frtrilgi?  zur  Tilgung  der 
Schuld  abzulegen''). 

Die  Worte  mortuum  uml  va<liuni  in  ihrer  .\nwemlung  auf 
das  Pfand  sind  in  der  liiteratur  des  Pfandrechts  zum  iJegenstand 
eingehender  Enirterungen  geworden.  Nach  (llanvill  liegt  der 
Zustanil  des  ,Totseins“  beim  mortuum  vadium  in  dem  Faktum, 
dali  ilii‘  Renten  und  Erträge,  welche  das  ver|danilete  ({rundstück 
abwirft,  die  Schuld  nicht  verringi'rn,  währenil  der  ZustamI  des 
„licliendigseins“  des  V i vum  vadium  darin  liegt,  dal.1  die  Erträge 
aus  dem  Pfandobjekt  die  Schuld  tilgen'').  Littletuiis  Erklärung 
lies  .Vusdnii’ks  mortuum  vadium  oder  mortgage  weicht  noch 
iminei'  von  der  .\uslegung  der  Worte  mortuum  vadium  1>ei 

',)  Sirbc<itniivitt,  X.  8:  .Iniius.  a.  a.  0.,  S.  4:  l*nl lock  amt  Ma il  tarnt, 
a.  a.  O..  tl,  S,  litt;  (itassnii,  Histnire  ilii  ilniil  et  des  institiitioiis  il'.kiigle- 
terre,  11,  .8.  illü.  .Ha.  I’lulti|is.  Kiiv’lisclie  lfeieti.<-  und  Keelitsge.schiclite. 
II.  S.  J37,  sagt  bei  ltes|ireeliuiig  des  l!  la ii  v i I Csetieii  iiio r t u iiiii  vadium: 

. . . . dies  galt  für  ein  unerlaubti's  uml  ungezieuieudi'S  liescliäft.  auf  welches 
die  Hegeln  von  der  iisuraria  jiravitas  unbedingt  ihre  .Vnwendung  fanden: 
erlaubt  war  datier  ilie  Verpfäuduiig  von  lirundstürken  nur  für  den  Kall, 
wo  dem  .Schuldner  die  Krüelite  zu  (lute  kamen.“  Siehe  aueli  l'li i 1 1 i|i.<, 
a.  a.  <).,  II.  >S.  23f).  231.  (.Ter  die  <ie.se.hiehte  des  Wucliers  in  K.ngland 
siehe  l’lowdeii,  I.aw  iif  rsury  and  .\nnuilies:  Turner,  t'onlract  of  l’awn. 
S.  4—7.  Kr.st  nacli  .Annahme  des  Statute  37  Henry  Vlll.  wurden  liar- 
leliCU  gegen  Zinsen  als  rechtsgültige  llesehäfte  angesehen,  t'onte.  I.aw  of 
Mortgage,  1.  .Aull..  .8.  6,  .Anm.  (h). 

’)  Siehe  Madox,  Koruiularc.  No.  t'XI.II:  l'olloek  and  Maitiaiid. 
a.  a.  tl..  II.  8.  litt.  Anin.  4.  Vergl.  Round.  Aneient  Charters,  No,  .rli. 

")  tiilanvill.  X.  ,S.  Itei  Keaumanoir  linden  wir  dieselbe  .Auslegung 
(siehe  e.  i'.S.  ^ 11'.  Vergl.  Somuia,  8.  .'il.  ■27!i. 
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(flanvill  im  .lahrhundei-t  ab.  Littb'ton  sagt,  dati  das 

Land,  wenn  die  Schuld  nicht  bezahlt  wird,  für  den  Schuldner  tot 
ist,  wiUirend,  wenn  die  Schuld  bezahlt  wird,  das  Land  für  den 
(ililubiger  tot  ist'). 

Hei  seiner  .Auslegung  des  mortuuni  und  vivuin  hat 
tflanvill  im  zwölften  .lahrhnndert  nur  die  Verwendung,  welche  die 
Fruchte  finden,  im  .Auge.  .Je  nachdem,  ob  die  Früchte  des  Ijundes 
ilie  Schuld  reduzieren  oder  nicht,  ist  das  Land  für  den  Schuldner 
lebetid  (vivnin)  oder  tot  (mortuuni).  .Auf  der  anderen  Seite 
hat  Littleton  liei  .seiner  .Auslegung  des  mortuuni  vadium  oder 
luortgage  seiner  Zeit  beides,  die  Verwendung  der  Früchte  und 
den  Vert'all  des  Landes  selbst  im  .Auge.  Wenn  das  verpfändete 
Land  nicht  eingelö.st  wird,  so  verfällt  es  dem  (ilänbiger  und  ist 
somit  tot  (mortuuni,  niort)  für  den  Schuldner;  wird  das  l.and 
aber  eingelöst,  so  geht  der  Besitz  auf  den  Schuldner  zurück  und 
.sowidil  die  Früchte,  wie  das  Land  selbst  sind  dann  tot  für  den 
tiläubiger*). 

' lättlftoii.  § :!;5g. 

- (loke,  bei  Kiuiiiiicnticrung  von  l.iutrton,  § (Ooke  über 

I.iUltitnii,  ..Mortstaife'  i.<  (loriveil  [(’itieruiiK  <jlan  vills,  lib.  10,  eu|>. 

t:8  amt  lib.  10  0811.  i(>,  27),  of  two  h'reiieli  wurds,  viz.  iiiort,  Ibat  is  mortuuni. 
and  gage,  tbnt  is  radinni.  or  pignns.  .\nd  it  is  lalled  in  batine  mortuuni 
vadium,  or  morgngiiim.  Now  it  is  called  lierc  iiinrtgage  or  mortuuni 
vadium,  botb  for  the  leasoii  here  ex|ire.s3ed  bv  I.iltletoii,  as  also  to  distiiig- 
iiisli  it  froni  that  whicb  is  callcd  viviim  vadium.  Vivum  vadium 
dicitiir  vadium,  i|iiia  nuiii|uuiii  moritiir  e.\  aliquä  partc  (|iind  e.x 
suis  proventiibiis  aci|  ii  i ra  t ii  r.  .As  if  a man  borrnw  a biiiidred  pouiids 
of  anotber,  and  maketb  an  eslate  of  laiids  iiiilo  bim,  iintill  bc  liatb  rcccived 
the  said  siiiii  ot  the  i.ssues  and  the  protits  of  the  land.  so  as  in  this  case 
ncither  nioney  iior  land  dieth,  or  is  lost,  (whereof  I. ittleton  hath  spokeii 
[t’oko  bezieht  sieh  hier  auf  I.itt  letoii,  §327]  before  in  this  (’bapter)  and 
therefore  it  is  called  vivum  vadium." 

Soviel  wirersehen,  bezieht  sich  die  Diskussion  in  der  späteren  l!erht.s- 
literatur  über  das  v i v ii  in  v ad  i ii  in  und  mortuum  vadium  als  Niitzuiigs- 
pfänder,  wo  .iieither  nioiiey  nor  land  dieth  or  is  lost"  meist  auf  diesen 
Passus  bei  Ooke.  Siehe  z.  It.  (’ootc,  4.  .Aull.  I.  c.  II:  l’arter,  Lex  A'adi- 
oriim,  S.  1;  l’owell.  Law  of  Mortgages,  S.  1 — 4:  Fisher,  Law  of  Alort- 
gage,  S.  .7:  Kobbins,  Law  of  Mortgages,  l.  S.  2,  3.  A’ergl.  aber  liceves. 
a.  H.  0.,  1,  S.  211,  212,  der  der  .Ansicht  zu  .sein  scheint,  daß  das  (ilanv  ill  - 
sehe  Pfand  ein  A'erfallspfand  war  und  der  in  der  Tat  anzudeutcii  scheint, 
daß  das  Ii  I a II V il  l'sehe  uiortiinm  vinliiini  und  das  I.  i 1 1 1 etoirsrhe  iiiort- 
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Obgleich  es  richtig  sein  mag,  daß  das  Olanvillsche  Pfand, 
wie  allgemein  angenommen  wird,  infolge  der  Weigerung  de.s 
Königsgerichtes,  die  sog.  „seisina“  des  Pfandgläubigers  zu 
schützen,  .schnell  außer  l}ebraueh  kam  '),  möchten  wir  hier  doch 
kurz  andeuten,  daß  die  leitenden  Grundsätze  das  Glanvillschen 
reinen  Nutzuiigspfandes,  das  vivum  vadium  (Tntsatzung)  und 
mortuum  vadium  (Zinssatzung),  trotzdem  durch  die  .Jahrhunderte 
bis  auf  unsere  Zeit  sich  erhalten  haben. 

Coke  stellt  das  vivum  vadium  seiner  Zeit  als  eine  Konti  der 
Verpfändung  hin,  die  zu  vergleichen  i.st  mit  dem  mortnum 
vadium  oder  mortgage  bei  Littletou.  „.\s  if“,  sagt  Coke,  „a 
man  boiTow  a hundred  jiounds  of  another,  and  maketh  an  estate 
of  lands  unto  him,  untill  he  hath  received  the  said  sum  of  the 
issues  and  the  profits  of  the  land,  so  as  in  this  ca.se  neither  money 
nor  land  dieth,  nor  ns  lost,  ....  and  therefore  it  is  called 
vivum  vadium.“  Bei  solcher  Form  der  Verpfändung  gibt  es 
keinen  Verfall,  denn  sobald  die  Si'hnld  aus  der  Welt  geschafft  ist, 
geht  ilas  Grundstück  wieder  in  die  Hände  des  Schuldners  über. 
Nach  den  Worten  Hlackstones  ist  diese  Form  der  Verpfändung 

gasic,  kombinierte  (lescbSfte.  Niitzpfaml  plus  Siibstanzpfand  (VerfallspfamI) 
«cweseii  sind.  Ks  ist  jedoeb  von  Wichtigkeit,  zu  berücksicbtigeii.  daU 
Littletnn  in  seinem  §327,  wo  nach  t'okc  vom  vivum  vadium  die  Jtede 
sein  soll,  überhaupt  nicht  von  einer  Verpfändnngsforni  spricht.  Ks  handelt 
sich  hier  vielmehr  um  Pfändung  für  rückständige  Heute,  wo  der  ,\nspruch 
auf  die  letztere  aus  den  Krträgen  des  l.aiides  befriedigt  wird.  Po»  eil. 
a.a.O.,  S.  1—4, sagt,  ilati  das  mo  rt  iiii  in  v adi  u ni  und  das  vivum  vadium 
tilaiivills  aus  dem  lic^wohnheitsrecht  iler  Xormannen  übernonimeu  worden  zu 
sein  scheinen  und  identifiziert  olTenbar  diese  zwei  Formen  (ilanvills  mit  dem 
ino rt  1111  m vadium  (mortgage)  und  dem  vivum  vadiu m L itt letons  und 
•'okes.  Vergl.  Powclls  .knsicht,  dati  das  englische  klassische  .mort- 
gage- aus  dem  römischen  Hecht  fiheniommcn  wurde.  .lones,  a.a.O.,  .s.  4, 
scheint  das  niort  n um  vad  iuin  (m  ortg  age)  I.ittletons  in  gewisser  Hinsicht 
als  dieselbe  Verpfändungsform  wie  das  (!  lan  v il  l'.sche  mortnum  vadium 
zu  betrachten,  obgleich  es  in  der  späteren  Zeit  ein  .conditional  estate-  ge- 
worden war.  Crabb,  Hist.  Kng.  l,aw,  S.  .371,  identifiziert  die  beiden  Forimui 
ohne  irgcnil  einen  Fnterschied  festzuslellen.  Vergl.  aiicli  Spence,  Kquitable 
.lurisdiction,  I,  S.  l.'i.'l,  fdXf,  fiOl.  Fisher,  a.  a.  <).,  S.  .\nm.,  ist  ohne 
Zweifel  im  Irrtum,  wenn  er  das  mortuum  vadium  tilaiivills  mit  dem 
vivum  vadium  Cokes  identifiziert. 

■)  Siehe  das  unten  .\usgeführte:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O., 

II.  S.  120. 
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ein  „estate  conditinned  tn  he  void,  as  soon  as  such  sum  is 
raised“ '). 

Gewisse  Formen  des  späteren  vivum  vadium  ähneln  mehr 
der  anticlirese,  wo  die  Früchte  sowolil  zur  Tilgung  der  Schuld 
als  auch  zur  Zahlung  der  Zinsen  verwendet  werden.  So  z.  II. 
wo  ein  Besitztum  ("estate)  an  den  Gläubiger  und  seine  Erben 
(estate  in  fee)  oder  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  auf  den 
Gläubiger  alleinj  (long  tenn  of  years)  übertragen  wird  und 
das  Land  im  Besitze  des  Gläubigers  bleibt,  bis  .sowohl  Schuld 
wie  Zinsen  aus  den  Renten  und  Frträgen  (rents  and  protits)  ge- 
tilgt sind*).  Eine  zweite  Form  der  Sicherheit  besteht  darin,  daß 
das  Land  auf  den  Gläubiger  auf  eine  kürzere  Reihe  von  Jahren 
(short  term  of  years)  übertragen  wird  (demised)  und  der  Gläubiger 
während  dieser  Zeit  die  Kenten  und  alle  Erträge  zur  vollen 
Befriedigung  seiner  Forderung,  und  zwar  sowohl  Schuld  als 
Zinsen,  verwenden  kann.  Im  letzteren  Falle  enthält  der  Vertrag 
den  Vorbehalt,  daß  das  Land  durch  Zahlung  der  noch  rück- 
ständigen Schuld  und  Zin.sen  zu  jeder  Zeit  während  der  Über- 
lassungsperiode eingelöst  werden  kann.  Am  Ende  der  Über- 
lassungsperiode geht  das  Land,  nunmehr  von  jeder  Schuld  voll- 
ständig entlastet,  wieder  auf  den  Schuldner  über.  Die  Renten 
und  sonstigen  Erträge  haben  die  Schuld  getötet*).  Diese  beiden 
Formen  der  Sicherheitsstellung  werden  genannt:  „securities  in 
the  nature  of  Welsh  mortgages“  *). 

Die.se  Verpländungen,  Itei  denen  die  Rente  und  sonstigen 
Erträge  beides,  Schuld  und  Zinsen  n'duzieren,  sind  von  Lord 
Hardwicke  mit  „estates  by  elegit“  verglichen  worden.  In  beiden 
Fällen  endigt  das  Besitzrecht  (estate)  seitens  des  Gläubigers,  sobabl 
Schuld  und  Zinsen  getilgt  sind,  und  der  Schuldner  kann  dann 
die  Besitzklage  (Ejectmenti  erheben,  ausgenonimen  er  wartet  .so- 

')  Ccike  über  Littleton,  20.")a;  ßlackstonc,  II,  e.  10,  § III.  Siehe 
Fliiitoff,  lutroduction  to  Conveyanciiig,  8.2:54.  Pollock.  Land  Laws,  S.  132, 
idcntitiziert  das  vivum  vadium  (vifgag'e)  mit  dem  .Wel.sli  mortgage." 

Robbiiia,  Law  i>f  Mortgages.  I,  S.  2(5. 

>)  Robbiiis.  8.  a.  0..  I,  S.  2fi. 

*)  Siehe  Robbina,  a.  a.  (>.,  I,  S.  2H,  27,  wo  die  Krörterung  einer 
weiteren  Form  dieser  .trt  von  Sicherheit  zn  Knden  i.st.  ItetrcITs  de.s  eigent- 
lichen , Wel.sli  mortgage"  siehe  unten  S.  211. 

HszelUae,  Kn^Uscbes  Pfandrechl  14 
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lange,  bis  die  Klage  verjährt  ist  (barred  by  Statute  of  Limitations). 
Auch  kann  der  Schuldner  in  beiden  Fällen  den  Gläubiger  nach 
Billigkeitsrecht  (Equity)  zur  Kechnungsableguiig  (account)  zwingen '). 

Nicht  nur  bei  „estates  by  elegit“  finden  wir  das  Prinzij), 
daß  das  Hypothekenrecht  (lien),  welches  durch  Beurkundung, 
Siegelung  und  Protokollierung  eines  an  amtlicher  Stelle  abgegebenen 
Schuldanerkenntnisses  entsteht,  bei  Zahlungsversäumnis  seitens  des 
Schuldners  dadurch  geltend  gemacht  werden  kann,  daß  dem 
Gläubiger  der  Besitz  und  dadurch  ein  Besitzrecht  in  Form  eines 
vivum  vadium  (estate  in  the  nature  of  vivum  vadium)  über- 
tragen wird,  sondern  wir  finden  es  auch  bei  sogenannten  „Statutes“ 
or  „recognizances“,  z.  B.  bei  den  sog.  „Statutes  merchant“  und 
„Statutes  staple“;  der  Gläubiger  behält  hier  das  Land,  bis  die 
Schuld  und  die  Zinsen  mit  Hilfe  der  Renten  und  Erträge  getilgt 
sind.  Das  Hypothekenrecht  zur  Sicherstellung  von  Forderungen 
jüdischer  Gläubiger  (sog.  „Jewish  gage“)  kann  ebenfalls  auf  Grund 
des  Prinzipes  des  vivum  vadium  geltend  gemacht  werden*). 

Wiederum  kann  eine  Belehnung  ( feotVment)  in  der  Weise  vor- 
genommen werden,  daß  sich  der  Belelmer  (feoffor)  eine  gewis.se 
Rente  vorbehält  mit  der  Bedingung,  daß  wenn  ilie  Rente  nicht 
pünktlich  bezahlt  wird,  er  und  seine  Erben  von  dem  Grundstfick 
Besitz  ergreifen  (enter)  und  das  Land  einbehalten  können,  bis  die 
Rentschuld  durch  die  Erträge  getilgt  oder  von  dem  Belehnten 
(feoffee)  in  bar  bezahlt  worden  ist.  Die  Bela.stiing  (elnirgei  ent- 
steht durch  die  Rente,  indem  durch  den  Vorbehalt  derselben  das 
Land  bela.stet  wird  (chargcd);  auch  liier  wird  ila.s  Recht  des  Be- 
lehnten auf  Grund  de.s.selbeu  l’rinzipes  (vivum  vadium)  geltend 
gemacht*).  Wie  wir  später  sehen  werden,  ist  cs  eins  der  grund- 
legenden Prinzipien  des  englischen  mittelalterlichen  Hyiiofheken- 
wesens,  daß  das  Recht  des  Hypothekars  in  gewissen  Fällen  durch 
das  vivum  vadium  geltend  gemacht  werden  kann,  und  dies  ent- 
spricht in  Wirklichkeit  einer  Hypothek  auf  die  Rente  und  Land- 
produkte. Bei  Betrachtung  der  Hypothek  und  Geltendmachung 
der  damit  verbundenen  Reidite  ersehen  wir,  daß  es  sich  in  diesen 

')  Kobbilis,  a.  ii.  ().,  I.  S.  'J7,  l ber  .eslale.s  by  elegit'  siehe  misore 
spiUereii  Ausführungen. 

*)  Siehe  da.s  spätere  .Ausgofnhrte. 

*)  I. ittleton,  §327:  l'nke  über  Liltleten.  202b.  2U.'ta. 
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Fällen  gerade  so  gut  um  ein  Nutzpfand  handelt,  wie  bei  der 
Form  des  Nntzpfandes.  wo  der  Besitz  sofort  auf  den  Gläubiger 
übergeht  '•). 

Fernerhin  sollte  berücksichtigt  werden,  dali  nach  Billigkeits- 
recht (Kciuity.)  «las  „equity  of  redemptiun“  dem  I’fandgeber  gestattet, 
bei  einem  mortgage  durch  resolutiv  bedingte  Übereignung  (sog. 
„classicai  English  mortgage“)  nach  Zahlung  seiner  gesamten 
Schuld  nebst  Zinsen  den  im  Besitz  des  Grundstücks  befindlichen 
Ffaiidglaubiger  (mortgagee  in  possession)  aufzufordern,  den  Besitz 
zurückzuerstatten  und  über  die  eingezogenen  Renten  und  sonstigen 
Erträge  Rechnung  abzulegen,  „thereby“,  in  den  Worten  Black- 
stones, „turning  the  mortuum  into  a kind  of  vivum  vadium'^. 

Das  Prinzip  des  mortuum  vadium  lallt  sich  auch  in  dem 
späteren  Rechte  nachweisen.  Es  findet  sich  in  dem  klassischen 
mortgage  Littletons^)  und  ist  gleicherweise  n.achweisbar  in  Fällen 
der  Geltendmachung  des  durch  die  Belastung  des  Grundstückes 
mit  der  Rente  entstandenen  Rechtes*).  Das  hauptsächlichste 
Beispiel  aber  ist  das  sog.  „Welsh  mortgage“,  eine  Fonn  der 
Sicherheit,  die  derjenigen  des  mortuum  vadium  Glanvills  sehr 
nahekomjnt*). 

Dieses  „Welsh  mortgage“  besteht  in  der  Übertragung  eines 
Besitzrechtes  (estate),  welches  jederzeit  wieder  eingelöst  werden 
kann  nach  'IMlgung  der  Schuld,  aber  idine  Zahlung  von  Zinsen. 
.\n  Stelle  der  letzteren  veiavendet  der  (Däubiger  bis  zur  erfolgten 
Einlö.sung  die  Renten  und  Erträge  für  sich,  ohne  hierüber  irgend- 
wie zur  Rechnungsablegung  verptlichtet  zu  sein.  Ein  Verfall  ist 
hier  gänzli(di  ausgeschlossen“). 

Dieses  „Welsh  mortgage“  und  die  „sec.urities  in  the  nature 
of  Welsh  mortgages“  haben  gewisse  charakteristische  Grundzüge 
gemein.  Der  Gläubiger  kann  die  Einlösung  ('redemption)  nicht 
erzwingen  und  hat  auch  kein  Retdit,  das  Grundstück  gerichtlich 


')  Siehe  unsere  Ausführungen  unten  ini  zweiten  Ruch. 

*)  Rlackstonc,  II,  c.  10,  §III.  Siehe  mn-h  unsere  späteren  Ausführungen. 
’)  Siehe  unsere  späteren  Ausführungen. 

*)  Siehe  eben  S.  210,  .Amu.  3. 

*)  Vergl.  üben  S.  200,  Anm.  1.  Siehe  auch  J iiues,  Law  of  Mortgages,  S.  3. 
“)  Robb  ins,  a.  a.  <).  S.  ‘2,  2ti. 

14' 
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als  verfallen  erklären  zu  lassen  (foreclosure) ').  Auf  der  andern 
Seite  kann  der  Schuldner  zu  jeder  beliebigen  Zeit  die  Einlösung 
bevrirken.  Ein  Verfall  ist  daher  bei  diesen  Verpfändungsfomien 
gänzlich  ausgeschlossen. 

Ob  der  Gläubiger  bei  solchem  Pfandrecht  autSerdein  in  der 
Lage  ist,  den  Schuldner  persönlich  gerichtlich  zur  Zahlung  zu 
zwingen,  hängt  von  dem  jeweiligen  Wortlaut  des  betr.  Pfandver- 
trages ab.  Die  gesiegelte  Verpfändungsurkunde  (raortgage  deed) 
kann  mit  oder  ohne  Versprechen  (covenaut)  seitens  des  Schuldners 
abgefaßt  sein,  daß  er  die  Schuld  in  bar  abtrageu  wird;  ein  solches 
Versprechen  seitens  des  Schuldners  kommt  aber  in  Wirklichkeit 
selten  vor.  Bei  Nichtvorhandensein  einer  solchen  schriftlichen 
Zusage  kann  das  Gericht,  Je  nach  der  Form  der  Verpfändung,  das 
Versprechen  der  Zahlung  seitens  des  Schuldners  annelimen  oder 
nicht.  In  einem  richtigen  „Welsh  mortgage“,  d.  h.  in  einem 
mortuum  vadium,  scheint  eine  Klage  gegen  den  Schuldner  wegen 
der  Schuld  selbst  vorzuliegen,  nicht  aber  wegen  der  Zinsen,  denn 
zur  Tilgimg  dieser  dienen  die  Früchte.  Auf  der  anderen  Seite 
scheinen  „securities  in  the  nature  of  a Welsh  mortgage“,  d.  h.  Formen 
des  vivum  vadium,  wo  die  Früchte  für  beides,  Schuld  und 
Zinsen,  in  Zahlung  genommen  werden,  alle  j)ersönliche  Haftung 
auszuschließen  ‘). 

Ein  interessanter  Vergleich  zwischen  diesen  beiden  V'er- 
pfändungsformen  kann  mit  Bezug  auf  die  Verpflichtung  des  Gläu- 
bigers zur  Rechnungsablegung  (account)  angestellt  werden.  Wo 
die  Sicherstellung  in  einem  „Welsh  mortgage“  (mortuum  vadium) 

')  Diu  „AVeUh  mortgages"  und  die  -inortgage.s  in  tlic  nature  of  a 
Welsh  mortgage“  bilden  daher  eine  Ausnahme  von  dem  allgemeinen  l’riuzipe 
des  englischen  Hechts,  daß  das  foreclosure  notwendigerweise  zu  einer  jeden 
transaction  gehört,  die  vom  (icrieht  als  mortgage  behandelt  wird.  Kob  bi  ns, 
a.  a.  0.,  I,  S.  l‘l,  Anm.  (q). 

’)  Kobbins,  a.  a.  0.,  I,  S.  10,  'J7,  21).  Siehe  .lones.  a.  a.  U.,  S.  :!. 
Diese  Arten  der  Sicberheitsstellung  können  liaher  mit  der  sog.  beneticial 
lease  dos  Mittelalters  verglichen  werden,  wo  keine  Schuld  und  deshalb  uucli 
keine  persönliche  Haftung  vorlag.  Siehe  oben  S.  2011.  Obgleich  das  moderne 
klassischeinortgage  gewöhnlich  zurSicherstellung  einer  persönlichen  Forderung 
dient,  ^personal  liability,  express  or  implied,  is  not,  however,  neeessarily 
incideut  to  a mortgage.  A eharge  by  way  of  mortgage  iijion  properly  inay 
be  so  framed  as  to  eiclude  all  personal  liability  of  the  mortgagor.“  Siehe 
Kobbins,  a.  a.  O.,  1,  S.  !) — II,  21). 
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besteht,  selieint  der  Gliiubiger  zu  einer  Reelinungsablegung  nicht 
verpfliclitct  zu  sein.  Ist  jedoch  das  Pfand  in  Form  eines  vivum 
vadium  („security  in  the  nature  of  a Welsh  mortgage“)  gegeben, 
so  scheint  eine  Rechnungsablegung  mit  der  Einlösungsklage  un- 
trennbar verbunden  zu  sein,  genau  so  wie  hei  einer  Klage  gegen 
einen  Pfandgläubiger  im  Besitze  des  Pfandgrundstücks  (mortgagee 
in  possession)  bei  einem  neuzeitlichen  mortgage  durch  resolutiv 
bedingte  Übereignung  (sog.  classical  English  mortgage)*). 

Da  das  ständige  Einlösuugsrecht  (continuing  right  of  re- 
demption)  Tnit  dem  „Welsh  mortgage“  und  der  „security  in  the 
nature  of  a Welsh  mortgage“  verbunden  ist,  scheint  das  den 
„mortgagees“  gemäl.5  Conveyancing  and  Law  of  Property  Act  vom 
.Jahre  1881  verliehene  Verkaufsrecht  nicht  auf  diese  Verpföndungs- 
formen  anwendbar  zu  sein*). 

Zweites  Kapitel. 

Das  Proprietätspfand. 

Wir  haben  bereits  gesehen,  daß  das  Proprietätspfand  bei 
Immobilien  in  der  angelsächsischen  Zeit  die  Form  der  Über- 
eignung von  Buch-Land  unter  Kesolutivbedingung  auf  Grund  der 
Übergabe  eines  vom  Kontinente  eingeführten  Land-Buches  annahm. 
Wir  haben  auch  gesehen,  daß  der  Besitz  dem  Gläubiger  über- 
tragen wurde  und  daß  der  Verfall  des  Pfandes,  ohne  Rücksicht 
auf  den  Wert  des  Landes,  die  leitende  Idee  jener  Zeit  gewesen  zu 
.sein  scheint,  denn  erst  in  dein  .Jahre  der  normannischen  Eroberung 
(lOtib)tinden  wir  eine  ürkunde,  die  das  Prinzip  der  Hyperocha  enthält*). 

Während  der  Zeit  des  Mittelalters  nach  der  Eroberung  finden 
wir  zwei  Formen  des  Pioiirictütspfandes  an  Immobilien  mit  Besitz 
lies  Gläubigers:  1.  t*bereignung  unter  Suspensivbedingung  und 
2.  Übereignung  unter  Resolutivbedingung,  und  in  die.ser  Periode 
sehen  wir,  obgleich  die  Idee  des  Verfalls  noch  die  vorherrschende 
ist,  nichtsdestoweniger  die  allmähliche  Entwicklung  des  Ge- 
dankens, daß  das  Land  verpfändet  wird,  um  eine  persönliche 
Forderung  seitens  des  Gläubigers  gegen  einen  Schuldner  sicher 
zu  stellen. 

')  Kob  bi  ns,  a.  a.  0.,  I,  S.  29,  30. 

*)  Robbins,  a.  a.  0,,  1,  S.  31. 

*)  Siehe  oben  S.  143,  144. 
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I.  Übereignung  unter  Suspensivbedingung. 

§ 1.  Sog.  „Glanvillian  Gage.“ 

Unsere  Haupttjuellen  über  die  Übereignung  unter  Sus|(en.siv- 
bedingung  zu  Pfandzwecken  sind  Glan vi]  1 und  Bracton.  Bevor 
wir  an  das  Studium  der  Bninobiliarverpfändung,  wie  sie  von 
Glanvill  dargestellt  wrd,  lierantreten,  haben  wir  uns  verschiedene 
Fragen  vorzulegen.  Diese  sind  liauptsSlchlich ; Ist  das  von  Glan- 
vill behandelte  Recht  dasselbe  für  Mobilien  wie  für  Immobilien  ? 
Stellt  die  Glanvillsche  Immobiliarverpfündung  ein  reines  Nutzpfand 
dar,  oder  i.st  sie  Proprietätspfand  (Verfallspfand),  oder  behandelt 
Glanvill  verschiedene  Fonnen  der  Sicherheitsstellung,  die  .sowohl 
für  sich  allein,  als  in  Verbindung  unter  einander  angewendet 
werden  können,  um  dann  von  den  Vertragsparteien  iliren  Zwecken 
angepaßt  zu  werden? 

Ein  Forscher  auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Rechts  be- 
ziehungsweise des  englischen  Rechtes,  der  an  die  fundamentalen 
Unterschiede  zwischen  Mobiliarrecht  und  Immobiliarrecht  gewöhnt 
ist,  mag  sich  wundern  über  die  natürliche  und  einfache  Weise, 
in  welcher  die  älteren  englischen  Kechtsschriftsteller,  vor  allein 
Glanvill  und  Bracton,  von  dem  einen  zum  andern  übergehen  '). 
In  der  Tat  sind  in  der  älteren  Rechtsliteratur  die  zwei  Ver- 
mögensarten in  einer  beinahe  verwirrenden  Weise  unter  derselben 
Rubrik  grujipiert.  Ob  diese  Darstellungsmethode  auf  den  Einfluß, 
den  das  römische  Recht  auf  diese  älteren  Schriftsteller  ausgeübt 
hat,  zurückzuführen  ist,  das  zu  erforschen,  ist  nicht  der  Zweck 
unserer  derzeitigen  Untersuchung.  .\ber  diese  Darstellungsweisc 
ist  bemerkenswert  und  muß  berücksichtigt  werden. 

In  keinem  Zweige  des  mittelalterlichen  Rechts  ist  diese.'- 
Durcheinanderbringen  von  Mobilien  und  Immobilien  so  auifallend 
wie  in  Glanvills  Darstellung  des  Pfandrechts.  Ini  Großen  und 
Ganzen  ist  bei  ihm  das  Recht  der  Verplandung  eines  Pferdes 
dasselbe,  wie  das  der  Verjdandung  eines  Grundstücks*).  Wir 
glauben,  daß  die  Nichtbeachtung  dieses  charakteristischen  Zuges 
in  Glanvills  Darstellung,  selbst  wenn  sie  nicht  zur  Ursache  ofl'en- 

')  Siehe  l’ullock  uml  MHitlaiol,  u.  a.  ().,  II,  S.  '2. 

‘j  L’ber  «las  röiiiisehe  Keeht  siehe  ('ha|iliii.  Storv  nf  Mortgage  Law, 
Harv.  L.  U.,  IV,  S.  ö. 
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kiimliger  Intänn-r  geworiU'ii  ist,  hei  mehr  als  einem  Schriftsteller 
der  (tiund  gewesen  ist,  daß  die  wirkliche  Hedeutung  und  Natur 
der  Veridandungsform  oder  -formen  hei  (ilanvill  von  ihnen  nicht 
erfaßt  wurde').  Anf  der  anderen  Seite  haben  zu  viele  Schrift- 
steller sich  damit  zufriedengestellt,  Glanvills  Darstellung  fast 
Wort  für  Wort  eintacli  abzuschreiben,  ohne  ernstliche  Versuche 
zu  machen,  dieselbe  .sorgfilltig  und  systematisch  zu  prüfen*). 

Wir  glauben,  daß  mit  Ausnahme  von  ein  oder  zwei  grund- 
legenden Punkten  — z.  B.  daß  das  Prinzip  des  Nutzpfandes 
sich  nur  auf  Immobilien  (land  and  tenements)  bezog  — die  von 
• ilanvill  nicdergelegten  Rechtsregeln  dahin  aiiszulegen  sind,  daß  sie 
sowohl  auf  bewegliche  wie  unbewegliche  Sachen  angewendet  werden 
können : und  zwar  glauben  wir  dies  aus  folgenden  Gründen. 
Ganz  am  Anfänge  seiner  Erörterungen  über  das  Pfandrecht  sagt 
er,  daß  manchmal  Mobilien,  manchmal  Immobilien  verpfändet 
werden,  und  geht  gleich  darauf  auf  die  Besprechung  gewisser 
grundlegender  Prinzipien  des  Rechtes  über,  indem  er  dabei  das 
Wort  „res“  in  Bezug  auf  die  Pfandsache  anwendet,  wie  es 
scheint,  gleicbgiltig,  ob  dieselbe  beweglich  oder  unbeweglich  ist’). 
Richtig  ist.  daß  er  gleich  darauf  die  Verpfandung  von  Mobilien 
besonders  envahnt*),  aber  es  ist  wohl  die  .\nnahme  zutreffend, 
daß  die  Möglickeit  der  .Anwendung  derselben  Regel  auch  auf 
Immobilien  von  ihm  nicht  in  Abrede  gestellt  wurde.  Nach  dem 
zu  urteilen,  was  er  spater  sagt,  scheint  es  klar,  daß  abgesehen 
von  der  Unterscheidung  zwischen  mortuum  vadium  und  vivnm 
vadium,  er  genau  dieselben  Rechtsregeln  sow'ohl  auf  bewegliche 
wie  unbewegliche  Sachen  anweuden  will;  denn  nachdem  er  das 
mortuum  vadium  uiul  das  vivnm  vadium  unter  besonderer 
Berücksichtigung  des  Wuchers  besprochen  hat,  .sagt  er;  Caetera 
serventur,  ut  jtrius  de  vadiis  in  rebus,  mobilibus  consistentibus 


')  Siehe  unten  S.  ilfi. 

'■')  Sielu‘  z U.  die  Hehanilluii;;  des  (ilanvill’selicn  Pfandes  bei  Orabb, 
Hist.  Kiig.  Liiw,  S.  103,  104:  Keeves,  Hi.st.  Eng.  Law,  1,  S.  211 — 214. 

^ Glanvill,  X,  ti.  Die  für  die  nachfolgende  Besprechung  des 
(tlanvill’scben  Pfandes  benutzte  .Ausgabe  von  Glanrill  stammt  aus  dem 
Jahre  1780. 

*)  Glanvill,  X,  6. 
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dictum  est').  Dies  bezieht  sich  klar  und  deutlich  auf  den  er- 
wähnten Passus,  wo  besonders  von  Mobilianer])fändunf;  die  Rede 
ist.  Und  nicht'  nur  dies,  (ilanvill  benutzt  in  der  Regel  durch- 
weg in  seinem  Kapitel  X bei  Besprechung  der  Pfandsache  ein- 
fach das  Wort  „res“,  und  zwar,  wie  es  scheint,  sowohl  mit 
Bezug  auf  bewegliche  wie  unbewegliche  Pfandsachen,  genau 
so  wie  dies  am  Anfänge  seiner  Erörterung  über  das  Pfandrecht 
geschieht. 

Dies  der  Glanvillschen  Besprechung  des  Pfandrecht^  zu  Grunde 
liegende  wichtige  Prinzip  ist.  soviel  wir  wissen,  nirgends  in  der 
Rechtsliteratur  besonders  erwähnt,  mit  Ausnahme  von  Hinweisungen 
in  Spence’s  Equitable  Jurisdiction  und  in  Frankens  l‘’ranzösischem 
Pfandrecht'*).  Bei  ihrer  Besi»rechung  des  (Hanvillschen  Pfandes  in 
ihrer  History  of  English  Law  ziehen  auch  Pollock  und  Maitland 
dasselbe  nicht  in  das  Bereich  ihrer  Betrachtung,  obgleich  sie 
dasselbe  stillschweigend  dadurch  anerkennen,  dali  sie  das  Prinzi]) 
des  Pfandverfalls,  welches  bei  oberflächlichem  Lesen  Glanvills  sich 
vielleicht  nur  auf  bewegliche  Sachen  zu  beziehen  scheint,  auf  die 
Verpfändung  von  Immobilien  in  Anwendung  bringen’) 

Wir  können  hier  auf  den  Gegenstand  nicht  so  genau  eingehen, 
glauben  aber,  dali  die  Unterlassung,  diesen  Punkt  der  Glanvillschen 
Erörterung  in  Betracht  zu  ziehen,  gewisse  hervorragende  Schrift- 
steller verhindert  hat,  zu  erfassen,  daß  die  Glanvil Ische  Immobiliar- 
verpfündung  nicht  nur  eine  Form,  nämlich  die  des  reinen  Nutz- 
|ifandes,  wo  die  Substanz  gar  nicht  ins  Spiel  kommt^),  darstellt, 


')  Glanvill.  X,  8:  Kcevos,  s.  a.  O.,  1,  S.  21.8.  Vorgl.  I’ollcick  aml 
.^^ailland,  a.  a.  ().,  II,  S.  Ilä,  .4iim.  3. 

’)  Spciicc,  Kqtiitabie  Jurisdiction,  I,  S.  (itU  ; Kruiikeu,  Fraii- 
*ösische.s  Pfandrecht,  S.  I.iti,  jVnin.  2.  Versl.  t'hapliii,  a.  a.  0.,  IV,  S.  5. 

’)  Sicdio  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  <>.,  II,  S.  IIÜ,  120.  llctigl. 
Chaiilin,  a.  a.  <•.,  IV,  S.  8. 

•)  Dali  das  Glanvil  rschc  Pfand  ein  reines  Siitzpfaiid  ist.  scheint  von 
den  neuzeitlichen  .Schriftstellern  allgemein  angonotnmen  zu  worden,  da  eine 
•solche  Form  der  Sichcrheitsstcllung  mehr  im  Kinklang  steht  mit  den  feudalen, 
die  Veränt'ierung  verhindernden  Prinzipien.  Siehe  z.  11.  ('ootc,  I.aw  of 
Mortgage.  4.  .ynll.,  1,  S.  8,  7 und  c.  II;  Kobbins,  I.aw  of  Mortgages.  I, 
S.  1,  2 — ö:  Franken,  a.  a.  ().,  S.  14H— 148.  Vergl.  aber  Heeve.s,  a.  a.  ().,  I. 
S.  211  ff. 
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sondern  daß  fllanvill  ineli  rere  Formen  liehandelt,  die  sowohl  das 
Nutzpfand,  als  auch  das  Proprietätspfand  (Verfallspfand  i in  sich 
schließen,  und  daß  diese  verschiedenen  Formen  kombiniert  und 
den  jeweiliffen  Zwecken  der  Vertragsparteien  angepaßt  werden 
können,  denn  den  letzteren  war  weiter  Spielraum  bei  der  Auf- 
stellung der  Pfandverträge  gelassen.  Auf  die  hier  vertretene  An- 
sicht werden  wir  demnächst  bei  der  Besprechung  des  Glanvillschen 
Pfandes  zurückkommen,  wo  wir  auch  die  verschiedenen  VerpfUndungs- 
fonnen  und  die  etwa  möglichen  dabei  vorzunehmenden  Kom- 
binationen berücksichtigten  werden 

Wie  es  scheint,  kann  jeder  beliebige  Gläubiger  und  jeder 
beliebige  Schuldner  Pländverträge  abschließend 

Nicht  nur  das  Land,  sondern  auch  Renten  können  verpfändet 
werdend-  Zwei  Dinge  sind  notwendig,  um  die  Beziehungen 
zwischen  einem  Pfandgeber  und  einem  Pfandnehmer  herzustellen : 
1.  muß  ein  auf  den  Pfandgegen.stand  bezügliches  Abkommen 
zwischen  den  Parteien  vorhanden  ,sein.  Für  gewöhnlich  will  es 
scheinen,  daß  sowohl  die  Schuld,  wie  auch  das  Pfand  durch  den- 
selben Vertrag  geschallen  werden,  welcher  vor  dem  Königsgericht 
eingegangen  wird.  2.  Muß  Übergabe  des  Besitzes  an  den  Pfand- 
gläubiger erfolgen 


')  Hier  sei  mir  bemerkt.  (ialS  jedes  linnmbiliariiländ  mit  sorortigciii 
Hesitr  des  (ilHiihigers  gewrdinlieb  auch  ein  zeitweises  N'utzpfand  in  sieb 
schließt,  i'ber  das  mittelalterliclie  Ueeht  auf  dein  Kontinente  siehe  be- 
sonders Franken,  a.  a.  ().,  ,S.  207,  208;  Brunner,  a.  a.  0.,  S.  188—131. 
Vergl.  auch  Beaucliet.  Histoire  de  la  propriete  fonciere  en  Snedc  (1304), 
S.  424  IT. 

*)  lilanvill  (.\,  8)  drfickt  sich  allgemein  ans:  Item  cum  inter  eredi- 
torein  et  debitorein  convenerit  de  vadio  interponeiido  . . . Die  .A.nwcmlimg 
der  tllan  V iH’sehen  Ver]irandnngstönnen  ist  deshalb  nicht  auf  gewisse  Klas.sen 
von  lilänbigern.  wie  kaufmännische  (ilüubiger  oder  jinlische  (fläiibigur,  be- 
.schränkt.  wie  im  Falle  gewisser  anderer  mittelalterlicher  l’ländfornien.  Siehe 
unsere  späteren  .\uslTihrungen. 

tilanvill,  .\.  i>:  Creditnr  ipioijtie  nmtno  res  aliqna  sub  vadii  positionc; 
tpiod  cum  sit,  qnando<|ue  res  mobiles,  nt  catalla,  ponnntur  in  radium. 
quandoquo  res  immobiles,  nt  terrae  et  tcneincntu  et  redditus  sive  in  denariis 
sive  in  aliis  rebus  consistentes.  ,Tenementa*  bedeutet  hier  free  tenements. 
Siehe  Williams,  Heal  Property,  S.  22. 

*)  Glanvill,  X.  6,  8. 
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FIk  isf  rirliH;;,  daU  (llaiivill  an  einer  Stelle  dall  der 

Besitz  zuweilen  nieht  sofort  dem  Pfandfiläubiger  ausj’ehiiinlifrt 
wird').  Fis  ist  jedoch  klar,  daß  er  damit  nicht  hehaupten  will, 
daß  das  Köninsj^ericht  das  Pfand  mit  Besitz  des  Schuldners  an- 
erkennen wird.  Ks  ist  anzunelimen,  daß  dieser  Passus  zusammen 
mit  anderen®)  in  Betracht  gezogen  werden  muß,  wo  Ulanrill 
ganz  deutlich  sagt,  daß  der  Pfandvertrag  vor  dem  Königsgericht 
abgeschlossen,  und  daß  der  Besitz  des  verpfändeten  Unmdstfleks 
auf  den  Pfandgläubiger  übertragen  werden  muß;  denn  andernfalls, 
sagt  er,  ist  es  nur  ein  jirivates  Cbereinkominen  (jirivata  conventio, 
private  agreement),  welches  von  dem  Königsgericht,  dem  Uericht 
des  gemeinen  Rechts,  nicht  anerkannt  wird’). 

Ulanvill  besj)richt  mehrere  F'onnen  des  Pfandes  und  deren 
Kombinationen  untereinander') 

Zwei  Hauptfomien  hängen  von  der  Verwendung  ab,  welche 
die  Renten  und  Rrträge,  die  während  des  Bestehens  des  Pfand- 
verhältnisses von  dem  (Jläubiger  eingezogen  werden,  ßnden,  und 
über  diesen  Punkt  haben  die  Parteien  bei  Abschließung  des  Ver- 
trages sich  zu  einigen.  Sie  können  Übereinkommen,  daß  die  von 
dem  (iläubiger  entgegenzunehmenden  Renten  und  Erträge  die 
Schuld  vermindern  sollen  oder  nicht.  Wird  die  Schuld  reduziert,  so 
ist  das  Uesehäll  vivum  vadium,  wenn  nicht  mortuum  vadium’). 

Wiederum  kann,  wie  es  .scheint,  gleichgültig  (d)  die  Renten 
und  Erträge  die  Schuld  reduzieren  sollen  oder  nicht,  das  Pfand 
gegeben  werden  1.  auf  eine  bestimmte  Zeit  (for  a term),  oder  2. 
auf  unbestimmte  Zeit  (w ithout  a term*).  Wir  glauben,  daß,  wie 
wir  bei  späterer  (ielegenheit  sehen  werden,  der  Verfall  des  ver- 

')  <i I anv il  1,  .X,  6:  Item  cum  iiiler  eieiiiliucm  et  (lebitorein  eniivem^ril 
de  vadio  iiiterponendu  cujuseum|iio  modi  re.s  invadiala  sit : debitor  ipse  aut 
statiin  i|'s>  credituri  facit  habere  .siii  vadii  seisiuam,  postipiam  gib!  rem 
mntuu  datam  accupit,  aut  nun. 

•)  Siehe  Glanvill.  X,  8. 

’i  Sielie  aiicli  Mail  lau d,  'l’he  Cuurt  Hiiripii  (Sidil.  Suc.),  S.  117; 
Blackstone,  II,  c.  10,  § 111:  und  uu.<ere  späten’  Krörleruiig. 

*)  Siehe  das  spätere  .Amsaeführte. 

’)  lilanvill,  X,  6,  8.  Siche  unsere  Krörteruug  des  Nutzpfande.s, 
oben  S.  204  II. 

")  Siebe  Glanvill,  X,  6,  8. 
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pfändeten  Landefi  selbst  in  beiden  Fällen  die  letzte  Konsequenz 
bei  Niehtbegleichunf,'  der  Schuld  seitens  des  l’fandgebers  darstellt'). 

Welches  sind  nun  die  Hechte  und  die  Mittel  zu  ihrer  (ieltend- 
inachung,  sowie  die  Pflichten  der  Parteien  während  des  Bestehens 
des  Pfand  Verhältnisses? 

Beschäftigen  wir  uns  zunächst  mit  den  Hechten  und  Pflichten 
des  Pfändgläubigers. 

Das  hauptsächlichste  Hecht  des  Pfändgläubigers  besteht  in 
tler  Aneignung  der  Renten  und  Erträge.  Ob  .sie  nun  zur  Heduzierung 
der  Schuld  verwendet  werden  sollen  oder  nicht,  hängt,  wie  bereits 
gesagt,  von  dem  Übereinkommen  der  Parteien  ab*).  Fflr  gewöhn- 
lich wird  jedoch  angenommen,  daß  die  Transaktion  die  Form 
des  mortuum  vadium  annimmt,  und  daß  die  Henten  und  Er- 
träge, anstatt  zur  Tilgung  der  Schuld  selbst  Verwendung  zu  finden, 
von  dem  Pfandgläubiger  an  Stelle  von  Zinsen  genommen  werden, 
welcher  Weg  oft  der  einzige  ist,  der  dem  Gläubiger  offen  steht, 
um  überhaupt  etwas  für  das  angelegte  Geld  zu  erhalten*). 

Der  Pfandgläubiger  erhält  also  den  tatsächlichen  Besitz  des 
liandes,  und  er  ist  somit  in  der  Lage,  von  seinem  Hechte,  die 
Henten  und  Erträge  einzuziehen,  Gebrauch  zu  machen.  Dieser  sein 
])hy.sischer  Besitz  wird  seisina*),  d.  h.  seisina  ut  de  vadio 
genannt*).  Diese  seisina  ist  aber  keineswegs  juristischer  Besitz ; 
sie  ist  in  Wirklichkeit  eine  bloße  Detention  und  ist  rechtlich  voll- 
kommen ohne  Schutz.  Der  Pfändschuldner  behält  das  Resitzrecht 
eines  freeholders  ffreehold  seisin)  und  .sollte  irgend  eine  dritte 
Person  den  Pfandgläubiger  unrechtmäßig  von  dem  verpfändeten 
Grundstück  verdrängen,  .so  steht  dem  Ptändschuldner,  die  Klage 
aus  widerrechtlicher  Besitzentziehung  (.\ction  of  Novel  Disseisin) 
zu.  Dem  Pfändschuldner,  nicht  dem  Pfändgläubiger  ist  in  Wirk- 
lichkeit der  Besitz  entzogen  worden  idisseised).  Wenn  weiterhin 
der  Pfändschuldner  selbst  den  Pfandgläubiger  vom  firundstflek 

')  Sieh«  loiBcr«  .späteroii  .\usfiihnuig«ii. 

’)  Sicli«  C)ben  S.  218. 

*)  Sieh«  Pollock  aml  M ai t laiiil,  a.  a.  0.,  M.  S.  123.  Gas  .b«n«ticial 
lease"  ist  «in  anderer  mittelalterlicher  Answeg.  nni  auviel  als  möglich  die 
unangenehmen  Folgen  dos  Wuchers  r.u  vermeiden.  Siehe  oben  S.  203. 

•)  (Jlanvill.  X,  11. 

*)  (ilanvill,  Xlll,  28.  Siehe  ferner  Chaplin,  a.  a.  0.,  IV.  S.  6,  7. 
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verdrängt,  so  hat  der  letztere  keine  Ileelitsmittel  zur  Verlfigung. 
welclie  ihm  zur  Wiedererlangung  des  Besitzes  verheilen  könnten '). 
Wie  es  scheint,  kann  somit  der  Pfandsehuldner  jederzeit  die 
Sicherstellung  illusorisch  machen,  indem  er  den  Pfandglaubiger 
einfach  vom  tinmdstück  verdrängt*).  Glanvill  sieht  dies  für  ganz 
natürlich  an,  denn  auf  was  der  Gläubiger  in  Wirklichkeit  allein  ein 
Recht  hat,  ist  nach  seiner  Meinung  nicht  das  Land,  sondern  nur  die 
Schuldforderung.  Wird  er  von  dem  Pfandschuldner  vom  Grandstück 
vertrieben,  so  muß  er  daher  wegen  seiner  .Schuldforderung  klagen, 
worauf  das  (rericht  den  Schuldner  durch  Gerichtsbefehl  (writ)  vor- 
laden und  zur  Zahlung  zwingen  wird’). 

Sicher  erscheint  uns  diese  Argumentation,  wie  Pollock  und 
Maitland  bereits  ausgeführt  haben  ^).  als  eigentümlich.  Sie  läßt 
das  wichtige  Faktum  ganz  außer  Acht,  daß  der  eigentliche  Grund 
warum  Pfänder  gegeben  werden,  der  ist.  den  Gläubiger  gegen 
verarmte  oder  zahlungsunwillige  .Schuldner  sicher  zu  stellen.  Zu- 
gegeben selbst,  daß  der  .Schuldner  in  der  Lage  ist,  zu  zahlen,  so 
ist  doch  vermutlich  im  zwölften  .Jahrhundert  einem  Gerichtshof 
nicht  immer  die  Möglichkeit  gegeben,  ihn  hierzu  zu  zwingen. 
Die  Mittel  des  Gerichbis,  jemand  zu  zwingen,  den  Zahlungs- 
befehlen Folge  zu  leisten,  sind  in  der  Tut  unzureichend. 

Der  eigentliche  Grund,  warum  dem  Pfandgläubiger  j)Ossesso- 
rischer  Schutz  nicht  zu  'feil  wurde,  liegt,  wie  man  annimmt, 
darin,  daß  die  Ricditer  des  Königs  gerade  zu  der  Zeit,  als  Glanvill 
dies  .schreibt,  versuchen,  diese  neuen  iiosscssorischen  Klagen  prak- 
tisch zur  Anwendung  zu  bringen  und  noch  Neulinge  in  dieser 
.Sache  sind.  Sie  sind  sich  einig  darüber,  daß  dem  freeholder  die 
Klage  aus  Besitzentziehung  (assize  of  novel  disseisin)  zustehen 
soll,  aber  hinsichtlich  des  Pächters  auf  -Jahre  (termor)  und  des 
Pfändgläubigers  glauben  sie  wohl,  daß  diesen  der  richterliche  Schuf  z 
vorenthalten  bleiben  .sollte.  Sie  wissen  noch  nicht  bestimmt,  oli 
die  sog.  seisina  des  l’fändgläubigers  in  Wahrheit  und  Wirklich- 
keit eine  seisina  ist,  die  des  Schutzes  bedarf.  Nach  vielem  hin 

')  (■  lan  V i II.  1 1.  I ber  die  Sat-zuiigsgewere  »der  jifaiidlielic  (iewerc  de.s 
älteren  dwit.scfien  tieclits  siehe  (iierko.  Deutsches  l’rivatreclit,  Hd.  II,  S.  813. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II.  8.  121. 

’)  r.lanvill.  X,  11. 

*)  Hist.  Eng.  Law,  II,  S.  120,  121. 
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und  her  verweigern  sie  schließlich  dem  Pfiindglüubiger  das  poss- 
essorische Rechtsmittel,  und  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  wird 
dem  Pachter  auf  Jahre  (termor)  des  zwölften  Jahrhunderts  in 
gleicher  Weise  mitgespielt').  Wie  von  Pollock  und  Maitland*) 
angedeutet,  ist  es  möglich,  daß  ausländische  Hesitztheorien  die 
Richter  des  zwölften  Jahrhunderts  bei  diesem  Kntschlusse  beein- 
flußten. Nach  dem  klassischen  römischen  Rechte  hatte  der 
Gläubiger  mit  dem  pignus  die  possessio;  aber  die  englischen 
Richter  zur  Zeit  Glanvills  studieren  das  römische  Recht  nicht 
aus  den  lligesten  des  Justinian,  sondern  aus  den  Schriften  der 
italienischen  Glo.ssatoren ; die  Glos.satoren  scheinen  aber  dem 
Gläubiger  den  Besitz  abgesprochen  zu  haben  und  im  dreizehnten 
Jahrhundert  schließt  Rracton  sich  den  Glossatoren  und  Glanvill  an’). 

Der  Pfandgläubiger  scheint  daher  dingliche  Rechte  nicht  zu 
haben.  Er  hat  nur  kontraktliche  Rechte  gegenüber  dem  Pfand- 
schuldner. Neben  diesen  Rechten  hat  er  aber  auch  Pflichten. 
Die  Detention  des  Pfandobjekts  hat  selbst  bei  der  Form  des 
mortuum  vadium  in  der  Tat  recht  unangenehme  Schattenseiten. 

Der  Ptändgläubiger  ist  rechtlich  verpflichtet,  das  Land  vor 
Schaden  zu  bewahren.  Er  kann  natürlich  die  Renten  und  Ertrüge 
an  sich  nehmen,  da  sich  die  Nutzung  des  Landes  notwendigerweise 
aus  dem  Pfändverhältnis  ergibt.  Aber  er  hat  gleichzeitig  die 
negative  Pflicht,  das  Grundstück  nicht  in  einer  Weise  zu  nutzen 
oder  zu  verwenden,  welche  geeignet  sein  würde,  seinen  Wert  zu 
verringern.  Erleidet  es  während  der  \'eri>fämlungszeit  Schaden 
durch  ilie  Schuld  des  Pfandgläuliigers,  so  ist  eine  entsprechende 
Summe  hierfür  von  der  Schnidforderung  in  Abzug  zu  bringen'). 

Wenn  jedoch  die  PfaTidsache  .solcher  Natur  ist,  daß  ihre  In- 
standhaltung notwendigerweise  einer  gewissen  Pflege  bedarf,  so 
können  die  Parbden  Übereinkommen,  ilaß  der  Pländgläubiger  diese 
auszuüben  hat.  Der  Pfandgläubiger  kann  z.  H.  durch  eine  Klausel 
im  V'ertrage  verpilichtef  werden,  dem  GrundstfU'k  die  notwendigen 
Re])äraturen  zu  Teil  werden  zu  lassen’). 

')  l’iilliick  aiiil  Muitlanil.  a.  a.  O.,  II.  .S.  I'JI. 

“)  Hist.  Kng.  baw,  II.  S.  li'l. 

'■*)  liracton,  f.  "ZUS. 

')  (f  I an  V il  1.  X,  (!. 

(ilanvill,  X,  (!. 
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Ob  der  Pfandgläubiger  bei  Nichtvorhandensein  eines  solchen 
Abkommens  unbedingt  verpflichtet  ist  (absolutely  bound)  die  Pfand- 
sache  in  genau  so  gutem  Zustande  zu  erhalten,  wie  bei  ihrer 
Übernahme,  ist  eine  Frage,  deren  Beantwortung  wir  uns  bis  zur 
Besprechung  der  Auflösung  des  Pfandverhältnisses  Vorbehalten 
inflssen '). 

Nimmt  das  Pfand  die  Form  des  vivum  vadium  an,  so  hat 
der  Pfandgläubiger  die  Verpflichtung,  über  die  Renten  und  Erträge, 
welche  er  während  des  Bestehens  des  Pfandverhältnisses  einzieht, 
Rechnung  abzulegen,  denn  die  Renten  und  Erträge  müssen  zur 
Reduzierung  der  Schuld  verwendet  werden*). 

Welches  sind  nun  die  Rechte  und  die  Mittel  zu  ihrer  Geltend  - 
machung.  sowie  die  Pflichten  des  Pfaudschuldners  während  de.s 
Bestehens  des  Pfandverhältnisses? 

Der  Pfandschuldner  hat  nicht  nur  kontraktliche  Rechte  gcgeii- 
üher  dem  Pfandgläubiger,  sondern  er  hat  auch  dingliche  Rechte, 
die  gegen  all  und  jeden  geltend  gemacht  werden  können.  Diese 
dinglichen  Rechte  ergeben  sich  aus  seiner  Ireehold  seisina. 

Der  Pfandschuldner  ist  in  der  Tat  im  Besitze  seines  freehold 
(.seised  of  bis  free  tenement),  d.  h.  im  Besitze  iles  Landes,  welches 
jetzt  der  Gläubiger  als  Pfand  in  Händen  hat. 

Die  sog.  seisina  ut  de  vadio  des  Pfandgläuhigers  ist  somit 
nichts  weiter  als  ein  hlolJer  physischer  Besitz,  keinesfalls  aber 
ein  juristischer  Besitz*).  Der  Pfandschuldner  kann  die  possessorische 
Klage  (action  of  novel  disseisini  gegen  dritte  Personen  erheben 
und  er  kann  in  eigener  Person  den  Pfandgläuhiger  wenn  ininmr 
es  ihm  beliebt  znm  sofortigen  V'erlassen  des  Grundstückes  auf- 
fordern *). 

Diese  dinglichen  Rechte,  die  gegen  jedermann  einschließlich 
des  Pfandglänbigers  gelteml  gemacht  werden  können,  sind  somit 
änßiu'st  wichtige  Rechte  des  Pfand.schuldners  und  zeugen  ohne 
Zweifel  von  der  Tendenz  des  Hechtes  im  zwölften  .Jahrhundert, 
die  LSchuldner  zu  begünstigen. 

')  Siehe  unten  S.  223  II'. 

■■*)  Sielio  Mndox,  Korinubire,  Nn.  C.Xbll.  Verjfl.  Round,  Ancient 
(Üiarlera,  S.  93. 

*)  Siehe  oben  S.  219. 

*)  ftl »n vill,  X,  II. 
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Aber  der  Piandschuldner  hat  außerdem  persönliche  Rechte 
gep;en  den  Ptandgläubiser  und  diese  Rechte  können  variieren,  je 
nach  den  Hedingungen  des  t'bereinknmmens. 

Der  Pl'andgliiubiger  kann  sich  zu  etwaigen  Reparaturen  ver- 
ptlichtet  haben  (covenanted).  War  dies  der  Kall,  so  nehmen  wir 
an,  daß  der  Piandschuldner  das  Recht  hat,  zu  verlangen,  daß  diese 
Reparaturen  auch  vorgenommen  werden,  oder  aber,  wenn  sich  der 
Pfandglilubiger  dessen  weigert,  für  den  Vertragsbruch  Schaden- 
ersatz beanspruchen  kann'). 

Ist  die  Verpfandimgsform  das  vivum  vadium,  wo  die  Renten 
und  Krtriige  zur  Vermindening  der  Schuld  verwendet  werden,  so 
hat  der  Pfandschuldner,  wie  es  scheint,  das  Recht,  eine  Rechmmgs- 
ablegung  zu  verlangen*).  Ob  er  darauf  bestehen  kann,  daß  eine 
RcM’hnuugsablegung  zu  gewissen  festgesetzten  Zeiten  zu  erfolgen 
hat,  oder  nur  bei  ,\blauf  des  Vertrages,  ist  eine  Frage,  die,  wie 
es  scheint,  in  jedem  einzelnen  Kalle  gemiiß  den  Hedingungen  iles 
Vertrages  zu  entscheiden  ist. 

Wir  konuneu  nun  zur  Krörterung  der  wichtigen  Kragen,  die 
sich  aus  der  ,\uflösung  des  Vcrtragsverluiltnis.ses  (‘rgeben  und  durch 
weli'he  die  Natur  des  Pfandes  klar  zu  Tage  tritt. 

Das  Pfand  wird  als  ein  .Mittel  zur  Sicherstellung  <ler  Schuld- 
loi'derung  gegel>en.  Infolgedessen  ist  das  Pfainlverhältnis  auf- 
gelöst, wenn  im  Kalle  iles  vivum  vadium  die  Früchte  des  Landes 
die  Schubl  g(>tötet  haben.  Kernerhin  wiril  das  Verhältnis  auf- 
gelöst durch  Zahlung  der  Schuld  oder  Verfall  der  verpfändeten 
Sache  an  den  Pländgliiubiger.  Hei  Zahlung  muß  das  Pfainlobjekt 
dem  Pfandschnldner  zurüekgegeben  werden,  und  um  die  Zahlung 
zu  erzwingen,  kann  der  Oläubiger  nicht  nur  die  Schnhlklage 
(acUon  of  debt)  anhängig  machen,  .sondern  er  hat  auch  ilas  Recht, 
eine  g(“richtliche  Verlällsei  klarnng  zu  erwirken,  von  der  später 
die  Rede  sein  wird-*). 

Auch  bei  der  Auflösung  des  Vertrages  müssen  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Parteien  sorglaltig  geprüft  werden. 

Ziierst  nimmt  der  Pfandgläubiger  unser  Interesse  in  .\nsprucb. 

Siehe  l’iillock  hiiiI  .M ai 1 1 iimJ.  a.  a.  O.,  II,  S.  über  Coveiiaiil. 

•)  Siclie  Madox,  Kuniiulare,  X».  O.XI.ll. 

**)  Siehe  iilaiivill,  X,  (!  - 10. 
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Das  hauptsächlichste  Recht  des  Pfandglilubigers  besteht  in 
der  Schuldforderuiig  selbst  und  für  diese  steht  ihm  die  Schuld- 
klage (action  of  debt)  zu.  Wurde  das  Pfand  auf  eine  gewi.sse 
Zeit  gegeben,  so  hat  der  Pfandgläubiger  das  Recht,  den  Betrag 
der  Schuld  nach  Ablauf  dieser  Zeit  zu  verlangen,  jedoch  nicht 
vorher.  Wird  jedoch  das  Pfand  ohne  Festsetzung  einer  Frist  ge- 
geben, so  kann  der  Gläubiger  zu  jeder  beliebigen  Zeit  Zahlung 
verlangen').  Ist  die  Verpfändungsform  das  vivum  vadium,  sei 
es  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit,  so  kann  der  Pfandgläubiger 
nur  Zahlung  der  Summe,  welche  nach  Abzug  der  in  der  Zwischen- 
zeit erzielten  Erträge  verbleibt,  verlangen*). 

Ist  jedoch  der  Pfandglilubiger  weder  durch  den  Pfandschuldner 
noch  durch  irgend  eine  dritte  Person  aus  dem  Besitz  vertrieben 
worden,  sondern  ist  noch  immer  im  Besitz  des  Landes  zur  Zeit 
der  Zahlungsversäumnis  seitens  des  Schuldners,  welches  sind  dann 
die  Rechte  des  Pfandgläubigers  an  dem  Lande*). 

Der  Pfaiidschuldner  hat  den  Besitz  des  Landes  dem  Gläubiger 
übergeben,  um  dessen  Forderung  sicherzustellen.  Hat  der  Pfand- 
gläubiger  jetzt  bei  Nichtzahlung  der  Schuld  noch  irgend  einen 
Anspruch  auf  das  Land  als  Aeiiuivalent  für  seine  Forderung? 

Um  diese  Frage  zu  beantworten,  miussen  wir  wiederum  unter- 
scheiden zwischen  den  Fällen,  in  denen  das  Pfand  auf  eine 
gewisse  Zeit  (for  a term),  und  denjenigen,  in  denen  es  auf  un- 
bestimmte Zeit  (without  a tenn)  gegeben  wild. 


(ilaiivill,  X,  8,  11.  12. 

Siflii-  ilie  Sti'lloii  bii  lilunvill  (X,  6,  8),  ilie  sidi  auf  diu  t'iitur- 
scliiuäu  zwisvliL'M  iiinrtuuin  v.Klitiin  und  vivum  vadium  beziehen.  Es  ist. 
f«mi^rhiii  anzum-bimm,  dall  bri  .\utliisung  dus  I’faiidvi'rbältiiis.si'.s.  glidcligülti}; 
um  widrlm  Form  cs  sich  liandelt,  der  l’fandKlänbigcr,  sofern  die  Parteien 
in  dem  Pfaiidvcrtrii^e  dies  ausdrüeklieli  sti|mliereii,  einen  .Vn.sprnch  auf 
Krstatlung  der  .Xiislagen  für  die  Pfandsaebe  erheben  kann.  8u  z.  1!.  könnte 
der  Pländgläubiger  einen  .\nspruch  auf  Ersatz  für  Ueparaturen  erheben. 
Siehe  (ilanvill,  X,  C. 

Wir  sehen  vorläiitig  von  solchen  Källcn  ab,  wo  es  sich  um  ein 
reines  Nutzpfand  handelt,  <1.  h.  wo  die  Möglichkeit  des  Verfalls  ausdrücklich 
durch  die  lledingiingeii  des  Vertrages  nnsgesehlosscu  ist.  Uas  Nachfolgende 
betrifft  jedoch  solche  Fälle,  wo  das  vivum  vadium  und  das  mortuum 
vadium  auf  be.stinimtc  c)der  unbestimmte  Zeit  gegeben  sind.  d.  h.  wo  ein 
reines  Niitzpfand  nicht  vereinbart  ist. 
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Ist  nun  (las  Pfand  auf  bestimmte  Zeit  überleben  wordeu, 
so  ist  eine  weitere  Untersclieiduiifr  zu  berücksichtigen . Der 
Vertrag  kann  entweder  mit  oder  ohne  Verfallsklausel  abgefalit  sein. 

Die  Parteien  kfinnen  eine  Verfallsklausel  in  den  Vertrag 
aufnehmen.  Sie  können  ausdrücklich  dahin  Übereinkommen  — und 
an  die.sem  Übereinkommen  muli  strikte  festgehalten  werden  — 
(laß  wenn  nach  der  festgesetzten  Zeit  der  Schuldner  nicht  bezahlt, 
die  Pfandsache  — das  Grundstück  — dann  sofort  das  Eigentum 
des  Gläubigers  werden  .soll,  worüber  er  nach  seinem  Helieben 
verfügen  kann ').  Hierzu  ist  kein  Urteil  des  Gerichts  nötig,  denn 
da.s  Pfand  ist  das  Eigentum  des  Gläubigers  kraft  der  Verfallsklausel. 
Wie  durch  ein  Wunder  sieht  sich  jetzt  der  Pfandgliiubiger  |dötzlich 
iin  Hesitze  des  freehold  (sei.sed  in  fee^  mit  all  den  Hechten  und 
Ilecht.smitteln  eines  freeholders.  Das  Pfandobjekt  ist  dem  Gläu- 
biger verfallen,  da  der  Schuldner  nicht  zur  rechten  Zeit  be- 
zahlt hat. 

.\uf  der  anderen  Seite  kann  der  Vertrag  ohne  V'erfallsklausel 
abgeschlossen  sein.  In  diesem  Falle  muß  sich  der  Gläubiger  an 
da.s  Gericht  wenden  und  es  werden  gewisse  gerichtliche  Schritte 
notwendig  sein,  bevor  (?r  das  Pfand  als  Eigentum  betrachten,  d.  h. 
bevor  er  dasselbe  als  für  die  Schuldforderung  verfallen  betrachten 
kann.  Die  Transaktion  ist  nicht  so  einfach,  sozusagen  selbsttätig 
vor  sich  gehend,  als  wenn  der  Vertrag  eine  Verfallsklsusel  enthält. 

Das  Verfahren  ist  wie  folgt:  Versäumt  der  Schuldner  nach 
.\blauf  der  Frist  zu  zahlen,  so  muß  ihn  der  Gläubiger  verklagen. 
Der  Schuldner  muß  dann  auf  Grund  eines  Gerichtsbefehls  (writ), 
der  ihn  aultordert,  das  Pfand  einzulösen  („acquit“),  vor  Gericht 
erscheinen*).  Einmal  vor  Gericht,  hat  nun  der  Schuldner  die 


')  (ilanvill,  X.  fi:  Spcnce,  E(|uilable  .Furisdiction,  I,  S.  (i(X),  601; 
F'liaplin,  a.  a.  O.,  IV.  Ij.  8:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  11,  S.  120. 

*)  (ilanvill,  X,  6,  7.  I)ipsc‘s  writ  ist  selbst  in  d('ii  Ältesten  „Uegisters" 
nieht  zu  finden.  Pollock  and  Maitla  nd,  a.  a.  0.,  II.  S.  I2Ü.  Anni.  2. 

(ilanvill  ist  ini  Zweifel  betrctl's  der  MaUnahinen,  die  zu  trefTen  sind, 
um  einen  Schuldner  zu  zwingen  vor  (iericht  zu  erscheinen : es  scheint  jedoch, 
dall  es  Sache  des  Gerichtes  war,  in  ji'dcm  einzelnen  Falle  b('8onders  zu  ent- 
scheiden. Glanvill,  X,  8.  Kine  der  oebräuchlichsten  Mallnalimen.  um  je- 
mand zu  zwingen,  vor  (iericht  zu  erscheinen.  Lst  die  PfÄndung. 
llazeltlue,  Knstisebes  Pfandrrebt  lö 
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Verpfändung  des  Objektes  fOr  die  Schuld  enhveder  zuzugeben  oder 
zu  bestreiten '). 

Gibt  er  die  Verpfändung  zu,  so  hat  er  damit  gleichzeitig 
nach  Glanvill  auch  die  Schuld  selbst  anerkannt.  Er  wird  von  dem 
Gerichte  aufgefordert,  das  Pfand  innerhalb  einer  angemessenen 
Zeit  durch  Zahlung  der  Schuld  einzulösen;  das  Gericht  erklärt 
gleichzeitig,  daß  im  Falle  der  Zahlungsver.säumnis  bis  zum  Ablauf 
dieser  neu  festgesetzten  Frist  das  Pfandobjekt  Eigentum  des  Pfand- 
gläubigerswerden soll  und  somit  für  die  Schuld  verfjillen  .sein  würde®  i. 

Sollte  jedoch  der  Schuldner  die  Verpfändung  für  die  Schuld 
bestreiten,  so  kann  er  doch  das  betretfende  Objekt  als  sein  Eigen- 
tum anerkennen  und  einen  (irund  Vorbringen,  warum  es  sich  im 
Besitze  der  anderen  Partei  befindet.  Er  kann  fernerhin  vor  Gericht 
zugeben,  daß  das  Streitobjekt  nicht  sein  Eigentum  ist,  und  in 
solchem  Falle  wird  dem  Gläubiger  sofort  vom  Gericht  gestatttd, 
über  die  Sache  als  sein  Eigentum  zu  verfügen.  Behauptet  jedoch 
der  Schuldner,  daß  das  Gnmdstück  sein  Eigentum  sei,  bestreitet 
er  aber  sowohl  Verpfändung  wie  Schuld,  so  muß  dann  der  Gläu- 
biger nicht  nur  die  Schuld,  sondern  auch  die  Verpfändung  des 
betreffenden  Streitobjekts  für  die  Schuld  beweisen,’!. 

Wir  haben  soeben  den  Fall  besprochen,  in  dem  das  Pfand  auf 
eine  gewisse  Zeit  gegeben  wird.  Wird  das  Pfand  ohne  Fest- 
setzung einer  bestimmten  Frist  (without  a term)  gegeben,  so  kann 
der  Gläubiger  zu  jeder  beliebigen  Zeit  Zahlung  der  Schuld  ver- 
langen*). Augenscheinlich  bedeutet  dies,  daß  der  Gläubiger  jeder- 
zeit vor  Gericht  erscheinen  und  ein  Urteil  envirken  kann,  laut 
welchem  der  Schuldner  aufgefordert  wird,  innerhalb  einer  fest- 
gesetzten und  angemessenen  Zeit  die  Einlösung  vorzunehmen,  unter 
gleichzeitiger  Erklärung  des  Gerichtes,  daß  wenn  dies  nicht  ge- 
schieht, der  Gläubiger  mit  der  verpfändeten  Sache  nach  seinem 
Belieben  verfahren  kann,  d.  h.  das  Grundstück  für  die  Schuld  ver- 
fallen sein  soll’). 


')  Glanvill,  X,  8. 

•)  Glanvill,  X,  8. 

*)  Glanvill,  X,  8.  Siehe  die  Bemerkungen  Chaplins  über  die  Be- 
weislaat  (Chaplin,  Storj  of  Mortgage  Law,  HLli.,  Bd.  IV). 

‘)  Glanvill,  X,  8. 

‘)  I’olloek  and  Maitlund.  a.  a.  0.,  II,  S.  120. 
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Das  Plandobjekt  geht  dalier  für  den  Schuldner  verloren, 
verfallt,  sofern  derselbe  versäumt,  durch  Zahlung  der  Schuld  die 
Kinlösung  zu  bewirken,  und  zwar  gleichgültig,  ob  der  Vertrag 
eine  Verfallsklausel  enthält  oder  nicht;  ausgenommen  den  Fall, 
datl  der  Verfall  durch  die  Hedingungen  des  V'^ertrages  ausdrück- 
lich .ausgeschlossen,  d.  h.  das  Pfand  als  reines  Nutzpfand  bestellt 
ist.  Enthält  der  Vertrag  eine  Verfallsklausel,  so  tritt  der  Verfall 
unbedingt  und  selbsttätig  am  Ende  der  im  Vertrage  festgesetzten 
Zeit  ein.  Wenn  Jedoch  der  Vertrag  eine  Verfallsklausel  nicht 
enthält,  so  7uuß  der  Gläubiger  bei  Nichtzahlung  zu  der  von  den 
Parteien  festgesetzten  Zeit  oder,  wo  ein  solcher  Termin  nicht  ver- 
einbart wurde,  bei  .Nichtzahlung  auf  Zahlungsauffordernng  sich 
an  das  Gericht  wenden.  Durch  ein  Verfahren  ähnlich  dem  späteren 
foreclosure  nach  Dilligkeitsrecht,  wie  es  bei  dem  klassischen  mort- 
gage  üblich  war,  muü  er  dann  seinen  Kechtstitel  vom  Gericht 
durch  die  Erklärung  desselben,  dalS  im  Falle  von  Nichtzahlung 
innerhalb  eines  neuen  angeme.ssenen  Zeitabschnittes  der  ver- 
plUndete  (iegenstand  sein  absolutes  Eigentum  werden  soll,  j>erfekt 
machen  lassen. 

Es  ist  in  der  Tat  höchst  wichtig,  von  der  seinem  Wesen 
nach  billigkeitsrechtlichen  N.atur  dieses  Verfahrens  Notiz  zu  nehmen. 
Nachdem  der  von  den  Parteien  festgesetzte  Tag  verflossen  ist, 
wird  dem  Schuldner  eine  neue  Möglichkeit  gegeben,  sein  Pfand 
einzulösen.  Die  Geduld  der  Gläubiger  und  der  Gerichte  hat  jedoch 
hier  ihre  Grenzen,  und  wenn  der  Schuldner  versäumt,  innerhalb 
dieser  neu  festgesetzten  Zeit  zu  zahlen,  so  ist  die  Pfandsache 
absolut  und  unwiderruflich  für  die  Schuld  verfallen.  Dieser 
Vorgang  ist  in  seinen  Grundzügen  eine  Milderung  der  Härte  des 
Rechts  und  seine  Prinzipien  neigen  entschieden  dem  späteren 
Hilligkeitsreclite  (Et|uity),  anstatt  dem  gemeinen  Rechte  zu  *). 

In  der  Tat,  zu  einer  spfiteren  Zeit,  als  die  beiden  Systeme 
des  gemeinen  Rechts  (Common  Law;  und  des  Billigkeitsrechts 
(Equity)  voll  entwickelt  sind  und  die  Prinzipien  dieser  beiden 
Systeme  von  zwei  verschiedenen  Arten  von  Gerichten  zur  An- 
wendung gebracht  werden,  gehört  diese  ganze  von  uns  eben  be- 


')  Chaplin,  a.  a.  0.,  IV,  S.  7-10  und  Pollock  and  .Maitland,  a.  a.  0., 
11,  S.  120  haben  bi-roits  hieraiir  liingcwicsen. 
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schriebene  Prozedur  zur  Jurisdiktion  der  Equity-Gerichte.  Im 
Falle  des  klassischen  mortgage  durch  bedingte  Üljereignung  ist 
das  Recht  des  Schuldners,  das  verpfilndete  Grundstück  einzulösen. 
nachdem  der  von  den  Parteien  zur  Zahlung  festgesetzte  Tag  ver- 
flossen ist,  bekannt  als  „equity  of  redemption“.  und  das  Erteil 
des  Gerichts,  welches  den  Schuldner  autlbrdert.  entweder  zu 
zahlen  oder  aber  sein  Grundstück  für  immer  als  verfallen  anzusehen, 
wird  „decree  of  foreclosnre“  genannt.  Das  erstere  ist  eine 
Konzession  an  den  Schuldner,  das  letztere  eine  Konzes.sion  an  den 
Gläubiger.  Aber  alles  dies  gehört  zu  der  späteren  Entwickelung 
des  Billigkeitsrechts.  Das  am  ineisten  interessierende  bei  diesem 
Glanvillschen  Verfahren  ist,  daU  es  ein  Verfahren  des  Königs- 
gerichts,  nicht  aber  ein  solches  des  Kanzleigerichtes  ist.  Es  i.st 
ein  Verfahren  des  Gerichts,  dem  die  Entwickelung  des  gemeinen 
Rechts  in  England  obliegt,  nicht  des  Equity-Gerichts.  Dies  ist 
eine  weitere  Illustration  der  instruktiven  Tatsache,  daß  vor  der 
Entwickelung  des  Systems  des  Equity-Rechts  durch  besondere 
Gerichte  das  Königsgericht  selbst,  das  Gericht  des  gemeinen 
Rechts,  gewohnt  ist,  im  Interesse  von  Gerechtigkeit  und  Billigkeit 
die  Härte  und  Strenge  des  Gesetzes  zu  mildern,  und  da.s  auszu- 
üben pflegt,  was  man  heutzutage  „equitable  Jurisdiction“  nennt'). 
Der  Geist  des  im  zwölften  Jahrhundert  zu  Gunsten  des  Schuldners 
angewendeten  Verfahrens  drückt  sich  in  den  Worten  Glanvills 
aus;  „Es  ist  jedoch  zuweilen  nötig,  daß  er  vor  Gericht  erscheint, 
ehe  die  fragliche  Sache  dem  Gläubiger  endgültig  zugesprochen 
wird;  denn  ist  er  anwe.send,  so  kann  er  vielleicht  einen  Grund 
angeben,  wanim  die  betreffende  Sache  dem  Gläubiger  nicht  un- 
widernitlich  angehören  solP). 

Sobald  die  Schuld  getilgt,  i.st,  i.st  der  Gläubiger  verpflichtet, 
die  Pfandsache  zurilckzugeben  in  genau  so  gutem  Zustande,  wie 
sie  beim  Empfange  war,  und  dies  zeigt  deutlich,  daß  er  einer 
•absoluten  Verantwortlichkeit  (absolute  liability)  unterworfen  ist. 
Ohne  Rücksicht  auf  eigenes  Verschulden.  Vern.achlässigung  oder 


')  Siche  nber  <las  früh  zeitige  ,eq»itv“  bei  den  (’iimmoii-La\v-(icriebton_ 
Holmes,  Early  Engli.sh  Equity,  E.  Q.  K..  I,  S.  1H2:  l’ollock  and  Mail- 
land,  a.  a.  O.,  I,  S.  18il.  197,  II,  S.  .595.  59C.  671. 

’)  Glanvill,  X,  8. 
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Unfall,  ist  nach  (rlanvill  der  Gläubiger  verpflichtet,  die  Pfand- 
saclie  unverletzt  zurnckzugeben,  und  wenn  dies  unmöglich  ist, 
•so  hat  er  Ersatz  zu  leisten,  oder  aber  er  verliert  das  Recht  auf 
seine  Forderung '). 

Sollte  der  Pfandgläubiger  bei  rechtzeitiger  Zahlung  oder 
Bereiterklärung  hierzu  die  Pfandsache  böswillig  einbehalten,  so 
kann  der  Pfandschuhlner  den  Pfandgläubiger  durch  Klageerhebung 
(by  appropriate  writ)  vor  (lericht  laden  lassen.  Beim  Erscheinen 
vor  Gericht  wird  der  Pfandgläubiger  dann  anerkennen,  daß  das 
fragliche  Grundstück  verpfändet  wurde,  oder  er  wird  behaupten, 
daß  es  sein  Lehen  i.st  ifeodnm  vel  vadium).  Gibt  er  an,  daß 
es  ein  Pfand  ist.  so  muß  er  dem  Schuldner  das  Land  zurückgeben 
oder  einen  triftigen  Grund  antuhren,  warum  er  dies  nicht  tun 
will.  Behauptet  er,  daß  es  sein  eigenes  Lehen  ist,  so  kann  die 
Frage,  oh  der  Gläubiger  das  fragliche  Land  als  Lehen  oder  als 
Pfand  iin  Besitz  hat.  den  (ieschworenen  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt weiden  (recognition  of  the  (^ountry);  dies  kann  geschehen 
auf  Antrag  sowohl  des  Schuldners  wie  des  Gläubigers.  Die  Ge- 
.schworenen  können  ferner  feststellen,  ob  des  Gläubigers  Vater  oder 
ein  anderer  seiner  Vorfahren  an  seinem  Todestage  das  Land  als 
Lehen  oder  als  Pfand  besessen  hat  (seised  of  the  land  in  fee  or 
as  a pledge.)  War  das  Grundstück  ein  Pfand,  so  muß  es  aller 
Wahl  ■scheinlichkeit  nach  dem  Schuldner  zurückgegeben  werden, 
.sofern  dieser  Zahlung  leistet  oder  sich  zur  Zahlung  erbietet. 
Diese  den  Geschworenen  zur  Entscheidung  vorgelegte  Frage  (re- 
cognition) kann  in  unendlich  verschiedener  Form  vorgebracht 
werden,  wie  diese  sich  aus  den  Gründen  und  Gegengründen  der 
Parteien  ergibt.  Wird  die  Entscheidung  seitens  der  Geschworenen 
von  keiner  Partei  nachgesucht,  so  nimmt  die  Verhandlung  ihren 
Fortgang  (plea  niay  jiroceed  in  court  upon  the  right)*). 


')  ülaiivill,  X,  I),  8. 

(jlaiiTill,  X,  8,  !),  10.  Weitere  Kiiizclheiten  nebst  den  writs  sind 
zn  linden  bei  (ilanvill,  XIII,  26-30.  Siehe  Three  KoHs  of  the  King’s 
l'oHi-t  ( 1 1 y4- 1 1 !!.'»),  hr.sg.  viiii  Maittand,  S.  XXXIX.  s.  v.  Foodum  vel 
vadium.  Über  die  Anlhontizitat  des  Glanviirschen  Textes  XIII,  30.  siehe 
lieaiiies'  Translation  of  Glanvillo,  S.  332,  Anni.  1.  Vergl.  über  die  Rechte 
der  Erben  nn.seren  .Abschnitt  über  das  Bracton'ache  gag«  for  years.  Unten  S.  23.6. 
I‘hillii>s,  Englische  Reichs-  und  Rechtsgeschichte,  II,  S.  149  sagt 
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Wie  steht  es  nun  mit  den  Rechten  und  Pflichten  des  Pfand- 
schuldncrs? 

Das  hauptsächlichst*-  Heclit  des  Ptandschuldners  besteht  in 
der  Einlösung  des  Pfandes  durch  Zahlung  der  Schuld.  Wie  wir 
gesehen  haben,  kann  er  selbst  nach  dem  Stichtage  einlösen  oder, 
im  Falle  von  Verpfltndung  auf  unbestimmte  Zeit,  auch  nach  der 
Zahlungsauftorderung.  Der  Pfandschuldner  hat  fernerhin  das 
Recht,  darauf  zu  bestehen,  dafl  der  Pfandglilubiger  den  Gegen- 
stand unverletzt  zurückgibt,  oder  aber  daß  er  für  die  Reschädigung 
Ersatz  leistet.  Tut  der  Gläubiger  dies  nicht,  .so  braucht  die 
Schuld  nicht  bezahlt  zu  werden  ’). 

Ist  das  Pfand  ein  reines  Nutzpfand  in  der  Form  des  vivum 
vadium,  so  be.steht  das  Hecht  des  Schuldners  darin,  die  Pfand- 
sache zurückzuerhalten,  sobald  die  Früchte  des  Landes  die  Schuld 
getötet  haben’). 

Der  Schuldner  ist  rechtli<di  verpflichtet,  die  Schuld  zu  zahlen, 
uml  er  kann  daher  durch  die  Klage  action  of  debt  gerichtlich 
hierzu  gezwungen  werden,  denn  das  Land  oder  die  Rente  wurde 
zur  Sicherstellung  die.ser  Schuldforderung  verpfiindet ’). 

Es  wird  auch  angenommen,  daß  die  Parteien  in  dem  Pfand- 
vertrage festsetzen  können,  daß  der  Pfandschuldner,  nicht  der 
Pfandgläubiger  die  nötigen  Auslagen  für  das  verj)fändete  Gründe 

bei  Besprovbuiig  der  |{uuugiiitiu,  iitriini  aliquis  ubierit  seisitiis  de 
afiqiio  teiicmentü  ut  de,  feudo  iiii  ut  de  vadio  bei  Cilanrill,  XIII, 
30.  § 1:  .I>iesc  Kccogiiitiim  trat  ein,  «enii  jemand  von  einem  anderen 
ein  (inindstnek  ziirnckforderte.  von  liein  er  behauptete,  es  sei  diesem  von 
ilim  selb.st  oder  von  id?iem  seiner  Vorfahren  verpfSndet  worden,  der  Besitzer 
aber  dagegen  einweiidetc,  er  habe  das  (irnnilstiick  niclit  als  Pfand,  sondern 
als  Lehen  inne.  .\uch  liier  ist  nichts  von  den  übrigen  Hecognitionen  Ab- 
weichendes zu  benierken.  Wenn  dem  Besitzer  das  iJriindstück  durch  die 
Hecognitionen  abgesprochen,  es  blot!  als  ein  zu  Pfand  gegebenes  anerkannt 
wurde,  so  verlor  er  ilasselbo,  ohne  gleichzeitig  infolge  der  Kec.ognition  die 
Bezahlung  der  Summe  verlangen  zu  können,  wegen  welcher  ihm  das  ürnnd- 
stück  verpfändet  worden  war.  Ls  scheint  als  sei  hier  wirklich  die  Kxistenz 
der  Lorderung  geknüpft  gewesen  an  das  verpßmlete  Objekt  und  als  ob  ein 
neuer  Prozeli  wegen  jener  Obligation  nicht  habe  angefangen  werden  können." 
Vergl.  (tlanvill,  X,  10. 

')  .Siche  (ilanvill,  ,\,  8;  unsere  früheren  Ausführungen. 

'■'j  Siehe  unsere  früheren  .Ausführungen. 

ä)  Olauvill,  X,  11. 
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stück  während  des  Bestehens  des  Vertrags  Verhältnisses  zu  tragen 
hat  ■). 

Wir  können  jetzt  deutlicher  die  Natur  des  „Glanvillschen 
Pfandes“  erkennen. 

Es  wurde  bereits  die  Ansicht  ausgedrückt,  deß  Glanvill  in 
seinem  Buclie  De  Legibus  et  Consuetudinibus  Regni 
Angliae  mehrere  verschiedenartige  Formen  der  Immobiliarver- 
pfändung und  Kombinationen  dieser  Formen  bespricht. 

Obgleich  dies  nirgends  ausdrücklich  gesagt  wird,  glauben 
wir,  daß  Glanvill  der  Meinung  ist,  «laß  das  Pfand,  sofern  es  die 
Parteien  wünschen,  eine  der  Formen  des  reinen  Nutzpfandes,  wo 
die  Substanz  gar  nicht  ins  Spiel  kommt,  annehmen  kann,  d.  h. 
daß  das  Nutzpländ  in  der  Tat  entweder  mortuum  vadium  oder 
vivum  vadium  ist. 

Gleichzeitig  kann  dem  Nutzjdänd  — sowohl  dem  mortuum 
vadium  wie  dem  vivnm  vadium  — ein  Substanzpfand  bei- 
gefflgt  wertlen ; es  kann  sich  in  anderen  Worten  um  ein  kom- 
biniertes Kechtsgeschätt  handeln.  Diese  Hinzufflgung  des  Substanz- 
I)ländes  zum  Nutzpfande  kann  auf  zwei  verschiedene  Arten  ge- 
schehen; 1.  Die  Parteien  können  bei  Übergabe  des  Besitzes  des 
Landes  an  den  Pfandgläubiger  entweder  als  mortuum  vadium 
oder  vivum  vadium  in  den  Kontrakt  eine  Verfallsklausel  auf- 
nehmen: Wenn  die  Schuld  oder  der  Re.st  der  Schuld,  welcher 
nach  Abzug  des  Wertes  der  eingezogenen  Früchte  verbleibt,  nicht 
an  einem  bestimmten  Tage  bezahlt  wird,  so  soll  das  Ijand  selbst 
auf  den  Gläubiger  als  Eigentum  übergehen,  d.  h.  das  Land  soll 
für  die  Schuld  verfallen  sein’).  2.  Wenn  in  dem  Vertrage  nicht 
ausdrücklich  ein  reines  Nutzpfand  ausgemacht  ist  und  wenn  ferner- 
hin der  Vertrag  eine  Verfallsklausel  nicht  enthält,  dann  muß  der 
Gläubiger  zum  (Jericht**  gehen  und  dieses  wird  bestimmen,  daß 
wenn  der  Schuldner  nicht  von  der  ihm  jetzt  gebotenen  letzten 


')  Siebe  (iluiirill,  X,  6:  unsere  früheren  .Ausführungen. 

*)  .Auch  nach  älterem  deut.schen  Recht  kann  die  Satzung  mit  auf- 
.schiebend  bedingter  l'bercignung  verbunden  werden:  hierdurch  gewinnt  sie 
die  Natur  eines  Verfallpfandes.  Siehe  (iierke,  Deutsches  Privatrecht, 
Bd.  II,  S.  SIB. 
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Gelegenheit,  das  I,and  einzulösen,  Gebrauch  macht,  dasselbe  dein 
Gläubiger  verfallen  sein  soll '). 

Da.s  Glanvillsche  Pfand  kam  bald  auUer  Gebrauch  infolge 
der  Weigerung  des  Königsgerichts,  die  seisina  des  Pfandglaubigers 
zu  schützen,  und  in  der  Tat  scheint  auch  der  Versuch,  die  Rechte 
des  Pfandgläubigers  an  dem  verpfändeten  (irundstück  als  Rechte 
von  besonderer  Natur  zu  behandeln,  bald  aufgegeben  worden  zu 
sein*).  Vom  Fhide  des  zwölften  Jahrhunderts  an  trat  der  Pfand- 
gläubiger  in  ein  Verhältnis  als  tenant  ein.  Kr  fibernahm  das 
Grundstück  auf  eine  Reihe,  von  Jahren  i tenant  for  yearsi  oder  als 
freehold  Besitz.  Wurde  er  ,,tenant  for  years“,  so  hatte  er  auch 
alle  Rechte  eines  solchen,  übernahm  er  aber  das  Grundstück  als 
freehold  Besitz,  so  standen  ihm  auch  die  Rechte  eines  free- 
holders  zu. 

')  SiiJic  ferner  unsere  früheren  .tnsfnhrnngen.  Mit  unserer  .tn.slegnne 
der  Natur  des  frlanvill’aclien  Pfandes  kann  verglichen  werden  diejenige 
von  l'oote  und  Knbbins.  welche  das  niortuuni  vadium  und  da-s  vivum 
vadium  (Jlanvills  als  .determinable  or  base  fees,  with  a right  of  reverter  in 
the  feoCTor  and  his  heirs.  on  the  payment  uf  a given  sum",  ansehen  und  dem- 
.selben  das  klassische,  englische  murtgage  gegenüborstellun.  wo  der  l’läud- 
gläuhiger  -an  absolute  fee,  with  a condition  annexed"  erwarb.  Cootc  fährt 
fort:  „The  differcnce  between  the  estates  wa.s  striking.  In  the  first  instance 
the  credite>r  touk  an  estate,  which,  as  soun  as  his  debt  was  satisfied,  i]iso 
facto  ceased.  and  the  feoffor  niight  rc-enter,  and  inaintain  ejectment:  in 
the  latter  instance  the  feolTee  took  the  whole  estate  subject  to  be  defeated, 
but  which,  on  the  non-fulfillment  of  a eertain  engagement.  became  his  own 
by  an  indefeasible  title.  In  the  first  case  the  de.feasibility  was  an  inherent 
<|uality  of  the  estate:  in  the  other  thi'  determination  was  collatcral  to  it.“ 
Und  we.itcr:  .The  vivum  vad i um  consisted  of  a feolTnient  to  the  creditor 
and  his  heirs,  uiitil  out  of  the  rents  and  protits  he  had  satisfied  himself 
his  debt:  ....  and  it  is  said  to  have  been  ealled  vivum  vadium  because 
neither  debt  nor  estate  was  lost.*  Nach  Uoote  ist  das  mortiium  vadium 
(ilanvills  ein  „feolfment  to  the  creifitor  and  his  heirs,  to  be  hcid  by  bim 
nntil  bis  debtor  paid  him  a given  sinn,  and  until  which  he  rcceived  the 
rents  wilhont  account.  .so  that  the  estate  was  unprotitable  or  dead  to  the 
mortgagor  in  the  nieantime:  . . .*  Uootc,  I.aw  of  Mortgagc,  4.  .\ull..  I, 
c.  II:  Itohbins,  a.  a.  O,  I,  S.  I - 3.  .''iehe  auch  unsere  früheren  .\us- 

fnhriingen:  Uoote,  I.aw  of  Mortgage.  1.  .\ntl.,  S.  6:  l'rabb,  a.  a.  0.,  S.  371, 

’)  Siehe  unten  S,  233  IV.  Wir  sprechen  hier  von  dem  Pfand  mit  Besitz 
des  liläubigers.  l'eber  die  Natur  der  liechte  iles  Hypothekars  siehe  unsere 
späteren  .\usfühningeii. 
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§ 2.  Sog.  „Bractonian  Gage  for  Years.“ 

Zur  Zeit  Hracton.s  war  eine  Veriiaclitung  auf  Jalire  (lea.se 
l'or  year.s)  mit  Verlallsklausel  die  gehriluelilichste  Form  der  Immo- 
hiliarverptaiidung  (sog.  „Bractonian  gage  for  years“' i.  Auch  dies 
ist  ein  kombiniertes  (ieschäft.  denn  zu  der  Nutzung  des  Pfand- 
nehmers (lessee  for  years)  kommt  die  Möglichkeit,  daß  das  Land 
für  ilie  iSchuld  verfallen  kann  (Niitzi)fand  plus  Substanzpfand). 
Desgleichen  ist  es  nichts  weiter  als  eine  andere  Konn  der  Über- 
••ignung  unter  Suspensivbedingung.  Sie  wurde  meist  von  (ilaubigern 
sehr  gern  angewendet,  weil  der  Besitz  des  Pfandgläubigers  recht- 
lich geschützt  war  und  weil  durch  den  Verfall  der  (xläubiger  so- 
fort und  ohne  weiteres  in  den  Besitz  eines  freehold  kam,  während 
er  solange  nur  die  Pachtung  auf  .fahre  hattr*  (teim  for  years. 
chattel  reaP). 

Wann  die  Verpachtung  auf  .lalire  (lease  for  years)  mit  Ver- 
tallsklausel  als  eine  Fonn  der  Sicherheitsstellung  zuerst  zur  An- 
wendung kam,  .scheint  mit  (it-wißheit  heute  nicht  mehr  festgestellt 
werden  zu  können").  Sicher  hatte  sie  ein  Vorbild  auf  dem  Kon- 
tinent in  der  susi>ensiv  bedingten  (Tbereignung  zu  Pfandzwecken  in 
der  fränkischen  Periode'),  und  wie  wir  .soeben  nachgewiesen  haben, 
war  das  (ilanvillsche  Pfand  auf  eine  bestimmte  Keihe  von  .Jahren 
mit  Vertallsklausel  ohne  Zweifel  ein  (Teschäft  denselben  .\rt,  wobei 
es  jedoch  des  pos.sessorischen  Schutzes  entbehrte,  di‘ssen  sich  der 
Bractonsche  Ptändgläubiger  erfreute"). 

Die  Bracton'sche  V^'rpachtung  auf  .fahre  (lease  for  years)  als 
Sicherheitsstellung  hat  folgende  f’orm.  Der  Schuldner  verpachtet 
das  Land  an  den  (xläubiger  auf  eine  Keihe  von  .fahren  unter  der 


')  l’olliick  aiid  Muitliiiic).  a.  a.  O.,  II,  .S.  l-'0-f2'2. 

’)  Siehe  unsere  späteren  .tusfnliruiijien. 

")  Siehe  l’olloek  amf  Maitland,  a.  a.  O.  II.  S.  111.  ll'd. 

•)  llruiiiier,  l'ber  l’idluek  and  Maitlanifs  Historv  of  Knglish  Law 
(.Sonderabdriick  uu,s  der  Zeitschrift  der  Savigny- Stiftung). 

")  Siehe  oben  S. 'il4  ff.  Chaplin,  a.  a.  ()..  IV,  S.  8 idenliliiierl  das 
(ilanviirsche  Verfallspländ  mit  dem  Hraetoii'schen  YerlälUpfand.  Nach  seiner 
Annahme  ist  ilie  Vi'rfallsklansel  wahrschcinlieli  aus  dem  römischen  Hechte 
iibernouuiien. 
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Bedingung,  daß  wenn  die  Schuld  nicht  am  Ende  der  Pachtzeit 
bezahlt  wird,  der  Gläubiger  das  Land  in  fee  behalten  darf). 

Bei  Inkiaftreten  der  Verfallsklausel , d.  h.  bei  Zahlungs- 
versäuinnis  seitens  des  Schuldners  bei  abgelaufener  Pachtzeit, 
geht  das  freehold  sofort  und  von  selbst  auf  den  Gläubiger  über. 
Der  Pfandgläubiger  ist  nun  plötzlich  im  Besitze  des  freehold  (seised 
in  fee)  und  es  stellen  ihm  nunmehr  alle  Rechtsmittel  eines  free- 
holders  zu.  Das  freehold,  das  Land  selbst,  ist  ihm  für  die  Schuld 
verfallen.  Er  ist  nun  nicht  länger  termor.  .sondern  in  Wirklichkeit 
Eigentümer  des  Landes  selb.st. 

Die  Kcchtsanschaunngen  späterer  Zeiten  heißen  diese  Methode 
des  dreizehnten  Jahrhunderts,  nach  der  eine  V^irpaehtung  auf 
.fahre,  ein  bloßes  „chattel  real“,  durch  Krfüllung  einer  Bedingung 
in  ein  freehold  estate  sich  auswachsen  kann,  nicht  gut-);  an  ihre 
Stelle  tritt  das  mortgage  durch  resoliitiv  bedingte  (’bereignnng 
(conditional  fi>ottinent) ’).  .Aber  in  dieser  frühen  Zeit  sehen  die 
Juristen,  wie  ja  auch  Pollock  und  Maitland  dies  bereits  ausgeführt 
haben'),  die  Schwierigkeit  nicht.  ,.I)einise“  und  „feotfment“  sind 
beides  Formen  der  großen  Gru])pe  „gilts“  und  die  forma  dona- 
tionis  wird  mit  beinahe  religiöser  Ehrfurcht  behandelt.  Der 

')  Bracton,  f.  20.  2ß8-26H;  Britton,  liv.  111.  c.  ,\V,  $§2-7;  Brao- 
ton's  Note  Book,  pl.  889:  Madox,  Bornmlaro.  No.  BIX ; t'art.  Uuisborougli. 
S.  144:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O..  II.  S.  122.  Siehe  auch  Varianten 
dieser  Pfandfonn:  Kound,  .Vncient  t'harters,  No.  .iß;  Cliroii.  de  Melsa, 
1,  .'!03:  Madox,  Formulare,  No.  Ct.'lll:  V.  B.  21-22  Kd.  1,  S.  Pi.“).  Siehe 
ferner  Selcct  Civil  Pleas,  fSeld.  Soc.),  1,  8.  2,  10,  Sß,  57,  79. 

Vergl.  ein  lea.se  au.s  dem  .Tahre  1292  in  Y.  B.  20-21  Kd.  1,  S.  litl,  da.s 
ein  reines  Niitzpfand  in  der  Form  der  Zlnssut/.nng  (niortnnni  vadium) 
gewesen  zu  sein  »cheint;  Nota  si  uu  lionie  lesse  sa  tere  a un  antre.  en  gage 
pur.  XX.  mar»,  issi  kc  a quel  eure  ke  j’l  payc  Ic  X.X.  mars  ke  jl  eit  sa 
tere  arere,  en  coe  ca»  cely  a ky  la  tere  e»l  en  gage  ne  ad  fee  ne  franc 
lenement  par  laut. 

Kine  Besprechung  der  theoretischen  Schwierigkeiten,  die  mit  einem 
»eichen  llecht»ge.schSfle  voohnnden  sind,  i»t  zu  linden  bei  Coke  über  Little- 
ton,  2lß-2l8.  Ferner  zu  beachten  Fitzherhert,  .tbridgment,  tit.  Fcffc- 
incnt»,  pl.  119. 

Später  kam  auch  ilie  Verpfändung  durch  mortgage  eines  auf  eine 
gcwis.se  Keihe  von  .lahren  gepachteten  tJrnnd.stnck»  (mortgage  for  a tonn  of 
year»)  in  (iebranch.  Siehe  Madox,  Formulare,  DLXXXIX,  auch  unsere 
späU'ren  .Yusführungeii. 

')  Hist.  Kiig.  Kaw,  II,  S.  122,  12ö. 
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bloße  Wille  des  Gebers  (grantor)  erweitert  durch  bloße  Erfüllung 
einer  Bedingung  einen  Besitz  auf  Jahre  in  ein  freehold  oder  ver- 
mindert ein  freehold  in  einen  Besitz  auf  Jahre.  Aus  einem  free- 
hold kann  ein  chattel  real  und  aus  einem  chattel  real  ein  free- 
hold gemacht  werden '). 

Nicht  nur  den  Parteien  selbst,  sondern  auch  ihren  Erben 
können  Kechte  aus  dieser  Bracton’schen  Sicherstellung  durch  Ver- 
j»achtung  auf  Jahre  erwachsen. 

Die  possessorische  Klage  ,assize  of  mortdancester'*  steht  den 
Erben  eines  als  freehold  Besitzer  Verstorl)enen  (heirs  of  an  ancestor 
who  died  seised  in  demesne  and  as  of  fee  — in  fee  simple  or 
in  tail)  zu.  Sie  steht  nicht  den  Erben  jemandes  zu,  der  bei 
seinem  Tode  Land  als  Pachter  auf  Jahre  oder  als  Pfandglaubiger 
im  Besitze  hatte*). 

Wenn  Jedoch  dem  Gläubiger  Land  ver])faiulet  worden  ist 
unter  Einschluß  einer  Verfallsklausel,  oder  in  anderen  Worten 
unter  der  Bedingung  daß,  wenn  die  Schuld  an  einem  gewissen 
'I’age  nicht  bezahlt  wird,  das  Land  dem  (Gläubiger  und  seinen 
Erben  als  freehold  verbleiben  soll,  und  wenn  das  Land  auf  solche 
Weise  tatsächlich  für  die  Schuld  während  der  Lebenszeit  des 
(iläubigers  verfallen  ist,  dann  können  die  Erben  des  Gläubigers 
die  possessorische  Klage  as.size  of  mortdancestor  anhängig  machen. 
Bei  Nichtzahlung  am  festgesetzten  Tage  kam  der  Gläubiger  in 

*)  In  V.  D.  21 Ed.  I.  (1293)  S.  222-  224,  linden  wir,  dall  lene- 
ineiits  verpfändet  wurden  sind  für  ein  Harlehcn  von  40  LSt.,  welche  Summe 
je  zur  Hälfte  an  den  beiden  hierfür  festgesetzten  Tagen  zurückzuzahlen  war, 
und  (lall,  wenn  der  Schuldner  versäumte,  an  den  festgesetzten  Tagen  zu 
zahlen,  da.s  Land  dem  Gläubiger  und  seinen  Erben  in  fee  verbleiben  sollte. 
In  iibereinstiimming  mit  diesen  Hedingungen  wurde  von  dem  l’fandschuldner 
eine  Belehnungsurkiindc  (charter  id'  feotfment)  aufgesetzt,  die  einer  unpar- 
teiischen Person  (umpire)  übergeben  wurde,  damit  sie  von  dieser  nach  dem 
Stichtage  an  diejenige  ViTtragsiiartei  übergeben  werde,  welcher  sie  zukam. 
Der  Schuldner  zahlte  20  L.  .St.  am  ersten  Stichtage,  versäumte  jedoch  <lie 
Zahlung  am  zweiten,  ln  einem  4Vrit  of  Entr)'  ad  terminum  qui  praete- 
riit,  das  von  dem  Pfandschuldner  gegen  den  Pfandgläubiger  erlassen  wurde, 
entschied  das  Gericht  dahin.  daU  der  Pfandscbuldner  sein  Land  nicht  zurück- 
erhalten könnte.  Her  Kall  ist  besonders  interessant  dadurch,  daß  er  zeigt, 
wie  der  liechtstitel  des  Pfandgläubigers  bei  der  Zahlungsvcrsäumnis  des 
Pfandsehulduers  durch  die  charter  of  feoffment  pi*rfect  gemacht  wurde. 

*)  Siehe  unten  S.  23(1,  .\um.  I. 
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den  Besitz  des  frceliold  duirh  Inkrafttreten  der  V'erlallsk lauset; 
und  beim  Tode  des  (iliiubigers , welcli  letzterer  somit  freehold 
Besitzer  war  (seised  in  fee)  ging  das  frechold  auf  seine  Erben 
über.  Nunmehr  iin  Besitze  als  freeholder  und  nicht  bloU  ut  de 
vadio,  sind  die  Erben  jetzt  berechtigt  zur  [jossessorischen  Klage 
assize  of  mortdancestor  '). 

Die  Erben  des  Pfandschuldners  sind  el)enfalls  zur  ])ossessorischeii 
Klage  assize  of  mortdancestor  gegen  den  Pfandglaubiger  oder 
dessen  Erben  berechtigt.  .s(dern  Zahlung  der  Sc-huld  an  dem  von 
den  Parteien  festgesetzten  Tage  twfolgt  oder  zum  wenigstem  in  an- 
gemessener Form  angebüten  wird.  In  solchem  Falle  tritt  die 
Verfallsklausel  außer  Kraft.  In  der  'I'at  befreit  Zahlung  oder 
angemessenes  Zahlnngsanerbieten  das  freehold  des  Pfandschuldners 
von  der  Möglichkeit  des  Verfalls.  Stirbt  nun  der  Pfandschuldner 
als  freehold  Besitzer  (seised  in  fee),  so  können  seine  Erben,  nicht 
aber  die  Erben  des  Pfandglaubigers  das  Land  beanspruchen  und 
die  possessorische  Klage  assize  of  mortdancestor  anhängig  machen  *)• 

Die  Bedingungen  des  Pfandvertrages  können  derartige  sein, 
liaß  die  Erben  des  Schuldners  am  Stichtage  liezahlen  und  so  das 
Land  einlösen  können.  Wenn  sich  jedoch  die  Bedingung  cles 
Vertrages  bezüglich  Zahlung  nicht  auf  die  Erben  des  Schuldners 
erstreckt,  d.  h.  wenn  die  Erben  des  Schuldners  in  dem  Vertrage 
nicht  genannt  werden  und  wenn  der  Schuldner  sell)st  vor  dem 
Stichtage  stirbt,  so  ist  das  Land  dem  (iläubiger  verfallen.  Dies 
geschieht  auch  dann,  wenn  sich  die  Erben  des  Schuldners  bereit 
erklären,  zur  rechten  Zeit  Zahlung  leisten  zu  wollen.  Der  V'er- 
trag  hat  eine  strikte  Auslegung  gefunden  *). 


')  liractoii,  f.  0(i8,  2ti8b:  briUcii,  liv.  11,  c.  V,  14,  liv.  111,  c.  XV, 
2,  3.  Siolie  Y.  B.  20-21  läl.  1..  S.  242.  Vergl.  da»  writ  de  fcodo  ct 
vadio  oben  S.  229. 

■)  Siche  imteii  .-Viiui.  3. 

Bracton,  f.  2G8b;  Brittoii.  liv.  111,  c.  XV,  4-0.  Siehe  auch 
Britto II  . b'  - DL  c.  XV,  § 7. 

Zur  Zeit  Littletona  wird  eine  Bi  dingung  iler  si>eben  erwähnten  Art 
weniger  strikt  ausgelcgt,  indem  den  Krbmi,  trotzdem  sie  iin  Vertrage  nicht  er- 
wähnt sind,  gestattet  wird,  die  Bedingung  zu  erfüllen.  Litt le ton,  § 334: 
l’okc  üb.'!'  Littletnn.  2lf.h:  N'iehnls'  Britton,  1 1.  S.  127.  Vnin.  (d,. 

Vergl.  da.»  writ  de  feoilu  et  vadio  oben  S.  221*. 
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Die  sich  liin  und  wieder  ergebenden  Schwierigkeiten,  zu 
unterscheiden  zwischen  einer  Verpachtung  auf  Jahre  als  Sicher- 
heitsleitung') und  dein  (tlanviirschen  Pfand,  ist  bereits  angedeutet 
worden*).  Das  sog.  gage  oder  vadium  kann  auf  eine  Reihe 
von  .fahren  gegeben  werden,  und  wenn  dies  geschieht,  so  kommt 
die  Transaktion  einer  Verpaclitung  auf  Jahre  sehr  nahe.  Es  ist 
besonders  schwer,  zwischen  den  zwei  Formen  zu  unterscheiden, 
wenn  beide  Verträge,  welche  behufs  Sicherheitsstellung  abgeschlossen 
werden,  die  Verfallsklausel  enthalten. 

Es  wird  jedoch  angenommmen , daß,  obgleich  die  beiden 
Formen  in  manchen  Fällen  in  leicht  zu  verwechselnder  Weise 
sich  tatsächlich  ineinander  verschmelzen*),  sie  doch  nichtsdesto- 
weniger zwei  deutlich  verschiedene  Fonnen  darstellen.  Das  Glan- 
villsche  Pfand,  selbst  wenn  es  auf  gewisse  Zeit  gegeben  wurde, 
ist  eine  Form  der  Sicherheitsleistung  sui  generis,  eine  Form,  die 
in  der  Tat  nur  zum  Zwecke  der  Sicherheitsleistung  Anwendung 
tindet.  Die  Verjiachtung  auf  Jahre  ist  dagegen  ein  Rechtsgeschäft, 
eine  juristische  Form  für  sich,  die  je  nach  dem  Wunsche  der  Parteien 
zum  Zwecke  der  Sicherheitsleistung  Anwendung  finden  kann.  Die 
beiden  Fonnen  scheinen  in  der  Tat  von  den  früheren  Schriffsttdlern 
auseinander  gehalten  worden  zu  sein,  als  seien  es  zwei  verschiedene 
Formen  gewesen '),  und  es  darf  bemerkt  werden,  daß  obgleich  das 
Dlanviirsche  Pfand  auf  eine  gewisse  Zeit  hergegeben  werden  kann, 
es  doch  auch  auf  unbestimmte  Zeit  übergeben  werden  kann  *),  oder  wie 
es  scheint  sogar  nur  bis  zu  der  Zeit,  wo  die  Schuld  aus  den  Er- 
trägen getilgt  ist.  .\uf  der  anderen  Seite  ist  Verpachtung  auf 
Jahre,  wie  schon  der  Name  andeutet,  immer  eine  Verpachtung 
auf  gewisse  Zeit. 


')  Das  sogenannte  ,beneticial  leasi'"  iniiU  iiatiirlirli  sdmrf  unterschieden 
werden  von  der  Verpachtung  auf  .Tahri'  (lease  for  yeara)  zur  Sieherstelluug 
einer  Forderung.  Iin  vorliegenden  .Vbschuitt  haben  wir  es  mir  mit  di'r 
letzteren  zu  tun.  I'ber  das  .beiielicial  lease-  siehe  oben  S.  ‘203,  204. 

’)  Siehe  oben  S.  233. 

*)  Siehe  z.  H,  die  l'.rörterung  bei  Hracton.  f.  ’iliS,  2ti8b.  "2üU  und  bei 
Britton,  liv.  111,  e..  XV,  §§  2-7, 

*)  Siehe  Bracton,  f.  2l)8,  2(i8b:  Britton,  liv.  111,  c.  XV,  §§  2,  7, 
Vergl.  unsere  späteren  .Ausführungen, 

S;  f;  I a n vi  1 1 . X.  fi. 


Digitized  by  Google 


238 


Der  Unterschied  zwischen  den  zwei  Formen  tritt  jedoch  am 
deutlichsten  hervor,  wenn  man  sicli  mit  der  Frage  des  Besitz- 
schutzes beschäftigt.  Und  dies  sclieint  in  der  Tat  der  Haupt- 
unterschied  zwischen  der  als  Sicherheit  abgeschlossenen  Verpachtung 
a\if  .Jahre  und  der  Glanviirschen  Verptiindung  auf  bestimmte  Zeit 
zu  sein.  Der  (xlanvill’sche  Pfandgliiubiger  hat  keinen  Schutz 
gegen  den  Plandschuldner  oder  dritte  Personen.  .\>if  der  anderen 
Seite  steht  dem  Pachter  auf  .Jahre  am  Ende  des  zwrdften  .Jahr- 
hunderts ')  die  Klage  Action  of  Covenant  zu,  auf  (iruml  deren  der 
Verjiachter  oder  seine  Erben  gezwungen  werden  kfmiien.  den  Be- 
sitz, oder  wie  es  genannt  wird,  die  seisina  des  J^andes  zurück- 
zugeben. Und  im  dreizehnten  .Jahrhundert  wird  dieser  Besitzschutz 
des  Pachters  erweitert,  indem  man  ihm  possessorische  Rechte  gt'gen 
dritte  Personen  verleiht.  Das  Nichtvorhandensein  eines  Schutzes 
für  den  Ulanvill'schen  Pfandglaubiger  ist  jedenfalls  der  Haupt- 
grund für  das  Verschwinden  der  (ilauviirsclien  Form  der  Sicher- 
heitsstellnng,  und  der  possessorische  Schutz  des  Pachftws  auf  .Jahre 
ist  vielleicht  der  Hau])tgrund  der  Popularität  der  Verpachtung 
auf  .Jahre  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  einer  Forderung  in  der 
Zeit  Bractons“).  Beide  Fonnen  müssen  daher  scharf  auseinander- 
gehalten werden. 

Fernerhin  kann  man,  oligleich  der  historische  Zusammenhang 
noch  nicht  festgestellt  ist,  es  wagen,  die  Vennutung  auszusprechen, 
daß  der  GlanvilPsche,  auf  eine  bestimmte  Zeit  ges(dilossene  Pfand- 
vertrag mit  Verfallsklausel  viel  zu  der  Entwickelung  des  Bracton- 
schen  zur  Sicherstellung  von  Forderungen  ge.schlossenen  Pacht- 
vertrages auf  Jahre  beigetragen  hat.  Denn  abgesehen  von  dem 
Punkte  des  Besitzschutzes,  haben  sie  praktisch  dieselbe  Form,  d.  h. 
die  Form  der  .suspensiv  bedingten  Übereignung  zu  Pfandzwecken. 
Die  (ilanvilFsche  Verpfandung  auf  bestimmte  Zeit  mit  Verfalls- 
klausel scheint  von  der  Bracton'schen  Form  absorbiert  worden  zu 
sein. 


')  Mit  liczun  hierauf  ist  es  interessant  r.n  wissen,  lialJ  das  (ilanvill’sclie 
Uncli  wahrscheinlich  in  der  Zeit  zwischen  118.5  und  1188.  d.  h.  f;anz  gegen 
Ende  des  zwölften  .lahrhunderts  geschrieben  worden  ist.  Siehe  Uoale, 
lleames'  Translation  of  (jlanville,  Kinleitnug,  S.  XI.  .\II. 

*)  .Siehe  unsere  früheren  .\nsfnhrnngen. 
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II.  ÜbereignunR  unter  Resolutivbedingung. 

Weder  das  Olanvill.sche  noch  das  Bractnnsche  Pfand  wurde 
zur  Basis  des  klassischen  ^inortgage“  des  engli.schen  Rechts.  Diese 
klas.sische  Pfandforin  ist  keine  Cbereiguung  unter  Suspensivbe- 
dingung, sondern  eine  l'bereignung  unter  Resolutivbedingung 
(conditional  feoffment).  Der  Schuldner  übergibt  dein  Gläubiger 
und  dessen  Erben  das  Grundstück  zu  Lehen  (feoflinent)  unter  der 
Bedingung,  dali  wenn  die  Schuld  am  Stichtage  bezahlt  wird,  der 
Schuldner  (feotVor)  oder  seine  Erben  wieder  in  den  Besitz  eintreten 
I re-enb‘r)  und  das  Land  wie  vor  der  Verleihung  behalten  dürfen. 
Auch  hier  finden  wir,  dali  das  Projirietütsjd'and  die  Form  des  Ver- 
fallspfandes anniiunit '). 

Wir  hahcn  gesehen,  daU  die  .Vngelsachsen  diese  Form  der 
Sicheiheitsstellung  als  eine  Übereignung  unter  Resolutivbedingung 
die  durch  die  t^bergabe  des  Landhuches  vorgenoinmen  wurde,  ge- 
kannt haben*).  Buch-Land  als  eine  Form  des  Grundbesitzes 
erhielt  sich  noch  eine  Zeit  lang  nach  der  normannischen  Er- 
oberung*) und  es  ist  möglich,  dali  zuweilen  Land  auch  während 
dieser  späteren  Periode  auf  Grund  des  Landbuches  verpfändet 
wurde,  obgleich,  wie  es  scheint,  keine  Belege  über  eine  solche 
Verpfändung  von  Land  nach  der  angelsächsischen  Zeit  auf  uns 
überkommen  sind. 


')  Chaplin,  n.  a.  0.,  S.  8,  !),  sagt  bei  Erörterung  des  Glanvill'schcn  und 
liracton'schen  Verfalhspfandcs:  „Certainly  llii.s  isy.stem  was  cfficicnt  onough. 
The  only  (hing  nl'  nhich  the  pledgee  could  in  the  least  eoniplain  was,  that 
in  any  actinn  which  involvod  the  validity  of  his  title,  the  bürden  of  proof 
was  always  im  hini  to  show  the  debt.  Thi.s  difliculty  the  lender  cla.ss  next 
set  theinselyes  aboul  gettiiig  rid  of.  If  it  could  be  contrived  to  give  the 
lender,  at  the  outset,  not  a nierc  title  de  vadio,  but  a title  prima  faeia 
absolute  at  its  ineeption,  that  is,  absolute  unless  and  iintil  defeated  by 
affirmative  proof  of  payment,  the  final  problem  would  be  solvcd.  Such  a 
Step  would  gire  the  creditor  full  und  unquulified  scisin  iu  the  first  instauce, 
Icaving  the  debtor  otdy  a right  to  end  that  seisin  by  paying  aceording  to 
the  strict  Icttcr  of  the  deed,  and  consequently  would  throw  the  bürden 
of  proof  upon  the  borrower,  the  pledgor,  iu  any  contest  which  might  arise. 
The  Solution  of  the  i)robicm  was  very  early  found  in  the  use  of  the  deed 
upon  condition.“ 

Siche  oben  S.  141  fl'. 

Pollock  and  Maitland,  u.  a.  0.,  I,  S.  62. 
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Andererseit«  scheint  den  Angelsachsen  die  symhülische  Über- 
tragung von  Land  vor  der  füniulirung  des  Landbuches  bekannt 
und  beides,  die  symbolisclie  Übereignung  und  das  Land-Buch  in 
Gebrauch  gewesen  zn  sein ').  Ks  liegen  hierflber  nur  wenig  Berichte 
vor  und  wir  können  nur  vennuten,  daß  unter  den  Angelsachsen 
/.uweilen  Ijand  durch  symbolische  Übereignung  verpfändet  wurde. 

Bei  den  Schriftstellern  des  zwölften  und  dreizehnten  Jahr- 
hunderts finden  wir  keine  Besprechung  der  resolutiv  hedingten 
Übereignung  zu  Pfandzwecken;  aber  es  ist  wohl  nicht  daran  zu 
zweifeln,  daß,  ob  nun  die  Buch-Land- Verpfandung  sich  bis  in 
die  normannische  Periode  erhalten  hat  oder  nicht,  die  resolutiv 
bedingte  Übereignung  auf  Grund  einer  Belehnung  (feoffment)  zu 
Pfandzwecken  seit  früher  Zeit  in  England  exi.stiert  hat.  Es  lag  wirklich 
kein  stichhaltiger  Grund  vor,  warum  Glanvill  und  Bracbui  sie 
besonders  behandelt  haben  sollten,  denn  die  Transaktion  wai- 
rechtlich  eine  Belehnung  (feoffinent)  unter  Resolutivbedingung  und 
fiel  damit  unter  die  allgemeine  Doktrin  der  bedingten  (iaben 
(conditional  gifts)  und  war  nur  in  ökonomischer  Hinsicht  eine 
Art  von  Sicherheitsstellung*).  Mortgiiges  in  der  Fonn  von 
conditional  feoffments  scheinen  in  der  Zeit  Heinrichs  VI.  und 
Eduards  IV.’)  im  allgemeinen  Gebrauch  gewesen  zu  sein,  und  in 
Littletons  Abhandlung,  geschrieben  am  Ende  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts, finden  wir  eine  eingehende  Bes])rechung  dieser  Form  der 
iSicherheitsstellung.  In  der  Tat  basiert  alle  spiitere  Entwickelung 
lies  ,,niortgage  unseres  klassischen  gemeinen  Rechts“,  des  «klassischen 
englischen  mortgage“  auf  Littletons  Darstellung*). 

')  I’ollock,  Land  Laws,  S.  1!)9,  iOO  (siehe  auch  Schusters  l'bersetzuiig 
dieses  Werkes  unter  dem  Titel  .Oas  Hecht  des  liriindbesitzes  in  Knglaiid"). 
Über  eine  von  Sohin  und  Schinid  vertretene,  hiervon  abweichende  .\nsicht 
siehe  die  eben  citierte  Stelle  bei  Pollock. 

’)  Siehe  Hrunner,  l'ber  Pollock  and  Maitlands  History  of  Eiiglish 
Law  (Sonderabdrnck  aus  der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung):  Pollock  and 
Maitland,  a.  a.  ().,  II,  S.  123.  .Anm.  2.  Chaplin,  a.  a.  ().,  IV,  S.  9,  ist  der 
.Ansicht.  daÜ  das  deed  npon  condition  zu  Pl'andzwecken,  d.  h.  die  resolutiv 
bedingte  Übereignung  zu  llractons  Zeit  noch  nicht  bekannt  war.  Siehe  aber 
unsere  späteren  Ausführungen. 

’)  Spence,  a.  a.  O.,  I.  S.  U02. 

*)  So  genannt  von  mehreren  Schriftstellern:  siehe  z.  U.  Pollock  and 
Maitland,  a.  a O.,  11.  S.  122.  123.  Nach  der  Ansicht  von  Phillpotts 
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Obgleich  die  Rechts) itenitur  des  zwöltleii  und  dreizehnten 
Jahrhundert  nichts  über  die  liedingte  Relehnung  (conditional 
feoffment)  zu  Ptandzwecken  sagt,  wird  die  Richtigkeit  der  Vermutung, 
daß  diese  Form  der  Siclierlieitstellung  niolitsdestoweniger  lange 
Zeit  vor  Littleton  existiert  hat,  durch  eine  Prüfung  anderer  (Quellen 
aus  der  Periode  vor  Littleton  bestätigt.  In  Rracton's  Note  Rook 
finden  wir  ein  gerichtlich  ])rotokolliertes  (enrolled)  mortgage  durch 
bedingte  Relehnung  (conditional  feoffment  in  fee)  aus  dem  Jahre 
12dl).  Auf  Grund  einer  .\nnullieruiigsklausel  (clause  of  defeasance) 
muß  das  Land  wieder  auf  den  Schuldner  (feolfor)  und  seine  Erben 
zurfickgehen,  sofern  tlie  Schuld  in  einer  gewissen  Zeit  bezahlt 
wird ').  .Andere  Reispiele  dieser  Art  mortgage  sind  zu  finden  in 
l'rkunden  aus  dem  vierzehnten  und  .Anfänge  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts. Nach  dem  Wortlaut  der  Relehnungsurkunde  (charter 
of  feoffment)  zu  urteilen,  geschieht  die  Relehnung  bedingungslos 
(absolute).  Der  Charakter  der  Relehnung  als  einer  Cbereignung 
zu  Pfandzwecken  jedoch  kommt  zum  Ausdruck  auf  (jrund  einer 
.Annullieruugsklausel  auf  der  Rückseite  der  Originalurkunde  selbst-), 
oder  in  einem  besonderen  Dokumente’). 

Das  mortgage  oder  mortuum  vadium  Littletons  und  des 
klassischen  gemeinen  Rechts  ist  also  eine  bedingte  Relehnung 
(conditional  feoffment),  ein  „estate  ujion  condition“,  eine  Über- 
eignung des  frechold  unter  Resolutivbedingung*).  Die  Redingtheit 

(Renton’s  Kncyclojm-diu  uf  tho  I.aw.s  nf  England  VIII,  S.  4ü8)  ,tlie  oarliost 
form  of  iiiortgago  was  probably  aurb  as  do.scribed  in  Littleton,"  §332. 

')  Braeton's  Note  Book,  pl.  d.W.  Weitere  Beispiele  sind  za  finden 
in  den  V.  B.  -iO-Sl  Kd.  1.  (12!)3),  S.  422,  V.  B.  30-31  Kd.  I.  (1302),  S.  208-212, 
V.  B.  2-3  Kd.  11.  (1308-!)),  (Seid.  Soc.),  S.  14,  15. 

*)  Madoi,  Forninlare,  No.  DL.XXl.V  (tcinii.  Henry  IV). 

’)  M adox,  Formulare,  No.  1)LX  (tcinp.  Kdward  III),  No.  DLXI  (teinp. 
Kduard  III),  No.  lil.XIl,  No.  HL.XIX  (temp.  Uii-.hard  II;.  Vergl.  den  Kall 
in  Y.  B.  30-31  Kdw.  I.,  S.  210  (citiert  l’ollock  und  .Maitland  a.  a.  O.,  II. 
S.  123,  .\nni.  3),  wo,  id)gleich  der  l’fandgläubiger  im  Besitze  einer  Urkunde 
ist.  welel.c  dem  Wortlaut  nach  eine  ab.sidiite  Belehnung  (absolute  feoffment) 
darstellt.  der  I’fandschuldner  nichtsdestoweniger  vor  (icricht  naehweist.  dati 
die  Belehnung  eine  bedingte  war. 

*)  Littleton,  § 332,  337,  340:  lestate  de  la  terre  est  dependant  sur 
la  condition. 

Estates  in  tail,  estates  for  lifc  oder  estates  for  years  können  ebenfall.s 
verpfändet  werden  und  die  l’fandgläubiger  werden  in  solchen  Fällen  glcich- 

llazeltine.  KiigliscUes  l’fiimirecht  Ih 
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liegt,  wie  eben  angedeutet,  in  dem  Reclit  der  Wiedereinlösnng 
und  damit  verbundener  Annullierung:  der  Cbereigiiung.  Wenn  der 
Relelmer  (feoflor)  dem  Itelehnten  ('feottee)  an  einem  gewissen  Tage 
und  an  einem  bestimmten  Platze  eine  gewisse  Summe  zahlt,  so 
darf  der  Helehiier  wieder  in  den  Besitz  seines  Landes  -eintreten 
(re-enter) ’).  Wenn  jedoch  der  Schuldner,  der  Helehner,  versäumt, 
genau  am  Stichtage  zu  zahlen,  .so  ist  das  Land  ffir  immer  dem 
(iläubiger,  dem  Belehnten  verfallen ‘■'i.  Diese  Bedingung,  welche  das 
Recht  des  Wiedereintritts  gibt,  ist  in  der  Belehnungsurkunde  (deed 
of  feofVment)  enthalten  ■'),  obgleich  die  gesiegelte  Urkunde  (deed) 
selbst  für  die  ( Jiltigkeit  der  Übertragung  durch  Belehnung  im  Mittel - 
alter  nicht  gerade  notwendig  ist‘;. 

Die  Sicherheit  wird  mortgage  genannt,  sagt  Littleton,  weil 
„it  is  doubtfiil  whether  the  feotTor  will  ]iay  at  the  day  limited  such 
sum  or  not:  and  if  he  doth  not  pay,  then  the  land  which  is  ]mt 
in  pledge  upon  condition  for  the  payment  ot  the  money,  is  taken 

falls  „Icnants  in  mortgage"  genannt.  I,  ittlotnn,  § 33.'i.  Über  das  inort- 
gagc  of  an  estate  for  years  siehe  unten  S.  247.  Nach  neuzcitlicliein  Keehtc 
wenigstens  kann  co]i_vhold  land  l’fandnbjekt  bei  einer  Mortgage-Transakt ioii 
sein.  Siehe  Lcake,  Itigest.  S.  330.  ln  der  naehfidgenden  llesjireehung 
werden  wir  nur  das  mortgage  in  fee  simple  berncksiehtigen  und  nur  hin  und 
wieder  Bezug  nehmen  auf  die  anderen  l’fandforinen.  Wir  werden  ferner 
einer  Bes|ireehung  der  verschiedenen  Kinzelheiten  hinsichtlich  Zeit  und  Ort 
der  Zahlung,  sowie  betreffs  dessen,  wer  zu  zahlen  hat,  an  wen  die  Zahlung 
zu  geschehen  hat,  was  an  Stelle  von  Zahlnug  angenommen  werden  kann  u. 
ilergl.  mehr  aus  clem  Wege  gehen.  Littleton,  § 334-344  behandelt  diese 
(iegenstände  äuUerst  eingehend.  Siehe  auch  Iteev es.  a.  a.  0.,  11,  S.  .'>81. 

Diese  alte  Annullii'rungsklausel  (clause  or  condition  of  defeasance) 
ist  in  der  Neuzeit  durch  den  Vorbehalt  der  Zurnckiibereignnng  (]troviso  for 
recoiivejaoee)  ersetzt  worden,  welche  letztere  durch  den  l’ländschuldncr  im 
Kquityverfahren  erzwungen  werden  kann.  Arnes,  Harvard  Law  l’eviow, 
XVII,  S.  174;  Kobhins,  a.  a.  <).,  1.  S.  8,  Anm.  (h),  128,  128:  Williams, 
l’eal  Property,  S.  .044. 

’J  Littleton,  § 332.  Siehe  ferner  Williams,  a.  a.  0.,  S.  .728,  .72!): 
liobbins,  a.  a.  t).,  I,  .s.  1-5,  8,  t!27:  lUackstonc,  11,  10,  § 111;  Iteeves, 
a.  a.  O..  II,  S.  580.  581;  .Spence,  l'äpiitable  .Inrisdiction,  1,  S.  (WO-tiOS. 
II.  S.  1)14,  GI.5. 

Uobhins,  a.  a.  0.,  I,  S.  3;  Bacon,  .Abridgment,  tit.  Mortgage. 
BetrelTs  frühzeitiger  Beispiele  iles  mortgagi;  mit  .Annullii'rungsklansel  (con- 
ilition  of  did'easance^,  siehe  oben  S.  241. 

.8i<hi‘  Pollock  and  .Maitland.  a.  a.  O.,  11.  .8.  S0|f. 
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frum  him  für  ever,  and  so  dead  to  liiin  uj)on  cuudiüuii,  >>c.c.  And 
if  he  doth  pay  the  money,  then  the  pledfje  is  dead  as  to  the 
tenant,  tte“  ').  Coke  in  seinem  Kommentar  zu  Littleton  sagt,  dal.l 
es  mortgage  oder  mortuum  vadium  genannt  wird,  nicht  nur 
aus  den  bei  Littlet4m  angegebenen  Gründen,  sondern  auch  um  es 
von  vivum  vadium^')  zu  unterscheiden.  Man  kann  dem  hinzu- 
fügen, daß  mortgage  oder  mortuum  vadium  bei  Littleton  stets 
unterschieden  werden  muß  von  mortgage  oder  mortuum  vadiiun 
bei  Glanvill,  welch  letzteres  zu  Littletons  Zeit  bereits  vollstilndig 
außer  Gebrauch  gewesen  zu  sein  scheint^). 

Das  mittelalterliche  Kecht  verlangt  zur  Übertragung  des 
Uechtstitels  (legal  title)  am  freehold  estate  die  Übergabe  des  Be- 
sitzes (livery  of  seisin)^).  Sobald  dann  die  Übergabe  des  Besitzes 
stattgefunden  hat.  gelangt  der  mortgagee  oder  feotlee  in  freehold 
Besitz  (seisin  in  fee  simple i.  Aber  nach  common  law  ist  sein 
Besitzrecht  (legal  estate)  ein  bedingtt's.  Der  mortgagor  behiilt 
nichts  als  das  Hecht  der  Kinlösung  und  des  Wiedereintritts  am 
festgesetzten  Tagc^i. 

')  Littleton,  $ .'132:  Item,  si  IcolTment  soit  fait  .sur  tiel  condition, 
i|iie  si  le  feolVur  paya  al  feolTee  a certaine  jour,  kr.  40  I,.  dargeiit,  (|Ue 
adompie  le  feolVor  poit  rcenter,  kr.  on  ceo  eas  le  feoll'ec  est  appell  tenant 
en  morgagi-,  (pte  est  autant  adirc  cn  Francois  come  mortgage,  et  en  Latin, 
mortuum  vadium.  Kt  il  seuible  (pie  la  cause,  pur  que.  il  est  appelle  mortgage, 
est.  pur  ceo  ((iie  il  i'stoyt  en  aweroust  si  le  feofl'or  voyt  payer,  al  jonr 
limitte  tiel  summe  ou  non ; et  sil  ne  paya  pa.s.  donquc  le  ti^rre  que  il  niitter 
en  gage  sur  condition  de  payment  de  le  money,  est  ale  de  Iny  a tonts 
jours , et  issint  mort  a liiy  sur  condition,  ,^c,  et  sil  paya  le  money,  donqs 
est  le  gage  mort  qiiant  a le  Tenant,  \c. 

*)  Coke  Aber  Littleton,  20,5a. 

Siehe  oben  S.  2.32,  233,  239;  liobbins  a.  a.  O.,  S.  2,  3.  Vergl.  oben 
S.  207,  Anm.  2. 

t)  Siehe  unsere  Krörtorung  oben  S.  39 11':  Littleton,  § 332,  337: 
Blackston  e,  II,  c.  10,  § 111;  Brunner,  Forschungen,  S. (US,  l!I9:  \V  il  1 iams, 
Keal  Property,  S.  144,  157,  209,  Britton,  11,  c.  2,  § X:  Al  purchaz  des 
ehoses  corporelcs  ne  suffit  mil  doun  saunt?,  le  bayl  de  la  seysine. 

*)  Littleton.  §3.51;  Uobbius,  a.  a.  (I.,  1,  S.  3-5,  (>27;  Williams, 
a.  a.  O.,  S.  527-529,  533:  Blackstone,  II.  c.  10,  § 111. 

Die  gemeinrechtliche  Doktrin,  dall  der  mortgagor  kein  Besitzrecht 
(estate)  am  Lande  habe,  somlern  nur  ein  Itecht  auf  Wiedereintritt  (right  of 
re-cutry)  wurde  frühzeitig  von  den  Kquitygerichten  übernommen,  wich  jedoch 
spÄter  dem  endgültigen  l’rinzipe  des  Billigkeitsrechts,  wonach  ilcr  Pfand- 

IG* 
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KrfQllt  nunmehr  der  mortftamrr  die  Bedingung,  so  tritt  er 
wieder  in  den  Besitz  ein  und  ist  damit  sofort  wieder  im  Besitze 
des  freeholds  (seised  of  his  estate  in  fee  simple);  und  zwar  hat 
sein  Anrecht  die  Priorität  vor  allen  Belastunfren  durcli  den  mort- 
Sja^ee  (parajuount  to  all  the  chare;es  and  incnmbrances) '). 

Wenn  jedoch  die  Bedingung  durch  Nichtzahlung  seitens  des 
Schuldners  nicht  erfüllt  wird,  so  ist  das  Besitzrecht  (legal  estate 
in  fee  simplcj  des  Pfandgliiubigers  sofort  und  absolut  unantastbar, 
d.  h.  ist  vollständig  von  der  Bedingung  befreit.  Der  Pfandglitubiger 
hat  nunmehr  das  Eigentumsrecht  id.  h.  estate  in  fee  simjile)  und 
dieses  Eigentumsrecht  ist  jetzt  so  frei  und  absolut,  wie  es  nach 
englischem  mittelalterlichen  Recht  nur  sein  kann’^i.  Der  Verfall 
des  Landes  ist  jetzt  nach  gemeinem  Recht  jierfekt  und  rlem  mort- 
gagee  kann  nunmehr  sein  legal  estate  nicht  mehr  entzogen  (di- 
vested)  werden,  wenigstens  nicht  ohne  seinen  freien  Willen.  Den 
(ierichten  des  gemeinen  Rechts  ist  es  nach  den  Prinzipien  des 
letzteren  nicht  möglich,  dem  Pfandschuldner  beizustehen,  selbst 
wenn  sie  hierzu  geneigt  waren.  Ohne  die  Orundlagen  des  ge- 
.samten  linmobiliarrechts^)  zu  erschüttern,  stehen  dem  Pfandschulilner 
jetzt  keine  Rechtsmittel  inehr  zu  Verfügung,  es  sei  denn,  das 
Parlament  nähme  sich  seiner  Sache  an*). 

Wir  haben  die  Tatsache  hervorgehi>ben,  dali  der  Pfandglaubiger 
nach  gemeinem  Recht  sofort  durch  Belehnung  der  Eigentümer 
des  Landes  (d.  h.  tenant  in  fee  sini]dei  wird,  jedoch  unter  einer 
Re.solutivbcdingung,  denn  es  ist  von  henorragenden  Autoritäten 
die  Ansicht  vertreten  worden,  daß  der  Pfandschuldner  nach  ge- 

si'hulüiiur  nach  E)|uity  ein  HcsiUrecht  (estato)  niii  Laiiilc  habe.  Siche 
Kubbins,  a.  a.  0.,  I,  S.  6Ü7. 

')  l.itllclnii,  § Ö32,  ;137:  Blackstonc.  II,  c.  10,  $ III;  Hobbins, 
a.  a.  O.,  I,  S.  4. 

i'ber  die  'l'lieoric  der  Besitzreehtc  (estates)  .siche  nben  S.  42  IT. 

Blackstonc,  II.  c.  10,  §111:  .\iiin.  (')  zu  Coke  über  Littleton, 
20öa:  ftigby,  a.  a.  <>.,  IS.  28.7:  Williams,  a.  a.  0.,  S.  52!h  liobbins, 
a.  a.  0.,  1,  S.  1,  4,  .7,  8. 

Nach  heuti);eiii  geineincii  Hecht  wird  der  Pfaiidgläubigcr  immer  noch 
als  Eigentümer  (tenant  in  fee)  angc.sehen.  Siche  Kigbv,  a.  a.  O.,  S.  28(!, 
411;  Williams,  a.  a.  ü.,  S.  Ö27,  .»33,  .734.  .737,  .738.  .740.  .Siehe  ferner  die 
Erörterungen  oben  S.  233  IT. 

* Vergl.  unti‘11  S.  2.72.  .\nm.  2. 
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meinem  Recht  der  Kipentiimer  verbleibt,  i)is  durch  Nichteinhaltunp 
lier  Hedinpunpen  des  Vertrags  das  Besitzreclit  ( legal  estate)  durch 
Verfall  auf  den  Pfandplaubiger  übergeht').  Es  wird  anpenommcn, 
daß  dieser  Irrtum  entstanden  ist  durch  die  Versäumnis,  zu  ersehen, 
daß  im  englischen  gemeinen  Recht  der  Rechtstitel  am  Iinmobiliar 
(legal  title,  proprietary  right)  aus  der  seist  na  Hießt  und  daß  die 
beiden  zeitweise  untrennbar  verbunden,  nicht  aber  zwei  getrennte 
Dinge  sind*).  Wenn  man  freehold  Besitzer  ist  (seised  in  fee 
simple),  so  hat  man  nicht  nur  den  Besitz  ((Jewere,  .seisin,  legal 
possession),  sondern  man  hat  auch  das  Eigentum.srecht  iproprietary 
right),  man  ist  nach  gemeinem  Recht  der  Eigentümer  des  I.andes 
(legal  owner).  Wir  glauben  daher,  daß  es  unrichtig  von  Franken 
ist,  wenn  er  bei  Basprechung  der  Zeit  zwischen  der  t'bergabe  des 
Besitzes  an  den  Gläubiger  durch  bedingte  Belehnung  und  der 
Zahlungsversäumnis  .seitens  des  Schuldners  .sagt:  „Eigentümer  zu 
sein,  hat  der  Ver])fänder  nie  aufgehört.  Die  (iewere  andererseits 
richtet  sich  bloß  nach  außen,  gegen  Dritte;  sie  ist  die  vom  Rechte 
geschützte  Äußerung  des  Verhältnisses  zum  Gute,  nicht  das  Ver- 
hältnis selbst“  ’).  Spruche  Franken  von  suspensiv  bedingter  Über- 
eignung zu  Pfandzwecken,  .so  würde  seine  Behauptung,  daß  der 
Verpfänder  während  die.ser  Zwischenzeit  der  Eigentümer  bleibt, 
unter  gewissen  Verhältnissen  vollständig  korrekt  .sein;  denn  hei 
solchen  Verplandungsformen  behält  der  Pfandschuldner  das  Eigen- 
tumsrecht (freehold)  bis  zum  Verfall.  Die  Tatsache,  daß  das 
Eigentumsrecht  (freehold  seisin  in  fee)  nicht  sofort  l)ci  Eingehen  des 
Pfandverhältnisses  auf  den  IMändgläubiger  übertragen  wird,  ist 
theoretisch  und  praktisch  der  Hauptgrund  für  das  Verschwinden 
solcher  Fonnen  der  Sicherheitsstellung').  Man  kann  sich  des 
Gefühles  nicht  erwehren,  daß  Franken  nicht  so  scharf  unterschieden 
hat  zwischen  Verpfändung  unter  Suspensivbedingung  (Glanvill’sches 


')  So  z.  li.  wird  in  Ilacon,  .\bri(lgnioiit,  tit,  Mortgage  (C),  gesagt, 
daü  «the  mortgagor  before  forfeiture,  and  whilst  it  reinains  uncvrtain 
whetlier  lic  will  |ierfonn  tlic  condition  at  thc  time  limited  or  not,  hath  the 
legal  estatc  in  liiin."  Uieselbo  .\nsicht  findet  man  vertreten  bei  Franken, 
Französisches  Pfandrecht,  S.  162. 

“)  Vergl.  Pollock  and  Maitland  a.  a.  0.,  II,  S.  1 — 80. 

’)  Franken,  a.  a.  ().,  S.  162. 

*)  Siehe  oben  S.  214 — 2;i8:  Ooke  über  Littleton  216-218. 
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Pfand  und  Bracton’sches  Pfand  auf  Jahre)  und  Ver[)fiindunjf  unter 
Rescdutivbedinfrung  (conditiona]  feoftinent  Littletons)  wie  er  solches 
wohl  iretan  haben  sollte’).  Beides  sind  Formen  des  Verfalls- 
|ifandes;  aber  in  einigen  höchst  wichtigen  Punkten  sind  sie  v<dl- 
ständig  verschiedene  Transaktionen.  Bei  Suspensivbedingung  bleibt 
der  Verpfänder  Eigentfimer  bis  zur  Zahlungsversilumnis;  bei  Re.so- 
lutivbedingung  wird  der  Pfandgläubiger  sofort  Eigentümer,  ob- 
gleich dieses  Eigentumsrecht  einer  Bedingung  unterworfen  ist. 
In  der  Tat  können  wir  sagen,  dal.t  das  Eigentumsrecht  in  jedem 
Falle  einer  Bedingung  unterworfen  ist.  nämlich  der  Bedingung  der 
AViedereinlösung.  Wenn  im  Falle  von  suspensiv  bedingter  Über- 
eignung der  Pfandschuldner  das  Land  einlöst,  so  ist  das  Eigentum 
des  Pländschuldners  von  der  Verptändung  befreit.  Wenn  bei  reso- 
lutiv  bedingter  Übereignung  der  Pfandschuldner  die  Einlösung 
nicht  vornimmt,  so  ist  auf  der  anderen  Seite  das  Eigentum  de.s 
Pfand  gl  äubigers  von  der  Bedingung  beircit  und  dadurch  ein  ab- 
solutes Pngentum. 

Das  englische  mittelalterliche  mortgage  durch  bedingte  Be- 
lehnung ist  ein  kombiiiiertes  Geschäft.  Es  ist  in  der  Hauptsache 
ein  Substanzpfand  (Proprietätspfand,  Verfallspfand).  .\ber  es 
existiert  gleichzeitig  ein  befristetes  Nutzpfand,  d.  h.  ein  befristetes 
mortuum  vadiuni  im  Sinne  Glanvills.  Bis  zum  Zahltage  nimmt 
der  im  Besitze  des  Grundstücks  sich  helindende  Gläubiger  die 
Renten  und  Erträge,  ohne  sie  auf  die  Schuld  zu  verrechnen. 
Bezahlt  der  Pländschuldner  die  Schuld  am  Stichtage,  .so  ist  das 
Land  eingelöst  und  das  temporäre  Nutzjifand  hört  auf.  Versäumt 
der  Schuldner  zu  zahlen,  so  ist  das  Land  dem  Gläubiger  für  die 
Schuld  verfallen*). 

Soweit  wir  aus  Littletons  Darstellung  ersehen  können,  hat 
der  Pfand.schnldner  das  Recht,  die  Schuld  am  Stichtage  zu  be- 
zahlen und  dadurch  das  Land  einzulösen,  aber  der  Pfandgläubiger 
hat  kein  Recht,  den  Pfandschuldner  persönlich  für  die  Schuld 


')  Siehe  Kranken,  a.  a.  O.,  S.  I.tO,  .\nm.  2.  unil  S.  löl,  Anm.  1. 

’)  Kranken,  a.  a.  0.,  ,S.  1Ü2,  U53.  Siehe  Coke  über  Littleton  2().ia: 
Spenee,  Kquilable  .lurisdietinn,  1,  ,S.  (i02;  ItcDvea,  a.  a.  O.,  I,  S.  211; 
.liines.  a.  a.  <•..  S.  I.  Nach  heatigoiii  engliselien  Hechte  inuU  der  I’fand- 
:;länbi;;er  ini  Iti'.-iilze  über  die  Kenten  lind  KrtrÄp»’ venaii  Kechnung  ablegcn. 
Siehe  nnleli  S.  2.')0.  2-’iS. 
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zu  verklagen,  wenn  der  Pfandschuldner  versüumt  die  Schuld  zu 
zahlen  oder  wenn  das  veriifäiidete  Urundstück  beim  Verfall  der 
Schuld  nicht  an  Wert  ^leichkommt.  Allem  Anscheine  nach  kann 
iler  Littleton’sche  Pfandpläubiger  sich  einzig  an  das  Ijand  zur 
Wiedererlangung  seines  (leldes  halten').  Möglich  ist  e.s  aber 
ilem  Pfandschuldner  im  Mittelalter,  Zahlungsversjjrechen  unter 
Siegel  zu  geben  (covenant  to  pay  the  debtj;  und  in  solchem  Falle 
kann  der  Pfandgliiiibiger,  so  wird  angenommen,  auf  (Irund  des 
gesiegelten  Versprechens  den  Pfand.schuldner  persönlich  belangen*)*). 

Das  früheste  Beispiel  der  Veri)fandung  durch  mortgage  eines 
auf  eine  gewisse  Keihe  von  Jahren  gepachteten  (Grundstücks  (mort- 
gage  for  a term  of  years),  welches  zu  unserer  Kenntnis  gekommen 
ist.  ist  in  einem  Dokumente  aus  der  Zeit  Heinrichs  VI.  enthalten '). 
Der  Verfall  des  (Jrundstücks  kann  sich  hier  nur  auf  die  Länge 
dei'  Pachtdauer  des  mortgagor  erstrecken,  nicht  auf  den  Veifall 
des  Lehens  (fee)  selbst,  wie  im  Falle  der  V^erpfändung  auf  Jalire 
zur  Zeit  Bractons*). 

Da  das  freehold  Besitztum  (estate  in  feei,  in  dessen  Besitz 
sich  der  (Gläubiger  auf  (Grund  des  mortgage  befanii,  jedweder  Be- 
lastung seitens  des  (Gläubigers  untenvorfen  werden  konnte  (real 
charges  und  incumbrances)  und  außerdem  auch  den  feudalen 
Lasten  unterworfen  war  (feudal  incidents),  wie  z.  B.  das  Wittum 
(dower)  der  Frau  des  feotfee.  so  wurde  es  üblich,  diese  Schwierig- 
keiten zu  umgehen,  und  zwar  durch  Übergabe  des  (Grundstücks 
als  mortgage  unter  Festsetzung  einer  langen  Pachtdauer  (long 
term  of  years  by  way  of  mortgage).  Diese  letztere  Verpfandungs- 
form ist  beibehalten  worden,  weil  bei  dem  Tode  des  Pfandgläubigers 
(mortgagee)  das  Grundstück  für  den  Rest  der  Pachtdauer  aut 
.seinen  TestamentsvolI.strecker,  d.  h.  auf  denjenigen,  der  auf  (Grund 


')  Siehe  Littletoii,  § 33-’-344.  Siche  iiiich  .4mn.  (1)  zu  Ookc  über 
Littletcn,  205a:  Coke  über  Litticton,  ‘207a:  Jones,  a.  a.  ü.,  S.  4. 

*)  Siehe  Madox,  Formulare.  DLXtX  (temp.  Richard  II).  Die  Pfand- 
haftung scheint  doch  in  solchem  Falle  selbständig,  nicht  akzessorisch  zu  sein. 

*)  Auch  nach  heutigem  euglischon  Recht  kann  der  Pfandschuldner  auf 
sein«  im  Vertrage  gemachte  Zusage  hin  (personal  covenant)  verklagt  wi'rden. 
Siehe  unten  S.  2511. 

‘)  Madox,  Formulare,  No.  DLXXXIX. 

Siehe  die  l'rkunde  selb.st  und  oben  S.  233,  234. 
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des  inortgage  die  Scliuldferderung  erwirbt,  (Ibergeht.  nicht  aber 
auf  die  Erben').  Da  mit  den  mortgages  auf  Jahre  auch  Schwierig- 
keiten verknüiift  waren  und  da  Gesetze  unter  der  Begiening 
Wilhelms  IV.  und  Victorias  gewisse  Nachteile,  die  mit  den  nioit- 
gages  in  fee  verbunden  waren,  beseitigt  haben,  so  ist  die  Foi'm 
iler  letzteren  wieder  die  gebräuchlichere  geworden*). 

Die  klassische  Verpfandungsform  des  gemeinen  Rechts  ist 
ilaher  eine  resolutiv  bedingte  Übereignung  zu  Pfandzwecken  (Sub- 
stanz])fand,  Proprietiitspfand,  Verfallspfand).  Im  modernen  Rillig- 
keitsrecht  (Etjuity),  be.sonders  seit  der  Zeit  Karls  I,  ist  diese  Form 
der  Sicherheitsstellung,  sowie  die  Rechte  der  Parteien  einer  voll- 
ständigen Umwandlung  nnterworfen  worden.  Der  verhältni-smätlig 
klaren  .Vuftässung  des  gemeinen  Rechts  (Common  Law)  hinsicht- 
lich des  mortgage  standen  auBerordentlich  komplizierte  und  ver- 
wirrende Regeln  im  Hilligkeitsrechte  (Equity)  gegenüber.  .\her 
die  Härte  des  gemeinen  Rechts  ist  durch  die  Gerechtigkeit  des 
Hilligkeitsrechts  verdrängt  worden,  denn  die  wirklichen  Beziehungen 
der  Parteien  zu  einander,  nicht  ihre  rein  formalen  und  gemein- 
rechtlichen Heziehnngen  wurden  von  den  Equity-Richtern  bei  Aus- 
übung ihrer  Jurisdiktion  über  mortgages  in  Betracht  gezogen. 
Diese  spätere  Periode,  die  Zeit  des  Equity  ist  es,  in  der  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  daß  das  mortgage  entweder  in  Form  der 
Verpfandung  mit  Besitz  des  (iläubigers  oder  in  Fonn  der  Ver- 
pfändung mit  Besitz  des  Schuldners  zustande  kommen  kann. 
Was  diese  letztere  Form  des  mortgage,  die  .somit  eine  Hyjwthek 
darstellt,  anlangt,  so  mnli  ihre  Besprechung  einem  späteren  .Ab- 
schnitte, der  die  Entwickelung  der  englischen  Hypothek  behandelt, 
Vorbehalten  werden  *). 

Es  war  der  absolute  Verfall  des  verpfändeten  Landes,  der 
eintrat,  gleichgültig  wie  hoch  der  Wert  des  verpfändeten  Gnind- 
stücks  war,  der,  obgleich  er  vollständig  gemäli  den  Grundsätzen 
d(“s  gemeinen  Rechts  eingetreten  war,  den  Equity-Richtern  als  eine 
Härte  und  Ungerechtigkeit  gegenüber  dem  Schuldner  erschien, 

')  Siehe  Sjicnee,  a.  a.  0.,  II,  S.  (il.5,  61(>:  Hfackstono,  II,  c.  10, 
J III;  .Vmii.  (1)  zu  <'üke  äber  Littlelon  •Jü.öa.  Uber  die.  .sjiätere  Oe,sehicbte 
des  iiiurlj’ai'i'  id'  a teriii  für  years,  siehe  Itacen,  .Abridgiiient,  lit.  Mortgage. 

■)  S]ieiiee.  a.  a.  O.,  II,  S.  RKI. 

Siidie  iitdeii  S.  2lll  II. 
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und  den  zu  be.seifiiten  sie  als  ihre  Ptlicht  ansalien  ').  Das  röinisclie 
Recht  hatte  die  Kinlösunf;  zu  jeder  heliehifrcn  Zeit  gestattet,  so- 
lange ein  Urteil  nicht  ergangen  war,  und  unter  Annahme  dieses 
Prinzipes  gelang  es  den  Kquity-Riehtern,  trotz  der  schärfsten  0]i])o- 
sition  seitens  der  ('ommon  Law-Kichter,  die  Harte  des  absoluten 
Verfalles  zu  inildeni.  Die  Eqiiity-Richter  konnten  natürlich  die 
rechtlichen  Wirkungen  (legal  eifectsj  bei  Verfall  nach  geiiieinem 

')  Die  alten  Dramatiker,  die  t’linmiker  ihrer  Zeit,  nehmen  häutig  Iteziig 
auf  die  Härte  <ler  gemeinrechtlichen  Hegel  dos  absnlnten  Verfalls  am  Stich- 
tage. Diese  Krwähmingen  zeigen,  datl  diese  Uechtsregel  mit  dem  öffent- 
lichen Rechtsgefiihl  nicht  im  Kinklang  staml,  und  daU  der  Pfandgläubiger, 
der  sich  den  Verfall  zu  Nutze  machte,  KinbuUe  an  seinem  Hufe  erlitt. 
Hobbins,  u.  a.  0.,  I,  S.  ä,  Anm.  i).  Als  Beispiel  hierlür  diene  Fletcher's  Th  e 
Night  Walker,  or  Kittlc  Thief: 

.\  lat  he.  — Thon  hast  uudone  a faithfui  gentleman, 

By  taking  forfeit  of  Ins  land. 

Algri|ie.  — I do  confess.  I will  henceforth  praetise  repentance. 

I will  restore  all  mortgages,  forswear  ubominable  usnry. 
Hobbins,  a.  a.  Ü..  der  iliese  Scene  in  der  hier  gegebenen  Form  anfnhrt, 
schreibt  dieses  Stuck  Beaumont  and  FIcteher  zu.  In  HalliweH's  Dictionary 
of  Old  Knglish  Plays.  S.  181,  wird  dieses  Stück  FIcteher  allein  zngeschrieben. 
ln  The  Three  Ladies  of  London  wiederum,  einem  Stücke  aus  dem  .lahre 
LüSI  (citiert  in  Frcderick  J.  I’uniivalFs  Auflage  aus  den  Jahren  IH77-I87Ü 
von  Phillip  Stubbes's  .\natomy  of  the  Abuses  in  Kngland  in  Shakspercs  Youth, 
S.  292); 

Simplicity.  ()  that  vild  l'sury!  he  lent  iny  fatlnr  a littio  money ; and  für 
breaking  one  day. 

He  took  the  fee-simple  of  his  house  and  will  quite  away; 
.And  yet  he  borrowed  not  half  a quarter  as  much  as  it  cost: 
But  I think.  if  it  had  been  a Shilling,  it  had  been  loste: 

So  he  kill  ’d  my  father  with  sorrow,  and  undoed  me  quite. 
Betreffs  weiterer  Erwähnungen  in  der  Literatur  derselben  Zeit  über  die 
Härte  des  Verfalls,  siehe  Stubbes's  .Anatomy  (oben  erwähnte  .Auflage  von 
Furnivall),  S.  119,  128,  293;  siehe  auch  die  Bemerkungen  Furnivalls  auf 
S.  4fi*  seiner  -Forewords“  zu  die.scm  Werke.  Die  Eltern  des  grollen  Dra- 
matikers William  Shakespeare  bestanden  darauf,  die  Einlösung  eines  alten 
mortgage  vornehmen  zu  können,  und  an  dem  sich  hiorap  anschließenden 
Hechtsstreit  beteiligte  sich  auch  Shakespeare  selbst.  Siehe  die  sehr  interessante 
Kritik  eines  neuen  Buches  von  Phelps,  das  sich  mit  diesem  berühmten 
Shakespcare'schcn  Falle  beschäftigt  und  den  Titel  trägt  .Falstaff  and  Eqiiity“ 
in  der  Law  tjuarterly  Heview,  Bd.  XVIII.  S.  322,  323.  Siehe  Kor  ly,  Historical 
Sketch  of  the  Ecpiitahle  .luri.sdici ion  of  the  l.'ourt  of  Chancery,  S.  88,  89- 
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Keclit  iiidit  beeinllussen.  aber  sie  konnten  auf  das  (Jewissen  (con- 
scienee)  des  Pfandglänbigers  einwirken.  Sie  erklärten,  daU  der 
Zweck  des  Recbtsgeschäftes  nur  der  war.  das  austreliehene  (ielil 
sicher/.nstellen,  und  daß  es,  trotz  des  Verlälls  nach  gemeinem 
Heclit  un))illii;  (unconscionable)  sei,  daß  der  inort^aset!  etwas  l»e- 
balten  sollte,  was  doch  rechtinäßiir  dem  Schuldner  ffeleirte,  und 
daß  daher  letzterer  berechtigt  sein  sollte,  sein  Kiirentum  wieder 
einzulösen.  Da  hier  nur  «e^reu  die  Person  (in  j)ersonani),  nicht 
aber  f?c}ren  die  Sache  lin  rem)  verhandelt  wurde,  wurde  der 
niortirasjee  nach  Zahlung  der  Schuhl,  Zinsen  und  Kosten  von  den 
l•äluit)•-J{ichtern  auljielbrdert.  das  Kigentum  wieder  auf  den  Schuldner 
zu  flt)ertra"en  (rc-conveyi,  und  wenn  das  verpfandett^  tinindstnck 
in  den  Händen  des  mortgagee  sich  befunden  hatte,  fiber  die  ein- 
gezogenen  Henten  und  die  Krträge  Kechnung  abzulegcn,  wa)durch 
dann  das  mortuum  vadium  (mortgage)  in  eine  Form  des 
vivum  vadium  verwandelt  wurde.  Dieses  Reclit  des  Pfand- 
schnldners,  das  (irundstfick  nach  Hilligkeitsrecht  einzniösen,  selbst, 
nachdem  es  nach  gemeinem  Recht  vertallen  war'),  wurde  „e(|nit_v 
of  redem]dion‘  genannt.  Die  (Jerichte  des  gemeinen  Rechts  fuhren 
fort,  das  verjifändete  Grundstück  als  abstdut  verfallen  zu  beliandeln, 
sotern  der  Sclnildner  versäumte,  am  Stichhige  die  Zahlung  zu 
leisten,  und  der  einzige  W'eg,  der  ihm  olfen  stand,  wituler  zu 
.seinem  Eigentum  zu  gelangen,  wai'  der,  daß  er  sich  an  das  Ecjuity- 
(iericht  wendete  und  dort  sein  Recht  der  Wiedereinlösung  nach 
Hilligkeitsrecht  geltend  maclite'*). 

Der  .Scbuliinör  mul!  jcilndi  von  .seinoni  cqiiiU  of  n-ilemption  vor 
rl«m  foruclo.siirc  oder  Verkiiiif  (lebrauch  inarlieii.  Siehe  die  späteren  .\iis- 
fuhruiifreii. 

•)  liobbins,  a.  a.  O.,  1,  S.  5.  II,  lä:  l’ollocli.  b.vnd  baws,  S.  1,'U; 
I'owell,  I.aw  of  Mortgages,  S.  1,2:  Itacoii.  a.  a.  U. : Hl ack st on c,  II,  c.  10, 
§111:  üenlon  s Kncyelopicdia  of  the  baws  of  Kngbuid,  VllI,  S.  408; 
Digb  v,  Hist.  Keal  I'ro|)erty,  S.  485.  488:  K erl  v , a.  a.  D.,  S.  88.  143,  14 1. 

I ber  das  römische  Hecht  siehe  Sp en c e,  a.  a.  ().,  1,  S.  5119,  (>(X).  bin  be- 
trügerischer l'fandgläubiger  hat  kein  eqliitT  of  redemptioii.  Hlackstoiie, 
a.  a.  O.  Vergb  die  replicatio  doli. 

Ks  scheint,  dal!  nach  Statutes  aus  der  Ki'giernngszeit  der  Königin 
.\nne  und  Hcorgs  II.  ilas  estate  vor  Yollstreckung  des  rrteils  sowohl  nach 
einem  Verfahren  des  t’omnion  baw-iierichts  wie  des  Kciuitygcrichts  vor  dem 
Verfall  bewahrt  wenlen  kann.  8n  z.  H.  kann  bei  einer  gemeinrechtlichen 
Kjectment-Klage,  wo  iler  l'fandschiddner  dem  l’ländglänbiger  oder  dem  (ie- 
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Ks  kann  nicht  mit  Hcstimmtheit  gesagt  werden,  wann  oder 
aus  welchem  Grunde  diese  Jurisdiktion  der  Equity-tierichte  zum 
ersten  Male  mit  Hezug  auf  mortgages  ausgeübt  wurde.  Die  geist- 
lichen Gerichte  scheinen  schon  in  sehr  früher  Zeit  die  nachtrüg- 
liche  Einlösung  gestattet  zu  haben  mit  der  Ilegrüudung,  daß  die 
Weigerung,  das  Land  nach  Zahlung  zurückzugeben,  eine  laesio 
lidei  sein  würde').  Ferner  gab  es,  wie  wir  gesehen  haben, 
selbst  vor  dem  Gericht  des  gemeinen  Rechts  (vor  dem  Königs- 
gericht) am  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  ein  Verfahren,  auf 
• irund  de.ssen  dem  Glanvillschen  Pfandschuldner  selbst  nach  ver- 
säumter Zahlung  am  Sticlitage  eine  Möglichkeit  gegeben  war,  das 
Land  einzulösen,  lievor  dasselbe  dem  Pfandgliiiibiger  endgültig  als 
verfallen  zugesjirochen  wurde.  Im  Grunde  genommen  war  dies 
dasselbe  Recht  wie  das  s](ütcre  „equitv  of  redemidion“  des  Eiiuity- 
Gerichts,  wie  .solches  mit  Bezug  aut  das  klassische  mortgage  zur 
Anwendung  kam-).  Wir  hören,  daß  im  Jahre  l'_'(tl  ein  Gerichts- 
hof des  gemeinen  Rechts  den  Erben  des  Pfandglüubigers  autfordert, 
den  Erben  des  Pfand.schuldners  Land  zurückzugeben,  das  auf  eine 
gewisse  Zeit,  die  inzwischen  ahgelaufen  war,  verptilndet  worden 
war.  Es  wird  nichts  darüber  gesagt,  ob  die  Schuld  bezahlt  worden 
w’ar,  wie  es  aber  scheint,  müssen  wir  annehmen,  daß  dies  der 
Fall  gewesen  ist’). 

Diese  Pnuis  des  König.sgerichts  im  12.  Jahrhundert,  dem 
Glanvillschen  Pfand.schuldner  die  Einlösung  zu  gestatten,  scheint 


riclit  die  Schuld  bezahlt,  ila.s  Coiiiuioii  Law-ticricht  ilcn  I’faiidgläubiger  auf- 
fordern, den  KechUtitel  zurnckzunbertragen.  Siche  Hlackstune,  III,  c,  27, 
§4;  Shep.  Touch.  S.  140*,  ,4nm.  (z). 

')  Siehe  4Vhitu,  Outline»  of  Legal  History,  S.  17!). 

’)  Siehe  unsere  späteren  Ausführungen. 

’)  Select  Civil  l'lea»  (Seid.  Soc.),  I,  S.  79.  Es . niuU  ausdrücklich  be- 
rücksichtigt werden,  daß  wir  es  hier  mit  einem  Kall  vor  einem  Common 
Law  Court,  nicht  vor  einem  Kquity  Court  zu  tun  haben,  und  daß  es  sich 
hier  um  ein  Verfahren  in  personam  handelt,  wo  das  Gericht  den  Erben 
des  I’fandgläubigers  auffordert,  das  I.and  zurnekzugebeii.  Uer  Kläger  soll 
ausdrücklich  die  von  ihm  verlangte  Sache  erhalten,  nicht  bloßen  Schaden- 
ersatz. Die»  ist  ein  ausgesiirochenes  Verfahren  nach  lajuitv  - l’rinzipieii 
(equitablc  ))iocecding).  Siche  die  Besprechung  obim  S.  227,  228  über  da« 
redemption-  und  forcclosure- Verfahren  bei  der  (ilanviU'sehen  l’fandform. 
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mit  dem  AuUergebrauchkommen  dieser  Verplandungstbnn  auch 
aufgegehen  und  seitens  der  Common  Law-Kichter  späterer  Zeiten 
überhaupt  vergessen  oder  wenigstens  tmbeachtet  geblieben  zu  sein, 
wenn  bei  Vorhandensein  eines  klassisclien  mortgage  der  Pfaiidgeber 
l)ehufs  Zurüekerhaltung  seines  verfallenen  Grundstücks  Hilfe  in 
Ansi)ruch  nehmen  wollte.  Ob  die  E(iuity-Richter  bei  Zulassung 
der  nachträglichen  Einlfisung  nicht  nur  vom  römischen  Recht '), 
.sondern  auch  durch  die  frühere  Praxis  der  geistlichen  und  ge- 
meinrechtlichen (rerichte  l)eeinllußt  worden  sind,  wissen  wir  nicht. 
Was  bei  dieser  historischen  Phitwickelung  des  mortgage  von 
Wichtigkeit  ist,  ist,  datl  die  Equitv-Uerichte  mit  den  römischen 
Hechtsbflchern  zu  ihrer  Verfügung  sich  tatsächlich  gegen  die  Ge- 
richte des  gemeinen  Rechts  erklärten  und  dali  .sie  die  gewünschk* 
Entbindung  des  Pfandschuldners  von  der  strikten  und  rigorosen 
Durchführung  des  (}eschäftes  zulielien’i. 

Die  strikte  Regel  des  gemeinen  Rechts  .scheint  zum  ei-sten 
Male  dort  dnrchbrwhen  worden  zu  sein,  wo  die  Zahlungsversäum- 
nis des  Schuldners  am  Stichtage  durch  einen  Zufall  veranlallt 
wurde,  wo  das  \’’ersäumnis  nur  ein  kurzes  war,  oder  wo  in  einem 
Sondervertrage  bestimmt  war,  daü  trotz  der  Veifallsklausel  dem 
Schuldner  die  Möglichkeit  der  nachträglichen  Einlösung  gegeben 
werden  .sollte.  In  solchen  Fällen  gestattete  das  Equity-Gericht 
die  nachträgliche  Einlösung^).  .\uch  wurde  frühzeitig  vom  Bquity- 
ftericht  die  nachträgliche  Einlösung  für  Hürgen  erlaubt,  selbst 
bei  vollständigem  Verfall  nach  gemeinem  Rechte.  Verpfändete 
jemand  ein  Grundstück  in  der  Form  eines  mortgage  bloß  als 

•)  Siehe  Spence,  a.  a.  0.,  I,  S.  (i03. 

■■')  Iin  vierzehnten  .lahre  der  KegieniiiK  Kicharcis  II.  hatte  da-s  Harla- 
nionl.  so  wird  hehaiiptet , die  l'inlösung  von  verprändeteui  Land  verweigert. 
Riehe  ('rahb,  a.  a.  0.,  S.  371 ; Butler,  .tmn.  (I,  4thly)  zu  (!oke  ühcr  Littlcton 
20öa.  Siehe  jedoch  über  diesen  Fall  R))cnce,  a.  a.  ().,  I,  S.  602,  wo  ge- 
sagt wird,  dati  das  Held  tatsächlich  vor  dem  Stichtage  bezahlt  worden 
war.  Lies  würde  die  t'itie.rung  dieses  Falles  als  Beispiel  dafür,  dat!  das 
Harlainent  es  verweigert  hat,  die  Kinlösung  des  verfallenen  Landes  zu  ge- 
statten. hinfällig  lUHcheii,  denn  die  Einlösung  in  dem  Sinne,  wie  das  Wort 
hier  gebraucht  wird,  kann  nur  in  Frage  kommen,  wenn  die  von  den  Bar- 
teien  festgesetzte  Zeit  verllossen  und  die  Schuld  nicht  bezahlt  ist. 

.Rpence.  <i.  a.  O.,  1,  S.  602  und  ilie  dort  angeführten  tjuellen: 
tVillianis,  Iteal  l’ioperty,  .R.  .030,  Amu.  (k;;  Kerly,  a.  a.  ().,  .R.  143. 
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UilrK»“  tiii'  Hrtuiitsrliuldner,  so  iTklärk*  das  Kquity-tToricht, 
daü  wenn  der  Hnrfre  für  den  Hau]itsehnldner  Zahlung  leistete, 
aucli  wenn  dies  erst  nach  dem  Verfallstage  geschah,  er  alles  ge- 
tan habe,  wozu  er  laut  Vertrag  verpflichtet  war,  denn  nur  bei 
Nichtzahlung  seitens  des  Hauptschuldners  wurde  der  Bürge  zur 
Zahlung  aufgefordert,  und  es  müUte  daher  dem  Bürgen  die  nach- 
trägliche Einlösung  gestattet  werden '). 

Bis  zur  Möglichkeit,  jedem  Schuldner  zu  gestatten,  nach  Ver- 
fall die  Einlösung  noch  bewirken  zu  können,  einerlei  aus  welchem 
Gründe  der  Verfall  eingetreten  war,  war  kein  kleiner  Schritt. 
Aber  der  Gedanke  gewann  bei  den  E(iuity-Gerichten  mehr  und 
mehr  an  Raum,  bis  es  im  siebzehnten  Jahrhundert  unter  der 
Regierung  Karls  I.  detinitiv  zu  einem  Prinzij)  des  Billigkeits- 
rechts (Eipiity)  wurde,  daß  das  „e(|uity  of  redemption“  allen 
l’fandschuldnern  zu  Gute  kommen  sollte*). 

Damit  hatte  die  Gruppe  der  Schuldner  einen  entschiedenen 
Vorteil  errungen.  Andererseits  wurde  aber  den  Gläubigern  eben- 
falls ein  Mittel  an  die  Hand  gegeben,  welches  dem  eciuity  of  re- 
demption  des  Schuldners  angemessene  Grenzen  ziehen  sollte  und 
in  der  Tat  den  Schuldner  zwang,  den  Interessen  des  Gläubigers 
ilie  gebührende  Rücksicht  zu  Teil  werden  zu  lassen,  oder  aber 
sich  endgültig  und  für  immer  der  Möglichkeit  beraubt  zu  sehen, 
sein  Land  wieder  einlösen  zu  können.  Das  E((uity-Gericht  erklUrtt“, 
daß  es  von  dem  Schuldner  ungerecht  sein  würde,  den  Gläubiger 
zu  lange  auf  einen  Bescheid  darauf  warten  zu  lassen,  ob  er  das 
nach  gemeinem  Recht  verfallene  Pfand  als  sein  Eigentum  behalten 
darf  oder  nicht*).  Demgemäß  wurde  dtun  Gläubiger  das  Recht 
gegeben,  dem  E([uity-Gericht  eine  Klage  (bill)  einzureichen  und 


')  Spencc,  a.  a.  O.,  I,  S.  G02,  60.3. 

’)  Williams,  a.  a.  0.,  S.  .ö30:  Speiice,  a.  u.  0.,  S.  603;  Rubbius, 
a.  a.  0.,  I,  S.  11,  l’i;  Blackstonc.  II,  c.  10,  § III:  Kerly,  a.  a.  0.,  S.  143, 
144.  I>as  von  Croinwcll  «inberufenc  Hareboneä  Parlament  beriet  iiber  den 
Entwurf  einer  Keelitsreform,  welche  n.  A.  auch  den  .Antrag  in  sieh  schloß, 
daß  die  Kinlösung  eine..*  mortgage  nur  innerhalb  eines  Jalircs  nach  dem 
Zeitpunkte,  an  welchem  der  Pländgläubigor  infolge  N'iehterfnllung  der  Be- 
dingung den  Besitz  übernommen  hatte,  erlaubt  sein  solle.  Dieser  Antrag 
wurde  aber  nie  zum  (iesetz  erhoben,  da  das  Parlament  zurncktrat  und  seine 
(iewalt  in  die  Hände  l'roinwell.s  legte.  Kerly,  a.  a.  0.,  S.  1.Ö7-160. 

*)  Coote.  l.aw  of  Mortcage.  1.  .\iill..  S.  !l!)0,  OOl. 
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den  Schuldner  aufzulorderu,  von  seinem  Kinliisuugsreclit  (equilv 
of  redeinption)  innerhalb  einer  festfresetzten  Zeit  Gebrauch  zu 
machen,  oder  aber  für  alle  Zeit  des  Rechtes  der  Kinlösunfj  ver- 
lustig zu  gehen  (barred  of  his  right  to  redeem).  Der  Spruch  des 
Gerichts  wenn  der  Schuldner  es  versäumte  bei  Ablauf  dieser  neuen 
Stnndungsfrist  zu  bezahlen,  wurde  „decree  of  foreclosure“  genannt. 
Das  mortgage  war  demnach  verfallen,  oder  wie  der  technische 
Ausdruck  lautet  „foreclosed.“  Der  Schuldner  war  nun  nicht  mehr 
gegen  die  schweren  Folgen,  die  sich  aus  dem  Pfandvertrag  und 
nach  dejii  gemeinen  Rechte  ergaben,  geschützt.  Der  Pfandgläubiger 
(mortgagee)  war  Jetzt  nicht  nur  Kigentümer  nach  gemeinem  Recht 
I legal  owner),  sondern  auch  Kigentümer  nach  Hilligkeitsrecht 
(equitable  owner').  Der  Verfall  an  den  Gläubiger  war  nun  jjerfekt 
sowohl  nach  gemeinem,  wie  nach  Billigkeitsrecht. 

Hieraus  ist  zu  ersehen,  daß  das  mortgage  selbst,  nachdem  es 
das  Hilligkeitsrecht  zur  Rechtsregel  gemacht  hatte,  daß  dem 
Schuldner  das  Recht  der  nachträglicher.  Einlösung  zustehen  sollte, 
im  Grunde  ein  Substanzpfand  (Proprietätspfand,  Verfallspfand)  war. 
Es  war  jetzt  nicht  nur  nach  geineinem  Recht  ein  Verfallspfand, 
sondern  auch  nach  Hilligkeitsrecht.  Das  Land  selbst,  wie  hoch 
auch  immer  sein  Wert  gewesen  sein  7uag,  verliel  dom  Pfand- 
gläubiger, sofern  der  Schuldner  versäumte  es  zum  endgültig  fest- 
gesetzten Termin  einzulösen. 

Es  wurde  Jedoch  sehr  l)ald  zur  Gewohnheit,  in  die  Ver- 
])rändungsurkunde  ein  Verkaufsrecht  (power  of  sale)  aufzunehmen. 
Dieses  gab  dem  Pfandgläubiger  ein  viel  weniger  teures  und  um- 
stindliches  Mittel  an  die  Hand,  als  das  des  foreclosnre,  welch 
letzteres  natürlich  die  Notwendigkeit,  vor  Gericht  zu  klagen,  er- 
heischte. Mit  Hilfe  dieses  Verkaufsrechts  kann  der  Gläubiger, 

■)  Robbins,  a.  a.  0.,  I,  S.  13,  l-t ; .Spencc,  a.  a.  <).,  I,  S.  608;  Williams, 
a.  a.  0.,  S.  539,  .540;  Pollock,  I.and  Lawa,  S.  13,5;  Kerlv,  a.  a.  0.,  S.  143. 
144;  Klackstoiie,  11,  c.  10,  § III.  Ks  scbcint  jcilocb,  ilall  gegenwärtig 
«las  dccri‘0  of  foreclosiir«!  bei  Vorlicgcii  von  lülligkeitsgründeii  revidiorl 
werden  kann  (o|>cned).  Siehe  I’eiiton's  Kncyelopai’dia  of  the  taw.s  of 
KnglamI,  VIII,  .S.  468,  469. 

Sach  heutigem  Recht  kann  nicht  nur  «las  oejuity  of  redemjdion  dea 
Schuldners,  sondern  auch  das  Recht  auf  foreclosnre  des  (Jläubigers  durch 
Verjährung  verfallen.  Williams,  a.  a.  O.,  S.  545:  -4nm.  (1)  zu  Coke  über 
I.ittlelon.  "iOSa. 
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der  nach  >;eineinem  Recht  Tiber  das  gesamte  Besitztum  (in  Form 
des  estate  in  fee  simple)  verfügt,  bei  Zalüungsversäumnis  des 
Schuldners  einen  nach  gemeinem  Recht  gültigen  Titel  (legal  title) 
auf  den  Käufer  übertragen  und  kann  dies  fernerhin  ohne  Ein- 
willigung seitens  des  Pfandschuldners  tun.  Aus  dem  beim  Ver- 
kauf des  Landes  durch  den  Pfandgläubiger  erzielten  Betrage  darf 
dieser  sich  nur  im  Verhältnis  der  Hübe  seines  Anspruchs  am 
Lande  seihst  befriedigen.  Er  ist  daher  ver])tlichtet  nach  Deckung 
seiner  Forderung  und  .\bzug  für  Zin.sen  und  Kosten  einen  etwa 
verbleibenden  CberschuU  dem  Pfandschuldner  auszuzahlen*) 

Das  mortgage  kann  somit  durch  Einfügung  die.ser  Verkaufs- 
ermächtigung in  die  Verpfändungsurkunde  aus  einem  Verfallspfand 
in  ein  Verkaufspfand  verwandelt  werden;  und  in  der  Tat  haben 
es  neuere  Uesetze  unter  der  Königin  Victoria  unnötig  gemacht, 
diese  Verkaufsklausel  in  die  rrkunde  aufzunehmen.  Das  Ver- 
kanfsrecht  versteht  sich  jetzt  von  selbst  (is  incident  to  everv 
mortgage),  ohne  datl  es  in  der  Erkunde  besonders  erwähnt  wird, 
ausgenommen  es  wird  in  derselben  ausdrücklich  au.sgeschlossen. 
Das  ttericht  kann  auch  zu  dem  Entschlüsse  kommen,  statt  die 
Einlösung  oder  den  endgültigen  Verfall  (redemjitinn  oder  foreclo- 
snre)  zuznlassen,  einen  Verkauf  anzuordnen.  Von  welcher  Seite 
der  Verkauf  vorgenommen  werden  soll,  darüber  entscheidet  das 
(lericht.  Bei  der  foreclosure- Verhandlung  scheint  es  üblich  zu  sein, 
den  Verkauf  durch  den  ersten  Pfandgläubiger  (fir.st  mortgagee) 
vornehmen  zu  lassen.  Wird  Einspruch  nicht  erhoben,  so  kann 
dem  Pfandschuldner  als  demjenigen,  der  an  der  Erzielung  eines 
möglichst  hohen  Preises  am  meisten  interessiert  ist,  der  Verkauf 
überlassen  werden.  .Vus  demselben  (irnnde  scheint  der  Pfand- 
gläubiger auch  da,  wo  es  sich  um  Einlösungsklagen  handelt,  mit 
dem  Verkauf  betraut  zu  werden.  Sow'ohl  bei  loreclosure-  wie  bei 
redemption-Klagen  kann  hinsichtlich  des  Verkaufs,  wenn  ein  solcher 
überhaupt  angeordnet  wird,  dahin  erkannt  werden,  dal.l  derselbe 
ohne  Zutun  des  Uerichts  vorgenommen  werden  kann  (out  of  cmirt)*). 

Wo  jedoch  die  Erkunde  eine  Klausel  enthält,  die  das  Ver- 


')  Williams,  ,a.  ii.  <>.,  S.  .j41-,54.'t;  Pollock,  a.  a.  ().,  S.  13.5. 

*)  Pol  lock,  a.  a.  O..  S.  134 : W i 1 1 i am  s,  a.  a.  < ).,  S.  .5 10-')4t : Hohliiiis, 
,a.  a.  O.,  1,  S.  T.'W.  II.  .s.  lOUS.  Ki.V.l. 
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kaiifsreclit  ausschliüUt.  und  wo  das  (iericht  sieh  weigert,  einen 
Verkauf  bei  foreelosure-  oder  redemption-Prozessen  anzuordnen, 
kann  sell)st  noeli  heutzutage  Verfall  dureh  foreelosure  au  Stelle 
des  Verkaufs  treten,  da  Ja  das  Recht  des  foreelosure  ein  notwendiger 
Bestandteil  jede.«  inortgage.  mit  .\usnahine  des  sog.  „Welsh  inort- 
gage“  ist'). 

Die  Umbildung  des  alten  mortgage-Rechts  dureh  die  Equitv- 
(ierichte,  be.sonders  im  siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhundert, 
ging  weit  Aber  das  bloüe  redemptinn  und  foreelosure  hinaus.  Das 
Hilligkeitsrecht  brachte  eine  vollständige  Umwandlung  des  Charakters 
dieser  Ver]ifandungsform  zustande.  Der  Sieg  des  Kqiiity  über  das 
(,’ommon  Law  w-ar  ein  vollständiger. 

Auf  die  Festlegung  des  nachträglichen  Einlösungsrechts  folgte 
die  Erklärung  des  Ei|uity-(ierichts,  datl.  wo  immer  die  Übereignung 
ursprünglich  äls  eine  Sicherheitsleistung  für  geliehenes  (ield  be- 
absichtigt war,  es  die  Regel  sein  .sollte,  dall  das  Rechtsgeschäft 
vom  E(iuity-( iericht  als  „inortgage“  und  das  Pfand  als  einlösbar 
anzusehen  .sei,  selbst  wenn  die  Parteien  ausdrücklich  beschlo.sseii 
haben,  dal.l  eine  Fhnlö.sung  nicht  möglich  sein  sollte,  und  dal.i 
hiervon  nur  wenige  .\usnahmen  zuzulassen  seien.  Dieses  Prinzip, 
welches  die  notwendige  Folge  der  'l’heorie  der  Einlösung  nach 
Verfall  war,  kam  in  den  Worten  „once  a inortgage.  always  a mort- 
gage“  zum  .\usdruck'‘i.  Ferner  erklärte  das  Equity-( iericht  jeden 

')  Uobbin»,  a.  a.  ().,  I.  S.  KJ,  14.  il,  II,  S.  999.  1-bcv  .Wcfsli  iiiorl- 
gagi's"  siche  oben  S.  211,  212. 

“)  Uobbiiis,  a.  a.  O.,  1,  S.  12;  Williams,  a.  a.  O.,  S.  ö30,  ,531. 
Chaplin,  a.  a.  O..  IV,  S.  II:  'Still  another  scheine  i>f  conveyance  was 

(levised.  It  niade  use  of  two  instniments.  The  tirst  was  a deed  uf  the 
laiid  froni  the  debtor  to  the  creditor,  absolute  in  form.  Concurrently  with 
it  the  creditor  gave  to  the  debtor  a bond.  which  came  to  be  known  as  a 
bond  of  defeasanee,  agreeing  that  if  a eertain  sum  of  nioney,  for  in.stancc, 
were  paid  by  a eertain  day,  the  deed  shoiild  bceome  inoperativo:  or,  to  use 
another  form,  that  the  grantee,  the  creditor,  wonld  reconvey.  It  was  attempt- 
ed  by  this  device  to  make  the  transaction  operate  as  a sale  of  land  with 
an  Option  of  buyiiig  back.  If  it  could  so  operate,  the  debtor's  rights  wonld 
be  lost  immediately  upon  deläult.  The  coiirts  of  equity,  however,  decided 
in  Kngland  and  it  was  very  early  decided  in  this  country  [Vereinigte 
Staaten  von  X.  A.J  at  law,  that  such  a transaction,  if  intended  in  fact  for 
inere  security.  was  nothing  but  a inortgage."  .\hnlich  war  auch  der  Ver- 
such der  tilänbiger  erfolglos,  die  Konseiinenzeii  des  ei|uity  of  redeinption 


Digitized  by  Google 


Versudi,  das  nacliträgliclie  Einlö.suiifjsrecht  neben  Z.alilnni^  der 
Sehiild.  Zinsen  und  Kosten  noch  durch  andere  Hedingnngen  ein- 
znschränketi,  als  ungiltig'). 

Aber  weiterhin  erklärte  das  Eiiuity-Uericht.  dali,  nach  den 
tatsächlichen  wirtschaftlichen  Keziehungen  der  Parteien  zn  einander, 
dem  Pfandglänbiger  in  Wirklichkeit  nur  ein  Ans]»rneh  auf  Hück- 
zahlung  des  Geldes,  welches  er  hergeliehen  habe,  zustehe;  mit 
anderen  Worten,  der  Gläubiger  behielt  das  Land  nur  als  eine 
Sicherstellung  seiner  hAirderung.  Infolgedessen  war  nach  Ansicht 
des  E(iuity-Gerichts  das  Land  nichts  weiter  als  durch  die  Schuld 
pfaudrechtlich  belastet  (charged),  und  dies  trotzdem  der  Gläubiger 
nach  gemeinem  Recht  als  tenant  in  fee  simple,  als  Eigentümer 
anzusehen  war.  Nur  der  Pfandschnldiier,  .sagten  die  Eqiiity- 
Richter,  nicht  der  Ptandgläubiger  war  nach  Rilligkeitsrecht  (ln 
equity)  der  Eigentümer  des  verpfändeten  Landes,  das  nur  der 
Forderung  des  (iläubigers  entsprechend  bela.stet  (cljarged)  werden 
konnte;  denn  das  Recht  der  nachträglichen  Einlösung  (eijuity  of 
redernption)  war  nach  Rilligkeitsrecht  ein  Besitzrecht  am  Lande 
(equitable  estatd  und  von  derselben  .\rt  wie  andere  „equitable 
estates“ 

Die  Konsequenzen  aus  «lieser  Theorie  wurden  in  logischer 
Weise  gezogen.  Obgleich  nach  gemeinem  Recht  das  Besitztum 
festate)  des  mortgagee  in  fee  auf  dessen  Erben  oder  Legatare 
übergehen  würde,  so  wurde  doch  nach  Billigkeitsrecht  der  Erbe 
oder  Legahn-  als  Treuhänder  (trustee)  für  den  'restamentsvollstrecker 
des  Pländgläuldgers  angesehen,  auf  welchen  .sowohl  die  Schuld- 
forderung, als  auch  das  Pfandrecht  (charge)  zur  Sicherstellung 
dieser  Forderung  übergingt).  Das  etiuitable  estate  des  Pländ- 


(iurch  eine  gesiegelte  Urkunde,  die  ihrer  Korm  nach  ein  trust  dued  war,  in 
der  Tal  aber  eine  Sicherstellung  sein  sollte,  zu  umgehen,  da  die  t'.quity- 
(ierichte  ilahin  entschieden.  daU  eine  solche  Transiiktiuu  als  morlgage  an- 
zusehen sei.  Siehe  Chaplin,  a.  a.  O.,  IV,  S.  11. 

')  Williams,  a.  a.  O.,  S.  .531  'r}. 

-)  Aniii.  (1)  zu  Coke  Uber  l.ittleton.  20.5a;  Williams,  a.  a.  0.,  S.  531. 

I>ie  Gerichte  iles  lülligkeitsrechts  nahmen  sich,  wie  es  scheint,  die 
Prinzipien  der  Gerichte  des  gemeinen  Rechts  zur  Richtschnur,  welche  die 
sogenannten  ..estates  bv  Statutes  elcgit,  merehant  and  staple*  nur  als 
chattel  oder  persi>nal  interests  hebaudclten.  die  beim  Tode  des  Pfand- 
tfazcltiiie,  Kmtliscbes  tUandreebt  It 
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Schuldners  vrunle  auf  der  andeien  Seite  von  den  Hilligkeitsgericliteii 
als  Immobiliar  (real  estate)  angesehen  und  ging  als  solches  auf 
den  Krben  oder  Legatar  des  I’fandschuldners  über,  jedoch  unter 
pfandrechtlicher  Belastung  des  mortgage,  woraus  der  dingliche 
Charakter  des  Rechts  des  Gläubigers  erhellt'). 

Der  mortgagee  in  fee  hat  ein  Recht,  sofort  in  den  tatsächlichen 
Besitz,  einzutreten  (right  of  immediate  entry  into  actual  pos.sessioii). 
Wenn  der  Pfandgläubiger  in  den  Besitz  eintritt,  entweder  sofort, 
oder  bei  Nichteinhaltung  der  Zahlungsbedingung  seitens  des 
Schuldner.?,  so  ist  er  jedoch  nach  Equity-Recht  der  Ver])flichtung 
untenvorfen,  über  die  Renten  und  Erträge  genau  Rechnung  zu 
führen  ('account),  für  den  Fall  einer  späteren  Einlösung  seitens 
des  Schuldners.  Die  Vorschriften  über  diese  Rechnungsführung 
sind  so  strikt,  daß  der  Pfandglilubiger  in  der  Regel  nur  ungern 
den  Besitz  übernimmt,  außer  wo  es  der  einzige  Weg  ist,  wieder 
zu  seinem  tielde  zu  gelangen.  Nach  den  Worten  Pollocks  „the 
plight  of  the  mortgagee  in  ])ossession  is  one  of  the  most  unenviable 
known  to  the  law“ "). 

Die  von  dem  mortgagee  in  possession  erzielten  Renten  und 
Erträge  können  je  nach  den  rmständen  zur  Tilgung  der  Zins- 
schulden oder  zur  Tilgung  der  Schuld  nebst  Zinsen  verwendet 
werden  "J.  Bei  dieser  Sachlage  ist  das  mortgage  zugleich  eine 
Form  des  Nutzpfandes. 

Bleibt  jedoch  der  Pfandschuldner  im  Besitz,  so  ist  er  nicht 
besser  daran,  wie  ein  tenant  at  sulVerance.  Der  Pfandgläubiger, 


gliiiibiger.s  auf  liesson  'rfstaiiieiitsvollstrcrkcr  übergingen.  .Siehe  oben 
.'',40  — 41:  .\nni.  (I  i zu  (’oke  über  l.ittletou  208a. 

' Wiltiiiins,  a.  a.  0..  ,S.  Seit  dem  <'onvoyaueing  Act  vom 

■liibre  1881  geht  das  estate  eines  solo  luortgagoe,  sofern  os  sich  um  die 
Verpfändung  eines  freehold  estate  of  inheritance  handelt,  gleich  jedem  an- 
deren chattel  real  beim  Totle  des  mortgagee  auf  dessen  Testamentsvidistrecker 
(personal  represeutative)  über.  Williams,  a.  a.  O.,  S.  .').'54.  .Ö35.  Pies  ist 
natürlich  nur  die  Theorie  des  llilligkeitsrechls  in  gesetzlicher  Form:  auch 
uird  hierdurch  der  Sii'g  des  l'.i|uity  über  das  gemeine  Itecht  noch  deiil- 
licher  veranschaulicht. 

'■'i  Williams,  a.  a.  I>..  .S.  .'i32-.öö4:  Pollock,  a.  a.  ().,  8.  134. 

■')  Siehe  Itobbins,  a.  a.  O..  II,  S.  1207  - 1212.  Siehe  auch  Leake, 
lögest.  S.  29.Ö:  Storv,  Kiputable  Jurisdiction,  S.  GOl,  .Anm.:  Pollock, 
a,  a.  n..  S.  l.‘!3.  131. 
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der  (las  Keclit  auf  sofortiifon  Hesitz  hat,  kann  dein  I’fandscliuldner 
zu  jeder  heliebiijen  Zeit  den  Ile.sitz  entziehen,  cntwed(>r  dadurcli, 
daß  er  selbst  in  den  Hesitz  eintritt  (aetual  entrv).  oder  durch 
Klafii*.  und  der  IM'andsdiuldner  kann  weder  nach  jzeineinem  Hecht 
noch  nacli  Kquitv-Kecht  Einwenduiiiren  hiersej'en  erheben.  Wenn 
der  Pfand>rl:iubif;er  nicht  auf  seinem  Hecht  der  Hesitznbernahnie 
bestellt,  sondern  dem  Pfandschuldner  gestattet,  den  Besitz  zu  be- 
halten, so  kann  der  letztere  die  Ertrüge  für  sich  verwenden,  ohne 
d('in  Pfandgläubiger  hierüber  zur  Kechnungsablegung  verptlichtet 
zu  sein.  Früher  war  es  dem  Pfandschuldner  in  solchem  Falle 
unmöglich,  eine  Klage  aiil  Hüekgabe  des  Bi'sitzes  in  seinem  eigenen 
Namen  anhängig  zu  machen,  aber  jetzt  nach  dem  Judicature  ,\ct 
vom  .fahre  lH7:i  wird  dem  Pfandschuldner,  wenn  er  zur  Zeit 
,\nspruch  auf  die  Heuten  und  Erträge  des  Landes  hat,  unter  ge- 
wissen Umständen  possessorischer  Schutz  zu  teil.  Es  ist  jedoch 
möglich,  die  Zurückbehaltung  des  Besitzes  seitens  des  SclmldiK'rs 
von  der  bloßen  Laune  des  Pfandglaubigers  unabhängig  zu  machen, 
ln  der  Verjdändungsurkunde  kann  ausdrücklich  stipuliert  werden 
obschon  dies  nicht  gebräuchlich  ist,  — daß  der  Pfandschuldner 
im  Besitze  bleiht  bis  zu  dem  von  den  Parteien  für  die  Zahlung 
festgesetzten  'rennin.  vSolch  eine  Klausel  in  der  Urkunde  hat 
dieselbe  Wirkung  wie  eine  Ver]>achtnng  (demi.se)  an  den  Pfand - 
.Schuldner  für  die  Zeit  bis  zum  Zahltage,  und  d(>r  Pfandschuldner 
hat  daher  ein  Hecht  (legal  right)  auf  Besitz  bis  zum  ,\blauf 
dieser  Frist '). 

.Vnßer  ihm  Hechtsmitteln  des  Pfandgläubigers  — der  gericht- 
lichen Verlällserklärung  (foreclosurei,  dem  Verkaul  und  der  Besitz- 
nahme zur  Tilgung  diw  Schuld  aus  den  Honten  und  Ertragen 
— hat  der  mortgagi'c  lud  Zahlnngsversänmnis  des  Schuldners 
eine  persönliche  Klage,  die  sicdi  auf  das  unter  Siegel  gegebene 
ViTsprechen  convenant)  in  der  Verpfändnngsurkunde  gründet. 
Von  all  diesen  Heclitsmitteln  kann  der  «ihiubiger  sol'orl  (iebrauch 
machen  “). 

')  Williams,  a.  a.  ()..  S,  .')Ü4.  •ää.').  Has  iiiortgaf'''  "'it  Hesitz  des 
Sclmblners  wird  ferner  hfs|iri)eheii  in  di  in  .\lpselinitle.  welebi'r  dii'  linlwiekidunn 
di  r llv|Mithek  belrilVl,  Siehe  unten  S.  '-*77  IV. 

-)  Stni  v.  a.  a.  (I.,  S.  tili.').  .\nin.  1:  Williams,  a.  a.  O..  S.  .■)3!l.  Siilie 
liohhins,  a.  a.  (I„  1.  .'S.  II;  Anm.  '1)  zu  Cnke  über  bittletnii.  ill.äa.  dl) 

17* 
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Im  modernen  englisclien  Reclit  muß  sorgfältig  unterschieden 
werden  zwischen  dem  „mortgage“  und  zwei,  anderen  Zwecken 
dienenden  Kechtsgeschilften  von  verschiedener  Fom,  mit  denen 
das  mortgage  zuweilen  verwechselt  wird:  l.  dem  bedingten  Ver- 
kauf (defeasible  oder  conditional  sale')  und  2.  der  Übereignung 
im  Vertrauenswege  (trust)*i. 

Die  Geschichte  des  englischen  mortgage  mit  ihren  konservativen 
Prinzipien  ist  somit  äußerst  charakteristisch  ffir  die  englische 
Rechtsgeschichte  im  Allgemeinen.  Die  alte  Form  der  resolutiv 
l)edingten  Übereignung  (conditional  conveyance)  ist  beibehalten 
worden,  und  die  E(iuity-Richter  haben  alles  getan,  was  in  ihren 
Kräften  stand,  sie  den  veränderten  rechtlichen  und  ökonomischen 
Verhältnissen  einer  modernen  Zeit  anzupa.ssen.  Aber  die  Reibe- 
haltung der  alten  Form  ist  die  (Quelle  von  Verwirrungen  und  Un- 
gelegenheiten geworden  und  hat  ohne  Zweifel  die  volle  Ent- 
wickelung von  einfacheren  Fonnen  der  Sicherheitsleistung  verhindert. 

Die  bedingten  Resitzrechte  (conditional  esfaites)  spielten  eine 
höchst  wichtige  Rolle  im  mittelalterlichen  Recht’);  aber  in  keinem 
Zweige  des  Rechts  mehr  als  in  demjenigen  des  Immobiliar-Proprie- 
tätspfandes  dieser  Periode.  Die  suspensiv  bedingte  Übereignung 
zu  Pfandzwecken  war  die  gebräuchliclrste  Form  des  Proprietäts- 
jifandes  zu  Glanvills  und  Rractons  Zeiten;  sie  wurde  aber  schließ- 
lich von  dem  klassischen  englischeti  mortgage  durch  die  resolutiv 
bedingte  Übereignung  (conditional  conveyance),  welche  bereits  in 
den  ()uellen  des  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhunderts  zu  linden 
ist,  aber  literarisch  zum  ersten  Male  in  Littleton’s  Tenures  be- 

uiiit  innivw'uit  ilie  l’lämlhafttitig  iiacli  houUgimi  eiiglisrheii  Hoclit  acIbstSiidig 
i.-it,  niuU  vorläiUig  (laliiiigi'Stellt  blciboii.  Siehe  Kubbins,  a.  a.  0.,  Bd.  1, 
S.  « IT.,  Bd.  II,  S.  8C7  tr.,  H.i!)  IT.:  Pisb.-r,  a.  a.  0„  S.  32!»  ff,  38,i  ff. 

')  Siehe  Kobbins,  a.  a.  0.,  I,  S.  11— 2.5:  .\iini.  (1)  zu  Ooke  über 
I.ittletoii,  2Uöa.  Vergl.  .lones.  Law  of  Mortgages.  S.  3:  l’ollock,  a.  a.  O., 
S.  133.  über  Verkauf  auf  Wiederverkauf  nach  römischem  unil  gennanischeni 
Kechtc  siehe  Dernburg,  Pfandrecht,  Bd.  1,  S.  12  ff,  Bd.  II.  S.2S.5:  Franken, 
Französisches  Pfandrecht,  S.  17.5  ff. 

’)  Siehe  Story,  Kquity  .inrisprudenec,  S.  (!fi2,  Anm.  2;  Lcakc,  a.  a.  0., 
S.  29(i.  297:  Sanders,  1'si‘s  and  Trusts,  S.  279,  280:  Lewin,  Law  of  Trusts, 
S.  203.  79C,  IIC.4,  ll(i.5. 

Siehe  Littleton.  § .525— .584:  Itecves,  a.  n.  0..  II,  S.  580;  oben 

.s.  47. 
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rücksichtifit  wird,  verdrängt 'i.  Dieses  klassische  englische  inort- 
gage  war  nicht  nach  dem  römischen  pignus,  hypotheca  oder 
fiducia  geformt,  sondern  war  lediglich  eine  besondere  An- 
wendungsform der  gemeinrechtlichen  Doktrin  des  bedingten  Be- 
sitzstandes (estates  upon  condition)  Das  römische  Recht  übte 
unzweifelhaft  einen  EinfluU  auf  die  Entwickelung  des  englischen 
mortgage,  besonders  im  Ei|uity-Recht,  aus.  Aber  auffallend,  wie 
die  Ähnlichkeit  zwi.schen  dem  englischen  mortgage  und  der  alten 
römischen  fiducia  ist,  so  ist  es  doch  nichtsdestoweniger  klar,  daß 
das  englische  mortgage  keine  Kojiie  der  römischen  Fonn  ist,  denn 
cs  durchläuft  dieselben  historischen  Phasen,  welche  auch  die 
fiducia  durchlaufen  hat’). 


Zweiter  Abschnitt. 

Pfand  mit  Besitz  des  Schuldners. 

Die  englische  Immobiliarver])fandung  mit  Besitz  des  S<dnildner.s 
liis  zur  Zahlungsversäuninis  hat  sich  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
später  entwickelt  als  das  Pfand  mit  sofortigem  Besitz  des  (iläu- 
bigers,  denn  der  Urspnmg  dieser  letzteren  Fonn  der  Sicher- 
stellung von  Darlehen  ist  mit  der  Geschichte  des  Zwangsvoll- 
streckungsverfahrens direkt  verbunden’).  Bevor  wir  uns  aber 
dieser  Phase  der  Entwickelung  znwenden,  möchten  wir  uns  doch 
einen  Augenblick  mit  den  mittelalterlichen  „charges“,  „liens", 
„burdens“  und  „encunibrances“  am  Linde,  die  nicht  zur  Sicher- 
stellung von  Fonierungen  iler  Gläubiger,  sondern  zu  anderen  Zwecken 
geschaffen  wertlen,  beschäftigen.  Hier  wird,  wenigstens  in  gewissen 
Fällen,  ein  dingliches  Recht  zu  Gunsten  jemandes  geschatten,  iler 
nicht  sofort  den  Besitz  des  belasteten  Landes  übernimmt.  Indes 
mögen  die  Meinungen  darüber  auseinander  gehen,  ob  es  sich  in 
Sülchen  Fällen  tatsächlich  um  eine  Immobiliarveriifändung  im  Sinne 
einer  Sicherstellung  für  eine  persönliche  Forderung  handelt. 

')  Siehe  oben  S.  239,  240. 

*)  Bwtlev,  .\niii.  (1)  zu  Coke  über  I.ittletoii,  20öa.  Powell,  Law 
iif  Mortgages,  S.  I,  ist  jciluc-h  dor  .Ansicht,  daU  das  engfisube  klassische 
mortgage  aus  dem  römischen  Hecht  fibemommen  wurde. 

*)  Siehe  Kranken,  Französisches  Pfandrecht.  S.  148 — 174. 

‘)  Fiunken,  Da.s  französische  Pfandrecht  im  .Mittelalter,  S.  7,  und 
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Krstes  Kapitel. 

Belastungen. 

I.  liehnsdienste  und  Itenten. 

.lede  Heute,  bestehe  sie  in  rent-sendee  oder  rent-eharge,  ist 
eine  Helastiing  des  Landes,  von  dem  sie  ausfließt 'J;  sie  gestattet 
dem  Grundherrn  oder  demjenigen,  welcher  Anspruch  auf  die  Hente 
hat  (seised  of  tlie  rent-charge),  .seine  Hechte  am  Lande  auszuüheii, 
auch  wenn  das  Land  in  die  Hände  von  dritten  Personen  übergeht. 
Die  Belastung  begründet  ein  dingliches  Recht,  und  um  dem  Recht 
aus  dieser  Belastung  (ieltung  verschaffen  zu  können,  steht  dein 
Grundherrn  oder  demjenigen,  welcher  .Vnspruch  auf  die  Rente 
hat,  das  Recht  der  Pfändung  zu. 

Wir  erwähnen  gleich  an  dieser  Stelle,  daß  wir  die  historische 
Kntwickelung  des  Rechts  des  (irundherrn,  das  Land  seines  teuant 

liruniier,  (iriinilzöj'c  (Irr  dcutsclien  Ucclitsgc.scliichto,  S.  — lÜO,  vor- 
I luten  diese  .Viisicht  hiii.siulitlicb  dos  geniiaiiisclieii  Höchtes  auf  dem  Koii- 
liiieiito.  Iloiislor,  ImsUtuliuneii  des  deiitsclieii  l'rivatrecliUs,  11,  S.  135, 
143—150,  vortritt  diu  Ansicht,  daß  das  l’fand  mit  und  das  l’faiid  ohne  Uusitz 
des  tilüubigcrs  gluichniäUig  früh  iin  alten  gcrnianischun  Hecht  erscheinen 
und  daß  in  der  Tat  kein  direkter  /.usaninienhang  zwischen  gerichtlicher 
Zttaiigsvadlstreckung  und  dem  rrs|irung  des  l’ländes  mit  Itesitz  des  Schuldners 
besteht.  Itutreirs  der  .\iisieht  anderer  Hechtsgelehrten  hierüber  siehe 
llcusler,  a.  a.  O.,  H,  S.  144,  und  Wigmure,  The  l’ledge-ldea,  Harvard 
Law  Heview,  X.  S.  341—3.50. 

Das  englische  genieinrechllicho  l’l'and,  wie  es  von  (ilanvill  und 
Uractoii  hesidiriehen  wird,  scheint,  wie  wir  bereits  gesehen  liaben,  ein 
solches  mit  liesitz  des iilaubigers  gewesen  zu  sein.  Siehe  oben  S.  201 — 238: 
Illackstone,  11,  c.  10;  S|icnce,  läinitable  .lurisdiction,  1,  S.  (101.  lletretrs 
einer  Kritik  dieser  .Viisicht  siehe  Chaplin,  Storv  of  Mortgage  Law,  Harvard 
Law  Heview,  IV,  S.  (1,  7.  welcher  daselbst  die  .Vnsiclit  vertritt,  daß  das  (ilan- 
vill'sehe  und  Hracton'sehc  Pfand  sowohl  ein  solches  mit  liesitz  des  (Häii- 
bigers,  wie  auch  ein  solches  mit  liesitz  des  Schuldners  sein  konnte.  Der 
letzteren  .Vnsiclit  ist  auch  (1  lassen,  llistoire  du  Droit  et  des  Institiitiuiis 
d .Viigleterre,  11,  S.  313— 3111,  und  Pliillip.s,  Knglische  Hciclis-  und  Heehts- 
geschiehte,  1 1,  S.  230,  240.  Siebe  ferner  Phillips,  a.  a.  <).,  1 1,  S.  236,  240—245. 
l iier  die  .lurisdiction  der  geistlichen  (lerichte  beim  Pfand  mit  Itesitz  des 
Schuldners  siehe  die  eben  citierten  Autoren  tjlasson,  Phillips  und 
Spence. 

')  Siehe  Stat.  (llouc.,  (1  läl.  I,  c.  4 ; »Stat.  W est.  11,  13  Kd.  1,  c.  21: 
llritton,  liv.  II.  eap.  X;  Holmes,  ('onimon  Law,  S.  388;  oben  S.  167. 
|C8.  V'eigl.  Lgger.  Veiiinlgeiishaflnng  und  Hvpotliek.  S.  173  fl. 
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l)ei  rückständigen  Diensten  oder  Renten  |)landen  zu  können,  nur 
in  kurzen  Umrissen  schildern  werden.  Unsere  Aufmerksamkeit 
wird  sich  in  der  Hauptsache  nur  auf  zwei  hier  in  Betracht  kommende 
Kragen  erstrecken ; diese  sind  1.  Muü  der  Grundherr  erst  das 
Mobiliar  des  tenant  planden,  bevor  er  sich  an  das  I.and  halten 
kann?  und  2.  Wie  wird  die  Pfändung  des  l.andes  durchgeführt 
einfach  durch  Retention?  durch  das  Recht,  die  Renten  und 
Erträge  mit  Beschlag  zu  belegen?  durch  Verfall?  oder  durch 
Verkauf? 

Es  scheint,  daü  in  früherer  Zeit  das  Land,  das  Lehn  des 
Lelmsmannes,  bei  Nichtleistung  der  Lehnsdienste,  welche  er  seinem 
la'hnsherrn  schuldete,  verfiel.  Doch  scheint  es  bald  notwendig 
geworden  zu  sein,  ein  Urteil  des  Gerichts  des  Grundherrn  ergehen 
zu  lassen,  bevor  der  tenant  auf  solche  Weise  seines  Landes  ver- 
lustig gehen  konnte;  ferner  konnte  dies  erst  geschehen,  nachdem 
der  tenant  entsprechend  gemahnt  worden  war  und  ihm  auf  ein 
Jahr  nach  Besitzergreifung  diu'ch  den  Grundherrn  Zeit  gelassen 
war,  sein  Land  wieder  einzulösen').  Es  ist  eine  Entscheidung*) 
bekannt  aus  der  Zeit  Heinrichs  I.,  derzufolge  der  Verfall  eines 
Lelms  eintrat,  da  der  tenant  es  versäumte,  militärische  Dienste 
zu  verrichten.  Später,  unter  Heinrich  II.  scheint  jedoch  das  Land 
bei  Nichtzahlung  der  Rente  nicht  zu  verfallen*). 

Zur  Zeit  Glanvills  und  Bractons  machte  jedoch  das  Königs- 
gericht, das  Gericht  an  welchem  das  ältere  gemeine  Recht  ent- 
stand. von  dieser  sehr  harten  Maßregel,  der  Billigung  des  Verfalls, 
keinen  Gebrauch.  Das  Königsgericlit  zwang  den  Grundherrn,  zu- 
erst das  Mobiliar  des  tenant  zn  pfänden,  und  erst  nachdem  dies 
geschehen  war,  erlaubte  es  dem  Grundherrn,  ein  Urteil  seines 
seignorial  court  einzuholen,  auf  Grund  dessen  es  ihm  gestattet 
war,  das  Land  des  tenant  zu  jifändcn.  Der  Gnindherr  nahm  nun 
das  Land  und  behielt  es  als  ein  simplex  namium.  Er  hatte  kein 

')  Siche  (üiridi.  .\bingd.  II,  S.  128;  Wright,  Tciiures,  ,S.  197—191*: 
(i  ilbcrt,  Rciits,  S.  3,  4;  Uobiiison,  Uavelkind,  S.  195;  Keoves,  Hist.  Kng. 
Law,  II,  S.  18(i:  Pollock  antl  Maitlanil,  a.  a.  0.,  I,  S.  3.54.  Siehe  auch 
Plac.  .\iig.-Xomi.,  S 97. 

’)  Chroii.  Abingd.,  II,  S.  P28.  Siehe  auch  Plac.  .Vng.-Nonu.,  S.  97. 

Plac.  .Aiig.-Norin..  S.  Hi(! — 173:  Pollock  and  Mnitland,  a.  a.  O., 
1,  S.  354,  Amu.  2. 
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Nutzunffsrecht,  keinen  Anspruch  auf  Verfall  des  Landes  und  kein 
Verkaufsrecht;  das  Einzige,  was  ihm  zustand,  war  das  Retentions- 
recht. Die  Einlösung  konnte  der  tenant  zu  jeder  Zeit  vornehmen  '). 

Dies  Recht,  das  Land  zu  pfänden,  wurde  den  Grundherron 
unter  der  Regierung  Heinrichs  III  (12(17)  durch  das  Statute  of 
Marlbridge  bald  entzogen;  dasselbe  gestattete  die  Pfändung  von  free- 
hold nur  auf  Grund  des  king's  writ.  Der  Grundherr  konnte  sich 
also  während  dieser  Zeit  behufs  Erzwingung  der  Leistung  nur  an 
die  Mobilien  des  tenant  halten*). 

Das  Hedürfhis  nach  einem  Rechtsmittel,  welches  gestattete, 
das  Land  seihst  zu  nehmen,  scheint  sich  jedoch  fühlbar  gemacht 
zu  haben;  es  dauerte  auch  nicht  lange,  nämlich  unter  der 
Regierung  Eduards  I.,  so  wurde  ähnlich  wie  bei  dem  eigenen 
Gerichte  der  feudalen  Grundherren,  das  Rechtsmittel  des  Verfalls 
durch  die  Statutes  of  Glocester  und  Westminster  the  Second  für 
das  gesamte  Land  cingeführt.  Dieses  Rechtsmittel  bestand  in  der 
Klage  cessavit  ]>er  biennium,  welche  unmittelbar  aus  dem 
kanonischen  und  mittelhar  aus  dem  römischen  Recht  .lustinians 
flbeniommen  war.  War  der  tenant  auf  zwei  Jahre  im  Rückstand 
und  war  nicht  genügend  Mobiliar  vorhanden,  so  ermöglichte  das 
writ  of  cessavit  des  Kanzlers  dem  Grundherrn,  sofern  der  tenant 
a\ich  jetzt  vor  Fällung  des  Urteils  nicht  einlöste,  das  Land  oder 
freehold  an  sich  zu  nehmen  (recover  the  fee  itself  in  demesne). 
Das  Land  war  dann  für  immer  an  den  Grundherrn  verfallen“). 

')  (ilanvill.  IX,  8;  liracton,  f.  20.'ib,  217,  218;  Tiractoii’s  Note 
Book,  pl.  2,  270,  348,  370;  Wriglit,  Tenurcs,  8.  189—201;  .4mn.  (2)  zu 
Coke  über  Littlctoii,  142a;  I’ollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I. 

S.  3.ä2— 355.  Vergl.  Gilbert,  Hents,  S.  3,  4.  Es  ist  richtig,  daß  der  feoflör 
und  der  fcolTee  ausdrücklich  vereinbaren  können,  daß  der  feolTor  bei  Zahlungs- 
versäniiinis  durch  Wiedereintritt  das  Land  zurnckcihalten  kann;  aber  solche 
.\bniachnngen  waren  vor  der  Witte  des  dreizehnten  .lahrhunderts  sehr  selten. 
Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  352. 

“)  Stat.  52  Hon.  III,  c.  22  (1267),  Statutes,  I,  S.  19  11;  Wright,  Tennres,  • 
S.  201,  202;  Hargrave,  .\nm.  (2)  zu  t'uke  über  Littlcton  142a;  .\nin.  (4) 
zu  Coke  über  Littlcton  47a;  Itobinson,  Gavelkind,  S.  194.  195;  ItccvcB, 
a.  a.  ().,  1,  S.  508. 

“)  Siehe  Stat.  (ilouc.,  6 Ed.  I,  c.  4;  Stat.  West.  II,  13  Edward  1, 
e.  21:  Eitzherhert,  Natura  Brevium,  f.  208  H..  209.  210  X:  (Joke,  2 Inst. 
295,  40(1,  löO:  1!  1 a e k .sl  o II  e.  111,  e.  15,  J 1:  .\iim.  (1;  zu  Coke  über 
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Ein  besonderes  writ  of  cessavit  erteilte  auch  das  Statute 
()•'  Westminster  the  Second  denjenifjen  Grundherren,  welche  Lind 
für  „Divine  service“  (auch  „Alms“  oder  „Almoigne“  genannt) 
zu  Lehn  hatten;  dieses  gestattete  den  (irundherren,  das  Land 
für  rückständige,  d.  h.  nicht  geleistete  Dienste  wieder  an  sich  zu 
nehmen  *). 

Auch  in  den  lokalen  Rechten  und  Gewohnheiten  des  Mittel- 
alters treffen  wir  die  Pfändung  tur  rückständige  Dienste  oder  Renten 
an.  In  der  Grafschaft  Kent  und  in  London  wurde  die  Pfändung 
durch  ein  unter  der  Rezeichuung  gavelet  bekanntes  Verfahren  vor- 
genoinmen*). 

In  Kent  gründete  .«ich  dieses  Rechtsmittel  des  gavelet  auf 
Gebräuche  und  Gewohnheiten  aus  unvordenklichen  Zeiten,  und  seine 
.\nfange  sind  auf  das  allgeiueine  Feudalrecht  und  das  Recht  der 
angelsächsischen  Zeit  zurückgetührt  worden’).  Der  Text  des  kent- 
ischen  Custumal  — der  Consuetudines  Cantiae  — , abgedruckt 
in  den  „Statutes  of  the  Realm“,  ist  dort  klassifiziert  unter  Ge- 
setzen ungewissen  Datums,  doch  wird  vennutet,  daß  er  aus  der 
Zeit  Eduards  I.  stammt^).  Auf  dieses  t’ustumal  ist  man  betreffs 
Information  über  die  kentische  Prozedur  des  gavelet  hauptsäch- 
lich angewiesen. 

Das  tenure  of  gavelkind  oder  richtiger  socage  tenure  sub- 
.ject  to  the  custom  of  gavelkind  erhielt  sich  hauptsächlich  in 

bitMcton4Ta:  .Vnni.  (i)  zu  (’oko  über  Littlcton  14äa:  Amu.  (5)  zu  Coke 
über  Littletoii  143b;  llooth,  Ueal  .\ctiou8,  S.  133 — 13.5:  Wiight,  'J’enures, 
S.  203:  Kobiiison,  Cavelkiiul,  S.  193  — 19.5;  Pollock  and  Maitland, 
a.  a.  ().,  I,  S.  3.53;  Maitland,  Seleet  Pleas  in  Manorial  and  other  Seigno- 
rial  Courts  (Seid.  Soc.),  I,  S.  LVIIl. 

')  Stat.  West  II,  c.  41,  stat.  13  Kd.  I (1285),  Statutes  of  the  Itealm, 
I,  S.  91,  92. 

*)  Über  das  Wort  „gavelet*  oder  „gavillettum"  siebe  Coke  über 
Littleton  142a:  Spelinan,  Gloss.  s.  v.  Gavclctum;  Hargrave,  Anm.  (2) 
zu  Coke  über  Littleton  142a:  Hobinson,  a.  a.  0.,  8.  194. 

’)  Siehe  Hargrave,  .Vnni.  (2)  zu  Co.  Lit,  142a:  Robinson,  a.  a.  0., 
S.  194,  195:  Keeves,  a.  a.  0.,  II,  S.  186,  187. 

*)  Statutes  of  the  Realin,  1,  S.  223,  Anm.  (*),  Das  Custumal  mit  einer 
englischen  Übersetzung  ist  ferner  zu  linden  in  La  mbar  du,  Perainbulation, 
S.  513—531.  Siehe  auch  Tattcl,  Magna  Charta,  eine  Sammlung  von  alten 
Statuten,  verön'enlliclil  ini  .lalire  l.'i.'di. 
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Keilt,  und  das  am  meisten  cliarakti'risti.sdie  bei  dieser  Art  des 
({rundhesitzes  (tonure)  war,  daß  beim  Tode  eines  tenant  in  fee, 
der  kein  Testament  hinterließ,  das  Besitztum  (estate)  nicht  nach 
der  «eineinreclitlichen  Regel  der  Primogenitur  .sich  vererlite,  soudeni 
nacli  der  Regel,  daß  das  l,and  unter  alle  Sühne  gleichmäßig  zu  ver- 
teilen sei ').  Kam  ein  tenant,  welcher  Land  in  der  Form  des 
gavelkind  besaß,  mit  der  Leistung  seiner  Dienste  oder  mit  der 
Rente  im  Rückstand,  so  mußte  der  Grundherr  gemäß  den 
Consuetudines  Cantiae  zuerst  eine  Erlaubnis  seines  eigenen 
Oerichts  einholen,  um  das  Mobiliar  des  tenant  pfänden  zu  können. 
War  Mobiliar  nicht  vorhanden,  so  gestattete  das  Gericht  dem  (trund- 
berm,  das  Land  aut  ein  .Jahr  und  einen  Tag  ohne  Bewirtschaftung 
selbst  in  die  Hand  zu  uehmeii.  I/iste  der  teuaut  während  dieser 
Zeit  ilas  Land  nicht  ein,  so  war  dasselbe  dem  Grundherm  liurcli 
Rechtss|inich  so  gut  wie  verfallen,  denn  die  Bedingungen,  unter 
denen  die  Einlösung  vielleicht  hätte  vorgenommen  werden  können, 
waren  so  schwer,  daß  eine  Einlösung  gar  nicht  mehr  in  Fnige  kam. 
Die  Tatsache  aber,  daß  dem  teuaut  die  Einlösung  — trotzdem  sie 
in  Wirklichkeit  nicht  mehr  möglich  war  — theoretisch  doch  noch 
oft'en  stand,  zeigt,  eine  wie  große  Zurückhaltung  das  alte  Recht 
beobachtete,  wenn  es  sich  darum  handelte,  den  tenant  seines  Landes 
für  verlustig  zu  erklären  wegen  bloßer  Versäumnis,  seine  Dienste 
zu  leisten  oder  seine  Rente  zu  bezahlen-). 

Das  Verfahren  im  Wege  des  gavelet  scheint  sehr  geschätzt 
gewesen  zu  sein  als  ein  Mittel  zur  Plandung  von  Land  wegen 
rückständiger  Dienste  oder  Rente;  es  wurde  in  London  für  rent- 
service  eingeführt  durch  das  Statutum  de  Gaveleto  in  London 
im  zehnten  .Jahre  der  Regierung  Eduards  11.^)  Das  Verfahren 
ähnelt  dem  in  Kent,  wennschon  es  in  gewis.ser  Hinsicht  von  diesem 
abwicli.  Hier  sei  nur  noch  erwähnt,  daß  der  Grundherr  verptlichtet 

')  Kobiiitiuii,  «.  a.  O.,  S.  89,  22,0;  Williuiiia.  Kcal  I’ro|ierty,  S.  .08,  59. 
liciiaucrcs  bctr.  der  Eiiilft.sun};sfrage  siehe  bei  De  AVandlesworlb's 
l'ase,  J{obinanii,  Gavelkind,  S.  197;  Statute»  of  tho  Kealm,  I,  S.  225, 
.änin.  I;  I.ambarde,  I’erambmatioii,  S.  449;  Kobiii.son,  Gavelkind, 
S.  I9fi — 202;  I’fillock  and  Maitlaiid,  a.  a.  0..  i.  S.  3,55.  .\nm.  I.  Vcrgl. 
l’iillock  and  Maitland,  a.  a 0„  II,  S.  591 — 593. 

’)  Statute»  iif  thc  Kealni,  1,  S.  222;  Unbiiisun.  Gavelkind.  S.  194; 
.Vnni.  (2;  zu  l'o.  Lit.  142a;  Keeves.  a.  a.  O.,  11,  S.  136.  187. 
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war,  erst  alles  Mubiliar  /.u  iilanden,  und  mir  wenn  dies  nicht  fre- 
nflgte,  konnte  er  durch  das  writ  Consuetudinihus  et  Servitiis 
das  Verfahren  in  gavelet  erölfnen,  das,  wenn  der  tenaut  fortfuhr 
die  Zahlung  zu  verweigern,  schlielilich  in  den  absoluten  Verfall 
des  I.andes  an  den  (irundherrn  endigte. 

liie  Rechte  aus  der  Belastung  des  Landes  durch  Lehnsdienste 
oder  Renten  können  daher  geniät!  englischem  mittelalterlichen  Recht 
bei  Zahlungsversiiumnis  des  tenant  auf  verschiedenerlei  Weise 
geltend  gemacht  werden.  Für  gewöhnlich  muti  der  Grundherr 
zuerst  das  .Mobiliar  des  tenant  pfiinden.  Nur  insofern  hiervon 
nicht  in  genügender  Menge  vorhanden  ist,  kann  er  entweder  das 
Land  nehmen  und  es  als  ein  simplex  namium  behalten,  d.  h. 
als  ein  bloßes  Zwangsmittel,  oder  er  kann  seine  Forderung  aus  den 
Renten  und  Ertragen  tilgen;  auch  kann  er  berechtigt  sein,  das 
Land  als  verfallen  für  sich  zu  beanspruchen. 

Lambarde  schrieb  im  Jahre  l.'iTt!,  daß  er  nicht  sicher  sei, 
ob  das  Verfahren  des  gavelet  zu  seiner  Zeit  in  Kent  noch  in  (»e- 
brauch  sei.,  ln  der  Tat  sind  alle  Falle  in  den  Rüchein.  welche 
das  cessavit  und  gavelet  behandeln,  sehr  frühen  Datums,  und 
jene  verschiedenen  Formen  der  lmmobiliar])fandung,  welche  wir 
besprochen  haben,  scheinen  nach  der  Zeit  des  Mittelalters  nicht 
mehr  existiert  zu  haben.  Sie  waren  sicherlich  lange  veraltet,  als 
das  Real  Projterty  Limitation  .Vct,  s.  :l(i,  vom  .Jahre  1M33  die 
reni  actions  und  damit  die  altertümlichen  writs  of  cessavit  und 
de  ('onsnetndinibus  et  .Servitiis  abschatfte '). 

Filter  Nachahmung  gewisser  Formen  der  Pfändung  von  Land 
für  rückständige  Dienste  oder  Rente,  welche  wir  eben  besprochen 
liahen,  wurde  es  später  bei  .Abschluß  von  I’achtverträgen  auf  Jahre 
oder  auf  Lebenszeit  üblich,  sich  ein  Recht  des  AViedereintritts  bei 
.Nichtzahlung  iler  Rente  vorzubehalten;  doch  werden  wenig  der- 
artige .Abkommen  vor  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
getroffen-).  Das  Statute  I George  II,  c.  2.''  ermöglichte  es  dem 
A'erpächter  in  solchem  Falle,  sich  eines  writ  of  ejectment  zu  be- 

*)  Lambarde.  a.  a.  n.,  S.  .ÖIKI:  llobinson,  a.  u.  0.,  S.  200.  20'J;  Har- 
Rrave,  Aiim.  (2)  zu  Co.  Lit.  1 t2a. 

liittletoM,  § 311  ; I’ollock  and  Mai 1 1 au d,  a.  u.  0.,  I,  S.  3.52.  Siehe 
■iUeh  Lenke,  lügest,  S.  233.  Vergl.  \V  i 1 1 i a in .s,  a.  a.  O.,  S.  420. 
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dienen,  wodurdi  er  in  den  Besitz  gelangte,  wenn  eine  lialbe  Jalires- 
rente  rflckständig  war  und  eine  Pfändung  von  Mobilien  nicht  vor- 
genommen  werden  konnte,  doch  war  dem  Pächter  gestattet,  das 
Land  innerhalb  sechs  Monaten  nach  der  Vertreibung  durch  Zahlung 
der  Rente  und  Kosten  wieder  einzulösen.  Ähnlich  verfügte  das 
Distress  for  Rent  .\ct.  .Statute  11  George  II,  c.  19,  § 16  (1737), 
daß  Fridensrichter  (justices  of  the  peace)  dem  Eigentümer  (land- 
lordj  das  Land  zurückgeben  können,  wenn  der  tenant  das  Gnind- 
stück  verläßt,  ohne  genügend  pfändbare  Sachen  zu  hinterlassen '). 

II.  Gewährleistung  (Warranty). 

Die  Gewährleistung  bei  der  Übertragung  von  Eigentum  spielte 
im  Mittelalter  eine  wichtige  Rolle  in  England.  Sie  kam  sowohl 
im  Mobiliar-  wie  im  Imraobiliarrecht  vor  und  hatte  ihren  Ursprung 
in  der  Zeit  der  .\ngel.sachsen  Uns  beschäftigt  nur  die  Gewähr- 
leistung bei  der  Übertragung  von  Land  in  der  Zeit  des  Mittel- 
alters nach  der  nonnannischen  Eroberung,  und  diese  wiederum 
nur  insofern,  als  die  Verpflichtung,  für  das  übertragene  Land  Ge- 
währ zu  lei.sten,  nicht  bloß  eine  persönliche,  für  den  Gewähr- 
leistenden und  seine  Vertreter  bindende  war,  sondern  auch  eine 
dingliche,  sodaß  das  Land,  welches  zur  Zeit  der  Gewährleistung 
in  der  Hand  des  Gewährleistenden  verblieb,  mitbelastet  wurde. 

Die  Gewährleistung,  d.  i.  die  Verpflichtung,  den  Rechtstitel 
an  dem  übertragenen  Lande  zu  verteidigen,  und  wenn  diese  Ver- 
teidigung erfolglos  war,  dem  vertriebenen  Eigentümer  anderes 
Land  im  gleichen  Werte  als  Ensatz  zu  geben  tritt  in  ihren 
.knfängen  unter  dem  feudalen  System  in  zwei  Formen  auf:  1 . wo 
der  Lehnsmann  (feudal  tenant  in  fee)  dem  Grundherrn  huldigt 
(does  homage),  ist  der  letztere  ver])flichtet.  den  Rechtstitel  des  tenant 
an  dem  freeliold  (fee)  zu  verteidigen;  2.  wo  das  Land  mit  einem 
Wittum  (dower)  belastet  i.st  und  der  Erbe  das  I,and  unter  der 


')  Bl  ack  stonc,  III,  c.  15,  § I;  Uobinson,  a.  a.  0.,  S. ‘202,  203;  Har 
grave.  Amu.  (‘2)  zu  Co.  Lit.  142a. 

’)  Siehe  Sc  hin  i(l,  tiesetzc.  a.  v.  Käufe,  Toäm:  E.ssays  in  .4nglo-Saxon 
Law,  S.  218,  253,  ‘2.i4:  l'nlloek  and  Maitlaud.  a.  a.  0.,  Index  s.  v.  War- 
rantv:  Holmes,  Common  Law,  S.  371 — 409. 

Siehe  Braetou,  f.  380:  Holinc.s,  a.  a.  0.,  S.  372. 
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Verj)tlii‘htiin^  übt'niiinint,  für  das  Wittum  der  Witwe  (}ewiihr  zu 
leisten '). 

Später,  als  die  Form  der  (iewährleistuuR  schon  weiter  ent- 
wickelt war,  konnte  die  Verptlichtung  zur  tTewälirleistnng  durch 
die  Übergabe  von  Land  in  Folge  von  Schenkung  (gif'ti  oder  Ver- 
kauf entstehen  — durch  endgültigen  Vergleich  (fine),  Helehnnng 
(teoffment),  Austausch  (exchange)  und  confirmation  *).  Hracton 
berichtet  uns,  daß  man  ver])tlichtet  ist,  (Jewähr  zu  leisten  ])er 
homagium,  et  finem  factum,  et  per  chartarum  sine  aliorum  in- 
strumentorum  nbligationem*i,  und  daß  die  (Jewährleistung  da  auf- 
treten  kann,  wo  Übertragung  von  Land  oder  tenement  ex  quocuuque 
iusto  titulo  vel  iusta  causa  acquirendi  stattfindet*). 

In  der  Tat  finden  wir  zu  Bractons  Zeit  das  aucb  schon  in 
(ilanvilFs  Tagen  anerkannte  Prinzip  entwickelt,  daß  „there  was  in 
all  cases  of  sale  an  implied  warranty  on  the  part  of  the  vendor 
of  his  title  to  seil,  and  further  tliat  where  the  Obligation  of  war- 
ranty  was  established,  the  party  vouched  to  warrant  was  bound  to 
make  compensation  to  the  party  who  vouched  him,  if  he  could 
not  make  good  his  warranty  and  had  the  means  wherewith  to 
compensate  liim“  *).  Aller  W.ahrscheinlichkeit  nach  war  diese  spatere 
Kntwickelung  der  fiewahrleistung  nicht  von  dem  nonnannischen 

')  Hractoii,  f.  78,  381,  383,  38'»:  Rawlo,  CovfliianU  for  Title,  S.  '1-. 
Twiss,  Kinlcituiig  zu  der  Kuir.scheii  Ausgabe  von  Bractoii,  Hd.  VI, 
S.  XII. 

>)  Hracton,  f.  380-  382,  389. 

I’olliick  and  Maitland,  II,  S.  224:  „In  the  twelflh  centurv  Charters 
of  feolTment  had  beeoine  coinimm:  tliey  sonietiines  contained  clauses  of 
warrantv.“  Uieselben,  II,  S.  313,  Anin.  I : „The  clause  of  warranty  becoines 
a uornial  ])art  of  the  charter  of  feoffinent  about  the  year  1200“. 

Nach  Hracton  (f.  37)  ist  der  feoffor  nur  dann  verpflichtet,  für  die 
licchtauachfulger  (assigna)  des  feolTee  tiewähr  zu  leisten,  wenn  er  dies  aus- 
drücklich versprochen  hat.  Siehe  hierüber  Holmc.s.  a.  a.  O..  Lecturc  .XI. 

Bracton,  f.  381. 

*)  Bracton,  f.  380. 

®)  Twiss,  a.  a.  O.,  VI,  S.  IX. 

Uawle.  a.  a.  0.,  S.  2,  unter  (Utierung  von  Co.  Lit.  384a:  „Wheii, 
aubse(iuently,  it  becanie  usual  to  authenticate  the  transfer  of  land  by 
Charters  or  deeds,  wliether  the  lattcr  did  or  did  not  contain  the  teehnical  word 
warrantizo.  a warranty  was  implied  froni  the  word  of  feolTment  dedi, 
and  this  was  terined  a warranty  in  law."  Sielo-  Itaw  le,  a.  a.  O..  .'S.  l.">,  KI,  208. 
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Kwlit  oder  den  ^eniiiinisehen  lej^es  oder  i Jewohnheiten  ah^jeleitet, 
sondern  war  englisches  Kichterrecht  aus  der  Angevin-Zeit,  l)eein- 
tlußt  durch  römisclie  Jurisimidenz  ‘). 

(iewahrleistung  ,])rol)abl,v  presented  itself  to  the  inind  of 
(ilanvill’s  predecessors  simph-  as  a ilutv  or  Obligation  attached 
by  law  to  a transaction  which  was  directed  to  a different  ]>oint; 
just  as  the  liability  of  a hailee,  which  is  now  treated  as  arising 
trom  his  undertaking,  was  originally  raised  by  the  law  out  of  the 
])osition  in  which  he  stood  toward  thii'd  persons“  “j.  Tatsächlich 
war  die  Gewährleistung  des  Grundherrn,  welche  für  die  Huldigung 
(hoiuage)  geschah,  „originally  created  without  express  contract  of 
any  kind.  — it  was  simply  a natural  incident  of  bniure,  . . 

Und  in  feoffinents  by  dedi  konnte  selbst  eine  ausdrückliche  Ge- 
währleistung (express  warranty)  diejenige  Gewährleistung  nicht 
inoditizieren,  welche  eo  i])SO  aus  dem  gegenseitigen  t'haracter 
des  feudalen  Hesitzes  (tenure)  floß  ').  Abgesehen  von  der  Gewähr- 
leistung, die  ohne  weiteres  mit  eingeschlossen  war  (implied  war- 
ranty), konnte  jedoch  im  Mittelalter  die  ausdrückliche  Gewähr- 
leistung (express  warranty)  aus  Verträgen  sich  ergeben.  Auch 
nach  späterer  Rechtsanschauung  war  die  Gewährleistung  eine  kon- 
traktliche Verptlichtung  *),  und  selbst  llracton  scheint  das  vertrag- 
liche Klement  in  der  Gewährleistung  nicht  außer  .\clit  gelassen 
zu  haben''). 

Die  Geltendmachung  der  Rechte  aus  der  Gewährleistung  vor 
Gericht  geschah  für  gewöhnlich  durch  eine  Vorladung,  genannt 
Voucher  oder  durch  das  writ  of  warrantia  cartat-,  gelegentlich 
auch  durch  writ  of  covenant')-  I^'*s  vouching  to  warranty,  die 
Prozedur  jemand  in  Sä(;hen  von  Gewährleistung  vor  Gericht  lad<*n 


')  Siche  die  Erörtcrinur  dieser  I'raj;e  hei  Tw  is  s,  a.  a.  O..  VI,  S.  I.V — .XI II. 

’)  Holnies,  a.  a.  ().,  S.  .171. 

Ua  w ie,  a.  a.  O..  S.  2. 

*)  Ha  w 1 e,  a.  a.  O.,  S.  ä. 

*)  Siche  Hnlines,  a.  a.  O.,  S.  .‘171. 

.Siche  B rac  tun,  f.  7S.  2.77h — 2(Hh.  ;!80— .■lunb.  Sielie  aiieli  l’ullur.k 
and  Maitland.  a.  a.  <>..  I.  S.  .‘!OI. 

■)  l’iilliiek  and  Maitland.  a.  a.  n..  II,  S.  2IU,  Anin..  (>(M.  Verul- 
b'awle.  S.  12.  Iti.  20S— 211.  ltns  writ  uf  warrnnlia  earlae  Indindet  .sieh 
liei  lli  aelun.  f.  äHll. 
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zu  lassen,  konnte  in  der  ersten  Zeit  nacli  seiner  Eintuhrnn>;,  ja 
sosrar  bis  zur  Zeit  Eduards  I.  eine  Menge  Zeit  in  Anspruch 
nelnnen  und  zu  einem  lästigen  Prozesse  werden,  denn  jeder  (4e- 
währleistende  (warrantor;,  der  durch  vnucher  in  Ansj)ruch  genommen 
wurde,  konnte  das  gleiche  Verfahren  gegen  seinen  Oewührleistenden 
zur  Anwendung  bringen,  u.  s.  w.,  bis  schließlich  in  der  Kette  der 
Hechtstitel  jemand  gefunden  war,  der  die  Folgen  der  ( lewahrleistung 
auf  sich  zu  nehmen  hatte.  Verlief  dieses  Verlahren  ohne  Erfolg, 
so  erhielt  der  den  Anspruch  Erhebende  das  fragliche  Land  und 
der  tenant  wiederum  erhielt  von  seinem  (lewahrleistenden  ein 
cxcamhium  ad  valentiam,  d.  h.  'anderes  Faind  im  Werte  des.sen, 
welches  er  verloren  hatte'). 

Eine  Erkliining  der  urs|irüngliehen  Itedeutung  dieses  Systems 
des  „vonching  to  warrantv“  glaubt  man  in  der  Tatsache  zu  haben, 
daß  es  in  gewissen  Füllen  zur  Hestrafung  des  (iewithrleistenden 
führen  konnte,  ähnlich  wie  bei  der  alten  actio  furti.  Durch 
die  actio  furti  suchte  man  die  Herkunft  der  Waren  auf  einen 
Diebstahl  zurückzuführen,  indem  man  den  Beklagten  zwang,  den 
Käufer  zu  nennen,  und  zwar,  damit  der  Dieb  bestraft  werden  konnte. 
Ähnlich  suchte  man,  wenn  es  sich  um  Land  handelte,  durch 
Voucher  to  warr.anty  auf  den  wirklichen  Missetäter  zurückzugreifen, 
damit  man  diesen  zwingen  konnte,  für  sein  Vergehen  zu  büßen -i. 

.Auch  die  (Gewährleistung  wurde  mit  der  Zeit  eine  große  Macht 
beim  Ausbau  des  feudalen  Systems.  Nach  den  Worten  Pollock  and 
Maitlands:  „The  gift  of  land  implied  ])rotection,  delence,  warranly 
for  the  donee.  If  he  was  impleaded,  his  battle  would  be  fought 
for  hiin  by  a high  and  mighty  lord.  To  gain  the  right  to  vouch 
snch  a lord  as  their  warrantor  many  tuen  would  be  content  to 
give  Up  their  land  and  take  it  tiack  again  as  rent-paying  tenants." 
Die  Ueschichte  der  commendation  ist  nur  unter  Berücksichtigung 
der  (iewährleistung  z\i  verstehen;  tatsächlich  war  die  Gewähr- 
leistung die  „wertvolle  Gegenleistung“  (valuable  consideration) 
für  die  Ergebung  und  rnterwerfung  an  ilen  Grundherrn’). 

')  Hulmes,  a.  a.  0..  S.  372:  l’ollock  and  Maitland,  a.  a.  0..  11, 
S,  G(>2,  li(!3.  Siidie  (llanvill.  III,  1— Hractoii.  f.  257b— 2(ilh.  380— 3!l!)b. 

lirnniicr,  rionLsrlic  Uncht.'ioi'scldclilc.  II,  ,8.  5I(i:  l’nllock  and 

Maitland.  a.  a.  (I..  II.  .8.  ICil.  (i(i3. 

')  l'olliM'k  and  Mailland.  a.  a.  ((..  1,  S.  300,  307,  II.  S.  (!G3.  004 
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Fernerhin  dilrlen  wir  nicht  niiUer  Aclit  hissen,  welclie  Rolle 
die  (jewährleistmif{  im  Erbrei'ht  spielte.  Hören  wir,  was  Pollock 
and  Maitland  hierzu  sagen.  ,A  inan  is  debarred,  rebutted,  froin 
claiining  land  because  the  bürden  of  a warranty  given  by  one  of 
hi.s  ance.stors  bas  fallen  upon  hiin.  In  later  days,  already  when 
Hracton  was  writing,  this  doctrino  no  langer  came  into  play  when 
a tentant  in  fee  simple  had  alienated  liis  land;  for  in  such  a 
case  the  heir  had  no  right  to  the  land.  no  claim  which  must  be 
rebutted.  It  only  came  into  play  when  the  alienator  arnl  warrantor 
had  lieen  doing  something  that  he  had  no  business  to  do,  when 
a husband  had  been  alienating  bis  wife's  land  or  a tenant  for  life 
had  made  a feoll'ment  in  fee.  Hut  we  may  suspect  that  this 
doctrine  performed  its  first  exploit  when  it  enabled  the  tenant  in 
fee  simjde  to  disap])oint  bis  expectant  heirs  by  giving  a war- 
ranty which  would  reimt  and  eancel  their  claim  upon  the  aliena- 
ted land“'i. 

Neben  der  rein  persönlichen  Oewrdirleistung,  die  nur  den 
(iewahrleistenden  (warrantor)  und  seinen  Stellvertreter  verpllichtete, 
konnte  auch  eine  (iewrdirleistung  erfolgen,  durch  welche  gleich- 
zeitig Grundbesitz  dinglich  belastet  wurde,  sodaß,  wenn  die  per- 
sönliche Gewührleistung,  die  erstfallige  Verpllichtung  zu  keinem 
Erfolge  führte,  der  warrantee  ein  excambium  ad  valentiam, 
Ersatz  im  gleichen  Werte,  verlangen  konnte. 

Die  Belastung  des  Immohiliars  durch  Gewährleistung,  die 
obligatio  vei*),  kann  entstehen  durch  eine  ausdrückliche  Gewähr- 
leistung (express  warranty)  oder  durch  eine  stillschweigende  Ge- 
wrdirleistung  (tacit  warranty).  Ein  express  warranty  belastet  ein 
bestimmtes  tenement’).  Eine  in  einem  feolfinent  .stillschweigend 
eingeschlossene  Gewidirleistung  belastet  nach  Hracton  alles  übrige 
Land,  das  der  feoffor  am  Tage  der  Belehnung  im  Besitze  hat^). 

‘)  Pollock  aml  Maitland,  a.  a.  0.,  11,  S.  312,  313.  Siehe  ferner 
Blackatone,  1.  Anfl..  II.  S.  301:  Uawle,  a.  ,a.  •*..  S.  2 — 12. 

-)  Siehe  Hracton,  f.  282,  38Sb  nml  die  Kandbenierkungen  aus  dem 
dreizehnten  .Tahrhnndert  zu  liracton's  Note  Hook,  pl.  748. 

’)  Hracton.  f.  382;  Hracton'.s  Note  Hook.  pl.  748  und  die  lUnd- 
benierkungen  aus  dein  dreizehnten  .lahrliundert;  V.  H.  20 — 21  Kd.  I.  S.  3.'»!) — 
301.  Siehe  Maitland.  Hracton's  Note  Hook,  pl.  748.  .kmn.  7. 

Hracton.  f.  382.  382b.  388.  3S8b;  Hracton'.s  Note  Hook.  pl.  748 
Uandbenierknnoeii  ans  ilein  dreizehnlen  .labl'linndert. 
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Daü  der  vom  warrantor  Belehnte  ein  dingliches  Recht  erwirbt, 
geht  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  das  durch  die  Gewährleistung 
belastete  Land  stets  mit  dieser  Belasüing  übertragen  wird.  Die 
Belastung  des  Landes  bleibt  gegenüber  den  Erben  des  w.'irrantor 
bestehen.  Die  Rechte  hieraus  können  gegen  die  Rechtsnachfolger 
geltend  gemacht  werden,  ja  sogar  gegen  den  König  und  den  chief 
lord,  der  es  als  ein  escheat  besitzt.  Sollte  die  Gewährleistung 
nicht  eingehalten  und  das  belastete  Land  zur  Befriedigung  der 
Forderung  des  von  dem  warrantor  Belehnten  herangezogen  werden, 
so  hat  der  jeweilige  Besitzer  das  Land  abzngeben '). 

Zur  Zeit  Heinrichs  IV.,  möglicherweise  auch  schon  früher, 
hatte  die  bloße  Gewährleistung  aufgehört,  dingliche  Wirkung  zu 
haben.  In  der  Klage  action  of  warrantia  cartae  wurde  jedoch 
durch  ein  Urteil  pro  loco  et  tempore  jetzt  eine  dingliche  Be- 
lastung der  gesamten  lands  und  tenements  des  Gewährleistenden, 
welche  ihm  bei  Fällung  des  Urteils  gehörten,  geschaffen.  Diese 
Klage  wurde  oft  vorgebracht  quia  timet  implacitari,  d.  h.  als 
eine  Vorsichtsmaßregel,  sobald  begründete  Befürchtung  vorhanden 
war,  daß  ein  Verlust  des  Landes  durch  einen  Defect  des  Rechts- 
titels eintreten  könnte.  Trat  der  Verlust  tatsächlich  ein,  so  er- 
mächtigte das  writ  of  sei  re  facias  nach  Erlaß  des  Urteils  den 
warrantee,  die  Pfändung  (execution)  aller  lands  und  tenements. 
welche  durch  ilas  Urteil  belastet  waren,  vorzunehmen.  Wenn 
fernerhin  eine  Klage  wegen  des  übertragenen  Landes  erst  nach 
dem  Urteil  pro  loco  et  tempore  in  der  vorhergehenden  Klage 
warrantia  cartae  angestrengt  wurde,  so  war  durch  ein  dem 
voucher  of  warrantv  analoges  Verfahren  der  warrantee  genötigt, 
den  Gewährleisttmden  zu  benachrichtigen  und  ihn  aufzufordern, 
den  Rechtstitel  .an  dem  L.ande,  für  welches  die  Gewährleistung  er- 
folgte, zu  verte.digen  *). 


')  .Sicht'  Bracton,  f.  ;>80  — .38'2b.  :!88,  388b;  Bracton’s  Xotc  Book, 
pl.  038,  748,  1024;  Flcta,  lib.  VI,  c.  23,  §17;  Maitland,  Bracton’s 
Xotc  Book,  pl.  748,  .4nni.  7;  Hulinca,  Common  Law,  S.  394,  39.i. 
Hol  ni  08,  a.  a.  0.,  8.  39.7;  „Fleta  writes  that  overy  posseasor  will  bc  bold. 
There  cannot  bc  a doubt  tbat  a disscisor  would  have  been  bunnd  cqually 
with  one  whoso  possc.ssion  wa.s  lawfnl.-  Hie  vcrscbicdcncn  writs  sind  zn 
linden  bei  Bracton,  f.  380-  399b. 

*}  Siche  Hawlc,  a.  a.  0.,  S.  12 — 14  und  Anm.  daselbst.  Über  die 
HaisUiuc,  Ensi.sche.s  etamlrecht  18 
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Warranty,  oder  die  Verpflichtung  eines  Verkäufers,  den  durch 
einen  älteren  Rechtstitel  vertriebenen  Käufer  zu  entschädigen, 
existiert  noch  im  heutigen  englischen  Recht,  wennschon  es  von 
dem  alten  warranty  der  Zeit  Bractons  wesentlich  abweicht.  Das 
vouchingto  warranty  verscliwand  zusammen  mit  dem  AuUergebrauch- 
kommen  der  alten  Immobiliarklagen,  die  jetzt  durch  modernere 
und  einfachere  Klagen  ersetzt  sind.  Selbst  die  altertümliche  Ge- 
währleistung, die  nicht  am  Platze  war,  wo  eine  Übergabe  des 
Besitzes  (livery  of  seisin)  bei  der  Übertragung  von  estates  nicht 
stattfand,  ist  ersetzt  worden  durch  covenants  for  title  — covenants 
for  seisin,  for  right  to  convey,  against  incumbrances,  for  quiet 
possession,  and  for  further  assurance  — welche  in  die  heutigen 
englischen  Übertragungs-Urkunden  (deeds)  aufgenommen  werden 
(express  covenant)  oder  ohne  weiteres  eingeschlossen  sind  (implied 
covenant).  Heutzutage  tritt  bei  Vertragsbruch  (breach  of  c^ivenant) 
an  Stelle  des  Austausches  von  Land  im  gleichen  Werte,  des  alten 
excambium  ad  vatentiam  Bractons  und  des  Note  Book  der 
Schadenersatz  (damage).  Der  Wechsel  von  der  alten  Gewähr- 
leistung zu  den  neueren  „covenants  for  title“  scheint  eine  Begleit- 
erscheinung des  Übergangs  vom  feudalen  mittelalterlichen  zu  dem 
modernen  Rechtssystem  zu  sein.  Am  Ende  des  siebzehnten  Jahr- 
hunderts finden  wir  die  neuen  covenants  allgemein  in  Anwendung '). 

III.  Das  Wittum  (dos)  der  Frau. 

Dos  (dower)  hat  im  englischen  mittelalterlichen  Recht  zweier- 
lei Bedeutung.  Man  versteht  darunter  erstens  das  vom  freien 
Manne  (freeman)  seiner  Braut  ad  ostium  ecclesiae  zur  Zeit  der 
Eheschließung  gegebene  Eigentum,  und  zweitens  das  von  der  Frau 
eingebrachie  Gut  (Heiratsgut  — maritagium).  Im  letzteren  Sinne 
entspricht  die  dower  der  dos  des  römischen  Rechts*).  Wir  haben 
es  hier  nur  mit  der  ersteren  Form,  der  dos  ad  ostium  ecclesiae, 

Frage  der  dingliclieii  Wirkung  bei  .exebange-  vmi  (iriindstücken  siebe 
Uawle,  u.  a.  O.,  S.  471—473. 

')  Siebe  Holmes,  a.  a.  <).,  S.  378:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0., 
I.  S.  30(1:  Hawlc,  a.  a.  0.,  S.  1,  Ifi,  17.  I ber  das  moderne  Iteeht 

siebe  Coke.  Second  ln.stitute.  .\iitl.  Ki81,  S.  27.7— 277:  Woodfall,  f.aiidlord 
and  Tenant.  17.  .Aull.,  S.  17i( — 2(KI. 

Cilauvill.  VI.  1:  lieeves.  a.  a.  I).,  1,  S.  1.77,  177. 
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zu  tun,  und  mit  dieser  wiederum  nur  insofern,  als  durch  dieselbe 
eine  Belastung  des  Immobiliars  des  Bräutigams  geschaffen  wird. 

In  der  Rechtsliteratur  des  zwölften  und  dreizehnten  Jahr- 
hunderts stellt  die  dos  eine  Sclienkung  des  Bniutigams  an  die 
Braut  ad  ostium  ecclesiae  zur  Zeit  der  Eheschlieüimg  dar'). 
Eine  solche  Schenkung  zu  machen,  ist  der  Bräutigam  durch  das 
Gesetz  gezwungen'').  Das  Wittum  kann  sich  auf  bestimmte  Län- 
dereien erstrecken,  darf  jedoch  nie  mehr  als  ein  Drittel  des  ge- 
samten Landes  des  Mannes  uinfas.sen.  Eine  dower  in  dieser  Fonii 
winl  genannt  dos  nominata").  Unter  dos  rationahilis  ist  da- 
gegen im  zwölften  Jahrhundert  diejenige  dower  zu  verstehen, 
welche  ein  Drittel  des  gesamten  freehold  Landes  umfaßt,  das  sich 
am  Tage  der  Hochzeit  im  Besitz  des  Mannes  befindet.  Wo  eine 
dos  nominata  nicht  gegeben  wird,  nimmt  das  Recht  an,  daß  eine 
dos  rationahilis  beabsichtigt  ist').  Zur  Zeit  Brittons  hat  die 
Frau  im  Falle  einer  dos  rationahilis  Anspruch  auf  ein  Drittel  des 
Landes,  das  sich  während  der  ganzen  Lebenszeit  des  Mannes  in 
dessen  Besitz  befand '’).  Ebenso  lantet  auch  die  Regel  des  gemeinen 
Rechts  "). 

Zur  Zeit  Bractons  scheint  die  Frau  durch  die  dos  nominata 
sofort  ,true  pn)[)rietarv  rights“  am  Lande  zu  erwerben.  Sofern 
sie  nicht  mit  ihrem  Manne  einen  endgültigen  Vergleich  vor  dem 
königlichen  Richter  getroffen  hatte  (levied  a final  concord  before 
the  king's  justices),  stand  ihr  beim  Tode  des  Mannes  das  Recht 
zu,  das  ihr  vermachte  Land  von  jedweder  Person  zu  reklamieren. 


')  Das  Vorspri’cben  des  Wittums  an  der  Kirchentür  gesehieht,  um  die 
Handlang  zu  einer  rdTeiitliehen  und  feierlichen  zu  gestalten.  Siehe  Coke 
über  Littlcton,  34a:  Deames,  Translation  ofülanvillc,  Bcale's  Ausg., 
S.  94,  Anm.  2:  I’ollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  374,  375. 

Vergl.  Co.  Lit.  30b.  31a. 

Im  späteren  Mittelalter  durfte  die  ilos  nominata  mehr  als  ein 
Drittel  des  gesamten  Landes  betragen.  Siehe  Littleton  , § 37,  39:  1‘olloek 
and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  421,  42.'»,  426.  Vergl.  Co.  Lit.,  33b. 

*)  Clanvill,  VI,  l,  2.  17:  Hracton.  f.  92;  Ueeves,  a.  a.  0.,  I,  15.5, 
156;  I’ollock  and  Maitland.  a.  a.  <<.,  II.  S.  420,  421,  425. 

Xichols,  Britton,  Band  I,  S.  XLI,  -XLII,  und  Band  II,  S.  238, 
242:  l’olloek  and  Maitland.  a.  u.  ().,  II.  S.  421. 

•')  Littleton.  §37;  Co.  Lit.  33b.  Vergl.  Iteeves,  a.  a.  ().,  11.  S. 
577—579. 

18* 
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die  es  jetzt  in  Händen  hatte.  Wurde  der  tenant  von  der  Frau 
verklagt,  so  klagte  dieser  gegen  den  Krben  des  Mannes  (vouched 
the  heir).  Der  Erbe  war  dann  wahrscheinlich  genötigt,  für  die 
Öabe  des  Testators  Gewähr  zu  leisten.  Tat  er  dies  nicht,  so 
mußte  er  dem  vertriebenen  tenant  Ersatz  im  gleichen  Werte  aus 
dem  übrigen  nachgelassenen  Lande  des  Testators  geben.  Dies 
alles  ging  aber  die  JVau  nichts  an.  Sie.  hatte  Anspruch  auf  das 
von  ihrem  Manne  namhaft  gemachte  I^and  und  konnte  daher  den 
tenant  vertreiben '). 

Wird  ein  Drittel  des  Landes,  welches  der  feoffee  durch  Be- 
lehnung vom  Manne  besitzt,  von  der  Witwe  des  letzteren  als  dos 
rationabilis  reklamiert,  und  klagt  der  feoffee  gegen  den  Erben 
auf  Schutz  des  Rechtstitels  (vouch  the  heir  to  warranty),  so  muß 
die  Witwe  dafür  .sorgen,  daß  der  Erbe  vor  Gericht  erscheint,  denn 
der  Erbe  hat  auch  den  Rechtstitel  am  Wittum  zu  schützen 
(warrant  the  dower).  Wird  von  dem  Erben  zugegeben,  daß  ge- 
nügend anderes  Land  auf  ihn  überkommen  ist,  um  die  Witwe  mit 
einer  dower  ausstatten  zu  können,  so  wird  dem  feoffee  gestattet, 
das  Land  zu  behalten,  während  die  Witwe  ein  Urteil  gegen  den 
Erben  erwirkt.  Sollte  der  Erbe  jedoch  anderes  Land  nicht  besitzen, 
dann  kann  die  Witwe  ein  Drittel  des  Landes  erhalten,  welches  der 
feoffee  besitzt.  Der  feoffee  erwirkt  ilann  ein  Urteil  gegen  den 
Erben  und  beim  Tode  der  Frau  erhält  der  feoffee  da.sjenige  Land 
zurück,  welches  die  Witwe  als  dower  besessen  hat.  Pollock  and 
Maitland  sagen  hierzu:  ,The  unspecifie<l  dower  is  therefore  trealed 
as  a Charge  on  all  the  husband’s  lands,  a Charge  that  ought  to 
be  satisfied  primarily  out  of  those  lands  which  descend  to  the  heir, 
but  yet  one  that  can  be  enforced,  if  need  be,  against  the  husband’s 
feoftees“  *). 

')  Bracton,  r.  '29Sb:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  8.  422,  423. 
Liber  die  Itcehte  der  Kran  am  Lande  vor  dein  Tode  des  Mannes  vcrgl- 
Bracton,!.  3<KJb:  Beam  cs , a.  a.  O.,  8.  97.  Anm.  .3.  8iohe  Glan  v ill,  VI,  3. 

■■*)  Bracton,  f.  300:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  11,  8.423,426. 
Über  die  der  Witwe  zustehenden  Klagen  siehe  Glanvil  1,  VI:  Bracton,  f. 
296— 317b:  Britton,  liv.  V,  c.  IV — XII.  Vergl.  über  das  Wittum  Egger, 
Verniögenshaftimg  und  Hyi>otliok  nach  fränkischem  Beeilte.  8.  276  (T. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Hypothek. 

Mit  der  Ankunft  der  Kaufleute  vom  Kontinent  beginnt  die 
Kntwickelung  der  Hypothek.  Ganz  besonders  haben  die  Juden 
und  die  Italiener  das  Kreditwesen  in  das  wirtschaftliche  Leben 
Englands  eingeführt.  Mit  dem  Wachsen  des  Handels  wurde  das 
Bedürfnis  nach  einem  bequemen  und  wirksamen  Mittel  zur  Sicher- 
stellung von  Forderungen  empfunden.  Zu  diesem  Zwecke  machte 
man  hauptsiichlich  von  der  hypothekarischen  Belastung  (lebrauch, 
da  dies  eine  viel  bequemere  Form  der  Pfandbestellung  w'ar,  wie 
diejenigen  Formen,  bei  denen  der  Gläubiger  sofort  den  Besitz  über- 
nehmen muUte.  Denn  durch  das  vorgeschrittene  Zwangsvoll- 
streckimgsverfahren  war  der  Gläubiger  ebenso  sicher  gestellt  wie 
bei  sofortiger  Übernahme  des  veq)fändeten  Grundstücks.  Wir 
wollen  uns  hier  mit  der  Entwickelung  der  Hypothek  befassen  •). 
Betrachten  wir  dabei  zuerst  die  Hypothek  zur  Sicherstellung  von 
Forderungen  jüdischer  Gläubiger  und  dann  die  Hypothek  der  kauf- 
männischen sowie  anderer  Gläubiger  überhaupt. 

I.  Die  Hypothek  zur  Sicherstellung  von  Forderungen 
jüdischer  Gläubiger  (sog.  „Jewish  Gage“). 

Die  Juden  wurden  kurz  nach  der  normannischen  Erobening 
nach  England  gerufen.  Sie  kamen  aus  der  Nonnandie  und  wurden 
in  Wirklichkeit  die  Leibeigenen  (serfs)  des  Königs.  Sie  waren 
hereingerufen  worden,  um  den  König  mit  Geld  zu  versehen,  und 
ihre  Stellung  beruhte  auf  dem  Prinzipe,  daß  der  Jude  und  Alles, 
was  er  hatte,  dem  König  gehörte*).  Es  war  den  Juden  gestattet, 
Geld  auszuleihen ; auch  konnten  sie,  was  zu  jener  Zeit  des  kanonischen 
Zinsverbotes  von  besonderer  Bedeutung  war,  Geld  auf  Zinsen  ver- 
geben Mit  dem  Fortschritte  der  Gewerbstätigkeit  und  des  Handels 

')  Vgl.  die  jüngere  Satzung  des  deutschen  Hechts:  sielie  tiierke, 
Deutsches  Hrivatrccht,  Bd.  II,  S.  818 — 828. 

*)  Bracton,  f.  388h:  Plowden,  Usurj-  and  Annuitics,  S.  95,96; 
Gross,  Publications  .Angl.  Jew.  Ilist.  Exhib.,  I,  S.  203,  204.  Der  König 
konnte  sogar  die  ganze  .fudenschaft  (Judaismuin,  .lewry)  verpachten  oder 
verpfänden.  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  (>.,  I,  8.  472. 

’)  Gross,  a.  a 0.,  1,  S.  207  fl.  Siehe  auch  Jacobs,  .Tews  of  Angevin 
England,  S.  l.X — XXII. 
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unter  Heinrich  I.  und  Heinrich  II.  vermehrte  sich  ihr  Keichtum  be- 
deutend. Auch  die  Kreuzfahrer  gaben  ihnen  vorzügliche  Gelegen- 
heit, Geld  zu  verdienen.  Diese  übergaben  ihnen  ihr  Eigentum 
zur  Sicherstellung  der  aufgenomnienen  Darlehen,  und  da  viele 
von  ihnen  niemals  zurflckkehrten  und  die  Pfänder  daher  nicht  aus- 
gelöst  wurden,  so  fiel  den  Jüdischen  Gläubigem  in  vielen  Fällen 
das  Vennögen  gänzlich  anheim '). 

Da  die  Schuldner  der  Juden  in  Wirklichkeit  auch  die  Schuldner 
des  Königs  waren,  so  konnte  dieser  die  Forderungen  der  Juden 
übernehmen,  wie  ihm  denn  schriftliche  Beweise  gegen  die  Schuldner 
stets  envünscht  waren®).  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  schon 
vor  der  Zeit  Kichards  1.  die  Juden  gewohnt  waren,  falls  sie  Ge- 
walttätigkeiten seitens  des  Volkes  befürchteten,  ihre  Schuldver- 
•schreibungen  oder  Schuldanerkennungen  (bonds  or  recognizances 
of  debt)  an  irgend  einem  sicheren  Orte  niederzulegen,  z.  B.  im 
Dom  ihres  Wohnortes.  Erst  gegen  die  Mitte  der  Hegierung 
Richards  1.  hat  man  die  Kasten  zur  .\ufbewahrung  dieser  Obli- 
gationen systematisch  eingerichtet’).  Die  Capitula  de  Judaeis 
des  Jahres  1194  enthalten  Verordnungen  des  Königs  hierüber*), 
und  bald  wurde  auch  eine  besondere  Abteilung  in  der  königlichen 
Schatzkammer  (royal  Exchequer)  — die  .sog.  Schatzkammer  der 
Juden  (E.\che(|uer  of  the  Jews)  — zum  Zwecke  einer  allgemeinen 
.Aufsicht  über  dieses  System  der  Kasten  eingerichtet®). 

Gewisse  Städte  wurden  ausgewählt,  Avoselb.st  ein  offizieller 
Vorstand  (official  board),  zusammengesetzt  aus  Juden  und  Christen 
die  Eintragung  der  Jüdischen  Darlehen  und  der  zu  ihrer  Sicher- 
heit gegebenen  Pfänder  zu  überwachen  hatte.  Es  scheint  sogar, 
daß  die  Darlehen  in  Gegenwart  der  Beamten  aufgenommen  wurden. 
Die  Urkunde  oder  Anerkennung  der  Schuld,  versehen  mit  dem 

')  Grii.ss,  B.  a.  ().,  1,  S.  172,  173. 

’)  Pollock  and  Xfaitland,  a.  a.  O.,  I,  .'S.  4R8 — 470. 

Siche  liross,  a.  a.  O.,  I.  S.  170—230;  lllackslunc,  II,  c.  20; 
l’lowdcii,  a.  a.  O.,  S.  9.5 — 98. 

*)  HoTcdcii,  III.  S.  2(i6.  267. 

Pollock  and  Maitland,  a.  a.  ().,  1,  S.  470.  Siche  auch  liroas. 
a.  a.  <).,  1,  S.  172;  liigg,  Sehad  Ploa.s.  Stans  and  othcr  Records  from  thc 
Ihills  of  tlie  Kxchc(|uer  of  the  .Icws  A.  U.  1220 — 1284  (Seid.  Soc.),  S.  XX; 
Ha/, citinc.  The  K.xchi‘(|ucr  of  the  .Icw.s  (I.aw  tinarterlv  Review,  Rd.  XVIII;. 
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Siefxel  des  Schuldners,  mußte  aus  zwei  Teilen  bestehen;  einer  der- 
selben wurde  dem  jüdischen  Gläubiger  übergeben,  der  andere,  der 
„pes“  oder  Fuß,  wurde  in  dem  gemeinsamen  Kasten  (ehest  oder 
arc)  deponiert').  Alle  Übertragungen  von  Obligationen  von  seiten 
der  Parteien  oder  Zahlungen  der  letzteren  mußten  in  die  Proto- 
kolle des  offiziellen  Vorstandes  eingetragen  werden*).  Späterhin 
wurden  gewisse  Änderungen  in  der  Organisation  dieser  Kasten 
getroffen.  Die  Anerkennungen  scheinen  zeitweise  in  dreifacher  Beur- 
kundung ausgestellt  worden  zu  sein,  wovon  das  dritte  Exemplar  dem 
christlichen  Schuldner  übergeben  wurde.  Wurde  die  Schuld  bezahlt, 
so  wurde  ein  release  oder  quit-claim,  „shetar“  oder  „starrum“ 
von  dem  Juden  ausgeschrieben,  und  indem  er  diesen  den  Beamten, 
welche  den  Kasten  in  Verwahnmg  hatten,  überreichte,  händigte 
dieser  dem  Schuldner  den  vorschriftsmäßig  annullierten  „pes“ 
der  Schuldanerkennung  zurück’).  Um  eine  Forderung  zu  verkaufen 
oder  zu  übertragen,  mußte  der  jüdische  Gläubiger  eine  Erlaubnis 
seitens  des  Königs  einholen.  Im  dreizehnten  Jahrhundert  wurde 
von  den  Juden  verlangt,  daß  sie  in  Städten  wohnten,  wo  sich 
Kästen  befanden  *). 

Wie  as  scheint,  gab  es  kein  Gesetz,  welches  ausdrücklich  die 
Juden  verhinderte.  Land  zu  besitzen’),  und  die  allgemeine  Be- 
stimmung, welche  sich  in  gewissen  feoffments  befindet,  daß  das 
Land  keinem  Juden  verkauft  oder  verpfändet  werden  sollte,  deutet 
darauf  hin,  daß  Juden  zuweilen  Grundeigentümer  waren.  Später- 
hin verursachte  jedoch  der  Umstand,  daß  der  Jude  viel  Grundbesitz 
erwarb,  und  obendrein  als  freehold,  einen  heftigen  Widerspruch 
bei  den  Christen,  dessen  Resultat  das  Edikt  von  1271  war,  gemäß 
welchem  die  Juden  hinfort  keine  free  tenements  melir  besitzen 


*)  Vcrgl.  l’ollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  I,  S.  475. 

’)  Hoveden,  III.  JS.  2G6,  267:  Uross,  a.  a.  ü„  I,  S.  182,  183. 

’)  Das  älteste  bekannte  „shetar*  (aus  der  Zeit  Kicliard  1.)  ist  zu 
linden  bei  Jacobs,  a.  a.  0.,  S.  58. 

♦)  Gross,  a.  a.  O.,  I,  8.  183 — 186.  Betr.  der  Übertragung  von  Schuld- 
forderungen  und  verpfändetem  Lande  durch  jüdische  Gläubiger  siebe  Hör  wood, 
Y.  B.  32—33  Kd.  I,  S.  XLI,  XLII;  Y.  B.  32-33  Ed.  I,  S.  355,  356;  Trans- 
lation of  LTitranslated  Documents  in  Stnbbs'  Collection,  S.  252. 

’)  Bracton,  f.  13. 
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durften  ').  Jedoch  wurde  ihnen  seit  alter  Zeit  Land  zur  Sicherung 
ilirer  Anleihen,  die  zu  machen  sie  ja  nach  England  gerufen  worden 
waren,  verpfändet;  und  obgleich  über  das  jüdische  Pfand  wenipr 
bekannt  ist,  so  scheint  es  doch  ziemlich  gewiß,  daß  der  jüdische 
(iläubiger  sehr  selten  den  Besitz  des  liandes  flbeniahm,  auf  alle 
Fälle  aber  sehr  selten  im  Besitze  des  veqiföndeten  Landes  ver- 
blieb“), und  daß  er  als  Pfandnehmer  nicht  als  Einer  angesehen 
wurde,  der  einen  Platz  in  dem  feudalen  System  der  lords  and 
tenants  inne  hatte.  Das  jüdische  Pfand  scheint  in  der  Tat  eine 
Form  der  Sicherheitsstellung  gewesen  zu  sein,  welche  bis  dahin 
in  England  unbekannt  war,  und  der  jüdische  Gläubiger  hatte  als 
solcher  eigenartige  Rechte  am  Lande  des  Schuldners,  wennschon 
der  letztere  den  Besitz  beibehielt*). 

Das  jüdische  Pfand,  welches  dem  Gläubiger  Rechte  am  Lande 
verlieh,  ohne  daß  er  den  Besitz  des  letzteren  übernahm,  war  eine 
Form  der  Sicherheitsleistung,  die  dem  Prinzipe  des  feudalen  Grund- 
besitzes, welches  Übergabe  des  Besitzes  (livery  of  seisin)  verlangte, 
strikt  zuwiderlief;  und  diese  neue  und  ausländische  Einrichtung 
wurde,  wie  es  scheint,  möglich  gemacht  im  Interesse  des  Handels 
durch  das  System  der  Protokollierung,  welches  wir  eben  beschrieben 
haben.  Dieses  System  gestattete  nicht  nur  ein  freies  Handeln  in 
bezug  auf  die  den  Juden  zustehenden  Forderungen*),  sondern 
ermöglichte  dem  Schuldner,  iin  Besitze  des  Landes  zu  verbleiben, 
das  er  für  seine  Schuld  verpfändet  hatte.  Kurz  gesagt,  die  Pro- 
tokollierung brachte  die  Öffentlichkeit  mit  sich,  ohne  die  beschwer- 
liche Prozedur  der  Übergabe  des  Besitzes  (livery  of  seisin),  und 
es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß,  wären  die  Juden  nicht  ver- 
trieben worden  *)  und  wenn  das  Königsgericht  sich  der  Einffllirung 


')  <iross,  a.  a.  0.,  I,  S.  203,204:  I’ollock  and  M aitland,  a.  a.  0.,  I, 

S.  473.  ViTgl.  Jacobs,  „The  London  Jewr)',  1290'  (in  Publications  Angl. 

Jew.  Hist.  Kxhib.,  I,  S.  20-52)  S.  33. 

‘‘j  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  123. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a,  a.  0.,  I,  S.  469,  473. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  S.  123,  124:  Gross,  a.  a.  0.,  1, 
S.  207.  Vergl.  Gross,  a.  a.  0.,  S.  191. 

l>ic  Juden  wurden  iin  Jahre  1290  aus  England  Tertriebcn.  üorwond, 
y.  15.  20  21  Ed.  I.  Profaee,  S.  X. 
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eiuer  derartigen  Pfandl'onn  geneigt  gezeigt  hätte,  die  spätere 
(ieschichte  des  englischen  Pfandrechts  ganz  anders  sich  gestaltet 
haben  würde.  Es  ist  sogar  möglich,  daß  das  klassische  mortgage 
durch  bedingte  Übereignung  einer  solchen  viel  einfacheren  Form 
gewichen  wäre'). 

Die  Verpfändung  der  lands  und  tenements  an  jüdische  (iläu- 
biger,  welche  den  Besitz  nicht  übernehmen,  geschieht  durch  Pro- 
tokollierung eines  gesiegelten  schriftlichen  Vertrages  durch  öffent- 
liche Beamten  beim  jüdischen  Kanzleigericht  oder  in  gewissen 
Städten  *). 

Um  Kapital  und  Zinsen  sicherzustellen,  kann  der  Schuldner 
gewisse  Grundstücke  hypothekarisch  belasten“).  Bis  zum  Jahre 
1 ‘J34  konnte  I>and  in  jedweder  Besitzform  (tenure)  belastet  werden ; 
von  dieser  Zeit  ab  waren  gewisse  Krongüter  (crown  demesne  lands 
lield  in  socage  or  villeinage)  hiervon  ausgeschlossen'). 

Andererseits  erstreckt  sich  die  Verpfändung  den  Worten  der 
Verpfändungsurkunde  nach  oft  auf  das  gesamte  bewegliche  und 
unbewegliche  Vermögen  des  Schuldners.  Zuweilen  sagt  der  Schuldner 
sogar,  daß  bei  etwaiger  Zahlung.sversäumnis  seinerseits  all  seine 
Habe,  beweglich  und  unbeweglich,  gepfändet  werden  kann“). 
Augen.scheinlich  wird  durch  solche  Schuldanerkennungen  oder  bonds, 
was  bewegliches  Vermögen  anbelangt,  nur  ein  Recht  zur  Pfändung 
der  Sachen,  die  sich  in  den  Händen  des  Schuldners  befinden,  ge- 
schaffen, dagegen  keine  Hypothek  oder  dingliches  Recht,  welches 
dem  Gläubiger  gestatten  würde,  diese  Sachen  von  dritten  Personen 


')  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  (>.,  II,  S,  124. 

*)  Siehe  über  dieses  System  der  archae  und  rotuli  oben  S.  278,  279. 
Vgl.  Kigg,  Jewish  Kxch.  (Seid.  Soc.),  S.  XIII,  XXXVIl,  13fi  (s.  v.  stallare). 
Uber  die  Protokollierung  (enrolhnent)  von  Urkunden  beim  lircat  Exchcquer 
siehe  Hall,  Red  Hook  of  Excho(iuer,  I,  S.  XIX-XXXV. 

“)  Siehe  .lacobs,  Jews  of  Aiigevin  England,  S.  .57,  fiG.  G7,  70-72,  99, 
21.5,  216,  220,  221,  234:  Jewish  Exch.  (Seid.  Soc.),  S.  4,5.  Uber  die  Ver- 
pfändung von  Renten  und  Schuldurkunden  (chirographs  of  debt)  siehe  J acobs, 
a.  a.  0.,  S.  99;  Jewish  Exch.  (Seid.  Soc.),  S.  28,  29,  33,  ;I4,  43-45. 

')  Eigg,  Jewish  Exch.  (Seid.  Soc.),  S.  XlII. 

*)  Siehe  Jewish  Exch.  (Seid.  Soc.),  S.  XIX  (.\um.  1),  33,  34,  92-94, 
102;  Webb,  yaestion,  App.  Xo.  19,  30,  31.  Siehe  ferner  Jewish  Exch. 
:;Seld.  Soc.),  S.  67,  68,  91,  93. 
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zu  ifkliimieren ').  Es  ist  jedoch  erwiesen,  daß  durch  die  Ver- 
pfandung von  Land  an  Juden  mittelst  profwkollierter  Verträge  ein 
dingliches  Recht  zum  Zwecke  der  Sicherheitsstellung  geschaffen 
wurde.  Wenn  der  Erwerber  des  durch  die  Schuld  belasteten 
Landes  sich  weigert,  die  Schuld  nebst  Zinsen  zu  bezahlen,  so 
wird  die  seisina  des  Landes,  das  er  in  Händen  hat,  dem  Jnden 
übergeben  *). 

Hei  Zahlungsversäuninis  kann  der  Gläubiger  die  Klage  action 
fd'  (lebt  anhängig  machen,  was  die  Zwangsvollstreckung  zur  Folge 
hat  ^ I.  Werden  die  Rechte  aus  der  Helastung  des  Landes  geltend 
gemacht,  so  erhält  der  Gläubiger  vom  Gericht  die  seisina  des 
Landes*).  Der  (Jläubiger  kann  dann  das  Land,  nachdem  er  es 
auf  ein  Jahr  und  einen  Tag  im  Hesitz  gehabt  hat,  während  weh'her 
Zeit  dem  Schuldner  noch  die  Möglichkeit  der  Wiedereinlö,sung  ge- 


')  Ilas  jnillsehv  Mobiliarplämi  si-lioiiit  du  siilclir.s  mit  »iifro-tigoili  He.sil7. 
ilrs  (iläubigors  zu  sein.  Siehe  diii  .Viifsat/.  des  Vorfasnors  der  vnrliegoiideii 
.Arbeit,  The  Kxchuiiucr  of  thc  ,Tc«s  (.Law  ()uarlerly  Ueview,  XVHI.  ,S.  308). 
A'ergl.  lÜgg.  a.  a.  ().,  S.  XIII. 

*)  Siehe  .Jewish  Kxeh.  (Sdd.  Soc.),  S.  18,  (53;  Les  Eatatutes  de  la 
.(cuerie,  Stats.  of  Ui'ahii,  I,  jj.  Madox,  Hist,  of  Kxch.,  I,  S.  233. 

.Amii.  (y).  Ygl.  den  I!echt,<fall  l>o  Sawstoii  v.  De  Senlis,  Jewish  Exch. 
( Seid.  Soe.),  S.  03.  Her  Erwerber  kann  jedoch  aeineii  warrantor  aun’ordern, 
seiner  (iewährleistniig  nachzukounnen  (voueli  Ins  warrantor).  Siehe  den  Üechts- 
fall  in  Jewish  Exch.  fSeld.  Soc.),  S.  t!3. 

l’nsere  yuellen  enthalten  eine  grolle  .Anzahl  von  Sehuldklagen 
(.actions  of  (lebt).  Siehe  z.  H.  Tovey,  Anglia  Jndaica.  S.  42,  43,  .M):  l’rynne, 
Deinnrrer,  ]>art  2,  S.  II;  Cole.  DocunienU  of  13th  and  14th  (Jenturic.s. 
S.  28.Ö — 332;  Jewish  Exch.  (Seid.  Soc.)  s.  v.  Hebt. 

Her  Zwangsvollstreckungsprozess  der  Ees  Estatntes  de  laJeuerie, 
Stats.  of  Healni,  I,  S.  221,  221a  ist  ziemlich  derselbe  wie  derjenige  des 
Stat.  West.  II,  c.  18. 

*)  Siehe  Jacobs,  a.  a.  O.,  S.  ,Ö7,  !)0,  231  (und  vgl.  2.33).  2.34;  Webb, 
a.  a.  O.,  .App.  No.  4:  liracton  s Kote  Kook.  pl.  301;  Plac.  Abb.  (Rec.  l'oni.), 
S.  .')8;  .Exchequer  lieeeipt  Roll,  llS.i"  (mit  Vorwort  von  Hubert  Hall),  S.  31; 
l.es  Estatntes  de  la  Jeuerie,  Stats.  of  Realm,  I,  S.  221  a:  Goldschmidt. 
(ieschiclite  der  Jnden  in  England,  S.  (!9,  Amn.  37;  Jewish  Esch.  (Seid.  Soc.), 
S.  XII,  XXXVIII  (.Amn.  I),  (!3,  und  Index  v.  v.  seisin.  Vgl.  Rigg,  a.  a.  O., 
S.  X.XXA'.  .Auf  ähnliche  AVeise  kann  der  Rechtsnachfidgcr  des  jüdischen 
(rlänbigers  die  seisina  des  vor|ifändeten  Randes  per  praeceptnm  Homini 
liegis  erhalten.  Siehe  AVehb,  a.  a.  0.,  .App.  ti. 
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ireben  war,  verkaufen ')  oder  solange  behalten,  bis  er  sieh  dureh 
die  Renten  und  Erträge  für  befriedigt  hält*). 

Während  sieh  das  Land  in  seinem  Besitz  befindet,  hat  der 
(iläubiger  keine  feudal  seisin.  sondeni  die  seisina  ut  de  vadio, 
den  Besitz  als  Pfandgläubiger’);  diese  seisin  des  Juden  oder 
seines  Rechtsnachfolgers  wird  vom  Gericht  geschützt^). 

Aus  den  Quellen,  die  zu  unserer  Kenntnis  gekommen  sind, 
ist  nicht  mit  Bestimmtheit  zu  ersehen,  ob  das  durch  die  Charters 
Bicliards  I.  und  Johns  verliehene  Verkaufsrecht  besagt,  dall  das 
I>and  nach  Ablauf  des  Jahres  und  einen  Tages  gänzlich  dem 
Gläubiger  verfällt,  und  ob  sein  Hechtstitel  am  Lande  durch  Erwerbung 
des  Verkaufsrechts  perfekt  wird’i,  oder  ob  der  (iläubiger  ver- 
pflichtet ist,  dem  Schuldner  über  den  aus  dem  Verkaufe  erzielten 
Betrag,  soweit  er  den  Betrag  der  Schuld  nebst  Zinsen  über- 
schreitet. Rechnung  abzulegen.  Es  mag  sein,  dali  die  noch  un- 
gedrnckten  Protokolle  des  Jewish  Exclicquer  Antwort  hierauf 
geben  können.  Was  ilas  dreizehnte  Jahrhundert  anlangt,  so  ist 
wohl  anzunehmen,  dall  eine  Reclinungsablegung  im  Falle  des 
Verkaufs  stattgefunden  hat,  genau  so  wie  in  solchen  Fällen,  wo 
der  Gläubiger  seine  Forderung  dadurch  deckte,  dall  er  die  Erträge 
des  Landes  an  sich  nahm. 

')  Foeilera,  1,  S.  .'»1  (.sieliu  .laciibs,  a.  a.  O.,  S.  134-138):  liotiili 

('hartarmii,  hrsg.  v.  Hardv,  1,  8.93  (siehe  aucli  Tovev,  a.  a.  0.,  S.  62-G4, 
und  .lacobs,  a.  a.  O.,  8.  212-214):  (loldscbmidt.  a.  a.  O.,  8.  21,  22:  IGgg, 
a.  a.  O.,  8.  .XlII.  8iche  Webb,  a.  a.  O.,  .App.  No.  14.  Uichard  I.  Carla 
i]iiä  pluriinae  liburtates  .liidcis  conccdiintur  et  con  finiian  t ii  r 
(1190),  Foedera,  l,  8.  .01  : Ft  liceat  predietis  .ludcis  (juiete  vendere  vadia 
siia,  ]iust(|Uain  curtum  crit  illos  ipsa  per  unum  anmiin  integrum  et  uniiui 
diem  tenuisse. 

’)  Siebe  unten  S.  284,  .\niu.  1. 

’)  Siehe  .lacobs,  a.  a.  O.,  S.  231:  Webb,  a.  a.  O.,  App.  No.  4,  (i: 

Uigg.  a.  :i.  0..  8.  XIII,  XXXVIII,  Anni.  1, 

*)  Siche  l’lac.  Abb.  (Hce.  (’oiii.),  8.  (>4,  82.  17ö:  Hracton’s  Note  Hook, 
pl.  301,  182.i;  Jacobs,  a.  a,  ().,  8.  191,  2.34:  Webb,  a.  a.  0.,  App.  No.  fi 

■')  Vgl.  Wiginore,  l'he  I’lcdge-Idea,  Harv.  L.  R..  .X,  8.  335:  Pollock 
and  Maitland.  a.  a.  O.,  II,  8.90-92.  Dimdi  I'bori'iukomiuen  mit  hoch- 
geatollten  Pcrsöulicbkciti'n  wurdi:  cs  zuweilen  ermöglicht,  die  Kinlösung  auf 
unbestimmte  Zeit  hinauszusehieben,  .thns  compaasing  by  sharp  practice 
what  we  nnw  call  foreclo.sure.“  IGgg,  a.  a.  0.,  .S.  XXXVII. 
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Til^  der  (ililubiprer  tatsiiclilich  seine  Fordeninf'  aus  den 
Kenten  und  ErtiMaren,  so  besitzt  er  das  Land  als  vivum  vadium. 
Der  Schuldner  kann  den  Gläubiger  durch  die  Klape  action  of 
Account  zur  Kechnungsablepunp  zwingen;  hat  der  Gläubiger  mehr 
genommen,  als  ihm  zur  Deckung  der  Schuld  nebst  Zinsen  zusteht, 
so  ist  dieser  Überschuß  dem  Schuldner  zurückzugeben.  Ist  das 
Taind  freehold  Besitz,  so  kann  der  (Bäubiger  wegen  Beschädigung 
(waste)  belangt  werden-,  der  Anspruch  auf  die  Klage  action  of 
Account  verjährt,  wie  es  scheint,  nicht '). 

II.  Die  Hyjiothek  zur  Sicherstellung  von  Forderungen 
kaufmännischer  und  andererGläubiger  (sog.  recognizances 
and  Statutes). 

Ein  „bond“  ist  nach  englischem  Recht  eine  gesiegelte  Urkunde, 
durch  welche  eine  neue  und  rein  persönliche  Verbindlichkeit  ohne 
dingliche  Wirkungen  geschaffen  wird’).  Eine  „recognizance’)“ 
jedoch  ist  eine  freiwillige,  schritfliche,  gesiegelte  und  in  die  Ge- 
richtsprotokolle eingetragene  Anerkennung  einer  bereits  bestehenden 
Verbindlichkeit.  Die  recognizance  erzeugt  sowohl  Rechte  in  rem, 
wie  Rechte  ln  personam.  Durch  dieselbe  wird  ein  Pfandrecht 
am  Eigentum  des  Schuldners  geschatfen.  fast  in  gleicher  Wei.se, 
wie  dies  durch  ein  Urteil  geschieht.  Die  hypothekarische  Belastung 
des  Eigentums  des  Schuldners  geschieht  behufs  Sicherstellung 
einer  Fordening.  Bei  Zahlung.sversäumnis  des  Schuldners,  des 
,conusor,“  können dieKechte  aus  dieser  Sicherheit  von  dem  Gläubiger, 
dem  „conusee“,  mit  Hilfe  des  (ierichts  geltend  gemacht.  Der 
Gläubiger  kann  tatsächlich  eine  persönliche  Klage,  ein  action  of 
Debt*j,  gegen  den  Schuldner  anhängig  machen;  doch  kann  er  sich 

*)  Siche  .Icwish  Exch.  (Seid.  Soc.),  S.  -XIII,  XX.XYIII  (.\imi.  1),  LVIl, 
10-27,  43-4.7,  8!)-!)l : Chapitlos  Tiicliaunx  La  Gyuerie,  .Icwisli  Exch. 
(Seid.  Soc.),  S.  LXI:  Le»  Estatute»  de  la  Jeuerie,  Stats.  of  Kcalni,  1, 
S.  -J21  a;  .Jacob»,  a.  a.  O..  2.33. 

•)  Siehe  Sheppard,  Touch»tnne,  S.  3(>7,  305a:  l’ollock  and  Mait- 
laiid.  a.  a.  0.,  II,  S.  227,  -4-27. 

’)  Siehe  l!laek»tone.  II.  c.  20.  §2.  .\ndere  Uezeichmingeii  für  die 
recognizance  sind  .bond  of  rccord“.  -contract  of  record".  .acknowledgnient 
or  Obligation  of  rccord“.  Siehe  liaeon,  .\bridgmeiit,  tit.  Execntion  (11),  $1: 
l’ollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  204. 

*)  I ber  die  .Velion  of  Debl  .siehe  oben  S.  35.  158,  100 — 1(’>4. 
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gleichzeitig  seines  weiteren  Rechts,  seines  dinglichen  Rechts  be- 
dienen, welches  es  ihm  ermöglicht,  Eigentum  des  Schuldners,  da» 
durch  die  Hypothek  belastet  ist,  mit  heranzuziehen,  gleichgültig, 
ob  das  Eigentum  zur  Zeit  der  Vollstreckung  noch  in  den  Händen  des 
Schuldners  selbst  oder  in  den  Händen  eines  Käufers  sich  befindet. 

Welches  ist  nun  die  Bedeutung  einer  recognizance  im  Im- 
mobiliarrecht und  besonders  im  Immobiliarpfandrecht? 

In  den  Jahrhunderten  unmittelbar  nach  der  normannischen 
Eroberung  erreichte  das  feudale  System  des  Gnindbesitzes  eine 
hohe  Entwickelung')  und  die  Unveräußerlichkeit  ohne  die  Erlaubnis 
des  Grundherrn  des  freehold  tenant  war  eins  der  vornehmsten 
Prinzipien  des  Systems“).  Es  war  auf  Grund  dieses  Prinzipes 
des  feudalen  Systems,  daß  das  ältere  gemeine  Recht  die  Zwangs- 
vollstreckung in  Land  für  Schulden  oder  Schadenersatz  ver- 
hinderte, denn  .andernfalls  hätte  dem  Grundherrn  gegen  dessen 
Willen  ein  neuer  tenant  aufgedrängt  und  eine  Veräulh'rung  des 
Landes  durch  diesen  verwickelten  Prozeß,  der  dem  Gei.ste  des 
feudalen  Systems  widersprach,  herbeigeführt  werden  können-'). 
Ähnlich  verhinderten  die  feudalen  Prinzipien  die  Fortnahme  der 
Person  des  Schuldners  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  behufs 
Beitreibung  der  Schuld,  denn  auf  diese  Weise  würde  dem  Grund- 
herrn die  Möglichkeit  entzogen  worden  sein,  über  die  Dienste 
seines  tenant  verfügen  zu  können.  Das  Meiste,  was  nach  altem 
gemeinen  Recht  der  Gläubiger  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
behufs  Tilgung  seiner  Forderung  erlangen  konnte,  war  das  Mobiliar 
und  die  Renten  und  Erträgi“  des  Landes,  welches  dt>r  Sclmldner 
be.saß. 


')  Siehe  Butler,  .\iim.  VI  (1)  zu  Oo.  Lit.  191a;  Williams,  a.  a.  0. 
S.  12-1.%  .IT,  Betreffs  eines  Vergleiches  des  englischen  Feudalsystoms  mit 
dom  Lehnswesen  des  (‘»ntinents  siehe  Butler,  Aiiin.  zu  Co,  Lit.  191a. 

W right,  a.  a.  0.,  S.  154  ff.:  Butler,  .\nm.  (VI,  ü)  zu  Co.  Lit.  191a; 
Williams,  a.  a.  ().,  S.  (i(i,  358,  359.  Siehe  aber  Williams,  a.  a.  Ü.,  S.  (!(!, 
Amu.  (|>.). 

Unter  der  Kegierung  .lohns  scheint  von  der  Erlaubnis  zur  Verpfändung 
von  Land  häulig  Gebrauch  gemacht  worden  zu  sein.  Kot.  I’at.,  I.  3,  1,  7. 
59;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  (>.,  I.  S.  341,  .tum.  3. 

*)  Bacou,  .Abr.  tit.  Kxecution  (.A):  Wright,  a.  a.  O.,  S.  170;  Coote, 
Mortgagc.  2.  Aull.,  S.  ö(i.  Siehe  Butler,  Anm.  (VI,  .5)  zu  Oo.  Lit.  191a 
und  Wright,  a.  a.  O.,  S.  170,  .Anm.  (b). 
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Nach  und  nach  wurde  es  zur  Gewohnheit,  diese  strikte  Regel 
gegen  die  Veriiulierlichkeit  im  Interesse  des  tenant  weniger  schroff 
zu  handhaben'),  und  im  Jahre  1‘JiK)  ennöglichte  das  Statute  of 
Quia  Kmptores*)  die  volle  und  freie  Veräulierlichkeit  der  ostates 
in  fee  simple. 

Die  Sicherheitsleistungen  durch  rccognizance  haben  eine  be- 
sondere Bedeutung  in  der  Geschichte  des  Immobiliarrechts,  indem 
sie  das  Bestreben  veranschaulichen,  selbst  vor  der  Quia  emptores 
die  Einschränkung  der  V’erauüerlichkeit  zu  durchbrechen  ’).  Eine 
wirksame  Handhabe  zur  Sieherung  und  Durchfühmng  einer  prompten 
Zahlung  von  Schulden  scheint  für  die  Entwickelung  des  englischen 
Handels  im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert  iiuUerst  not- 
wendig gewesen  zu  sein.  Die  Protokollierung  der  recognizances 
trug  in  beträchtlichem  Umfange  zur  Schaffung  einer  solchen 
Möglichkeit  bei '),  denn  durch  die  writs,  rvelche  zur  Geltendmachung 
der  Rechte  aus  solchen  recognizances  als  Zusatz  zu  den  alten  ge- 
meinrechtlichen writs  of  fieri  facias  und  levari  facias,  vor- 
gesehen waren,  konnte  sich  jetzt  der  Gläubiger  sowohl  an  das 
Mobiliar,  wie  an  das  Immobiliar,  außerdem  aber  auch  an  die 
Person  des  Schuldners  selbst  halten.  Die  alte  Regel  gegen  die 
Veräußerlichkeit  war  hier  zu  Gunsten  des  Standes  der  Handel- 
treibenden durchbrochen  worden  “). 

Weiterhin  haben  Schuldanerkennungen  eine  Bedeutung  im 
Pfandrecht,  indem  sie  die  frühen  Phasen  der  Entwicklung  des 
Hypotheken  Wesens  in  England  illustrieren.  Man  nimmt  an.  daß 
wenn  die  Kauflentr'  durch  die  Schuldanerkennung  eine  hypothe- 
kari.sche  Belastung  des  Landes  herbeiführten,  dies  hauptsächlich 
darin  .seinen  Grund  hatte,  daß  sie  sich  nicht  mit  dem  .sofortigen 


Williams,  a.  a.  O.,  S.  38,  3.Ö9.  .Siehe  W right,  a.  a.  0.,  .S.  170, 
Amn.  (a):  Hacon,  .Ahr.  tit.  Kxeciition  Heeres,  a.  a.  0.,  I.  S.  243-217. 

*)  18  l'.ii.  I.  st.  1,  Stats,  of  Uoalni,  I,  S.  lOli. 

’)  Williams,  a.  a.  0.,  S.  2<i2;  Blackstone,  11.  c.  10,  § V. 

*)  I)  I a cksto  n e,  I V,  e.  33,  § 111:  Cuii  iiingha  m.  The  (Jrowth  of  Knglish 
Iiidiistrv  aml  ('mnmerce  iluriiig  the  Karlj  and  Middle  .Ages,  3.  .Auf!.,  S.222, 
■Anni.  3,  281-283,  290.  .Siehe  ferner  über  die  ökonomische  Bedeutung  dieser 
Pfaiidfnrmeii  Bacon,  .Ahr.,  tit.  K.xecntion  (A);  Keeves,  a.  a.  U.,  II,  S.  27(i 
bis  279:  l’algrave,  Dictionary  of  l’olitieal  l'conomy,  III,  !>.  470,  471: 
Hooers.  Industrial  and  t'oinmereial  llislory  of  Rngland  (1892),  ,8.  71,  72. 

Siehe  Kl  int  off.  ( 'onveyuneing,  S.  243. 
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Besitz  des  Lindes  befassen  wollten.  Zahlte  der  Schuldner  nicht, 
so  konnte  natilrlich  die  Notwendigkeit  Iflr  den  (lläubiger  eintreten, 
den  Besitz  zu  fibernehmen  und  die  Schuld  aus  den  Renten  und 
Krträgen  zu  tilgen.  Aber  bis  zur  Zahlungs Versäumnis  war  sein 
hypothekarisches  Recht,  welches,  wenn  nötig,  mit  Hilfe  des  ge- 
samten Apparates  des  gerichtlichen  V'ollstrecknngsverfahrens  durch- 
geführt  werden  konnte,  alles  was  er  brauchte,  denn  er  war  jetzt 
ein  sichergestellter  Oläubiger')- 

Die  Geschichte  der  Entwickelung  der  Rechte  des  (»läubigers 
gegen  die  Person  des  Schuldners  und  dessen  Eigentum  in  der 
Zeit  von  der  normannischen  Erobenmg  bis  auf  den  heutigen  Tag 
ist  lang  und  verwickelt  und  kann  hier  nicht  eingehend  besprochen 
werden.  ,\lles,  was  wir  zu  tun  gedenken,  ist,  die  mittelalterliche 
(Gesetzgebung,  durch  welche  die  Schuldanerkennungen  geschatlen 
wurden,  in  großen  Umrissen  zu  skizzieren. 

Die  Schnldanerkennungen  wurden  vom  gemeinen  Recht«“ 
geschaffen , wennschon  gewisse  Arten  späterer  Schnldaner- 
kennungen ihre  Existenz  be.sonderen  (iesetzen  verdanken.  Dieser 
Unterschied  mit  Bezug  auf  den  Ursprung  muß  berücksichtigt  worden, 
denn  bei  der  späteren  Betrachtung  der  Geltendmachung  der 
Rechte  ans  der  Sicherheitsstellung  ist  dieser  Punkt  von  besonderer 
Wichtigkeit. 

Ferner  muß  .scharf  unterschieden  werden  zwischen  Schnldan- 
erkennnngen,  deren  sich  gewöhnliche  Gläubiger,  und  solchen,  deren 
sich  kaufmännische  (iläubiger  bedienen.  Der  gew'öhnliche  (iläu- 
biger  ist  in  der  Lage  sich  erstens  der  Schuldanerkennungen  des 
gemeinen  Rechts  und  zweitens  besonderer  Scdmldanerkennungen, 
welche  durch  das  Statute  of  Westminster  the  Second*)  und  durch 
das  Statute  23  Henry  VIII’),  bekannt  als  „Statutes  elegit“  und 
„recognizances  in  the  nature  of  a Statute  staple“  geschaffen 
wurden,  zn  bedienen.  Dem  kaufmännischen  Gläubiger  stehen  be- 
•sondere  Schuldanerkennungen  zu  Gebote.  Erstens,  diejenigen, 
geschatlen  durch  das  Statute  <d'  ,\cton  BumeM)  und  durch  das 

*)  Siehe  unten  S.  3o3. 

»)  13  Kd.  I.  e.  18  (A.  U 128.>),  Stal.«,  uf  lieabn.  I.  S.  82. 

>)  Stats  of  Realm  III,  S.  372,  373. 

*)  II  Kd.  I.  A.l>.  1283  , ,S(als.  nf  1!,mIiii.  I,  S.  .73.  .71. 
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Statute  of  Merchants*)  und  bekannt  als  „Statutes  merchant“,  und 
zweitens,  diejenigen,  geschaffen  durch  das  Statute  of  the  Staple*) 
und  bekannt  als  „Statutes  staple.“  Die  historische  Entwicklung 
war  folgende:  1.  Recognizances  nach  gemeinem  Recht,  2.  „Statutes 
merchant“,  3.  „Statutes  elegit“,  4.  „Statutes  staple“,  „recog- 
nizances in  the  nature  of  a Statute  staple.“ 

Schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  und  vor  der  Gesetzgebung 
Eduards  I.  wurden  die  Judicats-Hypothek  und  die  Hypothek  durch 
recognizance  allgemein  angewandt,  als  ein  Mittel  den  Gläubiger 
sicher  zu  stellen.  Es  ist  möglich,  daü  zum  wenigsten  die  Schuld- 
anerkennung schon  viel  früher  im  Gebrauch  war,  wennschon  das 
früheste  Beispiel,  welches  wir  aufgefunden  haben,  erst  aus  dem 
Jahre  1201  herrOhrt’), 

Wenn  der  Gläubiger  nicht  gewillt  war,  sich  auf  das  bloße 
Wort,  oder  selbst  auf  die  gesiegelte  Urkunde  (bond)  des  Schuldners 
zu  verla.sscn,  so  konnte  er  die  Schuld  zu  einer  Judikats, schuld 
machen  und  sich  somit  den  Vorteil  des  gerichtlichen  Vollstreckungs- 
verfahrens sichern,  ohne  die  Weiterung,  bei  Nichtzahlung  des 
Schuldners  behufs  Wiedererlangung  seines  Geldes  erst  klagen  zu 
müssen.  Der  filäubiger  mußte  in  erster  Linie  eine  Schuldklage 
(action  of  Debt)  erheben  und  dies  sogar  noch,  bevor  das  Geld 
hergeliehen  worden  war.  Diese  Klage,  gegen  welche  ein  Einspruch 
von  dem  Schuldner  nicht  erhoben  wurde,  hatte  sofort  ein  Urteil 
/.u  Gunsten  des  Gläubigers  zur  Folge.  Bei  Nichtzahlung  am 
Stichtage  erhielt  der  Gläubiger,  der  jetzt  ein  judginent  creditor 
war,  auf  seinen  Antrag,  als  .sich  von  selbst  verstehend  und  ohne 
weitere  Umstände,  ein  Zwang.svollstreckungsmandat  (writ  o(  exe- 
cution)*). 

Die  Schuldanerkennung  scheint  jedoch  viel  häufiger  angewendet 
worden  zu  sein,  als  das  judgment.  Die  Parteien  erschienen  vor 
Gericht,  nicht  um  ein  judgment  zu  erlangen,  sondern  um  eine 
Eintragung  in  die  Gerichtsprotokolle  vornehmen  zu  lassen,  was 
zuweilen  dem  Kompromisse  bei  einer  Schuldklage  ähnlich  sah. 

•)  13  K(i.  I,  (.\.  I).  r28.")),  .Stats.  of  Hcnlm,  l,  8.  98-KX), 

>)  27  Kd.  III,  st.  2,  c.  9,  (A.  D.  1353),  Stats.  of  Uealin.  I,  S.  33(i,  337. 

’)  Select  Oivil  l’lcas  (Seid.  Soc.)  |d.  102;  Coote,  .Mnrtgajfe.  ,S.  82: 
l'ollock  and  Maitliuid.  a.  a.  «).,  H,  S,  203,  204. 

*)  l’ollock  and  Maitland,  a.  a.  D.,  II.  S.  203,  204. 
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Bei  dieser  Eintragung  gab  der  die  Anleihe  Änfhehmende  zu 
(recognoscit,  cognoscit'),  daß  er  der  andern  Partei  eine  Summe 
Geldes  schulde,  und  versprach,  dieselbe  zu  einer  gewissen  Zeit 
zurflckzugeben.  Gleichzeitig  willigte  er  ein  (granted),  daß,  soljte 
er  nicht  zur  rechten  Zeit  bezahlen,  der  Sheriff  den  Betrag  der 
Schuld  aus  seinem  Lande  und  sonstigen  Eigentum  erheben  darf*). 

Diese  Schuldanerkennung  oder  „contract  of  record“  oder 
„acknowledgement  or  Obligation  of  record“  war  dem  judgment 
gleichwertig.  Machte  der  Gläubiger  innerhalb  eines  Jahres  und 
eines  Tages  nach  dem  für  die  Zahlung  fe.stgesetzten  Tage  seinen 
Anspruch  geltend,  so  war  ein  Zwangsvollstreckungsmandat  die  selbst- 
verständliche Folge,  ausgenommen  der  Schuldner  hatte  inzwischen 
die  Schuld  bezahlt  und  eine  Annullierung  (vacation)  der  Eintragung 
der  Schuldanerkennung  im  Protokolle  veranlaßt’). 

Von  den  Protokollen  (rolls)  der  Chancerv  und  des  Exchequer 
wurde  behufs  Eintragung  von  Schnldanerkennnngen  allseitig  Ge- 
brauch gemacht;  dies  ist  wohl  zum  Teil  darauf  zurückzufähren, 
daß  einige  der  Kanzleibeamten  gleichzeitig  bedeutende  Geldver- 
leiher waren.  Die  Praxis  der  Eintragung  von  Schuldanerkennungen 
.scheint  jedoch  eine  sehr  alte  zu  sein  und  ihre  Almlichkeit  mit  dem 
endgültigen  Vergleich,  dem  „fine  of  land“,  der  in  jener  Zeit  sogar 
manchmal  ein  Versprechen  zur  Zahlung  einer  Schuld  in  sich 
schloß,  die  durch*  Zwangsvollstreckung  beigetrieben  werden  konnte, 
darf  nicht  unberücksichtigt  bleiben*). 

Die  gemeinrechtlichen  Zwangsvollstreckungsmandate  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts,  das  fieri  facias  und  das  levari  facias, 
ennöglichten  es  dem  Gläubiger,  der  sich  ein  judgment  verschafft 
oder  die  Protokollierung  der  Anerkennung  hat  vornehmen  lassen, 
sich  an  das  Mobiliar  (goods  and  chattels)  und  die  Erträge  des 
Landes  zu  halten,  wenn  der  Schuldner  es  versäumte,  seiner  Ver- 


')  Lahor  der  Name  „recognizance". 

’)  Sei.  Civ  l’leas,  (Seid.  Soc ),  pl.  102;  Pollock  and  Maitland, 
a.  a.  ().,  II,  S.  203,  204.  Über  die  gemeinrechtliche  reeognizance  vor  der  Ge- 
setzgebung Edward  I.  siehe  auch  Kacon,  .\br.,  tit.  Kzecution. 

*)  Black  stone,  III,  c.  26,  § 5;  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  ().,  II, 
S.  204. 

*)  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  t>.,  II,  S.  204.  Beispiele  von  ,fines 
of  land*  sind  zu  linden  bei  Hunter,  Fines  sive  Pedes  Pinimii. 

Hazeltine.  Engli.scbs.s  I^randrecht  lä 
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pfliclitung  nachzukoinmen ').  Die  Gesetzgebung  Eduards  I., 
Eduards  III.  und  Heinrichs  VIII.  ennöglichte  es  dem  Gläubiger, 
sich  auch  noch  an  das  Land  sellist,  sowie  an  die  Person  des  Gliiu- 
bigers  zu  halten. 

Ganz  besonders  die  Kaufleute  scheinen  seitens  des  gemeinen 
Kechts  bei  der  Eintreibung  ihrer  Forderungen  unzureichenden 
Beistand  gefunden  zu  haben.  Sie  klagten  über  die  Verzögerungen 
und  Weitläufigkeiten  des  ßechtssystems,  und  viele  Kaufleute, 
welche  verarmt  waren,  verließen  das  Land  *).  Um  den  verlangten 
Beistand  leisten  zu  können  und  um  damit  nicht  nur  eine  weitere 
Auswanderung  der  ausländischen  Kaufleute  aus  dem  Lande  zu 
verhindern,  sondern  Englands  wachsenden  Handel  auch  noch  weiter 
zu  entwickeln,  schuf  das  Parlament  im  Jahre  1289  den  Act  of 
Acton  Burnel,  der  zwei  Jahre  später  durch  das  Statute  of 
Merchants  ergänzt  wurde.  In  der  Tat  zeigen  uns  die  Können 
der  Sicherheitsleistung  und  die  schnellen  und  wirksamen  Prozesse 
zu  ihrer  Durchführung,  welche  durch  diese  Gesetze  und  die  Ge- 
setzgebung Eduards  III.  zum  ausdrücklichen  Nutzen  sowohl  der 
inländischen  wie  der  ausländischen  Kaufleute  geschaffen  worden 
waren,  wie  die  allgemeine  Politik  des  dreizehnten  und  vierzehnten 
Jahrhunderts  den  Handel  und  das  Gewerbe  zu  fördern  bestrebt 
war  ’j. 

Die  Schuldanerkennungen,  welche  durch  diese  beiden  Gesetze 
in  den  Jahren  1283  und  1280  geschallen  wurden,  wurden  bekannt 
als  „sfötutes  merchant“  *).  Mit  Hilfe  dieser  Sicherheitsstellung  konnte 
der  Kaufmann  die  Person,  das  Mobiliar  und  das  Immobiliar  des 
Schuldners  in  Anspruch  nehmen.  Die  Eintragung  (enrollment) 
des  Statute  merchant  schuf  eine  Hypothek  an  dem  gesamten 
Lande  des  Schuldners  und  ermöglichte  es  dem  Gläubiger,  das 

')  Pollock  ai)d  Maitland,  a.  a.  O.,  II,  S.  Ö9G;  oben  S.  37. 

*)  Stat.  .■Veton  liurnel,  II  Kd.  I,  Stats.  of  Uealin,  1,  S.  53:  Stat.  Merch., 
13  Kd.  I.  Stats.  of  lionlin.  I,  S.  !)8;  Ueeves,  a.  a.  O.,  II.  8.  71. 

’)  Siehe  Hacon,  Abr..  tit.  Kxeciitioii  (B),  J I : Cootc,  Mortgage,  S.(!61T.; 
Wms.  Saundci  s,  II,  S.  21R,  .Aimi.  3:  Black  st  oiie,  IV,  c.  33,  § III:  Cu  n n i n g- 
ham,a.  a.  0.,  S.  134-3fi8;  Ueeves,  a.  a.  0.,  11,  S. '276  ff.:  Glasson,  a.  a.  O., 
11,  S.  '238-'243,  V,  S.  108-110:  Pollock  and  Maitland,  a.  a.  0.,  II,  S.  597. 

*)  Über  die  recognizance  in  den  lokalen  Rcc:htsgcbrSuclien  der  Stadt 
Ipswieb  siebe  Black  Book  of  Admiralty,  II.  S.  115:  Cunningham,  a.  a.  U., 
S.  '222,  .\nin.  3,  281. 
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Land  auch  dann  zu  erreichen,  wenn  es  sich  in  der  Hand  dritter 
Personen  befand.  Bei  Zahlungsversiiumnis  übernahm  der  Gläubiger 
selbst  den  Besitz  des  Landes,  sodaß  er  die  Schuld  aus  den  Renten 
lind  Krtrilgen  tilgen  konnte. 

Wie  es  scheint,  haben  die  Vorteile,  welche  das  Statute  of 
Acton  Buniel  im  Jahre  1283  schuf,  von  seiten  der  Gläubiger 
mißbräuchliche  .\nwendung  gefunden.  Kin  Gesetz  Eduards  II. 
aus  dem  Jahre  1311')  beschränkt  die  Handhabung  des  ersteren 
auf  merkantile  Transaktionen  zwischen  Kaufleuten  unter  sich  und 
erkl.ärt,  daß  auf  Grund  des  Statute  of  Acton  Bumel  nur  burgage 
land  und  Mobiliar  des  Kaufmanns  dem  Gläubiger  übergeben  werden 
soll,  und  daß  das  burgage  land  einzubehalten  sei  „in  the  name 
of  frank  tenement  by  virtue  of  the  said  Statute.“  Das  letztere 
liesetz  bestimmte  fernerhin  12  Städte,  in  denen  allein  die  Schuld- 
anerkennungen in  Gegenwart  von  vier  Zeugen  entgegengenommen 
werden  durften,  und  das  Siegel  des  Königs,  dazu  bestimmt,  die 
Rechtmäßigkeit  solcher  Schuldanerkennnngen  zu  bezeugen,  sollte 
den  „reichsten  und  weisesten“  Männern,  die  von  den  commonalties 
für  diesen  Zweck  bestimmt  wurden,  übergeben  und  von  ihnen  auf- 
bewahrt Averden. 

Gleichzeitig  verfügen  die  Ge.setze  Eduards  I.  ausdrücklich, 
daß  der  Kanzler  und  die  Richter  des  Exchequer  und  anderer  Ge- 
richtshöfe nicht  ihrer  alten  Rechte,  die  gemeinrechtliche  Schuld- 
anerkennung entgegenzunelimen,  verlustig  gehen  sollten.  Bei  diesen 
gemeinrechtlichen  recognizances  hatte  der  Gläubiger,  sei  er  nun 
common  creditor  oder  merchant  creditor,  bei  Zahlungsversäumnis 
des  Schuldners  noch  immer  ein  Recht  auf  die  common  law  writs 
of  fieri  facias  und  levari  facias.  Nach  dem  Statute  of  West- 
minster  the  Secoud  vom  Jahre  128.')  hatte  jeder  Gläubiger,  der 
sich  ein  judgment  verschafft  oder  die  Eintragung  der  Schuldan- 
erkennung veranlaßt  hatte,  fernerhin  ein  Recht  auf  das  writ  of 
elegit.  Nur  wenn  der  Gläubiger  den  wirksameren  Schutz  des 
Statute  merchant  wünschte,  mußte  er  gemäß  den  Bedingungen 
des  Statute  of  Acton  Burnel  und  des  Statute  Merchant  verfahren. 

Im  Jahre  1285,  dem  Jahre  der  Annahme  des  Statute  of 
Merchants,  rvurde  ein  neues  writ,  das  writ  of  elegit,  durch  das 

')  Stat.  .ö  Kd.  II.  c.  33,  Stals,  of  lioalm,  I,  S.  165. 

la* 


Digilized  by  Google 


‘29-2 


Statute  ot  Westininster  the  Second  Geschäften  'j.  Unterließ  es  der 
Scliuldner,  trotz  judgment  oder  protokollierter  Schuldanerkennung, 
zur  rechten  Zeit  zu  zahlen,  so  konnte  der  Uläubiger,  gleichgültig, 
ob  inerchant  creditor  oder  nicht,  die  Hallte  des  Landes  des  Schuldners 
auf  Grund  dieses  neuen  writ  in  Besitz  nehmen,  sofern  nicht 
genügend  Mobiliar  vorhanden  war,  um  daraus  die  Schuld  zu  decken. 
Aus_^den  Renten  und  Ertragen  des  Landes  mußte  dann  der  (ilaii- 
biger  das  dem  Schuldner  geliehene  Geld  herausholen. 

Unter  der  Regierung  Eduards  III.  wurde  noch  eine  weitere 
Form  der  Sicherheitsstelluug  im  Interesse  von  Handel  und  Gewerbe 
eingeführt *).  Mit  der  Ordinacio  Stapularum  oder  Statute  ot 
the  Staple’)  wurden  im  Jahre  1352  eine  Anzahl  ausführlicher 
Regeln  für  die  Schäftung  und  Verwaltung  von  Stapelpliltzen  (staples) 
für  ilen  Kx])ort  der  hauptsächlichsten  englischen  Produkte  auf- 
gestellt. Der  Markt  oder  Stapel  sollte  hinfort  nur  in  gewis.sen 
großen  Handelsstädten  Englands  abgehalten  werden,  und  es  wurde 
einem  englischen  Kaufmanne  als  Verbrechen  (felony)  angerechnet, 
wenn  er  eins  der  hauptsächlichsten  englischen  Produkte  exportierte; 
die  Kaufleute  der  Stapelplätze  wurden  durch  die  lex  mercatoria, 
nicht  durch  das  gemeine  Recht  oder  lokale  Gewohnheitsrecht 
regiert^).  Man  suchte  auf  diese  Weise  ausländische  Kaufleute  zu 
veranlassen,  das  Land  zu  besuchen,  und  gedachte  dadurch  mehr 
Wohlstand  in  das  Land  zu  bringen,  als  wenn  man  dem  englischen 
Kaufmannne  gestattete,  den  ausländischen  Markt  durch  Besuch 
der  großen  Handelszentralen  des  Kontinents  zu  erreichen“). 

Das  Statute  of  the  Staple,  c.  9,  sah  vor,  daß  die  Bürger- 
meister der  Stapelplätze  die  Schuldanerkennungen  in  Gegenwart 


')  13  Kd.  I,  e.  18  (1285),  SUts.  of  Rcalm,  I,  82. 

’)  HIackstnnc,  IV,  c.  33,  §111.  Siehe  auch  Carter,  Early  History 
of  the  Law  Merchant  in  EiiGlaiid,  LQH.,  XVII,  S.  239. 

’)  27  Kd.  III,  slat.  2,  c.  9,  Stats.  of  Kealni,  I,  S.  336.  Siehe  auch  stat. 
36  Kd.  III,  c.  7 (1362).  Stats.  of  Uealiii,  1.  S.  373. 

*)  Siehe  ferner  Reeves,  a.  a.  0.,  II,  S.  278:  Carter,  a.  a.  0.,  S.  232 
bis  2,50;  Holdsworth,  a.  a.  0„  I,  S.  311,  312. 

’)  Stat.  Staple,  27  Ed.  III:  Kortescue,  De  Laudibua  Leguu)  Angliae, 
S.  70,  71;  Coke,  4 Inst.  237,  238:  Racon,  Ahr.  tit.  Kiecution  (H),  § 1: 

Reeves,  a.  a.  O.,  II.  S.  276-278:  Cootc,  Mortgagc,  S.  86,  87:  Cuniiing- 
hain,  a.  a.  O..  316.  317;  lirndhnrst,  The  Merchants  nf  the  Staple,  (LyK.. 
XVll.  S.  62-74). 
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eines  oder  mehrerer  Konstabler  des  Ortes  entgegennahmen,  und 
daß  nach  Anerkennung  der  Schuld  gesiegelte  Schriftstücke  oder 
Obligationen  auszustellen  waren.  Wie  es  scheint,  konnte  jeder 
Schuldner  eine  derartige  Anerkennung  vornehmen;  aber  diese  durfte 
nur  Schulden  an  Kaufleute  der  Sta2)elplätze  betreffen  und  mußte 
aus  diesbezüglichen  Handelsgeschäften  (staple  transactions)  er- 
wachsen sein.  Die  neue  Form  der  Sicherheitsstellung  oder  recog- 
nizance  wurde  bekannt  als  „Statute  .staple.“  Sie  schuf  eine  Hypothek 
am  Lande  des  Schuldners,  und  das  Zwangsvollstreckungsverfahren 
gegen  die  Person,  Mobilien  und  Immobilien  desselben  war  schnell 
und  ähnelte  sehr  demjenigen  des  „Statute  merchant“  *). 

Obgleich  die  Sicherheitsleistung  gemäß  dem  Statute  of  the  Staple 
nur  zu  Gunsten  der  Kaufleute  in  den  Stapelplätzen  und  für  Stapel- 
geschäfte beabsichtigt  war,  wurde  diese  Fonn  der  Sicherheitsleistung 
auch  von  anderen  Personen,  welche  nicht  Kaufleute  an  den  Stapel- 
plätzen und  für  Schulden,  die  nicht  Stapelschulden  waren,  ange- 
wendet. Das  Statute  of  23  Henry  VIII,  c.  6 (l.ö31 — 32)  unter- 
sagte streng  derartige  Geschäfte,  indem  es  erklärte,  daß  das  Statute 
staple  nur  zu  den  ursprünglich  bestimmten  Zwecken  Anwendung 
finden  sollte.  Der  Vorteil  dieser  neuen  Form  der  Sicherheitsleistung 
war  jedoch  so  groß,  daß  das  Gesetz  gleichzeitig  eine  weitere  Fonn 
von  Sicherheitsleistung  derselben  Art  schuf,  welche  von  allen 
Gläubigern  angewendet  werden  konnte  und  unter  der  Hezeichnung 
„recognizance  in  the  nature  of  a Statute  staple“  bekannt  ist. 
Diese  Pfandform  .sollte  dasselbe  Verfahren  haben  und  dieselben 
Vorteile  gewähren,  wie  das  „Statute  staple“  selbst”). 

Eine  Immobiliar\'eri)fändung  mit  Besitz  des  Schuldners  an 
Gläubiger,  die  nicht  Juden  sind,  entsteht  daher  durch  ein  Urteil 
oder  durch  die  Protokollierung  der  Schuldanerkennung  durch  die 
Courts  of  record  oder  durch  ordnungsmäßig  autorisierte  öffentliche  Be- 
amte von  Städten,  Stapelplätzen  und  Märkten.  Durch  das  Urteil 

')  Siuho  Stat.  Staple,  c,  9:  Stat.  23  Henr.  VIII,  c.  6,  Slats.  of  Realtn, 

III,  S.  372,  373:  Butler,  Anm.  (VI,  9)  zu  Co.  Lit.  191a;  Tidd,  Practice, 

II,  S.  1101,  .tnm.  (d). 

*)  Stat.  23  Henr.  VIII,  c.  6,'Stats.  of  Kealni,  III,  S.  372,  373;  Butler, 
Anm.  (VI,  9)  zu  Co.  Bit.  I91a;  Bacon,  Abr.  tit.  Eiecution  (B),  § 1:  Tidd, 
a.  a.  O.,  II,  S.  1101,  1102;  Wms.  Saunders,  II,  S.  218,  Anin.(c):  Ueevos, 

a.  a.  0.,  III,  S.  289.  Siehe  auch  Stat.  32  Henr.  VIII,  c.  ^ (1540).  Stats.  nt 

Realm,  III,  S.  750. 
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oder  die  Schuldanerkennuug  iiii  Sinne  des  Statute  of  Westminster  the 
Seeond  werden  Ländereien,  welche  zur  Zeit  des  jndgment  ödes  der 
recognizance  Eigentum  des  Schuldners  sind,  und  nach  späterem 
Recht  auch  Land,  das  er  nachträglich  erwirbt,  belastet,  doch  konnte 
mit  Hilfe  des  writ  of  elegit  bis  vor  kurzer  Zeit  nur  die  Hälfte 
des  Landes  dem  Schuldner  oder  einem  anderen,  der  das  belastete 
Land  vom  Schuldner  erworben  hatte,  genommen  werden.  Im  An- 
fänge seiner  Entstehungsgeschichte  wird  durch  das  protokollierte 
, Statute“  oder  die  Schuldanerkennung,  verbunden  mit  dem  Auf- 
setzen einer  gesiegelten  Obligation  auf  Grund  des  Statute  of 
Merchant  und  der  anderen  bereits  erwähnten  Gesetze,  alles  das- 
jenige Land  belastet,  welches  bei  Abgabe  der  Schuldanerkennung 
Eigentum  des  Schuldners  war;  und  gemäß  späterem  englischen 
Rechte  wurde  auch  nachträglich  seitens  des  Schuldners  envorbenes 
Land  durch  die  recognizance  belastet'). 

Bei  Zahlungsversäumnis  des  Schuldners  kann  der  Gläubiger 
auf  Grund  der  Obligation  die  Schuldklage  anhängig  machen*). 


*)  Siehe  Stal.  Actun  Humel,  11  Kd.  I;  Stat.  Mcrch.,  13  Ed.  1;  Stal. 
West.  II,  13  Ed.  I,  c.  18:  Stat.  5 Ed.  II,  c.  33;  14  Ed.  III,  stat.  1,  c.  II; 
Stat.  Staple,  ‘11  Ed.  III,  atal.  2,  c.  9 ; stat.  31!  Ed.  III,  c.  7;  stat  10  Hen.  VI, 
c.  1;  stat.  23  Hen.  VIII,  c.  li:  stat.  .32  Hen.  VIII,  c.  5;  stat.  2 A:  3 Ed.  VI, 
c.  31;  Heg.  Brev.  f.  14G-153,  299;  Viiier,  Abr.  tit.  Stats.  Merchant  etc.; 
Bacon,  Abr.  tit.  Kxecution  (B);  Kollc,  Abr.  I,  311,  892,  II,  466,  472,  473; 
Brooke,  Abr.  tit.  Stat.  Merch.  k Stat.  Staple;  Kitzherbert,  Natura 
BreviuDi,  f.  266.  267  D;  Coke,  2 Inst.  395,  396,  679;  t’o.  Lit,  289b,  290a; 
Wright,  a.  a.  U.,  S.  170,  171:  Lilly,  Fract.  Heg.  II,  S.  658,  659;  Black- 
stone,  Band  II,  c.  10  § IV,  V,  Band  II,  c.  20,  Band  III,  c.  26  § 4,  Band  IV, 
c.  33,  §111;  -Anin.  (VI,  9)  zn  Co.  Lit.  191a;  Tidd,  Practice,  II,  S.  1101, 
1102;  Wms.  Sannders,  II,  S.  197,  Anm.  (a),  199,  Anm.  (c),  208,  Anm.  (u), 
217,  Anm.  (3),  218,  Anm.  (c);  Keeves,  a.  a.  0.,  II,  S.  96,  97,  III,  S.  289  ; 
Williams,  a.  a.  0.,  S.  262,  26.3,  266,  283,  284,  371,  372,  407,  408.  Uber 
modernes  Recht  siehe  Coote,  Mortgage.  2.  Aufl.,  S.  68,  72,  82,  83;  Williams, 
a.  a.  ü.,  S.  261  ff. 

Es  scheint  Tollkommen  dem  Geiste  des  mittelalterlichen  Rechts  zu 
entsprechen,  daß,  obgleich  .Mobilien,  wenn  sic  sich  in  den  Hitnden  des 
Schuldners  befinden,  den  Bedingungen  des  -Statute  merchant“  oder  .Statute 
staple“  unterworfen  sind,  nicht  reklamiert  worden  kOnnen.  wenn  sie  sich  in 
den  Händen  von  dritten  Personen  befinden.  Siehe  unten  S.  303.  Vgl.  auch 
oben  S.  281,  282. 

*)  Siehe  Stat.  Merch.,  13  Ed.  I:  Stat.  23  Hen.  VII,  c.  6 ; Fitzherbert, 
X.at.  Bri’v.  f.  122  1);  Viner,  .Abr.  tit.  .Stat,  Merch.  etc.:  Brooke.  .Abr.  tit. 
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Macht  sich  jedoch  der  Gläubiger  die  besonderen  Kechtsmittel  aus 
derSchuldanerkennungzu  Nutze,  so  geht  der  Besitz  des  hypothekarisch 
belasteten  Landes  — ganz  gleich,  ob  es  sich  jetzt  in  den  Händen 
des  Schuldners  selbst,  oder  seines  volljälirigen  Erben  oder  in  den 
Händen  des  feoffee  des  Schuldners  befindet  — auf  den  Gläubiger 
oder  dessen  persönlichen  Stellvertreter  oder  Rechtsnachfolger  über 
und  verbleibt  hier,  bis  der  Betrag  der  Forderung  entweder 
har  bezahlt  oder  aus  den  Renten  und  Erträgen  getilgt  ist,  oder 
bis  das  Recht  des  Schuldners  am  Lande  abgelaufen  i.st'). 

In  Hinsicht  auf  die  Geltendmachung  der  Rechte  aus  dieser 
Hy])othek  hat  daher  der  Gläubiger  das  Land  als  ein  ,gage“  in 
Form  des  vivum  vadium  in  Besitz*).  Die  (Jesetze  und  die  auf 
(»rund  derselben  eingeffihrten  writs  konstatieren,  daß  der  Gläubiger 
das  Land  besitzt  (holds  or  is  seised  of  the  land)  en  noun  de 
frank  tenement,  ut  liberum  tenementum,  indem  sie  ihm, 
rcsp.  seinem  Testamentsvollstrecker  oder  Rechtsnachfolger  gleich- 
zeitig das  Recht  auf  die  possessorischen  Klagen  des  Novel  Disseisin 
und  des  Kedisselsin  des  freeholder  verleihen.  Ja,  das  Statute  of 
Stai)le  erklärt  ausdrücklich,  daß  der  kaufmännische  (»laubiger 
faktisch  ein  „estate  of  freehold"*  (estat  de  franktenement) 
haben  soll.  In  der  Rechtsliteriitur  wird  der  Gläubiger  im  Besitz 
„tenant  by  Statute“  genannt  und  es  wird  gesagt,  daß  er  ein 
„estate  by  Statute“,  ein  „conditional  estate“,  ein  „estate  defeasible 
on  condition  snbse(|uent“  ’)  habe.  Trotzdem  sind  jedoch  die  Rechte, 

Stat.  Merch.  etc.:  llacc>ii,  Abr„  tit.  Kxccutiiui  (B).  Betreffs  eines  „Statute 
staple“  siehe  jcäoeli  Viiier,  ,\br.  tit.  Stat.  Merch.  etc.:  Lilly,  a.  a.  O., 
II,  S.  «59. 

')  Stat.  West.  II.  c.  18:  Stat.Merch.,  lIlEil.  I:  Stat.  Staple.  27  Ed.  III,  c.  9: 
Y.B.  15  Ed.  II,  327:  Y.B.  15  Herr.  VH.  Iß:  Y.B.  2 Uich.III,  8:  Y.B.  17  Kd.IlI,  3: 
Keg.  Brev.  f.  22:  Fitzberbert,  a.  a.  O.,  f.  130-132,  2ßß  Fitzherbert, 
a.  a.  0.,  8.  .\iitl.,  S.  304,  Aiiin.  (a):  Rolle,  ,\br.  I,  S.  311,  II,  S.  472-475,478: 
Brooke,  ,\br.,  tit.  Stat.  Marc.,  pl.  Iß,  43,  49,  50:  Viner,  .Ibr.,  tit.  Stat. 
Merch.  etc.;  Bacon,  .\br.,  tit.  Eiecution  (B):  tJoke,  2 Inst.  395,  39G,  471, 
ß78-G80:  Co.  Lit.  290a:  Blackstonc,  II,  c.  10,  §5,  III,  c.  28,  § 4;  Wms. 
Saunders,  II,  S.  2’20,  Anin.  (3),  221,  Anin.  (3),  260,  (.Anm.  (6);  Tidd, 
a.  a.  0.,  II,  S.  1088,  1084;  Will  ianis,  a.  a.  ().,  S 288.  Vgl.  Wil  Hains,  a.  a.  <)., 
S.  ‘281,  ‘282.  Über  das  Verkaufsrecht  eines  durch  Urteil  sicher  gc.stclltcn 
Gläubigers  nach  heutigem  engl.  Recht  siehe  Williams,  a.  a.  O.,  S.  268. 

’)  Siehe  Coke,  2 Inst.,  679,  Anm.;  Blackstone,  H.  c.  10,  § IV. 

Siche  Reg.  Brev.  f.  299;  Rastell,  Entries,  ;')43,  545;  Fitzberbert, 
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die  der  Gläubiger  am  Lande  hat,  bia  jetzt  noch  nicht  genau  prä- 
zisiert worden. 

Man  könnte  im  ersten  Augenblick  geneigt  sein,  anzunehmen, 
daß  es  die  Absicht  des  mittelalterlichen  Gesetzgebers  war,  dem 
Gläubiger  tatsächlich  ein  freehold  estate  zu  geben;  und  nach  der 
Ungewißheit  der  Besitzform,  die  in  Wirklichkeit  quousque  war, 
könnte  es  scheinen,  daß  diese  „estates  by  Statute“  nach  strikter 
Rechtstheorie  als  freehold  estates  behandelt  werden  sollen ').  So- 
weit ging  jedoch  das  Recht  nicht.  Die  Gesetze  wurden  dahin 
ausgelegt,  daß  der  Gläubiger  ein  auf  seinen  Erben  übertragbares 
freehold  estate  nicht  besitze,  sondern  ein  chattel  real,  das  beim 
Tode  des  Gläubigers  auf  den  Testamentsvollstrecker  überging*). 
Lord  Coke  in  seiner  eigentümlichen  Ausdrucksweise  nennt 
das  Wort  ut  in  dem  Satze  ut  liberum  tenementum  nur  „simili- 
tudinary“,  d.  h.  der  tenant  by  Statute  hat  nur  ein  „similitude  of 
a freehold,  but  nullum  simile  est  idem“’). 

Da  das  Recht  des  Gläubigers  am  Lande  demnach  ein  ding- 
liches Recht  (chattel  real)  war,  das  gleichzeitig  durch  die  dem  free- 
holder zustehenden  possessorischen  Klagen  geschützt  war,  so  gewann 
der  Stand  der  Handeltreibenden,  zu  deren  Gunsten  diese  Formen  der 
Sicherheitsstellung  hauptsächlich  eingeführt  worden  waren,  dadurch 
zwei  höchst  wichtige  Vorteile.  Das  Besitztum  dos  Gläubigers, 
seines  Testamentsvollstreckers  oder  seines  Rechtsnachfolgers  war 
vollkommen  sichergestellt,  denn  sobald  sie  vom  Lande  vertrieben 
wurden,  konnte  letzteres  durch  eine  possessorische  Klage  zurück- 
genommen werden^).  Fernerhin  ging  beim  Tode  des  Gläubigers 

Nat.  Brov.,  f.  178G,  1891:  Rolle,  Abr.,  II,  47,5;  Coke,  2 ln.st.,  390; 
Blackstoiie,  Band  II,  c.  10,  § IV,  V,  Band  III.  c.  26.  § 4:  Wms.  Saunders, 
II,  8.  203,  Änm.  (1);  Williams,  a.  a.  0..  S.  268.  Siche  auch  ferner  Y.  B. 
2 und  3 Ed.  II.  (1308-9),  (Seid.  8oc.),  8.  67,  68. 

‘)  Siche  Butler,  Anm.  zu  <’o.  I.it.,  208a;  Loakc,  Digest,  S.  205. 
Vgl.  Fitzherbert,  a.  a.  0.,  f.  178  G. 

’)  28  Ass.  pl.  7:  Fitzherbert,  a.  a.  0.,  f.  178;  Coke,  2 Inst.  396: 
Co.  Lit.  42a,  43b:  4 Co.  82a,  Corbct’s  Casc;  Blackstone,  II,  e.  10,  § V; 
Butler,  .\nm.  zu  Co.  Lit.  208A;  Loakc,  Digest,  8.205. 

ä)  Co.  Lit.  403  b. 

*)  Vgl.  Savigny’s  Theorie  über  den  abgeleiteten  Besitz  dos  Pfand- 
gläubigers. Betreffs  der  Literatur  und  einer  Kritik  dieser  Theorie  siehe 
Dernburg,  Pandekten  (1900),  1.  § 172.  Siehe  auch  Puclita,  Institutionen. 
(1893),  11,  § 229;  Dernburg,  Da.s  bürgerliche  Recht,  (1904),  111,  § 10. 
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nicht  nur  seine  Scliuldfordeniiig,  sondern  auch  sein  Pfandrecht 
zur  Sicherstellung  derselben  auf  seinen  Testamentsvollstreclier 
über,  nicht  auf  seinen  Erben;  das  Recht,  sagt  Blackstone, 
„judging  it  reasonable,  from  a princi])le  of  natural  equity,  that 
the  Security  and  remedy  should  be  vested  in  them,  to  whom  the 
debts  if  recovered  should  belong“  '). 

Dem  Gläubiger  mit  Besitz  stehen  daher  die  possessorischen 
Klagen  des  freeholder  zur  Verfügung;  trotzdem  verbleibt  aber  der 
Schuldner  der  eigentliche  freeholder  (remains  seised  of  his  freehold 
estate),  und  sollte  der  Gläubiger  vom  Lande  vertrieben  werden, 
so  kann  auch  der  Schuldner  seine  Klage  assize  of  Novel  Disseisin 
anhängig  machen,  denn  ihm  ist  gleichzeitig  sein  free  tenement 
widerrechtlich  entzogen  worden.  Sobald  aber  einer  der  beiden 
den  Besitz  zurückerlangt,  soll  das  Klageverfahren  des  anderen 
eingestellt  werden*). 

Sobald  der  Betrag  der  Schuldforderung  des  Gläubigers  ent- 
weder aus  den  Renten  und  Erträgen  getilgt  oder  von  dem  Schuldner 
in  bar  bezahlt  worden  ist,  hat  der  Schuldner  oder  der  feoffee  des 
Schuldners  wieder  Anspruch  auf  das  Land,  das  jetzt  von  der 
Belastung  befreit  ist’i.  Es  scheint,  dall  in  einigen  Fällen  der 
Schuldner  (conusor)  das  Recht  hat,  den  Besitz  ohne  weiteres  wieder 
zu  übernehmen  (right  of  re-entry).  Die  übliche  Form,  wieder  in 
den  Besitz  zu  gelangen,  besteht  jedoch  in  der  Klage  writ  of  fieri 
facias;  durch  eine  besondere  Form  dieser  Klage  kann  der  Gläu- 
biger (conusee)  gezwungen  werden,  die  Überschüsse  über  die 
Schuldsumme  zurückzuzahlen*). 

Das  mittelalterliche  Immobiliarpfand  mit  Besitz  des  Schuldners 
bis  zur  Zahlungsversäumnis  besteht  demnach  in  der  Verpfändung 
bestimmter  Grundstücke  oder  aber  des  gesamten  Landes  des 

')  Sich«  Stat.  Mcrch.,  13  Kd.  I:  V.  B.  1 und  2 Kd.  II.  (Seid.  Soc.), 
S.  92,  93;  ;Fitzberbcrt,  a.  a.  0.,  130,  I3I:  (’o.  Lit.  43b;  Blackstone, 
II,  c.  10,  § V;  Butler,  .kmii.  zu  Co.  Lit.  208a. 

*)  Kitzherbert,  a.  a.  O.,  8.  .\ull.,  S.  412,  .\nm.  (e),  unter  Citierung 
von  12  Hcnr.  fi,  4. 

Siche  Stat.  .Merch.,  13  Ed.  I;  Coke,  2 Inst.  396,  678,  679;  und 
die  in  oben  S.  294,  .ynm.  1 citicrlcii  <iucllcii. 

*)  Siche  Coke,  2 Inst.  679,  .4nni.;  Vincr,  Abr.  tit.  Stat.  Merch.  etc. 
Über  die  Doktrin  des  E(|Uityreehts  hinsichtlich  Hcchnungsablegung  durch 
den  PfandglSiibigcr  (connscc)  siche  Sheppard,  Touchstone,  S.  357,  .Anm  (i). 
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Schuldners  und  die  Verpfändung  geschieht  durch  die  Proto- 
kollierung eines  gesiegelten  Vertrages.  Hinsichtlich  der  Geltend- 
machung der  Rechte  und  der  Zwangsvollstreckung  bei  Zahlungs- 
versäuranis  des  Schuldners  ist  fernerliin  zu  unterscheiden  zwischen 
Nutzpfand  und  Substanzpfand.  Der  Gläubiger  kann  seine  Forderung 
aus  den  Renten  und  Erträgen  allein  tilgen ; oder  aber  er  kann 
.Anspruch  auf  die  Substanz  der  Pfandsache  erheben.  Das  Prinzip 
des  Nutzpfandes  liegt  sowohl  den  jüdischen  securities,  wie  auch 
solclien,  die  durch  „Statutes“  oder  recognizances  geschaffen  wurden, 
zu  Grunde.  In  dem  den  jüdischen  (Häubigern  gegebenen  Vor- 
kaufsrecht ist  das  Prinzip  des  Substanzpfandes  zu  erblicken,  ob- 
gleich  niclit  mit  Bestimmtheit  zu  sagen  ist,  ob  dieses  Verkaufs- 
recht bedeutet,  dal.1  das  Land  verfallen  ist,  oder  ob  beim  Verkaufe 
der  Ühersclinll  dem  Schuldner  zurückzuzahlen  ist;  und  es  ist  be- 
merkenswert, dall,  sollte  das  Recht  des  Schuldners  am  Lande 
ablaufen,  während  das  Land  sich  in  den  Händen  eines  durch  eine 
recognizance  oder  „Statute“  .sichergestellten  Gläubigers  befindet, 
ein  Verfall  des  Eigentums  des  Schuldners  tat-sächlich  eintritt. 

Es  steht  danach  fest,  daß,  ob  nun  der  Gläubiger  des  Mittel- 
alters den  Besitz  sofort  übernimmt,  oder  erst  bei  Zalilungsver- 
säumnis  des  Schuldners,  das  pfändrechtliche  Prinzip  dasselbe  ist. 
In  beiden  Fällen  ist  das  Pfand  entweder  Nutzpfand  oder  Substanz- 
pfand, oder  eine  Kombination  der  beiden');  und  obgleich  der 
Verfolg  der  Entwicklung  des  Pfandrechts  bis  auf  unsere  Tage 
jenseits  des  Zwecks  die.ser  Arbeit  liegt,  so  darf  das  Gleiche  wohl 
auch  beim  heutigen  englischen  Pfandrecht  angenommen  werden. 

Am  Anfänge  des  neunzehnten  Jahrhunderts  fänden  die  Statutes 
merchant  und  Statutes  stiple  nur  wenig  Anwendung,  da  sie  zum 
großen  Teil  durch  das  Verfähren  des  confessing  judgment  auf- 
gehoben worden  waren  ln  der  Tat  wurden  die  Statutes  merchant 
und  sta))le  und  recognizances  in  the  nature  of  a Statute  staple, 
nachdem  sie  lange  veraltet  waren,  im  Jahre  lb6.3  durch  Parlaments- 
gesetz abgeschafft  *).  Einige  der  Vorteile  dieser  Sicherheiten  scheinen 
jedoch  in  dem  confession  of  judgment  beibehalten  worden  zu  sein, 
denn  das  heutige  writ  of  elegit,  durch  welches  die  Rechte  aus 

')  Vgl.  Köhler,  l’fandrcchtliche  Forschungen,  S.  22  If. 

•)  Siehe  Sheppard,  a.  a.  0.,  .Aufl.  1826,  S.  395,  Anm.  (f). 

")  .Stal.  26  27  Victoria,  c.  125;  Williams,  a.  a.  0.,  S.  266,  -Anui.  (e). 
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der  Judicats-Hypothek  (judgment  lien)  geltend  gemacht  werden, 
ermöglicht  es  dem  Gläubiger,  das  ganze  Land  des  Schuldners, 
welches  sich  zur  Zeit  des  judgment  in  seinen  Händen  befand 
oder  später  envorben  wurde,  zu  reklamieren.  Das  Mobiliar  des 
Schuldners  kann  auf  Grund  eines  elegit  jedoch  heutzutage  nicht 
mehr  genommen  werden 

III.  Vermögenshaftung  und  Hypothek. 

Wir  möchten  hier  die  Aufmerksamkeit  auf  die  sich  mit  der 
Kinsetzung  des  ganzen  Vermögens  für  eine  Schuld  gemäli  älterem 
deutschen  Hecht  und  nach  dem  französischen  tres  ancien  droit 
befassende  jfingste  deutsche  Literatur  verweisen  und  diese  Ver- 
mögenssatzung in  Verbindung  mit  dem  oben  an  melireren  Stellen 
fiber  die  Einsetzung  des  ganzen  schuldnerischen  Vermögens  für 
eine  Schuld  nach  englischem  Recht  des  zwölften,  dreizehnten  und 
vierzehnten  Jahrhunderts  Gesagten  in  Erwägung  ziehen. 

Gierke  sagt  im  soeben  erschienenen  zweiten  Bande  seines 
Werkes  über  Deutsches  Privatrecht®)  bei  Erörterung  des  Grund- 
pfandrechts im  älteren  deutschen  Recht:  ,In  der  Form  der  neueren 
Satzung  aber  oder  in  ähnlicher  Form  wurde  auch  das  Vermögen 
als  Ganzes  für  eine  Schuld  eingesetzt.  Eine  derartige  Vermögens- 
Satzung  begegnet  im  deutschen  .Mittelalter  vielfach  neben  der 
Haltbarmachung  der  Person  oder  auch  ohne  diese;  .sie  wird  meist 
auf  alles  unbewegliche  und  bewegliche  Vermögen,  mitunter  aber 
nur  auf  das  eine  oder  das  andere  oder  bloß  auf  einen  bestimmten 
Teil  des  Vermögens  erstreckt  und  kann  entweder  nur  für  das 
gegenwärtige  oder  auch  für  das  künftige  Vermögen  ausgesprochen 
werden.  Allein  sie  erzeugt  nur  ein  Haftungsrecht,  nicht  ein 
wirkliches  Pfandrecht.  Ihre  ursprüngliche  Bedeutung  bestand  darin, 
daß  sie  die  unmittelbare  Vermögenshaftung  für  Schuld  überhaupt 
erst  begrilndete  und  damit  dem  Gläubiger  die  Möglichkeit  eröfiFnete, 
im  Falle  des  Verzuges  ohne  weiteres  sich  an  die  verhafteten  Ver- 
mögensgegenstände zu  halten.  Auch  später  aber  erschöpfte  sich 
ihre  Wirkung  regelmäßig  in  der  Erleichterung  des  exekutivischen 
Zugriffes.  Gewere  und  dingliches  Recht  gab  sie  nicht.  Sie  legte 


•)  Siehe  Williams,  a.  a.  O.,  S.  261 — 287,  371,  372. 
*)  S.  82t,  825. 


Digitized  by  Google 


300 


dem  Schuldner  eine  persönliche  Gebundenheit  in  Ansehung  der 
Verfügung  über  das  Vermögen  im  Ganzen  auf,  begründete  dagegen 
keine  Verfügungsbeschriinkung  in  Ansehung  der  einzelnen  Ver- 
mögensstöcke und  kein  Verfolgungs recht  gegen  Dritte.  Auch  ge- 
währte sie  kein  vom  Alter  der  Schuld  unabhängiges  Vorzugsrecht 
bei  der  Befriedigung.  Immerhin  war  sie  befähigt,  pfandrechtliche 
Elemente  in  sich  aufzunehmen,  und  konnte  hierdurch  sich  einer 
Veri)filnduug  des  ganzen  Vermögens  nähern  und  nach  der  Rezeption 
in  die  fremdrechtliche  Generalhypothek  übergehen“. 

In  seiner  Abhandlung  über  „Vermögenshaftung  und  Hypothek“ ') 
sagt  Egger  bezüglich  der  obligatio  generalis  des  tres  ancien 
droit:  „Die  Wirkung  der  obligatio  generalis  beschränkt  sich  dem- 
nach im  typischen  Falle  auf  die  schlichte  Obligierung  der  Güter, 
aut  die  Gestattung  der  Zwangsvollstreckung  in  dieselben.  — 
Dieser  Betrachtung  über  den  Inhalt  unseres  Recht.sin.stitutes  seien 
nur  noch  zwei  Bemerkungen  beigefügt.  Die  erste  betritlt  den 
Umfang  des  mit  der  obligatio  generalis  hergestellten  Rechtes.  Es 
ist  charakteristisch  genug,  dali  die  Obligationsklausel  allüberall 
— es  handelt  sich  keineswegs  um  lokale  Gewohnheiten  — diese 
beiden  Grupjten  von  Haftungsgegenständen  ausdrücklich  namhaft 
machen.  Nur  das  gibt  die  (iemßheit,  daß  sie  gesatzt  sind. 
Dasselbe  gilt  von  den  zukünftigen  Gütern,  v.  Meibom  vertritt 
die  Ansicht,  daß  auf  Grund  der  Generalsatzung  nur  die  zur  Zeit 
der  Satzung  vorhandenen  Vermögensstücke  betroffen  würden.  Dies 
ist  zutreffend  für  den  Fall,  daß  aus  der  Einräumung  nicht 
ein  anderes  hervorgeht.  Völlig  richtig  bemerkt  Stobbe -Lehmann, 
daß  es  auf  den  Willen  tler  Parteien  ankomme,  ob  die  Verpfändung 
sich  bloß  auf  das  gegenwärtige  oder  auch  auf  das  zukünftige 
Vermögen  erstrecke.  In  unseren  Quellen  fehlt  denn  auch  regel- 
mäßig dieser  Einbezug  der  künftig  zu  erwerbenden  Güter  nicht“. 

Des  Ferneren  heißt  es*):  „Die  älteste  in  Betracht  kommende 
Form  war  offenbar  die  Satzung  des  Vermögens,  weil  man  nur  so 
in  dasselbe  exequieren  konnte  und  weil  eben  die  elementare  Funktion, 
diese  Möglichkeit  zu  vermitteln,  der  Vermögenssatzung  zukam. 
.\us  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  notwendigerweise  gegebenen 

')  S.  155,  156. 

■■')  Eggor,  a.  a.  0.,  S.  156-168. 
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Ursachen  war  diese  generelle  Obligation  ursprünglich  nur  eine 
Obligation  der  Fahrhabe.  Späterhin  wurde  das  unbewegliche  Ver- 
mögen mit  einbezogen.  Und  nun  griff  man  in  der  oben  darge- 
stellten Weise  auf  die  Liegenschaften.  Der  Satzungsgläubiger 
verlangte,  wenn  der  Schuldner  nicht  zahlte  — nicht  vorher!  — 
die  Fronung  auf  Orund  der  Oenerals<itzung,  — nicht  also  lag 
jene  schon  in  dieser.  Die  Fronung  war  Teil  des  ordentlichen 
Exekutionsverfahrens.  — Nun  lag  in  dem  soeben  betrachteten 
Einbezug  der  künftigen  Güter  und  ebenso  in  dem  letztgenannten  Ein- 
bezug der  Immobilien  eine  Intensivierung  der  Haftung,  Inten.si- 
vierung  durch  Erweiterung  der  Vermögens-Haftung  in  Hinsicht 
auf  die  Objekte.  Eine  .solche  Intensivierung  wurde  nun  aber  auch 
auf  ganz  andere  Weise  erreicht.  Es  mochten  wenige  Objekte 
haften,  ja  nur  ein  einzelnes,  nur  eine  Liegenschaft  beispielsweise, 
iliese  aber  dergestalt,  daß  sie  dem  Zugriff  des  Satzungsgläubigers 
nicht  mehr  entzogen  werden  konnten.  Deshalb  ist  die  sog.  neuere 
Satzung  ihrer  Funktion  und  rechtlichen  Ausgestaltung  nach  ein 

so  anders  geartetes  Institut  als  die  Vermögenssatzung So 

besteht  also  ein  tiefgreifender  Unterschied  zwischen  der  obligatio 
generalis  und  der  obligatio  specialis.  Jene  ist  Vermögenshaftung, 
diese  i.st  jüngere  Satzung  ....  Steigerung  ist  das  Zeichen  unter 
dem  die  haftungsrechtliche  Entwickelung  der  hier  betrachteten 
Perioden  mehr  als  je  eine  vorher  — der  einsetzenden  wirtschaft- 
lichen Blütezeit  entsprechend  — steht.  Steigerung  liegt  wie  in 
der  Intensivierung,  so  auch  in  der  Vereinfachung  ....  Eine  solche 
Vereinfachung  lag  in  der  Umwandlung  der  jüngeren  Satzung 
zur  Hypothek  ....  Auf  Grund  der  neueren  Satzung  darf  der 
Eigentümer  nicht  mehr  veräußern.  Aber  wie,  wenn  er  diese  Dis- 
positionsbeschränkung ignoriert  und  doch  veräußert  'i  ...  . Die 
Sache  ist  gebunden,  deshalb  also  wird  sie  verfolgt.  Aber  es  ge- 
schieht dies  doch  nicht  in  dem  Sinne  der  Verwirklichung  eines 
hypothekarischen  Rechtes  und  einer  Verfolgung  desselben  gegen- 
über Dritterwerben  ....  Wie  aus  diesen  Auffassungen  heraus 
die  neuere  französische  Hypothek  erwachsen  ist,  wird  später  zu 
zeigen  sein  . . . Die  obligatio  generalis  erlitt  nämlich  nicht  nur  eine 
Erweiterung  des  Inhaltes  durch  Einbezug  neuer  Haftungsobjekte, 
sondeni  .sie  intensivierte  sich  ihrer  Wirkung  nach  im  Laufe  der 
Zeit  dergestalt,  daß  auch  sie  zu  einer  Hypothek  wurde“. 
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Am  Schlüsse  seiner  Ketrachtung  über  die  obligatio  specialis 
und  obligatio  generalis  des  tres  ancien  droit  sagt  Egger'):  „Wenn 
anders  aber  die  Auffassung  der  obligatio  generalis,  die  hier  ihre 
Darstellung  gefunden,  richtig  ist,  müssen  sich  aus  derselben  nach 
ganz  bestimmter  Richtung  hin  zutreft'ende  Perspektiven  in  Hinsicht 
auf  das  gennanische  Haftungsrecht  ergeben.  Wenn  iin  Mittelalter 
die  schuldnerische  Fahrhabe  und  die  schuldnerischen  Immobilien 
immer  besonders  obligiert  werden  muhten,  um  dem  Gläubiger  als 
Ersatzobjekte  Sicherheit  zu  bieten,  dann  ist  nicht  anzunehmen, 
dah  das  Altertum  etwa  im  Rahmen  einer  allgemeinen,  weiten 
personae  obligatio  freieren  haftungsrechtlichen  Anschauungen  ge- 
huldigt hätte.  Vielmehr  muß  angenommen  werden,  dali  auch  die 
germanischen  Quellen  zwischen  Personenhaftung  und  quasihypothe- 
karischer Vermögenshaftung  unterschieden  und  jede  Form  auf 
selbständige  Weise  zur  Entstehung  gelangen  liehen.“ 

Auch  bei  Resprechung  der  Vermögenshaftung  nach  belgischem 
und  holländischem  Recht  des  Mittelalters  sagt  Egger*):  „Die 

General  Obligation  bindet  die  Güter,  aber  nur  so  lange,  als  sie 
in  der  Gewere  desjenigen  sind,  der  sie  obligiert  hat  . . Das 
Erlöschen  der  Obligation  bei  Austritt  der  Haftungsobjekte  aus  dem 
schuldnerischen  Besitz  wird  damit  erklärt,  dah  der  Schuldner  die 
F'reiheit  zu  veräußern  habe.  Auf  Grund  welchen  Titels 
immer  ein  gutgläubiger  Dritter  die  Liegenschaft  vom  Schuldner 
erwirbt  — dieser  Erwerb  ist  vollwertig  und  er  soll  nicht  auf 
Grund  einer  generellen  Satzung  angefnchten  werden  können.  . . . 
Da  nun  der  Schuldner  nicht  nur  veräusseni,  sondern  auch,  wie 
schon  angedeutet,  auch  verschenken,  ferner  mit  der  Wirkung  des 
Vorranges  speziell  obligieren  kann,  so  kann  ursprünglich  der 
Qeneralobligation  keine  andere  Funktion  zugekoimnen  .sein,  als 
überhaupt  ein  Zugriffsrecht  zu  vermitteln,  das  droit  de  suite 
im  Sinn  der  älteren  Doktrin.  Dah  sich  dieses  gegen  die  Sach  en 
richtet,  so  daß  diese  selbst  als  Objekte  der  Haftung  bezeichnet 
werden  müssen,  ergibt  sich  deutlich  aus  der  Redeweise  der  Quellen, 
wie  sie  nns  soeben  entgegengetreten  ist.  Trotzdem  hört  die  Haf- 
tung auf,  wenn  die  Objekte  nicht  mehr  dem  Schuldner  gehören. 


')  n.  o„  s.  170. 

»}  .\.  a.  It..  S.  4HZ,  tSÖ. 
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Aber  es  ist  zu  beachten,  daß  dies  ein  das  gesamte  Satzungsrecht 
d u rc  h z i e h en  d e r G r u n d sa  t z ist.  Denn  er  gilt  ursprünglich  auch  für 
die  Spezialobligation;  Darum  gerade  die  Verbote,  die  sich  an  den 
Schuldner  richten  und  die  eine  Möglichkeit  geben,  eine  Veräußerung 
als  nichtig  erklären  zu  lassen.  Das  kann  doch  nur  einen  Sinn  haben, 
wenn  ganz  allgemein  gilt,  daß  die  Haftung  der  Sache  mit  dem  Aus- 
tritt aus  dem  schuldnerischen  Vermögen  ein  Ende  nimmt.  Ein 
anderes  hypothekarisches  Sachhaftungsrecht  gibt  es  im 
Mittelalter  nicht.  Es  kann  intensiviert  werden  durch  Bannlegung. 
Aber  das  ist  kein  Institut  des  Sachenrechts.“ 

Es  kann  vor  der  Hand  dahingestellt  bleiben,  ob  eine  Obli- 
gierung  des  ganzen  Vermögens  durch  eine  nicht  protokollierte  ge- 
siegelte Urkunde  („bond“)  vor  und  nach  der  Zeit  der  englischen 
Gesetzgebung  des  zwölften,  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhunderts 
die  Wirkung  einer  Einsetzung  des  ganzen  Vermögens  als  Exekutions- 
objekt, aber  ohne  dingliche  Belastung,  hatte.  Wir  haben 
deutlich  gesehen,  daß  die  neuen  Sicherheiten  — die  sogenannten 
„Jewish  gages“  und  „Statutes“  — , wie  solche  durch  die  Gesetz- 
gebung Richard  I.,  Edward  I.  und  Edward  III.  im  Interesse 
von  Handel  und  Industrie  eingeführt  wurden,  dem  Schuldner  er- 
möglichten, neben  der  Haftbarmachung  seiner  Person  sein  ganzes 
Vermögen  als  Exekutionsobjekt  lür  seine  Schuld  einzusetzen.  So- 
weit wir  nach  den  Quellen,  die  uns  zur  Verfügung  stehen,  urteilen 
können,  hatte  diese  Vermögenseinsetzung  dingliche  Wirkung. 

Was  die  Mobi lien  anlangt,  so  ist  ziemlich  sicher,  daß  kein 
dingliches  Recht,  keine  Hypothek  geschaffen  wurde,  sondern 
nur  ein  Haftungsrecht,  das  die  Mobilien  haftbar  machte,  jedoch 
nur  solange  als  sie  in  der  Hand  das  Schulders  waren. 

Hinsichtlich  der  Immobilien  scheint  jedoch  durch  die  Pro- 
tokollierung einer  jüdischen  Schuldanerkennung  und  die  Inrotulierung 
eines  „Statute“  eine  dingliche  Belastung,  eine  Hypothek 
am  ganzen  Immobiliar  möglich  gewesen  zu  sein,  die  es  dem 
Gläubiger  gestattete,  bei  Zahlungsversaumnis  des  Schuldners  das 
Land  aus  den  Händen  dritter  Personen  zu  reklamieren  und 
den  Zwecken  der  Sicherheit  dienstbar  zu  machen.  Ist  aber  unsere 
Ansicht,  daß  nicht  nur  die  obligatio  specialis,  sondern  auch  die 
obligatio  generalis  des  englischen  mittelalterlichen  Rechts  eine 
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dingliche  Belastung  der  Immobilien  erzeugte'),  richtig,  so  ist 
dieser  Unterschied  gegenüber  dem  mittelalterlichen  Recht  des 
Kontinents  höchst  interessant  und  zeigt,  wie  friih  das  englische 
Recht  zur  Entwicklung  einer  richtigen  Immobiliarhjpothek  im 
Interesse  von  Industrie  und  Handel  schritt. 

IV.  Die  neuzeitliche  Hv])othek. 

Die  heutige  englische  Hypothek  tritt  in  verschiedenen  Fonnen 
auf’).  Eine  dieser  Formen  ist  das  sog.  „equitable  mortgage,“  die 
Immobiliar-Hypothek,  die  u.  A.  durch  die  einfache  Übergabe  der 
Urkunde  über  den  Rechtstitel  (title-deed)  am  Lande  oder  durch 
die  Verpfandung  einer  „equity  of  redemption“  geschaffen  wird’). 
Eine  weitere  wichtige  Form  ist  die  Belastung  (chargei  von  ver- 
buchtem Lande  (registered  land)  zur  Sicherstellung  einer  ])ersön- 
lichen  Forderung;  bei  Zahlungsversilmnis  des  Schuldners  werden 
die  Rechte  aus  dieser  hypothekari.schen  Belastung  dadurch  geltend 
gemacht,  daU  das  Land  für  verfallen  erklärt  oder  verkauft  wird, 
oder  dadurch,  daß  der  Gläubiger  den  Besitz  übernimmt  und  seine 
Forderungen  aus  den  Renten  und  Erträgen  des  Landes  tilgt*). 

Die  wichtigste  Form  der  Hypothek  im  heutigen  englischen 
Recht  ist  jedoch  das  „mortgage“  mit  Besitz  des  Schuldners.  Aus 
einer  Form  der  mittelalterlichen  Sicherheitsleistung,  wo  Übernahme 
des  Besitzes  durch  den  Gläubiger  unerläßlich  war,  hat  das  moderne 
Recht,  besonders  das  Equityrecht.  ergänzt  durch  Gesetze,  die  Um- 
bildung des  mortgage  in  eine  Hyiiothek  herbeigeffihrt.  Die  Rechte 
aus  dieser  Hypothek  werden  bei  Zahlungsversäuinnis  seitens  des 
Schuldners  durch  Verfall  oder  Verkauf  geltend  gemacht.  Das 
heutige  mortgage  kann  in  der  Tat  entweder  ein  solches  mit  Be- 

')  Vgl.  auch  unsere  Hesprcchung  der  llelastungcn  nach  englischem 
mittelalterlicheui  Recht  oben  S.  262  ff. 

’)  Über  die  moderne  Hypothek  in  Deutschland  siehe  Gierkc,  Deutsches 
PriTatreebt,  Hd.  II.  S.  H29  ff. 

’)  Über  ..cquitable  mortgage»“  siehe  Bacon,  Ahr.  tit.  mortgage; 
Pollock,  Land  Laws,  S.  136,  137:  Williams,  a.  a.  ().,  S.  549,  5.55:  Rob- 
bins.  Law  of  Mortgage»,  I.  S.  42-6.’>:  Fisher,  Law  of  Mortgage,  § 24-38; 
Kcrlj,  flistorical  Sketch  of  the  Kquitable  Jurisdiction  of  the  Court  of 
Chancery,  S.  234. 

*)  Siehe  Williams,  a.  a.  O.,  S.  516-.557 ; Fisher,  a.  a.  O.  und  Ro  bb  ins, 
a.  a.  •)„  s.  V.  , Charge".  Siehe  betr.  .liens“  und  .hypothecatinns“  die  eben 
zitierten  Werke  von  Fisher  und  l!(d)hin». 
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sitz  des  Schuldners  oder  ein  solches  mit  Besitz  des  Gläubigers 
sein;  Wr  gewöhnlich  nimmt  es  die  Bonn  der  Hy]iothek  an,  und 
hierfür  scheinen  verschiedenerlei  Gründe  maßgebend  gewesen  zu 
sein.  Die  hauptsächlichsten  hierunter  dürften  gewesen  sein:  erstens 
die  weniger  strenge  Handhabung  der  mittelalterlichen  Rechtsregel 
welche  eine  tatsächliche  Übergabe  des  Besitzes  bei  Übertragung 
von  dinglichen  Rechten  (proprietary  rights)  am  Lande  verschrieb, 
sodaß  ein  formeller  Akt  und  später  eine  bloße  gesiegelte  Urkunde 
(deedi  hierfür  genügte;  in  anderen  Worten,  corjioreal  hereditaments 
„lie  in  grant“,  not  „in  livery“;  zweitens  die  K((uityregel,  welche 
dem  Pfandgläubiger  im  Besitz  (mortgagee  in  possession)  vorschrieb, 
über  die  Renten  und  Erträge  genau  Rechnung  abzulegen;  drittens 
die  Theorie  des  Equityrechts,  daß  der  Pländschuldner,  nicht  der 
Pfandgläubiger  der  freeholder  und  in  Wirklichkeit  der  Eigentümer 
bleibt,  während  der  Ptandgläubiger  nur  eine  hypothekarische  Be- 
lastung (Charge)  am  Lande  zur  iSicherstellung  seiner  Fordernng 
hat;  viertens  die  Einführung  des  Verkaufsrechts  für  den  Pfand- 
gläubiger bei  Zahlungsversäumnis  des  Schuldners.  Das  mortgage 
als  Hypothek  nimmt  selbst  heutzutage  die  alte  Form  der  bedingten 
Übereignung  nach  gemeinem  Rechte  an.  Es  ist  in  der  Hauptsache 
auf  die  Eiiuity-.Iurisdiction  znrückzuführen,  daß  die.se  alte  Form 
beibehalten  und  trotzdem  dem  Schuldner  gestattet  werden  kann, 
den  Bi'sitz  bis  zur  versäumten  Rückzahlung  der  Schuld,  welche 
dem  Gläubiger  sichergestcllt  wurde,  beizubehalten  M. 

*)  Siche  (i  liiNson , ii.  ii.  O.,  V,  S.  48.'»,  VI,  S.  .885-406;  Franken,  n.  a.  ()., 
S.  8,  1),  148-16!);  Williams,  a.  a.  O.,  S.  148-157,  201,  821,  .822 : lllackstnne, 
II,  e.  10.  lila('k.sti>nc  veri'leiclit  das  klassische  englische  mortgage  mit  Itcsit/ 
des  (ililnbigcrs  mit  dmii  römischen  |iignns  und  das  mortgage  mit  llcsitz 
des  Schiihincrs  mit  di’r  römi.schcn  hypotheca.  lihcr  ilic  intcrcs.santc  F.iit- 
wickclnng  ilcs  mortgage  mit  Itcsit?.  des  Schnldners  in  .\mcrika  siehe 
Ohaplin.  a.  a.  <).,  1\',  S.  12. 


IlazetMue,  Knglbclie.s  Pfaudrecht 


‘iO 


Digitized  by  Google 


Anhang 


Quellen  des  Immobilienpfandrechts 
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Krster  Teil. 

Angelsächsische  Periode. 


I. 

Nutzpfand. 

[Kemble,  Codex  Diplomaticus,  No.  DCCCCXXIV.] 

Fulder. 

Her  swuteladbn  ymb  pa  foreward  pe  wseron  geworbte  betwux 
l)am  hirede  on  wihgeraceastre.  and  fuldre.  pset  is  p%t  he 
hxbbe  p.Tt  land  »et  ludintune  . III . gear‘.  for  ])am  d'reom  pundum 
pc  lie  l<ende.  and  pone  bryce  pe  on  dam  lande  beo  . III . gear. 
and  binnen  prym  gearura.  agife  pa-t  land  pam  hiredei  into  swa 
myclum  swa  se  bired  hiin  on  band  sette.  p;et  synd  . XII . peowe 
men.  and.  II.  gesylhde  oxan.  and  .1.  hund  sceapa.  and  half 
hnndred  fodra  cornes.  And  se  de  pas  foreward  to  breko  he  ge- 
wurd'e  hit  hi  naefre  forgifen.  ac  beo  ho  fordemed  into  helle  wite. 
and  pa-r  mid  deutle  wunige  od'  to  domes  da*ge 


[Ketnble,  Codex  Diplomaticus,  No.  CCCCXCIX.] 

Eädglfu,  960—96.3. 

+ Eädgifu  Cyp  pära  afc.  bisc.  and  Cristes  cyreean  hyrede.  hü 
liire  land  com  a-t  Culingon.  p»t  is  pa*t  hire  la-fde  hire  faeder 
land  and  böc.  swä  he  mid  rihte  beget.  and  him  his  yldran  lefdon. 
Hit  gelamp  pa^t  hire  fieder  aborgude  XXX  punda  aet  Oodan.  and 
beta;ht  him  paet  land  p;es  feos  tö  anwedde.  and  he  hit  haefde  VII 
Winter;  Da  gelamp  emb  pa  tid  paet  man  beönn  ealle  Cantware 
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tö  wigge  to  Holme,  f^ä  nölde  Sigelm  Lire  fieder  tö  wigge  faran 
mid  Dänes  manues  scette  unägifnum.  and  ägef  pä  Qodan  XXX  punda. 
and  becwapff  Eädgife  bis  dehter  land.  and  böc  sealde ; Dä  he  on  wigge 
äfeallen  wies,  pä  a>tsöc  Goda  pa's  fees  a^giftes.  and  pa*a  landes  wyrnde. 
oö"  p*8  on  syxtan  geare;  Dä  sprsec  hit  fsestlice  Byrhsige  Dyrincg. 
swä  lange  oär  pa  witan.  pe  pä  w&ron  gerehton  Eädgife  p%t  iieö 
sceölde  hire  fxder  band  geclxnsian  be  swä  miclan  feo.  and  hed 
pa>s  ätf  bedde  on  ealre  öeöde  gewitnesse  tö  Kglesforda.  and  ö'sr 
geclxnsude  hire  fa'der  pais  a^giftes  be  XXX  punda  äd'e;  l)ä  gyt 
heö  ne  moste  landes  brücan  ätr  hire  frynd  fnndon  aet  Eädwearde 
cyncge  paet  he  him  pet  land  forbeäd  swä  he  ^niges  bräcan 
wölde.  and  lic  hit  swä  älet;  Dä  gelamp  on  fyrste  pset  se  cynincg 
Godan  oncAöe  swä  swyö'e  swä  him  man  letrehte  bec  and  land  ealle 
pa  pe  he  ähte.  and  se  cynincg  hine  pä  and  ealle  bis  äre  mid 
bncum  and  landum  forgeaf  Eädgife  tö  ateönnc  swä  swä  heö  wölde ; 
Dä  cw^if  heö  pa?t  heö  ne  dorste  for  gode  him  swä  leänian  swä  he 
hire  tö  geoarnnd  ha-fde.  and  ägef  him  ealle  bis  land.  bütan  twäm 
sulungnm  a>t  Osterlande,  and  nölde  pa  bec  ägifan  &r  heö  wyste  hd 
getriwlic  he  lii  landum  healdan  wölde;  Dä  gewät  Eädweard 
cyncg.  and  fencg  .EöTelstän  tö  rice.  Dä  Godan  s%I  pühte.  pä  gesohte 
he  pone  kynincg  i£ö'elstän.  and  b;ed  pset  he  him  gepingude  wip 
Eädgife  bis  böca  edgift.  and  se  cyncg  pä  swä  dyde.  and  heö  him 
ealle  ägef  bütan  Osterlandes  bcc.  and  he  pä  böc  nnnendre  handa  hire 
tölet.  and  para  öperra  mid  eäö'mettum  gepancude.  and  uferran  p%t. 
twelfa  sum  hire  M sealde.  for  geborenne  and  nngeborenne.  paet  pis 
»“fre  gesett  spraec  wä're.  and  pis  waes  gedön  on  iEiVolstänes  ky- 
nincges  gewitnesse.  and  bis  wytena  a^t  Hamme  wip  Laewe.  and 
Eädgifu  ha-fde  land  mid  böcum  para  twegra  cyninga  dagas  hire 
suna.  l)ä  Eädred  geendude.  and  man  Eädgife  berypte  aelcere  äre.  pä 
namon  Godan  t wegen  suna.  Leöfstän  and  Leöfric.  on  Eädgife  pä» 
twä  foresprecenan  land  aet  Culingon  and  aet  Osterland,  and  sä>- 
don  päm  cilde  EAdwige.  pe  pä  gecoren  waes.  p<et  hy  rihtur  hiora 
w*ren  ponne  liire.  paet  pä  swä  waes  oif  Eädgär  ästiö'ude.  and  he 
and  his  wytan  gerehton  pa-t  by  mänfnll  reäflac  gedön  haefden.  and 
hi  hire  hire  äre  gerehton  and  ägefon;  Dä  nam  Eädgifu  be  d'*s 
cynincges  leäfe  and  gewitnesse  and  ealra  his  bisceopa.  pa  bcc. 
and  land  betäubte  intö  Cristescyrcean  mid  hire  ägenum  handum  up 
on  pone  altare  lede.  pän  hyrede  on  ecnesse  tö  äre.  and  hire 
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säwlü  tö  roste,  and  c\v:oj)  p;ot  Crist  sylf  inid  eallum  lieofonlicuin 
ma'gne  pane  äwyrgde  on  öcnesse  Jie  Jjäs  gife  ;efre  äwendo  oppe 
gewanude;  Düs  com  pe<3s  är  intö  Cristes  cyrcean  hyrede; 


[Kemble,  Codex  Diploinaticus,  No.  MCCXXXVIl. 

Eädgifu,  961.J 

+ Anno  dominicae  incarnationis.  DCCCC.LXI.  Ego  Eadgyua 
regina  et  mater  Eadmundi  et  Eadredi  regum,  pro  salute  ani- 
inae  meae,  concedo  aecclesiae  Christi  in  Dorobernia  monachis 
ibidem  deo  seruientibus  bas  terras,  Meapeham,  Cnlinges,  Lean- 
bam,  Peccbam,  Fernlege,  Munccetun,  Ealdintun,  liberas  ab  omni 
saeculari  grauitate,  exceptis  tribus,  pontis  et  arcis  constructione, 
cxpeditione  Qnaliter  autem  istae  terrae  michi  uenerunt,  operae 
pretium  duxi  intimare  omnibus,  scilieet  Odoni  archisacerdoti  to- 
ciusque  Britanniae  primati,  et  familiae  Christi,  id  est  monachis 
in  Dorobernia  ciuitate.  Contigit  aliquando  patrem  meum  Sigel- 
raum habere  necessitatem  .XXX.  librarum  quas  a quodam  principe 
nomine  Goda  mutuo  accepit,  et  pro  uadimonio  eidem  dedit  terrara 
quae  nominatur  Culinges,  qni  tenuit  eam  septem  annis.  Septimo 
itaque  anno  expeditio  praeparabatur  per  omnem  Cantiam,  cum 
qua  Sigelmum  patrem  meum  ire  oportuit;  cum  uero  se  para- 
ret  uenerunt  illi  in  mente  .XXX.  librae  quas  Godae  debebat, 
quas  statim  ei  reddere  fecit.  Et  quia  nec  lilium  nec  filiam  nisi 
me  habuit,  haeredem  me  fecit  illius  terrae  et  omnium  terrarum 
suarum,  et  libros  michi  dedit.  Forte  tune  euenit  patrem  meum 
in  hello  cecidisse;  postquam  autem  idem  Goda  audiuit  defunctum 
in  bello  esse,  negauit  sibi  triginta  libras  persolutas  luisse,  terram- 
que  quam  pro  uadimonio  a patre  meo  accepit  detinuit  fere  per 
sex  annos.  Sexto  uero  anno  quidam  propinquus  meus  nomine 
Byrhsige  Dyring  coepit  instanter  aperte  conqueri  apud  optimates 
et  priucipes  et  sapientes  regni  de  iniuria  propinquae  suae  a Go- 
done  facta.  Optimates  autem  et  sapientes  pro  iusticia  inuenerunt, 
et  iusto  iudicio  decreuerunt  quod  ego,  quae  filia  et  haeres  eius 
sum,  patrem  meum  purgare  deborem,  uidelicet  sacramento,  . XXX . 
librarum,  easdem  triginta  libras  patrem  meum  persoluisse;  quod, 
teste  toto  regiio,  apud  Agelesford  peregi;  sed  non  tune  quidem 
potui  terram  meam  habere,  qnoadusque  amici  mei  regem  Eadn- 
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uardum  adierunt,  et  illum  pro  eadem  terra  reqnisierunt.  Qui 
uidelicet  rex  eidem  Godoni,  super  omnem  honorem  quem  de  rege 
tenuit,  praedictam  terram  interdixit,  sicque  terram  dimisit.  Non 
multo  autem  post  tempore  contigit  eundera  Godonem  coram  rege 
ita  inculpari,  quod  per  iudicium  iudicatus  sit  perdere  omnia  quac 
de  rege  tenuit,  uitamque  eins  esse  in  iudicio  regis.  Rex  autem  dedit 
eundem  miclii  et  omnia  sua  cum  libris  omnium  tcrrarum  suarum, 
ut  de  eo  facerem  secundum  quod  promeruit.  Ego  autem  pro 
timore  dei  non  ausa  fui  reddere  ei  secundum  quod  contra  me 
promeruit,  sed  reddidi  ei  omnes  terras  suas  excepta  terra  duorum 
aratrorum  apud  Osterland;  libros  autem  terrarum  non  reddidi  ei, 
probare  cnini  uolui  quam  fidem  de  beneficio  contra  tot  iniurias 
michi  ab  eo  illatas  tenere  uellet.  Defuncto  autem  domino  meo 
rege  Eaduuardo,  iüdelstauus  filius  suscepit  regnum,  quem  uidelicet 
regem  requisiuit  idem  Godo,  ut  pro  eo  me  rogaret  quatinus  ei 
redderem  libros  terrarum  suarum.  Ego  autem  libenter,  deuicta 
amore,  uidelicet  regis  ^EiVelstani,  ei  omnes  libros  terrarum  sua- 
rum reddidi,  excepto  libro  de  Osterlande,  quem  scilicet  humiliter 
bona  uoluntate  dimisit.  Insuper  pro  se  et  Omnibus  parentibus 
suis,  natis  et  nondum  natis,  nuncquara  quaeremoniam  facturos  de 
praedicta  terra,  secum  acceptis  undecim  comparibus  suis,  michi 
sacramentum  fecit.  Hoc  autem  factum  est  in  loco  qui  nominatur 
Hamme  iuxta  L.ewes.  Ego  autem  Eadgyua  habui  terram  cum 
libro  de  Osterlande  diebus  duorum  regum  HCdelstani  et  Eadmundi 
lilionim  meorum;  Eadredo  quoque  rege  filio  meo  defuncto,  des- 
poliata  sura  omnibus  terris  meis  et  rebus.  Duo  quoque  filii  iam 
saepenominati  Godonis,  Leofstanus  et  Leofricus,  abstuleruut  michi 
duas  superius  noiniuatas  terras  Culinges  et  Osterlande,  ueuerunt- 
(|ue  ad  puerum  Eaduuium,  qui  tune  nouiter  lenatus  est  in  regem, 
et  dixerunt  se  tnaiorem  iusticiam  in  illis  terris  habere  quam  egu. 
Remansi  ergo  illis  terris  et  omnibus  aliis  priuata  usque  ad  tem- 
pora  Eadgari  regis.  (iiii  cum  audisset  me  ita  dehouestatani  ae 
(lespüliatani,  congregatis  principibus  et  sapientibus  Angliae,  in- 
tellexit  enim  ine  cum  magna  iniusticia  rebus  et  terris  meis  des- 
poliatam,  idem  rex  Eadgarus  r^stituit  mihi  terras  meas  et  omuia 
mca.  Ego  autem  licentia  et  consensu  iilius  testimonioque  omnium 
episcoporum  et  optimatum  suorum,  omnes  terras  meas  et  libros 
terrarum  propria  manu  mea  posui  super  altare  Christi  quae  sita 
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est  in  Dorobernia.  Si  quis  hanc  mean;  donationem  a iure  prac- 
dictae  ecclesiae  auferre  conatus  fuerit,  auferal  ei  omnipotens  deus 
regnum  suum. 

(’onßrmatio.  Ego  .KiVelredus,  dei  opitulante  raisericordia 
totius  Anglicae  gentis  regimen  tenendo,  priuilegiis  auditis  ueter[a]- 
norum  sapientum,  cordis  tactus  compunctione,  arcliipraesulis  ex- 
hortatione  Alfrici,  ad  animae  commodum  deputamus  nostrae,  quin 
praedecessorum  iiostrorum  decreto  firnieinus,  hoc  aeternaliter 
statuentes  ut  irapii  quiqiie  a priuilegiis  praedictis  Christo  tonanti 
quid  aufereiites,  sub  anathemate  in  aeternum  cum  diabolo  punian- 
tur.  Qui  uero  hanc  libertatem  augendo  firmauerit  illaesam, 
piissimo  liberetur  a doinino,  cum  nouissima  insonuerit  tuba, 
reddens  cuique  secundum  opera  sua. 


[Crawibrd  Collection  of  Early  Charters,  lirsg.  von  A.  S.  Napier 
& \V.  H.  Stevenson,  No.  IV.').] 

Kmlomd  in  hnud  of  ll>'<  cent.:  + In  nomine  domini  nostri 
ihesu  Christi..  Ic  eadnoiV  bisceop ' cy<Ve  on  pisson  gewriton . p:vt 
ic  onborgede  . XXX . mancsa  goldes  be  leadgewihte  to  minre 
landhreddinge  a-t  beorbnode.  and  io  gesealde  hym  ane  gyrde 
landes  lo  undeiwedde  be  cridian  to  pam  l'orewerdon.  p:et  he  ha-bbe 
his  d:eg  . and  ofer  his  da^g  beewede  p sceat  pam  pe  him  leofost 
beo  pe  on  pam  lande  stellt.  His  sind  pa  landgema-ro  pa>re  gyrde 
be  cridian.  -Erest  on  sceocabroces  ford.  ponne  east  on  herpad  on 
pone  lytlan  garan  easteweardne.  sud  on  pa  deadan  lace  on  cri- 
dian. up  ongean  stream  on  pone  aoilypan  a-cer.  ponne  east  on  her- 
pad' et't  on  sceocabroces  ford.  Disses  ys  to  gewitnisse.  enut 
cyning.  and  wulstan  arcebisceop  and  lifing  arcebisceop.  and  birht- 
wold  bisceop  and  eadnod  bisceop.  and  burewold  bisceop.  and  a-d'el- 
wine.  bisceop.  and  birihtwine  bisceop.  and  aid'elwerd  caldorman. 
ad'clwold  abbud.  and  eall  se  hired  on  exan  cestre  and  se  hired  on 
cridian  tune,  and  pis  eydde  se  bisceop  pam  burhwiton  on  exan 
ceastre  and  to  tottanesse.  and  to  hlidaforda  and  to  beardastapole. 
Pax  sit  hoc  seruantibus  et  infernus  sit  hoc  frangentibus. 

‘)  l>icsi'  cart.1  .Kdolstan.i  winl  liier  von  uns  nielit  anseffdirt.  soriileni 
bl"B  das  rbertra"iiii(>siTidi>ssaiiieM(.  Siebe  die  Ueiiieikiingeii  vnii  Najiier  und 
Stevenson  a.  a.  O.,  S.  G.ö— SO. 
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Kndorsed  In  early  14'^  cm/,  hand:  Carta  Begis  Etllthclstan 

de  Est  Samford  in  diebds  eaddnifi  episcopi  hnius  loci  sub 
anno  domini  DCCCC  nongentesi[mo]  XXXmo  apud  Chippenham 
confecta. 


II. 

Proprietätspfand. 

[Kcinblo,  Codex  Diplomaticus,  No.  CLXXXVI.j 

Aethelric,  804. 

■i*  In  nomine  domini  dei  summi,  rex  regnm,  qui  in  altis 
liabitat  et  prospicit  omnia  caelestia  et  terrestria!  Anno  ab 
incarnatione  Christi.  DCCC.  IIII.  Indictione  . XII . ego  Aethelric, 
tilius  Aethelmundi,  cum  couscientia  synodal!  inuitatus  ad  synodum,  et 
in  iudicio  stare,  in  loco  qui  dicitur  Clofeshoh,  cum  libris  et  ru- 
r»,  id  est,  aet  üuestmynster,  quod  prius  propinqui  mei  tradide- 
runt  mihi  et  donauerunt,  ibi  Aethelhardus  archiepiscopus  mihi 
regebat  atque  iudicauerat,  cum  testimonio  Coenunlfi  regis,  et 
optimatibus  eius,  coram  omni  synodo,  quando  scripturas  meas 
perscrutarent,  ut  über  essem  terram  meam  atque  libellos  dare 
quocunque  uolui.  Postea  commendaui  amicis  mcis  ad  seruandum, 
quando  quaesiui  sanctum  Petrum  et  sanctum  Paulum,  pro  reme- 
dio  animae  meae,  et,  iterum  me  reuertente  ad  patriam,  accepi 
terram  meam,  et  praetium  reddidi,  quasi  ante  pacti  sumus,  et 
pacifici  fuerimus  ad  inuicem.  Facta  est  autem  post  paucos  annos 
alia  synodus  aet  Aclea.  Tune  in  illo  synodo  coram  episcopis, 
rege  et  principibus  eius,  rememoraui  pristinae  libertatis  meae, 
quae  mihi  ante  iudicatnm  est,  et  cum  licentia  eorum  testiticaui 
in  praesenti  testimonio,  queroadmodum  meam  haereditatem  dare 
uoluissem,  et  sic  dixi:  Haec  sunt  nomina  illarum  terrarum,  quae 
dabo  ad  locum,  qui  dicitur  Deorhyrst,  pro  me  et  Aethelmundo 
patre  meo,  si  mihi  contingat  ut  illic  corpus  meum  requiescat; 
Todanhom,  et  aet  Sture,  Scraetleh  et  Cohhanleh,  ea  conditionc, 
ut  illa  congregatio  uota  eorum  faciat  firma,  sicut  mihi  promise- 
runt.  Iterum  dabo  CuaerferOe  . XI . manentium  Bremesgraefan 
et  Feccanhom,  ut  habeat  sunm  dicm,  et  postea  reddat  ad  Uui- 
gorna  ceastre.  Uerum  etiam  do.  XXX.  manentium  Dnder  Ofre  ad 
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Gloauuocestrc.  Et  quando  mihi  contingat  cxitus  diei  mei,  tune 
dabo  Ciolburge  matri  meae,  si  diutius  uiuit  quam  ego,  terram 
. XLIII . manentinm  aet  Uuestmynster,  et  aet  Stoce,  ut  babeat 
suam  diem,  et  postea  reddat  ad  Uueogernensem  aecclesiam. 
Pro  qua  re  ea  uinente  ut  ibi  babeat  protectionem  et  defensionem 
contra  Beorclinga  contentione;  et  si  aliquis  homo  in  aliqua  con- 
tentione  iuramentum  ei  decreuerit  contra  Berclingas,  liberrima  erit 
ad  reddendum,  cum  recto  consilio  propinquorum  meorum,  qni  mihi 
baereditatem  donabant,  etmeo,  quo  ei  dabo;  et  si  non  babeat  patroci- 
niuminciuitateüueogomensi,  postea  primum  quaorat  ad  archiepisco- 
pnm  in  Cantia.  Et  si  ibi  non  babeat,  sit  libera  cum  ruris  et  libris  ad 
cligendum  patrocinium,  ubi  placitnro  sibi  fuerit.  Si  aliter  bat, 
ut  non  opto,  aliquis  homo  contendat  contra  libros  meos  ucl  haerc- 
ditatem  indigne,  tune  habet  Alduulfns  episcopus  in  Liccetfelda 
istius  cartulae  comparem,  et  amici  et  necessarii  mei  et  bdelissimi 
alias,  id  est,  Eadberht  Eadgariog,  et  Aetfelheah  Esning,  ad  con- 
brmationem  huius  rei.  Bogo  etiam  Aed'elric,  pro  amore  omnipo- 
tentis  dei,  et  praecipio  et  obsecro  per  omnes  uirtutes  coelorum, 
ut  nullus  homo  hanc  positionem  crucis  Christi,  quae  tantorum 
uirorum  testimonio  conbrmata  est,  non  praesumat  minuere. 
Si  ausus  est  aliquis  confirmationem  istam  infringere,  deleatur  de 
laude  dei,  si  non  satisfactione  emendauerit. 

♦ Ego  Coenuulf,  rex  Merciorum,  hanc  munificentiam  signo 
sanctae  crucis  subscripsi.  4*  Ego  Aedelheardus  archiepiscopus 
Dorouernensis  ciuitatis  signum  sanctae  crucis  subscripsi.  4<  Ego 
Alduulfus  Licetfeldcnsis  episcopus  consensi.  4'  Ego  Werenberht 
episcopus  consensi.  4*  Ego  Denebyrht  episcopus  consensi.  4*  Ego 
Wulfheard  episcopus  consensi.  4*  Ego  Eadwulfus  episcopus  con- 
sensi. 4*  Ego  Heaberht  dux  subscripsi.  ♦ Ego  Beomoö'  dux  sub- 
scripsi. 4<  Ego  Ciolward  dux  subscripsi.  4«  Ego  Cynehelm  dux 
subscripsi.  4*  Ego  Wiega  dux  subscripsi.  4*  Ego  Wigheard  dux 
subscripsi.  4«  Ego  Byrnuuald  dux  subscripsi.  4«  Ego  Aldred 
dux  consensi  et  subscripsi. 

[Kemble,  Codex  Diplomaticus,  No.  DCXC.] 

^•cwlg,  995 

4*  Anno  dominicac  incarnationis  . DCCCC.XCV.  indictiono 
.VII.  Ego  .Esewinus,  Dorcestrensis  aecclesiae  pontifex,  reddo 
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accclesiae  Christi  et  *Elfrico  archiepiscopo  metropolitanae  aedis 
terram  de  Risberghe  cum  libro  eiusdem  terrae  pro  salute  animae 
meae;  quam  uidelicet  terram  Sigericus  archiepiscopus  eiusdem 
aecclesiae  Christi,  praedecessor  praefati  archiepiscopi  .Rlfrici, 
dedit  mihi  in  uadimonium,  pro  pecunia  ((uam  a me  mntuo  acce- 
pit.  Ego  autem  timore  dei  compunctus  pro  spe  salutis  aeteruae, 
ut  praefatus  sum,  liberam  eam  reddo  aecclesiae,  ad  quam  iuste 
pertinet,  ab  omni  mundiali  obstaculo,  cum  omnibus  ad  se  rite 
pertinentibus,  exceptis,  expeditioue,  poiitis  et  arcis  coaediücatione. 
Hane  meae  munificae  concessionis  libertatem  conantes  mutare  uel 
minuere,  seu  frangere,  habeant  partem  cum  hiis  quibus  dicitur, 
,Discedite  a me  operarii  iniquitatis  in  ignem  ilamminomnm,  ibi 
erit  iletns  oculorum  et  stridor  dentium‘,  nisi  prins  digna  poeni- 
tentia  et  legali  satisfactione  ante  exitum  corporalis  uitae  diligenter 
canonice  emendanerit.  Anno  dominicae  incarnationis  . DCCCC.XCV. 
iiidictione  uero  .VII.  praesens  cartula  caraxata  notatur,  hiis  testi- 
bus,  quorum  iuferius  nomina  scripta  uidentur,  consentientibus. 

•i*  Ego  .Köelredus  rex  Anglorum  huius  libertatis  donationein 
culminis  totius  regimen  gubemans  libenter  concessi.  ♦ Ego  Siri- 
cus  Dorouernensis  aecclesiae  archiepiscopus  cum  siguo  sanctae 
crucis  corroboraui.  4*  Ego  .Elphegus  Wyntoniensis  aecclesiae  prae- 
sul  contirmaui.  + Ego  .KiVelstanus  Lundoniensis  accclesiae  antistes 
consolidaui.  4"  Ego  .Eseuinns  Dnreestrensis  aecclesiae  pontifex 
conlaudaui.  4«  Ego  .KiVelstanus  Rouensis  aecclesiae  praesul  consig- 
naui.  4*  Ego  Ordbyrht  Seolesiensis  aecclesiae  antistes  impressi. 
4«  Ego  Sigar  Willanensis  aecclesiae  episcopus  adquieui.  4*  Ego 
^Elfricus  Willtunensis  aecclesiae  episcopus  adunaui.  4*  Ego  .luVel- 
wyard  dux.  4*  Ego  .Elfric  dux.  4"  Ego  Leofsye  dux.  4«  Ego 
Leofwyn  dux.  4"  Ego  .Elfsye  abbas.  4*  Ego  Leofric  abbas. 
4<  Ego  BryghtnoiV  abbas.  4>  Ego  .EiVelmar  minister.  4*  Ego  Ordulf 
minister.  4*  Ego  WolfryiV  minister.  4"  Ego  Wolfeby  minister. 
4*  Ego  .Elfsye  minister.  4*  Ego  Fnene  minister.  4*  Ego  Wolfric 
minister 

[Kemblc,  Codex  Diplomaticus,  No.  DCLXXXIX.] 
/EDELREO,  995. 

4*  ln  nomine  sancti  saluatoris,  qui  cuncta  a se  ex  nihilo 
condita  iure  gubernat  et  ad  suae  potestatis  imperium  ne  in 
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nicliilum  redacta  lluant  sui  regiminis  potentia  fortitor  coustringit 
seruatque  honeste!  Cum  euim  a sapieniibns  saepe  multiplicitcr- 
que  narratum  cognouimus  quod  labeutia  quacquc  ad  suae  perditionis 
detrimentum  festinare  uidentur  magno  opere  cuique  fidelinm  esse 
satagendum  uidetur  quo  se  in  praesenti  bonis  iugiter  actibus,  ut 
possibile  est,  exerceat  uita  ut  in  futura  de  retributionis  gaudent 
mercede.  Qua  de  re,  ego.d'id'elredus,  Änglorum  rector  caeterarnmque 
gentium  per  circuitum  adiacentium  gubernator,  cuidaro  mco  mihi 
ualde  ßdelissimo  episcopo  nomine  usitato  .Kscwigo.  quandain  ruris 
particulam  suae  potestatis  arbilrio  concedo  libentissime  . XXX'*. 
uidelicet  mansiunculas , in  loco  qui  ab  indigenis  at  Riseuburga 
nuncupatur  uocabulo;  sed  et  hoc  fidelibus  quibuslibet,  ut 
necessarium  aestimamus , intimare  curamus  qua  praedictum 
rus  Serie  in  propriam  praefati  episcopi  potestatem  concessum  erat. 
Cum  enim  gens  pagana  Cantiam  suis  stomacbando  c.aedibus  de- 
uastaret  et  hostiliter  bachando  deleret,  promiltebant  se  ad  aeccle- 
siam  sancti  saluatoris,  quae  in  Dorouernensi  ciuitate  sita  est 
ituros,  et  eam  suis  incendiis  funditus  delere,  nisi  pecunia,  quae 
eis  ab  archiepiscopo  Sirico  promissa  fuerat,  ad  plenum  daretur. 
ünde  multis  agitatus  ancxietatibus  arcliiepiscopus,  cum  nec  unum 
tantummodo  nummum  haberet,  iniit  consilium,  et  mittens  ad 
praesulem  praefatuin,  *Ksc\vium  uidelicet,  et  euiri  multis  obni.xe 
rogitabat  precibus  (|UO  sibi  pecuniam,  <|uae  deerat,  pro  sui  amo- 
ris  diligentia  donaret,  et  antedictum  rus  quo  in  suo  potestatis 
arbitrio  pro  hac  acciperc  non  renueret  multa  prece  deposcit. 
Unde  talibus  permotus  miseriis  praefatus  praesul  accepta  pecunia, 
nonaginta,  uidelicet,  libras  meri  argeuti  ducentas(iue  purissiini 
auri  mancusas,  ]>er  eosdem  nunoios  quibus  perlatum  est  ad  arcliic- 
piscopum  mittens  consensum  praebuit;  qua  accepta,  arcliiepiscopus 
accersitis  hostibus  ad  plenum  praebuit  quod  ante  quamuis  coactus 
promisit,  et  librum  ruris  praefati  me  praesente  meisque  optimati- 
bus  tcstimonium  praebentibus  episcopo  ,Ksc\vig  libentissimo  tri- 
buens  donauit  anirao,  ut  habeat  et  possideat  quamdiu  so  esse 
praesentialiter  cognoscat;  et  post  se  haeredi  cui  uoluerit  concedat. 
Sit  autem  praedictum  rus  ab  omni  mundiali  obstacnlo  liberum, 
cum  Omnibus  (juae  ad  se  pertinere  dinoscuntur,  tarn  in  magnis  quam 
in  modicis  rebus,  camjiis,  jiascuis,  pratis,  siluis,  exceptis  istis 
tribus,  expeditiime,  uidelicet,  pontis  arcisue  coaedificationo.  Kst 
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autem  praedictum  rns  talibns  circumcinctam  terminis  qui  con* 
tinentur  in  uriginali  codicello  isto  littiris  Saxonicis  et  Saxonico 
idiomate  conscripti,  etc.  Hane  sane  nostrae  munificae  concessionis 
libertatem  cunantes  mutare  uel  minnere  sine  frangere,  habeant 
partem  cum  bis  quibus  dicitnr,  ,Discedite  a me  operarii 
iniquitatis  in  ignem  flammiuomum,  ibi  erit  fletus  oculorum  et 
stridor  dentium‘,  nisi  prius  digna  poenitentia  et  legali  satisfactione 
ante  exitum  corporalis  uitae  diligenter  canonice  emendauerit.  Anno 
duminicae  incarnationis  . DCCCC.XCV.  indictione  uero.  VII.  prae- 
sens cartula  caraxata  notatur,  hiis  testibns,  quorum  inferius  no- 
mina  scripta  uidentnr,  consentientibus. 

■i*  Ego  J^lil'elredus  rex  Anglonim  huius  libertatis  donationem 
ciilminis  totius  regimen  gubemaus  libenter  cnncessi.  Ego 
Siricus  Dorouernensis  aecclesiae  archiepiscopus  cum  signo  sunctac 
crncis  corroborani.  Ego  .Elphegus  Wyntoniensis  aecclesiae  prae- 
sul  contirmaui.  ■!<  Ego  .Ed'elstanus  Lundoniensis  aecclesiae  antis- 
tes  cousolidaui.  ■i*  Ego  .Eseuinus  Durcestrensis  aecclesiae  ponti- 
fex  conlaudaui.  *i<  Ego  .Ed'elstanus  Rouensis  aecclesiae  praesul 
consignaui.  Ego  Ordbyrht  Seolesiensis  aecclesiae  antistes  im- 
pressi.  Ego  Sigar  Willanensis  aecclesiae  episcopus  adqnieui. 

Ego  .lElfricus  Willtunensis  aecclesiae  episcopus  adunaui.  Hh  Ego 
^Edolwyard  dux.  4«  Ego  .filfric  dux.  4*  Ego  Leofsye  dux.  4«  Ego 
Leofwyn  dux.  4*  Ego  Jüfsye  abbas.  4<  Ego  Leofric  abbas.  4*  Ebo 
BryghtnoiV  abbas.  4*  Ego  .EiTelmar  minister.  4*  Ego  Ordulf  mi- 
nister. 4*  Ego  Wolfryd'  minister.  4*  Ego  Wolfeby  minister.  4<  Ego 
jElfsye  minister.  4*  Ego  Fra;ne  minister.  4«  Ego  Wolfric  minister. 

[Kemble,  Codex  Diplomaticus,  No.  DCCCCLIII]. 

Ulf  am  1066. 

4*  Dis  is  se6  feorewearde  i)'e  ülf  and  Madselm  bis  gebedda 
worbtan  witf  [God]  and  wiiV  sancte  Peter  öä  big  tö  lerusalem 
ferdon.  Dat  is  O'at  land  set  Carlatftne  intö  Burh,  sefter  beora 
da^ge  heore  säule  tö  älysednesse;  and  ö'at  land  aet  Bytbdm 
intö  sancte  Güö'lace;  and  dat  land  :et  Sempingaböm  intö  sancte 
Benedicte  tö  Ramesege ; and  O'at  land  aet  Loiintüne  and  a^t 
Heordewican  Ealdrede  bisceope  tö  fullon  ceäpe;  and  O'.at  land 
;et  Scillintftne  and  a*t  Houebig  and  :et  Mörtüne  O'ä-ron  stent  O'äm 


Digitized  by  Google 


31!) 


bisceope  cahta  marca  goldes;  and  gif  big  hritn  cnman  gylde  iVum 
bisceope  bis  güld , and  gif  beora  nAiVer  ne  cymO , dö  se  bisceop 
for  beora  sAulo  swA  mycel  swA  «Va-t  land  is  betere  iVene  d'a-t 
gold  sj;  and  gif  tVAm  bisceope  geiäd  bdton  eal  teala,  gA  iVe 
abbud  Brand  tö  «VAm  ilcan  foreweardan;  and  tVa-t  l<and  a‘t  Manne- 
iVorp  ic  ba-bbe  ge-unnan  OAm  abbot  Brande;  and  Oa-t  land  ;et 
Willabyg  ic  babbe  ge-unnan  Siierde  minen  ma^ge;  and  da-t  land 
aet  Stoce  be  bafaiV 'ge-unnan  Lyfgyfan  byre  mAgan ; and  «Va-t  land 
a-t  StroiVistilne  beö  bafatV  ge-unnan  Ingemnnde,  and  he  byre  [an|  Oa 
westhealle  ongean  jet  WintringatAne ; and  iVa-t  land  a*t  Ofertüne 
sylla-  man  and  dö  for  beora  begra  sAule;  and  twa  land  ic  babbe 
ge-unnen  mtnre  mödar,  öa^t  is  Kitlebig  and  Cotum,  and  hoö 
ha-fiV  me  ge-unnen  MiessingahAm  and  Kytlebi;  and  gif  ic  hAm  ne 
cume  babbe  Ingemund  «Va't  land  :et  CoringatAne;  and  iVaet  land 
a*t  Cleaxbyg  ic  babbe  ge-unnen  Healöene  minan  breö'er;  and  Aiet 
land  a-t  ürmesbyg  intö  sanct;e  Marian  stowe  and  eal  iVa‘t  ic  iVer 
Abte;  and  Lindbeorbge  habban  mine  cnihtas  gif  ic  liAm  ne  cumo; 
and  i);et  land  a*t  LohtAne  iViet  beö  hafaiV  iVerinne  inbö  Uoriiege. 
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Zweiter  Teil. 


Die  Zeit  von  der  normannischen  Eroberung  bis 
zum  Ausgang  des  Mittelalters. 


I. 

Pfand  mit  Besitz  des  Gläubigers. 

A.  Nutzpfand. 

(Sii'lie  iHp  filanvill'sclicii  Stellen  unter  l’riiiirietilts|ifan(l). 

B.  Proprietätspfand. 

(a)  Suspensiv  bedingte  Übereignung. 

[ Tractatus  de  Legibus  et  Consuctudinibus  regni  Angli;e.  Ramilphiis 
de  Olanvilla.  Autl.  Hi04.| 

Liber  decimus. 

Capitulo  1. 

* Placitum  (|Uoiiue  de  debitis  laicoruw,  spectat  ad  coronam 
A:  dignitate//f  regis,  eum  quis  itaijae  de  debito  quod  sibi  debitur 
curij!  queritur,  si  placitum  illiid  ad  curiatn  Regis  trahere  possit, 
tale  breuc  de  prima  summonitioiie  facienda  liabebit. 

Cap.  2. 

^ i Rex  vicecomiti  salutom.  Pra*cipo  N.  quod  iuste  & sine 
dilationc  reddat  R.  centum  marcas  quas  ei  debet  vt  dicit.  Et 
vnde  queritur  quod  ipse  ei  iniuste  deforciat,  et  nisi  fecerit,  sum- 
mone  eum  per  bonos  summonitores,  quod  sit  coram  me  vel  lus- 
ticijs  rneis  apud  Westmonasterium  ä clauso  Pasclue  in  quindecim 
dies,  ostensurus  quare  non  fecerit.  Et  liabeas  ibi  summonitores  & 
lioc  breue  T.  &c. 
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Cap.  3. 

* De  absentia  quidem  vtriasque  partis  qualiter  iodicandnm 
sit  vel  defalta  ante  litis  ingressnm,  in  superioribus  satis  dictatn 
est.  Illnd  tarnen  notandum  est  quod  non  solet  Caria  Regis  ali- 
quam  districtionem  facere  ad  instificandum  aliqneni  per  catalla, 
quod  ad  curiam  veniat  pro  aliqno  placito.  Ergo  de  tali  placito 
de  consilio  Curise,  potest  quis  distringi  per  feodum  suum,  vel  per 
plegiornm  attachiamentain,  sicut  in  alijs  placitis  fleri  solet*  vtroque 
vero  existente  in  Cnria,  is  qui  petit  plnribus  ex  causis  debitum 
petere  potest,  aut  enim  debetur  ei  quid,  ex  causa  mutui,  aut  ex 
causa  venditionis,  aut  ex  cummodato,  aut  ex  locato,  aut  ex 
deposito,  aut  ex  alia  iusta  debendi  cansa.  Ex  causa  mutui 
debetur  aliquid:  cum  quis  credit  alij  aliqnid  tale  quod  consistit 
in  numero  vel  pondere  vel  mensura.  Cum  quis  itaque  aliqnid 
tale  crediderit,  si  plus  eo  receperit  vsuram  facit.  Et  si  in 
tali  crimine  obierit,  damnabitur  tanquam  vsurarius  per  legem 
terrse  vnde  superius  dictum  est  plenius.  Cum  quid  autem 
creditur  alicui  solet  illud  plerunque  credi  sub  plegiorum  datione. 
Quandoque  sub  vadij  positione:  Quandoque  sub  fideij  inter- 
positione,  quandoque  sub  carte  expositione,  quandoqn«  etiam  sub 
plurium  istorum  simul  securitate.  Cum  ergo  aliquid  debetur 
sub  plegiorum  datione  tantnm,  si  principalis  debitor  ita  inde  de- 
fecerit  quod  non  liabeat  vnde  soluere  possit,  tune  demuni  recur- 
rendum  erit  ad  plegios  & inde  summonebuntur  per  tale  breue. 

Cap.  4. 

Kex  vicecomiti  salutem.  Precipe  N.  quod  iuste  & sine  dila- 
tione  acquietet  R.  de  centum  marcis  versus  N.  vnde  eum  aple- 
giauit  vt  dicit,  et  vnde  queritnr  quod  eum  non  acquietauit  inde 
& nisi  fecerit  summone  eum  per  bonos  summonitores  &c. 

Cap.  5. 

* Äpparentibus  siquidem  plegijs  in  cnria,  aut  confitentur 
suam  plegiationem  aut  negant.  Si  confiteantur,  tune  autem  te- 
nentur  creditori  inde  satisfacere,  ad  terminos  competentes  ei  in 
curia  ad  id  assignatos.  Vel  se  ab  illa  plegiatione  per  solutionem 
vel  alio  modo  legittime  acquietasse,  tenentur  legittime  probare. 

Hazeltlnp.  Knsll:<cbeA  Pfandrecht  21 
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Tenentur  autem  plegij  si  plnres  fuerint,  singuli  in  totum,  iiisi 
aliter  conuenerit  quando  se  plegios  inde  fecerunt,  & ad  iade 
satisfaciendum  simul  sunt  distringendi.  Ita  quod  si  plures  dati 
fuerint  plegij  & aliqnis  vel  aliqui  eorum  non  habeant  vnde  redderc 
possunt,  ipsnm  onus  acquietancie  ad  ceteros  vel  in  totum,  vel  in 
quantum  ipsi  defecerint  spectabit  verum  si  de  debitoro  aliquo 
plegiando  plegij  pro  certis  partibus  dati  fuerint:  quicquid  de 
quibusdam  eorum  plegiorum  contigerit,  reliqui  non  nisi  pro  par- 
tibus suis  inde  respondere  cogentur. 

• Poterit  ergo  ex  hoc  esse  contentio  quandoque  inter  credi- 
torem  & plegios,  quandoqwf'  inter  ipsos  plegios,  si  plegius  aliquis 
dicat  se  de  minori  summa  plegiasse  principalem  debitorem,  et 
contra  eum  dicatur  quod  de  maiori,  cum  enim  singuli  plegij 

de  certis  partibus  constituuntur,  tune  necesse  habet  ipse 
creditor  cum  illo  agere,  qui  minus  confitetur  se  debere  ex  sua 

plegiatione  quam  debeat.  Sin  autem  quidam  eorum  in  totum, 

quidam  de  certis  partibus  constituantnr  plegij:  tune  quidem  ne- 
cesse erit  illis  qui  in  totum  plegiaucrint,  agere  cum  Ulis  qui 

minus  ({uam  inde  debent,  contitentur  se  debere.  Quod  qualiter 
probari  debeat,  ex  sequentibus  liquebit.  * Soluto  vero  eo  quod 
debetur  ab  ipsis  plegijs,  recuperare  inde  poterint  ad  principalem 
debitorem,  si  postea  habuerit  vnde  eis  satisfaccre  possit,  per 
principale  placitum:  de  debitis  vnde  inferius  dicetur.  Sciendum 
tarnen  quod  si  quis  alium  plegiauerit  de  stando  ad  rectum  in 
aliqua  loquela,  ic  pro  defalta  ipsius  quem  plegiauerit  in  miseri- 
cordiam  inciderit,  ita  quod  ob  illam  causam  aliquid  persoluerit, 
super  hoc  de  cetero  nil  recuperare  poterit  versus  illum  quem 
plegiauit  * Quicunque  autem  alium  plegiauerit  de  stando  ad 
rectum  de  aliqno  placito  quod  pertinet  ad  coronam  domini  Regis, 
vt  de  pace  domini  Regis  infracta,  -vel  alio,  si  non  habuerit  eum 
ad  rectum  pro  plegiatione  illa:  incidet  in  misericordiam  domini 
Regis,  qu?  qualis  sit  superius  dictum  est.  Et  per  hoc  libe- 
rabiter  ab  illa  plegiatione  Sin  autem  plegij  ipsi  plegiatio- 
nem  in  Curia  negauerint,  tune  si  plures  fuerint  inde  dati  plegij, 
aut  omnes  negant  plegiationem  illam,  aut  quidam  contitentur,  & 
quidam  negant.  Si  vero  quidam  coofitentur,  & quidam  negant, 
tune  placitum  inde  esse  poterit  tum  inter  ipsnm  creditorem  & 
plegios  fnm  inter  jilegios  confit.entes  & plegios  negantos  sccundum 
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quod  sapradictum  est  Qu?  vero  diracionatio,  iude  exigatur  iuter 
quoscunque  placitum  illud  vertalur?  quero.  Vtrum  scilicet  per 
duellum  fieri  debeat,  au  alio  modo,  vel  vtrum  scilicet  plegij  per 
iurame/itum  tot  hominum  quot  Curia  exigit,  plegiatiouem  ipsam 
possiut  negare:  Dicunt  autem  ad  hoc  quidam:  quod  creditor  ipse 
suo  & legittimorum  ’ testiüin  iuramento,  poterit  hoc  de  iure  pro- 
bare versus  ipsos  plegios,  nisi  plegij  ipsi  eum  velit  a sacramento 
leuare.  Nunc  quando  peteus  ipse  paratus  accedit  ad  faciendum 
sacramentum,  olim  vero  oportuit  hoc  fieri  ante  legem  vadiatam. 
Sic  ergo  in  tali  casu  potest  inde  perueniri  ad  duellum. 

Cap.  6. 

* Creditur  quoque  mntuo  res  aliqua,  sub  vadij  positione,  quod 
cum  sit,  quandoque  res  mobiles  vt  catalla  ponuntiir  in  vadium. 
Quandoque  res  immobiles,  vt  ferne  & tenementa  & redditus,  siue 
in  denarijs  siue  in  alijs  rebus  consistentes.  Item  cum  intcr  cre- 
ditorem  & debiturem  conuenerit  de  vadio  interponendo  cuiuscunque 
modi  res  inuadiata  sit:  debitor  ipse  aut  statim  ipsi  creditori  facit 
habere  sui  vadij  seisinam  postquam  sibi  rem  mutuo  datam  accepit, 
aut  non.  Item  inuadiatur  res  quandoque  ad  terminum  quandoque 
sine  termino.  Item  quandoque  inuadiatur  res  aliqua  in  mortuo 
vadio,  quandoque  non.  * Mortuum  vadium:  dicitur  illud  cuius 
fructus  vel  redditus  interim  porcepti  in  nulle  sc  acquietant  Cum 
itaque  res  mobiles  ponuntur  in  vadium,  ita  quod  creditori  inde 
hat  seisina,  & ad  certum  terminum  saluo  tenetnr  creditor  vadium 
illud  custodire.  Ita  quod  nec  eo  vtatur  vel  quocunque  modo 
tractet  illud,  quare  deterius  efticiatur.  Sin  autem  in  custodia 
deterius  factum  fuerit  infra  terminum  per  culpam  creditoris, 
computabitur  in  debitnm  ei  ad  valentiam  ipsius  deteriorationis. 
Preterea,  si  res  talis  fuerit,  quod  expensas  exigat  et  custnm 
necessarium,  veluti  vt  pascatnr,  vel  reficiatur,  seenndum  quod 
conuenerit  inde  inter  creditorem  et  debitorem  seruabitur  inter  eos. 
Prqterea,  cum  ad  certum  terminum  res  aliqua  ponatur  in  vadium, 
aut  ita  couuenit  inter  creditorem  et  debitorem,  quod  si  ad  ter- 
roinum  illum  vadium  suum  non  acquielauerit  debitor  ipse:  tune 
vadium  ipsum  remanebit  ipsi  creditori,  ita  quod  negocium  suum 
sicut  de  suo  inde  faciat:  aut  nihil  tale  inter  eos  conuenit.  In 
priori  casu  stabitur  conuencioni.  ln  secundo  existente  termino  si 

•21* 
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fuerit  debitor  in  mora  soluendi  debitum,  poterit  credilor  so  inde 
conqueri  & iusticiabitur  debitor  vt  ad  ciiriam  veniat  & inde  res- 
pondeat,  & per  hoc  brene. 


Cap.  7. 

Rex  vicecoraiti  salutem.  Pn;cipe  N.  (|Uod  iuste  & sine  di- 
latione  acquietet  rem  illam  quam  inuadianit  R.  pro  centum  marcis 
vsq»«’  ad  tcrminuin  qui  pri|terijt  vt  dicit,  & vnde  queritur  qund 
eam  nondum  ac(|uietauit,  et  nisi  fecerit  &c. 

Cap.  8. 

Qualiter  autem  distringendus  sit  vt  ad  curiam  veniat,  vtrum 
per  ipsum  vadium  an  alio  modo  quere.  Illud  autem  relinqui  po- 
test  consilio  curiq,  quia  vtrolibet  modo  potest  res  satis  competenter 
expediri,  oportet  enim  qrW  aliquando  prqsens  sit  in  curia  ante- 
(juam  res  sua  creditori  clametur  quieta.  Possit  enim  prt'sens  ali- 
<}uid  dicere  quare  res  ipsa  creditori  non  remaueret  <|uieta,  existens 
vero  in  curia  debitor  ipse,  aut  confitetur  se  rem  illam  in  vadium 
pro  debito  illo  posui«se  aut  negat.  * Si  conlitetur:  quia  eo  ipso 
conlitetur  debitum,  prpoipietur  ei  quod  ad  rationabilem  terminum 
vadium  ipsum  ac(|uiotet,  et  nisi  fecerit,  dabitur  licentia  ipsi  cra‘ 
ditori,  de  cgtero  negocium  suum  de  vadio  ipso  sicut  de  propria  re- 
facere  quomodo  voluerit  Sin  autem  id  lieget,  tune  rem  ipsam 
aut  dicit  suam  esse  sed  aliijua  de  causa  ab  eins  decidistse  posses 
sione  & alinm  in  possessione  constitutum,  vt  ex  commoda  oaut  ex 
commendatione,  custodi^  causa,  aut  alia  huiusmodi  causa,  aut  in 
curia  eandem  rem  suam  non  esse  confitebitur,  quod  si  fecerit, 
dabitur  statira  lice/itia  ipsi  creditori  de  re  ipsa  vt  de  propria 
disponere.  Si  vero  rem  illam  suam  esse  dicat,  sed  neget  tarn 
vadium  quam  debitum:  tu«c  tenebitur  ipse  creditor  probare 
versus  exiin  ([uod  tantum  ei  credidit  quantum  est  in  demanda  sua, 
& quod  rem  ipsam  ei  inde  nominatim  in  vadium  posuit.  Quales 
enim  diracionatio  inde  esse  debeat,  ex  prqdictis  patere  potest  qu- 
supradicta  sunt.  De  plegijs  qui  plegiationem  suam  negant,  ante 
terminum  vero  debitum,  peti  minime  potest.  * Si  vero  non 
ad  aliquem  terminum  sed  sine  termino  res  aliqua  inuadiatur, 
quocunqoc  tempore  voluerit  creditor,  debitum  petere  potest. 
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Solutü  aute/H  co  (juo</  debctur  ab  ipso  debitore,  tenetur  ipse 
creditor  rem  inuadiatam  ei  sine  aliqua  deterioratione  restituere, 
nee  si  res  illa  aliquo  casu  amissa  fuerit,  aut  deteriorata  in 
custodia,  per  id  versus  debitorem  minime  liberabitur,  quia  pre- 
cise  tenetur  aut  rem  inuadiatam  restituere,  vel  de  ea  satisfacere 
aut  debitum  amittere.  Quandeque  vero  conuenit  inter  debitorem 
& creditorem  de  re  aliqua  inuadiata,  accepta  a debitore  re 
mutuata,  si  non  sequatur  ipsius  vadij  traditio,  quomodo  consuletur 
ipsi  creditori  in  tali  casu  mazime  cum  possit  eadem  res  pluribus 
alijs  creditoribu«  tum  prius  tum  posterius  inuadiari.  Super 
hoc  notandnm  est  quod  curia  domini  Regi«  h»y'»«modi  priuatas 
conuentiones  de  rebns  dandis  vel  accipiendis  in  vadium  vel 
alias  huiusmodi  extra  curiam  siue  etiam  in  alijs  curijs  quam  in 
curia  domini  Regis  factis,  tueri  non  solet  nec  warrantizare,  ideo 
si  non  fuerint  seruate.  Curia  domini  Regis  se  inde  non  intromittet, 
ac  per  hoc  de  iure  diuersorum  creditorum  priorum  vel  posterio- 
rem, aut  de  priuilegio  eorum  non  tenetur  responderi.  * Cum  vero 
res  immobilis  ponitur  in  vadium  ita  quod  inde  facta  fuerit  seisina 
ipsi  creditori,  & ad  terminurn  aut  ita  conuenit  inter  creditorem 
& debitorem  quod  exitus  redditus  interim  se  acquietent,  aut 
sic  ([uod  in  nullo  se  acquietent.  Prima  conuentio  iusta  est  & 
tenet.  Secunda  ininsta  est,  JL  inhonesta,  qut;  dicitur  raortuum 
vadium,  sed  per  Curiam  domini  Regis  non  prohibetur  fieri,  & 
tarnen  reputat  eam  pro  specie  vsurq.  Vnde  si  quis  in  tali  vadio 
decesserit,  post  mortem  eins  hoc  fuerit  probatum  de  rebus 
eius  non  aliter  disponetur  quam  de  rebus  vsuarij.  Cqtera  ser- 
uentur  vt  prius  de  vadijs  in  rebus  mobilibus  consistentibns  dictum 
est.  Notandum  tarnen  quod  ex  quo  aliquis  soluerit  id  quod 
debuit,  vel  soluere  se  obtulit  competentur,  si  creditor  vlterius 
vadium  penes  se  maliciosi*  detinuerit,  debitor  ipse  se  inde  curiq, 
conquerens  tale  breue  habebit. 

Cap.  9. 

Rex  vicecom;V('  salutem.  Pn;cipe  N.  qwotf  iuste  & sine  di- 
latione  reddat  R.  totam  terram,  vel  terram  illam  in  illa  villa 
quam  ei  inuadianit  pro  centum  marcis,  ad  terminurn  qui  preterijt 
vt  dicit,  k denarius  suus  idem  recipiat,  vel  quam  inde  acquietauit 
vt  dicit,  et  nisi  fecerit:  suinmone  eum  per  bonos  &c. 
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Cap.  10. 

* Apparens  autem  in  curia  creditor  super  hoc  suniinonitus : 
aut  cognoscit  terram  illatn  ad  vadium  suum,  vel  dicet  se  teuere 
terram  illam  vt  feodum  suum  in  primo  casu  oportet  enm  aut  va- 
dium reddere,  aut  rationabilem  causam  ostendere  in  curia,  quare 
id  facere  non  debeat.  In  secundo  vero  casu  vtro  übet  eonim 
petente,  id  est  creditore  vel  debitore  ponctur  super  recognitionem 
patriq  vtrum  creditor  teneat  terram  illam  vt  feodum  suum  vel 
vadium  suuw,  vel  vtrum  pater  eius  vel  alius  antecessor  fuerit 
inde  scisitus  vt  de  feodo  vel  vt  de  vadio  die  qua  obijt,  & sic 
potest  obici  ei  qui  seisinam  patris  sui  inde  petit,  & sic  poterit 
super  hoc  recognitio  multipliciter  variari  pro  modo  petendi,  & 
pro  modo  respondendi.  Si  autem  recognitio  a neutro  petatur, 
procedet  placitum  iu  curia  super  recto. 


Cap.  11. 

Creditor  siquidem  si  >i  seisina  sua  cecederit  per  debitorem, 
vel  per  alium:  nullam  inde  seisinam  per  curiam  recnperabit,  nec 
etiam  per  recognitionem  de  noua  disseisina.  Si  enim  per  alium 
quam  per  debitorem  iniustfe  & sine  iudicio  de  vadio  suo  fuerti 
disseisitus  debitor  ipsc,  poterit  habere  Assisam  de  noua  disseisina. 
Si  vero  per  debitorem  ipsum:  nullum  versus  eum  per  curiam  re- 
cuperare  habebit  de  vadio  suo  recuperando,  vel  de  nouo  ingressu, 
nisi  per  ipsum  debitorem:  Oportet  enim  ipsum  creditorem  ad 
principale  placitum  redire,  vt  iusticietur  debitor  vt  ei  de  debito 
suo  satisfaciat.  Et  suromonebitur  inde  debitor  per  breue  supr.i- 
dictum  de  prima  summonitione  facienda. 

Cap.  12. 

* Die  autem  statuta  debitore  apparente  in  Curia,  creditor 
ipse  si  non  habcat  inde  vadium  ncque  plegium,  neque  aliam 
diracionationem  nisi  solam  fidem , nulla  est  hqc  probatio  in 
curia  domini  Regis,  Veruntamen  de  ddei  lesione  vel  transgressione 
inde  agi  poterit  in  Curia  christianitatis.  Sed  Iudex  ipse  eccle- 
siasticus  licet  super  criraine  tali  possit  cognoscere  & conuicto 
penitentiam  vel  satisfactionem  iniungere:  Placita  tarnen  de  debitis 
laicorn/n,  vel  de  tenementis  in  Curia  christianitatis  per  assisam  regni 
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ratione  fidei  interposib;  tractare  vel  terminare  nou  potest.  Oportet 
ergo  creditorera  alijs  vti  probationibus,  si  debitor  debitum  ipsum 
neget.  Si  enim  illnd  confiteatur,  tune  tenetur  inde  satisfacere 
simili  modo  vt  pn;dictnm  est  de  plegijs  confitentibus:  Per  testem 
siquidem  idoneum,  potest  inde  fieri  diracionatio:  Fit  per  duellura, 
k.  per  cartam  quoijue.  Cum  quis  itaque  ad  debiti  sui  probatio- 
nein  cartam  aduersarij  sui  vel  antecessoris  eius  offerat  in  Curia, 
aut  cartam  ipsam  adnocat  aduersarius,  aut  non.  Si  debitor  car- 
tam suam  non  aduocat,  duobus  modus  eidem  contrarie  vel  contra- 
dicere  potest,  scilicet  ipsum  sigillum  in  Curia  recognoscendo 
suum  esse,  sed  tarnen  vel  per  se,  vel  per  suum  assensum,  siue 
antecessoris  sui  cartam  esse  confectam  negando,  vel  omnino  et 
sigillum  et  cartam  negando.  In  primo  casu  vbi  sigillum  suu/n 
esse  publicb  recognouerit  in  curia,  cartam  illam  precise  tenetur 
warrantizare,  vt  conuentionem  in  ipsa  carta  expressam,  sicut  in 
ea  continetur  omnino  seruare  sine  contradictione.  Et  sm;  male 
custodie  imputet,  si  damnum  incurrat  per  sigillu/n  suum«  male 
custoditum.  In  posteriore  vero  casu,  poterit  iu  curia  carta  ipsa 
per  aliquem  idoneum  testem,  presertim  ipsi  carti;  infertum,  probari 
l>er  duellum.  Alio  etiam  modo  solet  fides  cartis  imponi  in  curia, 
scilicet  aliquibus  certis  vt  manifestis  iudieijs.  Veluti  per  alias 
cartas  eodem  sigillo  signatas.  Et  de  quibus  coustet  quod  eius 
cart»;  sint,  qui  cartam  illam  suam  esse  negat,  ita  quod  eas  bene 
warrantizat  in  curia.  Tune  enim  si  ita  per  omnia  sibi  concordent 
quod  nnlla  susjiitio  diuersitatis  sigillorum  appareat  haberi  solet 
]>ro  conuicto,  & siue  lioc  siue  alio  legittimo  modo  aliquis  conuin- 
catur,  super  tali  opere  loquelam  semper  amittet,  siue  placitum 
fuerit  de  debito,  siue  de  terra,  siue  de  quacunque  alia  re.  Et 
preterea  in  misericordia  Regis  remanet.  Generaliter  autem 
verum  est,  quod  quicunque  aliquid  dixerit  in  curia,  vel  in  placito 
quod  iterum  negauerit,  vel  vnde  sequela  vel  warrantum  vel  pro- 
bationem  suflicientem  non  habuerit,  vel  ad  cuius  contrarium  di- 
cendum,  vel  ad  quod  negandum  per  suflicientem  probationem 
districtus  fuerit,  in  misericordia  domini  Regis  remanet.  Si  vero 
cartam  illam  ab  initio  aduocat  is  contra  quem  producitur  ad  de- 
bilum  aliquod  probandnm,  tune  iuxta  carte  illius  tenorem  tenebitur 
ipse  debitor  creditori  satisfacere.  Cum  vero  aliquid  mutuo  cre- 
ditur  sub  plurinm  priedictorum  securitate  simul  tune  quoque  ex 
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qno  debitnr  ipse  recte  defecerit,  distringendus  est  ipse  sitnul 
per  otnnes  securitates  illas.  Ideo  eoiin  plures  secaritates  ab  eo 
inde  recepte  sunt,  vt  citius  deficient«  debitore  creditori  inde  sati»- 
fiat  quam  si  vna  sola  securitas  interueiiisset. 


Cap.  13. 

* Ex  causa  quoque  commodati,  seiet  res  aliqua  quandoque 
dcberi  vt  si  rem  meam  tibi  gratis  commodem  ad  vsum  inde 
percipiendum  in  seruitio  tue,  expleto  quidem  semicio  rem  meam 
mihi  teneris  reddere  sine  deterioratione  si  extat,  sin  autem  res 
ipsa  interierit,  vel  perdita  fuerit,  quocunqu«  modo  in  custodia  tua, 
omnino  teneris  ad  rationabile  pretium  mibi  restituendum.  Sed 
sub  qua  vel  cuius  probatione  privstandum.  Prqterea  si  quis 
vsque  ad  certum  locum  rem  sunm  vel  vsque  ad  certum  tempus 
alij  commodauerit,  & is  qui  eam  ita  recipit  vltra  illum  locum, 
vel  illud  tempus,  eadem  re  vsus  fuerit,  in  quantum  id  emendare 
debeat,  vel  sub  qua  probatione,  vel  cuius  idem  sit  iudicandnm 
quero.  A fnrto  enim:  omnimodo  excusatur,  per  hoc  quod  initium 
habuerit  suie  detentionis  per  dominum  illins  rei.  Quero  item 
vtrum  dominus  possit  rem  suam  ita  alij  commodatam,  infra  tem- 
pus vel  locum  reuocarc,  presertim  si  eius  vsu  ipsemet  interim 
indigeat. 


Cap.  14. 

* Ex  causa  quoque  emptionis  & venditionis  debetur  aliquid; 
Cum  quis  rem  suam  alicni  vendiderit,  debetur  enim  precium  ipsi 
venditori.  Et  res  empta  ipsi  emptori.  Perficitur  autem  emptio  & 
venditio  cum  efl'ectu,  ex  quo  de  pretio  inter  contrahentes  conuenit. 
Ita  tarnen  quod  secuta  fuerit  rei  empte  & vendite  traditio.  Vel 
quod  pretium  fuerit  solutum  tutum  siue  pars  vel  saltem  quod 
arrlie  inde  fuerint  date  et  recepte.  Sed  in  duobus  prioribue  ca- 
sibus  nulle  modo  potest  alteruter  contrahentium  sola  volu/itate 
ä contractu  resilire,  nisi  ex  aliqua  iusta  & rationabili  causa. 
Veluti  si  inter  eos  connenerit,  vt  liceat  alterutri  eorum  inde  se 
iinpune  retraliere  infra  certum  terminum,  tune  enim  licet  vtrique 
(sicut  conuenit)  infra  datum  terminum  a contractu  impune  rece- 
dere.  (Juippc  generaliter  verum  est  quod  conuentio  legem  vincit. 
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Preterea  si  veuditur  ,ipse  rem  suam  vendiderit  emplori  tanqoam 
sanam  & sine  mahemio,  si  postea  probare  potent  emptor  rationa- 
biliter,  rem  ipsam  tempore  contractu ; minus  sanam  fuisse  & cum 
mahemio,  tune  quidem  venditor  tenebitur  rem  suam  retro  habere. 
Verum  sufficit  rem  fuisse  idoneam  tempore  contractus,  quicqnid 
postea  de  illa  contingat.  Sed  infra  quod  tempus  liceat  hoc  pro- 
bare vel  inde  conqueri,  quero  ma.xime  vbi  nullum  pactum  inter- 
uenit,  vbi  vero  sole  arrhe  date  sunt,  si  emptor  ä contractu 
recedere  volnerit  id  ei  cum  arrharum  amissione  licebit.  Si 
autem  venditor  recedere  voluerit  in  tali  casu.  quero  vtrum 
sine  pena  id  facere  possit,  quod  non  videtur  quia  tune  videretur 
in  hoc  melioris  conditionis  venditor  quam  emptor.  Qnud  si  impune 
id  fieri  nequit,  quam  penam  inde  pra'stabit,  periculnm  autem  rei 
vendite  empte  illum  generaliter  respicit  qui  eam  tenet  nisi 
aliter  conuenerit. 


Cap.  15. 

* Warrantizare  autem  venditor  k h:eredes  eins  tenentur 
eniptori  & ha‘redibus  suis  rem  venditam,  si  fuerit  res  immobilis 
& inde  ponatur  in  placitnm  emptor  ipse  vel  hieredes  eins,  eo 
modo  quo  supra  expositum  est  in  tractatu  de  warrantis;  Si  vero 
fuerit  res  mobilis  quam  quis  petit  versus  emptorem,  eo  quod  prius 
fuerit  ei  vendita  vel  donata,  aut  ex  alia  iusta  causa  adquisita,  nec 
adiecta  fuerit  ab  eo  telonia  idem  dicendum  erit  quod  de  re  im- 
mobili  prwdictum  est.  Si  vero  ex  casu  furtiua  res  aliqua  petatur 
versus  emptorem,  tenetur  precise  se  ab  omni  cansa  furtiua 
sibi  imposita  defendere,  aut  warrantum  inde  vocare.  Si  itaque 
emptor  ipse  warrantum  vocauerit,  aut  certum  aut  incertum,  si 
certum  vocauerit  quis  warrantum  in  curia  quem  dicat  se  veile 
habere  ad  warrantum  ad  rationabilem  terminum,  tune  ei  ponendus 
est  inde  dies  in  curia.  Et  si  ad  diem  illum  presqns  fuerit  ille 
qui  vocatus  fuerit  ad  warrantum,  k venditionem  suam  & rem 
venditam  ipsi  emptori  warrantizauerit  in  curia  tune  emptor  ipse 
omnino  liberabitur  inde  ita  quod  nihil  de  cetero  inde  perdere 
poterit.  Si  aule«/  de  warrantizatione  ei  defecerit,  tune  erit  inde 
placilum  inter  emptorem  & warrantum  suum  ita  quod  ad  duellum 
inde  poterit  perueniri.  * Sed  nunquid  warrantus  poterit  warran- 
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tum  in  curia  vocare.  Quod  si  sic  est  ad  quotum  warrantum  erit 
standutn  Pretcrea  cum  quis  ita  noniinnt  warrantum  de  re  quse 
petitur  furtiua,  seiet  warrantus  ipse  attachiari  per  tale  brene  vice- 
comiti  directum. 

Cap.  1 1>. 

^ Re.x  vicecomiti  salutem.  Pr<;cipio  tibi  quod  sine  dilationc 
attachiari  facias  per  saluos  seenros  plegios  N.  quod  sit  coram 
me  vel  lusticijs  meis  eo  die  ad  warra«tizandum  R . illam  rem 
quam  H.  clamat  aduersus  R.  vt  furtiuam.  Et  vnde  prsedictus 
R.  cum  traxit  ad  warrantum  in  curia  mea  vel  ad  ostendendum 
quare  ei  warrantizare  non  debeat.  Et  liabeas  ibi  summonitores 
Ä:  hoc  breue  &c. 

Cap.  17. 

Si  vero  incertum  warrantum  vocauerit,  in  tali  casu  si 
sufficientem  hahuerit  probationem  de  legittimo  marcatu  suo,  id  eum 
a felonia  libcrabit  Sed  tarnen  damno  non  conseruat  quod  non 
scilicet  rem  illam  amittat  Si  autem  super  hoc  sectam  non  ha- 
buerit  sufficientem,  in  periculo  est.  Probari  autem  solet  res 
debita  ex  empto  vel  ex  commodato  generali  probandi  modo  in  curia. 
Scilicet  per  scriptum  vel  per  duellum. 

Cap.  18. 

^,j  Ex  locato  quoque  k ex  conducto  solet  res  quandoqwe  de- 
beri,  vt  cum  quis  locat  rem  suam  alij  vsque  ad  certum  terminum, 
certa  interueniente  mercede.  Hic  enim  tenetur  locator,  rem  lo- 
catam  ad  vsum  dare.  Conductor  quoque,  soluere  mercedem. 
Sciendum  autem  quod  clapso  termino,  potest  locator  se  licite  in 
re  sua  locata  etiam  sua  anthoritate  recipere.  Sed  quid  si 
conductor  censum  suum  statuto  termino  non  soluerit,  nunquid 
& in  hoc  casu  licet  locatori  ipsum  sua  authoritate  expellere  ? 
Priedictos  vero  contraetns  qui  ex  priuatorum  consensu  liunt, 
breniter  transigimus,  quia  vt  prioJictum  est  prinatas  conuentiones 
non  solet  curia  domini  Regis  tueri,  & quidem  de  talibus  contrac- 
tibus  qui  quasi  priuate  quedam  conuentiones  censeri  possnnt , se 
non  intromittit  Curia  domini  Regis. 
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[Tractatus  de  Legibus  et  Consuetudinibus  regni  Angliae.  Ranulpkus 
de  Olanvilla.  Aufl.  1604.] 

Liber  tertius  decimus. 

Cap.  27. 

Rex  vicecomäi  salutem.  Summone  per  bonus  summonitores 
duodecim  liberos  & legales  liomines  de  visiueto  de  illa  villa, 
quod  sint  coram  me  vel  lustic/aey»  meis  eo  die  parati  sac- 
ramento  recogno.scere  vtrum  N.  teneat  vuam  carucatam  terrie  in  illa 
villa  qu%  R.  clamat  versus  eum  per  breue  meum  in  feodo  au  in 
vadio,  innadiatam  ei  ab  ipso  R . vel  ab  H.  antecessore  eins,  vel 
sic  vtrum  illa  carucata  terrae  quam  R.  clamat  versus  N.  in  illa 
villa  per  breue  meum,  sit  feodum  vel  hereditas  ipsius  N.  an  in- 
vadio  inuadiata  ei  ab  ipso  R.  vel  ab  ipso  H.  antecessore  eins. 
Et  interim  terram  illam  videant  et  nomina  eorum  imbreniari 
facias.  Et  summone  per  bones  summonitores  praefatum  N.  qui 
terram  illam  tenet,  quod  tune  sit  ibi  auditurus  illam  recognitionem. 
Et  liabeas  ibi  &c. 


Cap.  28. 

* Verum  quandoque  contingit  aliqnem  teuere  aliquod  tene- 
mentum  in  vadio,  ita  quod  inde  moritur  seisitus  vt  de  vadio, 
iia-res  quoque  eius  occasione  talis  seisine  querit  breue  de  morte 
antecessoris,  versus  verum  heredem  qui  adeptus  est  hniusmodi 
tenementi  seisinam  . Et  tune  quidem  si  recognoscatur  ab  ipso 
tenente  antecessorem  ipsius  petentis  obijsse  seisitum,  sed  vt  de 
vadio  & non  vt  de  feodo,  tune  quidem  & hae  de  causa  peruenitur 
ad  praedictam  recognitionem  & per  hoc  breue  summonebitur  re- 
cognitio. 


[Year  Books  21  and  22  Edward  I,  lirsg.  von  A.  J.  Horwood, 

S.  125-127.J 

Pleas  in  the  Common  Bench.  — 21  Ed.  I. 

A.  D 1293.  Bref  de  Novele  Disseysine. 

§ A.  porta  bref  de  novele  disseysine  ver  B.,  ke  respoundi 
ke  au  mautort  porte  yl  cest  assise;  e par  la  reson  ke  nous  bay- 
lames  a luy  cel  tenement  en  gage  dekes  a tel  terme,  e sy  issy 
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Tut  ke  yl  ne  fut  paye  a cel  terme  ke  le  teneinent  remeyndreyt 
u luy  en  fee;  e nous  en  lalonance  de  cel  tenement  luy  baylatncs 
. XX . acres  a terme  de  . IX  . ans.;  de  quel  tenement  yl  est  un- 
core  scysy  &c.  — Metingliam.  Avet  ren  de  ceo  ke  vons  Iny 
baylates  . XX . acres  en  alouance  ? — B.  ne  avoyt  nuyl  escryt  en 
poyn  &c.  — A.  respoundi  ke  nous  fumes  seysy  par  vostre  feffe- 
luent  si  la  ke  nous  fumus  disseysy  par  vous;  prium  le  assise. — 
B.  respoundi  ke  un  tel  porta  bref  de  mort  ver  A.,  devant  B.  C. 
e D.,  de  .VII.  souz  de  rente;  a quel  yl  dyt  ke  yl  ne  clama  ren 
en  cel  tenement  duut  la  rente  surd  sy  terme  noun;  e ceo  fut 
atteynt  par  le  assise;  e [de]  ceo  vouclmm  record  de  Roule;  e un- 
ke puys  autre  estat  navoyt,  prest  del  averer.  — .Id.  Avaunt 
cele  assise  porte  e pus  seysy  ben  deus  ans,  si  la  ke  nous  alames 
a la  feyre  de  G.,  e vous  kannt  nous  revinmes  vous  nous  dissey- 
sites;  prest  del  averer.  — Le  assise  passa,  ke  dyt  B.  feflfa 
A.  de  cel  tenement,  e yl  fu  seysy  avant  le  heyr  e en  le  heyr 
pur  un  quarter  del  an;  ke  yl  scn  ala  a la  Feyre  de  0.;  e fut 
conte  ke  yl  fut  mort;  pur  quey  B.  son  pere  entra,  e kaunt  yl 
revynt  sun  pere  ne  luy  voleyt  suffrer  entrer.  — B.  Nous  vouchum 
a garand  record  de  Roule  ky  yl  fut  trove  ke  yl  navoyt  nul 
franc  tenement  tut  atrenche.  — Pur  ceo  la  Justice  lur  dyt  ke 
cus  dusent  estre  an  Bane  a ten  jeur  de  oyer  Record.  — B.  pria 
la  certificacioun.  — Mcttingham  demanda,  quel  doute  ad  yl; 
pur  quey  vons  demandet  la  certificacioun  aver?  B.  dist  de  ceo 
ke  le  assise  ne  fut  nent  Charge  de  ceo  ke  nous  luy  baylames 
■ XX.  acres  en  le  alouance.  — Justice.  Vous  metet  en  Record 
des  Roules  ke  A.  ne  clama  nuyl  franc  tenement,  e ceo  trove  fut 
par  le  assise;  e le  Record  dyt  ke  A.  ne  clama  rens  en  la  rente, 
e nuyl  ren  parle  de  tenement;  pur  <iuey  vous  avet  fayly  de 
vostre  garant  Sy  agarde  le  court  ke  Adam  rekevere  sa  sey- 
sine  &c. 


[Cartularium  Prioratus  de  Qyseburne  (Publications  of  the  Surtees 
Society)  No.  CCXLIII.] 

Walterus  lilius  Willelmi  Paternoster,  anno  Incarnacionis 
Dominica*  M“CC®XXX*  qnarto,  ad  Purificationem  Beatas  (Mariae), 
nbligavi  et  impignoravi  Aliciae,  matri  meae,  et  suis  assign.,  pro 
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undecim  solidis,  quos  miclii  inea  mater  accotnniodavit,  unam 
acram  terr:t‘  in  Campo  de  Oiseburne  apud  Foxoles,  usque  ad 
tinem  octo  annorum.  Ita  quod  si  ego  persolram  Älicia*,  matri 
mea-,  vel  sao  assignato,  undecitn  solidos  ad  finem  ^ annornm, 
pra-nominata  acra  revertetnr  ad  me  sine  nllo  impedimento  et 
contradictione  omnium;  et  si  non  persolvam  pra-dictos  solides  ad 
terminnm  pra-dictum,  pranomiaata  acra  terra  remanebit  imperp. 
pra'dicia  Alicia,  matri  mea,  et  suis  assigoatis,  libere  et  quiete 
de  me  et  ha-r.  meis  sine  impedimento  et  contradictione;  et  in 
liujus  rci  test.  huic  scripto  sigillum  meum  apposui.  Et  sciendum 
est,  quod  ego  non  vendam  pradictam  terram  alicui  nisi  matri 
mea,  si  ego  non  velim  eam  tenere  io  mea  manu  Hiis  testibus. 
Adam  de  Lyum,  Eustacbio  filio  Eustachii,  Petro  Westiby,  Peter 
Nnrri,  Willelmo  de  Lyum,  Rogero  de  Midelesburgli,  Thema  Pu- 
layn,  aliis. 


(b)  Kesolutiv  bedingte  (Jbereignung. 

[Uracton’s  Note  Book,  lirsg.  von  F.  W.  Maitlaiid,  pl.  4f>8.] 
Micbaelmas,  A.  Ü.  1230,  A.  U.  14  — 15. 

')  Philippus  de  Hello  Campo  dimisit  .losceo  Juueni  de 
Londonia  mancrium  suum  de  Hersliam  cum  pcrt.  in  l'eodo,  tencn- 
dum  de  eo  et  lieredibus  suis  reddeudo  inde  per  ann.  unum  par 
calcarium  deauratorum  nel  P-  den.  faciendo  inde  forinsecum  ser- 
nicium  seil.  j.  militis  pro  omni  seruicio.  Concedit  eciam  idem 
Josceus  pro  se  et  lieredibus  suis  quod  si  idem  Philippus  uel  he- 
redes  sui  non*)  reddiderint  ei  uel  heredibus  suis  ducentas  marcas 
quas  idem  Josceus  dedit  predicto  Philippe  pro  predicto  manerio 
a feste  Omn.  Sanct  anno  regni  Regis  H.  XV.  in  unum  annum 
quod  predictum  manerium  reuertatur  ad  ipsum  Philippum  et 
heredes  suos  quiete  de  ipso  Josceo  et  heredibus  suis  inperpe- 
tuum  etc. 


')  A.  in.  13.  *1  non  iiili'rliiioil ; it  is  not  in  A unil  slinnlil  hu  oinitteil. 

*)  Tliis  is  a mortniigu  unrnlluO  for  butter  sucurity. 
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[Madux,  Formulare  Aiiglicanum,  No.  DLXl] 

Ceste  eudcLture  tesmoigoe,  quo  come  Johan  BaUt  de  Ene- 
bourtie  ad  done  & gtaunte  a Thomu«  Monolf  & a ses  beirs.  une 
crofie  apolee  (j-ou-egcio/te,  & uii  prec  apele  Laurencesmede  oud 
les  apurtenaunces  en  Enebournr,  come  plus  pleynement  piert  per 
uue  chartre  de  feofloment  a dit  Thomas  deceo  fait;  Joe  lavanotdit 
Thoma.s  volle  He  graunte  pur  moi  & pur  mes  heirs  & mes  exe- 
cutours,  que  si  le  dit  Johan  on  ses  heirs,  paient  ou  faceut  paier 
a moi  ou  a mes  heirs  a mes  exocutours,  dis  livres  dargent 
ascun  temps  dedeuz  dis  aunz  proscheyus  ensiwauns  apres  la 
faisauoce  de  cestes;  adonque  la  dite  chartre  de  FeofTement  soit 
anyenty  pur  nul  soit  touu  a touz  jours:  Et  si  le  dit  Johan  ou  ses 
heirs,  ue  paient  ou  facent  paier  a dit  Thomas,  ou  a ses  heirs  ou 
ases  execntours,  les  avauntditz  dis  livres  a ascun  temps  dedens  la 
ilite  terme  de  dis  annz  proscheyns  ensiwaunz;  que  lavanndite 
chartre  estoise  en  sa  force  & nalure,  al  eops  lavaundit  Thonuts 
&.  ses  heirs  a touz  jours,  suunz  countredit  del  dit  Johan  ou  de 
ses  heirs  a touz  jours.  En  tesmoignaunce  de  quele  chose,  les 
avaunditz  Thomas  Ä Johan  entrechanngeablement  a ceste  en- 
denture  ount  mys  lur  seals;  Per  iceaux  tesmoignes,  Waltier  de 
Norton«,  (tcüh  Seren  more)  & altres.  Done  a Neubnriz  le  Sa- 
medy  proscheyn  apres  la  feste  des  Apostles  seyut  Phelipp  & Jacob, 
Lan  du  regne  le  Roi  Edicard  tierce  apres  la  Conqueste  quatorzisme. 


[Madox,  Formulare  Anglicanum,  No.  DLXJ 
Die  Mercurii  proxiraä  post  festnm  Sancti  Mard  Evangelistae, 
Anno  regni  Begis  Edwardi  tercii  post  Conquestum  duodecimo, 
Convenit  iuter  Ricarduni  Ordicy  de  Furidiain  ex  parte  un:i  Di- 
miltentem,  ».t  Ricardum  Undern-ode  de  Uygelegh  ex  parte  altera 
Recipientem;  videlicet,  quöd  pricdiclus  Ricardns  Ordwy  impigno- 
ravit  dicto  Ricardo  Undencode  duas  acras  terra*  cum  Omnibus 
suis  pertinenciis,  jacentibus  in  Villis  de  Farnham  if-  Storte/ord  in 
campo  vocato  Wykamjeld , pro  ut  in  quä<lam  cartA  feoffa- 
inenli  eideni  Ricardo  Underwode  inde  confecta  pleniüs  continetur 
el  specificatur;  videlicet,  pro  triginta  & tribus  solidis  argenti 
bona-  i.'c  legalis  inoneta*;  quos  pra-dictus  Ricardas  Underwode  dicto 
Ricardo  Ordwy  iniituavit,  A die  supradicto  usqiie  diem  Purifica- 
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cionis  Beat:»*  Maritv  Virginis  proxime  sequentem  post  datatn  con- 
fectionis  pnosencium ; Solvendis  eidem  Ricardo  Undei'wode  vel  suo 
certo  Attornato  ad  domum  ejnsdem  Ricardi  Undertoode  in  die 
Purificationis  Beata*  Marär  supradicto  sine  ulteriori  dilatione; 
Et  si  contingat  pra-dictum  Ricardum  Ordwi/  vel  hseredes  suos  in 
solucione  pripdictorum  xxxiu.  solidornm  in  die  & in  loco  supra- 
dictis,  in  parte  vel  in  toto  qnovismodo  deücere  (quod  absit),  quöd 
extunc  pra‘dict:p  du:e  acra;  terra  cnm  omnibus  suis  pertinenciis, 
secundum  tenorem  dicta-  carl?e  prafdicto  Ricardo  & ha‘redibus 
suis  & assignatis  libere  ■.'i,  in  pace  remancant  imperpetuum ; Et 
si  contingat  pnedictum  Ricardum  Ordwi/  vel  lia^redes  suos  seu 
assignatos,  de  pr:edictä  solucione  XXXIII.  solidos  ad  diem 
locum  supradictos  persolvere,  quöd  extunc  pnedicta  Carta  feoffa- 
mcnti  pro  nullo  habeatur  nec  teneatur,  racione  alicu.jus  seisin:p 
pra'habita*;  Set  in  continenti  post  solucionem  factam,  pnedicta* 
dua-  acra*  terra*  cum  omnibus  suis  pertinenciis  pra*dicto  Ricardo 
Ordinj  vel  ha*redibus  suis  öL  assignatis,  sine  aliqua  contradictione 
pra-dicti  Ricardi  Uiiderwode  seu  lia*redum  suorum,  integre  & pa- 
cificii  revertantur  in  futuro.  In  cujus  rei  testimonium,  huic  pra*- 
senti  scripto  indentato  partes  alternatim  sigilla  sua  apposuorunt. 
Hiis  testibus,  (riz.  ßve  l'erso?w')  & aliis.  Datum  apud  Farnham 
pra*dictam,  die  A anno  supradictis. 


[Madox,  Formulare  anglicanum,  No.  DLXIL] 

Acorde  est  entrc  Johari  Balet  de  Encburn  dun  part,  et 
Richard  de  Siiffun  Clerk  de  Xeuhur;/  daltre  pari;  Ceo  est  a savoir, 
qc  le  dit  Johan  ad  engage  aut  dit  Richard  tieys  acros  de  terre 
arable,  des  queux  une  acre  gist  en  Medfurlaunyc  — et  la  demie 
acre  est  une  capitale  de  mesme  la  couture;  de  la  feste  Seint 
Michel  derrein  passe  lan  du  regne  le  Roy  Edward  dizseptizme, 
tauncque  a mesme  la  feste  de  treys  aunz  procheine  ensiwaunz 
et  accomplir;  sur  cest  forme  qe  ensiwist,  qe  si  le  dist  Johan  ses 
heirs  ou  executours,  ne  paient  au  dit  Richard  ses  heirs  ou  exe- 
cutors  quaraunte  souz  destcrlyngz  de  bone  monee,  les  (lueux  le 
dit  Johan  receust  de  dit  Richard  sur  les  dites  treys  acres,  en  la 
dite  feste  Seint  Michel  a treys  aunz;  adun<iiie  graiinte  le  dit 
Johan  pur  liiy  et  ses  lieirs,  que  les  dites  treis  acres  demurgent 
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a dit  Richard  et  ses  heirs  a touz  jours,  solounc  la  tennr  d’ane 
charte  que  le  dit  Johan  a Iny  ad  faite,  et  la  seysine  sur  les  con- 
dicioDS  liveree;  Et  a dunqes  paiera  le  dit  Richard  ses  heirs  ou 
ses  executours,  a dit  .Johan  ou  a ses  heirs  vynt  soulz  desterlyngz: 
Et  si  le  dit  .Johan  ou  ses  heirs,  paient  an  dist  Richard  ou  a ses  heirs 
ou  a ses  assignez,  les  avaunt  diz  quaranute  souz  en  la  feste  snsdite : a 
duuques  les  dites  treys  acres  de  terre  revertent  et  retument  a dit 
.Johan  ou  a ses  heirs,  sanz  nulle  reprise;  et  que  la  seysine  et  la 
chartre  soient  pur  nulles.  Et  a ceo  faire  oblige  le  dite  Richard 
luy  et  ses  heirs  et  ses  executours.  En  teimoignauncC  de  queux 
choses  — Ceaux  teigmoignes  — Done  a Neubury  le  I^undy  prochein 
apres  la  dite  feste  seynt  .Michel,  lan  du  regne  le  Roi  Edicard 
susdit. 


[Madox,  Formulare  Anglicanuin,  No.  DLXlX.j 

Geste  endenture  faite  perentre  Dame  Elene  que  fuist  la  femme 
Monsr.  .John  Erevill  Chivaler,  Jioyer  JlarleMnn,  William  Bafcman, 
.John  Wetliere-i/ell  & .John  Rannebury  Clerk,  dune  part;  William 
Ilonell,  .John  (’artcre  et  Thonian  J’rculecote  dautre  part;  tesmoigne, 
que  come  les  avantditz  William  II,  .John  C,  et  Thoma«  J\  ount 
enfeftez  les  avanditz  Roger  ll,  William  B,  .John  W,  et  .John  B 
Clerk,  del  Manoir  de  Petit  Monden  en  Counte  de  llert/ord  ove 
les  appurtonannces,  ensembleraent  ove  lavowson  del  Esglise  en  la 
ville  avantdit,  ove  touts  altres  terres  et  tenementz,  rentez  et 
servicez,  quex  les  avanditz  William  lloaell,  .John  (J,  et  Thomas  1‘ 
ount  en  mesme  la  ville,  ove  touz  les  aportenauncez,  come  pluis 
pleinement  appiert  per  une  chartre  de  felfement  a eux  ent  fait; 
Et  auxint  come  les  avantditz  William  ll,  .John  (',  et  Thomas  P, 
soient  obligez  per  lour  escript  obligatorie,  a dite  Dame  Elene 
et  a ces  executours  en  deux  Cente  marcz ; a paiers  a dite  Dame  Elene 
ou  a ses  executours  en  la  feste  de  Nativitie  nostre  Seignour 
.Jhesu  Criit  prochein  avener  apres  la  date  de  cestes;  come  plnis 
pleinement  appiert  par  la  dite  obligacion:  Nepurquaunt  les  avant^ 
ditz  Roger,  William  B,  .John  W,  et  .John  B Clerk  voilent  et 
grauntent  pur  eux  lour  heirs  et  assignez,  que  si  les  avantditz 
William  IJosell,  .John  et  Thomas  P,  lour  heirs  ou  Executours, 
ou  ascun  en  lour  nome,  paie  ou  face  paier  Cent  marcz  de  moneie 
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Dengletere,  a dite  Dame  Elene  que  fuist  la  ferame  Monsr.  John 
Frevyll  suis  escript,  devant  la  feste  Seint  Mathnu  Apostele  prochein 
avenir  apres  la  date  du  cestes;  et  de  ceo  . . . . Äcquitaunce  de 
dite  Dame  Kiene  portaunt  date  a Skel/ord  en  le  Counte  de  Cante- 
bi'igy,  lex  ditz  Dame  Kiene,  Roger,  Wdliam  li,  John  W,  et  John  B 
Clerk  Tolount  & grantount  pur  enx  lour  beirs,  executours,  et 
assignez  que  les  ditz  feffement  & Obligation  estoisent  pur  nulle 
a tous  jours;  Et  si  nemie,  si  bien  les  ditz  feffement  come  la  dit 
obligacion  remainent  en  lout  force;  Et  les  ditz  Roger,  William  D, 
John  W,  et  John  B Clerk  volont  et  grauntont,  que  eux  lour  beirs 
ne  null  en  lour  nome  prendra  nul  probt  de  ditz  Manoir  Avowsouu, 
terres  et  tenementz,  rentez  et  servicez  avauntditz,  avant  le  dit 
jour  de  Seint  Mathew.  En  tesmoinance  de  qnel  cbose,  a cestes 
endentures  les  parties  avauntditz  entercbaungeablement  onnt  mis 
lour  seals;  Per  cestes  tesmoinez  Roger  Scalea,  Baldewine  Sent 
George,  John  Colvyll,  Kdmond  Bardolf,  Cbivalers;  Edward  Ben- 
nested, & autres,  Done  a pe/it  Shelford  le  Samadi  procbein  avant 
la  feste  Seint  Michel  larcbaungel,  Lan  du  regne  le  Roi  Richard 
secunde  apres  la  conqueste  primer. 


[Madox,  Formulare  Anglicanum,  No.  DLXXJX.] 

Sciant  pra-sentes  et  futuri,  quöd  ego  Johannes  Wygger  dedi 
concessi  et  bäc  prsesenti  cartä  meä  confirmavi  Davidi  ap  Jevan 
Vicario  Ecclesiw^Je  Valewe,  unam  parcellam  ter»  continentem 
septem  dietas  ar.rae,  jacentes  inter  terram  prsedicti  Johannis  ex 
und  parte,  et  communam  viam  ducentem  de  Cruce  vocabi  Blontes- 
croys  versus  Kyngesberrwa  ex  altera  parte:  Uabendam  et  tenen- 
dam  praedictam  parcellam  terra;  cum  omnibus  suis  pertinentiis, 
pnefato  Daridi  et  b%redibus  suis  vel  suis  assignatis,  de  capitali- 
bus  Dominis  feodi  illias  per  servicia  inde  debita  et  de  jure  con- 
sueta.  Et  ego  vero  prxdictus  Johannes  et  bairedes  mei,  totam  pra;- 
dictam  parcellam  terra*  cum  omnibus  suis  pertinentiis,  praefato 
Daridi  et  b:eredibus  suis  vel  suis  assignatis,  contra  omncs  gentes 
warantizabimus  et  imperpetuum  defendemus  . In  cujus  rei  testimo- 
nium,  buic  pra*senti  cart:e  mea*  Sigillum  menm  apposui.  Hiis 
testibus  Rogero  Fox,  Johanne  Tayllor,  Thomd  Robart,  Johanne 
Pennok,  et  ütephano  Latymer,  el  multis  aliis.  Datum  apud  le 

Hazeltiue,  KuglUche:!  Pfuudrecbt  22 
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Calewe  die  Mercurti  proximo  ante  festnm  Sancti  Hillarü,  Anno 
regni  Regie  Hewrici  qnarti  post  Conqnestum  secundo. 

[Madox,  Formulare  Anglicanum,  No.  DLXXXIX.] 
Omnibus  Christi  fidelibus  ad  quos  praesens  scriptum  inden- 
tatum  pervenerit,  Rogerus  Froste  Margareta  uxor  ejus  de 
Slratjord  super  Avene,  salutem  in  Domino  sempitemam.  Cum 
Ricardas  Harryes  Vicarius  Ecclesiae  parochialis  de  Suyter/eld, 
confeofTatus  Agnetis  Fretter  nuper  de  Stratfwd  vidua^^  & Willelmus 
Fretter,  filius  & liaires  Thomae  Fi  etter,  per  quandam  indenturam 
cujus  data  est  apud  Strat/ord  pra^dictam,  in  festo  Annunciaconis 
Beatae  Marüe  Virginia,  anno  regni  Begis  Hemnci  sexti  post  Con- 
questum  vicesimo  qnarto,  tradiderint,  concesserint,  &.  ad  firmam 
dimiserint  nobis  prxfatis  Rogero  ^ Margaretas  & assignatis  nostris, 
unum  tenementum  cum  suis  pertinenciis  in  eädem  Villä  de 
Stratford,  scituatum  in  quodam  vico  vocato  Bi'uggestrete  ibidem, 
inter  tenementum  tune  Wiüelmi  Staffordshire  — ; Habendum  & 
tenendnm  praedietnm  tenementum  cum  suis  pertinenciis,  nobis 
praefatis  Rogero  4"  Margaretas  & assignatis  nostris,  a die  confec- 
cionis  dictae  indenturae,  usque  ad  finem  termini  triginta  annorum 
extuucproximäsequentiumetplenariäcomplendorum;  Beddendo  inde 
annuatim  praedictis  Ricardo  Sf  Wiüelmo  Fretter  haeredibus  & 
assignatis  suis,  decem  solidos  sterlingorum  ad  quatuor  anni  ter- 
minos  per  »quales  porciones,  videlibet  ad  festum  — ; Neenon 
reddendo  inde  Capitali  Domino  feodi  illius  pro  Capitali  redditu 
annuatim  sex  denarios  sterlingorum ; cum  aliis  diversis  clausulis  in 
dictä  indentnrä  contentis  & specificatis,  pront  per  eandem  inden- 
turam in  de  confectam  pleniüs  apparet:  Noreritis  nos  prasfatos 
Rogerum  4"  Margaretam  dedisse,  concessisse,  & hoc  praesenti 
scripto  nostro  indentato  confirraasse,  Ricardo  Wyldebore  & Jo- 
hanni Gairstange  Civibus  & Groceris  Londonüe,  totum  statum 
nostrum  & terminum  quos  habemus  ventumm  de  & in  tene- 
mento  pr%dicto  cum  suis  pertinenciis:  Habendum  <&  tenendum 
eisdem  Ricardo  Wyldebore  4"  Johanni  Gairstange,  Executori- 
bus  & assignatis  suis  a die  Confectionis  pnesencium  usque  ad 
finem  & complementum  dictorum  triginta  annorum  nondum 
completorum : sub  forma  & Condicione  subsequente ; videlicet  quöd 
si  nos  pra;dicti  Rogerus  4"  Margareta  solvamus  aut  solvi  faciamus, 
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seu  alter  Dostmm  solvat  seu  solvi  faciat,  prxfatis  Ricardo  Wyldebore 
^ Johanni  Gairstange  aut  eorum  alteri,  vel  eomm  certo  Attomato, 
hxredibus,  vel  executoribussuis,  in  feste  AiKa/ü  Domini  proiimo  fnturo 
post  datam  priesencium  in  Ecclesia  Sancti  Thomu'  de  Acon  Lon- 
doniae  novem  libras  sterlingforum;  Ac  nnllam  acquietanciam,  solu- 
cionem,  perdonacionem,  relaxacionem,  nec  aliquod  aliud  quodcumque 
in  exoneracionem  dictarum  novem  librarum  seu  alicujus  inde 
parcellse  alibi  fore  factum  seu  triabile,  quam  solomodo  in  Ecclesid 
antedictä  allegemus  seu  allegari  faciamus,  aut  alter  nostrum  aut 
aliquis  alias  loco  seu  nomine  nostro  seu  alterius  nostrüm  alleget, 
seu  allegari  faciat  quoquomodo;  quöd  extunc  prxsens  scriptum 
indentatum,  donacioque,  concessio,  & confirmacio  supradictx  nullius 
sint  rigoris  nec  effectus;  Sed  omni  jnris  robore  tune  careant  & 
virtnte.  In  cujus  rei  testimonium,  uni  parti  bujus  scripti  inden- 
tati  penes  dictos  Ricardum  Wyldebore  & Johannem  Gairstange 
remanenti,  nos  prsedicti  Rogerut  & Margareta  Sigilla  nostra 
apposuimus;  Alteri  rero  parti  ejusdem  scripti  indentati  penes  nos 
residenti,  prsedicti  Ricardus  Wyldebore  &,  Johanne»  Gairstange 
sigilla  sua  apposuemnt.  Datum  sextodecimo  die  Januarü,  Anno 
regni  Regis  Henrici  sexti  post  conquestum  vicesimo  nono. 


II. 

Pfand  mit  Besitz  des  Schuldners. 

(a)  Belastungen. 

[The  Statutes  of  the  Realm.  Vol.  I.  p.  223.J 
Consuetudines  Cantiae. 

{Temp.Incert.')  Ex.  MS.  Harl.  667,  p.  83b. 

Ces  sunt  les  Usages  [e  le  Custumes]  les  quels  la  communealte 
de  Kent  clejrment  aver  en  tenemenz  de  Gavelkynde  e en  gen<z 
Oavelikendeifz ; Ceo  fet  asaver,  kc  ton^z  les  [cors  de  Kenteys]  seyent 
francs  ausi  cum  les  autres  irancs  [cors]  de  Engletcrre. 

E cleyment  ausi  kc  si  nul  tenant  en  Gavelikende  [retyene] 
sa  rente  [e]  aun  Service  del  tenement  kc  il  tient  de  sun  seygnur, 
querge  le  Seignur  par  agard  de  sa  court  de  treis  simeynes  en 
treys  simeynes  [tenue , destressej  sur  [cel  tenement]  taut  kc 
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a la  quart«  court  a tote  fetli  tesmoynage.  E si  dedentz  cel 
tens  De  trusse  destresse  en  cel  tenement  par  quey  il  pnsse  sun 
tenant  Justiser,  dank«  a la  quarte  court  seit  agarde  ke  il  prenge 
cel  tenement  en  sa  mayn,  en  noun  de  destresse  ausi  cum  boef 
ou  vacbe,  e le  tyene  un  an  et  un  jour  en  sa  meyn  sa^tz  meyn- 
oTerir,'deden<z  quel  terme  si  le  tenant  vient  e rent  ses  arerages, 
e fet  renables  amendes  de  la  [detenue],  adunk«  eyt  e joysse  sun 
tenement  si  cum  ses  auncestres  [e  li  avant  le]  tindrent  E si 
il  ne  vient  mie  [devant]  le  an  e le  jour  passe,  dunk  [äuge]  le 
seygnur  al  procheyn  Counte  suant,  ove  tesmoynage  de  sa  court, 

0 face  la  pronuntier  cel  proces  pur  tesmoynage  aver.  E par 
agard  de  sa  Court  apres  cel  [counte]  tenue,  entra  e meynovera 
en  celes  teres  e tenemen^z  si  cum  en  sun  demeyne.  E si  le 
tenant  vient  apres  e voile  eens  tenemeniiz  reaver  e tenir  sicum 

1 list  avant,  face  gre  al  seignur  sicum  il  est  auntienement  dist 
[en  kenteys]  [Neghesipe  yelde,  and  Neghesipe  gelde,  and  vif  pund 
for  pe  Were,  her  he  bicome  healdere:] 

[The  Statutes  of  the  Eealm.  Vol.  I.  p.  222.] 

SMutum  de  Gaveleto  in  London.  *[Teinp.  incert] 

Kr.  Ijib.  Hom.  in  London,  p.  91  h. 

Provisum  est  pe/-  do7niiium  Regem  et  Justiciar/'/w  suos, 
et  [a]  Civibus  London/>  concessum  q//od  [si]  ArchiepMco;»i 
Ep/*/-oy/i  Abbates  Priores  Coraites  Barones  et  alii  qui  haient  Red- 
ditus  in  Civitate  London/'«;  et  in  aliquibus  [redditibus  illis]  eis 
aretro  sunt  redditus  illos  possunt  recupe/are,  q«od  bene  liceat 
eis  distr/ngere  tenentes  suos  pro  arreragiis  suis  q?/amdiu  aliquid 
inveniatnr  in  feodo  per  quod  distr/hgi  possint,  et  tune  ipei 
tenentes  inplacitenti/r  de  Gaveleto,  per  quoddam  breve  de  con- 
suetudinibn«  et  serviciis,  quod  bene  fieri  potest  per  Sokerennos 
eornm  in  hustengo  presentatos,  ad  custodiam  soke  sue  ad  Reddi- 
tus suos  colligendos.  Ita  q//od  si  tenentes  cognoverint  serviciuw 
sunm,  statim  et  sine  difticultate  satisfaciant  Dominis  suis  de  arre- 
ragiis suis.  Si  autem  servicia  sua  eis  denegaverint  petentes  stv 
tim  nominabunt  sectam  suam  scilice<  duos  testes,  et  abreviabuntnr, 
et  habebunt  diem  [procedendi]  eos  ad  p/-oxiimim  Hustengum;  ad 
quem  diem  si  ipeos  produxerint  et  per  eos  [in  Cnrt«  sua] 
ostendatur,  de  visu  suo  et  auditu  q/iod  ip.vi  conquerentes  aliquant/^ 
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p^rcepenint  Redditus,  quos  petunt  de  tenementis,  tune  ipsi  tenente$ 
amittant  feoda  sua  per  judiciuw  Curi«,  et  conquerentes  recupw^a- 
bunt  teoementa  sua  in  da/ninico.  Si  auten«  ut  predteium  est  [co- 
gnoverint]  ^deminis  suis  servicia,  et  similiter  arreragia,  tune  per 
judieium  dic^e  Cur/e  duplicabuntur  arreragia,  £t  [debent] 
Wcecomiü  pro  injusta  detentione,  si  ad  hoe  sufficiant  sine  grava- 
mine,  [habere  Centum  soludos]  Si  antem  post  debitam  summoni- 
cionem  ad  Hustengum  non  venerint,  tune  feoda  illa  in  pleno  Hus- 
tengo  conquerentibus  [haiebuntur]  tenenda  in  manibus  suis  per 
unum  annum  et  unum  diem;  [Et]  si  Tenentes  venerint  ad  eos 
et  optulerint  eis,'  satisfaeere  de  arreragiis  suis  duplieandis,  et  Viee- 
comes  de  misernwdta  sua  ut  predfetum  est,  tune  rehabebnnt  tene- 
menta  sua.  Sin  autem  post  annum  completum  remanebunt  tenemento 
illa  Donw'nis  feodoram  eorum  per  iudieinm  Gurte,  in  domtnieo  suo 
impej'petuuwt;  et  tune  voeantur  tenemenra  illa  [forthot],  eo  qttod 
[in  perpetunm  remanebit]  in  domtnieo  domtnis  feodomm,  pro 
defeetu  servieii.  Idem  autem  tenendum  est  et  observandum,  si 
tenentes  eognoseant  arreragia  sua,  et  non  possunt  inde  satisfaeere 
seeundum  quod  predietum  est. 

(b)  Die  Hypothek. 

[The  Statutes  of  the  Bealm.  Vol.  I.  p.  63] 
llo-  Edw.  1.  1283  Stat.  de  Merc. 

E.e  magno  Rot.  Stat.  in  Turr.  Land.  m.  46. 

Pur  eeo  qe  Marchauntz,  qi  avaunt  ees  houres  unt  preste 
lur  aver  a diverse  genz,  sunt  eheuz  en  poverte,  pur  eeo  qe  il  ni 
aveit  pas  si  redde  ley  purvewe,  par  la  quele  il  poeient  lur  dettes 
hastivement  recoverir  al  jor  asis  de  paye  e par  eele  aehesun 
sunt  mult  de  Marchaunz  sustretz  de  venir  en  eeste  terre  od  lur 
Marehaundises,  a damage  des  Marehaunz,  e de  tnt  le  reaumo: 
Le  Rei  par  luy  e par  sun  conseil  ad  ordine,  e establi,  qe  Marchaunt 
qi  veut  estre  seur  de  sa  dette,  faee  venir  sun  dettur  devaunt 
le  Meire  de  Lundres,  ou  de  Everwyk,  ou  de  Bristowe,  e devaunt 
le  Meire,  e devaunt  un  Clerk,  qi  le  Rey  a eeo  atomera,  eo- 
noise  la  dette,  e le  jor  de  la  pae;  e seit  la  reconisaunce  enroulee 
de  la  main  le  avauntdit  Clerk  qe  serra  conue.  E estre  ceo  la- 
vauntdit  Clerk  face  de  sa  main  le  escrit  de  obligacion,  al  quel 
escrit  seit  mis  le  seal  del  dettur,  od  le  seal  le  Rei,  qe  a ceo  est 
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pnrven,  le  quel  seal  demorra  en  saave  garde  le  Meire,  e del 
Clerk  avauntdit;  E si  le  dettur  [ne-e]  rende  al  jor  qe  lui  est 
asis,  si  veigne  le  Creannzur  al  Meire,  e al  Clerk,  od  sa  lettre 
de  obligacinn;  E si  trove  seit  par  roule,  e par  lettre,  qe  la  dette 
fa  conue,  e qe  le  jor  asis  seit  passe,  Le  Meire  par  rewe  de  pro- 
deshomes,  meintenannt  face  vendre  les  moebles  al  dettor  cum 
taeint  de  la  dette,  si  com  chateis  e burgages  devisables,  desqes 
a la  summe  de  la  dette,  e les  deniers  saunz  delai  paez  as  Creann- 
zurs.  £ si  le  Meire  ne  troesse  achatur  face  par  renable  pris 
liverer  les  moebles  al  Creaunzur,  desqe  a la  summe  de  la  dette 
en  allowaunce  de  sa  dette:  E a la  vente,  e a la  liveree  des  bnr- 
gages  devisables , serra  mis  le  seal  le  Bei  avauntdit,  en  pardurablo 
tesmoinaunce.  E si  le  dettur  ne  eit  moeble  en  le  poer  le  Meire, 
dnnt  la  dette  poet  estre  levee,  einz  eit  aillonrs  en  le  reaume, 
dunqe  maunde  le  Meire,  desuz  le  seal  avauntdit,  a Chauncelier 
la  conoissannce  fete  devaunt  lui,  e le  avauntdit  Clerk,  e le 
Chauncelier  enveye  href  al  Yiscunte,  en  qi  baillie  le  dettur  avera 
moebles,  e le  Viscunte  face  fere  gre  al  Creaunzur,  par  mesme  la 
forme  qe  est  devisee,  qe  le  Meire  le  fereit,  si  les  biens  moebles 
al  dettur  fussent  en  sun  poer;  mes  bien  se  gardent  ceuls,  qi 
priserunt  les  moebles  pur  liverer  al  Creaunzur,  qe  il  mettent 
resnable  pris  e owel,  qe  si  il  les  prisent  trop  haut  en  favour  del 
dettour,  e en  damage  del  Creannzur,  la  chose  prisec  seit  liveree 
a cels  qi  la  averunt  prise  par  le  pris  qe  mis  i unt,  e meinte- 
naunt  respoignent  al  Creaunzur  de  sa  dette.  E si  le  dettur  voille 
dire  qe  ses  biens  moebles  furent  vendnz,  ou  liverez,  pur  meinz 
qe  il  ne  valent  de  ceo  ne  purra  il  remedie  aver,  par  qnei  qe  le 
Meire  ou  le  Viscunte  eyent  leanment  les  biens  moebles  a celui 
qi  plus  offri,  vendu,  car  il  purra  retter  a lui  mesmes  qe  avaunt  le 
jor  de  la  sente,  poeit  ses  biens  moebles  aver  vendu,  e par  sa 
main  les  deniers  leve,  e ne  voleit  E si  le  dettur  ne  ad  moebles, 
dunt  tute  la  dette  pusse  estre  levee  dunqe  seit  sun  cors  pris,  ou 
qe  il  seit  trove,  e en  prisun  tenu  desqe  taunt  qe  il  eit  fet  gre, 
ou  ses  amis  pur  lui.  E si  il  nad  del  soen  dunt  estre  sustenn  en 
prisun,  le  Creaun  zur  lui  trusse  pain  e ewe,  issi  qe  il  ne  moerge 
pur  defaute;  les  quels  custages  le  dettur  lui  rende,  od  la  dette, 
avaunt  ceo  qe  il  isse  de  prisun.  £ si  le  Creaunzur  seit  Marchaunt 
estrauuge,  il  demorra  as  custages  del  dettur  tut  le  tens  qe  il 
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siwera  pur  sa  dette  lerer,  desqe  al  jor  qe  les  biens  moebles  al 
dettur  seient  vendnz,  ou  a lui  lirerez.  £ si  le  Creauntur  ne  Be 
pae  pas  de  la  suerte  soulement  le  dettur,  par  quei  plegges  lui 
soient  trovez,  ou  mainp^rnourB,  les  mainpemourB  ou  leB  pleggeB 
veignient  devaunt  le  Meire  e le  arauntdit  Clerk,  e Be  obligent 
par  escrit  e par  reconoisaauDce  si  com  avaunt  eat  dit  del  dettur. 
£d  mesme  la  manere,  ai  la  dette  ne  aeit  paee  al  jor  asia,  aeit 
fete  la  execution,  sur  lea  pleggea  ou  mainpernoura  cum  avaunt 
eat  dit  del  dettur;  iasi  nepurquaunt,  qe  taunt  come  la  dette 
puaae  pleinement  eatre  levee  dea  biena  moeblea  al  dettur,  lea 
mainpffmoura  ou  lea  pleggea  ne  eyent  damage;  Mea  en  defaute 
des  biens  moeblea  al  dettur,  eit  le  Creaunzur  recorerir  sur  lea 
mainpcrnours,  ou  sur  lea  plegges,  en  la  forme  qe  avaunt  est  dite 
del  dettur.  E a austenir  les  Custages  lavauutdit  clerk,  si  prendra 
le  Rei  de  cheacune  livre  un  denier.  Cest  ordeinement  e esta* 
blisement  veut  le  Rei  qe  desoremes  seit  tenu,  par  tut  aun  reaume 
de  Engleterre,  entre  quel  gent,  qe  ceus  seient,  qe  de  lur  ein 
degre  voderunt  tele  reconisannce  fere,  forpris  Teus,  as  quels  cest 
ostablisement  ne  ae  estent  pas. 


[The  Statutes  of  the  Realm.  Vol.  1.  p.  98.] 

13®  Edw.  1.  1285.  Stat.  Merc. 

Ex  Magtw  Rot.  Stat.  in  Turr.  Land.  M.  46  d. 

Pur  ceo  qe  Marchaunz  qi  avaunt  ces  hures  unt  preste  lur 
aver  a divws  genz,  sunt  cheuz  en  pov^rte  pur  ces  qe  il  ni  avoit 
pas  si  redde  ley  pur  ewe  par  la  quele  il  poeient  lur  dettes  hasti- 
vement  recoverir  an  Jour  assis  de  paye;  E par  cele  encheson  sunt 
mulz  des  marchaunz  sustrez  de  venir  en  ceste  terre  ove  lur  mar- 
chaundises,  a damage  des  marchaunz  e de  tut  le  reaume;  Le  Rey 
par  luy  e par  sun  counseil  a sun  parlement,  qe  il  tint  a Actone 
Burnell  apr«s  la  Seint  Micher  le  an  de  sun  regne  unzime,  fist  e 
ordina  etablissement  sur  ceo  a remedie  des  marchaunz,  le  quel 
ordeinement  e establisement  le  Rey  comaunda  qe  tenuz  fuissent 
e fermement  gardez  en  tut  suu  Reaume,  dunt  marchaunz  unt  eu 
remedie,  e a mains  meschief  e travail  unt  recovre  lur  dettes,  qe 
avaunt  ne  soleint:  Mes  pur  ceo  qe  marchaunz  puys  se  plcindrent 
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al  Rey  qe  Viscuntes  [qi]  malement  ent«-pr/4erent  sun  Statut,  e 
aconefei  par  malice  e par  mal  enterpreteison  delaerent  lexecuciou 
del  Statut  a g/ant  damage  des  marchaunz,  le  Rey  a sun  Parle- 
ment  a Westm  apres  Pask,  lan  de  sun  regne  troizime,  fist 
reciter  lavanntdit  Statut  fet  a Acton«  Burneil;  E pur  declarerer 
aquns  articles  de  sun  Statut  avauntdit  ad  ordine  e establi,  qe 
marchaunt  qi  veut  estre  seur  de  sa  dette  face  venir  sun  dettur 
devaunt  le  meyre  de  [Appelby,]  ou  devaunt  autre  chief  gardeyn 
de  vile  ou  de  autre  bone  vile  ou  le  Rey  ordinera;  E devaunt 
le  meire  ou  cbief  gardein,  on  autre  prodhome  a ceo  esleu  e jure, 
quaunt  meire  ou  chief  gardeyn  ne  poet  entendre,  e devaunt  un 
des  clers,  qi  le  Rey  a ceo  atornera  qaunt  ambedeus  ne  poent 
entendre,  conusse  la  dette,  e jour  de  la  paie,  e seit  la  conoissaunce 
enroullee  de  la  main  del  un  des  clers  avauntdiz  qi  serra  conue, 
e le  Roule  düble,  dunt  le  un  demorge  vers  le  meire  ou  chief 
gardein,  e lautre  v«-s  le  Clerk  qi  a ceo  pnmes  serra  nome;  E 
estre  ceo  un  des  avauntdiz  clers  de  sa  main  face  le  escrit  de 
obligacion  a quel  escrit  seit  mis  le  seel  del  Dettur  ove  le  scel 
le  Rey,  qe  a ceo  est  purveu,  le  quel  seel  sei-ra  de  deus  pieces, 
dunt  la  greignour  piece  demorra  en  la  garde  le  meire  ou  chief 
gardein,  E lautre  piece  en  la  main  le  Clerk  avauntdit.  E si  le 
dettur  ne  rendo  al  jour  qe  lui  est  assis,  si  veigne  le  marchaunt 
al  Meyre  e al  Clerk,  ove  sa  lettre  de  obligacion;  E si  trove  seit 
p«r  roule  ou  par  lettre  qe  la  dette  fust  conue,  e le  jour  assis 
seit  passe,  si  face  le  Meyre  ou  chiet  gardeyn  prendre  le  cors  al 
dettur  sil  est  lay,  quel  houre  qe  il  seit  trove  en  sun  poer,  e live- 
rer  a la  prtson  de  la  vile,  si  prison  iseit,  e la  demoerge  a ses 
custages  propres  desqe  ataunt  qil  eit  fet  gre  de  la  dette.  E 
comaunde  est  qe  le  gardein  de  la  pn’son  de  la  vile  le  reteigne 
par  la  livere  del  meyre  ou  le  gardeyn;  E sil  nele  voille  receivre, 
si  respoigne  meintenant  le  gardein  de  la  pr/son  de  la  dette,  sil 
eit  de  qei:  E sil  nad  de  qei,  si  respoigne  celui  qi  la  pmon  luy 
bailla  [a  garder];  E si  le  dettur  ne  poet  estre  trove  en  le  poer 
del  meyre  ou  chiet  gardein,  dunqe  maund  le  meyre  ou  chief  gar- 
dein, desuz  le  seel  le  Rey  avauntdit  al  Chaunceler,  la  conoissaunce 
fete  de  la  dette;  E le  Chaunceler  envoie  bref  al  Viscunte,  en  qi 
baillie  le  dettur  sccra  trove,  qil  preigne  son  cors,  sil  est  lay,  e 
en  sauve  pr/son  le  garde  de.sqe  ataunt  qil  eit  fet  gre  de  la  dette; 
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E dedenz  un  quarter  del  an,  apres  ceo  qe  il  serra  pris,  eit 
ses  chateus  e ses  terres  delirres,  issint  qe  par  les  soens  puisse 
lever  e paier  la  dette;  E bien  luy  list,  dedenz  le  qnart«r,  terre 
et  tenement  vender  pttr  ses  dettes  aqniter,  E sa  vente  serra  ferme 
et  estable.  E sil  ne  face  gre  dedenz  le  quart»-  passe,  scient 
livcrez  au  marchaunt  touz  les  biens  del  dettur,  e totes  ses  terres 
par  resnable  estent,  a tenir  desqe  ataunt  qe  la  dette  pleinement 
serra  levee,  E ja  le  plus  tart  le  cors  demoerge  en  prüon  cum 
avaunt  est  dit;  E le  marchaunt  luy  tmisse  pain  e ewe;  E eit  le 
marchaunt  en  ceuls  teuemenz  a luy  live/'ez,  ou  son  assigne  tele 
seisine  qil  puisse  porter  bref  de  novele  disseisine  sil  seit  engete, 
e redeseisine  autresi  cum  de  frank  tenement,  a tenir  a lui  e a 
ses  assignez,  taunt  qe  la  dette  sait  paiee;  Apres  la  dette  levee  e 
paee  seit  le  cors  al  dettur  delivere  ove  sa  terre.  E en  le  bref, 
qe  le  Chaunceler  enverra,  seit  mencion  fet  qe  le  Viscunte  certelie 
les  Justices  del  un  baunc  ou  del  autre,  coment  il  aorra  furni  le 
conmundement  le  Bey  a un  c^rtein  jour.  A quel  Jour  le  mar- 

chaunt,  si  sun  gre  ne  soit  fet,  sue  devaunt  les  Justices;  E si  le 

Viscunte  ne  returne  nul  bref,  ou  returne  qe  le  bref  vint  trotart, 
ou  qil  ad  maunde  al  baillifs  de  la  frauuchise,  si  facent  les 
Justices  solom  ceo  qil  est  contenu  en  le  drein  Statut  de  West- 

must^.  E si  par  cas  le  Viscunte  maunde  qe  le  dettur  nest  pas 

trove,  ou  seit  clerk,  si  eit  le  marchaunt  bref  a tuz  les  Viscuntes 
ou  il  av«ra  terre,  qil  lui  livrrent  tuz  les  chateus  e les  tenemenz 
al  dettur  par  resnable  estent  a tenir  a luy  e a ses  assignez  en 
la  furme' qe  est  avauntdite;  E ja  le  plus  tart,  eit  bref  a qel 
Viscunte  qil  vodra  de  prendre  son  cors,  sil  est  Lay,  e tenir  en 
la  furme  avauntdite.  E bien  se  garde  le  gardein  de  la  prisun 
qil  luy  covendra  respundre  del  cors,  ou  de  la  dette.  E apres 
ceo  qe  les  terres  al  dettur  serruot  liv<^>'eez  al  marchaunt  bien 
lirra  au  dettur  sa  t»'re  vendre  issent  que  le  marchaunt  neit  da- 
mage de  ses  approumenz.  E sauvez  seient  touz  jours  al  marchaunt 
damages,  e chescunz  custagez  necessaires  e resunnables  en  b-avails, 
sutes,  delaies  e en  despeuses.  E si  le  dettur  truisse  plegges,  qi 
se  couoissent  estre  prtncipals  detturs,  apres  le  jour  passe  seit  fet 
des  plegges  en  totes  choses  cum  est  dit  del  principal  dettur, 
quant  a cors  prendre  e to-res  liv»er,  e autres  choses.  E qwant 
les  terres  al  detturs  serrunt  liv^rez  as  marchaunz,  si  eit  seisine 
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de  totes  les  t«rres,  qe  furent  en  la  main  le  dettur,  le  jour  qe 
la  coDoissauDce  fii  fete,  en  qi  mein  qe  eles  s^rrunt  apres  derenuz, 
ou  par  feffement,  ou  par  autre  man^re.  E apres  la  dette  paie, 
les  brres  [issuez  del  dettnr]  par  feffement,  retument  autresi  bien 
arere  al  feffe  cum  les  autres  teures  as  detturs.  E si  le  dettnr 
on  plegge  moerge,  point  neit  le  marchaunt  [recoverir]  a prendre 
le  cors  le  Eir,  mes  a ses  t«rres  cum  avaunt  est  dit,  sil  est  de 
age,  ou  quant  il  serra  de  age . E seit  pnrveu  un  seel  qi  serve 
as  feires;  E i ceo  seel  serra  envoie  a chescune  feire  desoz  le 
seel  le  Bey  par  an  clerk  [Jure.  E par  le  Qardein]  de  la  feire  e 
la  communaute  des  marchaunz  seient  elluz  deus  leus  marchaunz 
de  la  eite  de  Lundres  qil  facent  le  serment;  e devaunt  eus  seit 
le  seel  over-t;  E la  une  peece  seit  baille  as  avauntdiz  marchaunz, 
e l'autre  demoerge  vers  le  clerk;  E devaunt  eux  ou  le  un  des 
marchaunz,  si  amdeus  ni  poent  estre,  seient  les  copnoissaunces 
fetes  cum  devaunt  est  dit.  E avaunt  ceo  qe  nule  reconoissaunce 
seit  enroullee  seit  la  peine  del  Statut  apaftement  leu  devannt  le 
dettur,  issint  qil  ne  puisse  autrefoiz  dire  qe  lom  li  met  autre 
peine,  qe  icele  au  quele  il  se  obliga.  E a sustenir  les  custages 
del  avauntdit  clerk,  si  prendra  le  Rey  de  chescune  livre  un  dener 
en  chescune  vile  on  le  seel  serra,  horepris  Faire  ou  il  prendra 
treis  mailles  de  la  livre.  Cest  ordeinement  e establisement  veut 
le  Bei  qe  desoremes  seit  tenu  par  tut  sun  reaume  de  Engletere 
e de  Irlaunde,  entre  quelsz  genz,  qi  ceo  soient,  qi  de  lour  einpegre 
vodrunt  tele  reconoisaunce  fere,  forspm's  Jeus,  as  queus  cest 
establisement  ne  sestent  pas.  E par  cest  establisement  ne  seit 
pas  bref  de  dette  abatu:  E ne  seient  pas  le  Chaunceler,  Baruns 
del  Esebeker,  Justlces  del  un  baunc  e del  autre  e Justices  erraunz 
[forclos]  de  prendre  reconoissaunces  de  dettes  de  eus  qi  devannt 
eux  les  vodrunt  fere;  mes  les  execucions  des  conoissaunces  devaunt 
eüs  festes  nen  seient  pas  fetes  par  la  furme  avanntdite,  mes  par 
la  ley,  e le  usage,  e la  manere  purveue  aillors  en  autre  estatut.  (a). 

[The  Statutes  of  the  Rcalm.  Vol.  1.  p.  165.] 

5®  Edw.  II.  1311.  Ordinances,  c.  33. 

Pur  ceo  qe  multz  des  gentz  de  poeple  autres  qe  marchantz 
conuz  se  sentent  mult  grevez  e reintez  por  lestatut  des  Marchanz 
fait  a Acton  Buruel,  Nous  ordenoras  qe  cel  estatut  ne  se  teigne 
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mes  fors  qe  entre  [Marchaux  et  Marchaux]  et  des  marchandises 
eox  faites,  et  qe  la  reconisance  se  face  si  come  est  contenuz  en 
le  'dit  estatut,  et  par  tennoignanz  des  quatres  prodeshomes  et 
leaux  conuz  et  qe  lour  nons  soient  entrez  en  la  reconisanz  pur  tes- 
moigner  le  fait;  Et  qe  a null  soient  autres  te/Tes  liverez  a tenir 
en  noun  de  frank  tenement  par  la  vertu  del  dit  estatut,  forsprts 
Burgages  des  Marrhanz  e lour  chateux  moebles,  et  ceo  fait  a en- 
tendre  entre  marchanz  et  marchanz,  conuz  marchanz.  Estre  ceo 
Nous  ordenoms  qe  le  Seals  le  Boi  qe  sont  assignez  pur  tesmoigner 
les  dites  conisances  soient  baillees  a plus  riches  et  plus  sages  des 
villes  souzdites  a cele  garde  esleuz  par  les  comunaltez  de  mesmes 
les  viles,  cest  asavoir,  a Noef  chastel  sur  Tyne,  a Everwik  et 
Notingham  pur  les  contiez  de  la  Trente,  et  les  Marchantz  ilokes 
venantz  et  denioerantz.  A Excester,  Bristeut,  et  Suthamptone  pur 
les  Marchantz  venantz  et  demorrantz  en  les  paties  del  Suth  et 
del  West;  a Nicholn«  et  Northamptone  pur  les  Marchantz  venantz 
et  demorrantz  ilokes;  a Loundres  et  a Canterbir«  pur  les  Mar- 
chantz, venantz  et  demorrantz  en  cels  parties;  a Salop«  sur  les 
Marchantz  venantz  et  demorrantz  en  cels  parties;  a Norwiz  pur 
les  Marchantz  venantz  et  demorrantz  en  cels  paz-ties.  Et  les  re- 
conisanc^s  par  aillours  faites  qe  en  les  ditz  villes  tiegnent  nul 
leu  desormes. 

[The  Statutes  of  the  Realm.  Vol.  1.  p.  336.] 

27«  Edw.  m.  1353.  SUU.  2.  c.  9. 

Item  au  fin  qe  les  contractz  faitz  deinz  lestaple  soient  le 
meultz  tenuz,  et  les  paiementz  prestement  faitz,  si  avons  ordene 
et  establi,  [qe  chescun  Meire  des  dites  Estaples  eit  poair  de 
prendre  reconissances  de  dettes,  qe  homme  vodra  faire  devant  lui, 
en  presence  des  Conestables  de  lestaple  ou  lun  de  eux,  et  qe  en 
chescune  des  dites  Estaples  soit  un  seal  ordene  demorant  en  la 
gard  du  dit  Meire  souz  les  Sealx  de  meismes  les  Conestables,  et 
qe  totes  obligacions  qe  yserront  faites  sur  tieles  reconissances  soient 
enselez  du  dit  Seal,  paiant  pur  chescune  Obligacion  de  C.  liwee 
et  dedenz,  de  chescune  livre  un  maille,  et  de  chescune  obligacion 
outre  C.  livre*  de  chescune  livre,  un  ferthing:  et  qe  le  Meire  de 
lestaple,  par  vertue  de  celles  lettres  ensi  ensealez,  pusse  prendre 
te  tenir  en  prisone  le  Corps  du  dettour  apres  le  terme  eucurru. 
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sil  soit  trove  dcinz  Icstaple,  tanqil  eit  fait  giT  au  Creditour  de 
la  dette  et  des  damages,  et  aussint  darester  les  biens  de  meisme 
le  dettour,  trovez  deinz  la  dite  Estaple,  et  deliverer  les  ditz  biens 
au  Creditour  par  verroie  estiraacion  ou  de  les  veijdre  a meultz  qe 
homme  purra,  et  de  liverer  les  deniers  au  dit  Creditour  tan- 
que  a la  Suin?;ie  due.  Et  en  cas  qe  le  dettour  ne  soit  trovez 
deinz  lestaple,  ne  ces  biens  a la  value  de  la  dette,  soit  se  ceHifie 
en  la  Chauncellerie  souz  le  dit  Seal,  sur  quele  ceetificacion  soit 
brief  mande  de  prendre  le  corps  du  dit  dettour,  saunz  le  mettre 
a meinprise,  et.  de  seisir  ses  terres  et  teneraentz,  biens  et  eliateux; 
et  soit  le  dit  brief  retournee  en  nostre  chauncellerie,  ove  la  certi- 
ticadon  de  la  value  des  ditz  terres  et  tenementz  biens  et  chateux; 
et  sur  ce  ysoit  due  execution  faite  de  jour  en  jour,  en  manere 
come  il  est  contenue  en  lestatut  Marcliant,  issint  q«  celui  a qi 
la  dette  est  due,  eit  estat  de  franktene/nezrf^  en  les  terres  et  tene- 
mentz  q«  lui  serront  liv«-ez,  par  vertue  de  cel  proces,  ei  recoverir 
par  brief  de  novel  disseümslet  en  cas  qil  soit  oste;  et  q«  le  dettour 
neit  mie  avauntage  de  quarter  dun  an,  qest  contenu  en  le  dit 
Estatut  Marchant.  Et  en  cas  qc  nul  Creditour  ne  voille  avoir 
Icöres  du  dit  Seal,  einz  voille  esteer  a la  foi  du  dettour,  si  apres 
le  terme  encurru  il  demand  la  dette,  soit  le  dettour  cru  sw  sa  foie. 


[Madox.  Formulare  Anglicanum  No.  DCLIII], 

Noverint  universi  me  Johunnem  Storw  de  London  Gentilman 
teneri  Roberto  Rede  uni  Justiciariorum  Domini  Eegis  de  Banco 
suo,  in  quadraginta  libris  sterlingorum,  pro  mercandisis  ab  eo  in 
Stapulä  WestmoTuteterü  emptis:  Solvendis  eidem  Rocerto  aut  suo 
certo  attomato  hoc  Scriptum  ostendiuiti,  ha*redibus  vel  executori- 
bus  suis,  in  festo  Pentecoetes  proximb  futuro  post  datum  pra*sen- 
cium:  Et  nisi  fecero,  concedo  quöd  currat  super  me  haeredes  & 
executores  meos  peena  in  Statute  Stapuhe  priedict*  pro  hujusmodi 
debitis  recuperandis  ordinata.  Datum  in  dictä  Stapulä  octavo  die 
Marcii,  Anno  ßegni  Regis  llenrici  septimi  sextodecimo.  Per  me 
Jokannem  Stone. 
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Acht  9G,  97.  I 

Ackerbau  4.  i 

Äetions  I 

Account  157— 1G4,  284.  j 

Action  for  tho  recovery  of  land  35.  '■ 

Ad  terminnm  qui  praeteriit  235 
(Anm.  1). 

Assumpsit  35,  157 — 1G4. 

Ccssavit  per  biennium  264  ff. 
Consuetudinibus  et  servitiis  267. 
Covenant  35,  1.57—164,  238,  270. 
Hebt  35,  157—164,  223,  224,  230,  , 
282,  284,  288,  294.  ; 

De  ciectione  firma  50.  i 

De  ingroBsu  50.  I 

De  parco  fracto  182.  , 

Detinue  35,  197  (Anm.  1). 

Dower  unde  nihil  habet,  Writ  of  34,  . 
50. 

— Writ  of  34.  ; 

— — — right  of  34,  49. 
Ejectment  35,  209,  267. 

Feodnm  vel  vadium  229. 

Furti,  Actio  271. 

Mordtancestcr  235  ff.  i 

Novel  Disseisin  22,  34,  175,  183 
(Anm.  2),  219  ff.,  222,  297. 
Quare  ciecet  iiifra  tenninum  46. 
Quare  impedit.  Actio  34.  j 

llcplevin  36,  179  ff.,  186  ff. 

Kcscous  184. 

Right,  Writ  of  34,  36. 

Spolii,  Actio  22. 

Trespaas  35. 

Trespaag  on  tho  caae  35.  | 

Trover  35.  | 

Warrantia  cartao  270  ff.  | 


Alfred  5. 

Allemannischcs  Rocht  116,  178 
(Anm.  3). 

Amerikanischeg  Recht  161  (Anm.  5) 
198  (Anm.  1),  201  (Anm.  1),’ 
305  (Anm.  1). 

Amtsrecht  31. 

.\nefang.  Siehe  Verfolgung  des 
Viehes. 

Angeln  nnd  Sachsen  16. 
Angelsächsische  Königreiche  4. 
Angelsächsischer  König  4,  6. 
Angelsächsisches  Recht  67  — 145, 
147  ff. 

Anglicns  Richardus  21. 

Annuity  169  (Anm.  1). 
Annullierungsklansci  241  ff. 
Antichrestf  141  (Anm.  4),  209. 
Auflassung  70,  Anm. 

Angustin  4,  19. 

Ausländer  in  England  9,  11,  14. 
Bailments  191  ff. 

Banken-  und  Versicherungswesen  12. 
Bannlegung  303. 

Bauern,  Aufstand  der  8. 

Bayerisches  Recht  116,  178  (Anm.  3). 
Bedingte  Übereignnng  zu  Pfand- 
zweckon  141  ff.,  305. 
Befriedigungsrecht  IX. 
Befriedigungsversprechen  74.  76  ff. 
Beistand,  Widerrechtlicher  96. 
Belastungen  (charges)  168,  210,  211 
262—276. 

— von  Land  durch  warranty 
268  ff. 

— Belastung  der  Pfandsache  247. 
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Belehnung  (feoffmcnt^  48,  162,  210, 
268  ff. 

— Bedingte,  lu  Pfandiwecken 
239  ff. 

— Belehnnngsurkiindc  239  ff. 

Belgisches  Recht  302. 

,BeneficiaI  Lease“  46,  202  ff.,  212 
(Anni.  2),  219  (Amn.  3),  237 
(Anm.  1). 

Besitz  39,  46,  162,  299. 

— Abgeleiteter  Besitz  des  Pfand- 
gl&nbigers  296  (Anm.  4). 

— des  Lehens  263,  266. 

— von  Mobilien  192. 

— Pfand  mit  Besitz  des  Gläubi- 
gers 139  ff.,  201—261. 

— dcrPfandsachc  136,  166ff.,  171, 
184  ff.,  193  ff.,  196,  199,  200, 
204  ff.,  208,  210  ff.,  2l3,  217ff., 
219ff.,  222,  224ff.,  232,  233ff., 
238,  242  ff.,  258  ff.,  280,  281, 
286  ff.,  291  ff.,  295  ff.,  298,  304. 

— einer  Rente  174  ff. 

— des  verpachteten  Grundstücks 
203  ff. 

Bcweisversprechcn  76  ff. 

Billigkeitsrecht  (Equitj)  8,  14,  25ff., 
200,  211,  227. 

— Billigkcitsgerichtsbarkeit  der 
gemeinrechtlichen  Gerichte  29. 

— EintluB  auf  Mortgages  248  ff. 

Bischöfe  108,  109,  n.  s.  w. 

Blackstone  25. 

Böcland  40. 

Bonds  284  ff.,  <303.  Siche  auch 
Schuldanerkennungen. 

Bracton  21. 

„Bractonian  Gage  for  Ycars“  233  ff., 
246. 

Brcvia  in-  consimili  casu  34, 

— iudicialia  33  ff. 

— originalia  33  ff. 

Hritton  22. 

Bucbland,  Verpfändung  von  139  ff., 
213,  239,  240.  | 


Bnrdcns  261  ff.  Siche  auch  Be- 
lastungen und  Charges. 
Bnrgago  land  291. 

Bürgschaft  71  ff.,  76  ff.  90,  98,  101  ff., 
110  ff.,  112,  114  (Anm.  2),  122 
bis  126,  128,  130,  131,  135, 
139,  152  (Anm.  1),  155,  156, 

160,  165  ff.,  252,  253. 
Burgundisches  Recht  1 1 6, 1 78 (Anm.  3). 
Busse  69  ff.,  115  ff.,  118,  119,  127, 

134,  135,  138,  153,  159,  175, 
179,  190  (Anm.  2). 

Cambridge  und  Oxford,  Gerichte  der 
Universitäten  25. 

Causao  debendi  160,  163. 

Ceorls  4,  6. 

Charges  261  ff.,  276,  304.  Siehe 
auch  Belastungen  und  Bnrdcns. 
Chattcls  41. 

— real  41,  234,  257  (Anm  3)  258 
Anm.  11,  296. 

Choses  in  action  41. 

Christentum  4. 

Cnut  5. 

Cnuts  Regierung  11. 

Codification  26. 

Coke  25. 

Commendation  271. 

Common  Law  (gemeines  Recht)  26  ff. 

— — (Gewohnheitsrecht)  26  ff. 
Consideration  (Gegenleistung)  38, 

161,  271. 

Contract  27. 

— ofrecord  38,  149—164,  289  ff. 
- under  scal  38,  149 — 164. 

— Simple  38,  149—164. 
Convcntionary  Law  (lex  contractus) 
26  ff. 

Conventiones  162  ff. 

— privatae  218. 

Copyhold  42. 

Govenants  for  title  274. 

— von  Pfandschuldnern  212. 
Custodia  legis  166  ff.,  173,  175,  177, 

181,  184. 
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Damagcs  36. 

DaneUg  (Danelaw)  5. 

D&nen  nad  Norweger  5,  6. 

DInisches  Recht  116,  132  (Aam.  I). 

Darlehen  158,  163. 

Doed  49,  50,  149—164,  303,  305 
Siehe  auch  Recognizances, 
Schuldanerkennnngen. 

— npon  condition  289  ff. 

Denarius  Dei  159. 

Detentinn  der  Pfandaacho  219,  221. 

Deutsches  Recht  39  ff.,  44,  49,  93 
(Anm.  2),  168,  181  (Anm.),  196, 
201  (Anm.  2),  205  (Anm.  1), 
214,  220  (Anm.  1),  231  (Anm.  2), 
277  (Anm.  1),  299  ff.,  304  (An- 
merkg.  2). 

Diebstahl  79,  81  (Anm.  2),  101,  103, 
123  ff..  133,  135,  136,  176 
(Anm.),  271. 

Dienste  und  Renten,  Natur  der  feu- 
dalen 167  ff. 

Disseisin  174  ff. 

Distress  164 ff.  Siehe  auch  Pfftn- 
dung. 

— damage  feasant  164  ff. 

— Douhle  1 79. 

— Excessire  179. 

— Reasonable  179. 

— for  Services  or  rent  in  arrear 
167  ff. 

Dnmesdaj  Book  63. 

— Pfand  139. 

Dominium  39. 

Dorf-  oder  Stadtgoroeindc(Village  oder 
township)  4. 

Dos  ad  ostium  ecclesiae  274  - 276. 

— nominata  275,  276. 

— rationahilis  275,  276. 

Draufgeld  (eamest)  159,  160. 

Drogheda,  William  of  21. 

Eadred  5. 

Eealdormännor  108. 

Ecgherht  und  die  Westsachsen  5. 

Eduard  der  Bekenner  6. 


Eduards  I,  Regierung  7,  12. 
Eduards  UI,  Regierung  13. 

Ehe  91  ff. 

Eherecht  154  (Anm.  2). 
Eheschließung  91  ff. 

Eid  71,  74-81,  93  ff.,  98  ff,  126, 
128—130,  149—164. 

Eideshilfe  (compurgation)  4. 
EigcnmichtigePnndungl64ff.  Siehe 
auch  Selbsthilfe. 

Eigentum  39. 

Eigentümer  der  Pfandsachc  305. 
Eigentumspfand.  Siehe  Proprietftts- 
pfand. 

Eigentumsrecht  und  Besitz  245. 

— an  Mobilien  192. 

Einlösung  des  Pfandes.  Siehe  Pfand. 
Eintragung  von  Schnldancrkennungen 

288  ff.  Siehe  auch  Schuld- 
anerkennungen. 

Elisabeth  9,  12. 

Encnmbrances  261  ff.  Sieheauch 
Belastungen , Burdens  und 
Charges. 

Entscheidungen  der  Uerichte  27. 
Eorls  4. 

Eqnitj.  Siebe  Billigkeitsrecbt. 
Erben,  Rechte  der  235  ff,  251,  257, 
258,  273,  276,  295,  297. 
Erbrecht  272 — 276. 

Ermahnung  153. 

Erwerbsarten  der  dinglichen  Hechte 
48,  49. 

Estates  41,  43  ff. 

— upon  condition  47,  241  ff. 

— Equitablc  44.  254,  256. 

— of  freehold  41,  44  ff. 

— less  than  freehold  45. 

— Legal  44. 

— by  Statute  elegit,  merchant  and 
staple  209,  257  (Anm.  3). 
Siehe  auch  .Statutes“. 

Eicambium  ad  valentiam  271  ff. 
Ezchequer  6,  10. 

— of  the  Jews  278. 
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Eikoimnuiiikation  96,  97,  153. 

Fälle,  Citiorte  165  (Anm.  1),  169, 
170, 171  (Anm.  1),  180  (Anm.  3), 
181  (Anm.  1),  186  (Anm.  2), 
188  (Anm.  2),  189  (Anm.  1), 
191  (Anm.  1),  193  (Anm.  2,  3), 
195  (Anm.  1;  Coggsv.  Bcrn- 
ard),  196,  202  (Anm.),  234 
(Anm.  1),  251  (Anm.  3),  252 
(Anm.  2),  263,  264  (Anm.  1), 
266  (Anm.  2),  272  (Anm.),  273  | 
(Anm.  1),  281  (Anm.),  282  j 

(.Anm.),  283  (Amn.),  284  (Anm.),  [ 
288,  289  (Anm.),  296  (Anm  2). 

Faustjjfandrocht  112.  Siehe  auch 
Pfand  und  Pfändung. 

Fcchtwcttc  84,  87. 

Fehde  107,  124. 

— Wettvertrag  bei  Beilegung  der 
72,  81  ff. 

Festuca  71,  Anm. 

Feudalismus  6,  271,  280,  285. 

Fidoi  interpositio  VIII,  5,  75  ff,  109, 
112,  149—164. 

— laesio  151,  153,  251. 

Fides  facta.  Siehe  fidei  interjiositio. 

Fiducia  201  (Anm.  2),  261. 

Fines  (final  concurds)  162,  269,  289. 

Flandrisches  Recht  83  (Amn.  4). 

Pieta  21. 

Folc-land  40. 

— Verpfändung  von  139. 

Foreclosure  199,  200,  212,  227  fl'. 
283  (Amn.  5). 

— Dccree  of  29,  37,  253  ff. 

Formal-  oder  Wettvertrag  VIII,  37 ff, 
69  ff,  149  ff. 

Formen  der  Immobiliarverjifändung 
und  Kombinationen  dieser 
Formen  231  ff. 

Fränkisches  Recht  VIII,  78  (Anm.  1), 
79,  109  ff,  116,  163,  233. 

— in  England  16,  19,  20. 


Französisches  Recht  62,  64,  201 
(Anm.  2),  299,  300-302. 
Froehold  42. 

— estates  41,  44  ff. 

Friede  (Schirm)  des  Königs  83,  86, 
87,  99,  108,  186. 
Friedensgilden  101  ff. 

Friedensstörer  100. 

Friedensvertrag  98,  106. 

Friesisches  Recht  55  (Anm.  2),  78 
(Anm.  1),  81  (Anm.  5),  116. 
Fronung  auf  Grund  der  Oenoral- 
satzung  301. 

Fürsprecher  (Vorsprecher)  72,  85,  88. 

Gabe  234  ff,  240,  271,  276. 

— ohne  Gegenleistung  161. 

Gage  for  years  und  die  ,bencficial 

lease“  203. 

Gav  eiet -Verfahren  265  ff. 

Gavelkind  27,  265  ff. 

Gebrauchs-  und  Nutzungsrecht  au 
der  Pfandsacbe.  Siehe  Ver- 
pfändung und  Pfändung. 
Gedinge  69  ff,  93  ff. 

Gefalir  und  Kosten  bezüglich  der 
Pfandsacbe  180,  194. 
Gegenleistung  38. 

Gegenpfändung  (withemam)  189,  190. 
Geiseln  70,  73,  93  (.Anm.  3),  98  ff, 
107,  109  (Amn.  2),  112,  127, 
1.38,  139,  160. 

Geld-  und  Creditwirtschaft  12,  14, 
164. 

Gelöbnis  77,  81,  83,  87. 

Gelübde  155. 

Gemeines  Recht  14. 

Gemot  122  ff,  132,  135  ff,  n.  s.  w. 
Gcncralhypothek  202  (Anm.),  3(X)ff. 

Siebe  auch  Hypothek. 
Gencralobligation  111. 
Genoralsatzung  300  ff. 

Gentili,  Alberico  23. 

Genugtuung  119,  131,  138. 

Gerefc  97,  102  ff,  107,  109,  131—133, 
138,  u.  8.  w. 
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Gerichte  24,  25,  27,  28,  31,  33  ff.  | 

U.  S.  W.  I 

I 

Gerichtliche  Erlaubnis  zur  Pftndung. 
Siehe  Pf&ndung. 

— PfSndung  191  (.4niii.  1),  122II. 

Geruianiscbe  Elemente  im  englischen 
Recht  3,  15 — 17. 

— Institutionen  in  England.  3. 

— Völker  in  England  3. 

Germanisches  Recht  VII — XI,  1511', 
39  ff,  43,  69,70,71  (Anm.  1,2), 
74,  81,  85  (Anm.  4),  91,  94 
(Anm.  2),  109  ff,  114,  115,  116, 
132  (Anm.  2),  156,  161,  163, 
172  (Anm.  1),  173,  174,  176 
(Anm.),  178  (Anm.  3),  179 
(Anm.  2),  184  (Anm.  3),  185 
(Anm.  1),  190  (Anm.  2),  260 
(Anm.  1),  262  (Anm.),  270,  302. 

— Recht  in  England  3. 

Geschworencu-Gericht  (inquest  oder 
rocognition)  7. 

Gesetze: 

Consuetudines  Cantiac  265. 

Los  Estatutes  de  la  Jeueric  282 
(Anm.  2,  3,  4);  284  (Anm.  1). 

Chapitles  Tuchaunz  La  Gyuerie 
284  (Anm.  1). 

Stat.  4 Henry  II  172. 

Capitula  de  Judacis  (A.  I).  1194) 
278.  ' 

Provisiones  de  Merton,  (20  Henry  ' 
III,  A.  D.  1236)  52.  ' [ 

Stat.  of  Marlbridge,  (52  Henry  III,  j 
A.  D.  1267)  190,  Anm.  2.  | 

Stat.  of  Marlbridge  (C.  4)  179  i 
(.Anm.  2),  180  (Anm.  3). 

Stat.  of  Marlbridge  (C.  15)  182.  | 

Stat.  of  Marlbridge  (C.  21)  188 

(Anm.  3). 

Stat.  of  Marlbridge  (C.  22)  264. 

Carta  Mercatoria  (Ed.  I)  159. 

Stat.  'Westminater  I,  A.  1).  1275 
(C.  16)  180,  Anm.  3,  190,  Anm. 


Stat.  Westminstcr  I (C.  17)  189, 
Anm.  3,  190,  Anm. 

Stat.  of  Gloucostcr,  6 Ed.  I,  A.  1). 
1278  (C.  4)  264. 

Stat.  of  .Acton  Bumel,  11  Ed.  I, 
A.  D.  1283  287,  290,  291, 
294  (Anm.  1). 

Statutum  Walliao  (A.  D.  1284)  164. 
Stat.  of  Merchants,  13  Ed.  I,  A.  I>. 
1285  288,  290,  291,  294  (Anm. 
1,2),  295  (Anm.  1),  297  (Anm. 
1,  3). 

Stat.  Westminstcr  II,  13  Ed.  I, 
A.  1).  1285  (C.  2)  188  (Anm.  1), 
189  (Amn.  1). 

Stat.  Westminstcr  II,  13  Ed.  I, 
A.  D.  1285  (C.  18)  287,  291, 
292,  294  (Anm.  1),  295  (Anm.  1). 
Stat.  Westminstcr  II,  13  Ed.  1, 
A.  U.  1285  (C.  21)  264. 

Stat.  Westminstcr  II,  13  Ed.  1, 
A.  D.  1285  (C.  41)  265. 

Stat.  Quia  Emptorcs,  18  Ed.  I, 
A.  D.  1290  (st.  1)  42,  44,  202 
(Anm.),  286. 

Stat.  5 Ed.  II,  A.  D.  1311  (C.  33) 
291,  294  (Anm.  1). 

Statutnm  de  Gavcleto  in  London, 
10  Ed.  II,  A.  D.  1317  266. 
14  Ed.  III,  A.  D.  1341  (St.  1, 
C.  11)  294,  Anm.  1. 

Stat.  of  the  Staple,  27  Ed.  III, 
A.  D.  1353  (St.  2,  C.  9)  288, 
290,  292,  294  (Anm.  1). 

36  Ed.  III,  A.  I).  1362  (C.  7)  292, 

Anm.  3,  294,  Anm.  1. 

10  Hen.  VI,  A.  D.  1432  (C.  1)  294 
Anm.  1. 

23  Hon.  VIII,  A.  D.  1531-1582 
(C.  6)  287,  293, 294  (Anm.  1,  2). 
27  Hon.  VIII  (C.  16)  49. 

32  Hen.  VIII,  A.  D.  1540  (C.  5) 
293  (Anm.  2),  294  (Anm.  1). 

37  Hen.  VlU,  206  (Anm.  1). 

Stat.  of  Usos,  A.  D.  1535  49. 
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Stat.  of  Wills,  32  Heil.  VIII,  A.  D. 
1541  44. 

Stet.  2 and  3 Ed.  VI,  A.  D. 

1548-1549(0.81)  294(ADm.  1). 
12  Charles  II  (0.  24)  42 
2 tVUliam  and  Mary  (C.  5)  185, 
Anm.  1,  2. 

4 William  and  Mary  (C.  5)  178 
(Anm.). 

4 George  U (C.  28)  267. 

Distress  for  Rent  Act,  stet.  1 1 
George  II  (.0.  19)  § 16,  A.  D. 
1737  268. 

Real  Property  Limitation  Act,  6. 
36  (1833)  267. 

Stet.  26  and  27  Victoria  (C.  125) 
298. 

Judicature  Acts  (1873 — 1875)  31, 
259. 

Land  Transfer  Acts  (1875, 1897)  49. 
Oonveyancing  and  Law  of  Property 
Act  (1881)  213,  258. 

Bills  ofSaleAct  (1882)  291,  Anm.  1. 
Gesotie  der  Angelsachsen  69  ff. 
Gesetzgebung  27. 

Gewihrleistung  (warranty)  268—274. 
— als  dingliche  Belastung  268, 
272  ff. 

— Persönliche  268,  272. 
Gewährsmann  99  (Anm.  2). 

Gewere  39,  299  ff.  Siehe  auch 
Besitz  und  Seisina. 

Gift.  Siehe  Gabe. 

Gilden  10,  12,  101  ff. 

— Statuten  der  102. 

Glanvill  21. 

„OlanTillian  Gage“  214  ff,  231  ff, 
237  ff,  243,  245,  246,  251. 
Gotisches  Recht  55  (Anm.  2),  116. 
Gottesurteil  (ordeal)  4.  Siche  auch 
Ordalieu. 

Gott- Verbürgung  71,  75,  93  ff,  156. 
Grafschaften  G. 

.Grant,  Lio  in“  305. 

Grundbesitz  5. 


Grnndhcrr  131  ff,  138  ff. 

Gutgläubiger  Dritter  302. 

Gutsherrschaften  (manors)  8 — 10. 

Gutspächter,  System  der  Bewirt- 
schaftung durch  8. 

Haft  80  (Anm.  2),  96,  125,  131,  135, 
138. 

Haltung  VIII,  69,  73,  75,  156,  194, 
246  ff.,  257,  258,  281,  299  ff. 

— Gegenstände  der  300  ff. 

— des  Mobiliars  111  ff.,  294 
(Anm.  1). 

— des  Pfandgläubigers  194  ff., 
228,  229. 

— dos  Pfandschuldnors  212. 

— und  Schuld  109  ff. 

Halo  25. 

Halsfang  83  ff. 

Hand  wahre  Hand  50,  196. 

Handel  und  Industrie  4 — 14,  98  ff., 
164,  277,  286,  290,  292  ff.,  303. 

Handgeld  92,  Anm. 

Handschlag  71,  83  ff.,  99,  151,  1.5.5, 
156,  163. 

Handschuh  152,  157. 

Heinrichs  II,  Regierung  7. 

Heinrichs  III,  Regierung  7. 

Heroditaments,  Corporcal  and  incor- 
poreal  40,  41. 

Hiremanncn  105,  108. 

Hoftege  der  Vasallen  6. 

Holländisches  Recht  302. 

Holschulden  134. 

Holt  25. 

„Hne  and  cry“  189. 

Hundertschaften  6,  120,  122,  132 
(Anm.  1),  136. 

Hvperocha  70  (Anm.),  144,  145,  185 
(Anm.  2),  197  (Anm.  2),  199, 
200,  210-213,  222-224,  246 
(Anm.  2),  250,  255,  258,  259, 
283,  284,  297,  298,  305. 

Hypotheca.  Siehe  Hypothek. 

— tecite  173. 
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Hjpothucations  304,  Anm.  4. 

Hypothek  11,  13,  38,  41,  144,  157, 
1G3  (Amn.  3),  201  (Anm.  2),  202 
(Anm.),  210,  218,  248,  261  bis 
305. 

— General-  202  (Anm.),  300  ff. 

— am  ganzen  Immobiliar  303. 

— am  Mobiliar  111  ff.,  193,  200, 
201. 

— Neuzeitliche  304. 

— Umbildung  des  mortgage  in 
eine  304. 

— und  Vermfigenshaftung  299  ff. 

Immobiliargut  40. 

Immobiliarklagen  49  ff. 

immobiliarpfandreebt  139  ff.,  201 
bis  305. 

Immobiliarrecht  42  ff. 

Injunction  (gerichtliches  Verbot)  30. 

Inns  of  Court  24. 

Inrutulicrung  von  „Statutes“  303. 

Interpositio  lidei  (pledgc  of  faith) 
149 — 164.  Siehe  auch  Fidei 
interpositio. 

Italienisches  Recht  163,  221. 

„Jewish  Gage“  11,  210,  277-284, 
298,  303. 

Johann  7. 

Juden  11,  12,  1.08,  277—284. 

Judgment  lien  299. 

— Confessing  298. 

Judgments  38,  288  ff. 

Judicats-Hypothek  41,  288  ff.,  299. 
Siehe  auch  Hypothek. 

Judicature  Acts  31. 

Jury,  Ursprung  der  132,  Anm.  4.  | 

Kanonisches  Recht  93,  94  (Anm.  2). 

— — in  England  17. 

Kanzleigericht  (Chancery)  8. 

Kauf  auf  Wiederverkauf  14.0. 

Kaufehe  73.  91  ff. 

Kauffeute  11—14,  158,  286  ff.  j 


Keltische  Institutionen  und  keltisches 
Recht  15. 

— Zivilisation  in  England  3. 

Kesselfang  78,  128  (Anm.  3). 

Kirche  8. 

— Einfluß  der  75  (Anm.  3). 

— Jurisdiction  über  Vertr&ge 
149-164. 

— Römische  Kirche  in  England 
18,  19. 

Kirchenrecht  149  ff. 

— Gelöbnis  im  97. 

Klageantrag  (indorsementofclaim)  36. 

Klagen  33  — 37,  157  — 164.  Siehe 
auch  Actions. 

— der  angelsächsischen  Zeit  76  ff. 

— Petitorische  49. 

— Possessorische  296  ff. 

Klöster  11. 

König  10,  14,  u.  s.  w. 

Königreiche  6. 

Königsfrieden.  Siehe  Friede  des 
Königs. 

Kölligsgericht  6. 

Kontinentalisches  Recht  42,  43,  174, 
176  (Anm.),  178  (Anm.  3),  184 
(Anm.  3),  190  (Anm.  2),  217 
(Anm.  1),  262  (Anm.),  285 
(Anm.  1),  304.  Siche  auch 
Germanisches  Recht,  Römisches 
Recht  u.  s.  w. 

Kreditwesen  277. 

Kronvasallen  (tenentes  in  capite)  6. 

Kuss  84,  Anm.  3. 

Lmn-Land  40. 

Landbücher  19. 

— Besitz  der  Landbücher  bei  Ver- 
I pf&ndungen  141  ff. 

Lanfranc  20. 

Langobardisebes  Recht  109,  112,  115, 
178  (Anm.  3). 

Lasten,  Feudale  247. 

Lease  and  releasc  49. 

Legal  estates  44. 
j Legatare  257,  258. 
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Lebnsdieoste  und  Renten  als  Relae- 
tnngen  262  ff. 

LehnMtaat,  Normanniacher  7. 

Lehnssystem  42. 

Leibeigenschaft  9,  277. 

Lei  mercatoria  10,  27,  159,  160, 
167  fAnm.  2),  292  ff. 

Liens  261  ff.,  304  (Anm.  4).  Siche 
auch  Belastungen,  Burdens, 
Charges. 

Literatur  des  gemeinen  Rechts  21  ff. 

— und  Quellen  des  Pfandrechts 
350—360. 

— und  Quellen  des  englischen 
Privatrechts  51 — 54. 

„Livery,  Lie  in“  305. 

Longchamp,  William  21. 

Magna  Charta  7. 

Mandate  (writs,  brevia)  33  ff. 

Hannbussc  84  ff. 

Mansiicld  25. 

Maritagium  (ilciratsgut)  152, 153, 274. 

MSrkte  (fairs)  14. 

Mercantile  System  14. 

Missio  in  bannum  Regis  des  fränki- 
schen Rechts  36. 

Miicd  actions  35. 

Mobiliargut  40. 

Mubiliarhypothek  111  ff.,  202  (Anui.), 
303. 

Mobiliarpfand,  Jüdisches  282,  Anm.  1. 

Mobiliarpfandrecht  114  ff.,  164—201. 

Mobiliarrecht  50. 

Mobiliarverpfändung  mit  Besitz  des 
Gläubigers  193. 

Mord  86,  87.  Siehe  auch  Tötung.  ! 

Mortgagc  30,  ,208,  211,  213,  228,  | 
232  (Anm.  1),  234,  239,  240  ff.,  j 
260,  261,  281,  304,  305.  I 

— an  beweglichen  Sachen  200.  I 

— Eqiiitablo  304.  , 

— Littleton’s  240  ff. 

— for  term  of  years  247.  ' 

Morlgagee  in  po.ssession  258  ff. 


Mortgagor  in  possession  258  ff. 

Mortunm  vadium  141  (Anm.4),  203ff., 
241  ff. 

NachlaQrecht  5, 

Nährlohn  (föster-leän)  88  ff. 

Namium,  Simplex  263,  267. 

Nationale  Entwickelung  9. 

Naturalwirtschaft  12,  14,  164. 

Nordisches  Recht  55,  70,  84  (Anm.  3), 
88  (Anm.  7),  93  (Anm.  3),  98. 

— in  England  16. 

Normannen,  England  unter  den  8. 

Normannische  Eroberung  8. 

— Herrscher  11. 

Normannischer  Einfluß  6. 

Normannisches  Recht  48,  62,  79, 
206  (Anm.  3),  269. 

— in  England  16,  20. 

Nutzpfand  IX,  19,  139  ff.,  201-213, 

233  ff.,  258,  298. 

— Befristetes  246. 

— Reines  214,  224  (Anm.  3),  227, 
230,  231  ff. 

Nutzpfand  plus  Suhstanzpfand  IX, 
231  ff.,  298. 

Nutzungsrecht  264,  283. 

— auf  Jahre  202  ff. 

Oath.  Siche  Eid. 

Obligatio  generalis  300  ff. 

— personae  302. 

— specialis  301  11'. 

Obligationenrecht  37  ff. 

Offa  11. 

Öffentlichen  Recht,  Wettvertrag  (Ge- 
löbnis, Gedinge)  im  98  ff. 

— Fides  facta  im  1.50  ff. 

Öffentlichkeit  bei  Hypothek  280. 

Oekonomische  Entwickelung  Eng- 
lands 4 ff. 

„Once  a rnortgage,  always  a mort- 
gage“  256. 

Ordalicn  78  ff.,  121  (Anm.  5),  129, 
131,  133.  139. 
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— Liturgie  IG. 

— Siehe  auch  Kesselfang. 
Orersennessa  123,  130,  137,  138. 
Oxford,  Albcrico  Gentili  zu  23,  24. 
— Schule  für  beide  Rechte  zu  21. 

Pachtverhältnis  140,  Anm.  3. 
Papinian  zu  York  18. 

Parlament  7,  9. 

Person  des  Schuldners,  Zwangsvoll- 
streckung gegen  die  286  IT. 
Personal  actiuns  34  IT.  ' 

— propertj  40,  41, 
Personenbaftung  VIII,  69,  109  ff., 

299  ff. 

Persönliche  Klage  gegen  den  Pfand- 
schuldner 199  (Anm.  3),  212, 
24G  ff.,  259,  284  ff. 

„Pos“  (Fuß)  einer  Schuldancrkcnnnng 
279. 

Pfand  80,  124,  125. 

— Kinlösnng  des  Pfandes  138  bis  1 
140,  142,  145,  184,  185,  198,  I 
200,  207,  209,  211,  213,  22511.,  I 
230,  238,  23G,  241—243,  24G,  I 
249  ff.,  25G  ff,  2G3,  2GG,  228,  ' 
282.  i 

— Einlösung  des  Pfandes  nach  | 
dem  Stichtag  250  ff. 

— des  Friedens  99,  107.  ^ 

— Iiogebonos  125  ff.  1G4,  191  j 

bis  201.  I 

— Genommenes  41,  1 14  II.,  13311., 
1G4-191. 

„Pfand  und  Bürgschaft“  (gagc  and 
pledge)  155  ff. 

Pfandgeschäft,  Kombiniertes  233  ff.,  ' 
246.  Siehe  auch  Nutzpfand. 
Substanzpfand. 

Pfandgläubiger  als  Freeholdbesitzer 
232  ff.  ! 

— als  tenant  232.  j 

Pfandgläubigers,  Rechte  und  Pflichten  I 

des  219  ff.  I 

Pfandkehrung  184,  Anm..  3.  i 


Pfandrecht  als  accessorisches  Reeht 
IX.  Siehe  auch  Persönliche 
Klage  gegen  den  Pfandschuld- 
ner; Haftung. 

— Englisches  VIII.  „ 

— Geschichte  des  15. 

— und  Rechts-  und  oekonomische 
Verhältnisse  3. 

— und  Schuld  145. 
Pfandsatzung  VIII,  111. 
Pfandschuldners,  Rechte  und  Pflich- 
ten des  222  ff.,  230  ff. 

Pfandstall  180  ff. 

Pfandwehmng  184,  Anm.  3. 

! Pfändung  156,  299  ff. 

— Akt  der  175  ff. 

— Außergerichtliche,  für  Schuld- 
forderungen 1 14  ff. 

— Eigenmächtige  32,  114  ff. 

— mit  Erlaubnis  dos  Gerichts  113, 
114  ff.,  134  ff.,  lG9ff.,  2G3ff. 

— ohne  gerichtl.  Erlaubnis  114ff. 
— Gebrauchs  und  Nutzungsrecht 

an  gepfändeten  Sachen  167,185. 

— tiegenpfändnng  189,  190. 

— Gegenstand  der  135,  17G  ff. 
— Gerichtliche  VIII,  134  ff., 

122  ff.,  191  (Anm.  1). 

— von  Land  178,  263  ff..  273. 

— seitens  des  Lehnsherms  1G9  ff. 

— von  Mobilien  11411.,  134  ff., 
164  ff.,  263  ff.,  281. 

— Ort  der  136. 

— im  Prozeß  1 14,  164. 

— wegen  rückständiger  Rente  und 
Dienste  116,  263  ff. 

— als  Selbsthilfe  32,  115  ff. 

— der  Sippegenossen  des  Schuld- 
ners 116  (Anm.  3),  121,  134. 

— im  Ungehorsamsprozeß  122  ff., 
135  ff. 

— Ungesetzliche  190  (Anm.  2). 

— von  Vieh  114  ff.,  134  ff.,  164  ff. 
— Widerstand  bei  der  Pfändnngs- 

vomahme  183  (Anm.  1),  184. 
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PAndung,  Zeit  der  176. 
PfindoDggklausel  169. 

Pignns  201  (Anm.  2),  221,  261,  305 
(Anm.  1). 

PlantageneU  II. 

Pledge  of  faith  75  ff.,  149  — 164. 

Siebe  auch  Fidei  iuterpositio. 
Posse  comitatus  189. 

Priester  bei  Ebescbließung  92. 
Prioritftt  244. 

Privatrecbt,  Englisches  15  ff. 

— Fides  facta  im  152,  153. 
,Property-gage“  IX,  Anm.  1. 
Proprietktspfand  IX,  19, 139ff.,  201ff., 
213—261. 

Protokolliernng  von  Schuldaner- 
kennnngen  280,  286  ff.,  303. 
ProseB  36,  37. 

({uasibypotbekarUche  VermOgensbaf- 
tung  302. 

Quellen  und  Literatur  des  engliscbcn 
Privatrecbts  51 — 54. 

— des  Immobilienpfandrecbts 
307-349. 

— und  Literatur  des  Pfandrechts 
350-360. 

Quid  pro  quo  161. 

Bache  119  (Anm. 3),  124, 190(Anm.2). 
Raub  125,  176  (Anm.),  186. 

Haubehe  91  ff. 

Real  actions  34  ff. 

— property  40,  41. 

Realisierung  des  Pfandrechts  137, 

139,  197  ff. 

Reallasten  168.  Siehe  auch  Be- 
lastungen. 

Realvertrag  37,  91  (Anm.  5). 
Rcchnungsablegung.  Siche  Hypc- 
rocha. 

Rechte,  Dingliche  und  persönliche 
157,  158. 

Recbtsausdrfickc,  Deutsche  17. 
Reclitsentwickelung  Englands  4 ff. 
Kechtsgang,  Wettvertrag  im  76  ff. 
Rcchtsgeschichte  17. 


Rechtsschutz  32  ff. 

Rechtswissenschaft,  Vergleichende  17. 

Becognizances  38,  284  ff.  Siehe 
auch  Schuldanerkennnngen. 

— in  tbe  nature  of  a „Statute 
staple“  287  ff. 

Redemption,  Equity  of  29,  30,  37, 
200,  211,  228,  250  ff,  304. 

Reichsgericht  7. 

Reinigungsbeweis  121,  Anm.  5. 

Renten  47,  160,  167  ff. 

— und  Lebnsdienste  als  Belastun- 
gen 262  ff. 

— Rent-cbarge  28,  168  ff,  262  ff. 

— Rent-seck  168  ff. 

— Rent-servicc  28,  168ff,  262 ff. 

Resolutivbedingte  Übereignung  zu 
Pfandzwecken  144, 200, 2l3ff, 
239  ff,  260. 

Retentionsrecht  IX,  137,  166,  167, 
175,  185,  191,  264. 

Rezeption  des  römischen  Rechts  22, 24. 

Richter,  Wandernde  7. 

Richterspruch  199. 

Römische  Zivilisation  in  England  3 ff. 

Römisches  Recht  VI,  50,  70,  142, 
145,  172,  192  (Anm.  2),  201 
(Anm.2),  214, 221, 233 (Anm. 5), 
250  (Anm.  2),  252,  260  (Anm.  1), 
261,  270,  274,  296  (Anm.  4), 
305  (Anm.  1). 

Römisches  und  kanonisches  Recht  in 
England  5,  17  ff,  172,  173. 

Sachen,  Unkörperliche  168,  174. 

Sachenrecht  39  ff. 

Sachhaftung  69,  110,  111,  299  ff. 

— Reine  VIII. 

Sachhaftungsreebt,  Pfandrecht  als 
VIII. 

SScbsisches  Recht  109,  110,  115. 

Satzung,  Ältere  201  (Anm.  2). 

— Jüngere  201  (Anm.  2),  299, 
301. 

— des  Vermögens  300. 

Satzungen  der  Witau  108. 
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Schoinpfand  70,  113. 
iSebeihprozeD  162. 

Schenknng  269. 

Schifffahrt  13. 

Schotten,  Hecht  der  119. 

Schuld  und  Haftung  109  ff. 

Schuld  und  Pfandrecht  145. 
Schuldanerkennungen,  Gesiegelte  1 60. 

— der  Juden  278. 
Schuldforderung  des  Pfandgläuhigers 

220,  230. 

Schwedisches  Recht  88  (Anm.  7),  1 13. 
Scinnan  119  (Anui.  3),  127. 

Seisin  und  Disseisin  von  Mohilien. 
192. 

— Livery  of  243,  280. 

Seisina  46,  48,  49,  168,  245,  282. 
Siehe  auch  Besitz. 

— einer  Rente  174  ff. 

— nt  de  vadio  205  (Anm.  2), 
219  ff,  222,  2'*6,  283. 

Selhstbefriedigung,  Recht  der  173, 
185. 

Seihstbnrgschaft  74. 

Selbsthilfe  32,  114  ff,  118  ff,  134  ff. 
Shetar  (starrum)  279. 

Shiregemot  120.  u.  s.  w. 
Sicherstellung  von  Forderungen  10 
bis  13,  70  (Anm.),  138,  141  ff, 
203,  213,  223,  230,  233  ff,  250, 
256  ff,  261  ff,  277,  286,  304. 
Sicherungsm.ttel,  Pfändung  als 
Zwangs-  und  137. 

Siegel  163. 

Special  Law  26,  27. 

Specialtics  27,  149 — 164. 
Specilicperfonnancc(NaturalerriiIlung 
30. 

— relief  36. 

Staatsvertr&ge  108. 

Staatswesen,  Angelsächsisches  7. 
Stab  157. 

Städtewesen  6 — 11. 

Ständestaat,  England  als  7. 
Stapelplätze  13,  14,  292  ff. 

Hazeltlne,  Englisches  Plsadrecht 


I Statute  Law  (Gesetzesrecht)  26  ff. 

„Statutes  elegit“  41,  287  ff. 

— merchant“  37,  38,  41,  112 
(Anm.  3),  210,  288  ff. 

— Securities  by,  308. 

— staple“  38,  41.  210,  288  ff, 
293  ff. 

Strafprozeß,  Pfändung  im  122  ff, 
135  ff. 

— Gegebenes  Pfand  im  126  ff. 
i Strafrecht  113  (Anm.  2),  115,  117, 
122  ff,  125  ff,  130  (Anm.  6), 
132  ff,  135  ff,  175  ff,  186  ff, 
271,  292. 

— der  Angelsachsen  72  ff,  76  ff, 
79  ff,  98  ff,  96  ff,  100  ff,  118 
(Anm.  2). 

Substanzpfand  IX,  197  (Anm.  2), 
199,  216  ff,  231,  233  ff.  246, 
248,  254,  298. 

Snmmons  36. 

Suspensivbedingte  Übereignung  zu 
Pfandzwecken  213  ff,  233  ff, 
260. 

Symbolische  Übereignung  zu  Pfand- 
zwecken 240. 

Synallagma  38. 

Tenants  in  murtgage  241,  Anm.  4. 

Tenementum  42. 

Tcmire  42. 

— Free  and  unfrec  42. 

Terminologie  der  Quellen  des  eng- 
lischen Pfandrechts  .54—65. 

Testament  154,  Anm.  2. 

Thegn  132,  u.  s.  w. 

Todsatzung  140  ff,  203  ff. 

Tötung  72,  81  (Anm.  3),  82  (Anm.  1), 
83,  85,  86,  87,  97,  102  (Anm.). 

Traditio  50. 

— der  Braut  87  ff. 

— cartae  48. 

Trauung  90  ff. 

Treuhänder  (trnstee)  257. 

Trenversprechen  71,  73 — 75,  93 

(Anm.  3),  99,  107,  HO. 

24 
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Trust  260. 

— Breachof (Vertrauen  sbruch  30. 

Tudors  14. 

Under-wed  124  (Anm.  4),  126,  128, 
129  (Anm.  1),  138,  141  (Anm. 

2,  5). 

Ungehorsamsprozeß,  Pf&ndung  im 
122  ff,  135  ff. 

Ungesetzliche  PfAndung  1 90,  Anm.  2). 

Untenrasallen  (subtenentes)  6. 

UnverAußerlichkeit  des  Lehens  ohne 
Erlaubnis  des  Omndberm  2851T. 

Urkunde,  Gesiegelte  113. 

Urteil  pro  loco  et  tempore  273. 

Urteilserfhllnng  121,  127  (Anm.  3). 

UrteilserffillungsgelSbnis  78,  80. 

„Usufruct-gage“  IX,  Anm.  1. 

Tacarius  20. 

Verkußerungsfreiheit  302  ff. 

Verbot  (prohibition)  154. 

Verbuchtes  Land  304. 

Verfall  des  Lehens  171,  263  ff,  266  ff.  I 

— des  Pfandes,  Ein  auf  Billig- 
keitsprinzipien beruhendes  Ver- 
fahren beim  198,  227. 

Verfalls,  Hftrte  des  absoluten  199 
(Anm.  2),  248  ff.  , 

VcrfallsorklSrung.  S i e h e Foreclosure.  | 

Verfallsidcc  69,  .Anm.  I.  i 

Verfallsklansel  197  ff,  225,  231,  233  | 
bis  237,  252. 

Vcrfallspfand  IX.  139,  145,  185, 
191  (Anm.  1;,  193,  197  ff,  207, 
211—213,  214  ff,  225  ff,  233ff, 
239  ff,  242  ff,  244  ff,  246,  251  ft',  , 
254,  256,  283,  298,  304. 

Verfolgung  der  Spur  gestohlenen 
Viehes  102,  126.  128  ff. 

Vergleich,  Endgültiger.  8 iche  Fines. 

VerhandlungsTcrsprechen  76  ff. 

Verkauf  158  ff,  160,  163. 

— Bedingter  (defeasible  or  con- 
ditional  sale)  260. 

— auf  Wiederverkauf  142,  260 
(Anm..  1). 


V erkaufsklausel  254  ff. 

Verkaufspfand  IX,  137,  166,  185, 
191,  197  (Anm.  2),  199,  200, 
213,  254  ff,  298,  304,  305. 

Verkaufsrecht  197  (Anm.  2),  254, 
283,  298. 

Verkaufsurkunde  gegen  Pfandrevers 
142. 

Verlobung  72. 

— Wettvertrag  bei  87  ff. 

Vermittler  83,  108. 

Vermögenshaftnng  111  ff. 

— und  Hypothek  299  ff. 

Verpachtung  auf  Jahre  46,  160,  162, 

202  ff,  220. 

— zu  Pfandzwecken  232  ff. 

— und  das  Glanvillsche  Pfand 
237. 

Verpfündung  mit  Besitz  des  Gltubi- 
gers  248. 

— Erlaubnis  des  Grundherrn  zur 
Verpfkndung  von  Land  285. 

— Freie  Verpfkndnng  und  Ver- 
äußerungvon  Land  202  (Anm.). 

— des  ganzen  Vermügens  299  ff. 

— Gebrauchsrecht  an  verpfindo- 

ten  Sachen  194. 

— Gegenstand  der  217. 

— des  gegenwärtigen  und  zu- 
künftigen Vermögens  294, 
300  ff. 

— von  Ländern  und  Städten  202 
(Anm.). 

— von  Mobilien  als  eine  Form 
des  bailment  193. 

— der  Person  oder  der  Freiheit 
37,  110,  112  (Anm.  3),  150. 

— und  Verpachtung  der  ganzen 
Judenschaft  277  (Anm.  2). 

— Verschiedene  Verpfändungs- 
furmen  und  Kombinationen 
derselben  216  ff. 

Verrat  des  Herrn  96. 

I V ersprechen.  Kein  unentgeltliches  161. 
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Verträge,  Zweiseitige  und  einseitige  1 
107,  I 

— gegen  die  guten  Sitten  96. 
Vertrauenswege  (trust),  Übereignung  ; 

im  260.  I 

Vetitium  namii  (reo  de  nam)  166,  I 
186  ff.  ! 

Vicecomites  6,  123,  135,  u.  s.  w. 
Virum  vadium  (Todsatzung)  203  ff,  ' 
243  ff.  284,  295. 

Vögte  102  (Anm.  3),  104  (Anm.  6), 
106,  u.  s.  w. 

Volksrecht  31. 

Vollstreckungsprozeli  11,  17,  u.  s.  w.  - 
Vorbehalt  der  Znrnckübcreignung  - 
242,  Anm.  1. 

Voreid  95,  96. 

Vorzugsrecht  bei  der  Befriedigung  | 
300. 

I 

Wadiatio  109,  111. 

Waffe,  Geloben  auf  eine  83,  99,  108. 
Wäger  of  law  152. 

Walliser,  Recht  der  121  ff,  134  ff. 
Wäpentak  131,  132,  138,  u.  s.  w. 
Warranty  268 — 274. 

— EipreO  and  tacit  270,  272  ff.  ' 
— Vouching  to  270  ff.  i 

Wed  69  ff,  149  ff.  | 

, Welsh  mortgages“  211  ff,  256.  | 

— Securities  in  the  naturo  of 
209.  I 

Wergeid  4,  72,  81  ff.  99,  124. 

Wette  69  ff,  71. 

Wett-  oder  Formalvcrtrag  Vlll,  5,  | 
69  ff,  93  ff,  149  ff,  173,  174. 
Wiedereintritt,  Hecht  auf  243  (Anm. 

5),  267.  I 

Wilhelm  der  Eroberer  6.  | 

Witenagemot  6,M07,  108,  u.  s.  w.  • 

Withemam  189,  190. 

Wittum  247,  268,  269,  274—276.  ^ 

Wittumsklagen  (writ  of  dower,  writ 
of  right  of  dower,  writ  of  do- 
wer unde  nihil  habet)  34.  | 

Wort  und  Gedinge  106,  108. 


Wort  Das  gegebene  1.50. 

— und  Wette  71. 

Writs  (brevia)  7,  33  ff.  Siehe  auch 
Actions. 

Capias  in  withemam  190,  Anm. 
Elegit  37,  291  ff.,  298,  299. 

Fieri  facias  37,  286,  289,  291,  297. 
Levari  facias  37,  286,  289,  291. 
Magnum  capc  36. 

Scire  facias  273. 

Summons,  Writ  of  35. 

Written  law  and  nnwritten  law  26. 
Wucher  (usury)  203  ff.,  205  ff.,  219 
(Anm.  3). 


Vear  Books 
20-21  Ed. 
20—21  Ed. 
20—21  Ed. 

20- 21  Ed 

21- 22  Ed 
21-22  Ed. 
21—22  Ed. 
21—22  Ed 
30-31  Ed. 


(13D  234,  Anm.  1. 

(158)  186,  Anm.  2. 

(242)  182,  Anm.  2, 

236,  Anm.  1. 
, I (422)  241,  Anm.  1. 

, I (125)  234,  Anm.  1. 
I (134,  358)  177,  Anm.  3. 
1(222  -224)  235,  Anm.  1. 
. I (362)  175,  Anm.  1. 

1(208-212)  241,  Anm.  1. 


.30-31  Ed.  I (223)  189,  Anm.  1. 

32-33  Ed.  1 (355,  356)  279,  Anm.  4. 

1— 2  Ed.  II  (92,  93)  297,  Anm.  1. 

2— 3  Ed.  II  (14,  15)  241,  Anm.  1. 
2-3  Ed.  II  (78,  79)  165. 

15  Ed.  II  (327)  295,  Anm.  1. 

17  Ed.  III  (3)  295,  Anm.  1. 


28  Ass.  (pl.  7)  296,  Anm.  2. 

30  Ass.  (38)  180,  Anm.  3. 

12  Hen.  VI  (4)  297,  Anm.  2. 

9 Ed.  IV  (25)  197,  Anm.  1. 
21  Ed.  IV  (19)  197,  Anm.  1. 

2 Rieh.  III  (8)  295,  Anm.  1. 
15  Hen.  VII  (16)  295,  Anm.  1 


Zentralgewalt  14. 

Zeugen  beim  Abschluß  des  Wottver- 
trages  155. 

Zeugen  beim  Verkauf  159. 

Zeugnis,  Falsches  93,  96. 

24* 
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Züis  144. 

Zinssatzung  141  ff.,  208  ff. 
Zinsverbot,  Kanonisches  277. 
Zivilprozeli,  Gegebenes  Pfand  iin  126  ff. 
Zugriffsrecht  302. 
Zurückbehaltungsrecht  IX,  185 
(Anin.  1). 

Zurücknahme  (rescous)  der  gepfän- 
deten Sache  180  ff. 


Zwangs-  und  Sichemngsniittel,  PfKn- 
dung  als  137,  167,  172,  173, 
185. 

Zwangsvollstreckungsrerfahren  37, 
261,  277,  282,  284  ff.,  299  ff. 
Zweihyndeniann  82  ff. 

Zweikampf  79. 

Zwölfhyndemann  82  ff. 
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